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Die  Soziallehren  der  christlichen  Kirchen*). 

Von 

ERNST  TROELTSCH. 

II.  Der  Mittelalterliche  Katholizismus. 

I.  Das  Problem. 

Das  Altertum  hat  in  der  priesterlich-sakramentalcn  Wunder- 
und Gnadenorganisation  der  Kirche  den  soziologischen  Zusammen- 
hang der  christlichen  Idee  ausgewirkt,  den  absoluten  Individualis- 
mus und  Univcrsalismus  des  Evangeliums  in  einen  sozialen  Orga- 
nismus zusammengezogen,  innerhalb  dessen  jedem  Individuum  durch 
Unterordnung  unter  die  Gnadenanstalt  ein  ewiger  Wert  des  Seelen- 
heils zuteil  werden  konnte,  in  welchem  aber  doch  die  heilsverbürgen- 
dcn  Autoritäten  und  die  hierarchischen  inneren  Gliederungen  des 
Organismus  sowie  die  patriarchalische  Lehre  von  der  Ergebung  und 
Fügung  in  die  Ordnungen  der  Welt  den  Individualismus  bedeutend 
cinschränkten.  Wie  weit  von  hier  aus  ein  soziologisches  Grundschema 
und  Ideal  der  Beurteilung  aller  menschlichen  Verhältnisse  in  die  Ge- 
müter eingezogen  ist,  kann  im  einzelnen  nicht  ermittelt  werden. 
Jedenfalls  hat  die  Kirche  es  unterlassen,  die  außerkirchlichen  Verhält- 
nisse und  Ordnungen  von  einem  solchen  Ideal  aus  zu  regeln.  Sie 
hat  im  ganzen  die  Verhältnisse  einer  festgewordenen  Welt  hin- 
genommen und  sich  mit  ihnen  durch  die  Theorie  vom  relativen 
Naturrecht  abgefunden.  Denjenigen,  welche  sich  auf  diesen  Kom- 
promiß nicht  einlassen  wollten,  öffnete  sich  ein  Ventil  im  Mönch- 
tum, das  eben  darum  aber  auch  in  kein  klares  und  prinzipielles 
Verhältnis  zur  Kirche  kam  und  der  Kirche  nur  allzuoft  ein  schlech- 
tes Gewissen  machte.  So  war  die  Haltung  gegenüber  Staat  und 
Gesellschaft  eine  eigentümlich  gemischte.  Es  war  ein  Teil  natur- 
rechtlicher Anerkennung,  ein  Teil  theokratischcr  Unterjochung  und 

*)  Vgl.  Bd.  XXVI,  p.  i,  292  und  649. 
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Benützung,  ein  Teil  Stützung  der  nicht  mehr  ausreichenden  Kräfte 
des  Staates  durch  die  Kirche,  und  ein  Teil  Verwerfung  von  Staat 
und  Gesellschaft  überhaupt,  die  sich  in  der  Theorie  von  der  Sündig- 
keit  aller  Stiftungen  des  relativen  Naturrechts  und  in  der  Praxis 
der  Weltentsagung  auswirkte.  Eine  innerlich  einheitliche  christ- 
liche Kultur  gab  es  weder  tatsächlich  noch  in  der  Idee  und  im 
Prinzip.  Der  ganze  Gedanke  war  dem  Altertum  fremd. 

Es  ist  gegenüber  der  alten  Kirche  der  entscheidende  Unterschied 
des  Mittelalters,  dass  es  dieses  Ideal  in  der  Praxis  und  noch  mehr  in 
der  Theorie  kennt,  und  als  ein  solches  Ideal  wirkt  mit  einigen  Anpas- 
sungen an  das  moderne  Wesen  seine  Theorie  noch  in  allen  Soziallehren 
des  heutigen  offiziellen  Katholizismus  fort  M).  Aber  auch  auf  die 


B0)  Dieser  Unterschied  des  Mittelalters  gegen  die  alte  Kirche  ist  allgemein  er- 
kannt und  anerkannt  s.  Hauck  KG.  Deutschlands  I,  116;  Uhlhorn,  Licbcstätigkeit 
II,  5,  »Der  alten  Welt  als  Ganzes  und  abgesehen  von  einzelnen  christlichen  Per- 
sönlichkeiten blieb  das  Christentum  im  Grunde  immer  etwas  äußerliches.  Die 
heidnische  Vergangenheit , das  ganze  vom  Heidentum  durchzogene  und  gesättigte 
Kulturleben  der  alten  Völker  erwies  sich  doch  zuletzt  als  für  den  christlichen  Geist 
undurchdringlich.  Erst  die  germanischen  Völker  sind  in  Wahrheit  christliche  Völker 
geworden.  Noch  in  ihrer  Jugend  vom  Christentum  ergriffen,  sind  sic  selbst  mit 
ihm  aufgewachsen,  alle  Kultur  ist  ihnen  durch  die  Kirche  vermittelt;  und  wie  sie 
selbst  das  Christentum  tiefer  erfaßten  , als  es  die  im  Heidentum  alt  gewordenen 
Griechen  und  Römer  vermochten,  so  hat  auch  bei  ihnen  das  Christentum  ihr  Volks- 
leben mit  allen  seinen  Aeußerungcn  in  einem  Maße  beherrscht,  wie  das  in  Rom 
und  Byzanz  niemals  der  Kall  war.«  S.  7:  »Eigentlich  erst  die  von  Clugny  im 
io.  Jahrhundert  ausgehende  Erweckung  bezeichnet  den  Wendepunkt  zum  ent- 
schiedenen Sieg  des  Christentums.«  Hamack,  »Wesen  des  Christentums«  S.  z 53 : 
»Was  hat  die  römisch-katholische  Kirche  geleistet?  Sie  hat  die  romanisch-germa- 
nischen Völker  erzogen  und  zwar  in  einem  anderen  Sinne  als  die  östliche  Kirche 
die  Griechen,  Slaven  und  Orientalen.  Mag  auch  die  ursprüngliche  Anlage,  mögen 
elementare  und  geschichtliche  Verhältnisse  jene  Völker  begünstigt  und  ihren  Auf- 
schwung mit  bewirkt  haben,  das  Verdienst  der  Kirche  wird  dadurch  nicht  geringer. 
Sie  hat  den  jugendlichen  Nationen  die  christliche  Kultur  gebracht  (wo- 
her?), und  nicht  nur  einmal  gebracht,  um  sie  dann  auf  der  untersten  Stufe  fest- 
zuhaltcn,  nein,  sie  hat  ihnen  etwas  Fortbildungsfähigcs  geschenkt  und  sie  hat  selbst 
diesen  Fortschritt  in  einem  fast  tausendjährigem  Zeitraum  geleitet.«  Seil,  »Katho- 
lizismus und  Protestantismus  in  Geschichte,  Religion,  Politik  und  Kultur«,  1908 
S.  36:  »Der  Fortschritt  der  mittelalterlichen  Stufe  des  Katholizismus  besteht  darin, 
daß  hier  das  Christentum  nicht  wie  in  der  alten  Kirche  eine  Allianz  geschlossen 
hat  mit  einer  bereits  fertigen  Kultur,  wie  es  die  antike  war,  sondern  daß  das  ka- 
tholische Christentum  zur  Grundlage  der  ganzen  abendländischen  Kultur  wurde, 
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Anfänge  des  Protestantismus  ist  dieses  Ideal  einer  christlichen 
Einheitskultur  übergegangen,  grossenteils  mit  denselben  Mitteln 
von  ihm  behauptet,  mit  denen  das  Mittelalter  es  hatte  begründen 
und  ausführen  lernen ; und  auch  in  dem  gründlich  verwandelten 
modernen  Protestantismus  wirkt  dieses  Ideal  wie  ein  selbstver- 
ständlicher Grundgedanke  fort,  den  es  nur  gilt,  auf  eine  neue 
Basis  zu  stellen. 

indem  cs  in  die  geistige  Substanz  der  germanisch-romanischen  Völker  überall  um- 
bildend eindrang.«  Ehrhard,  »Der  Katholizismus  und  das  20.  Jahrhundert4«  1902 
S.  24 : »Aus  dieser  Verbindung  der  neuen  germanisch-romanischen  Reiche  mit  ihren 
spezifischen  Natur-  und  Kulturanlagen  mit  dem  Geiste  der  lateinischen  Kirche  wurde 
eine  neue  Zeit  geboren,  die  sich  in  einer  unübersehbaren  Fülle  von  Tatsachen  aus- 
wirkte.  Diese  Fülle  von  Tatsachen  nun  wird  nber  beherrscht  durch  eine  Reihe 
von  inneren  Faktoren  und  Momenten,  welche  die  charakteristische  Merkmale  des 
christlichen  Mittelalters  ausmachen  : l)  Die  Verbindung  des  Papsttums  und  Kaiser- 
tums als  der  beiden  höchsten  Vertreter  der  Christenheit  und  der  dadurch  bedingten 
Universalismus  des  Mittelalters.  2)  Die  gegenseitige  Durchdringung  des 
politischen  Staatswesens  und  des  katholischen  Kirchenlebens  und  der  daraus  hervor- 
gehende Synergismus  zwischen  Kircheund  Staat.  3)  Die  Allein- 
herrschaft des  christlichen  und  kirchlichen  Geistes  auf 
allen  Gebieten  des  höheren  Kulturlebens.«  S.  35  : »Es  ist  das 
unsterbliche  Verdienst  Gregor  VII , den  Kampf  um  die  Freiheit  der  Kirche  auf- 
genommen und  dadurch  die  volle  Auslösung  der  gebundenen  kirch- 
lichen Kräfte  angebahnt  zu  haben  . . . Jetzt  entfaltete  sich  die  christ- 
liche Kulturblüte  des  Mittelalters,  die  zwei  Jahrhunderte  andauerte  und  auf 
allen  Gebieten  des  höheren  Kulturlebens  Früchte  bleibenden  Wertes  zeitigte«. 
Die  inneren  Schwierigkeiten,  die  sich  einem  solchen  Aufstieg  von  dem  Wesen  des 
altkirchlichcn  Christentums  her  entgegenstellten,  sind  in  diesen  Darstellungen  meist 
unterschätzt.  Sie  hat  mit  scharfem  Blick  zum  Hauptgegenstand  seiner  Untersuchung 
gemacht  v.  Eicken,  Geschichte  und  System  der  mittelalterlichen  Weltanschauung, 
1887.  Seine  Meinung,  daß  die  Ucbcrwindung  dieser  Schwierigkeiten  in  der  Re- 
zeption des  römischen  Weltreichgedankens  durch  die  asketisch-hierarchische  und 
die  Welt  nur  durch  ein  politisches  Reich  zum  Heil  zwingen  könnende  Kirche  ge- 
legen habe  , kann  ich  freilich  als  richtig  nicht  anerkennen.  Darüber  später.  Hier 
nur  bereits  die  Bemerkung,  daß  alle  universalen  und  die  Welt  vergewaltigenden  Tenden- 
zen der  Kirche  von  dem  dogmatischen  Wahrheitsbegriff  und  der  allein  selig  machenden 
Wirkung  der  Sakramente  ausgehen,  wie  auch  Ilauck  zeigt  I,  552  f.,  II,  1 10,  502, 
535;  v.  Schubert  KG.  I,  726,  730.  Es  ist  die  Soziologie  des  religiösen  Gedankens, 
die  hier  herrscht,  die  Dialektik  der  Idee  und  nicht  der  historische  Zufall,  den  hier 
v.  Eicken  in  auffallendem  Gegensatz  gegen  seine  sonstige  rein  dialektische  Kon- 
struktion zu  Hilfe  nimmt.  Aber  gerade  an  diesem  Punkte  sitzt  der  Zufall  nicht. 
Soweit  Recht  und  Ideal  des  römischen  Reiches  rezipiert  wird , geschieht  es  im 
Dienste  der  völlig  selbständigen  kirchlichen  Entwicklungstendenz. 
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Das  Problem  ist  also  einfach  genug  zu  formulieren : Wie 
konnte  im  Mittelalter  aus  der  altkirchlichen  Ueberlieferung , der 
neuen  I^age  und  den  neuen  Gedankenbildungen  dieses  Ideal  ent- 
stehen, und  welche  Gestalt  hat  es  hier  angenommen?  Die  Be- 
deutsamkeit der  Frage  wird  von  allen  denen  unterschätzt,  welche 
schon  der  alten  Kirche  oder  dem  Christentum  überhaupt  das 
Streben  nach  einer  christlichen  Einheitskultur  zuschrciben.  Daß 
davon  nicht  die  Kede  sein  kann,  daß  vielmehr,  wie  für  Stoa  und 
Platonismus,  so  noch  mehr  für  das  Christentum  eine  auf  die  Werte 
der  freien  gotteinigen  Persönlichkeit  und  der  universalen  Menschen- 
gemeinschaft begründete  Sozial-  und  Kulturlehre  die  größten 
Schwierigkeiten  habe,  daß  insbesondere  das  Christentum  zwar 
eine  mächtige,  aber  auch  weltfeindliche,  rein  religiöse  Organisation 
hervorbrachtc,  in  ihr  nach  innen  die  Lebens  Verhältnisse  leidlich 
seinem  Prinzip  entsprechend  ordnete,  aber  nach  außen  die  Ver- 
bindung und  Verknüpfung  nicht  finden  konnte:  das  hat  die  bis- 
herige Darstellung  gezeigt.  Es  ist  eben  nicht  so  einfach,  auf  den 
überwcltlichen  Werten  der  Gottesliebe  und  Bruderliebe  eine  Kultur 
und  eine  Gesellschaft  aufzubauen.  Die  mit  der  ersten  verbundene 
Selbst-  und  Weltverleugnung  und  der  mit  der  zweiten  verbundene 
Verzicht  auf  Recht  und  Gewalt  sind  eben  keine  Kulturprinzipien, 
sondern  radikale  und  universale  religiös -ethische  Ideen,  die  nur 
sehr  schwer  in  die  Gebilde  weltlicher  Zweckmäßigkeit  und  in  die 
Schutzvorrichtungen  sich  cinfügen,  die  der  Kampf  ums  Dasein 
gegen  sich  selbst  hervorgebracht  hat.  Sind  ja  doch  die  Sozial- 
ideale des  Platonismus  und  Stoizismus  rein  im  Zustand  der  Utopie 
geblieben  und  haben  sie,  die  bei  aller  Verwandtschaft  mit  den 
christlichen  Ideen  doch  dein  antiken  Volks-  und  Staatslebcn  viel 
näher  blieben,  durch  ihre  Idealkonstruktionen  nur  den  Abstand 
vom  gewöhnlichen  Wcltlauf  zur  Empfindung  gebracht.  Wenn  das 
Christentum  seinen  Idealstaat,  die  Kirche,  auf  rein  religiöser  Basis 
zu  bauen  imstande  war,  so  hat  es  dann  doch  das  auf  dieser  Basis 
Mögliche  mit  dem  übrigen  Gesellschaftslcben  nur  schwer  vermitteln 
können.  Das  Mittelalter  aber  erlebte  den  Ausbau  der  Kirche  zu 
einem  alles  umfassenden,  verknüpfenden  und  vermittelnden  sozialen 
Ganzen,  das  den  soziologischen  Kreis  der  Religion  selbst  und  auch 
die  politisch-sozialen  Bildungen  umfaßte,  und  verwirklichte  so  auf 
seine  Weise  zugleich  das,  was  der  auf  einen  Einzelstaat  ab- 
zielcnden  platonischen  Republik  vorschwebte , die  Herrschaft 
der  Weisen  und  Gotteskundigen  über  eine  in  Ständen  sich 
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auf  bauende  organische  Gesellschaftseinheit,  und  das,  was  der 
stoische  Menschheitsstaat  erstrebte,  die  Gemeinsamkeit  aller 
in  einem  ethischen  Universalreiche.  Das  Programm , das  das 
sinkende  Altertum  in  Platonismus,  Stoa  und  Christentum  hervor- 
trieb als  neues  Menschheitsideal  und  das  in  der  Vereinigung  dieser 
drei  Strömungen  das  Altertum  nur  sehr  bedingt  hatte  verwirk- 
lichen können,  überwindet  nun  die  Widerstände  und  kommt  zu 
einer  wenigstens  relativen  Verwirklichung.  Dann  aber  ist  das 
vom  Mittelalter  gestellte  Problem  in  der  Tat  von  großer  histo- 
rischer Bedeutung  und  von  Bedeutung  auch  für  die  Beurteilung 
aller  modernen  christlichen  Soziallehren , die  durchgängig  mehr 
an  die  mittelalterlichen  als  an  die  altchristlichen  Ideen  anknüpfen. 

Freilich  ist  hier  nicht  möglich,  das  gesamte  unendlich  reiche 
und  mannigfaltige  Mittelalter  selbst  unter  diesen  Gesichtspunkten 
zur  Darstellung  zu  bringen.  Es  kann  sich  nur  darum  handeln, 
das  Ergebnis  dieser  Geschichte,  wie  es  von  der  Zukunft  in  der 
Gestalt  des  Thomismus  übernommen  und  als  klassisch  heraus- 
gehoben wurde,  in  den  Hauptpunkten  zu  charakterisieren.  Aber 
die  Notwendigkeit,  den  Thomismus  verständlich  zu  machen,  führt 
dann  freilich  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Mittelalters  zu- 
rück, die  unausgesprochen  aber  entscheidend  die  Lehre  des  heiligen 
Thomas  (f  1 274)  bestimmt  und  erst  möglich  gemacht  haben.  Denn 
es  steht  bei  ihm  mit  dem  Gesamtproblem  aufs  klarste  so,  wie  es 
in  der  Einleitung  bereits  afrigedeutet  wurde  und  wie  es  von  der 
ganzen  bisherigen  Untersuchung  bestätigt  wurde.  Die  christlichen 
Soziallehren  setzen  zunächst  einen  bestimmten  Begriff  von  der 
christlich-religiösen  Gemeinschaft  selbst  voraus,  in  der  der  religiöse 
Gedanke  sich  unmittelbar  soziologisch  auswirkt.  Für  die  Sozial- 
lehren im  engeren  Sinne  ist  dann  die  Frage,  wie  weit  jene  Gemein- 
schaft so  allumfassend  und  alldurchdringend  angesehen  und  durch- 
geführt wird,  daß  es  ihr  gelingt,  auch  die  sozialen  sonstigen  Bil- 
dungen unter  das  von  ihr  erzeugte  und  von  ihr  verwirklichte 
soziologische  Grundschema  zu  beugen,  oder  ob  sie  mit  ihnen  als 
mit  fremdartigen  und  draußenliegenden  Erscheinungen  nur  pak- 
tieren kann.  Wenn  die  thomistische  Sozialphilosophie  das  erstere 
unternimmt,  so  setzt  sie  eine  gewaltige  Entwickelung  des  sozio- 
logischen Organismus  der  christlichen  Idee  voraus  und  die  Mög- 
lichkeit, von  dem  in  ihm  entwickelten  soziologischen  Grundschema 
aus  das  Ganze  zu  beherrschen.  Das  setzt  aber  dann  weiter  den 
Gedanken  einer  mit  der  Kirche  gegebenen  universalen  christlichen 
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Kultur  voraus,  aus  der  heraus  dann  erst  die  Eingliederung  der 
einzelnen  sozialen  Bildungen  in  den  Geist  des  Ganzen  erfolgen 
kann.  Die  Krage  ist  daher  die,  wie  es  zu  einer  solchen 
Voraussetzung  für  den  hl.  Thomas  hat  kommen 
können,  und  erst  dann  ist  die  Krage,  wie  er  aus  diesen 
Voraussetzungen  heraus  seine  Soziallehren  tat- 
sächlich ent  w ick  e lt  h a t.  Es  ist  der  Mangel  der  meisten  Darstel- 
lungen, daß  sie  das  Zustandekommen  dieser  Voraussetzungen  nicht 
als  das  eigentliche  Problem  anschcn,  sondern  sofort  auf  die  Wieder- 
gabe der  thomistischcn  Lehren  selbst  eingehen80*).  Jedoch  das  eigent- 
lichste und  schwierigste , aber  auch  lehrreichste  Problem  liegt  in 
der  Krage  nach  dem  Zustandekommen  jener  Voraussetzung.  In 
ihr  münden  alle  besonderen  Verhältnisse  des  sog.  Mittelalters,  alle 
politischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen,  aber  auch  alle  kirchen- 
und  religionsgeschichtlichcn  samt  den  geistig -wissenschaftlichen 
Bewegungen  zusammen,  und  nur  durch  ein  derartiges  Zusammen- 
münden konnte  sie  zustande  kommen.  Ihre,  wenn  auch  noch  so 
annähernde,  praktische  Verwirklichung  ist  daher  auch  an  die  Kort- 
dauer  oder  Wiederherstellung  dieser  Zustände  gebunden,  und  alle 
Versuche,  die  Soziallehrcn  des  Katholizismus  ohne  diesen  Unter- 
grund durchzuführen,  werden  entweder  zu  Unmöglichkeiten  oder  zu 
bedeutsamen  Wandlungen  der  Soziallehren  selbst  führen  müssen61). 

Die  Aufgabe  der  Untersuchung  wird  daher  sein  zu  zeigen, 
wie  unter  den  neuen  Verhältnissen  der  soziologische  Ausbau  des 
christlichen  Systems  selbst  sich  vollzog,  wie  hierbei  die  das  Alter- 
tum charakterisierende  I'remdheit  von  Kirche  und  Welt  sich  verlor 
und  einer  gegenseitigen  inneren  Durchdringung  Platz  machte  und 
aus  alledem  das  Ideal  einer  internationalen  allumfassenden  kirch- 

80 *)  Der  Grund  dieses  Mangels  liegt  darin,  daß  Thomas  selbst  seine  Sozial- 
lehren rein  literarisch-gelehrt  aus  dem  Aristoteles  und  rein  ideologisch-moralisch 
aus  den  Forderungen  der  Ethik  entwickelt  mit  auffallender  Beiseitesetzung  der 
praktischen  ihn  umgebenden  politisch-sozialen  Verhältnisse.  Aber  das  ist  nur 
Schein.  Sein  ganzes  Unternehmen  setzt  die  gewordene  Kinheitskullur  voraus,  sein 
Grundgedanke  bewegt  sich  im  Schema  des  ständischen  Stufenbaus  und  seine 
aristotelisch-naturrechtliche  Theorie  ist  faktisch  nach  dem  Vorbild  der  sozialen 
Wirklichkeit  mit  Gedanken  durchtränkt,  die  dem  Christentum  cnlgegcnkommen. 
Das  erscheint  ihm  nur  alles  als  selbstverständlich.  Diese  Selbstverständlichkeiten 
aber  gilt  es  historisch  zu  erklären.  Das  hier  Gebotene  ist  ein  Versuch  dazu. 

8X)  S.  darüber  im  allgemeinen  Seil,  Katholizismus  und  Protestantismus  159  bis 
193,  m.  E.  zu  optimistisch. 
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liehen  Kultur  entsprang.  Erst  von  da  aus  werden  dann  die  eigent- 
lichen Soziallehren  des  Thomismus  in  großen  Zügen  darzustellen 
sein.  Die  nachthomistischen  Lehren  des  Spätmittelalters  bringen 
dann  den  Zerfall  der  mittelalterlichen  Gesellschaft  und  Geseli- 
schaftslehre  zur  Anschauung  und  bereiten  die  modernen  Verhält- 
nisse vor,  fallen  aber  damit  aus  dem  Rahmen  unseres  Gegen- 
standes heraus.  Sie  gehören  in  die  Geschichte  der  Entstehung 
der  modernen  Gesellschaft  und  ihrer  Theorieen.  Daher  soll  nur 
von  derjenigen  Opposition  gegen  die  offizielle  kirchliche  Sozial- 
philosophie noch  die  Rede  sein,  welche  wesentlich  christliche  Ideen 
engerer  Art  gegen  die  über  den  gesellschaftlichen  Kosmos  aus- 
gebreiteten offiziellen  Lehren  aufstellen  und  die  damit  eine  Unter- 
lage für  die  Sekten  des  Spätmittelalters  und  der  Reformationszeit 
bilden. 

Dabei  ist  von  vornherein  eines  im  Auge  zu  behalten.  Es 
handelt  sich  zwar  um  die  Geschichte  der  kirchlichen  Sozialphilo- 
sophie, einer  Lehre,  eines  Gedankens.  Aber  eine  solche  Ge- 
schichte braucht  um  deswillen  durchaus  nicht  rein  als  ein  dia- 
lektischer Prozeß  verstanden  zu  werden.  So  sehr  einmal  ange- 
sponnene Gedanken  ihre  eigene  dialektische  Konsequenz  und  Ent- 
wicklung haben,  zu  deren  Entfaltung  sie  teils  durch  den  inneren  Trieb 
auf  Herausbildung  ihres  Gedankengehaltes,  teils  durch  die  Nöti- 
gung zur  Beantwortung  neuer  aus  der  Praxis  sich  aufdrängender 
Probleme  veranlaßt  werden,  so  sind  doch  einmal  die  grundlegenden 
Gedanken  in  den  großen  fruchtbaren  Lebenssystemen  nicht  ein- 
fach und  einheitlich,  sondern  vielmehr  meist  selbst  schon  die  Zu- 
sammenfassung eines  Komplexes;  andererseits  sind  in  dem  unend- 
lichen Spiel  der  sich  verwickelnden  Kräfte  überall,  wie  Ed.  Meyer 
treffend  sagt 8*),  die  Zufälle  mit  in  Rechnung  zu  setzen,  d.  h.  das 
Zusammentreffen  von  selbständigen,  unter  einander  nicht  zusammen- 
hängenden Kausalrcihen.  Beides  ist  in  unserer  Geschichte  reichlich 
der  Fall.  Daß  die  christliche  Idee  in  ihrer  Zusammenfassung  von 
Ueberweltlichem  und  Innerweltlichem,  in  ihrem  reichen,  Schöpfung 
und  VVcltgüte  mit  Erlösung  und  Weltpessimismus  verbindenden 
Gottesbegriff  selbst  schon  ein  komplexes  und  spannungsvolles  Ge- 
bilde ist,  das  ist  früher  gezeigt  worden  und  wird  seine  Bedeutung 
in  der  Entwicklung  der  mittelalterlichen  Idee  von  neuem  zeigen. 
Ebenso  wird  die  dem  Mittelalter  mögliche  Durchdringung  von  Geist- 

**)  S.  Eduard  Meyer  >Zur  Theorie  und  Methodik  der  Geschichte«  1902  S.  17  I. 
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lichem  und  Weltlichem  sich  nicht  aus  gedanklich-dialektischen  Ent- 
wicklungstrieben, sondern  aus  tatsächlichen  Verhältnissen  erklären ; 
denn  es  gibt  keine  Dialektik,  die  aus  der  christlichen  Idee  heraus 
selber  ein  solches  Verhältnis  programmatisch  festzulegen  imstande 
wäre ; hier  wirken  die  Möglichkeiten  und  Nötigungen,  welche  der 
tatsächliche  Verlauf  der  Dinge  in  der  Entwickelung  des  außer- 
kirchlichen Soziallebens  an  die  kirchliche  Organisation  heranbringt. 
Es  muß  in  stillschweigend  vollzogenen,  als  selbstverständlich  an- 
gesehenen allgemeinen  Veränderungen  seinen  Grund  haben,  wes- 
halb jetzt  möglich  wurde,  was  der  alten  Kirche  unmöglich  war, 
weshalb  jetzt  gewünscht  und  erstrebt  werden  konnte,  was  ihr  kein 
Ideal  war.  Schließlich  ist  dann  noch  bei  der  Gestaltung  einer 
Einheitskultur  unter  den  zu  schildernden,  besonders  dafür  günstigen 
allgemeinen  Verhältnissen  und  Konstellationen  immer  noch  die 
Frage,  wieweit  hier  die  christliche  Idee  nur  etwa  eine  günstige 
Lage  für  ihre  Durchsetzung  zu  benützen  imstande  war  oder  wie 
weit  die  Einheit  nur  eben  dadurch  zustande  kommen  konnte,  daß 
auch  die  christliche  Idee  ihrerseits  den  herankommenden  Einflüssen 
sich  konformierte. 

Vor  allem  muß  man  sich  vor  einer  Neigung  der  Theologen 
hüten,  auf  deren  im  übrigen  höchst  verdienstlichen  und  teilweise 
glänzenden  Forschungen  sich  zum  größten  Teil  die  folgende  Dar- 
stellung aufbaut,  vor  der  Neigung,  überall  Abweichungen  und 
Fehlbildungen  gegenüber  dem  Evangelium  oder  auch  überall  An- 
bahnungen und  Vorbereitungen  der  reformatorischen  Lösungen 
des  Problems  zu  sehen.  Hier  gilt  das  tiefsinnige  Wort  Rankes, 
daß  jede  Epoche  unmittelbar  ist  zu  Gott,  und  zwar  darf  man  es 
dahin  erweitern,  daß  sie  unmittelbar  ist  zu  Gott  in  ihrem  Großen 
und  Wahren,  wie  in  ihrer  Untreue  gegen  sich  selbst  und  ihren 
besseren  Geist.  Die  mittelalterliche  Religion  und  ihre  Soziallehren 
sind  nicht  eine  Verbildung  des  «Wesens  des  Christentums  % aber 
auch  nicht  eine  anderen  Zielen  dienende  Entwicklungsphase  der 
christlichen  Idee , sondern  eine  der  allgemeinen  Konstellation 
entsprechende  Formung  des  religiösen  Bewußtseins  mit  ihr  eigenen 
Vorzügen  und  Wahrheiten  und  ihr  eigenen  Fehlern  und  Schreck- 
nissen. Sie  und  die  ihr  entsprechende  Gestaltung  der  Sozial- 
philosophic  sind  aus  sich  selbst  zu  verstehen  und  aus  den  Ueber- 
lieferungen  nur  insofernc,  als  sie  aus  ihnen  gemäß  ihrem  eigenen  Be- 
dürfnis ihre  geschichtliche  Nahrung  und  Anregung  schöpfte.  Das 
religiöse  Leben  auch  des  Christentums  ist  in  jeder  seiner  großen 
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Bildungen  ein  anderes  und  neues  und  muß  in  erster  Linie  jedes- 
mal aus  sich  selbst  verstanden  werden.  Wie  damit  die  Beziehung 
auf  ein  einheitliches  und  allgemeines  Ideal  zu  vereinigen  sein  mag, 
liegt  außerhalb  der  Grenze  und  des  Interesses  der  reinen  Historie®*). 

2.  Ansätze  im  Ergebnis  der  altkirchlichen  Ent- 
wickelung. 

In  erster  Linie  handelt  es  sich  um  den  Ausbau  der  reli- 
giös-kirchlichen Gemeinschaft  selbst.  Das  ist  immer 
noch  die  erste  Angelegenheit  des  Christentums,  nach  deren  völliger 
Sicherstellung  die  sozialen  Fragen  immer  erst  in  zweiter  Linie 
kommen.  Hier  sind  nun  die  wesentlichen  Grundlagen  des  Katho- 
lizismus bereits  im  Altertum  festgestellt ; aber  in  diesen  Feststel- 
lungen liegen  doch  zugleich  noch  offene  Fragen  für  die  Zukunft. 
Die  durch  den  gemeinsamen  Gegensatz  gegen  Staat  und  Welt 
zusammengehaltenen  und  zugleich  eine  Minorität  darstellenden  Ge- 
meinden waren  bis  dahin  durch  den  Druck  des  Gegensatzes  und 
der  Majorität  fest  gefügt.  Indem  sie  in  die  Periode  der  Parität 
und  dann  einer  steigenden  Privilegierung  durch  den  Staat  über- 
traten und  zugleich  numerisch  außerordentlich  Zunahmen,  zeigten 
sich  die  Unvollkommenheiten,  Lockerheiten  und  Widersprüche 
des  bis  dahin  bewunderungswürdig  funktionierenden  Gefüges ; die 
vom  Staat  in  seinem  eigensten  Interesse  unternommenen  Versuche 
zur  Vereinheitlichung  der  Kirche  in  dogmatischen  und  rechtlichen 
Dingen,  von  der  eigenen  Gesetzgebungsarbeit  der  Kirche  unter- 
stützt, vermochten  sic  nicht  zu  beseitigen.  Der  Träger  des  Gan- 
zen, der  Episkopat,  bedurfte  einer  starkem  Einheit  und  Geschlos- 
senheit in  sich,  die  Schismen  und  Absplitterungen  in  Lehr-  und 
Kultfragen  unmöglich  machte,  einer  sicheren  Gliederung  gegen- 
über dem  dem  Bischof  untergeordneten  Klerus,  einer  Ausbildung 
größerer  Verwaltungseinheiten  über  den  Episkopaten  selbst,  einer 
sicher  erkennbaren  Einheit  und  Quelle  seiner  Befugnisse.  Die  Zu- 
sammenfassung des  Episkopats  in  allgemeinen  Synoden  war  un- 
genügend, da  die  Berufungsinstanz  stets  der  Kaiser  war  und  die 
Kompetenz  einer  Synode,  ob  sie  allgemein  oder  partikular  war, 
ob  ihre  Beschlüsse  durchgeführt  wurden  oder  nicht,  ob  sic  unter- 

**)  Vgl.  meine  Auseinandersetzung  mit  Loisy  und  Marnack  - Was  heißt  Wesen 
des  Christentums?«.  Christi.  Welt  1893  und  die  mit  Ricken : »Moderne  Ceschichts- 
philosophie«.  Theol.  Rundschau  1901. 


Digitized  by  Google 


Ernst  Troeltsch, 


’V  ' 


IO 

einander  zusammenstimmten  oder  nicht,  von  Erfolg,  Machtver- 
hältnissen, Willkür  und  Zufall  abhängig  war.  Die  in  der  Zeit  der 
alten  kämpfenden  Freikirche  und  Genossenschaft  sich  trefflich 
ergänzenden  episkopal- aristokratischen  und  gemeindlich-demokra- 
tischen Elemente  gerieten  in  Reibung,  jemehr  die  Bischofswürde 
ein  begehrtes  Herrscheramt  *4)  und  eine  für  den  Staat  wichtige, 
seinem  Einfluß  unterstehende  Macht  wurde;  die  Unsicherheiten 
der  Bischofswahl,  mit  den  streitenden  Einflüssen  von  Gemeinde, 
Nachbarbischöfen,  Staat  und  großen  Kirchenfürsten,  gefährdeten  die 
Sicherheit  des  Instituts  und  öffneten  der  Einmischung  fremder  Ge- 
walten und  Interessen  die  Eingangspforten.  Auch  der  dem  Bi- 
schof untergeordnete  Parochialklerus  war  in  Wahl  und  Amtsab- 
grenzung noch  zwischen  diesen  verschiedenen  Einflüssen  geteilt85). 
Die  aus  der  Kleinheit  fast  plötzlich  in  die  Massenhaftigkeit  über- 
gehenden und  dabei  stark  verweltlichten  Gemeinden  fielen  aus 
der  gegenseitigen  Kontrolle  wie  aus  der  Herrschaft  der  Bischöfe 
heraus,  und  die  bloß  die  groben  offenkundigen  Sünden  treffende 
Kirchenzucht  war  kein  ausreichendes  Mittel  der  geistigen  Kontrolle 
und  Beherrschung80).  Weiter  waren  die  in  dieser  Lage  sich  bil- 

M)  Ueber  den  Zudrang  zuin  Bischofsamt,  namentlich  der  den  alten  und  wohl- 
habenden Geschlechtern  angehörenden  Dekutionen,  d.  h.  der  für  die  Steuersumme 
verantwortlichen,  in  zwangsmäßiger  Erblichkeit  des  Amts  gebundenen  städtischen 
Beamten  s.  Löning,  Gesch.  des  deutschen  Kirchenrechtes  I,  1878,  S.  148  fr,  Sic 
suchten  sich  dadurch  ihren  peinlichen  Verpflichtungen  zu  entziehen.  Uebcrhaupt  die 
reichen  Klassen  streben  ins  Bischofsamt  ibid.  152.  Dagegen  dann  immer  wieder- 
holte Staatsgesetze , Versuche  zur  Einschränkung  der  Zahl  der  geistlichen  Stellen, 
Anweisungen,  den  Klerus  aus  dem  Mönchtum  zu  rekrutieren. 

*5)  Ueber  diesen  letzten  Punkt  Löning  »Gesch.  des  deutschen  Kirchenrechtes« 
I,  S.  131  u.  158.  Andere  aus  der  Unklarheit  des  Verhältnisses  der  aristokratischen 
und  demokratischen  Elemente  entspringende  Unklarheiten  lagen  irn  Kirchenguu 
Es  verwandelte  sich  aus  Korporationsgut  in  Anstaltsgut,  welche  Entwicklung  die 
kaiserliche  t Gesetzgebung  stillschweigend  sanktioniert. 

8")  Ueber  den  Ucbergang  der  Disziplinargewalt  aus  der  Hand  der  Gemeinde 
in  die  des  Bischofs  und  ihre  Verwandelung  in  ein  an  Stelle  Gottes  ausgesprochene 
Urteil,  über  ihre  das  Verhältnis  zu  Gott,  nicht  zur  Gemeinde  betreffende  Wirkung  s. 
Löning  I,  254  ff,  265  ff.  Ohne  Bußsakrament  kann  es  zu  keiner  wirklichen,  alles  um- 
fassenden Disziplin  kommen,  auch  die  Folge  des  sozialen  Boykotts  knüpft  sich  erst 
sehr  langsam  an  den  Kirchenbann.  In  Gallien  hat  man  ein  wöchentliches  privates 
Beichten  mit  Bereitwilligkeit  zur  Uebernahme  der  Ipißpflichten  für  das  Mittel  zu 
einer  geistlichen  Zucht  der  Bevölkerung  gehalten  und  damit  die  Grundlage  des 
Bußsakraments , des  eigentlichen  Herrschaftsmittels  der  Kirche  erst  gelegt,  Hauck 
KG.  Deutschlands  I,  275  und  Karl  Müller,  KG.  I,  i8q2,  S.  313 — 15. 
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denden  Mönchsvereine  und  Klöster  mit  ihren  starken  Neigungen 
zur  Absonderung  und  Selbständigkeit  ein  gefährlicher  Sprengstoff 
und  ein  bedenklicher  Konkurrent  des  Priestertums.  Ebendaher 
ist  auch  der  eigentliche  Zweck  der  Institution,  die  Aufrechterhal- 
tung der  Lehreinheit  und  der  Einheit  der  sakramentalen  Kräfte, 
von  der  Kirche  trotz  nachdrücklichster  staatlicher  Hilfe  nicht  durch- 
gesetzt worden.  Es  splitterten  die  arianischen,  die  nestorianischcn 
und  monophysitischen  Kirchen  ab,  die  sich  durch  Anschluß  oder 
Unterwerfung  unter  fremde  Staatshoheit  sicherten ; der  dona- 
tistische  Bauernaufstand  glaubte  nur  an  die  Sakramcntalkraft  rei- 
ner Priester  und  nicht  an  den  Charakter  indelebilis;  die  großen 
Kirchenfürsten  gerieten  in  heftige  Rivalitäten  untereinander,  in 
denen  die  dogmatischen  Kämpfe  zu  Mitteln  kirchenpolitischer 
Auseinandersetzungen  wurden.  Politische  Staatsraison  und  theo- 
logische Dilettantenerwägungen  führten  die  Kaiser  zu  beständigen 
Eingriffen  in  diese  Kämpfe.  So  wurde  gerade  mit  der  Durch- 
setzung und  Anerkennung  der  Kirche  die  im  Episkopat  verkör- 
perte soziologische  Einheitstendenz  zersplittert  und  erschwert  trotz 
der  mächtigen  Nachhilfe  des  Staates.  Andererseits  wurde  auch 
die  politische  Absicht  bei  der  Rezeption  der  Kirche,  die  Ein- 
fügung der  Kirche  unter  die  .staatserhaltenden  und  den  Staat  tra- 
genden Mächte,  nur  sehr  eingeschränkt  erreicht;  die  kirchlichen 
Kämpfe  und  die  dem  Staate  gegenüber  inkommensurablen  kirch- 
lichen Mächte  haben  besonders  im  Westen  geradezu  auflösend 
und  zerstörend  gewirkt.  Es  ist  ein  neues  soziologisches  Gebilde, 
dessen  eigene  Natur  und  Folgerichtigkeit  noch  nicht  voll  ent- 
wickelt ist  und  dessen  Verhältnis  zu  den  übrigen  soziologischen 
Bildungen  und  Kreisen  weder  für  es  selbst  noch  für  diese  ge- 
klärt ist. 

Welches  sind  nun  aber  die  Gründe,  warum  die  Entwicke- 
lungstendenz so  ins  Stocken  gerät  und  die  Verhältnisse  so  unge- 
klärt sind  ? Es  ist  nicht  bloß  die  natürliche  Unfertigkeit  eines 
jungen  Gebildes  und  die  Schwächung  des  Gemeingeistes,  die  bei 
jeder  Verwandelung  einer  Minorität  in  eine  Majorität  eintritt,  und 
die  bei  dem  massenhaften  Namen-  und  Zwangschristentum  in  der 
Tat  besonders  lähmend  wirkte.  Es  sind  Hemmungen,  die  i n 
Idee  und  Wesen  des  bisherigen  Christentums 
selbst  liegen.  Das  neue  Verhältnis  zum  Staat  d.  h.  zur  kaiser- 
lichen Gewalt  wirkt  bei  aller  außerordentlichen  Verstärkung  doch 
zugleich  hemmend  und  verwirrend.  Aus  der  Hand  des  Staates 
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hat  die  Kirche  die  Einheit  ihres  Dogmas  und  der  Verfassung 
empfangen,  aber  diese  selbe  Staatsgewalt  war  doch  zugleich 
eine  fortwährende  Einmischung  fremder  politischer  Gesichtspunkte, 
Interessen  und  Mächte  in  das  kirchliche  Leben.  Der  von  der 
Kirche  zunächst  wie  selbstverständlich  anerkannte  kaiserliche  Ab- 
solutismus, der  den  Ausbau  von  Kirche  und  Dogmen  bewirkte, 
war  zugleich  eine  Störung  der  Einheit  und  Geschlossenheit  der 
Kirche  wie  ihrer  religiösen  Interessen.  Die  allgemeine  Theorie 
der  Kirchenlehrer  über  den  Staat  konnte  hier  zu  keiner  Klarheit 
helfen  und  steigerte  nur  die  Verwirrung.  Die  Staatsordnung  als 
Ordnung  des  relativen  Naturrechts  und  das  absolute  Kaiser- 
tum im  Dienst  der  theokratischen,  von  den  Bischöfen  getra- 
genen Heilsidee,  der  die  Kaiser  das  Gebilde  des  relativen 
Xaturrechts  im  Falle  geistlicher  Interessen  unterordnen  sollten, 
das  gestattete  wohl  eine  positive  Würdigung  des  Staates, 
aber  kein  klares  Verhältnis.  Klar  wurde  das  Verhältnis  erst, 
wenn  die  Kirche  durch  ihre  Organe  das  Kaisertum  wirklich 
einheitlich  beherrschen  und  leiten  konnte,  und  wenn  sie  eine 
konkrete  Anschauung  davon  hatte,  wie  mit  Hilfe  des  Kaiser- 
tums das  weltliche  Leben  wirklich  im  einzelnen  dem  Interesse  des 
ewigen  Heils  eingegliedert  werden  konnte.  Allein  da  fehlte  es 
an  allen  Punkten.  Der  Episkopat  besaß  nicht  die  Geschlossen- 
heit, die  das  Kaisertum  hätte  unter  sich  beugen  können ; die  Kai- 
ser dachten  nicht  daran,  die  alte  römische  Staatsidee  zu  Gunsten 
eines  geistlichen  Priesterrcichs  aufzugeben ; und  bei  der  Festigkeit 
und  Fremdheit  des  alten  Staates  gegenüber  den  kirchlichen  aske- 
tisch-geistlich-innerlichen  Mächten  waren  die  Bischöfe  selbst  be- 
reit, in  weltlichen  Dingen  sich  ohne  weiteres  wie  bisher  dem  Kai- 
ser als  der  von  Gott  eingesetzten  Macht  zu  unterwerfen.  Wo 
aber  die  Grenzlinien  zwischen  geistlichen  und  weltlichen  Dingen 
liegen,  ist  schwer  zu  sagen,  und  dies  festzusetzen  gab  es  keine 
Instanz.  Noch  schienen  die  geistlichen  Interessen  in  der  Bekämp- 
fung der  1 läretiker,  der  Zwangschristianisierung  der  Heiden  und 
der  Privilegierung  der  Kirche  aufzugehen.  Eine  Beugung  des 
gesellschaftlichen  Lebens  im  ganzen  und  einzelnen  unter  kirch- 
liche Maßstäbe  zu  fordern,  darauf  war  die  kirchliche  Ethik  nicht 
gerüstet,  dazu  galt  die  soziale  Ordnung  zu  sehr  als  fest  und  un- 
wandelbar, dazu  wrar  der  asketische  und  religiöse  Geist  der  Welt 
innerlich  noch  zu  fremd,  dazu  w'ar  die  Welt,  so  wie  sie  war,  in 
keiner  Weise  geeignet.  Zwar  finden  sich  in  der  Beteiligung  des 
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Episkopats  an  der  politischen  und  sozialen  Tätigkeit,  am  bürger- 
lichen und  am  Strafrecht,  in  den  öffentlich-rechtlichen  Befugnissen 
der  Bischöfe  und  der  Geistlichkeit,  in  der  sozialen  Fürsorge  der 
Bischöfe  während  der  politischen  Wirren  für  alle  Bedürfnisse  ihres 
Sprengels  die  Ansätze  zu  einer  solchen  Einverleibung  des  sozialen 
Lebens  in  die  Kirche.  Allein  sic  sind  einerseits  Notprodukt  und 
prinzipwidrig,  mehr  vom  Interesse  der  Kommunen  und  Provinzen  als 
dem  der  Kirche  diktiert,  heftig  bekämpft  von  den  Asketen,  die  der- 
artige Dinge  als  Verweltlichung  des  Bischofsamtes  ansahen,  und  oft 
in  der  Tat  mehr  von  den  weltlichen  als  von  den  geistlichen  Instinkten 
der  Bischöfe  getragen.  Andererseits  bedeutet  die  rechtliche  Sonder- 
stellung des  Klerus,  die  Fortdauer  seiner  richterlichen  Tätigkeit, 
die  Delegierung  der  Wohlfahrtstätigkeit  an  ihn  in  dem  Sinne,  wie 
der  Staat  diese  Dinge  betrachtete,  eine  Fortdauer  der  alten 
Sonderstellung  der  Kirche  im  Staat,  die  der  Staat  teils  gewähren 
läßt  teils  für  seine  Zwecke  nützt,  und  damit  gerade  statt  der  Eini- 
gung von  Kirche  und  Welt  die  allen  offenkundige  Trennung  bei- 
der ; die  Trennung  hielt  sich  dabei  auf  der  Linie,  auf  der  sie  sich 
schon  vorher  gehalten  hatte,  und  wurde  von  beiden  Seiten  her 
genau  abgegrenzt,  um  die  Kirche  nicht  zu  sehr  in  die  Weltförmig- 
keit  zu  verstricken.  Bei  dem  Bündnis  des  Staates  mit  der  Kirche 
erlebte  jeder  Teil  seine  Ueberraschungen.  Der  Staat  hoffte  die 
Kirche  seinen  Erhaltungsmitteln  einzugliedern  und  stieß  auf  die 
Souveränität  einer  rein  geistlichen  Macht.  Die  Kirche  hoffte  mit 
Hilfe  des  Staates  ihre  Einheitstendenz  abzuschließen  und  nahm 
in  den  Einmischungen  des  Staates  ein  Element  beständiger  Stö- 
rung, einen  unter  Umständen  nützlichen  und  unter  andern  Um- 
ständen auflüsenden,  jedenfalls  immer  von  außen  hereinwirkenden 
Fremdkörper  auf.  Wohl  mochten  in  dieser  Lage  ein  Chrysostomus, 
Leo  I.,  Gelasius  und  Augustin  die  theokratische  Unterstellung  des 
Kaisers  unter  das  Priestertum  nach  dem  Vorbild  des  Alten  Testa- 
mentes fordern  und  damit  das  »Programm  des  Mittelalters«  ent- 
werfen. Allein  das  Programm  ist  im  Orient  nie,  im  Occidcnt  erst 
nach  einem  halben  Jahrtausend  verwirklicht  worden.  Zwischen 
Augustin  und  Gregor  VII.  muß  etwas  anderes  liegen  als  bloß 
die  Auflösung  des  Reiches  und  die  Lähmung  aller  Verhältnisse 
durch  die  Barbarei.  Sonst  hätte  es  nicht  so  lange  gedauert 
bis  zu  seiner  Verwirklichung,  und  aus  der  bloßen  Zersetzung 
der  kirchlichen  Einheit  allein  wäre  der  neue  Charakter  der 
Kirche  gerade  im  Verhältnis  zu  den  sozialen  Dingen  nicht 
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hervorgegangen.  Das , was  dazwischen  lag,  muß  die  Gründe 
in  sich  enthalten , warum  das  Wirklichkeit  werden  konnte, 
was  bei  Augustin  ein  unbestimmtes  Programm  blieb.  Dies 
Programm  war  eben  in  der  alten  Kirche  nicht  bloß  ein  noch  un- 
verwirklichtes  Programm,  sondern  es  waren  auch  gar  keine  Mittel 
und  Wege  sichtbar,  auf  denen  es  verwirklicht  werden  konnte ; die 
Weltfremdheit  der  Kirche  und  die  Selbständigkeit  des  in  uralter 
Rechts-  und  Verwaltungstechnik  gefestigten  Staates  machten  jeden 
Gedanken  einer  solchen  Verschmelzung  unausdenkbar.  Die  prin- 
zipielle Theorie  von  der  Lex  naturae  machte  den  Staat  wohl  im 
allgemeinen  annehmbar,  aber  sie  bedeutete  doch  den  von  der 
Kirche  verschiedenen  Staat  und  enthielt  bei  aller  behaupteten 
Identität  mit  der  Lex  Mosis  oder  dem  Dekalog  doch  keinerlei 
konkreten  Hinweis  darauf,  wie  die  Kirche  ihrerseits  praktisch  die 
weltlichen  Verhältnisse  in  Besitz,  Handel,  Recht,  Gescllschafts- 
glicderung,  politischem  Aufbau  und  geistigem  Leben  normieren 
soll.  Alles  ist  bestenfalls  auf  einen  Parallelismus  mit  gelegent- 
lichen Ausgleichungen  zugeschnitten,  und  sobald  die  Parallelen 
sich  schneiden,  ist  Weisheit  und  Theorie  zu  Ende  8T). 

*7)  Xu  den  beiden  letzten  Absätzen  vgl.  außer  dem  dritten  Stück  des  ersten 
Kapitels  die  treffliche  Darstellung  bei  Edgar  Löhning  »Gcsch.  d.  deutschen  Kirchen- 
rechtes« I,  1878,  dessen  erster  Band  die  nachkonstantinische  Kirche  sehr  klar  und 
treffend  darstellt.  Bes.  Kap.  I,  S.  20—102  und  die  Abschnitte  über  den  Anteil  * 
der  Bischöfe  am  bürgerlichen  und  öffentlich-rechtlichen  Leben  S.  289 — 331;  ein 
besonders  unsicherer  Punkt  im  System  ist  die  Bischofswahl,  in  deren  Unsicherheiten 
der  alte  gemeindliche  und  der  neue  universalkirchlich-autoritative  Charakter  des 
Systems  in  Kampf  geraten,  ähnlich  wie  später  die  Unsicherheit  der  Papstwahl  vor  der 
Schaffung  des  Kardinalats  eine  der  schwächsten  und  ungeklärtesten  Stellen  im  so- 
ziologischen System  bedeutete.  Beispiele  über  die  Kulturarbeit  der  Bischöfe  und 
ihr  Einrücken  in  soziale  und  öffentlich-rechtliche  Funktionen  aus  der  gallischen 
Kirche  bei  Hauck  »KG.  Deutschlands«  1,131  ff.,  über  den  Widerspruch  der  Asketen 
gegen  diese  Entwicklung  S.  76 — 80.  Haucks  Darstellung  zeigt  auch,  wie  zufällig  und 
äußerlich  dieses  Eintreten  der  Bischöfe  in  soziale  und  politische  Arbeit  begründet 
ist ; die  eigentliche  Konsequenz  der  christlichen  Idee , wie  sie  jetzt  empfun- 
den wurde,  vertritt  Salvian  S.  70,  der  womöglich  durch  Vererbung  alles  Besitzes 
an  die  Kirche  Gütergemeinschaft  und  im  übrigen  Abschließung  von  der  Welt 
verlangt.  Ueber  die  materielle  Durchführbarkeit  des  Gedankens  macht  er  sich  gar 
kein  Bedenken,  und  andererseits  ist  auch  die  Sozialpolitik  der  Bischöfe  nicht  prin- 
zipiell damit  begründet , daß  die  Durchführung  der  christlichen  Idee  im  Leben 
etwa  ein  stärkeres  Eingehen  auf  die  Naturbasis  fordere.  Ueber  die  beiden  Klassen 
gallorömischcr  Bischöfe , die  wcltfürmig-politischen  und  die  asketisch-eigentlich 
christlichen  s.  auch  Löning  I,  i2of. 
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Der  soziologische  Ausbau  der  einheitlichen  Priesterkirche 
hängt  an  der  Herausbildung  eines  neuen  Verhältnisses 
zum  Staat,  wo  der  Staat  die  geistlichen  Lebenszwecke  und 
-Normen  sich  aneignet,  sein  eigenes  Gefüge  mit  dem  der  Kirche 
innerlich  verbindet  und  dadurch  auch  das  allgemeine  gesellschaft- 
liche Leben  unter  die  Normen  der  Kirche  mittelbar  oder  un- 
mittelbar beugt.  Das  ist  in  schweren  Kämpfen  im  Osten  und 
Westen  geschehen,  beidemale  aber  in  sehr  verschiedener  Weise. 
Im  konkreten  tatsächlichen  Verlauf  dieser  Kämpfe  und  Bildungen 
muß  ein  erheblicher  Teil  des  Neuen  begründet  sein,  das  das  sog. 
Mittelalter  brachte. 

Im  Osten  wurde  nach  schweren  Kämpfen  ein  Zustand  der 
geschlossenen  Einheit  erreicht,  indem  das  Kaisertum  selbst  zu  einer 
geistlichen  Würde  sich  wandelte  und  die  religiös-kirchlichen  Zwecke 
in  seine  eigene  Idee  aufnahm,  dafür  aber  die  Kirche  zu  einem 
Departement  der  Staatsverwaltung  machte.  Der  alte  orientalisierte 
und  fcudalisierte  Römerstaat  mit  seiner  hellenistischen  Bildung 
und  Literatur  blieb  bestehen,  nahm  aber  das  geistliche  Wesen  in 
sich  auf  und  stimmte  beides  durch  die  Staatsgewalt  auf  einander. 
Versteht  man  unter  dem  sog.  Mittelalter  die  geistlich-weltliche, 
natürlich-übernatürliche,  staatlich-kirchliche  Einheitskultur,  an  wel- 
chem Merkmal  sich  ja  auch  die  Kultur  der  islamitischen  Staaten 
aus  ähnlichen  Gründen  beteiligt,  so  ist  das  oströmische  Reich 
echtes  Mittelalter,  und  es  gehört  zu  den  wunderlichen  Meinungen, 
wenn  man  sagt,  der  Osten  habe  kein  Mittelalter  gehabt 8:*).  Er  hat 
es  bis  heute,  und  wir  sehen  vor  unseren  Augen  die  merkwürdig- 
sten Kombinationen  dieses  Mittelalters  mit  modernsten  politischen 
und  wirtschaftlichen  Einrichtungen  und  Strebungen.  Nur  freilich 
ist  dieses  östliche  Mittelalter  sehr  verschieden  von  dem  westlichen. 


®7*)  Z.  B.  Seeberg  Lehrbuch  d.  Dogmcngeschichte  II  1898  S.  2 »Der  Geist 
der  griechischen  Kirche  hat  kein  Mittelalter  gehabt.  Denn  er  ist  über  die  antiken 
Probleme  des  Organes  nicht  herausgekommen  (?),  d.  h.  die  griechische  Kirche  hat 
keinen  Augustin  gehabt.  Man  kann  die  ganze  mittelalterliche  D.  G.  als  Geschichte 
des  Augustinismus  behandeln«.  Ich  glaube  vielmehr,  daß  die  besondere  Art  des 
abendländischen  Mittelalters  in  der  politisch-sozialen  Entwickelung  das  Entscheidende 
auch  für  den  ethisch-geistigen  Grundcharakter  ist.  Der  Augustinismus  bildet  nur 
eine  besonders  wichtiges  Mittel  zur  Bewältigung  der  aus  dieser  Entwickelung  sich 
ergebenden  Probleme  und  auch  das  nur  in  enger  Verbindung  mit  dem  dem 
Augustin  ganz  fremden  Aristotclismus.  Es  wird  die  Aufgabe  des  Folgenden  sein, 
das  zu  zeigen. 
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Der  Unterschied  liegt  darin,  daß  auch  der  thcokratisch  und  geist- 
lich stilisierte  Staat  der  alte  Staat  mit  dem  alten  Recht  und  der 
alten  Kultur  blieb,  die  mit  der  christlichen  Ideenwelt  sich  nur 
ausglich,  aber  nicht  innerlich  verband.  Die  alte  Fremdheit  der 
uralten  Gegner  blieb  trotz  aller  Milderung  bestehen,  und  das 
ganze  System  blieb  ein  Parallelismus,  dessen  Glieder  nur  durch 
das  geistlich  interessierte  und  qualifizierte  Kaisertum  im  richtigen 
Verhältnis  gehalten  werden.  Auf  die  gemeinsame  Regulierung  bei- 
der durch  das  geistlich-weltliche  Kaisertum  beschränkt  sich  die 
Vereinheitlichung,  eine  innere  gegenseitige  Durchdringung  findet 
nicht  statt.  Die  Real-Macht  des  Staates  kann  sich  bei  dem  un- 
gestörten Parallelismus  begnügen  ; er  braucht  nicht,  wie  die  Ideen- 
macht der  Kirche  im  P'alle  ihrer  Herrschaft  müßte,  eine  innere 
gedankliche  Durchdringung  zu  bewirken.  Daher  fehlen  ihm  die 
tiefen  inneren  Spannungen  des  abendländischen  Mittelalters  und 
die  Herausbildung  analoger  Erscheinungen  wie  die  Renaissance 
und  die  Reformation.  Die  letzteren  ziehen  einen  guten  Teil  ihrer 
Wurzeln  aus  den  Versuchen  innerer  Verschmelzung,  wie  sie  das 
abendländische  Mittelalter  rastlos  unternahm ; die  stets  lebendig 
bleibende  Antike  hat  im  Orient  keine  Renaissance  gewirkt,  und 
aus  den  Versuchen  einer  Vertiefung  und  Erneuerung  des  reli- 
giösen Lebens  entspringt  im  Orient  stets  nur  die  Askese,  sei  es 
auch  eine  so  moderne  Askese. wie  die  Dostojewskis  und  Tol- 
stois 88). 

Wie  aber  kommt  cs  zu  der  andersartigen  Entwickelung  des 
Abendlandes?  Hier  ergibt  sich  ein  ganz  anderes  Verhältnis 
zum  Staat  und  durch  dessen  Vermittelung  zum  sozialen  Leben.  Aus 
dem  Entwickelungstrieb  der  religiös-kirchlichen  Idee  als  solcher 
hat  das,  wie  gezeigt,  nicht  direkt  hervorgehen  können.  Welches 
aber  sind  die  Ereignisse  gewesen,  die  sie  trotzdem  in  diese  Bah- 
nen gelenkt  haben? 

Es  sind  die  großen  grundlegenden  Ereignisse  der  abendlän- 
dischen Kirchengeschichte.  Erstlich  die  Zerschlagung  der  Reichs- 
kirche in  germanisch-romanische  Landeskirchen,  in  denen  die 
Kontinuität  der  bisherigen  Entwickelung  fast  ganz  aufgehoben 
schien  ein  halbes  Jahrtausend  lang  und  von  denen  die  fränkische 
Landeskirche  die  Trägerin  der  Hauptentwickelung  wurde,  in  dem 

Rs)  Hierzu  vgl.  Karl  Neumann  »Die  Weltstcllung  des  byzantinischen  Reiches« 
1S95  u.  besonders  »Byzantinische  Kultur  und  Renaissancekultur«  1903. 
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karolingischen  Reiche  sich  aufgipfclnd,  vom  ottonischen  fortge- 
setzt, und  im  salischen  dann  sich  überschlagend  in  die  Universal- 
kirche. Zweitens  die  Ausbildung  der  Papalidee  und  des 
von  ihr  getragenen  kirchlichen  Universalismus 
in  engem  Zusammenhang  mit  einer  neuen  Welle  eines  internatio- 
nalen, weltindiffcrenten  Asketismus  und  einer  von  den  Orden  ge- 
tragenen kirchlichen  Wissenschaft.  Indem  das  deutsche  Königtum 
aus  seinen  landeskirchlich-religiösen  Ideen  durch  das  universale 
Kaisertum  herausgetrieben  und  zur  Fürsorge  für  die  Gesamtchristen- 
heit geführt  wird,  hebt  es  die  univcrsalkirehliche  Papalidee  wieder 
in  den  Sattel,  und  diese  behält  das  Erbe  in  ihrer  Hand,  das  ihr 
ein  halbes  Jahrtausend  landeskirchlicher  Durchdringung  von  Kirch- 
lichem und  Staatlichem,  Geistlichem  und  Sozialem  zugeworfen 
hat.  Die  Bedeutung  dieser  Vorgänge  gilt  es  im  einzelnen  an- 
schaulich zu  machen. 

3.  Die  landeskirchliche  Periode  und  die  Durch- 
dringung von  Geistlichem  und  Weltlichem. 

Das  Aufkommen  der  germanisch-romanischen  Staaten,  neben 
denen  die  keltischen  und  später  die  slavischen  und  der  unga- 
rische stehen,  bedeutet  zunächst  ein  völliges  Erlöschen  der  Reichs- 
kirche und  eine  scheinbar  für  immer  eintretende  Aufhebung  des 
kanonischen  Rechtes  der  alten  Einheitskirche.  Nur  in 
der  angelsächsischen  Kirche  wurde  das  kanonische  Recht,  die 
römische  Kultsitte,  der  Zusammenhang  mit  dem  Zentrum,  dem 
römischen  Bischof,  aufrecht  erhalten.  Alle  anderen,  und  vor  allem 
das  Mitteleuropa  einigende  und  ihm  gemeinsame  Kulturgrund- 
lagen gebende  fränkische  Reich,  haben  die  Kirche  rein  als  Lan- 
deskirche verwaltet,  dem  Organismus  ihres  neuen  Staatswesens 
eingefügt,  und  die  Einheitskirche  nur  in  einem  konventionellen 
Respekt  vor  dem  Papst  und  in  dem  Gedanken  der  Gemeinsam- 
keit alles  Christlichen  festgehalten.  Auf  diesen  Gebieten  ergab 
sich  ein  von  dem  altkirchlichen  völlig  abweichendes  Kirchenrecht, 
dessen  Grundzug  das  Besitzrecht  und  Besetzungsrecht  des  Grund- 
herren an  den  auf  seinem  Grund  befindlichen  Kirchen  ist.  Damit 
ist  dann  erst  die  Entwickelung  der  kirchlichen  Vassalität  und  des 
kirchlichen  Lehenswesens  ermöglicht,  das  die  Kirche  völlig  in  die 
Hand  der  Grundherren  und  Lehensherren,  zuoberst  des  Königs,  gab. 
Die  Gründe  für  dieses  Aufkommen  des  ganz  neuartigen  landes- 
kirchlichen Prinzips  liegen  noch  im  Dunkeln.  Das  System  der 
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Fägcnkirche  hängt  unzweifelhaft  mit  dem  alten  vorchristlichen 
Kultuswescn  zusammen.  Das  landeskirchliche  Prinzip,  das  seiner- 
seits durch  die  Eigenkirche  im  Laufe  der  Zeit  enorm  gefestigt 
wird,  mag  vielleicht  von  den  arianischen  Kirchen  stammen,  die 
durch  ihren  Ausschluß  von  der  orthodoxen  Kirche  und  bei  den 
nationalen  Gegensätzen  auf  eine  landeskirchliche  oder  national- 
kirchliche Formation  gedrängt  waren  und  hierin  wohl  auch  an 
Traditionen  des  alten  vorchristlichen  Volkskultus  anknüpfen  moch- 
ten. Bestehen  diese  Vermutungen  zurecht,  so  erleuchteten  sie 
sehr  charakteristisch  die  Lage : die  aus  dem  Gegensatz  gegen  den 
heidnischen  Staat  entsprungene,  rein  universalistisch-religiöse  Ethik 
kann  kein  inneres  Verhältnis  zum  Weltlichen  finden,  aber  die 
Nachwirkungen  des  germanischen  Volkskultus,  in  dem  wie  in 
allem  Heidentum  religiöse  und  natürlich-soziale  Elemente  inner- 
lichst verbunden  sind,  bringen  dann  wieder  die  Einheit  beider  wie 
etwas  selbstverständliches  mit  sich  88*).  Jedenfalls  kann  an  der  Neu- 
heit des  Prinzips  kein  Zweifel  sein.  Die  Keste  der  alten  Reichs- 
kirche vermochten  dieser  Entwicklung  sich  nicht  zu  widersetzen, 
da  sie  auf  ein  immer  kleineres  Gebiet  zurückgedrängt  wurden, 
den  größten  Teil  an  Ostrom  und  an  die  islamischen  Reiche  ver- 
loren und  in  ihrem  Kern,  dem  Papsttum,  mit  eigenen  territorialen 
Sorgen  überhäuft  waren.  Zwar  hat  von  der  angclsächsichcn  Kirche 
her  die  Reform  und  kirchliche  Organisation  des  Bonifacius,  den 
die  fränkischen  Herrscher  in  ihre  Dienste  zogen,  den  Zusammen- 
hang mit  Rom  wieder  hergcstellt,  die  italienisch-benedektinische 
Mönchsregel  über  die  schottisch -kolumbanischc  zum  Siege  ge- 
bracht und  eine  möglichste  Annäherung  an  das  kanonische  Recht 
erstrebt ; aber,  indem  die  fränkischen  I lerrscher  diese  Reform  ihrer 
in  der  Tat  sehr  verwilderten  Kirche  benützten,  brachen  sie  ihr 
doch  die  universalkirchlichen  Konsequenzen  ab  und  benützten  sie 
nur  für  geistige  Belebung  und  organisatorische  Festigung  ihrer 
Landeskirche.  Als  es  dann  mit  Karl  d.  Gr.  zu  der  Zusammen- 
fassung aller  nördlichen  Bestandteile  des  ehemaligen  römischen 
Reiches  und  der  neuen  Missionsgebietc  kam,  da  ward  die  Landes- 
kirche zur  Rcichskirche,  aber  zu  einer  Reichskirche  im  Sinne  der 

Vgl.  ^as  wichtige  Werk  von  U.  Stutz,  Die  Eigenkirche.  Auf  die  ariani- 
schen Kirchen  wies  auch  Herr  Kollege  von  Schubert  hin,  der  in  Balde  einen  dieses 
Thema  behandelnden  höchst  erleuchtenden  Aufsatz  veröffentlichen  wird.  Er  glaubt 
dann  auch  die  Abhängigkeit  der  fränkischen  Kirche  vom  arianischen  Vorbild  er- 
weisen zu  können. 
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fränkischen  Landeskirche.  Es  war  eine  Landeskirche,  die  nun 
auch  den  Papst  umfasste.  Der  Kaiser  regierte  die  Kirche  und 
benützte  sie  als  wesentlichen  Träger  der  Organisation  und  Kulti- 
vierung seiner  Völker,  indem  er  ihre  innere,  rechtliche  und  grund- 
herrliche  Entwicklung  in  diesem  Sinne  leitete  und  sie  zugleich 
für  die  öffentlichen  Zwecke  in  Dienst  nahm.  Davon  verblieb  auch 
nach  der  Zerteilung  des  karolingischen  Reiches  für  ganz  Mittel- 
europa diese  Grundrichtung  des  Kirchentunis.  Die  Wiederaufnahme 
der  karolingischen  Staatsidee  durch  das  sächsische  Kaiserhaus 
vermochte  freilich  geistliche  und  weltliche  Würdenträger  nicht 
mehr  in  der  Stellung  von  bloßen  Beamten  festzuhalten,  cs  mußte 
beide  zu  Fürsten  werden  lassen ; aber  da  stützte  es  sich  nun  erst 
recht  auf  das  geistliche,  durch  seine  Nichterblichkeit  den  Ein- 
flüssen der  Krone  unterstehende  Fürstentum,  das  zugleich  für 
Kulturarbeit  und  politischen  Zusammenhang  des  Reiches  aufzu- 
kommen hatte.  Achnlich  wie  Karl  d.  Gr.  hat  in  England  Alfred 
d.  Gr.  gewirkt  So  ist  es  geblieben  bis  zu  dem  Ausbruch  des 
großen  gregorianischen  Kampfes  um  die  Trennung  der  Kirche 
vom  Staat,  um  die  Wiederaufrichtung  der  Universalkirche  und 
des  kanonischen  Rechtes.  Wo  die  Wirkungen  des  Kampfes  nicht 
hinreichten,  in  den  entfernten  skandinavischen  Ländern,  ist  es 
auch  dann  noch  beim  Alten  geblieben. 

Soweit  der  große  Zusammenhang,  dessen  Einzelheiten  der 
Kirchen-,  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  angehören BB).  Für 

8Ä)  Vgl.  hierzu  von  Schubert  »die  Entstehung  der  Schleswig  - holsteinischen 
Landeskirche«  1895  mit  einer  sehr  lesenswerten  Einleitung  über  die  Bedeutung  der 
landeskirchlichen  Periode  des  abendländischen  Katholizismus.  Des  gleichen  Ver- 
fassers zweiter  Band  von  seinem  »Lehrbuch  der  KG.«  konnte  ich  leider  noch  nicht 
benützen.  Löning  »G.  d.  deutschen  Kirchenrechtes«  II,  1878  enthält  nur  die  mero- 
wingischc  Kirche,  die  aber  doch  die  Grundlage  des  Ganzen  bildet;  hier  ist  das 
Kapitel  über  die  öffentlichen  Funktionen  des  Bischofs  von  Bedeutung  S.  220  bis 
275;  außerordentlich  viel  Material  im  Einzelnen  enthält  Ilaucks  großartige  Kirchen- 
geschichte Deutschlands  in  den  ersten  drei  Bänden.  Die  die  Grundzüge  der  In- 
stitutionen scharf  hervorhebende  KG.  von  Karl  Müller  I,  1892  betont  die  bleibende 
Bedeutung  Karls  d.  Gr.  S.  353  u.  bes.  359:  »Geblieben  ist  die  Verbindung  von 
Staat  und  Kirche,  die  der  Institutionen  und  Kompetenzen,  durch  die  das  Christen- 
tum wirklich  die  volkstümliche  Religion  werden  und  die  Kirche  in  Jahrhunderte 
langer  Arbeit  in  ihren  Grenzen  zum  Ziel  kommen  konnte.  Karl  hat  dein  Staat  die 
neuen  großen  humanen  Aufgaben  vorgeschrieben,  die  die  germanische  Vergangenheit 
nicht  gekannt  hatte , und  doch  hat  er  den  Kreis  der  Aufgaben,  die  unmittel- 
bar durch  den  Staat  und  seine  Beamten  erfüllt  werden  sollten,  nicht  wesentlich 
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unsere  Frage  ist  hierbei  der  entscheidende  Gesichtspunkt,  daß 
dieses  halbe  Jahrtausend  einer  landeskirchlichen  Entwicklung  die 


erweitert.  Denn  wie  er  seine  Aufgabe  von  der  Kirche  erlernt  hatte,  die  darin 
teilweise  die  Erbin  des  alten  Reiches  gewesen  war,  so  hatte  er  auch  deren  Er- 
füllung in  ihren  Händen  gelassen  und  sie  dabei  nur  in  seinen  Dienst  gestellt,  zu- 
gleich aber  sie  zum  selben  Zweck  mit  einer  Menge  staatlicher  Gewalten  ausgestattet. 
Unter  seinen  Nachfolgern  ist  die  Erinnerung  an  beides  in  Staat  und  Kirche  wieder 
verschwunden.  Im  Lauf  der  Zeiten  hat  die  Kirche  jene  ihr  geschichtlich  zuge- 

kommenen Aufgaben  und  Mittel  als  göttliche  Stiftung  an  sie  ausgegeben,  beansprucht 
und  sich  eben  damit  gegen  den  Staat  gestellt.  Es  bezeichnet  den  Anfang  der  neuen 
(d.  h.  modernen)  Zeit,  daß  der  Staat  jene  Ziele  wieder  als  die  seinen  erkennt  und  ihre 
Realisierung  mit  seinen  Mitteln  und  seinem  Beamtentum  erstrebt.«  Daß  die  karo- 
lingischen Grundlagen  und  Ideen  übrigens  sich  fortsetzen  bis  zur  gregorianischen  Revo- 
lution, darüber  s.  Ilauck  III,  435  und  noch  unter  Heinrich  III  S.  572,  auch  die  Kanoni- 
sation  Karls  d.  Gr.  durch  Barbarossa  IV  S.  264.  Ueber  die  völlig  analoge 
»Durchdringung  von  Staat  und  Kirche«  in  England  bis  1066  s.  Böhmer  »Kirche 
und  Staat  in  England«  1890  S.  48 — 56.  — Aehnlich  wie  K.  Müller  urteilt 

K.  Lamprecht  »Deutsche  Geschichte  II,  1892  S.  48:  »In  der  Tat  war  es, 

aus  der  Vogelschau  des  endenden  Mittelalters  gesehen,  das  verdienstliche  Werk 
Karls  d.  G. , daß  er  weltliche  und  kirchliche  Interessen  zu  jener  Einheit 

verbunden  hatte,  die  erst  die  schwersten  Kämpfe  von  den  Zeiten  Gregors  bis 
auf  Luther  zu  lösen  vermochten.«  S.  49:  »Eben  darin  liegt  die  Bedeutung  Karls 
d.  G.,  ja  des  Karolingischen  Staates  und  der  Karolingischen  Kultur  überhaupt, 
daß  sie  universell  und  neidlos  die  sehr  verschiedenen  Einflüsse  , unter  denen  das 
Zeitalter  stand , aufzunehmen  und  zu  dem  zu  verknüpfen  begann , was  das  eigent- 
liche mittelalterliche  Wesen  bezeichnctc  . . . die  Vermittelung  aber  übernahm  schließ- 
lich die  Kirche,  und  das  Verdienst  Karls  d.  G.  ist  es,  eben  die  Kirche  dauernd  in 
diese  Vermittlerrolle  gedrängt  zu  haben.«  Ueber  die  Fortdauer  dieser  Grundzüge, 
»dieser  Art  von  kirchlich  - staatlicher  Endosmose«  bei  den  Ottonen  s.  S.  1 5 1 f.  — 
Ueber  die  ganz  analogen  französischen  Verhältnisse,  die  nur  zunächst  hinter  der 
deutschen  Ordnung  zurückblieben,  aber  seit  der  Einigung  Frankreichs  Deutschland 
in  allen  Kulturbeziehungen  und  schließlich  auch  politisch  überholten  s.  Rambaud 
»Histoire  de  la  civilisalion  fran^aise«  I,  1901,  wo  eine  vorzügliche  systematische 
Uebersicht  über  alles  kulturgeschichtliche  Material  gegeben  ist.  — Hervorzuheben 
ist  auch  hier  Uhlhorns  »Liebcstätigkeit«,  deren  zweiter  Band  1884  die  soziale  und 
wirtschaftliche  Entwicklung  des  Mittelalters  als  Hintergrund  der  christlichen  Ideen 
schildert.  Er  betont  das  Aufhören  des  städtischen  Charakters  des  Christentums 
und  damit  das  Aufhören  einer  besonders  organisierten  Liebestätigkeit  der  Gemeinde. 
Die  Liebestätigkeit  verwandelt  sich,  wozu  Karl  d.  G.  die  Anweisung  gab  (S.  61),  in 
die  soziale  Fürsorge  der  Bischöfe  und  Achte  für  ihre  grundherrlichen  Untergebenen 
und  im  allgemeinen  Rcichsdienst,  und  weiterhin  in  die  besonderen  Organisationen 
des  Spitals  mit  weitreichenden  allgemeinen  Funktionen  für  das  soziale  Leben ; die 
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religiöse  Organisation  und  Idee  in  den  Dienst  desStaates 
und  seiner  Kulturaufgaben  stellte.  Nicht  eine  innere 


letzteren  Organisationen  gehen  dartn  teils  an  das  Mönchtum,  teils  an  besondere 
ritterliche  und  bürgerliche  Spitalorden  Uber.  Dabei  hört  dann  doch  auch  die 
Liebestätigkeit  der  Gemeinde  d.  h.  der  Gcmeindcleitung  nicht  auf,  sie  dauert  nur 
eben  im  engen  Zusammenhang  mit  der  grundherrlichen  und  politischen  Fürsorge 
fort,  wie  Hauck  IV,  52 — 55  gegen  Uhlhorn  geltend  macht.  Auch  Uhlhorn  betont, 
wie  erst  auf  diese  Weise  das  Christentum  zu  einer  Christianisierung  der  Gesellschaft 
kommt  im  Gegensatz  zu  seiner  Fremdheit  gegen  die  Gesellschaft  in  der  römischen 
Welt  S.  5,  ohne  aber  die  Gründe  für  diese  Wandlung  genauer  zu  analysieren;  er 
meint  nur,  daß  die  Germanen  »das  Christentum  tiefer  erfaßten  als  es  die  im 
Heidentum  alt  gewordenen  Griechen  und  Römer  vermochten«  S.  6.  Allein  das 
wird  man , wie  die  sorgfältigen  Analysen  Haucks  zeigen , gerade  von  dem  sehr 
cudämonistisch  und  gesetzlich  vergröberten,  vorbcrnhardinischen  Christentum  durch- 
aus nicht  sagen  können.  Die  Gründe  liegen  vor  allem  in  der  Kulturlosig- 
keit  der  Germanen  und  in  der  Einstellung  der  Kirche  als  Kulturvermittlerin 
durch  die  karolingische  Staatsidee  — Beispiele  solcher  bischöflicher  Kulturfürsorge 
gibt  Hauck  bei  Bemward  von  Hildesheim  111,  396,  ähnlich  S.  410,  414,  438.  Ein 
Denkmal  solcher  Fürsorge  ist  das  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms 
der  im  Namen  der  Trinität  und  auf  Grund  von  Verhandlungen  mit  allen  Gruppen 
seiner  Herrschaft  das  Straf-  und  Zivilrecht  ordnet,  um  ohne  Rücksicht  auf  Stand 
und  Vermögen  auch  den  Armen  gutes  Recht  zu  sprechen  vgl.  Gengier  »Das  Hof- 
recht  des  B.  Burchard«  1859.  Unter  den  Ottoncn  sind  neun  Zehntel  aller  Markt- 
herrschaft, damit  Handelsrecht  und  Münzrecht,  in  den  Händen  der  Bischöfe,  Lam- 
precht  IV,  99.  Ucber  England  s.  Böhmer  S.  55 : »Das  Ziel,  das  man  dabei  im 
Auge  hatte,  war  nicht  allein  das  äußere  Ansehen  der  Kirche,  sondern  auch  die 
Beherrschung  und  Leitung  aller  Stände  des  christlichen  Volkes«  nach  dem  »Gesetz 
Gottes«.  Zu  diesem  Behuf  aber  verlangte  man  nicht  eine  größere  Trennung,  sondern 
eine  neue  innigere  Verschmelzung  von  Kirche  und  Staat , forderte  man  von  dem 
Geistlichen  einen  ebenso  großen  Eifer  für  die  Durchführung  der  Gesetze  des 
Landes  wie  für  die  Durchführung  der  »Gesetze  Gottes«.  Auch  nach  Einführung  der 
mönchischen  Reformbewegung  strebte  man  nur  in  ausgedehnterem  Maße  als  bis- 
her, das  öffentliche  und  private  Leben  mit  dem  Geiste  der  Religion  zu  beherrschen« 
S.  60.  — Der  Charakter  dieser  sozialen  Wohlfahrtstätigkeit  besteht  dabei  vor 
allem  freilich  in  der  Bekämpfung  der  Schäden  durch  Vereinigung  kirchlicher  und 
weltlicher  Rechtsprechung,  in  dem  Drängen  auf  Gerechtigkeit,  in  der  Handhabung 
des  Zivilrechtes,  in  der  Aufrichtung  von  Schulen  und  in  der  Heilung  der  Leiden 
durch  Liebesanstalten.  Die  eigentliche  Hauptsache,  die  prophylaktische  Gestaltung 
der  politischen  und  sozialen  Verhältnisse,  die  es  gar  nicht  zum  Uebel  erst  kommen 
lassen  und  die  Grundlagen  einer  moralisch  gesunden  Gesellschaft  vorerst  in  einer 
rechtlich-sozial  und  wirtschaftlich  gesunden  Lebens  Verfassung  suchen,  fehlt  dabei.  Hier- 
für war  die  Reflexion  über  politische  und  wirtschaftliche  Dinge  noch  viel  zu  unentwickelt 
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Nötigung  und  Konsequenz  des  religiösen  Gedankens,  sondern  die 
Macht  der  Verhältnisse  und  der  Zwang  eines  kulturlosen  Staates, 
der  die  kirchliche  Organisation  und  die  in  ihr  lebendige  Tradition 
antiker  Kultur  für  seine  Zwecke  verwenden  mußte  und  mit  ihrer 
Hilfe  erst  eine  eigene  Kultur  aufbauen  konnte,  haben  das  Chri- 
stentum zur  Entfaltung  einer  derartigen  Kulturtätigkeit  und  zur 
Einbeziehung  der  nicht  unmittelbar  kirchlichen  I.cbenssphären 
unter  kirchliche  und  religiöse  Ideen  erst  gezwungen.  Insbesondere 
ist  es  die  Genialität  Karls  d.  Gr.,  die  ihm  diesen  Weg  gewiesen 
und  damit  die  eigentümlichen  Grundlagen  der  mittelalterlichen 
Christenheit  auf  die  Dauer  wesentlich  bestimmt  hat.  Doch  ist 
es  schwerlich  bloß  die  persönliche  Genialität  Karls  d.  Gr.,  die 
hierin  wirkt.  Das  Werk  Karls  d.  Gr.  hat  seinerseits  zum  Unter- 
gründe überhaupt  eine  andere  Staatsidee,  als  cs  die  von  den 
Kirchenvätern  übernommene  spätantike  Staatsidee  war.  War  die- 
sen der  Staat  Folge  und  Zuchtmittel  der  Sünde  zugleich,  im  üb- 
rigen absolutistisch  geartet  und  nur  gelegentlich  auf  Verwendung 
dieses  Absolutismus  zu  gunsten  kirchlicher  Privilegien  gerichtet, 
so  liegt  im  karolingischen  Staate  bei  aller  äußerlichen  literarischen 
l-'ortdauer  der  patristischen  Staatslehre  ein  Einfluß  der  ger- 

und  fehlte,  von  dem  Anfang  her,  der  Blick  für  die  Abhängigkeit  alles  Ethischen 
und  Geistigen  von  der  Beschaffenheit  der  Naturgrundlagcn  des  Lebens.  — Auch 
das  geschichtsphilosophische  Werk  v.  Eickens,  S.  169 — 307  beachtet  natürlich 
diese  »Endosmose«.  Aber  gerade  hier  zeigt  sich  die  Gewaltsamkeit  und  die  falsche 
Voraussetzung  seiner  Konstruktion,  die  direkt  aus  dem  Wesen  des  »asketisch-hie- 
rarchischen« Gedankens  dialektisch  die  kirchliche  Kultur  erklären  will.  Daher 
sieht  er  in  dem  karolingischen  Kulturidcal  nicht  das,  was  es  war,  die  Zusammen- 
schweißung weltlicher  und  geistlicher  Interessen,  aus  der  erst  die  kirchliche  Kultur 
hervorgehen  konnte,  den  Zwang,  den  der  Staat  auf  die  Kirche  zur  Aufnahme  weltlich- 
sozialer  Interessen  ausübte,  sondern  umgekehrt  das,  was  sie  nach  der  Logik  der  Ent- 
wickelung sein  mußte,  nämlich  die  erste  Stufe  in  der  Verschlingung  des  weltlichen 
Lebens  durch  die  alles  dem  Heil  und  der  Kirche  unterwerfende  Dialektik  des 
priesterlich  - asketischen  Ideals.  Aber  gerade  das  umgekehrte  ist  der  Fall!  Nicht 
die  Dialektik  der  Idee,  sondern  der  Zwang  der  Tatsachen  wirkt  hier  und  pflanzt 
der  Idee  einen  Trieb  ein,  den  sie  an  sich  selbst  nicht  hatte.  — Ilarnack  Dog- 
mengesch.  III,  299  eignet  sich  die  These  von  Eickens  im  allgemeinen  an,  fügt 
aber  «ehr  richtig  hinzu:  »Ihren  aggressiven  Charakter  hat  die  Kirche  doch 

erst  ausgebildct , nachdem  Karl  d.  G.  ihr  gezeigt  hatte , wie  der  Vicarius  Christi 
auf  Erden  zu  regieren  habe.  Nicolaus  I.  hat  von  Karl  I. , die  gregorianischen 
Päpste  haben  von  Otto  I.,  Heinrich  II.  u.  III.  gelernt,  wie  der  rector  ecclcsiae  sein 
Amt  zu  verwalten  habe.« 
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manischen  Ideen  des  Königtums  vor.  Die  Göttlichkeit  des  Kö- 
nigtums erscheint  in  allen  Kundgebungen  und  Theorien  stark 
gesteigert,  überdies  aber  das  Königtum  in  Zustandekommen  und 
Ausübung  an  die  Mittätigkeit  des  Volkes  und  der  Grossen  ge- 
bunden, verpflichtet  das  Recht,  d.  h.  die  Wohlfahrt  und  den 
Rechtsschutz  der  Volksmassen  zu  bewahren,  'freue  und  Fürsorge 
zu  leisten.  Ihm  liegt  die  Idee  der  Verpflichtung  der  Könige  für 
das  Wohl  des  Ganzen  zu  Grunde,  woraus  sich  die  Absetzbarkeit 
der  Könige  im  Falle  der  Unwürdigkeit  und  Untreue,  aber  auch  die 
Pflicht  der  Fürsorge  und  der  gemeinsamen  Tätigkeit  für  die  Gesamt- 
zwecke ergibt.  Damit  ist  der  Staatsidcc  ein  neuer  Charakter  ein- 
gepflanzt, der  zunächst  im  karolingischen  Typus  eine  Ausweitung 
der  Macht  des  Königs  über  alle  und  damit  auch  die  kirchlichen 
Wohlfahrtsmittel  möglich  macht,  und  der  dann  später  umgekehrt  die 
Unterwerfung  der  Könige  unter  ein  rein  kirchliches  Recht  verständlich 
werden  läßt.  Die  Christianisierung  des  germanischen  Königstums 
macht  den  König,  w:o  er  seine  Aufgaben  ideal  empfindet,  zum  Vertreter 
der  Gerechtigkeit  und  der  Fürsorge  für  alle  seine  Volksgenossen, 
denen  er  Treue  um  Treue  erweist.  Und  auf  diesen  neuen  Grund  stützt 
sich  dann  auch  die  von  der  antiken  Staatslehre  übernommene 
Lehre  von  der  Göttlichkeit  des  Königstums  und  empfängt  wieder 
neuen  Sinn.  Nicht  die  lediglich  zu  duldende  göttliche  Einsetzung 
in  die  Macht,  sondern  der  zweckvolle  Inhalt  der  Macht  begründet 
die  Göttlichkeit  des  Königstums.  Stellvertreter  Gottes  ist  er  in 
seiner  Verwirklichung  der  christlichen  Lebensordnung  ®°). 


”)  Ueber  diesen  Einschlag  einer  neuen  Idee  vom  Staat  und  vom  Wesen  des 
Königs  s.  die  Nachweise  bei  R.  W.  and  A.  J.  Carlyle , A History  of  medieval 
political  theory  S.  214  fr.  Daher  treten  im  karolingischen  Zeitalter  auch  die  pa- 
tristischen  Theorien  vom  Staate  zurück  und  zeigt  sich  hier  überall  ein  viel  posi- 
tiverer und  aktiverer  Charakter  des  Staates.  Dabei  bleiben  die  patristischen 
Formeln,  wo  sic  gelegentlich  auftauchen  , formell  unveritudert,  aber  sie  sind  selten 
und  haben  einen  neuen  Koeffizienten,  bis  sie  mit  dem  gregorianischen  Streit  wieder 
häufig  werden  S.  198.  Im  übrigen  bleiben  die  stoisch-christlichen  Lehren  über  den 
Erstand  und  die  allgemeine  Gleichheit  der  Menschen  in  ihm  erhalten,  auch  die 
Stellung  zur  Sklaverei,  die  letztere  mit  bemerkbarer  Milderung.  Aber  der  mit  dem 
Sündenstand  eintretende  Staat  wird  entsprechend  der  Wirklichkeit  und  dem  germani- 
schen Herkommen  viel  mehr  positiv  und  jetzt  geradezu  als  direkte  Gottesstiftung 
gewürdigt , wozu  die  Wirkung  der  kirchlichen  Krünungs-  und  Kaiserweihe  noch  als 
wichtige  Verstärkung  hinzukommt.  Jetzt  beginnt  auch  die  Rolle  des  alten  Testa- 
mentes und  der  Verweisungen  auf  Davids  Salbung,  während  die  alte  Kirche  vom 
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Es  wäre  freilich  eine  solche  Christianisierung  des  germa- 
nischen Königtums  nicht  möglich  gewesen,  wenn  wirklich  das 
Christentum  wesentlich  asketisch  von  Grund  aus  gewesen  wäre, 
wenn  das  Evangelium,  die  altchristliche  und  altkirchliche  Literatur 
wirklich  nur  asketische  Tendenzen  überliefert  und  veranschau- 
licht hätten,  wenn  die  Unvereinbarkeit  in  der  alten  Kirche  ledig- 
lich in  der  Weltfcindlichkeit  des  Christentums  bestanden  hätte. 
In  Wahrheit  war  ja  aber  die  christliche  Moral  doppclstufig 
gestaltet  worden  und  schloß  die  kirchliche  Ueberlieferung 
ein  großes  Stück  des  antiken  Kulturerbes,  innerlich  verbunden 
mit  ihren  Grundgedanken,  in  sich,  so  daß  die  sogenannten  »Re- 
naissancen« der  karolingischen  und  ottonischen  Epoche  und  die 
spätere  starke  Entwicklung  antiker  Kulturelemente  sich  bei  jeder 
Wiederbelebung  der  kirchlichen  Literatur  und  Kunst  von  selbst 
verstanden.  Davon  wird  später  noch  zu  sprechen  sein.  Zunächst 
ist  es  für  die  Lage  charakteristisch,  daß  vor  der  Aufnahme  der 
burgundischen  und  kluniazensichen  Reformbewegung  das  Kloster- 
wesen insbesondere  von  Karl  d.  Gr.  bewußt  in  den  Dienst  von 
Kulturaufgaben  gestellt  wird,  namentlich  dem  Unterricht  und  der 
Wissenschaft  zu  dienen  hat.  Was  die  Benediktinerregel  zunächst 
im  Interesse  der  Mönche  gefordert  hat,  die  wissenschaftliche 
und  landwirtschaftliche  Arbeit,  wird  von  Karl  d.  Gr.  in  den 
Dienst  des  Staates  und  der  Gesellschaft  gestellt.  Weiterhin 
war  die  neue  Wendung  dadurch  erleichtert,  daß  in  der  römischen 
Reichskirche  der  Episkopat  doch  schon  eine  Reihe  öffentlicher 
Eunktionen  auf  sich  genommen  hatte,  und  daß  in  der  Zeit  der 
Auflösung  ihm  überhaupt  die  Bewahrung  der  bürgerlichen 
Ordnung  und  der  Kulturtätigkeit  zugefallen  war.  So  lag  in  der 
Kirche  die  Möglichkeit,  für  die  Kulturzwecke  des  Staates  und  der 
Gesellschaft  verwendet  zu  werden,  wenn  auch  freilich  kein  eigener, 
innerer  Trieb.  Sie  ist  durch  das  Bedürfnis  des  kulturarmen  Staates 
dazu  veranlaßt  worden,  und  ist  darauf  eingegangen,  weil  das 
ihre  Machtstellung  und  ihren  Einfluß  erhöhte,  weil  sic  ihre  eigene 
grundherrlichc  Entwicklung  ganz  von  selbst  dazu  zwang  und 
weil  den  germanischen  Christen  die  Empfindung  eines  inneren 
Gegensatzes  zwischen  alter  Staatskultur  und  innerkirchlichem  Ge- 
sellschaftsideal gänzlich  fehlte.  Uebcr  die  Möglichkeit  einer  in- 

Neuen  Testament  her  nur  den  Weg  des  Paulus  zur  Duldung  des  Staats  gehen 
konnte.  Das  politische  soziale  Bedürfnis  hilft  sich  charakteristisch  mit  dem  alten 
Testament,  wo  das  Neue  versagt.  Ebd.  S.  2i6f. 
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neren  Vermittlung  der  weltlichen  und  geistlichen  Aufgaben  machte 
man  sich,  soweit  meine  Kenntnis  reicht,  keine  Gedanken.  Wurde 
man  bedenklich,  so  diente  das  Mönchtum  als  Ableiter  des  aske- 
tischen Bedürfnisses  neben  seinen  wissenschaftlichen  und  grund- 
herrlichen  Aufgaben. 

Eine  besondere  Bedeutung  hatte  in  diesem  Zusammenhang  die, 
wie  bereits  angedeutet,  grundherrliche  Entwickelung  der  Bistümer 
und  Klöster  selbst.  Sie  ist  herbeigeführt  teils  durch  die  Askese  selber, 
die  für  himmlischen  Lohn  und  für  die  Tilgung  irdischer  Sünden  und 
Gewalttaten  sich  Schenkungen  an  die  Kirche  in  außerordentlichem 
Umfang  auferlegte,  wobei  diese  Schenkungen  meistens  Landschen- 
kungen waren81).  Sie  ist  weiterhin  herbeigeführt  durch  die  allge- 
meine wirtschaftliche  und  soziale  Lage,  die  nach  allmählicher 
Aufzehrung  des  Landes  in  freier  Okkupation  und  Rodung  das 
Emporsteigen  des  Großgrundbesitzes  und  das  Unfreiwerden  des 
durch  Lehen  und  Prekarie  sich  in  den  Schutz  des  Großgrund- 
besitzes stellenden  Kleinbesitzcs  bewirkte.  An  diesem  An- 
schwellen des  Großbesitzes  ist  nun  aber  die  Kirche  in  hervor- 
ragendem Maße  beteiligt,  indem  sie  bei  milderer  Behandlung  und 
im  Besitz  zahlreichster  Immunitäten  bei  solchen  Sclbstvergebungen 
bevorzugt  wurde.  Der  Stand  der  landwirtschaftlichen  Technik, 
die  keinen  Großbetrieb  kannte,  nötigte  solchen  Großbesitz  zu 
einer  Verwaltung  durch  Pächter,  Halbfreie  und  Unfreie  in  kleinen 
Einzelwirtschaften  und  schuf  so  ein  kompliziertes  soziales  und 
rechtliches  System,  das  den  Besitzer  zur  rechtlichen  und  so- 
zialen Fürsorge  für  diese  abgestuften  Verhältnisse  nötigte 82).  Die 
kirchliche  Liebestätigkeit  mußte  damit  von  selbst  zur  Sorge  für 
Hintersaßen  und  Kommendierte  werden,  während  die  beson- 
ders organisierte  altkirchliche  Liebestätigkeit  der  Gemeinde  verfiel 
und  für  die  besonderen  Liebeszwecke,  die  mit  der  allgemeinen 
Fürsorge  nicht  erledigt  waren,  das  Spital  und  später  die  Ordens- 
tätigkeit eintrat.  Karl  d.  Gr.  schrieb  ausdrücklich,  wie  den  Kron- 
gütem,  so  vor  allem  den  kirchlichen  Gütern  diese  freilich  noch 
sehr  elementare  Sozialpolitik  und  Wohlfahrtspflege  vor,  und  dabei 
Lst  cs  dann  bei  allen  wohlgesinnten  Bischöfen  und  Aebtcn  auch 
geblieben.  Diese  ganze  soziale  Wandlung  selbst  aber  hatte  wiederum 
ihren  Grund  in  der  Durchsetzung  der  reinen  Naturalwirtschaft83). 

•')  Vgl.  Uhlhorn  II,  43 — 54. 

")  Uhlhorn  II,  57—60. 

•*)  Lamprecht  II,  90  ff. 
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Unter  den  Merowingern  endet  die  Geldwirtschaft,  und  mit  der 
Ausbreitung  des  Reiches  von  der  alten  städtischen  Kultur  Galliens 
weg  über  die  deutschen  naturalwirtschaftlichen  Gebiete  verschwin- 
det der  städtische  Charakter  der  alten  Kirche,  der  sie  bis  in  das 
innerste  Wesen  hinein  bestimmt  hatte.  Neben  den  Bistümern 
steht  deren  ausgebreiteter  Landbesitz  und  die  mit  vollen  pricster- 
lichen  Rechten  und  Landbesitz  ausgestattete  Landpfarrei;  diese 
Landpfarrei  wird  außer  durch  ihren  Beruf  einer  ethischen  Kulti- 
vierung des  Volkes  durch  ihre  wirtschaftlichen  Beziehungen  und 
Abhängigkeiten  tief  in  die  allgemeinen  Interessen  hineingezogen. 
Die  Entwickelung  des  Kirchengutes  machte  derart  die  Kirche  zu  einer 
sozialen  Macht  und  interessierte  sie  im  Fall  ihrer  Abhängigkeit 
von  anderen  an  dem  Stand  des  Ganzen.  Indem  die  Natural- 
wirtschaft bei  zunehmendem  Mangel  freien  Landes  den  Frohnhof 
mit  der  Technik  der  Bewirtschaftung  durch  Auslehnung  und  Ver- 
gebung, Frohnden  und  Tribute  hervorbringt,  wird  auch  der  kirch- 
liche Besitz  in  diese  Formation  hincingcdrängt  und  nimmt  bei 
seiner  Größe  hier  geradezu  eine  führende  Stellung  ein.  Und  das 
hat  noch  eine  weitere  wichtige  Folge.  Bei  dem  Geldmangel 
mußten  die  Besoldungen  der  Beamten  in  Land  Vergebungen  be- 
stehen, und  mit  diesem  ergab  sich  die  Erblichkeit  des  Amtes, 
das  ganze  Lehens-  und  Feudalft-esen.  Nun  war  aber  der  kirch- 
liche Besitz  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  erblich  und  bot  sich 
den  Königen  als  einziges  Mittel  dar,  durch  immer  neue  Ver- 
leihung von  Kirchengut  sich  einen  Stamm  nicht  erblicher  Be- 
amten zu  ziehen  und  dadurch  der  Auflösung  des  Reiches  in  erb- 
liche Territorialherrschaften  vorzubeugen.  Damit  war  dann  von 
selbst  gegeben,  daß  der  Klerus  zur  eigentlichen  Beamtenschaft 
des  Reiches  und  zur  wesentlichen  Stütze  der  königlichen  Macht 
wurde.  So  aber  wurde  er  nun  auch  von  dieser  Seite  her  in  all- 
gemeine politische  und  soziale  Wohlfahrtsinteressen  hineingezogen, 
mit  öffentlichen  Befugnissen  ausgestattet  und  zugleich  in  seiner 
eigenen  grundherrlichen  Entwickelung  gefördert.  Freilich  war  da- 
mit die  bereits  angedeutete  völlige  Aufhebung  der  kanonischen 
Idee  vom  Kirchengut  verbunden,  das  Anstaltsgut  der  Kirche  sein 
sollte,  nun  aber  Eigentum  dessen  wurde,  auf  dessen  Grund  und 
Boden  die  Kirche  stand  und  nur  belehnungsweise  vergeben  wurde. 
Das  machte  Könige  und  I lerzöge  zu  Obereigentümern  des  Kirchen- 
gutes und  die  Belehnten  zu  Territorialherren  gleich  anderen 
Feudalherren,  zog  aber  mit  dem  Kirchengut  selbst  die  Kirche  in 
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alle  Interessen  des  Reiches  und  der  Gesellschaft  hinein. 

Nicht  zu  vergessen  ist  schließlich  die  die  ganze  Zeit  erfüllende 
Missionstätigkeit,  die  mit  den  Kreuzzügen  nur  auf  ihren  Gipfel 
kommt.  Die  altkirchliche  Mission  war  freie  Predigt  innerhalb  eines 
gleichartigen,  vom  römischen  Reich  getragenen  Lebensganzen  und 
pflückte  die  Früchte  der  inneren  religiösen  Entwickelung  des  Alter- 
tums. Die  Mission  des  Mittelalters  ist,  wie  auch  die  moderne,  überall 
zugleich  politische  und  Kulturmission.  Die  Stiftung  neuer  Bis- 
tümer war  stets  eine  Handlung  des  Staates  und  zugleich  eine 
Germanisation,  die  die  kirchliche  Organisation  für  politische  Ver- 
waltungs-  und  kulturelle  Erziehungszwecke  verwertete.  Die  Kreuz- 
züge brachten  geistliche  und  halbgeistlichc  Herrschaften  hervor, 
die  wenigstens  in  der  Theorie  christliche  Staaten  sein  sollten  und 
in  den  Ritterorden  der  Christenheit  besondere  Organe  für  christ- 
liche Wohlfahrtszwecke  aller  Art  zur  Verfügung  stellten  9‘). 

All  das  zusammen  bewirkte  eine  innere  Durchdringung  von 
Kirche  und  Staat,  von  Weltlichem  und  Geistlichem,  von  Asketi- 
schem und  Sozialpolitischem,  die  der  Kirche  des  Mittelalters  ein 
von  der  alten  Kirche  völlig  verschiedenes  Gepräge  geben  und  die 
sich  von  einer  modernen  ethisch  begründeten  Sozialpolitik  nur 
dadurch  unterscheiden,  daß  jede  tiefere  und  umfassendere  Reflexion 
auf  das  Wesen  der  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Vor- 
gänge und  Bildungen  fehlt  und  daß  ebenso  der  ganze  Gedanke 
der  Abhängigkeit  geistiger  und  ethischer  Werte  von  der  Gesund- 
heit ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Unterlagen  und  damit  die 
prophylaktische  Politik  sehr  unentwickelt  ist.  Allein  das  hat  der 
christliche  Idealismus  mit  den  ihm  eingeschmolzcnen  stoischen  und 
platonischen  Elementen  gemeinsam.  Daran  ist  in  dieser  von  der 
Idee  beherrschten  Welt  und  bei  der  großen  Einfachheit  der  Ver- 
hältnisse noch  nicht  zu  denken.  Noch  ist  sogar  der  Empirismus 
und  Realismus  der  aristotelischen  Staatslehre  und  Ethik  nicht  in 
Wirkung  getreten,  der  der  thomistischen  Staats-  und  Gesellschafts- 
lehre bei  all  ihrem  ideologisch-moralistischen  Charakter  doch 
wenigstens,  wie  wir  sehen  werden,  eine  gewisse  Rücksicht  auf 
rationelle  Wohlfahrtspolitik  verleiht. 

•*)  lieber  den  neuen  Charakter  der  Mission  s.  Ilaucks  ganze  Darstellung; 
über  die  Kreuzzüge  als  Mission  s.  Uhlhorn  II  93  f. 
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4.  Die  universalkirchliche  Reaktion  und  die  ka- 
tholische Einheitskultur. 

Aber  freilich  gegen  dieses  Landeskirchentum , das  sein  Zen- 
trum in  der  stärksten,  best  organisierten  und  best  ausgestatteten 
deutschen  Kirche  hatte,  erhebt  sich  seit  dem  10.  Jahrhundert  wieder 
der  u ni  vers a 1 k irch  I ic he  Gedanke  in  enger  Verbindung  mit 
einer  neuen  Welle  des  asketischen  Ideals  und  einer  Wiedererhebung 
des  romanischen  Lebens  gegen  das  Ucbergewicht  der  deutschen 
Kirche.  Damit  verbunden  ist  die  Wiedererhebung  des  kanonischen 
Rechtes  gegen  das  landeskirchliche  und  des  kanonischen  Begriffs  vom 
Kirchgut  gegen  die  Eigenkirche.  Wie  sich  diese  Elemente  fanden  und 
vereinigten,  gehört  auch  hier  im  einzelnen  der  Kirchengeschichte  an. 
1 Her  ist  nur  hervorzuheben,  was  für  unseren  Zusammenhang  von  Wich- 
tigkeit ist.  Das  ist  der  Ausgangspunkt  des  Rückschlages  von  der 
romanischen  Askese  her.  Hier  war  die  Kirche  bei  der  Auflösung 
der  karolingischen  Monarchie  in  große  Seigneurien  vielfachst  zer- 
rüttet und  beraubt  und  damit  eine  kirchliche  Reaktion  gegen  die 
weltlichen  Gewalten  nahe  gelegt  worden;  hier  war  die  altkirchlichc 
Tradition  lebendiger  und  war  der  uniformierende  und  organi- 
sierende Trieb  stärker  als  in  der  deutschen  Kirche.  Die  Neube- 
lebung war  naturgemäß  asketisch,  wobei  der  mit  dem  Jahre  1000 
zu  erwartende  Ablauf  des  1000 jährigen  Reiches  mitwirken  mochte; 
die  Forderungen  selbst  aber  gingen  um  des  willen  nicht  etwa  auf 
Entwcltlichung  der  Kirche,  sondern  umgekehrt  auf  volle  Restituierung 
des  Kirchengutes  an  Kirchen  und  Klöster,  auf  freie  Verfügung 
der  Kirche  über  das  Kirchengut , auf  strenge  Durchführung  des 
kanonischen  Rechtes  in  der  Bischofs-  und  Abtwahl  sowie  in  der 
Behandlung  des  Kirchengutes,  was  die  Unabhängigkeit  der  Kirche 
von  den  weltlichen  Herren  und  zugleich  die  Fortführung  ihrer 
grundherrlichen  und  fürstlichen  Befugnisse  bedeutete,  auf  stren- 
geren, erst  persönlichen  und  dann  organisatorischen  Zusammenhalt 
der  reformierten  Klöster  unter  einander,  auf  Uniformität  in  der 
Kirche  und  Gegensatz  gegen  die  reichspolitische  Verwertung  des 
Episkopats.  Der  Drang  nach  Einigung  im  kanonischen  Recht, 
der  das  erste  in  der  ganzen  Bewegung  ist,  führte  dann  allmäh- 
lich zum  Anschluß  an  das  Papsttum,  von  dem  allein  eine  Eini- 
gung und  ein  Schutz  gegen  die  politischen  Bischöfe  ausgehen 
konnte,  und  das  umsomehr,  als  zum  kanonischen  Recht  nunmehr 
auch  die  pscudoisidorischen  Dekretalen  gehörten,  in  denen  während 
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der  nachkarolingischen  Wirren  der  Klerus  bereits  die  Sicherung  gegen 
die  landeskirchlichen  Metropoliten  und  die  Landesherren  durch 
die  Erklärung  des  Universalcpiskopats  des  Papstes  beansprucht  hatte. 
Diese  den  soziologischen  Ausbau  der  Kirche  erst  abschließende 
Idee  taucht  nun,  zunächst  aus  ähnlichen  Gründen,  neu  auf,  und 
die  kluniazensische  Partei  sucht  ihre  Anhänger  in  das  Pontifikat 
zu  bringen.  Dazu  verhallen  ihr  schließlich  die  deutschen  Kaiser  selbst, 
die  ihrerseits  ihrer  Kirche  nur  dann  völlig  Herr  zu  sein  meinten, 
wenn  sie  den  Papst  in  ihrer  Hand  hatten,  und  die  überdies 
durch  ihre  oberitalienische  Politik  stets  auf  ein  Verhältnis  zum 
Papst  angewiesen  waren  9&).  Indem  sie  selbst  die  asketischen 
Reformtendenzen  teilten  und  von  einem  streng  geistlich  gesinn- 
ten Papst  Unterstützung  für  ihre  eigene  ethisch -reformierende 
Kirchenpolitik  erwarteten , halfen  sie  der  neuen  univcrsalkirch- 
lichen  Bewegung  auf  den  Thron,  ohne  von  ihr  eine  Erschütte- 
rung des  kirchlichen  Belehnungssystems  zu  erwarten,  auf  dem 
das  deutsche  Reich  beruhte.  Mit  Gregor  VII.  aber  traten  die 
radikalen  Konsequenzen  des  neuen  Systems  hervor , die  Zu- 
sammenfassung der  Kirche  in  der  Hand  des  Papstes,  die  strenge 
Durchführung  des  kanonischen  Rechtes  in  Ehelosigkeit ••) , Wahl 
und  Amtsführung  der  Bischöfe,  und  die  prinzipielle  Unterordnung 
auch  der  königlichen  und  kaiserlichen  Gewalten  in  allen  Eragen 
des  Heils  unter  die  Kirche,  wobei  die  Kirche  zu  entscheiden  hat, 
was  solche  Fragen  des  Heiles  sind.  Der  ungeheure  Kampf  mit 
seinem  verworrenen  Wechselspiel  der  Kräfte  und  den  zahlreichen 
hereinwirkenden  Zufällen  kann  hier  auf  sich  beruhen  97).  Es  kommt 
auf  das  dogmatische  Ergebnis  an,  in  welchem  sich  der  soziolo- 


•B)  So  begründet  Lamprecht  den  weltgeschichtlichen  Vorgang  ; llauck  denkt 
mehr  an  persönliche  Beziehungen  einzelner  Kaiser  und  Päpste,  und  an  persönliche 
Eigenschaften  Hildebrands  III  516,  an  die  mit  dem  Kaisertum  verbundene  ideelle 
Hochstellung  des  Papsttums  III  537,  an  die  zunehmende  Popularität  der  Forderung 
der  Geltung  des  kanonischen  Rechtes,  das  gerade  in  Rom  von  den  vorklunia- 
zensischen  Päpsten  mit  Füßen  getreten  wurde  III  563;  er  nennt  es  eine  tragische 
Selbsttäuschung  Heinrichs  des  III.,  der  die  Tat  Karls  d.  Großen  mit  dem  umge- 
kehrten Effekt  wiederholte  III  542. 

Die  Ehelosigkeit  des  Klerus  hatte  neben  dem  asketischen  auch  einen  wirt- 
schaftlichen Grund;  sie  verhinderte  die  Belastung  des  Kirchengutes  durch  Pricster- 
weiber  und  -Kinder.  Hauck  III  528. 

91)  Ueber  die  Motive  und  die  Durchsetzung  des  Gregorianismus  vgl.  die  ein- 
gehende Darstellung  von  Mirbt,  die  Publizistik  im  Zeitalter  Gregors  VII.,  1894. 
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gische  Ausbau  der  Kirche  für  immer  theoretisch  vollzog  und  mit 
diesem  Ausbau  die  für  alles  übrige  entscheidende  Grundstellung 
des  Katholizismus  zu  allen  sozialen  Problemen  festgelegt  wurde.  Daß 
die  kirchlichen  Ansprüche  tatsächlich  nur  sehr  bedingt  durchgesetzt 
wurden,  daß  neben  der  schroff  hierarchischen  Tendenz  in  den  italie- 
nischen Kommunen  folgenreiche  demokratische  und  häretische  Be- 
wegungen hervortraten,  daß  die  asketische  Welle  in  der  Entwicke- 
lung des  Feudalwesens  zur  ritterlichen  Kultur  stark  zurückebbte, 
daß  nach  dem  Höhepunkt  der  hierarchischen  Ideenwelt  im  Inno- 
zentischen Zeitalter  die  alten  landeskirchlichen  und  universalkirch- 
lichen Gegensätze,  die  papalen  und  episkopalen  Ideen  wieder  in 
Reibung  gerieten,  all  das  ändert  nichts  daran,  daß  der  Ertrag  der 
gregorianischen  Kämpfe  die  Konsequenz  des  soziologischen  Ge- 
dankens der  sakramentalen  Pricsterkirche  und  Erlösungsanstalt 
überhaupt  ist  und  bleibt  für  alle  Zukunft. 

Das  zeigt  sich  in  den  dogmatischen  Entwickelungen  des 
zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts.  Sie  fügen  zu  den  beiden, 
bis  zu  diesem  Zeitpunkt  den  ganzen  dogmatischen  Besitz  bilden- 
den Grunddogmen,  dem  Dogma  von  Kirche,  Kanon  und  Tradition 
und  dem  christologisch-trinitarischen  Dogma,  die  neuen  spezifisch 
mittelalterlichen  Dogmen  hinzu:  das  Dogma  vom  Universalepiskopat 
des  Papstes,  das  Dogma  von  der  Ueberordnung  der  geistlichen 
Gewalt  über  die  weltliche  und  das  Dogma  von  der  Gnadenein- 
flößung in  den  sieben  Sakramenten.  Offiziell  formuliert  worden  ist 
zwar  im  Mittelalter  selbst  nur  das  letztere,  aber  die  beiden 
ersteren,  die  erst  mit  dem  Vaticanum  zum  Abschluß  kamen,  sind 
doch  als  latente  Dogmen  zu  bezeichnen  und  wirken  praktisch  so 
gut  wie  formulierte.  Ihre  Bildungsgeschichte  im  einzelnen  gehört 
der  Dogmengeschichtc  an,  die  auch  in  dieser  Hinsicht  vor  allem 
die  Abschlüsse  und  Redaktionen  beim  h.  Thomas  besonders  her- 
vorzuheben hat 98) ; hier  interessiert  uns  nur  ihre  soziologische  Be- 
deutung. 

w)  Von  diesen  drei  Dogmen  pflegen  die  beiden  ersten  von  den  protestantischen 
Dogmenhistorikern  dem  Kirchenrecht  und  der  Kirchcngeschichte  und  die  Sakramente 
der  Kultusgeschichte  in  der  Hauptsache  überlassen  zu  werden.  Zwar  hat  Ilarnacks 
glänzende  Dogmengeschichte,  die  den  Stand  der  Forschung  bis  heule  beherrscht, 
den  Schwerpunkt  von  der  dialektischen  Entwickelung , auf  die  psychologische 
Erklärung  verlegt.  Aber  man  wird  darin  noch  weiter  gehen  müssen,  und  gerade 
die  modernen  soziologischen  Forschungen  und  Fragestellungen  werden  hier 
manchen  neuen  Aufschluß  geben.  In  die  Geschichte  des  Dogmas  ist  die  des 
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Die  erste  Forderung  der  Reform  war  im  Zusammenhang  mit  der 
Internationalität  und  dem  geistlichen  Rigorismus  der  Askese  auf  eine 
planmäßige  Durchführung  des  kanonischen  Rechtes,  auf  strenge  Selb- 
ständigkeit undUnabhängigkeit  der  geistlichen  Funktionen  gerichtet. 
Das  war  nur  möglich  durch  die  Heraushebung  des  Zentrums  der  Kirche, 
durch  Emporhebung  des  Papsttums,  das  allein  die  Gleichmäßig- 
keit verbürgen  und  durchführen  konnte.  Diese  Zentralisierung 
wiederum  hatte  eine  innere  und  notwendige  Begründung  nur,  wenn 
die  Herrschaft  des  Papstes  über  die  ganze  Kirche  und  insbesondere 
über  die  Bischöfe  dogmatisch  festgestellt,  als  Glaubenssatz  und  Jus 
divinum  erkannt  war.  Das  wiederum  war  schließlich  nur  möglich  durch 
die  Theorie  vom  »Primat  des  Papstes«,  oder  dem  obersten 


Rechtes  und  des  Kultus  wenigstens  auf  katholischem  Boden  immer  mit  her- 
einzunehmen , denn  in  beiden  liegen  die  Hauptwurzeln  des  Dogmas.  Der 
Christuskult  und  das  Christusmahl  gehen  dem  altkirchlichen  Christusdogma 
voran  und  bedingen  es  zum  großen  Teil.  Das  Kirchenrecht  geht  dem  Kirchen- 
dogma ebenso  zum  guten  Teil  voran.  Die  Bedeutung  der  Glaubensvorstellungcn 
in  ihrer  Logik  rein  für  sich  ist  überhaupt  sehr  viel  geringer  als  man  denkt ; 
in  Kult  und  Recht  liegen  ihre  Hauptwurzeln.  Gerade  eine  soziologische  Be- 
trachtung der  Kirchen  zeigt  im  Kultus  das  eigentliche  Bindemittel  und  im  Recht 
ihre  Bindeform ; es  ist  nur  natürlich,  daß  diese  soziologischen  Grundelemente  vor 
allem  im  Dogma  sich  wiederspiegeln,  und  daß  die  rein  logisch-theoretisch-speku- 
lativen Elemente  mehr  daneben  hergehen  als  Interessen  der  obersten  Theologen- 
schicht. Eine  reine  Gedankcnreligion  mit  bloß  accidenteller  Bedeutung  des  Kultus 
und  des  Rechtes  ist  erst  der  Protestantismus;  aber  der  Katholizismus  enthält 
Kult  und  Recht  als  wesentliche  ja  vielleicht  entscheidende  Elemente  des  Religiösen  ; 
dafür  aber  ist  auch,  wie  sich  zeigen  wird,  das  soziologische  Element,  Kult  und 
Recht,  im  Protestantismus  viel  schwächer  entwickelt.  Die  katholische  Dogmenge- 
schichte nimmt  daher  auch  jene  beiden  Dogmen  mit  in  die  Dogmcngeschichte 
auf,  vgl.  Schwane,  Dogmengeschichte  der  mittleren  Zeit  1882  und  vereinigt  sie 
mit  der  Sakramentslehre  zur  Ekklesiastik.  Diese  und  die  Anthropologie  d.  h.  die 
Lehre  von  Sünde  und  Gnade  seien  die  entscheidenden  mittelalterlichen  Promul- 
gationen des  Dogmas;  dabei  hängen  beide  Gruppen  aufs  engste  zusammen,  denn 
die  Sakramentslehre  bat  zur  Folie  die  Sünden-  und  Gnadenlehre,  ist  nur  die  konkret 
gewendete  Gnadenlehre.  Dagegen  sind  die  großen  theologisch  - philosophischen 
Systcmbildungen,  mit  denen  die  protestantische  Dogmengeschichtc  sich  mit  Vorliebe 
beschäftigt,  nur  Vereinheitlichungen  und  Vermittelungen  des  dogmatisch-kirchlichen 
Besitzes  mit  dem  Kulturbesitz,  Reflexionen  über  das  Dogma,  aber  selbst  kein  Dogma. 
Von  den  drei  genannten  Hauptdogmen  ist  übrigens  das  zweite,  das  dein  modernen 
Katholizismus  die  größten  Schwierigkeiten  macht,  bei  Schwane  nur  flüchtig  be- 
handelt. 
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»Priester-,  Lehr-  und  Hirtenamt  des  Papstes«,  wonach  er  allein 
und  unmittelbar  die  Kirche  regiert  und  die  Bischöfe  ihr  Amt  nur 
als  Ausfluß  des  päpstlichen  Amtes  und  auf  Grund  der  jurisdiktio- 
nellen  Oberaufsicht  und  Zuweisung  des  Papstes  führen  dürfen. 
In  der  vollendeten  Konsequenz  ist  es  das  Dogma  vom  Universal- 
episkopat des  Papstes,  der  in  den  Bischöfen  nur  seine  Stellvertreter 
hat  und  alle  drei  Gewalten  von  sich  aus  den  Bischöfen  und  ihrem 
Klerus  erst  in  der  Konsekration  übergibt.  Das  ist  das  Dogma 
Gregors  VII.  Es  ist  zugleich  die  eigentlich  konsequente  Vollendung 
des  Gedankens,  dem  es  dann  freilich  an  Einschränkungen  nicht  fehlte. 
Erst  als  seine  Konsequenz  ergibt  sich  dann  auch  das  Dogma  von 
der  Unfehlbarkeit  der  kathedralen  Entscheidungen  über  Glaube  und 
Sitte,  in  dem  die  Einheit  des  Organismus  der  Kirche  sich  völlig 
abschließt.  I Iand  in  Hand  damit  geht  die  politisch-juristische  Siche- 
rung des  Papsttums  durch  die  Neugestaltung  der  Papstwahl,  die  in  die 
Hand  des  Kardinalats  gelegt  und  damit  den  kaiserlichen  und  lokalen 
Einflüssen  entzogen  wird,  und  der  Wahlkörper  des  Kardinalats 
entwickelt  sich  dann  zum  Regierungsorgan  für  die  ganze  Kirche. 
Ebenso  gehört  dazu  die  Zuweisung  des  Rechtes  zur  Berufung  all- 
gemeiner Synoden  an  den  Papst  und  die  Notwendigkeit  der  Bestäti- 
gung ihrer  Beschlüsse  durch  den  Papst.  Vor  allem  aber  gehört 
dazu  die  Entwickelung  des  kanonischen  Rechtes  als  des  vom 
Papst  erteilten  und  geleiteten  Universalrechtes  der  Christen- 
heit ; es  greift  überall  ein , wo  direkt  oder  indirekt  religiöse 
Interessen  in  Frage  kommen.  Darin  liegt  vollkommen  klar  die 
Vollendung  des  soziologischen  Gedankens.  Erst  wurde  die  Ein- 
heit und  Begründung  des  religiösen  Sozialgebildcs  in  den  mysti- 
schen Christus  gelegt,  dann  wurde  der  mystische  Christus  in  dem 
christlichen  Priestertum  der  Bischöfe  sozusagen  lokalisiert,  dann 
mußte  unter  den  Bischöfen  die  Einheit  hergestellt  werden,  indem 
ihre  geistlichen  Gewalten  aus  einer  gemeinsamen  Quelle  emanieren 
und  von  ihr  aus  dauernd  geregelt  werden.  Die  religiöse  Wahr- 
heits-  und  Lebensquellc , aus  der  der  soziologische  Zusammen- 
hang hervorgeht,  wird  immer  enger  gefaßt,  und  schließlich  wird 
der  Papst  als  Nachfolger  Christi  und  des  Apostclfürstcn  Petrus 
die  eigentliche  Fassung  und  Sicherstellung  der  Quelle.  Ein  auf 
dem  Wunder  der  absoluten  Wahrheit  und  der  sakramentalen  Er- 
lösungskräfte beruhender  Organismus  bedarf  der  klaren,  dauern- 
den und  sicheren  Konzentration  und  Abgrenzung  des  ihn  hervor- 
bringenden Wunders  gegenüber  allem  Wandelbaren , Unsicheren 
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und  Bloß-Menschlichen.  So  resorbiert  der  Papst  das  ganze  Wunder 
in  sich  und  wird  zum  Zentralwunder  der  Christenheit,  das  seine 
Wunderkraft  in  genau  geregelter  Weise  dann  erst  wieder  von  sich 
ausstrahlt  durch  die  verschiedenen  Stufen  der  Hierarchie  hindurch 
bis  zum  letzten  Dorfpfarrer  und  Mönchspriester.  Die  im  Papst- 
tum konzentrierte  Hierarchie  ist  das  Dogma,  das  die  soziologische 
Einheitstendenz  vollendet,  wie  sie  auf  Grund  der  einmal  mit  dem 
Begriff  des  Christusleibes  in  der  Kirche  und  des  christlichen  Priester- 
tums eingeschlagenen  Entwickelung  sich  vollenden  mußte.  Frei- 
lich ist  diese  volle  Konsequenz  immer  nur  von  großen  Gruppen 
der  dogmatischen  und  kirchenrechtlichen  Literatur  gezogen  worden 
und  ist  sie  die  eigentlich  kurialistische  Lehre ; allein  sie  setzt  mit 
den  pseudoisidorischcn  Dekretalen,  die  ja  zu  dem  von  der  Reform 
betonten  kanonischen  Recht  gehörten,  und  mit  der  gregorianischen 
Kirchenidee  und  Politik  ein  und  hat  seitdem  immer  das  Recht 
und  die  Macht  der  Konsequenz  für  sich  gehabt.  Im  übrigen  sind 
die  Spuren  der  Uebcrwindung  früherer  andersartiger  Stufen  in  dem 
Dogma  erhalten  geblieben  und  hat  auch  eine  schwankende  Theorie  oft 
genug  die  volle  Konsequenz  aufgehalten.  Der  Ausgangspunkt 
des  Ganzen,  die  in  der  Succession  begründete  Priesterweihe  des  alten 
Gemeindebischofs,  haftet  noch  immer  bloß  am  einfachen  Priester; 
der  Bischof  selbst  ist  über  den  Diüzesanklerus  emporgestiegen  zu  der 
Instanz,  aus  der  die  geistliche  Gewalt  emaniert  an  den  Priester,  hat 
aber  selbst  in  seiner  Konsekration  keine  wirklich  sakramentale  Kraft- 
einflößung, sondern  seine  Kraft  setzt  sich  zusammen  aus  der  auch  ihm 
nur  als  Priester  erteilten  Priesterweihe  und  aus  der  ihm  mit  der  Kon- 
sekration erteilten  Lehr-  und  Jurisdiktionsgewalt.  Diese  letztere 
wiedenim  wird  von  ihm  ausgeübt  als  Zuweisung  des  Papstes  und 
unter  Kontrolle  und  Ingerenz  des  Papstes,  aber  eine  wirkliche 
Emanation  des  Bischofsamtes  aus  der  Papstgewalt  lehrt  nur  die 
extreme  kurialistische  Theorie,  während  die  gemäßigte  Theorie 
die  Selbständigkeit  des  Bischofsamtes  mit  der  Abhängigkeit  von  dem 
absoluten  Monarchen  auszugleichen  strebt.  Der  Papst  wiederum 
empfängt  seine  alles  bedingende  Wunderkraft  weder  durch  sakra- 
mentale Weihe  wie  die  Priester,  noch  durch  Konsekration  w-ie  die 
Bischöfe,  sondern  lediglich  durch  die  ordnungsmäßig  vollzogene 
Wahl.  Darin  sind  Unebenheiten  und  Möglichkeiten  zu  wichtigen 
faktischen  Differenzen  erhalten  geblieben,  aber  die  Praxis  hat  sich 
in  steigendem  Maße  dem  vollen  Universalcpiskopat  des  Papstes 
zubewegt,  und  schon  jetzt  in  den  gregorianischen  Kämpfen  ist 
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das  Ideal  scharf  formuliert.  Ks  ist  — auf  das  Ganze  gesehen  — 
das  wahre  Ideal,  denn  es  ist  die  Konsequenz  des  soziologischen 
Aufbaus  des  christlichen  Organismus"). 

v»)  Vgl.  Dölünger,  »Das  Papsttum«  1892,  der  (S.  37)  schon  von  den  pseudo- 
isidorischcn  Dekretalcn  ab  die  Tendenz  auf  den  Universalcpiskopat  als  das  eigent- 
lich entscheidende  Moment  bezeichnet,  eben  deshalb  aber  auch  allen  Nachdruck 
auf  die  Beweise  legt,  daß  das  der  alten  Kirche  widerspricht  und  nur  durch  eine 
durchgreifende  Korrektur  ihrer  Ueberliefemngen  historisch  bewiesen  werden  konnte. 
Am  letzteren  ist  kein  Zweifel,  aber  auch  daran  nicht,  daß  die  pscudoisidorische 
und  gregorianische  Konsequenz  aus  der  Sache  selbst  entspringt.  Einen  möglichst 
vermittelnden  Standpunkt  nimmt  Schwane  (S.  494—579)  ein,  wo  die  Lehren  bis  1215 
dargcstellt  sind ; die  Lehre  des  h.  Thomas  S.  539 — 547,  wo  der  Universalpiskopat 
durch  die  an  sich  bestehende,  vom  Papst  nur  geleitete  selbständige  Gewalt  der 
Bischöfe  wenigstens  in  der  Theorie  eingeschränkt  ist;  praktisch  ist  trotzdem  die 
Regierungsgewalt  des  Papstes  universal  und  unmittelbar  S.  542.  Voll  entwickelt  ist 
der  Univcrsalepiskopat  dann  in  der  Summa  de  ccclcsia  des  Torqucmada  S.  567 
bis  574.  Daß  das  jedoch  schon  der  Sinn  des  gregorianischen  Systems  ist,  darüber  s. 
Hauck  III  763 — 766;  das  Bistum  ist  vicariac  dispensationis  munus  S,  764.  Vgl. 
auch  Hauck  IV  164,  Beschluß  der  2.  Latcransynode  1139,  daß  der  Papst  die 
Bischöfe  mit  ihrer  Gewalt  belehnt;  und  die  Meinung,  daß  während  der  Suspension 
die  bischöfliche  Gewalt  an  den  Papst  zurückfalle.  IV  725  die  ausdrücklichen  Er- 
klärungen Innocenz  III.  und  die  Promulgation  seines  Gesetzbuches  ohne  Mitwirkung 
der  Bischöfe  und  der  charakteristische  Satz : In  lantuin  apostolicac  sedis  extenditur 
autoritas,  ut  nihil  praeter  ejus  auctoritatem  in  cunclis  ecclesiarum  negotiis  ratio- 
nabilitcr  disponatur,  IV  729  ff.  entsprechende  Umgestaltungen  der  Bischofswahl, 
l.'eber  die  Durchsetzung  des  Universalepiskopats  s.  auch  Karl  Müller  KG.  I 561  und 
Mirbt,  Publizistik  559—572.  Ueber  dsjs  kanonische  Recht  als  Universalrecht  der 
Christenheit  s.  v.  Eicken  S.  548  — 588,  der  freilich  auch  hier  übertreibt,  indem  er 
das  geistliche  Recht  als  das  logisch  allein  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus 
berechtigte  ansieht.  Es  handelt  sich  immer  um  ein  Nebeneinander  des  welt- 
lichen und  geistlichen  Rechtes , bei  dem  dann  freilich  oft  Reibungen  ent- 
stehen. Dabei  betonen  die  Theologen  ausdrücklich,  daß  erst  in  dieser  Lehre 
die  »Einheit  der  Sozietät«  erlangt  werde  Schwane  539,  547,  567.  So  auch 
Schwane  selbst  S.  535  : »Die  , . . Geschichte  des  Papsttums  während  der  ersten 
Jahrhunderte  des  Mittelalters  ist  nicht  etwa  wie  die  Geschichte  anderer  mensch- 
licher Sozietäten,  vorwaltend  aus  der  physischen,  materiellen  und  geistigen  Kraft 
ihrer  Träger  zu  erklären,  sondern  sie  ist  eine  unter  besonderer  und  übernatürlicher 
Leitung  stehende  und  eine  immer  reicher  sich  entfaltende  Darstellung  und  Aus- 
prägung einer  Idee,  die  von  Christo  dem  Herrn  gegeben  und  in  Petrus  ver- 
körpert wurde,  aber  auch  im  Glauben  der  gnnzen  Christenheit  fortlcbt  und  in 
diesem  Glauben  einen  immer  deutlicheren  Ausdruck  gewinnt«.  Es  ist  die  Idee  des 
Priestertums  und  der  Hierarchie.  Darüber  S.  518:  »Die  Verfassung  beruht  auf  dem 
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Aber  über  diese  erste  und  eigentliche  Forderung  der  Reform  geht 
die  Konsequenz  des  Gedankens  und  der  Praxis  bald  hinaus  auf  ein 
weiteres  Gebiet,  auf  das  weltliche  Gebiet,  auf  die  Temporalia.  Aus 
der  Forderung  der  Herrschaft  des  Papstes  in  der  Kirche  mußte  die 
F'orderung  der  Freiheit  der  Kirche  vom  Staat  und  über 
dem  Staat  erwachsen,  das,  was  Gregor  VII.  die  »Gerechtigkeit« 
nannte.  Jemehr  die  einheitliche  Herrschaft  des  Papstes  und  des 
kanonischen  Rechts  gerade  durch  die  Einmischung  der  weltlichen 
Gewalt  in  die  Bischofs-  und  Abtsernennung  und  durch  die  ganze 
politisch-soziale  Rolle  des  Episkopats  als  organischen  Bestandteils 
der  Staatsordnung  gehemmt  war,  um  so  mehr  forderte  die  ge- 
schlossene Einheit  der  Kirche  die  Ausschaltung  jeder  Einmischung, 
die  nur  durch  Herrschaft  über  den  Staat  klar  sicher  zu  stellen 
war.  Die  »Gerechtigkeit«  verlangt  die  Herrschaft  des  wahren 
Herrschers,  der  geistlichen  Gewalt,  damit  jede  Beeinträchtigung 
des  wahren  I lerrschers  im  Prinzip  ausgeschlossen  sei.  Und  im 
Prinzip  ausgeschlossen  ist  sie  nur  dann,  wenn  der  Staat  der  Kirche 
prinzipiell  untersteht  als  ein  von  ihr  zu  bestimmendes  Organ  für 
die  Beherrschung  der  weltlichen  Dinge,  für  Einordnung  der  welt- 
lichen Verhältnisse  und  Werte  unter  den  geistlichen,  von  der  Hier- 
archie getragenen  absoluten  Lebenszweck.  Das  Dogma  vom 
Universalepiskopat  verlangt  zu  seiner  Ergänzung  das  Dogma 

von  Christo  angeordneten  Unterschied  zwischen  Klerus  und  Laien 
oder  auf  der  von  ihm  eingesetzten  Hierarchie  als  der  Trägerin  der  lehramtlichen, 
pricsterlichen  (d.  h.  sakramentalen)  und  hirtenamtlichen  Autorität,  indem  in  der 
Kirche  alle  obrigkeitliche  und  Heilsgewalt  nicht  von  unten  aus  dem  Volke,  son- 
dern von  oben  von  Christo  dem  Herrn  kommt  und  entweder  durch  ein  Sakra- 
ment unmittelbar  von  Christo  oder  durch  die  Willenserklärung  des  von 
Christo  bestellten  Vorgesetzten,  namentlich  des  Ober- 
hauptes der  Kirche,  verliehen  wird«.  Man  sieht  deutlich  die  Stufen  des 
soziologischen  Prozesses : der  mystische  Christus,  der  Priester-Bischof,  der  Diözesan- 
bischof,  der  Papst-Bischof.  Man  sieht  auch  unmittelbar  das  erreichte  Maß  der  Ver- 
einheitlichung : das  Priestertum  beruht  auf  Sakrament  und  stammt  von  Christus, 
Bischof  und  Papst  beruhen  auf  Willenserklärung  und  haben  ihre  letzte  Quelle  im 
Apostelfür sten  Petrus;  völlig  unifiziert  ist  nur  die  Lehr-  und  Regierungsgewalt  im  Papst, 
die  Sakramentalgcwalt  bleibt  dem  Priester  vermöge  der  Weihe,  aber  sie  steht  unter  der 
Kontrolle  des  Bischofs  und  durch  ihn  unter  der  des  Papstes.  Das  «aber  genügt 
für  die  Einheitlichkeit ; die  Aufsaugung  auch  der  Sakramentalgcwalt  in  den  Apostel- 
fürsten und  den  Papst  ist  nicht  nötig  gewesen , die  völlige  Aufsaugung  der  Lehr- 
und  Regierungsgewalt  erst  mit  dem  Vatikanum  erreicht,  wenn  auch  seit  Gregor  VII. 
immer  schon  theoretisch  verlangt. 
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von  der  Theokratie.  Die  Ausschließung  der  Einmischungen 
fremder  Gewalten  war  nicht  zu  erreichen  durch  die  Rückkehr 
zum  bloßen  Parallelismus,  wie  es  viele  Fromme  der  Reform  und 
vor  allem  Peter  Damiani  erwarteten  und  wie  es  dann  später  wie- 
der die  Franziskaner  und  Dante  forderten.  Eine  bloße  Selb- 
ständigkeit der  entweltlichten  und  armen,  lediglich  ihren  geist- 
lichen Funktionen  lebenden  Kirche  neben  einem  freiwillig  und 
aus  christlicher  Liebe  ihr  dienenden  Staat,  das  war  keine 
praktisch  mögliche  Idee.  Denn  da  hatte  die  Erfahrung  tausend- 
fach gezeigt,  daß  dann  die  Reibungen  doch  immer  wieder 
eintraten.  Die  volle  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Kirche  wurde 
nur  erreicht,  wenn  die  temporalen  Gewalten  der  Kirche  unter- 
tan waren,  von  ihr  in  ihrem  Wesen  bedingt  und  in  allen  das  Heil 
betreffenden  Angelegenheiten  geleitet  wurden.  Da  aber  schließ- 
lich alles  und  jedes  irgendwie  unter  Umständen  das  Heil  berühren 
kann,  und  da  die  Kirche  festsetzt,  wo  eine  solche  Beziehung  auf 
das  Heil  vorlicgt,  so  bedeutet  der  ganze  Gedanke  der  Freiheit 
der  Kirche  die  Herrschaft  über  den  Staat  und  das  zeitliche  Leben. 
So  werden  in  dem  großen  Kampfe  die  schroffen  augustinischen  Sätze 
über  den  Staat  wieder  hervorgeholt  und  ebenso  die  in  den  antidona- 
tistischen  Schriften  entwickelte  Lehre  Augustins  von  der  Indienst- 
stellung des  Staates  für  die  Zwecke  der  Kirche  und  der  Weihung 
des  sündigen  Staates  durch  diesen  Dienst.  Sie  werden  dabei 
radikal  verschärft ; die  von  Augustin  betonte  und  doch  immer 
einen  Keim  des  Naturgesetzes  anerkennende  Sündhaftigkeit  des 
Staates  wird  maßlos  gesteigert,  und  sein  doch  nur  die  Hilfe  zur 
Ausrottung  der  Ketzer  in  Anspruch  nehmendes  theokratisches 
Programm  ungeheuer  erweitert;  es  wird  eine  Herrschaft  der  Kirche 
über  alles  Zeitliche,  eine  Belehnung  der  Fürsten  durch  die  Kirche 
mit  ihrer  Gewalt,  eine  Regierung  und  Kontrolle  des  ganzen  staat- 
lich-gesellschaftlichen Lebens.  Und  wo  man  nicht  so  weit  ging, 
wo  man  eine  selbständige  Begründung  des  Staates  in  Gott  und 
dem  Naturgesetz  festhielt,  da  forderte  man  doch  die  Unterwerfung 
des  Staates  wenigstens  in  allen  das  Heil  betreffenden  Dingen  bei 
sonstiger  Selbständigkeit.  In  dieser  gemäßigten  und  — auf  das 
Ganze  gesehen  — konsequenten  Gestalt,  hat  der  h.  Thomas 
die  Lehre  fixiert.  Aber  da  stets  die  Kirche  feststellt,  wann 
ein  solcher  Fall  vorlicgt  und  wie  er  zu  entscheiden  ist , so 
kommt  das  praktisch  auf  dasselbe  hinaus.  Die  letztere  Theorie, 
die  ja  mit  der  altkirchlichen  Staatstheorie  zusammenhängt  und 
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den  naturgesetzlichen  Charakter  des  Staates  festhält,  ist  die  herr- 
schende geworden.  Aber  auch  sie  bedeutet  nur  etwas  gemäßigter 
die  Theokratie.  Man  wird  auch  hierin  lediglich  die  Konsequenz 
des  soziologischen  Gedankens  einer  auf  absolute  Wahrheiten  und 
Lebenswerte  aufgebauten  religiösen  Gemeinschaft  sehen  dürfen. 
Für  die  antiken  Völker  fiel  der  Staat  mit  der  Religion  zusammen 
und  waren  die  natürlich  bedingten  soziologischen  Verbände  der 
Familie,  des  Geschlechtes,  der  Stadt,  des  Reiches  zugleich  reli- 
giöse Objekte  und  Kultverbände.  Löste  sich  das  religiöse  Leben 
von  diesen  natürlichen  Verbänden  und  gründete  es  sich  statt  auf 
deren  Kultordnungen  auf  Gedanken,  Gefühls-  und  Gesinnungs- 
werte, dann  mußte  es  eine  eigene  Organisation  erzeugen,  und  diese 
mußte  dann  naturgemäß  sich  als  die  höhere  übergeordnete  empfin- 
den, die  die  natürlichen  Verbände  von  ihren  Ideen  aus  reguliert 
und  durchdringt.  Das  ist  bereits  der  Sinn  der  platonischen  Poli- 
teia  und  des  stoischen  Humanitätsreiches,  und  es  ist  in  noch  viel 
höherem  Grade  der  Sinn  der  christlichen  Gemeinschaft.  Sie  wird 
den  Staat  und  die  sozialen  Verbände  ablehnen,  so  lange  sie  sich 
nicht  sicher  fühlt , ihn  durchdringen  zu  können  ; sobald  sie  aber 
seine  Anerkennung  aus  inneren  oder  äußeren  Gründen  nicht  mehr 
umgehen  kann,  wird  sie  ihn  und  alle  natürlichen  Gemeinschaften 
mit  ihrem  obersten  Ideal  eines  auf  letzte  absolute  Werte  begrün- 
deten Gemeinschaftswesens  durchdringen  und  beherrschen  wollen. 
Das  ist  von  der  Sache  unabtrennbar;  eine  mindestens  geistige 
und  seelische  Beherrschung  wird  von  solchen  Idealen  immerdar 
gefordert  werden,  wie  es  ja  heute  noch  überall  geschieht  auch 
von  den  entschiedensten  Spiritualisten.  Wo  aber  die  religiöse 
Gemeinschaft  im  Priestertum  und  im  Organismus  der  Papstkirche 
inkarniert  ist,  da  wird  diese  Herrschaft  zur  Herrschaft  der  Priester- 
kirche über  den  Staat,  des  Papstes  über  die  Könige  und  die  ihnen 
untergeordneten  sozialen  Verbände  werden.  Das  ist  die  unaus- 
weichliche Konsequenz.  Die  Theokr  atie  des  Hochmittelalters  hat 
denn  auch  diese  Konsequenz  gezogen  mit  dem  vollen  Bewußtsein 
um  ihre  innere  Notwendigkeit  und  sie  mit  all  den  furchtbaren 
kirchlichen  Machtmitteln  aufrecht  erhalten,  die  heute  noch  das 
Grauen  des  Lesers  hervorrufen  und  die  das  moderne  katholische, 
stark  spiritualisierendc  Kirchenrecht  gerne  als  überwundene  mittel- 
alterliche Roheit  und  Unkultur  hinter  sich  liegen  läßt.  Allein, 
wie  es  mit  den  Mitteln  der  Durchführung  auch  stehen  möge,  der 
Gedanke  selbst  ist  bis  heute  selbstverständlich  in  Kraft  geblieben. 
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Alle  Versuche,  von  dieser  Theokratie  wieder  auf  den  Parallelis- 
mus zurückzugehen,  sind  entweder  mit  einer  Wiederbelebung  der 
Eschatologie  verbunden  wie  bei  den  Franziskaner-Spiritualen  oder 
sie  sind  idealistische  Grübeleien  und  Verkennungen  der  realen 
Gegensätze,  wie  die  romantische  Staatslehre  Dantes,  und  in 
beiden  Fällen  jedenfalls  wirkungslos  100). 


,0°)  Uebcr  den  Hervorgang  der  Freiheitsforderung  aus  der  Einheitsforderung 
s.  Hauck  KG.  III,  766 — 769,  804,  835,  838.  Hauck  unterschätzt  m.  E.  die  logische 
Notwendigkeit  des  Gedankens.  — Die  letztere  ist  glanzend  dargestellt  bei  Gierke 
»Genossenschaftsrecht«  III,  515 — 545,  ähnlich  unter  Vorlegung  der  Dokumente  und  Er- 
läuterung ihrer  Konsequenz  bis  heute  bei  Hoensbroech,  »Moderner  Staat  und  römische 
Kirche«  1906.  — Ueber  die  Rezeption  des  Gregorianismus  in  England  s.  das  lehr- 
reiche Buch  von  H.  Böhmer,  »Kirche  und  Staat  in  England  und  in  der  Normandie 
im  11.  und  12.  Jahrh.«  1899.  »Der  Gregorianismus  ist  die  Anschauung,  daß  der 
Kirche  von  Rechts  wegen  volle  Autonomie  zukomme  und  das  eng  damit  verbundene 
Dogma  von  dem  göttlichen  Berufe  des  Papsttums  zur  Weltherrschaft«.  Ueber  die 
Kontinuität:  »Am  frühesten  begegnen  uns  beide  auf  dem  Boden  der  ehemaligen 
fränkischen  Reichskirchc.  Schon  Pseudoisidor  fordert  volle  Autonomie  der  Kirche 
und  Ucberordnung  des  Geistlichen  über  alle  Laien.  Benedikt  Levita  stellt  bereits 
das  Eigentumsrecht  der  Gründer  und  der  derzeitigen  Besitzer  der  Kirchen  am 
Kirchengut  in  Frage,  und  in  Nikolaus  I.  erscheint  zum  ersten  Male  ein  Papst,  der 
nicht  nur  als  Herr  der  Kirche,  sondern  auch  als  Oberherr  aller  Weltreiche  gelten 
will  und  handelt.  Wie  die  theokralische  Staatsidee,  so  entsteht  also  zur  selben 
Zeit  im  Gefolge  der  karolingischen  Renaissance  auch  die  hierarchische  Anschauung 
über  das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat.  Aber  die  politischen  Umwälzungen, 
die  nach  dein  9.  Jahrh.  cintretcn,  die  Angriffe  der  Normannen  und  Sarazenen,  die 
Entwickelung  des  deutschen  Königtums  und  der  großen  Lehnsherrschaften  in 
Frankreich,  die  Unterwerfung  der  Kurie  unter  die  Obermacht  des  römischen  Adels, 
stellen  sich  dem  Aufschwung  der  Hierarchie  hemmend  entgegen.  Erst  um  die 
Mitte  des  11.  Juhrh.  sind  diese  »zwischen  eingetretenen«  Gewalten,  teils  wie  die 
Sarazenen  besiegt  und  überwunden,  teils  wie  das  deutsche  Königtum,  der  römische 
Adel  und  das  territoriale  Fürstentum  in  der  Mehrzahl  der  französischen  Großlehen 
so  geschwächt,  und  ist  zugleich  die  moralische  Kraft  der  Hierarchie  so  gewachsen, 
daß  sie  die  nie  vergessenen  Ansprüche  aus  der  Zeit  Nikolaus  I.  wieder  geltend 
zu  machen  vermag.  Sie  wird  dabei  in  Deutschland  unterstützt  durch  eine  Erhebung 
des  ganzen  sächsischen  Stammes  und  eine  Revolution  der  Fürsten , und  in  Frank- 
reich durch  die  streng  kirchliche  Gesinnung  der  führenden  Kreise«  S.  I f.  Daß 
schon  in  der  alten  Kirche  die  Forderung  der  Autonomie  die  der  Theokratie  zur 
Folge  hatte  nur  ohne  jeden  praktischen  Effekt , darüber  siehe  Löning,  Gcsch. 
des  deutschen  Kirchenrechts  I und  oben.  Ueber  die  Lehre  des  Thomas  von 
einer  nur  indirekten  Beherrschung  der  weltlichen  Gewalt  durch  die  Kirche  durch 
Kontrolle  aller  auf  geistliche  Interessen  bezüglichen  Dinge  s.  Jourdain  La  philos. 
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Die  dritte  Frage  ist  die  nach  den  Mitteln  der  Aufrecht- 
erhaltung einer  derartigen  kirchlichen  Herr- 
schaft über  die  Gemüter.  Die  Mittel  müssen,  wenn  sie 
organisch  aus  dem  Wesen  der  Kirche  hervorgehen  sollen,  in  dem 
Sakramentalismus  der  Kirche  liegen , denn  auf  diesem  ist  im  Grunde 
das  ganze  Priestertum  aufgebaut ; es  allein  hat  durch  Stiftung 
von  Christus  her  die  Kraft  sakramentaler  Gnadeneinflößungen  und 
damit  das  erlösende  Wunderelcment  der  Kirche  in  der  Hand, 
ohne  das  cs  keine  Kettung  aus  der  Erbsünde  und  aus  dem  Feg- 

de  S.  Th.  I 1854  S.  423 — 428.  Doch  entscheidet  auch  bei  Thomas  darüber, 
ob  ein  solcher  Fall  vorliegt,  die  Kirche  vgl.  De  regimino  principum  I,  15  und 
v.  Eicken  377.  — Zur  prinzipiellen  Einsicht , daß  diese  Forderung  der  Auto- 
nomie und  damit  der  Herrschaft  zum  Wesen  einer  Religion  gehört,  die  sich 
auf  Gedanken  und  Wahrheiten  universaler  Art  gründet  im  Gegensatz  zu  den 
Staats-  und  Geschlechterkulten  der  Antike,  und  daß  eine  solche  Religion’ 
zur  Kirche  geworden,  die  Forderung  der  Herrschaft  der  Kirche  und  des 
Priestertums  erheben  muß,  vgl.  K.  Kicker,  »Der  Ursprung  von  Staat  und  Kirche« 
in  »Festschrift  für  Emil  Friedberg«  1908  und  Trocltsch,  »Religion  und  Kirche« 
Prcuß.  Jahrb.  1895.  An  diesem  Punkte  hat  der  moderne  Katholizismus  sein 
Kirchenrecht  stark  spiritualisiert  und  zur  Entschädigung  für  den  Entgang  nach  dieser 
Seile  sein  Dogma  und  das  ganze  religiös  - geistige  Leben  aufs  höchste  »verrecht- 
licht«  s.  U.  Stutz,  »Die  kirchliche  Rechtsgeschichte«  1905.  Durch  , Verzicht  auf 
materielle  Gewalt  und  lediglich  den  Gebrauch  der  geistlichen  Gewalt  soll  der  mo- 
derne Katholizismus  sich  vom  mittelalterlichen  oder  gregorianischen  unterscheiden 
und  zu  einem  rein  geistigen  Kulturprinzip  des  Fortschritts  werden,  s.  Ehrhard,  »Der 
Katholizismus  und  das  20.  Jahrh.«  1902.  Aber  es  bleibt  bei  der  geistigen  Welt- 
herrschaft, und  diese  wird  auf  materielle  Mittel,  vor  allem  auf  die  Beherrschung 
des  Staates  mindestens  in  Schul-  und  Kirchenfragen,  schwerlich  je  verzichten  können. 
Die  mittelalterliche  Papstherrschaft  ist  nicht  bloß  die  Form  der  geistigen  Weltherrschaft 
unter  den  Bedingungen  einer  allgemeinen  Barbarei  und  der  Unentwickcltheit  der  pro- 
fanen Kulturwerte,  sondern  ist  eine  wirkliche  Konsequenz  des  Gedankens,  von  der 
der  moderne  Katholizismus  schwerlich  je  loszureißen  sein  wird,  wie  Ilocnsbroech  m. 
E.  stets  richtig  hervorhebt.  Die  vielbeklagtc  und  in  ihrer  Konsequenz  für  die 
Kirche  selbst  verhängnisvoll  gewordene  Politisierung  der  Kirche  ist  doch  das  un- 
umgängliche Ergebnis  des  ganzen  soziologischen  Gedankens.  Auch  bei  dem  spiri- 
tualisiertcn  heutigen  Kirchenrecht  ist  doch  die  [iraktische  Folge  der  kirchlichen 
Idee  die  Beeinflussung  der  staatlichen  Gewalt  durch  die  katholische  Demokratie, 
um  mindestens  die  Herrschaft  in  der  Schule  und  die  Autonomie  der  kirchlichen 
Verwaltung  zu  behaupten.  Auch  der  scheinbar  vom  mittelalterlichen  System  völlig  ge- 
löste amerikanische  Katholizismus  sucht  doch  auf  dem  Gebiet  der  Kommunalvcr- 
waltungcn  die  Herrschaft,  um  dadurch  wenigstens  sein  Schulwesen  staatlich  zu  be- 
günstigen, s.  Iloutin,  L'amcricanisme. 
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feucr  gibt.  Von  hier  aus  müssen  auch  die  Herrschaftsmittel  der 
geistigen  und  ethischen  Kontrolle  entwickelt  werden.  War  das 
Priestertum  zunächst  auf  die  Garantierung  der  das  ganze  Gefüge 
bestimmenden  religiösen  Idee  und  Tradition  gerichtet,  so  ist  wich- 
tiger als  diese  Garantierung  oder  als  die  Lehrgcwalt  schon  in  der 
alten  Kirche  die  Sakramentalgewalt  geworden,  die  ja  auch  dogmatisch 
die  Priestergewalt  oder  potestas  ordinis  im  engsten  und  eigentlichsten 
Sinne  des  Wortes  geworden  ist.  Sie  hält  den  Organismus  zusammen 
und  bedeutet  die  wesentlichste  in  der  Kirche  zirkulierende  Wun- 
derkraft; in  sie  hat  sich  die  Gegenwart  des  erlösenden,  heiligenden, 
Kräfte  steigernden  und  rettenden  mystischen  Christus  in  den  Seelen 
verwandelt;  nur  vermittelst  ihrer  wirkt  die  das  ganze  Sozialgefüge 
hervorbringende,  den  Einzelwert  der  Seele  schaffende  und  die  I.iebes- 
verbindung  bewirkende  Gottesliebe  des  Christentums  sich  aus.  Je 
mehr  mit  der  Zeit  die  Garantierung  der  Lehrwahrheit  Sache  der  ober- 
sten Instanzen  wird,  um  so  entscheidender  wird  die  Umfassung  des 
ganzen  Lebens  der  Gläubigen  durch  die  Sakramente.  Das  große 
Hauptdogma  ist  daher  die  Ausbildung  der  Lehre  von  den  sieben, 
von  der  Geburt  bis  zum  Tod  den  Menschen  umgebenden  und 
tragenden  Sakramenten  und  des  Begriffs  der  durch  diese  Sakra- 
mente mitgeteilten  Gnade  und  ihres  Verhältnisses  zu  den  natürlichen 
Beschaffenheiten  und  Kräften.  Die  Ausbildung  dieser  Lehren  im 
einzelnen  gehört  der  Dogmengeschichtc  an ; auch  hier  ist  der 
h.  Thomas  maßgebend  geworden.  Hier  ist  nur  der  sozio- 
logisch entscheidende  Gesichtspunkt  hervorzuheben,  nämlich  die 
enge  Verbindung,  in  welche  die  dritte  große  kirchliche  Gewalt, 
die  Jurisdiktionsgewalt,  mit  den  Sakramenten  tritt.  Das  ist  der 
bis  heute  entscheidende  Punkt,  der  das  soziologische  Gebilde  der 
mittelalterlichen  Kirche  als  des  Trägers  der  Kinheitskultur  auch 
zur  Durchsetzung  dieses  Einheitsgedankens  befähigt.  Die  große 
Waffe  Gregors  ist  der  Ausschluß  von  den  Sakramenten,  die  Ex- 
kommunikation, die  seiner  Nachfolger  Interdikt  und  Kreuzzugser- 
klärung. Wenn  mit  jener  jetzt  im  schroffsten  Unterschied  von  den 
Zeiten  der  alten  Kirche  zugleich  sich  die  bürgerlichen  Folgen  einer 
Ausschließung  aus.  der  Gesellschaft  und  völliger  Rechtlosigkeit  sich 
verbinden,  so  zeigt  das  nur,  wie  stark  inzwischen  kirchliche  und 
soziale  Verhältnisse  sich  durchdrungen  und  verfilzt  hatten.  Die 
Kirche  hält  in  der  Theorie  die  alte  Geistigkeit  fest,  indem  sie 
mit  dem  geistlichen  Urteil  sich  begnügt ; aber  sie  erwartet  von 
den  weltlichen  Gewalten  die  bürgerliche  Bestrafung  eines  derartig 
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auch  in  die  bürgerliche  Gesellschaft  nicht  mehr  passenden  Menschen. 
Es  ist  das  nicht,  wie  oft  gesagt  wird,  Heuchelei,  sondern  die  mit 
der  Verbindung  von  Geistlichem  und  Weltlichem  sich  naiv  ein- 
stellende Ueberzcugung,  daß  der  grobe  Sünder  und  Häretiker 
zwar  eine  geistliche  Vergebung  finden  könne,  aber  für  die 
bürgerliche  Gesellschaft  ein  gemeingefährlicher  und  durch  die 
weltliche  Gewalt  zu  strafender  Revolutionär  sei;  wir  werden 
die  gleiche  Meinung  bei  den  Reformatoren  finden.  Freilich 
wurden  diese  Waffen,  im  Uebcrmaß  gebraucht,  stumpf  und 
erregten  Bedenken  gegen  die  Vermischung  des  Geistlichen  und 
Weltlichen.  Aber  als  sie  stumpf  wurden,  hatten  sie  ihren  Zweck 
bereits  erfüllt,  und  nun  konnte  an  ihre  Stelle  das  viel  feinere 
Mittel  nicht  einer  Ausschließung  von  den  Sakramenten,  sondern 
eines  Sakramentes  selbst  treten,  dessen  Vollzug  mit  der  Ausübung 
der  Jurisdiktion  über  das  Gewissen  und  das  Handeln  verbunden 
war.  Es  ist  das  unendlich  wichtige,  mit  einem  Teil  der  übrigen 
Sakramente  als  Vorbedingung  kunstreich  verbundene  Sakrament 
der  Buße,  die  Stütze  der  geistlichen  Weltherrschaft.  Aus  ihm 
erwächst  die  ganze  christliche  Ethik  der  Kirche  als  Erforschung 
und  Beratung  der  Gewissen,  als  Tilgung  der  Sünden  und  An- 
leitung zu  Genugtuungen  und  Verdiensten,  als  Vereinheitlichung 
aller  ethischen  Probleme  und  Gegensätze  durch  die  Autorität  der 
Kirche,  die  die  Verantwortung  für  die  Vereinheitlichung  der  Le- 
bensleistung damit  vom  Individuum  weg  und  auf  sich  nimmt. 
Durch  es  wiederum  wird  die  Ethik  der  Kirche  aus  einer  bloßen 
Theorie  zur  praktischen  Macht,  die  große  und  kleine,  vornehme 
und  geringe  Gewissen  berät,  bestraft,  entsündigt  und  vor  allem  hin- 
leitet auf  die  Verwirklichung  des  wahren  Lebenswertes,  die  Rettung 
der  Seele  aus  der  sündigen  Welt.  Der  enge  innere  Zusammenhang  des 
Sakramentsdogmas  mit  den  beiden  vorgenannten  Dogmen  von  der 
Einheit  und  von  der  I lerrschaft  der  Kirche  liegt  dabei  auf  der  Hand. 
Er  ist  auch  von  der  Theorie  deutlich  erkannt  und  ausgesprochen. 
Der  historische  Gott-Mensch  stiftet  in  seiner  Vereinigung  von  gött- 
licher und  menschlicher  Natur  die  Kirche  als  das  Abbild  seiner 
selbst,  als  einen  gott-menschlichen  Organismus.  Dieser  Organis- 
mus muß  um  seiner  Göttlichkeit  willen  absolut  einheitlich  sein 
und  das  Natürliche  beherrschen,  wie  im  Gott-Menschen  die  göttliche 
Natur  die  menschliche  beherrscht.  So  tritt  er  denn  auch  im  Kult  als 
der  sakramentale  Christus  hervor,  der  hier  jedesmal  von  neuem  die 
Einigung  des  Göttlichen  und  Natürlichen  dartut  und  den  opfernden 
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Priester  zum  Bewirker  dieser  Einheit  macht,  und  so  kommt  er  auch  an 
jeden  einzelnen  durch  die  sinnlich-übersinnlichen  Vehikel  der  Sakra- 
mente, um  das  Natürliche  unter  die  Leitung  des  Göttlichen  zu 
stellen,  das  Göttliche  im  Natürlichen  und  Materiellen  sicher  und 
wunderbar  mitzuteilen.  Die  Sakramente  sind  die  Verlängerung, 
die  Fortsetzung  und  Wiederholung  der  Mitteilung  der  Gottheit  an 
die  Kreatur  durch  Menschwerdung  oder  Materialisierung  des  Gött- 
lichen. Diese  Leitung  aber  kann  bei  dem  ganzen  Charakter  der 
christlichen  Idee  kein  reiner  Sakramentszauber  sein,  sondern  muß 
zugleich  ethisch  kontrollierend  und  leitend  sich  auswirken,  und 
so  wächst  aus  dem  Sakramentsgedanken  das  ganz  ethisch  und 
jurisdiktioncll  gedachte  Bußsakrament  hervor,  das  seinen  bloß 
sekundär  sakramentalen  Charakter  darin  dogmatisch  zeigt,  daß 
es  keine  eigentliche  materia  sacramenti  hat,  das  aber  praktisch 
zusammen  mit  der  Messe  das  Grundsakrament  wird.  Einheit 
und  Autonomie  der  Kirche  und  sakramentale  Gnadendurch- 
dringung der  Menschheit,  verbunden  mit  der  daran  geknüpften 
Jurisdiktion  über  die  Gewissen,  das  gehört  aufs  engste  zusammen 
und  vollendet  den  soziologischen  Ausbau  100‘). 


i°o*)  Vgl.  Schwane  579 — 643,  wo  man  die  zentrale  Wichtigkeit  dieser  kultisch- 
dogmatischen  Lehren  für  das  System  des  kirchlichen  Organismus  verstehen  lernt 
zugleich  mit  der  der  Wichtigkeit  des  Objekts  entsprechenden  ungeheuerlichen 
Systematik , Apologetik  und  hanrspaltcndcn  Scholastik.  Hugo  von  St.  Viktor  hat 
charakteristisch  die  ganze  Theologie  unter  dem  Titel  der  Sakramente  abgehandelt 
S.  580.  Ueber  die  Kontinuität  dieses  und  der  beiden  ersten  Dogmen  mit  dem  Ge- 
danken des  Gottmenschen,  also  mit  der  kirchlichen  Grundlehre  s.  S.  518:  »Mit 
dem  erwähnten  Grunddogma  (von  der  hierarchischen  Einheit)  hängt  ein  anderes 
unzertrennlich  zusammen,  es  ist  das  von  der  Selbständigkeit  der  Kirche  neben  und 
über  dem  Staate,  weil  sie  eine  in  sich  vollendete  und  für  sich  existierende  Sozietät 
ist,  welche,  auf  dem  Gottmenschen  als  auf  ihrem  Eckstein  und  Fundament  aufge- 
baut, die  ewigen  Heilsangelegenheilen  der  Menschheit  zu  besorgen  hat  und  alle 
Menschen  und  Nationen  in  ihrem  Schoß  zu  vereinigen  berufen  ist.«  Das  Mittel 
dieser  Herrschaft  sind  die  Sakramente  und  dabei  ist  es  »kongruent«,  d.  h.  zur  Ein- 
heit des  ganzen  Gedankens  passend,  daß  auch  sic  wie  der  Gottmensch  aus  Geistigem 
und  Sinnlichem  zusammengesetzt  sind.  S.  583:  »Die  Heilung  des  gefallenen 

Menschen  durch  die  Sakramente  entspricht  sowohl  dem  Arzte,  dem  im  sichtbaren 
Fleisch  erschienenen  Sohn  Gottes,  als  auch  der  Natur  des  zu  Heilenden,  der  aus 
Leib  und  Seele  besteht«.  Aehnlich  S.  589:  »Daß  die  Form  (d.  h.  die  das  sakra- 
mentale Wunder  bewirkende  Kraft  der  priesterlichen  Weiheworte}  gerade  im  Wcihe- 
w o r t bestellt , ist  für  die  christlichen  Sakramente  sehr  bezeichnend , weil  sie  so 
ein  Abbild  ihres  Urhebers,  des  Gottmenschen , sind , in  welchem  das  persönliche 
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In  dieser  Geschlossenheit  bedeutet  das  neue  universalkirch- 
liche Prinzip  die  Revolution  der  bisherigen  Staatsordnungen 
und  die  Trennung  der  Kirche  vom  Staat.  Aber,  obwohl  gelegent- 
lich einige  Idealisten  sie  dabei  auf  ihre  ursprüngliche  Armut  zu- 
rückführen und  wirklich  gesondert  neben  den  sich  selbst  über- 
lassenen und  aus  gutem  Willen  der  Kirche  dienenden  Staat  stellen 
wollten,  ist  diese  Trennung  der  Kirche  vom  Staat  nicht  auch 
umgekehrt  eine  Trennung  des  Staates  von  der  Kirche.  Es  bleibt 

Wort  Gottes  mit  der  menschlichen  Natur,  speziell  auch  mit  einem  sichtbaren  Leibe, 
hypostalisch  verbunden  war«.  Es  ist  die  Sakrament,  Priestertum  und  Christologie 
aufs  innigste  verbindende  sinnlich -übersinnliche  Erlösungslehrc  der  Kirche,  die  im 
Orient  die  Wendung  auf  die  Mystik,  im  Abendland  die  Wendung  auf  die  Willens- 
bildung, Willensvercdelung,  Krafteinfloßung,  Sündenerkenntnis,  VerdemUtigung  und 
kirchliche  Willenskontrollc  und  Willensleitung  genommen  hat.  Daher  verbindet 
sich  hier  mit  dein  Sakrament  der  Buße , das  in  engem  Zusammenhang  mit  der 
Wandelung  und  der  Kommunion  zum  Zentralsakrament  wird,  eine  ungeheuer  kompli- 
ziert entwickelte  und  in  den  Vollinachtssphärcn  abgegrenzte  Jurisdiktion,  l'cber  das 
erst  grobe  Mittel  der  Jurisdiktion , die  Exkommunikation  in  dem  gregorianischen, 
bürgerlichen  Boykott  nach  sich  ziehenden  Sinne,  s.  Döllinger,  Papsttum  S.  53  f. 
Auch  ungerechter  Bann  ist  sehr  zu  fürchten  und  ein  so  Gebannter  nicht  aufzu- 
nehmen S.  54,  Exkommunizierte  umbringen  aus  Eifer  für  die  Kirche  ist  nach 
Urban  II.  und  Gratian  kein  Mord  S.  58;  jeder  Gebannte  nach  Nikolaus  I.  und 
Gratian  ein  Ketzer  S.  59  ; im  Jahre  1337  die  Hälfte  der  Christen  exkommuniziert, 
die  bischöflichen  Offizialen  exkommunizieren  in  jeder  Sitzung  10000  Seelen;  in 
jeder  Pfarrei  30,  40,  auch  70  Personen  exkommuniziert  S.  81 ; Gregor  XI.  ex- 
kommuniziert bis  in  die  7.  Generation  S.  82.  Ucber  den  Uebergang  dieser  im  An- 
schluß an  das  altkirchliche  öffentliche  Bußverfahren  geübte  Jurisdiktion  in  foro  ex- 
temo  zu  der  sehr  viel  wirksameren , mit  Beichte  und  Genugluungssystein  des 
Bußsakraments  verbundenen  jurisdictio  in  foro  interno  s.  Loofs,  Leitfaden  zum 
Studium  der  Dogmengeschichte*  1892  S.  258.  Ueber  die  Gestaltung  der  Absolution 
zu  einem  sakramental  - priesterlichen  Akt  s.  Karl  Müller,  »Der  Umschwung  in  der 
Lehre  von  der  Buße  im  12.  Jahrh.«,  Theol.  Abh.  Weizsäcker  gewidmet  1892.  Wie 
weit  diese  Umgestaltung  mit  der  hierarchischen  Tendenz  der  Kirche  zusammen- 
hängt, ist  hier  nicht  untersucht;  ich  kann  hier  nur  die  Vermutung  aussprechen. 
S.  auch  K.  Müller  KG.  I,  574  ff.  mit  dem  Schlußsatz:  »Im  übrigen  ist  im  Mittelalter 
der  Gebrauch  des  Bußsakraments  in  der  Laienwcll , wenn  nicht  ganz  besondere 
Verhältnisse  Vorlagen,  allein  noch  nicht  viel  über  die  jährliche  Pflichtbeichte  hinaus- 
gegangen« S.  576.  Doch  ist  mit  den  Ablässen  das  vorausgehende  Beichisakraincnt 
verbunden , und  dient  so  die  ungeheure  Entwickelung  des  Ablaßwesens  auch  der 
Ausbreitung  der  Beichtkontrolle.  — l'cber  die  Bedeutung  und  die  Schwierigkeiten 
der  Sakramentslchrc  für  die  Schließung  des  Kirchenbegriffs  s.  Mirbt,  Publizität 
S.  424-446. 
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vielmehr  die  ganze  feudale  Entwickelung  des  Kirchengutes,  es 
bleibt  die  organische  Anteilnahme  der  Kirche  am  Staats-  und 
Rechtsleben,  nur  jetzt  nicht  mehr  im  Dienste  eines  theokratischen 
Royalismus,  sondern  im  Dienste  einer  hierarchischen  Theokratie 
und  einer  kirchlich  geleiteten  Kultur.  An  Stelle  des  karolin- 
gischen Typus  tritt  der  gregorianische101).  Das  bedeutet  die  Durch- 
setzung einer  kirchlich  geleiteten  Kultur,  die  nun 
ihre  Ideen  und  Maßstäbe  wesentlich  empfing  von  der  jetzt  mächtig 
entwickelten  und  die  übrigen  Länder  weit  überholenden  franzö- 
sischen Kultur.  Die  Universalkirche  hielt  die  Ergebnisse  der  lan- 
deskirchlichen Durchdringung  von  Geistlichem  und  Weltlichem 
fest  und  stellte  sie  nun  nur  unter  die  Leitung  der  autonomen 
Kirche,  ihrer  mächtig  entwickelten  Gerichtsbarkeit  und  ihres  phi- 
losophisch-theologischen wie  rechtlich-politischen  Denkens.  Was 
das  Altertum  nicht  besaß,  die  Einheit  einer  kirchlichen  und  christ- 
lichen Kultur,  ist  so  erreicht,  und  die  kirchlichen  Maßstäbe  greifen 
bis  auf  den  untersten  Grund  der  Gesellschaft  und  ihrer  verschiedenen 
Einzelkreise.  Diese  Einheitskultur  ruht  freilich  in  letzter  Linie  auf 
der  Macht  des  religiösen,  priesterlich-sakramental-asketischen  Ge- 
dankens überhaupt,  aber  in  ihrer  Behauptung  ist  sie  doch  prinzipiell 
und  praktisch  eine  Autoritäts-  und  Zwangskultur,  indem  sie  überall 
von  der  Kirche  geleitet  ist  und  indem  alle  Widersprüche  auf  dem 
Gebiete  der  Sitte,  der  Politik,  des  Denkens  von  der  kirchlichen 
Disziplin  und  Strafgewalt  niedergehalten  werden.  Jemehr  der 
große  Kirchenstreit  zugleich  auch  hier  und  dort  die  Skepsis 
weckte,  dem  Individualismus  hier  und  dort  Raum  gab,  häretische 
und  enthusiastische  Bewegungen  neben  der  Kirche  entstehen  sah, 
um  so  schärfer  bildete  die  Kirche  die  furchtbare  Waffe  ihres 
Ketzerrcchtes  aus,  durch  das  sie,  entsprechend  der  jetzt  einge- 
tretenen Zusammenfassung  des  Weltlichen  und  Geistlichen,  den 
kirchlich-dogmatischen  Ausschluß  zugleich  zu  einer  Vernichtung 
der  bürgerlichen  oder  auch  gar  der  physischen  Existenz  überhaupt 
machte  ,os). 

,01)  Vgl.  Hauck  IV,  Kap.  i,  wo  namentlich  die  Fortdauer  und  Auswirkung 
des  karolingischen  Typus  unter  neuen  Exponenten  betont  ist. 

1W)  Ucber  diese  internationale  Kultur  s.  Hauck,  KG.  Deutschlands  III  u.  IV, 
Karl  Müller,  KG.  I,  463 — 585,  H.  Reuter,  »Gesch.  Alexanders  III.  und  der  Kirche 
seiner  Zeit«  1860 — 64,  II.  Böhmer,  »Kirche  und  Staat  in  England«  S.  405 — 411, 
nach  Robert  Fullen  417,  nach  Joh.  von  Salisbury  421—426;  Lamprecht,  DG.  Bd. 
III  u.  IV;  v.  Eicken,  »Geschichte  und  System  der  mittelalterlichen  Weltanschauung« 
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Immerhin  ist  diese  allen  sozialen  Ideen  des  Katholizismus 
zu  Grunde  liegende  Einheitskultur  doch  noch  nicht  genügend  ver- 


18S7;  Rambaud,  Hist,  de  la  civilisation  frangaise  I,  308 — 458.  Als  Papstherrschafl 
angesehen  hat  diese  Kultur  freilich  einen  stark  juristisch-diplomatischen  Zug,  wo- 
bei es  nur  auf  die  Autonomie  der  Kirche,  die  Ausbreitung  der  kirchlichen  Juris- 
diktion über  möglichst  viele  Gebiete,  die  Herrschaft  des  Papstes  in  der  Kirche  und 
die  prinzipielle  Unterordnung  der  weltlichen  Gewalten  ankommt,  ohne  daß  eine 
Regierung  der  Welt  nach  «len  ethischen  Maßstäben  der  Kirche  dabei  das  unmittel- 
bare Motiv  und  die  eigentliche  Wirkung  gewesen  wäre.  Allein  dieses  Unternehmen 
der  Papstherrschaft  ist  verbunden  mit  den  internationalen , besonders  von  Frank- 
reich ausgehenden  Strömungen , den  asketischen  Bewegungen , den  zentralisierten 
Ordensbildungen,  dem  kirchlichen  Recht,  den  Universitäten  und  der  Theologie  und 
dadurch  ist  diese  Papstherrschaft  doch  zugleich  die  geistig-ethische  Normierung 
einer  christlichen  Kultur,  und  sie  rechtfertigt  doch  auch  damit  allein  ihre  Gewaltsamkeit 
vor  sich  selber.  Ueberdies  ist  die  Voraussetzung,  daß  die  so  hergestellte  Herrschaft 
des  Glaubens  und  der  Kirche  ganz  von  selbst  auch  die  ethische  Besserung  und  Norm- 
gemäßheit des  Lebens  bedeutet.  Ueber  den  Zwangscharakter  dieser  Kultur  vgl.  Döllingcr, 
Papsttum  114 — 127,  K.  Müller,  KG.  1,556 — 559,  588 — 592  und  vor  allem  II.  Ch. 
Lea,  A History  of  the  inquisition  of  the  middle  ages,  New  York  1888;  auch  wo 
nicht  direkter  Zwang  vorliegt,  kommt  doch  überall  der  psychologisch  zwingende 
supranaturale  Autoritätscharakter  in  Betracht,  gegen  den  sich  dann  freilich  auch 
fast  von  seinem  ersten  zwingenden  Auftreten  ab  vereinzelte  skeptische  Bedenken  ent- 
gegcnstellen.  s.  H.  Reuter,  Gesch.  der  Aufklärung  im  MA  1875/77.  — Die  literarischen 
und  ideellen  Anlehnungen  für  diesen,  in  seiner  Eigenart  doch  erst  aus  der  ganz 
bestimmten  Situation  geborenen  Kulturgedanken  boten  Augustin,  Gregor  d.  G.  und 
Pseudoisidor.  Doch  wäre  es  falsch , darin  mit  v.  Eicken  die  Ausführung  des 
augustinischen  »Programms«  der  civitas  Dei  unvermittelt  zu  sehen.  Für  Aug.  ist 
die  civitas  Dei  keine  geistlich-weltliche  Einheitskultur  gewesen,  sondern  im  Gegen- 
teil die  dem  Staat  und  staatlichen  Interesse  stark  entgegengesetzte  rein  kirch- 
liche Gemeinschaft,  welche  letztere  er  noch  dazu  in  dem  spiritualistischen  Sinne 
der  Gemeinschaft  der  Erwählten  im  Prinzip  versteht  und  nur  praktisch  mit  der 
sakramental-objektiven  Kirche  in  eins  setzt.  Dieser  Spiritualismus  hat  überhaupt 
keine  Beziehung  auf  die  Welt,  aber  neben  ihm  ist  die  Lex  naturae  als  selbständiges 
Prinzip  der  weltlichen  Nützlichkeitswerte  anerkannt.  Wenn  er  — vor  allem  in  den 
antimontanisiiscken  Schriften  — dann  doch  die  Weihung  und  Entsühnung  des  welt- 
lichen Staates  durch  den  Dienst  für  die  Kirche  verlangt,  dann  ist  damit  wesentlich 
die  Unterstützung  der  Kirche  gegen  Heiden  und  Häretiker  durch  die  Kaiscrgcwalt 
verlangt.  Der  Name  Civitas  Dei  aber,  der  so  viele  zu  der  Deutung  als  kirchlich 
organisiertes  Weltleben  verleitet  (am  tollsten  Lamprecht,  DG.  I,  307  »Das  glänzende 
Lehrgebäude  eines  Christenstaates«  I) , hat  diese  Bedeutung  überhaupt  nicht.  Erst 
Gregor  hat  diese  augustinischc  Civitas  Dei  entspiritualisicrt,  mit  der  sakramentalen 
Priestcrkirchc  endgültig  identifiziert,  mit  dem  natürlichen  Leben  nach  der  Lex  naturae 
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standen  und  der  Quellpunkt  der  aus  ihr  hervorgehenden  sozialen 
Begriffsbildungen  noch  nicht  genügend  aufgeklärt  durch  diese 
Einsicht  in  Gründe  und  Art  der  vom  Mittelalter  erst  bewirkten 
Durchdringung  der  weltlichen  Lebensformen  mit  den  geistlichen 
Ideen.  Die  Ausbildung  einer  staatlich-kirchlichen  Kultur  in  dem 
halben  Jahrtausend  des  germanischen  I.andcskirchentums,  wobei 
der  kulturschwache  Staat  von  der  kirchlichen  Kultur  durchdrungen 
und  die  letztere  vom  Bedürfnis  des  Staates  zu  unvorhergesehenen 
Entfaltungen  genötigt  wurde,  und  die  Beibehaltung  dieses  Ergeb- 
nisses von  der  durch  eine  neue  asketische  Welle  emporgehobenen 
universalkirchlichen  Einheits-  und  Zwangskultur,  das  ist  wohl  die 
Hauptsache,  aber  nicht  das  Einzige.  Es  bleibt  immer  noch  die 
Erage  nach  dem  Wesen  eben  der  Askese,  die  die  Theokratie  in  die 

durch  semipelagianischen  Kompromiß  vereinigt , im  übrigen  aber  eine  Leitung  der 
Kultur  durch  die  Kirche  zwar  in  seinem  eigenen  Bezirk  praktisch  betätigt  bei  der  Ab- 
wesenheit einer  ordnenden  Staatsgewalt,  aber  nicht  als  Aufgabe  eines  vom  Papst  ge- 
leiteten Imperiums  gefordert.  S.  Vossler,  Dante  I.  395 — 400;  Loofs,  Grundriß  des  DG. 
242 — 248.  Pseudoisidor  schreitet  in  dem  Bedürfnis  der  Emanzipation  der  Bischöfe  von 
der  Metropolitangewalt  zur  päpstlichen  Universalmonnrchie  fort,  aber  bedeutet  noch 
nicht  den  Gedanken  einer  kirchlichen  Kultur,  sondern  nur  die  Konsequenz  des 
Ausbaus  der  Priesterkirche.  Erst  aus  dem  Zusammenwirken  der  neuen  Askese, 
der  gregorianischen  Verfassungsidee  und  der  romanisch-christlichen  Kultur,  der  großen 
internationalen  Orden  und  der  Einigung  des  christlichen  Europa  im  Kampfe  gegen 
den  Islam  entspringt  diese  Kulturidee,  die  zu  ihrer  Voraussetzung  die  Ueberwindung 
der  Sprödigkeit  des  alten  Christentums  gegen  eine  fertige , überlegene  und  in  der 
Wurzel  heidnische  Kultur  hatte.  Diese  Ueberwindung  aber  ist  in  der  landes- 
kirchlichen Epoche  der  gegenseitigen  Durchdringung  eines  kulturschwachcn  Staates 
und  einer  ihm  gegenüber  relativ  kulturstarken  und  ihren  Kulturbesitz  in  dieser 
Lage  entwickelnden  Kirche  geschehen.  Das  wird  in  der  mittelalterlichen  Literatur 
selbst  allerdings  m.  W.  nicht  besonders  hervorgehoben,  weil  es  zu  den  selbstverständ- 
lichen Voraussetzungen  des  praktischen  Lebens  gehört,  von  denen  aus  man  auch  die 
altkirchliche  Literatur  deutet.  So  kann  der  Schein  entstehen,  als  hätte  das 
Mittelalter  keinerlei  neue  Doktrin,  wie  Th.  Ziegler  Gesch.  d.  Ethik  II  S.  242 
und  280  meint,  während  cs  in  Wahrheit  ein  neues  Fundament  und  damit  eine  ganz 
andere  Färbung  aller  seiner  Doktrinen  hat.  Uebcr  den  neuen  Charakter  und  Inhalt 
bei  scheinbarer  bloßer  Fortführung  der  altkirchlichen  Ueherlieferung  s.  auch  sehr 
trefTend  Carlyle  , Mcdicval  polilical  theory  S.  197  f.  Die  Meinung  Zieglers,  man 
könne  die  mittelalterliche  Ethik  darstellen  ohne  Rücksicht  auf  den  konkreten  Boden, 
auf  dem  sie  sich  bew-egt,  S.  242  ist  ein  Irrtum,  der  sich  an  seiner  ganzen  Dar- 
stellung sehr  gerächt  hat.  Sie  hat  dadurch  den  entscheidenden  Punkt  verfehlt  und 
bringt  cs  nur  zu  der  stets  wiederholten  Klage,  dass  das  Mittelalter  so  sehr  katho- 
lisch gewesen  sei. 
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Höhe  getragen  hat  und  die  von  der  altkirchlichen  Weltschcu  und 
Weltindiffcrenz  verschieden  gewesen  sein  muß,  wenn  sie  fähig  sein 
sollte,  eine  solche  theokratische  Kultur  zu  tragen.  Es  bleibt  weiter  die 
f rage,  warum  und  wie  jetzt  eine  Durchführung  der  christlich-sittlichen 
Maßstäbe  in  Staat,  Gesellschaft,  Handel,  Wirtschaft,  Familie,  Ge- 
sinderecht, Sklavereiwesen  möglich  wurde , die  der  alten  Kirche 
mit  ihrer  Kapitulation  vor  den  aus  der  Sünde  stammenden  Ord- 
nungen unmöglich  gewesen  war.  Daß  sie  theoretisch  möglich  wurde, 
versteht  sich  doch  nur  daraus,  daß  sie  zuvor  faktisch  in  irgend  einem 
Maße  möglich  geworden  sein  muß ; und  diese  Gründe  einer  faktischen 
Ermöglichung  müssen  dann  dem  katholischen  Kultur-  und  Sozial- 
ideal einen  dauernden  Charakter  und  eine  dauernde  Beziehung  auf 
bestimmte  faktische  soziale  und  wirtschaftliche  Zustände  geben.  Es 
bleibt  insbesondere  schließlich  die  Frage,  wie  sich  für  den  Nieder- 
schlag des  hochmittelalterlichen  Bewußtseins  in  der  Theorie  die  Ver- 
mittelung der  religiös -jenseitigen  und  der  innerweltlichen  Zwecke 
gestaltet  habe,  welche  Vermittelung,  zunächst  von  den  Tatsachen 
herbeigeführt,  doch  nur  um  so  dringender  der  theoretischen 
Klärung  bedurfte  und  damit  zu  einer  wichtigen  Fortbildung  der 
christlichen  Ideemvelt  führte.  Diese  letzte  Frage  führt  uns  dann 
unmittelbar  zu  dem  Hauptpunkt  unserer  Untersuchung,  zu  der 
Darstellung  der  Sozialphilosophie  des  Thomismus  und  ihrer  all- 
gemeinen theologisch-ethischen  Grundlagen. 

5.  Die  Bedeutung  der  Askese  im  System  des  mittel- 
alterlichen Lebens. 

Die  internationale  kirchliche  Kultur  ist  von  einer  neuen  Flut- 
welle der  Askese  emporgetragen,  und  von  der  theokratischen 
Universalkirche  ist  diese  Askese  in  ihre  Leitung  genommen  worden. 

Man  hat  um  deswillen  diese  kirchliche  Kultur  als  eine  rein 
asketisch  begründete  angesehen  und  das  Problem  gestellt,  w-ie  diese 
Askese  in  Weltherrschaft  und  Weltkultur  habe  Umschlägen  können. 
Es  sei  geschehen,  weil  die  Askese,  auf  das  jenseitige  Heil  ge- 
richtet, doch  dieses  Heil  in  der  sakramentalen  Kirche  des  Dies- 
seits verkörpert  sah  und  daher  die  Herrschaft  der  kirchlichen 
Erlösungsanstalt  etablieren  mußte;  soweit  sie  dann  auch  weltliche 
Kulturclcmente  in  sich  aufgenommen  und  befördert  habe,  sei  dies 
teils  im  Interesse  der  Herrschaft  der  Kirche,  teils  in  inkonsequenter 
Anpassung  an  die  nun  einmal  nicht  zu  ertötende  Natur  der  Dinge 
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geschehen  103).  Allein  eine  wirklich  reine  Askese  hätte  einen  sol- 
chen Umschlag  nicht  vollziehen  können,  wenn  sie  wirklich  allbe- 

*•*)  So  v.  Eicken,  »Geschichte  usw.«.  mit  Einschränkungen  auch  Harnack,  DG. 
III,  29S:  »Das  Christentum  ist  die  Askese  und  der  Gottesstaat.«  »Die  Welt  flucht 
im  Dienste  der  weltbeherrschenden  Kirche,  die  Weltherrschaft  im  Dienste  der  Welt- 
enlsagung,  das  war  das  Problem  und  das  Ideal  des  Mittelalters.«  Bei  v.  Eicken 
liegt  der  Konstruktion  die  weitere  Substruktion  zu  Grunde,  daß  er  das  entstehende 
Christentum  selbst  für  ein  Erzeugnis  der  antiken  gnostisch-duatistischen  Erlösungs- 
ichre hält,  die  sich  im  jüdisch-christlichen  Messianismus,  im  leidenden  und  die 
Welt  aufhebenden  Gottmenschen,  ihren  persönlichen  Erlöser  schafft.  Daß  diese 
Charakteristik  auf  das  alte  Christentum  nach  der  ethischen  und  sozialen  Seite  hin  eben- 
sowenig zutrifft,  als  sie  nach  der  dogmengeschichtlichen  zutrifft,  glaube  ich  im  Bisherigen 
gezeigt  zu  haben.  Aber  wäre  auch  der  Ausgangspunkt  richtig,  so  wäre  doch  von 
ihm  aus  das  Mittelalter  nicht  zu  konstruieren.  Daß  aus  der  Askese  die  Wclt- 
bcherrschung  nicht  logisch  entwickelt  werden  kann,  hat  Eicken  selbst  gefühlt,  indem 
er  mit  der  Askese  die  Hierarchie  noch  vereinigt  S.  133,  die  gar  nicht  aus  der 
Askese , sondern  aus  dem  Sakramentalgedanken  und  Priestertum  folgt , und  indem 
er  die  Hierarchie  die  römische  Keichsidee  rezipieren  läßt  S.  119  u.  156;  allein 
der  Ausbau  der  Theokratie  folgt  völlig  aus  der  soziologischen  Konsequenz  des 
Kirchengedankens  mit  seinem  Wahrhcils-  und  Sakramentsbegriff  ; erst  das  vollendete 
Papsttum  geht  auf  das  Imperium  zurück , wozu  italienisch-nationale  und  huma- 
nistische Stimmungen  kommen.  Der  Fehler  des  geistvollen  v.  Eickcnschen  Buches 
ist  erstlich,  daß  es  die  Ideenbewegung  rein  logisch  als  Hervorbringung  des  Ganzen 
durch  eine  alles  umfassende  Dialektik  betrachtet  (vgl.  S.  313),  während  die  Dinge 
zunächst  psychologisch  als  /.usammenstrümen  verschiedener  Reihen  zu  nehmen  sind, 
in  denen  sich  die  von  einzelnen  Elementen  ausgehende  Dialektik  nur  mehr  oder 
weniger  durchsetzt,  zweitens  daß  er  die  christliche  Grundidee  als  Askese  formuliert 
ohne  die  Komplexität  und  Vieldeutigkeit  des  Begriffes  zu  beachten,  ohne  den  ver- 
schiedenen Motiven  und  Bedeutungen  der  Askese  nachzugehcn  und  vor  allem  ohne 
zu  beachten,  daß  die  Ucbcrwelllichkcit  der  christlichen  Idee  stets  mit  dem  hebrä- 
ischen Schöpfungsglauben  zusammengeht  und  in  dieser  Verbindung  gegen  die 
dualistische  Gnosis  und  Askese  sich  prinzipiell  behauptet  hat,  schließlich  daß  es 
die  aus  der  Askese  selbst  unerklärbare  Tendenz  der  Weltherrschaft  durch  den 
Zufall  der  Rezeption  der  römischen  Herrschaftsidee  erklärt,  wo  gerade  hier 
nicht  der  Zufall  sondern  nur  die  Konsequenz  des  Gedankens  herrscht;  der 
Grundgedanke  ist  eben  nicht  die  Askese.  Der  Satz  S.  354 : »Diese  energische 
Behauptung  der  irdischen  Existenzinteressen  nötigte  die  Kirche,  denselben  im 
Wirtschafts-,  Familien-  und  Staatslcben  eine  beschränkte  Duldung  zu  gewähren, 
welche  mit  der  strengen  Logik  des  Systems  im  Widerspruche  stand«,  ist  für 
die  Kirche  direkt  unrichtig  und  gilt  nur  von  einzelnen  Aeußerungen  der  Asketen 
selbst.  Die  gleich  unten  zu  schildernde  Lehre  von  der  Lex  uaturac  und  ihr  Einsatz- 
punkt in  der  christlichen  Idee  selbst  ist  von  ihm  durchaus  verkannt,  insbesondere 
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herrschendes  Ideal  und  alleiniger  Selbstzweck  gewesen  wäre.  Wo 
und  sobald  sie  wirklich  sich  so  empfand,  da  traten  auch  überall  die 
Spannungen  ein ; die  widerspruchsvolle  Getcilthcit  der  Stimmung  bei 
Peter  Damiani  und  dem  h.  Bernhard,  die  Opposition  Arnolds  von 
Brescia,  die  Entwickelung  der  Waldenser  und  Franziskaner  bezeugt 
das  deutlich.  Von  ihr  aus  wäre  die  Entwickelung  der  Bodenkultur 
und  Grundherrschaft,  der  Kunst,  der  Wissenschaft  gerade  aus  den 
Orden  und  ihren  Anregungen  heraus  unverständlich,  und  von  ihr 
aus  führte  vor  allem  kein  Weg  zu  den  Soziallehren  des  Mittel- 
alters, die  Familie,  Staat  und  Wirtschaft  dem  Corpus  Christianum 
ganz  unzweifelhaft  positiv  eingliedern.  Die  Askese  kann  nicht 
das  cingentlich  allein  berechtigte  Vollkommcnheitsideal  und 
damit  Wesen  und  Prinzip  des  mittelalterlichen  Katholizismus 
gewesen  sein,  dem  gegenüber  alles  andere  nur  prinzipwidrige 
Kompromisse  wären.  Das  ist  auch  schon  von  dem  ganzen  ge- 
schichtlichen Wesen  der  christlichen  Askese  her  unmöglich.  Sie 
ist  ein  ganz  und  gar  komplexes  Phänomen  und  steht  in  einem 
sehr  verwickelten  Verhältnis  zu  der  Grundidee  des  Christentums, 
wie  das  bereits  früher  gezeigt  wurde.  Vom  Evangelium  her  wie- 
sen zwei  Richtungen  nicht  in  die  eigentliche  Askese,  aber  in  eine 
starke  Ueberweltlichkeit  und  in  eine  starke  Zurückhaltung  der 
christlichen  Gemeinde  gegen  die  Formen  eines  entwickelten  Welt- 
lebens : einmal  die  Zentralstellung  des  ethisch-religiösen  Lobens- 
wertes der  Gottes-  und  Menschenliebe,  dem  alles  andere  unter- 
geordnet wird  und  neben  dem  die  innerwcltlichen  Kulturgüter 
— etwa  abgesehen  von  der  Familie  — nur  in  dürftigen  Andeu- 
tungen in  den  Horizont  des  Evangeliums  treten,  und  zweitens  der 
Rigorismus  der  Gesinnungs-  und  Liebesethik , die  auf  Recht 
und  Gewalt  verzichtend  alles , wenn  irgend  möglich , durch 
persönliche  Einwirkung  und  durch  innere  Ueberwindung  des 
Unrechts  auswirkt.  Aus  beidein  zusammen  folgte  eine  bc- 

die  thomistische  Lehre  trotz  gelegentlicher  Zitierungen  nirgends  in  ihrer  eigentlichen 
Struktur  gewürdigt.  Die  bunten  Zitationen  aus  einem  Haufen  heterogener  Literatur 
sind  kein  Mittel,  die  mittelalterliche  »Weltanschauung«  zu  verstehen,  und  vollends 
die  Klagen  über  die  moralische  Verderbtheit  der  Herrscher  sind  kein  Beweis  für 
den  »Gottesstaat«  ; es  gibt  ebensoviel  Klagen  über  Verderbtheit  der  Kirche.  In  der 
christlichen  Idee  selbst  aber  gibt  nur  die  Erbsünde  und  der  Teufel  Raum  für  die  Morti- 
fikation,  alles  übrige  ist  dualistischer  Import  oder  religiöse  Erregtheit  und  l'ebertreibung 
oder  Mittel  und  Technik  für  die  religiöse  Konzentration,  als  welche  die  »Askese« 
ja  von  der  kirchlichen  Theorie  allein  anerkannt  wird,  vgl.  Zückler,  Kritische  Gesch. 
d.  Askese  1863. 
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greifliche  Schwierigkeit  der  Eingliederung  in  das  große  Welt- 
leben, die  durch  die  apologetisch-supranaturale  absolute  Abgren- 
zung gegen  die  erbsündige,  gnadenlose  Welt  und  durch  die  Steige- 
rung der  Konflikte  beim  Aufstieg  in  die  soziale  Überschicht  und 
deren  Kulturzusammenhänge  nur  größer  wurde.  Hierin  sowie  in 
dem  Einbruch  aller  asketischen  Motive  der  Zeit  und  in  der  Aus- 
bildung von  Mitteln  der  religiösen  Konzentration  und  Belebung 
hatte  das  Aufkommen  der  Askese  und  dann  des  Mönchtums  sei- 
nen Grund ; aber  es  blieb  trotz  Erbsünde,  Teufel  und  Dämonen 
die  ursprüngliche  Güte  der  Welt  und  Schöpfung,  und  von  dieser 
Grundposition  aus  konnte  auch  die  Lehre  von  der  Begründung 
der  sozialen  Bildungen  in  einem  göttlichen  Naturgesetz,  das  iden- 
tisch ist  mit  dem  Gesetz  des  Moses,  durchaus  konsequent  aufge- 
nommen werden.  Damit  ging  dann  freilich  das  Christentum  in  eine 
Fülle  schwer  vereinbarer  Motive  auseinander,  in  kirchliche  Or- 
ganisation, in  mönchische  Kettung  des  strengen,  weltüberlegencn 
Ideals  und  in  ein  Weltleben  in  den  Formen  der  erbsündig  getrübten, 
aber  doch  zugleich  zur  Heilung  der  Sünde  bestimmten  Lebens- 
formen der  Lex  naturae.  Bei  dieser  Mannigfaltigkeit  der  Motive 
ist  es  geblieben  auch  bis  zu  der  uns  jetzt  beschäftigenden  Periode ; 
daran  haben  auch  die  mächtigen  asketischen  Flutwellen  nichts 
geändert , welche  die  päpstliche  Theokratie  und  die  ihr  ent- 
sprechende, von  den  Orden  erzeugte  und  überall  hin  ver- 
breitete christliche  Weltkultur  emporgetragen  haben.  Die 
Askese  ist  immer  nur  ein  Motiv  neben  anderen  geblieben,  ist 
nie  zum  systematisch  begründeten  Ausdruck  der  christlichen 
Moral ,(>1)  und  nie  zum  alleinigen  Exponenten  eines  theologisch- 
metaphysischen  Systems  geworden.  In  dem  letzteren  hat  viel- 
mehr immer  der  alttestamentliche  Schöpfungsglaube  mit  Stoa 
und  Aristoteles  zusammen  mitgeherrscht , und  auch  der  seit 
Augustin  immer  stärker  hervortretende  Einschlag  des  Neu- 
platonismus bedeutete  nur  einen  Stufenbau,  aber  keinen  prin- 
zipiellen Dualismus.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  nicht  Ver- 
weltlichung durch  Hierarchie  oder  Konzession  an  die  Natur,  son- 
dern eine  ganz  folgerichtige  Entwickelung,  wenn  asketische,  welt- 
liche und  thcokratische  Elemente  sich  zu  einem  Kosmos  gegen- 
seitiger Anerkennung  und  Forderung  verbinden,  und  wenn  inner- 
halb dieses  Kosmos  die  Askese  in  ihrer  eigentümlich -abendlän- 

,M)  Darüber  sofort  Näheres. 
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dischen  Entwickelung  den  Weltweiten  und  Weltformcn  Kaum 
läßt.  Zugleich  bleibt  der  Askese  ihre  große  Bedeutung  als  Mittel  der 
Intensivierung  aller  religiösen  Bewegungen,  als  Kraft  der  Erwek- 
kungsperioden,  wobei  es  dann  naturgemäß  im  einzelnen  an  Ueber- 
treibungen  und  an  Souveränetätserklärungen  der  Askese  nicht 
fehlt.  • Aber  im  ganzen  ist  sie  doch  nur  das  von  bestimmten  Zen- 
tren ausgehende  und  organisierte  Bciebungsmittel,  wie  es  denn 
ja  auch  in  keinem  religiösen  System  und  Kult  jemals  ganz  an 
asketischen  Belebungs-  und  Intensivierungsmitteln  gefehlt  hat ; nur 
die  unter  dem  Einfluß  des  Immanenzgedankens  und  unter 
der  Vorherrschaft  der  innerweltlichen  Ethik  stehende  moderne 
Kultur  ist  momentan  fast  ohne  alles  Verständnis  dafür.  Zu 
welcher  Strenge,  Energie  und  Exzentrizität  immer  eine  univer- 
sale und  transszendente  Religiosität  die  Askese  steigern  mochte, 
für  das  Ganze  und  für  die  offizielle  Theorie  blieb  sie  immer 
nur  eines  der  Mittel  des  Systems  neben  anderen.  So  ist  sie 
denn  auch  in  der  Tat  das  in  immer  neuen  Anläufen  wach- 
gerufene, immer  wieder  stumpf  werdende  und  immer  wieder  er- 
neut geschärfte  Mittel  der  Intensivierung  der  Religion,  aber  nicht 
ihre  alles  gestaltende  Grundidee  ,os).  Zur  Gestaltung  der  kirch- 
lichen Kultur  vielmehr  wirken  mit  ihr  zusammen  die  sich  ent- 
faltende selbständige  Konsequenz  des  soziologischen  Gedankens 
der  Kirche,  die  die  Menschen  nicht  unter  die  Askese,  son- 
dern unter  Sakrament  und  Priester  beugt,  und  außerdem 
das  mit  aller  christlichen  Weltbearbeitung  eng  verbundene 
Kulturerbe  der  Antike,  das  als  Bildungsbesitz  der  Kirche 
und  als  Grundlage  aller  weltlichen  Soziallehren  in  der  I.ex 
naturae  fortdauert  und  seit  den  Kreuzzügen  sich  ganz  außerordent- 
lich mehrt;  es  bleibt  doch  eben  auch  für  das  Mittelalter  da- 
bei, daß  die  Heranziehung  und  Einschmelzung  der  antiken  mono- 
theistischen Religionslehrc  und  Ethik  neben  der  Kirchenbildung 
die  große  Grundtatsache  ist,  die  dem  Christentum  eine  weitere 
Entwicklung  und  eine  prinzipielle  Ausgestaltung  seines  Gedanken- 
gehaltes und  eine  Entfaltung  seiner  der  Welt  zugekehrten  Seite 
möglich  gemacht  hat.  Aber  allerdings  bringt  auch  an  diesem 
Punkte  die  mittelalterliche  Kirche  gegenüber  dem  Altertum  eine 

,oa)  Die  asketischen  Bewegungen  des  Mittelalters  stehen  in  voller  Analogie 
zu  den  inethodistischen  Erweckungszügen,  Heiligungs-  und  Geineinschaftsbewegungen 
oder  zu  den  Betreibungen  neuer  Kulte  und  Devotionen  wie  des  Herz-Jesu-Kult, 
des  Lourdeskult  und  ähnliches,  was  wir  heute  noch  vor  uns  erleben. 
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tatsächliche  und  theoretische  Neuerung.  Sie  unterwirft  die  im 
Altertum  die  Kirche  gefährlich  bedrohende  und  Ideenwelt  wie 
Organisation  sprengende  Askese  wieder  der  Kirche,  gliedert  sic 
dem  Kosmos  der  kirchlichen  Tätigkeiten  praktisch  ein  und  stellt 
theoretisch  die  Weltfrömmigkeit  und  die  Mönchsfrömmigkeit  in 
ein  festes  Verhältnis  der  Vereinbarkeit 

Das  erste  in  der  Bildung  dieses  Kosmos  ist  die  sichere  Ein-  und 
Unterordnung  der  Askese  und  des  Mönchtums  unter  die  Kirche. 
So  sehr  das  letztere  selbst  immer  wieder  zu  einem  gewissen  In- 
dependentismus streben  mag  und  so  locker  das  Verhältnis  beider 
in  der  alten  Kirche  gewesen  ist,  das  Mittelalter  ordnete  es  zunächst 
den  Bischöfen  und  dann,  als  es  zu  organisierten  Ordensgruppen  sich 
zusammentat,  dem  Papsttum  unter ; alle  andere  Askese  war  oder 
wurde  häretisch.  Die  Reibungen  zwischen  Säkular-  und  Regular- 
klerus sind  dann  nicht  mehr  solche  der  Prinzipien,  sondern  solche 
der  Berechtigungen  innerhalb  der  kirchlichen  Jurisdiktionsgebiete. 
Damit  ist  dann  aber  die  Idee  des  Mönchtums  selbst  verändert. 
Es  ist  ausdrücklich  nicht  Selbstzweck,  sondern  Mittel  der  Kirche 
für  gesamtkirchliche  Zwecke.  Der  Zug  der  Kirche  zum  Mönch- 
tum ist  der  Zug  zu  einem  unvergleichlichen  Belebungs-  und  Macht- 
mittel. Auch  die  Monachisierung  des  Klerus  ist  vor  allem  die 
Ausrüstung  des  Klerus  mit  der  stärksten  Wirkungsfähigkeit  und 
Weltunabhängigkeit.  Das  Mittel  zum  Heil  ist  aber  nicht  Mönchtum 
und  Askese,  sondern  einzig  und  allein  Kirche  und  Sakrament. 
Umgekehrt  hat  auch  das  Mönchtum  den  Zug  zur  Kirche.  Denn 
die  Durchsetzung  der  Erweckungen  und  Reformen  kann  nur  im 
Bunde  mit  der  internationalen  Macht  der  Kirche  bewirkt  werden 
und  die  Herrschaft  der  W’eltleute  über  die  Klöster  nur  durch  die 
Hilfe  der  Kirche  gebrochen  werden,  und  im  übrigen  bleibt  ja 
auch  die  Tugendkraft  des  Mönches  und  der  religiöse  Gehalt  der 
asketischen  Leistung  gebunden  an  die  Einflößung  der  Gnade  in 
den  Sakramenten,  welche  letztere  wiederum  nur  durch  die  Kirche 
möglich  ist  l0“). 

l0a)  Ueber  die  Verkirchlichung  des  Mönchtums  s.  Harnack,  Gesch.  des  Mönch- 
tums» S.  41  ; zahlreiche  Beispiele  erst  des  Konflikts  von  Mönchtum  und  Kirche  in  der 
gallischen  Kirche,  dann  der  systematischen  Unterordnung  des  Mönchtums  unter  die 
Bischöfe  und  schließlich  unter  die  Kurie  bei  Hauck,  KG.  Deutschlands.  Besonders 
lehrreich  sind  hier  die  verschiedenen  Entwickelungen  der  sachlich  sich  so  nahe 
stehenden  Waldenser  und  Franziskaner.  Ueber  das  Verhältnis  von  Mönchen  und 
Priestern  nach  Thomas  A.  s.  Grabmann,  Zur  Luihcrbiographie,  Hist.  Polit.  Blätter 
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Weiterhin  kommt  für  die  Zusammenordnung  des  mönchischen 
Lebens  und  Ideals  mit  dem  weltlichen  die  katholische  Idee  des 
Organismus,  der  gegenseitigen  Vertretungen  und  Ergänzungen, 
die  ganze  mittelalterlich-soziologische  Atmosphäre  des  ständischen 
Stufenbaues  mit  verschieden  wertvollen,  aber  sämtlich  notwen- 
digen Diensten  für  das  Ganze  in  Betracht.  Dieser  Gedanke 
wird  uns  später  noch  eingehend  beschäftigen ; hier  ist  er  be- 
reits insoferne  zu  betonen,  als  er  es  ist,  der  stellvertretende  Lei- 
stungen eines  Standes  für  die  übrigen  und  überhaupt  eines 
Individuums  für  andere  möglich  und  notwendig  macht.  Im 
Organismus  strömen  die  Leistungen  der  einzelnen  Teile  zu- 
sammen und  werden  so  vom  Ganzen  her  wieder  den  Einzelnen 
in  ihrem  Effekt  zugewendet.  Die  Idee  der  stellvertretenden 
Büßung  und  Leistung  ist  wirklich  eine  lebendige  Kategorie 
des  frommen  Denkens;  die  Stellvertretung  Christi  in  Strafe  und 
Verdienst  ist  nur  ein  Spezialfall  dieses  allgemeinen  Gedankens, 
der  Schatz  der  Kirche,  in  den  jene  Uebcrschüsse  zur  Verteilung 
im  Ablaß  zusammenfließen,  seine  lebendige  Gegenwart  und  An- 
schaulichkeit. So  kommt  es  zu  dem  Gedanken  der  kirchlichen 
Stände,  die  in  Laientum,  Religiosentum  und  Priestertum  aufsteigen 
und  auch  die  Gliederungen  des  Laientums  so  indirekt  in  das 
System  des  Corpus  Christianum  aufnehmen.  So  haben  die 
Weltleute  für  das  Ganze  die  Aufgabe  der  Aufrechterhaltung  und 
Fortpflanzung,  an  der  die  Asketen  sich  nicht  mitbeteiligen  kön- 
nen, und  die  Asketen  die  Aufgabe  der  Darstellung  des  Ideals  in 


1906  S.  in  : »Unter  dem  Einfluß  des  Pseudodionysius  beantwortet  Th.  die  Frage, 
wer  im  Stande  der  Vollkommenheit  sei,  dahin,  daß  zum  Stande  der  Vollkommenheit  die 
Bischöfe  und  Ordensleutc  und  zwar  in  vorzüglicherer  Weise  die  Bischöfe 
gehören  : die  Ordensleute,  weil  sie  durch  das  Gelübde  sich  dauernd  zu  den  Werken 
der  Vollkommenheit  verpflichten,  die  Bischöfe,  weil  sie  dauernd  das  Hirtenamt 
übernehmen,  die  Bischöfe  in  vorzüglicherer  Weise,  weil  sie  sich  zur  Vollkommen- 
heit aktiv  (perfcctorcs),  die  Mönche  bloß  rezeptiv  (perfecti)  verhalten  (Ps.-Dionys) 
und  weil  dem  aktiven  Prinzip  (agens)  der  Vorrang  vor  dem  rezeptiven  Faktor 
(patiens)  gebührt  (Augustin)«  . . . »Sobald  Th.  den  Stand  der  Ordensleute  mit 
dem  ordo  dev  Priesterwürde  und  dem  priesterlichen  Charakter  vergleicht,  gebührt 
dem  Priester  in  Bezug  auf  die  Vollkommenheit  unbedingt  der  Vorrang  vor  den 
nicht-ordinierten  Mönchen  . . manifestum  est  excellere  praeeminentiam  ordinis 
quantum  ad  dignitatem,  quia  per  sacrura  ordinem  aliquis  deputatur  ad  dignissima 
ministem,  quibus  ipsi  Christo  servitur  in  sacramento  altaris ; ad  quod  requiritur 
major  sanctitas  intcrior  quam  requirat  etiam  religionis  Status. 
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einer  besonders  gesteigerten  Weise  und  der  Leistungen  für  die 
andern  in  Fürbitte,  Büßung  und  Verdienst.  Daher  die  unermeß- 
lichen Schenkungen  und  Stiftungen  an  die  Klöster,  mit  denen 
man  sich  Anteil  sichert  an  den  Leistungen  des  Mönchtums.  Und 
umgekehrt  gestattet  die  Askese  in  den  Einrichtungen  des  Halb- 
mönchtums, der  Tertiarier,  der  Vereine  und  Gilden  eine  den  Welt- 
verhältnisscn  angemessene  Einschränkung  der  Askese,  also  aller- 
hand Vermittelungen  und  Ausgleichungen,  die  nur  Sinn  haben 
unter  der  Voraussetzung  einer  prinzipiellen  Anerkennung  des 
Weltlebens  als  auch  an  seinem  Teil  notwendig  für  das  Ganze  I0:). 
Die  ständische  Atmosphäre  und  organische  Denkweise  kennt  eben 
gar  nicht  die  Einheit  des  »Vollkommenheitsideals«,  wie  es  der 
protestantische  und  der  moderne  Individualismus  fordern.  Wie  die 
verschiedenen  Dienste  der  Stände  sich  unterscheiden  und  doch 
in  der  Einheit  des  Ganzen  Zusammengehen,  so  ist  auch  die  Ver- 
schiedenheit der  christlichen  Vollkommenheit  in  Arten  und  Mit- 
teln und  die  gegenseitige  Ergänzung  dieser  Verschiedenheiten  in 
dieser  Atmosphäre  ein  ganz  natürlicher  und  selbstverständlicher 
Gedanke.  Daher  tritt  jetzt  erst  auch  die  vielbemerkte  Aehnlich- 
keit  der  Kirche  oder  vielmehr  des  kirchlich  geleiteten  Corpus 
Christianum  mit  dem  platonischen  Staate  hervor 10N);  die  naturge- 
mäß verschiedenen  Leistungen  der  Gruppen  und  Stände  ergänzen 
sich  in  der  Idee  des  Ganzen.  Davon  hatte  freilich  das  Evangelium 

107)  Vgl.  Uhlhorn,  Licbestätigkeit  II,  9S  f.,  i2of. 

J0*)  S.  Zeller,  Vorträge  und  Abhandlungen  I,  1865,  »Der  platonische  Staat 
in  seiner  Bedeutung  für  die  Folgezeit«.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Analogie  von 
Christentum  nnd  Platonismus  auch  von  der  Seite  der  soziologischen  Auswirkung 
des  ethisch-religiösen  Gedankens  her.  Die  Herrschaft  der  religiös-sittlichen  Idee 
führt  zur  Herrschaft  der  Philosophen  und  Priester,  und  sobald  eine  einheitliche 
Gesamtkultur  erzeugt  werden  soll,  läßt  sich  die  Uel>erweltlichkcit  des  Systems  nur 
in  der  Form  behaupten , daß  die  eigentlich  religiösen  Ideale  einem  bestimmten 
Stande  zugewiesen  werden,  während  die  weltlichen  Aufgaben  anderen  Ständen  zu- 
fallen , diese  aber  unter  scharfe  Kontrolle  der  religiös-ethisch  Leitenden  gestellt 
werden.  Weil  das  Christentum  erst  im  Mittelalter  zu  einer  Einhcitskultur  kommt, 
kommt  auch  die  soziologische  Gleichung  mit  dem  Pintonismus  erst  jetzt  zu  ihrer 
Auswirkung,  während  im  Altertum  gegenüber  einer  fremden  Welt  die  stoischen 
Kategorien  aushelfen  mußten.  Auch  hier  erkennt  man  die  Wahlverwandtschaft  und 
das  Recht  des  Zusammenflusses  von  Christentum  und  Piatonismus.  Dagegen  möchte 
ich  die  Aehnlichkeit  nicht,  wie  Zeller  anzunehmen  scheint,  S.  75,  auf  eine  Weiter- 
entwickclung  der  von  der  Kirche  aufgenommenen  mit  anderen  Elementen  ver- 
schmolzenen platonischen  Ideen  zurückführen.  Die  Analogie  ist  spontan. 
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noch  nichts  gewußt,  dem  diese  Atmosphäre  fremd  war  und  dessen 
radikaler  Individualismus  inzwischen  durch  die  kirchliche  Einheitsidee 
stark  zurückgedrängt  worden  ist ; dafür  hatte  es  aber  mit  seiner  reli- 
giösen Ueberweltlichkeit  und  seinem  Rigorismus  auch  nur  schwierige 
Probleme  geschaffen,  sobald  die  Gemeinde  in  die  große  Welt  trat. 
Das  Mittelalter  hat  das  vom  Evangelium  gestellte  Problem  in  sei- 
ner Weise  gelöst,  indem  es  die  Ueberweltlichkeit  durch  die  As- 
kese sicherstellte,  daneben  den  Weltlichen  ein  nur  der  Askese 
angenähertes  I-eben  zu  wies  und  beide  Stände  zur  gegenseitigen 
Ergänzung  vereinigte  im  Organismus  der  Kirche.  So  lehrt  denn 
auch  die  thomistische  Theorie,  daß  die  Vollkommenheit  für  alle 
Christen  an  sich  gleich  sei,  für  alle  auf  der  in  den  Sakramenten 
eingeflößten  Kraft  beruhe  und  für  alle  in  der  Gottes-  und  Näch- 
stenliebe bestehe,  daß  aber  die  verschiedenen  Stände  verschie- 
dene Mittel  zur  Herbeiführung  der  Vollkommenheit  hätten  und 
daß  unter  ihnen  der  Asketen  s t a n d , der  Status  monasticus,  be- 
sonders wirksame  und  vortreffliche  Mittel  besäße ; trotzdem  könne 
aber  unter  Umständen  ein  I.aie  höhere  Stufen  der  Vollkommen- 
heit erreichen  als  ein  Mönch.  Die  modernen  katholischen  Theo- 
logen fügen  hinzu,  daß  auch  Weltleute  kanonisiert  werden  können 
und  kanonisiert  worden  seien ; was  über  diese  Lehre  hinausgehe, 
sei  Einseitigkeit,  Uebertrcibung,  Selbstverherrlichung  des  Mönch- 
tums, an  der  es  ja  allerdings  nicht  fehle109). 

,M)  lieber  die  Idee  des  Organismus  mit  seinen  gegenseitigen  Stellvertretungen 
s.  Uhlhorn,  »Licbestätigkeit«  11,96,  137,  255,  269  hier  z.  R.  die  Siechen:  »die 
armen  Siechen  sind  in  ihrer  Weise  ebenso  berechtigt  wie  andere ; sie  bilden  einen 
Stand,  der  für  das  Ganze  ebenso  nötig  ist  und  «lern  Ganzen  ebenso  dient  wie 
andere  Stünde«,  nämlich  durch  stellvertretende  Leiden  und  durch  Gelegenheit  zum 
Almosengeben  und  Verdienste  erwerben.  Böhmer,  »Kirche  und  Staat«  nach  Robert 
Pullen  S.  419:  »Die  Prälaten  als  Stellvertreter  Gottes  nehmen  in  dem  universalen 
Menschheits verband,  der  bei  ihm  Staat  und  Kirche  umfaßt,  in  der  Kirche, 
den  vornehmsten  Rang  ein  und  sind  dazu  berufen,  die  beiden  übrigen  Stände 
der  christlichen  Menschheit,  die  continentes,  die  Mönche,  und  die  conjugati,  die 
Laien,  zu  regieren.«  Uebcr  die  gegenseitigen  Stellvertretungen  in  Verdienst  und 
Büßung  innerhalb  dieses  Systems  s.  Schwane,  Dogmengeschichte,  S.  668 — 674,  bcs. 
669:  »Den  Charakter  von  Genugtuungswerken  tragen  ganz  besonders  das  Gebet, 
Fasten  und  Almosen  an  sich,  weil  ihre  l’cbung  einen  Kampf  gegen  die  sinnliche  Natur 
und  insofern  etwas  Lästiges  und  den  natürlichen  Wünschen  Entgegengesetztes  verlangt . . . 
Sind  die  Menschen  schon  von  Natur  aus  Glieder  eines  Geschlechts,  so  sind  die  ge- 
heiligten Christen  noch  viel  inniger  als  Glieder  vom  Leibe  Christi  verbunden,  sodaß 
das  Gute  und  das  Böse  des  einen  Gliedes  allen  übrigen  zu  Gute  kommt,  bezw.  zum 
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So  ist  die  Askese  von  den  anderen  Momenten  des  Corpus 
Christianum  her  eingegrenzt  und  einem  reicheren  Ganzen  einge- 

Unheil  gereicht.«  So  sind  auch  die  Leistungen  des  Mönchs  Standes  zu  verstehen, 
es  ist  stellvertretende  Verwirklichung  des  Ideals,  Fürbitte  und  stellvertretende  Leistung; 
vgl.  Grabinann  a.  a.  O.  104.  »Daß  in  solch  beschaulichen  Orden  die  Gesinnung 
der  Nächstenliebe  gesteigert,  und  daß  das  in  solchen  Klöstern  geübte  Fürbitt- 
gebet  und  Opferleben  Taten  christlicher  Nächstenliebe  sind,  soll  hier  nur  angedeutet 
sein.«  — Ueber  die  aus  solchen  Umständen  sich  ergebende  Gcteiltheil  und  doch 
wieder  behauptete  Einheit  des  christlichen  Vollkoinmenheitsideals  s.  die  Aus- 
führungen bei  Denifle,  »Lutherund  Luthertum*  I 1,  133 — 181,  bes.  179:  »Die  Voll- 
kommenheit des  christlichen  Lebens  besteht  eben  in  der  möglichst  vollkommenen 
Erfüllung  jenes  Gebotes  (der  Gottes-  und  Nächstenliebe)  d.  h.  soweit  es  in 
der  Zeit  (d.  h.  auf  Erden)  und  in  den  verschiedenen  Ständen  möglich 
ist.«  Dagegen  Scheel  in  den  Erläuterungen  zu  der  Uebersetzung  von  Luthers 
Schrift  »De  votis  monasticis«  Luthers  Werke,  Ergänzungsband  II,  Berlin  1905  und 
gegen  Scheel  wieder  Grabinann , »Das  christliche  Lebensideal  nach  Thomas«,  Hist. 
Polit.  Blätter  1906,  S.  1 — 27,  89 — 114  und  N.  Paulus,  »Zu  Luthers  Schrift  über  die 
Münchsgclübde«,  Ilist.  Jahrb.  d.  Görres-Gesellschaft  1906,  S.  487 — 516.  Diebeider- 
seitige konfessionelle  Apologetik  kann  hier  auf  sich  beruhen.  Rein  historisch  ge- 
nommen, haben  jedenfalls  die  katholischen  Gelehrten  recht,  wenn  sie  behaupten, 
daß  die  vom  Protestantismus  gemeinte  Einheitlichkeit  des  Lebensideals  von  der 
offiziellen  katholischen  Theorie  überhaupt  nicht  gefordert  werde,  daß  diese  aber  doch  auf 
ihre  Weise  dabei  die  Einheitlichkeit  wahre  und  die  Askese  keineswegs  zur  eigent- 
lich allein  wahren  Vollkommenheit  mache.  S.  Grabmann  S.  loif. : Der  Grund- 
irrtum der  Protestanten  ist  eine  gänzlich  falsche  Auffassung  des  Begriffes:  »Ein- 
heitlichkeit des  Lebensideals«.  »Wenn  von  einer  Einheitlichkeit  des  christlichen  Lebens- 
ideals die  Rede  ist,  so  ist  damit  eine  spezifische,  eine  wesentliche  Einheit  lind  nicht 
eine  mechanisch-numerische  (das  soll  wohl  heißen:  für  jedes  Individium  gleiche  und 
es  unmittelbar  auf  das  Ziel  beziehende)  gemeint.  Es  ist  innerhalb  des  spezifisch 
einheitlichen  Lebensideals  eine  vielfache  quantitative  Abstufung  möglich.  Durch 
diese  graduellen  Unterschiede  wird  doch  keine  wesentliche  Verschiedenheit  bedingt. 
Diesen  graduell , jedoch  nicht  spezifisch  verschiedenen  Formen  der  Verwirklichung 
des  Lebensideals  entspricht  auch  eine  Mannigfaltigkeit  der  himmlischen  Belohnung 
(auch  Dantes  Himmel  ist  ständisch  gegliedert).  Durch  den  Gehorsam  und  die 
Virginität  oder  besser  durch  die  denselben  zu  Grunde  liegende  Gesinnung  der 
liebenden  Hingabe  an  Gott  stehen  den  Ordenspersonen  Mittel  zur  Verfügung,  wo- 
durch sie  eine  gewisse  Stufe  des  spezifisch  einheitlichen  Lebensideals  erreichen 
können.  Es  ist  damit  keineswegs  ausgeschlossen,  daß  Weltleute  auf  anderem  Wege 
eben  dieselbe  Stufe  erreichen  können.«  S.  99 : »Daraus,  daß  die  Ordensleute  sich 
durch  Gelübde  zum  Streben  nach  Vollkommenheit  verpflichten , folgt  noch  nicht, 
daß  die  anderen  Christen  keinerlei  Verpflichtungen  zum  Vollkommenheitsstreben 
haben , da  man  bekanntlich  durch  ein  Gelübde  sich  zu  etwas  verpflichten  kann, 
wozu  man  an  sich  schon  gebunden  ist.  Das  Streben  nach  Vollkommenheit  ist  für 
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gliedert.  Aber  das  wäre  nicht  möglich,  wenn  sie  nicht  selbst  in 
ihrem  eigenen  Wesen  die  Möglichkeit  dazu  in  sich  trüge,  wenn 
sie  wirklich  nur  Büßung,  Mortifikation,  transszendente  Kontem- 
plation und  somit  Verneinung  des  Weltlebens  wäre.  Das  ist  sie 
freilich  oft  genug,  und  wo  sie  das  ist,  bildet  sic  auch  einen  toten 
Punkt,  von  dem  aus  keine  Verbindung  zu  den  übrigen  möglich 
ist.  Auch  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  einem  System  der  Gnaden- 
sittlichkeit, die  durch  fortwährende  Wunder  im  Gegensatz  gegen 
die  natürlichen  Kräfte  erzeugt  wird,  auch  inhaltlich  ein  übernatür- 
licher und  naturwidriger  Bezirk  des  I landelns  zu  entsprechen  scheint; 
und  das  ist  die  Stelle,  an  der  sich  in  der  Tat  als  Konsequenz 
des  mittelalterlichen  Systems  die  Askese  darstellt  und  oft  genug 
fühlt.  Allein  die  Motive  der  Askese  sind  in  der  Mortifikation,  der 
Kontemplation  und  Büßung  nicht  erschöpft.  Daneben  gibt  es  viel- 

jeden  Christen  nicht  Sache  freien  Beliebens , sondern  Pflicht.  Ordensleute , wie 
Wellleute  haben  nach  Vollkommenheit  zu  streben,  wobei  freilich  den  ersteren  ein 
mehr  determinierter  Weg  sich  öffnet. « »Das  allgemeine  Ideal  ist  die  Gottes-  und 
Nächstenliebe,  aber  verschieden  sind  die  Mittel.  Die  Askese  ist  ein  besonders  vor- 
zügliches Mittel,  nur  accidentialiter  besteht  die  Vollkommenheit  aus  den  evange- 
lischen Räten.«  »Daraus,  daß  das  Ordensleben  als  der  bessere  Stand  bezeichnet 
wird,  folgt  doch  nach  allen  Regeln  der  Logik  nicht,  daß  die  Weltleute  einem 
schlechten  oder  wenigstens  minderwertigen  (!)  Stande  angehören.  Es  folgt  daraus 
nicht  einmal,  daß  das  Ordensleben  für  alle  das  Bessere  ist«  loo.  Dazu  ist  zu  be- 
merken, daß  diese  Autoren  zugleich  natürlich  die  Existenz  zahlreicher  »unerleuchteter« 
Asketen  und  asketischer  Schriftsteller  zugeben,  daß  ein  mit  besonderen  Vollkommen- 
heitsmittcln  ausgerüsteter  Stand  nur  Sinn  hat  als  Bestandteil  eines  Systems  sich 
ergänzender  Stände,  und  daß  der  Vorzug  eines  Vollkommenheitsmitlels,  das  doch 
seiner  Natur  nach  gleichzeitig  gar  nicht  von  allen  angewendet  werden  kann  und 
darf,  die  Schwierigkeit  der  christlichen  Uebenveltlichkeit  im  Verhältnis  zu  den 
Weltwerten  und  besonders  die  geradezu  widerspruchsvolle  Stellung  der  eigent- 
lichen Askese  zu  ihnen  darstellt.  Aber  richtig  ist,  daß  in  diesem  Widerspruch 
der  Katholizismus  nicht  bloßaufdieasketische  Seite  des 
Widerspruchs  festgenagelt  werden  darf,  als  wäre  diese  die 
allein  konsequente.  Der  Katholizismus  ist  überhaupt  die  Zusammenbiegung  zahl- 
reichster heterogener  Kräfte  (s.  Harnack,  Mission  S.  225),  wie  das  wohl  derartige 
umfassende  Machtgebilde  immer  sein  werden.  So  kann  auch  das  Urteil  Harnacks 
»Mönchtum«  S.  46,  der  in  den  asketischen  Erweckungsbewegungen  seit  Clugny  das 
Bewußtsein  zum  Ausdruck  kommen  läßt , daß  es  innerhalb  der  Kirche  nur  e i n 
Lebensideal  und  eine  Sittlichkeit  geben  könne,  daß  zu  dieser  darum  alle  mündi- 
gen Christen,  d.  h.  die  Geistlichen  verpflichtet  seien«,  nur  mit  starken  Einschrän- 
kungen gelten.  Beispiele  der  gleichzeitigen  Ilochschätzung  der  weltlichen  Sittlich- 
keit bei  Hauck  IV,  9S  f. 
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fache  andere  Motive,  die  sie  aus  einem  Selbstzweck  zu  einem  Mittel 
machen;  sic  ist  Mittel  der  Erweckung,  der  Bändigung  und  Unterwer- 
fung der  Sinnlichkeit,  der  Stärkung  für  den  kirchlichen  Beruf,  der 
Uebung  in  Tugend  und  religiöser  Gesinnung,  des  Heroismus  und 
besonderer  Auszeichnung;  sie  ist  immer  überhaupt  Begleiterschei- 
nung religiöser  Erregung  oder  besondere  Berufsbefähigung  des 
Volkserweckers  und  Missionars.  Auch  ist  die  Gnadensittlichkeit 
doch  kein  reines  Wunder,  wie  gleich  näher  zu  zeigen,  sondern 
Fortführung,  Entsündigung  und  Ueberhöhung  der  Natur,  zu  der 
sie  durchaus  in  keinem  reinen  Gegensatz  steht.  Hier  hat  insbe- 
sondere die  thomistische  Theorie  im  Gegensatz  zu  allerhand  Ex- 
zentrizitäten sehr  nüchtern  geurteilt.  Unter  diesen  Umständen  ist 
es  begreiflich,  daß  ein  derartig  komplexes  Phänomen  bei  allen 
wirklich  oder  scheinbar  rein  negativen  Tendenzen  doch  auch 
Möglichkeiten  der  Weltanerkennung  und  positiven  Weltarbeit  in 
sich  trägt.  Es  ist  nicht  logisch  durchgearbeitet  und,  wie  bereits 
betont,  nicht  systematisch  begründet,  sondern  aus  den  verschie- 
densten Motiven  und  Widersprüchen  zusammengeflossen  und  ent- 
hält darum  in  sich  selbst  sehr  verschiedene  Möglichkeiten. 

Jedenfalls  ist  das,  wie  Harnack  sehr  schön  gezeigt  hat,  bei 
der  abendländischen  Askese  der  Fall.  Augustin,  der  Freund 
der  Askese  und  Herold  der  mystischen  Kontemplation,  hat  doch 
in  immer  wieder  zitierten  Anweisungen  das  Irdische  im  Interesse 
des  Himmlischen  zu  nützen  befohlen;  sein  Platonismus  sah  im 
Irdischen,  soweit  cs  nicht  der  Erbsünde  unterlag,  das  Himmlische 
durchscheinen,  und  dieser  Gedanke  ist  bis  zum  Platonismus  der 
Renaissance  stets  neu  gewendet  worden.  Gregor  d.  Gr.  hat  mit 
derberer  Art  die  mönchischen  Verdienste  geschätzt,  aber  damit 
auch  das  System  der  Ergänzungen  und  Stellvertretungen  verbun- 
den, das  so  ungemein  praktisch  verwertbar  war.  Die  Benediktiner- 
Regel  hat  Handarbeit  und  wissenschaftliche  Tätigkeit  vorgeschrie- 
ben. Karl  d.  Gr.  hat,  wie  bereits  erwähnt,  das  Mönchtum  absichtlich 
beschränkt  und  namentlich  für  Schul-  und  Bildungszwecke  nutz- 
bar gemacht.  Die  Askese  des  Frühmittelalters  ist  dann  zunächst 
wesentlich  eschatologisch-eudämonistisch  begründet  als  Büßung 
und  Verdienst  für  eigene  oder  fremde  Sünde  und  entlastet  und 
ergänzt  damit  im  Grunde  doch  nur  das  Gewissen  des  weltlichen 
Standes.  Die  großen  internationalen  Erweckungsbewegungen  und 
Ordenskongregationen  vom  IO.  Jahrhundert  ab  bringen  dann  freilich 
eine  außerordentliche  Gefühlsvertiefung  und  Verinnerlichung,  deren 
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Helden  und  Vorbilder  Bernhard  und  die  Viktoriner  sind.  Platonisic- 
rende  Kontemplation  und  passionierte  Christusliebe,  aus  augustini- 
schen  Anregungen  wieder  auferweckt  und  mit  einer  ergreifenden  Glut 
und  Zartheit  erfüllt,  bereichern  das  ganze  religiöse  Gefühlsleben  und 
heben  seine  Temperatur.  Aber  es  ist  dies  doch  wesentlich  Belebung 
des  religiösen  Gedankens  überhaupt  und  fühlt  sich  im  Dienst  der 
Kirche  wie  der  Brüder.  Die  Kontemplation  muß  durch  Carität 
ergänzt  werden,  und  die  Gottesliebe  liebt  in  Gott  zugleich  das  eigene 
Selbst  und  alles  Hohe  und  Große  in  der  Welt.  Die  franziska- 
nische Mystik  vollends  ist  zwar  einerseits  die  höchste  Steigerung 
der  Askese,  aber  sie  will  doch  dadurch  der  inneren  Mission, 
dem  Volk  und  den  Massen  dienen  und  ist  andrerseits  verbunden 
mit  einer  eigentümlichen  religiösen  N'aturverhcrrlichung  und 
einem  gefühlsmäßigen  Individualismus.  So  konnte  daran  die 
individualisierende  Kunst  der  Vor-Renaissance  anknüpfen.  Dantes 
VVeltgedicht  schließlich,  das  den  Dichter  als  Mystiker  und  als 
Bewunderer  des  Mönchtums  zeigt , vereinigt  damit  trotz  aller 
tiefen  inneren  Spannungen  wie  selbstverständlich  die  humani- 
stisch - antikisierenden  Motive  der  Weltbewunderung  und  die 
Schätzung  der  innerweltlich -politischen  Leistungen.  Soweit 
aber  die  asketischen  Erweckungsbewegungen  in  die  Bahn  des 
wirklichen  Dualismus  und  Asketismus  gerieten,  spalteten  sic 
sich  von  der  Kirche  ab  als  Häresie , deren  Wurzeln  von  der 
katharischen  bis  zur  franziskanischen  Häresie  ja  gleichfalls  in 
der  Reaktion  gegen  die  Verweltlichung  der  Kirche  lagen.  Die 
Askese  ist  also,  wie  hier  nur  in  aller  Kürze  gesagt  werden  kann, 
auch  für  sich  selbst  nicht  bloß  Mortifikation  und  dualistische  Kon- 
templation, sondern  positive  Arbeit  für  das  Ganze,  Mittel  im  Dienste 
des  Corpus  Christianum,  und  in  der  Entfesselung  des  religiösen 
Gefühls  zugleich  eine  gefühlsmäßige,  künstlerische  Weltverklärung. 
Solche  Askese  hat  die  Bildung  einer  Einheitskultur  nicht  ver- 
hindert und  nicht  verhindern  wfollen,  und,  wo  sie  sic  durchbrochen 
hat,  da  hat  sie  sie  nur  für  sich  selbst  und  den  Einzelfall,  aber  nicht 
für  das  Ganze  durchbrochen.  Ja  die  zahlreichen  Schöpfungen 
eines  Halbmönchtums  bedeuten,  daß  die  Askese  selbst  Vermitt- 
lungen und  Ausgleichungen  sucht  und  eben  damit  sich  selber 
nur  für  relativ  notwendig  erklärt.  Ihre  großen  Bewegungen 
machen  das  Schiff  flott,  aber  sie  bemannen  es  nicht 

**•)  Vgl.  Harnnck,  »Mönchtum«,  DG.  III  die  Abschnitte  zur  Geschichte  der 
Frömmigkeit  296 — 306  u.  364—491,  Vosslcr,  Dante  I,  80 — 99;  Karl  Müller,  KG.  I, 
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6.  Relative  Annäherung  der  tatsächlichen  sozialen 
Lebensformen  an  das  kirchliche  Ideal. 

Freilich  ist  das  Zusammengehen  solcher  Askese  und  des 
von  ihr  belebten  Ideals  der  Gottes-  und  Nächstenliebe  mit  dem 

745 — 480,  über  die  eschatologische  und  eudämonistische  Motivierung  der  Askese 
als  Verdienst  und  Büßung  im  ganzen  Frühmittelalter  s.  Uhlhorn,  Liebestätigkeit  II, 
122,  158  , Böhmer,  Staat  und  Kirche  S.  38;  Ilauck,  KG.  II,  246;  III,  346,  Karl  d. 
G.  und  das  Mönchtum  II,  566,  III,  342  ; der  schärfere  Geist  der  romanischen 
Askese  IV,  320  ff.  Für  die  bernhardinische  Epoche  ist  man  heute  noch  an  Neander 
»Der  h.  Bernhard  und  sein  Zeitalter*,  1848  und  Liebner,  »Hugo  v.  St.  Viktor« 
1832  angewiesen.  Kommt  man  von  der  üblichen  Meinung  über  die  »Askese«  des 
Mittelalters  her,  so  staunt  man,  wie  wenig  asketisch  und  eigentlich  mönchisch  sich 
diese  Leute  geben;  es  ist  überall  wesentlich  Scelenpflege , Erbauung,  Menschen- 
und  Selbsterkenntnis,  Belebung  der  religiösen  Stimmung  und  daneben  stark  betont 
die  Verpflichtung  zur  Carität,  hinter  der  der  Selbstgenuß  der  religiösen  Beschauung 
zurücktreten  muß  und  die  dem  Dienst  an  der  Welt  als  dem  besonderen  Berufsdienst 
des  Mönchtums  sich  zuwendet ; daneben  bleiben  die  Weltdinge  unangefochten, 
vorausgesetzt,  daß  sie  im  wahren  religiösen  Geiste  getan  werden;  s.  Neander  41, 
»Die  Liebe  zu  Christus,  die  sich  auf  das  rein  Menschliche  in  ihm  bezieht,  be- 
trachtet Bernhard  als  eine  Stufe  , auf  welcher  die  Seele  sich  zu  der  Liebe  Gottes 
um  seiner  selbst  willen , welche  die  Liebe  zu  allem  Wahren  und 
Guten  in  sich  schließe,  allmählich  erhebe.«  Das  ist  der  Weg,  auf  dem 
eine  asketisch  gesteigerte  Mystik  schließlich  zur  religiösen  Weltverklärung  und  Hu- 
manität kommen  kann,  wie  das  der  hl.  Franz  am  deutlichsten  zeigt.  Oder 
Neander  46  nach  Bernhard : »Wie  die  Verherrlichung  Gottes  das  Ziel  der 
ganzen  Schöpfung  ist,  so  ist  dies  das  Ziel  der  religiösen  Entwickelung, 
alles  nur  zu  wollen  um  Gottes  wdllen.  Eine  solche  Grund  Stimmung  ist  eigent- 
liche Vergöttlichung.  Doch  hienieden  kann  der  Mensch  nur  in  einzelnen  Momenten 
auf  dieser  Höhe  sich  erhalten«  , d.  h.  die  Vergöttlichung  des  Weltlichen  scheitert 
auf  Erden  nur  an  der  Unzulänglichkeit  der  religiösen  Kraft  und  Durchdringung. 
S.  50:  »Die  Askese  ist  ihm  Mittel  nie  Ziel«.  S.  55:  »Er  ging  von  dem  christlichen 
Gesichtspunkt  aus,  daß  wegen  der  verschiedenen  Bedürfnisse  und 
Standpunkte  der  Menschen  verschiedene  Formen  und  Lebens- 
weisen in  der  Kirche  sein  müßten , ohne  daß  eine  Trennung  daraus  entstehe, 
weil  die  verschiedenen  Glieder  mit  einander  verbunden  wären  durch  den  Geist  der 
Liebe.  Er  betrachtet  hier  die  asketischen  Lebensweisen  (der  verschiedenen  Kon- 
gregationen) nicht  als  etwas  an  und  für  sich  Verdienstliches,  sondern  als  Mittel, 
die  verschiedenen  Krankheiten  der  Menschen  zu  heilen,  daher  (auch)  sie  verschieden 
sein  müßten.«  Ueber  die  Franziskanerbewegung  s.  Thodc,  »F.  v.  A.  und  die  Anfänge 
der  Kunst  in  Italien«*.  1904  und  P.  Sabatier,  Vie  de  St.  F.4  1894.  Daß  die  letztere 
Bewegung  in  ihrer  religiösen  Naturmystik  und  ihrem  Individualismus  eine  das 
Mittelalter  auflösende  Seite  hat,  kann  hier  außer  Betracht  bleiben,  jedenfalls 
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Weltleben  nur  möglich,  wenn  das  letztere  sich  auch  seinerseits 
den  evangelischen  Idealen  weitgehend  unterwirft  und  unterwerfen 
kann.  Das  war  in  der  alten  Kirche  nicht  der  Fall,  und  darum 
brachte  cs  die  alte  Kirche  auch  gar  nicht  zu  dem  Gedanken 
einer  christlichen  Einhcitskultur ; das  ihr  gegenüberstehende  Welt- 
leben war  zu  selbständig  und  gefestigt,  vor  allem  zu  kompliziert, 
zu  sehr  von  Recht  und  Staat  und  komplizierter  Wirtschaft  erfüllt, 
als  daß  ihr  das  möglich  und  denkbar  gewesen  wäre.  Wenn  das 
Mittelalter  eine  Einhcitskultur  wenigstens  im  Ideal  geschaffen  hat, 
so  muß  der  Grund  dafür  nicht  bloß  in  der  Gestaltung  der  Kirche 
und  Askese,  sondern  auch  in  dem  Welt  leben  selber  gelegen 
haben,  das  in  seiner  neuen  Gestalt  sich  jetzt  dem  Ganzen  leichter 
einfügte  als  ehedem.  Denn  auch  jetzt  denkt  die  Kirche  nicht  an 
Sozialreform  und  Sozialpolitik,  an  eine  ihren  Ideen  entsprechende 
Gestaltung  des  Zusammenhangs  zwischen  dem  wirtschaftlich-recht- 
lichen Unterbau  und  dem  ethisch-geistigen  Uebcrbau,  den  sie 
selber  erst  im  Gegensatz  gegen  die  wirkliche  Lage  herzustellen 
hätte.  Auch  sie,  und  sie  erst  recht,  ist  in  dieser  Hinsicht  von 
der  verwegensten  Ideologie  erfüllt  m).  Wenn  das  geistliche  Welt- 
regiment in  Ordnung  ist  und  Glaube  und  Liebe  stark  und  norm- 
gemäß sind,  dann  versteht  sich  alles  übrige  von  selbst.  Zwar  hat 
der  karolingische  Staat  und  das  frühmittelalterliche  Landeskirchen- 
tum  jenes  beides  mit  einander  verschmolzen.  Aber  sozial  ge- 
staltende Ideen  hatte  dabei  doch  nur  Karl  d.  Gr.,  und  auch  er 
konnte  sie  nur  haben,  weil  die  tatsächliche  Lage  der  Dinge  seinen 
Staat  und  die  Kirche  zu  gegenseitiger  Ergänzung  ineinanderschob, 
und  weil  dieselbe  Lage  eine  solche  Ineinanderschiebung  möglich 
machte.  Weiterhin  haben  sich  beide  doch  ganz  überwiegend  bloß 
durch  den  Zwang  und  die  Ermöglichung  der  Umstände  miteinander 
verbunden,  und  als  die  päpstliche  Theokratie  den  Kaisern  und 
Königen  die  Leitung  aus  der  Hand  nahm,  da  trat  sie  nur  ein- 
fach in  deren  Erbe  ein.  ■ All  das  vollzieht  sich  ohne  stärkere 
Reflexion  und  ohne  tiefere  Eingriffe  in  das  Leben.  Der  eigentliche 
und  letzte.  Grund  für  die  Möglichkeit  einer  inneren  Einigung  muß 
daher  in  den  rechtlichen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  der 

darf  der  asketische  und  kirchliche  Gedanke  nicht  so  einfach  ignoriert  werden 
wie  bei  Thode.  Sehr  nüchtern,  wie  ich  glaube,  allzu  nüchtern  schildert  Ilauck 
die  Reflexe  dieser  Bewegungen  auf  die  deutsche  Kirche. 

Ul)  S.  Hauck,  KG.  D.  II,  22 2,  doch  die  Ansätze  bei  Karl  d.  G.  II,  277  f. 


Digitized  by  Google 


62 


Ernst  Troeltsch, 


romanisch-germanischen  Völker  selbst  gelegen  haben,  die  sich  ganz 
von  selbst  dem  kirchlichen  Ethos  fügten  oder  doch  ihm  entgegen- 
kamen. So  sehr  der  militärisch-feudale  Geist  des  kriegerischen  Ehr- 
begriffes und  die  Vorherrschaft  der  brutalen  Gewalt,  die  damit 
verbundene  Fülle  von  Roheit  und  Lebensunsicherheit  dem 
christlichen  Geiste  fremd  und  feindlich  zu  sein  scheinen,  so  muß 
doch  in  diesen  Zuständen  andererseits  etwas  gelegen  haben,  was  die 
Durchsetzung  erleichterte,  jedenfalls  leichter  machte  als  in  der 
antiken  und  in  der  modernen  Welt.  Sucht  man  die  besondere 
Eigenart  des  Mittelalters  im  Gegensatz  zu  diesen  beiden  sich  klar 
zu  machen,  so  wird  sich  auch  der  Grund  jener  leichteren  Durch- 
setzung und  damit  der  Möglichkeit  einer  relativen  christlichen 
Einhcitskultur  ergeben. 

ln  dem  sinkenden  Kömerreich  waren  trotz  aller  Erschütte- 
rungen die  Fortdauer  des  antiken  Staatsgedankens,  die  Herrschaft 
eines  die  1 .ebensbeziehungen  formalisierenden  Rechtes  und  einer  die 
Verwaltung  rationalisierenden  Bureaukratie  und  schließlich  die  er- 
schöpfte, aber  in  ihren  verweltlichenden  Wirkungen  immer  noch 
empfindliche  Geldwirtschaft  das  Hindernis  gewesen,  ein  Hindernis,  das 
fortdauerte,  auch  nachdem  das  alte  heidnische  Religionswesen  ver- 
nichtet W’ar.  Im  vollen  Gegensätze  hierzu  hatte  das  Mittelalter  über- 
haupt keinen  Staat  im  antiken  und  modernen  Sinne  des  Wortes. 
Ihm  fehlte  bei  seiner  grundlegenden  Naturalwirtschaft  das  Beamten- 
tum, oder  vielmehr  seine  Beamten  wurden  mit  Grundbesitz  ent- 
lohnt, was  die  Folge  einer  Umwandelung  in  erbliche  Grundbe- 
sitzer und  der  I laftung  der  Gewalten  am  Grundbesitz  wie  eines 
privaten  Rechtes  mit  sich  brachte.  Insbesondere  die  militärische 
Organisation  war  bei  der  Unmöglichkeit,  die  alten  Gesamtaufge- 
bote für  längere  und  entferntere  Kriegsführung  zu  verwenden,  an 
dieses  System  der  Belehnung  und  der  Erteilung  von  Immunitäten 
gebunden,  wo  dann  nur  die  großen  Lehnsherren  und  diese  wie- 
der mit  einem  auf  ähnliche  Weise  von  ihnen  geschaffenen  mili- 
tärischen Aufgebot  in  Betracht  kamen.  Dadurch  hob  sich  die 
kriegerische  und  später  ritterliche  von  der  bäuerlichere  und  dann 
der  bürgerlichen  Bevölkerung  ab,  und  es  entstanden  zwei  Völker 
im  Staate,  zu  denen  als  drittes  die  Kirche  und  der  Klerus  hinzu- 
kam, soweit  dieser  nicht  mit  seinen  Spitzen  in  die  feudale  Verfassung 
cinging.  Und  in  der  gleichen  Richtung  wirkten  die  zahlreichen 
aus  wirtschaftlichen,  sozialen  und  ähnlichen  Gründen  erfolgenden 
Vergebungen  und  Unterordnungen  der  gewöhnlichen  F'reien,  so  daß 
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die  alte  Volksgemeinschaft  der  Adeligen  und  freien  Hauern  sich 
in  das  künstlich  verschränkte,  vielfach  über-  und  ineinanderge- 
schachtelte, halb  anarchistische  Lehenswesen  verwandelte,  dem 
dann  die  Königs-  und  Kaisergewalt,  sowie  die  kirchliche  Gewalt  als 
oberste  Spitzen  und  oberste  Lehnsherren  sich  überordnen.  Die 
Kirche  beansprucht  die  Fürsten  als  ihre  Lehnsträger  und  nimmt 
das  ganze  System  in  ihr  hierarchisch  abgestuftes  Gefüge  auf. 
Andererseits  stehen  unter  diesen  bunten  Hoheiten  die  domanial- 
und  hofrechtlich  gebundenen  Schichten,  die  aber  doch  von  der 
antiken  Sklaverei  sich  weit  entfernen  und  auch  ihrerseits  ledig- 
lich an  die  Scholle  und  an  die  mit  ihr  zusammenhängenden,  ver- 
schiedenartig abgestuften  Leistungen  gebunden  sind,  aber  mit 
beständig  gesteigerter,  persönlicher  Freiheit  auch  ihrerseits  das 
Verhältnis  der  Unterordnung  immer  mehr  in  ein  solches  gegen- 
seitiger Dienste  und  Verpflichtungen,  des  Vertrags  und  der  Treue 
sich  wandeln  sehen.  Unter  solchen  Umständen  gibt  es  überhaupt 
kein  Staatsgefühl,  keine  gemeinsame  und  gleichartige  Bezogenheit 
auf  die  Zentralgewalt,  keine  alles  beherrschende  Souveränetät,  kein 
gleichmäßiges  öffentliches  Bürgerrecht,  keine  abstrakte  und  for- 
mell-rechtliche Bindung.  Soweit  etwas  derartiges  vorhanden  war, 
kam  cs  nur  der  Kirche  zu,  aber  in  keiner  Weise  dem  Staate. 
Nicht  Gehorsam,  sondern  Vertrag,  Pietät,  Treue,  Glaube,  lauter 
Gesinnungsclemente  beherrschen  neben  der  Gewalt  die  Bezie- 
hungen, und  der  Geist  der  Feudalität  dringt  auch  in  das  Höri- 
genverhältnis ein;  nicht  einmal  das  Heer  beruht  auf  abstrak- 
tem Recht  und  Gehorsam,  sondern  auf  gutem  Willen  und 
Mannentreue.  Dazu  kommt , daß  die  so  entstehenden  Grup- 
pen dann  in  sich  selbst  ständisch  verbunden  sind  und  sich 
gliedern  in  Genossenschaften,  die  von  Genossenschaftsgruppen 
der  Ritter  und  Adeligen  heruntergehen  bis  zu  solchen  der 
freien  Bauern,  der  Hörigen,  llofarbeiter  und  Handwerker, 
später  der  städtischen  Gewerbe,  die  ein  eigenes,  vom  Staate  un- 
abgeleitetes Recht  besitzen,  ja  auch  dem  entsprechend  vielfach 
eigenes  Standesgericht  ausüben,  ln  diesen  Genossenschaften  wieder- 
um lebt  ein  Geist  der  Solidarität  und  der  persönlichen  Verstän- 
digung und  Aushilfe.,  der  auch  seinerseits  trotz  aller  traditio- 
nalistischen  Strenge  ebenso  allem  rechtlichen  Formalismus  ent- 
gegengesetzt ist  und  an  Gesinnungselemente  vorwiegend  appel- 
liert. Diesem  allgemeinen  Geiste  entspricht  dann  schließlich 
auch  das  Recht  im  engeren  Sinne,  das  bürgerliche 
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und  Strafrecht.  In  zahlreiche  Gerichtshoheiten  zersplittert,  von 
den  Heisassen  nach  Brauch  und  Billigkeit  gefunden,  vielfach 
sich  einer  allem  abstrakten  Rechtsgeiste  völlig  entgegengesetzten 
Symbolik  bedienend,  vor  allem  den  römischen  Besitz-  und  Eigen- 
tumsgeist und  das  abstrakte  Handels-  und  Geldrecht  nicht 
kennend,  ist  cs  auch  seinerseits  der  Ausdruck  einer  noch 
nicht  rechtlich  formalisierten  und  nivellierten  Gesellschaft.  Nur 
die  Kirche  hat  ein  geschriebenes  Recht  und  einen  formellen 
Prozeß,  das  gehört  aber  dann  auch  zu  dem  göttlichen  Sonder- 
charakter  der  Kirche  und  ist  von  ihren  Maßstäben  stark  beein- 
flußt. Alles  das  hängt  zusammen  mit  der  von  der  Spätantike  bereits 
vorbereiteten  Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft,  die  dann  von  der 
binnenländischen  Kultur  des  Mittelalters  vollendet  wurde.  Es  ist 
eine  Rückkehr  zu  den  einfacheren  Lebensverhältnissen,  in  denen 
sowohl  die  persönliche  Lebensbeziehung  als  die  Reste  alter  sozia- 
listischer Gemeinsamkeiten  vorherrschen.  Der  Geist  der  alten  Polis 
ist  gebrochen.  Von  ihm  leben  nur  die  stoischen  und  neuplatoni- 
schen Elemente  fort  in  der  Hand  des  priesterlichen  Standes,  und  das 
sind  diejenigen  Elemente,  in  denen  er  selbst  sich  bereits  zersetzt  hatte. 
Dieser  agrarische  Charakter  aber  bedeutet  die  Kleinheit  und  Zer- 
streutheit der  Siedelungcn,  den  Ausschluß  der  Freizügigkeit,  da 
jedes  Land  seinen  Herrn  und  jeder  Herr  sein  Land,  schließlich 
auch  jeder  Arbeiter  und  Handwerker  seine  Scholle  haben  mußte ; 
wer  die  verlor,  war  deklassiert.  Das  aber  bedeutet  wiederum  eine 
starke  Konzentration  alles  Lebens  auf  persönliche  Beziehungen, 
Solidarität  und  Gemeinsamkeit  der  Lebensführung,  einen  weitgehen- 
den Kommunismus  gegenseitiger  Aushilfe  und  Angewiesenheit,  wo 
jede  Ortsgruppe  schließlich  zu  einer  Art  Gemeinwirtschaft  mit 
gegenseitiger  Beschiitzung  und  gegenseitigen  Diensten  zusammen- 
geht. Es  fehlt  die  Mobilisierung  des  Lebens  und  der  Intelligenz, 
die  Unabhängigkeit  von  der  unmittelbaren  Naturgabe,  das  Vertrauen 
zu  einem  soziale  Verhältnisse  regelnden  und  schaffenden  Ra- 
tionalismus. Alles  erscheint  als  Gabe  der  Natur,  als  selbstver- 
ständliche Lebensform  und  damit  als  göttliche  Ordnung,  als  gute 
Gabe  oder  als  Strafe  und  Gericht.  Der  Pilger,  der  Reisende,  der 
Vagabund  ist  auf  Liebestätigkeit  und  Hospiz  angewiesen,  die  so 
geradezu  als  die  Ergänzung  der  normalen  Ordnungen  durch  die  beson- 
deren Liebeserweisungen  erscheinen.  Und  auch  noch  lange,  nachdem 
die  Städte  aufgekommen  waren  und  die  der  agrarischen  Hörigkeit 
sich  entziehenden  Massen  an  sich  gezogen  hatten,  herrschte  doch 
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auch  noch  in  ihnen  nach  Möglichkeit  patriarchalische  Ueber-  und  Un- 
terordnung, Genossenschaft  und  Vertrag,  d.  h.  die  vom  antiken 
und  modernen  Recht  so  verschiedene  Vertrags-  und  Pietätsge- 
sinnung. ln  scharfem  Unterschied  von  der  antiken,  das  Agrar- 
wesen auflösenden  und  alles  an  sich  ziehenden  Stadt,  war  die  mit- 
telalterliche Gewerbestadt  noch  auf  lange  hinaus  eine  halb  agra- 
rische und  die  dort  ausgebildeten  Lebensformen  nur  modifizie- 
rende Schöpfung.  Von  der  besonderen  Bedeutung,  die  hierbei 
die  Stadt  für  das  ethisch-religiöse  Ideal  gewann,  wird  noch  zu 
reden  sein.  Vor  allem  aber  fehlte  eine  nennenswerte  Geld- 
wirtschaft, die  wenigstens  im  Norden  bis  in  die  städtische 
Periode  hinein  sehr  begrenzt  bleibt  und  in  der  Zeit  der  Bildung 
der  katholischen  Sozialideale  nur  eine  peripherische  Ergänzung 
der  Natural-  und  Eigenwirtschaft  ist.  Damit  fehlt  aber  auch  der 
der  Geldwirtschaft  entsprechende  geistige  und  moralische  Typus, 
der  auch  da,  wo  die  Geldwirtschaft  noch  nicht  mit  dem  unbe- 
grenzt kalkulierenden  Kapitalismus,  dem  Erwerb  um  des  Erwerbes 
willen,  zusammenfällt,  doch  bereits  seine  charakteristischen  Linien 
in  das  geistige  Leben  einträgt.  Er  macht  in  seiner  Konsequenz 
alle  Werte  abstrakt,  vertauschbar  und  meßbar,  mobilisiert  den 
Besitz  und  gruppiert  in  ungeahnter,  den  natürlichen  Lebensab- 
hängigkeiten überlegener  Weise  die  wirtschaftlichen  Werte  und 
die  daraus  entspringenden  Möglichkeiten.  Er  entpersönlicht  die 
Werte,  macht  das  Eigentum  abstrakt,  individualistisch,  schafft  ein 
rationalistisches  Handels-  und  Besitzrecht,  erhebt  den  Menschen 
über  die  naturgegebenen  Lebensbedingungen,  knüpft  sein  Schick- 
sal an  Voraussicht,  Intelligenz  und  Berechnung,  ersetzt  die  Vor- 
sehung und  die  solidarische  Aushilfe  gegenseitiger  Verbundenheit 
und  Treue  durch  jederzeit  dienstbereite,  und  verwertbare,  auf  Vor- 
rat angehäufte  Produkte,  erzeugt  große  Besitz-  und  Bedürfnis- 
unterschiede, führt  vom  einfachen  Konsumtionsstandpunkte  zu 
dem  der  künstliche  Werte  und  Bedingungen  schaffenden  Pro- 
duktion. Flr  setzt  das  formelle  abstrakte  Recht,  das  abstrakte, 
entpersönlichende  Denken,  den  Rationalismus  und  Relativismus  in 
Bewegung.  Damit  führt  er  eine  unruhige  und  wechselnde  soziale 
Differenzierung  herbei,  die  nicht  auf  der  Festigkeit  des  Bodens,  son- 
dern auf  den  zufälligen  Ansammlungen  der  alles  in  alles  verwan- 
deln könnenden  Geldmittel  beruht.  Es  lösen  sich  die  persönlichen 
Abhängigkeiten  von  der  Natur  und  den  sozialen  Gruppen,  das 
Individuum  gewinnt  an  abstrakter  Freiheit  und  Besonderung  und 
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verfällt  andererseits  unbekannten  Abhängigkeiten , die  es  als 
Mächte  des  überlegenen  Menschenverstandes  und  als  Inbegriff 
lockender  Möglichkeiten  empfindet.  Der  Einzelne  kompensiert 
den  Verlust  des  konkreten  Individualismus,  d.  h.  der  unendlich 
differenzierten  und  durch  ständisch-genossenschaftliche  Verbin- 
dungen gesicherten  Sonderart  durch  den  abstrakten  Individualis- 
mus d.  h.  durch  die  Geltendmachung  der  individuellen  Kräfte  an 
sich,  aus  denen  er  Verbindungen,  Gemeinschaften,  Ordnungen, 
Unternehmungen  erst  rationell  aufbaut  und  denen  er  die  Ver- 
hältnisse rationell  dienstbar  macht.  Alles  das  ist  infolge  der 
nach  den  Kreuzzügen  sich  hebenden  und  mit  dem  städtischen 
Gewerbe  sich  verbindenden  Gcldwirtschaft  eingetreten,  aber  nur 
langsam,  Stück  für  Stück.  Dem  Zeitalter  der  Bildung  der  idea- 
len kirchlichen  Soziallehren  fehlt  dieser  Geist  und  Typus  noch 
ganz.  Mit  dünner  Bevölkerung  und  großer  Sterblichkeit,  mit  den 
primitivsten  Verkehrsmitteln  und  in  größter  Unsicherheit  die  neu 
gerodeten  Gebiete  bewohnend  lebt  diese  Gesellschaft  in  sinn- 
reich gegliederter  Eigenwirtschaft , in  unmittelbarer  Naturab- 
hängigkeit, in  Verbindungen,  in  deren  Stiftung  sich  die  rohe, 
ganz  naturalistisch  empfundene  Gewalt  und  die  innerlich  ge- 
sinnungsmäßige Pietät  und  Treue  teilen.  Wissenschaft  und 
Literatur  gehört  den  kleinsten  Kreisen  an.  Das  populäre  Denken 
ist  beherrscht  von  Phantasie  und  Symbolik.  Das  Einheitsbedürf- 
nis im  Leben  und  Denken  ist  äußerst  gering  und  im  Großen 
befriedigt  durch  den  Gedanken  der  Einheit  der  Kirche  und  der 
Christenheit  sowie  durch  das  christliche  Weltbild  mit  Schöpfung 
und  Weitende  und  seinem  Mittelpunkt  in  der  Gnadenanstalt  der 
Kirche.  Und  alles  das  ist  zusammengehaltcn  im  Geistlichen  wie 
im  Weltlichen  durch  Gewohnheit  und  Selbstverständlichkeit,  durch 
Pietät  und  Glaube,  Vertrag  und  Treue,  durch  allerhand  Reste 
des  Gemeinbesitzes  und  durch  eine  gegenseitige  Aushilfe,  die  bei 
mangelndem  Verkehr  und  bei  der  Abwesenheit  einer  geldwirt- 
schaftlich vertriebenen  Gütermenge  die  naturgemäße  Voraus- 
setzung für  die  Existenz  der  einzelnen  Gemcinschaftskreisc  ist  m). 

us)  Auf  eine  derartige  Kombination  hingewiesen  wurde  ich  durch  Beobachtungen 
an  der  Schrift  eines  japanischen  Christen  (Utschimura , »Wie  ich  Christ  wurde«, 
Stuttgart , Gundcrt) , die  zeigt , wie  die  christliche  Moral  dem  in  japanischen 
feudal-naluralwirtschaftlichen  Verhältnissen  Aufgewnchsencn  gar  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  macht  und  mit  der  konfutsianischcn  als  verwandt  empfunden  wird  und 
nur  die  Motivation  durch  die  Gottesliebe  und  die  Christusidee  eine  Steigerung  der 
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Dieser  ganze  soziale  Aufbau  mit  seinen  überall  übersehbaren 
persönlichen  Beziehungen,  seinen  Zusammenschichtungen  in  Stän- 

ethischen  Kräfte  liefert.  Derselbe  Japaner  wird  am  Christentum  fast  irre,  als  er 
cs  in  Amerika  und  Europa  kennen  lernt,  wo  alle  Lebensbedingungen  das  reine  Gegen- 
teil des  Christentums  bedeuten  und  er  es  nur  in  kleinen  Kreisen  ausnahmsweise  be- 
tätigt findet.  Aehnliche  Beobachtungen  läßt  LafcadioIIcarn  in  »Kokoro«  einen  bekehr- 
ten Japaner  machen,  l'ebrigens  ist  das  Zusammentreffen  der  christlichen  Moral  mit 
dem  ständischen  Wesen  des  Mittelalters  als  Zusammentreffen  zusammengehöriger, 
aber  doch  rein  tatsächlich  sich  findender  und  erst  hinterher  in  der  Theorie  als  ver- 
bunden festzuhaltender  Grüßen  von  keinem  Geringeren  anerkannt  als  von  F.  J.  Stahl, 
»Der  christliche  Staat«  ; S.  5.  »Das  ist  endlich  vielleicht  eine  göttliche  Einwirkung, 
welche  in  vorherbestimmtcr  Harmonie  bei  den  christlichen,  namentlich 
den  germanischen  Völkern,  die  Grundglicderung , die  kein  Volk  sich  selbst  gibt, 
in  der  Uranlage  und  in  der  Reife  zu  einer  äußeren  Darstellung  und  Ab- 
spiegelung innerer  christlicher  Verhältnisse  gestaltet.  Aber  das,  wie  es  teils  näher, 
teils  entfernter  zur  christlichen  Religion,  teils  notwendig  durch  ihren  Geist  geboten 
und  teils  frei,  aber  von  ihm  durchdrungen,  teils  mehr  natur- 
wüchsig und  teils  Werk  sittlicher  Tat  ist,  — alles  das  zusammen  als  untrenn- 
bare Einheit  ist  es,  was,  den  Staat  bestimmend,  ihn  zu  einem  christlichen  macht. 
S.  11  f. : »Das  Christentum  erschließt  den  Sinn  für  die  göttliche  Ordnung,  welche 
die  Verschiedenheit  des  Berufes  im  sozialen  Leben  eingerichtet  und  jedem  seine 
eigene  Weihe  verliehen,  und  den  Menschen  anweist,  in  diesem  abgegrenzten  Kreise 
treu  zu  sein,  und  das  Christentum  erschließt  nicht  minder  das  Bewußtsein  von  dem 
Einen  in  allen  gleichen  Wesen  des  Menschen  als  Ebenbildes  Gottes  . . Im  Mitte  1- 
alter  zunächst  hat  christlicher  Sinn  auf  germanischer  Basis  den 
Gedanken  des  Standes  in  seiner  ganzen  bis  dahin  unerkannten  Intensivität  ins  Be- 
wußtsein und  Leben  gebracht.  Das  Mittelalter  hat  zuerst  gezeigt,  was  Stand  ist. 
Jene  Beschränkung  auf  einen  besonderen  Lebensberuf  und  die  Wirksamkeit  in  einem 
besonderen  Kreise,  jene  Durchdrungenheit  von  der  besonderen  Bedeutung,  Stärke, 
und  den  besonderen  sittlichen  Anforderungen  dieses  Berufes,  sei  es  Ritterschaft 
und  Waffenwerk , sei  es  Gewerbe  und  Kunst  oder  was  immer  für  ein  Beruf,  jene 
liebevolle  Pflege  desselben,  die  ihn  nicht  als  bloßes  Mittel  für  Erwerb  oder  po- 
litische Stellung,  sondern  zugleich  selbst  als  Zweck  betrachtet,  jenes  innige  Band  der 
Berufsgenossenschaften  — diese  Züge  des  Mittelalters  geben  ein  Bild  von  unver- 
gänglicher Schöne«.  Dabei  ist  von  dem  Protestanten  die  gegenseitige  Stell- 
vertretung weggelassen,  die  aber  doch  erst  das  Zusammengehen  zum  Ganzen  mög- 
lich macht,  und  ist  die  Sache  zu  sehr  im  Sinne  der  lutherischen  Berufsidee  ge- 
färbt. — So  ist  die  intensive  Christianisierung , die  nach  Uhlhorn,  Liebestätig- 
keit II,  5 f.,  7 erst  das  Mittelalter  gebracht  habe  und  die  er  mit  der  germanischen 
Gemütstiefe  erklärt,  doch  neben  diesen  unzweifelhaften  Gernütsanlagcn  noch  durch 
ökonomisch-soziale  Verhältnisse  bedingt,  und  es  ist  sehr  wohl  verständlich,  daß 
ein  totaler  Wandel  dieser  Verhältnisse  auch  die  Christlichkeit  der  romanisch-ger- 
manischen Völker  trotz  aller  Gemütsanlagen  gründlich  verwandelt. 
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den  und  Korporationen,  seiner  Betonung  der  gegebenen  Macht- 
Verhältnisse  und  ihrer  Nutzung  für  gegenseitigen  Dienst,  mit 
seiner  Freigebung  des  Individuums  in  seiner  festgesetzten  Sphäre 
und  seiner  Abwesenheit  des  abstrakten  Rechtsformalismus,  mit 
seinen  geschlossenen  Kreisen  und  unendlich  abgestuften  Solidaritäts- 
gefühlen, mit  seinen  wenig  differenzierten  materiellen  Bedürfnissen, 
wo  die  großen  Besitzdifferenzen  im  Grunde  doch  nur  die  ver- 
schiedene Größe  des  in  einer  Wirtschaft  zu  versorgenden  Kreises 
bedeuten  und  Macht  und  Ansehen  auf  dem  Besitz  von  Land 
und  Leuten  beruht,  mit  seiner  Rechnung  auf  Vertrag,  Treue 
und  Pietät,  mit  seiner  Verpersönlichung  auch  des  Hörigkeitsver- 
hältnisses: alles  das  bedeutet  einen  verhältnismäßig  günstigen  Boden 
für  die  Verwirklichung  der  ethischen  Ideale  des  Christentums,  wie 
sie  unter  der  Leitung  der  Kirche  sich  gestaltet  hatten.  Es  gab, 
indem  auch  bis  zur  Entstehung  der  immer  noch  lange  kirchlich 
gebundenen  Laienliteratur  und  -Kunst  die  Kunst  und  die  Wissen- 
schaft der  Kirche  unmittelbar  angehörten,  keine  innerweltlichen 
Kulturwerte,  die  ein  eigenes  göttliches  Recht  gegen  die  Kirche 
und  ihre  Ideale  hätten  empfinden  und  beanspruchen  können.  Es 
gab  nur  die  Souveränetät  der  Kirche,  aber  keine  solche  des  Staates, 
der  wirtschaftlichen  Produktion,  der  Wissenschaft,  der  Kunst.  Der 
überweltliche  Lebenswert  des  Evangeliums  mochte  auf  Weltsinn, 
Genußsucht,  Roheit  und  Gewalttat  stoßen;  auf  konkurrierende 
ideale  Güter,  auf  eine  von  der  Kirche  unabhängige  selbständige, 
Eigenrecht  und  Eigenkraft  in  sich  besitzende  Ordnung  der  welt- 
lichen Kultur  stieß  sie  nicht.  Mit  einem  so  wenig  reich  entwickel- 
ten Kulturleben,  das  überdies  stets  von  den  kaum  gebändigten 
Trieben  der  Leidenschaft  und  Wildheit  überall  durchbrochen  wurde, 
war  der  Sünden-  und  Vergänglichkeitspessimismus  des  Mittelalters 
wohl  vereinbar,  der  die  Folie  der  Alleinherrschaft  des  religiösen 
Lebenswertes  bildete  und  mit  allen  Mitteln  der  Phantasie  ver- 
stärkt wurde.  Da  war  die  Welt  wirklich  nicht  viel  mehr  als 
• Material  der  Pflicht«.  Und  auch  die  Fassung  der  Pflichten  selbst, 
die  Innerlichkeit  einer  auf  abstraktes  Recht  verzichtenden,  auf  Ge- 
sinnung, persönliche  Lebensbeziehung  und  Beeinflussung  gehenden 
Moral,  der  ganze  ideale  christliche  Anarchismus  der  Gesinnungs- 
moral, sowie  die  christliche  Liebesidcc  mit  ihren  gegenseitigen 
persönlichen  Diensten  und  ihrer  Bekämpfung  des  Mammons,  hatte 
einen  verhältnismäßig  günstigen  Boden.  Vor  allem  auch  die 
Eigentums-  und  Besitzverhältnisse  w'aren  dieser  Moral  günstig. 


Digitized  by  Google 


Die  Soziallehren  der  christlichen  Kirchen. 


69 


Wie  die  Kirche  selbst  eine  große  kommunistische  Anstalt  der 
Solidarität  und  Versorgung  aller  war,  so  war  das  jeder  kleine 
Kreis  in  sich  selber  durch  gegenseitige  Liebe  und  Treue  und 
gegenseitige  Erweisung  des  Dienstes ; und  nur  den  Deklassierten, 
den  Kranken  und  Abnormen  braucht  die  kirchliche  Liebestätig- 
keit, vor  allem  die  der  Orden,  vorwiegend  zu  dienen.  Deren 
Vorhandensein  aber  war  wiederum  normal  und  wünschenswert, 
da  sie  Gelegenheit  und  Stoff  zur  Liebestätigkeit  gaben ; weit 
entfernt  davon,  durch  rationelle  Sozialpolitik  verhindert  und  be- 
seitigt zu  werden,  bilden  vielmehr  auch  sie  einen  normalen  christ- 
lichen »Stand«,  der  für  das  Ganze  notwendig  ist.  Jedenfalls  läßt 
sich  in  Theorie  und  Ideal  die  Sache  so  ansehen , und  so  ist  zu 
begreifen,  daß  auch  das  Weltleben  neben  dem  asketischen  Le- 
ben als  den  christlichen  Maßstäben  unterliegend  und  unterliegen 
könnend  betrachtet  wurde,  wenn  auch  freilich  im  asketischen 
Leben  die  Bedingungen  immer  noch  sicherer  und  günstiger  waren. 
Aber  es  ist  doch  eben  nur  ein  Gradunterschied,  der  die  Einheit 
der  Kultur  nicht  hindert  ua). 

u#)  Hier  muß  ich  mich  begnügen,  auf  die  von  mir  konsultierte,  im  übrigen  ja  sehr 
bekannte  Literatur  zu  verweisen  : Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft4,  1904  ; Gierke, 
Genossenschaftsrecht  I,  Schmoller,  Grundriß  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  ; 
VVaitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  ; Jellinek,  Hecht  des  modernen  Staates*,  1905, 
S.  309*— 3 16  ; v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte;  Lamprecht,  Agrar- 
geschichte (im  Mittelalter)  im  HWB.  der  Staalswissenschaften* ; Brunner,  Quellen  und 
Geschichte  des  deutschen  Rechtes  in  Encykl.  der  Rechtswisscnsch.6  hrg.  v.  Köhler; 
Lamprecht,  »Deutsche  Geschichte«  I — IV  ; Rambaud,  »Civilisation  fran^aise«  ; vor 
allem  aber  Simmel,  Die  Philosophie  des  Geldes*  1908,  wo  das  marxistische  Problem 
der  Bedingtheit  des  geistigen  Lebens  durch  das  ökonomische  in  einer  äußerst  geist- 
reichen und  lehrreichen  Form  behandelt  ist  ohne  alle  materialistischen  Voraus- 
setzungen. Was  Kautsky,  Gesch.  des  Sozialismus  1,  1 S 35 — 39,  ausführt,  ist  un- 
glaublich dürftig  und  karrikiert ; richtig  ist  nur  sein  Hinweis  darauf,  wie  die  Ethik 
der  Kirche  mit  der  Naturalwirtschaft  allerdings  zusammenhängt.  Die  zur  politischen 
Anstalt  gewordene  Liebesanstnlt  der  Kirche  habe  ihr  Licbesprinzip  immerhin  in 
Gestalt  eines  gewissen  naturalwirtschaftlichen  Kommunismus  und  in  der  .Mitteilung 
des  Ueberschusses  betätigt,  den  die  Naturalwirtschaft  ia  gar  nicht  anders  verwenden 
kann,  so  lange  sie  nicht  für  Markt  und  Kunden , sondern  nur  zum  Selbstgcbrauch 
produziert  — Bezüglich  der  Geldwirtschaft  im  Mittelalter  ist  hinzuzufügen,  daß  Geld- 
wirtschaft noch  nicht  ohne  weiteres  Kapitalismus  bedeutet ; für  Strafen,  Kriegs- 
züge und  Regierung  war  Geld  unentbehrlich  und  vorhanden;  als  Berechnungsmittcl 
wurde  es  fiktiv  gebraucht.  Aus  dem  Vorhandensein  solcher  Geldelemente,  das  nicht 
zu  bestreiten  ist , ergeben  sich  aber  noch  nicht  die  oben  geschilderten  Folgen 
kapitalistischen  Geldgebrauches. 
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Freilich  hing  nach  einer  andern  Seite  hin  gerade  dieser  soziale 
Aufbau  mit  dem  feudal-kriegerischen  Geiste  und  mit  dem  feudalen 
Ehrenprinzip  zusammen,  widersprach  hier  also  der  christlichen 
I.ehre  vom  Verzicht  auf  die  Gewalt  und  der  christlichen  Demut, 
vor  allem  der  christlichen  Liebcsidee.  Und  hier  lag  auch  in  der 
Tat  ein  tiefer  innerer  Gegensatz  gegen  die  universale  religiöse 
Menschheitsmoral.  Nach  dieser  Seite  hin  erwies  sie  sich  auch 
jetzt  als  nur  in  begrenztem  Kreise  durchführbar,  und  hier  behielt 
das  Kloster  den  Charakter  der  Lebensverhältnisse,  in  denen  allein 
die  christliche  Moral  ohne  Kompromiß  durchführbar  ist.  Die 
Angriffe  auf  die  Verweltlichung  der  Kirche,  die  Versuche,  die 
Geistlichen  der  Kollegiatkirchen  der  Chorherrcnregel  zu  unter- 
werfen und  die  immer  neuen  Anläufe  der  Askese  wandten  sich 
gerade  gegen  die  Einbeziehung  der  kirchlichen  Würdenträger  selbst 
in  das  feudale  System.  Allein  einerseits  war  diese  Unterlage  der 
Roheit  und  Gewalttat  wie  des  weltlichen  Ehrbegriffs  der  Gegen- 
satz , von  dem  die  kirchliche  Moral  stets  sich  abhob  und  ihre 
Antriebe  zu  energischer  Geltendmachung  empfing,  der  sie  ver- 
hinderte, zur  Sentimentalität  oder  I leuchelei  zu  werden.  Anderer- 
seits aber  unternahm  die  Kirche  es,  gerade  diesen  feudalen  Geist 
in  ihrem  Sinne  zu  moralisieren,  indem  sic  das  Rittertum  zu  einer 
halb  geistlichen  Würde  machte,  seine  Waffenfähigkeit  für  ideale 
Zwecke,  den  Schutz  von  Witwen,  Waisen  und  Bedrängten  weihte, 
den  Ehrbegriff  zu  einer  Verpflichtung  gegen  Gott  und  Menschen, 
zur  Mannentreue  gegen  Christus  und  die  Heiligen,  den  Frauenkult 
zum  Dienst  für  die  Gottesmutter  machte,  und  damit  das  Kriegs- 
wesen und  die  Gewalt  wenigstens  durch  die  Lenkung  auf  christ- 
liche Zwecke  dem  System  einfügte.  Insbesondere  aber  ist  es  die 
Bedeutung  der  von  der  Kirche  organisierten  Kreuzzüge,  das  mili- 
tärische Element  und  mit  ihm  alle  sozialen  Schwierigkeiten  und 
Spannungen  der  feudalen  Welt  auf  christliche  Aufgaben  abzu- 
lenken, welchem  Zweck  die  Kreuzzüge  nach  außen  ebenso  dienten, 
wie  die  nach  innen.  Die  Licbesmoral  konnte  die  Ergänzung  durch 
die  kriegerische  Moral  nicht  entbehren,  hat  sic  aber  möglichst  in 
den  Dienst  der  Liebe  und  des  Glaubens  gestellt.  Wenn  hierbei 
sich  trotzdem  eine  stark  weltliche  ritterlich -höfische  Laienkultur 
ergab,  so  wurde  diese  dann  von  der  bürgerlich-städtischen  wieder 
abgelöst  oder  stark  eingeschränkt,  und  mit  Hilfe  der  dem  Volk 
zugewendeten  Bettelorden  dann  diese  bürgerliche  Kultur  ähnlich 
wie  bisher  das  Rittertum,  nur  mit  viel  durchgreifenderem  Erfolg 
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und  viel  größerer  historischer  Wirkung,  in  religiöse  Lebensformen 
und  Abzweckungen  gelenkt,  sodaß  jene  ritterliche  Kultur  eine 
wirkliche  Durchbrechung  der  kirchlichen  nicht  bedeutete  lu). 

Hier  ist  nun  der  Ort  der  ethisch-geistigen  Bedeutung  der 
mittelalterlichen  Stadt  zu  gedenken.  Die  aus  der  Begebung  der 
alten  Volksfreiheit,  der  militärischen  Organisation  und  den  poli- 
tischen Bedürfnissen  des  Königtums  erwachsende  Grundherrschaft 
hat  mit  ihren  starken  sozialen  Differenzen,  ihrem  Fehdewesen,  ihrer 
Gewalttat  den  christlichen  Ansprüchen  nie  voll  entsprochen,  so  viel- 
fach ihre  Lebensordnungen  dem  auch  entgegenkoinmen  mochten. 
Erst  als  die  aus  dem  Zerfall  und  Ueberschuß  der  Grundherrschaft 
entstehende  Stadt,  ihre  bunte  aus  allen  denkbaren  Verhältnissen 
herausgezogenen  Bewohnerschaft  vereinigte,  war  der  Boden  ge- 
schaffen, auf  dem  die  großen  Vorzüge  der  mittelalterlichen  Ge- 
sellschaft von  den  Roheiten  und  Gewalttätigkeiten  des  Feudalis- 
mus gereinigt  werden  konnten.  Die  Lebensbedingung  der  Stadt 
als  wesentlich  gewerblicher  Vereinigung  ist  der  Friede,  die  Frei- 
heit und  die  Beteiligung  des  Eigenintcrcsses  aller  Bürger  am 
städtischen  Leben,  die  ungestörte  Arbeit  und  die  Begründung  des 
Besitzes  auf  persönliche  Leistung  und  Arbeit.  Nach  all  diesen 
Seiten  hin  entsprach  die  Stadt  in  hohem  Maße  den  Forderungen 

,M)  lieber  die  Christianisierung  des  Rittertums , das  in  der  Stauferzeit  aus 
dem  unmittelbar  der  Krone  sich  ergebenden  Dienstadel  oder  den  Ministerialen, 
den  hauptsächlichen  militärischen  Kräften,  und  aus  der  Verschmelzung  dieses  nie- 
deren Dienstadels  mit  dem  älteren  Grundadel  hervorgeht  und  seine  Hauptcharakter- 
züge von  Frankreich  aus  empfängt  s.  Rainbaud,  Civ.  frans.  I.  179  über  die 
ritterliche  Laienkultur  und  deren  weltlichen  Geist  s.  Lamprecht  D.  G.  III;  über 
die  volle  Weltlichkeit  der  provemjalisch-ritterlichen  Kultur  und  die  Verwandelung 
seiner  Poesie  beim  Ucbergang  in  den  Bürgerstand,  wo  die  Minne  wieder  ethisch 
und  religiös  spiritualisiert  und  geradezu  in  den  Dienst  religiöser  Allegorie  gestellt 
wird  und  franziskanische  Mystik  eindringt  (von  hier  aus  auch  Dantes  Beatrice 
zu  verstehen)  s.  Vossler,  Dante  I,  486 — 501  und  Die  Philosophischen  Grundlagen 
zum  süßen  neuen  Stil  1904  ; das  zugleich  ein  charakteristisches  Zeichen  für  den  Unter- 
schied des  Feudalismus  und  der  Stadt.  Immerhin  ist  die  ritterliche  Kultur  derjenige  Punkt 
der  mittelalterlichen  Christlichkeit,  wo  der  prinzipwidrige  Kompromiß  mit  einer 
fremden  geistigen  und  ethischen  Macht  in  der  Tat  deutlich  vorliegt.  An  solchen 
Kompromissen  hat  es  natürlich  nie  gefehlt,  wie  denn  keine  religiöse  Ethik  ohne 
solche  auskommen  wird.  Aber  es  ist  wichtig  cinzusehen,  daß  diese  Kompromisse 
nicht  in  der  Anerkennung  von  Staat,  Familie  und  Wirtschaft  als  solcher  liegen, 
wie  von  Eicken  meint,  sondern  in  der  Anerkennung  der  feudal-militärischen  Ehren- 
moral und  der  Spiritualisierung  der  höfischen  Liebesformen. 
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der  christlichen  Ethik.  Als  unmilitärische  friedliche  Arbeitsge- 
meinschaft, die  das  militärische  Element  nur  zur  Verteidigung  be- 
darf, und  noch  frei  von  den  kapitalistischen  und  großstädtischen 
Zügen  ist  sie  das  Musterbild  der  christlichen  Gesellschaft,  wie 
wir  das  bei  dem  h.  Thomas  finden  und  näher  zu  erläutern  haben 
werden.  Wenn  unter  politischem  und  wirtschaftsgeschichtlichem 
Gesichtspunkt  die  mit  dem  zwölften  Jahrhundert  einsetzende 
Periode  städtischer  Kultur  auch  als  Vorbereitung  und  Grund- 
legung der  modernen  Welt  erscheint,  so  ist  sie  doch  zunächst 
für  die  Geschichte  der  Ethik  und  des  religiösen  Lebens  mit  ihren 
großen  Domen  und  ihrem  intensiven  kirchlichen  Leben  der 
Höhepunkt  der  Entwickelung  des  mittelalterlichen  Geistes  ”4*). 

Alles  in  allem  ist  es  also  zunächst  ein  rein  tatsächliches 
Zusammentreffen,  das  in  den  mittelalterlichen  sozialen,  ökono- 
mischen und  politischen  Zuständen  eine  verhältnismäßige  durch- 
gehende unmittelbare  Christianisierung  der  Kultur  möglich  machte. 
Aber  es  blieb  natürlich  nicht  aus,  daß  sich  auf  dieses  tatsächliche 
Zusammentreffen  auch  die  Reflexion  warf,  die  verbundenen  Ele- 
mente auch  theoretisch  mit  einander  vermittelte  und  aus  ihnen 
ideale  Regeln  des  Sein-sollendcn  abstrahierte.  Erst  damit  ergibt 
sich  eine  innerliche  Begründung  und  Einheit  des  Ganzen,  und 
diese  Gedankenwelt  ist  der  dauernde  Untergrund  der  katholischen 
Soziallehren.  Sie  erfordert  daher  eine  besondere  Betrachtung. 
Mit  ihr  gelangen  wir  zum  Thomismus.  Seine  Lehren  waren  be- 
reits bisher  bei  den  einzelnen  Fragen  der  mittelalterlichen  Dogmen 
und  der  Askese  wesentlich  in  Betracht  gezogen  worden.  Nun 
handelt  es  sich  um  den  prinzipiellen  Aufriß  der  Einheitskultur 
in  der  Lehre  des  großen  Heiligen,  durch  den  er  der  Normal- 
thcologe  des  Katholizismus  geworden  ist. 

1,4 •)  Auf  diese  Bedeutung  der  Stadt  macht  mich  Max  Weber  aufmerksam.  Im 
übrigen  vgl.  hierzu  Lamprecht,  DG  111,  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft, 
Schmoller,  Grundriß  254 — 276,  vor  allem  den  großen  Artikel  von  Max  Weber 
»Agrargeschichte«  (Altertum)  HWB.  der  Staatswissenschaften8,  wo  man  eine  höchst 
erleuchtende  Darstellung  des  Unterschiedes  der  antiken  und  mittelalterlichen  Stadt 
findet. 


(Fortsetzung  iin  nächsten  Heft.) 
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Die  oligarchischen  Tendenzen  der  Gesellschaft. 

Ein  Beitrag  zum  Problem  der  Demokratie. 

Von 

ROBERT  MICHEI-S. 


A prendre  le  temie  dans  la  rigueur 
de  l’acceplion,  il  n’a  jamais  existe  de 
verkable  democraiie,  et  il  n'en  exis- 
tera  jamais.  Il  est  contre  l'ordre  na- 
turel  qne  1c  gram!  nombre  gouverne, 
et  que  le  petit  soit  gouverne. 

J.  J.  Rousseau,  Contrat  Social. 


1.  Einleitung. 

Unter  den  Problemen  des  Staatsrechts  sowie  denen  der  So- 
ziologie gehört  das  Problem  der  Demokratie  zu  den  ältesten  und 
umstrittensten.  Nachfolgende  Studien  haben  keinen  anderen  An- 
spruch als  den,  einen  vielleicht  nicht  ganz  unnützen  Beitrag  zu 
dieser  Materie  zu  liefern,  die  zwar  viel  bearbeitet  und  diskutiert 
worden  ist,  aber  noch  keineswegs  als  geklärt  betrachtet  werden 
kann. 

Die  engste  Form  der  Oligarchie,  die  absolutistische  Monar- 
chie, basiert  auf  dem  Willen  eines  Einzelnen.  Sic  volo,  sic  jubeo. 
Tel  est  mon  bon  plaisir.  Einer  befiehlt,  alle  anderen  gehorchen. 
Der  Wille  des  einen  kann  den  Willen  der  Nation  brechen.  Die 
juristische  Begründung  dieses  Zustandes  holt  ihre  Motive  aus  der 
transzendentalen  Metaphysik.  Die  logische  Fundierung  jeder  Mon- 
archie liegt  in  der  Inanspruchnahme  Gottes.  Gott  wird  vom 
Himmel  heruntergeholt  und  dient  der  monarchischen  Zwingburg 
als  staatsrechtliche  Stütze  — das  Gottesgnadentum.  Daher  ist, 
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als  auf  einem  überweltlichen  Element  beruhend,  das  monarchische 
System  ■ — juristisch  betrachtet  — ewig  und  unabänderlich,  durch 
Menschenrecht  und  Menschenwillen  nicht  beriihrbar.  Die  legale, 
rechtliche,  gesetzliche  Abschaffung  der  Monarchie  ist  somit  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit,  ein  Ammenmärchen  aus  der  Kinderstube 
von  Politikastern.  Das  Königtum  kann  — rechtlich  — nur  von 
Gott  abgeschafft  werden,  und  der  Wille  Gottes  ist  unerforschlich. 

Dem  Prinzip  der  Monarchie  steht  das  der  Demokratie  — in 
der  Theorie  — als  Antipode  gegenüber.  Es  negiert  das  Recht 
des  einen  auf  den  anderen.  Es  gibt  jedem  Bürger  das  gleiche 
Recht  und  in  abstracto  auch  die  Möglichkeit,  die  höchsten  Stu- 
fen der  sozialen  Leiter  zu  erklimmen  und  ebnet  auf  diese  Weise 
den  Rechten  der  Gesamtheit  die  Wege,  indem  es  alle  Privilegien 
der  Geburt  vor  dem  Gesetz  vernichtet  und  den  Kampf  um  den 
Vorrang  in  der  menschlichen  Gesellschaft  nur  durch  die  Tüch- 
tigkeit des  Einzelnen  entschieden  haben  will.  Während  das  Prin- 
zip der  Monarchie  alles  auf  den  Charakter  des  Einen  stellt  und 
die  beste  der  monarchischen  Regierungen  deshalb  dem  Volks- 
ganzen  keine  Garantien  der  Stabilität  bietet1),  ist  in  der  Demo- 
kratie prinzipiell  das  V olksganze  für  die  herrschenden  Zustande, 
deren  Meister  cs  ist,  verantwortlich. 

Heute  wissen  wir  nicht  nur,  daß  im  Leben  der  Völker  die 
beiden  theoretischen  Grundbegriffe  der  Staatsordnung  so  elastisch 
sind,  daß  sie  sich  vielfach  selbst  berühren  — car  la  democratie 
peut  embrasser  tout  le  pcuple,  ou  sc  resserrer  jusqu'ä  la  moi- 

’)  Das  \yurde  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  viel  klarer  erkannt  und  ausge- 
sprochen als  heute,  wo  die  konstitutionelle  Monarchie  alle  Wesenheiten 
der  Prinzipien  vernichtet  hat : 

»Knechtliche  Furcht,  auf  den  blendenden  Glanz  eines  unzugangbaren  Thrones, 
auf  Myriaden  von  Trabanten,  auf  zahllose  Kriegshecre  und  das  immer  gezückte 
Schwert  der  Rache,  kurz  auf  unwiderstehliche  Gewalt  gegründet,  ist  das  einzige, 
was  diese  Monarchien  Zusammenhalt,  und  die  Sicherheit  der  Despoten  und  ihrer 
Satrapen  ausmacht.  Zuweilen  sendet  wohl  auch  das  Schicksal  den  Unglücklichen 
einen  Befreyer,  einen  Cyrus,  zu,  der  die  alten  Fesseln  zerbricht,  und  ein  neu  ge- 
stiftetes Reich  mit  Weisheit  und  wahrem  Vatersinne  regiert : aber  dieser  Fall  er- 
eignet sich  selten,  und  das  Gute,  das  dadurch  bewirkt  wird,  ist  meistens  nur  per- 
sönlich und  vorübergehend;  denn  die  erste  Quelle  des  Ucbels,  die  Verfassung, 
bleibt,  und  eine  Reihe  blöder  oder  lasterhafter  Nachfolger  zerstört  in  kurzem 
wieder,  was  der  einzelne  wohlthötige  Regent  gcbauct  hat«.  (C.  M.  Wieland:  »Eine 
Lustreisc  ins  Elysium*.  S.  Sämtliche  Werke  von  C.  M.  Wieland,  Bd.  I.  Wien  1803. 
F.  A.  Schritmbl.  p.  209.) 
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ti6 ; l’aristocratie  ä son  tour,  peut  de  la  moitiö  du  peuple  sc  res- 
serrer  jusqu’au  plus  petit  nombre  indöterminement  (Rousseau)  *), 
also  beide  I Ierrschaftsformen  stehen  nicht  in  absoluter  Antithese, 
sondern  haben  bei  50  % der  an  der  1 lerrschaft  beteiligten  ihren 
Treffpunkt  — sondern  auch,  daß  die  gewaltigen  ökonomisch-sozialen 
Abhängigkeitsverhältnisse  unserer  Gesellschaft  die  Existenz  einer 
Idealdemokratie  unter  den  heutigen  Verhältnissen  unmög- 
lich machen.  Aber  es  wäre  die  Frage  aufzu werfen,  ob  und  in- 
wieweit innerhalb  unserer  Gesellschaftsordnung  von  heute  sowie 
ferner  der  Elemente,  die  an  ihrem  Sturz  arbeiten  und  die  Errich- 
tung einer  neuen  planen,  bereits  Kräfte  vorhanden  sind,  die  sich 
der  Idealdemokratie  nähern  oder  doch  auf  sie  hindrängen  und  in 
sie  ausmünden. 

II.  Wissenschaftliche  Zweifel  am  demokra- 
tischen Prinzip. 

Ehe  wir  uns  den  soziologischen  Tendenzen  der  heutigen  Ge- 
sellschaft zuwenden,  um  sic  auf  ihren  demokratischen  Gehalt  hin 
zu  prüfen,  wollen  wir  der  Tatsache  Erw  ähnung  tun,  daß,  während  die 
Mehrzahl  der  sozialistischen  Schulen  die  Erreichung  der  Demokratie 
für  die  Zukunft  für  möglich  hält,  es  eine  konservative  Richtung  in 
der  Gelehrtenwelt  gibt,  die  diese  Möglichkeit  für  alle  Zeiten  rundweg 
negiert.  Diese  Richtung,  die  vor  allem  in  Italien,  wo  sie  in  Gae- 
tano  Mosca  einen  bedeutenden  Theoretiker  gefunden  hat,  Einfluß 
besitzt,  proklamiert  die  für  jede  menschliche  Gesellschaftsordnung 
bestehende  innere  Notwendigkeit  einer  »classe  politica«,  d.  h.  einer 
politisch  herrschenden  Klasse,  einer  Minderheitsklasse. 

Die  Ungläubigen  an  dem  Gott  der  Demokratie  sind  nicht 
müde  geworden,  die  Demokratie  als  eine  Legende  zu  bezeich- 
nen und  zu  behaupten,  daß  alle  Ausdrücke  des  Sprachgebrauchs, 
die  eine  Herrschaft  der  Masse  involvieren,  wie  Staat,  Bürgerschaft, 
Volk,  Volksvertretung  u.s.w.  nur  ein  gesetzliches  Prinzip,  nicht  einen 
wahren  Tatbestand  angeben.  Sie  stellen  die  Theorie  auf,  daß  die 
ewigen  Kämpfe  zwischen  Aristokratie  und  Demokratie,  von  denen 
die  Geschichte  spricht,  nur  in  Kämpfen  zwischen  einer  um  ihre  Exi- 
stenz kämpfenden  alten  Minderheit  und  einer  in  der  Eroberung  der 
Macht  begriffenen  ehrgeizigen  neuen  Minderheit,  die  sich  mit  der 
alten  vermischen  oder  gar  sic  entthronen  will,  bestanden  haben. 

*)  J.-J.  Rousseau:  » Le  Conirat  Social«.  6.  Edit.  Paris  1871.  Iiiblio- 
theque  Nationale,  p.  91. 
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Ihnen  zufolge  besteht  das  Resultat  aller  Klassenkämpfe  ledig- 
lich in  einem  Tausch;  eine  Minderheit  löst  eine  andere  Minderheit 
in  ihrer  Herrschaft  über  die  Masse  ab.  Die  gesellschaftlichen 
Klassen,  die  vor  unseren  Augen  auf  dem  Plan  der  Geschichte 
sich  Riesenschlachten  schlagen,  die  ihre  tiefsten  Ursachen  in  den 
ökonomischen  Antagonismen  haben,  wären  also,  nach  ihnen,  etwa 
zwei  Tänzergruppen  vergleichbar,  die  in  der  Quadrille  ein  chasse- 
croisc  ausführen. 

In  den  heftigen  Kampf,  der  sich  vielfach  mit  epischer  Größe 
vollzieht,  vielfach  aber  auch  fast  stumm  und  unbemerkbar  durch- 
fochten wird,  zwischen  der  neuen  Aristokratie,  die  aufsteigt  und 
der  alten  Aristokratie,  die  im  Sinken  begriffen  ist,  wird  auch  die 
Ethik  hineingerissen.  Im  Zeitalter  der  Demokratie  ist  die  Ethik 
eine  Waffe,  der  sich  jedermann  bedienen  kann.  Im  ancien 
regime  sprachen  die  Machthaber  und  die,  die  es  werden  woll- 
ten, nur  von  ihren  Rechten,  von  den  Rechten  ihrer  Person.  Die 
Demokratie  a aboli  tout  ?a ; sie  hat  derlei  Begründungen  als 
unethisch  verworfen.  Heute  sprechen  und  kämpfen  alle  Fak- 
toren des  öffentlichen  Lebens  im  Namen  des  Volkes,  der  Ge- 
samtheit. Regierung  und  Rebellen,  Könige  und  Parteiführer,  Ty- 
rannen von  Gottes  Gnaden  und  Usurpatoren,  wild  gewordene 
Idealisten  wie  berechnende  Ehrgeizlinge,  alle  sind  »das  Volk«  und 
geben  an,  mit  ihrer  Aktion  nur  den  Willen  des  Volkes  zur  Durch- 
führung zu  bringen.  Die  Ethik  ist  im  modernen  Leben  der 
Klassen  und  der  Völker  zu  einem  notwendigen  Beiwerk,  zu  einer 
Fiktion  geworden.  Jede  Regierung  sucht  ihre  tatsächliche  Macht 
auf  ein  ethisches  Generalprinzip  zu  stützen.  Auch  alle  jung  aufstre- 
benden Klassen  treten  in  die  Schranken  mit  der  Erklärung,  nicht 
so  sehr  sich,  als  vielmehr  die  gesamte  Menschheit  von 
dem  drückenden  Joch  einer  kleinen  tyrannischen  Mehrheit  be- 
freien und  das  alte  ungerechte  Regime  durch  ein  neues  g e- 
rechtes  Regime  ersetzen  zu  wollen.  Jede  neue  Gesellschafts- 
schicht, die  das  Signal  zur  Attacke  auf  die  Vorrechte  einer  be- 
reits im  Besitze  der  ökonomischen  wie  politischen  Macht  befind- 
lichen Klasse  giebt,  schreibt  auf  ihre  Fahnen  das  Losungswort: 
»Erlösung  des  ganzen  Menschengeschlechts!«  So  machte  die 
junge  französische  roture  am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  ihre 
Revolution  auf  Grund  der  Erklärung  der  droits  de  l'homme 
und  mit  den  Worten  der  Egalite,  Libcrte,  Fratcrnite, 
die  heute  auf  dem  Portal  jedes  französischen  Gefängnisses  prangen, 
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auf  den  Lippen,  und  so  hören  wir  heute  mit  unseren  eigenen  Ohren 
eine  andere  Klassenbewegung,  die  der  Lohnarbeiter,  sagen,  daß  sie 
sich  der  gesellschaftlichen  Erscheinung  des  Klassenkampfes  kei- 
neswegs aus  klassenegoistischen  Motiven,  sondern  gerade  umge- 
kehrt nur,  um  den  Klassenkampf  aus  der  Reihe  der  Faktoren 
des  sozialen  Werdens  auszuschalten,  bediene;  auch  der  moderne 
Sozialismus  hat  als  Refrain  seines  theoretischen  Liedes  die  stol- 
zen Worte  stehn:  Schaffung  einer  klassenlosen  Gesellschaft! 

Aber  dieser  ideale  Schwung  junger  Emanzipationsbewegungen 
wird  von  den  antidemokratischen  Wissenschaftlern  als  frommer  Selbst- 
betrug, als  Fata  Morgana,  erklärt,  entstanden  aus  dem  Bedürfnis, 
das  Gesamtwohl  in  den  Dienst  des  Eigenwohles  zu  stellen.  In 
der  Welt  der  palpablen  Tatsachen  wird  jeder  zum  Heile  des 
Ganzen  unternommenen  Klassenbewegung  der  Stempel  einer  un- 
heilbaren Antinomie  aufgedrückt.  Die  Menschheit  kann  der  »poli- 
tischen Klasse«  nicht  entraten,  und  die  politische  Klasse  kann  nur 
einen  Bruchteil  der  Gesellschaft  umfassen s). 

Diese  Erkenntnis  ist  zweifellos  sehr  viel  älter,  als  man  gemein- 
hin annimmt.  Der  Turiner  Rechtslehrer  Gaetano  Mosca,  der  heute 
der  hervorragendste  Vertreter  jener  Schule,  und,  verglichen  mit  dem 
anderen  bedeutenden  Vertreter  jener  Ideenassociation,  dem  Ge- 
nuesen Vilfredo  I’areto,  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  kan- 
tonalen Universität  Lausanne  (der  sich  in  der  wissenschaftl.  Welt, 
auch  Italiens,  einen  bedeutenderen  Namen  gemacht  hat  als  Gae- 
tano Mosca,  einmal  wreil  er  die  Mehrzahl  seiner  Bücher  in  der 
allgemein  zugänglichen  französischen  Sprache  veröffentlicht,  dann 
auch  weil  der  Snobismus  der  Italiener  ihnen  verbietet,  ihre  Be- 
wunderung in  wissenschaftlichen  Dingen  anderen  als  solchen 
Schriften  zu  schenken,  die  von  jenseits  der  Alpen  kommen  oder 
doch  wenigstens  dort  ihren  Stempel  empfangen  haben),  auch  der 
ältere  (und  er  hat  Recht,  auf  seinem  Rechte  der  wissenschaftlichen 
Priorität  zu  bestehen)  ist,  gibt  als  seine  Vorgänger  Hippolyte  Taine 
und  Ludwig  Gumplöwicz  an 4).  Aber  es  ist  eine  wenig  bekannte, 
wenn  auch  interessante  Tatsache,  daß  die  Moscasche  Theorie 
ihre  frühesten  und  bedeutendsten  intellektuellen  Vorfahren  gerade 
in  der  Schule  hat,  gegen  die  sie  mit  Vorliebe  ihre  Pfeile  richtet, 

*)  cfr.  Gaetano  Mosca:  »Elemcnti  di  Sciensa  Politica.«  Roma  1896.  Bocca. 

P-  75- 

*)  Gaetano  Mosca:  »Piccola  Polemica«,  in  d.  Riforma  Sociale.  Anno  XIV, 
Vol.  XVII,  fase.  4. 
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nämlich  unter  den  sozialistischen  Gelehrten  anarchistischer  Ge- 
dankenrichtung. In  noch  höherem  Grade  aber  können  wir  reser- 
vatis  reservandis  in  den  Richtungen  des  älteren  französischen  Sozia- 
lismus deutliche  Spuren  nach  dem  Gebiet  hin  finden,  das  später 
von  Mosca,  wahrscheinlich  ohne  sein  Wissen  um  diese  Spuren 
und  sicher  auf  ganz  selbständigem  Wege,  zur  Ausarbeitung  seines 
Systems  soziologischer  Philosophie  bearbeitet  worden  ist. 

Die  Schule  Saint-Simons  stellte  sich  keineswegs  eine  Zukunft 
ohne  Klassen  vor,  wennschon  sie  vermeinte,  die  Klasse  von 
jedem  ökonomischen  Attribut  befreien  zu  können.  Ihr  schwebte 
die  Schaffung  einer  neuen  Hierarchie  vor,  die  zwar  von  allen 
Privilegien  der  Geburt  frei,  aber  doch  im  Besitze  gewaltiger  er- 
worbener Privilegien  sein  und  aus  den  »hommes  les  plus  aimants, 
les  plus  intelligens  et  les  plus  forts,  personnification  vivante  du 
triple  progres  de  la  societö«  gebildet  werden  sollte,  »capables  de 
la  diriger  dans  une  plus  vaste  carriöre«.  Einer  der  überzeugtesten 
Anhänger  Saint  Simons,  ein  begeisterter  Befürworter  der  »nou- 
velle  dynastie«,  genötigt,  sich  gegen  den  Vorwurf,  daß  er  mit  seiner 
Doktrin  dem  Despotismus  die  Wege  ebne,  zu  verwahren,  ging 
sogar  soweit,  zu  behaupten,  daß  die  Mehrheit  der  Menschen  der 
Autorität  der  Kapazität  Gehorsam  schulde,  und  zwar  sowohl  aus 
Gottesfurcht  als  auch  aus  Eigenliebe  als  endlich  auch  aus  dem 
Grunde,  weil  der  Mensch  zwar  isoliert  lebe,  aber  doch  stets  einer 
Stütze  bedürfe.  Die  Notwendigkeit  der  Autorität  auf  der  einen 
und  des  Gehorsams  auf  der  anderen  Seite  erhielt  eine  meta- 
physische Begründung.  Sic  ist  schlechterdings  nur  la  transfor- 
mation  politique  de  l'amour  qui  unit  tous  les  hommes  en  Dieu. 
Et  pouvez-vous  lui  prefürcr  cette  triste  indcpcndance  qui 
aujourdhui  isole  les  sentiments,  les  opinions,  les  efforts,  et  qui, 
sous  un  nom  pompeux,  n'cst  rien  autre  chose  que  l’ögoisme  ac- 
compagne  de  tous  les  maux  qu'il  enfante?6). 

Die  Schule  von  Fourier  ging  noch  einen  Schritt  weiter. 
Fourier  hatte  mit  einer  Gewissenhaftigkeit,  die  an  Pedanterie 
grenzte  und  der  mancher  groteske  Zug  eigen  war,  so  daß  wir 
heute  uns  kaum  eines  Lächelns  erwehren  können,  wenn  wir 
diese  Seite  seines  Lehrgebäudes  betrachten,  ein  ganzes  verzweigtes 
und  ausgedehntes  System  erdacht,  in  dem  er  mit  Hilfe  von  Tabellen 
eine  tausendgliedrige  »sphärische  Hierarchie«  auf  baute,  worin  alle 

*)  K.  B a r r a u 1 1 : »La  Hierarchie«,  in:  »Religion  Salnt-Simonicnne«.  Recucit 
et  Predications.  Tome  I.  Paris  1832.  Aux  Bureaux  du  Globe.  p.  196. 
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Nuancen  der  Herrschaftsausübung  von  der  > Anarchie«  bis  zur 
»Omniarchie«  vorhanden  waren,  jede  mit  ihren  besonderen  »liautes 
dignites«  und  »hautes  fonctions« "). 

Von  den  späteren  Sozialrevolutionären  wurde  die  Mehrheits- 
regierung zwar  nicht  in  abstracto,  aber  doch  in  concreto  geleug- 
net. Bakunin  war  ein  Gegner  jeder  Beteiligung  der  Arbeiter- 
schaft an  den  allgemeinen  Wahlen,  weil  er  überzeugt  war,  daß 
in  einer  Gesellschaft,  in  der  das  Volk,  die  Masse  der  Lohnarbeiter, 
in  ökonomischer  Hinsicht  von  einer  besitzenden  Minderheit  be- 
herrscht werde,  auch  das  freieste  Wahlrecht  illusorisch  sein  müsse. 
Qui  dit  pouvoir,  dit  domination,  et  toute  domination  presume 
l'existence  d’une  masse  dominee  ■').  Ja,  die  Demokratie  ist  von 
allen  bürgerlichen  Ordnungen  sogar  die  schlechteste.  Die  Repu- 
blik, in  welcher  wir  doch  die  höchste  Form  bürgerlicher  Demo- 
kratie erblicken  müssen,  besitzt  nach  Proudhon  in  höchstem  Grade 
jenen  kleinlichen,  fanatischen  Regierungsgeist  (ziile  gouvernemen- 
tal),  der  aus  dem  einzigen  Grunde,  daß  sein  Despotismus  immer 
den  bequemen  Vorwand,  für  die  Republik  und  im  Gemeininteresse 
zu  handeln,  an  der  Hand  hat,  unbestraft  alles  tun  zu  können 
glaubt 8).  Selbst  die  politische  Revolution  bedeutet  nichts  als  ein 
deplacement  de  l'autorite  *). 

* * 

* 

Der  Komplex  von  Tendenzen,  die  sich  einer  Verwirklichung 
der  Demokratie  in  den  Weg  stellen,  läßt  sich  nur  schwer  ent- 
wirren und  pedantisch  katalogisieren.  Immerhin  scheint  es  uns 
möglich,  auf  induktivem  Wege  zu  einer,  wenn  auch  keineswegs 
definitiven  Analyse  dieses  Komplexes  zu  gelangen.  Diese  Ten- 
denzen liegen  i j in  der  menschlichen  Natur,  2)  im  Wesen  der 
politischen  Klasse  und  3)  im  Wesen  der  Organisation. 

•)  Ferdinand  Guillon:  »Accord  des  Principes.  Travail  des  Ecoles  Socie- 
taires.  Charles  Fourier.«  Paris  1850.  Libr.  Phalanst.  p.  97. 

7)  Michel  ßnkounine:  >L’ Empire  Knouto-Germanique  et  la  Revolution 
Sociale«,  in  d.  Oeuvres,  Tome  II,  p.  126.  Paris  1907.  P.  V.  Stock. 

*)  P.-J.  Proudhon:  »Idee  Generale  de  la  Revolution  au  XIX.  siede«. 
Tome  X«  des  Oeuvres  CompRtes  de  P.  Paris  1868,  p.  65. 

f)  P.-J.  Proudhon:  »Les  Confessions  d’un  Revolutionnaire«.  loco  cit. 

P.  24. 
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l.  Antidemokratische  Tendenzen  in  der  Massenpsychologie. 

A.  Das  Prinzip  der  Vererbung  politischer  Macht. 

Dem,  der  sich  jemals  ernstlich  mit  historischen  Studien  ab- 
gegeben hat,  kann  es  nicht  entgangen  sein,  daß  alle  im  Besitz 
der  Macht  befindlichen  Klassen  stets  mit  Eifer  darauf  bedacht 
gewesen  sind,  die  von  ihnen  angehäufte  politische  Macht  ihren 
Nachkommen  zu  vererben.  Die  Vererbung  der  politischen  Macht 
ist  stets  das  wirksamste  Mittel  gewesen,  der  eigenen  Klasse  das 
Dominium  zu  erhalten.  Es  hat  in  diesen  Zusammenhängen  der- 
selbe historische  Prozeß  stattgefunden,  der  auf  dem  Gebiet  des 
sexuellen  Lebens  die  bürgerliche  Familienordnung  mit  ihren  Akzes- 
sorien,  die  Untrennbarkeit  der  Ehe,  die  strengen  Strafen  gegen  die 
Ehebrecherin  und  das  sog.  Recht  der  Erstgeburt,  hervorgebracht  hat. 
Wie  die  bürgerliche  Familie,  soweit  uns  die  kärglichen  Reste  prä- 
historischer Geschichte,  die  wir  besitzen,  feste  Schlüsse  gestatten, 
die  Tendenz  des  zu  gewissem  ökonomischen  Wohlstand  gelangten 
Mannes,  sein  erworbenes  oder  geraubtes  Besitztum  mittelst  Erb- 
schaft seinem  rechtmäßigen,  mit  möglichster  Wahrscheinlichkeit 
als  leiblich  zu  bezeichnenden  Sohn  zu  übermitteln,  zur  Genesis 
hat,  so  sehen  wir  dieselben  Tendenzen  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Politik  lebendig,  wachgchalten  durch  allerhand  dem  Menschen 
eigene,  inhärente  Instinkte,  und  mächtig  angefacht  durch  eine 
Wirtschaftsordnung,  die  als  ihre  Basis  das  Privateigentum  an  den 
Produktionsmitteln  anerkennt  und  in  welcher,  mit  leichter  psycholo- 
gischer Analogie,  auch  die  politische  Macht  als  ein  Gegenstand 
des  Privatbesitzes  betrachtet  werden  muß.  Wie  immer,  der 
väterliche  Instinkt,  dem  Sohn  auch  die  politische  Nachfolge  zu 
erhalten  und  zu  übermitteln,  ist  bekanntlich  zu  allen  historisch 
bekannten  Zeiten  von  ungemeiner  Stärke  gewesen.  Er  hat  nicht 
zum  wenigsten  zur  Entstehung  der  nicht  mehr  clektiven,  son- 
dern vom  Vater  auf  den  Sohn  übertragbaren,  erblichen  Monarchie 
beigetragen.  Der  Wunsch,  die  in  der  Gesellschaftsordnung  ein- 
genommene Stellung  der  Familie  zu  erhalten,  ist  von  solcher 
Heftigkeit  gewesen,  daß,  wie  Gaetano  Mosca  mit  Recht  bemerkt, 
wenn  die  Mitglieder  der  herrschenden  Klasse  keine  leiblichen 
Söhne  besaßen,  wie  das  bei  den  hohen  Prälaten  der  römisch- 
katholischen  Kirche  der  Fall  war,  mit  spontaner,  dynamischer 
Gewalt  der  Nepotismus  cnstand 10),  als  eine  weiter  entwickelte 

,ü)  Gaetano  Mosca:  >11  Principio  Aristocratico  e il  Democratico  nel  Passato 
c ncll’  Avvenire«.  Discorso  Innuyurale.  Torino  1903.  Stamp.  Paravia.  p.  22. 
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Form  des  Selbsterhaltungstriebes  der  herrschenden  Klasse. 

Auf  diese  Weise  führt  sich  auch  in  Staatswesen , in 
denen  sie  staatsrechtlich  und  prinzipiell  ausgeschlossen  erscheint, 
ganz  automatisch  die  Aristokratie  ein.  Die  Nordamerikaner,  Demo- 
kraten, die  unter  einem  republikanischen  Regime  leben  und  bei 
denen  keinerlei  Adelstitel  existieren,  sind  dennoch  weit  davon 
entfernt,  zugleich  mit  der  englischen  Krone  sich  auch  der  Ari- 
stokratie entledigt  zu  haben.  Heutzutage  bilden  die  alten  Fa- 
milien holländischen  Ursprungs  und  mit  holländischem  Namen 
im  Staate  New-York  eine  unbestreitbare  aristokratische  Schicht, 
eine  Art  Patriziat  ohne  äußerliche  patrizische  Attribute,  und  auch 
die  Aristokratie  der  Milliardäre,  der  Eisenbahn-,  Petroleum-, 
Schweinefleisch-  u.  s.  w.  Könige  ist  eine  Tatsache,  die  keine 
Zweifel  mehr  zuläßt. 

Dieses  Phänomen  ist  keineswegs  bloß  die  Wirkung  erst  in 
jüngerer  Zeit  liegender  Ursachen,  etwa  der  Kapitalkonzentration 
mit  ihrer  Akkumulation  an  gesellschaftlicher  Macht  und  ihren 
kliquenbildenden  Einflüssen,  sowie  der  allmählich  stattgehabten 
Versöhnung  des  alten  strengen  republikanischen  Geistes  mit  alt- 
europäischen Begriffen,  europäischen  Vorurteilen  und  europäischem 
Ehrgeiz.  Selbst  zu  den  Zeiten,  in  denen  die  junge  Demokratie 
und  Freiheit  Amerikas  eben  erst  durch  das  Blut  seiner  Bürger 
besiegelt  war,  hielt  es,  dem  Bericht  Alexis  de  Tocqucvilles  zu- 
folge, schwer,  auch  nur  einen  einzigen  Amerikaner  zu  finden, 
der  sich  nicht  mit  eitlem  Gerede  gerühmt  hätte,  einer  der  ersten 
Familien  anzugehören,  die  den  Boden  Amerikas  kolonisier- 
ten"). So  sehr  war  das  »aristokratische  Vorurteil«  in  diesen 
Urrepublikanern  lebendig.  Im  modernen  Deutschland  sind  wir 
in  den  letzten  vierzig  Jahren  Augenzeugen  eines  mit  ungeheurer 
Schnelligkeit  vor  sich  gehenden  Prozesses  der  Aufsaugung  der  jungen 
industriellen  Bourgeoisie  durch  die  alte  Aristokratie  der  Geburt 1S). 
Das  deutsche  Bürgertum  feudalisiert.  Hier  hat  die  Emanzi- 
pation der  Koture  nur  das  Resultat  gehabt,  ihren  ursprünglichen 
gesellschaftlichen  Gegner,  den  Adel,  zu  stärken,  indem  sie  ihm 
neues  Blut  und  neue  ökonomische  Kräfte  zuführte.  Die  Reich- 

**)  Alexis  de  Tocqueville:  »Voyage  en  Amcrique«.  loco  eil.  Vol.  II, 
Part.  II,  p.  15. 

**)  Vgl.  die  ausgezeichneten  Beweise,  mit  denen  sich  diese  These  stützen 
läßt,  hei  Werner  Sombart:  »Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  XIX.  Jahr- 
hundert«. Berlin  1903.  Bondi.  p.  545  ff. 
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gewordenen  kennen  keinen  höheren  Ehrgeiz,  als  sich  mög- 
lichst unverzüglich  mit  den  Reichen  zu  verschmelzen  '*),  um 
aus  dieser  Verschmelzung  eine  Art  von  legitimem  Anrecht  auf 
ihre  — nicht  so  sehr  erworbene  als  vielmehr  vermeintlich  er- 
erbte — Zugehörigkeit  zur  politischen  Klasse  herzuleiten.  Auf  diese 
Weise  sehen  wir,  wie  das  Prinzip  der  ( wenn  auch  nur  fiktiven)  Erb- 
schaft in  hervorragendem  Grade  den  Prozeß  des  sozialen  training, 
der  Eingewöhnung  der  jung  emporkommenden  Kräfte  in  die  alte 
Umwelt  der  politisch  herrschenden  Klassen,  beschleunigt. 

Aber  ein  noch  mächtigerer  Damm  wird  der  praktischen  Durch- 
führung der  Demokratie  durch  die  Machtmittel  des  seiner  Natur 
nach  auf  Oligarchie  gegründeten  Staates  entgegengesetzt. 

B.  Die  Indifferenz  und  politische  Geichgültig- 
keit der  Mehrheit  und  ihr  Eührungsbedürfnis. 

Ein  tüchtiger  (wenn  auch  viel  verkannter)  französischer  Dra- 
mendichter, der  sich  in  seinen  Mußestunden  auch  mit  der  pro- 
saischen Erörterung  ernster  sozialer  Fragen  beschäftigte,  Ale- 
xandre Dumas  fils,  hat  einmal  bemerkt,  daß  jeder  menschliche 
Fortschritt  in  seiner  Entstehungsperiode  neunundneunzig  Prozent 
der  Menschheit  zu  Gegnern  hat.  Mais  c’est  sans  aucunc  impor- 
tance,  fuhr  er  fort,  puisque  ce  centiöme,  auquel  nous  appar- 
tenons,  depuis  le  commencement  du  monde  a fait  faire  aux  quatre- 
vingt-dix-neuf  autres  toutes  les  reformes  dont  ils  se  trouvent  trös 
bien  aujourdhui  tout  cn  Protestant  contre  celles  qui  restent  ä faire. 
An  anderer  Stelle  setzt  Dumas  diesem  Axiom  die  weitere  Be- 
merkung hinzu,  daß  les  majorites  ne  sont  que  la  preuve  de  ce 
qui  est,  während  les  minorites  sont  souvent  le  germe  de  ce  qui 


**)  Wir  fanden  diese  ausdrucksvollen  Termini  bei  Giacomo  M o n t a 1 1 o, 
der  uns  berichtet,  daß  in  seiner  Heimatstadt  Trapani  (Sizilien)  die  besitzenden 
Klassen  bis  1895  *n  2 feindliche  Lager  gespalten  waren,  von  denen  das  eine,  das 
aus  dein  Adel  und  dein  Großgrundbesitz  gebildet  war,  als  die  Ricchi  (die  Reichen), 
das  andere,  das  aus  den  Kaufleuten,  den  Uebernchmern  öflfcntlicher  Arbeiten  u.  s.  w. 
bestand,  als  das  der  Arricchiti  (der  Reichgewordenen)  bezeichnet  wurde.  (Gia- 
como M o n t a 1 1 o : »La  <c)uestione  Sociale  e il  I’artito  Socialist a.«  Milano 
1895.  Societä  Editricc  Lornbarda.  p.  81.)  Liie  Bezeichnung  des  Adels  als  die 
Reichen  ist  übrigens  ein  glänzender  Beitrag  zur  These  Sombarts  von  der  psycho- 
logisch-sozialen »Selbstverständlichkeit  und  qualitativen  Färbung  des  Reichtums« 
im  Adel  (s.  So  in  hart,  loco  cit.,  p.  542). 
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sera  ,4). 

Fis  wäre  keine  Uebertreibung,  die  Behauptung  aufzustellen, 
daß  die  Zahl  der  mit  staatsbürgerlichen  Rechten  versehenen 
Männer,  in  denen  ein  ausgesprochenes  Interesse  am  Gemein- 
wohl wach  ist,  eine  geringe  Höhe  erreicht.  Bei  der  Mehrzahl  ist 
der  Sinn  für  die  inneren  Zusammenhänge  zwischen  dem  Wohl 
des  Einzelnen  und  der  Macht  des  Staates  nicht  stark  ausge- 
bildet. Die  meisten  erkennen  nicht  den  Einfluß  und  die  Rück- 
wirkung, welche  die  Angelegenheiten  jenes  Gebildes,  das  man 
Staat  nennt,  auf  ihre  eigenen  privaten  Angelegenheiten,  ihr  Wohl- 
ergehen und  ihr  Leben  ausiiben  können,  und  sie  halten  es,  wie 
Tocqueville  geistreich  bemerkte,  für  bedeutend  wichtiger,  dar- 
über nachzudenken,  »s’il  faut  faire  passer  un  chcmin  au  bout  de 
leur  domaine«  16),  als  sich  für  die  gesamte  öffentliche  Verwaltung 
und  die  allgemeinen  Gesichtspunkte,  von  welchen  aus  sie  ge- 
handhabt  wird,  zu  interessieren.  Die  Mehrzahl  ruft  mit  Stirner 
dem  Staate  zu:  »Geh  mir  aus  der  Sonne!«  Stirner  macht  sich 
in  ironischer  Weise  über  alle  diejenigen  lustig,  die,  mit  Kant, 
glauben,  daß  man  den  Menschen  die  »heilige  Pflicht«  klar  machen 
müsse,  sich  mit  dem  Staate  zu  beschäftigen.  »Mögen  doch  die- 
jenigen, welche  die  Zustände  aus  eigenem  Interesse  anders  haben 
wollen,  sich  damit  beschäftigen.  Die  »heilige  Pflicht«  wird  nun 
und  nimmermehr  die  Leute  dazu  bringen,  über  den  Staat  nach- 
zudenken, so  wenig  als  sie  aus  »heiliger  Pflicht«  Jünger  der 
Wissenschaft,  Künstler  u.  s.  w.  werden.  Der  Egoismus  allein 
kann  sie  dazu  antreiben,  und  er  wird  es,  sobald  es  viel  schlechter 
geworden  ist«  I6). 

Die  Mehrzahl  ist  froh,  wenn  sich  Männer  finden,  welche  be- 
reit sind,  die  Geschäfte  für  sie  zu  besorgen.  Das  P'ührungsbe- 
dürfnis,  meist  verbunden  mit  einem  regen  Heroenkultus,  ist  in 
denMassen,  auch  in  den  organisierten  Massen  der  Arbeiterparteien'7), 

,4)  Alexandre  Dumas  fils:  »Les  Femrncs  qui  tuent  et  les  femmes  qui  vo- 
tent«.  7.  Edit.  Paris  1880.  Calman  L^vy.  p.  54  u.  214. 

,s)  Alexis  de  Tocqueville:  »La  Democratie  en  Amerique«,  II.  Teil, 
Bd.  I.  Paris  1840.  Ch.  Gosselin.  p.  167. 

*•)  Max  Stirner  (Kaspar  Schmidt):  »Der  Einzige  und  sein  Eigentum.« 
Leipzig  1892.  Reclam.  p.  272. 

l1)  Sehr  mit  Recht  sagt  Gustav  Mayer:  »So  laut  die  deutsche  Sozial- 
demokratie seither  mit  dem  Hammer  philosophierte,  so  gründlich  ihre  Geschichts- 
philosophic  sich  mühte,  den  oft  bestimmenden  Einfluß  großer  Persönlichkeiten  ab- 

6* 
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grenzenlos.  Der  allgemeine  Misoneismus,  an  dem  schon  von 
jeher  alle  ernsten  Reformen  gescheitert  sind,  und  der  durch  die 
weitverzweigte  Arbeitsteilung  des  heutigen  Kulturlebens  sowie 
durch  die  immer  größer  werdende  Unübersichtlichkeit  des  poli- 
tisch-staatlichen Geschäftes  mit  seinem  komplizierten  Mechanis- 
mus heute  eher  in  der  Zunahme  als  in  der  Abnahme  begriffen 
ist,  sowie  endlich,  insbesondere  bei  den  Volksparteien,  die  unüber- 
brückbaren Unterschiede  in  der  formalen  Bildung  der  einzelnen 
Komponenten  geben  dem  Führungsbedürfnis  der  Massen  eine 
immer  anwachsende  dynamische  Tendenz. 

2.  Die  Entwicklung  der  staatlichen  Bureaukratie  als  ein  Mittel 
der  Selbstverteidigung  der  politischen  Klasse. 

Die  Bureaukratie,  deren  die  Organisation  des  Staates  bedarf, 
ist  ein  mächtiger  Koeffizient,  um  der  politisch  herrschenden  Klasse 
die  Weiterherrschaft  zu  sichern  und  sie  am  Ruder  zu  erhalten. 

Der  Selbsterhaltungstrieb  zwingt  den  modernen  Staat  dazu, 
die  größtmögliche  Zahl  Interessierter  um  sich  zu  gruppieren  und 
an  sich  zu  fesseln.  Dieses  Bedürfnis  des  Staatsorganismus  wächst 
in  demselben  Maße,  als  sich  in  der  Menge  die  Ueberzeugung  von 
der  Lückenhaftigkeit,  ja,  Unzweckmäßigkeit  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnung, kurz,  was  man  behördlicherseits  als  die  Unzu- 
friedenheit zu  bezeichnen  pflegt,  mehrt.  Der  Notwendigkeit,  sich 
ein  Maximum  von  Verteidigern  zu  verschaffen,  kommt  der  Staat 
am  besten  entgegen,  wenn  er  sich  eine  zahlreiche,  direkt  von 
sich  abhängige  Beamtenkaste  hcranzieht.  Dem  kommen  die  Ten- 
denzen der  heutigen  Volkswirtschaft  vollauf  entgegen.  Auf  der 
einen  Seite,  der  des  Staates,  ist  ein  enormes  Angebot  an  Be- 
amtenstellen vorhanden  ; auf  der  anderen  Seite,  der  der  Staats- 
angehörigen, eine  noch  größere  Nachfrage,  erklärlich  aus  der 
immer  größer  werdenden  Unsicherheit,  in  der  sich  seit  der  Bildung 
des  großen,  expropriatorischen  Kapitalismus  und  dem  organi- 

zuschwhchen,  ihre  eigene  Anhängerschaft  hat  von  Anfang  an  solchen  Theorien  nicht 
zu  Liebe  gelebt.  Stets  haben  die  Massen  auf  die  Worte  ihrer  Meister  geschworen, 
von  den  sechziger  Jahren  bis  zur  Gegenwart,  und,  wenn  inan  dem  deutschen  Volke 
überhaupt  eine  übertriebene  Autoritätsgläubigkeit  vorgeworfen  hat,  so  gebührt  der 
Arbeiterbewegung,  auch  nachdem  sic  das  internationale  Gewand  überzog,  ihr  gut 
gemessener  Anteil  daran.«  (Gustav  Mayer:  »Die  Lösung  der  deutschen  Krage 
im  Jahre  1866  und  die  Arbeiterbewegung«,  in  den  »Festgaben  für  Wilhelm  Lexis«. 
Jena  1907.  Fischer,  p.  227.) 
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sierten  Widerstand  der  Arbeiterklasse  — Bewegungen,  die,  wenn- 
schon wider  Willen,  alle  beide  gegen  die  Mittelklassen  konver- 
gieren — die  Angehörigen  der  mittleren  Gesellschaftsschichten 
(Kleinindustrielle,  Handwerksmeister,  Kleinkauflcute,  Bauern  u.s.w.) 
befinden.  Alle  diese  Leute,  die  sich  von  der  modernen  Oeko- 
nomie  in  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  schwer  bedroht  sehen, 
sind  bestrebt,  ihre  Söhne  möglichst  sicher  unterzubringen.  Dazu 
aber  scheint  ihnen  die  Staatskrippe  mit  dem  wichtigen  Recht  auf 
Pension,  das  sie  verleiht,  wie  geschaffen.  Die  übergroße  Nach- 
frage, die  nicht  befriedigt  werden  kann,  die  aus  diesen  Verhält- 
nissen entspringt,  bildet  übrigens,  wie  nebenbei  bemerkt  sei,  das 
sog.  intellektuelle  Proletariat.  Dieses  intellektuelle  Proletariat 
macht  eine  Masse  aus,  die  großen  numerischen  Veränderungen 
unterliegt.  Denn  von  Zeit  zu  Zeit  sieht  sich  der  Staat,  von  dem 
unablässig  wachsenden  Angebot  nahezu  bedroht,  gezwungen,  die 
Schleußen  seiner  bureaukratischen  Kanäle  zu  öffnen,  um  einige  neue 
Tausende  von  Postulanten  unterzubringen  und  aus  gefährlichen  Geg- 
nern zu  eifrigen  Beschützern  und  Verteidigern  zu  machen18).  Es  gibt 
2 Klassen  Intellektueller.  Die  eine  setzt  sich  aus  denen  zusammen, 
denen  es  geglückt  ist,  an  der  Staatskrippc  ein  Unterkommen  zu 
finden,  während  die  andere  aus  denen  besteht,  die,  um  mit  Sci- 
pio  Sighele  zu  reden,  die  Festung  belagert  haben,  ohne  daß  es 
ihnen  gelungen  wäre,  in  sie  einzudringen19).  Die  ersteren  sind  einer 
Schar  Sklaven  vergleichbar , die  immer  bereit  sind , den  Staat, 
ihren  Brotgeber,  um  welche  Fragen  es  sich  bei  dieser  Verteidi- 
gung immer  handeln  möge,  teils  aus  Klassenegoismus,  teils  aus 
persönlichem  Eigennutz  (der  Angst,  ihre  Stelle  zu  verlieren)  zu 
verteidigen.  Sic  sind  deshalb  unzweifelhaft  als  die  •treuesten  Staats- 
stützen«  zu  betrachten.  Die  anderen  hingegen  sind  die  geschwo- 
renen Feinde  des  Staates ; sie  sind  die  ewig  unruhigen  Geister,  die 
die  bürgerliche  Opposition  führen  und  zum  Teil  auch  die  Führer- 
schaft der  revolutionären  Parteien  des  Proletariats  übernehmen. 

Die  staatliche  Beamtenschaft  besitzt  die  generische  Tendenz, 
sich,  wenn  auch  in  immerhin  langsamerem  Tempo  als  die  unzu- 
friedenen Elemente  aus  den  Mittelklassen,  zu  vergrößern  und  zu 
erweitern.  So  kommt  es,  daß  sich  uns  die  Burcaukratie  in  der 

M)  Amilcare  P u v i a n i : »Teorin  della  Illusione  Finanziaria.«  Milano-Napoli- 
Palermo  1903.  R.  Sandron.  p.  258  ff. 

1#)  Scipio  Sighele:  »L’Intelligenza  della  Folla.«  Torino  1903.  Bocca. 
p.  160. 
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Regel  als  eine  Schraube  ohne  Ende  darstellt  und  daß  sie  mit  dem 
Gesamtwohl  immer  weniger  verträglich  wird.  Aber  ihre  Ma- 
schinerie hört  deshalb  nicht  weniger  auf,  eine  Notwendigkeit  zu 
sein.  Ihr  allein  ist  es  möglich,  den  Anforderungen  der  Gebildeten 
Genüge  zu  tun.  Sie  ist  ein  Mittel  der  Selbstverteidigung  des 
Staates,  oder , wie  es  Amilcare  Puviani , der  zu  früh  verstorbene 
Nationalökonom  an  der  Universität  Perugia,  dem  wir  eine  be- 
deutsame Schrift  über  diese  Materie  verdanken,  ausgedrückt  hat, 
das  notwendige  Produkt  des  Verteidigungsbedürfnisses  eines  auf 
schwacher  juristischer  Basis  ruhenden  Eigentumsrechtes,  verbun- 
den mit  dem  Aufleben  und  der  Auflehnung  des  öffentlichen  Ge- 
wissens. 

Der  Staat  usurpiert  und  akkumuliert,  unter  dem  Vorwände, 
damit  allgemeine  Interessen  zu  vertreten,  die  verschiedensten  Funk- 
tionen und  erweitert  dergestalt  ohne  Unterlaß,  darin  zum  Teil 
durch  die  Kurzsichtigkeit  der  Sozialisten,  die  ihren  Marx  ebenso 
oft  falsch  verstanden  haben  als  sie  sich  auf  ihn  berufen  und  in 
ihrem  staatssozialistischcn  Verlangen  den  Gegcnwartsstaat  gern 
mit  dem  Zukunftsstaat  verwechseln,  nach  Kräften  bestärkt,  seine 
Einflußsphäre.  Die  ungeheure  Masse  von  Macht  und  Reichtum, 
die  er  auf  diese  Weise  an  sich  gezogen  hat,  verteilt  er  dann  an 
seine  Getreuen  und  erweckt  so  den  Anschein,  als  ob  er  es  wäre, 
der  durch  seine  Gunstbezeugungen  und  seine  Großmut  einem 
großen  Teile  der  Gesellschaft  das  Brot  gäbe.  Die  Folge  davon 
ist,  daß  sich  der  Staat  — das  heißt  der  kleine  Gcsellschaftsaus- 
schnitt,  der  ihn  in  Händen  hält  — einen  ungemein  großen 
Prozentsatz  der  Gesellschaft  untertan  macht.  Dabei  ist  zu  be- 
merken, daß  er,  also  die  politische  Klasse,  ein  besonderes  Augen- 
merk darauf  richtet,  diejenigen  Staatsbürger  an  sich  zu  ziehen, 
die  durch  hervorragende  Geistesgaben  oder  andere  hervorragende 
Eigenschaften  in  der  einen  oder  der  anderen  Weise  hervortreten 
und  deshalb  gefährlich  werden  könnten.  Als  dementsprechend 
entstanden  ist  auch  — um  unsere  These  mit  einem  der  Ge- 
schichte der  Jetztzeit  entlehnten  Beispiel  zu  stützen  — das  enge 
Konnubium , das  die  jungdeutsche  Bourgeoisie  an  ihre  Regie- 
rung fesselt,  welche  doch  den  Ueberbau  der  Hegemonie  einer 
wirtschaftlich  bereits  der  Vergangenheit  angehürigen  Klasse,  die 
einer  längst  überwundenen,  vorbourgeoisen  Wirtschaftsepoche  ent- 
spricht, nämlich  der  Junkerklasse,  darstellt,  zu  verstehen.  Die 
deutsche  Regierung  hat  Mittel  und  Wege  gefunden,  diese  jungen 
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Kräfte  der  Nation  auf  das  Engste  sich  zu  verbinden.  Einmal 
durch  ein  ausgebreitetes  und  fein  verzweigtes  Titelwesen,  das 
sich  nicht  nur  auf  die  dem  Staate  eng  angegliedcrtcn  Ele- 
mente, die  Beamtenschaft,  sondern  selbst  auf  die  freien  Berufe,  die 
Aerzte  und  Rechtsanwälte,  ja  selbst  die  Herren  vom  Handel  und  der 
Industrie — der  »Geheime  Kommerzienrat«!  — erstreckt;  weiter, 
und  in  noch  charakteristischer  Weise,  etwa  mit  Ausnahme  von 
Oesterreich-Ungarn,  hierin  von  keinem  andern  Staat  der  Welt  nach- 
geahmt, durch  die  Einrichtung  des  Reserveoffiziertums,  die  einer 
Militarisierung  der  gesamten  Bourgeoisie  gleichkommt,  also  die 
denkbar  straffste  Form  der  Verkettung  von  dem  Staate  gegenüber 
ursprünglich  »freier«  Bürgerschichten  an  das  Staatswohl  im  eng- 
sten Sinne  darstellt*0).  Der  junge  deutsche  Bourgeois,  der  sich, 
teils  um  sich  den  Weg  zu  den  administrativen  und  richterlichen 
Karrieren  frei  zu  machen,  teils  um  in  der  allgemeinen  Achtung 
und  der  gesellschaftlichen  Stufenleiter  zu  steigen  — denn  der 
Kaufmann  gilt  in  diesem  noch  immer  agrarisch  beherrschten  Staate 
nur  dann  gesellschaftlich,  wenn  er  im  Nebenamt  Leutnant  ist!41)  — 
um  den  Reserveoffizier  bemüht  und  als  solcher  auch  in  wichtigen 
Funktionen  des  Privatlebens  — Politik,  Domäne  des  Ehrbegriffes 

*°)  Ich  habe  an  anderer  Stelle  angeführt,  in  welcher  Weise  das  stark  ausge- 
prägte Titehvesen  in  Deutschland  dazu  beiträgt,  das  deutsche  Bürgertum  eng  an 
den  Staat  und  den  ihn  zur  Zeit  noch  beherrschenden  Feudalstand  zu  binden.  (Vgl. 
meinen  Band:  »Proletariat©  e Borghesia  nel  Movimento  Socialista  Itaiiano.«  Torino 
1908.  Bocca,  p.  300 — 309.) 

**)  Die  Fälle,  in  denen  Reserveoffiziere  offiziell  vor  ein  Militärgericht  gestellt, 
gemaßregelt  und  bisweilen  sogar  ihrer  Offiziersqualität  verlustig  erklärt  wurden, 
weil  sie  in  ihrem  Zivilverhältnis  eine  Handlung  begangen  hatten,  die  zwar  nur 
einen  Ausfluß  ihrer  elementarsten  Bürgerrechte  darstellte,  aber  doch  nicht  im  aller- 
engsten  Interesse  der  Machthaber  lag  (wie  z.  B.,  weil  A.  auf  einer  Liste  zur  Unter- 
stützung streikender  oder  ausgesperrter  Arbeiter  einen  Beitrag  gezeichnet,  oder  B., 
ohne  übrigens  deshalb  auch  nur  entfernt  sozialdemokratische  Ansichten  zu  be- 
sitzen, in  einer  Stichwahl  seine  Stimme  lieber  für  den  sozialdemokratischen  als  für 
den  konservativen  Kandidaten  abgegeben,  oder  C.  seine  Kinder  nicht  taufen  ge- 
lassen hatte  u.  s.  w.),  sind  zahlreich  und  noch  in  aller  Gedächtnis;  sie  wären  noch 
zahlreicher,  wäre  die  deutsche  Bourgeoisie  nicht  so  militärfromm  als  sic  tatsächlich 
ist.  Aber  die  Militarisierung,  die  die  deutsche  Bourgeoisie  auf  die  Dauer  dem  Ab- 
solutismus zuführen  und  ihr  alle  politischen  Rechte  rauben  muß,  scheint  in  letzter 
Zeit  selbst  nicht  einmal  vor  dem  Volksvertretertum  Halt  zu  machen.  Die  Frank- 
furter Zeitung  berichtet,  daß  auf  den  nationalliberalen  Vizepräsidenten  des  Reichs- 
tages, Herrn  Paasche , »andauernd  ein  Druck  ausgeübt  wurde«,  um  ihn  zum 
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— den  Militärgesetzen  untersteht,  geht  des  beträchtlichsten  Teiles 
seines  Bürgerrechts  verlustig  und  wird  zum  Werkzeug  in  der  Hand 
der  alten  politischen  Klasse,  die  die  Gewalt  des  Staates  in  ihrem 
Besitz  hat*8). 

3 Die  oligarchischen  Tendenzen  in  der  antioligarchischen 

Bewegung. 

Zur  Beleuchtung  dieser  Tendenzen  bietet  das  innere  Wesen 
gerade  der  modernen  Arbeiterparteien  das  tauglichste  und  wirk- 
samste Beobachtungsfeld.  In  den  konservativen  Parteien  treten 
die  Tendenzen  zur  Oligarchie  mit  jener  selbstverständlichen  Un- 
verblümthcit  hervor,  die  dem  prinzipiell  oligarchischen  Charakter 
dieser  Parteien  entspricht.  Aber  auch  in  den  subversiven  Par- 
teien treten  dieselben  Erscheinungen  mit  derselben  Evidenz  zu 
Tage.  Nur  daß  die  Beobachtung  hier  entschieden  wertvoller 
ist,  weil  die  revolutionären  Parteien  ihrer  Willensrichtung  und 
ihrer  Entstehung  nach  die  Negation  dieser  Tendenzen  darstellen. 
Das  Auftreten  der  gleichen  Tendenzen  daselbst  ist  also  ein 
ganz  anders  triftiger  Beleg  für  das  immanente  Vorhandensein  oli- 
garchischer  Züge  in  jeder  menschlichen  Zweckorganisation.  Mit 
der  Feststellung  dieser  Tatsache  sind  wir  weit  davon  entfernt, 
gegen  irgend  jemand  einen  moralischen  Tadel,  etwa  den  der 
Hypokrisie,  verbinden,  irgend  jemanden  einen  »Vorwurf«  machen 
zu  wollen.  Wie  alle  soziologischen  Gesetze,  steht  auch  das  Ge- 

Widerruf  seiner  bekannten  Angriffe  auf  den  Kriegsminister  wegen  der  skandalösen 
Vorkommnisse  in  den  Garderegimentern  zu  veranlassen,  weil  »sonst  seine  Stellung 
als  Vizepräsident  des  Reichstages  unhaltbar  sei<.  Herr  Paasche  ist  nämlich  Rittmeister 
der  Landwehr  a.  D.  und  hat  bekanntlich  den  Widerruf  dieser  Tage  ira  Reichstag 
tatsächlich  geleistet.  Die  offizielle  nationalliberale  Parteikorrespondenz  schreibt 
nun  : »Die  Art  der  Erledigung  scheint  darauf  hinzudeuten,  daß  die  maßgebenden 
Stellen  im  Heere  einen  Gewissenszwang  nicht  scheuen,  der  von  jedem  unabhängi- 
gen, vornehm  denkenden  Manne  schwer  und  peinlich  empfunden  werden  muß  und 
mit  dem  Prinzip  der  völligen  Unabhängigkeit  der  Reichstagsabgeordneten  nicht  in 
Einklang  zu  bringen  ist.  Die  grundsätzliche  Klärung  jeden  solchen  Zw’eifels,  der 
eine  ungelöste  parlamentarische  Lebensfrage  darstellt,  erscheint  im 
Interesse  von  Reichstag  und  Regierung  dringend  geboten«.  (Abgedr.  i.  der  Volks- 
Stimme«,  Frankfurt  a.  M.,  XIX,  78.) 

a,j  Diese  Tendenz  erregte  zur  Zeit,  als  das  junge  deutsche  Bürgertum  dem 
Adel  und  der  historischen  Staatsgewalt  gegenüber  noch  von  rebellischem  Geiste 
erfüllt  war,  viele  Bitternis.  So  sagte  Ludwig  Börne  im  Jahr  1830:  »Wo 
ein  Talent  sich  durchgeschlagen  und  sich  Hochachtung  erbeutet,  da  schmieden  sic 
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setz,  das  den  immanenten  Hang  aller  menschlichen  Aggregate 
zur  Kliquen-  und  Subklassen-Bildung  ausspricht,  jenseits  von  Gut 
und  Böse. 

A.  Das  Abhebungsbedürfnis  in  der  Arbeiter- 
schaft. 

Auch  innerhalb  der  nichtführenden  Arbeitermassen  ist  das 
Abhebungsbedürfnis,  wenn  auch  dem  Auge  des  keine  Fühlung 
mit  jenen  Kreisen  habenden  weniger  merkbar,  stark  vorhanden. 
Die  »Arbeiterschaft«  ist  ebensowenig  eine  einzige  Masse  als 
die  »Bourgeoisie*.  Zwischen  dem  Buchdrucker  und  dem  Tag- 
löhner waltet  in  kultureller,  sozialer  und  wirtschaftlicher  Hinsicht 
ein  prononzierterer  Unterschied  ob  als  zwischen  dem  Buchdrucker 
und  etwa  einem  Kleinmeister.  Gerade  in  der  Gewerkschaftsbewe- 
gung tritt  die  Diskrepanz  zwischen  den  einzelnen  Arbeiterschichten 
deutlich  zu  Tage.  Wenn  wir  sehen,  daß  die  Politik  der  Buch- 
druckerverbände überall  (Deutschland,  Frankreich,  Italien)  eine 
von  der  Mittellinie  der  übrigen  Arbeiterverbände  und  der  sozia- 

es  an  die  Schulbank,  um  es  festzuhaltcn,  oder  sie  spannen  es  vor  die  Regierung, 
um  es  zu  zügeln.  Ist  die  Regierung  voll  und  kann  keiner  mehr  darin  untergebracht 
werden,  zieht  man  den  Schriftstellern  wenigstens  die  Stnatslivr<*e  an  und  gibt  ihnen 
Titel  und  Orden.  Oder  man  sperrt  sie  in  den  Adclshof,  nur  um  sie  von  der 
Volksstadt  zu  trennen.  Daher  gibt  cs  denn  auch  nirgends  mehr  llofräte  als  in 
Deutschland,  wo  sich  die  Höfe  am  wenigsten  raten  lassen.«  (L.  Hörne:  »Aus  meinem 
Tagebuche«.  Leipzig.  Reclam,  p.  37.)  Diese  Taktik  beschränkt  sich  aber  nicht  nur  auf 
ein  Staatswesen,  das  noch  von  feudalistischen  Anschauungen  durchtränkt  ist.  In  Staats- 
wesen, in  denen  die  Flutokratic  unumschränkt  gebietet,  wechselt  nur  der  Korruptor, 
nicht  die  Korruption.  Das  erfahren  wir  in  klaren  Worten  auch  von  einem  jungen  Ameri- 
kaner. Austin  Lewis:  »The  public  ownership  contingcnt  in  politics  being  compo- 
sed  of  the  middle  and  subjugated  dass  have  neither  the  political  ability  nor  the 
vital  cnergy  necessary  for  the  accomplishmcnt  of  the  task  which  they  have  under- 
taken.  The  brains  of  the  smaller  middle  dass  have  already  been  bought  by  the 
greater  capitalists.  Talent  employed  in  the  Service  of  the  chiefs  of  induslry  and 
ftnance  can  command  better  prices  than  can  be  obtained  fn  the  uncertain  struggle 
for  economic  Standing  which  members  of  the  middle  dass  have  to  wage.  The 
road  to  Professional  and  political  preferment  lies  through  the  preserves  of  the 
ruling  oligarchy  whose  wardens  allow  no  one  to  pass,  save  servants  in  livery. 
Every  material  ambition  of  youth  is  to  be  gratified  in  the  Service  of  the  oligarchy 
which  shows,  generallv,  an  astuleness  in  the  selection  of  talent  that  would  do 
credit  to  a bureaucrat  or  a Jesuit«.  (Austin  Lewis:  »The  Rise  of  American  Prole- 
tariat«. Chicago  1907.  Charles  II.  Kerr  and  Company,  p.  189/190.) 
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listischen  Parteien  abweichende,  und  zwar  nach  rechts  abweichende, 
opportunistischere,  transigentere  ist  — und  weiter  das  Verhalten 
der  Diamantarbeiter  in  Belgien  und  Holland,  das  die  gleichen 
unsozialistischen , unproletarischen  und  eigenbrödlerischen  Züge 
trägt,  betrachten,  so  müssen  wir  zugeben,  daß  die  Aristokraten, 
d.  h.  die  besser  bezahlten,  der  Bourgeoisie  näher  stehenden  Ele- 
mente in  der  Arbeiterschaft  die  Tendenz  aufweisen,  sich  abzusondern 
und  ihre  eigenen  Wege  zu  gehen.  Das  tritt  noch  schärfer  her- 
vor, wenn  es  sich  um  die  größeren  Gruppen  handelt. 

Der  Unterschied  zwischen  den  skilled  und  den  unskillcd  ist 
ursprünglich  ökonomischer  Natur.  Aber  aus  diesem  ökonomischen 
Unterschied  wird  ein  Klassenunterschied.  Die  gelernten,  besser 
entlohnten  Arbeiter  sondern  sich  auch  sozial  von  den  ungelernten, 
schlechter  entlohnten  Arbeitern  ab.  Oft  entsprechen  jene  den 
gewerkschaftlich  Organisierten  und  diese  den  Arbeitswilligen,  deren 
erbitterte  sozial-ökonomische  Kämpfe  eines  der  interessantesten 
Phänomene  der  neueren  Sozialgcschichte  darstellen.  Diese  Kämpfe, 
die  der  Physiologe  Angelo  Mosso**)  als  Ergomachic,  Kämpfe  um 
den  Eutterplatz,  bezeichnet,  werden  mit  aller  nur  erdenklichen 
Bitterkeit  geführt.  Die  Organisierten  verlangen  von  den  Unorga- 
nisierten strengste  Solidarität  und  leugnen  für  alle  die  Fälle,  in 
denen  sie  sich  in  akutem  Streit  mit  dem  Unternehmertum  be- 
finden, das  Recht  auf  Arbeit.  Sie  belegen  jene  auch  mit  Schimpf- 
namen, die  sich  beinah  Bürgerrecht  in  der  Wissenschaft  errungen 
haben;  in  Deutschland  Streikbrecher,  in  Italien  krumiri,  in  Eng- 
land blacklegs,  in  Amerika  skabs,  in  Frankreich  jaunes  oder  auch 
bedouins,  in  Holland  onderkruipers  usw'.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten, 
daß  die  große  Mehrzahl  der  Vorwürfe,  die  den  Arbeitswilligen  von 
seiten  der  Organisierten  gemacht  werden,  berechtigt  sind.  Aber 
andererseits  ist  auch  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Ergomachie  im 
Grunde  nur  in  einem  Kampf  der  bcsscrentlohntcn  unter  den  Ar- 
beitern mit  den  ärmsten  und  elendesten  Schichten  der  Arbeiter- 
schaft besteht,  die  dem  Lohnkampf  mit  dem  Unternehmertum 
auch  wirtschaftlich  nicht  gewachsen  sind  und  deren  Löhne  auch 
dort  noch  hoch  erscheinen,  wo  sie  von  den  Organisierten  und 
Streikenden  als  Hungerlöhne  verschrieen  werden. 

Aber  die  besserstehenden  unter  den  Arbeitern  haben  nicht 
nur  die  natürliche  Tendenz,  die  schlechter  entlohnten  unter  ihren 

*a)  Angelo  Mosso:  »Vita  Modcma  degli  Italiani«.  Milano  1906.  III.  Mig- 
liaio.  Frat.  Treves,  Edit.  p.  178. 
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Klassengenossen,  die  ihrem  wirtschaftlichen  Aufschwung  durch  die 
Geringheit  ihrer  Ansprüche  gefährlich  werden  können , mit  allen 
Mitteln  zu  bekämpfen  — und  diese  Mittel  gehen,  wie  bei  auf 
einer  Verschiedenheit  von  wirtschaftlichen  Interessen  beruhenden 
Antagonismen  stets,  über  die  Ethik  zur  Tagesordnung  über  — , 
sondern  auch,  sich  von  ihnen  hermetisch  abzuschließen.  Oft  selbst 
dann,  wenn  die  Unorganisierten  garnichts  Besseres  verlangen,  als 
sich  ihnen  anschlicßen  zu  dürfen,  ln  fast  allen  angelsächsischen 
Gewerkschaften  macht  sich  der  Zug  zum  Korporativismus,  zur  Bil- 
dung von  ausgesprochenen  Arbeiteraristokratieen,  bemerkbar24). 
Die  Gewerkschaften  machen  keine  Propaganda,  fordern  nicht  mehr 
zum  Beitritt  auf,  sondern  umgeben  sich  umgekehrt  mit  einem 
eisernen  Stacheldraht  der  Unnahbarkeit  und  erschweren  durch  die 
Einführung  von  hohen  Eintrittsgebühren  und  andere  Mittel  (z.  B. 
Verlangen  des  Nachweises  einer  fachgewerblichen  Lehrzeit)  be- 
wußtermaßen und  zum  ausgesprochenen  Zweck  der  Erwerbung 
von  Privilegien  zum  Schaden  der  übrigen  Arbeiterschaft  desselben 
Berufszweiges  ihr  eigenes  Wachstum.  Denselben  Motiven  ent- 
springen auch  die  von  gleichem  Geiste  getragenen  Versuche 
insbesondere  der  amerikanischen  und  australischen  Arbeiter,  aus- 
ländische Arbeitskraft  auf  gesetzlichem  Wege,  durch  Einwanderungs- 
verbote usw.  vom  Lande  fernzuhalten.  Hier  treiben  die  Gewerk- 
schaften eine  offene  .patriotische«  Politik  und  üben  auf  die  Regierung 
ihres  Landes  zu  jenem  Zweck  einen  Druck  aus,  der  oft  bis  nahe  an 
die  Grenze  der  Kriegserklärung  an  das  Arbeiter  importierende  an- 
dere Land  führt.  Selbst  in  Europa  ist  die  Ring-  und  Kliquenbildung 
— die  Tendenz  zur  Oligarchie  — wenn  ihr  auch  durch  den  Geist 
des  Sozialismus  und  durch  von  der  Theorie  stark  beeinflußte  Prak- 
tiker vielfach  entgegengetreten  wird,  lebendiger  denn  je.  Jene 
Arbeiter  im  Arsenal  von  Neapel , die  kürzlich  die  Forderung  an 
die  Regierung  stellten,  daß  »beim  Ersatz  mindestens  ein  Drittel 
der  neueinzustellenden  Arbeiter  den  Familien  der  heute  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  also  im  Beruf  des  Vaters  aufgezogenen  Ele- 
menten entnommen  werden«  sollten35),  sind  keineswegs  so  welt- 
fremde und  zurückgebliebene  Leute,  als  man  auf  den  ersten  Blick 
annehmen  möchte. 


’*)  Vgl.  unter  anderen  D.  De  Leon:  «The  Burning  QueMion  of  Trades 
Unioni.sm.«  New-York  1904. 

**)  Angclo  Mosto:  »Vila  Modema  degli  Italiani«,  loco  cit.  p.  19*- 
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B.  Der  »Effet  de  Mirage«  des  Vertretertums. 

a.  Historisches. 

Nicht  die  von  vielen  Gelehrten,  neuerdings  wieder  von  Mosca 
hervorgehobene  Passivität  der  Mehrheit,  und  der  Vererbung 
allein  scheint  das  Dominium  der  Minderheit  zu  stützen.  Die 
enge  Abhängigkeit  der  Mehrheit  von  einer  organisierten 
Minderheit  ist  durch  die  Einführung  demokratischer  Formen  in 
das  moderne  staatsrechtliche  Kulturleben  der  Völker  in  keiner 
Weise  beseitigt  worden.  Wir  sprechen  hier  vom  System  des 
Parlamentarismus. 

Auch  diese  Erscheinung  wird  von  der  konservativ  gerichteten 
Gelehrtenschule  in  das  richtige  Eicht  gerückt.  Mosca  spricht  von 
der  falsitä  della  leggenda  Parlamentäre.  Er  sagt,  daß  der  Begriff  der 
Volksvertretung  als  der  einer  freien  und  freiwilligen  Uebertragung 
der  Souveränität  von  den  Wählern  (Mehrheit)  auf  eine  Anzahl  von 
Gewählten  (Minderheit),  auf  der  ganz  unvernünftigen  Voraus- 
setzung beruhe,  daß  die  Minderheit  an  den  Willen  der  Mehrheit 
mit  starken  Banden  gebunden  sei**).  Sicher  ist  gerade  diese  Seite 
der  Moscaschen  Theorie  der  Demokratie  nicht  originell.  Als  ihr 
Stammvater  ist  Jean  Jacques  Rousseau  zu  betrachten,  der  die 
Volksherrschaft  als  l'cxcrcice  de  la  volonte  generale  definierte  und 
daraus  den  logischen  Schluß  zog:  eile  ne  peut  jamais  s'aliener,  et  le 
souverain  qui  n’est  qu’un  £tre  collectif,  ne  peut  etre  represente 
que  par  lui-mümc.  Also:  ä 1 'instant  qu'un  Peuple  se  donne  des 
Representants,  il  n’est  plus  libre,  il  n'cst  plus27).  So  sehr  diese 
Theorie  von  den  Anhängern  des  Genfer  Philosophen  in  den 
wirren  Jahren  des  Terrorismus  praktisch  in  ihr  Gegenteil  verzerrt 
wurde,  theoretisch  wurde  sie  ganz  allgemein  als  unumstößlich  an- 
erkannt. Selbst  Robespierre  huldigte  ihr,  in  spitzfindigen  Unterschei- 
dungen zwischen  dem  mandataire  du  Peuple  — ä qui  le  Peuple 
a donne  la  premierc  puissance  — und  dem  representant  du  Peuple, 
der  keine  Existenzberechtigung  habe,  »parceque  la  volontü  ne 
peut  se  representer«. 

Die  Erfahrungen,  die  der  aufmerksame  Beobachter  in  den 
ersten  Versuchen,  die  mit  dem  Vertretersystem  angcstellt  wurden, 

M)  Vgl.  Gaetano  Mosca:  »Questioni  l’ratiche  di  Diritto  Costituzionali«. 
Torino  1898.  Krat-Bocca.  p.  Sl  (T.,  und  Gnet.  Mosca:  »La  Teoria  dei  Govemi«, 
loco  eil.  p.  1 20  ff. 

*’)  J.-J.  Rousseau:  >Le  Contrat  Social«.  6.  Edit.  l’aris  1871.  Libr.  de 
la  llibliolheipie  Nationale,  p.  40  ff. 
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machen  konnte,  trugen  dazu  bei,  auch  die  Theorie  von  den  Gren- 
zen der  Demokratie  zu  vertiefen.  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts sehen  wir  sie,  wesentlich  ergänzt,  ihren  Anspruch  auf 
allgemeine  Gültigkeit  aufrechterhalten  und  als  Ausfluß  empi- 
rischer Psychologie  bestimmte  Normen  und  Satzungen  aufstellen. 
Carlo  Pisacane,  der  zu  früh  vergessene  Theoretiker  der  nationalen 
und  sozialen  Revolution  in  Italien,  hat  in  seinem  Saggio  sulla 
Rivoluzione  auseinandergesetzt,  wie  die  Männer,  in  deren  Hände 
die  höchste  politische  Macht  gelegt  wird,  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Menschen  notwendigerweise  den  Leidenschaften  und  deren  phy- 
sischen und  psychischen  Unvollkommenheiten  unterliegen  müßten, 
und  daß  deshalb  die  Richtung  und  die  Entschlüsse  ihrer  Regierung 
sich  in  einem  natürlichen  Widerspruch  mit  der  Richtung  und  den 
Entschlüssen  der  Masse,  welche  die  Durchschnittsmeinung  aller  Indi- 
vidualmeinungen vertritt  und  deshalb  von  jenen  Einflüssen  frei  blei- 
ben müsse,  befände.  Von  einer  Regierung  behaupten  zu  wollen, 
sie  stelle  die  öffentliche  Meinung  und  den  Willen  der  Nation  dar, 
heißt  deshalb  einfach  partem  pro  toto  setzen*8):  La  Delegazione 
e un  assurdo.  Victor  Considerant,  der  derselben  Zeit  und  einer 
ähnlichen  Richtung  angehörte  wie  Cafiero,  folgte  ebenfalls  den 
Spuren  Röusseaus. : »Si  le  peuple  delögue  sa  souverainett*,  il 
l’abdiquc.  Le  peuple  ne  se  gou verne  plus  lui-möme,  on  le 
gouverne  . . . . Peuple,  dölegue  donc  ta  souverainete!  Cela  fait, 
je  te  garantis,  ä ta  souverainetö  le  sort  inverse  de  celui  de 
Saturne ; ta  souverainete  sera  devoree  par  ia  Delegation,  ta  Alle  2!*). 
Considerant  bekämpfte  die  Theorie  der  vom  Vertretersystem  ver- 
meintlich gewährleisteten  Volkssouveränität  von  Grund  aus  auf 
das  Aeußerste.  Auch  wenn  man  zugeben  wolle,  daß  in  der  Ab- 
straktion, in  der  Theorie,  der  Parlamentarismus  wirklich  mit  der 
Herrschaft  der  Masse  identisch  sei,  so  werde  er  sich  in  der 
Praxis  doch  stets  in  einen  fortwährenden  Betrug  der  herrschenden 
Klasse  verwandeln.  Zwischen  der  Monarchie  und  der  Demo- 
kratie, die  beide  ihre  Wurzel  im  Vertretersystem  haben  , bestehe 
höchstens  ein  bedeutungsloser  Unterschied  im  Tempo,  aber  keiner 
in  der  Substanz.  Das  souveräne  Volk  wähle  sich  statt  eines 
Königs  eine  ganze  Kategorie  von  kleinen  Königen,  und  unfähig, 

**)  Carlo  Pisacane:  »Saggio  sulla  Rivoluzione«,  con  prefazione  di  Napo- 
leone  Colajanni.  Bologna  1894.  Libr.  Treves  di  Pietro  Virano.  p.  12 1 — 125. 

**)  Victor  Considerant:  »La  Solution  ou  le  Gouvernement  direct  du 
Peuple«.  Paris  1850.  Libr.  Phalanstcriennc.  p.  13 — 15. 
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seine  Herrschaft  über  das  Staatswesen  frei  und  selbständig  aus- 
zuüben,  läßt  es  sich  willig  sein  Grundrecht  konfiszieren,  und  das 
einzige,  was  es  sich  vorbehält,  ist  das  »klimatherische  und  deri- 
sorische«  Recht,  sich  von  Zeit  zu  Zeit  neue  Herren  geben  zu 
dürfen*0).  Diese  Auffassung  vom  Vertretersystem  konnte  sich 
auf  die  psychologische  Beobachtung  Proudhons  stützen,  daß  die 
Volksvertreter,  sobald  sie  in  den  Besitz  der  Macht  gelangt  sind, 
sofort  ihre  Macht  zu  stärken  und  aufzubauen  beginnen,  ihre 
Stellung  unaufhörlich  mit  neuen  Schutzmaßregeln  umgeben  und 
sich  endlich  von  der  populären  Botmäßigkeit  endgültig  befreien. 
Das  sei  der  notwendige  Lauf  der  Entwicklung  jeder  vom  Volke 
ausgehenden,  sich  über  das  Volk  erhebenden  Macht81).  Diese 
Theorie  war  in  den  vierziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts 
ganz  gang  und  gäbe.  Insbesondere  die  demokratisch  gesinnten 
Sozialwissenschaftler  und  Politiker  Frankreichs  waren  von  ihr 
tief  durchdrungen.  Selbst  der  Vater  des  allgemeinen  und  gleichen 
Wahlrechts  in  Frankreich,  der  große  Demokrat  Ledru  Rollin, 
kam  damals  zu  der  Forderung,  Präsidenten  und  Parlament  abzu- 
schaffen  und  allein  die  Volksversammlung  als  legislativen  Faktor 
anzuerkennen,  mit  der  Begründung,  daß  das  Volk,  das  durch 
Feste,  Feiertage  und  Arbeitslosigkeit  so  viel  wertvolle  Zeit  im 
Jahre  verliere,  doch  mit  gutem  Grund  daran  denken  dürfe,  diese 
Zeit  nützlicher  anzuwenden  ä cimcnter  son  independance , sa 
grandeur  et  sa  prosperitö 8a).  Heute  bildet  diese  Theorie  den 
eisernen  Bestandteil  aller  diversen  Schulen  des  Anarchismus  und 
wird  häufig  in  beredter  und  scharfsinniger  Form  vertreten**). 
Selbst  Marx  und  die  Marxisten,  die  doch  den  Parlamentarismus 
theoretisch  als  eine  ihrer  Waffen,  praktisch  als  ihre  einzige  Waffe 
benutzen,  haben  nicht  umhin  gekonnt,  die  Gefahren  jeder  Ver- 
treterschaft, auch  wenn  sie  aus  dem  allgemeinen  Wahlrecht  her- 

*°)  Idem  p.  II  — 12. 

*')  Siche  hierüber  P.  J.  Proudhon:  »I.es  Confessions  d'un  Rüvolution- 
naire«.  Pour  servir  & la  Revolution  de  Kevrier.  Ed.  Nouvelle.  Paris  1868.  Ver- 
boeckhoven.  p.  286. 

**)  A.  A.  Lcdru-Rollin:  »Plus  de  President,  plus  de  Repräsentant!« 
2.  Edit.  Paris  1851.  La  Voix  du  l’roscril.  p.  7. 

**)  Z.  B.  von  Enrico  Malatesta  in  den  zwei  Broschüren:  »L'Anarchia« 
(6.  Ediz.  Roma  1907,  Casa  Ed.  Pensiero)  und:  »La  Politica  Parlamentäre  nel  Movi- 
mento Socialista«  (Torino  1903.  L' Allarme),  sowie  von  Ferdinand  Du  me  In  Nicu- 
wenhuis:  »Ilet  Parlamentarisme  in  zijn  Wezcn  en  Tocpassing«.  Amsterdam 
1906.  W.  Sligting.  149  pp. 
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vorgeht,  gelegentlich  anzuerkennen  33*). 

Inzwischen  gestattet  uns  die  wachsende  geschichtliche  Er- 
fahrung und  die  immer  steigende  Anteilnahme  der  Bevölkerung, 
insbesondere  der  Arbeiterklassen,  an  den  Wahlen  zu  den  ver- 
schiedenen öffentlichen  Körperschaften,  die  Theorie  an  der  1 land 
eines  an  Tatsachen  überreichen  Materials  zu  prüfen. 

Ks  entsteht  die  Frage:  sind  die  Abgeordneten,  nach  Lage 
ihrer  politischen  Rechte  und  der  Entstehung  ihrer  Mandatserwer- 
bung überhaupt  in  der  Lage,  das  Volk  »vertreten«  zu  können? 

Wie  die  Volksvertreter  die  Wählermassen,  so  hat  der  engere 
Kreis  der  Oligarchie,  die  Regierung,  ihrerseits  die  Volksvertreter 
zumeist,  in  der  einen  oder  in  der  anderen  Weise  in  ihrer  Gewalt. 

b.  Praktisch-Politisches. 

Das  erhellt,  bei  Staaten,  in  denen  das  Gefühl  für  die  Würde- 
losigkeit, die  im  oligarchischen  System  liegt,  schwach  entwickelt 
ist,  wie  in  Deutschland,  ohne  weiteres.  Zwar  gewährt  hier  die 
Reichsverfassnng  der  Volksvertretungskörperschaft,  dem  Parlament, 
bestimmte,  leidlich  scharf  umrissene  Rechte.  Die  Regierung 
(Bundesrat)  kann  zwar  jedem  Beschluß  des  Reichstags  ihr  Veto 
entgegenstellen,  und  auf  diese  Weise  verhindern,  daß  er  Rechts- 
kraft erhält,  aber  andererseits  ist  die  Regierung  selbst  — der  Ver- 
fassung gemäß  — in  vielen  — nicht  allen  — wichtigen  Fragen,  oft 
allerdings  erst,  wie  in  der  äußeren  Politik,  bei  der  Kriegserklärung 
u.s.w.,  nach  tatsächlich  bereits  geschehenem  Schritt,  also  sozusagen 
post  festum,  an  die  Einwilligung  der  parlamentarischen  Majorität 
gebunden.  Nur  liegen  faktisch  die  Stärkeverhältnisse  so,  daß, 
während  auch  die  geringfügigste  Ueberschreitung  seiner  Befug- 
nisse seitens  des  Parlaments  heute  als  völlig  ausgeschlossen  gelten 
kann,  die  Volksvertretung  gegen  Vcrfassungsverletzungen  der  Re- 
gierung hingegen  gänzlich  machtlos  ist.  Das  hat  seinen  Grund 
nicht  allein  in  der  weitgehenden  Gefügigkeit  der  bürgerlichen 
Parteien  im  Reichstag,  sondern  in  der  geistigen  Verfassung  der 
Massen  und  in  den  realen  Machtverhältnissen  der  einzelnen  Be- 
standteile der  konstitutionellen  Gewalten  selbst34). 

3S*)  So  Kautsky,  Rosa  Luxemburg  (loco  cit.),  u.  a.  mehr.  Auch  bei  Karl 
Marx  lassen  sich  verschiedene  Spuren  von  theoretischem  Mißtrauen  dem  Ver- 
tretertum  gegenüber  nachweiscn  (vgl.  z.  B.  die  berühmte  Stelle  in  seiner  »Revo- 
lution und  Konterrevolution  in  Deutschland«.  Stuttgart  1906.  p.  107/108). 

M)  So  fragt  der  bürgerliche  Linksliberale  Helmut  v.  Gerlach  in  einem 
Artikel  »Die  Indemnitätskomödie«  (Hessische  Landeszeitung,  XX,  Nr.  14): 
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Deutschland  ist  zur  Exemplifizierung  der  Schwäche  der  Volks- 
Vertretung  deshalb  vie'leicht  ein  schlechtes  Beispiel,  weil  die  freie 
Volkswahl  hier  nicht  eine  freie  Volksverfassung  zur  Voraus- 
setzung hat. 

Wie  diese  freie  Volkswahl  in  einem  streng  parlamentarisch 
regierten  Lande,  dem  man  sonst  die  Existenz  einer  bedeutenden 
Dosis  von  Volksfreiheit  und  echtem  Liberalismus  nicht  absprechen 
kann,  in  Italien,  gchandhabt  wird,  haben  wir  kürzlich  aus  der 
Feder  eines  Mannes  von  bedeutender  Welt-  und  Sachkenntnis, 
des  ehemaligen  Unterstaatssekretärs  Baron  Annibale  Marazio, 
Senators  des  Königreiches,  erfahren35).  In  die  Wahlen  zum  Par- 
lament mischt  sich  die  Regierung  »senza  freno  e senza  misura« 
ein  und  wird  zur  Urheberin  einer  Wahlkorruption,  die  sich  von 
einem  Ende  des  Landes  bis  zum  anderen  erstreckt.  Die  Regierung 
wartet  gar  nicht,  bis  sich  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  Kandida- 

»Was  für  Mittel  hat  denn  das  Parlament  gegen  ihn  (den  Reichskanzler  als 
Vertreter  des  Kaisers)?  Es  kann  die  Indemnität  ablehnen.  Schön.  Dann  ist  die 
Sache  noch  so.  Denn  das  Geld  ist  nun  einmal  ausgegeben,  und  keine  Macht 
der  Erde  kann  es  wieder  in  die  Reichskasse  hineinpraktizieren.  Es  können  andere 
Forderungen  der  Regierung  im  Etat  gestrichen  werden.  Auch  schön.  Aber  das 
ist  ein  sehr  bedenklicher  Ausweg.  Denn  unnötige  Forderungen  soll  man  so- 
wieso streichen  und  nötige  kann  man  nicht  mit  gutem  Gewissen  streichen,  nur  um 
den  Reichskanzler  zu  bestrafen.  Es  kann  — vielleicht  1 — dein  Reichskanzler  in 
irgend  einer  Form,  etwa  durch  Streichung  von  io  Mark  seines  Gehalts,  das  Miß- 
trauen votiert  werden.  Aber  einmal  kennt  man  die  in  wirklichen  Parlamenten 
üblichen  Vertrauens-  und  Mißtrauensvoten  im  Deutschen  Reichstag  nicht.  Und 
dann  wären  sie,  selbst  wenn  man  sie  auf  irgend  eine  Weise  einführte,  völlig  wir- 
kungslos. In  Frankreich  muß  jeder  Minister  in  dem  Augenblick  verschwinden,  wo 
ihm  das  Mißtrauen  durch  Mehrheitsbeschluß  ausgesprochen  wird.  In  Deutschland 
würde  ein  Kanzler,  dem  eine  Mehrheit  in  Sachen  der  Hererokredite  das  Vertrauen 
versagte,  vielleicht  um  so  fester  im  Sattel  sitzen.  Ein  Mißtrauensvotum  in  einem 
Staate,  wo  das  Parlament  etwas  zu  sagen  hat,  ist  eine  politische  Tat.  In  Deutsch- 
land wäre  es  nicht  viel  mehr  als  eine  Farce. 

Es  bleibt  also  dabei:  unter  den  heutigen  Verhältnissen  kann  der  Reichs- 
kanzler machen,  was  er  will,  er  kann  mit  der  Verfassung  regieren  oder  wider  sie, 
ihm  ist  doch  nicht  beizukommen.  So  lange  wir  kein  Kanzlervcrnntwortlichkeits- 
gesetz  haben,  d.  h.  so  lange  das  Parlament  den  Reichskanzler  für  eine  Verfassungs- 
verletzung nicht  zur  Verantwortung  ziehen  kann,  und  so  lange  wir  einer  wirklichen 
parlamentarischen  Macht  entbehren,  so  lange  bleibt  eine  Frage  wie  die,  ob  Indemnität 
nachgesucht  oder  erteilt  werden  soll,  ein  Spielzeug  für  parlamentarische  Kinder.« 

*a)  Annibale  Marazio.  »Del  Govemo  Parlamentäre  Italiano.«  Torino  1904. 
Unionc  Tipografica  Editrice.  p.  90  ff. 
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turcn  gebildet  haben  und  die  Wahlen  beginnen,  um  dann  zu  ihnen 
Stellung  zu  nehmen,  sondern  stellt , gleich  in  den  allerersten 
Tagen  der  Wahlperiode,  mit  Hilfe  der  Regierungspräsidenten  so- 
fort eine  Liste  der  Regierungskandidaten  auf.  Das  einzige  Kri- 
terium bei  der  Auswahl  bestellt  in  folgender  Frage:  ist  der  Kan- 
didat im  Regierungssinne  zuverlässig?  Einem  Kandidaten  von  Geist, 
Gemüt,  politischer  Erfahrung  und  von  großem  Rechtsgefühl  wird, 
auch  wenn  er  ohne  die  geringste  persönliche  Voreingenommenheit 
gegen  die  Regierung  ist,  der  erste  beste  Dutzendmensch  vorgezogen, 
wenn  er  nur  verspricht,  die  Regierung  blindlings  zu  unterstützen. 
Kaum  hat  die  Regierung  ihre  Wahl  getroffen,  werden  sofort  die 
Regierungspräsidenten  benachrichtigt.  Diese  setzen  telegraphisch 
die  Landräte  in  Kenntnis,  und  diese  wiederum  setzen  sich  sofort 
mit  der  Polizei  und  der  Gendarmerie  in  Verbindung.  Und  nun 
geht  eine  fieberhafte  Arbeit  los.  Die  hohen  Herren  von  der  Re- 
gierung bitten  die  Bürgermeister,  die  Provinzialrätc,  die  Stadträte, 
die  Verwalter  der  öffentlichen  Wohltätigkeitsanstalten,  kurz,  alle 
großen  und  machtvollen  Wähler  des  Bezirks  zu  sich,  um  ihnen 
den  Regierungskandidatcn  auf  das  wärmste  zu  empfehlen.  Zu 
diesem  Behufe  loben  sie  seine  persönlichen  Eigenschaften,  sprechen 
ehrfurchtsvoll  vom  Einfluß,  den  er  im  Fall  seiner  Wahl  auf  die 
Regierung  ausiiben  könnte  und  von  den  Vorteilen,  die  aus  seiner 
Wahl  dem  Wahlkreise  erwachsen  könnten.  Schmeicheleien,  Lobes- 
erhebungen, offene  und  versteckte  Versprechungen,  die  teils  Vor- 
teile für  den  Kreis,  teils  persönliche  Begünstigungen  in  Aussicht 
stellen,  würzen  diese  Gespräche.  Wer  glaube,  daß  eine  derartige  Be- 
handlung auf  die  Bürgermeister  als  unabhängige,  von  der  Bürger- 
schaft gewählte  Männern  keinen  Eindruck  machen  könne,  fährt 
unser  Gewährsmann  fort,  der  irre  sich.  Die  Bürgermeister,  vor 
allen  Dingen  in  den  kleinen  Urten,  — und  ebenso  die  Verwal- 
ter der  großen  öffentlichen  Stiftungen  — haben  die  Gewohn- 
heit, bei  jeder  Gelegenheit  in  die  Unterpräfektur  oder  gar  in  die 
Präfektur  zu  gehen,  um  dort  Informationen,  Aufklärungen,  Rat- 
schläge und  Instruktionen  über  diesen  oder  jenen  Gegenstand, 
den  sie  nicht  gut  zu  übersehen  vermögen,  einzuholen  oder  auch  um 
diesen  oder  jenen  ihrer  Verwandten  und  Freunde  in  irgend  einer 
Angelegenheit,  deren  Erledigung  von  der  Regierung  abhängt,  zu 
empfehlen.  Auf  diese  Weise  bildet  sich  schnell  ein  persönliches, 
oft  familiäres  Band  zwischen  den  Herren  von  der  Regierung  und 
den  Stadtoberhäuptern  ihres  Distriktes.  Diese  persönlichen  Be- 
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Ziehungen  werden  nun  zu  Wahlzeiten  ausgenutzt  zu  Gunsten  der 
ministeriellen  Kandidaturen.  Stoßen  die  Herren  von  der  Regierung 
wider  Erwarten  in  dieser  heimlichen  Agitation  auf  Widerstände, 
so  ziehen  sie  ohne  weiteres  schärfere  Register  auf.  Sie  geben 
den  großen  Wählern  zu  verstehen,  daß  die  bei  der  Regierung 
befindlichen  laufenden  Angelegenheiten  des  Kreises  je  nach  dem 
Benehmen  der  lokalen  Behörden  im  gegenwärtigen  Wahlkampf 
verschiedenartige  Beurteilung  finden  könnten ; es  hinge  also  von 
ihnen  selbst  ab,  ob  sie  diese  Dinge  schnell  erledigen  oder  aber 
sich  in  die  Länge  zichn,  wenn  nicht  gar  ganz  vereitelt  sehen 
wollten;  sie  täten  also  gut,  die  giusti  desideri  del  Governo 
zu  berücksichtigen.  Bleiben  nach  alledem  die  Bürgermeister  immer 
noch  steifnackig,  so  fangen  die  Regicrungsorgane  an,  mit  ihren 
Drohungen  ernst  zu  machen.  Die  administrative  Verbindung  mit 
den  städtischen  Behörden  wird  unterbrochen,  die  laufenden  Ange- 
legenheiten bleiben  liegen.  Oft  gehen  die  Regierungspräsidenten  und 
Landräte  noch  weiter.  Sie  veranstalten,  um  ihnen  den  öffentlichen 
Kredit  zu  entziehen,  über  die  rebellischen  Bürgermeistereien  ernste 
Erhebungen,  sie  entsenden  Untersuchungskommissare,  verhängen 
über  sie,  wegen  Verzögerung  von  allerhand  Obliegenheiten,  die 
sie  sonst  gern  übersehen  hätten,  Geldbußen  und  hetzen  unter  der 
Hand  ihre  Gegner  in  der  Gemeinde  auf,  ja , bieten  ihnen 
selbst  das  Material  zu  einer  Kampagne  gegen  sic.  Bleiben  die 
Bürgermeister  immer  noch  einer  antiministeriellen  Kandidatur  ge- 
treu, so  geht  die  Regierung  bisweilen  noch  weiter  gegen  sie  vor. 
Sic  macht  von  ihrem  Recht  Gebrauch  und  löst,  ohne  jeden  er- 
sichtlichen Grund,  die  städtischen  Verwaltungen  einfach  auf. 
Gleichzeitig  wird  unter  dem  Vorwand,  sie  könnten  die  öffentliche 
Ordnung  gefährden,  die  Abhaltung  gegnerischer  Versammlungen 
verboten.  Ihre  Zeitungen  werden  mit  Beschlag  belegt.  Auch  die 
Polizei  und  die  Landgensdarmeric  werden  in  Bewegung  gesetzt. 
Beide  funktionieren  nun  als  mit  staatlicher  Autorität  versehene 
Wahlagenten.  »Einerseits  bekämpfen  sie  den  Kandidaten  der 
Opposition,  indem  sic  auf  alle  Schritte  seiner  Anhänger  im  Wahl- 
kreis genau  achtgeben  und  versuchen,  sic  auf  irgend  einer  ver- 
botenen Handlung  zu  ertappen.  Dann  drohen  sie  damit,  sie  an- 
zuzeigen und  häufig  machen  sie  auch  ihre  Drohung  wahr.  Nach 
der  Wahl  fällt  das  ganze  Gebäude  von  Anklagen  gemeinhin  aller- 
dings in  sich  zusammen.  Der  Gerichtshof  ist  nach  dem  Zeugen- 
verhör zumeist  gezwungen,  die  Angeklagten  schleunigst  w'icder 
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zu  entlassen.  Aber  das  System  hat  inzwischen  seine  Dienste 
getan.  Etliche  Anhänger  des  regierungsfeindlichen  Kandidaten 
haben  die  Wahlzeit  über  im  Untersuchungsgefängnis  festge- 
sessen, und,  zumal,  es  ist  eine  Panik  ausgebrochen,  die  die 
Aengstlicheren  unter  den  Gegnern  der  Regierung  bannt  und  von 
der  Wahlurne  femhält.«  Noch  ärger  als  auf  die  freien  Bürger 
wird  natürlich  auf  die  Mitglieder  der  Bureaukratie  selbst  ge- 
drückt. Beamte,  die  im  Gerüche  stehen,  für  einen  der  Regie- 
rung nicht  genehmen  Kandidaten  ihre  Stimmen  abgeben  zu 
wollen,  werden  in  der  Wahlzeit  auf  alle  Weise  schikaniert  und 
während  die  geschmeidigen  unter  ihnen  stets  Urlaub  erhalten,  um 
an  ihrem  zuständigen  »politischen  Wohnort«  ihr  Wahlrecht  aus- 
zuüben, werden  sie  gerade  am  Wahltag  so  mit  Arbeit  über- 
lastet, daß  cs  ihnen  unmöglich  ist,  wählen  zu  gehen. 

Auf  diese  Weise  kommen  in  dem  zweit-  oder  drittfreisten 
Großstaate  Europas  die  »Volkswahlen«,  soweit  ihnen  nicht  von 
subversiver  Seite  entgegengewirkt  wird,  zu  stände ! Der  hochkon- 
servative Senator  Baron  Marazio,  dem  wir  diese  Schilderung  ver- 
danken, pariert  den  eventuellen  Vorwurf  der  Schwarzmalerei 
selber,  indem  er  erläuternd  seinem  Gemälde  die  Worte  hinzu- 
fügt : Una  larga,  una  soverchiante  ingerenza  governativa  nelle 

elezioni  e entrata  nelle  nostre  usanze  cos!  da  diventare  la  re- 
gola  comune.  Di  certo  v’ha  divario  tra  gli  uni  e gli  altri,  v'lia 
Ministeri  che  premono  molto,  ve  n’ha  che  premono  meno,  ma 
tutti  sorpassano  i dovuti  limiti se).  Es  ist  wahr,  daß  nach  erfolg- 
ter Wahl  die  Abgeordneten  dann  vielfach  das  Ministerium  be- 
herrschen, die  Regierung,  von  der  sie  gewählt  wurden,  ihrer- 
seits ihre  Macht  fühlen  lassen  und  insbesondere  die  Admini- 
stration und  Rechtsprechung  des  Landes  in  persönlicher  und  un- 
gehöriger Weise  zu  beeinflussen  suchen S7).  Es  wäre  aber  weit 
gefehlt,  diesen  Einfluß  der  Volksvertreter  als  Ausfluß  wirklicher 
Volksherrschaft  auffassen  zu  wollen.  Er  bleibt  durchaus  inner- 

M)  Marazio,  p.  92. 

S7)  Vgl.  die  klassische  Schrift  von  Marco  Minghctti:  »I  Partiti  Politici 
e la  Ingerenza  loro  nella  Giustizia  e nell'  Amministrazionc.«  2.  Ediz.  Bologna 
1881.  N.  Zanichelli.  p.  17  ff.  Durch  die  intimen  Beziehungen  des  Volksoligarchen 
(Abgeordneten)  zur  höchsten  Spitze  der  bureaukratischen  Oligarchen  (Regierung) 
werden  dann  die  an  zweiter  Stelle  stehenden  Glieder  des  staatlichen  Organismus, 
insbesondere  die  Regierungspräsidenten,  oft  völlig  von  den  ersteren  abhängig:  der 
Deputierte  droht,  oder  läßt  durchblicken,  wenn  der  Minister  den  ihm,  dem  Depu- 
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halb  der  Machtsphäre  der  Cliquen  der  herrschenden  Klassen 
selber,  die  sich  gegenseitig  zu  dominieren  suchen,  wovon  wir  be- 
reits gesprochen  haben. 

Der  wie  erwähnt  schwachentwickelte  Parlamentarismus  in 
Deutschland  — ein  Parlament  ohne  Ministerverantwortlichkeit  — 
erübrigt  uns,  den  Einfluß  der  Regierung  auf  die  Wahlen  auch  an  der 
Hand  der  entsprechenden  Vorgänge  in  diesem  Lande  zu  erörtern. 
Immerhin  mag  hier  an  die  Tatsache  erinnert  werden,  daß  die 
deutsche  Obrigkeit  es  noch  jedesmal,  wenn  es  ihr  darauf  ankam,  sich 
bei  Neuwahlen  zum  Reichstag  eine  gefügige  Majorität  zu  schaffen, 
verstanden  hat,  die  genügende  Anzahl  von  Regierungskandidaten 
durchzubringen.  Im  übrigen  beobachtet  man  auch  in  Deutsch- 
land einen  Teil  der  von  Marazio  für  Italien  beschriebenen  Er- 
scheinungen bei  den  Wahlen,  insbesondere  Beeinflussungen  der 
Wählerschaft  durch  Regierungsorgane  (zumal  auf  dem  Lande, 
die  Landräte!)  und  Schikanicrung  der  oppositionellen  Kandidaten 
(Saalabtreibungen,  Verhängung  von  Militär-Boykott  über  Wirte,  die 
ihre  Lokale  für  sozialdemokratische  Versammlungen  abgeben  usw.). 
Der  Engländer  H.  G.  Wells  geht  sogar  so  weit,  die  Haltung  der 
deutschen  Regierungen  bei  den  Wahlen  der  eines  amerikanischen 
boss  gleichzusetzen.  »In  Gcrmany  an  aggressively  functional  Court 
occupies  the  place  and  plays  the  part  of  a permanent  party 
machine«  3'*). 

Wenn  wir  nun  als  drittes  Beispiel  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  nehmen,  so  überzeugt  uns  schon  ein  oberflächlicher  Blick 
auf  die  einschlägige  Literatur,  daß  dort  die  Wahl  der  Volksver- 
treter auf  keineswegs  einwandfreiere  Art  und  Weise  zu  stände 
kommt.  Die  Genesis  dieser  demokratischen  Grundfunktion  steht 
dort  sogar  auf  einer  sittlich  noch  weniger  befriedigenden  Stufe 
als  in  den  analphabetischcn  Gegenden  Süditaliens. 

In  Amerika  sind  insbesondere  die  Grund-  und  Hausbesitzer 
in  den  sogenannten  Slums,  den  aus  Bordellen,  Kneipen,  Opium- 
höhlen , Spiclbuden  u.  s.  w.  bestehenden  I.umpcnvierteln  der 
großen  Städte  politisch  einflußreiche  Persönlichkeiten.  Wenn 
sic  nicht  direkt  in  Politik  machen  und  offizielle  politische 

tierten,  mißliebigen  Präfekten  seines  Wahlkreises  nicht  schleunigst  strafversetze,  zur 
Opposition  überzugehen,  und  der  Minister,  der  vor  dein  Verlust  der  Kammer- 
majorität  zittert,  bcugi  sich  dem  Willen  des  Deputierten. 

37 •)  II.  G.  W e 1 1 s : »Anticipations  of  the  Kcaction  of  Mcchanical  and  Scien- 
tific Progress  upon  Human  Life  and  Thought«.  loco  cit.  p.  6i. 
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Stellungen  einnchmen,  die  sie  mittelst  ihres  Besitzes  und  ihres 
Einflusses  in  den  Slums  erlangt  haben,  so  sind  sie  zum  minde- 
sten große  Wähler,  d.  h.  wertvolle  Zwischenglieder  zwischen  dem 
Wahlkörper  als  Ganzem  und  den  Gewählten.  Robert  Hunter  be- 
richtet im  Detail,  wie  sie  ihre  machtvolle  Lage  ausnützen“).  Com- 
peting  saloon  keepers  are  not  foes,  they  are  warm  personal 
friends  . . . They  are  often  giving  city  jobs  which  involve  no 
work,  but  which  yield  good  salarics.  ln  these  districts  the  poli- 
tician  is  king.  Not  only  is  a policeman  not  permitted  to  stop 
Iaw-breaking  when  he  sees  it,  he  is  even  supposed  not  to  see  it. 
In  certain  cities  he  does  not  dare  to  enter  places  which  exist  in 
violation  of  the  law.  He  would  lose  his  job  instantly  if  hc 
were  to  do  a policenian’s  duty  — without  having  definite  Orders 
from  his  superior.  In  a fcw  cities  the  head  of  the  policy  dares 
exercicc  but  little  more  authority  than  the  patrolman.  He  receives 
his  Orders  from  the  Boss,  and  it  is  not  without  proof  that  the 
mayor  receives  Orders  also  from  the  same  source.  The  saloon- 
keeping  politician  is  a feudal  lord  among  his  »boys«.  Among 
the  »franchise  grabbers«  he  does  a turn  as  Robin  Hood,  but 
in  the  district  he  is  lord  and  master  of  his  thousands.  The  ha- 
bituai  vagrants  are  an  important  part  of  his  constituents.  They 
eat  at  his  bar  and  drink  as  his  guests;  they  have  a »corpse  re- 
viver*  or  an  »eye-opener«  every  moming  — a »schooner«  of 
beer  or  a glass  of  whiskey.  What  they  beg,  steal,  or  earn  they 
spend  with  him.  They  vote  as  he  says.  In  return  he  cares  for 
them.  If  they  are  arrested  on  a petty  Charge,  he  has  the  court 
dismiss  the  case.  If  the  Charge  is  too  serious,  he  arranges  to  have 
them  sent  to  a jail  instead  of  a penitentiary.  In  certain  cities, 
when  he  chooses  to  do  so,  he  has  the  mayor  issue  a pardon. 
He  sends  the  sick  to  hospitals,  obtainsjobs,  gets  railroad  passcs; 
in  short,  in  so  for  as  he  can,  he  does  everything  his  drunken, 
diseased  constituents  ask.  In  return  he  asks  but  one  thing : po- 
wer  to  do  more  for  them,  power  which  they  alone  can  give«. 

So  wird  die  Idee  von  der  Vertreterschaft  der  Volksinteressen, 
an  der  die  große  Mehrzahl  der  Demokraten,  insbesondere  die 
kompakten  Arbeitermassen  in  den  Ländern  deutscher  Zunge,  immer 
noch  mit  Zähigkeit  und  ehrlichem  Glauben  festhält,  zu  einer  durch 

*•)  Robert  Hunter:  »Poverty«.  New-York  1906.  The  Macmillan  Comp, 
p.  112  ff.  Vgl.  auch  Werner  Sombart:  »Studien  zur  Entwicklungsgeschichte 
des  nordamerikanischen  Proletariats.«  Archiv  f.  Sozialwiss.  Bd.  XXI  p.  314  ff. 
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einen  falschen  Lichteffekt,  einen  effet  de  mirage,  hervorgerufenen 
Wahnidee.  Genau  so,  — wie  Alphonse  Daudet  es  uns  auf  einer 
der  köstlichsten  Seiten  seiner  modernen  Analyse  der  Donquijoterie 
dargestellt  hat,  — wie  der  brav'  commandant  Bravida,  der  nie 
aus  Tarascon  herausgekommen  ist,  unter  dem  Einfluß  von  der 
heißen  südlichen  Sonne  ausgelöster  autosuggestiver  Kräfte,  all- 
mählich zu  der  Einbildung  kommt,  in  Shanghai  gewesen  zu  sein  **), 
so  bildet  sich  im  heutigen  Proletarier  unter  dem  Einfluß  der  be- 
ständig wirkenden  Kräfte  einer  unentwegten  Redekunst  ihm  kul- 
turell überlegener  Elemente  der  fixe  Gedanke,  er  brauche  nur  zu 
wählen,  seine  sozialökonomische  Sache  nur  einem  Anwalt  zu  über- 
geben, um  auch  selber  schon  »Anteil  an  der  Herrschaft«  zu  ge- 
winnen. 

C.  Die  oligarchische  Tendenz  im  Wesen  der 
Organisation.  Die  Zentralisation  der  Führer. 

Das  Wesen  der  Organisation  trägt  einen  tiefen  oligarchischen 
Zug.  Die  Maschinerie  der  Organisation  ruft  in  der  organisier- 
ten Masse  schwerwiegende  Veränderungen  hervor.  Sie  kehrt 
das  Verhältnis  des  Führers  zur  Masse  in  sein  Gegenteil  um.  Ur- 
sprünglich ist  der  Führer  lediglich  das  ausführende,  vollstreckende 
Organ  des  Willens  der  Masse.  Das  demokratische  Prinzip  garan- 
tiert der  größtmöglichsten  Zahl  Einfluß  und  Teilnahme  an  der 
Verwaltung  ihrer  Sache.  Aber  die  technische  Spezialisierung, 
die  die  notwendige  Folge  jeder  ausgedehnten  Organisation  ist, 
kreiert  die  Notwendigkeit  der  »geschäftsmäßigen  Leitung«,  die 
alle  entscheidenden  Eigenschaften  der  Masse  als  spezifische  Füh- 
rerqualitäten auf  den  F'ührer  allein  überträgt10).  Sie  vollendet  ent- 
scheidend die  Zweiteilung  jeder  Partei  in  eine  anführende  Mino- 
rität und  eine  geführte  Majorität. 

»Mit  dem  Wachsen  der  Organisation  wachsen  die  Verwal- 
tungsaufgaben.« Die  Mitgliedschaften  müssen  allmählich  immer 

S.  Alphonse  Daudet:  »Tartarin  de  Tarascon.«  Paris  1887.  Marpon 
et  Flammarion.  p.  40. 

40)  »Im  engen  Zusammenhang  mit  diesen  theoretischen  Tendenzen  steht  ein 
Umschwung  im  Verhältnis  der  Führer  zur  Masse.  An  Stelle  der  kollegialen  Lei- 
tung durch  lokale  Kommissionen  mit  ihren  zweifellosen  Unzulänglichkeiten  tritt  die 
geschäftsmäßige  Leitung  des  Gcwerkscliaftsbeamtcn.  Die  Initiative  und  die  Urteils- 
fähigkeit werden  damit  sozusagen  zu  seiner  Berufsspezialität,  während  der  Masse 
hauptsächlich  die  mehr  passive  Tugend  der  Disziplin  obliegt.  Diese  Schattenseiten 
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mehr  darauf  verzichten,  die  Verwaltungsmaßregeln  im  einzelnen 
selbst  zu  regeln  oder  auch  nur  nachzuprüfen.  Sie  werden  diese 
Aufgabe  den  dazu  bestellten  Vertrauenspersonen,  den  bezahlten 
Funktionären,  überlassen  und  sich  mit  summarischen  Berichten 
und  der  Bestellung  von  Revisoren  begnügen.  Die  demokratische 
Kontrolle  schrumpft  zu  einem  nichtigen  Scheinwesen  zusammen. 
Selbst  die  radikale  Richtung  in  der  sozialdemokratischen  Partei 
findet  dagegen  nichts  einzuwenden.  Die  Demokratie  sei  nur  Form, 
heißt  es.  Man  dürfe  die  F'orm  aber  nicht  über  den  Inhalt  stellen. 
Ueberall  nistet  sich  die  indirekte  Wahl,  diese  im  Staatsleben  von 
der  Partei  auf  das  heftigste  bekämpfte  Wahlart,  die  doch  im  engen 
Kreise  des  Parteilebens  eine  noch  sehr  viel  unheilvollere  Wirkung 
besitzen  muß,  ein.  Selbst  auf  Kongressen,  die  ohnehin  schon  eine 
siebenmal  gesiebte  Parteiminiatur  darstellen,  werden  wichtige 
Fragen  immer  mehr  in  die  Dunkelkammer  von  »Kommissionen« 
verwiesen.  Neuerdings  haben  zwar  einige  Wahlkreise  die  Dele- 
giertcnwahl  mittelst  Urabstimmung  eingeführt,  aber  selbst  in  der 
Neuen  Zeit  steht  zu  lesen41)  es  sei  nicht  einzusehen,  »inwiefern 
die  Wahl  in  einer  Partei  Versammlung  undemokratisch  wäre«. 

Die  Urabstimmung  wird  mit  ganz  konservativen  Argumen- 


des  Beamtentums  bergen  sicherlich  auch  für  die  Partei  bedeutende  Gefahren  in 
sich,  die  sich  aus  der  jüngsten  Neuerung,  aus  der  Anstellung  der  lokalen  Partei- 
sekretäre, sehr  leicht  ergeben  können,  wenn  die  sozialdemokratische  Masse  nicht 
darauf  bedacht  sein  wird,  daß  die  genannten  Sekretäre  reine  Vollziehungsorgane 
bleiben  und  nicht  etwa  als  die  berufenen  Träger  der  Initiative  und  der  Leitung 
des  lokalen  Parteilebens  betrachtet  werden.  Allein  dem  Bureaukratismus  sind  in 
der  Sozialdemokratie  durch  die  Natur  der  Sache,  durch  den  Charakter  des  politischen 
Kampfes  selbst  engere  Grenzen  gezogen,  als  im  Gewerkschaftsleben.  Hier  bringt 
gerade  die  technische  Spezialisierung  der  Lohnkämpfe,  z.  B.  der  Abschluß  von 
komplizierten  Tarifverträgen  und  dergleichen,  mit  sich,  daß  der  Masse  der  Organi- 
sierten häufig  der  »Ueberblick  über  das  gesamte  Gewcrbslcben«  abgesprochen  und 
damit  ihre  Urteilsunfähigkeit  begründet  wird.  Eine  Blüte  dieser  Auffassung  ist 
namentlich  auch  die  Argumentation,  mit  der  jede  theoretische  Kritik  an  den  Aus- 
sichten und  Möglichkeiten  der  Gewerkschaftspraxis  verpönt  wird,  weil  sie  angeb- 
lich eine  Gefahr  für  die  gewerkschaftsfromme  Gesinnung  der  Masse  darstelle.  Es 
wird  dabei  %*on  der  Ansicht  ausgegangen,  daß  die  Arbeitermasse  nur  bei  blindem, 
kindlichem  Glauben  an  das  Heil  des  Gewerkschaftskampfes  für  die  Organisation 
gewonnen  und  erhalten  werden  könne«  (Rosa  Luxemburg:  »Massenstreik, 
Partei  und  Gewerkschaften.«  Hamburg  1906.  Erdmann  Dubber,  p.  61). 

41 ) Hans  Block:  »Ueberspannung  der  Demokratie«.  Neue  Zeit.  XXVI. 
Nr.  8 (p.  264  ff.). 
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ten,  wie  man  sie  sonst  nur  aas  dem  Munde  der  Gegner  der  Sozial- 
demokratie, und  zwar  zur  Bekämpfung  der  Prinzipien  dieser  Partei, 
zu  hören  bekommt,  verworfen.  Es  wird  ironisch  gefragt:  »Kann 
es  im  Interesse  der  Partei  sein,  daß  vielleicht  die  Minderheit  der 
die  Parteifragen  verfolgenden  und  erwägenden  Genossen  majori- 
siert  wird  von  einer  großen  Zahl  solcher,  die  noch  kein  Urteil  in 
solchen  Angelegenheiten  haben?«42).  Der  Konservative  ist  mit 
diesem  Gedankengang  durchaus  einverstanden4*);  höchstens  würde 
er  statt  des  Wortes  Partei  das  Wort  Staat  gesetzt  haben.  Zum 
Schlüsse  heißt  es  dann  in  dem  erwähnten  Artikel  : »Die  Urab- 
stimmung, wo  sie  am  Platze  ist,  sie  paßt  nicht  für  den  regel- 
mäßigen Hausgebrauch.« 

Hier  endlich  ist  der  Kern  der  Gegnerschaft  gegen  das  Referen- 
dum bloßgelegt.  In  einer  Partei,  noch  dazu  in  einer  politischen,  einer 
kämpfenden  Partei,  kann  die  Demokratie  nicht  »zum  Hausgebrauch« 
gehören.  Sie  braucht  »eine  leichte  Rüstung,  die  die  Bewegung  nicht 
unnötig  erschwert«.  Die  Demokratie  beeinträchtigt  die  »Schlagfer- 
tigkeit*. Daher  die  Notwendigkeit  einer  wenn  nicht  zäsaristischen, 
so  doch  stark  zentralistischen  und  oligarchischen  Konstitution  in 
der  Partei.  »Et  ils  ont  reproduit  ä l'usagc  des  proletaires  les 
moyens  de  domination  des  capitalistes,  ils  ont  constituö  un  gou- 

if)  Denselben  Gedankengang  finden  wir  auch  bei  einem  Revolutionären  ent- 
wickelt. Arturo  Labriola,  damals  allerdings  noch  nicht  Syndicalist,  sagt:  »Nella 
politica,  come  in  ogni  cosa  i indizio  di  dcmocrazia  non  giä  lasciare  il  sopravvento 
ai  piü,  sottintendendosi  che  la  ragione  sia  dal  loro  lato,  ma  a quelli  che  meglio 
possono  giudicarc  delT  intreccio  delle  cause  e degli  efFetti  nella  vita  sociale.  E poi 
certamente  non  e tattica  rivoluzionaria  affidare  la  parte  di  Brenno  nella  dispuia 
politica  a quelli  che  per  istinto  sono  piü  attaccati  alla  tradizione  conservatrice, 
come  i contadini  — il  che  fa  il  referendum;  il  quäle,  per  ciö  solo,  sarebbe  bello 
e giudicato  per  il  socialismo.«  (Arturo  Labriola:  »Contro  il  Referendum.« 
Milano  1897.  Uffici  della  Critica  Sociale,  p.  24.)  Diese  Sätze  enthalten  in  denk- 
bar schärftster  Form  die  Negation,  ja,  die  wissentliche  Absage  an  die  Demokratie. 

4#)  Auch  Block  fühlt  deutlich,  wie  gut  sich  die  von  ihm  zur  Bekämpfung 
der  Demokratie  in  der  Partei  verwendeten  Motive  auch  zur  Bekämpfung  der 
von  seiner  Partei  befürworteten  Demokratie  im  Staate  verwenden  lassen.  Daruin 
läßt  er  es  sich  angelegen  sein,  die  Demokratie  zu  halbieren  und  einen  Unterschied 
zwischen  ihrer  Anwendung  im  Partei-  und  im  Staatslebcn  zu  konstruieren.  Er  sagt : 
»Aber  unser  Programm  fordert  die  direkte  Wahl  und  verwirft  die  indirekte.  Und 
es  enthält  die  Forderung:  Direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk  vermittels  des 
Vorschlags-  und  Verwerfungsrechtes.  Allerdings,  aber  die  Wahlen  und  Abstim- 
mungen im  .Staatsleben  lassen  sich  denen  in  der  Parteiorganisation  nicht  gleich- 
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vernement  ouvrier  aussi  dur  que  le  gouvernement  bourgeois,  une 
bureaucratie  ouvriüre  aussi  lourde  que  la  bureaucratie  bourgeoise, 
un  pouvoir  central  qui  dit  aux  ouvriers  ce  qu'ils  peuvent  ou  ce 
qu'ils  ne  peuvent  pas  faire,  qui  brise  dans  les  syndicats  et  chez 
les  syndiquös  toute  independance  et  toute  initiative  et  qui  doit 
parfois  inspirer  ä ses  victimcs  le  regret  des  modes  capitalistes  de 
l'autorite.«  (Lagardelle)44). 

Die  Partei  oder,  besser  gesagt,  jede  Organisation,  insofern  sie 
nur  ein  festes  Gefüge  hat,  ist  ein  ausgezeichneter  Nährboden  zur 
Bildung  von  üligarchiecn.  Je  mehr  der  offizielle  Parteiapparat 
sich  ausdehnt  und  verzweigt,  d.  h.  je  mehr  Mitglieder  eine  Partei 
bekommt,  je  mehr  die  Kassen  sich  füllen  und  die  Parteipresse 
wächst,  desto  größer  und  mächtiger  wird  die  »Allmacht  der  Aus- 
schüsse«, d.  h.  die  Oligarchie,  die  sich  an  die  Stelle  der  wahren 
Volksherrschaft  drängt45).  Es  entsteht  ein  gewaltiges  Gebäude 
von  komplizierter  Struktur.  Die  Kompetenzen  teilen  sich.  Es 
bildet  sich  eine  streng  abgegrenzte  Hierarchie  mit  vielen  Instan- 
zen. Die  Einhaltung  des  Instanzenwegs  wird  zum  § I des  Kate- 
chismus der  Parteidisziplin.  Die  Machtkonzentration  in  den  mar- 
xistischen Parteien  ist  offensichtlicher  als  die  marxistische  Ka- 
pitalskonzentration im  Wirtschaftsleben.  Es  entspricht  gewiß 
nicht  »den  Grundsätzen  der  Freiheit  und  Brüderlichkeit«,  daß 

setzen.  Sic  gehen  unter  ganz  anderen  Umstünden  vor  sich.  Die  Angelegenheiten, 
um  die  es  sich  handelt,  haben  lange  Zeit  vor  der  Abstimmung  ihre  bestimmte  Ge* 
stalt  erhalten,  die  Personen,  die  in  Frage  kommen,  ihre  bestimmte  Stellung  einge- 
nommen. Das  Problem  ist  von  Anfang  an  klar  und  deutlich  formuliert.  Ganz 
anders  im  Leben  der  Partei,  oft  kommen  noch  in  den  letzten  Wochen  vor  dem 
Parteitag  wichtige  Anträge  und  Anregungen,  auf  die  eine  Organisation,  die  den 
schwerfälligen  Apparat  der  Urabstimmung  anwendet,  nicht  mehr  cingehen  kann« 
(p.  266).  Es  ist  aber  m.  E.  trotzdem  nicht  einzusehen,  warum  die  Angelegenheiten 
einer  Partei,  die  mit  der  des  Staates  verglichen  doch  nur  eine  sehr  kleine  und 
wenig  komplexe  Organisation  darstellt,  komplizierter  sein  und  daher  die  Durch- 
brechung der  Demokratie  eher  rechtfertigen  sollten  als  die  Angelegenheiten  des 
Staates. 

M)  Hubert  Lagardelle:  »Le  Parti  Socialiste  et  la  Confed<Sration  du 
Travail.«  Discussion  avec  J.  Gucsde.  Paris  1907.  Riviere.  p.  24. 

4S)  »Hier  zeigt  sich  der  Anfang  einer  Gefahr,  die  in  volkstümlichen  Verwal- 
tungen leider  nahe  liegt,  daß  nämlich  sich  an  Stelle  wahrer  Volksherrschaft  die 
Allmacht  der  Ausschüsse  entwickelt.«  (W olfgang  Heine:  »Demo- 
kratische Randbemerkungen  zum  Fall  Göhre«.  Sozialist.  Monatshefte.  VIII.  (X.)  Bd. 
Heft  4.  p.  254.) 
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»Pressionsmittcl  angewendet  werden,  wie  die  Drohung,  jeden 
Mann  und  jeden  Groschen  für  die  Agitation  zu  verweigern, 
falls  bestimmte  mißliebige  Persönlichkeiten  von  den  Partei- 
genossen bei  Kandidaturen  nicht  fallen  gelassen  würden*  45‘). 
Da  entstehen  notwendigerweise  »Byzantinismus  und  Kadaver- 
gehorsam « auch  in  der  Arbeiterpartei  sans  Dieu  ni  maitre 48). 
Die  Uebergriffe  der  konstituierten  Parteigewalt  werden  von  der 
Partei , die  gegen  die  Uebergriffe  der  konstituierten  Staatsge- 
walt zu  Felde  zieht,  wie  Notwendigkeiten  einer  Naturkraft  hin- 
genommen. Wenn  aber  einmal  der  Fall  eintritt,  daß  sich  die 
Massen  gegen  ihr  Parteiregiment  zur  Wehr  setzen,  so  beweisen 
sie  durch  die  Art  und  Richtung  ihrer  Kritik,  wie  verständnislos 
sie  dem  Problem  als  solchem  gegenüberstehen.  Weit  entfernt 
davon,  die  Fehlerquelle  der  Oligarchie  in  der  Zentralisation  der 
Parteigewalt  zu  erkennen,  glauben  sic  zu  ihrer  Bekämpfung  kein 
besseres  Mittel  zur  Verfügung  zu  haben,  als  die  Zentralisation 
noch  schärfer  zu  akzentuieren47). 

45»)  W.  Heine,  loco  cit.,  p.  283. 

4e)  In  V.  E.  Terranus:  »Der  Hurrahschreier«,  einem  Roman,  der  von 
der  sozialdem.  Volksstimme  in  Frankfurt  a.  M.  zum  Abdruck  gebracht  worden  ist, 
sagt  der  durch  und  durch  sozialistisch  gesinnte  l*do  Gebhardt,  warum  er  sich  der 
Sozialdemokratie  trotz  seiner  Gesinnung  nicht  anschloß.  Kr  fragt  seinen  Sohn, 
einen  jungen  Rechtsanwalt,  der  schon  lange  der  sozialistischen  Partei  angehört : 
»Ist  bei  euch  die  Disziplin  nicht  noch  eine  straffere,  der  Zwang  nicht  noch  härter, 
engherziger : . Machen  sich  nicht  auch  bei  euch  Byzantinismus  und  Kadaver- 

gehorsam immer  mehr  breit?«  Die  bitteren  Worte  nehmen  sich  am  Schluß  des 
Buches  wie  eine  verhüllte  Mahnung  des  Verfassers  aus.  — (Nr.  68.) 

47)  Diese  Hilflosigkeit  ist  kürzlich  wieder  einmal  handgreiflich  hervorgetreten. 
Eine  Parteiversammlung  in  dem  bekanntlich  besonders  radikalen,  unter  dem  Ein- 
fluß von  Mehring,  Lcnsch  u.  s.  w.  stehenden  Leipzig  nahm  Stellung  zur  dies- 
jährigen Maifeier.  Bekanntlich  sind  von  der  Leipziger  Polizei  diesmal  Konzessionen 
gemacht  worden,  so  daß  die  Feier  in  diesem  Jahre  imposanter  denn  je  zu  werden 
versprach.  Man  wandte  sich  deshalb  in  der  Versammlung  energisch  gegen  die 
Mai-Resolution , die  zwischen  Parteivorstand  und  Generalkommission  vereinbart 
worden  war.  In  einer  angenommenen  Resolution  heißt  es  darüber:  »Die  Partei- 
genossen Leipzigs  erblicken  in  dieser  Abmachung  (Uber  die  Unterstützung  der 
Mai-Ausgesperrtenj  den  Versuch,  die  Arbeitsruhe  am  1.  Mai  indirekt  zu  beschränken 
und  auf  die  Gewerkschaften  einzuwirken,  daß  die  Beschlüsse  der  einzelnen  Gewerk- 
schaften für  die  Unterstützung  der  Mai-Ausgcsperrten  aufgehoben  werden.  Den 
weiteren  Versuch,  die  Verantwortung  und  Durchführung  der  von  den  zentralen 
Körperschaften  gefaßten  Beschlüsse  den  lokalen  Instanzen  aufzubürden,  weisen 
sie  als  eine  Verleugnung  des  Prinzips  der  Zentralisation 
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Diesen  Versuchungen  kann  sich  auch  der  junge  Syndikalismus, 
trotzdem  er  selbst  aus  der  Opposition  gegen  sie  entstanden  ist,  in 
keiner  Weise  entziehen.  Seine  Bedeutung  liegt  ganz  überwiegend  in 
der  klaren  und  scharfsinnigen  Art,  mit  der  er  die  Gefahren  der  bür- 
gerlichen Demokratie  erkannt  hat.  Der  Syndikalismus  hat  mit 
echt  wissenschaftlichem  Skeptizismus  die  Staatsherrschaft  der 
Demokratie  als  die  einer  ausgesprochenen  Minderheitsherrschaft 
enthüllt  und  sie  deshalb  als  mit  den  Ansprüchen  der  Arbeiter- 
schaft in  schroffem  Gegensatz  stehend  erklärt <8).  Aber  er 
begeht  den  Irrtum , der  Demokratie  der  parlamentarischen 
Aktion  allein  jene  Uebelstände  zuzuschreiben,  die  jeder  Man- 
datsübertragung, jeder  Delegation  inhärieren.  Je  mehr  der  Syndi- 
kalismus das  Schwergewicht  auf  die  gewerkschaftliche  Aktion 
verlegen  will,  desto  weniger  ist  er,  alles  in  allem  genommen,  da- 
vor geschützt,  selber  in  eine  Oligarchie  einzumünden.  Auch  in 
der  revolutionären  Gewerkschaftsgruppe  hat  der  Führer  die 
reichste  Gelegenheit,  die  Geführten  zu  nasführen.  Der  Kassen- 
wart in  einem  Streik,  der  Sekretär  einer  Gewerkschaft  — ja,  selbst 
der  Mitleiter  einer  Verschwörung  oder  der  Anführer  auf  den 
Barrikaden  kann  seine  Mandatgeber  viel  leichter  und  mit  viel 
schlimmeren  Folgen  verraten  als  ein  Deputierter  oder  ein  so- 
zialdemokratischer Gemeindevertreter 4B).  Französische  Syndika- 
listen haben  häufig  und  mit  einer  gewissen  Vehemenz  auf  die 
sog.  direkte  Aktion  als  die  einzige  Möglichkeit,  die  Arbeiterklasse 
als  autonome,  nicht  repräsentierte  Masse  auftreten  zu  lassen  und 

zurück.  Die  Parteigenossen  sprechen  ihr  lebhaftes  Bedauern  aus,  daß  die  einzelnen 
Parteiinstanzen  nicht,  wie  die  VerbandsvorstUnde,  vor  Abschluß  der  Vereinbarungen 
gehört  wurden  und  erwarten  vom  nächsten  Parteitag  die  Regelung  der  Maifeierfrage.« 
In  dieser  Resolution,  die  sich  übrigens  im  wesentlichen  mit  dem  Beschluß  deckt, 
der  in  der  gleichen  Angelegenheit  von  den  Partei-  und  Gewerkschafts-Instanzen  in 
Frankfurt  a.  M.  gefaßt  wurde  und  der  sich  auch  die  Partei-  und  Gewerkschafts- 
Instanzen  in  Flensburg  (Schleswig)  angeschlossen  haben  (s.  »Volksstimme«,  Frank- 
furt a.  M.,  XIX,  79),  wehren  sich  also  die  Parteigenossen  gegen  die  oligarchisch- 
antokratischen  Folgen  der  Zentralisation  allen  Ernstes  mit  dem  Hinweis  auf  die 
Notwendigkeit  der  Durchführung  des  Prinzips  der  Zentralisation!  2 -(-  2 ergibt 
aber  immer  noch  4,  und  nicht  o. 

44 ) Werner  S o m b a r t hat  gerade  dieser  Seite  des  Syndikalismus  große  Be- 
deutung beigelegt.  Siehe  »Sozialismus  und  soziale  Bewegung.«  6.  Aufl.  Jena  1907. 
Fischer,  p.  129. 

4#)  Das  wird  auch  von  einem  Syndikalisten  selbst  zugegeben.  Vgl.  Angelo  Oli- 
viero  Olivetti:  »Problemi  del  Socialismo  Contemperaneo*.  Lugano  1907.  p.  52. 
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jede  Vertretung — »qui  ne  peut  £‘trc  que  trahison,  diH'iation,  em- 
bourgeoisement*  — a priori  auszuschließen,  hingewiesen50).  Aber 
sie  begrenzten  ihre  einseitig  erfaßte  Theorie  willkürlich  auf  die 
Partei,  als  ob  dieselben  Ursachen  in  der  Gewerkschaftsbewegung, 
auch  der  revolutionärsten,  nicht  dieselben  Wirkungen  erzeugen 
müßten.  Die  Gewerkschaften  haben  — in  ihrer  organischen  Struk- 
tur — dasselbe  Grundprinzip  wie  die  politische  Arbeiterpartei : 
die  Interessenvertretung  der  Massen  durch  einzelne  Gewählte,  ln 
den  entscheidenden  Momenten  der  Lohnkämpfe  repräsentieren  sich 
die  Massen  nicht  selbst , sie  werden  repräsentiert.  Gewerk- 
schaften ohne  Vertreter,  ohne  Sachwalter  in  welcher  Form  immer, 
sind  nicht  denkbar  und  existieren  nicht. 

In  der  Tat  treten  denn  auch,  je  mehr  der  Syndikalismus  — in 
Frankreich  — erstarkt,  auch  in  ihm  alle  F'olgecrscheinungen  zu  Tage, 
die  dem  Vertretersystem  überall  zu  eigen  sind.  Piin  Führertum  kommt 
auf,  das  gegen  Kritik  aus  den  eigenen  Reihen  ebenso  empfindlich 
wird  wie  nur  je  ein  wohlbestallter  englischer  trades  union  chief51). 
Die  F'iihrung  in  der  Hand  zu  behalten,  wird  zum  obersten  Ge- 
setz; ihm  zu  liebe  wird  die  alte  jahrelang  betriebene  Taktik,  in 
Prozessen  agitatorisch  zu  wirken  und  die  Sprache  des  Helden  und 
des  Propheten  zu  führen,  aufgegeben  und  dafür  das  Prinzip,  bei 
den  genannten  Gelegenheiten  nur  mit  Vorsicht  und  diplomatischer 
Reserviertheit  vorzugehen,  angenommen52). 

*•)  S.  z.  B.  Kdouard  Berth:  »Bourgeoisie  et  Proletariat  dans  lc  Mouvement 
Socialiste  Italien.«  Mouvement  Socialiste  Annec  IX.  II.  Serie,  p.  165.  Vgl.  meine 
Antwort  darauf : »Controverse  Socialiste«,  in  ders.  Zeitschrift,  p.  282  ff. 

5I)  Bekannt  ist,  daß  einer  der  bekanntesten  Theoretiker  des  französischen 
Syndikalismus,  Victor  Griffuelhes,  der  Generalsekretär  der  französischen  Gewerk- 
schaften, in  einem  Interview  mit  einem  Redakteur  der  Ilumanile  seine,  insbesondere 
in  der  Richtung  der  Gucrre  Sociale  verkörperten  Gegner  in  der  Gewerkschafts- 
bewegung, die  ihn  des  Opportunismus  beschuldigten,  kurzweg  als  »braillards« 
(Schreier)  bezeichnete.  Verächtlich  äußerte  er  sich  über  seine  Gegner,  in  deren 
Handlungsweise  er  nichts  als  »Demagogie«  zu  erblicken  wußte  : >11  en  est  qui  se 
plaisent  ä parier  de  l'opporlunisme  Croissant  de  la  C.  G.  T.  Pcu  m’importe  .'  J'ai 
suffisammenl  du  courage  pour  braver  mime  celtc  dcmagogie-lä«.  Das  ist  akkurat 
die  Sprache  jedes  Mächtigen,  dem  der  Appell  an  den  Demos  als  eine  Unschick- 
lichkeit gilt. 

**)  Die  antimilitaristische  Propaganda  der  Confcdüration  Generale  du  Travail 
wurde  vom  Ministerpräsidenten  Clemcnceau  mit  einer  Reihe  von  Anklagen  beant- 
wortet, denen  verschiedene  verdienstvolle  Gewerkschaftsführer  zum  Opfer  fielen. 
Als  im  Winter  1907/8  neben  anderen  auch  Griffuclhes  selbst  in  einen  Antimili- 
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Selbst  der  Anarchismus,  diese  Freiheitsbewegung  par  excel- 
lence,  die  auf  dem  unveräußerlichen  Recht  des  Menschen  auf  sich 
selbst  basiert,  unterliegt  diesem  Gesetz,  sobald  er  die  Gefilde  des 
freien  Gedankens  verläßt  und  seine  Jünger  sich  zu  Verbänden, 
die  politische  Tätigkeit  zum  Zweck  haben,  zusammenschließen. 
Der  alte,  stark  zum  Individualismus  neigende  sozialanarchistische 
Kämpe  F.  Domela  Nieuwenhuis  offenbarte  für  diese  Zusammen- 
hänge ein  feines  Gefühl,  als  er  gelegentlich  der  Gründung  der 
neuen  Anarchistischen  Internationalen  auf  dem  Kongreß  von  Am- 
sterdam 1907  seine  warnende  Stimme  erhob  und  im  1 linblick  auf  die 
Argumente  des  aus  der  Schule  Bakunins  hervorgegangenen  Italieners 
Enrico  Malatesta,  der  darauf  hingewiesen  hatte,  daß  die  bürger- 
liche Gesellschaft  stark  sei  und  ihr  wohl  nichts  größere  Freude 
mache  als  sich  unorganisierten  Arbeitermassen  gegenüber  zu  be- 
finden, und  daß  sich  deshalb  die  Notwendigkeit  aufdränge,  der 
starken  Organisation  der  Reichen  eine  womöglich  noch  stärkere 
Organisation  der  Armen  entgegenzustellen,  in  die  Worte  ausbrach : 
»Wenn  Du  so  denkst,  lieber  Freund,  dann  gehe  getrost  zur  So- 
zialdemokratie! Dort  sagen  sie  genau  dasselbe«**).  Und  schon 
äußerten  sich  auf  diesem  ersten  anarchistischen  Kongreß,  unserem 
Gewährsmann  zufolge,  jene  Symptome  des  jedem  Führertum  ei- 
genen Diplomatisierens,  die  wir  auch  in  den  autoritären  Parteien 
finden  M). 

taristenprozeß  verwickelt  wurde,  änderte  dieser  seine  Taktik.  Als  für  diese  Aendo- 
rung  maßgebend  wurde  die  Notwendigkeit  angegeben,  die  Führung  in  der  Hand 
zu  behalten  und  sich  durch  Freisprachc  vor  Gericht  die  Möglichkeit  zu  sichern, 
den  im  Herbst  in  Marseille  statlfindenden  allgemeinen  französischen  Gewerk- 
schaftskongreß mitmachen  und  dort  der  reformistischen  Strömung  Herr  werden  zu 
können.  Man  erlaubte  sich  daher  alle  jene  kleinen  Geschicklichkeiten,  die  auf 
die  Richter  guten  Eindruck  machen,  die  man  aber  bisher  verpönt  hatte.  Man  er- 
klärte, man  habe  sich  bei  den  Angriffen  gegen  das  Heer  genau  von  denselben  Ge- 
fühlen leiten  lassen  wie  jener  alte  Militär,  der  erklärt  habe,  sein  Regiment  sei  durch 
die  erzwungene  Teilnahme  an  der  Schlachterei  entehrt  worden.  (Vgl.  diverse  Ar- 
tikel in  der  »Guerrc  Sociale«,  joumal  hebdomadaire  (Paris).  II.  Annee  (190S). 
NT.  11  u.  12.) 

M)  Ferdinand  Domela  Nieuwenhuis:  *De  nieuwe  Internationale«,  in  d. 
Wochenblatt  De  Vrije  Socialist,  X,  Nr.  71  (Hilversum,  Scpt.  1907). 

M)  Nieuwenhuis  erzählt  darüber  (loco  cit.)  folgende  Einzelheiten:  »Toen 
het  er  nu  op  aankwam  de  meeningen  tot  elkaar  te  brengen,  deed  men  precies  het- 
zelfde  wat  ik  bij  zulk  een  gelegenhcid  in  de  kamer  zag  geschieden.  Er  waren  ver- 
schillende  resoluties  ingediend.  De  koppen  werden  bij  elkaar  gestoken.  Deze 
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Gewiß  kann  dieser  Prozeß  durch  rein  intellektuelle , ideolo- 
gische Einflüsse  aufgehalten  werden.  »Solange  die  Führung  und 
Repräsentation  ...  in  den  Händen  von  Männern  liegt , die  in  der 
großen  Tradition  des  Sozialismus  ergraut  sind*58),  mit  anderen 
Worten,  solange  eine  starke,  demokratisch-sozialistische  Idee 
vorherrschend  bleibt,  kann  — kann  — unter  Umständen  — die 
Führerschaft  demokratisch  bleiben  und  sich  als  Dienerin  der  Massen, 
von  denen  ihre  Gewalt  ausgeht,  fühlen.  Auch  ein  sehr  veristisches 
materielles  Mittel  kann  zu  ähnlichen  Resultaten  führen : wenn 
nämlich  der  Verbourgeoisierung  der  Führerschaft  bewußt  dadurch 
entgegengewirkt  wird,  daß  man  — wie  dies  zeitweise  in  der  fran- 
zösischen Gewerkschaftsbewegung  geschehen  ist  — die  Gehälter 
der  Arbeiterbeamten  auf  ein  so  geringes  Maß  setzt,  daß  diese  der 
Sache  lediglich  um  der  Sache  selbst  willen  dienen  und  sich  kein 
Ruhebedürfnis  aus  Angst  vor  dem  Verlust  der  Stelle  und  dem 
damit  für  ihre  Familien  verbundenen  wirtschaftlichen  Ruin  in  ihnen 
entwickeln  kann515).  Aber  das  sind  alles  sehr  prekäre  Sicherheits- 
ventile. Jedes  Machtbewußtsein  verleiht  »Großmannsdünkel*,  und 
Herrscherqualitäten,  je  nachdem  gute  oder  schlechte,  schlummern 
in  jedes  Menschen  Brust.  Das  sind  elementare  Erkenntnisse  der 
Psychologie.  Einer  der  Begründer  des  sozialistischen  Anarchis- 
mus, Michail  Bakunin,  hatte  die  Offenheit  zu  bekennen,  daß  die 
Sphäre  der  Macht  ein  so  gefährliches  Milieu  sei,  daß  er  selbst, 
der  sich  doch  gewiß  als  einen  Feind  jeglicher  Autorität  und  einen 
glühenden  Freund  der  Freiheit  betrachten  dürfe,  überzeugt  sei,  daß 
wenn  er  Macht  in  die  Hände  bekäme,  er  sie  in  tyrannenhafter 
Weise  mißbrauchen  würde57).  Das  Problem  liegt  also  in  der 
Frage  : wie  ist  eine  Ordnung  möglich,  in  welcher  jede  Konzen- 

lict  wat  vallen,  die  liet  toe  dat  er  wat  bijkwam,  cn  er  werd  zoolang  geslepen  cn 
gevijld,  totdnt  zoowat  allen  er  konden  meegaan.  Maar  nu  had  men  ten  slotte 
’n  ding  gekregen  dat  eigenllijk  niets  wil  zeggen.  Zoo  kwamen  elf  anarchisten  tot 
cen  resolutic,  waardoor  men,  zoonls  de  schrijver  in  de  »Telcgraaf«  meent,  de  vrees 
voor  het  gezagsspool  voor  goed  den  kop  indrukte.« 

M)  Heinrich  Strobel:  »Gewerkschaften  und  sozialistischer  Geist.«  Neue 
Zeit.  XXIII.  Bd.  Nr.  44  (p.  563). 

Die  französische  Confederation  G^ntfrale  du  Travail  hat  im  Geschäftsjahre 
1900 — 1901  für  Bcamtengehälter  (Gehälter  des  Sekretärs,  des  Kassierers  und  des 
permanent)  nur  3 173  Franks  ausgegeben!  (Paul  Louis:  »Histoire  du  Mouvement 
Syndical  en  France«.  Paris  1907.  Alcan.  p.  244.) 

6T)  Michail  Bakunin:  >11  Socialismo  e Mazzini.«  4.  Ediz.  Roma-Firenza 
1905.  F.  Serantoni.  p.  22. 
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tration  von  Macht  vermieden  wird  ? Die  Anarchisten  selbst  haben 
uns  diese  Ordnung  zwar  verheißen,  aber  in  ihrer  Theorie  nicht 
logisch  gegeben.  Bakunin  selbst  schließt  weder  das  Prinzip  der 
Organisation  noch  das  der  Disziplin  aus.  Nur  müßten  beide  statt 
automatisch  freiwillig  sein5*).  Wir  sahen  aber,  daß  jede  Organi- 
sation als  solche  die  Oligarchie  fördert. 

D.  Das  «Recht«  auf  Delegation. 

a.  Die  Macht  der  Gewohnheit. 

Die  Gewohnheit  wird  zum  Recht.  Der  Führer,  der  eine  Zeit 
lang  regelmäßig  delegiert  wurde , beansprucht  schließlich  ein 
Recht  auf  Delegation,  das  natürlich  jede  Demokratie 
illusorisch  macht.  Es  ist  kein  seltener  Fall  in  den  Arbeiterpar- 
teien, daß  politische  Kandidaten  mit  der  Demission  drohen  (zu- 
mal wenn  es  sich  um  aussichtslose  Kreise  handelt),  wenn  die 
Parteigenossen  zu  diesem  oder  jenem  Kongreß  oder  Parteitag 
einen  anderen  als  sie  mit  ihrer  Vertretung  betrauen  würden.  Die 
Arbeiterkongresse  werden  überhaupt  immer  mehr  stabil,  permanent. 
Ihre  Zusammensetzung  ist  stereotyp.  Es  sind,  zumal  in  Deutschland, 
nicht  eigentlich  Parteikongresse,  sondern  Parteibeamten-,  Führer- 
Kongresse.  An  manchen  Orten  hat  sich  ein  förmliches  System 
herausgebildet : die  Führer  kommen  überein,  sich  der  Reihe  nach 
auf  die  einzelnen  Parteitage  usw.  delegieren  zu  lassen.  In  den  fälligen 
Versammlungen,  in  denen  die  Delegation  auf  derTagesordnung  steht, 
erhebt  sich  dann  abwechselnd  einer  von  ihnen,  um  den  anderen  — 
der  gerade  »an  der  Reihe«  ist — , den  Parteigenossen  zur  Wahl  zu 
empfehlen.  Einmal  empfiehlt  A den  B,  das  zweite  Mal  dann  B 
den  A.  Die  Parteigenossen  rebellieren  nur  selten  gegen  diesen 
Trick.  Vielfach  merken  sic  nicht  einmal  seine  Existenz.  Auf 
diese  Weise  wird  zwar  die  Konkurrenz  der  Führer  untereinander, 
wenigstens  auf  diesem  Gebiete,  beseitigt,  andererseits  aber  jeder 
mehr  als  passiven  Teilnahme  der  großen , nicht  bureaukratisch 
eingegliederten  Volksmassen  an  dem  höheren  und  feineren  Partei- 
leben — dem  Leben  der  Partei,  die  sie  einzig  und  allein  mit 
ihren  Groschen  unterhalten  — der  Nerv  unterbunden.  Keinen 
anderen  Weg  geht  auch  die  Wahl  der  höchsten  Parteiinstanzen, 
des  Parteivorstandes , eben  bei  der  Sozialdemokratie  Deutsch- 
lands, bei  der  überhaupt,  als  dem  festgefügtesten  dieser  Partei- 
körper , die  konservativen  Tendenzen  am  weitesten  fortge- 

M)  Michel  B n k o u n i n e : Oeuvres,  Vol.  II,  p.  297. 
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schritten  sind.  Die  statutengemäß  verlangte  alljährliche  Neuwahl 
des  Parteivorstandes  ist  zur  reinen  Farce  hcrahgesunken.  Sie  ge- 
schieht mittelst  Zetteln,  auf  denen  die  Namen  der  Parteivorstands- 
mitglieder des  Vorjahres  bereits  vorgedruckt  sind.  Wehe  dem, 
der  es  wagen  wollte,  die  Streichung  eines  dieser  rechtlich  jeder- 
zeit eliminierbaren  Übergcnosscn  zu  beantragen!  Er  würde  min- 
destens des  Parteiverrats  geziehn.  Als  sich  auf  einem  der  letzten 
Parteitage  der  deutschen  Sozialdemokratie  das  Gerücht  ver- 
breitete, eine  Gruppe  von  Delegierten  habe  beschlossen,  ein  ehe- 
maliges Parteivorstandsmitglied  aus  Gründen  der  Taktik,  also 
aus  den  ehrenwertesten  und  sachlichsten  Gründen  von  der  Welt, 
nicht  wiederzuwählen,  bemächtigte  sich  des  Gros  des  Parteitags 
eine  kaum  glaubliche  Erbitterung.  So  ist  der  Parteivorstand  tat- 
sächlich zu  einer  absolut  amoviblen,  ständigen  Behörde  geworden, 
die  das  volle  Recht  der  Inviolabilität  beansprucht  und  besitzt. 

b.  Die  Dankbarkeit  der  Massen  als  konservativer  Faktor. 

Die  Ursachen  für  alle  diese  oligarchischen  Erscheinungen  im 
Schoße  der  demokratischen  Partei  par  excellence  liegen  auf  der 
Hand.  Abgesehen  von  den  Fällen  der  Organisierung  und  Kartell- 
bildung der  Führer  untereinander,  aus  deren  Fülle  wir  eines  einzel- 
nen Falles  Erwähnung  taten,  sowie  der  ganz  generellen  Immobilität 
der  Massen,  liegen  sie  in  der  Dankbarkeit  der  Geführten  und  in 
der  technischen  Unentbehrlichkeit  der  Führer.  Die  Führer,  die 
im  Namen  der  Massen  reden  und  schreiben  und  sich  als  Schützer 
und  Anwälte  der  Masse  einen  Namen  machen,  vielfach  auch  als 
Exponenten  der  Masse  gelitten  und,  während  die  — wirtschaft- 
lich unentbehrliche  — Masse  ihrer  täglichen  Beschäftigung  nach- 
gehend, ruhig  und  ungeschoren  an  ihrem  Platze  blieb,  Exil  und 
Gefängnis  durchgemacht  und  dadurch  eine  Art  Märtyrer-Heiligen- 
schein erworben  haben,  fordern  von  den  Massen  als  Gegenge- 
schenk für  ihre  für  sie  vollbrachten  Leistungen  Dankbarkeit. 
Diese  Dankbarkeit  wird  von  den  Massen  selbst  auf  das  Tiefste 
empfunden.  Wenn  die  Geschichte  uns  ab  und  zu  Ausnahmen 
von  dieser  Regel  bringt  und  die  Masse  den  ursprünglich  selbst- 
gewählten Führern  gegenüber  in  schwarze  Undankbarkeit  ge- 
hüllt erscheinen  läßt,  so  kann  man  sicher  sein,  daß  diesem  Pro- 
zeß ein  Eifersuchtsdrama,  der  bittere,  hartnäckige,  demagogische 
Kampf  eines  Führers  gegen  den  andern,  in  dem  die  Massen  am 
Ende  Partei  ergreifen,  entscheiden  und  gegen  einen  von  beiden 
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»undankbar«  werden  muß,  zu  Grunde  liegt.  Von  diesen  hetero- 
genen Ausnahmefällen  abgesehen,  ist  die  Masse  ihren  Führern 
gegenüber  von  der  tiefsten  Dankbarkeit,  die  als  die  heiligste 
Pflicht  aufgefaßt  wird,  erfüllt.  Diese  heiligste  Dankbarkeitspflicht 
setzt  sich  aber  in  die  Praxis  nur  in  der  Weise  um,  daß  die 
dankbare  Masse  dem  Manne,  dem  sie  Dank  schuldet,  sein  Man- 
dat als  ihr  Vertreter  immer  wieder,  in  vielen  Fällen  bis  zur  Lebens- 
länglichkeit  verlängert,  mit  anderen  Worten,  daß  sie  ihn  dauernd 
über  sich  stellt. 

c.  Die  technische  Unentbehrlichkeit  der  Führer. 

Was  die  Dankbarkeit  beginnt,  wird  vollendet  durch  eine 
Reihe  von  Eigenschaften,  die  sich  der  Führer  durch  seine  Los- 
lösung von  der  Masse  erwirbt,  nämlich  durch  die  technische  Un- 
entbehrlichkeit der  Führer. 

VV'ährend  die  Masse  durch  ihre  berufliche  Arbeit  und  die  Sorgen 
des  täglichen  Lebens  von  einer  genaueren  Kenntnis  des  politischen 
Getriebes,  insbesondere  des  politischen  Betriebes,  der  politischen 
Maschinerie,  ferngehalten  wird,  wird  der  Führer  durch  die  neuen 
Umstände  umgekehrt  dazu  geführt,  sich  mit  den  Technicismen  der 
Politik  und  der  sozialen  Gesetzgebung  auf  das  engste  zu  befreun- 
den. Auf  diese  Weise  erwirbt  er  sich  in  kurzer  Frist  eine  gewisse 
Kompetenz,  die  ihn  auf  die  Dauer  seinen  Auftraggebern  immer 
mehr  überlegen  macht.  Je  komplizierter  das  politische  Metier,  je 
unübersehbarer  die  Bestimmungen  der  sozialen  Gesetzgebung,  je 
mehr  Sachkenntnis  und  Routine  dazu  gehört,  sich  im  öffentlichen 
Leben  zurechtzufinden,  desto  mehr  steigt  der  persönliche  Unent- 
behrlichkeitswert der  gehobenen  Arbeiterexistenzen.  Dementspre- 
chend wird  auch  ihre  Unantastbarkeit  immer  größer.  Die  Ge- 
schichte der  Arbeiterparteien  bietet  täglich  Fälle  dar,  in  denen  sich 
der  Führer  mit  den  Grundsätzen  der  Bewegung  in  Widerspruch  ge- 
setzt hat,  die  Geführten  sich  aber  nicht  anschickcn,  aus  dieser  Tat- 
sache die  Konsequenzen  zu  ziehen,  weil  sie  ohne  den  Führer  und 
seine,  dadurch  daß  sie  ihn  über  sich  hinausgehoben  und  ihm  Mittel 
und  Wege  und  Muße  geboten  haben,  sich  gewisse  Kenntnisse  zu 
erwerben,  erworbenen  Eigenschaften  nicht  mehr  auskommen  kön- 
nen und  gleichwertigen  Ersatz  nicht  sofort  bei  der  Hand  haben. 
Mancher  Parlamentsredner,  mancher  Gewerkschaftsführer  steht, 
sowohl  was  sein  theoretisches  Denken  wie  was  sein  praktisches 
Handeln  anbetrifft,  in  offenbarstem  Gegensatz  zu  den  von  ihm 
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geführten  Massen,  aber  er  theoretisicrt  und  praktiziert  ruhig 
weiter,  in  ihrem  Namen.  Die  Massen  stehen  verblüfft  dabei, 
sehen  unzufrieden  diesem  Treiben  zu,  wagen  es  in  der  Regel 
aber  nicht,  ihrem  »großen  Mann*,  der  auch  von  der  bürgerlichen 
Welt  geachtet  wird  und  ohne  den  die  Arbeiterbewegung  eines 
guten  Teiles  ihres  politischen  Kredites  verlustig  gehen  würde,  zu 
kündigen59). 

E.  Die  kastenmäßige  Abgeschlossenheit  der 
Führerschaft. 

Mit  der  Bildung  des  Führertums  beginnt  zugleich  sein  kasten- 
mäßiger Abschluß,  den  wir  bereits  in  den  vorhergehenden  Ka- 
piteln mehrfach  zu  erwähnen  Gelegenheit  hatten. 

Wo  nicht,  wie  in  Frankreich,  ausgeprägtester  Individualismus 
und  fanatisch  politischer  Dogmatismus  dem  hindernd  in  den 
Weg  tritt,  stehen  die  alten  F' (ihrer  den  Massen  als  kompakte 
Gruppe  gegenüber.  Wenigstens  immer,  wenn  die  Massen  einmal 
ernstlich  rumoren  und  ihre  Herrschaft  gefährden.  »Ils  con^oivent 
bien  vite  la  nöcessite  de  s’accorder  entre  eux,  ahn  que  le  parti 
ne  puisse  pas  leur  öchappcr  en  se  divisant* 60). 

Die  Führerschaft  nimmt  Rechte  und  Allüren  einer  geschlos- 
senen Körperschaft  an,  die  sozialistische  genau  so  wie  die  bür- 
gerliche, auch  dem  Rest  der  Partei  gegenüber“1).  Die  deutsche 

6*j  Das  wird  natürlich  von  den  Führern,  denen  daran  Hegen  muß,  daß  die 
Fiktion  der  demokratischen  Allmacht  bewahrt  bleibt,  nicht  zugegeben.  Sie  argu- 
mentieren so:  die  Tatsache,  daß  die  Führer  noch  Führer  sind,  beweist  es  an  und  für 
sich  schon,  daß  die  Massen  hinter  ihnen  stehen.  Sonst  . . . »wären  sie  nicht  in  ihrer 
Stellung«.  (So  Karl  Legicn  auf  dem  sozialdemokratischen  Parteitag  zu  Jena, 
s.  Protokoll,  Berlin  1905,  Vorwärts,  j>.  265.) 

®°)  Antoine  Elis£e  Cherbuliez:  »Theorie  des  Garanties  Constitutionelles«. 
Tome  II.  Paris  1838.  Ab.  Cherbuliez.  p.  253. 

•l)  »Gezwungen,  sich  auf  dem  Parkettboden  des  ihrem  eigentlichen  Wesen 
fremden,  bürgerlichen  Parlamentarismus  zu  bewegen,  hat  die  Sozialdemokratie  an- 
scheinend unwillkürlich  und  unbewußt  auch  manche  Sitten  dieses  Parlamentarismus 
übernommen,  die  aber  mit  ihrem  demokratischen  Charakter  nicht  recht  in  Einklang 
zu  bringen  sind.  Dahin  gehört  z.  B.  unseres  Erachtens  das  Auftreten  der  Fraktion 
als  einer  geschlossenen  Körperschaft  nicht  nur  den  bürgerlichen  Parteien,  was 
durchaus  notwendig,  sondern  auch  der  eigenen  Partei  gegenüber  — was  zu  Unzu- 
triiglichkeiien  führen  kann.«  (Rosa  Luxemburg:  »Sozialreform  oder  Revolution?« 
Anhang:  »Miliz  und  Militarismus.«  Leipzig  1899.  Verlag  der  Leipziger  Volks- 
zeitung, p.  75.) 
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Reidhtagsfraktion  der  Sozialdemokratie  hat  einzelne,  nicht  unwich- 
tige  Bestandteile  ihrer  Partei  mehrmals  ganz  eigenmächtig  im 
Reichstag  desavouiert;  die  bekanntesten  Fälle  waren  die  Ver- 
leugnung des  Brotwucher- Artikels  der  Leipziger  Volkszeitung 
und  der  Karl  Liebknecht  sehen  Antimilitaristen  - Agitation.  Im 
ersteren  Falle  hatte  die  Leipziger  Volkszeitung  gut  schreiben,  sie 
könne  sich  über  die  Mißbilligungsbezeugung  »der  57  Genossen« 
schon  trösten;  wenn  sie  auch  theoretisch  mit  dieser  Anspielung 
auf  den  demokratischen  Charakter  der  Partei  den  Nagel  auf  den 
Kopf  traf,  praktisch  war  die  Gegenwehr  bedeutungslos,  weil  ihrem 
schwachen  Recht  des  Prinzips  ein  starkes,  der  Führerschaft  imma- 
nentes Gewohnheitsrecht  des  Stärkeren  gegenüberstand.  Auf  den 
deutschen  Parteitagen  — und  in  ihren  Protokollen  — lassen  sich  ein 
höherer  und  ein  niederer  Kreis  von  Delegierten  sehr  deutlich  unter- 
scheiden **).  Bekannt  sind  ferner  die  Kämpfe  der  parlamentarischen 
Fraktion  um  die  stimmberechtigte  Zulassung  ihrer  Mitglieder  als  sol- 
cher zu  den  alljährlichen  Kongressen  der  Partei,  ein  Ziel,  das  sie  durch 
die  Annahme  des  neuen  Statuts  auf  dem  Parteitag  zu  Jena  1905  er- 
reicht hat.  Obgleich  es  Abgeordneten  ohnehin  nicht  allzu  schwer 
fällt,  sich  »ein  Mandat  zu  verschaffen«,  hat  man  sie  doch  selbst 
dieser  geringen  Mühe  überhoben  os).  Ihre  aktive  Teilnahme  an  den 
intimsten  Beratungen  der  Partei,  nicht  in  Eigenschaft  von  eigens 
zu  diesem  Zweck  mit  einem  Vertrauensmandat  der  Parteisektion 
ihres  zuständigen  Wohnortes  versehenen  Delegierten,  sondern  als 
Vertreter  der  Gesamtwählerschaft  ihres  Wahlkreises  für  eine  lang- 
fristige Legislaturperiode,  bedeutet  eine  ausdrückliche  Sanktio- 
nierung ihres  — noch  dazu  außerparteilichen  — Führercharakters 
und  ihre  manifeste  Erhebung  in  den  Stand  ausgesprochener,  von 
den  Parteimassen  unabhängigen  Obergenossen,  oder,  wenn  man 
will,  für  die  Dauer  des  Reichstagsmandats  unabsetzbarer  Dauer- 

•*)  »Die  Berichterstattung  über  die  Reden  der  »gewöhnlichen«  Delegierten 
ist  meist  sehr  dürftig  und  lückenhaft«  (Eduard  David:  »Fraktion  und  Parteitag.« 
Vorwärts,  Jahrg.  XXII,  Nr.  131). 

•*)  »Ein  sehr  viel  debattierter  Punkt  ist  das  Recht  der  Reichstagsabgeord- 
neten auf  selbständige  Teilnahme  an  den  Parteitagen.  Dies  Recht  datiert  aus  dem 
Jahre  1890.  Auer  hat  damals  ausgeführt:  Die  Abgeordneten  müßten  jämmerliche 
Kerle  sein,  wenn  sie  sich  kein  Mandat  zu  verschaffen  wüßten.  Aber  da  wegen 
ihrer  Verantwortung  gegen  die  Partei  ihre  Anwesenheit  unter  Umständen  not- 
wendig sein  könnte,  solle  man  sie  nicht  in  die  Lage  bringen,  um  Mandate  zu 
betteln«.  (Georg  v.  Voll  mar,  auf  dem  Parteitag  zu  Jena  1905,  p.  171.) 
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delegierten  “4). 

Gleichzeitig  mit  ihrer  Absonderung  von  der  Masse  tritt  unter 
den  Führern  auch  die  Tendenz  zu  Tage,  ihren  Kreis  nicht  durch 
Volkswahl,  sondern  aus  sich  selbst  heraus,  auf  dem  Wege  der 
Kooptation,  zu  ergänzen,  bezw.  zu  erweitern.  Daher  der  Anspruch 
der  einzelnen  sog.  Landesvorstände  und  des  Parteivorstandes  auf 
das  Vetorecht  bei  der  Aufstellung  der  Kandidaten  in  den  Wahl- 
kreisen, ein  ausgesprochen  oligarchisches  Vorrecht,  das  die  Vor- 
stände als  Regierung  etabliert,  aber  einem  der  Grundrechte  jeder 
Demokratie,  dem  Selbstbestimmungsrecht  der  einzelnen  Teile,  ins 
Gesicht  schlägt GS). 

Natürlich  wehren  sich  diese  Führer  gegen  jede  von  an- 
derer, sei  es  auch  von  einer  in  demselben  Parteiverband  mit 
ihnen  zusammen  lebenden  Seite  ausgehende  »Einmischung«. 
Männer,  die  sich  in  theoretischen  Differenzen  ohne  weiteres 
an  die  Massen  wenden , — also  ein  urdemokratisches  Mittel 

M)  In  den  meisten  anderen  Arbeiterparteien,  wie  in  denen  Frankreichs,  Ita- 
liens, Hollands  u.  s.  w.  ist  diese  Entwicklung  noch  nicht  so  weit  gediehen.  Dort 
haben  die  Deputierten  auf  den  Kongressen  nur  insoweit  Sitz  und  Stimme,  als  sie 
ein  regelrecht  zu  diesem  Zwecke  «ausgestelltes  Mandat  aufzuweisen  haben. 

M)  »Wir  wollen,  daß  das  Volk  sich  selbst  regiere,  unser  Parteiprogramm 
fordert,  daß  es  über  die  wichtigsten  und  schwierigsten  Probleme  durch  unmittel- 
bare Abstimmung  und  direkte  Gesetzgebung  entscheide,  aber  in  der  nächstliegen- 
den,  einfachsten  Frage,  wer  der  Mann  seines  Vertrauens  sei,  soll  es  von  einer  Er- 
laubnis Vorgesetzter  Behörden  abhängig  sein?  . . . Beginnen  aber  die  Parteifunk- 
tionäre selbst  zu  bestimmen,  wer  in  ihren  Kreis  aufgenommen  werden  dürfe,  so 
liegt  die  Gefahr  vor,  daß  frisches  Blut  und  neue  Gedanken  mehr  und  mehr  fern- 
gehalten  werden  könnten  und  die  Partei  der  Verknöcherung  verfiele,  die  das  Kenn- 
zeichen aller  Oligarchieen  und  Bureaukraticen  ist.  Man  wende  nicht  ein,  daß  die 
Unbestechlichkeit  und  Tüchtigkeit  unserer  Parteifunktionäre  und  ihre  Liebe  für 
unsere  große  Sache  eine  Schutzwehr  gegen  solche  Folgen  bilden  würden.  Im 
Gegenteil : Eine  Beamtenschaft,  die  ihre  Sache  versteht  und  uneigennützig  dem 
allgemeinen  Besten  zu  dienen  bemüht  ist,  wie  wir  sie  in  der  Partei  glücklicher- 
weise haben,  wird  am  ehesten  geneigt  sein,  im  Bewußtsein  ihres  eigenen  Verdienstes 
das,  was  sie  für  richtig  und  geeignet  hält,  als  unüberschreitbare  Norm  zu  betrach- 
ten, abweichende  Bestrebungen  im  vermeintlichen  Interesse  der  Sache  auszuschlicßen 
und  dadurch  der  gesunden  Fortentwicklung  der  Partei  einen  Riegel  vorzuschicben. 
Als  weitere  Folgen  einer  solchen  Tendenz  können  das  Nachlassen  der  Initiative 
und  des  Interesses  am  geistigen  Leben  der  Partei  und  die  Neigung  zum  eigen- 
sinnigen oder  gedankenlosen  Festhalten  an  hergebrachten  Formeln,  kurz,  wie  man 
sagt,  zum  F ort  wursteln  sich  einstcllen.  In  diesem  Sinne  ist  eine  gute  Bureau- 
kratie  gefährlicher,  als  eine  schlechte«.  (W.  Heine,  loco  cit.  p.  282,  284.) 
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anwenden  — sind  in  ihren  Augen  Eindringlinge,  »Unbefugte«, 
Menschen,  denen  sie  jede  Urteilsfähigkeit  von  vornherein  ab- 
sprechen. Sie  beziehen  jeden  sachlichen  Angriff  am  liebsten 
sofort  auf  sich  selbst.  Sie  fühlen  sich  stets  persönlich  ver- 
letzt, um  auf  diese  Weise  den  Kampfplatz  zu  verschieben,  als 
die  harmlosen  Angegriffenen  dazustehen  und  in  der  öffentlichen 
Meinung  der  Massen  die  theoretischen  Gegner  mit  dem  Odium 
der  persönlichen  Gehässigkeit  zu  belasten.  Insbesondere  die 
deutschen  Gewerkschaftsführer  scheuen  sich  nicht,  in  solchen  Fäl- 
len ihren  Gegnern  selbst  die  »verbrecherische  Absicht«  zuzu- 
schieben, sie  beabsichtigten  mit  ihren  Angriffen  nur  die  »Auflö- 
sung der  gewerkschaftlichen  Disziplin«,  was  aus  der  Regierungs- 
sprache der  Gewerkschaftsfunktionäre  in  die  Regierungssprache  der 
Regierungsfunktionäre  übertragen  etwa  dem  Terminus  der  »Ver- 
hetzung der  Untertanen  gegen  die  Obrigkeit«  entspricht.  Gerade 
in  den  deutschen  Gewerkschaften  ist  dieser  Geist  mächtig.  »Dem 
Volke  muß  die  Religion  erhalten  bleiben ! — dies  ist  der  Grund- 
satz, aus  dem  heraus  manche  Gewerkschaftsbeamten  alle  Kritik 
an  den  objektiven  Unzulänglichkeiten  der  Gewerkschaftsbewegung 
zu  einem  Attentat  auf  diese  Bewegung  selbst  stempeln«86).  Auf 
der  berühmt  gewordenen  Konferenz  der  Gewerkschaftsvorstände 
vom  19. — 23.  Februar  1906  beklagte  sich  der  Gewerkschaftsbe- 
amte Paul  Müller  bitter,  daß  seine  radikalen  Genossen  von  der 
Sozialdemokratie  versuchten,  »die  Gewerkschaftsmitglieder  ihren 
Führern,  die  sic  selbst  erwählt  haben,  zu  entfremden.  Man  hat 
direkt  versucht,  sie  aufzuhetzen  gegen  ihre  Leiter.  Man  hat 

offiziell  zum  Disziplinbruch  aufgefordert.  Was  heißt  es  denn  an- 
ders, wenn  man  in  den  Versammlungen  davon  spricht,  die  Mit- 
glieder sollten  Sturm  laufengegen  ihre  Führer?«  67).  Aus  diesen 
Worten  spricht  aber  bereits  die  gottesgnadengewordene  Volks- 
gnadentheorie  des  Bonapartismus,  in  welcher  ein  aus  dem  Plebis- 
zit gewordenes  Herrscherrecht  dauernd  bindende  Kraft  erstrebt 
und  beansprucht. 

Das  am  meisten  charakteristische  Indizium  für  ein  bereits 
hochentwickeltes  Stadium  der  Oligarchie  in  einer  Organisation  be- 
steht darin,  daß  die  Führerschaft  anfängt,  nicht  nur  die  Einrich- 

**)  Dr.  Rosa  Luxemburg:  »Massenstreik,  Partei  und  Gewerkschaften.« 
Hamburg  1906.  Erdmann  Dubber.  p.  61. 

6T)  »Partei  und  Gewerkschaften«,  wörtlicher  Abdruck  des  Punktes  P.  und  G 
aus  dem  Protokoll  der  Konferenz  etc.  Vorwärts  1906.  p.  4. 
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tungen,  sondern  sogar  Hab  und  Gut  der  Organisation,  an  deren 
Spitze  sie  steht,  mit  ihrem  eigenen  Hab  und  Gut  zu  identifizieren. 
Auch  dieses  Phänomen  teilt  die  Oligarchie  im  Parteileben  mit 
der  Oligarchie  im  Staatsleben,  welche  stets  Allgemeinwohl  und 
eigene  subjektive  Meinung  verwechselt,  ln  dem  bekannten  Streit 
zwischen  Führern  und  Geführten  um  das  Recht  der  Kriegs- 
erklärung im  Wirtschaftsleben  haben  sich  die  ersteren  bisweilen 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  für  sich  das  Recht  der  Kriegserklä- 
rung rechtlich  und  sittlich  deshalb  vindizieren  zu  können,  weil  sie  ja 
in  der  Hauptsache  »auch  die  Mittel  zu  beschaffen«  hätten68).  »Das 
sieht  so  aus«,  hat  Geithner  zu  dieser  Argumentation  bemerkt, 
»als  ob  die  armen  Verbandsfunktionärc  die  Kosten  aus  ihrer 
Tasche  zu  decken  hätten!«68).  Das  ist  aber  nur  der  Schlußstein, 
die  letzte  Konsequenz  einer  oligarchischen  Ideologie,  die  zur 
völligen  Abwendung  von  jedem  lebendig  erfaßten  demokratischen 
Gedanken  führen  muß. 

F.  Der  Herrschaftscharakter  der  Führer  in  ihrem 
Verhältniß  zu  den  Geführten. 

Der  Charakter  der  Herrschaft  der  Vertreter  über  die  Massen 
kommt  überall  da  zum  Ausdruck,  wo  die  Interessen  oder  Ansichten 
beider  kollidieren.  Ein  Musterbeispiel  unter  vielen  ist  die  Auf- 
fassung, die  ein  so  geistreicher  und  gebildeter  Mann  wie  der  zur 
Zeit  einflußreichste  Führer  der  italienischen  Sozialdemokratie, 
Filippo  Turati,  Abgeordneter  für  Mailand  V,  über  die  Stellung 
des  sozialistischen  Parlamentariers  den  sozialistischen  Massen  gegen- 
über vertritt.  Auf  einem  kürzlich  in  Rom  abgehaltenen  Arbeiterkon- 
greß hat  er  sie  wörtlich  dahin  präzisiert:  »II  gruppo  Parlamentäre 
socialista  ü,  comc  sempre,  a disposizione  del  proletariato  purchü  non 
ci  obblighiate  a fare  delle  cose  semplicemente  grottesche« 70).  Also: 
die  sozialistischen  Vertreter  im  Parlament  stehen  zu  Diensten  des 
Proletariats,  aber  unter  der  strengen  Bedingung,  daß  dieses  von 
ihnen  nicht  dummes  Zeug  verlangt.  Ueber  den  Begriff  dieser 
»cose  semplicemente  grottesche«  haben  natürlich  jedesmal  die 

M)  S.  »Korrespondenzblatt  der  Gewerkschaften  Deutschlands.«  Jahrg.  VII. 
Nr.  28. 

#B)  Otto  Geithner:  »Zur  Taktik  der  Sozialdemokratie.«  Betrachtungen 
eines  Lohnarbeiters.  Neue  Zeit.  Bd.  XIII.  Nr.  47  (p.  65). 

7p)  Auf  dem  Convegno  pro  Amnistia  vom  31.  März  1908.  Nach  dem  Bericht 
der  Turiner  »Stampa«,  XLII,  Nr.  92. 
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Vertreter  selbst  zu  entscheiden,  womit  ihnen  das  alleinige  Ent- 
scheidungsrecht gesichert  ist ;l). 

Noch  ausgeprägter,  wenn  möglich,  ist  diese  Tendenz  in  der 
deutschen  Gewerkschaftsbewegung.  Die  Bestrebungen  der  Ver- 
bandsvorstände sind  schon  seit  geraumer  Zeit  darauf  gerichtet,  sich 
das  alleinige  Bestimmungsrecht  darüber  zu  sichern,  ob  ein  Streik 
»berechtigte  ist  oder  nicht.  Da  die  Verbandsleiter  auch  im  Besitz 
der  beträchtlicheren  Kassen  sind,  so  handelt  sich  der  Streit  in 
der  Praxis  darum,  zu  wissen,  wer  darüber  zu  entscheiden  habe,  ob 
ein  Streik  »unterstützungsberechtigt«  ist.  Wir  stehen  hier  vor 
einer  Frage,  die  den  Lebensnerv  der  demokratischen  Selbstver- 
waltung und  Selbstbestimmung  der  gewerkschaftlichen  Mitglied- 
schaften — der  »Geführten«  — trifft.  Wenn  nun  die  Führer  die 
Entscheidung  über  diese  Kernfrage  beanspruchen  — und  zum  Teil 

7I)  Dieser  Ansicht  ist  im  Grunde  auch  Eduard  Bernstein,  wenn  er  sie  auch, 
seinem  abwägenden  und  liebenswürdigen  Charakter  entsprechend,  in  eine  mildere 
Form  kleidet  und  sie  in  ernsterer  Weise  zu  motivieren  sucht.  Auch  nach  ihm  ist 
der  Führer  nicht  das  Sprachrohr  der  Massen,  sondern  ihm  selbst  steht  das  Recht  zu 
über  das,  was  im  Interesse  der  Arbeiter  liegt,  zu  entscheiden.  Hier  seine  Worte  : 
»Bebel  meint : die  Führer  hätten  den  Massen  zu  folgen.  Ich  bin  nicht  dieser  Ansicht. 
Ich  glaube,  die  sogenannten  »Führer*,  d.  h.  die  Vertrauensmänner  der  Arbeiter, 
sind  die  Sachwalter  der  Arbeiterklasse.  Sie  haben  sich  allerdings  mit  ihren  Man- 
datgebern ins  Einvernehmen  zu  setzen,  aber  sie  haben  vor  allem  nach  bester  Ueber- 
zeugung  das  Interesse  der  Arbeiter  wahrzunehmen  und,  wenn  es  nötig  ist,  der 
Stimmung  der  Arbeiter  entgegenzutreten  und  ihre  Argumente  geltend  zu  machen. 
Wir  dürfen  uns  eben  nicht  abhängig  m.achen  von  zeitweiligen  Strömungen.  Bebel 
machte  sich  darüber  lustig,  daß  man  die  Frage  der  Fraktion  Vorbehalten  wollte. 
Aber  ist  es  nicht  ganz  richtig,  daß  die  Abgeordneten,  die  ständig  im  Reichstage 
sind,  diese  Frage  besser  beurteilen  können  als  Draußenstehende  ? Wenn  man  nicht 
von  vornherein  der  Fraktion  ein  Mißtrauensvotum  ausstellen  will,  dann  kann  man 
allerdings  diese  Frage  durchaus  der  Fraktion  überlassen«.  (Eduard  Bern- 
stein, auf  dem  Parteitag  der  Sozialdemokratischen  Partei  in  Dresden,  1903. 
»Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  Parteitages«,  Berlin  1903,  ßuchhandl.  Vor- 
wärts, p.  399»)  Andere  Führer  glauben  auf  anderem,  viel  weniger  ehrlichem  Wege, 
zu  demselben  Ziele,  der  » Leithammclung  der  Massen«,  kommen  zu  können.  Wenn 
sie  manchmal  »entgegen  ihrer  eigenen  Ueberzcugung  Dinge  sagen«  müssen,  »welche  die 
Masse  »vertragen«  kann«,  so  deshalb,  weil  sie  wissen,  »daß  die  Masse  erst  durch  Scha- 
den klug  werden«  muß,  und  daß  sic  selbst  doch  inzwischen  alles  so  werden  »schieben 
können,  wie  es  ihrer  weisen  Einsicht  entspricht«.  (Tischendörfcr,  im  »Korre- 
spondenzblntt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands«,  zitiert 
nach  Otto  Geithner:  »Zur  Taktik  der  Sozialdemokratie«,  Neue  Zeit,  XXIII. 
Jahrg.,  Bd.  II  p.  657.) 
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schon  in  Händen  haben  — so  heißt  das  nichts  anderes,  als  das  ele- 
mentarste demokratische  Prinzip  ausschalten  und  sich  selbst  offen 
zu  Oligarchen  aufwerfen,  während  sich  die  Massen  — die  die 
Gelder  geben  und  die  Oligarchen  erhalten  — zu  fügen  haben71*). 
Dieses  Bestreben  der  Führer  mag  sich  aus  taktischen  und  Kompe- 
tenzgründen vielleicht  verteidigen  lassen.  Darum  handelt  es  sich 
nun  hier  nicht.  Uns  ist  es  hier  lediglich  darum  zu  tun,  festzu- 
stellen,  wie  wenig  sich  die  Tendenzen  der  staatlichen  Oligarchieen 
(Regierung,  Fürst  u.  s.  w.)  von  denen  der  proletarischen  Oligar- 
chieen unterscheiden. 

So  wird  der  Volks  »Vertreter«  denn  in  der  Tat  leicht  aus 
einem  Diener  des  Volkes  zu  einem  Herrn  des  Volkes  (Kautsky) 7l), 
und  wenn  im  Schoße  der  Massen  noch  Individuen  existieren,  die 
während  der  Periode  zwischen  den  Wahlen  einigen  Einfluß  auf 
ihren  Volksvertreter  besitzen,  so  sind  es  die  grands  clccteurs,  die 
pczzi  grossi  des  eigenen  Wahlkreises,  mit  anderen  Worten,  Indi- 
viduen, die  ihrer  sozialen  Stellung  nach  nicht  den  beherrschten 
Klassen,  sondern  den  herrschenden  Oligarchieen  selbst  angehören. 
An  electional  System  simply  places  power  in  the  hand  of  the 
most  skilful  electioneers T3) , was  letzteres  allerdings  natürlich 
nur  für  einige  Länder  mit  republikanisch -demokratischer  Verfas- 
sung gilt. 

Der  Abgeordnete  steht  über  der  Partei.  Am  deutlichsten 
tritt  das  gerade  da  hervor,  wo  eine  Partei  stark  organisiert  ist,  also  in 
den  modernen  Arbeiterparteien  und  innerhalb  ihrer  wieder  insbeson- 
dere in  den  revisionistischen  Richtungen.  Die  dieser  Richtung  ange- 
hörigen  Abgeordneten  kämpfen,  so  lange  die  Parteimchrheit  noch 
nicht  auf  ihrer  Seite  ist,  einen  beständigen  Kampf,  um  sich  sogar 

71  •)  Auch  in  der  ernsten,  urdernokratischen  Frage  der  Maifeier  gaben  Partei- 
vorstand und  Generalkommission  1908  eine  ganz  neue  Parole  aus,  in  der  die  Hal- 
tung der  Kartelle  ohne  weiteres  von  oben  herab  bestimmt  wurde.  Beide  Instanzen 
hielten  cs  nicht  einmal  für  nötig,  >in  einer  die  Kartelle  und  die  örtlichen  Partei- 
leitungen so  tief  berührenden  Frage  wenigstens  deren  Meinung  zu  hören«.  (Nach 
der  Volksstimme,  Frankfurt.  N.  22,  3.  B.)  — Die  Frage,  ob  nicht  den  Kartellen 
auf  den  Gewerkschaftskongressen  eine  direkte  Vertretung  gesichert  werden  könnte, 
ist  immerhin  eine  Frage  der  Erweiterung  des  Kreises  der  Oligarchen. 

M)  Vgl.  Karl  Kautsky:  »Wahlkreis  und  Partei«  in  der  »Neuen  Zeit«, 
XXII,  Nr.  28,  p.  36. 

7a)  H.  G.  Wells:  »Anticipations  of  the  Reaction  of  Mechanical  and  Scien- 
tific Progress  upon  Human  Life  and  Thought«.  London  1904.  Chapman  and 
Hall,  p.  58. 
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dem  Einfluß  der  Partei  und  erst  recht  dem  der  Arbeitermasse  zu 
entziehen  und  ihr  Abhängigkeitsverhältnis  von  der  organisierten 
Parteisektion  am  Orte  auf  die  Wählerschaft  im  engsten  Sinne, 
ihre  private  Wählerschaft,  die  natürlich  eine  graue,  unorgani- 
sierte, mehr  oder  weniger  indifferente  Masse  ist,  zu  übertragen. 

Der  Abgeordnete  fühlt  sich  als  der  berechtigte  Lenker  der 
Parteigeschicke.  Und  er  ist  auch  der  Lenker.  In  den  — relativ 
seltenen  — Fällen  eines  Aufeinanderprallens  zwischen  den  Füh- 
rern und  den  Massen  bleiben  erstere,  sobald  sie  nur  einiger- 
maßen untereinander  einig  sind,  stets  Sieger.  In  Italien  ist  das 
Gros  der  Führerschaft  über  den  Willen  der  Massen  (z.  B.  in  den 
Generalstreiks)  stets  zur  Tagesordnung  übergegangen.  Im  Kuhr- 
revier  schäumten  die  Bergleute,  als  die  Führer  über  ihren  Kopf 
hinweg  den  großen  Bergarbeiterstreik  für  beendet  erklärten74). 
Es  schien 'diesmal  zu  einer  gründlichen  Abrechnung  der  Massen 
mit  der  Oligarchie  zu  kommen.  Wenige  Wochen  darauf  war 
alles  wie  nicht  geschehen.  Die  Führer  hatten  den  Geführten  ge- 
trotzt und  waren  dessen  ungeachtet  die  Vertreter  der  Geführten 
geblieben. 

Ein  anderes  typisches  Beispiel.  Als  am  dritten  Tage  des 
Generalstreiks  in  Turin  (Oktober  1907)  die  Streikenden  in  der 
beschließenden  Versammlung  mit  großer  Mehrheit  die  Weiter- 
führung des  Streiks  zum  Beschluß  erhoben  hatten,  durchkreuz- 
ten die  I-'ührer  (die  örtlichen  Partei-  und  Gewerkschaftsinstanzen) 
diesen  (auch  für  sie  gültigen)  Beschluß  durch  die  Verbreitung 
eines  Manifestes,  in  dem  sie  die  Arbeiter  aufforderten,  die  Arbeit 
wieder  aufzunehmen  7ä).  In  der  darauffolgenden  Partei-  und  Ge- 
werkschaftsversammlung wurde  dann  der  Disziplinbruch  der  Füh- 
rer von  den  Geführten,  die  die  Demission  ihrer  Leiter  und  die 
cattiva  figura,  die  sie  ohne  die  bekannten  und  geachteten  Namen 
machen  würden,  fürchteten,  nachträglich  gutgeheißen. 

Am  weitesten  und  schonungslosesten  haben  sich  diese  Herren- 
Tendenzen  bei  den  Arbeiterführern  in  Nordamerika,  allerdings  un- 
terstützt durch  ein  beispiellos  materielles  und  unästhetisches  Mi- 

,4)  Sicht*  die  Artikelserie  »Streikeindrücke«  von  Konrad  llaenisch  in  der 
Dresdener  Arbeiterzeitung,  XVI,  Nr.  51 — 58  und  die  Serien  in  der  Leipziger  Volks- 
zeitung 1905  Nr.  41 — 44  und  61 — 63. 

’5)  Während  der  Regierungspräsident  den  Anschlag  des  Beschlusses  der  Ge- 
führten (Fortsetzung  des  Streiks)  verbot,  wurde  dem  Anschlag  der  Führer  (Wieder- 
aufnahme der  Arbeit)  seitens  der  Behörden  aller  nur  mögliche  Vorschub  geleistet. 
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lieu 70),  entwickelt.  Dort  betrachten  die  Arbeiterführer,  insbeson- 
dere die  Gewerkschaftsleiter,  völlig  unanfechtbaren  Quellen  zu- 
folge, ihr  Amt  vielfach  überhaupt  nur  als  Sprungbrett  zu  eigenem 
Indiehöhekommen ,:).  In  Amerika  hat  die  Arbeiterklasse,  nach 
dem  Zeugnis  eines  genauen  Kenners  der  Verhältnisse,  wenig 
Führer  hervorgebracht,  mit  denen  sie  hätte  Ehre  einlegen  können 
Die  Mehrzahl  unter  ihnen  nützt  ihre  Stellung,  die  sie  doch  nur 
ihren  Klassengenossen  und  Arbeitskollegen  verdankt,  scham- 
und  gewissenlos  für  eigene  Zwecke  aus.  Die  Geschichte  der 
organisierten  Arbeiterklasse  Nordamerikas  steht  an  Fülle  der 
Korruption  der  Geschichte  der  nordamerikanischen  Großkapita- 
listenklasse um  nichts  nach.  It  is  in  both  cases  a sordid  and 
dreary  tale  and,  in  the  case  of  organized  labor,  is  unrclieved  to 
a dissappointing  degree  by  the  heroism  and  sentiment  which 
have  played  such  a cospicuous  part  in  the  labor  movements  of  other 
countries.  The  cynicism  based  on  cash  seems  to  have  found 
its  way  into  the  boncs  of  both  capitalist  and  proletarian.  Die 
Gewerkschaftsführer  werden  beschrieben  als  stupid  and  cupid ; 
anständige  und  gescheite  Arbeiter  werden  durch  sie  von  jeder 
Organisation  überhaupt  femgehalten  und  auf  falsche  Wege  getrie- 
ben. Die  Kapitalisten  haben  diese  Leute  ganz  in  ihrer  Hand. 

7*)  Wie  weit  die  Korruption  unter  den  Volksvertretern  in  jenem  Lande 
fortgeschritten  ist,  scheint  eine  Nachricht  zu  beweisen,  die  kürzlich  durch  alle 
großen  europäischen  Zeitungen  ging.  Nach  ihr  hat  sich  in  Washington  eine  eigen- 
artige Gewerkschaft  gebildet,  die  den  Schutz  ihrer  Mitglieder  gegen  Ausbeutung 
durch  die  amerikanischen  Volksvertreter  erstrebt.  Dieser  neue  Verband  heißt 
»Union  der  Privatsekreläre«.  Die  Mitglieder  des  Repräsentantenhauses  erhalten 
außer  ihrem  Gehalt  von  7500  Dollars  pro  Jahr  (Uber  30000  Mk.)  noch  1500  Dollars 
extra  für  einen  Sekretär.  Die  Abgeordneten  erhalten  das  Sekretärgehalt  selbst 
ausgezahlt,  müssen  aber  bescheinigen,  daß  sic  dasselbe  einem  Sekretär  aushändigen. 
Viele  ökonomisch  veranlagte  Staatsmänner  haben  es  nun  so  eingerichtet,  daß  sic 
einen  der  Stenographie  kundigen  jungen  Mann  für  etwa  500  Dollars  für  die  Dauer 
der  Session  anstcllen  und  den  größeren  Rest  der  Bewilligung  dann  in  die  eigene 
Tasche  gleiten  lassen.  Andere  haben  Familienmitglieder  als  Privatsekretäre  in- 
stalliert, sodaß  das  ganze  Geld  in  der  Familie  bleibt.  Andere  haben  wieder  an- 
dere Kombinationen  arrangiert,  so  z.  B.  daß  ihrer  fünf  sich  einen  Sekretär  zulegen 
und  demselben  doppeltes  Gehalt  zahlen.  Dann  kann  jeder  der  fünf  900  Dollars 
von  den  ihm  zustehenden  1500  Dollars  einstcckcn.  So  gibt  es  allerhand  Variationen. 
Aber  keine  derselben  sichert  dem  Pritvatsekretär  die  volle  Frucht  seiner  Arbeit. 

”)  Austin  Lewis:  »The  Risc  of  the  American  Proletariat«,  loco  cit. 
p.  196—202. 
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Als  ungebildete  Parvenüs  sind  sie  der  Schmeichelei  besonders  zu- 
gänglich 78).  Doch  ist  das  noch  der  geringste  ihrer  Kehler.  Oft 
sind  sie  nichts  als  bezahlte  Soldknechte  des  Kapitals.  Der  Union 
Officer  wird  zum  »boss«  des  Gegners  seiner  Schutzbefohlenen,  er 
wird  zum  »scab«  oder,  wie  ein  noch  bezeichnenderer  Ausdruck 
lautet,  zum  »labor  lieutenant  of  the  capitalist  dass«.  Wir  hören 
aus  sozialistischem  Munde  selbst  die  schier  unglaublichsten  Er- 
zählungen über  diese  emporgekommenen,  jeder  Moral  baren  Ar- 
beiterexistenzen. Da  werden  zu  Gunsten  und  im  Solde  des  Kapi- 
talisten A gegen  den  Kapitalisten  B Streiks  organisiert,  da  werden 
gewerkschaftlich  notwendige  Streiks  abgebrochen , sobald  der 
Unternehmer  dem  Streikleiter  eine  Lebensrente  bewilligt  hat  u.  a. 
mehr.  Die  gewerkschaftlich  organisierten  amerikanischen  Arbeiter 
aber,  die,  vermutlich  ob  ihres  Mangels  an  sozialistischem  Klassen- 
bewußtsein, von  einem  bekannten  schriftstellernden  belgischen 
Großindustriellen  als  das  non  plus  ultra  der  Intelligenz  gepriesen 
und  den  »faulen  und  verkommenen«  Arbeitern  Europas  als  leuch- 
tendes Beispiel  vorgehalten  werden7*),  lassen  sich  von  diesen 
Führern  nasführen  und  sind  die  einzigen,  die  von  ihren  Taten 
und  Untaten  nichts  merken.  Ja,  sie  lassen  sich  dazu  gebrauchen, 
mißliebige  Kollegen,  die,  weitsichtiger  als  sie,  das  Spiel  der  Ge- 
werkschaftsführer durchschauen  und  dasselbe  öffentlich  zur  Sprache 
bringen,  durch  die  Weigerung,  mit  ihnen  an  derselben  Arbeits- 
stelle zu  arbeiten,  aus  dem  Brote  zu  werfen80). 

Hier  haben  wir  die  »gehobene  Arbeiterexistenz«,  die,  neben 
einigen  herrlichen  Exemplaren,  im  allgemeinen  ein  Gros  von  halb- 
gebildeten , arroganten  und  egoistischen  Kowdies  hervorbringt, 
in  ihrem  ekelhaftesten  Typus,  den  Diderot  vorgeahnt  zu  haben 
scheint,  als  er  seinem  Lumpazius  die  Worte  in  den  Mund  legte: 
»Je  serai  comme  tous  les  gueux  revütus.  Je  serai  le  plus  insolent 
maroufle  qu'on  cüt  encorc  vu<  81). 


M)  Daniel  De  Leon:  »The  Burning  Question  of  Trade»  Unionism.« 
New-York  1904.  New-York  Labor  News  Company,  2 — 6 New  Reade  Street,  p.  10 
12,  41—43- 

Ti)  Em.  Cauderlier:  »L’Kvolution  ßconomique  du  XIX.  Siede«.  Bruxcl- 
lcs-Paris-Stuttgart  1903.  p.  209. 

M)  De  Leon,  p.  12. 

•*)  Denis  Diderot:  »Le  neveu  de  Ramenu«.  Oeuvres  de  Diderot.  Paris 
1877.  Delarue,  Edit.  p.  44. 
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G.  Die  Loslösung  von  Arbeiter-Eliten 
aus  dem  Proletariat  durch  die  Arbeiterbewegung 
und  ihr  Eintritt  in  die  politische  Klasse. 

Man  hat  häufig  von  der  » Verbourgeoisierungc  der  Arbeiter- 
parteien gesprochen,  meistens  in  dem  Sinne,  daß  man  die  weite- 
sten Konsequenzen  aus  dem  Eintritt  einer  Reihe  von  Handwerks- 
meistern und  Kaufleuten  in  die  Sozialdemokratie  gezogen  hat.  Die 
Verbourgeoisierung  der  Partei  — die  tatsächlich  besteht  — liegt 
aber  in  einem  ganz  anderen  Werdegang.  Der  Klassenkampf  wirkt 
durch  die  Schaffung  der  Organe,  die  ihm  dienen  sollen,  als  Klassen- 
erhöhungsmaschine. Er  hebt  — wie  wir  das  an  anderer  Stelle  aus- 
führlich und  an  der  Hand  von  Beispielen  überzeugend  nachge- 
wiesen  zu  haben  glauben81*)  — , gewisse,  numerisch  verschwindend 
kleine,  aber  qualitativ  bedeutungsvolle  Teile  aus  den  Niederungen 
der  proletarischen  Klasse  empor  und  wirft  sie  der  Bourgeoisie  in 
die  Arme. 

Wo  starke  Splitter  der  Bourgeoisie  selbst  zur  Arbeiterpartei 
übergehen,  wie  in  Italien,  werden  die  Stellen,  die  die  Organi- 
sationen der  Arbeiter  bieten,  vorzugsweise  durch  das  Element  der 
Intellektuellen  besetzt.  Anders,  wo  das  Angebot  aus  den  Kreisen 
der  Arbeiter  selbst  stark  ist,  wie  in  England  und  insbesondere 
in  Deutschland.  Dort  ist  die  Bureaukratie  ganz  überwiegend  in 
den  Händen  von  Arbeitern.  Sie  wird  zu  einem  Gegenstand  prole- 
tarischen Ehrgeizes.  Der  intelligente  Arbeiter,  der,  wie  heute 
noch  in  einzelnen  Teilen  Nordamerikas,  zu  Beginn  der  kapitalisti- 
schen Aera,  die  Möglichkeit  vor  sich  sah,  sich  durch  eisernen  Fleiß, 
durch  schlaue  Ausnutzung  gegebener  Gelegenheiten  und  mit  dem 
Zuhilfekommen  einer  guten  Dosis  Glücks  zum  Unternehmer  aufzu- 
schwingen, ist  in  Europa  bei  der  starken  Kapitalkonzentration  in 
der  Industrie  und  der  geringen  Jungfräulichkeit  des  gesamten 
Milieus  zu  einer  prähistorischen  Figur  geworden.  Dafür  eröff- 
net sich  ihm,  insbesondere  wenn  er  schriftstellerische,  rednerische 
oder  rechnerische  Begabung  besitzt,  heute  die  — mit  dem  Er- 
starken und  dem  Wachstum  der  Organisationen  an  Erfolgchancen 
wachsende  — Laufbahn  der  Partei-  und  Gewerkschaftskarriere, 
die  ihn  zwar  in  den  meisten  Fällen  nicht  zum  Kapitalisten 
macht,  aber  ihn  doch  weit  über  seine  Ursprungsklasse  heraus- 

81*)  Vgl.  meinen  Artikel:  >Die  deutsche  Sozialdemokratie.  Parteimitglied- 
schaft und  soziale  Zusammensetzung«  im  Arch.  f.  Sozialw.  Bd.  XXIII,  p.  471  — 559. 
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hebt  (daher  der  sozial  treffende  Terminus  der  »gehobenen 
Arbeiterexistenz*).  Der  ehemalige  Arbeiter  wird  ein  Exarbeiter, 
je  nachdem  ein  Kleinbürger  oder  ein  Bourgeois.  Sein  Einkommen 
ist,  auch  ohne  nach  bürgerlichen  Begriffen  übermäßig  hoch  zu  sein, 
mit  dem  eines  Proletariers  verglichen,  das  »eines  Krösus«.  So  wird 
die  Arbeiterbewegung,  den  Bedürfnissen  ihres  Riesenapparates  ent- 
sprechend, zu  einem  Hebel  sozialen  Emporkommens  Einzelner.  In- 
dem sie  jedem  Rekruten,  der  sich  von  ihrer  Werbetrommel  anwerben 
läßt,  den  Marschallstab  in  den  Tornister  steckt,  wird  sie  vielen  zu 
einem  Sprungbrett  zum  Aufstieg  in  eine  höhere  Gesellschaftsschicht. 

Das  aus  ehemaligen  Arbeitern  bestehende  Führertum  wendet 
sich,  wie  wir  das  an  dem  Beispiel  der  Reichstagsfraktion  der 
deutschen  Sozialdemokratie  erläutern  (s.  Tabelle),  anderen,  bürger- 
lichen Berufen  zu. 


Die  sozialdemokratische  Reichstagsfraktion  1903  — 1906. 
Dem  Ursprung  nach 


I.  Akademiker  u.  Bourgeois  13 


Dem  gegenwärtig  ausgeübten  Be- 
rufe nach  : 


11.  IC  1 11  U U 1 1;  CI 

III.  Proletarier: 

I.  Akademiker  und  Bourgeois 

Textilarbeiter 

3 

a)  Akademiker 

Tabakarbeiter 

8 

b)  Rentiers 

Buchdrucker 

S 

Fabrikanten 

Schneider 

Glasarbeiter 

3 

2 

Verlagsbuchhändler 

Maurer 

1 

Bourgeois 

Lithographen 

Bäcker 

Handschuhmacher 

Sattler 

Bildhauer 

Drechsler 

1 

1 

1 

II.  a)  Mittelständler: 
Wirte 

Selbst.  Handwerker  (die  Ge- 

1 

1 

hilfen  beschäftigen) 
Kleinkaufleute 
Kleine  Fabrikanten 

Tapezierer 

Schuster 

1 

1 

Druckereibesitzer 

Holzarbeiter 

IO 

Kleinbürger 

Buchbinder 

1 

b)  Beamte  der  Arbeit  er- 

Bergarbeiter 

2 

be  wegung  (Redakteure, 

Metallarbeiter 

Bürstenarbeiter 

Töpfer 

6 

1 

Gewerkschafts-Sekretäre 
u.  s.  w. 

Authentische  Arbeiter 


54 


III.  Proletarier 


22 

17 


27 


35 


Die  materialistische  Geschichtsauffassung  selbst  lehrt  uns,  daß 
der  sozialen  und  ökonomischen  Entfremdung  die  ideologische  auf 
dem  Fuß  folgen  muß.  Dieser  Prozeß  geht  desto  langsamer  von 
statten,  je  tiefer  das  sozialistische  Dogma  im  Herzen  des  einzelnen 
Wurzel  geschlagen  hat.  Manche  sozial-ökonomisch  »gehobene« 
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Exarbeiterexistenz  bleibt  Zeit  ihres  Lebens  ex  corde  »Sozialist«. 
In  diesem  Falle  ist  der  Exarbeiter  genau  wie  der  bürgerliche  Ueber- 
läufer  ein  »Ideologe«;  seine  Mentalität  entspricht  nicht  der  von  ihm 
eingenommenen  Gesellschaftsstellung.  Bei  anderen  geht  der  Pro- 
zeß der  Verbourgeoisierung  mit  Windeseile  vor  sich.  Aber  alle 
diese  ehemaligen  Arbeiterexistenzen  werden,  als  Familie  gefaßt, 
früher  oder  später  von  der  Umgebung  aufgesogen ; die  von  der 
revolutionären  Arbeiterschaft  zum  Zwecke  einer  möglichst  wirk- 
samen Bekämpfung  der  Bourgeoisie  aus  ihrem  eigenen  Schoße  em- 
porgehobenen Arbeiterfamilien  gehen  in  der  Bourgeoisie  auf’"1’). 
Die  Kinder,  bourgeois  erzogen  und  bourgeois  interessiert,  erinnern 
sich  nur  in  den  seltensten  Fällen  des  revolutionären,  antibourgeoisen 
Ursprungs  ihrer  Zugehörigkeit  zur  Bourgeoisie.  So  führen  die  Ar- 
beiter selbst  durch  ihren  Klassenkampf  der  Bourgeoisie  immer 
aufs  neue  die  intelligentesten  Teile  der  unteren  Klassen  zu. 

H.  Die  döfense  patronale  als  Stifterin  neuer 
Kleinbürgerschichten. 

Die  Verbürgerlichung  gewisser  Schichten  der  Arbeiter- 
partei vollzieht  sich  aber  nicht  nur  mit  Hilfe  des  sozialisti- 
schen Parteiapparats,  der  Gewerkschaften  und  Konsumvereine. 
Auch  ein  anderer  partieller  Prozeß  der  Emanzipationsbewegung 
führt  zu  denselben  Resultaten,  wenn  auch  außerhalb  der  eigent- 
lichen Organisationsform.  Wir  sprechen  hier  von  den  Arbei- 
tern — , und  ihre  Zahl  ist  besonders  groß  in  Kampfeszciten,  in 
denen  die  Organisationen  noch  schwach  oder  geschwächt  sind, 
wie  in  Deutschland  zur  Zeit  des  Sozialistengesetzes  — die  wegen 
ihrer  Treue  zur  Partei  oder  zur  Gewerkschaft  oder  ihres  pronon- 
ziert  sozialistischen  und  »aufrührerischen«  Charakters  als  Opfer 
untemehmerlicher  Repressalien  aufs  Pflaster  fliegen  und  brotlos 
werden  und  sich  nun,  da  sie  nirgends  mehr  Unterkunft  finden, 
»selbständig«  machen,  d.  h.  ihren  alten  Arbeiterberuf  an  den 
Nagel  hängen  und  einen  Kramladen  eröffnen  oder  eine  Wirtschaft 
kaufen  u.s.  w.  Daneben  befindet  sich  auch  mancher  Spekulant,  der 
dem  Proletariat  ungezwungen  den  Rücken  kehrt.  Eine  ganze  Schar 
von  ehemaligen  Arbeitern  geht  auf  diese  Weise  zur  Kleinbourgeoi- 

81  *)  Ein  deutscher  Gewerkschaftsbeamter,  dessen  Bildung  weit  unter  dem 
Durchschnitt  seiner  Kollegen  steht  und  der,  nach  eigenen  Worten,  mit  den  sprach- 
lichen Finessen  der  Unterscheidung  von  Dativ  und  Akkusativ  noch  lange  nicht  im 
Reinen  ist,  äußerte  mir  gegenüber  vor  kurzem  über  die  Zukunft  seines  »Sohnes:  »Nun, 
aufs  Realgymnasium  laß  ich  ihn  natürlich  gehen.  Dazu  wird's  wohl  noch  reichen  !t 
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sie  über,  unterstützt  von  der  meist  bewundernswerten  Solidarität 
ihrer  ehemaligen  Klassengenossen,  die  eine  Pflicht  darin  sehen,  ihre 
unglücklichen  Kampfkameraden  nicht  im  Stiche  zu  lassen  und  sie 
deshalb  durch  ihre  Kundschaft  über  Wasser  halten.  Dabei  gelingt 
es  vielen  von  diesen  neugebackenen  Kleinbürgern,  sich  den  mitt- 
leren Klassen  der  Gesellschaft  definitiv  anzuschließcn  und  in  ihr 
aufzugehen.  Auf  diese  Weise  schafft  auch  die  defense  patronalc 
selbsttätig  neue  kleinbürgerliche  Kreise. 

III.  Die  Stärke  der  antidemokratischen 
Tendenzen.  Schlußbetrachtung. 

Die  soziologischen  Erscheinungen,  die  wir  in  den  vorherge- 
henden Kapiteln  in  ihren  Grundzügen  gekennzeichnet  haben, 
bieten  den  wissenschaftlichen  Gegnern  der  Demokratie  reichliche 
Stützpunkte  dar.  Sie  scheinen  deutlich  auf  die  Unmöglichkeit 
hinzu  weisen,  daß  die  Kulturmenschheit  ohne  »herrschende  « oder 
• politische«  Klasse  existieren  kann.  _ Sic  scheinen  uns  durch 
Symptome  andeuten  zu  wollen,  daß  diese  die  notwendige  Vor- 
bedingung und  Voraussetzung  zu  jener  sei;  daß  die  herrschende 
Klasse,  wenn  sie  auch  in  ihrer  Zusammensetzung  häufigem  par- 
tiellem Wechsel  unterworfen  ist,  den  einzigen  Faktor  von  dauern- 
dem Wert  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  Menschheit  darstelle. 
Die  logische  Konsequenz  dieser  Annahme  und  wissenschaftlichen 
Uebcrzeugung  müßte  dann  — vielleicht  — darin  bestehen,  auf 
jede  Untersuchung  über  die  Grenzen  der  oligarchischen  Gewalten 
(Staat,  herrschende  Klassen  u.  s.  w.)  über  die  Individuen  überhaupt 
zu  verzichten82)  und  sich  nicht  mehr  damit  abzugeben,  über  die 
Schaffung  einer  sozialen  Gesellschaftsordnung,  welche  die  volle 
Anwendung  der  Theorie  von  der  Volkssouveränität  ermögliche, 
nachzugrübeln. 

Soziologen,  die  Anspruch  auf  Beachtung  haben,  glauben  ge- 
radezu ein  »historisches  Gesetz«  entdeckt  zu  haben,  das  darin 
bestehen  soll,  daß  die  herrschende  Klasse,  nach  der  Periode  ihrer 
unbestrittenen  Herrschaft,  allmählich  aller  Spuren  jener  Talente 
und  geistigen  Energien,  denen  sie  ihr  politisches  Dominium  zum 
großen  Teil  verdankte,  verlustig  gehe  — , ein  Gesetz,  das  sich 
zumal  auf  die  Ergebnisse  einer  genauen  Analyse  der  römischen 

BT)  Dieses  Problem  der  Grenzen  hat  zumal  die  Politiker  und  Sozialwissen- 
schaftler in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  beschäftigt  (s.  z.  13.  J.  Stuart 
M i 1 1 : »Essay  on  Liberty«). 
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Geschichte,  die  reich  an  Beispielen  dafür  ist,  daß  Gesetze,  die  dazu 
bestimmt  waren,  die  herrschende  Klasse  auf  künstlichem  Wege  in 
dem  Besitz  ihrer  Privilegien  zu  erhalten,  sie  doch  vor  der  drohen- 
den Dekadenz  nicht  immun  zu  machen  vermochten,  gründet,  — 
sich  dann  aber  mit  Hilfe  neuer  gesellschaftlicher  Elemente  wieder 
von  neuem  kräftige.  »Selbst  wenn  es  der  Unzufriedenheit  der 
Massen  einmal  gelingen  sollte*,  hat  Gaetano  Mosca  gesagt,  »die 
herrschende  Klasse  ihrer  Macht  zu  berauben,  so  müßte  sich  doch 
notwendigerweise  im  Schoße  der  Massen  selbst  eine  neue  orga- 
nisierte Minderheit  vorfinden,  die  das  Amt  einer  herrschenden 
Klasse  übernähme*  8S). 

Alexander  Herzen,  der  vornehmlich  ein  feiner  Psychologe 
war,  stellte  den  Satz  auf,  daß,  seitdem  der  Mensch  de  facto  ein 
Zubehör  zum  Eigentum  und  das  Leben  ein  ständiger  Kampf 
ums  Geld  geworden  sei,  die  Parteigruppen  in  der  bürgerlichen 
Welt  sich  in  zwei  Lager  geteilt  hätten:  die  bürgerlichen  Eigen- 
tümer, die  sich  eigensinnig  an  ihre  Millionen  klammern  und  die 
besitzlosen  Bürger,  die  den  ersteren  ihren  Besitz  entreißen  wollen, 
aber  nicht  die  Kraft  dazu  haben,  also  in  die  Geizigen  und  die  Nei- 
dischen. Die  historische  Entwicklung  bestehe  nun  lediglich  darin, 
daß  eine  Welle  der  Opposition  nach  der  anderen  siege,  mit  an- 
deren Worten  »sie  erringt  sich  Besitz  oder  Stellung  und  geht  vom 
Neid  zum  Geiz  über« <M). 

Die  ethische,  regeneratorische  Wirkung,  die  sich  von  dem 
kraftvollen  Eintritt  des  Proletariats  in  die  Weltbühne  und  den 
Begleiterscheinungen,  die  mit  diesem  Eintritt  verbunden  waren 

— Ausübung  einer  ständigen  und  unermüdlichen  Kontrolle  der 
öffentlichen  Gewalten  und  nicht  zum  wenigsten  seiner  eigenen 
Organe,  geschärft  durch  ein  gehobenes  Verantwortlichkeitsgefühl 

— erwarten  ließ,  wird  durch  diese  oligarchischen  Tendenzen  auf 
das  ernsteste  in  Frage  gestellt.  Je  mehr  sich  — hat  Ccsare 
Lombroso  in  einem  Leitartikel  des  Zentralorgans  der  italienischen 
Sozialistenpartei,  ohne  auf  Widerspruch  zu  stoßen,  ausgeführt  — 
das  Proletariat  der  Besitzergreifung  der  Macht  und  des  Bour- 
geoisreichtums nähert,  desto  mehr  nimmt  es  alle  Laster  seiner 
Gegner  an  und  wird  es  selbst  zu  einem  Werkzeug  der  Kor- 
ruption. E allora  che  sorgono  tutte  quelle  suddivisioni  dei  cosi 

8S)  G a e t.  Mosca:  »Klementi  di  Scicnza  Politica.«  loco  cit.  p.  62. 

84)  Alexander  J.  Herzen:  »Erinnerungen.«  Uebers.  u.  hcrausgeg.  von 
Otto  Buek.  Berlin  1907.  Wiegandt  u.  Grieben.  Bd.  II,  p.  150. 
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detti  partiti  popolari  ehe  hanno  tutti  i vizi  dei  partiti  borghesi, 
e pretendono  e qualchc  volta  ottengono  il  prestigio  popolare  e 
sono  facile  strumento  alla  corruzione  governativa  che  del  nome 
loro  si  servc  per  dirsi  liberale  *•'). 

Die  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  erwähnten  Tendenzen  ver- 
stärken aber  sicher  nur  einige  Glieder  in  der  Kette  jener  Theorie, 
die  Vilfredo  Pareto  als  die  thüorie  de  la  circulation  des  £lites  be- 
zeichnet hat,  d.  h.  der  geschichtlichen  Tendenz  der  herrschenden 
Klasse,  sich  zwar  im  Prinzip  am  Kuder  zu  erhalten,  in  Wirklich- 
heit  aber  zunächst  zu  ermatten,  dann  dem  Auflösungsprozeß  zu 
verfallen,  um  endlich  moralisch  wie  physisch  zu  Grunde  zu  gehen 
und  einer  neuen  politischen  Klasse  das  Feld  zu  räumen 8B).  Ge- 
wiß vollzieht  sich  dieser  Prozeß  weniger  als  eine  wirkliche  Ab- 
lösung als  vielmehr  in  der  Form  einer  beständigen  Amalgamierung 
neuer  Elemente  mit  den  alten.  Dieses  Phänomen  war  vielleicht 
schon  bekannt,  solange  die  circulation  des  elites  sich  nur  inner- 
halb der  Grenzen  ein  und  derselben  sozialen  Klasse  und  auf  po- 
litischem Boden  vollzog,  ln  Staaten,  die  nach  rein  repräsenta- 
tiver Methode  regiert  werden,  trachtet  die  sogenannte  konstitutio- 
nelle Opposition  lediglich  nach  der  »Circulation«.  Mit  genau 
derselben  einfachen,  aber  starken  Struktur  versehen  wie  die 
Partei  der  augenblicklichen  Majorität  und,  wie  in  England,  um 
ein  klar  formuliertes,  aber  völlig  untheoretisches,  lediglich  prak- 
tisches und  nur  Forderungen  für  die  engste  Gegenwart  enthal- 
tendes Programm  geschart,  unter  dem  Befehl  eines  Oberführers 
von  strategischem  Talent  aber  ohne  jede  theoretische  Vertiefung, 
und  von  dem  Geiste  rigoroser  Disziplin  erfüllt,  sind  alle  Anstreng- 
ungen der  Oppositionspartei  darauf  gerichtet,  die  augenblickliche 
Regierungspartei  zu  verdrängen  und,  im  übrigen  alles  beim  Alten 
lassend,  sich  an  ihre  Stelle  zu  setzen,  mit  anderen  Worten,  eine 
Clique  der  herrschenden  Klasse  durch  eine  andere  zu  ersetzen. 
Früher  oder  später  endet  der  Konkurrenzkampf  zwischen  den 
einzelnen  Cliquen  in  den  herrschenden  Klassen  stets  mit  der  Ver- 
söhnung, zu  dem  — unbewußten  — Zweck,  sich  auf  diese  Weise 
das  Dominium  über  die  Massen  zu  teilen  bezw.  zu  erhalten.  Es  ist 
eine  weitverbreitete  Meinung,  daß  cs  der  großen  französischen 
Revolution  oder  doch  in  letzter  Instanz  der  dritten  Republik  nach 

,l)  Cesare  Lombroso:  »I  Frutti  di  un  voto.«  Avanti,  Nr.  29S7  {27.  4.  05I. 

*•)  Vgl.  Vilfredo  Pareto;  »Les  Systimcs  Socialistes.«  Paris  1902.  Biblio- 
tbique  Internationale  d'Economie  Politique.  Giard  et  Briirc.  2 vols. 

Archiv  für  Sozialwisaenachaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  i.  9 
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1879  gelungen  sei,  den  alten  ersten  Stand  Frankreichs  sozial 
gesprochen  definitiv  zu  verdrängen.  Diese  Ansicht  ist  aber 
durchaus  irrig.  Noch  im  Jahre  des  Heils  1908  ist  der  französi- 
sche Adel  in  den  Kavallerie-Regimentern  und  in  der  Diplomatie 
der  Republik  weit  über  seine  numerische  Bedeutung  hinaus  ver- 
treten, und  in  der  französischen  Kammer  existiert  zwar  keine 
ausgesprochene  konservative  Adclspartei  wie  in  Deutschland,  — 
die  deutsch-konservative  Partei  im  Reichstag  hat  unter  58  Abge- 
ordneten 31  Adelige  — aber  es  sitzen  unter  den  584  Deputierten 
im  Palais  Bourbon  doch  nicht  weniger  als  146  Angehörige  der 
alten  Adelsaristokratie  (noblesse  d’epec  und  noblessc  de  robe), 
während  der  Rest  aus  Exrevolutionären  und  deren  Nachkommen 
besteht  *7). 

Die  Geschichte  scheint  uns  zu  lehren,  daß  keine  noch  so 
kraftvolle  und  energische  Volksbewegung  an  der  sozialen  Struk- 
tur der  Kulturmenschheit  dauernde  und  organische  Veränderungen 
hervorrufen  kann,  weil  die  hervorragendsten  Elemente  dieser  Volks- 
bewegung selbst,  die  Männer,  die  sie  einst  anführten  und  anfeuer- 
ten, sich  stets  nach  und  nach  von  den  Massen  trennen,  um  von 
der  »politischen  Klasse«,  der  sie  vielleicht  wenig  »neue  Ideen«, 
aber  desto  mehr  jugendliche  Schaffenskraft  und  praktische  In- 
telligenz mitbringen  und  die  sie  dadurch  in  gleichsam  stets  erneu- 
tem Verjüngungsprozeß  konservieren,  aufgesogen  zu  werden.  Die 
»politische  Klasse«,  um  bei  dem  Moscaschen  Terminus  zu  blei- 
ben, verfügt  zweifellos  über  ein  überaus  feines  Gefühl  für  die 
Möglichkeiten  und  Wege  der  Selbstverteidigung.  Sie  entwickelt 
eine  gewaltige  Anziehungskraft  und  Fähigkeit  der  Absorption, 
die  auch  ihren  erbittertsten  und  konsequentesten  Gegnern  gegen- 
über auf  die  Dauer  nur  selten  versagt.  Die  Regierung  — oder, 
wenn  man  will,  der  Staat,  — könnte  demgemäß  stets  nur  die  Or- 
ganisation einer  Minderheit,  die  den  Zweck  hat,  die  aus  den  Be- 
dürfnissen ihres  Herrschafts-  und  Ausbeutungsverhältnisses  zur  Masse 
der  Heloten  entsprungene  »Rechtsordnung«  dem  Reste  der  Ge- 
sellschaft aufzuerlegen,  und  nie  die  Emanation  der  Mehrheit  sein, 
geschweige  denn  sic  repräsentieren.  Die  Mehrheit  der  Mensch- 
heit würde  sich  stets  in  der  Unmöglichkeit,  vielleicht  auch  in  der 
Unfähigkeit  befinden,  sich  selbst  zu  regieren.  Ewig  minorenn, 
würde  sich  die  Mehrheit  der  Menschen,  durch  eine  grausame 
Fatalität  der  Geschichte  vorherbestimmt,  gezwungen  sehen,  die 

®7)  Ausgerechnet  nach  einer  Abstimmungsliste  im  Tcmps  vom  17,  Dez.  1906. 
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Herrschaft  einer  kleinen  Minderheit  aus  ihrem  Schoße  über 
sich  ergehen  zu  lassen  und  nur  als  Piedestal  für  die  Größe 
der  Oligarchie  zu  dienen.  Hat  doch  Fourier  selbst  die  moderne 
Gesellschaft  als  einen  Mechanismus  individueller  Zügellosigkeit 
definiert,  die  weder  dem  Individuum  Garantie  gegen  die  Ueber- 
griffe  der  Masse  noch  der  Masse  Garantie  gegen  die  Uebergriffc 
des  Individuums  böte88). 

Die  einzige  wissenschaftliche  Doktrin,  die  den  Anspruch  dar- 
auf erheben  kann,  allen  Thcorieen,  seien  sie  alt  oder  neu,  welche 
die  These  von  der  immanenten  Notwendigkeit  einer  dauernden  Exi- 
stenz der  »politischen  Klasse,  aufstellen,  ernsthaft  entgegentreten 
zu  können,  ist  die  marxistische.  Sie  identifiziert  ohne 
weiteres  — die  weitgehendsten  Konsequenzen  dieser  Identifi- 
zierung hat  der  Marxschüler  Bakunin  gezogen  — den  Staat  mit 
der  herrschenden  Klasse.  Diese  ist  nur  das  »Exekutivkomitee«, 
oder,  wie  sich  ein  moderner  Neumarxist  ausdrückt,  ein  zur  Verteidi- 
gung der  Privilegien  der  bestehenden  Herrschaft  bestelltes  Syn- 
dikat 89),  eine  Auffassung,  der  übrigens  der  konservative  Theo- 
retiker Mosca  keineswegs  fern  steht,  nur  daß  er  aus  demselben 
diagnostischen  Befund  nicht  die  gleiche  Prognose  zieht.  Ein 
französischer  Sozialist,  der  in  der  Zwischenzeit  freilich  den  Weg 
ins  Ministerium  gefunden  hat,  hat  diese  marxistische  Staatslehre 
sogar  so  sehr  auf  die  Spitze  getrieben,  daß  er  den  Arbeitern  den 
Rat  gab,  die  isolierten  und  lokalen  Wirtschaftskämpfe,  die  Streiks, 
aufzugeben  und  sogleich  zum  Generalangriff  auf  den  Staat,  dem 
Generalstreik,  überzugehen , da  die  Bourgeoisie  nur  getroffen 
werde,  wenn  man  den  Staat  treffe90).  Jedenfalls  führt  dieser  mar- 
xistische Staatsbegriff,  verbunden  mit  dem  Glauben  an  die  revo- 
lutionäre Stoßkraft  der  Arbeitermassen  und  der  demokratischen 
Wirkung  der  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  logischer- 
weise zu  der  sozialen  Ordnung,  die  der  Schule  Moscas  als  uto- 
pisch erscheint. 

Für  die  Marxisten  macht  die  kapitalistische  Produktions- 
weise selbst  die  große  Mehrheit  der  Bevölkerung  zu  Proletariern 

M)  Charles  Fourier:  »De  L’ Anarchie  Industrielle  et  Scientifique.«  Paris 
1S47.  Libr.  Phalanst.  p.  40. 

**)  Angelo  Oliviero  Olivetti:  »Problem!  di  Socialismo  Contemporaneo.< 
Vol.  I.  Lugano  1906.  E.  Cagnoni.  p.  41. 

*°)  Aristide  tiriand:  »La  Grcve  generale  et  la  revolution.«  Discours, 
reedite  en  1907.  Paris,  Girard.  p.  7. 

9* 
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und  erzeugt  so,  von  selbst,  ihren  eigenen  Totengräber.  Sobald 
das  Proletariat  erwachsen  und  reif  geworden  ist,  bemächtigt  es 
sich  der  politischen  Macht  und  erklärt  das  Privateigentum  zum 
Staatseigentum.  Mit  diesem  Akt  eliminiert  es  sich  aber  selber, 
da  es  mit  ihm  alle  Klassenunterschiede  und  somit  alle  Klassen- 
antagonismen eliminiert.  Mit  anderen  Worten,  es  annulliert  den 
Staat  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat.  Die  kapitalistische  Ge- 
sellschaft, in  Klassen  eingeteilt,  braucht  den  Staat  notwendig  als 
Organisation  der  herrschenden  Klassen  behufs  Aufrechterhaltung 
ihrer  Produktionsweise  und  zur  Ausbeutung  des  Proletariats. 
Das  Ende  des  Staates  ist  also  synonym  mit  dem  der  Exi- 
stenz einer  herrschenden  Klasse 91).  Aber  die  neue,  klassenlose, 
kollektivistische  Gesellschaft  der  Zukunft,  die  sich  auf  den  Rui- 
nen des  alten  Staates  installieren  soll,  bedarf  clektivcr  Elemente, 
sei  es  auch  unter  Anwendung  aller  von  Rousseau  im  Contrat  social 
formulierten  und  später  von  der  Erklärung  der  Droits  de  l'I  lomme  in 
der  französischen  Revolution  wiederaufgenommenen  Prävcntiv- 
maßregeln,  insbesondere  einer  steten  Revokabilität.  Die  Verwal- 
tung des  gesellschaftlichen  Reichtums  kann  nur  auf  Grund  der 
Schaffung  einer  ausgedehnten  Beamtenschaft  in  befriedigender 
Weise  von  statten  gehen.  In  diesem  Punkte  machen  sich  aber 
wieder  Zweifel  geltend,  die  zur  glatten  Verneinung  der  Möglich- 
keit eines  klassenlosen  Staates  führen.  Die  Verwaltung  eines 
unermeßlichen  Kapitals,  zumal  wenn  es  sich  um  dem  Staat  ge- 
höriges Kapital  handelt,  gibt  den  Verwaltern  mindestens  ebenso 
viel  Macht  in  die  Hand  als  der  Besitz  eigenen  Kapitals,  der  Pri- 
vatbesitz. Eiegt  da  nicht  die  Möglichkeit  vor,  sagen  die  Kritiker 
der  marxistischen  Gesellschaft,  daß  derselbe  Instinkt,  der  die  heu- 
tigen Privateigentümer  dazu  führt,  ihre  angehäuften  Reichtümer 
ihren  Kindern  als  Erbe  zu  überlassen,  die  Verwalter  der  öffent- 
lichen Gelder  und  Güter  im  sozialistischen  Staatswesen  veranlaßt, 
ihre  .immense  Macht  dazu  auszunützen,  um  ihre  Söhne  als  Nach- 
folger im  Amt  ernennen  zu  lassen?99).  Diese  und  ähnliche  Be- 
denken, die  der  These  Mommsens,  daß  die  Demokratie  sich  stets 
selber  wieder  vernichte,  nahekommen,  sind  weder  spornstracks  als 
Beweis  für  die  »Unsinnigkeit  des  Sozialismus«  auszuschreien  noch 

•*)  Friedrich  Engels:  »Die  Entwicklung  des  Sozialismus  von  der  Utopie 
zur  Wissenschaft.«  4.  Aufl.  Berlin  1891.  Buchh.  Vorwärts,  p.  40. 

•*)  Gaetano  M o s c a : Antwort  auf  eine  Enquete  über  den  Sozialismus,  er- 
schienen in  dem  von  Marescotti  redigierten  Jahrbuch  Bios  (Mailand  1904). 
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ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisen. 

An  dieser  Stelle  hat  cs  uns  fern  gelegen,  das  Problem,  ob 
und  inwieweit  die  Demokratie  ein  Ideal  ist,  das  darauf  verzichten 
muß,  in  der  Menschheitsgeschichte  anders  als  etwa  ein  ethisches 
Maß,  mit  dem  der  Grad  der  jeder  Gesellschaftsordnung  immanen- 
ten Oligarchie  auf  seine  leichten  Schwankungen  und  Nuancen  hin 
gemessen  werden  kann,  gewertet  zu  werden,  mit  anderen  Worten 
ein  Ideal,  das  keinen  Realitätswert  beanspruchen  kann,  lösen  zu 
wollen  — falls  dieses  Problem  überhaupt  glatte  Lösungen  zuläßt. 
In  unserer  Absicht  hat  cs  lediglich  gelegen,  an  einigen  allzu  leich- 
ten und  oberflächlichen  demokratischen  Illusionen  zu  rütteln,  durch 
welche  die  Wissenschaft  getrübt  und  die  Massen  getäuscht  wer- 
den, indem  wir  einige  soziologische  Tendenzen  beleuchteten,  die 
der  Herrschaftsmöglichkeit  einer  idealen  Demokratie,  und  natür- 
lich in  noch  sehr  viel  höherem  Grade  dem  Sozialismus,  entgegen- 
wirken. 

Immerhin  aber  sei  gesagt,  daß  zur  möglichsten  Schwächung 
der  oligarchischen  Tendenzen  jede  demokratische  und  proletarisch- 
revolutionäre  Bewegung  von  Nutzen  sein  kann.  Zwar  haben  wir 
gesehen,  daß  auch  in  ihrem  Schoße  die  Tendenzen,  aus  deren 
Bekämpfung  sie  ihre  Existenzberechtigung  ableitet,  zum  Durch- 
bruch gelangen  und  bei  der  Ungleichartigkeit  und  Ungleichwertig- 
keit der  Elemente,  aus  denen  sie  besteht,  sogar  leicht  Formen  anneh- 
men, die  an  Tyrannis  grenzen,  und  die  auch  dadurch  nicht  ethisch 
annehmbarer  und  ästhetisch  weniger  abstoßend  wirken,  daß  sie 
dem  althergebrachten  traditionellen  Bourbonismus  der  herrschen- 
den Gewalten  einen  parvenumäßigen,  brutalen  Plebiszitär-Bona- 
partismus  entgegenstellen.  Wenn  Victor  Considerant  seinen  »de- 
mokratisch-pazifistischen« Sozialismus  in  die  Formel  brachte,  daß 
er  erklärte,  dieses  Wort  bedeute  nicht  die  Beherrschung  der  Gesell- 
schaft durch  die  niederen  Volksklassen,  sondern  die  Regierung 
und  Organisation  der  Gesellschaft  im  Allgemeininteresse  durch  die 
hierarchische  Intervention  einer  mit  dem  Grade  der  sozialen  Ent- 
wicklung steigenden  Anzahl  von  Staatsbürgern9’),  so  hat  er  da- 
mit einen  wesentlichen  Punkt  sehr  richtig  herausgehoben.  Es 
liegt  im  Wesen  der  Demokratie,  und  also  auch  der  Arbeiterbe- 
wegung, die  Fähigkeit  zur  Kritik  und  zur  Kontrolle  im  Einzelnen 
zu  stärken  und  anzuspomen,  wenn  andererseits  auch  zugegeben 

•*)  Victor  Considerant:  »Principes  du  Socialisme.«  Manifeste  de  la  Demo- 
cratie  au  XIX.  Sifccle.  Paris  1847.  Libr.  Phalansterienne.  p.  53. 
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werden  muß,  daß  die  Bureaukratisierung  dieser  Fähigkeit  wieder 
in  hohem  Maße  Abbruch  tut94).  Jede  Arbeiterbewegung  schafft, 
vielfach  wider  den  Willen  ihrer  gewordenen  Führer,  eine  Reihe 
freier  Individuen,  die,  sei  cs  aus  Prinzip,  sei  cs  aus  Instinkt, 
immer  wieder  von  neuem  die  Autoritäten  »revidiert«  und  nicht 
müde  wird,  die  ewige  Frage  nach  dem  letzten  Warum  aller 
menschlichen  Einrichtungen  zu  wiederholen.  Diese  Prädisposition 
zur  freien  Forschung  wird  sich  aber  mehren  mit  der  Sicherung  und 
Besserung  der  ökonomischen  Lebensbedingungen  der  Massen,  wie 
denn  schon  heute  bereits  beobachtet  werden  kann,  daß  der  Führer 
der  Reichen  viel  weniger  unumschränkte  Macht  über  den  Kreis 
seiner  Klassengenossen  hat  als  der  Führer  der  Armen,  die  als 
Masse  genommen  ihrem  Führer  zumeist  in  völliger  Hilflosigkeit 
gegenüberstehen,  weil  ihre  geringe  formale  Bildung  sie  nicht  be- 
fähigt, ihn  richtig  zu  werten  und  seine  Handlungen  richtig  abzu- 
schätzen. Die  Hauptarbeit  jedoch,  die  oligarchischen  Tendenzen 
jeder  Arbeiterbewegung  tunlichst  zu  paralysieren,  liegt  auf  dem 
Gebiete  der  sozialen  Pädagogik. 

Dem  Idealisten  muß  jede  eingehende  Analyse  der  Formen 
der  Demokratie,  wie  sie  sich  uns  heute  darbietet,  Gefühle  bitter- 
ster Enttäuschung  und  Entmutigung  auslösen.  Vielleicht  ist  es 
nur  einer  Weltanschauung,  die,  ohne  weltschmerzlichem  Dilettan- 
tismus zu  fröhnen,  den  Relativismus  aller  wissenschaftlichen  und 
politischen  Ideale  bedingungslos  anerkennt,  vergönnt,  über  die 
Demokratie  ein  gerechtes  Urteil  abzugeben.  Wer  die  Demokratie 
richtig  verstehen  will,  kann  ihren  Wert  nur  an  dem  tertium  com- 
parationis  der  reinen  Aristokratie  ermessen. 

»Dicon  che  la  rcpublica  b una  vaeca 
Che  ciascun  mugne  e il  lalle  ne  divora; 

Contagion  che  facile  s'attacca, 

Mal  grandc  inver.  — Ma  non  e peggio  nncora 
Che,  menlrc  e vacche  e buoi  arano  il  suolo, 

Bue  vi  sia  che  non  ari,  e pasca  solo  ? v5) 

9<)  »Nicht,  weil  das  Volk  keine  Fehler  machen  könnte  — solche  Behauptung 
wäre  lächerliche  Demagogie  — , sondern  weil  eine  wahrhaft  demokratische  Verfas- 
sung jedermann  zur  Tätigkeit  und  zur  Kritik  anspornt  und  ganz  andere  Möglich- 
keiten einer  Beseitigung  des  Verfehlten  gewährt,  als  eine  aristokratische  und  bureau- 
kratische  Organisation,  in  der  stets  die  Rücksicht  auf  die  Autorität  der  Regierenden 
das  Falsche  zusammen  mit  dem  Outen  stützt  und  erhält«  (Wolf  gang  Heine: 
»Demokr.  Randbemerkungen  zum  Fall  Göhre.«  loco  cit.  p.  283). 

#Ä)  Giambattista  Casti:  »Gli  Animali  Parlanti«.  Poema.  Lugano  1824. 
Tip.  Vanelli.  p.  259. 
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Je  klarer  die  Menschheit  sich  der  Vorteile  bewußt  ist,  die 
— tutto  sommato  — selbst  eine  unvollkommene  Demokratie  über 
ein  relativ  gut  funktionierendes  aristokratisches  System  be- 
sizt,  desto  weniger  wird  die  Einsicht  in  die  Gebrechen  der  De- 
mokratie zu  einer  Rückkehr  in  die  Aristokratie  Anlaß  werden 
können,  um  so  weniger,  als  die  Gebrechen  der  Demokratie  ja  ge- 
rade in  ihren  unveräußerlichen  aristokratischen  Schlacken  bestehn. 
Und  andererseits  wird  nur  ein  klarer  und  nicht  umflorter  Einblick 
in  die  aristokratischen  Gefahren  der  Demokratie  diese  Gefahren 
zwar  nicht  verhindern,  aber  doch  vermindern  können. 
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Von 

VICTOR  LEO. 

Zimmermann:  Streikverhütung,  Preuß.  Jahrbücher  1905.  Maiheft.  Ge- 
werbliches Einigungswesen  in  England  und  Schottland  1906.  Methoden  des  gcwerbl. 
Einigungswesens  u.  Verhandl.  d.  3.  Generalversammlung  d.  Gesellschaft  f.  soziale 
Reform  1907. 

K u 1 c m a n n : Das  Streikrecht  in  öffentlichen  Betrieben.  Soziale  Praxis  1907 
25.  April  N.  So. 

v.  Schulz:  Soziale  Praxis.  19.  Oktober  1905.  Friede  in  der  Elektrizitäts- 
industrie. 

Leo:  Die  wirtschaftliche  Organisation  der  geistigen  Arbeiter.  Soziale  Medizin 
5.  u.  12.  Dezember  1907.  — Der  Tarifvertrag  im  Deutschen  Reich.  Bd.  I.  1906. 

Gilman:  Methods  of  industrial  peace.  Deutsche  Ausgabe.  1907. 

Schm  oll  er:  lieber  Organe  für  Einigung  und  Schiedssprüche  in  Arbeiter- 
streitigkeiten. Bericht  an  die  Akademie  der  Wissenschaften  (22.  Januar  1903). 

Maxime  Leroy:  Les  transformations  de  la  puissance  publique.  Paris.  1907. 

G i s i : Einigungsamt  und  Schiedsgericht  zur  Lösung  von  Kollektivkonilikten 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Basel  1907. 

Reichs-Arbeitsblatt:  Organe  für  Einigung  und  Schiedsspruch  bei 
Arbeitsstreitigkeiten  im  Deutschen  Reich  und  dein  Ausland.  Jahrgang  1905. 

Protokoll  der  ersten  internationalen  Konferenz  der  Arbeiter  öffentlicher 
Betriebe,  abgehalten  zu  Stuttgart  vom  25. — 27.  August  1907,  Berlin  1907. 

Canada:  Railway  Disputes  Act.  1903.  Industrial  disputes  Investigation 
Act.  22.  März  1907.  Bericht  über  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  22.  März 
1907.  Labor  Bulletin  of  Canada.  November  1907.  Foreign  Labor  Laws  relating 
to  Railway  Employees.  Labor  Bulletin  of  Canada  68. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika:  Gesetz  von  1898  betreffend 
Eisenbahnen  und  ihre  Angestellten,  (an  act  conceming  carriers  engaged  in  interstate 
commerce  and  their  employees.  Chap.  370).  Report  of  The  Industrial  Com- 
mission. Bd.  17. 

Argentinien:  a)  Gesetzentwurf  zur  Unterdrückung  von  Streiks  in  öffent- 
lichen Betrieben,  welche  vom  Staate  selbst  verwaltet  oder  reguliert  sind.  13.  Juni 
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1907.  b)  Gesetzentwurf  betreffend  Schiedsgerichte  für  Konflikte,  welche  im  Ver- 
kehrsgewerbe entstehen  (Proyecto  de  la  ley  de  arbitraje  para  los  conflictos  que 
se  suscitan  en  el  servicio  de  comunicatione.  Bolctin  del  Departamento  National 
del  Trabajo  N.  1.  Juni  1907.  Bolletino  del  Ufficio  di  Lavoro.  Roma  Agosto  1907). 

Italien:  a)  Gesetz  vom  22.  April  1905  betreffend  die  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen,  b)  Gesetzentwurf  betreffend  den  Arbeitsvertrag  und  die  Beendigung 
von  Arbeitsstreitigkeiten  in  öffentlichen  Betrieben,  die  von  Privatunternehmungen 
versehen  werden  (Disegno  di  legge  per  il  contratto  di  lavoro  e la  definizione  dellc 
controvcrsie  nei  servizi  pubblici  assunti  da  imprese  private)  vom  30.  November 
1907. 

Ungarn:  a)  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Regelung  der  Gebühren 
der  Jahresgehalt  beziehenden  Angestellten  der  königlich  ung.  Staatseisenbahnen, 
b)  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Dienstpragmaiik  der  Eisenbahner,  März 
1907.  (Gcsctzartikel  XLIX  und  L.) 

Niederlande,  a)  Gesetz  vom  11.  April  1903.  Zur  Ergänzung  des  Straf- 
gesetzbuches. b)  Gesetz  vom  31.  Juli  1903. 

Frankreich:  Gesetzentwurf  vom  März  1907  betreffend  die  Regelung  der 
Rechte  der  Staatsbeamten. 

Deutsches  Reich:  Entwurf  eines  Gesetzes  über  gewerbliche  Bcrufs- 
vereinc.  12.  November  1906.  Soziale  Praxis.  Soziale  Rundschau.  Bolletino  dell 
Ufficio  di  Lavoro.  Korrcspondcnzblatt  der  Gewerkschaften.  Reichs-Arbeitsblatt 
Die  Arbeitsblätter  des  Auslandes. 

Im  Frühjahr  1907  streikten  in  Paris  die  Arbeiter  der  Elektri- 
zitätswerke; Paris  stand  in  Gefahr,  ohne  Beleuchtung  zu  bleiben. 
Der  Ministerpräsident  Clemenccau  kommandierte  Militär  in  die 
Werke,  um  den  Betrieb  aufrecht  zu  erhalten,  damit  Paris  nicht 
ohne  Licht  bleibe.  Bei  den  Kammerverhandlungen  erklärte  Cle- 
menceau,  interpelliert,  er  habe  nicht  anders  handeln  können,  das 
öffentliche  Wohl  hätte  unbedingt  geboten,  Paris  nicht  ohne  Licht 
zu  lassen.  Die  Vertreter  der  Arbeiter  erklärten  ihrerseits,  die 
Kommandierung  des  Militärs  sei  eine  Vergewaltigung  ihrer  Rechte; 
wer  ihnen  das  Streikrecht  entziehe , mache  sie  wehrlos.  Das 
Streikrecht  dürfte  weder  eingeschränkt  noch  aufgehoben  werden. 
Das  ist  in  nucc  das  Problem  des  Streikrechts  in  öffentlichen 
Betrieben.  Wer  hatte  nun  Recht?  In  dieser  Formulierung  keiner 
von  beiden.  Beide  Standpunkte  sind  einseitig.  Wie  sich  ergeben 
wird,  liegt  die  Lösung  in  einer  Synthese  von  zwei  Prinzipien. 

Wer  in  Deutschland  über  die  Frage  des  Streikrechts  in  öffent- 
lichen Betrieben  schreiben  will , wird  in  erster  Linie  an  die  Ar- 
beiten von  Zimmermann  und  Kulemann  anzuknüpfen  haben,  die 
über  die  Frage  bisher  am  besten  orientieren.  Der  grundlegende 
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Aufsatz  von  Zimmermann  stammt  aus  dem  Jahre  1905,  seither 
hat  sich  in  rascher  Entwickelung  so  viel  ereignet,  so  viele  neue 
gesetzgeberische  Versuche  sind  zu  verzeichnen,  daß  erneut  ein 
Ueberblick  über  den  Stand  der  Frage  erforderlich  ist.  Das  Fol- 
gende ist  ein  Versuch,  ihn  zu  geben. 

Das  Problem  des  Streikrechts  in  öffentlichen , oder  besser 
gesagt  »gemeinnötigen«  Betrieben  ist  ein  zwiespältiges.  Es  han- 
delt sich  einmal  um  die  Frage,  ob  ein  solches  Streikrecht  zu- 
lässig sei  in  Staatsbetrieben ; hierher  fällt  die  Frage  des  Streik- 
rechts der  Beamten  und  Staatsarbeiter.  Und  es  handelt  sich 
zweitens  um  die  Frage  des  Streikrechts  in  gemeinnötigen  Unter- 
nehmungen, welche  von  Gemeinden  als  Unternehmer  oder  konzes- 
sionsweise von  privaten  Unternehmern  betrieben  werden.  Je  nach- 
dem kommen  verschiedene  Gesichtspunkte  in  Betracht,  sobald 
man  an  eine  legislatorische  Behandlung  der  F'rage  herantritt. 

Daß  der  Staat  eine  Unterbrechung  der  Funktionen  in  den 
gemeinnötigen  Betrieben  nicht  dulden  kann  oder  dulden  sollte, 
ist  etwas,  was  im  Ernstfall  praktisch  wohl  immer  betätigt  wor- 
den ist , ist  aber  etwas , was  als  theoretische  Einsicht  in  die 
Köpfe  der  Sozialpolitiker  und  weiterer  Kreise  erst  relativ  sehr 
spät  Eingang  gefunden  hat.  Noch  heute  ist  der  Grundsatz  der 
Sicherung  des  öffentlichen  Interesses  in  solchen  Fallen,  wiewohl  von 
namhaften  Sozialpolitikern  anerkannt  (Schmoller,  Gilman,  Zacher, 
Zimmermann)  kcinesw-egs  unbestritten,  am  allerwenigsten  seitens 
der  Interessenten.  In  der  Wissenschaft  beginnt  sich  immerhin  die 
Anschauung  herauszuarbeiten,  daß  hier  eine  Pflicht  des  Staates 
vorliegt,  der  er  sich  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und 
Sicherheit  nicht  entziehen  kann. 

Sehr  streitig  sind  dabei  natürlich  die  Grenzen.  Was  sind 
gemeinnötige  Betriebe  ? Darauf  kommt  alles  an.  Einheitlich  wird 
dazu  der  Eisenbahn-  und  Postverkehr  gerechnet,  ebenso  einheit- 
lich auch  Licht-  und  Wasserversorgung,  zwei  lokale  Monopol- 
betriebe, die  in  keiner  anderen  Weise  zu  ersetzen  sind.  Darüber 
hinaus  ist  alles  streitig.  Schmoller  rechnet  den  Bergbau  noch 
dazu,  der  neue  italienische  Gesetzentwurf  geht  noch  weiter,  er 
bezieht  die  Straßenreinigung,  die  Krankenpflege  in  Hospitälern, 
die  Pflege  der  Gefangenen,  den  Tramwayverkehr.  Es  ist  klar, 
daß  man  die  Grenzen  enger  und  weiter  ziehen  kann,  je  nachdem 
man  das  Staatsintercsse  oder  das  Individualinteresse  der  einzelnen 
Arbeiter  in  den  Vordergrund  schiebt,  ln  Praxi  wird  sich  denn 
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auch  ergeben,  daß  eine  bunte  Mannigfaltigkeit  in  dieser  Hinsicht 
herrscht. 

Je  nachdem  es  sich  nun  um  Arbeiter  in  Staats-  oder  in  Privat- 
betrieben handelt,  ist  die  Lösung,  die  im  allgemeinen  gewählt 
worden  ist,  eine  verschiedene.  In  zwei  Richtungen  gehen  die 
gesetzlichen  Maßnahmen  im  allgemeinen,  entweder  in  der  Rich- 
tung der  Ausdehnung  des  Beamtencharakters  auch  auf  Arbeiter, 
die  nur  zeitlich  beschäftigt  sind  — d.  i.  eine  Maßnahme,  die  sich 
insbesondere  naturgemäß  bei  Staatsbetrieben  findet  — oder  in 
der  Richtung  der  Schaffung  von  Schieds-  und  Einigungseinrich- 
tungen, die  den  Streik  entweder  verschieben,  unmöglich  machen 
oder  verbieten.  Diese  Richtungen  werden  sich  bei  einer  Durch- 
prüfung der  Gesetzgebung  als  die  beiden  Ilauptlinien  ergeben. 

Wie  stellen  sich  nun  die  Interessenten  dazu?  Erkennen 
die  Arbeiter  die  Berechtigung  solcher  Schranken  des  Streikrechts 
in  diesen  Fällen  gemeinnötiger  Betriebe  an  ? Die  Antwort  wird 
darauf  lauten  müssen : theoretisch  nein.  Grenzen  des  Streikrechts 
werden  theoretisch  bestritten. 

Man  argumentiert,  das  unbegrenzte  Streikrecht  sei  notwendig, 
um  die  Arbeiter  nicht  dem  Arbeitgeber  bei  Gestaltung  der  Arbeits- 
bedingungen in  diesen  Betrieben  auszuliefern  und  ihm  angemessene 
Arbeitsbedingungen  zu  sichern.  Die  zweite  Basis  der  Begründung 
ist  eine  naturrechtliche,  nach  der  das  in  Verbindung  treten  zur 
gemeinschaftlichen  Niederlegung  der  Arbeit  als  ein  selbstverständ- 
liches Recht  aller  Arbeiter  zu  betrachten  sei,  das  sich  ohne  weiteres 
aus  der  allgemein  zu  verlangenden  Bürgerfreiheit  ergebe.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  ist  jede  Begrenzung  dieses  Rechts  zu  ver- 
werfen. Beide  Begründungen  sind  wohl  nicht  haltbar.  Das  erstere 
Argument  würde  nur  zur  Folge  haben,  daß,  wenn  der  Staat  das 
Streikrecht  entzieht  und  die  Arbeiter  einem  Zwangsentscheid  unter- 
stellt, er  gleichzeitig  auch  ihre  Arbeitsbedingungen  regeln  soll 
— eine  Konsequenz,  die  Italien  in  seinem  neuesten  Gesetzentwurf 
auch  gezogen  hat.  Das  zweite  Argument  ist  rein  individualistisch 
naturrechtlich  und  betrachtet  die  Frage  lediglich  vom  Standpunkt 
des  einzelnen,  und  übersieht  gänzlich,  daß  die  Rechte  des  ein- 
zelnen nur  innerhalb  des  Bestandes  der  Gesamtheit  Geltung  haben, 
und  daß,  wo  die  Interessen  der  Gesamtheit  in  Frage  kommen, 
die  Privatrechte  des  einzelnen  sich  beschränken  müssen.  Es  ist 
das  auf  allen  anderen  Gebieten  so,  bei  dem  Arbeiterschutz,  bei 
der  Baupolizei,  bei  der  Zwangsenteignung.  Ueberall  müssen  die 
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Privatrechtc  des  einzelnen  gegenüber  den  Interessen  der  Gesamt- 
heit nötigenfalls  sich  einschränken.  Das  ist  das  Grundgesetz  jeder 
geordneten  Gesellschaft  und  es  ist  ein  Anlaß  nicht  gegeben,  theo- 
retisch für  das  »Streikrecht«  eine  Ausnahme  zu  machen.  Der 
Grundsatz,  daß  das  öffentliche  Interesse  die  Grenze  des  Streik- 
rechts bilden  soll,  wird  danach  Gültigkeit  zu  beanspruchen  haben. 
Es  fragt  sich  nur,  welche  Konsequenz  für  die  Arbeiter  sich  daraus 
ergibt. 

Bevor  ich  weitergehe,  möchte  ich  übrigens  noch  auf  eine 
programmatische  Fixierung  des  Standpunktes  der  Ar- 
beiter hinweisen,  wie  sic  sich  in  dem  Protokoll  der  ersten  inter- 
nationalen Konferenz  der  Arbeiter  öffentlicher  Betriebe  findet,  die 
in  der  Zeit  vom  25. — 27.  August  1907  in  Stuttgart  stattfand  und 
auf  der  Delegierte  aus  Dänemark,  Holland,  Frankreich,  Luxem- 
burg und  Deutschland  anwesend  waren  ').  Das  Hauptthema  der 
Tagesordnung  lautete : Die  rechtliche  Grundlage  des  Koalitions- 
und Streikrechts  der  Arbeiter  öffentlicher  Betriebe  in  den  einzelnen 
Ländern.  Zu  diesem  Thema  lag  folgende  Resolution  vor : 

Resolution. 

Die  Konferenz  protestiert  in  jeder  Weise  und 

Form  gegen  die  Schmälerung  des  Koalitions-  und  Streikrechts 
für  die  Arbeiter  in  öffentlichen  Betrieben  und  betrachtet  es  als 
Ehrenpflicht  aller  hier  in  Frage  kommenden  Organisationen, 
mit  allen  Mitteln  für  ein  freiheitliches  Koalitions-  und  unbe- 
schränktes Streikrecht  für  alle  Arbeiter  öffentlicher  Be- 
triebe einzutreten,  da  sie  keineswegs  auf  das  letzte,  wenn  auch 
schärfste  Kampfmittel  im  wirtschaftlichen  Kampfe  Verzicht  leisten 
können.« 

Eine  Begründung  liegt  in  dieser  Resolution  eigentlich  nicht. 
Sie  steht  auf  dem  Standpunkt , wir  können  auch  in  den  öffent- 
lichen, gemeinnötigen  Betrieben  das  Streikrecht  nicht  entbehren, 
ln  der  Diskussion  hat  man  sich  taktisch  freilich  auf  der  Konferenz 
sehr  vorsichtig  geäußert. 

ln  der  Begründung  der  Resolution  führte  der  Referent  Albin 
Mohs  dazu  aus:  »Nun  wollen  wir  nicht  verkennen,  daß  wir  in 

*)  Protokoll  der  ersten  internationalen  Konferenz  der  Arbeiter  öffentlicher 
Betriebe.  Abgehalten  in  Stuttgart  vom  25. — 27.  August  1907.  Verlag  des  inter- 
nationalen Sekretariats  der  Arbeiter  öffentlicher  Betriebe.  Albin  Mohs.  Berlin  W.  30 
20  Pfennige. 
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Betrieben  stehen,  die  dem  öffentlichen  Interesse  dienen,  daß  die 
Arbeiter  der  öffentlichen  Betriebe  infolgedessen  eine  ziemlich 
starke  Verpflichtung  der  Oeffentlichkeit  gegenüber  haben;  wir 
wollen  auch  nicht  verkennen , daß  die  städtischen  Arbeiter  der 
Gesamtbevölkerung  gegenüber  eine  gewisse  Ver- 
antwortung besitzen.  Wasser-  und  Lichtversorgung , Straßen- 
reinigung, Kanalisation,  Kläranlagen  und  Rieselfelder,  alles  das 
sind  Betriebe,  die  für  die  Oeffentlichkeit  von  großem  Wert  sind, 
und  wenn  da  die  Arbeit  niedergelegt  wird,  haben  ja  weniger  die 
einzelnen  Personen,  auch  weniger  der  Stadtrat  darunter  zu  leiden, 
sondern  die  gesamte  Bevölkerung.  Aus  diesem  Grunde  hat  die 
Arbeiterschaft  städtischer  resp.  öffentlicher  Betriebe  darauf  zu 
achten,  daß  sie  bei  ihren  Lohnbewegungen  immer  prüft,  wie  die 
Bewegung  auf  die  Gesamtheit  wirkt  und  welchen  Eindruck  sie 
auf  sie  macht.  Mit  anderen  Worten : wir  müssen  uns  bei  unseren 
Lohnkämpfen  der  Sympathie  der  Bevölkerung  versichern , denn 
sonst  kommen  wir  in  die  Brüche*.  »Sie  ständen«,  meinte  Mohs,  »zwar 
auf  dem  Standpunkt,  das  Streikrecht  mehr  zur  Geltung  zu  bringen, 
aber  sie  betrachteten  doch  den  Streik  nur  als  ultima  ratio.« 

So  war  auch  das  Schlußergebnis  der  Konferenz  sehr  vor- 
sichtig gehalten : man  hielt  theoretisch  an  dem  Streikrecht  in 
öffentlichen  Betrieben  unbedingt  fest  — war  aber  der  Ansicht, 
daß  seine  Durchführung  nur  »nach  Maßgabe  der  Verhält- 
nisse« erfolgen  solle.  Soviel  zum  Standpunkt  der  Arbeiter. 

Die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Länder 
hat  sich  relativ  spät  mit  der  Frage,  die  hier  vorliegt,  beschäftigt, 
was  nicht  so  verwunderlich  ist,  da  die  Streikgefahr  erst  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eine  derartige  geworden  ist,  daß  die  Regie- 
rungen sich  pflichtmäßig  die  Frage  vorlegen  mußten , wie  in 
gemeinnötigen  Betrieben  den  dadurch  entstehenden  Gefahren  zu 
begegnen  sei.  Die  erste  Diskussion  der  Fragen  findet  sich  in 
Deutschland , wie  Zimmermann  ganz  richtig  hervorhebt , in  der 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik;  wenngleich 
noch  nicht  so  zugespitzt  auf  das  hier  behandelte  Spezialproblem 
der  gemeinnötigen  Gewerbe,  ln  Großbritannien  sorgte  schon  der 
Trade  unions  act  von  1875  in  gewissem  Sinne  vor,  indem  er  sehr 
scharfe  Bestimmungen  für  die  Zw^eige  der  öffentlichen  Gas-  und 
Wasserversorgung  enthält,  welche  die  Möglichkeit  eines  Ausstandes 
sehr  erschweren ; jeder  Kontraktbruch  in  diesen  Gewerben  wird 
an  dem  einzelnen  mit  20  Pfd.  Sterling  oder  Haft  bis  zu  3 Mo- 
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naten  bestraft.  Eine  völlige  Verhinderung  bedeutet  das  aber  nicht. 
England  hat  seine  Gasarbeiterstreiks  gehabt  und  der  Eisenbahn- 
verkehr ist  in  dieser  Hinsicht  noch  heute  ziemlich  schutzlos,  wie 
die  jüngsten  Differenzen  (1907)  im  englischen  Eisenbahnwesen 
beweisen,  die  beinahe  zu  einem  Generalausstand  der  englischen 
Eisenbahner  geführt  hatten.  Durch  die  geschickte  Vermittelung 
von  Lloyd  George  wurde  er  vermieden;  es  muß  das  aber  als 
ein  sehr  unsicherer  Zustand  betrachtet  werden  und  England  dürfte 
sich  auf  die  Dauer  einer  größeren  Sicherung  des  Eisenbahn-Be- 
triebes vor  Streikstörungen  kaum  entziehen  können. 

Ganz  allgemeine  Einrichtungen  im  Sinne  mög- 
lichster Verhütung  von  Streiks  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eine  Reihe  von  Ländern  geschaffen:  Einigungs-  und  Schiedsorgane 
haben  sich  teils  aus  der  Industrie  selbst  herausgebildet,  teils  sind 
staatliche  Organe  geschaffen  worden.  Eine  Uebersicht  über  diese 
ganze  Entwickelung  findet  sich  sowohl  bei  Zimmermann,  wie  im 
Märzheft  1905  des  Reichs- Arbeitsblattes.  Danach  finden  sich 
Ansätze  der  Gesetzgebung  in  Deutschland  in  den  Gewerbegerichten, 
in  Italien  desgleichen,  ln  Belgien  sind  die  Arbcits-  und  Industrie- 
räte, in  den  Niederlanden  die  Arbeitskammern  für  diese  Zwecke 
geschaffen.  In  der  Schweiz  hat  die  Kantongesetzgebung  sich  mit 
dem  Problem  abgemüht,  in  Dänemark,  Norwegen  und  Schweden 
sind  durch  die  Gesetze  von  1900,  1904  und  1906  Einrichtungen 
zur  Streikverhütung  geschaffen.  Am  weitesten  in  der  Vorbeugung 
geht  Norwegen , das  Arbeitseinstellungen  nicht  gestattet , bevor 
der  Versuch  einer  schiedsgerichtlichen  Vermittelung  gemacht  und 
durchgeführt  ist  *).  Viel  zurückhaltender  ist  das  neue  schwedi- 
sche Gesetz  betr.  Vermittelung  bei  Arbeitsstreitigkeiten  vom  31.  De- 
zember 1906,  das  den  Streik  selbst  in  keiner  Weise  verbietet, 
sondern  nur  für  die  7 Distrikte,  in  welche  zu  diesem  Zwecke  das 
Land  eingcteilt  ist,  je  einen  Vermittler  ernennt.  Ihm  sind  nur 
Aufgaben  der  Einigung  gestellt.  Gelingt  ihm  die  nicht,  so  soll 
er  die  Streitenden  auffordern,  einen  Gutachter  zti  ernennen,  der 
einen  Schiedsspruch  fällt.  Lehnen  die  Parteien  das  ab,  so  ist  die 
Vermittelung  gescheitert.  Nehmen  sie  einen  Gutachter  an,  so 
erteilt  dieser  sein  Gutachten.  Die  Rechtswirkung  richtet  sich  nach 
den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Rechts , nach  denen  der 
Schiedsspruch  nicht  erzwingbar  ist. 

*)  Siehe  die  Einzelheiten  loco  citato  R.A.B.  pag.  219. 
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Alle  diese  Gesetze  berühren  aber  nicht  das  hier  behandelte 
Spezialproblem  der  Begrenzung  des  Streikrechts  in  gemeinnötigen 
Betrieben.  Diese  Betriebe  werden  hier  ebenso  behandelt,  wie  alle 
anderen,  sie  haben  keine  größere  Sicherung.  Eine  obligatorische 
Durchführung  der  Schiedssprüche,  es  sei  denn,  daß  die  beiden 
Parteien  ihn  akzeptieren  ist  in  allen  diesen  Gesetzen  nicht  vor- 
gesehen, und  so  auch  eine  positive  Sicherheit  gegen  Streiks  nicht 
geschaffen,  auch  nicht  für  die  öffentlichen  Betriebe. 

Ganz  genereller  Natur  ist  auch  die  Behandlung  des  Streiks  in 
Australien,  das  eine  Sondergesetzgebung  für  öffentliche  Betriebe 
allerdings  nicht  benötigt,  weil  es  mehr  oder  weniger  überhaupt 
zum  Streikverbot  in  seiner  Gesetzgebung  gelangt  ist.  Damit  sind 
auch  die  öffentlichen  Betriebe  geschützt.  Ich  darf  für  Einzelheiten 
dieser  Gesetzgebung  auf  Zimmertnanns  Darstellung  in  den  Prcus- 
sischen  Jahrbüchern  und  meine  Darstellung  in  dem  I.  Bd.  des 
Werks  über  den  »Tarifvertrag  im  Deutschen  Reiche*  verweisen. 
Hier  nur  soviel:  Neuseeland  verbietet  nur,  während  eine 
Arbeitsstreitigkeit  vor  dem  Einigungsamt  oder  dem  Schieds- 
gericht anhängig  ist , einen  Streik  oder  eine  Aussperrung  vorzu- 
nehmen. Sowohl  vor  wie  nach  dem  Verfahren  ist  die  Möglich- 
keit eines  Streiks  gegeben.  Neu-Südwales  geht  weiter,  es 
verbietet  nicht  nur  die  Streiks  ganz  allgemein  während  der  An- 
hängigkeit der  Streitsache  vor  dem  Schiedsgerichtshof,  sondern 
auch  vorher,  bevor  nicht  eine  angemessene  Zeit  verflossen  ist, 
um  die  Sache  anhängig  zu  machen.  Zuwiderhandlungen  werden 
mit  Geldstrafe  bis  20  000  Mk.  oder  Gefängnis  bis  zu  2 Monaten 
bestraft 

In  Südaustralien  dürfen  Streiks  nicht  stattfinden  bei 
Arbeitsstreitigkeiten,  deren  Beilegung  dem  Schiedsgerichtshof  ob- 
liegt. Am  weitesten  geht  Westaustralien,  das  das  völlige 
Verbot  der  Streiks  und  Aussperrungen  kennt.  Streiks  und  Aus- 
sperrungen sind  hier  bei  Geldstrafe  von  1000  Mk.  für  jeden  Einzel- 
fall verboten  und  das  Gesetz  verbietet  auch  die  Aufnahme  von 
Bestimmungen  über  Streikunterstützung  in  den  Statuten  der  Ge- 
werkvereine 4).  Das  Gesetz  von  1904,  welches  die  Verhältnisse  für 
den  ganzen  australischen  Bundesstaat  regelt,  verbietet 
Streiks  ganz  generell  »aus  Anlaß  gewerblicher  Strei- 
tigkeiten«, also  für  den  Hauptfall,  bei  Geldstrafe  bis  20000  Mk. 

*)  Siehe  der  Tarifvertrag  ira  Deutschen  Reich.  Bd.  I.  pag.  87  ff. 

4)  Siehe  dicserhalb:  Clark,  The  Iabour  movement  in  Australia.  1907. 
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»Unabhängig  von  gewerblichen  Streitigkeiten  sind  Streiks  und 
Aussperrungen  zulässig,  doch  liegt  bei  Schadensansprüchen  dem 
Beklagten  zur  Last,  die  Unabhängigkeit  der  Arbeitsstörung  von 
einer  gewerblichen  Streitigkeit  nachzuweisen , wobei  als  gewerb- 
liche Streitigkeit  jede  über  die  Grenzen  eines  Einzelstaates  hinaus- 
reichende Streitigkeit  über  gewerbliche  Angelegenheiten  gilt,  die 
zwischen  Arbeiter-  und  Arbeitgeber-Organisationen  entsteht.  Eines 
Streiks  oder  einer  Aussperrung  machen  sich  auch  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  schuldig,  die  über  Arbeitsbedingungen  eine  Verein- 
barung geschlossen  haben  und  ohne  triftige  Ursache  sich  weigern, 
Arbeit  zu  den  vereinbarten  Bedingungen  zu  gewähren  oder  an- 
zunehmen.« Damit  ist  für  alle  praktischen  Fälle  der  Streik  aus- 
geschlossen — ausgeschlossen  im  öffentlichen  Interesse,  weil  die 
Auseinandersetzung  der  Parteien  die  öffentlichen  Interessen  nicht 
stören  soll.  Tatsächlich  ist  diese  Wirkung  nicht  voll  erzielt  wor- 
den, weil  man  eine  vermögenslose  Gewerkschaft  weder  sequestrieren 
noch  in  das  Gefängnis  setzen  kann,  wenn  sic  doch  streikt.  Be- 
merkenswert ist,  daß  Neuseeland  heute  den  Boden  seines  alten 
Gesetzes  verlassen  und  auf  den  Boden  der  in  Victoria  bestehen- 
den Lohnämter  treten  will. 

Wie  erklärt  sich  nun  übrigens,  daß  gerade  in  Australien,  in 
welchem  die  Arbeiterinteressen  ausschlaggebend  sind,  die  Frage 
diese  Lösung  gefunden  hat,  daß  das  Streikrecht  der  Arbeiter  auf- 
gehoben ist  ? Das  liegt  gerade  in  den  australischen  politischen 
Verhältnissen.  In  Australien  haben  die  Arbeiter  in  beiden  Häusern 
des  Parlaments  die  ausschlaggebende  Stellung,  bezw.  die  direkte 
Majorität.  Der  gegenwärtige  Premierminister  stammt  aus  ihren 
Reihen.  Dieses  Verhältnis  hat  in  der  Gesetzgebung  Ausdruck 
gefunden,  indem  neben  dieser  negativen  Regelung  des  Streik- 
verbots eine  umfassende  positive  Regelung  d e r Arb  c its- 
beding  ungen  der  Arbeiter  unter  staatlicher  Autorität  einher- 
geht. Die  Schiedsgerichte  haben  nicht  nur  die  Streiks  zu  ver- 
bieten, sondern  auch  positiv  die  Arbeitsbedingungen  mit  obliga- 
torischer Wirkung  zu  regeln,  und  das  hat  bisher  im  allgemeinen, 
zumal  bei  der  politischen  Konstellation,  durchaus  im  Interesse 
der  Arbeiter  gelegen.  Was  sie  am  Streikrecht  verloren,  tauschten 
sie  an  staatlicher  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  wieder  ein. 
Die  ganzen  australischen  Gesetze  gehen  aus  von  der  Notwendig- 
keit der  Arbeiterorganisation,  die  eine  Vorbedingung  für  das  Wir- 
ken ihrer  Institutionen  ist.  So  gewähren  sie  z.  B.  auch  »prefe- 
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rence  employment«,  d.  h.  vorzugsweise  Beschäftigung  der  orga- 
nisierten Arbeitslosen,  falls  diese  mit  nicht-organisierten  kon- 
kurrieren. 

Die  australischen  Verhältnisse  sind  politisch  sowohl  wie  wirt- 
schaftlich so  eigenartig,  daß  eine  Uebertragung  dieser  Verhält- 
nisse auf  andere  Länder  nicht  ohne  weiteres  möglich  ist.  Politisch 
liegt  die  Besonderheit  in  dem  parlamentarischen  Majoritätsverhält- 
nis der  Arbeiter  und  der  Führung  der  Regierung  durch  die  Arbeiter, 
wirtschaftlich  darin,  daß  Australien  kein  industrielles  Fabrikat- 
Exportland  ist.  Nach  Ansicht  kompetenter  Beurteiler  hat  es  bei 
der  gegenwärtigen  Zoll-  und  Arbeiterpolitik  auch  nicht  Aussicht, 
ein  solches  zu  werden.  Aber  die  Arbeiter  wünschen  das  auch 
gar  nicht.  Solange  die  Bevölkerungszunahme  so  gering  ist  — 
und  dafür  sorgen  strenge  Einwanderungsgesetze  — liegt  dazu 
auch  eine  Notwendigkeit  nicht  vor.  Es  handelt  sich  also  hier  um 
eine  bewußt  antikapitalistische  Entwickelung 
der  Volkswirtschaft,  die  andere  Länder  bei  ganz  anderen  Be- 
völkcrungszunahmcziffem,  welche  sie  auf  die  industrielle  Expansion 
hinweisen,  nicht  mitzumachen  vermögen,  ln  jedem  Falle  ist  die 
australische  Entwickelung  wirtschaftspolitisch  und  sozialpolitisch 
das  interessanteste  Phänomen,  das  Phänomen  antikapitalistischcr 
Entwickelung  der  ganzen  Staats-  und  Wirtschaftsformen  in  einer 
Zeit,  die  in  den  übrigen  Ländern  noch  durchaus  auf  dem  Kapi- 
talismus beruht. 

Australien  ist  das  einzige  Land,  in  dem  man  aus  den  ge- 
schilderten Verhältnissen  heraus  zu  einem  mehr  oder  minder 
strengen  Verbot  der  Streiks  überhaupt  gelangt  ist. 

In  den  Ländern,  die  nunmehr  zu  besprechen  sind,  hat  man 
neben  der  Schaffung  allgemeiner  Schieds-  und  Fünigungseinrich- 
tungen,  auch  dem  Spezialproblem  der  Sicherstellung  der  öffent- 
lichen Betriebe  seine  Aufmerksamkeit  gewidmet ; es  sind 
das  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Kanada,  Italien,  Frank- 
reich, Ungarn  und  Holland.  Auf  Deutschland  komme  ich  zuletzt 
zu  sprechen. 

ln  den  Vereinigten  Staaten  hat  man  seitens  der 
Unionsregierung  den  Versuch  gemacht,  wenigstens  den  Eise  n- 
bahnverkehr  zu  sichern.  Die  Eisenbahnen  in  der  Union  sind 
Privatbahnen,  die  Angestellten  also  Angestellte  in  Privatbetrieben. 
Die  Aufsicht  über  den  Eisenbahnverkehr  steht  verfassungsmäßig 
den  Einzelstaaten  zu.  Nur  soweit  es  sich  um  »interstate  com- 
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mcrce«  handelt,  kommt  die  Union  selbst  in  Betracht.  Aus  diesem 
Verhältnis  hat  denn  auch  die  Union  die  Legitimation  entnommen, 
gesetzgeberisch  vorzugehen.  Es  besteht  mit  Gültigkeit  für  das 
Gebiet  der  ganzen  Union  ein  Schiedsgericht  für  das  Transport- 
gewerbe. 

Diese  Einrichtung  beruht  auf  dem  Gesetz  von  1888,  revidiert 
1898. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  haben  beim  Ausbruch  von  Streitig- 
keiten zwischen  einer  Eisenbahngesellschaft  und  ihren  Angestellten 
der  chairman  der  Interstate  Commerce  Commission  und  der  Com- 
missioner  of  Labor  sich  mit  den  Parteien  in  Verbindung  zu  setzen 
und  eine  gütliche  Beilegung  mit  allen  Mitteln  anzustreben.  Er- 
weist sich  eine  friedliche  Beilegung  als  nicht  erreichbar,  so  ist 
der  Streit  einem  board  of  arbitration  zu  unterbreiten,  der  aus 
drei  Mitgliedern  besteht,  von  denen  das  eine  von  dem  Arbeit- 
geber, das  andere  von  der  Arbeiterorganisation,  bezw.  wenn  meh- 
rere in  Frage  kommen,  von  diesen  gemeinsam  gewählt  wird.  Beide 
zusammen  wählen  das  dritte  Mitglied.  Können  sie  sich  binnen 
5 Tagen  nicht  auf  ein  solches  einigen,  so  wird  es  von  den  oben- 
genannten Vermittlern  bestimmt.  Binnen  10  Tagen  nach  seiner 
Konstituierung  hat  das  Schiedsgericht  mit  den  Verhandlungen  zu 
beginnen  und  binnen  30  Tagen  sein  Urteil  abzugeben.  Es  besitzt 
das  Recht,  Zeugen  zu  vernehmen,  Geschäftsbücher,  Akten  und 
sonstige  Urkunden  einzufordern  und  mit  Hilfe  der  strafgesetzlichen 
Gewalt  ihre  Vorlegung  zu  erzwingen.  Wird  sein  Schiedsspruch 
von  den  Parteien  gebilligt,  so  wird  er  von  dem  Bezirksgerichts- 
hof notariell  festgelegt  und  die  Abschrift  dem  chairman  der  In- 
terstate Commerce  Commission  übersandt.  Zehn  Tage  nach  sei- 
nem Erlaß  tritt  der  Schiedsspruch  in  Kraft  und  hat  Gültigkeit 
fiir  die  Dauer  eines  Jahres.  Während  dieser  Frist  darf  keine  neue 
Anrufung  des  Schiedsgerichtes  in  der  gleichen  Angelegenheit  von 
denselben  Kontrahenten  stattfinden.  Gegen  die  Entscheidung  des 
Schiedsgerichts  steht  die  Berufung  an  das  Bezirksgericht  und  von 
da  an  das  Bezirks-Appellationsgericht  zu,  dessen  Entscheidung  end- 
gültig ist. 

Im  übrigen  bestimmt  das  Gesetz,  daß  die  Arbeitsverhältnisse 
während  der  ganzen  Dauer  des  Schiedsverfahrens  unverändert  bleiben 
müssen.  Die  Einhaltung  des  Schiedsspruches  ist  erzwingbar. 
Während  der  Verhandlung  darf  der  Arbeitgeber  keine  Arbeiter 
entlassen,  es  sei  denn  wegen  Unfähigkeit,  Gesetzesverletzung. 
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Dienstvemachlässigung,  und  ebenso  dürfen  die  Arbeiterorganisa- 
tionen keine  Streiks  anordnen,  noch  begünstigen,  noch  sollen  ein- 
zelne Arbeiter  streiken.  Ist  eine  der  Parteien  mit  dem  Schieds- 
spruch nicht  einverstanden,  so  darf  sie  trotzdem  nicht  zu  Streik 
oder  Aussperrung  schreiten  vor  3 Monaten  seit  dem  der  Schieds- 
spruch gefällt  ist  und  nur  mit  dreimonatlicher  Kündigung.  Das 
Gesetz  ist  bisher  sehr  selten  angewendet  worden.  Der  Fall  seiner 
Anwendung,  der  die  meiste  Bedeutung  besitzt,  war  wohl  die 
Verhinderung  des  Eisenbahnerstreiks  in  Chicago  im  Jahre  1907. 
Als  Mangel  ist  zu  betrachten,  daß  jede  positive  Einsichtnahme 
und  Kontrolle  der  Arbeitsbedingungen  der  Eisenbahner  seitens 
der  Unionsregierung  fehlt,  welche  eigentlich  die  Ergänzung  bilden 
müßte.  Es  liegt  das  aber  an  den  verfassungsmäßigen  Verhält- 
nissen der  Union,  nach  denen  dieses  Sache  der  Einzelstaaten  wäre. 

ln  Kanada  bestehen  schiedsgerichtliche  Institutionen  zur 
Beilegung  von  Streitigkeiten  in  Eisenbahnbetrieben  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1903.  Das  Gesetz  unterscheidet 
zwei  Instanzen,  als  erste : Acmter  zur  Untersuchung,  Vermittelung 
und  Schlichtung  von  Streitigkeiten  (committees  of  conciliation, 
meditation  and  investigation),  als  zweite : Schiedsgerichte  (boards 
of  arbitrators). 

Das  Verfahren  regelt  das  Gesetz  folgendermaßen : 

Sobald  zwischen  einer  Eisenbahngesellschaft  und  ihren  An- 
gestellten ein  Streit  ausbricht  oder  auszubrechen  droht,  ist  der 
Minister  berechtigt,  entweder  auf  Ansuchen  einer  Partei  oder  der 
Behörde,  die  direkt  durch  den  Streik  betroffen  wird,  oder  endlich 
aus  eigener  Initiative  ein  Versöhnungskomitee  zur  Untersuchung 
und  womöglich  zur  Beilegung  des  Streites  einzusetzen.  Das  Ko- 
mitee besteht  aus  drei  Personen,  von  denen  eine  durch  die  Eisen- 
bahngesellschaft, eine  durch  die  Eisenbahnangestellten  und  die 
dritte  durch  die  beiden  erstgenannten,  oder  falls  diese  sich  nicht 
einigen  können,  durch  die  beiden  Parteien  gewählt  wird.  Dem 
Minister  legt  das  Gesetz  die  Pflicht  auf,  die  Parteien  aufzufordern, 
binnen  spätestens  5 Tagen  je  ein  Mitglied  zu  dem  Komitee  nam- 
haft zu  machen.  Für  den  Fall,  daß  eine  der  Parteien  der  Auf- 
forderung nicht  nachkommt,  wird  das  Mitglied  vom  Minister  er- 
nannt, ebenso  der  zu  wählende  Dritte,  wenn  eine  Wahl  nicht  zu- 
stande kommt.  Die  im  Gesetz  vorgeschriebene  Aufgabe  des  Ko- 
mitees besteht  darin,  seine  Bemühungen  auf  Herbeiführung  einer 
friedlichen  Schlichtung  des  Streites  zu  richten  und  über  seine  Er- 
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folge  dem  Minister  Bericht  zu  erstatten. 

Sind  die  Versöhnungsversuche  des  Komitees  ergebnislos,  so 
ist  der  Minister  berechtigt,  die  Entscheidung  des  Streites  auf 
schiedsgerichtlichem  Wege  anzuordnen.  Hierbei  kann  mit  Zu- 
stimmung beider  Parteien  das  Versöhnungskomitee  zum  Schieds- 
gerichtshof ernannt  werden.  Wird  von  einer  der  Parteien  hier- 
gegen Widerspruch  erhoben,  so  muß  ein  neues  Schiedsgericht 
gewählt  werden,  wobei  ähnliche  Grundsätze  wie  für  die  Wahl  des 
Versöhnungskomitccs  gelten.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  mit 
Stimmenmehrheit.  Es  besitzt  das  Recht  der  eidlichen  Zeugenver- 
nehmung und  kann  die  Vorlegung  aller  ihm  notwendig  erschei- 
nenden Dokumente  fordern,  darf  jedoch  die  hieraus  entnommenen 
Informationen  nicht  veröffentlichen.  Die  getroffene  Entscheidung 
erfolgt  schriftlich  an  jede  der  beiden  Parteien,  sie  wird  außerdem 
in  der  »Labour  Gazette«  veröffentlicht  und  kann  auch  in  kana- 
dischen Zeitungen  veröffentlicht  werden.  Ein  Zwang  zur  Un- 
terwerfung unter  den  Schiedsspruch  kann  auf 
die  Parteien  nicht  ausgeübt  werden. 

Darnach  ist  das  Verfahren  wohl  obligatorisch,  insofeme,  als’ 
es  jedenfalls  durchgemacht  werden  muß ; aber  der  Schiedsspruch 
ist  nicht  erzwingbar. 

Das  Gesetz  ist  mit  Erfolg  angewendet  worden  im  Jahre  1904 
bei  den  Arbeitsstreitigkeiten,  die  zwischen  der  Grand  Trunk  Rail- 
way  und  ihren  Telegraphenbeamtcn  auszubrechen  drohten.  Die 
Grundsätze  des  Gesetzes  sind  bcibehalten  und  erweitert  in  einein 
neuen  Gesetz  vom  14.  März  1907  zur  Verhinde- 
rung und  Beendigung  von  Arbeitsstreitigkei- 
ten im  Bergbau  und  in  öffentlichen  Betrieben 
(Industrial  disputes  Investigation  Act).  Dies  Gesetz  erstreckt  sich 
auf  Arbeitsstreitigkeiten  mit  Arbeitern  oder  Angestellten  in  Be- 
trieben (mit  wenigstens  10  Arbeiter),  welche  in  dem  Gewerbe  des 
Bergbaues,  Verkehrs,  Dampfschiffahrt,  Telegra- 
phendienst, Telephondienst,  Gasversorgung, 
Versorgung  mit  elektrischem  Licht,  Trink  was- 
scr  und  motorischer  Kraft  tätig  sind.  Arbeitsstreitig- 
keiten im  Sinne  des  Gesetzes  sind  Differenzen  zwischen  dem 
Arbeitgeber  und  einem  oder  mehreren  seiner  Arbeiter  hinsichtlich 
der  geleisteten  oder  zu  leistenden  Arbeit,  der  Pflichten  oder  Rechte 
der  Arbeiter,  insbesondere  hinsichtlich  Arbeitslohn,  Arbeitszeit, 
Arbeitsvertrag,  Einstellung  von  Arbeitern,  Vorzugsbehandlung  von 
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organisierten  Arbeitern,  Qualität  des  Materials  und  der  abgeliefer- 
ten Arbeit,  Auslegung  des  Vertrages  und  anderes  mehr. 

Entsteht  in  diesen  Gewerben  ein  Konflikt,  so  kann  jede  der 
Parteien  beim  Minister  die  Einsetzung  einer  Einigungskommission 
beantragen,  die  der  Minister  binnen  14  Tagen  cinsetzt,  und  die 
aus  1 Vorsitzenden  und  2 Mitgliedern  besteht.  Der  Antrag  auf 
Einsetzung  der  Kommission  muß  schriftlich  gestellt  sein , und 
detaillierte  Angaben  über  die  Parteien  und  den  Streitfall  ent- 
halten , sowie  die  Erklärung , daß  es  sonst  voraussichtlich  zum 
Streik  komme.  Wird  der  Antrag  von  einer  Arbeiterorganisation 
gestellt,  so  muß  er  auch  von  zwei  Angestellten  der  Organisation 
unterzeichnet  sein,  die  in  einer  Generalversammlung  dazu  ermäch- 
tigt sind,  welche  mindestens  3 Tage  vorher  angezeigt  war. 

Damit  der  Konflikt  einer  Kommission  vorgelegt  werden  kann, 
müssen  mindestens  10  Arbeiter  beteiligt  sein.  Die  Kommission 
prüft  den  Fall.  Einigen  sich  die  Parteien,  so  redigiert  sie  das 
Einigungsprotokoll.  Andernfalls  berichtet  sie  an  den  Minister  und 
gibt  dabei  gleichzeitig  ihr  Gutachten  ab,  in  welcher  Weise  nach 
ihrer  Auffassung  der  Konflikt  zu  lösen  wäre,  unter  Angabe,  von  wann 
ab  und  für  welche  Zeit  die  neuen  Arbeitsbedingungen  gültig  sein 
sollten.  Dieser  Bericht  wird  den  Parteien  mitgeteilt  und  in  der  La- 
bour  Gazette  veröffentlicht.  Erklären  beide  Parteien,  daß  sie  das 
Gutachten  der  Kommission  annchmcn  wollen,  so  ist  es  vollstreckbar, 
wie  ein  Schiedsspruch  eines  »court  of  record«.  Die  nachstehen- 
den Bestimmungen  beziehen  sich  nun  auf  die  Ungesetzlichkeit  des 
Streiks  in  den  im  Gesetz  bczeichneten  Gewerben  vor  der  Ein- 
setzung und  während  der  Tätigkeit  der  Kommission  und  ebenso 
von  Streiks  in  anderen  Gewerben,  auf  welche  der  Konflikt  nach 
Anrufung  des  Ministers  ausgedehnt  worden  ist:  »Ein  Streik  oder 
eine  Aussperrung  ist  illegal  vor  oder  während  der  Tätigkeit  der 
Kommission.  »Das  Gesetz  verbietet  indessen  weder  die  Einstellung 
oder  Unterbrechung  des  Betriebes,  noch  das  Aussetzen  der  Ar- 
beit, wenn  es  sich  nicht  um  eine  Aussperrung  oder  einen  Streik 
handelt,  und  es  verbietet  ebensowenig  Streik  und  Aussperrung, 
nachdem  die  Kommission  ihr  Gutachten  abgegeben  hat.  Die  Wir- 
kung dieses  Gutachtens  ist  als  moralische  gedacht. 

Nach  Art.  57  müssen  Arbeiter,  ebenso  wie  Arbeitgeber,  dem 
andern  Teil  mindestens  30  Tage  vor  jeder  beabsichtigten  Aende- 
rung  der  Arbeitsbedingungen  Mitteilung  machen.  Während  der  Fall 
der  Kommission  unterliegt,  muß  der  Status  quo  erhalten  bleiben. 
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Ein  Unternehmer,  der  eine  Aussperrung  gegen  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vornimmt,  verwirkt  eine  Strafe  von  100  bis 
1000  Dollars  für  jeden  Tag  der  Aussperrung.  Jeder  Arbeiter,  der 
gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  streikt,  verwirkt  eine  Strafe 
von  10 — 50  Dollars  pro  Tag.  Begünstigung,  Beförderung  und 
Ermutigung  zu  ungesetzlichem  Streik  oder  Aussperrung  wird  mit 
Geldstrafe  von  50 — 1000  Dollars  bestraft. 

Die  Beitreibung  der  Strafen  erfolgt  gemäß  den  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuchs  im  summarischen  Verfahren. 

Im  ersten  Halbjahr  seines  Bestehens  ist  das  Gesetz  in  sieben 
Fällen  zur  Anwendung  gelangt,  und  zwar  mit  Erfolg. 

Was  die  kanadischen  Gesetze,  ebenso  wie  das  amerikanische 
charakterisiert,  das  ist,  daß  es  sich  hier  nicht  um  ein  völliges 
Streikverbot  in  diesen  Betrieben  handelt,  sondern  nur  um 
ein  Streikverbot,  bis  sich  das  Verfahren  abgespielt  hat  und 
eventuell  eine  gewisse  Zeit  nachher.  Durch  diese  Politik  der 
Verhandlung  und  Streik  Verschiebung  wird  in  den  mei- 
sten Fällen  der  gewollte  Zweck  erreicht  werden.  Wird  er  es 
nicht,  so  hat  jedenfalls  der  Betrieb  Zeit  gehabt,  sich  darauf  ein- 
zurichten. Die  Initiative  steht  sowohl  bei  dem  amerikanischen  Ge- 
setz  wie  bei  den  beiden  kanadischen  Gesetzen  bei  den  Parteien  ; 
nach  dem  Gesetz  von  1903  kann  in  Kanada  allerdings  auch  der 
Minister  das  Verfahren  selbst  in  Gang  bringen.  Nach  dem  ameri- 
kanischen Gesetz  formiert  sich  die  Kommission  als  Schiedsgc- 
gericht  nur  auf  Antrag  beider  Parteien ; nach  dem  kanadischen 
Gesetz  von  1903  erfolgt  der  Uebergang  von  Einigung  zum  Schieds- 
spruch auf  Anordnung  des  Ministers  und  das  Einigungsamt  fungiert, 
falls  Widerspruch  nicht  erfolgt,  auch  als  Schiedsgericht.  Nach 
dem  kanadischen  Gesetz  von  1907  wirkt  das  Gutachten  der  Kom- 
mission als  Schiedsspruch,  falls  die  Parteien  vorher  erklärt  haben, 
sich  dem  Gutachten  zu  unterwerfen. 

Nach  dem  amerikanischen  Gesetz  ist  der  Schiedsspruch  voll 
vollstreckbar ; nach  dem  kanadischen  Gesetz  von  1907  nur  bei 
vorheriger  Anerkennung  der  Parteien.  Das  Gesetz  von  1903  be- 
schränkt sich  auf  die  Veröffentlichung  des  Schiedsspruchs,  der 
auch  nur  bindend  ist,  wenn  die  Parteien  ihn  vorher  anerkannt 
haben. 

Die  hier  vorgeführten  Gesetze  bieten  eine  volle  Garantie,  daß 
der  Schutzzweck  erreicht  wird,  nicht,  werden  indessen  häufig 
ausreichen,  und  sicheren  jedenfalls  die  Betriebe  dieser  Art  vor  Ueber- 
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raschungen,  soweit  nicht  illegale  Streiks  stattfinden.  Da  lediglich 
Geldstrafen  vorgesehen  sind,  brauchten  bei  wenig  finanzkräf- 
tigen Organisationen  die  Strafbestimmungen  die  Organisationen 
unter  Umständen  nicht  sehr  zu  erschrecken.  Zu  beachten  ist,  daß 
auch  in  Kanada  der  Staat  ganz  davon  absieht,  selbst  eine  Kon- 
trolle über  die  Arbeitsbedingungen  in  den  Betrieben,  in 
denen  er  die  Einschränkung  des  Streikrechts  für  erforderlich 
hält,  zu  führen. 

Es  muß  das  als  eine  Schwäche  des  Gesetzes  bezeichnet  wer- 
den. Der  Erschwerung  des  Streikrechts  im  öffentlichen  Interesse 
sollen  gewisse  Garantien  im  Individualinteresse  gegenüberstehen. 

In  den  beiden  Richtungen,  welche  ich  oben  nannte,  in  der 
Richtung  der  Beamtengesetzgebung  und  der  Schiedsgerichtsgc- 
setzgebung  bewegt  sich  die  jüngste  Gesetzgebung  Argenti- 
niens. Der  große  Konflikt  zwischen  der  Eisenbahngcsellschaft 
»Gran  Oestc«  und  ihren  Maschinisten  und  Heizern  im  Jahre  1906 
gab  den  Anlaß  zu  dem  Vorgehen  der  Regierung.  Die  Regierung 
hat  zwei  Gesetzentwürfe  vorgelcgt,  einen  hinsichtlich  der  Staats- 
betriebe, den  andern  hinsichtlich  der  dem  Wasser-  und  Landver- 
kehr dienenden  nationalen , von  Privatunternehmern  geleiteten 
Betriebe  s). 

Der  erste  Gesetzentwurf  »zur  Unterdrückung  der  Streiks  in 
öffentlichen  Betrieben,  die  vom  Staate  selbst  verwaltet  oder  ge- 
regelt sind«  ist  ein  Beamtengesetz.  Die  Angestellten,  Agen- 
ten oder  Arbeiter,  weiche  zu  dem  Betriebspersonal  gehören,  treten 
in  das  Verantwortungsverhältnis  der  Staatsbeamten;  wer,  zusam- 
men mit  anderen  und  ohne  gesetzlichen  Grund,  die  Weiterarbeit 
im  Betriebe,  dem  er  zugeteilt  ist,  verweigert  oder  ihn  verläßt, 
oder  sich  weigert,  seinen  Dienst  wieder  aufzunchmen  und  fortzu- 
führen, wird  entlassen,  abgesehen  von  den  etwa  in  Betracht  kom- 
menden kriminellen  Strafen.  Die  Beamten  und  Angestellten, 
welche  andere  durch  Wort,  Schrift  oder  Drohungen  veranlaßt 
haben,  einen  öffentlichen  Betrieb  im  Stiche  zu  lassen  oder  zu 
stören,  werden  mit  Haft  von  I Woche  bis  zu  3 Monaten  bestraft, 
bezw.  mit  3 Monaten  bis  zu  r Jahr,  wenn  die  Unterbrechung  oder 
Störung  des  Betriebes  wirklich  eingetreten  ist,  oder  wenn  der 
Schuldige  sich  dabei  seiner  ihm  aus  seiner  amtlichen  Stellung  zu- 
kommenden Machtbefugnisse  bedient  hat. 

*)  Siche  Bolletino  del  Departamento  National  del  trabnjo.  Juni  1907.  Bolletino 
dell  Ufficio  di  Lavoro.  Augustheft  1907. 
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Der  Entwurf  erklärt  also  die  Arbeiter  dieser  Betriebe  zu  Be- 
amten.  Inwieweit  der  Staat  daraus  die  Konsequenzen  der  Sicher- 
stellung dieser  Arbeiter  wirklich  ziehen  will,  ist  aus  dem  Gesetz 
nicht  zu  ersehen.  Eine  solche  Sicherstellung  ist  aber  die  logische 
Konsequenz. 

Der  zweite  Entwurf  beschäftigt  sich  mit  der  Einrichtung  o b- 
ligatorischer  Schiedsgerichte  bei  Arbeitskonflikten 
in  nationalen  Betrieben  des  Land-  und  Wasser  Verkehrs, 
die  von  Privatunternehmern  betrieben  werden.  Wenn  in  solchen 
Betrieben  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  eine  Streitigkeit 
entsteht,  welche  den  Betrieb  unterbricht  oder  zu  unterbrechen 
droht,  so  soll  der  Vorsitzende  des  Arbeitsamtes  (Dcpartamento 
del  Trabajo)  auf  Verlangen  einer  Partei  oder  auf  Aufforderung 
des  Ministers  des  Innern  Vorsorge  treffen,  daß  die  Parteien  zu 
einem  gütlichen  Ausgleich  gelangen.  Führen  die  Verhandlungen 
zu  keinem  Ergebnis,  so  ordnet  er  das  Schiedsverfahren  an.  Die 
Schiedsrichter  werden  in  der  Weise  ernannt,  daß  einer  dem  frag- 
lichen Betrieb  entnommen  wird,  einer  der  oder  den  in  Betracht 
kommenden  Arbeiterorganisationen.  Diese  beiden  wählen  einen 
dritten,  neutralen,  der  ev.  mangels  ihrer  Einigung  vom  Vorsitzen- 
den des  Arbeitsamtes  ernannt  wird.  Die  Verhandlung  findet  vor 
dem  Vorsitzenden  des  Arbeitsamtes  statt.  Erscheint  eine  Partei 
nicht,  so  kann  auf  Bericht  an  den  Minister  in  »Contumaz«  gegen 
sie  verhandelt  werden.  Der  Schiedsspruch  muß  mit  Stimmenmehr- 
heit erfolgen. 

Wird  der  Schiedsspruch  von  den  Parteien  nicht  anerkannt,  so 
dürfen  die  Angestellten  trotzdem  in  den  nächsten  drei  Monaten 
ohne  vorherige  einmonatliche  Kündigung  den  Dienst  nicht  ver- 
lassen, noch  darf  der  Betriebsinhaber  sie  in  der  gleichen  Zeit 
ohne  cinmonatlichc  Kündigung  entlassen.  Der  Schiedsspruch  gilt 
für  ein  Jahr  nach  seiner  Verkündigung ; in  dieser  Zeit  soll  die 
gleiche  Sache  unter  den  gleichen  Parteien  nicht  nochmals  ver- 
handelt werden.  Rekurs  ist  nur  wegen  Nichtigkeit  bei  der  Bun- 
deskammer zulässig.  Während  des  Schiedsverfahrens  muß  der 
»Status  quo«  aufrecht  erhalten  bleiben.  Entlassung  darf  nur  statt- 
finden wegen  Unfähigkeit,  Verbrechens  oder  schuldiger  Vernach- 
lässigung, umgekehrt  dürfen  die  Arbeiter  in  dieser  Zeit  nicht 
streiken.  Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften  zieht  eine  Geldstrafe 
von  50 — 500  Pesos  für  jeden  einzelnen  Arbeiter  nach  sich. 

Hat  das  Betriebsunternehmen  seine  Verpflichtungen  voll  er- 
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füllt  und  es  kommt  trotzdem  zum  Streik  oder  Boykott,  so  gilt 
dieser  als  höhere  Gewalt,  vorbehaltlich  der  Erklärung  der  Regie- 
rung. Um  den  Betrieb  wiederherzustellen  oder  durchzuführen 
während  das  Schiedsverfahren  stattfindet,  kann  die  Regierung  von 
selbst  intervenieren  und  diejenigen  Maßregeln  anordnen,  welche 
nötig  sind,  um  die  Ursachen  des  Konflikts  zu  beseitigen  und  den 
Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  Beachtung  zu  bezwingen. 

Der  Entwurf  verbietet  den  Betriebsinhabern  bei  Strafe  von 
ioo — 1000  Pesos,  ihren  Arbeitern  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Or- 
ganisation zu  untersagen.  Mitglieder  eines  anerkannten  Berufs- 
vereins verlieren  diese  Eigenschaft,  wenn  sie  dieses  Gesetz  ver- 
letzen. 

Das  Gesetz  ist,  wie  ersichtlich,  in  allen  wesentlichen  Zügen 
dem  Gesetz  der  amerikanischen  Union  von  1898  nachge- 
bildet. Das  Schiedsverfahren  kann  erzwungen  werden ; in  jedem  Fall 
soll  für  eine  bestimmte  Zeit  der  Status  quo  nicht  geändert  werden 
dürfen.  Es  ist  also  auch  hier  das  System  der  Streikverschie- 
bung, nicht  des  unbedingten  Streikverbots.  Dadurch,  daß  vor 
und  während  des  Schiedsspruches  nicht  gestreikt  werden  soll,  und 
bei  Versagen  des  Schiedsspruchs  auch  nicht  in  den  nächsten  drei 
Monaten,  sind  bei  Einhaltung  des  Gesetzes  Ueberraschungen  des 
Betriebes  ausgeschlossen.  Es  ist  das  in  dieser  Form  jedenfalls 
eine  erhebliche  Einschränkung  der  Streikmöglichkeit.  Da  die  vor- 
gesehenen Strafen  nur  Geldstrafen  sind,  ist  freilich  die  Strafvoll- 
ziehung sehr  leicht  unmöglich.  Immerhin  bedeutet  praktisch  das 
ganze  Verfahren  wohl  in  den  meisten  Fällen,  wenn  es  wirklich 
angewendet  wird,  eine  genügende  Sicherung.  Was  auch  in  diesem 
argentinischen  Entwurf  nicht  vorgesehen  ist,  sind  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Arbeitsbedingungen  in 
diesen  Betrieben,  welche  in  dieser  Weise  eine  Sonderstellung  er- 
halten. Wie  das  zu  beurteilen  ist,  darüber  habe  ich  mich  oben 
geäußert. 

In  den  beiden  Richtungen  der  Erklärung  des  Perso- 
nals zu  Beamten  und  der  Schaffung  von  Einrich- 
tungen für  obligatorischen  Schiedsspruch  be- 
wegt sich  auch  die  Entwickelung  in  Italien.  Indessen  ist  der 
neueste  italienische  Gesetzentwurf  an  durchdachter  Umarbeitung 
allen  bisher  besprochenen  überlegen  und  bedeutet  ein  ganz  neues 
Prinzip,  in  dem  er  gleichzeitig  die  Regelung  oder 
Kontrolle  der  Arbeitsverhältnisse  in  diesen  B e- 
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trieben  sowie  der  Arbeitsverhältnisse  für  alle 
Arbeiter,  die  im  Auftrag  der  Regierung  ausge- 
führt werden,  vornimmt.  Hier  ist  also,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Konsequenz  gezogen,  daß  die  Betriebe,  in  welchen 
eine  Kürzung  der  Streikbefugnis  eintritt,  dafür  einer  gewissen  staat- 
lichen Aufsicht  hinsichtlich  der  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen 
unterworfen  werden. 

Die  Entwickelung  hat  in  Italien  eingesetzt  mit  dem  Jahre  1905 
im  Anschluß  an  den  Generalstreik  der  italienischen  Eisenbahner 
im  Jahre  1904,  der  dem  Lande  schwere  Schädigungen  zugefügt 
hatte  und  bei  dem  cs  zu  groben  Exzessen  gekommen  war. 

Das  veranlaßte  die  Regiening,  durch  Gesetz  vom  22.  April 
1905  die  drei  Eisenbahnnetze,  das  mittelländische,  das  sizilische 
und  das  adriatische,  zu  verstaatlichen.  Art.  17  des  Gesetzes  be- 
stimmte im  Anschluß  daran,  daß  mit  dem  1.  Juli  1905  das  Per- 
sonal dieser  drei  Eisenbahnnetze  in  den  Dienst  und  die  Abhängig- 
keit der  autonomen  Verwaltung  der  Staatsbahnen  tritt : »Das  stän- 
dige und  das  auf  Probezeit  übernommene  Personal  der  vom  Staate 
übernommenen  Bahnen  behält  seinen  bisherigen  Rang  und  Ein- 
künfte. Die  übernommenen  Personen  haben  Anspruch  auf  Pen- 
sion und  Unterstützung,  letztere  entsprechend  den  Be- 
stimmungen der  Kassen,  zu  welchen  sie  vorher  gehört  haben«. 
»Alle  bei  den  Staatseisenbahnen  beschäftigten 
Personen,  von  welchen  im  vorhergehenden  Ar- 
tikel die  Rede  war«,  besagt  Art.  18,  »werden  ohne 
Unterschied  von  Rang  und  Stellung  als  öffent- 
liche Beamte  betrachtet;  es  bestehen  für  sie  zu  Recht 
die  disziplinarischen  Bestimmungen  und  die  Rechtsgarantien  der 
Verordnung  vom  4.  August  1902.  Diejenigen,  welche 
freiwillig  ihreStcllung  aufgeben  oder  nicht  an- 
treten,  oder  ihre  eigenen  Interessen  in  einer 
Weise  fördern,  welche  geeignet  ist,  die  E ort- 
dauer und  Regelmäßigkeit  des  staatlichen  Ei- 
senbahndienstes zu  unterbrechen  oder  zu  stö- 
ren, sind  als  entlassen  zu  betrachten  und  dem- 
entsprechend zu  ersetzen.« 

Hier  ist  unter  gleichzeitiger  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses 
und  der  Pcnsions-  und  Unterstützungsansprüche  dem  Personal  des 
verstaatlichten  Betriebs  Beamtencharakter  beigclcgt  worden  und 
damit  eine  weitgehende  Sicherung  des  Betriebes  der  Bahnen  im 
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öffentlichen  Interesse  erzielt  worden.  Daß  selbst  bei  dieser  Re- 
gelung der  Betrieb  der  Eisenbahnen  in  Frage  gestellt  werden  kann, 
haben  die  Vorgänge  im  Jahre  1907  in  Italien  gezeigt,  wo  trotz 
dieses  Gesetzes  beinahe  ein  Generalstreik  der  Eisenbahner  erfolgt 
wäre.  Die  Vorgänge  sind  so  charakteristisch,  daß  mit  wenigen 
Worten  darauf  eingegangen  werden  soll.  Die  Gasarbeiter  von 
Mailand  und  ein  paar  anderen  Städten  stellten  im  Jahre  1907 
Forderungen  auf  Erhöhung  der  Löhne  und  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit an  die  Gasgesellschaft  (Union  de  Gas).  Eine  Einigung 
wurde  nicht  erzielt,  und  die  Gasgesellschaft  bestellte  sich  Arbeiter 
von  außerhalb,  die  auch  ankamen  und  eingestellt  wurden.  Nach 
viertägigem  Streik  erklärte  die  Gasgesellschaft  ein  Schiedsgericht 
annehmen  zu  wollen.  Am  II.  Oktober,  2 Uhr,  sollte  die  Arbeit 
wieder  aufgenommen  werden.  Der  Zug  mit  den  abreisenden  Ar- 
beitern erlitt  eine  Verspätung  und  verließ  die  Gasanstalt  gerade 
um  die  Zeit,  als  die  Arbeiter  zur  Arbeit  von  der  Mittagspause 
zurückkehrten.  Darauf  begann  ein  Bombardement  des  Zuges  mit 
Steinen  seitens  der  Arbeiter.  Die  Polizei  griff  ein,  es  gab  einige 
Verwundete  und  Tote.  Die  Arbeiter  zogen  darauf  nach  der  Ca- 
mera di  lavoro  und  beschlossen  dort  den  Proteststreik.  Die 
Arbeit  sollte  in  allen  Betrieben  der  Stadt  solange  cessicren,  bis 
die  Carabinieri  (Polizei)  inhaftiert  seien.  Die  »Confcderazi- 
one  generale  del  lavoro«  (Generalkommission)  riet  ener- 
gisch vom  Generalstreik  ab,  da  man  darauf  nicht  vorbereitet  sei. 
Es  sollte  auch  schließlich  in  der  Tat  am  nächsten  Tage  die  Ar- 
beit wieder  aufgenommen  werden;  da  trat  ein  neuer  Faktor  ins 
Spiel.  An  der  Mailänder  Bewegung  und  in  einigen  anderen  Orten 
hatten  auch  die  Eisenbahner  zum  Teil  teilgenommen,  indem 
sie  Bahnhöfe  und  Werkstätten  verließen  und  Züge  mitten  auf  dem 
Wege  im  Stiche  ließen.  Die  Regierung  erklärte  das  Gesetz  von 
1905,  wonach  alle  Eisenbahner  Beamte  sind,  anwenden  zu  wollen, 
worauf  das  Syndikat  der  Eisenbahner  den  Generalstreik  aller 
Eisenbahner  ankündigte.  Die  ganze  öffentliche  Meinung  nahm 
daraufhin  gegen  die  Eisenbahner  Partei  und  verlangte  die  An- 
wendung des  Gesetzes.  Die  Zentralleitung  der  sozialdemokrati- 
schen Partei  ebenso  wie  die  Confcderazione  generale  del  lavoro 
rieten  vom  Generalstreik  ab.  Angesichts  dieser  Haltung  gab  das 
Syndikat  der  Eisenbahner  seine  Absicht  schließlich  auf,  nicht 
ohne  vorher  eine  Resolution  zu  fassen,  wonach  es  erklärte : 

1.  daß  es  auf  die  Absicht,  in  den  Ausstand  zu  treten,  ver- 


Digitized  by  Google 


156 


Victor  Leo, 


zichte,  angesichts  der  Ungewißheit  der  Situation, 

2.  daß  die  Confederazionc  del  lavoro  die  Eisenbahner  verraten 
habe, 

3.  daß  die  Eisenbahner  auch  ohne  die  Confederazione  streiken, 
und  eventuell  auch  die  Sabotage  (Zerstörung  der  Lokomo- 
tiven, Schienen  u.  s.  w.)  anwenden  könnten. 

Die  Regierung  blieb  fest,  entließ  die  beteiligten  Angestellten 
und  der  Fall  war  erledigt.  Immerhin  zeigt  er,  daß  selbst  unter 
solcher  Regelung  Streikbewegungen  nicht  unmöglich  sind. 

Der  gleiche  Gesichtspunkt  der  Wahrung  des  öffentlichen 
Interesses,  welcher  zu  dem  eben  geschilderten  Gesetz  geführt  hat, 
hat  die  italienische  Regierung  veranlaßt,  auch  in  einer  Reihe  an- 
derer gemeinnötiger  Gewerbe  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche 
cs  verhindern,  daß  Störungen  oder  Unterbrechungen  in  diesen 
Gewerben  oder  Betrieben  entstehen.  Durch  die  Entwickelung 
der  Städte  und  Provinzen  ist  es  auch  in  Italien  immer  mehr  dahin 
gekommen,  daß  die  Städte  selbst  große  Arbeitgeber  geworden 
sind,  nicht  nur  soweit  sie  die  Arbeiten  selbst  ausführen,  sondern 
auch  soweit  sie  Arbeiten  an  Privatunternehmer  vergeben.  Insbe- 
sondere sind  eine  Reihe  von  Funktionen,  wie  Gas-  und  Wasser- 
versorgung oder  elektrische  Kraftversorgung  entweder  kommu- 
nalisiert worden  oder,  soweit  sie  weiter  Privatuntemehmung  ge- 
blieben sind,  seitens  der  Kommunen  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
unter  Aufsicht  genommen  werden.  Die  Kommunen  haben  nun 
nicht  nur  die  Arbeitsverhältnisse  ihrer  eigenen  Angestellten  ge- 
regelt, sondern  bei  der  Submission  der  von  ihnen  zu  ver- 
gebenden Arbeiten  auch  den  Unternehmern  die  Innehaltung  ganz 
bestimmter  Arbeitsbedingungen  vorgeschrieben,  wie  Mindestlohn, 
Maximalarbcitszeit,  Ruhezeiten,  Bezahlung  für  Ucberstunden, 
Untervergebung,  Verwendung  von  Ausländern  u.  s.  w.  Im  gleichen 
Sinne  ist  auch  der  Staat  vorgegangen.  Er  hat  zunächst  für  die 
Staatsarbeiter  die  höchstens  14  tägige  Lohnzahlung,  den  loStunden- 
Maximalarbeitstag,  vorgeschrieben,  nicht  genehmigte  Nachtarbeit 
verboten  und  die  Arbeit  in  den  Malariagebicten  besonders  gere- 
gelt, er  hat  aber  auch  den  konzessionarischen  öffentlichen  Betrieben 
bestimmte  Bedingungen  vorgeschrieben,  nach  Analogie  des  Sub- 
missionswesens und  nach  Vorgang  der  Städte.  Durch  Gesetz 
vom  30.  Juni  1906  hat  der  Staat  den  privaten  Eisenbahnen, 
die  von  der  Verstaatlichung  unberührt  geblieben  sind,  die  Ver- 
pflichtung auferlcgt,  die  Normen  für  eine  gleichmäßige  und  ge- 
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rechte  Behandlung  des  Personals  dem  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  vorzulegen,  ungeachtet,  daß  die  Disziplinarstrafen  und 
die  Formalitäten  für  ihre  Anwendung  die  gleichen  sind  wie  bei 
den  Staatsbahnen.  Auf  diese  Weise  verliert  das  Verhältnis  zwi- 
schen dem  privaten  Eisenbahnunternchmen  und  dem  Arbeiter 
seinen  früheren  rein  privatrechtlichen  Charakter.  Es  handelt  sich 
nicht  mehr  um  einen  reinen  privaten  Arbeitsvertrag,  es  genügt 
nicht  der  einfache  Konsens  der  Parteien,  sondern  es  bedarf  der 
Mitwirkung  der  Regierung,  welche  die  Arbeitsbedin- 
gungen und  Vertrüge  für  gerecht  und  billig  erklärt;  das  Gesetz 
definiert  nicht,  worin  die  billige  und  gerechte  Behandlung  (equo 
trattamcnto)  besteht.  Die  Verordnung  vom  22.  November  1906 
vertraut  die  Prüfung  der  grundlegenden  Bestimmungen  und  der 
Disziplinarbestimmungen,  welche  von  den  Eisenbahnen  vorgelegt 
werden,  einer  besonderen  Kommission  an. 

Ein  gleiches  Vorgehen  liegt  vor  bei  dem  gleichfalls  im  Jahre 
1907  von  der  Regierung  vorgelegten  Entwurf  über  die  Subvention 
der  Dampferlinien  durch  den  Staat.  Auch  dieser  Entwurf  schreibt 
den  Schiffahrtsgesellschaften,  welche  auf  die  Subvention  Anspruch 
erheben,  Arbeitsverträge  vor,  welche  die  auf  diesen  Schiffen  an- 
gestellten  Arbeiter  und  Angestellten  in  ihrem  Arbeitsverhältnis 
sicherstcllen  und  es  unter  die  Kontrolle  des  Staates  bringen  sollen. 
Der  Lohn  wird  geregelt,  er  darf  nicht  unter  dem  üblichen  Lohn 
in  den  Haupthäfen  des  Landes  sein,  die  Anwerbung  wird  auf  be- 
stimmte öffentliche  Vermittelungsstellen  verwiesen  u.  s.  w. 

Was  das  italienische  Vorgehen,  das  bisher  geschildert  ist, 
charakterisiert,  ist  die  Einflußnahme  auf  die  Arbeits- 
bedingungen der  gemeindlichen  Betriebe.  Durch  Unterstellung 
dieser  Betriebe  hinsichtlich  ihrer  Arbeitsbedingungen  unter  die 
Kontrolle  des  Staates,  wird  ein  großer  Teil  der  Anlässe  zu  Streiks 
von  vorneherein  ausgeschieden.  Hat  man  aber  auf  diese  Weise 
für  anständige  Arbeitsverhältnisse  gesorgt,  so  ist  es  keine  Un- 
billigkeit, wenn  in  diesen  Betrieben  den  Angestellten  ein  gewisser 
Verzicht  auf  das  Streikrecht  zugemutet  wird.  Dies  ist  die  Ideen- 
verbindung, von  welcher  der  italienische  Gesetzgeber  in  seinem 
neuen  Entwurf  vom  November  1907  ausgeht.  Kontrolle  der  Ar- 
beitsbedingungen in  den  von  Privatunternehmern  geleiteten  öffent- 
lichen , gemeinnötigen  Betrieben  in  den  einzelnen  Gemeinden 
einerseits,  und  Einschränkung  des  Rechts  des  Streiks  andererseits 
— durch  Verweisung  auf  schiedsgerichtliches  Verfahren. 
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Hier  handelt  es  sich  also  nicht  um  Staatsbetriebe  oder  Staats- 
arbeiter oder  staatlich  kontrollierte  Arbeiter,  sondern  um  lokale, 
von  der  Gemeinde  konzessionierte  private  Betriebe, 
die  im  öffentlichen  Interesse  nicht  gestört  werden  dürfen. 

Diese  beide  Gedanken  der  Kontrolle  der  Arbeitsbedingungen 
und  der  Grenzregulierung  des  Streikrechts  sind  in  diesem  Gesetz- 
entwurf organisch  verbunden.  Der  Titel  des  Entwurfs  lautet:  »Ge- 
setzentwurf über  den  Arbeits  vertrag  und  die  Beendigung 
von  Streitigkeiten  in  gemeinnötigen  Betrieben,  die  von  Privat- 
unternehmern geleitet  werden.* 

Die  Ereignisse  der  letzten  Jahre,  Generalstreiks  der  Eisen- 
bahner , Gasarbeiterstreiks , Elektrizitätsstreiks , Tramwaystreiks 
u.  s.  w.  und  die  Tatsache,  daß  seitens  der  Interessenten  eine 
einheitliche  Regelung  des  Verhaltens  in  diesen  Fällen  nicht 
erfolgt  ist  und  nicht  erfolgen  konnte,  hat  die  italienische  Regie- 
rung veranlaßt,  durch  den  Entwurf  vom  30.  November  1907  das 
mit  den  Eisenbahnen  begonnene  Verfahren  einer  Sicherung  der 
öffentlichen  Interessen  in  anderer  Form  auf  eine  Reihe  weiterer 
Gewerbe  auszudehnen.  Der  neue  Entwurf  bezieht  sich  wie 
gesagt  nur  auf  die  lokalen  gemeinnötigen  Betriebe, 
welche  von  Privat  Unternehmern  betrieben  wer- 
den, und  zwar  auf  die  öffentliche  Beleuchtung,  Zu- 
führung und  Verteilung  von  Trink  wasser  für 
die  Bevölkerung,  auf  den  öffentlichen  Verkehr, 
soweit  er  nichtdurchSpezialgesetze  geregelt  ist, 
auf  die  Aufwartung  der  Kranken  in  den  Hospi- 
tälern und  in  den  Sanatorien  (case  di  salut  c), 
auf  die  Verpflegung  der  Gefangenen,  auf  die  öf- 
fentliche Straßen  reinig  ung,  falls  mehr  als  zehn 
Arbeiter  dabei  beschäftigt  sind.  Die  Politik  der 
Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  der  Arbeiter  kommt  in  folgender 
Weise  zum  Ausdruck.  Nach  § 2 des  Entwurfs  richtet  sich  der 
Arbcitsvertrag  zwar  nach  der  Vereinbarung  zwischen  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  und  nach  dem  Ueblichen,  Art.  3 verpflichtet  aber  den 
Betriebsinhaber  durch  Spezialreglement  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Parteien  und  die  Arbeitsbedingungen  klarzustellen.  Das  Re- 
glement muß  Angaben  enthalten  über  den  Lohn,  die  Arbeitszeit, 
die  Kaution,  die  Ordnungsstrafen,  über  die  Termine  der  Kündi- 
gung und  Auflösung. 

Die  öffentlichen  Verwaltungsstellen  sollen  bei  zukünftigen 
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Konzessionierungen  von  geineinnötigen  Betrieben  selbst  die  Nor- 
men für  eine  billige  Behandlung  des  Betriebspcrsonals  dieser  Be- 
triebe aufstellen.  Das  Reglement  ist,  von  den  Parteien  angenom- 
men, bindend  für  sie.  Aenderungen  dieses  Reglements  müssen 
zur  Kenntnis  der  Arbeiter  gebracht  werden  und  werden  bindend 
erst  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist,  wenn  die  Parteien  bei  Ab- 
lauf des  Vertrags  diesen  fortsetzen,  so  gilt  es  als  um  die  gleiche 
Zeit  verlängert,  vorausgesetzt,  daß  diese  Zeit  nicht  länger  als  ein 
Jahr  ist. 

Gemeinden , in  denen  solche  Betriebe , wie  der  Entwurf  sie 
vorsieht,  bestehen,  setzen  für  jeden  derartigen  Betrieb  eine  Eini- 
gungs-  und  Schiedskommission  ein,  die  aus  einem  Präsidenten  und 
4 Delegierten  sich  zusammensetzt,  2 Arbeiter  und  2 Vertreter  der 
Arbeitgeber,  beide  aus  dem  Betriebe  selbst  entnommen.  Ernennen 
die  Parteien  keine  Delegierten,  so  erfolge  die  Ernennung  durch 
den  höchsten  Richter  in  der  Stadt.  Die  Delegierten  wählen  den 
Präsidenten;  mangels  Einigung  wird  auch  er  von  dem  höchsten 
Richter  ernannt.  Die  Kommissionen  haben  permanenten  Charakter; 
die  einzelnen  Mitglieder  bleiben  ein  Jahi  im  Amt. 

Den  Kommissionen  liegt  die  Prüfung  aller  Streitigkeiten  aus 
dem  Arbeitsvertrag  auf,  auch  der  nicht  kollektiven,  rein  indi- 
viduellen, sowie  die  Untersuchung  aller  Arbeitskonflikte  zwi- 
schen den  Arbeitern  und  dem  Betriebsinhaber  der  vom  Gesetz 
betroffenen  Betriebe.  Der  Präsident  der  Kommission  versucht  auf 
Anregung  einer  Partei  oder  von  sich  selbst  aus  die  Einigung. 
Wenn  er  cs  für  angebracht  hält,  fordert  er  die  Parteien  zum  Vor- 
schlag von  Beisitzern  auf.  Gelingt  die  Einigung,  so  hat  sie  die 
Gültigkeit  eines  Vertrages  und  gilt  als  öffentlicher  Akt.  Scheitert 
die  Einigung,  so  beruft  der  Präsident  die  Kommission.  Diese 
entscheidet  in  erster  und  letzter  Instanz.  Revision  ist 
nur  wegen  Nichtbeobachtung  der  Formen  dieses  Gesetzes  selbst 
an  den  höchsten  Richter  der  Stadt  zulässig. 

Hinsichtlich  der  Wirksamkeit  de  s Schiedsspruchs 
wird  unterschieden : 1 landelt  es  sich  nur  um  Auslegung,  An- 
wendung und  Durchführung  des  bestehenden  Arbeits- 
vertrags, so  hat  schon  die  von  der  Majorität  der  Kom- 
mission ausgedrückte  Ansicht  volle  Gültigkeit. 

Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Neuschaffung  eines 
Arbeitsvertrages,  so  tritt  die  bindende  Kraft  des  Schieds- 
spruchs nur  ein,  wenn  er  c i n s t i m m i g abgegeben  ist. 
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Werden  die  im  Einigungsprotokoll  oder  Schiedsspruch  fest- 
gestellten Verpflichtungen  nichterfüllt,  so  wird  dies  nach 
Anhörung  der  Parteien  von  dem  Präsidenten  festgestellt.  Der 
Arbeitsvertrag  gilt  damit  als  aufgelöst;  derjenige,  der  den 
Schiedsspruch  verletzt  hat,  kann  aus  ihm  nicht  klagen  und  haftet 
für  Schadensersatz.  Die  Nichterfüllung  hat  auf  Arbeiterseite  außer- 
dem den  Verlust  der  Garantiesumme  zur  Folge,  die  dem  Arbeiter 
einbehalten  werden  darf,  die  aber  io  % des  Lohns  nicht  überschreiten 
darf  und  zwar  für  einen  Monat  bei  Verträgen  bis  zu  einem  Jahr, 
bis  zwei  Monate  bei  längeren  Verträgen.  Der  Kautionsge- 
danke ist  neu,  in  Italien  zwar  nicht  ganz,  da  er  sich  in  ein- 
zelnen Kommunen  findet  (Gasgesellschaft  Bologna , Tramways 
Florenz,  Hafenarbeiter  Genua),  und  auch  in  dem  Gesetz  über  die 
Arbeit  in  den  Reisfeldern.  Die  italienische  Art  des  Vorgehens, 
um,  nach  Wiedergabe  der  Tatsachen,  kurz  Stellung  zu  nehmen, 
ist  von  allen  bisher  geschilderten  Formen  wohl  die  z w e c k- 
mäßigste  und  diejenige , die  sowohl  den  Interessen 
der  Arbeiter  wie  den  Interessen  der  Gesamt- 
heit am  meisten  gerecht  wird.  Die  italienische  Regelung  läßt 
nicht  die  Arbeitsverhältnisse  in  diesen  Betrieben  einfach  auf 
sich  beruhen  und  ist  nur  bemüht,  das  Feuer  zu  löschen,  wenn 
es  ausbricht,  wie  fast  ausnahmslos  — die  Ausnahme  ist  Austra- 
lien — die  ganze  sonstige  ausländische  Gesetzgebung  — , sondern 
sie  bringt  diese  Betriebe  schon  bei  der  Konzessionie- 
rung  unter  die  kommunale  oder  staatliche  Kontrolle,  die  ihrer- 
seits bestimmte  Mindestanforderungen  fcstlegt.  Dies  ist  also  Pre- 
ventionspolitik im  besten  Sinne,  nach  Analogie  des  Sub- 
missionswesens. Auf  dieser  Basis  erst  baut  sich  das  geschilderte 
Verfahren  auf.  Was  der  Arbeiter  an  Streikrecht  einbüßt,  das 
gewinnt  er  durch  die  Kontrolle  und  die  Garantien  des  Schieds- 
spruchs wieder.  Die  Details  der  Regelung  sind  sehr  glücklich 
gewählt,  insbesondere  die  Unterscheidung,  ob  es  sich  um  Aus- 
legung bestehender,  oder  Schaffung  neuer  Vereinbarungen  handelt, 
ebenso  die  Regelung  der  Folgen  der  Verletzung  des  Schieds- 
spruchs und  das  Prinzip  der  Garantiesumme.  Wenn  man  über- 
haupt den  Standpunkt  als  richtig  anerkennt,  daß  der  Staat  das 
Recht  und  die  Pflicht  hat,  die  gemeinnötigen  Funktionen,  auch 
wo  sie  durch  Private  erfüllt  werden,  in  ihrer  Ausübung  sicher  zu 
stellen  vor  Störungen,  so  möchte  mir  scheinen,  daß  der  italienische 
Entwurf  die  geschickteste  Lösung  bedeutet. 
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Ich  komme  nunmehr  zu  Frankreich  und  Ungarn,  wo  die  in 
Betracht  kommenden  Maßnahmen  sich  hauptsächlich  auf  dem  Ge- 
biet des  Beamtenrechts  abgespielt  haben.  Notabene  ist  Frank- 
reich, wie  auch  Oesterreich,  der  lebende  Beweis  dafür,  daß  selbst 
der  Beamtencharakter  bei  einer  nicht  energischen  Regierung  kein 
Schutz  gegen  Streiks  in  öffentlichen  Betrieben  ist. 

Um  das  Vorgehen  der  französischen  Regierung  zu  verT 
stehen,  muß  etwas  auf  die  Entwickelung  der  französischen  Ver- 
hältnisse eingegangen  werden.  Auf  dem  Boden  des  französischen 
Gewerkschaftsgesetzes  von  1884  haben  sich  in  Frankreich  auch 
ein  Teil  der  Staatsbeamten  (Post,  Eisenbahn),  Lehrer  und  andere 
verwandte  Gruppen  organisiert.  Seit  einer  Reihe  von  Jahren 
funktionierten  auch  Syndikate  der  Beamten  in  den  staatlichen 
Tabak-  und  Zündholzfabriken,  den  Pulver-  und  Salpeterfabriken, 
den  Militärbedarfsmagazinen  und  -Werkstätten,  den  Geniebureaus, 
sowie  den  Zeughauswerkstätten.  Vom  Jahre  1899  folgten  diesem 
Beispiel  eine  Reihe  der  verschiedensten  Beamtenkategorien.  Im 
Jahre  1900  bilden  unter  dem  Ministerium  Millerand  die  Postunter- 
beamten Gewerkvereinc , 1901  folgten  die  Oktroiangestellten  mit 
einem  Syndikat,  dem  sich  1904  schon  100  lokale  Vereine  ange- 
schlossen  hatten.  Damals,  1901,  wurde  das  Vereinsgesetz  vom 
29.  Juli  1901  votiert,  das  den  Beamten  das  freie  Vereinsrecht 
gewährte,  sodaß  sie  an  sich  das  Gewerkschaftsgesetz  von  1884 
nicht  zur  Organisation  gebraucht  hätten.  Dies  Gesetz  regte  zu 
weiterer  Vereinstätigkeit  an.  Im  Jahre  1906  bestanden  Vereine 
der  Straßen-  und  Brückenaufseher  (4500  Mitglieder),  der  Straßen- 
und  Brückcnangestcllten  (21  000),  der  Kontrollbeamten  der  Eisen- 
bahnen (300  von  insgesamt  520  Angestellten),  der  Grubeninge- 
nicure,  der  Lehrer  (deren  Gruppen  sich  »amicales*  = Freund- 
schaftsbündnisse nennen) , der  Oktroi-,  Post-,  Telegraphenange- 
stelltcn,  die  mehr  als  s/4  des  Personals  umfaßten,  der  Zollbureau- 
beamten, der  im  Außendienst  beschäftigten  Zollbeamten  (21  000 
von  insgesamt  72  000),  der  Untcrbcamten  der  Zcntralverwaltungen, 
der  Gefängnisaufseher , der  I lilfsarbeiter  der  Ministerien , der 
Straßenreiniger,  Gemeindeangestellten,  Polizeikommissare,  Prä- 
fektur- und  Unterpräfekturangestellten  und  der  Friedensrichter. 
Mehrfache  große  Versammlungen  hatten  das  Ergebnis,  daß  Ende 
1901  eine  Reihe  der  Verbände  sich  zusammenschloß  zu  einer 
»confederation  genörale«,  zu  einer  allgemeinen  Vereini- 
gung der  Berufsvereine  der  Zivilangestellten 
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des  Staats.  Zweck  der  Confederation  war  »die  Verteidigung 
der  moralischen  und  materiellen  Interessen  ihrer  Mitglieder,  die 
Wahrung  ihrer  Rechte,  und  der  Kampf  gegen  die  Willkür«.  Die 
Confederation  umfaßte  bei  ihrer  Entstehung  90  000  Mitglieder,  mit 
den  Lehrern  und  Postbeamten  zusammen  215000. 

Anfänglich  ließ  man  diese  Bewegung  gehen,  allmählich  wurde 
indessen  die  Regierung  bedenklich,  da  die  Agitation  dieser  Bc- 
amtengruppen  immer  wilder  wurde,  und  die  Beamten  unbedenk- 
lich für  sich  das  Recht  der  »action  directe«  und  der  »greve  ge- 
nerale« in  Anspruch  nahmen,  und  wie  z.  B.  die  Postbeamten  es 
auch  in  die  Praxis  übersetzten,  wie  im  Streik  der  Briefträger. 
Große  Streiks  in  den  Elektrizitätswerken,  in  den  Nahrungsmittel- 
gewerben, in  der  Bergbauindustrie,  die  antimilitaristische  Propa- 
ganda, die  Propaganda  für  den  I.  Mai  und  die  wachsende  Radikali- 
sierung der  Lehrer  und  Postbeamten,  welche,  sich  mit  dem  Vereins- 
gesetz von  1901  nicht  mehr  begnügend,  immer  mehr  Kampf- 
organisationen nach  dem  Gesetz  von  1884  gründeten  und  auch 
für  sich  die  Einrichtung  von  Arbeitsbörsen  verlangten,  machte 
die  Regierung  stutzig.  Als  diese  Bewegung  nach  dem  ersten 
Kongreß  der  Staatsangestelltcn  im  Januar  1906  noch  weitere  Kreise 
zog,  griff  schließlich  die  Regierung,  die  bis  dahin  nur  Verwaltungs- 
maßnahmen  in  Anwendung  gebracht  hatte  (Verweigerung  der 
Bescheinigung  des  legalen  Zusammenschlusses  auf  Grund  des  Ge- 
setzes von  1884),  zur  Gesetzgebung  und  legte  im  März  1907  den 
folgenden  Gesetzentwurf  vor:  Art.  1.  »Begriffsbestimmung  der 
Beamten.  Als  solche  werden  bezeichnet  alle  diejenigen,  die  in 
der  Eigenschaft  als  Delegierte  der  öffentlichen  Gewalt,  als  An- 
gestellte, Funktionäre  und  Unterbeamte  dem  ständigen  Personal 
angehören,  das  zur  Sicherung  eines  vom  Staat,  von  den  Departe- 
ments oder  den  Gemeinden  besorgten  öffentlichen  Dienstes  ge- 
bildet ist.  Art.  2.  Die  Zivilbeamten  dürfen  sich  zum  Studium 
und  zur  Wahrnehmung  ihrer  Berufsinteressen  vereinigen.  Diese 
Vereine  dürfen  nur  die  Beamten  eines  und  desselben  Ministeriums 
umfassen  und  unterstehen  dem  Vereinsgesetz  vom  r.  Juli  1901. 
Art.  3.  Sie  dürfen  nach  vorheriger  Verständigung  der  Ministerial- 
direktoren den  Ministern  die  ihren  Zwecken  entsprechenden  Wün- 
sche unmittelbar  vortragen  und  genießen  die  Rechte  der  juristi- 
schen Person.  Art.  4.  Sic  dürfen  sich  nur  mit  völlig  gleichartigen 
Vereinen  und  nur  zur  Wahrung  gemeinsamer  Interessen  verbinden. 
Art.  5.  Der  Austritt  ist  unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  jeder- 
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zeit  zulässig.  Art.  6.  Jeder  Beamte,  der  ohne  gültige  Entschuldi- 
gung im  Verein  mit  anderen  eine  Aufforderung,  seine  staatliche 
Dienstpflicht  zu  erfüllen,  unbeachtet  läßt,  wird  mit  Gefängnis  von 
6 Tagen  bis  zu  6 Monaten  bestraft.  Bei  erfolgreicher  Anreizung 
und  wenn  der  Urheber  derselben  das  Abhängigkeitsverhältnis 
Untergebener  ausgenutzt  hat,  kann  die  Strafe  auf  l Jahr  erhöht 
werden.  Derart  schuldige  Beamten  werden  mit  Amtsentsetzung 
von  I — io  Jahren  bestraft.  Art.  7.  Die  Gründung  ungesetzlicher 
Beamtenvereine  und  ihre  ungesetzliche  Koalierung  wird  mit  16 
bis  2000  Fr.  Geldbuße,  im  Wiederholungsfälle  mit  der  doppelten 
Buße  geahndet.« 

Die  Beamten  entwickelten  nach  Veröffentlichung  dieses  Ent- 
wurfs eine  große  Protestagitation.  Sie  erließen  durch  ihren  »Zentral- 
ausschuß zur  Verteidigung  des  Koalitionsrechts  der  Staats-,  De- 
partements- und  Gemeindeangestellten*  (Confederation)  eine  ge- 
harnischte Erklärung,  die  sich  gegen  den  Entwurf  richtete.  Das 
Gesetz  hat  seine  Verabschiedung  noch  nicht  gefunden.  Im  August 
1907  ist  in  der  Angelegenheit  insofern  eine  Weiterentwickelung 
eingetreten,  als  der  Staatsrat  in  einer  Entscheidung  vom  5.  August 
der  Syndikatskammer  der  Angestellten  die  Rechtsfähigkeit  ab- 
spricht. Die  Entscheidung  wird  damit  begründet,  daß  die  An- 
gestellten, die  Mitglieder  der  Syndikatskammer  sind,  verschieden- 
artigen Verwaltungen  und  Unternehmungen  angehören,  während 
das  Gesetz  von  1884  fordert,  daß  die  Mitglieder  eines  Fachver- 
bandes  sämtlich  dem  gleichen  Berufe  angehören  müssen.  Diese 
Gesetzesauslegung  würde  die  Bildung  eines  Syndikats  aller  Be- 
amten unmöglich  machen.  Die  Beamten  fordern  daher  Aende- 
rung  des  Gesetzes  von  18S4. 

Soweit  die  Tatsachen.  Sie  zeigen,  daß  der  Beamtencharakter 
allein  die  staatlichen  Betriebe  vor  Streiks  nicht  schützt  bei  schwacher 
Verwaltung  und  im  übrigen  sehr  weitherziger  Gestaltung  der 
Organisationsrechte,  wie  sie  in  den  Gesetzen  von  1884  und  1901 
vorliegt.  Das  Staatsdiener  Verhältnis  wird , soweit  die 
Rechte  der  Beamten  in  Frage  kommen,  von  diesen  Beamten- 
kategorien einfach  negiert  und  als  reines  Arbeitsvertrags- 
verhältnis interpretiert,  woraus  dann  ohne  weiteres  das  volle 
Streikrecht  abgeleitet  wird.  Nicht  natürlich  — soweit  die  Pflich- 
ten des  Staates  in  Frage  kommen;  der  dürfte  sie  nicht  aus- 
sperren,  sondern  hat  alle  Pflichten  des  Staats  gegenüber  seinen  Beam- 
ten zu  erfüllen.  Es  handelt  sich  hier  augenscheinlich  um  eine  ver- 
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unglückte  Beamten-  und  Vereinsgesetzgebung,  die  vom  Stand- 
punkte des  Staates  aus  betrachtet  die  Sicherung  der  öffentlichen 
Funktionen  nicht  genügend  bedacht  hat.  Der  Entwurf  von  1907 
bedeutet  ein  Einlcnken  der  Regierung  zu  energischerer  Wahr- 
nehmung der  Rechte  des  Staats.  Ob  es  gelingen  wird,  steht  noch 
aus;  ist  es  nicht  der  Fall,  so  wird  voraussichtlich  Frankreich  auch 
weiterhin  von  schweren  Erschütterungen  seines  Wirtschafts-  und 
Gesellschaftslebens  nicht  verschont  bleiben,  welche  die  Interessen 
der  Gesamtheit  schwer  zu  schädigen  geeignet  sind. 

ln  Ungarn  hat  die  Notwendigkeit  besonderer  Maßnahmen 
zur  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  sich  besonders  auf  zwei 
Gebieten  herausgestellt,  das  sind  die  Aufrechterhaltung  des  Eisen- 
bahnverkehrs und  die  Sicherung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten, 
der  Ernte,  wegen  der  sich  häufig  wiederholenden  Feldarbeiter- 
streiks. Hinsichtlich  der  Eisenbahnerstreiks  hat  sich  die  ungari- 
sche Regierung  im  Sommer  1907  zur  Einbringung  von  2 Gesetz- 
entwürfen veranlaßt  gesehen,  welche  die  Sicherheit  des  Eisenbahn- 
verkehrs auf  den  ungarischen  Staatsbahnen  herstcllen  sollen.  Der 
eine  Entwurf  regelt  die  Gehalts  Verhältnisse  der  Eisen- 
bahner, der  andere  die  Dienstpragmatik. 

Auf  die  Gehaltsregelung  braucht  hier  nicht  näher  eingegangen 
zu  werden,  von  Interesse  ist  dagegen  der  Gesetzentwurf  über  die 
Dienstpragmatik.  Er  bestimmt,  daß  sich  das  Gesetz  auf  sämt- 
liche Eisenbahnen  und  deren  Angestellte  erstreckt. 
Nach  § 2 besteht  das  Personal  aus  ständig  und  provisorisch  Be- 
diensteten. Bei  Anwendung  der  Strafgesetze  wer- 
den beide  Kategorien  als  öffentliche  Beamte 
betrachtet.  Nach  $}  4 kann  in  den  Dienst  der  Eisenbahnen 
nur  aufgenommen  werden,  wer  ungarischer  Staatsbürger  ist,  der 
ungarischen  Sprache  mächtig,  weder  wegen  Verbrechen  noch 
wegen  Vergehen  unter  Anklage  steht  und  keine  Strafe  mit  Frei- 
heitsverlust erhalten  hat.  Ständig  Bedienstete  haben  den  Dienst- 
eid, provisorisch  Bedienstete  das  Dienstgelöbnis  abzulegen.  Der 
Bedienstete  ist  nach  tj  9 verpflichtet,  die  Interessen  des  Dienstes 
auch  außer  Dienst  vor  Augen  zu  haben  und  zu  fördern  und  jede 
drohende  Gefahr  mit  allen  Mitteln  abzuwenden.  Nach  § 17  ist 
der  Bedienstete  jm  Falle  der  Arbeitsanhäufung,  Dringlichkeit  oder 
außerordentlicher  Verhältnisse  verpflichtet,  auch  über  die  gewöhn- 
liche Arbeitszeit  ohne  Anspruch  auf  Entlohnung  Dienste  zu 
leisten.  Jeder  Bedienstete  ist  persönlich  und  materiell  verant- 
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wörtlich  für  die  Verschling  der  ihm  übertragenen  Obliegenheiten. 
§ 20  regelt  das  Dienstgeheimnis,  § 23  die  Uebernahme  von  Neben- 
beschäftigungen, § 27  den  Urlaub,  tj  28  lautet:  Der  Bedienstete 
kann  seine  politischen  Rechte  nach  seiner  eigenen  Ueberzeugung 
ausüben.  Im  Interesse  der  Erwählung  eines  Kandidaten  darf 
der  Bedienstete  keine  Bewegung  organisieren 
und  keine  Gesinnungsgenossen  werben.  Die  Grün- 
dung eines  Vereins  bedarf  der  vorherigen  Genehmigung  des  Handels- 
ministers. Hinsichtlich  der  Dienstvergehen  bestimmt  i;  33 : unter 
Disziplinarstrafen  fallen  insbesondere:  Die  absichtliche  Verletzung 
der  Dienstpflichten : Teilnahme  am  Massenausstande  (Streik) 
oder  die  massenhaft  sich  zeigende  laue  Verrich- 
tung des  Dienstes  zu  dem  Zwecke,  daß  der  Ver- 
kehr ins  Stocken  gerate  (passive  Resistenz),  als 
auch  Teilnahme  an  den  darauf  abzielenden  Ver- 
abredungen und  Versammlungen  oder  Anstif- 
ten und  Aufwiegelung  zum  Streik  wird  mit  sofortiger 
Entlassung  geahndet.  Die  letzten  17  Paragraphen  des 
Entwurfs  behandeln  das  Verfahren  der  Disziplinargerichte , er- 
nennen ein  besonderes  Disziplinargericht  für  die  Arbeiter  und 
Tagelöhner;  diejenigen,  welche  wegen  Streik,  wie  auch  als 
Anstifter,  Aufwiegler  oder  Mitglieder  des  Orga- 
nisationskomitees entlassen  werden , können  nie  mehr  in  den 
Dienst  der  Eisenbahnen  aufgenommen  werden.  Wer  nach  er- 
folgter Aufforderung  nicht  binnen  fünf  Tagen  aus  einem  verbotenen 
Vereine  austritt,  ist  sofort  zu  entlassen.  Der  Entwurf  ist  übrigens, 
was  nicht  uninteressant  ist,  eingebracht  von  dem  Sohne  Ludwig 
Kossuths,  der  zur  Zeit  Handelsminister  in  Ungarn  war.  Eine 
Sicherung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten  ist  versucht  worden 
durch  das  Gesetz  über  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Land- 
wirte und  des  Gesindes,  auf  das  hier  indessen  nicht  näher  ein- 
gegangen werden  soll. 

Das  ungarische  Vorgehen  zeigt  eine  Analogie  zu  dem  Vor- 
gehen Italiens  im  Jahre  1904/05  in  der  gleichzeitigen  Regelung 
der  Arbeitsbedingungen  und  Gehaltsverhältnisse  und  der  Erklärung 
des  Beamtencharakters  für  alle  Angestellten.  Es  ist  indessen  viel 
schärfer  als  das  italienische  Gesetz,  zum  Teil  drakonisch,  ohne 
indessen  entsprechende  Vorteile  auf  der  anderen  Seite  zu  gewähren, 
wie  dies  Italien  tut.  Auch  das  ungarische  Gesetz  ist  noch 
nicht  verabschiedet.  Seine  wirkliche  Durchführung  würde  die 
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Sicherstellung  der  Funktionen  des  Eisenbahnverkehrs  bedeuten. 
Die  ungarische  Regierung  betont,  daß  sie  so  weitgehende  Voll- 
machten brauche,  um  auch  anarchistischen  Bewegungen  innerhalb 
der  Eisenbahnangestellten  entgegentreten  zu  können. 

Damit  wäre  im  großen  und  ganzen  die  Uebersicht  über  die 
neuere  Entwickelung  der  Frage  vollendet.  Kurz  erwähnt  seien 
noch  die  Niederlande.  Hier  war  im  Januar  1903  ein  Aus- 
stand des  Eisenbahnpersonals  der  beiden  von  der  Regierung  kon- 
zessionierten Eisenbahngesellschaften  ausgebrochen,  welcher  den 
ganzen  . Eisenbahnverkehr  lahm  legte.  Der  Streik  war  nach  we- 
nigen Tagen  beendet,  gab  der  Regierung  aber  Veranlassung  zur 
Aenderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen.  Vorher  enthielt  das 
Strafgesetz  nur  eine  einzige  Bestimmung,  welche  auf  Ausständige 
Bezug  hatte.  Art.  284  des  Strafgesetzbuchs  bedroht  mit  Gefängnis 
von  höchstens  9 Monaten  oder  Geldstrafe  von  höchstens  300  Gul- 
den denjenigen,  welcher  einen  anderen  widerrechtlich  nötigt,  etwas 
zu  tun,  zu  unterlassen  oder  zu  dulden. 

Der  Ausstand  der  Eisenbahner  veranlaßte  die  Regierung, 
drei  Gesetze  einzubringen.  Das  erste  Gesetz  bezog  sich  auf  die 
Errichtung  einer  Militär-Eisenbahnabteilung,  um, 
auch  abgesehen  von  Kriegszeiten,  in  der  Lage  zu  sein,  den  Fort- 
gang des  Eisenbahnverkehrs  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  zu  sichern. 
Das  zweite  Gesetz  setzte  eine  Untersuchungskommis- 
sion zur  Untersuchung  der  Verhältnisse  der  Eisenbahner  ein, 
das  dritte  Gesetz  war  eine  Strafgesetznovelle,  welche 
einmal  Behinderung,  Beteiligung,  oder  Bedrohung,  soweit  sie  zur 
widerrechtlichen  Nötigung  angewendet  werden,  unter  Strafe  stellt. 
Der  entscheidende  Paragraph  ist  der  eingeschaltete  358 bu  Straf- 
gesetzbuch. 

»Der  Beamte  oder  irgend  eine  im  öffentlichen  lüsenbahnver- 
kehr dauernd  oder  zeitlich  im  Dienst  stehende  Person,  die  nicht 
zum  Personal  einer  ausschließlich  mit  beschränkter  Fahrgeschwin- 
digkeit betriebenen  Eisenbahn  gehört,  der  in  der  Absicht  in  der 
Ausübung  eines  öffentlichen  Dienstes  oder  in  dem  öffentlichen 
Eisenbahnverkehr  ein  Hemmnis  zu  verursachen  oder  fortbestehen 
zu  lassen,  unterläßt  oder  auf  rechtlich  erteilten  Auftrag  sich 
weigert,  eine  Arbeit  zu  verrichten,  zu  welcher  er  sich  ausdrück- 
lich oder  kraft  seines  Dienstverhältnisses  verpflichtet  hat,  wrird 
mit  Gefängnis  bis  zu  6 Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu  300  Gulden 
bestraft«. 
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Die  Bestimmungen  bekunden  auch  in  Holland  den  festen 
Willen,  den  Eisenbahnverkehr  unter  allen  Umständen  zu  sichern. 
Im  übrigen  bewegen  sie  sich  hier  in  der  Richtung  des  Ausbaues 
der  allgemeinen  Strafgesetzgebung  einerseits,  der  Festlegung 
der  Arbeitsbedingungen  andererseits.  Zu  diesem  Zwecke  hat  das  Ge- 
setz vom  31.  Juli  1903  für  die  holländischen  Eisenbahnen  Normativ- 
bestimmungen für  das  Eisenbahnpersonal  erlassen  und  außerdem 
Schiedsgerichte  eingerichtet.  Diese  Schiedsgerichte  sind  indessen 
nicht  wie  in  den  bisher  besprochenen  Fällen  für  Kollektiv- 
streitigkeiten  zuständig , sondern  für  Individualbe- 
schwerden, und  zwar  über  Bestrafungen,  welche  auf  Grund 
der  bestehenden  und  eingeführten  Bestimmungen  erfolgen.  Auf 
den  Geschäftsgang  im  einzelnen  will  ich  nicht  eingehen.  Eigen- 
artig ist  in  Holland  die  erwähnte  Einrichtung  einer  Militär- 
Eisenbahnabteilung,  um  unter  allen  Umständen  den  Betrieb 
aufrecht  erhalten  zu  können. 

Auf  die  Schweiz  einzugehen,  liegt  keine  Veranlassung 
vor.  Seit  den  Ueberblicken,  die  im  Bd.  I.  des  »Tarifvertrag  im 
Deutschen  Reich«  gegeben  sind,  und  die  durch  einen  Aufsatz  im 
Reichs -Arbeitsblatt  im  Jahrgang  1907  über  neuere  Einigungs- 
und Schiedseinrichtungen  in  der  Schweiz  ergänzt  sind,  liegt  we- 
sentlich neues  nicht  vor.  Die  Schweizer  Kantone  haben  alle  nicht 
das  hier  behandelte  Spezialproblem  der  gemeinnötigen  Betriebe 
behandelt,  sondern  entweder  versucht,  ganz  allgemein  die  Streiks 
zu  regeln,  wie  das  Genfer  Gesetz  im  Sinne  tariflicher  Einigung 
oder  auf  dem  Wege  des  Strafrechts  wie  Zürich  und  Bern.  Das 
scheidet  hier  aus. 

Ich  möchte  den  Ueberblick  nicht  schließen,  ohne  noch  kurz 
der  Staaten  gedenken,  in  denen  einschlägige  Bestimmungen  fehlen 
und  kurz  die  Erfahrungen  erörtern,  die  man  dort  gemacht  hat, 
soweit  Material  darüber  zugänglich  ist.  Daß  in  England  der 
Eisenbahnverkehr  vor  Streiks  nicht  genügend  sichergestellt  ist, 
wurde  schon  eingangs  berührt.  Die  Erfahrungen  des  Jahres  1907, 
in  dem  England  dicht  vor  einem  großen  Eisenbahnerausstand 
stand,  haben  dies  bestätigt  und  man  dürfte  in  England  in  Zukunft 
wohl  auch  einen  Ausbau  vorbeugender  Maßnahmen  in  Aussicht 
nehmen.  Am  meisten  hat  sich  das  Fehlen  solcher  Maßnahmen 
oder  Bestimmungen  in  Oesterreich  geltend  gemacht,  im  Jahre 
1905  bei  der  passiven  Resistenz  auf  den  Staatsbahnen  und  Pri- 
vatbahnen, im  Jahre  1907  bei  der  gleichartigen  Bewegung  auf 
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den  österreichischen  Privatbahnen.  Hier  fehlten  irgendwelche 
Handhaben  irp  Gesetz  und  die  Regierung  sah  sich  daher  1905  veran- 
laßt, mit  den  Organisationen  wegen  Aufgabe  der  Resistenz  und 
Aufnahme  des  normalen  Betriebes  zu  verhandeln,  indem  sie  gleich- 
zeitig aus  Anlaß  der  Resistenz  eine  Reihe  von  Reformen  ankün- 
digte. Desgleichen  verhandelte  sie  für  die  Privatbahnen  mit  den 
Angestellten,  wobei  die  Bahnen  eine  Reihe  von  Zugeständnissen 
an  die  Angestellten  machten.  Im  Jahre  1906  erklärten  die  öster- 
reichischen Postbediensteten -Verbände  in  die  passive  Resistenz 
treten  zu  wollen.  Der  Handelsminister  erklärte  eine  solche  Be- 
wegung zwar  für  ungesetzlich,  stellte  eine  Reihe  von  Reformen 
in  Aussicht,  und  daraufhin  wurde  die  Bewegung,  alsbald  nach- 
dem sie  in  einigen  Städten  begonnen  hatte,  wieder  eingestellt. 
Im  Jahre  1907  wiederholte  sich  die  passive  Resistenz  der  Eisen- 
bahner auf  den  Privatbahnen,  da  die  Privatbahnen  die  in  Aus- 
sicht gestellten  Verbesserungen  den  Angestellten  nicht  gewährt 
hatten.  Am  30.  September  1907,  nachts,  traten  etwa  700c»  Eisen- 
bahner gleichzeitig  in  den  Ausstand.  Die  Resistenz  wurde  erst  am 
14.  und  15.  Oktober  eingestellt,  nachdem  schwere  Schädigungen 
des  Verkehrs  eingetreten  waren.  Die  Einigung  erfolgte  unter  Ver- 
mittelung des  Eisenbahnministcriums  auf  Grund  von  Verhand- 
lungen mit  den  Organisationen.  Diese  Vorgänge  zeigen  große 
Schwächen  des  österreichischen  Systems , vor  allem  eine 
nicht  genügende  Einflußnahme  des  Staates  auf  die 
Arbeitsbedingungen  der  konzessionierten  Pri- 
vat k a h n c n,  wie  sie  in  Italien  heute  erreicht  ist.  Hier  müßte 
die  Gesetzgebung  cinsetzen,  wenn  die  Verhältnisse  nicht  zu  einem 
fortgesetzten  Kapitulieren  vor  dem  Druck  der  Organisationen  führen 
sollen.  Aber  es  zeigt  sich  auch  eine  nicht  genügende  Sicherung 
des  Staatsbahnbetriebes,  die  unter  gleichzeitiger  Hebung  der  Ar- 
beitsverhältnisse  des  Personals  im  Interesse  der  Oeffentlichkeit 
ebenso  wie  der  Angestellten  zu  erstreben  wäre. 

Erwähnt  sei  hier  noch  Schweden.  Von  staatlichen  Ver- 
mittelungseinrichtungcn  bestehen  nur  die  durch  das  oben  be- 
rührte Gesetz  vom  31.  Dezember  1906  eingesetzten  Vermittler,  die 
für  das  hier  behandelte  Problem  nur  soweit  in  Frage  kommen, 
als  bei  allen  Streiks  Vermittelungsversuche  gemacht  werden  sollen. 
Dagegen  bestehen  zwischen  dem  Verband  der  schwedischen  Pri- 
vatbahnuntemehmer  und  dem  schwedischen  Eisenbahnerverband 
seit  1906  direkte  Abmachungen  über  ein  Einigungs-  und  Schieds- 
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gerichtsverfahren , welches  bei  allen  Eisenbahnstreitigkeiten  ein- 
treten  soll.  Ein  solcher  Vertrag  ist  Anfang  1907  zuerst  zustande 
gekommen.  Bei  allen  Streitigkeiten  sollen  zunächst  die  direkt  be- 
teiligten Parteien  miteinander  verhandeln,  wobei  Vertreter  der 
Organisationen  hinzugezogen  werden  können.  Handelt  es  sich  um 
eine  neue  Lohnregelung,  so  müssen  stets  Vertreter  der  Organi- 
sationen teilnehmen. 

Findet  ein  Fall  auf  diese  Weise  nicht  Erledigung,  so  kommt 
er  vor  das  Distrikts-Einigungsamt  (es  gibt  drei,  in  Malmö,  Goete- 
borg  und  Stockholm).  Gelingt  die  Einigung  nicht,  so  geht  der 
Fall  an  das  Eisenbahnschiedsgericht  in  Stockholm  als  an  die 
höchste  Instanz.  Einigungsamt  wie  Schiedsgericht  sind  paritätisch, 
unter  unparteiischen  Vorsitzenden,  besetzt.  Es  ist  hier  für  Schwe- 
den also  bei  Privatbahnsystemen  ein  fakultatives  Eini- 
gungs-  und  Schiedssystem  zwischen  den  Betei- 
ligten selbst  geschaffen,  das  vielleicht  staatliche  Maßnahmen 
im  Interesse  der  Sicherung  des  Eisenbahndienstes  unnötig  macht. 

Um  ein  endgültiges  Urteil  abzugeben,  ist  die  Einrichtung  noch 
zu  jung. 

Es  erübrigt  noch  auf  D eutschland  einzugehen.  In  Deutsch- 
land liegt  die  Rechtslage  so,  daß  ein  Verbot  der  Koalition 
nur  vorliegt  für  die  Landarbeiter.  In  der  Gewerbeordnung  ist 
den  unter  Titel  VII  der  Gewerbeordnung  fallenden  Vereinigungen 
von  gewerblichen  Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeitern  das 
Koalitionsrecht  ausdrücklich  gewährt.  Abs.  2 des  5;  152  gestattet 
freilich  den  jederzeit  stattfindenden  Rücktritt  von  solchen  Ver- 
einigungen; das  ändert  aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  positive 
gesetzliche  Grenzen  für  die  Ausübung  des  Streikrechts  nicht 
vorgesehen  sind.  Soweit  die  Beamten  in  Frage  kommen,  besteht 
ein  Streikrecht  nicht,  und  es  sind  bisher  auch  keine  Versuche 
wie  in  Frankreich  und  Oesterreich  vorgekommen,  für  diese  Ka- 
tegorien ein  solches  Streikrecht  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn- 
gleich es  an  theoretischen  Forderungen  nicht  gefehlt  hat.  Diese 
Kategorien  können  sich . auf  dem  Boden  des  Vereinsrechts  betä- 
tigen — allerdings  ist  diese  Betätigung  nach  den  bisher  bestehen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  einzelner  Bundesstaaten  und  den 
geltenden  Verwaltungsanschauungen  nicht  immer  ganz  leicht  durch- 
zuführen. 

Eine  Ergänzung  dieses  Rechtszustandes  war  in  Aussicht  ge-  . 
nommen  in  der  Gesetzesvorlagc  über  gewerbliche  Berufsvereine 
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vom  12.  November  1506,  die  später  von  der  Regierung  zurück- 
gezogen worden  ist.  Der  t;  1 5 des  Entwurfs  bestimmte,  daß  einem 
gewerblichen  Berufsverein  die  Rechtsfähigkeit  entzogen  werden 

könne,  wenn »er  eine  Arbeiteraussperrung  oder  einen 

Arbeiterausstand  herbeiführt  oder  fördert,  die  mit  Rücksicht  auf 
die  Natur  oder  die  Bestimmung  des  Betriebes  geeignet  sind,  die 
Sicherheit  des  Reiches  oder  eines  Bundesstaates  zu  gefährden, 
eine  Störung  in  der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Wasser  oder 
Beleuchtung  herbeizuführen  oder  eine  gemeine  Gefahr  für  Men- 
schenleben zu  verursachen«. 

Der  Grundgedanke  der  Sicherung  der  Funktionen  der  ge- 
meinnötigen Betriebe  war  also  auch  hier  seitens  der  deutschen 
Reichsregierung  bereits  aufgenommen.  Mit  dem  Entwurf  ist  auch 
diese  Bestimmung  zurückgezogen,  so  daß  es  für  Deutschland 
bei  dem  skizzierten  Rcchtszustand  geblieben  ist.  Ich  lasse  dahin- 
gestellt, ob  überhaupt  die  Entziehung  der  Rechtsfähigkeit  für 
diesen  Fall  die  geeignetste  Maßnahme  ist.  Jedenfalls  mangelte 
auch  bei  dieser  Bestimmung  jede  gleichzeitige  Einwirkung  auf 
die  billige  und  angemessene  Regelung  der  Arbeitsbedin- 
gungen in  den  Betrieben,  welchen  der  Schutz  gewährt  werden 
sollte.  Das  ist  ein  Manko,  wie  mehrfach  dargelegt. 

Faßt  man  das  hier  Vorgeführte  zusammen,  so  ergibt  sich 
eine  Bestätigung  des  eingangs  Bemerkten,  daß  es  sich  bei  dem 
Problem  um  ein  Doppelproblem  handelt : einmal  um  die  Sicher- 
stellung des  Funktionicrcns  der  Staatsbetriebe,  zweitens  um  die 
Sicherstellung  der  in  Privatunternehmung  betriebenen  gemein- 
nötigen Betriebe.  Daß  eine  solche  erfolgen  müsse,  diese  Ueber- 
zeugung  hat  sich  in  beiden  Richtungen  immer  mehr  Regierungen 
aufgedrängt  und  die  Theorie,  daß  wie  alle  andern  Privatrechtc 
innerhalb  des  Staates  auch  das  Streikrecht  an  dem  öffentlichen 
Interesse  seine  Grenze  zu  finden  hat,  hat  sich  in  der  Gesetzgebung 
der  vorgeführten  Staaten  bereits  in  Praxis  verwandelt.  Zwei  große 
Gruppierungen  ergaben  sich : soweit  es  sich  um  einen  Staats- 
betrieb handelte,  spielte  in  erster  Linie  die  Regelung  der  B e- 
amteneigen. schaft  und  ihre  Ausdehnung  auch  auf 
die  nur  zeitlich  angestellten  Arbeiter  unter  gleichzeitiger  Regelung 
ihrer  Arbeitsverhältnisse  eine  Rolle.  Soweit  es  sich  um  Privat- 
unternehmungen handelt,  stand  an  erster  Stelle  die  Schaf- 
fung von  Einigung s-  und  Schicdsorganen  mit  mehr 
oder  weniger  weitgehenden  Kompetenzen  hinsichtlich  der  Durch- 
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fiihrung  ihrer  Entscheidungen.  Ob  es  sich  dabei  im  einzelnen  um 
Streik  verschiebung  oder  völliges  Streikverbot  han- 
delt, wird  praktisch  vielfach  nicht  von  großer  Bedeutung  sein. 
Aber  zu  betonen  ist  dabei,  daß  auch  hier  ergänzend  zur 
Seite  treten  muß,  wie  Italien  das  zu  regeln  un- 
ternimmt, eine  staatliche  Kontrolle  über  die  in 
Privat  Unternehmung  betriebenen  gemeinnöti- 
gen Funktionen,  wenn  nicht  doch  solche  Reibungen  ent- 
stehen sollen,  wie  wir  sie  in  Italien  früher  und  auch  jetzt  noch 
in  Oesterreich  in  der  Darstellung  gesehen  haben.  Soweit  die 
Staaten  bisher  eine  Vorsorge  auf  diesem  Gebiet  nicht  getroffen 
haben,  wird  die  Entwickelung  der  Arbeiterorganisationen  und  Be- 
amtenorganisationen in  den  einzelnen  Ländern  voraussichtlich  dazu 
führen,  daß  auch  hier  die  im  Interesse  der  Oeffcntlichkeit  nicht 
zu  überschreitenden  Grenzen  des  Streikrechts  irgendwie  festgelegt 
werden.  Denn  es  bleibt  dabei:  salus  publica,  summa  lex.  Kule- 
mann  hatte  aber  seinerseits  auch  ganz  recht,  wenn  er  ausspricht, 
die  einfache  Zerstörung  des  Streikrechts,  wie  bei  den  Pariser 
Elektrizitätsarbeitern,  sei  eine  Ungerechtigkeit.  Gewiß  konnte 
Ciemenceau  nicht  anders  handeln,  als  er  tat;  er  mußte  für  Licht 
in  Paris  sorgen.  Aber  was  er  unterlassen  hatte,  und  auch  fürder 
unterließ,  das  war:  die  Arbeitsbedingungen  dieser  Elektrizitätsar- 
beiter unter  Kontrolle  zu  nehmen  oder  ihnen  die  Möglichkeit  der 
Wahrnehmung  ihrer  Rechte  in  geordnetem  Schiedsverfahren  zu 
geben.  Wenn  es  richtig  ist,  daß  im  öffentlichen  Interesse  eine  Ein- 
schränkung des  Rechts  der  Arbeiter,  zu  streiken,  in  gemeinnötigen 
Betrieben  stattfinden  soll,  so  ist  ebenso  richtig,  daß  in  diesen 
Fällen  das  Wohl  des  Arbeiters,  dem  dies  Recht  entzogen  oder  be- 
schränkt wird,  erfordert,  daß  der  Staat  dafür  Vorsorge  trifft,  daß 
ihm  angemessene  Arbeitsbedingungen  garantiert  werden,  entweder 
durch  Selbstnormierung,  oder  durch  Kontrolle  dieser  Bedingungen, 
oder  durch  Schaffung  geordneter  Methoden,  seine  Rechte  wahr- 
zunehmen. Erst  in  dieser  Vereinigung  ist  die  Frage  für  beide 
Teile  zufriedenstellend  gelöst. 
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Die  verhältnismäßige  Unfruchtbarkeit  der  bisherigen  Erörte- 
rungen über  die  Reform  der  Arbeiterversicherung  sehe  ich  in  dem 
Ueberfluß  organisatorischer  Vorschläge  und  in  der  damit  ver- 
bundenen Vernachlässigung  der  materiellrechtlichen  Einzelfragen. 
Vielen  gutmeinenden  und  in  gewissem  Bereich  praktisch  erfahrenen, 
auch  für  die  Reform  unentbehrlichen  Männern  fehlt  die  eindring- 
liche Kenntnis  der  überaus  zahlreichen  Einzelheiten  sämtlicher 
versicherungsrechtlicher  Gesetze.  Schon  hieraus  ergibt  sich  ein 
Fehler.  Nicht  das  unmittelbar  Notwendige  und  Wichtige  wird 
ins  Auge  gefaßt,  sondern  ein  mehr  oder  minder  kühnes  Gebäude, 
in  dem  sich  in  Zukunft  die  Arbeiterversicherung  darstellen  soll, 
wird  errichtet. 

Von  den  weiter  zurückliegenden  Bestrebungen  auf  Verein- 
heitlichung der  Arbeiterversicherung  gilt  das  freilich  weniger. 
Denn  der  erste  Präsident  des  Reichsversicherungsamtes,  Bödiker, 
war  ebenso  wie  der  Vorsitzende  der  I.andesversicherungsanstalt 
Berlin,  Dr.  Freund,  unter  den  wenigen,  die  sich  einer  abseitigen 
Kenntnis  sowohl  organisatorisch  formeller,  als  auch  materiell- 
rechtlich spezieller  Kenntnisse  rühmen  konnten.  Jener  wollte 
1895  auf  einer  im  Reichsamt  des  Innern  stattgehabten  Konferenz 
und  später  auf  dem  VII.  internationalen  Arbeiterversicherungs- 
kongreß  zu  Wien  im  September  1905  die  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung mit  der  Unfallversicherung  verschmelzen.  Die  Or- 
ganisation der  Krankenversicherung  will  er  aufrecht  erhalten  wissen. 
Immerhin  soll  jene  Verschmelzung  nur  in  Verwaltung  und  Justiz 
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erfolgen,  nicht  hinsichtlich  der  Leistungen.  Die  Verwaltung  soll 
in  der  Regel  von  den  territorialen  Landesversichcrungsanstaltcn 
erfolgen,  neben  denen  die  gewerblichen , nicht  auch  die  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  unter  Uebcmahnie  der 
Invalidenversicherung  nach  Analogie  der  zugelassenen  Kassen- 
einrichtungen bestehen  bleiben  sollen.  Weiter  wird  vorgeschlagen 
Entlastung  des  Reichsversicherungsamtes  durch  Schaffung  von 
Oberschiedsgerichten,  sog.  Landesversicherungskammern,  etwa  bei 
jedem  Obcrlandesgericht ; Beseitigung  der  Beitragsmarke ; Ein- 
führung des  Umlageverfahrens  wie  für  die  Invalidenversicherung 
(unter  Wegfall  weiterer  Kapitalansammlungen) ; in  der  Invaliden- 
versicherung Einführung  einer  Grundrente  von  monatlich  12  Mk. 
für  Männer,  9 Mk.  für  Frauen,  gleichmäßig  für  die  Invaliden- 
wie  für  die  Altersrente  steigend  um  I Mk.  für  je  2000  Mk.  Ge- 
samtlohn, die  über  den  (als  Aequivalent  für  die  Grundrente,  die 
eine  fünfjährige  Beschäftigung  voraussetzt,  geltenden)  Lohnbetrag 
von  5000  Mk.  hinaus  mittels  fakultativer  Lohnbescheinigungen  durch 
denVersicherten  nachgew'iesen  werden.  Freund  will  die  Alters-  und 
Invalidenversicherung  mit  der  Krankenversicherung  vereinigen1), 
und  zwar  nicht  nur  organisatorisch , sondern  auch  finanziell. 
Die  Krankenkassen  seien  zu  beseitigen  und  allenfalls  als  Zuschuß- 
kassen aufrecht  zu  erhalten.  Ein  lokaler  Unterbau  in  der  Form 
von  Arbeiterversicherungsämtern  soll  geschaffen  werden  und  da- 
mit eine  Dezentralisation  der  Verwaltung,  welcher  eine  Zentrali- 
sation der  Organisation  in  den  Landesversicherungsanstalten  gegen- 
übersteht. Die  Zusammensetzung  der  Arbeiterversicherungsämter 
soll  paritätisch  sein,  eine  gleiche  Anzahl  von  Vertretern  der  Ar- 
beitgeber und  der  Versicherten  ist  vorgesehen.  Eine  weitere 
Dezentralisation  der  Verwaltung  soll  innerhalb  des  Bezirkes  des 
Versicherungsamtes  erfolgen  durch  Filialen  und  Agenten,  als 
welche  die  Voiksschullchrer  vorgeschlagen  werden.  Später  sollen 
die  Arbeiterversicherungsämter  zum  lokalen  Verwaltungsorgan  der 
Unfallversicherung  ausgebaut  werden,  und  auf  diese  Weise  soll 
die  schließliche  Uebertragung  der  Unfallversicherung  auf  die 
Landesversicherungsanstalten  vorbereitet  werden,  die  mit  völliger 
Verschmelzung  der  Unfall-  und  Invalidenversicherung  einhergehen 
soll,  bei  gleicher  Entschädigung  der  Unfallinvalidität  und  der 
sonstigen  Erwerbsunfähigkeit.  Der  Kreis  der  Versicherten  soll 

’)  Die  Vorschläge  von  Bödikcr  und  Freund  finden  sich  in  den  Schriften 
des  VII.  internationalen  Kongresses  für  Arbeiterversicherung,  Wien  1905. 
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gleichmäßig  in  allen  drei  Versicherungszweigen  abgegrenzt  werden ; 
durch  Beitragsmarken  soll  nur  e i n Beitrag  für  die  gesamte  Ar- 
beiterversicherung zu  erheben  sein.  Die  Kosten  der  Arbeiter- 
versicherung wären  gleichmäßig  unter  Arbeitgeber,  Versicherte 
und  das  Reich  zu  teilen.  In  der  i.  J.  1896  veröffentlichten 
Begründung  eines  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Abänderung  der 
Arbeiterversicherungsgesetze  setzt  die  Reichsregierung  sowohl  den 
Plänen  von  Bödiker  und  Freund,  als  auch  denen  einer  Verein- 
heitlichung aller  drei  Versicherungszweige  sorgfältig  motivierten 
Widerstand  entgegen.  Noch  1899  hielt  die  Reichsregierung  bei 
Revision  des  lnvalidenversicherungsgesetzes  an  der  Ansicht  fest, 
daß  weder  zu  einer  Verschmelzung  noch  zu  einer  organisatorischen 
Vereinheitlichung  einzelner  oder  aller  Versicherungszweige  ein 
gangbarer  Weg  gefunden  und  jedenfalls  die  Zeit  zu  grundlegenden 
Aenderungen  in  der  Organisation  noch  nicht  gekommen  sei. 
Der  Staatssekretär  Graf  Posadowsky  befürwortete  aber  mit  Nach- 
druck die  Schaffung  eines  lokalen  Organes  der  Invalidenver- 
sicherung, der  sog.  Rentenstelle,  die  den  Ansatz  zu  einem  lokalen 
Unterbau  für  die  gesamte  Arbeiterversicherung  abgeben  sollte. 
Am  30.  April  1903  nahm  der  Reichstag  einstimmig  eine  Reso- 
lution an,  die  bisherigen  Gesetze  in  einem  einzigen  Arbeiterver- 
sicherungsgesetze zu  vereinigen.  Hiermit  ist  aber  allein  eine  Kodi- 
fikation des  Arbeiterversicherungsrechtes  in  einem  Gesetzbuche, 
nicht  aber  eine  materielle  Zusammenlegung  ins  Auge  gefaßt. 
Im  selben  Jahre  erscholl  der  Mahnruf  Zachers  (Zur  Vereinfachung 
der  Arbeiterversicherung,  Arbeiter-Versorgung  Bd.  XX  S.  577  ff.) 
zu  einer  baldigen  Beseitigung  der  Schäden,  die  mit  der  Zer- 
splitterung der  Arbeiterversicherung  verbunden  sind.  In  Hannover 
folgte  dann  die  Beratung  der  Landesversicherungsanstalten  am 
25.  Mai  1904  über  die  Freundschen  Vorschläge,  die  die  Kranken- 
pflege wesentlich  zu  verbessern  bestimmt  waren,  aber  das  Selbst- 
verwaltungsrccht  der  Kassen  bedrohten.  So  bildeten  sie  das 
Vorspiel  zu  einem  sofort  anhebenden  Kampfe.  Regierungsrat 
Düttmann,  Vorsitzender  der  Versicherungsanstalt  Oldenburg  (Ar- 
beiter-Versorgung Bd.  XXI  S.  353  und  377,  und  in  mehreren 
späteren  Aufsätzen)  verneint  die  Möglichkeit  einer  völligen 
Verschmelzung  der  Invalidenversicherung,  läßt  auch  die  Unfall- 
versicherung als  selbständigen  Versicherungszweig  bestehen  ; immer- 
hin sollen  Kranken-  und  Invalidenversicherung  näher  zusammen- 
gebracht werden.  Die  Krankenversicherung  soll  durchgeführt 
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werden  durch  Bezirkskrankenkassen,  die  verwaltet  werden  sollen 
für  ihre  eigene  Rechnung  durch  Wohlfahrtsämter.  Solche  werden 
besetzt  mit  einem  Beamten  als  Vorsitzenden  und  wenigstens  4 
Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten.  Diese  Wohl- 
fahrtsämter haben  auch  zur  Aufgabe  die  örtlichen  Geschäfte  der 
Invalidenversicherung  und  der  Hinterbliebenenversicherung,  auch 
gewisse  Angelegenheiten  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung, 
späterhin  auch  der  Krankheitsverhütung,  des  Arbeiterschutzes, 
der  Wohnungskontrolle,  des  Arbeitsnachweises.  Geeignetenfalls 
sollen  örtliche  Verwaltungsstellen  als  Hilfsorgane  hinzutreten. 
In  finanzieller  Beziehung  will  Düttmann  die  Krankenversicherung 
für  eigene  Rechnung  der  Bezirkskrankenkasse  bewirkt  wissen  und 
fordert  einen  Ausgleich  für  unerwünscht  große  Abweichungen 
hinsichtlich  der  Beitragshöhe  durch  Zuschüsse  der  Versicherungs- 
anstalten an  überlastete  Bezirkskrankenkassen.  Auch  die  Ge- 
meinden sollen  die  Mittel  aufbringen  helfen,  teils  durch  Ueber- 
nahme  der  Versicherungsbeiträge  in  gewissen  Fällen,  so  z.  B. 
für  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  zur  Sicherstellung  ununterbrochener 
Beitragslcistung  und  damit  der  bestehenden  Aufrechtcrhaltung  der 
Versicherung,  teils  durch  Bereitstellung  von  Betten  in  Kranken- 
häusern gegen  mäßige  Vergütung.  Die  Versicherungspflicht  soll 
auch  auf  die  sämtlichen  Hausgewerbetreibenden  und  die  sog. 
kleinen  Unternehmer  erstreckt  werden. 

Stadtrat  v.  Frankenberg  (Volkstümliche  Zeitschrift  für  Ar- 
beiterversicherung 1904  S.  241  und  Soziale  Praxis,  Jhrg.  XVI, 
Sp.  1249)  will  auch  die  Unfallversicherung  schon  bei  der  nächsten 
Reform  reformiert  wissen,  die  Berufsgenossenschaften,  sowie  die 
besonderen  Kassen  beseitigen.  Kr  meint,  daß  die  Vereinfachung 
der  Arbeiterversicherung  sonst  für  unabsehbare  Zeit  in  einem 
Hauptpunkt  Stückwerk  bleiben  müsse.  Die  Krankenkassen,  bezw. 
die  Lokalorgane  der  zu  erstrebenden  Einheitsversicherung  sollen 
größere  Freiheit  erhalten  und  diese  Organe  sollen  sich  an  kom- 
munale Verwaltungen  (städtische  Verwaltung,  Kreisbehörde)  an- 
lchnen.  Die  Leistungen  der  Unfallverletzten  seien  unverhältnis- 
mäßig hoch  gegenüber  den  Erwerbsunfähigen  anderer  Ver- 
sicherungen. 

Wie  dieser  Schriftsteller,  so  wendet  sich  auch  Hahn  (Ar- 
beiter-Versorgung Bd.  XXII  (1905)  S.  351)  gegen  F'reund  und 
Düttmann.  War  ersterer  als  Förderer  der  Idee  einer  Vereinheit- 
lichung aller  drei  Zweige  der  Arbeiterversicherung  anzusehen, 
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so  dieser  als  Träger  der  Idee,  lediglich  eine  Verbindung  zwischen 
Unfall-  und  Invalidenversicherung  mit  der  Krankenversicherung 
sachlich  und  formell  einfacher  zu  gestalten  ohne  die  Unfallver- 
sicherung in  die  Kranken-  oder  Invalidenversicherung  aufzulösen. 
Er  fordert,  daß  bei  Halbierung  der  Beiträge  die  Vertretung  in 
den  Kassenorganen  nach  dem  Beitragsverhältnis  zu  bemessen  sei, 
jedoch  mit  der  Maßgabe , daß  den  Versicherten  jedenfalls  die 
Stimmenmehrheit,  also  wenigstens  eine  Stimme  mehr  als  den  Ar- 
beitgebern zustchen  müsse.  Besondere  Zustimmung  fanden  beide 
nicht,  weder  v.  Frankenberg,  noch  Hahn,  während  ich  betonen 
möchte,  daß  ihre  für  die  materiellrechtliche  Seite  der  Reform 
wertvollen  Anschauungen  noch  nicht  genügend  gewürdigt  worden 
sind.  Diese  Schriftsteller  stützen,  freilich  ungewollt,  radikale  und 
undurchführbare  Pläne,  wie  die  von  Romacker  (Die  Reichsver- 
sicherung, Gruncwald-Berlin  1904),  der  ebenso  wie  Georg  Hahn 
in  Jena  (Reformblatt  für  Arbeiterversicherung  1906  S.  365)  eine 
allgemeine  Reichsversicherung  verlangt,  die  sich  ohne  Ausnahme 
auf  die  gesamte  Bevölkerung  erstreckt  und  jedem  Reichsange- 
hörigen in  allen  Notfällen  des  Lebens  Anspruch  auf  Fürsorge 
gewährt.  Die  uferlosen  »Forderungen  und  Vorschläge  der  Aerzte 
zur  Abänderung  der  deutschen  Arbeiterversichcrungsgesetze«  (Er- 
gebnis der  Eisenacher  Tagung  der  Kommission  des  Deutschen 
Aerztcvcrein  - Bundes)  verwickeln  wegen  mangelnder  Rechts- 
kenntnis  die  schwierigen  Aufgaben  noch  mehr,  während  die  Pe- 
tition des  Zentralverbandes  von  Ortskrankenkassen  und  der  Ver- 
bandstag in  Dresden  wegen  der  ernstlich  kaum  diskutabeln 
Wünsche,  beide  1905,  eine  Förderung  der  Sache  nicht  bedeuten. 
Die  Aerzte  können  sich  von  der  Idee,  daß  die  Hauptsache  bei 
der  Arbeitervcrsichcrung  ihre  wirtschaftliche  Lage  und  ihr  Standes- 
ansehen sei,  nicht  losmachen,  während  die  bczcichneten  Interessen- 
vertretungen zu  der  monströsen  Auffassung  gelangten,  daß  die 
Arbeitgeber  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Versicherungsrechtes 
zwar  die  Hälfte  der  Beiträge  zahlen,  aber  nur  ein  Drittel  der 
Stimmen  haben  sollten.  Wie  der  Zentralvcrband  von  Orts- 
krankenkassen i.  J.  1905,  so  hatte  schon  1902  der  II.  allgemeine 
Kongreß  der  Krankenkassen  Deutschlands  nicht  nur  eine  Ver- 
schmelzung der  gesamten  Arbeiterversicherung  als  im  Interesse 
der  Versicherten  geboten  bezeichnet,  sondern  als  Grundlage  jeder 
Vereinheitlichung  gefordert , daß  das  Uebergewicht  der  Ver- 
sicherten gegenüber  den  Arbeitgebern,  wie  es  gegenwärtig  in  der 
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Krankenversicherung  besteht,  auf  die  gesamte  Arbeiterversicherung 
übertragen  werde.  Daneben  wird  verlangt : Ausdehnung  der  Ver- 
sicherungspflicht auf  alle  gegen  Entgelt  von  nicht  mehr  als 
5000  Mk.  beschäftigten  Personen  unter  Einschluß  der  selbständigen 
Gewerbetreibenden  und  Landwirte  mit  einem  Jahreseinkommen 
in  gleicher  Höhe ; eine  ganz  erhebliche  Erhöhung  der  Versicherungs- 
leistungen; die  Aufbringung  der  Mittel  zu  gleichen  Teilen  durch 
Versicherte  und  Arbeitgeber,  daneben  ein  Reichszuschuß  von 
100  Mk.  (jetzt  50  Mk.)  zu  jeder  Invaliden-  und  Altersrente;  die 
Durchführung  der  gesamten  Versicherung  durch  allgemeine  Ver- 
sicherungsanstalten , für  größere  Bezirke  unter  Einrichtung  ört- 
licher Verwaltungsstellen  und  Aufhebung  aller  bisherigen  Ver- 
sicherungsträger (Krankenkassen,  Versicherungsanstalten,  Berufs- 
genossenschaften). Vergeblich  mahnen  verdienstvolle  Praktiker 
wie  Kleeis  (Arbeiter-Versorgung  Bd.  XXII  S.  425  und  Volks- 
tümliche Zeitschrift  Bd.  XI  S.  82),  YYendlandt  (daselbst  S.  301) 
und  Hoch  (dieser  in  der  »Neuen  Zeit*)  vor  derartigen  Verstiegen- 
heiten, kurz  bevor  der  VII.  internationale  Arbeiterkongreß  in  Wien 
1905  Zusammentritt.  Auch  dieser  trägt  leider  zu  einer  Klärung 
und  Förderung  wenig  bei2).  Kurz  vorher  hatte  sich  Goetze  (Ar- 
beiterversorgung XXII  S.  477,  siche  auch  mein  Jahrbuch  des  Ver- 
waltungsrechts Bd.  I (1907)  S.  I 55  ff.)  hinsichtlich  der  Organisation  im 
Sinne  von  Düttmann  geäußert.  Er  verlangt  einen  Anschluß  der 
Orts-  und  Bezirkskrankenkassen  an  die  Berufsgenossenschaften 
als  »Versicherungs-Nebenstellen«,  die  er  als  lokalen  Unterbau 
verwenden  will.  Auch  Lohmar*)  ist  hier  zu  nennen.  Er  er- 
strebt nicht  bloß  äußere  organisatorische  Verbindung,  sondern 
eine  materielle  Verschmelzung  der  einzelnen  Zweige  der  sozialen 
Versicherung.  Die  Organisation  muß  ihren  Schwerpunkt  in 
lokalen  Verwaltungsstellen  für  kleine  Verwaltungsbezirke  haben. 
Diese  Verwaltungsstellen  müssen  denselben,  also  nicht  anderen 
Behörden  angelehnt  sein  und  tunlichst  weitgehende  Befugnisse 
haben,  das  heißt,  nicht  nur  die  Vorbereitung,  sondern  auch  die 
Feststellung  der  Entschädigung , die  Ueberwachung  des  Ent- 
schädigten und  die  Beitragseinzichung  ausführen.  Sie  müssen 
unter  der  Leitung  von  Berufsbeamten  stehen,  die  wegen  der 

*)  Vgl.  über  dessen  Ergebnis  Reformblatt  für  Arbeiterversicherung  Bd.  I 
S.  110  ff.  ; Dilttmann  daselbst  S.  121,  1 35  f. ; Kögler  S.  128  ff. 

s)  L'eber  Reform  und  Vereinheitlichung  unserer  Arbeiterversicherung  (1905) 
und  Die  deutsche  Arbeiterversicherung  1907.  . 
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Notwendigkeit  ihrer  Unparteilichkeit  nur  Reichs-  oder  Staatsbe- 
amte sein  können.  Den  leitenden  Beamten  ist  je  ein  Vertreter 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer,  sowie  ein  Arzt  beizugeben. 
Als  Rechtsinstanzen  wirken  wie  bisher  Schiedsgerichte  und  das 
Reichsversicherungsamt.  Hinsichtlich  der  Verwaltung  unterstehen 
die  örtlichen  Versicherungsämter  den  Landesversicherungsan- 
stalten, diese  dem  Reichsversicherungsamt.  Hinsichtlich  des  Kreises 
der  versicherten  Personen,  des  Gegenstandes  der  Versicherung, 
der  Voraussetzungen  des  Entschädigungsanspruches  werden  ein- 
gehende Vorschläge  gemacht.  Die  Erwerbsunfähigkeit  ist  nicht 
mehr  wie  bisher  verschieden  zu  definieren,  jcnachdem  es  sich 
um  die  durch  Betriebsunfall  verursachte  oder  um  allgemeine  In- 
validität handelt.  Diese  ist  gleichmäßig  zu  entschädigen,  ob  sie 
durch  Betriebsunfall  oder  sonstwie  entstanden  ist.  Die  Wartezeit 
als  Voraussetzung  für  die  Erlangung  der  Invalidenrente  hat  in 
Wegfall  zu  kommen.  Für  den  Umfang  der  Entschädigung  ist 
bemerkenswert  der  Vorschlag,  eine  Invalidität  unter  30  Prozent  nicht 
zu  berücksichtigen.  Hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Mittel  wird 
als  einheitliche  Grundlage  für  die  Bemessung  des  Beitrages  der 
wirklich  bezahlte  Lohn  gefordert.  Diese  Vorschläge,  wie  über- 
haupt die  Bewegung  der  Jahre  1905  und  1906  standen  unter 
dem  Einfluß  einer  optimistischen  Auffassung,  die  durch  die 
Reichstagsrede  des  Grafen  Posadowsky  vom  2.  März  1905  ge- 
nährt wurde.  Er  erklärte:  »Wenn  wir  heute  res  integra  hätten, 
würde  doch  kein  vernünftiger  Mensch,  glaube  ich,  daran  denken, 
eine  besondere  Organisation  der  Krankenversicherung,  eine  be- 
sondere Organisation  der  Unfallversicherung  und  eine  besondere 
Organisation  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  zu  schaffen. 
Unfall,  Krankheit  und  Invalidität  sind  doch  drei,  ich  möchte 
sagen,  physiologische  Zustände,  die  miteinander  in  ihren  Ursachen 
und  Wirkungen  eng  Zusammenhängen.  Das  sogenannte  System 
unserer  sozialpolitischen  Gesetzgebung  ist  lediglich  ein  Ergebnis 
chronologischer  Entwicklung.  Würde  man  heute  die  sozialpoli- 
tische Gesetzgebung  neu  aufbaucn,  dann  wäre,  glaube  ich,  in 
diesem  Hause  auch  nicht  der  mindeste  Streit  darüber,  daß  eine 
einheitliche  Organisation  geschaffen  werden  müßte.  Ich 
glaube  also,  meine  Herren,  es  muß  eine  Aufgabe  der  Zukunft 
sein,  diese  drei  großen  Versicherungsgesellschaften  in  eine  ein- 
heitliche Form  zusammenzufassen  (wiederholter  Beifall  auf  allen 
Seiten  des  Hauses).  Ich  glaube,  daß  die  Entwicklung  dahin 
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gehen  muß,  daß  man  einen  Unterbau  unter  berufsmäßiger 
Leitung  schafft,  der  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  inner- 
halb beschränkter  Verwaltungsbezirke  auszuführen  hat,  der  alle 
Anträge  auf  ihren  sachlichen  Inhalt  prüft,  die  Einziehung  der 
Beiträge  leitet,  die  Rentenempfänger  überwacht,  das  Heilverfahren 
anordnet  und  die  Zahlung  der  Renten  veranlaßt.  Ich  kann  mir 
ferner  sehr  wohl  denken,  daß  einem  solchen  selbständigen  Unter- 
bau der  Gewerbebeamte,  der  Kreisarzt  angegliedert  wird,  und  daß 
so  eine  sozialpolitische  Behörde  für  engere  Bezirke  entsteht,  die 
ein  wirksames  örtliches  Organ  für  die  Ausführung  der  Sozial- 
politik des  Staates,  seiner  sozialpolischen  Fürsorge  überhaupt  ist. 
Meine  Herren,  ich  weiß  nicht,  ob  mir  das  Schicksal  Amts-, 
Lebensdauer  und  Lebenskraft  genug  lassen  wird,  dieses  große 
Werk  selbst  auszuführen;  aber  wenn  die  Sozialpolitik  bei  uns 
auf  einer  wirksamen,  sozialpolitisch  und  finanziell  sicheren  Grund- 
lage aufgebaut  werden  soll,  wird  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  an  eine  solche  große  Reform  mutig  heranzugehen. « Es 
war  aber  gut,  daß  sich  auch  pessimistische  Stimmen  gemeldet 
hatten.  Hirschberg  (im  Tag  vom  31.  März  und  12.  September 
1905  Nr.  133  und  450  und  Eisner,  Medizinische  Reform  1905 
S.  282 1 warnten  vor  den  finanziellen  Gefahren  kühner  Versicherungs- 
reform. Bald  darauf  prüft  Sayffaerth  die  bis  zum  Wiener  Arbeiter- 
versicherungskongreß vorliegenden  Vorschläge  über  die  Vereinfach- 
ung, Verbesserung,  Erweiterung  auf  ihre  praktische  Verwendbarkeit, 
bespricht  ihre  Aussichtslosigkeit  oder  Durchführbarkeit  und  zeigt 
den  Weg  zur  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-,  Hinterbliebenen-  und 
Arbeitslosenversicherung  nebst  allgemeiner  Arbeitsvermittlung4). 
Dieser  Schriftsteller,  übrigens  als  Regierungsrat  Vorsitzender 
des  Cölner  Schiedsgerichtes  für  Arbeiterversicherung,  fordert  die 
Beibehaltung  des  Oberbaues  für  die  bestehenden  drei  Zweige  der 
Arbeiterversicherung,  will  aber  die  Krankenkassen  an  die  Kreise 
und  die  sonstigen  unteren  Verwaltungskörper  angliedem  (»Kreis- 
krankenkasse«) und  auf  dieser  Grundlage  ein  sozialpolitisches 
Kreisamt«  schaffen.  Das  Kreisamt  soll  unter  dem  Vorsitze  des 
Beamten  der  Kreisverwaltungsbehörde  (Landrat,  Bürgermeister 
usw.)  bestehen,  dem  für  die  sozialpolitischen  Angelegenheiten 
ein  ständiger  Beigeordneter  zuzuweisen  ist.  Das  Stimmenver- 

*)  Vereinheitlichung  und  Ausbau  der  deutschen  Arbeiterversicherung,  Re- 
formblatt für  Arbeilerversicherung  1906  Nr.  6,  7,  8,  10,  11,  12;  Medizinische  Re- 
form Nr.  8 ; *Kreisarbeitsämter<  (Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform  1907). 
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hältnis  für  die  Vertretung  von  Versicherten  und  Arbeitgebern  im 
Kreisamt  soll  — entprechend  der  gegenwärtigen  Verteilung  in 
der  Krankenversicherung  — 2:1  betragen;  bei  Beurteilung  von 
Unfallerkrankungen  dagegen  wegen  des  besonderen  Interesses  der 
in  den  Berufsgenossenschaften  zusammengefaßten  Arbeitgeber 
umgekehrt  1 : 2.  Professor  Mayct  vom  Kaiserl.  Statistischen  Amte 
in  Berlin  (Vortrag , gehalten  im  Verein  für  soziale  Medizin  in 
Berlin,  Zeitschrift  »Medizinische  Reform*  1906  Nr.  10,  dazu  Seel- 
mann, Reformblatt  für  Arbeiterversicherung  Bd.  I S.  348,  361)  will 
die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  bestehn  lassen  und  einen 
lokalen  Unterbau  in  der  Gestalt  von  »Versicherungsbezirkskassen« 
schaffen,  deren  Bereich  sich  mit  demjenigen  der  sog.  unteren  Ver- 
waltungsbezirke (höheren  Verwaltungsbehörden ; zur  Zeit  86) 
decken  soll.  Diese  Bezirkskassen  sollen  auch  die  landwirtschaft- 
liche Unfallversicherung  betreiben.  Der  Vorstand  der  Bezirks- 
kasse soll  aus  48  Personen,  darunter  24  Arbeitnehmern  bestehen; 
es  sollen  Ausschüsse,  Abteilungen  und  Unterabteilungen  gebildet 
werden;  der  Vorsitzende  des  Vorstandes  soll  ein  Berufsbeamter 
sein,  die  gesamte  Verwaltung  von  einem  Verwaltungsdirektor  ge- 
leitet werden.  Die  Bezirkskasse  soll  alle  Entschädigungsfälle  aus 
allen  Versicherungszweigen  selbst  entscheiden,  auch  in  Fällen,  die 
finanziell  nicht  die  Bezirkskasse,  sondern  die  Versicherungsan- 
stalten und  die  Berufsgenossenschaften  belasten;  der  Versicherte 
soll  allein  mit  der  Bezirkskassc  zu  tun  haben.  Weitere  Vor- 
schläge betreffen  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  ge- 
wisse Berufskrankheiten,  Erhöhung  der  Invalidenrente  unter  gleich- 
zeitiger Einführung  einer  Teilrente,  früheren  Beginn  der  Alters- 
rente, Aufbringung  der  Mittel  und  Einbeziehung  der  Mutter- 
schaftsversichcrung.  Meesmann  hat  im  Oktober  19066)  eine  den 
Wert  der  Berufsgenossenschaften  hervorhebende,  sorgfältig  refor- 
mieren wollende  Darstellung  gegeben.  Er  und  Schwanck 6) 
schließen  vorläufig  den  großen  Reigen  der  Reformer.  Schwanck 
selbst  verlangt  eine  Vcrwaltungsgemeinschaft  zwischen  Kranken- 
kassen, Versicherungsanstalten  und  Berufsgenossenschaften  nach 
vorgängiger  grundsätzlicher  Umgestaltung  der  Krankenkassen,  deren 
Vorstand  aus  2 Arbeitgebern,  2 Arbeitnehmern,  je  einem  Ver- 

B)  Vortrag,  abgcdruckl  in  den  Mitteilungen  des  deutschen  Haftpflicht-  und 
Versichcrungsschutzvcrbandes  Nr.  vom  l$.  Februar  1907. 

8;  Die  Reform  des  Heilverfahrens»  in  der  Kranken-,  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung, Cöln  1906. 
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treter  der  beteiligten  Herufsgenossenschaften  und  der  zuständigen 
Versicherungsanstalt  und  endlich  einem  Reichskommissar  als  Ver- 
treter der  Reichsregierung  bestehen  soll.  Sind  auch  seither  keine 
ausführlichen  Reformschriften  mehr  erschienen,  so  geht  doch  die 
Arbeit  in  den  zahlreichen  juristischen,  volkswirtschaftlichen  und 
medizinischen  Zeitschriften  auch  hinsichtlich  der  Reformfragen 
wacker  fort.  (Ich  darf  hier  auf  mein  Jahrb.  des  Verw.-Rs.  Bd.  1 
S.  147 — 169,  Bd.  2 S.  291 — 300,  Bd.  3 S.  206  ff.  verweisen.) 

Es  fiel  ein  Reif  auf  die  blütenreichen  Reformpläne,  als  der 
Staatssekretär  Graf  Posadowsky  am  11.  April  1907  progam- 
matische Erklärungen  abgab,  die  sich  mit  der  Zusammenlegung 
der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  befaßten.  Er  trennt  deutlich : 
Zusammenlegung  der  drei  großen  Versicherungszweige,  zu  der 
er  sich  nunmehr  ablehnend  stellt,  von  der  Zusammenlegung  der 
drei  Gesetz  e , ihrer  Kodifikation,  in  einem  Werke.  Die  drei 
Versicherungszweige  könne  man  wohl  auf  dem  Papier  Zusammen- 
legen, in  der  Wirklichkeit  stehen  einer  solchen  automatischen  Be- 
handlung der  Frage  die  allergrößten  Schwierigkeiten  entgegen. 
Noch  schärfer  prägt  der  Staatssekretär  sein  Urteil  in  einem 
weiteren  Satze.  Es  wäre  sehr  falsch , bureaukratisch- 
schematisch  große,  selbstbewußte  Korporationen , große 
Krankenkassen,  Berufsgenossenschaften  mit  eigenem  Vermögen 
in  einen  Topf  zu  werfen.  Wie  denkt  sich  nun  dieser  Staatsmann  die 
zukünftigen  Dinge?  Jede  Reform,  so  meint  er,  müßte  beim 
Krankenkassenwesen  beginnen,  dieses  müsse  ein  festeres,  klareres 
Gerippe  bekommen.  Doch  sei  es  ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß 
man  das  Krankenversicherungs-Gesetz  in  irgendwie  befriedigender 
Weise  reformieren  könne,  ohne  auch  gewisse  Bestimmungen  der 
übrigen  beiden  sozialpolitischen  Gesetze  zu  ändern,  weil  der  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Krankenversicherungs-Gesetz  einerseits 
und  dem  Unfall-  und  Invalidenversicherungs-Gesetz  andererseits 
so  viele  sind,  daß  eine  befriedigende  Aenderung  des  Kranken- 
versicherungs-Gesetzes gar  nicht  möglich  ist , ohne  gleichzeitig 
teilweise  auch  die  beiden  andern  Gesetze  einer  Aenderung  zu 
unterziehen.  Ich  meine,  daß  hier  ganz  deutlich  eine  Zusammen- 
legung der  drei  Versicherungszweige  regierungsseitig  abgclehnt, 
und  eine  sorgfältige  Grenzregulierung,  die  die  Reibungen  und 
Zweifel  beseitigt,  vorgesehen  wird.  Noch  mehr  bestärkt  werde 
ich  durch  den  Ausspruch  des  Staatssekretärs : Wir  müssen  nicht 
umreißen,  sondern  wir  müssen  das  Vorhandene  den  Bedürfnissen 
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entsprechend  auszubauen  suchen,  und  die  ganze  Gesetzgebung 
vereinfachen  — ein  Standpunkt,  den  ich  selbst  mehrfach  ver- 
treten habe  und  hier  noch  begründen  werde.  Am  16.  April  1907 
bemängelte  der  Abgeordnete  von  Staudy  die  Erklärung  des  Grafen 
Posadowsky.  Er  hatte  sie  dahin  verstanden,  der  Staatssekretär 
meine,  daß  eine  Kodifikation  der  drei  Gesetze  in  einem  Gesetze 
sachlich  nicht  viel  bedeutet,  und  fügt  hinzu:  ein  Arbeiterfiirsorge- 
gesetz  sei  »keine  Kodifikation,  keine  bloße  formelle  Sache-, 
Die  Antwort  des  verdienstvollen  Staatsmannes  blieb  nicht  aus. 
Er  preist  den  Wert  einer  Reform,  lehnt  es  aber  ab,  auf  einmal 
die  großen  Berufsgenossenschaften,  die  sich  unter  Ansammlung 
eines  großen  Vermögens  auf  gewaltigen  deutschen  Industrien  auf- 
bauen und  eine  gründlich  durchgearbeitete  Verwaltung  besäßen, 
aufzulösen.  Die  großen  Krankenkasseninstitute  und  landwirt- 
schaftlichen Bcrufsgenossenschaften  und  dann  die  Invalidenver- 
sicherung mit  Berufsgenossenschaften  und  Krankenkassen  zu  ver- 
schmelzen, hält  er  für  eine  Aufgabe,  die,  wenn  überhaupt, 
nicht  in  absehbarer  Zeit  gelöst  werden  könne.  Ein  radikaler 
Umbau  wird  abgelehnt,  eine  Dezentralisation  nach  wir  vor  für 
notwendig  errachtet.  Man  hat  dem  Staatssekretär  in  besonders 
sanguinischen  Kreisen  und  auf  seiten  der  Interessenten  den  Vor- 
wurf gemacht,  aus  allgemein  politischen  Gründen  eine  Zurück- 
ziehung der  ursprünglichen  Pläne  versucht  zu  haben.  Ich  bin 
überzeugt,  daß  dies  irrtümlich  ist,  daß  vielmehr  gerade  die  reiche 
Erörterung  der  organisatorischen  Reformfragen  in  Literatur  und 
Presse,  in  Kongressen  und  Versammlungen  den  Staatssekretär 
davon  überzeugt  hat,  daß  cs  vorläufig  unmöglich  ist,  etwas  anderes 
als  eine  rein  sachliche  Reform  in  Einzelfragen  durchzuführen. 
Eine  Vereinheitlichung  im  Sinne  einer  organisatorischen  Zu- 
sammenlegung aller  drei  Zweige  ist  nicht  mehr  Absicht  der  Re- 
gierung, auch  nicht  nach  der  Amtsübernahme  des  Staatssekre- 
tärs v.  Bcthmann-IIollweg.  Nur  eine  Reform  der  Krankenver- 
sicherung, vielleicht  unter  gleichzeitiger  V erbesserung  der  Grenz- 
bezichungen  zu  den  andern  beiden  Versicherungszweigen,  ein  so- 
ziales Lokalamt  mit  entsprechendem  Oberbau,  Zentralisation  der 
Krankenkassen  und  teilweise  Regelung  der  Acrztefrage  wird  uns 
die  nächste  Zukunft  bringen. 

ln  jüngster  Zeit  (vgl.  die  Xrn.  des  Zentralbl.  f.  d.  deutsche 
Baugewerbe  vom  16.  Mai,  12.  u.  19.  Juni  1908)  sind  von  privater 
Seite  «Grundzüge»  eines  ( Planes  des  Reichsamts  des  Innern  ver- 
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öffentlicht  worden.  Am  11.  und  12.  Juni  1908  fand  eine  Aus- 
sprache von  Sachverständigen  auf  Einladung  desselben  Amts  in 
Berlin  statt.  Von  jenen  »Grundzügen«  und  von  den  Gegenständen 
jener  Beratung  wird  noch  des  näheren  die  Rede  sein. 

Damit  bin  ich  aber  an  dem  Punkte  angelangt,  wo  ich  mit  der 
Darlegung  dessen  einzusetzen  habe,  was  nach  meiner  Ansicht  in 
der  nächsten  Zukunft  als  Reform  der  Arbeiterversicherung  wird 
gelten  müssen. 

II. 

Betrachtet  man  zunächst  den  Kreis  der  versicher- 
ten Personen,  so  ergibt  sich  als  Hauptforderung  eine  mög- 
lichste Ausdehnung  desselben  auch  für  die  Krankenver- 
sicherung bis  zu  der  Grenze,  die  in  der  Invalidenver- 
sicherung gezogen  ist.  Im  Einzelnen  erscheint  es  gänzlich  un- 
gerechtfertigt, wenn  heute  noch  die  Dienstboten  außerhalb  der 
Krankenversicherungspflicht  stehen.  Der  geradezu  skandalös  zu 
nennende  Rechtszustand  der  meisten,  insbesondere  preußischen 
Gesindeordnungen  ist  auch  wegen  seiner  außerordentlichen  Bunt- 
heit in  jeder  Beziehung  unzulänglich ; er  drückt  aber  im  einzelnen 
Falle  auf  die  Dienstherrschaften,  die  sich  nicht  rechtzeitig  gegen 
die  Gefahr  einer  Erkrankung  ihrer  Angestellten  gesichert  haben. 
Denn  reichsgesetzlich  sind  die  Dienstboten  nicht  nur  nicht  der 
Versicherungspflicht  unterworfen,  sondern  zählen  auch  zu  den  Per- 
sonen, auf  die  nicht  einmal  durch  Ortsstatut  die  Versicherungs- 
pflicht erstreckt  werden  kann,  weil  im  tj  2 KVG.  unter  den  Per- 
sonen, hinsichtlich  deren  das  möglich  ist,  die  Dienstboten  nicht 
mit  aufgeführt  sind.  Durch  Gesetz  eines  Bundesstaates  können 
allerdings,  wenn  es  auch  bestritten  ist,  die  Dienstboten  nach  Maß- 
gabe des  KVG.  versicherungspflichtig  gemacht  werden.  Das  ist 
z.  B.  geschehen  in  Baden,  Sachsen  und  Hamburg.  Im  übrigen 
läßt  das  jetzige  KVG.  die  Dienstboten  nur  als  freiwillige  Mit- 
glieder der  bestehenden  Kassen  zu , indes  bei  den  Ürts- 
krankenkassen  auch  nur,  wenn  diese  Möglichkeit  im  Kassen- 
statut ausdrücklich  festgelegt  ist.  Nicht  minder  ist  die  man- 
gelnde Versicherungspflicht  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zu 
tadeln.  Die  sind  reichsgesetzlich  keinem  Zwang  unterworfen, 
sie  können  nur  durch  Landesgesetz  oder  Kommunalstatut  der 
Krankenversicherungspflicht  unterstellt  werden.  In  Preußen  be- 
steht keine  Versicherungspflicht;  die  Fürsorge  des  Dienstherrn 
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auf  Grund  der  maßgebenden  Gesindeordnung,  des  4J  617  BGB. 
und  der  Gemeinde  nach  § 27  LUVG.  tritt  — in  höchst  unvoll- 
kommener Weise  — ein.  Gelegentlich  der  Beratungen  der  letz- 
ten Novelle  des  KVG.  kam  wiederholt  die  Sprache  auf  diese 
Angelegenheit  und  regierungsseitig  wurde  erklärt,  das  Rcichsamt 
des  Innern  sei  bereit,  eine  Anfrage  ergehen  zu  lassen,  um  festzu- 
stellen, inwieweit  eine  Einbeziehung  ländlicher  Arbeiter  in  die 
reichsgcsetzlichc  Krankenversicherung  erfolgt  sei.  Die  Umfrage 
ist  auch  inzwischen  erfolgt  und  am  3.  Februar  1906  erklärte  Graf 
Posadowsky  im  Reichstage,  es  sei  bereits  eine  die  Krankenver- 
sicherung der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  des  Gesindes  be- 
treffende Vorlage  in  seinem  Amte  fertiggestellt.  Bis  heute  hat 
man  darüber  nur  erfahren,  daß  für  Preußen  die  von  den  Über- 
präsidenten angestellten  Erhebungen  über  die  Bedürfnisfrage  und 
die  geeignetste  Form  zur  Durchführung  der  Versicherungspflicht 
Ende  Mai  1908  abgeschlossen  waren. 

Während  in  Preußen  infolge  einer  nicht  begründeten  Rücksicht- 
nahme auf  gewisse  agrarische  Kreise  keine  landesgesetzliche  Ver- 
sicherungspflicht der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  besteht,  sondern 
nur  eine  nach  Kommunalstatut  mögliche,  von  der  jedoch  nur  ganz 
spärlich  Gebrauch  gemacht  wird,  gehen  andere  Staaten,  wie 
Bayern  (seit  1850),  Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Weimar  und  Altenburg,  die  beiden  Schwarzburg  und  Braun- 
schweig mit  gutem  Beispiel  voran.  Die  nächste  Reform  muß  die 
Gleichstellung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  mit  den  gewerb- 
lichen bringen,  mag  man  auch  die  Durchführung  der  Versichc- 
rungspflicht,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Verhält- 
nisse in  den  einzelnen  Teilen  des  Reichs,  den  Bundesstaaten  durch 
Eandesgesetz  überlassen.  Die  »Grundzüge«  von  1908  sehen  nun- 
mehr auch  Errichtung  von  Landkrankenkassen  für  die  Versiche- 
rung der  Landarbeiter  vor;  wo  keine  Landkrankenkasse  errichtet 
wird,  werden  die  Landarbeiter  den  Ortskrankenkassen  zuge- 
wiesen. Ich  begreife  ja  sehr  gut,  daß  der  landwirtschaftliche 
Unternehmer  eher  ein  patriarchalisches  'Verhältnis  vorzieht,  bei 
welchem  der  Arbeiter  im  Hause  beköstigt  und  im  Krankheits- 
fälle auch  im  Hause  verpflegt  wird.  Aber  derartige  Dinge  wer- 
den immer  mehr  zu  Ausnahmen.  Auch  verlangen  unsere  hygieni- 
schen Auffassungen  und  die  Verbesserung  ärztlicher  Methoden 
dringend  eine  möglichst  sachgemäße  Verpflegung  in  einem  Kranken- 
hause. Man  wendet  auch  ein,  daß  der  Geldlohn  der  landwirt- 
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schaftlichen  Arbeiter  regelmäßig  niedriger  ist  als  der  ortsübliche 
Tagelohn  gewöhnlicher  Tagearbeiter.  Wenn  sie  nach  Maßgabe 
des  ortsüblichen  Tagclohnes  ein  höheres  Krankengeld  erhielten, 
als  ihr  Lohn  in  gesunden  Tagen  betrage,  so  würde  vielfach  die 
Simulation  die  Folge  sein.  Darauf  ist  zu  erwidern,  daß  ein 
solcher  Einwand  auch  für  Handwcrkergcsellen  zutreffen  müßte, 
die  doch  häufig  bei  den  Meistern  wohnen.  Es  haben  sich  aber  be- 
sondere Uebelständc  hinsichtlich  dieser  nicht  herausgestellt.  Weiter- 
hin hat  man  vorgebracht,  daß  auf  dem  Lande  regelmäßig  die 
Aerzte  weit  auseinander  wohnen.  Die  einfache  Uebertragung  der 
jetzigen  Arbeiterversicherung  auf  das  Land  würde  daher  uner- 
trägliche Kosten  verursachen.  Eine  weitere  notwendige  Voraus- 
setzung der  Ausdehnung  der  Versicherung  sei  auch  das  Vor- 
handensein von  mehr  Krankenhäusern  auf  dem  Lande.  Diese 
Betrachtung  zeugt  von  einem  sehr  geringen  sozialpolitischen  Ver- 
ständnis. Wenn  irgend  etwas  im  Interesse  der  Landwirt- 
schaft liegt,  so  doch  die  Herbeiführung  solcher  Einrichtungen, 
welche  geeignet  sind,  dem  Arbeiter  das  Verbleiben  möglichst 
angenehm  zu  machen,  sodaß  er  den  Lockungen  der  Großstadt 
und  der  Industriezentren  widersteht.  Man  ist  heute  bestrebt,  durch 
Errichtung  eigener  Wohnhäuser,  Ueberweisung  von  einem  Stück 
Ackerland,  neuerdings  auch  durch  Bewilligung  von  Prämien  der 
Landflucht  zu  steuern.  Man  kann  nun  wahrlich  nicht  annehmen, 
daß  eine  mangelhafte  Krankenfürsorge  geeignet  ist,  die  Arbeiter 
bei  der  Landwirtschaft  zu  halten.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  sich 
Aerzte  sofort  auf  dem  Lande  niederlassen,  sobald  die  Kranken- 
versicherung der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  einge- 
führt wird.  Es  darf  nicht  zu  den  Seltenheiten  gehören,  daß  in 
Krankheitsfällen  für  den  Landarbeiter  ärztliche  Hilfe  herangezogen 
wird.  Gute  Krankenhäuser  auch  auf  dem  Lande  müssen  auch 
im  letzten  Arbeiter  die  Ucberzeugung  erwecken,  es  werde  für 
ihn  so  gesorgt,  wie  das  Gesetz  es  nur  irgendwie  vorschreibt  und 
nicht  schlechter  als  für  seinen  Bruder  im  Gewerbe. 

Eine  dritte  Kategorie  von  Arbeitern,  für  welche  die  Ver- 
sicherungspflicht eingeführt  werden  muß,  ist  die  der  Hausge- 
werbetreibenden. Sie  sind,  juristisch  gesprochen,  persönlich 
selbständige  Gewerbetreibende,  die  gewerbliche  Erzeugnisse  in 
der  Hauptsache  persönlich  herstellen  und  bearbeiten,  und  zw'ar 
in  eigenen  Betriebsstätten,  und  endlich  im  Aufträge  und  für  Rech- 
nung anderer  Gewerbetreibender.  Sic  unterscheiden  sich  von  den 
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Heimarbeitern  dadurch,  daß  diese  nicht  selbständige  Gewerbe- 
treibende sind,  sondern  Lohnarbeiter  (detachierte  Arbeiter),  vom 
Arbeitgeber  persönlich  abhängig,  nicht  nur,  wie  der  Hausge- 
werbetreibende wirtschaftlich.  Jm  täglichen  Leben  sind  aber 
Heimarbeiter  und  Hausgewerbetreibende  schwer  auseinander  zu 
halten.  Der  juristisch  selbständige  Hausgewerbetreibende  ist  cs 
in  Wirklichkeit  gar  nicht.  Es  kommt  hierbei  wesentlich  auf  per- 
sönliche Momente  an.  Ein  Arbeiter,  der  außerhalb  der  eigent- 
lichen Betriebsstätte  des  Unternehmers  beschäftigt  ist,  im  übrigen 
aber  dieselbe  persönliche  Abhängigkeit  und  Unselbständigkeit 
besitzt,  als  wenn  er  im  Betriebe  tätig  wäre,  ist  ein  Heimarbeiter. 
Indes  würden  eigenes  Werkzeug,  Tätigkeit  für  mehrere  Unter- 
nehmer Merkmale  eines  Hausgewerbetreibenden  sein.  Nun  ist 
nach  geltendem  Rechte  der  Heimarbeiter  zwangsversichert,  der 
Hausgewerbetreibende  nicht.  Bei  der  großen  Unsicherheit  dieser 
Begriffe  ergibt  sich  aber  in  der  Praxis  einerseits,  daß  die  Kranken- 
versicherungspflicht der  Heimarbeiter  wenig  durchgeführt  wird, 
weil  man  sie  für  Hausindustrielle  hält,  und  daß  diese  letzteren 
überhaupt  außerhalb  des  Gesetzes  stehen.  Die  statutarische  Ver- 
sicherungsmöglichkeit durch  die  Gemeinden  ist  allerdings  vor- 
handen, aber  auch  hier  wird  selten  Gebrauch  davon  gemacht. 
Rühmend  sei  hervorgehoben,  daß  jüngst  in  Breslau  (Februar 
1908)  die  Krankenversichcrungspflicht  der  Heimarbeiter  und  Haus- 
gewerbetreibenden durch  Ortsstatut  eingeführt  wurde.  Weder 
hat  dieser  Schritt  viele  Vorgänger,  noch  wird  er  viele  Nachfolger 
aufzuweisen  haben. 

Hinsichtlich  des  Kreises  der  der  Unfallversicherung  ange- 
hörigen  Personen  wird  man  zu  erwägen  haben,  ob  die  im  Handels- 
gewerbe Tätigen  einbezogen  werden  sollen  auch  wenn  Lagerungs- 
oder Beförderungsarbeiten  nicht  Vorkommen  und  der  Betrieb 
handelsgerichtlich  nicht  eingetragen  ist.  Es  hat  sich  heraus- 
gestellt, daß  die  Unfallgcfahr  bei  der  Verkaufstätigkeit,  Vorlegen 
der  Ware,  Beförderung  zur  Verpackungsstellc,  selbst  im  Kontor 
und  bei  der  Kasse  doch  nicht  so  gering  ist.  So  sind  z.  B.  schwere 
Körperbeschädigungen  infolge  Herabfallens  von  einer  Leiter,  die 
angebracht  wurde,  um  von  Kunden  gewünschte  Gegenstände 
herabzuholen , gar  nicht  so  selten.  Was  endlich  den  Kreis 
der  Beteiligten  in  der  Invalidenversicherung  betrifft, 
so  wird  man  Wünsche  nach  einer  Erweiterung  nur  allenfalls 
dann  aussprechen  dürfen , wenn  es  sich  herausstellt , daß  die 
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Versicherung  der  Privatbeamten  in  einem  mehr  oder  minder 
losen  Anschluß  an  die  Invalidenversicherung  erfolgen  wird.  Auf 
diese  Frage  kann  ich  nur  flüchtig  eingehen.  (Ich  habe  sie  näher 
erörtert  in  der  »Deutschen  Wacht«  (Bonn)  v.  15.  u.  22.  März  1908.) 
Es  sei  nur  erwähnt,  daß  drei  Möglichkeiten  für  die  Privatbeamtenver- 
sicherung bestehen : Einmal  eine  selbständige  Pensionskasse,  wie  sie 
in  Oesterreich  durch  das  Gesetz  vom  15.  Dez.  1906  durchgeführt 
worden  ist;  der  Anschluß  an  die  Invalidenversicherung  durch  Aufbau 
höherer  Lohnklassen  und  endlich  ein  gemischtes  System,  das  ich 
heute  für  das  Richtigste  halte,  und  das  etwa  folgendermaßen  zu 
denken  wäre.  Alle  die  unter  2000  Mk.  besoldeten  Privatper- 
sonen bleiben  der  Invalidenversicherung  unterworfen,  können  sich 
aber  freiwillig  noch  bei  einer  an  die  Landesvcrsicherungsanstalten 
anzugliedcrnden  Kasse  höher  versichern.  Für  diejenigen,  die 
mehr  als  2000  Mk.  Jahreseinkommen  haben,  ist  nur  die  Ver- 
sicherung bei  dieser  Kasse  gegeben,  die  aber  in  Angliederung 
an  die  Invalidenversicherung  funktionieren  soll,  schon  wegen  der 
Verminderung  der  Kosten. 

Ich  gehe  zu  der  Frage  über,  welche  Reform  hinsichtlich  der 
Organisation  notwendig  ist.  Bei  der  Krankenversicherung  wird 
es  notwendig  sein,  die  Formen  der  Gemeindekrankenversicherung 
abzustoßen.  Diese  sind  nur  als  subsidiäre  vom  Gesetzgeber  ge- 
dacht. Trotzdem  bestanden  in  Deutschland  noch  im  Jahre  1904 
8 5 13  Gemeindekrankenkassen  mit  über  i'/a  Millionen  Mitgliedern, 
und  auch  aus  dem  Jahre  1906  ist  die  Zunahme  von  13  000  stati- 
stisch festgestellt.  Die  Fehler  der  Gemeindekrankenversicherungen 
liegen  in  der  Belastung  der  Gemeinden,  die  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen 10  Abs.  1 und  2 KVG.)  Zuschüsse  leisten 
müssen.  So  ergab  sich  eine  Belastung  der  Gemeinden  i.  J.  1904 
von  379  272  Mk.  Dabei  ist  aber  weiter  und  wesentlich  zu  be- 
rücksichtigen, daß  die  Leistungen  der  Gemeindekrankenver- 
sicherungen hinter  denen  aller  andern  Organisationsformen  Zu- 
rückbleiben, was  ja  auch  auf  die  Geringfügigkeit  der  zu  erheben- 
den Versicherungsbeiträge  zurückzuführen  ist.  Das,  was  von  den 
Gemeindekrankenkassen  über  das  gesetzliche  Minimum  hinaus  ge- 
leistet wird,  ist  gleich  Null.  Z.  B.  haben  die  8548  Gemeinde- 
krankenkassen  i.  J.  1903  an  Schwangere  und  Wöchnerinnen  be- 
zahlt alles  in  allem  27  Mk.,  an  Sterbegeldern  ist  in  dem  letztge- 
nannten Jahre  alles  in  allem  aufgewendet  worden  124  Mk.  — 
1903  nichts.  Man  erkennt  die  Geringwertigkeit,  wenn  man  die 
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entsprechenden  Leistungen  der  Ortskiankenkassen  vergleicht. 
I.  J.  1904  haben  die  letzteren  an  Schwangere  und  Wöchnerinnen 
gezahlt  rund  2 700000  Mk.,  an  Sterbegeldern  2 800000  Mk.  Auch 
die  > Grundzüge*  von  1908  wollen  erfreulicherweise  die  Gemeinde- 
krankenversicherung fortfallen  lassen. 

Eine  besondere  Streitfrage  ist  dann  die,  ob  die  Betriebskranken- 
kassen beibehalten  werden  sollen  oder  nicht.  Man  muß  davon 
ausgehen,  daß  die  Betriebskrankenkassen  eine  der  besonderen 
Art  des  geschlossenen  Unternehmens  angepaßte  Erscheinung  sind. 
Schon  vor  dem  jetzt  geltenden  KVG.  bestanden  Fabrikkranken- 
kassen,  mit  denen  man  besonders  im  Elsaß  gute  Erfahrungen  ge- 
macht hatte.  Dies  bezog  sich  insbesondere  auf  die  Art  und  Höhe 
der  Leistungen.  Ebenso  waren  gerade  im  Interesse  der  Arbeiter 
mit  den  auch  anderwärts  längst  vorhandenen  Betriebskranken- 
kassen  bedeutende  Kapitalien  an  angesammeltem  Gelde  und 
sonstige  humanitären  Einrichtungen  verbunden.  Eine  gut  einge- 
richtete und  geleitete  Eabrikkrankenkasse  galt  schon  der  Rcichs- 
tagskommission  bei  Schaffung  des  KVG.  als  die  für  die  Arbeiter 
erwünschteste  Form  der  Krankenversicherung.  Die  Betriebs- 
krankenkasse steht  auch  bezüglich  der  Selbstverwaltung  den  Orts- 
krankenkassen am  nächsten,  und  die  Versicherung  verbleibt  bei 
ihr  im  Umfange  desjenigen  Betriebes,  welchem  die  Versicherten 
ihre  Kraft  widmen  und  dessen  Gefahren  sie  teilen.  Aber  der 
Streit  der  Meinungen  hat  niemals  geruht.  Zunächst  wird  einge- 
wendet, daß  die  Bezirkskrankenkassen,  von  dem  Unternehmer 
errichtet,  dessen  Einfluß  besonders  scharf  hervortreten  lassen. 
Die  Satzung  werde  vom  Betriebsunternehmer  in  Person  oder 
von  seinem  Beauftragten  errichtet , die  Arbeiter  haben  nur 
das  Recht  auf  Gehör.  Hinsichtlich  der  Mitgliedschaft  besteht 
Zwang.  Der  Betriebsuntemehmer  kann  die  Arbeiter  durch 
Arbeitsvertrag  oder  durch  generelle  Bestimmungen  der  Arbeits- 
ordnung zum  Eintritt  verpflichten.  Man  wirft  ferner  den  Betriebs- 
krankenkassen  die  leichte  Beendigung  der  Mitgliedschaft  durch 
einseitige  Kündigung  seitens  des  Arbeitgebers  vor,  da  ja  die 
Mitgliedschaft  vom  Arbeitsvertrag  abhängt.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  in  dieser  Kritik  sehr  viel  Richtiges  enthalten  ist. 
Aber  man  wird  auch  die  Vorteile  nicht  gering  schätzen  dürfen. 
Im  Interesse  der  Arbeitgeber  ist  eine  Betriebskrankenkasse  doch 
nur  dann  errichtet,  wenn  sic  freiwillig  geschaffen  worden  ist, 
nicht  aber,  w:enn  hierzu  der  Unternehmer  verpflichtet  ist,  was  in 
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zwei  Fällen  eintritt.  Einmal,  wenn  er  mehr  als  50  Arbeiter  be- 
schäftigt und  die  Gemeinde-  oder  Ortskrankenkasse,  bei  der  sonst 
die  Arbeiter  versichert  sein  würden,  dies  wünscht.  Der  Grund 
liegt  darin,  daß  die  Fabrikarbeiter  hier  mit  ihrem  stärkeren  Krank- 
heitsrisiko die  Ortskrankenkasse  oder  die  Gemeindekrankenver- 
sicherung unverhältnismäßig  belasten  würden.  Dasselbe  trifft  zu 
bei  dem  2.  F'all  des  Errichtungszwanges,  wenn  es  sich  nämlich 
um  Betriebe  mit  größerer  Krankheitsgefahr  handelt.  Also  auch 
nur  in  denjenigen  Fallen,  bei  denen  die  Errichtung  der  Betriebs- 
krankenkasse freiwillig  seitens  des  Unternehmers  erfolgt,  kann  die 
Frage  auftauchen , welches  Interesse  er  an  einer  besonderen 
Kasse  besitzt.  Der  Fabrikbetrieb  ist  ein  organisches  Ganzes,  in 
dem  die  Teile  auf  das  Ganze  wirken  und  dieses  auf  ein  Incin- 
anderarbeiten  der  Teile  angewiesen  ist.  Bei  dieser  den  Dingen 
innewohnenden  Notwendigkeit  ist  ein  größerer  Zusammenhang 
unter  den  Arbeitern,  eine  engere  Bindung  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  notwendiger  als  außerhalb  des  Fabrikbetriebcs.  Wer 
sich  insbesondere  einsetzt  für  das  Ideal  eines  konstitutionellen  F'a- 
brikbetriebes,  der  wird  die  Annäherung  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  in  der  Betriebskrankenkasse  nicht  gering  einschätzen 
dürfen.  Wichtig  ist  ferner,  daß  die  Kassenmitglieder  in  einem 
Fabrikgebäude  bei  der  genauen  Kenntnis  der  Arbeitskameraden 
die  Simulation  viel  besser  verhüten  können.  Des  weiteren  ist 
der  Betriebsunternehmer  mit  der  Rechnungs-  und  Kassenführung 
unter  seiner  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Kosten  gesetzlich 
belastet.  Er  hat  sodann  eine  strenge  Haftung  bei  eigennütziger 
Verwendung  von  Kassengeldern,  er  hat  eine  Vorschuß-  und  eine 
Nachschußpflicht,  demnach  eine  sehr  starke  finanzielle  Belastung, 
für  die  ihm  eine  Bevorzugung  in  der  Verw-altung  naturgemäß  zu- 
stehen muß.  Endlich  sind  die  Verwaltungskosten  der  Betriebs- 
krankenkassen erheblich  geringer,  als  die  aller  anderen  Kassen. 
Ich  habe  dies  anderwärts  nachgewiesen  und  bin  reichlich  bekämpft 
worden,  namentlich  von  seiten  der  Arbeiter,  die  das  Gegenteil  von 
mir  wollen , nämlich  die  Beseitigung  der  Betriebskrankenkassen. 

Ich  verkenne  die  Schattenseiten  der  Betriebskrankenkassen 
nicht,  insbesondere,  daß  immer  wieder  Arbeitgeber  da  sein  wer- 
den, die  ihre  Präponderanz  dazu  benutzen,  um  die  Selbstver- 
waltung illusorisch  zu  machen.  Aber  die  Betriebskrankenkasse 
entspricht  einer  besonderen  Form  unseres  industriellen  Fabrikbe- 
triebes und  bietet,  richtig  verstanden,  keine  geringeren  Garantien 
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für  die  Selbstverwaltung  als  andere  Kassen,  dagegen  in  den  bc- 
zeichneten  Beziehungen  viel  größere  Vorteile.  Diese  Dinge  hängen 
leider  auch  parteipolitisch  zusammen.  Die  einzige  Kassenform, 
in  der  die  Sozialdemokraten  noch  nicht  dominieren,  sind  eben 
die  Betriebskrankenkassen.  Deshalb  der  Sturmlauf  gegen  diese. 

Die  Knappschaftskassen  sind  landesgesetzlich  geordnet  und 
nur  wegen  der  historischen  Kontinuität  eingegliedcrt  in  den  Bau 
der  Krankenversicherung.  Hieran  irgend  etwas  zu  ändern,  scheint 
mir  nicht  notwendig.  Ebenso  nicht  an  den  Innungskrankenkassen, 
die  bekanntlich  teils  in  der  Gew.O.,  teils  in  dem  KVG.  dadurch  ge- 
regelt sind,  daß  gewisse  Bestimmungen  dieses  letzteren  auch  auf 
die  Innungskrankenkassen  Anwendung  finden.  Einige  Wider- 
sprüche, die  durch  diese  Verweisung  entstanden  sind,  würden 
allerdings  bei  einer  Reform  zu  beseitigen  sein,  so  über  die  Frage, 
ob  die  Generalversammlung  der  Innung  oder  der  Innungskranken- 
kasse zu  Beschlüssen  berechtigt  ist,  welche  die  Erweiterung  der 
Leistungen  betreffen. 

Es  bleibt  sonach,  da  die  Baukrankenkassen  nur  eine  Unterab- 
teilung der  Betriebs-  od5r  Eabrikkrankenkassen  bilden,  noch  der 
Ilaupttypus,  nämlich  die  Ortskrankenkasse,  übrig.  In  der  Or- 
ganisation dieser  wird  nach  meiner  Auffassung  eine  ganze  ge- 
waltige Aenderung  vor  sich  gehen  müssen,  und  zwar  vor  allem 
in  der  Errichtung  größerer  gemeinsamer  Ortskrankenkassen.  Es 
hat  sich  längst  herausgestellt,  daß  der  Gesetzgeber  mit  der  be- 
ruflichen Gliederung  der  Ortskrankcnkassen  einen  Mißgriff  getan 
hat.  Die  Folge  der  Bestimmung  ist  eine  heillose  Zersplitterung 
auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung.  Kassen  mit  weniger 
als  50  Mitgliedern  gibt  es  in  großer  Menge.  Es  kommen  sogar 
solche  vor,  die  weniger  als  10  Mitglieder  haben.  Die  Argumen- 
tation des  Gesetzgebers,  daß  die  Gruppierung  nach  Berufen  schon 
deshalb  notwendig  sei,  weil  die  Risiken  verschieden  seien,  ist 
durch  die  Entwickelung  des  gewerblichen  Lebens  längst  über- 
holt. Auch  die  Bekämpfung  der  Simulation  ist  bei  einer  großen 
Kasse  mindestens  so  gut  möglich,  wie  bei  einer  kleinen.  Ich 
verkenne  nicht,  daß  auch  heute  schon  die  gemeinsamen  Orts- 
krankenkassen bestehen  und  daß  auch  ohne  Gesetzesänderung 
weitere  Zusammenfassungen  möglich  sind.  Soweit  aber  hier 
Freiwilligkeit  im  Spiel  ist,  kommt  man  in  Deutschland  nicht 
weiter,  während  die  schon  bestehenden  großen  Ortskrankenkassen 
die  großen  Vorteile  einer  derartigen  Zentralisation  zeigen.  Ich  will 
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einige  hervorheben:  I.  Die  Lasten  werden  auf  viele  und  ver- 
schiedenartige Schultern  verteilt,  wodurch  es  möglich  ist,  auch  be- 
rufe, die  der  Krankheitsgefahr  besonders  ausgesetzt  sind,  z.  B. 
Hausgewerbetreibende,  statutarisch  heranzuziehen.  2.  Streitig- 
keiten über  die  Kassenzugehörigkeit,  ebenso  Differenzen  zwischen 
den  kleinen  Kassen  selbst,  werden  bei  ihrer  Zusammenfassung 
zu  einer  größeren  Einheit  vermieden.  3.  Die  Verschiedenheiten 
der  Beiträge  und  Leistungen  der  einzelnen  Kassen  fallen  weg. 
Der  Versicherte  hat  die  Gewißheit,  daß  er  trotz  Arbeitswechsel 
dieselben  Ansprüche  behält.  4.  Die  Verwaltung  wird  einheitlicher, 
übersichtlicher,  beweglicher.  Die  Beamten  können  besser  bezahlt 
und  ihren  Fähigkeiten  entsprechend  verwendet  werden.  Die 
Krankenkontrolle  kann  durch  Vertrauensärzte,  Einrichtung  be- 
stimmter Kontrollbezirke  usw.  besser  ausgestaltet  werden.  In- 
folge der  Größe  der  Kassen  können  mit  Aerzten,  Apothekern, 
Kuranstalten  und  sonstigen  Lieferanten  günstige  Verträge  abge- 
schlossen, dem  freien  Verkehr  übergebene  Heilmittel  direkt  an 
Kranke  abgegeben  werden.  Die  Selbstdispensierung  ist  also 
leichter  möglich.  5.  Die  Art  des  Heilverfahrens  kann  der  Art 
der  Kasse  mehr  angepaßt  werden  durch  Zulassung  von  Spezial- 
ärzten, Errichtung  eigener  Krankenanstalten,  Genesungsheimen  und 
Walderholungsstätten.  6.  Die  wirtschaftlichen  Krisen,  welche  oft 
kleine  Kassen  bedrohen,  werden  von  größeren  leichter  über- 
standen. 7.  Durch  die  gesteigerte  und  sichergestellte  Leistungs- 
fähigkeit können  große  Kassen  ihre  Unterstützungseinrichtungen 
weit  ausbauen.  Endlich  8.  bringt  die  größere  Zentralisation  auch 
den  Aufsichtsbehörden  manche  Erleichterungen. 

Die  >Grundzüge«  von  1908  wollen  die  Betriebs-,  Bau-,  Innungs- 
sowie  Knappschaftskassen  nach  wie  vor  zulassen,  im  übrigen  zur 
Bekämpfung  der  Uebclstände  gegenwärtiger  Zersplitterung  größere 
und  leistungsfähigere  Kassenverbände  schaffen.  Einmal  soll  die 
Zentralisierung  durch  weitgehende  Erleichterung  und  iin  Verwal- 
tungswege zu  bewirkender  Förderung  der  freiwilligen  Verschmel- 
zung mehrerer  Einzelkassen  und  sodann  durch  die  allgemeine  ge- 
setzliche Einführung  des  Zusammenschlusses  sämtlicher  Kassen 
eines  Bezirks  zu  einem  Verbände  erreicht  werden.  Die  sämtlichen 
Krankenkassen  der  verschiedenen  Arten  innerhalb  des  Bezirks 
jeder  unteren  Verwaltungsbehörde  bilden  zusammen  kraft  Gesetzes 
einen  Kassenverband.  Diesem  liegt  zunächst  die  Wahrnehmung 
bestimmter  Aufgaben  ob,  die  alle  ihm  angehörenden  Kassen  ge- 
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meinsam  berühren.  Er  dient  aber  zugleich  als  die  Grundlage 
derjenigen  Stelle,  die  das  verbindende  örtliche  Glied  für  alle 
Zweige  der  Arbeiterversicherung  darstellt.  Von  diesem  soll  noch 
die  Rede  sein.  Die  Ortskrankenkassen  sollen  ein  Einspruchsrecht 
erhalten  gegen  die  Neuerrichtung  von  Sonderkassen,  falls  durch 
dieselbe  der  Bestand  von  Orts-  und  Landkrankenkassen  gefährdet 
wird.  Grundsätzlich  soll  für  die  Ortskrankenkasscn  die  Abgren- 
zung nach  Bezirken  den  Vorzug  genießen  vor  der  bisherigen 
Gliederung  nach  dem  Berufe. 

Was  die  Organisation  der  Berufsgenossenschaften  betrifft, 
so  hat  sich  diese  seit  i'/s  Jahrzehnten  derart  in  das  Volksbewußt- 
sein eingebettet,  daß  von  einer  Beseitigung  schon  aus  diesem 
Grunde  gar  keine  Rede  sein  kann.  Dazu  kommt,  daß  die  Or- 
ganisation als  solche  ganz  zweifellos  richtig  funktioniert  und  man 
nichts  besseres  an  die  Stelle  setzen  könnte.  Etwas  anderes  ist 
es,  wie  weit  eine  Verwaltung  auch  der  Arbeiter  an  der  Unfall- 
versicherung stattfinden  soll,  die  heute  lediglich  in  der  Hand  des 
Unternehmers  liegt.  Jedenfalls  müßte  dann  die  Arbeiterschaft 
auch  die  Hälfte  der  Unkosten  für  die  Unfallversicherung  auf- 
bringen. 

Man  kann  nicht  einwenden,  daß  doch  die  Entstehung  der 
Unfallversicherung  aus  der  Haftpflicht  der  Unternehmer  herrührt. 
Denn  nur  17,30 °/0  der  entschädigten  Unfälle  waren  nach  der  amt- 
lichen Unfallstatistik  des  RVA.  für  das  Jahr  1897  in  der  Ge- 
werbe-Unfallversicherung auf  das  Verschulden  der  Unternehmer, 
und  10, 1 4°/0  auf  das  gemeinsame  Verschulden  der  Unternehmer 
und  Arbeiter  zurückzuführen,  während  29,74 °/0  auf  das  Ver- 
schulden der  Arbeiter  entfielen.  Beim  Fortbestehen  der  früheren 
Hapftpflicht  würden  die  Unternehmer  nur  '/c  der  Unfälle  zu  ent- 
schädigen haben.  Eine  Verschmelzung  der  Organisationen  der 
Unfallversicherung  mit  denen  der  Invalidenversicherung,  also  mit 
den  Versicherungsanstalten  scheitert  m.  E.  schon  an  der  großen 
Frage  der  verschiedenen  Risiken,  an  den  finanziellen  F'ragen,  so 
an  der  Uebernahme  der  ungedeckten  Rentenbelastung  der  Berufs- 
genossenschaften und  endlich  auch  an  der  Verschiedenheit  der 
Leistungen ; die  Unfallversicherung  gewährt  ganz  erheblich  mehr 
als  die  Invalidenversicherung.  Außerdem  würde  eine  Verschmel- 
zung in  organisatorischer  Beziehung  außer  diesen  materiellen 
F'ragen  noch  diejenige  eines  gemeinsamen  Begriffes  der  Erwerbs- 
unfähigkeit notwendig  machen. 
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Mit  all  dem,  was  ich  hier  angedeutet  habe,  hängt  zusammen  die 
Frage  der  Beiträge  für  die  Arbeiter  Versicherung.  Der  heutige 
Zustand  bei  der  Krankenversicherung  entspricht  nicht  mehr 
unseren  sozialpolitischen  Auffassungen.  Dies  jedenfalls  nicht  auf 
dem  Gebiete  der  Betricbskrankenkassen,  wo  die  Arbeitgeber 
— allerdings  auch  infolge  der  Eigenart  des  Unternehmens  ge- 
rechtfertigterweise — eine  präponderierende  Stellung  einnehmen. 
Man  wird  daher  nicht  das  Verhältnis  von  s/a  : ’/s>  wie  es  jetzt 
besteht,  sondern  das  von  ’/j  : '/a  als  das  Angemessene  jedenfalls 
bei  den  Betriebskrankenkassen  annchmen  müssen.  Der  Zcntral- 
verband  der  deutschen  Industriellen  hat  erst  vor  kurzer  Zeit  seine 
Zustimmung  zu  der  Erhöhung  der  Krankenkassenbeiträge  erteilt. 
Auch  für  die  anderen  Kassen,  insbesondere  für  die  Ortskranken- 
kassen, wird  eine  Beitragsleistung  von  ’/a : 1 /a  die  angemessene 
sein.  Wieweit  dann  den  Arbeitgebern  eine  höhere  als  die  bis- 
herige Teilnahme  eingeräumt  wird,  ist  eine  freilich  sehr  schwierige, 
meinerseits  jedoch  mit  ja  zu  beantwortende  Frage.  Die  »Grund- 
züge« von  1908  sehen  die  Zahlung  der  Beiträge  je  zur  Hälfte 
durch  Arbeiter  und  Arbeitgeber  vor.  Nur  soll,  trotz  der  gleichen 
Beitragsleistung,  den  Arbeitern  */3,  den  Arbeitgebern  '/3  der  Stimmen 
zukommen,  sofern  es  sich  um  die  wichtigsten  Abstimmungen 
über  Kassenunterstützungen  und  Beiträge  handelt.  Auf  dem  Ge- 
biete der  Unfallversicherung  wird  eine  Acnderung  des  jetzigen 
Rechtszustandes  nur  dann  als  zulässig  erscheinen,  wenn  die  Ar- 
beiter zu  den  Kosten  beitrügen.  Ich  hatte  soeben  festgestellt, 
daß  die  Zurückführung  dieser  Institution  auf  die  Haftpflicht  der 
Arbeitgeber  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig  ist.  Wollen 
aber  die  Arbeiter  eine  Beteiligung  an  der  Verwaltung  der  Un- 
fallversicherung, so  werden  sie  auch  Beiträge  übernehmen  müssen, 
eventuell  auch  die  Hälfte.  Beider  Invaliden  Versicherung  scheint 
die  jetzige  Regelung  hinsichtlich  der  Beiträge  durchaus  einwand- 
frei; es  wäre  nur  noch  zu  erwägen,  ob  nicht  auch  höhere  I.ohn- 
klassen,  als  die  jetzt  bestehenden,  eingerichtet  werden  sollen. 
Die  bisherige  schließt  bekanntlich  mit  einem  Jahreseinkommen 
»von  mehr  als  1150  Mk.«  ab.  Es  ist  sehr  zu  wünschen, 
daß  hier  die  Grenze  viel  höher  genommen  wird,  wobei  sich  dann 
eine  Erhöhung  der  Invalidenrente  herausstellen  müßte.  Diese  ist 
allerdings  heute  im  Durchschnitt  sehr  gering  und  bietet  dem  Ar- 
beiter nicht  die  leiseste  Möglichkeit,  im  Falle  der  Invalidität  von 
diesen  Beiträgen  zu  leben.  Die  Klage  der  arbeitenden  Klassen 
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bezüglich  der  Geringfügigkeit  der  Invalidenrenten,  die  im  Durch- 
schnitt noch  lange  nicht  200  Mk.  jährlich  zu  erreichen  pflegen,  ist 
ebenso  gerechtfertigt,  wie  der  entgegengesetzte  Einwand,  daß  es 
bei  der  bisherigen  geringfügigen  Beitragsleistung  gar  nicht  anders 
sein  kann.  Werden  diese  erhöht,  werden  weitere  Lohnklassen 
hinzugefügt,  dann  wird  sich  auch  in  dieser  Beziehung  eine 
Aenderung  herstellen  lassen. 

Hinsichtlich  der  Leistungen  der  Arbeiterversicherung  will  ich 
nur  einige  wichtige  Punkte  hervorheben.  Die  Voraussetzungen 
sind  bei  der  Krankenversicherung  Krankheit,  d.  h.  ein  patholo- 
gischer Zustand,  welcher  entweder  ärztliche  Behandlung,  Arznei 
und  Heilmittel  verlangt,  oder  Erwerbsunfähigkeit  infolge  der 
Krankheit  ist.  Dieser  Begriff  setzt  aber  berufliche  Invalidität 
voraus,  d.  h.  es  darf  der  Erwerbsunfähige  nicht  auf  eine  außer- 
halb seines  Berufes  liegende  Tätigkeit  verwiesen  werden.  Anders 
liegt  es  bei  der  Unfall-  und  Invalidenversicherung.  Bei  jener 
ist  Voraussetzung  der  Leistungen  ein  Betriebsunfall.  Darin  liegt, 
es  muß  vorliegen  a)  eine  Beschäftigung  des  Verunglückten  in 
einem  Betriebe,  soweit  er  versicherungspflichtig  ist,  b)  daß  ein 
Unfall,  d.  h.  ein  plötzliches,  in  einem  verhältnismäßig  kurzen 
Zeitraum  eintretendes  Ereignis  mit  unglücklichen  Folgen,  und  c) 
daß  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Betrieb 
nachgewiesen  wird.  Vom  Standpunkte  der  Reform  ist  zu  be- 
mängeln, daß  lediglich  der  Betriebsunfall  Entschädigung  findet. 
Wenn  man  auch  zugeben  muß,  daß  das  RVA.  den  ursächlichen 
Zusammenhang  sehr  wohlwollend  interpretiert,  so  wird  doch  die 
Aufgabe  der  zukünftigen  Gesetzgebung  sein,  jeden  Unfall,  der 
nicht  vorsätzlich  oder  durch  strafbare  Handlungen  herbeigeführt 
worden  ist,  mit  einer  Rente  zu  versehen,  für  die  freilich  nicht  die 
Berufsgenossenschaften  allein  aufkommen  können.  Mit  dem  Be- 
griff des  Unfalls  hängt  dann  auch  die  Plötzlichkeit  zusammen. 
Daraus  folgt  dann  wieder,  daß  mit  die  gefährlichsten  schleichen- 
den Krankheiten,  die  sog.  Betriebskrankheiten,  wie  langsame 
Blei-  oder  sonstige  Vergiftungen,  einen  Unterstützungsanspruch 
nicht  begründen.  Das  ist  denn  doch  ein  erheblicher  Mangel, 
der  freilich  dem  früheren  Gesetzgeber  beim  Fehlen  von  Erfahrungen 
nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden  kann.  Auch  bei  der  Invaliden- 
versicherung ist  keine  Berufsinvalidität  eingeführt,  wie  nahe  auch 
der  § 5 InvVG.  diesem  Begriff  kommen  mag.  Es  muß  dort  die 
Erwerbsunfähigkeit  infolge  von  Alter,  Krankheit  oder  anderen 
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Gebrechen  auf  weniger  als  */3  herabgesetzt  sein.  Wir  sehen  jeden- 
falls, daß  der  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeiterversicherung  sehr  verschieden  ist.  Eine  Zusammenlegung 
aller  drei  Zweige  der  Arbeiterversicherung  würde  aber  nur  dann 
denkbar  sein,  wenn  ein  einheitlicher  Invaliditätsbegriff  geschaffen 
werden  könnte.  Das  ist  aber  bei  der  schon  vorgetragenen  innern 
Verschiedenheit  zwischen  Krankenversicherung  einerseits,  Unfall 
und  Invalidenversicherung  andererseits,  geradezu  unmöglich.  Da- 
gegen halte  ich  es  nicht  für  ausgeschlossen,  den  Begriff  der  Erwerbs- 
unfähigkeit für  Unfall-  und  Invalidenversicherung  einheitlich  zu 
gestalten.  In  beiden  Fällen  ist  die  Invalidität  das  Gegebene  und 
die  jedenfalls  wirtschaftliche  Voraussetzung  für  den  Rechtsan- 
spruch. Ob  diese  Invalidität  aus  einem  Betriebsunfall  herrührt, 
oder  die  Frage  des  Alters,  des  allmählichen  Verbrauchs  der  Ar- 
beitskraft, einer  Krankheit,  insbesondere  Gewerbekrankheit  oder 
selbst  des  Verschuldens  ist,  bedeutet  ökonomisch  gesprochen  für 
den  Arbeiter  keinen  Unterschied.  Es  liegt  hier  noch  ein  großes 
und  wichtiges  Gebiet  der  Reform  vor  uns.  Nur  flüchtig  kann 
ich  die  Frage  der  Krankenhauspflege  berühren,  die  noch  immer 
fakultativ  in  die  Hand  der  Kasse  gelegt  ist.  Das  muß  auf  jeden 
Fall  gesetzlich  im  Sinne  des  Obligatoriums  geändert  werden,  inso- 
weit die  Natur  der  Krankheit  oder  die  Lage  des  betreffenden  Ar- 
beiters eine  Krankenhauspflege  notwendig  machen.  Außerordentlich 
verbesserungsbedürftig  sind  aber  dann  die  Bestimmungen  der  Ge- 
setze, welche  ein  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Fürsorgefor- 
men bezwecken.  Da  sieht  man  klar,  welche  Schäden  der  Mangel 
eines  organischen  Zusammenarbeitens  der  3 Versicherungszweige 
bieten  kann.  Während  das  KVG.  in  ij  6 Arzt,  Arznei  und  Heilmittel 
gewährt,  und  zwar  26  Wochen  lang,  ist  die  Berufsgenossenschaft 
hierzu  ebenfalls  verpflichtet  vom  Beginn  der  14.  Woche  ab  (tj  9 
GUVG.).  Eine  Doppelleistung  sollte  doch  ausgeschlossen  sein, 
und  nun  entstehen  die  größten  Schwierigkeiten  in  der  Praxis, 
welche  der  § 25  GUVG.  zu  erledigen  versucht  hatte.  Er  erklärt 
aber  von  vorherein,  daß  die  Verpflichtung  der  Krankenkassen 
von  dem  GUVG.  unberührt  bleibt.  Es  bestehen  also  die  beiden 
Fürsorgeeinrichtungen  mit  denselben  Leistungen  für  dieselbe  Zeit 
nebeneinander.  Die  Unterstützung  der  Krankenkasse  soll  aber 
im  Falle  eines  Betriebsunfalles  doch  nur  vorläufig  und  subsidiär  ein- 
treten,  während  endgültig  die  Unfallentschädigung  gewährt  werden 
soll.  Deshalb  geht  auch  der  Anspruch  auf  diese  Unterstützung  über 
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auf  die  unterstützende  Kasse  bis  zum  Betrag  der  geleisteten 
Unterstützung.  Es  ergeben  sich  horrende  Schwierigkeiten.  Die 
Praxis  nimmt,  gestützt  auf  das  RVA.,  an,  daß  der  Uebergang 
des  Rechtsanspruchs  nur  diejenigen  Rententeile  ergreift,  welche 
für  die  gleichen  Zeiträume  fällig  sind,  wie  die  von  der  Kasse  ge- 
währte Unterstützung.  Da  nun  die  Unfallentschädigung  monat- 
lich im  voraus  gezahlt  wird,  eine  Kassenunterstützung  aber  schon 
gewährt  sein  soll,  bevor  der  Uebergangsanspruch  geltend  ge- 
macht werden  kann,  so  muß  der  letztere  in  vielen  Fällen  illu- 
sorisch werden , indem  die  Unfallentschädigung  bereits  gezahlt 
sein  wird,  bevor  der  Anspruch  der  erstattungsberechtigten  Kasse 
erhoben  werden  kann.  Es  ist  nun  hier  ein  eklatantes  und  tief- 
greifendes Beispiel,  in  welch  unerhörter  Weise  unklare  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  zu  größeren  Mißhelligkeiten  führen. 
Wenn  die  Berufsgenossenschaft  schon  tatsächlich  geleistet  hat, 
so  fragt  es  sich,  ob  der  Anspruch  des  Arbeiters  auf  die  Kranken- 
kassenleistungen noch  besteht.  In  diesem  Falle  ist  erst  ein  Er- 
satzanspruch der  Berufsgenossenschaft  gegeben.  Das  RVA.,  der 
BayrVGH.,  das  SächsOVG.  haben  die  sog.  Ablösungstheorie. 
Die  Verpflichtung  der  Kasse  erlischt  danach;  in  welcher  Weise, 
darüber  bestehen  wiederum  unter  denselben  Gerichtshöfen 
Meinungsverschiedenheiten.  Das  PreußOVG.  und  das  RG.  lassen 
dagegen  die  Verpflichtung  der  Krankenkassen  unberührt  neben 
der  der  Berufsgenossenschaften  bestehen,  auch  wenn  diese  schon 
tatsächlich  geleistet  hat.  Hinsichtlich  der  Voraussetzungen  des 
Ersatzanspruchs,  bezüglich  der  Frage,  ob  die  Heilkosten  aus  der 
Rente  oder  neben  der  Rente  zu  ersetzen  sind,  über  den  Umfang 
des  Erstattungsanspruches  schließlich  herrschen  wiederum  die 
weitestgehenden  Meinungsverschiedenheiten. 

Ein  wichtiger  Punkt  betrifft  das  bestehende  Rechtsmittelver- 
fahren. Es  fehlt  hier  an  Übersichtlichkeit,  an  leitenden  Grund- 
sätzen, an  der  Einheitlichkeit,  sogar  der  Vollständigkeit  in  der 
Regelung.  Bald  ist  die  Aufsichtsbehörde  mit  und  ohne  nach- 
folgendes Verwaltungsstreit  verfahren,  bald  ist  es  diese  allein,  bald 
ist  es  der  Zivilrichter,  gelegentlich  auch  das  Gewerbegericht,  wel- 
ches zu  entscheiden  hat.  Das  bedeutet  nicht  nur  eine  vielfache 
Unsicherheit  hinsichtlich  der  zuständigen  Stelle,  an  die  sich  die 
unmöglich  immer  rechtskundige  Kasse  zu  wenden  hat,  sondern 
vor  allem  eine  vollkommene  Zersplitterung  der  rechtlichen  Auf- 
fassungen, die  gerade  in  den  wichtigsten  Punkten  zu  einer  Rechts- 
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einheit,  wenn  alles  so  bleibt,  wie  es  ist,  es  niemals  werden  kom- 
men lassen.  Das  ist  aber  eine  ganz  besonders  wichtige  Frage. 
Die  Berufungen  von  der  Aufsichtsbehörde  dürften  m.  E.  nur  an 
eine  höhere  Verwaltungsbehörde  und  in  letzter  Instanz  müßte  das 
Rechtsmittel  stets  an  das  Reichsversicherungsamt  gehen.  Die  Zivil- 
gerichte müßten  ganz  ausgeschaltet  werden,  nicht  nur  weil  unsere 
Richter  lediglich  eine  blasse  Auffassung  vom  öffentlichen  Recht, 
insbesondere  vom  Arbeiterversicherungsrechte  haben,  sondern 
auch  deshalb,  weil  die  für  die  Verwaltung  maßgebenden  Grund- 
sätze besser  bei  Verwaltungsgerichtcn  als  bei  Zivilgerichten  auf- 
gehoben sind. 

Die  »Grundzüge«  von  1908  wollen  hier  anders  verfahren.  Sie 
nehmen  die  mehrfach  propagierte  Idee  (oben  zu  I.)  einer  sozial- 
politischen Lokalinstanz  auf,  wollen  einen  gemeinsamen  Unterbau 
der  Unfall-,  Invaliden-  und  Hinterbliebenenversicherung  schaffen. 
Dieses  »Versicherungsamt«  soll  die  Aufsichtsbehörde  der 
Krankenkassen  bilden,  außerdem  regelmäßige  Spruch-  und 
Be. Schlußbehörde  erster  Instanz  für  das  ganze  Gebiet  der 
Arbeiterversicherung  sein ; endlich  alle  bisherigen  Obliegenheiten 
der  unteren  Verwaltungsbehörden  übernehmen.  Sie  soll  auch 
Feststellungsinstanz  sein.  »Sowohl  auf  dem  Gebiete  der  Unfall- 
versicherung als  auch  auf  dem  der  Invaliden-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung soll  für  die  Feststellung  der  Entschädigungen  in  dem 
Versicherungsamt  eine  unparteiische,  den  einschlägigen  örtlichen 
und  persönlichen  Verhältnissen  nahestehende  erste  Instanz  im 
eigentlichen  Sinne  geschaffen  werden,  bei  der  Arbeitgeber  und 
Versicherte  in  paritätischer  Besetzung  sowie  der  Regel  nach  in 
einem  mündlichen  Verfahren  mitwirken.  Es  übernimmt  also  für 
alle  hier  genannten  Zweige  der  Arbeiterversicherung  das  Versiche- 
rungsamt die  Tätigkeit,  die  in  Sachen  der  Invalidenversicherung 
durch  die  §§  57  ff.  und  79  ff.  des  Invalidenversichcrungsgcsetzes 
den  unteren  Verwaltungsbehörden  oder  Rentenstellen  übertragen 
worden  ist,  mit  der  sehr  wichtigen  Maßgabe  jedoch,  daß  an  Stelle 
der  bloßen  Begutachtung  der  Anträge  auf  Bewilligung  von  Renten, 
der  Entziehung  von  solchen  u.  s.  w.  die  Beschlußfassung  hierüber 
tritt.  Das  Versicherungsamt  ist  dabei  auch  zur  Entscheidung  über 
Anträge  der  Versicherten  und  der  Versicherungsträger  in  den- 
jenigen Fallen  zuständig,  in  welchen  eine  Acndcrung  der  Fest- 
stellung infolge  V'eränderung  der  Verhältnisse  erforderlich  wird, 
also  bei  Erhöhung,  Herabsetzung,  Aufhebung  oder  Entziehung  der 
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Leistungen  der  Versichcrungsträger.  Das  gleiche  gilt  für  die  Ein- 
stellung von  Rentenzahlungen  in  den  Fällen  des  Rühens  der  Rente 
und  für  Kapitalabfindungcn.  Eine  einseitige  Acnderung  einmal 
festgestellter  Renten  durch  die  Träger  der  Versicherung  findet 
nicht  mehr  statt.  Dagegen  verbleibt  den  letzteren 
die  alleinige  Entscheidung  über  die  Gewährung 
der  vom  Gesetz  zugelassenen  rein  freiwilligen 
Leistungen.  Hierher  gehören  beispielsweise  die  Erhöhung  der 
Teilrenten  bei  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit,  die  Gewährung  von 
Witwenrenten,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen  ist, 
von  Kinderrenten  bei  Lebzeiten  des  Vaters.« 

Die  jetzigen  Schiedsgerichte  sollen  zu  Oberversicherungs- 
ämtern  ausgestaltet  werden.  Ein  Richter  oder  ein  höherer  Ver- 
waltungsbeamter soll  an  der  Spitze  stehen.  Sie  sollen  zweite  In- 
stanz hinsichtlich  aller  Zweige  der  Arbeiterversicherung  darstcllen 
für  alle  Entscheidungen  des  Versicherungsamtes,  sowohl  wegen 
der  Entschädigungsfeststellung,  wie  auch  der  Beschwerden.  Gegen 
die  Entscheidung  des  Oberversichcrungsamtes  steht  das  Rechts- 
mittel der  Revision  an  das  Reichsversicherungsamt  zu.  ln  ge- 
wissen Streitigkeiten  aber  wird  im  Interesse  der  Entlastung  des 
Reichsversicherungsamtcs  die  Revision  überhaupt  ausgeschlossen, 
so  in  Fällen,  in  denen  es  sich  um  das  Heilverfahren,  das  Sterbe- 
geld, um  die  F'rage,  ob  ein  Unfall  vorliegt,  oder  dieser  erwiesen 
ist,  ob  der  Unfall  eine  versicherungspflichtige  Person  betroffen 
hat,  ob  der  Anspruch  verjährt  oder  der  Unfall  bei  Begehung  von 
Verbrechen  eingetreten  ist,  ob  der  Jahrcsarbeitsverdienst  zutref- 
fend berechnet  ist,  und  wenn  eine  anderweite  Feststellung  der 
Entschädigung  nach  Eintritt  einer  »Veränderung  der  Verhältnisse« 
notwendig  wird.  Praktisch  gesprochen  wird  das  Reichsversiche- 
rungsamt immer  seltener  auftreten  und  das  Oberversicherungsamt 
die  letzte  Instanz  bilden.  Da  die  Schiedsgerichte  auch  jetzt  schon 
einen  unparteiischen  Vorsitzenden,  der  weder  zu  den  Arbeitgebern, 
noch  zu  den  Arbeitnehmern  gehört,  aufzuweisen  haben  und  in  der 
Organisation  des  Reichsversicherungsamtes  keinerlei  Aenderung 
cintritt,  kann  man  sich  mit  diesen  Vorschlägen  einverstanden  er- 
klären. Auf  die  Kostenfrage  soll  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Soviel  ist  aber  klar,  daß  die  jetzige  Regelung  besonders  die  Be- 
rufsgenossenschaften  verstimmen  wird,  die  nur  zu  zahlen  haben, 
während  die  Entschädigung  festgestellt  werden  soll  vom  Versiche- 
rungsamte. Die  Krankenkassen  aber  werden  sich  damit  sehr  gern 
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einverstanden  erklären,  zumal  sie  auch  darin  bevorzugt  sind,  daß 
die  Arbeiter  in  Zukunft  nur  je  die  Hälfte  des  Beitrages  zu  zahlen 
hätten,  die  Arbeitgeber  die  andere  Hälfte,  daß  aber  trotzdem  den 
Arbeitnehmern  bei  der  Beschlußfassung  über  Krankenunterstütz- 
ungen und  Beiträge  */s,  den  ersteren  nur  1 /s  der  Stimmen  zusteht. 

Gegen  diese  Regelung  des  Rechtsmittelverfahrens 
ist  viel  vom  organisatorischen  Standpunkt  aus  einzu- 
wenden. Ich  habe  große  Bedenken,  daß  diese  Behörde,  das  Ver- 
sicherungsamt, welches  unter  dem  Landrat  und  dem  Bürgermeister 
steht,  als  Spruchausschuß  eine  Feststellung  der  gesetzlichen  Ent- 
schädigung in  erster  Instanz  haben  soll,  also  eine  außerordentlich 
große  Machtbefugnis,  zu  der  das  äußere  Ansehen  als  unterstes 
Organ  in  keinem  Verhältnisse  steht.  Dem  Versicherungsamt  soll 
auch  noch  die  Entscheidung  für  alle  Beschwerden  übertragen 
werden,  über  welche  jetzt  von  dem  Regierungspräsidenten  oder 
dem  Reichsversicherungsamte  zu  entscheiden  ist ! Also  Beschwer- 
den in  Sachen  des  Genossenschaftskatasters,  der  Beitragsbe- 
schwerden, Gefahrentarifbeschwerden  u.  s.  w.  Dem  Versicherungs- 
amt wird  ferner  die  Bestimmung  darüber  übertragen,  ob  die  Be- 
rufsgenossenschaft zur  Uebernahme  des  Heilverfahrens  während 
der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Unfall  oder  zur  Anwendung  der 
Heilanstaltspflege  verpflichtet  ist.  Das  ist  entschieden  zu  viel. 
Wenn  die  Lokalinstanz,  das  Versicherungsamt,  alle  Verwaltungs- 
funktionen hat,  die  an  unterster  Stelle  für  die  Durchführung  der 
Aufgaben  der  drei  Versicherungszweige  vorgenommen  werden 
sollen,  so  ist  das  reichlich  genug.  Aber  die  Funktion  als  Spruch- 
ausschuß und  als  Beschwerdegericht  ist  gänzlich  unangemessen, 
belastet  auch  das  Versichcrungsamt  in  außerordentlicher  Weise, 
sodaß  dann  in  praktischer  Folge  der  burcaukratische  Amtmann 
gezwungen  würde,  die  Geschäfte  möglichst  schematisch  zu  er- 
ledigen, und  es  würden  die  Arbeiter  schon  wegen  der  Häufigkeit 
der  zu  erledigenden  Angelegenheiten  gar  nicht  in  der  Lage  sein, 
ausgiebig  die  Mitentscheidung  zu  fällen,  mag  auch  ihre  Mitwir- 
kung im  Gesetz  formell  vorgesehen  sein. 

Das  führt  auf  die  F'rage  der  Selbstverwaltung,  die 
durch  die  beabsichtigte  Neuregelung  gefährdet  erscheint.  An  die 
Spitze  des  »Versicherungsamts*  soll  ein  »Amtmann«  gestellt  wer- 
den. Er  soll  diejenigen  Geschäfte  allein  erledigen,  »welche 
sich  zur  kpllegialen  Behandlung  nicht  eignen*.  Diese  Bestimmung 
legt  die  Gefahr  der  Bürokratisierung  sehr  nahe.  Noch  mehr  der 
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Plan,  den  Krankenkassen  einen  unparteiischen  Vorsitzenden 
zu  geben.  Würde  dieser  Bürokrat  mit  geringen  Funktionen  aus- 
gestattet, so  würde  er  hinter  den  Arbeitern,  die  in  den  Vorstand 
gelangen,  zurückstehen  und  müßte  eine  klägliche  Rolle  spielen. 
Würde  er  aber  eine  Macht  in  seiner  Hand  vereinigen,  welche  so 
groß  wäre,  daß  er  die  der  Vorstandsmitglieder  in  Schach  zu 
halten  vermöchte,  so  würde  praktisch  die  Selbstverwaltung  der 
Kasse  illusorisch  sein.  Ich  verkenne  gewiß  nicht,  daß  die  be- 
stehenden Verhältnisse  mancherlei  Mißhelligkeiten  mit  sich  führen. 
Ich  weiß,  daß  eine  große  Anzahl  von  Kassen  parteipolitisch,  ins- 
besondere im  Interesse  der  Sozialdemokratie,  ausgenutzt  werden. 
Das  ist  gewiß  nicht  zu  billigen.  Dieser  Mißbrauch  soll  nicht  sank- 
tioniert und  in  Permanenz  erklärt  werden.  Aber : Wo  die  Sozial- 
demokraten die  überwiegende  Mehrheit  haben,  dort  ist 
beim  Vorherrschen  der  Selbstverwaltung  nur  natürlich,  daß  auch 
die  Leitung  der  Kasse  von  Sozialdemokraten  besorgt  wird,  sonst 
wäre  cs  eben  keine  Selbst  Verwaltung.  Anders  steht  die  Frage, 
wo  erhebliche  Minoritäten  vorhanden  sind.  Dann  ist 
ein  Mittel  gegen  sozialdemokratische  Einseitigkeit  gegeben  in  der 
Verhältniswahl  bei  den  Krankenkassen. 

Die  Sozialdemokratie  hat  natürlich  keinen  Anlaß,  dieses  Mittel 
zu  benutzen.  Ein  Interesse  an  ihm  haben  nur  diejenigen,  die 
glauben,  daß  ein  zu  beseitigender  Terrorismus  der  Sozialdemo- 
kraten in  den  Kassen  besteht.  Die  Reichsregierung  hat  dieser 
Frage  leider  zu  wenig  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Die  Folge 
ist,  daß  nur  eine  einzige  Ortskrankenkassc,  nämlich  die  in  Ravens- 
burg in  Württemberg,  das  Verhältniswahlverfahren  cingeführt  hat, 
aber  mit  dem  veralteten  und  schlechten  System  der  gebundenen 
Listen,  das  nur  das  Recht  der  Parteiführer  stärkt,  weil  diese  allein 
die  Vorschlagslisten  anfertigen  und  in  Wirklichkeit  bestimmen, 
wer  gewählt  werden  soll  oder  nicht.  Dagegen  bietet  das  System 
mit  getrennten  Wahlvorschlagslisten  ein  gutes  Mittel,  wie  es  z.  B. 
im  Ortsstatut  betr.  das  Gewerbegericht  in  Frankfurt  vom  17.  Juli 
1906  vorbildlich  durchgeführt  worden  ist.  Die  Wahl  ist  geheim 
und  unmittelbar.  Für  die  Orts-  und  Betriebskrankenkassen  kann 
daran  gar  kein  Zweifel  bestehen,  daß  das  Verhältniswahlrecht  zu- 
lässig ist.  Die  vom  Reichskanzler  mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schriften des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  25.  Mai  1903  ver- 
öffentlichten neuen  Normalstatuten  für  die  Orts-  und  Betriebs- 
krankenkassen weisen  hierauf  ausdrücklich  hin  (Zentralblatt  für 
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das  Deutsche  Reich  1903,  S.  243).  Die  Frage  der  Zuständigkeit 
ist  durch  Beschluß  des  Bundesrats,  der  vom  Reichskanzler  ord- 
nungsmäßig bekannt  gemacht  worden  ist,  bindend  entschieden. 
Daß  in  der  Praxis  gleichwohl  vielfach  die  rechtliche  Zulässigkeit 
bezweifelt  wird,  beruht  darauf,  daß  das  preußische  überverwal- 
tungsgcricht  in  Entscheidungen  vom  26.  Sept.  1900  (Bd.  38,  S.  330) 
und  vom  27.  Februar  1907  (Arbeiter-Versorgung  24.  Bd.  S.  431) 
die  Verhältniswahl  dann  für  unzulässig  erklärt  hat,  wenn  die 
Unmittelbarkeit  der  Wahl  oder  ihre  Geheimhaltung  durch 
das  betreffende  System  gefährdet  war,  so  wenn  die  Wähler  auf 
Abgabe  bestimmter  Vorschlagslisten  beschränkt  waren. 
Da  § 38  des  Krankenversicherungsgesetzes  bestimmt,  daß  die 
Wahlen  der  Generalversammlung  zum  Vorstand  geheim  vorge- 
nommen werden  müssen  und  SS  34  und  37  daselbst  angeben, 
daß  die  aktive  Wahlberechtigung  jedem  Mitglicde  der  General- 
versammlung zusteht,  so  ist  allerdings  ein  Erfordernis  der  Ver- 
hältniswahl, daß  die  Unmittelbarkeit  und  Geheimhaltung  gewahrt 
werde.  Innerhalb  dieser  Grenzen  aber  ist  jedes  Verhältniswahl- 
recht auch  für  die  Krankenkassen  zulässig.  Ein  anderes  Mittel 
gegen  eine  etwaige  Unterdrückung  von  erheblichen  Minoritäten 
gibt  es  nicht,  es  ist  jedoch  nach  meiner  Ueberzeugung  vollkom- 
men ausreichend  zu  einer  vielfach  notwendig  erachteten  Korrek- 
tur des  Selbstverwaltungsprinzips  der  Krankenkassen. 

Man  muß  sich  nur  Jdar  werden  darüber,  daß  die  Selbstver- 
waltung der  Kassen  ihr  Gegenbild  in  der  Selbstverwaltung  der 
Kommunen  findet.  Diese  hat  der  Frhr.  v.  Stein  in  der  berühm- 
ten Städteordnung  vom  19.  Nov.  1808  durchgeführt  alsein  Mittel, 
den  Zusammenhang  der  Untertanen  mit  dem  Staate  herbeizu- 
führen, Staat-  und  Gemeinsinn  der  Bürger  durch  ihre  Heranziehung 
zur  Mitarbeit  am  Staate  und  an  der  Verwaltung  zu  beleben.  Sie 
war  die  Reaktion  auf  eine  lange  und  unfruchtbare  Periode  der 
Bürokratisierung  der  Städte.  Es  lag  der  neuen  Zeit  preußischer 
Erhebung  der  Gedanke  zu  gründe,  die  Verwaltung  mit  der  Nation 
in  engere  Verbindung  zu  bringen,  den  Geschäftsbetrieb  zu  be- 
leben, die  innere  Anteilnahme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
herbeizuführen.  Bei  der  Krankenversicherung  soll  es  nicht  anders 
sein.  Nichts  ist  so  geeignet,  die  Arbeiter  dem  Staate 
organisch  anzugliedern,  als  sie  zu  einem  Teile  der  öf- 
fentlichen Verwaltung  zu  machen.  Nichts  wirkt  so  gegen 
unfruchtbare  Nörgelei,  als  der  Zwang,  selbst  zu  verwalten,  es 
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besser  zu  machen,  die  inneren  Schwierigkeiten  der  Probleme  selbst 
zu  erkennen  und  zu  überwinden.  Endlich  ist  nur  dort  Leben  und 
Fortschritt,  wo  politisch  und  wirtschaftlich  mündige  Menschen 
nicht  von  oben  gegängelt  werden,  sondern  wo  sie  selbst  mit- 
wirken  zu  den  Aufgaben,  die  die  Zeit  stellt  und  der  Staat  mit 
Hilfe  seiner  freien  Angehörigen  zu  erfüllen  trachtet.  Die  Selbst- 
verwaltung der  Krankenkassen  ist  daher  in  ihrer  ganzen  Wirkung 
staatserhaltend  im  höchsten  Maße,  weil  sie  den  Arbeiter  an  den 
Staat  fesselt,  zum  friedlichen  Funktionieren  der  Institution  wesent- 
lich beiträgt  und  denen,  die  an  ihr  beteiligt  sind,  die  Gewißheit 
gibt,  daß  sie  ihr  Schicksal  in  eigenen  Händen  halten.  Das  Gegen- 
teil der  Selbstverwaltung  jedoch,  das  von  oben  Verwaltet- 
werden, erzeugt  Mißtrauen,  übertriebene  Kritik,  erweckt,  da 
die  selbständige  Mitwirkung  fehlt,  immer  wachsende  Unzufrieden- 
heit und  Feindseligkeit  gegenüber  dem  Staate.  Die  scheinbar 
straffere,  rein  behördliche  Verwaltung  bewirkt  in  den  Fällen  des 
kommunalen  und  Krankenversicherungsrechtes  nicht  die  freie  Be- 
wegung der  gesellschaftlichen  und  politischen  Kräfte,  sondern  Er- 
starrung des  Geschäftsganges,  Verkümmerung  des  Gemeinsinnes. 

Auch  eine  Gefährdung  des  Sclbstverwaltungsrechts  der  B c- 
rufsgenossenschaften  stellen  bestimmte  Vorschläge  der 
> Grundzüge«  dar. 

Nachdem  ausgesprochen  wird,  daß  neben  der  Feststellung 
der  Entschädigungen  das  Versicherungsaipt  in  Sachen  der  Unfall- 
versicherung und  Invalidenversicherung  alle  jetzt  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde zugewiesenen  Obliegenheiten  übernimmt,  heißt 
es  in  den  Grundzügen,  daß  dem  Versichcrungsamt  in  Unfallver- 
sicherungssachen die  Entscheidung  zusteht:  -auf  Beschwerden  in 
Sachen  des  Katasters,  Beitragsbeschwerden,  Prämienbeschwerden 
(hinsichtlich  der  Prämien  der  bei  den  Baugewerks-Berufsgenossen- 
schaften  bestehenden  Versicherungsanstalten),  in  Streitigkeiten 
zwischen  Bauherren  oder  Zwischenunternehmern  und  Berufsge- 
nossenschaften oder  deren  Versicherungsanstalten,  auf  Gefahren- 
tarifbeschwerden,  auf  Beschwerden  gegen  die  Abschätzung  des 
Arbeitsbedarfes  landwirtschaftlicher  Betriebe,  auf  Straf  beschwer- 
den,  über  die  jetzt  Landesbehörden  oder  das  Reichsversicherungs- 
amt zu  entscheiden  haben,  auf  Beschwerden  wegen  strafweiser 
Einschätzung  eines  Betriebes  in  höhere  Gefahrenklassen,  auf  Be- 
schwerden wegen  Auferlegung  von  Kosten,  die  der  Unternehmer 
durch  Nichterfüllung  seiner  Pflichten  verursacht  hat.« 
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Auf  diesem  Wege  wird  ein  Fortschritt  nicht  erreichbar  sein. 
Die  Berufsgenossenschaften  sollen  im  Gegensatz  zu  den  Kranken- 
kassen das  Recht  der  Entschädigungsfeststellung  ohne  ersichtlichen 
Grund  verlieren ; in  wichtigsten  Angelegenheiten  der  Kataster  und 
Straffestsetzungen  sollen  sie  unter  den  Versicherungsamtmann  ge- 
stellt werden,  dessen  Geschäfte  sehr  lax  als  diejenigen  bezeichnet 
werden,  »welche  sich  zur  kollegialen  Behandlung  nicht  eignen». 
Auch  andere  Bestimmungen  der  »Grundzüge«  scheinen  mir  das 
Selbstvcrwaltungsrecht  der  Berufsgenossenschaften  zu  gefährden, 
so  diejenige,  wonach  dem  Versicherungsamte  die  Bestimmung 
darüber  übertragen  wird,  ob  der  Träger  der  Unfallversicherung 
zur  Uebernahme  des  Heilverfahrens  während  der  ersten  13  Wochen 
nach  dem  Unfall  oder  zur  Anordnung  der  Heilanstaltspflege  ver- 
pflichtet ist. 

Noch  wäre  manches,  zum  Beispiel  die  brennende  ärztliche 
Frage"),  die  Frage  der  Simulation,  Rentenhysterie8)  zu  erör- 
tern. Aber  ich  habe  bereits  den  mir  zur  Verfügung  stehenden 
Raum  überschritten.  Soviel  glaube  ich,  steht  jedenfalls  fest:  Wir 
haben  unendlich  viel  im  Kleinen  zu  tun,  bevor  wir  an  einen 

7)  lieber  diese  hat  die  Konferenz  im  Reichsamt  des  Innern  am  12.  Juni  1908 
eingehend  verhandelt.  Aussicht  auf  gesetzliche  Einführung  der  freien  Aerztewahl 
in  den  Krankenkassen  ist  nicht  vorhanden.  Andererseits  wird  die  Reformnovelle 
das  Vertragsverhältnis  der  Aerzte  und  Krankenkassen  durch  Einführung  obligatori- 
scher Schiedsgerichte  und  Einigungskommissionen  günstiger  gestalten.  Ich  bin 
durchaus  der  Meinung,  daß  die  absolut  freie  Aerztewahl  nicht  für  alle  Verhält- 
nisse paßt,  die  Verwaltungskosten  nach  Nachweisung  mancher  Kassen  erhöht,  die 
Neigung  zu  erfolgreicher  Simulation  stärkt,  den  Versicherungsträgern  die  wirksame 
Kontrolle  erschwert,  den  Aerztestreik  ermöglicht  ohne  einen  Kurienzwang  als 
Aequivalent  für  die  »freie«  Aerztewahl  zu  bieten.  Andererseits  ist  die  Abhängig- 
keit der  Aerzte  von  den  Arbeitern  im  Vorstande  nicht  minder  bedauerlich,  die  Ver- 
sagung eines  angemessenen  Honorars  vielfach  zu  gewahren.  Ich  möchte  Vorschlägen, 
daß  die  Kasse  nicht  allein  Verträge  mit  den  Aerztcn  — deren  Kreis  nicht 
zu  eng  gezogen  werden  darf  — soll  schließen  dürfen,  sondern  nur  unter  Mitwirkung 
der  höheren  Verwaltungsbehörde,  die  die  Interessen  der  «Aerzte  und  der  Versicher- 
ten gleichmäßig  zu  wahren  hat.  lieber  den  jüngsten  Stand  der  Dinge  informieren 
Kehl,  Die  Stellung  des  Arztes  in  den  sozialpolitischen  Versicherungsgesetzen, 
Vortrag  in  der  Düsseldorfer  Akademie  f.  prakt.  Medizin  1908,  und  v.  Franken- 
berg, Die  freie  Aerztewahl,  Reformblatt  für  Arbeiterversicherung  vom  1.  und 
15.  Mai  sowie  15.  Juli  1908. 

8)  Vgl.  hierüber  Z wiedineck-Südenhorst  in  der  Z.  f.  ges.  -Vers.- 
VViss.  1906,  S.  20 — 33. 
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vollständigen  Umbau  der  Arbeiterversicherung  gehen  können. 
Die  harrenden  Aufgaben  der  Witwen-  und  Waisen-,  Privat-, 
Beamten-,  Arbeitslosen-,  Mutterschaftsversicherung  können  jetzt 
nicht,  sondern  erst  dann  in  dem  Rahmen  eines  großen  Re- 
formwerkes erledigt  werden,  wenn  die  zahllosen  unmittelbaren 
Mängel  des  geltenden  Systems  beseitigt  sind.  Man  wird  nicht 
verkennen  können,  daß  ja  auch  in  dieser  Reform  der  Einzel- 
punkte eine  außerordentlich  wichtige  Vorarbeit  für  die  nach  und 
nach  mögliche  Vereinfachung  der  drei  Arbeiterversicherungs- 
zweige, soweit  diese  überhaupt  erforderlich  ist,  sich  bietet.  Viel 
aber  liegt  mir  daran,  die  Ueberzeugung  zu  erwecken,  wie  wir 
nicht  durch  formell-organisatorische  kühne  Pläne,  sondern  durch 
eine  treue,  sorgfältige,  die  Praxis,  die  Rechtsprechung,  die  wissen- 
schaftliche Kritik  berücksichtigende  Arbeit  Nutzen  stiften  für  die, 
die  gleich  uns,  den  geistig  wirksamen  Elementen,  Träger  deutscher 
Entwicklung,  aber  auch  deutschen  Handels,  deutschen  Verkehrs 
und  deutschen  Wohlstandes  sind:  für  unsere  deutschen  Arbeiter. 
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Einleitung. 

I)  Die  Freiheit  des  Arbeits Vertrages. 

Ein  Erbe  altcnglischer  Unternchmerideen,  wie  wir  sic  in  den  Theorien 
von  Adam  Smith  verkörpert  finden,  ist  die  Freiheit  in  der  Abschlicßung 
des  Arbeitsvertrages.  Freedom  of  contract  ist  der  Jahrhunderte  alte  Ruf 
und  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  bestand  kaum  eine  andere  Ein- 
schränkung als  die  von  religiösen  Traditionen  gebotene  Heiligung  des 
Sonntags. 

Am  Ausgang  des  t8.  Jahrhunderts  schien  das  alte  Recht  der  Unter- 
nehmer gefährdet,  als  die  Arbeiter  sich  zu  Verbänden  zusammen- 
schlossen,  um  gemeinsam  ihren  Interessen  Beachtung  zu  schaffen.  Das 
englische  Parlament,  das  damals  noch  ein  reines  Klassenparlament  war, 
sprang  seinen  Fabrikanten  und  Händlern  zur  Seite  und  schuf  unter 
der  Regierung  Georg  III.  im  Jahre  1799  das  berühmte  Gesetz,  das  den 
Zusammenschluss  der  Arbeiter  als  ungesetzlich  verbot  und  die  Ueber- 
treter  ins  Gefängnis  schickte'). 

25  Jahre  lang  sicherte  dieses  Gesetz  den  Unternehmern  die  unbe- 
dingte Freiheit  des  Arbeitsvertrages:  Der  individuelle  Arbeiter  bot  im 
Wettbewerb  mit  seinen  Kameraden  seine  Dienste  an  und  der  Unter- 
nehmer konnte  nach  diesem  Angebot  seine  Lohnsätze  einrichten. 

Das  junge  Australien  war  von  jenem  Gesetze  nicht  berührt,  sein 
Handel  und  seine  Industrie  setzte  ein,  als  im  Heimatstaat  die  Gewerk- 
schaft wieder  freie  Bahn  hatte  und  die  nach  jeder  künstlichen  Unter- 
drückung erfolgende  Blüte  einer  gesunden  Idee  eingesetzt  hatte.  Demo- 
kratische Chartisten,  die  ihr  Heimatland  verließen,  brachten  die  Idee 
der  gemeinsamen  Tat  in  die  neue  Kolonie  und  schlugen  mit  der  Fest- 
legung des  Achtstundcn-Arbeitstages  der  Freiheit  des  Arbeitsvertrages, 
wie  sie  der  Arbeitsherr  verstand,  die  erste  Wunde. 

Die  australische  Gewerkschaftsbewegung  erfreute  sich  des  Vorteiles 
geringen  Arbeitangebotes  und  wußte  unter  diesen  günstigen  Bedin- 
gungen vor  einem  halben  Jahrhundert  zu  erreichen,  was  den  zähesten 
Kämpfen  der  Arbeiterschaft  anderer  Nationen  bis  heute  versagt  ist. 

Freilich  blieb  das  auf  die  wenigen  Gebiete  beschränkt,  wo  ge- 
schulte Muskelarbeiter  in  beschränkter  Zahl  vorhanden  waren,  in 
anderen,  wo  jedermann  sich  anbieten  konnte,  gelang  es  entweder  gar 

')  In  der  offiziellen  Sammlung  englischer  Gesetze  finden  wir  nur  das  Gesetz 
von  1800,  das  eine  unerhebliche  Abänderung  des  ein  Jahr  vorher  verabschiedeten 
Gesetzes  brachte,  aber  an  Stelle  jenes  trat : 

An  Act  to  repeal  an  Act  passed  in  the  last  Session  of  Parliament,  entitled  : 
An  Act  to  prevent  unlawful  Combinating  of  workinen  and  to  substitute  other 
Provisions  in  lieu  thereof.  Gesetz  vom  29.  Juni  1S00. 
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nicht,  Arbeiterverbände  zu  schaffen  oder  sie  blieben  doch  ohnmächtige 
Schemen,  denen  die  Unternehmer  das  flackernde  Licht  nur  zu  oft  aus- 
bliesen. 

Mit  der  wachsenden  Bevölkerung  erstarkte  das  Unternehmertum, 
erblich  die  Kraft  der  Arbeiterschaft,  ihre  Einigkeit  wurde  durch  das 
individuelle  Elend  gebrochen  und  willenloses,  um  Arbeit  bettelndes 
Volk  umringte  den  Herrn.  Die  diktatorische  Willkür  der  Unternehmer 
brachte  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  verzweifelte  Kämpfe  der  Arbeiter, 
die  mit  folgenschweren  Niederlagen  dieser  endete.  Der  Versuch  der 
Gewerkschaftsbewegung  nach  Besserung  ihrer  Verhältnisse  war  wenig 
erfolgreich  und,  wo  Gewerkschaften  nicht  bestanden,  wurden  selbst 
Bedingungen  auferlegt,  die  der  Menschlichkeit  Hohn  sprachen.  Da  trat 
ein  neuer  Faktor  als  Rächer  und  Richter  auf:  der  Staat,  ln  seiner 
Fabrikgesetzgebung  engte  er  die  mißbrauchte  Freiheit  des  Arbeits- 
vertrages ein  und,  als  die  Unternehmer  ihrer  Siege  über  die  Arbeiter 
sich  zu  übermütig  freuten,  wurde  ein  Forum  ins  Leben  gerufen,  das 
in  Schiedsgerichten  und  Lohnausschüssen  den  unterdrückten  Arbeitern 
zur  billigen  Berücksichtigung  ihrer  Ansprüche  zu  verhelfen  suchte. 

Freedom  of  contract,  der  altererbte  Besitz  des  Unternehmertums, 
ist  in  seinen  Grundlagen  erschüttert.  Lieberall  erheben  sich  nun  freilich 
die  Anklagen  gegen  den  Staat,  daß  er  die  »natürlichen«  Bedingungen 
von  Handel  und  Wandel  störe. 

Heißt  es  da  in  einer  L'ntersuchung  der  Industrieverhältnisse  von 
Neusüdwales  nach  Einführung  der  Schiedsgerichtsgesetzgebung  durch 
eine  Kommission  vom  Nachbarstaate  Victoria ') : »Die  Unternehmer 
haben  einen  den  Briten  in  Fleisch  und  Blut  liegenden  Widerwillen  gegen 
jedes  Gesetz,  das  ihren  Ansprüchen,  die  Einzelheiten  ihres  Geschäftes 
nach  freiem  Belieben  zu  ordnen,  entgegentritt;  die  Verpflichtung,  sich 
einem  richterlichen  Erkenntnis  zu  fügen,  das  gewisse  Löhne  vorschreibt, 
die  Zahl  der  Lehrlinge  beschränkt,  Gewerkschaftsmitgliedern  eine  Vor- 
zugsstellung einräumt,  freie  Arbeiter  zu  entlassen  befiehlt  um  Ge- 
werkschaftsmitglieder, die  sich  den  Bedingungen  des  Unternehmers 
zu  fügen  nicht  willig  zeigten,  zurückzunehmen,  hat  die  individualistischen 
Unternehmer  mit  Bestürzung  erfüllt.« 

Ein  amerikanischer  Beurteiler  des  Gesetzes,  Dr.  Victor  S.  Clark3), 

“)  Report  of  the  Royal  Commission  Appointed  to  investigatc  and  report  on 
the  Operation  of  the  Kactorics  and  Shops  law  of  Victoria.  Victoria  1902 — 3.  In 
Zukunft  zitiert  als  Viktorianische  Kommission. 

*)  Victor  S.  Clark  I‘h.  D.  schrieb  nach  zwei  Besuchen  Australasiens  im  Auf- 
träge der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  zwei  Berichte  über  die  Arbeiterver- 
hältnisse, die  in  den  Publikationen  des  Handels-  und  Arbeitsamtes  erschienen  : 

Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor  No.  49.  November  1903,  Washington  1903. 
Labor  conditions  in  New  Zealand  S.  1142 — 1281;  fernerhin  aufgeführt  als  Clark  I. 
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sagt,  daß  die  Verfassungen  der  amerikanischen  Staaten  solche  Durch- 
brechung der  bürgerlichen  Gesetze  nicht  zulassen.  Ein  Schiedsspruch, 
wie  er  in  Australien  ergeht,  beseitigt  oder  beschränkt  das  »Recht  des 
privaten  Vertrages.  < 

Es  ist  in  der  Tat,  wie  ein  australischer  Bundes-Richter  selbst  sagt, 
eine  Beschränkung  des  common  law;  es  greift  ein  in  die  Freiheit  der 
Person  hinsichtlich  Person  und  Sache. 

Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  die  sozialen  Gesetze  die  traditionelle 
Auffassung  des  Zivilrechtes  vom  Aibeitsvertrag  durchbrechen;  nicht 
aber  um  Unrecht  an  die  Stelle  von  Recht  zu  setzen,  sondern  um  der 
mangelhaften  Erfassung  dieses  Vertrages  von  den  Legislatoren  des 
bürgerlichen  Gesetzes  abzuhelfen.  Dem  großen  Fehler  der  Identifikation 
dieses  Vertrages  mit  denen  anderer  Verträge,  wie  sie  uns  in  den  be- 
stehenden Zivilrechten  begegnen,  hat  der  Sozialpolitiker  vorerst  unter- 
nommen Abhilfe  zu  schaffen,  bis  es  dem  Gelehrten  des  bürgerlichen 
Rechts  gelingt,  dem  Arbeitsvertrag  einen  neuen  individuellen  Rcchts- 
rahmen  zu  schaffen. 

Es  ist  wohl  kaum  überzeugender  dargetan  worden,  welch  unzu- 
rcchtfertigcnder  Anspruch  das  Begehren  der  Unternehmer  nach  Frei- 
heit des  Arbeitsvertrages  ist,  als  in  den  Reden  zweier  westaustrali- 
scher Justizminister  anläßlich  der  Einführung  der  Schiedsgerichts- 
gesetzgebung : 

James,  ein  Mitglied  des  liberalen  Ministeriums  Leake,  lenkt  den 
Blick  zurück  auf  die  gewerkschaftslose  Zeit:  »Ehe  der  Gewerkschafts- 
gedanke erwachte,  gab  es  keine  Streitigkeiten  über  Lohn  und  Arbeits- 
bedingungen. Es  konnte  kein  Streiten  geben,  da  der  Unternehmer 
die  ausschließliche  Gewalt  hatte  und  ganz  selbstverständlicher  Weise 
übte ; der  einzige  Weg , dieser  diktatorischen  Gewalt  ein  Gegen- 
gewicht von  einiger  Kraft  entgegenzusetzen,  war  die  Organisation  der 
Arbeitern 

Ist  darin  schon  die  Ungleichheit  der  Vertragsteile  hervorgehoben, 
so  geht  Pcnnfathcr,  der  dem  liberalen  Ministerium  Forrests  angehörte, 
in  der  Skizzierung  der  Natur  des  Arbeitsvertrages  und  des  Freedom 
of  contract  mit  dem  Unternehmertum  viel  schärfer  ins  Gericht4): 

»Es  besteht  in  der  Tat  keine  wirkliche  Freiheit  des  Vertrages 

Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor  No.  56.  January  1905,  Washington  1905. 
Labor  conditions  in  Australia  S.  9 — 243  ; fernerhin  nufgeftihrt  als  Clark  II. 

*)  Wie  wenig  das  Ministerium  Forrcst  als  sozialistisch  anzusehen  ist,  mag  man 
aus  der  Charakterisierung  dieses  Staatsoberhauptes  ersehen,  die  der  bekannte  Ar- 
beiterführer Möllmann  von  Neusiidwales  in  einem  vorzüglichen  Aufsatz  über  die 
Ministerien  des  Commonwealth  gab:  Forrest  machte  nie  Ansprüche,  ein  Demokrat 
zu  sein,  er  herrschte  immer  als  ein  benevolent  dictator.  Cf.  The  Rise  and  Fall 
of  the  Federal  Ministries  by  Holman  M.L.A.  in  The  Red  Funnel  Volume  I.  S.  256. 
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zwischen  den  Parteien,  weil  eine  Partei  in  der  Lage  ist,  zu  sagen : 
Wenn  du  meine  Bedingungen  nicht  annimmst,  dann  wirst  du  leiden, 
du  wirst  Hungers  sterben.  Es  besteht  also  kein  Vertrag  im  eigentlichen 
Sinn  des  Wortes.  Es  kann  nicht  Vertrag  genannt  werden,  wenn  eine 
Person  die  Rute  in  der  Hand  hat  und  die  andere  sich  der  Züchtigung 
unterwerfen  muß.  Die  Worte,  Freiheit  des  Vertrages,  sind  trügerisch 
in  der  Beschreibung  des  Verhältnisses  und  wertlos  in  dem  Versuche, 
daraus  Schlüsse  zu  ziehen.« 

Ein  Parlamentsmitglied  Illingworth  rief  dazwischen : Das  ist  ein  Löwe- 
und  Lammkontrakt  — und  wird  den  Kenner  des  römischen  Rechts  daran 
erinnern,  daß  die  römischen  Rechtsgelehrten  einen  contractus  leonis 
unter  besonderem  juristischen  Gesichtswinkel  betrachteten,  der  leider 
bis  heute  nicht  für  den  Arbeitsvertrag  generalisiert  worden  ist. 

Die  hohe  Billigkeit  der  Abänderung  der  >Vertragsfreiheit  nach 
bürgerlichem  Rechte«  ist  heute  so  sehr  erkannt  und  anerkannt,  daß 
jene  Victorianische  Kommission  an  den  Schluß  ihrer  kritischen  Unter- 
suchungen die  bedeutungsvollen  Worte  setzt: 

»Wir  erkennen,  daß  bei  den  heutigen  Verhältnissen  an  eine  Rück- 
kehr zu  den  alten  Bedingungen  der  Freiheit  des  Vertrages  auf  dem 
industriellen  Arbeitsgebiet  nicht  mehr  gedacht  werden  kann.« 

2)  Einschränkungen  der  Freiheit  des  Arbeits Vertrages. 

Die  auf  religiöser  Basis  aul'gebaute  Sitte  der  Sonntagsruhe,  die 
erfolgreiche  Einigkeit  der  Arbeiter  in  den  Gewerkschaften,  endlich  die 
Gewerbe-  und  Fabrikgesetzgebung  haben  die  Freiheit  der  Unternehmer 
in  ihren  Arbeitsforderungen  und  ihren  Lohngewährungen  bis  in  die 
neueste  Zeit  allein  beschränkt;  viele  Gebiete  blieben  übrig,  wo  der 
Herr  seine  Interessen  in  hergebrachtem  Egoismus  ausbeuten  konnte. 

Die  alte  Sitte  der  Sonntagsruhe  hatte  in  einer  Reihe  von  Gewerben, 
deren  Sonntagsbetrieb  durch  die  Notwendigkeit  der  Nahrungsversorgung 
oder  Verkehrsbefriedigung  sich  ergibt,  dem  Unternehmerwillen  offene 
Lücken  gelassen ; die  Gewerbe-  und  Fabrikgesetzgebung  kann  es  immer 
nur  mit  der  allgemeinen  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  in  Handel  und 
Industrie  zu  tun  haben,  besondere  Anordnungen  für  einzelne  Gewerbe 
müssen  immer  auf  ein  Minimum  beschränkt  bleiben.  Da  Gesetze  auch 
wenig  elastisch  sind,  so  sind  besonders  Lohnregelungen,  die  von  der 
Konjunktur  des  Arbeitsmarktes  abhängen,  und  ähnliche  in  den  Arbeits- 
vertrag einschneidende  Restimmungen  kaum  gesetzgeberisch  in  größe- 
rem Umfange  zu  verwirklichen. 

Es  bliebe  nun  freilich  die  freie  Aussprache  der  Unternehmer 
mit  den  Arbeitern,  von  der  aber  auch  wenig  zu  erwarten  ist. 
Der  Arbeitgeber  sucht  die  Lohnquote  nach  seinem  Gewinn  einzu- 
schränken, der  Arbeiter  glaubt  verlangen  zu  können,  daß  der  Gewinn 
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erst  nach  einer  Lohnquote,  die  geeignet  ist,  ein  entsprechendes  Leben 
für  den  verheirateten  Arbeiter  auszuwerfen,  zu  machen  sei. 

Die  Höhe  der  vom  L'nternehmer  beanspruchten  Risikoprämie  und 
Entlohnung  für  seine  intellektuelle  Tätigkeit  begegnet  Widerspruch 
oder  Verneinung  bei  den  Arbeitnehmern. 

Der  einzelne  Arbeiter  vermag  seinen  Lohn-  und  Arbeitszcit- 
ansprüchen  keine  Achtung  zu  verschaffen.  Das  zeigte  sich  besonders 
in  den  Industrien,  wo  ein  starkes  Arbeitsangebot  herrscht.  Um  diesem 
ohnmächtigen  individuellen  Arbeiter  zu  helfen,  sind  in  zwei  Staaten,  in 
Melbourne  und  Südaustralien,  vom  Staate  Institutionen  zur  Verfügung 
gestellt  worden , die  auf  den  Wunsch  einer  der  Arbeitsparteien  in 
Tätigkeit  gerufen  werden  können.  Diese  Lohnausschüsse  haben  die 
Befugnis,  über  Lohn  und  Arbeitszeit  zu  beraten  und  für  den  Unter- 
nehmer bindende  Verpflichtungen  aufzustellen. 

Während  diese  Lohnausschüsse  ihren  Ausgangspunkt  in  der  Be- 
kämpfung der  sogenannten  Schwitzindustrien  hatten  und  Arbeitern  zu- 
gute kommen,  ob  sie  organisiert  oder  nicht  organisiert  sind,  hat  die 
Einrichtung  der  Schiedsgerichte  von  der  Stützung  der  Gewerkschafts- 
idee ihren  Ausgang  genommen. 

Die  Macht  der  Gewerkschaften  zerschellte  in  den  großen  Streiken 
der  achtziger  und  neunziger  Jahre  an  dem  fest  zusammenstehenden 
verbündeten  Kapitalismus.  Den  Forderungen  der  Arbeiterverbände 
nachzugeben  schien  dem  Unternehmertum  wie  eine  Schande  und  sie 
ließen  es  aus  geringfügigem  Anlaß  zu  Arbeilskämpfen  kommen,  die  das 
wirtschaftliche  Leben  der  ganzen  Nation  erschütterten  und  Hunger  und 
Elend  in  die  Reihen  der  kämpfenden  Arbeitermassen  trug.  Es  war 
der  Verzweiflungsruf  der  Hoffnungslosigkeit,  durch  eigene  Kraft  etwas 
zu  erreichen,  als  die  Arbeiter  die  Idee  aufgriffen,  ihre  Forderungen 
einem  Tribunal  zu  unterbreiten,  und  wenn  die  Regierungen  dem  Folge 
gaben,  so  war  es  die  Erkenntnis,  daß  solche  Kämpfe  Wohlstand,  gleich- 
mäßige Entwicklung,  deren  koloniales  Neuland  so  sehr  bedarf,  und 
Kredit  ebenso  erschüttern  müßten,  als  sie  bittersten  Klassenhaß  und 
Sozialrevolutionäre  Bestrebungen  verhängnisvoll  säen  müßten. 

Gladstones  hohe  Wertschätzung  von  der  Gewerkschaft,  die  sich 
in  den  Worten  kristallisierte,  daß  die  Gewerkschaften  die  Bollwerke 
unserer  modernen  Demokratie  sind,  war  auch  die  Ueberzeugung  der 
australischen  Staatsmänner;  zudem  bedeuteten  die  Unionisten,  die  überall 
der  energischste  und  zielbewußtcste  Teil  der  Arbeiterschaft  sind,  auch 
für  die  Wahlurne  ein  gutes  Stück ; endlich  waren  es  die  organisierten 
Arbeiter,  die  der  Unternehmer  besonders  geschlossene  Gegnerschaft 
und  Verfolgung  zu  spüren  hatten.  — Alles  dies  veranlaßte  in  Süd- 
australien, Neuseeland,  Ncusüdwales  und  Westaustralien  Schiedsgerichts- 
höfe zu  schaffen,  vor  denen  die  Verbände  der  Arbeiter  ihre  Ansprüche 
richterlicher  Vcrbescheidung  unterbreiten  können. 
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Die  Entscheidungen  haben  bindende  Kraft  für  beide  Teile,  hier 
opfern  beide  Teile  ihre  Freiheit,  um  einer  von  Dritten  gefundenen 
Gerechtigkeit  zu  dienen.  Da  der  Arbeitsvertrag  unter  freier  Gestaltung 
immer  so  ungünstig  als  möglich  für  den  Arbeitnehmer  sich  formte,  und 
Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkte  in  vollem  Umfange 
vom  Unternehmer  ausgenützt  wird,  so  ist  es  nicht  zu  verwundern,  wenn 
diese  Entscheidungen  dem  Arbeitsvertrage  eine  Reihe  von  Einschrän- 
kungen brachte,  Arbeits-  und  Lohnbestimmungen  einfügte,  die  im  In- 
teresse von  Gesundheit,  ausreichender  Lebenshaltung  und  anderen 
Momenten  sich  wie  jedem  sozialpolitisch  fühlenden  Humanisten,  so 
auch  dem  unparteiischen  Richter  aufdrängten,  für  den  Unternehmer 
aber  ganz  andere  Vertragsverhältnisse  brachte,  als  er  selbst  sic  einzu- 
räumen sich  geneigt  zeigte. 

Lohnbehörden,  wie  Schiedsgerichte  bedeuten  eine  Regelung  der 
Vertragsverhältnisse,  losgelöst  vom  Willen  des  Einzelnen ; was  Gesetz 
nicht  vermag:  die  ins  Detail  gehende  Regelung  der  Arbeitsbedingungen 
einzelner  Industrien  und  Gewerbe,  ist  durch  jene  Institutionen  ermöglicht. 

I.  Schiedsgerichte. 

I.  Die  Grundzüge  der  Schiedsgerichtsgesetze  des 
Neuseeland,  Neusüd  Wales,  Westaustralien  und  des 
Commonwealth. 

Südaustralien  erhielt  unter  Kingston  das  erste  Schiedsgerichts- 
gesetz, doch  blieb  es  dort  ein  toter  Buchstabe  und  befruchtete  das 
Feld  dieser  gesetzgeberischen  Tätigkeit  nur  mit  seinen  Grundideen. 

Das  neuseeländische  Gesetz  über  Regelung  von  Arbeiterstreitig- 
keiten ist  das  Vorbild  für  die  Gesetzgebung  der  australischen  Staaten 
gewesen.  Neusüdwales  hat  einen  Richter  zum  Studium  nach  der  Insel- 
kolonie gesandt  und  Westaustralien  läßt  auf  Schritt  und  Tritt  der 
Verhandlungen  die  Angliederung  an  das  Vorbild  erkennen ; vielfach 
ist  sogar  der  Wortlaut  der  Gesetze  identisch.  Trotzdem  finden  sich  in 
allen  Gesetzen  ganz  einschneidende  Besonderheiten,  die  meist  stark  um- 
kämpfte Punkte  sind  und  unsere  Aufmerksamkeit  besonders  auf  sich 
ziehen  müssen, 

Alle  Gesetze  gipfeln  in  der  Festsetzung  einer  zwangsweisen  Schieds- 
sprechung,  die  jedoch  nur  Arbeiterverbänden  eröffnet,  nichtorganisierten, 
einzelnen  Arbeitern  durchaus  versagt  ist. 

Kingston  hat  in  seinem  Gesetzentwürfe  einen  Zwang  auf  alle 
Gewerkschaften  ausüben  wollen,  sich  dem  Schiedsgericht  zu  unter- 
stellen und  wollte  die  Bildung  von  Zwangsgewerkschaften,  d.  h.  Ver- 
bände, die  in  jedem  Gewerbe  in  seiner  Vertretung  eingerichtet  werden 
müssen,  herbeiführen,  um  das  Strcikübcl  überall  durch  die  Verhand- 
lungen berufener  Vertreter  beseitigen  zu  können. 

M* 
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Diese  an  die  mittelalterlichen  Handwerksverbände  erinnernde  Zwangs- 
gewerkschaft ist  bis  heute  nirgends  in  Australien  verwirklicht  worden, 
obwohl  von  ihr  die  gewerkschaftliche  Beherrschung  des  Arbeitsmarklcs 
abhängt.  Die  Belebung  der  alten  Idee  in  neuem  Rahmen  wird  sich 
immer  mehr  vordringlich  erweisen,  ist  ja  doch  ein  guter  Teil  von  ihr 
schon  dadurch  verwirklicht,  daß  vor  den  australischen  Vermittelungs- 
ausschüssen und  Schiedsgerichten  nur  der  Gewerkschaft  Gerichtsstand 
zuerkannt  ist;  die  Zwangsgewerkschaft  schließt  den  Prozeß  ab,  auf  dem 
wir  uns  halbwegs  befinden. 

Entgegen  dieser  weitschauenden  Idee  des  großen  südaustralischen 
Sozialpolitikers  haben  die  anderen  Gesetze  den  Gewerkschaften  sogar 
freigestellt,  sich  registrieren  zu  lassen  oder  nicht,  oder  ihre  Eintragung 
zurückzuziehen,  wozu  sie  jedoch  während  eines  anhängigen  Verfahrens 
nicht  befugt  sind.  (NS.  6)  Abschnitt  2,  Registration.) 

Die  Registrierung  eines  Verbandes  kann  nach  allen  Gesetzen  ver- 
sagt werden,  wo  für  das  gleiche  Gewerbe  bereits  ein  Verband  besteht. 
Die  Streichung  eines  Verbandes  aus  der  Eintragung  ist  überall  einge- 
räumt, wenn  der  Verband  irgend  welchen  Anordnungen  des  Gerichtes 
ungehorsam  ist;  das  Bundesgesetz  führt  als  besonderen  Grund  noch 
an,  wenn  der  Verband  den  Zutritt  zu  ihm  erschwert  oder  die  Mitglied- 
schaft mit  unbilligen  Bedingungen  belastet  oder  sonst  tyrannisch  oder 
bedrückend  verfährt.  (NS.  11;  NSW.  5;  WA.  10;  C.  60.) 

Die  Eintragung  gibt  den  Verbänden  das  Recht,  die  Entrichtung 
der  Reiträge  und  Abgaben  von  ihren  Mitgliedern  im  Notfälle  mit  Hilfe 
des  Gerichtes  beizutreiben.  In  Ncusüdwales  ist  das  Verfahren  vor  dem 
Schiedsgerichte  selbst,  anderwärts  vor  dem  gewöhnlichen  Gerichte  an- 
hängig zu  machen.  (NS.  15;  NSW.  6,  26;  WA.  14;  C.  68.) 

Der  Kreis  der  Arbeiter,  die  durch  Organisation  Gegenstand  der 
VVohltaten  des  Gesetzes  werden  können,  ist  in  allen  Gesetzen  beschränkt. 

Neuseeland  gibt  über  die  Angestellten  der  staatlichen  Eisenbahnen 
nur  eine  beschränkte  Schiedssprechung.  Diese  findet  ihre  Grenze  in 
dem  Gehaltsregulativ,  das  in  dem  Government  Railways  Department 
Classification  Act")  niedergelegt  ist.  Die  Anrufung  der  Versöhnungs- 
ausschüsse ist  diesen  Staatsbediensteten  untersagt.  Der  Grund  dieser 
Beschränkung  der  Wirkung  des  Gesetzes  ist  ein  staatsrechtlicher:  wo 
das  Parlament,  die  gesetzgebende  Körperschaft  des  Landes  gesprochen 
hat,  soll  kein  Gerichtshof  Abänderungsmacht  haben;  denn  in  der  Tat 
ist  das  Schiedsgericht  keine  entscheidunggebende,  rechtsprechende, 

*)  Abkürzungen : Gesetz  für  Neuseeland  NS.,  Neusiidwalcs  NSW.,  West- 
Australien  WA.,  den  Commonwealth  C. 

*)  Es  sind  darin  Minimal-  und  Maximalgehalt  der  einzelnen  Arbeitergruppen 
festgestellt,  ferner  ist  der  Anfangsgehalt  der  Lehrlinge  und  ihre  jährliche  Gehalts- 
zulage bestimmt. 
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sondern  rcchtschaffende  Institution  gleich  dem  Parlament.  (NS.  Ab- 
schnitt 6.)  Gleichlautend  damit  ist  das  Gesetz  Westaustralicns  (WA. 
Abschnitt  5),  wahrend  Neusüdwales  ausdrücklich  die  Staatsangestcllten 
den  in  privaten  Betrieben  Beschäftigten  glcichstcllt  (NSW.  2)  und  eben- 
so das  bundesstaatliche  Gesetz  (C.  4). 

Ncusüdwales  schließt  die  Dienstboten  von  dem  Gesetzesbereiche 
aus  (NSW.  2),  während  das  Commonwealth-Gesetz  keine  Anwendung 
auf  Landwirtschaft,  Wein-,  Garten-,  Obstbau  und  Milchwirtschaft  findet 
(C.  4). 

In  Neuseeland  und  Westaustralien  stehen  dem  Schiedsgerichte 
Versöhnungsausschüsse  zur  Seite,  die  in  jenem  Staate  sogar  bis  zum 
Jahre  1901  den  Durchgangsweg  zu  jenem  bildeten.  (NS.  36  ff.,  WA.  33  flf.» 

Für  die  Vcrsöhnungsausschüsse  sind  in  Neuseeland  und  West- 
australien besondere  Bezirke  gebildet,  auf  die  sich  ihre  Entscheidung 
allein  erstreckt.  (NS.  36.  WA.  33.) 

Die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Ausschüsse  wird  vom  Governor  be- 
stimmt, doch  darf  sie  in  Neuseeland  5,  in  Westaustralien  7 Köpfe  nicht 
ubersteigen.  Die  gerade  Zahl  wird  zu  gleichen  Teilen  von  den  Ver- 
bänden der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gewählt,  w'ährend  ein  un- 
gerader Dritter,  Fünfter  oder  Siebenter  von  diesen  als  Vorsitzender  be- 
rufen wird.  Wird  keine  Einigung  über  diese  Person  erreicht,  so  wird 
sie  vom  Governor  ernannt. 

Die  Dauer  der  Amtstätigkeit  der  Mitglieder  der  Ausschüsse  be- 
schränkt sich  auf  drei  Jahre. 

Die  Anrufung  der  Versöhnungsausschüsse  ist  heute  überall  eine  frei- 
willige, die  Parteien  können  mit  ihren  Angelegenheiten  nunmehr  in  Neu- 
seeland seit  dem  Ergänzungsgesetz  von  1901  unmittelbar  zum  Schiedsge- 
richt gehen,  wie  ihnen  das  im  westaustralischcn  Gesetz  von  Anfang  an 
cingeräumt  war.  Das  tote  südaustralische  Gesetz  hat  den  Versöhnungs- 
ausschuß  noch  als  die  notwendige  Vorinstanz.  (NS.  60.  WA.  69.) 

Die  Entscheidungen  der  Versöhnungsausschüsse,  Empfehlungen,  re- 
commandations  sind  endgültige,  sofern  nicht  innerhalb  eines  Monats 
die  Streitsache  dem  Schiedsgericht  vorgelegt  wird.  (NS.  59.  WA.  56.) 

Das  Schiedsgericht  hat  überall  einen  Richter  des  höchsten  Ge- 
richtshofes als  Vorsitzenden.  Das  höchste  Ansehen,  das  irgend  einem 
öffentlichen  Berufe  zukommt,  ist  in  der  Person  eines  Mitgliedes  des 
höchsten  Gerichtshofes  vereint;  so  finden  wir  schon  in  einem  Gesetz 
zur  Vermittlung  von  Arbeitsstreitigkeiten,  das  Neusüdwales  im  Jahre 
1867  erließ7),  einen  Richter  des  höchsten  Hofes  als  Schiedssprecher 
bestellt. 

Während  im  bundesstaatlichen  Schiedsgerichte  nur  der  Richter  ent- 
scheidet, stehen  ihm,  den  überall  der  Governor  beruft,  in  den  staatlichen 

7)  An  Acl  to  makc  Arbitration  more  effectunl. 
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zwei  Laien  zur  Seite,  die  auf  Vorschlag  der  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmerverbände  vom  Governor  ernannt  werden.  (C.  Teil  3 III  Ab- 
schnitt 1:  NS.  62  bis  73;  NSW.  16  bis  24;  WA.  58  bis  68.) 

Der  Richter  des  bundesstaatlichen  Schiedsgerichtes  wird  auf  7 Jahre 
ernannt,  während  die  Amtsdauer  der  Richter  der  anderen  Gerichte,  wie 
die  der  Laienmitglieder,  sich  mit  drei  Jahren  erschöpft ; als  Richter  des 
höchsten  Gerichtshofes  haben  sie  natürlich  das  Privilegium  der  Unab- 
setzbarkeit. * 

Alle  Personen,  die  im  Versöhnungsausschuß  oder  im  Schiedsgericht 
sitzen,  erhalten  Besoldung. 

Die  Parteien  können  entweder  selbst  vor  Gericht  erscheinen  (ein 
einzelner  Industrieller)®)  oder  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter  (Gewerk- 
schaftssekretäre, Sekretäre  der  Unternehmerverbände)  die  Schiedsstreit- 
sachc  führen ; Rechtsanwälte  (barrister  oder  solicitor)  sind  nur  in  Ncu- 
südwalcs  und  im  Commonwealth  unbedingt  zugelassen;  in  Neuseeland 
und  Westaustralien  bedarf  es  hiezu  der  Zustimmung  beider  Parteien. 

(NS.  79-  WA.  73  ) 

Das  Nichterscheinen  einer  richtig  geladenen  Partei  hat  keinen  Ein- 
fluß auf  das  Verfahren.  (C.  38 j ; NSW.  262;  NZ.  114;  WA.  103.) 

Das  Gericht  kann  auf  Antrag  der  Parteien  oder  aus  eigener  Initia- 
tive eine  Beweisaufnahme  jeglicher  Art  vornehmen  und  sie  durch  Eid 
bestärken. 

Die  Entscheidungen  tles  Gerichtshofes  sollen  nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen  erfolgen ; wie  er  in  der  Beweisaufnahme  nicht  an  die 
starren  Vorschriften  des  gewöhnlichen  Rechtsverfahrens  gebunden  ist, 
so  sollen  auch  in  seiner  Entscheidung  alle  Formalitäten  außer  acht 
bleiben. 

Das  neuseeländische  Gesetz  enthält  in  seiner  Sektion  96  die  aus- 
führlichste Feststellung  dessen,  die  sich  wortwörtlich  im  westaustralischen 
Gesetz  wiederholt  findet  (WA.  S.  87): 

»Das  Verfahren  des  Gerichtshofes  soll  wegen  Mangel  an  Form 
weder  angefochten,  noch  bei  einem  anderen  Gerichte  neu  aufgenommen 
werden  können.  Kein  Schiedsspruch,  Erlaß  oder  Verfahrenspunkt  des 
Schiedsgerichtshofes  unterliegt  der  Verwerfung,  Berufung,  Wiederauf- 
nahme, Nichtigkeit  oder  Bekräftigung  durch  irgend  einen  anderen  Ge- 
richtshof, aus  welchem  Grund  cs  nur  immer  sein  mag.« 

Viele  Gesetzgeber  glaubten  damit  jede  Anfechtung  der  Entschei- 
dungen der  Schiedsgerichte  für  ausgeschlossen  und  sogar  heute  noch 
verwundern  sich  Autoren,  wie  James  Drummond9),  wie  trotz  dieses 

8)  Der  einzige  Fall,  wo  Einzelpersonen  in  Schiedsgerichtsnngclegenheiten 
Gerichtsstand  haben,  ist  bei  den  Unternehmern  gegeben;  die  Arbeitnehmer  können 
nur  in  ihren  Verbänden  handeln. 

9)  James  Drummond : The  life  and  work  of  Richard  John  Scddon  S.  260. 
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Wortlautes  des  Gesetzes  Anfechtung  der  Schiedssprüche  erfolgen 
konnte  ,0). 

In  der  Tat  haben  diese  fraglichen  Sektionen  die  Ueberschrift 
Proceedings  not  to  be  impeached  for  want  o f form  (Verfahren  unan- 
fechtbar wegen  Formmängel) ; die 'Appellgerichte,  der  höchste  Gerichts- 
hof in  Neuseeland  wie  in  Westaustralien,  haben  aber  nach  den  allge- 
meinen englisch  - australischen  Rechtsanschauungen  sich  als  zuständig 
betrachtet,  wenn  eine  »Rechtsfrage«  (Ueberschreiten  der  Befugnisse  des 
Schiedsgerichtes)  zum  Gegenstand  der  Berufung  — Prohibition  — ge- 
macht wurde.  Und  ebenso  erfolgt  dies  in  Neusüdwalcs ") , obwohl 
das  Gesetz  selbst  keine  Silbe  über  ein  Rechtsmittel  enthält.  In  den 
australischen  Staaten  ist  gewöhnlichem  Streitverfahren  folgend  eine  Be- 
rufung vom  höchsten  Landesgericht  an  den  Bundesgerichtshof  gegeben, 
so  daß  dem  Bewußtsein  der  gesetzgebenden  Volksvertreter  fern,  heute 
ein  dreiinstanzieller  Rechtsweg  sich  eröffnet,  wobei  unter  dem  Deck- 
mantel der  »Rechtsfrage«  auch  wichtige  materielle  Entscheidungen  des 
Schiedsgerichtes  in  ihrem  Bestände  erschüttert  werden  können. 

Die  Tätigkeit  der  Versöhnungsausschüsse  wie  der  Schiedsgerichte 
ist  der  Regelung  von  Arbeiterstreitigkeiten  gewidmet.  Streike  und  Aus- 
sperrungen sollen  hinfort  ein  strafbares  Vergehen  sein. 

Das  neuseeländische  Gesetz  hat  dieses  Verbot  in  sehr  eingeschränk- 
ter Form.  Das  Gesetz  enthält  nichts,  was  Arbeiter,  die  keinem  Ver- 
bände angehören,  am  Streiken  verhindert,  auch  Mitglieder  von  Gewerk- 
schaften, die  nicht  im  Register  des  Gerichtshofes  eingetragen  sind  oder 
ihre  Eintragung  zurückgezogen  haben,  dürfen  ungehindert  streiken,  die 
gleiche  Freiheit  besteht  für  Aussperrungen.  Erst  wenn  die  Streitsache 
anhängig  gemacht  wird,  ist  Streik  oder  Aussperrung  verboten  und 
strafbar13).  (NS.  107.  101.  103.)  .Die  Strafe  ist  50  £,  das  Strafver- 
fahren ist  beim  Schiedsgericht  selbst  anhängig.  (NS.  107.  103.) 

In  Neusüdwales  betrachteten  die  Gesetzgeber  diese  Erlaubtheit  des 
alten  Streitregelungsmittels  als  zu  weitgehend  und  stellten  ihr  Verbot 
schlechthin  auf.  Dadurch,  daß  dem  Registrar  ein  Vorgeben  ex  officio 
eingeräumt  ist,  sollte  die  strikte  Durchführung  des  Verbotes  gesichert 
sein.  Das  gleiche  hat  Wcstaustralien  befolgt.  Während  Neusüdwales 
ein  Vergehen  (misdemeanour),  das  bis  zu  1000  £ oder  Gefängnis  bis 
2 Monaten  bedroht  ist,  aus  der  Gesetzesverletzung  macht  und  die  Straf- 
sache damit  vor  dem  Geschworenengericht  anhängig  sein  läßt,  begnügt 

,0)  Although  the  Act  specially  provides  thal  nonc  of  its  awards  shaii  be  appea- 
led  against  or  reviewed  on  any  account  whatever,  a firm  applied  to  the  Supreme 
Court.  James  Drummond  S.  260. 

")  Vgl-  Jahrbuch  von  Neuiüduales  1904/5,  Industrial  Arbitration  by  Addison 
S.  783. 

**)  S.  Viktorianische  Kommission  S.  18. 
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sich  Westaustralien,  es  als  Uebertrctung  (oflfence)  nur  einer  Geldstrafe 
bis  zu  50  £ zu  unterstellen.  Das  Bundesstaatsgesetz  verbietet  Streiks 
und  Aussperrungen  ebenfalls  schlechthin  und  legt  eine  Strafe  bis  zu 
1000  £ auf. 

In  allen  Fällen  bedarf  das  Strafifinschreiten  vor  den  gewöhnlichen 
Strafrechtsbehörden  der  Ermächtigung  des  .Schiedsgerichtshofes.  (NSW. 
34.  2g.  WA.  9g.  C.  6.) 

Ist  eine  Vorbescheidung  der  Streitsache  ergangen,  sei  es,  daß  eine 
Einigung  (agreement)  zustande  kam , die  vom  Registrar  eingetragen 
wurde,  daß  die  Entscheidung  des  Versöhnungsausschusses  unanfechtbar 
wurde  oder  das  Schiedsgericht  seinen  Spruch  (award)  erlassen  hat  — 
diese  drei  Vorbescheidungen  stehen  einander  an  Rechtskraft  gleich  — 
so  ist  Streik  oder  Aussperrung  als  Verletzung  dieser  in  gleicher  Weise, 
wie  oben  angeführt,  strafbar. 

Auch  in  der  materiellen  Entscheidungsbefugnis  finden  sich  große 
Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Gesetzen : 

Gemeinschaftlich  aufgenommen  findet  sich  in  den  Gesetzen  die  Re- 
gelung der  Löhne  und  Vergütungen  der  gewerblichen  Arbeiter,  weiterhin 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Zeitlohn  oder  Stücklohn ; Arbeitsstunden, 
Geschlecht,  Alter,  Befähigung,  Verhältnisse  und  Bedingungen  allgemeiner 
Natur  der  Beschäftigung,  die  Beschäftigung  von  Kindern  oder  jungen 
Personen  können  von  den  Gerichtshöfen  zum  Gegenstand  ihrer  Ent- 
scheidungen gemacht  werden. 

Besonders  hervorgehoben  ist  in  allen  Gesetzen  die  Festlegung  eines 
Mindcstlohnes  und  die  Aufstellung  eines  Lohnes  oder  einer  Vergütung 
für  solche,  die  nicht  fähig  sind,  den  Mindestlohn  zu  verdienen.  (NS. 
S.  2.  NSW.  S.  2.  WA.  S.  2.  C.  S.  4 ; NS.  S.  98,  NSW.  S.  36,  WA.  89. 
C.  40.I 

Die  Einräumung  der  Vorzugsstellung  für  Mitglieder  der  Arbeiter- 
verbändc  bei  der  Beschäftigung  und  Anstellung  ist  nur  im  westaustra- 
lischen Gesetze  nicht  erfolgt.  In  Neuseeland  und  im  Commonwealth 
ist  ihr  die  Vorzugsstellung  der  Mitglieder  der  Unternehmerverbände  in 
ihrem  Anspruch  auf  Arbeitsdienste  zur  Seite  gestellt.  Das  Bundesgesetz 
hat  zudem  die  Klausel,  daß  die  Mehrzahl  der  durch  den  Schiedsspruch 
berührten  Personen  dem  zu  begünstigenden  Verbände  angehören  müsse. 
Außerdem  ist  die  Einräumung  einer  Vorzugsstellung  untersagt,  wo  die 
Mittel  der  Verbände  politischen  Zwecken  dienen  oder  die  Mitglieder 
politische  Verbindlichkeiten  haben.  (NS.  2.  NSW.  36.  C.  40.  55.) 

Im  neuseeländischen  und  westaustralischen  Gesetz  ist  es  untersagt, 
irgend  ein  Lebensalter  für  den  Anfang  oder  das  Ende  der  Lehrlingszeit 
aufzustellen.  (NS.  90.  WA.  84-) 

Die  vom  Schiedsgerichte  erlassenen  Entscheidungen  können  in 
Neuseeland  und  Westaustralien  eine  bis  zu  3 Jahren,  im  Commonwealth 
eine  bis  zu  5 Jahren  währende  Gültigkeit  haben.  Neusüdwales  hat 
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keine  Zeitbestimmung  im  Gesetz. 

Eine  Uebcreinkunft  (agreemcnt)  kann  in  Wcstaustralien,  Neuseeland 
und  im  Commonwealth  auf  3 Jahre  Gültigkeit  erhalten,  Neusüdwales 
überläßt  die  Zeitbestimmung  den  Parteien.  Die  Entscheidungen  der 
Versöhnungsausschüsse  sind  Uebereinkünften  gleichgestellt. 

Nach  dem  Ablauf  dieser  Zeiten  bleiben  diese  Entscheidungen  und 
Uebcreinkünfte  bei  bestand,  bis  von  den  Parteien  einmonatliche  Auf- 
kündigung erfolgt.  (C.  28.  75.  NSW.  14.  WA.  23.  84.  55.  NS.  90.  25.  59.) 

Schiedssprüche  können  während  ihrer  Dauer  vom  Gerichte  abge- 
ändert werden.  Das  Bundesstaatsgesetz  macht  dies  ausdrücklich  vom 
Antrag  der  Parteien  abhängig.  (NSW.  26.0;  C.  38.0,  39;  NS.  92  ; WA.  85-) 

Das  Wirkungsgebiet  der  agreements  ist  auf  die  Parteien,  die  es  ab- 
schlossen, beschränkt ; doch  erlaubt  das  Gesetz  von  Ncusüdwales  und 
des  Commonwealth,  daß  sein  Inhalt  auf  andere  Gebiete  und  beim  Ueber- 
einkommen  nicht  Beteiligte  ausgedehnt  wird  und  für  diese  gleich  bin- 
dend als  gemeine  Regel  — common  rule  — gilt.  (NSW.  37.  C.  38  f.) 

Die  Entscheidungen  der  Versöhnungsausschüsse  stehen  in  Neusee- 
land und  Westaustralien  Uebereinkünften  gleich  und  sind  damit  auf  die 
Parteien,  die  sich  dazu  verstanden,  beschränkt.  (NS.  58,  WA.  55.) 

Die  Schiedssprüche  der  Gerichtshöfe  von  Neusüdwales  und  des 
Commonwealth  gelten  nur  für  die  streitenden  Parteien,  doch  können 
sie  durch  ihre  Erhebung  zur  gemeinen  Regel  (common  rule)  jede  vom 
Gericht  beliebte  Ausdehnung  auf  das  diesbezügliche  Industriegebiet  des 
ganzen  Staates  finden.  Den  durch  die  Ausdehnung  berührten  Personen 
steht  ein  Beschwerderecht  zu.  (C.  38  f. ; NSW.  37. 1 

Der  neuseeländische  Schiedsspruch  bindet  ohne  weiteres  die  ganze 
Industrie  des  Industrie -Bezirkes,  in  dem  die  Streitsache  zum  Aus- 
trage kam. 

Doch  kann  der  Gerichtshof  die  Gültigkeit  ausdrücklich  auf  eine 
Stadt  (city),  Landstadt  (town)  oder  irgend  beliebigen  Teil  eines  indu- 
striellen Bezirkes  beschränken,  anderseits  auf  die  ganze  Kolonie  er- 
strecken. Wie  die  awards  jederzeit  ausgedehnt  werden  können,  so  ist 
auch  für  ihre  Einschränkung  dem  Gerichtshöfe  Macht  gegeben.  Das  west- 
australische  Gesetz  folgt  hierin  völlig  seinem  Vorbilde.  (NS.  90.  WA.  84.) 

Der  Schiedsspruch  bindet  überall  jeden  Arbeiter,  der  bei  einem 
durch  den  Schiedsspruch  gebundenen  Unternehmer  Arbeit  nimmt,  mag 
er  selbst  Mitglied  einer  Gewerkschaft  sein  oder  nicht,  was  zwei  Gesetze 
besonders  hervorzuheben  für  notwendig  fanden.  (NS.  92 ; WA.  84-) 

Jede  Verletzung  dieser  materiellen  Verbescheidungen,  der  awards 
wie  agreements,  ziehen  ein  Strafverfahren  vor  dem  Schiedsgericht  nach 
sich.  In  Neuseeland  wachen  die  Fabrik-  und  Berginspektoren  über  ihre 
Beachtung  und  beantragen  die  Bestrafung  der  Uebertreter;  in  den  an- 
deren Rechtsgebieten  liegt  dies  völlig  in  den  Händen  der  Parteien. 
(NS.  100.) 
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Die  große  Verschiedenheit  aller  dieser  Verbescheidungen  nach 
diesen  Gesetzen  von  denen  der  Schiedsämter  europäischer  Staaten  be- 
steht darin,  daß  sie  öffentlich  rechtliche  Bindung  haben.  Die  Parteien 
schaffen  durch  ihre  »Uebereinkunft«,  der  Versöhnungsausschuß  durch 
seine  von  den  Parteien  angenommene  »Empfehlung«,  das  Schiedsgericht 
durch  seinen  »Spruch«  Recht,  das  dem  Gesetzesbuchstaben  gleicht.  Es 
sind  nicht  zivilrechtliche  Verfehlungen,  als  das  sich  ihre  Verletzungen 
darstellen,  sondern  das  öffentliche  Recht  heftet  sich  an  die  Fersen  der 
Verbescheidungen,  bringt  das  Strafrecht  in  Bewegung  und  bedient  sich 
der  Mittel  der  staatlichen  Polizei-  und  Verwaltungsorgane,  um  ihre  Be- 
achtung durchzusetzen. 

2.  Die  Durchführung  der  Gesetzgebung. 

A.  Rechtsgebiet  und  Verfahren. 

Die  Verfasser  der  Gesetze  hatten  ihnen  eine  andere  Aufgabe  zu- 
gedacht, als  der,  welcher  sie  sich  tatsächlich  widmeten. 

Die  großen  Arbeitsstreitigkeiten  der  neunziger  Jahre  ließen  ein  Ein- 
greifen in  solche  durch  Versöhnungsausschüsse  und  Schiedsgerichte 
geboten  erscheinen  und  diesem  Zwecke  sollten  diese  von  den  Gesetzen 
ins  Leben  gerufenen  Gerichte  dienen.  In  der  Folge  aber  sind  sic  zu 
einem  Mittel  der  Regulierung  der  Verhältnisse  in  Gewerbe  und  Handel 
geworden. 

Wohl  hat  sich  große  Gegnerschaft  gegen  diese  Ausgestaltung  erhoben, 
die  Unternehmer  und  viele  Politiker  billigen  sie  nicht  und  Mac  Gregor, 
ein  Rechtsanwalt  von  Dunedin,  der  einst  selbst  zur  Entstehung  des  Ge- 
setzes als  Mitglied  des  Oberhauses  half,  behauptet  in  seiner  Flugschrift, 
Industrial  Arbitration  in  New  Zealand  is  it  a success?'3),  daß  das  Parla- 
ment von  1894  nie  daran  gedacht  hatte,  in  das  Gesetz  solche  Funktionen 
niederzulegen,  die  sich  als  nichts  anderes  als  die  Ordnung  aller  Einzel- 
heiten von  Handel  und  Industrie  durch  die  Erlasse  eines  gesetzmäßigen 
Gerichts  darstellen. 

Der  höchste  Gerichtshof  von  Neuseeland  bestätigt  die  Metamor- 
phose, als  von  Seite  der  Unternehmer  der  Unterschied  von  Absicht 
des  Gesetzes  und  tatsächlicher  Durchführung  zum  Gegenstand  einer 
Rechtsbeschwerde  gemacht  wurde: 

»Der  Beschwerdeführer  hat  angenommen,  daß  die  Gesetzgebung 
nicht  beabsichtigte,  den  Arbitrations  Court  mit  der  Rechtsbefugnis  zu 
bekleiden,  industrielle  Arbeitsbedingungen  schlechthin  zu  regeln,  sondern 
es  müßten  dem  wirkliche  ernstliche  Feindseligkeiten  zwischen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  in  jedem  einzelnen  Fall  vorausgehen.  Wenn 
diese  Ansicht  richtig  ist,  dann  hat  seit  vielen  Jahren  das  Schiedsgericht 

,s)  Industrial  Arbitration  in  New  Zealand  is  it  a succcss?  by  J.  Mac  Gregor 
M.  B.  barrister-at-law.  Dunedin  1901. 
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eine  Rechtsprechung  geübt , die  aus  dem  Rahmen  seiner  Befugnis 
hinausfallt,  denn  bei  vielen  Anrufungen  des  Gerichtshofes  waren  die 
Verhältnisse  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  weit  davon  entfernt, 
von  dem  was  man  einen  industriellen  Streit  zu  nennen  berechtigt  ist. 
Obwohl  die  ursprüngliche  Absicht  des  Versöhnungs-  und  Schiedsgerichts- 
gesetzes war,  einige  Mittel  zu  geben,  den  Streiken  und  den  aus  ihnen 
folgenden  Uebcln  vorzubeugen,  so  hat  sich  doch  die  Rechtsprechung 
des  Gerichtshofes,  wie  sie  in  all  den  Jahren  erfolgte,  hievon  sehr  weit 
entfernt.  Die  Gesetzgebung  hat  tatsächlich  Mittel  vorgesehen,  durch 
die  jede  Uneinigkeit  zwischen  den  zuständigen  Parteien,  die  sich  auf 
Arbeitsbedingungen  in  irgend  einer  Industrie  bezieht,  genau  festgestellt 
und  geregelt  wird : erst  auf  dem  Wege  der  Versöhnung  vor  den  Ver- 
söhnungsausschüssen und,  falls  man  hiebei  zu  keinem  Erfolg  gelangte, 
auf  dem  Wege  zwangsweiser  Schiedssprechung  durch  den  Schiedsge- 
richtshof. Die  einzige  Bedingung,  die  dem  Beschreiten  dieser  prozessualen 
Wege  voranzugehen  hat,  ist  das  Vorhandensein  eines  Streites  (»dispute«) 
und  dieser  Begriff,  wie  er  im  Gesetz  gebraucht  ist,  hat  eine  viel  weit 
greifenderc  Bedeutung,  als  vom  Beschwerdeführer  anerkannt  ist,  er  ist 
nämlich  nicht  auf  einen  Streit  beschränkt,  dessen  Natur  ein  wirklich 
ausgebrochener  oder  dem  Ausbruch  nahestehender  Lohnkampf  ist. 
Um  die  Rechtsprechung,  wie  sie  im  Gesetze  enthalten  ist,  in  Bewegung 
zu  setzen,  ist  cs  nur  notwendig,  daß  Uneinigkeit  hinsichtlich  Arbeits- 
bedingungen zwischen  einer  Gewerkschaft,  einem  Arbeiterverband  oder 
sonstiger  eingetragener  Arbeitervereinigung,  durch  die  Arbeiter  allein 
ihre  Vorschläge  geltend  machen  können,  und  den  Arbeitgebern  besteht. 
Es  ist  nicht  notwendig,  daß  diese  Uneinigkeit  sich  zu  einem  akuten 
Stadium  entwickelt  hat  . . . Es  bestand  eine  Forderung  auf  Seite  der 
Gewerkschaft  um  höhere  Entlohnung  und  günstigere  Arbeitsbedingungen, 
als  sie  derzeit  bestehen;  diese  ging  zurück  auf  Veranlassung  von  Mit- 
gliedern der  Gewerkschaft,  die  in  dem  Unternehmen  der  Streitpartei 
beschäftigt  sind ; der  Gesellschaft  war  die  Forderung  übermittelt  worden 
und  sie  hat  erklärt,  daß  sie  den  Vorschlägen  nicht  zuzustimmen  vermag. 
Es  ergibt  sich  ganz  klar,  daß  eine  Streitigkeit  oder  Uneinigkeit  zwischen 
dem  Verband  der  Arbeiterschaft  und  den  Unternehmern  hinsichtlich 
der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  bestand,  mag  auch  vielleicht  kein 
Anzeichen  Vorgelegen  haben,  daß  dieser  Streit,  falls  er  nicht  beigelcgt 
werden  würde,  in  einen  Streik  ausgeartet  wäre.  Nach  den  angeführten 
Umständen  liegt  ohne  Zweifel  ein  industrieller  Streit  (an  industrial 
dispute)  im  Sinne  des  Gesetzes  vor ,4). 

Während  in  Neuseeland,  Westaustralien  und  dem  Commonwealth 

■*)  Cf.  Journal  of  the  Department  of  Labour  No.  163  Vol.  XIV.  Welling- 
ton, New-Zealand  1906.  p.  838.  Important  Decision  by  Supremc  Court  (Mr.  Justice 
Cooper.)  Otago  Coal  Miners. 
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diese  Praxis  die  Tätigkeit  von  Schiedsgericht  oder  Versöhnungsaus- 
schüssen als  »Lohn-  und  Arbeitsregulierungsorgane«,  wo  Unternehmer  und 
Arbeiter  hierin  verschiedener  Meinung  sind,  festgesetzt  hat,  wurde  in 
Neusüdwales  die  Anrufung  des  Gerichtshofes  von  den  oberen  Rechts- 
instanzen erheblich  erschwert  und  dem  ursprünglichen  Zweck  des  Ge- 
setzes mehr  zu  nähern  gesucht. 

Es  besteht  hier  heute  die  Uebung,  einem  industriellen  Streit  nur 
dann  Folge  zu  geben: 

wenn  eine  Uneinigkeit  sich  tatsächlich  (actual)  zwischen  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  in  Arbeitsangelcgenheiten  erhoben  hat15), 

wenn  der  Verband  in  solcher  Beziehung  zu  den  Arbeitern,  die 
die  Streitigkeit  mit  ihrem  Unternehmer  haben,  steht,  daß  er  ein  ge- 
setzliches Interesse  an  dem  Streit  hat,  d.  h.  die  eigenen  Mitglieder 
müssen  in  die  Angelegenheit  verwickelt  sein. 

Diese  letzte  Bedingung  ist  in  New  Zealand  durch  Gesetz  ausdrücklich 
ausgeschaltet,  indem  Sektion  105  erklärt,  daß  die  Rechtssprechung 
nicht  durch  die  Tatsache  berührt  ist,  daß  kein  Mitglied  eines  Verbandes 
in  die  Streitigkeit  verwickelt  ist. 

Endlich  hat  der  Commonwealth  Richter  Sir  Samuel  Griffith  die 
Rechtssprechungsbefugnis  des  Schiedsgerichts  verneint,  wo  die  Bezie- 
hungen zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  sich  nach  Anhängig- 
machung  der  Streitsache  gelöst  haben.  Damit  ist  das  Bestehen 
und  Fortdauern  eines  Streites  als  Bedingung  gemacht,  wodurch  die 
reine  Funktion  als  Industrieregulicrungsinstitut  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung erfuhr. 

Zwei  Rechtsanwälte  mit  einer  langjährigen  Erfahrung  vor  dem 
Schiedsgericht,  der  Führer  der  Arbeiterpartei  W.  A.  Holman  und  J.  A. 
Browne  haben  in  einer  überaus  scharfsinnigen  juristischen  Flugschrift 
gegen  diese  Entscheidung  des  Bundesrichters  sich  gewandt  und  erklärten, 
daß  diese  Rechtsauslegung  die  Rechtssprechung  des  Gerichtshofes  der 
Befugnisse  beraubt,  die  tatsächlich  aus  dem  logischen  Wortlaut  des  Ge- 
setzes sich  notwendiger  Weise  ergeben15). 

,5)  Der  Appcllrichter  des  Bundesgerichtes  setzte  die  Grundlinie  seiner  Rechts- 
sprechung mit  folgenden  Worten  klar : 

Die  Absicht  des  Gesetzes  ist,  ein  neues  Tribunal,  genannt  , Court  of  Arbitra- 
tion4,  für  das  Hören  und  Entscheiden  industrieller  Streitigkeiten  und  damit  zu- 
sammenhängender Objekte  zu  schaffen.  Es  beabsichtigt  nicht  einen  Handelsaus- 
schuß (Board  of  Trade)  oder  eine  gemeindliche  Behörde  mit  der  Befugnis,  Zusatz- 
gesetze (by-Iaws)  zu  bereits  gesetzlich  geregelten  Gewerben  zu  machen,  sondern 
einen  Court  of  Arbitration,  der  es  mit  diesen  industriellen  Streitigkeiten  als  solchen 
zu  tun  hat,  zu  schaffen. 

Masters  Retailcrs  Association  of  New  South  Wales  gegen  The  Shop  assistants' 
Union  and  others.  2.  C.  L.  R.  S.  94. 

Für  den  Fall  der  Endigung  einer  Streitsache  durch  Ausscheiden  der  Ar- 
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Der  Appellrichtcr  des  Bundesgerichtes,  Griffith,  schreibt  in  seinem 
Urteil:  »Hier  sind  Unternehmer  und  Arbeiter  in  völliger  Freundschaft, 
Seite  an  Seite  und  eine  Gewerkschaft  außerhalb  der  beteiligten  Ange- 
stellten ist  unzufrieden  mit  diesem  Frieden  und  wünscht  einen  Streit, 
ihr  Bestreben  ist  nicht  einen  wirklich  ausgebrochenen  aktuellen  Streik 
zu  schlichten,  sondern  ihn  erst  ins  Leben  zu  rufen  und  dann  zu 
schlichten.« 

Jene  meinen  indessen,  daß  das  Parlament  von  Neusüdwales  das 
Schiedsgericht  zu  einem  praktischen  Schiedsrichter  machen  wollte,  der 
die  Macht  habe,  billige  Arbeitsbedingungen  in  jeder  Industrie  im  Staate 
herzustellen.  Es  mag  das  wirklich  die  Absicht  der  Mitglieder  der 
Arbeiterpartei  gewesen  sein,  die  Parlamentsverhandlungen  von  Neusüd- 
wales lassen  aber  auch  nur  darauf  schließen,  daß  es  dem  Gesetzent- 
werfer Wise  und  der  Majorität  um  Beseitigung  der  Streiks  zu  tun  war. 

Aus  dem  gleichen  Gedankengange  heraus,  der  das  Schiedsgericht 
auf  wirkliche  Streitigkeiten  beschränken  will,  hat  der  gleiche  Bundes- 
richter eine  Entscheidung  des  Gerichtes,  die  die  Punkte  einer  Einigung 
— Agreement  — durch  gemeine  Regel  — Common  Rule  — auszu- 
dehnen suchte,  angefochten,  obwohl  das  Schiedsgericht,  sowie  das  erste 
Instanzgericht  in  seiner  Entscheidung  den  Wortlaut  der  Sektionen  15 
26  und  37  (siehe  oben)  für  sich  hatten17). 

Bedauerlicherweise  ist  damit  eines  der  Mittel,  die  das  Gesetz  für 
die  freundschaftliche  Regelung  von  Arbeitsverhältnissen  gibt,  ihrer  Be- 
deutung beraubt  worden. 

In  Westaustralien,  das  die  Common  rule  nicht  kennt,  ist  entschieden 
worden,  daß  die  Umgestaltung  eines  agreement  in  ein  atvard  ohne  weiteres, 
also  ohne  erneute  Zeugenvernehmung  und  Sachverhandlung,  unmöglich 
ist,  so  daß  also  die  Ausdehnung  und  Aenderung  eines  agreement  auf 
dem  Wege  eines  Schiedsspruches  unstatthaft  ist.  Daneben  können 
bei  dieser  Umwandlung  Bestimmungen  nicht  in  den  Schiedsspruch 
übergehen,  die  diesem  selbst  versagt  sind,  wie  z.  B.  die  Vorzugsein- 
räumung an  Verbandsmitglieder. 

Diese  Entscheidung  hat  die  Eingehung  von  Uebereinkünften  in 
Westaustralien  beeinträchtigt,  da  sie  den  Parteien  als  eine  zu  schwer- 
fällige Abmachung  erscheint,  mit  der  man  sich  selbst  beschwert, 

beiter  aus  dem  streitigen  Dienstverhältnisse  bestellt  nach  Holman-Broivne  für  die 
entlassenen  Arbeiter  doch  nach  wie  vor  ein  Interesse  daran,  wie  die  Arbeit  in  der 
Industrie  geregelt  werden  soll.  — Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  seien  ja  doch 
nicht  auf  ein  einzelnes  Werk  beschränkt.  — Vgl.  The  interprelalion  of  the  indu- 
strial Arbitration  Act.  W.  A.  Holman  und  J.  A.  Browne,  20.  Januar  1906. 

,T)  Die  unzweifelhafte  Unrichtigkeit  dieser  Entscheidung,  die  einmal  erlassen, 
die  Praxis  des  Schiedsgerichtes  nach  sich  ziehen  muß,  konnte  von  Holman  und 
Browne  schlagend  bewiesen  werden. 
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ohne  irgend  eine  Möglichkeit  zu  haben,  die  ganze  Industrie  unter  die 
gleichen  Bedingungen  zu  bringen. 

Freiwillige  Einigungen  sind  damit  in  manchen  Rechtsgebieten  fast 
verschwunden,  obwohl  sie  als  die  beste  Regelung  von  den  Gesetzgebern 
gedacht  waren. 

Bei  der  durch  die  Gerichtspraxis  erfolgten  Eröffnung  der  Ver- 
söhnungsausschüsse und  Gerichtshöfe,  wo  immer  die  Parteien  in  eine 
Uneinigkeit  geraten  waren,  wäre  es  sehr  wünschenswert  gewesen,  wenn 
die  Versöhnungsausschüsse  dem  Schiedsgericht  geholfen  hätten 
die  unerwartete  Last  der  Schlichtungsfähigkeit  zu  tragen.  Tatsächlich 
aber  ist  ihre  Tätigkeit,  nachdem  sie  nun  auch  in  Neuseeland  ihren 
erstinstanziellen  Charakter  verlor,  völlig  in  Verfall  geraten. 

Bei  den  Beratungen  in  der  Volksvertretung  äußerte  Reevcs,  der 
Schöpfer  des  neuseeländischen  Gesetzes:  Ich  glaube  nicht,  daß  das 
Schiedsgericht  sehr  oft  angcrufen  wird;  es  werden  wohl  99  von  100 
Arbeitsstreitigkeiten  von  den  Versöhnungsausschüssen  geschlichtet  wer- 
den ; sie  bedürfen  aber  der  Schiedsgerichte  als  Rückgrat,  sonst  werden 
sie  nicht  geachtet  und  bleiben  tatsächlich  nutzlos. 

Im  Jahre  1901  hatte  er  in  seinem  Buche  The  Long  White  Cloud18) 
S.  307  zu  schreiben : Die  Entscheidungen  der  örtlichen  Versöhnungs- 
ausschüsse werden  in  der  Regel  nicht  angenommen.  Von  109  Fällen,  mit 
denen  sie  sich  bis  zum  30.  Juni  1900  beschäftigten,  sind  93  an  das 
Schiedsgericht  gelangt. 

Waren  vor  das  Schiedsgericht  in  anderen  Staaten  Dinge  unerheb- 
licher Natur,  kleine  Uneinigkeiten  gebracht  worden,  so  wurde  unwider- 
sprochen für  die  neuseeländischen  Versöhnungsausschüsse  der  Vorwurf 
erhoben,  daß  Verbandsvorstände  Fälle  »fabrizierten«  und  die  Ausschuß- 
verhandlungen in  die  Länge  zogen,  um  die  hohen  Taggclder  sich  zu 
verschaffen,,J).  Diese  künstlichen  Arbeiterstreitigkeiten  beschäftigten  dann 
natürlich  einmal  erhoben  und  von  den  Parteileidenschaften  vertieft,  auch 
das  letztinstanzielle  Schiedsgericht. 

Der  Kommissar  von  Neusüdwalcs,  Richter  Backhouse,  hob  in  seinem 
Bericht  noch  hervor,  daß  der  mangelnde  Erfolg  auch  mit  der  Person 
des  Vorsitzenden  zusammenhängt,  die  oft  nicht  die  nötige  Ruhe,  noch 
die  geeignete  Bildung  zur  Leitung  solcher  Verhandlungen  haben,  endlich 
daß  das  Verfahren  zu  sehr  richterliche  Formen  hat,  statt  ein  zwang- 
loses Sich-Aussprechen  zu  sein™). 

Seitdem  der  direkte  Weg  an  das  Schiedsgericht  eröffnet  ist,  werden 

'*)  The  Long  Wliite  Cloud.  London. 

'*)  Report  of  Royal  Commission  of  inquiry  into  the  Working  of  Compulsory 
Conciliation  and  Arbitration  Laws.  Sydney  1901,  S.  13;  in  Zukunft  zitiert  als 
Bericht  von  Neusüdwales ; Bericht  von  Victoria  S.  15. 

*°)  Bericht  von  Ncusüdwales  S.  12. 
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die  Versöhnungsausschüsse  wenig  mehr  benützt,  da  die  Unternehmer 
ihre  Stellung  vor  jenem  nicht  schwächen  wollen,  indem  sie  ihre  Ver- 
teidigung bereits  vorher  enthüllen,  wozu  sie  bis  dahin  zum  Nachteil 
ihrer  Stellung  gezwungen  waren.  Von  232  Fällen,  die  von  1902  mit 
1906  in  Neuseeland  eingebracht  wurden,  gingen  210  direkt  an  das 
Schiedsgericht,  nur  22  beschäftigten  die  Vcrsöhnungsausschüsse  und 
von  diesen  16  nachfolgend  das  Schiedsgericht21). 

In  Westaustralien  ergab  sich  ebenfalls  eine  recht  geringe  Wert- 
schätzung der  Versöhnungsausschüsse.  Der  offizielle  Bericht  sagt: 

Die  Hauptgründe  für  die  mangelnde  Inanspruchnahme  der  Ver- 
söhnungsausschüssc  sind: 

1 . der  Mangel,  daß  ihren  Empfehlungen  keine  Endgültigkeit  anhaftet. 

2.  die  Tatsache,  daß  ihre  Empfehlungen  nur  auf  die  Streitparteien 
Bezug  nehmen  und  nicht,  wie  Schiedssprüche,  auf  alle  Personen  im 
Gewerbe  in  dem  vom  Schiedsspruch  festgesetzten  Gebiete. 

Von  diesen  Fällen  vor  den  Versöhnungsausschüssen  sind  nahezu 
alle  vor  den  Gerichtshof  zu  wiederholten  Verhandlungen  gebracht  worden. 

Haben  die  Schiedsgerichte  eine  andere  Tätigkeit,  als  ihnen  einst 
zugedacht  war,  sind  die  Einigungen  selber  seltene  Erscheinungen,  haben 
die  Versöhnungsausschüsse  gefehlt  zu  tun,  was  von  ihnen  gehofft  war, 
so  hat  die  im  Gesetze  von  Ncusüdwales  und  vom  Commonwealth  erlaubte 
Tätigkeit  rechtsgelehrter  Parteivertreter  sich  als  eine  außerordentlich 
ungünstige  Einräumung  erwiesen. 

Nicht  nur  daß  von  ihnen  der  Anreiz  zu  Arbeitsstreitigkeiten  aus- 
gehen kann,  sie  haben  Verfahren  und  Rechtssprechung  des  Gerichtes 
ihrem  Zweck  entfremdet. 

Sie  suchen  nach  juristischen  Spitzfindigkeiten,  verlängern  die  Ver- 
handlungen ins  Unendliche,  haben  in  den  Zeugenvernehmungen  in  dem 
Kreuzverhör  eine  mehr  zur  Verwirrung  als  Entwirrung  dienende  Art, 
so  daß  auch  schließlich  die  Entscheidung  mehr  juristische  als  wirt- 
schaftspolitische Feststellungen  sind,  und  sich  schwer  anwenden  läßt2*). 

Der  praktische  Sinn  der  Parteien  gibt  in  Neuseeland  und  West- 
australien den  Entscheidungen  einen  besseren  und  brauchbareren  Gehalt. 
Her  Präsident  des  Sydney  Labour  Council  sagt : A Lawyers  standpoint 
is  not  a workingman's  standpoint.  Lawyers  protract  cascs  and  fight 
out  points  that  might  be  compromised  without  them  in  order  to  earn 
fees23).  (Eines  Rechtsgclchrten  Standpunkt  ist  nicht  der  eines  Arbeiters. 

*■)  Fourth  Annal  Retum  and  Report  of  Procedings  under  the  Industrial 
Conciliation  and  Arbitration  Act  1 002  by  the  Registrar  of  friendly  societies.  Perth 
1905.  p.  4. 

**)  S.  m.  Aufsatz  »Die  Aufhebung  des  Arbeiterschiedsgerichts  in  Neusüdwales« 
in  der  sozialen  Praxis.  XVI.  Jahrgang,  No.  43. 

»*)  Clark  II  S.  133. 
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Rechtsgelehrtc  ziehen  die  Fälle  in  die  Länge  und  werfen  sich  auf  Dinge, 
die  ohne  sie  leichthin  sich  schlichten  licssen,  — aus  keinem  andern 
Grunde  als  um  Gebühren  zu  ernten). 

Auch  wird  über  die  großen  Ausgaben  geklagt,  die  den  Gewerk- 
schaften erwachsen ; Fälle  vor  dem  Schiedsgerichte  kosten  oft  200  bis 
300  £ ; manche  Gewerkschaften  können  das  gar  nicht  erschwingen, 
andere  müssen  sich  mit  einer  Entscheidung  begnügen,  da  sie  nicht  die 
Mittel  haben,  eine  andere  herbeizuführen. 

Viele  der  Anrufungen  der  Appellgerichtc  durch  das  Rechtsmittel 
(prohibition)  gehen  gleichfalls  nur  von  den  Rechtsanwälten  aus,  wie 
sich  schon  daraus  ergibt,  daß  diese  in  Neuseeland  und  Westaustralien 
sich  in  einer  bedeutend  geringeren  Zahl  finden  als  in  dem  Rechtsgebiet 
von  Neusüdwales. 

Die  Folge  dieser  vom  Gesetzgeber  nicht  vorgesehenen  Ergeb- 
nisse war  eine  sehr  nachteilige  Beeinflussung  des  Geschäftsganges  der 
Schiedsgerichte.  Dadurch  ist  aber  gerade  der  eigentliche  Zweck  der 
Schiedsgerichte  gefährdet,  die  bei  großen  Streitigkeiten  rasch  einschrciten 
und  rasch  abhelfen  sollten.  Statt  dessen  vermögen  bei  diesen  Ereignissen 
die  Gerichtshöfe  eine  Schlichtung  der  Angelegenheit  oft  erst  viele  Mo- 
nate später  zu  versprechen,  da  zu  viele  vorangehende  Fälle  die  Tages- 
ordnung beherrschen.  Gerade  als  das  von  den  Gesetzgebern  gewollte 
Streikschlichtungsmittel  ist  der  Gerichtshof  unbrauchbar  geworden; 
daneben  stehen  dann  noch  die  Rechtsmittel,  die  eine  endgültige  Rege- 
lung der  Streitsache  oft  erst  in  Jahresfrist  und  später  in  Aussicht  stellen. 

Die  Geschäftsanhäufung  in  Ncusüdwales  ergibt  sich  aus  einer  Sta- 
tistik, wonach  der  Gerichtshof  in  seiner  Rechtsprechung 
am  5.  Juni  1903  mit  38, 
am  1.  Oktober  1903  mit  46, 
am  1.  Januar  1904  mit  54, 

am  1.  April  1904  mit  62  Fällen  im  Rückstand  war. 

In  einer  Unterredung  der  Abgeordneten  des  Labour  Council  von 
Sydney  mit  dem  Premierminister  am  24.  Februar  1904  beschwerten  sich 
die  Gewerkschaften  darüber,  daß  einige  Fälle  bereits  16  Monate  anste- 
hen und  nicht  zur  Verhandlung  gelangen  konnten. 

Erst  durch  die  Entscheidung  im  Jahre  1906,  daß  eine  »wirkliche 
Streitigkeit«  vorliegen  müsse,  um  die  Rechtsprechung  des  Schiedsgerichts 
anrufen  zu  können,  hat  das  Gericht  mit  einem  Schlag  sich  um  mehr  als 
50  Fälle  entlastet,  so  daß  es  in  das  Jahr  1907  nur  mit  einem  Rück- 
stand von  15  Streitsachen  cintrat,  während  cs  das  Jahr  1906  mit  75 
Schiedsfällen  im  Sitzungsplan  begann. 

Als  die  Lohnstreitigkeiten  in  den  Fleischgefricrwerken  in  Neusee- 
land im  Februar  1907  ausbrachen,  wurde  der  gleiche  Vorwurf  dieser 
langen  Verzögerung,  der  den  Entscheidungen  die  praktische  Bedeutung 
und  Nützlichkeit  nehme,  erhoben: 
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Der  Gerichtshof  sei  viele  Monate  in  seinen  Geschäften  zurück  und 
zwar  schon  seit  mehr  als  zwei  Jahren,  Die  Leute  könnten  keine  Zu- 
sicherungerhalten, daß  ihr  Fall  innerhalb  zweckmäßiger  und  angebrachter 
(reasonablcl  Zeit  zur  Verhandlung  komme.  Der  Fall  habe  eine  Zurück- 
stellung auf  mindestens  6 Monate  erfahren,  bis  dahin  aber  sei  längst  die 
stille  Zeit  und  die  Arbeiter  hätten  anderswo  in  Australien  Arbeit  gesucht. 
(The  Littelton  Times  vom  9.  März  1907.) 

Ein  Arbeitersekretär  Neuseelands,  der  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  zu  organisieren  suchte,  klagte  mir,  daß  mehr  als  ein  Jahr 
vergeht,  bis  der  Fall  vom  Gerichtshof  aufgerufen  wird.  Mittlerweile  ist 
bei  der  Unstätigkeit  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  die  Beweis- 
führung erschwert  oder  sogar  die  Vereinigung  der  unzufrieden  War- 
tenden darunter  zusammengebrochen. 

In  der  Konferenz  der  Trades  Hall  im  April  1906  in  Christchurch 
wurden  Fälle  achtmonatlicher  Zurückstellung  angeführt. 

In  Neuseeland  ist  auch  erst  durch  Gesetz  von  1906  ein  Richter 
ausschließlich  für  die  Schiedsgerichtstätigkeit  bestellt  worden,  während 
er  früher  daneben  noch  an  den  Geschäften  des  höchsten  Gerichtshofes 
Teil  zu  nehmen  hatte. 

Eine  neue  Schwierigkeit  ergibt  sich  in  Australien  mit  der  Geschäfts- 
Überladung  des  höchsten  Bundesgerichts,  die  derart  ist,  daß  bereits 
Ende  Juni  1907  verkündet  wurde,  daß  keine  Aussicht  mehr  bestehe, 
neue  Fälle  für  das  laufende  Jahr  anzusetzen.  Schiedsgerichtsappellc 
werden  also  ein  halbes  Jahr  und  mehr  zu  warten  haben  und  die  Spitz- 
findigkeit der  Rechtsanwälte  die  endgültige  Erledigung  so  auf  uner- 
trägliche Zeit  vertagen  können  S4). 

Die  Entwicklung  des  Rcchtsgebietes  und  Rechtsverfahrens  hat  somit 
eine  von  dem  Gesetzgeber  nicht  ins  Auge  gefaßte  Gestaltung  ange- 
nommen, der  die  bestehenden  Institutionen  sich  nicht  gewachsen  zeigen. 

B.  Materielle  Entscheidungen. 

Das  Gesetz  mußte  notgedrungener  Weise  viele  Auslegungen  in 
materieller  Hinsicht  dem  richterlichen  Ermessen  überlassen.  Die 
schwierigsten  Festsetzungen  mußten  sich  auf  dem  Gebiete  des  Mindest- 
lohnes — minimum  wage  — , des  Stücklohnes  und  der  Bevorzugung 
der  Verbandsmitglicdcr  — preference  to  unionist  — ergeben,  da  das 
Gesetz  weder  ersteren  definierte  noch  für  letztere  die  Voraussetzungen 
der  Einräumung  gab. 

ln  keinem  der  Rechtsgebiete  hat  sich  eine  einheitliche  Praxis  er- 
geben, wie  der  Mindcstlohn  aufgestellt  werden  soll. 

*•)  Es  sei  hier  erwähnt,  daß  die  Berufungsgerichte  die  Fälle  nicht  zur  Neu- 
verhandlung an  die  untere  Instanz  verweisen,  sondern  ihrerseits  die  Berufungs- 
punkte endgültig  verbeschciden. 

Archiv  für  Sozialwisaenachaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  t.  15 
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Als  eine  Untergrenze  wurde  in  Neusüdwales  ausdrücklich  anerkannt, 
daß  die  Löhne  genügend  sein  müssen,  um  den  Arbeitern  bescheidene 
Ansprüche  an  das  Leben,  Ernährung  und  Kleidung  zu  gewähren. 

Als  in  dem  Falle  der  Küche  und  Angestellten  der  Restaurationen  von 
Sydney  sich  ergab,  daß  die  Angestellten  bei  einer  90 — 100  stündigen  Arbeit 
die  Woche  neben  schlechter  Unterkunft  und  Verpflegung  nur  10  Schil- 
linge Bezahlung  erhielten,  erachtete  das  Gericht  das  für  eine  beschei- 
dene Lebensführung  zu  nieder  und  setzte  ohne  Rücksicht  darauf,  daß 
die  Staatsanwaltschaft  darauf  hinwies,  daß  jeder  Erhöhung  der  Löhne 
der  Schluß  vieler  Geschäfte  folgen  müsse,  die  Löhne  auf  die  Stufe 
eines  ihm  angemessen  erscheinenden  »living  wage«. 

Auch  bei  der  Streitsache  der  -Ladenangestellten  im  Jahre  1907 
legte  das  Gericht  das  Schwergewicht  darauf,  wie  sich  in  Sydney  unter 
den  bescheidensten  Ansprüchen  noch  leben  lasse. 

Diese  Untergrenze  kommt  nur  bei  einigen  Berufen  besonders 
schlimmer  Natur,  den  Schwitzindustrien  — sweating  industries  — zur 
Bedeutung,  bei  anderen  war  das  Verlangen  der  Gewerkschaften,  über 
jene  bereits  überschrittene  Untergrenze  noch  weiter  erhoben  zu  werden. 

Hiezu  sagt  eine  neuseeländische  Entscheidung  in  der  Holzbe- 
arbeitungsindustrie: »Wir  haben  aufgcstellt,  was  in  unserer  Anschauung 
eine  angemessene  niederste  Entlohnung,  »fair  minimum  rate«,  erscheint. 
Von  einigen  Unternehmern  wurde  bis  jetzt  weniger  als  dieser  Betrag 
gezahlt,  in  anderen  Fällen  mehr.  Es  ist  ein  billiges  Minimum,  das  wir 
festzustellen  haben,  weder  der  niederste  Lohnsatz,  wie  er  in  irgend 
einer  Sägemühle  sich  findet,  noch  der  höchste  »niederste  Lohnsatz* 
einer  andern,  sondern  was  wir  erachteten,  daß  ein  angemessenes  Mini- 
mum für  all  die  Mühlen  ist S6).*  Es  wurde  also  ungefähr  der  Durchschnitt 
der  bezahlten  Mindestlöhne  als  »minimum  wage«  aufgcstellt.  Wo  die 
Arbeitsleistung  der  Angestellten  eine  gleiche  war,  also  wenig  Unter- 
schiede in  technischer  Leistung  und  Können  bestanden,  wurde  dadurch 
oft  ein  Standard  wage  geschaffen  und  es  ergab  sich  in  der  Praxis,  daß 
sich  in  den  einzelnen  Werken  die  Löhne  vereinheitlichten.  Dem  gegen- 
über erklärte  der  Gerichtshof  in  der  Lohnfuhrwerker-Streitsachc  aus- 
drücklich: »Wir  wünschen,  daß  man  darauf  achtet,  daß  es  der  minimum 
wage  ist,  den  wir  festsetzen,  nicht  der  maximum  wage.  Der  Gerichts- 
hof will  nicht,  weil  er  das  Minimum  etwas  über  den  Lohn  einiger 
Angestellten  angesetzt  hat,  daß  nun  ganz  allgemein  dieser  Lohnsatz  in 
Anwendung  kommt.«  Um  dem  vorzubeugen,  hat  es  seitdem  in  einer 
Reihe  von  Entscheidungen  solche  Lohnreduktionen  zu  vermeiden  ge- 
sucht. So  heißt  es  im  Spengler-Schiedsspruch:  »Der  Minimallohn  ist 
1 Schilling  3 Penny  für  die  Stunde,  vorausgesetzt,  daß  Gesellen,  die 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Schiedsspruches  mehr  erhielten,  wäh- 

“)  Cf.  Clark  I S.  !2o6f. 
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rend  ihrer  Dienstzeit  in  ihrem  Lohn  nicht  herabgesetzt  werden  dürfen26).. 

Das  Gericht  von  Neusüdwales  konstruierte  als  den  »minimum  wage« 
den  Durchschnitt  der  Löhne  der  verschiedenen  in  einer  Industrie  be- 
schäftigten Personen  und  stellte  dadurch  nicht  nur  in  den  Industrien 
mit  ungeschulten,  sondern  auch  in  denen  mit  geschulten  Kräften  einen 
Standard  wage  her,  wie  das  in  dem  Bericht  der  Viktorianischen  Kom- 
mission beklagt  wird:  »Die  deutliche  Tendenz  ist  überall,  die  höher 
gelohnten  Arbeiter  auf  das  erhöhte  Lohnniveau  der  nieder  gelohnten 
herabzudrücken.« 

Als  dem  Gerichtshof  diese  Tatsache  zum  Bewußtsein  kam,  daß 
sein  »minimum  wage«  zum  Standard  wage  wurde,  ergriff  er  die  nächste 
Gelegenheit,  nämlich  die  erneute  Anhängigmachung  des  Falles,  um 
diesen  »minimum  wage«  zu  erhöhen,  und  dadurch  zu  der  ihm  ge- 
wordenen, vom  Richter  nicht  beabsichtigten  Bedeutung  als  Standard 
wage  besser  geeignet  zu  machen 27). 

Wurde  in  dem  oben  erwähnten  Fall  des  Restaurationsgewerbcs  die 
Lage  des  Gewerbes  nicht  in  Betracht  gezogen,  als  es  galt,  einen 
»Iiving  wage«  herzustellen,  so  sind  auf  der  anderen  Seite  weder  in 
Neuseeland  noch  in  Neusüdwales  bei  der  Feststellung  der  Minimallöhne, 
wie  der  Löhne  überhaupt,  besonders  günstige  Verhältnisse  eines  Ge- 
werbes, einzelner  Unternehmer  oder  auch  des  größeren  Teiles  eines 
Gewerbes  in  den  Schiedssprüchen  berücksichtigt  worden. 

In  einer  Streitsache  des  Typographischen  Gewerbes  in  Napier  im 
Jahre  1907  stellte  der  neuseeländische  Richter  Sims  fest:  »Es  ist 

lächerlich,  zu  erwarten,  daß  der  Gerichtshof  günstige  Geschäftsresultate 
bei  der  Festsetzung  seiner  Löhne  in  Betracht  zieht;  denn  würde  das 
getan  und  in  einem  Distrikt  verliert  ein  Unternehmer,  ein  anderer 
gewinnt,  so  müßten  für  jeden  besondere  Löhne  hergestellt  werden, 
auch  der  Durchschnitt  hievon  könnte  sich  nicht  als  zweckmäßig  er- 
weisen. Der  Gerichtshof  kann  deshalb  etwas,  was  einer  Einräumung 
eines  Gewinnanteiles  gleichkommt,  nicht  in  den  Bereich  seiner  Be- 
trachtung ziehen28).« 

Wenig  konsequent  war  cs  wohl,  wenn  daneben  im  Fall  des  Filz- 
hutgewerbes in  Otago  das  Schiedsgericht  keine  Erhöhung  der  Löhne 

**)  Journal  of  the  Department  of  Labour,  Wellington  1906.  No.  165  Vol.  XIV, 
S.  1121. 

**)  Vgl.  die  außerordentlich  instruktive  Schrift  des  am  Schiedsgericht  seit 
Jahren  tätigen  Rechtsanwalts  Geo  S.  ßeeby  : Three  Ycars  of  Industrial  Arbitration 
in  New  South  Wales,  Sydney  1905. 

**)  In  einer  Kntscheidung  vom  Februar  1906  in  der  Union-Dampfschiffahrls- 
gesellschaft  lehnt  der  Richter  es  ab,  die  glänzenden  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
zur  Aufhebung  einer  vor  Jahren  gemachten  Lohnreduzierung  als  Begründung  an- 
zunehmen. 
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gewährte,  da  es  sich  um  eine  schwache  Industrie  handle. 

In  Neusüdwales  hat  ebenso  im  Fall  einer  mit  schlechtem  finan- 
ziellen F.rfolg  arbeitenden  Dampfschiffähre  der  Gerichtshof  eine  Er- 
höhung der  im  Vergleich  zu  ähnlichen  Betrieben  niederen  Löhne  ver- 
sagt, da  sonst  die  Existenz  der  Gesellschaft  bedroht  sei.  Die  gleichen 
Erwägungen  leiteten  sic  in  einer  Streitsache  der  Ziegelarbeiter  *•). 

In  Westaustralien  ist  der  Gerichtshof  den  Schwierigkeiten  in 
schwankender  Praxis  begegnet : »Unsere  ersten  Richter  Moorehead  und 
Burnside« so),  sagt  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten,  »verstanden  den 
Begriff  minimum  wage  in  dem  Sinne  der  Herstellung  eines  Standard  wage.« 
Richter  Parker  indessen  hat  die  Anschauung  aufgcstellt,  daß  minimum 
wage  meint  den  Lohn  des  »wenigst  kundigen  Arbeitersc.  Der  Richter  Par- 
ker selbst  erklärt  seine  Auslegung:  »Dies  Gesetz  wies  weder  an,  noch 
bevollmächtigte  es  das  Gericht,  einen  angemessenen  Durchschnittslohn, 
»fair  average  wage«,  aufzustellen,  sondern  einen  Minimumsatz  des 
Lohnes  oder  der  sonstigen  Vergütung  festzusetzen.  Ich  fasse  die  Be- 
deutung dieser  Worte  dahin,  daß  der  Gerichtshof  zu  sagen  hat,  was 
der  geringste  Lohnsatz  ist,  der  an  einen  Arbeiter  mit  der  geringsten 
Geschicklichkeit  und  Fähigkeit  in  irgend  einem  Gewerbe  gezahlt  werden 
soll;  ein  Lohnsatz,  der  einem  Sattler  oder  Zimmermann,  der  sein 
Handwerk  eben  erst  gelernt  hat  — eben  seine  Lehrlingszeit  vollendet 
hat.  Es  ist  der  geringste  Lohn,  der  an  einen  Mann  zu  zahlen  ist,  der 
fähig  ist,  die  Arbeit  seines  Gewerbes  zu  verrichten.«  Es  wurde  ein 
Minimumlohn  genommen,  wie  er  sich  aus  der  Einvernahme  der  Zeugen 
ergab,  nicht  ein  entsprechender,  billiger  (fair)  Lohn  oder  einer,  wie 
ihn  die  Gewerkschaft  aufstellt,  noch  einer,  wie  er  durch  Blüte  oder 
Gewinne  der  Industrie  sich  rechtfertigen  könnte. 

Doch  auch  hier  wurde  der  Gesichtspunkt  des  zu  angemessenem 
Leben  befähigenden  Lohnes,  1 i v i n g wage,  nicht  außer  Acht  gelassen 
und  bei  den  für  Westaustralien  wichtigen  Goldbergwerken  die  nach 
den  verschiedenen  Plätzen  sehr  verschiedenen  Wasser-  und  Lebens- 
mittelpreise in  den  Bereich  der  Berücksichtigung  gezogen31). 

Große  Schwierigkeiten  ergaben  sich  bei  der  Feststellung  von 
Stücklöhnen:  es  erwies  sich  als  undurchführbar  für  den  Gerichtshof, 
in  Industrien,  wie  Schuhmacherei,  Eisengießereien  etc.,  die  Stücklohn- 
tabellen selbst  festzusetzen,  so  daß  er  zumeist  seine  Entscheidung  dar- 
über vertagte,  bis  die  Parteien  selbst  zu  einer  Uebereinstimmung  ge- 

**)  Beeby  1.  c.  S.  15. 

*•)  Judge  Burnside  erklärte  in  einem  Streitfall  im  Schneidergewerbc  im  De- 
zember 1904  : Justice  Cohen  of  New  Routhwales  appears  to  take  my  view  that  you 
must  fix  the  average.  Mr.  Justice  Cohen  fixed  the  minimum  for  the  average  work- 
men.  Vol.  III  S.  15g. 

»')  Cf.  Clark  II  S.  87,  8g,  118  ff. 
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langten.  Dadurch  wurde  diesen  die  Möglichkeit  gegeben,  eine  ihnen 
wünschenswerte  Verzögerung  des  Erlasses  eines  Schiedsspruches  her- 
beizuführen3S).  Der  westaustralischc  Richter  hat  jede  Ausarbeitung  von 
Stücklohntabellen  als  außer  des  Bereiches  seiner  Pflicht  abgelchnt. 

Die  Frage  der  Regelung  der  Kontraktarbeit  wurde  in  Westaustralien 
ebenfalls  abgelchnt,  ida  die  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  das  Recht 
des  common  law  beschränkten,  wonach  jeder  Mann  einen  Vertrag  ab- 
schließen könne,  wie  er  liebe*.  In  Neusüdwalcs  und  Neuseeland“) 
wurde  von  Seite  des  Gerichtshofes  zwar  das  Recht  der  Regelung  von 
Kontraktarbeit  als  Befugnis  des  Schiedsgerichts  in  Anspnich  genommen, 
indessen  in  Einzelfällen  Arten  von  Kontraktarbeit  festgestellt,  auf  die 
sich  die  richterliche  Macht  nicht  beziehe. 

So  ist  das  in  Neusüdwales  in  einer  Entscheidung  geschehen,  die 
erklärt,  dem  bei  den  Barbieren  eingeführten  System,  das  in  einer  Ver- 
pachtung der  Arbeitsstühle  der  Baderstube  sich  darstelle,  nicht  ent- 
gegentreten zu  können.  Ebensowenig,  wie  das  einem  Schiedsspruch 
zuwiderlautend  erachtet  wurde,  der  Löhne  und  Arbeitsstunden  festsetzte, 
wurde  es  als  Bruch  des  Spruches  erachtet,  wenn  Kohlenlader  die  Schiffe 
statt  im  Stundcnlohn  unter  Bezahlung  nach  der  Kohlenmenge  füllten. 
Hatten  diese  Schiedssprüche  auch  Stücklöhne  ausgeschlossen,  so  war 
nach  der  Ansicht  des  Gerichts  damit  doch  nicht  jene  Kontraktarbeit 
getroffen. 

Ganz  dem  Belieben  des  Gerichtes  blieb  die  Einräumung  des 
Vorzugs  der  Verbandsmitglieder  überlassen ; nur  das 
Gesetz  des  Commonwealth  hat  bekanntlich  nähere  Voraussetzungen 
gegeben,  während  das  Gesetz  von  Westaustralien  diese  Refugnis  nicht 
in  den  ausdrücklich  namhaft  gemachten  Befugnissen  aufführt,  woraus 
die  intensive  Gesetzauslegung  Westaustraliens  die  Unzulänglichkeit  ihrer 
Einräumung  herleitet. 

Erst  im  Jahre  1900  wurde  die  Vorzugsstellung  für  Verbandsmit- 
glieder in  das  neuseeländische  Gesetz  aufgenommen,  die  Rechts- 
sprechung aber  hatte  es,  im  Gegensatz  zu  Westaustralien,  schon 
vorher  gewährt,  teils  indem  sie  in  der  Vorzugsstellung  der  Gewerk- 
schaftler eine  alte  Sitte  (custom)  vorfand,  teils  weil  es  die  Eingangs- 
worte des  Gesetzes  >to  encouragc  the  formation  of  Industrial  Unions« 
in  einem  dieser  Gewährung  günstigen  Sinn  auffaßte 34). 

Zwei  Prinzipien  beherrschten  die  Einräumung  der  Vorzugsstellung 
in  Neuseeland:  Das  eine  war,  daß  dadurch  das  Gewerbe  nicht  beein- 
trächtigt werden  dürfe;  so  wurde  es  in  der  Sägemühlenindustrie  nörd- 
lich von  Auckland  verweigert 36),  da  die  einzelnen  Mühlen  zu  weithin 

**)  Cf.  lieeby  S.  16. 

M)  James  Drummond  S.  260. 

M)  Cf.  James  Urummond  S.  257. 

Clark  I S.  1219. 
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verstreut  liegen,  um  ohne  Hinderung  der  Industrie  die  Bevorzugung 
der  Gewerkschafter  verlangen  zu  können.  Im  Scemannsberuf  wurde 
es  aus  Gründen  der  Disziplin  versagt. 

Das  zweite  Prinzip  war,  daß  nur  dann  preference  to  Unionists 
gewährt  werden  soll,  wo  die  Gewerkschaft  eine  erhebliche  Mehrzahl 
der  im  Gewerbe  tätigen  Arbeiter  als  Mitglieder  zählt,  die  Gewerk- 
schafter »dominant  element«  im  Gewerbe  sind. 

Um  kein  Arbeitsmonopol  aufkommen  zu  lassen,  prüft  der  Gerichts- 
hof, ob  die  Statuten  keine  unbillige  Beschränkung  der  Mitgliedschaft 
enthalten35*)  und  bedingen  niedere  Eintritts-  und  Mitgliedsgebühren  als 
Voraussetzung ; auch  müssen  die  Gewerkschafter  gleich  befähigt  sein, 
wie  die  mit  ihnen  fiir  die  Anstellung  konkurrierenden  Nichtunio- 
nisten.  Ferner  muß  die  Gewerkschaft  ein  Arbeiterbuch  an  geeig- 
netem Platz  während  der  Arbeitsstunden  zur  Einsicht  bereit  halten 3Ä). 

Wo  starke  Gewerkschaften  ihre  Forderungen  auf  ihre  Beherrschung 
des  Arbeitsmarktes  stützen  konnten  — man  denke,  der  Schiedsspruch 

3ft»)  Eine  interessante  Entscheidung  der  Frage:  »Geht  eine  Gewerkschaft  des 
Vorzugsrechtes  verlustig,  wenn  sie  einem  Chinesen  die  Aufnahme  verwehrt?«  traf 
Richter  W.  A.  Sim  am  21.  März  1907  : »Wenn  die  Gewerkschaft  einem  Chinesen 
von  gutem  Charakter  und  nüchternem  Lebenswandel  die  Aufnahme  verweigert,  ist 
der  Arbeitgeber  zu  dessen  Einstellung  befugt,  als  ob  keine  Vorzugstellung 
für  Gewerkschafter  bestände«  (also  nur  in  Bezug  auf  diese  Person,  das  Vorzugs- 
recht geht  der  Gewerkschaft  im  übrigen  nicht  verloren).  Journal  of  the  Depart- 
ment of  Labour  Vol  XV.  No.  171. 

5Ä)  Die  typische  Klausel,  entnommen  einem  Kohlengewcrbcschiedsspruch  vom 
10.  Mai  1907,  die  Richter  Sims  erließ,  lautet: 

Klausel  29 : So  long  as  the  rules  of  the  Union  shall  permit  any  person  of 
good  character  and  sober  habits  now  employed  as  a coal  miner  in  this  industrial 
district,  and  any  other  person  now  residing  or  who  may  hereafter  reside  in  this 
industrial  district  who  is  of  good  character  and  sober  habits  and  who  is  a com- 
petent  worker  to  becomc  a meinber  of  the  union  upon  payment  of  an  entrance 
fee  not  exceeding  5 s.  and  of  subsequent  contributions,  wether  payable  weekly  or 
not,  not  exceeding  6 d.  per  week*  upon  a written  application  of  the  person  so 
desiring  to  join  the  union  without  ballot  or  other  election  then  and  in  such  case 
employers  shall  employ  members  of  the  union  in  preference  to  non-members  pro- 
vided  that  there  are  members  of  the  union  equaliy  qualified  with  non-members  to 
perform  the  particular  work  required  to  be  donc  and  ready  and  willing  to  under- 
take  it. 

Klausel  30:  ....  The  union  shall  keep  an  »employ ment  book«.  ..  Such 
book  shall  be  open  to  the  inspection  of  the  Company  or  its  servants  without  fee 
or  Charge  at  all  hours  between  8 a.  m.  and  5 p.  m.  on  every  working-day  except 
Saturday  and  on  that  day  between  the  hours  of  8 a.  m.  and  noon. 

Von  159  neuseeländischen  Schiedssprüchen,  die  bis  zum  31.  März  1906  er- 
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soll  Streiken  Vorbeugen  und  muß  deshalb  gewähren,  was  auf  dem  Wege 
des  Streiks  erreicht  werden  könnte  — , ging  das  neuseeländische  Schieds- 
gericht noch  einen  Schritt  weiter  und  erklärte  z.  B.  in  der  Schuhmacher- 
streitsache39*) im  Jahre  1901: 

»Wenn  ein  Nichtgewerkschaftler  von  einem  Unternehmer  einge- 
stellt ist,  da  die  Gewerkschaft  ihn  mit  keinem  passenden  Mann  ver- 
sehen konnte,  so  soll  die  Gewerkschaft  das  Recht  haben,  innerhalb 
12  Wochen  den  eingestellten  Nichtgewerkschafter  durch  einen  Gewerk- 
schafter ersetzen  zu  können,  vorausgesetzt,  daß  jener  es  ablehnt,  der 
Gewerkschaft  beizutreten  s7).« 

Endlich  hat  der  Gerichtshof  vereinzelt  Gewerkschaftszwang  aner- 
kannt; so  lautet  in  der  Streitsache  der  Kiripaka-Kohlenmine  eine  Klausel: 
Bei  Einstellung  neuer  Hände  hat  die  Gesellschaft  diese  davon  zu 
unterrichten,  daß  sic  innerhalb  14  Tagen  der  Gewerkschaft  beizutreten 
haben38). 

In  Neusüdwales  hat  der  Richter  ebenfalls  vor  allem  darauf  geachtet, 
daß  starke  Gewerkschaften  den  Arbeitsmarkt  auch  wirklich  beherrschen 
und  bedienen  können  und  daß  die  Gewerkschaften  jedem  unter  an- 
nehmbaren Bedingungen  Zutritt  und  Mitgliedschaft  gewähren.  »All 
other  things  being  equal«,  sind  dann  alle  anderen  Verhältnisse  gleich, 
so  besteht  der  Vorzug  im  Einzelfalle,  wo  er  im  Schiedsspruch  der 
Industrie  zugesprochen  ist.  Um  diese  Vorzugsstellung  wirksamer  zu 
machen,  wies  der  Gerichtshof  die  Unternehmer  an,  im  Bedarfsfälle 
sich  an  den  Gewerkschaftssekretär  zu  wenden ; doch  das  Bundesgericht 
erklärte  cs  für  unzulässig,  die  Vorzugseinräumung  durch  solche  Maß- 
nahmen zu  stützen3“i.  Die  in  Neuseeland  eingeräumte  Zwangsmitglied- 
schaft bei  einer  Gewerkschaft  — compulsory  Unionism  — wurde  in 
einem  Streitfälle  der  Brodfuhrleutc  zuerkannt,  doch  auf  Einspruch  vom 
höchsten  Gerichtshof  von  Ncusüdwales  als  im  Widerspruch  mit  dem 
Schiedsgerichtsgesetz  bezeichnet,  das  keine  Macht  enthalte,  Leute  zu 

gingen,  war  in  115  Fällen  die  Vorzugsstellung  eingeräumt,  in  40  versagt,  in  4 nicht 
verlangt  worden. 

Von  jenen  115  Fällen  enthielten  nur  13  obige  Detailbestimmungen  von  Ein- 
tritlsgebühr  und  Wochenbeilrag  nicht,  bloß  1 1 enthielten  unbedingte  Vorzugsein- 
räumung. 

“•*)  in  dieser  Industrie  haben  sich  übrigens  auch  die  organisierten  Unternehmer 
Vorzugsbefriedigung  ihres  Arbeiierbedürfnisses  zusichern  lassen : ein  Unionist  hat 
eine  freie  Stelle  beim  organisierten  Unternehmer  zu  füllen,  ehe  er  zu  einem  nicht- 
organisierten  Unternehmer  sich  verdingt. 

*’)  Viktorianische  Kommission  S.  XXI. 

M)  Journal  of  the  Department  of  Labour  Vol.  XV  No.  170,  S.  362. 

**)  S.  Holman-Browne,  Beeby  S.  29.  Diese  Entscheidung  macht  die  Vorzugs- 
klausel bedeutend  unwirksamer  gegenüber  ihrer  Durchführung  in  Neuseeland  ; cf.  oben. 
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zwingen,  sich  einer  Gewerkschaft  anzuschließcn.  Einer  Umgehung  der 
Vorzugseinräumung  durch  nachträgliche,  etwa  von  den  Unternehmern 
beliebte  »Vorzugscntlassungc  der  Gewerkschaftler  vorzubeugen,  hat  der 
Gerichtshof  in  Ncusüdwales  in  einem  Kohlengrubenstreik  festgesetzt, 
daß  bei  Verringerung  der  Arbeiterzahl  die  zuletzt  angestellten  zuerst 
entlassen  werden  sollen. 

Diese  Anordnung  wurde  aber  auch  unabhängig  von  der  Gewerk- 
schaftsvorzugsfrage aus  Billigkeitserwägungen  vom  Gericht  auf  Grund 
seiner  Machtvollkommenheit  erlassen;  Neuseeland  hat  in  dem  obener- 
wähnten Kiripaka-Kohlgrubenfall  weitergehend  angeordnet,  daß  bei 
Entlassungen  zunächst  die  ledigen  Arbeiter  nach  der  Zeit  ihrer  An- 
stellung von  rückwärts  beginnend  und  dann  erst  die  Verheirateten  ent- 
lassen werden  sollen. 

Die  Befugnis  der  Einschränkung  der  Lehrlingszahl  ist  in 
Neuseeland  dahin  ausgelegt  worden,  daß  man  auf  der  einen  Seite  einem 
Mißbrauch  der  Lehrlingschaft  zur  Ersetzung  Erwachsener  Vorbeugen 
müsse,  aber  daß  auf  der  andern  Seite  der  Jugend  nicht  der  Weg  zu 
Handel  und  Gewerbe  verschlossen  werden  darf.  »Wir  besitzen  eine 
Pflicht  den  Jungens  unserer  Kolonie  gegenüber«  sagte  der  Richter, 
»ebensowohl  als  eine  Pflicht  den  erwachsenen  Arbeitern  gegenüber  und 
diese  beiden  Pflichten  müssen  wir  in  Einklang  bringen«.  Weiterhin 
legte  Neuseeland  verschiedentlich  die  Verpflichtung  auf,  Meister  und 
Jugend  an  einen  Lehrbrief  zu  binden. 

Während  Neuseeland  und  NeusUdwalcs,  das  gleiche  Prinzipien  wie 
jenes  verfolgte,  die  Lehrlingsfrage  auf  Antrag  regelten,  hat  Westaustra- 
lien dies  versagt,  da  das  Gesetz  hiefür  keine  Zwangsvorschrift  enthalte. 
In  gleicher  Weise  verfuhr  es  mit  der  Bestimmung  der  Zahl  schwacher, 
nicht  zu  »minimum  wage«  arbeitenden  Personen  zur  Gesamtzahl,  die  in 
den  beiden  andern  Kolonien  sich  gleichfalls  geregelt  findet. 

Neusüdwalcs  hat  auch  der  Beschäftigung  weiblicher  Arbeit  Grenzen 
gesteckt,  indem  cs  in  der  Bekleidungsindustrie40)  sowohl  die  Zahl  der 
weiblichen  Lehrlinge  niederer  ansetzte,  als  die  der  männlichen,  und  an- 
derseits für  gewisse  Arbeiten  Verhältnisziflern  für  die  mit  ihr  zu  be- 
schäftigenden Arbeiter  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  auf- 
stellte. 

Auch  der  Richter  Burnside  in  Wcstaustralien  erkennt  Beschrän- 
kungen der  Frauenarbeit  als  Machtbefugnis  des  Schiedsgerichtes  an ; 
er  sagte  in  einem  Streitfall  im  Schneidergewerbe  in  Calgoorlic:  »Sie 
(der  Vertreter  der  Arbeiter)  suchen  das  Recht  der  Frauen  in  der  Her- 
stellung von  Männerröcken  zu  begrenzen.  Der  Gerichtshof  hat  ohne 
Zweifel  die  Befugnis  hiezu.  Was  Sie  wirklich  wünschen,  ist  natürlich 
zu  verhindern,  daß  Frauen  solche  Rocke  billiger  fertigen  als  Männer. 

*“)  Schiedsspruch  vom  2g.  September  1903.  Government  Gazette  Nr.  505. 
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Die  Schwierigkeit  ist  gehoben,  wenn  wir  einen  einheitlichen  Stücklohn 
für  Röcke  festsetzen«.  Auf  solche  Weise  wurde  in  diesem  Schieds- 
spruch “)  und  in  anderen  in  der  Rechtssprechung  der  Schiedsgerichts- 
gebiete die  Beschränkung  der  Frauenarbeit  praktisch  herbeigeführt. 

In  keinem  Fall,  was  immer  die  Rechtsbefugnis  des  Schiedsgerichtes 
ist,  kann  es  die  Verhältnisse  in  einem  Gewerbe  nach  irgend  einer  Rich- 
tung ungünstiger  ordnen,  als  sie  in  staatlichen  Gesetzen  für  Handel 
und  Gewerbe  geregelt  sind ; folgerichtig  wurden  alle  Bestimmungen 
eines  Schiedsspruchs  als  hinfällig  erklärt,  wenn  Staatsgesetze  günstigere 
Bedingungen  vorschrieben 4J). 

**>  Entscheidungen  Vol.  II  S.  159. 

”)  In  Neuseeland  wurden  Teile  der  Schiedssprüche  in  der  Kohlcnindustrie 
durch  die  Regulierung  der  Arbeitszeiten  im  neuen  Berggesetz  von  1905  außer  Wirk- 
samkeit gesetzt.  — In  einer  Entscheidung  des  Ilundesgerichtes  wurde  ein  Schieds- 
spruch soweit  außer  Wirksamkeit  erklärt,  als  er  mit  den  im  early  closing  act  ge- 
gebenen Vorschriften  sich  in  Widerspruch  befand.  (Kall  Clancy  s.  IIoltnan-Brown.) 


(Fortsetzung  im  nächsten  Heft.) 
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Die  Ausländer  und  der  Pariser  Arbeitsmarkt. 

(Gibt  es  auf  dem  Arbeitsmarkt  in  Paris  eine  Arbeitsteilung  nach 

Nationalitäten  ?) 

Von 

KÄTHE  SCHIRMACHER. 

Von  allen  europäischen  Hauptstädten  ist  Paris  die  internationalste: 
1891  zählte  es  auf  1000  Einwohner  75  Fremde;  Petersburg  24,  London 
und  Wien  je  22,  Berlin  n.  Die  Gesamtzahl  der  Ausländer  in  Paris 
betrug  damals  180960  gegen  2244000  Franzosen,  auf  eine  Gesamtbe- 
völkerung von  2425000  Seelen. 

Seitdem  hat  sich,  durch  die  Wirkung  des  Gesetzes  vom  28.  6.  1889, 
demzufolge  alle  in  Frankreich  von  Ausländern  geborenen  Kinder  als 
Franzosen  gelten,  zuerst  die  Zahl  der  Ausländer  in  Paris  auf  dem 
Papier  verringert  und  betrug  1896  nur  noch  156845.  1901  war  sie 

wieder  etwas  gestiegen:  157600  Ausländer  gegen  2556500  Franzosen, 
auf  eine  Gesamtbevölkerung  von  2715000  Einwohnern. 

Nach  amtlicher  Angabe  zählte  Paris,  1901,  also  5,9  % Ausländer 
(statt  7,5%  i-  ]■  1891).  Da  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1906 
noch  nicht  veröffentlicht  sind,  müssen  wir  uns  in  dieser  Arbeit  der  Er- 
gebnisse der  Zählung  von  1901  bedienen,  die,  was  die  Fremden  be- 
trifft, nur  ganz  unvollständig  erschienen  sind. 

Nach  Angabe  aller  Sachverständigen  (Mitglieder  der  Botschaften, 
Konsuln,  Geistliche,  Kaufleute,  Arbeiter)  übertrifft  die  Zahl  der  Aus- 
länder in  Wirklichkeit  stets  die  amtlichen  Ziffern,  und  ist  die  Ein- 
wanderung in  Paris  seit  1891  deutlich  gestiegen.  — - Wir  bemerken  also 
von  vorneherein,  daß  die  in  dieser  Arbeit  benützten  Zahlen  hinter 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  Zurückbleiben. 
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Paris  zählte  1901 

auf  157  600 

Ausländer : 

Belgier 

27  954- 

Rumänen,  Serben,  Bulgaren 

3 532. 

Deutsche 

24  568- 

Spanier 

3 527. 

Italiener 

21  791. 

Holländer 

2 923. 

Schweizer 

19  639. 

Nordamerikaner 

2 62s. 

Engländer 

10532. 

Türken 

1 97'- 

Russen 

9 864. 

Ungarn 

1 306. 

Luxemburger 

8050. 

Griechen 

820. 

Südamerikaner 

5 89<}. 

Australier,  Occanier 

St  t. 

Oesterreichcr 

4678. 

Schweden 

617. 

Afrikaner 

445- 

Portugiesen 

328. 

Dänen 

439- 

Norweger 

298. 

(4913  Ausländer  hallen  ihre  Nationalität  nicht  angegeben.) 


Obige  Liste  beweist,  daß  Paris  den  Namen  Kosmopolis  wohl 
verdient  und  einen  trefflichen  Boden  für  unsere  Untersuchung  bietet: 
Sammelplatz  aller  Ausländer,  ist  es  auch  ein  internationaler  Arbeits- 
markt, der  eine  Prüfung  auf  Arbeitsteilung  nach  Nationali- 
täten, nach  nationalen  Fähigkeiten  in  der  Arbeit  zulässt. 

Die  zahlreichsten  Pariser  Fremdenkolonien  sind  die  belgische, 
deutsche,  italienische  und  schweizer,  und  da  wir,  einerseits,  das  Feld 
der  Untersuchungen  beschränken,  andererseits  aber  doch  mit  nennens- 
werten Größen  arbeiten  mußten,  wurden  in  dieser  Arbeit  nur  diese  4 
Kolonien  berücksichtigt. 


Von  der  Nationalität  einmal  abgesehen,  zieht  Paris  auch  die  Aus- 
länder aller  Klassen  an : den  ungelernten  Arbeiter,  dem  es,  wie  alle 
Großstädte,  viel  grobe  Arbeit  bietet ; den  gelernten  Arbeiter,  weil  es, 
wie  alle  Hauptstädte,  gelernte  Arbeit  schätzt  und  hoch  bezahlt  ; den 
Kopfarbeiter,  dem  es  außergewöhnliche  Bildungs-  und  Forschungsmittel 
bietet;  den  Reichen,  Rentner,  Weitling,  der  hier  die  feinste  Auslese 
von  Luxus,  Eleganz,  Vergnügen  findet. 

Die  englische,  die  nord-  und  südamerikanische  Kolonie  sind  vor- 
wiegend Luxus-  und  Studicnkolonien , die  deutsche,  schweizer,  belgi- 
sche und  italienische  vorwiegend  Studien-  und  Arbeitskolonien. 

Die  Einwanderung  in  Frankreich  unterliegt  als  solche,  sozusagen, 
keiner  Beschränkung:  der  Paß  ist  nützlich,  jedoch  nicht  unentbehrlich; 
durchreisende  Ausländer  werden  nur  durch  die  Hotels  angemeldct. 
Ausländer,  die  in  Paris  wohnen  wollen,  haben  sich  binnen  14  Tagen 
selbst  auf  dem  Polizeipräsidium  zu  melden  (kostenlos).  Ausländer,  die 
einen  Beruf  ausüben  wollen,  haben  sich  selbst  binnen  g Tagen  anzu- 
melden und  zahlen  eine  Taxe  von  2 Fr.  55.  Jeder  Wohnungswechsel 
ist  anzuzeigen. 
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Es  ist  aber  bekannt,  daß  viele  Ausländer  auch  diese  einfachen 
Förmlichkeiten  nicht  erfüllen.  Ebenso  wie  Erfahrung  und  Beobach- 
tung lehren,  daß  viele  Ausländer  die  Volkszählungszettcl  nicht  den 
Tatsachen  entsprechend  ausfüllen,  sondern  glauben,  aus  Zweckmäßig- 
keitsgründen, ihre  fremde  Nationalität  verbergen  zu  müssen. 

Eine  beträchtliche  Zahl  der  Ausländer  in  Frankreich  läßt  sich 
naturalisieren,  was  zu  einer  nennenswerten  Erhöhung  der  schwachen 
französischen  Bevölkerungszunahme  führt:  1901  zählte  Paris  45800 

naturalisierte  Ausländer.  — Die  Naturalisierungen  finden  hauptsächlich 
in  den  bürgerlichen  Schichten  des  kleinen,  mittleren  und  großen  Unter- 
nehmertums statt,  das  die  französische  Nationalität  erwirbt,  um  die 
Kundschaft  anzuziehen,  Regierungslieferungen  zu  erhalten,  Aemter  in 
den  Vorständen  der  Berufsvereine  bekleiden  zu  können  und  um,  im 
Kriegsfälle,  die  Ausweisung  zu  vermeiden.  Die  Arbeiter  werden  meist 
durch  die  Kosten  (175  Fr.  25)  an  der  Naturalisierung  verhindert.  Sic 
können  alsdann  in  den  Gewerkschaften  kein  Amt  bekleiden,  keine  der 
Prämien  beziehen,  die  von  den  Unternehmerverbänden  für  30jährige 
Dienste  verteilt  werden,  haben  kein  Anrecht  auf  öffentliche  Armen- 
unterstützung, ihre  Kinder  sind  von  gewissen  Wohlfahrtseinrichtungen 
ausgeschlossen  (Ferienkolonien  etc.). 

Aber  das  Gesetz  von  isS9  über  die  französische  Nationalität  be- 
sorgt die  Naturalisierung  der  Ausländer  in  der  II.  Generation  ganz  von 
selbst : Gelten  doch  als  Franzosen  alle  in  Frankreich 
geborenen  Kinder  von  Ausländern.  Es  steht  ihnen  aller- 
dings frei,  mit  21  Jahren  für  ihr  Ursprungsland  zu  optieren.  In  den 
eigentlichen  Arbeiterklassen  ist  diese  Option  aber  sehr  selten,  da  das 
Gesetz  dort  meist  wenig  bekannt  ist  und  alle  amtlichen  Handlungen 
für  Lohnarbeiter  einen  Zeit-  und  Geldverlust  bedeuten.  So  zieht  die 
französische  Heeresverwaltung  denn  alljährlich  eine  beträchtliche  Zahl 
Rekruten  ausländischer  Abstammung  zum  Dienst  ein.  — Andere  Aus- 
länder (vorwiegend  der  unteren  Stände)  verlieren  ihre  ursprüngliche 
Nationalität  durch  einen  ununterbrochenen  Aufenthalt  von  10  Jahren 
im  Ausland  (ohne  jedoch  dadurch  die  französische  Nationalität  zu  er- 
werben). — Endlich  gibt  es  für  in  Frankreich  geborenen  Kinder  von 
Ausländern,  wenn  deren  Vater  oder  Mutter,  und  wäre  es  rein  zu- 
fällig, auf  französischem  Boden  geboren  wurde,  nicht  einmal  mehr  die 
Möglichkeit  der  Option1).  Das  Gesetz  von  1889  bedeutet  einen  Ver- 
such Frankreichs,  seiner  sehr  schwachen  Geburtenziffer  durch  gesetz- 
liche Assimilicrung  der  ausländischen  Geburten  aufzuhclfen.  — Es  ist 
für  unsere  Untersuchung  wichtig,  festzustellen,  daß  cs  in  Paris  viele 

')  So  war  ein  ausländischer,  aber  in  Frankreich  geborener  Diplomat  ge- 
zwungen, in  Frankreich  zu  dienen,  weil  seine  Mutter,  ohne  Französin  zu  sein,  doch 
in  Paris  geboren  war. 
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»Franzosen«  ausländischer  Abstammung,  Nennfranzosen  gibt. 

Im  Jahre  1901  zählte  Frankreich  auf  eine  Gesamtbevölkerung  von 
38700000  Einwohner  1034000  Ausländer  (amtliche  Ziffer),  269  Aus- 
länder auf  10000  Einwohner,  2,7%.  Paris  mit  seinen  5,9  % Ausländern 
übertrifft  also  weit  den  Durchschnitt. 

Die  4 uns  hier  angehenden  Fremdenkolonien  betrugen  für  ganz 
Frankreich  : 

1.  Italiener:  330500  (Departement  Bouchcs  du  Rhönc,  Var, 
Alpes  Maritimes,  Corse,  Seine). 

2.  Belgier:  323490  (Nord,  Ardennes,  Seine). 

3.  Deutsche:  89  8°°  (Meurthe  et  Moselle,  Vogesen,  Beifort, 
Seine  et  Oise,  Marne,  Seine). 

4.  Schweizer:  72000  (Doubs,  Rhöne,  Haute  Savoie,  Alpes 
Maritimes,  Beifort,  Aisne,  Seine  et  Marne,  Seine  et  Oise,  Seine). 

Die  Grenzdepartements  im  Norden,  Osten  und  Südosten  sind  durch 
ihre  geographische  Lage  und  die  hohe  Bevölkerungsspannung  der  4 
Nachbarländer  Einwanderungsgebiete  erster  Klasse,  und  die  Zahl  der 
Ausländer  steigt  dort  von  6,6  % auf  28,5  % der  Gesamtbevölkerung. 
In  absoluten  Ziffern  freilich  zählt  das  Seinedepartement  die  meisten 
Ausländer,  während  es,  was  die  relative  Zahl  der  Fremden  betrifft,  erst 
in  8'  Linie  kommt.  Die  Einwanderung  wird  von  der  Grenze  nach  der 
Mitte  zu  also  schwächer  und  von  den  4 uns  interessierenden  Natio- 
nalitäten gelangen  nach  Paris: 

Belgier:  28  000  von  323  490,  elwa  '/ti. 

Deutsche:  24  500  » 89  800,  » '/»• 

Italiener:  22  000  » 330  500,  * V1*- 

Sch  weize  r:  19000  » 72000,  nicht  ganz  ’/<■ 

Da  unser  Hauptgegenstand  die  Arbeitsteilung  nach  Nationalitäten 
ist,  haben  wir  die  Zahl  der  berufstätigen  Ausländer  in  Frank- 
reich festzustellen. 

Im  Jahre  1901  hatte  Frankreich,  auf  eine  Gesamtbevölkerung  von 
38  Millionen,  eine  berufstätige  Bevölkerung  von  19800000  Personen 
(12900000  Männer,  6 s°o 000  Frauen)2).  Die  berufstätige  Bevölkerung 
betrug  also  für  ganz  Frankreich  50,6%  und  stieg  für  Paris  auf  62% 
der  Gesamtbevölkerung  (1685000  Personen  von  2715  0001. 

Nach  der  Statistik  von  1901  betrug  die  Zahl  der  in  Paris  berufs- 
tätigen Ausländer:  111)500.  Nur  40000  also  üben  keinen  Er- 
werb aus  (Rentner,  Hausfrauen,  Kinder).  73  a/,  sind  berufstätig  (Unter- 
nehmer, Angestellte,  Arbeiter),  so  daß  der  Prozentsatz  der  Erwerbs- 
tätigen unter  den  Ausländern  in  Paris  noch  den  schon  recht  hohen 
Prozentsatz  der  Erwerbstätigen  im  allgemeinen  übertrifft  (73  : 62  %). 
Die  großen  Pariser  Fremdenkolonien  sind  alle  hervorragend  erwerbs- 
tätig. 

’)  Wie  immer,  waren  die  Hausfrauen  nicht  unter  die  Berufstätigen  gezählt. 
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Die  4 uns  besonders  beschäftigenden  Fremdenkolonien  stellen  in 
Paris  eine  Gesamtbevölkerung  von: 

Belgier  ...  28  000 

Deutsche  ...  24  500 

Italiener  ...  22  000 

Schweizer  . . . 19  000 

Summa  93  000  Personen 

und  bilden  58%  der  gesamten  ausländischen  Bevölkerung  von  Paris 

C 1 57  5°°)- 

Ihre  berufstätige  Bevölkerung  betrug: 

Belgier  ...  20  645 

Deutsche  . . . 19640 

Italiener  . . >6345 

Schweiler  . . . 15  360 

Summa  72  000  Personen 

auf  116500  in  Paris  erwerbstätige  Ausländer,  d.  h.  61  °/o.  Die  4 ge- 
nannten Kolonien  bilden  somit  das  Gros  der  in  Paris 
erwerbstätigen  Fremden. 

Die  Statistik  von  1901  gibt  die  erwerbstätige  Pariser  Gesamtbe- 
völkerung nach  großen  Berufsklassen  an.  Wir  ergänzen  die  Ueber- 
sicht  durch  Anfügen  der  entsprechenden  Zahlen  für  die  4 genannten 
Fremdenkolonien : 

Erw.  Ges.  Bev.  Belgier.  Deutsche.  Italien.  Schw. 

Fischerei,  Forst-  und 


Landwirtschaft 

3 276 

20 

'5 

20 

50 

Industrie. 

888  832 

12  570 

5 980 

11 315 

6 202 

Handel  und  Bankwesen 

406  404 

4 125 

4 400 

2605 

4 625 

11  ausdienst 

207  201 

2939 

7 825 

I 250 

3 7°o 

Li b.  Berufe,  Staats-  und 
Gemein  dediensl 

178659 

905 

I 270 

1 115 

795 

Summa : 

1 684  372 

20  645 

19  640 

16345 

15  360 

Die  berufstätige  Bevölkerung  der  4 Kolonien  bildet  4,2  °/0  der  be- 
rufstätigen Pariser  Gesamtbevölkerung.  — Die  Gesamtzahl  aller  in 
Paris  berufstätigen  Ausländer  hingegen  (i.ft  % der  berufstätigen  Pariser 
Bevölkerung.  Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Ausländer  in  Paris  trotz 
ihrer  starken  Berufstätigkeit  doch  nur  einen  sehr  geringen 
Bruchteil  der  Pariser  Berufstätigen  bilden.  Dieser 
Punkt  ist  für  die  Beurteilung  der  »Konkurrenz  der  Ausländer«  wichtig. 

In  allen  großen  Berufsklasscn  treffen  wir  die  Ausländer  als  Unter- 
nehmer, Angestellte  und  Arbeiter.  — Wir  können  sic  deutlicher  er- 
fassen, wenn  wir  sie  — und  vor  allem  unsere  4 Kolonien  — in  jeder 
der  24  Berufsgruppen  der  amtlichen  Statistik  verfolgen.  I)a  die  Stati- 
stik von  1901  über  die  Ausländer  in  Paris  nur  ganz  summarische  Aus- 
kunft gibt  (Bd.  I S.  328/29;  Bd.  IV  S.  508/9),  war  es  nur  durch  das 
Entgegenkommen  des  Leiters  des  statistischen  Bureaus  im  Arbeits- 
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ministerium  in  Paris  möglich,  genauere  Angaben  über  die  Ausländer 
in  den  verschiedenen  Berufen  zu  erhalten. 

Diese  Zusammenstellung  auf  Grund  ungedruckten  Materials, 
ohne  die  Endsummen,  war  ziemlich  mühsam.  Sie  ergab  auch  häufig 
für  unsere  4 Kolonien  ein  völliges  Zersplittern  der  Berufstätigen  in  be- 
langlose Grüppchen. 

Die  Verfolgung  der  Berufstätigen  vieler  Nationalitäten  als  Unter- 
nehmer, Angestellte  und  Arbeiter  durch  mehr  als  1200  Berufe  bietet, 
wenn  das  amtliche  Material  unverarbeitet  vorliegt,  natürlich  gewisse 
Schwierigkeiten.  Deshalb  geben  wir  hier  nur  ungefähre  Ziffern  und 
geben  sie  nur  als  Anhaltspunkte3).  Durch  Erfahrung  und  Be- 
obachtung ergänzt,  werden  sie  uns  trotzdem  von  großem  Nutzen  sein. 

Um  die  Bedeutung  der  berufstätigen  Ausländer  in  Paris  richtig  zu 
schätzen,  müssen  wir  eine  kurze  Uebersicht  des  Pariser  Arbeitsmarkts 
vorausschicken : 


Steinbrüche  ^ 

Edelsteine  \ 

Landwirtschaft 

Steine  u.  Erden,  Gipsgießerei  . 

Keramik-,  Glasindustrie 

Roßhaar,  Stroh,  Federn 

Körperpflege 

Chemische  Industrien 

Kautschuk-Papier 

Schauspiel  und  Agenturen  ) 

Feinmetalle  1 

Bankwesen  und  Versicherung  J 
Graphische  Gewerbe 
Nahrungsmittelindustrie  1 

Leder  und  Häute 

Erdarbeiten,  Bauten 
Holzindustrie 
Liberale  Berufe 

Staats-  und  Gemeindedienst  | 
Gewöhnliche  Metalle 
Last-  und  Verkehrswesen 

Hausdienst  | 

Bekleidungsindustrie  f 

Handel 


I — I 000  Berufstätige. 
2 670  Berufstätige. 

5 — 10  000  Berufstätige. 
11  — 19000  Berufstätige. 

20 — 49  000  Berufstätige. 

50 — 99000  Berufstätige. 

1 00  1 50  000  Berufstätige. 

200 — 299  000  Berufstätige. 
355  400  Berufstätige. 


Wir  bemerken  dazu,  daß  Bergbau,  Forst-  und  Landwirtschaft  so- 
wie die  Textil-  und  Metallindustrien  keine  Pariser  Gewerbe 


*)  Dieses  war  um  so  angezeigter,  als:  1)  infolge  absichtlich  falscher  Angaben 
der  Betreffenden,  diese  Zahlen  ja  niemals  der  Wirklichkeit  voll  entsprochen  haben ; 

2)  sie  schon  1901  hinter  den  Tatsachen  zurückblieben,  also  1907  noch  mehr. 

3)  unsere  Aufgabe  nicht  eine  bis  ins  letzte  Detail  genaue  zahlenmäßige  Feststellung 
der  Ausländer  in  Paris  war. 
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sind,  und  der  Staats-  und  Gemeindedienst  fast  nur  Franzosen  beschäftigt. 

Der  Anteil  der  Belgier,  Deutschen,  Schweizer  und  Italiener  an  den 
24  amtlichen  Berufsgruppen  ist  folgender: 


Steinbrüche 

0 

(von 

48) 

1 

Edelsteine 

25 

( • 

700) 

‘/so  I 

Landwirtschaft 

67 

( * 

2 

070) 

’/»»  1 

Kautschuk-Papier 

83 

( » 

*4 

420) 

VlJS  1 

Roßhaar,  Stroh,  Federn 

224 

(von 

7 

3S0) 

V«  1 

Schauspiele,  Agenturen 

357 

( * 

*4 

5451 

'/«  I 

Keramik,  Glas 

39  > 

( * 

6 

97°) 

V.!  I 

Chemische  Industrien 

482 

< * 

«3 

5<x>) 

‘/•»  1 

Staats-  u.  Gemeindcdiensl4) 

520 

(von 

104 

128) 

1 

Körperpflege 

533 

( > 

9 

000) 

'in  \ 

Feinmetalle 

573 

( » 

20 

385) 

\ Sb  | 

Steine  und  Erden 

7*1 

( » 

6 

830) 

*/. 

Bank,  Versicherung 

97* 

( * 

29 

360) 

'/»o  J 

Graphische  Gewerbe 

1073 

(von 

35 

630) 

*/st» 

Nahrungsmittel 

* 529 

( » 

3& 

960) 

V#  0 

Leder  und  Häute 

2 350 

< » 

43 

360) 

V** 

Liberale  Berufe 

3 082 

i * 

78 

825) 

V« 

Holzindustrie 

3098 

( * 

68 

*>75) 

V» 

Last-  und  Verkehrswesen 

3 799 

i » 

*45 

5°°) 

*/•» 

Krdarbeiten  und  Bau 

4 449 

( • 

60 

330) 

‘/IS 

Gewöhnliche  Metalle 

4 453 

( * 

112 

995) 

V« 

Bekleidungsindustrie 

9 4*4 

(von 

277 

754) 

Vs»  ] 

Handel 

3 34* 

( » 

335 

400 ) 

V« 

Hausdienst 

*5  b9<> 

( * 

207 

200) 

‘/t* 

0—99- 


100 — 499. 


500—999. 


1000 — 5000. 


5 — 20  000. 


Wir  betonen  wiederum,  daß  diese  Prozentsätze  in  Wirklichkeit 


höher  sind,  glauben  aber,  daß  der  Prozentsatz  der  Ausländer  in  den 
Pariser  Berufsgruppen  selten  die  6,9°/o  ihres  Anteils  an  der  erwerbs- 
tätigen Gesamtbevölkerung  überschreitet. 

Aus  den  vorstehenden  Listen  ergibt  sich,  daß  in  1 1 von  24  Berufs- 
gruppen die  Berufstätigen  der  4 uns  interessierenden  Länder  eine  ge- 
wisse Rolle  spielen  (1000—20000).  F.s  sind  in  abnehmender  Reihen- 
folge : Hausdienst,  Handel,  Bekleidungsindustrie,  gewöhnliche  Metalle, 
Bauwesen,  Verkehrswesen,  Holzindustrie,  liberale  Berufe,  Leder  und 


Häute,  Nahrungsmittelindustrie,  graphisches  Gewerbe. 

Als  12.  und  13.  Gruppe  sind  noch  einzurechnen  Bank-  und  Ver- 
sicherungswesen mit  nahe  an  1000  Berufstätigen,  Steine  und  Erden, 
in  denen  die  Ausländer  ’/o  aller  Berufstätigen  bilden  (freilich  ’/»,  das 
noch  nicht  1000  Personen  beträgt). 

Bisher  haben  wir  die  Ausländer  als  Berufstätige  im  allge- 
meinen betrachtet,  ohne  zahlenmäßig  ihre  soziale  Stellung  im  Beruf 
als  Unternehmer,  Angestellte,  Arbeiter  und  Für  eigene  Rechnung  Tätige  s) 
anzugeben. 

In  allen  Berufsklassen  zusammen  gab  cs  1901  in  Paris  auf  100 


4)  Botschaften,  Konsulate,  Kultus  etc. 
Aj  Travsillcurs  isolcs. 
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Berufstätige  10  Unternehmer,  24  Angestellte  und  Arbeiter  und  16  für 
eigene  Rechnung  Tätige. 

Nach  Berufsklassen  geordnet,  betrug  ihre  Anzahl  für  die  gesamte 
berufstätige  Bevölkerung: 


Unternehmer.  Angest.  Arb.  F.  e.  Rechn.  Tat. 


Landwirtschaft 

884 

'275 

4M 

Berg-  und  Hüttenwesen 

0 

0 

0 

Industrie 

70  661 

452  098 

1 63  89 1 

Last-  und  Verkehrswesen 

1 692 

128  281 

3 459 

Handel,  Schauspiele,  Bank 

83  364 

246  71 1 

53  901 

L i b.  Berufe 

4 819 

27  200 

4 t 698 

Körperpflege,  Hausdienst 

2 674 

206  533 

9<>9 

Staats-  und  Gemeindedienst 

— 

104  118 

Summa 

164  094 

1 16b  216 

264  332. 

Wir  ergänzen  diese  Uebersicht  durch  die  der  Berufstätigen  unserer 

4 Kolonien  zusammen,  als  Unternehmer, 

, Angestellte,  Arbeiter  und 

für  eigene  Rechnung  Tätige  in 

den  verschiedenen  Berufsklassen : 

Unternehmer. 

Ang.  u.  Arb. 

F.  e.  Rechn.  Tat. 

Landwirtschaft 

«5 

50 

to 

Berg-  und  Hüttenwesen 

0 

0 

0 

Industrie 

3 too 

20  500 

5 600 

Last-  und  Verkehrswesen 

■0 

3 650 

75 

Handel,  Schauspiele,  Bank 

2 620 

9 875 

2045 

L i b.  Berufe 

90 

735 

2 260 

Körperpflege,  Hausdienst 

95 

16025 

85 

Staatsdienst 

0 

400 

30 

Summa : ö ooo 

52  OOO 

1 0 OOO. 

In  unseren  4 Fremdenkolonien  zählt  das  Unternehmertum  6000 
Vertreter,  die  Klasse  der  Arbeitnehmer  62  000.  Das  Unternehmertum 
aber  umfaßt  eine  große  Zahl  mittlerer  und  kleiner  Unternehmer,  und 
so  bestätigt  sich  die  Ansicht,  daß  unsere  4 Kolonien  vor  allem  Arbeits- 
kolonien sind. 

Die  Ausländer  6i  als  Unternehmer  bildeten  1901  ’/a«  der  Pariser  Arbeit- 
geber(6ooo:  164094).  Die  Arbeitnehmer;  722(62000:  1 430540).  Das  sind, 
wenn  selbst  die  Wirklichkeit  darüber  hinausgeht,  sehr  bescheidene  Ziffern. 

Wir  geben  nun  die  Zahl  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  für 
jede  der  4 Kolonien  gesondert  an: 

Belgier:  Untern.  2000.  Ang.  Arb.:  13400.  F.  e.  Rechn.  Tat.:  3700. 

Deutsche:  Untern.  1200.  Ang.  Arb.:  15200.  F.  e.  Rechnung 
Tätige:  2500. 

Schweizer:  Untern.:  1500.  Ang.  Arb.:  1 1 300.  F.  e.  Rechnung 
Tätige:  1800. 

Italiener:  Untern.:  1260.  Ang.  Arb.:  11500.  F.  e.  Rechnung 
Tätige:  2300. 

*)  der  4 Kolonien. 
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Somit  findet  man  bei  den  Belgiern  die  meisten  Unternehmer  und 
die  meisten  für  eigene  Rechnung  Tätigen  (was  der  Wirklichkeit  ent- 
spricht, doch  sind  die  Unternehmer,  wie  gesagt,  oft  ganz  kleine  Leute). 

Die  meisten  Angestellten  und  Arbeiter  finden  sich  bei  den  Deutschen. 
Das  muß  dahin  erklärt  werden,  daß  bei  den  Deutschen  die  Ange- 
stellten (Hotel,  Bureau,  Haus)  überwiegen;  die  eigentlichen  Arbeiter- 
kolonien sind  Belgier  und  Italiener,  was  sich  z.  B.  auch  aus  den  Zahlen 
der  Arbeitslosen  für  1901  ergibt.  Es  waren  am  1.  März  1901  arbeitslos 
1400  Belgier,  und  1200  Italiener,  hingegen  nur  je  800  Deutsche  und 
Schweizer. 

Somit  unterscheiden  unsere  4 Kolonien  sich  nicht  nur  durch  die 
Art  der  Arbeit,  sondern  auch  durch  die  soziale  Stellung  der 
Arbeiter  im  Beruf. 

Wenn  wir  die  Arbeitgeber,  weil  diese  Kategorie  gar  zu  ver- 
schiedene soziale  Elemente  umfaßt  und  deshalb  einen  Schluß  nicht 
gestattet,  bei  Seite  lassen,  ergeben  sich  für  die  Angestellten  und 
die  Arbeiter  getrennt  folgende  Zahlen: 

Angestellte: 


Deutsche 

to  300 

Schweizer 

6 347 

Belgier 

4 765 

Italiener 

2 342. 

Arbeiter: 

Italiener 

8 100 

Belgier 

8 000 

Schweizer 

4 240 

Deutsche 

4 200. 

Somit  sind  die  deutsche  und  die  schweizer  Einwanderung  in  Paris 
die  mehr  bürgerliche,  die  höher  gebildete.  Unter  den  Italienern  z.  B. 
finden  sich  die  meisten  Analphabeten. 

Die  verschiedene  soziale  Zusammensetzung  unserer  4 Kolonien 
bedingt  natürlich  auch  eine  verschiedene  Berufstätigkeit. 

Weshalb  kommen  die  uns  bekannten  Klassen  Berufstätiger  nun  nach 
Paris? 

Für  das  moderne  Wirtschaftsleben  sind  die  Völkerwanderungen 
noch  nichts  Abgetanes,  sie  haben  im  Gegenteil,  durch  den  allgemeinen 
industriellen  und  kaufmännischen  Aufschwung,  durch  die  verbesserten 
Verkehrsverhältnisse,  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren.  Die  Länder 
mit  hoher  Bcvölkerungsspannung  und  die  Länder  mit  schwacher  Geburts- 
ziffer, die  aber  einen  großen  Arbeitsmarkt  bieten,  stehen  in  dauernden 
Wechselbeziehungen,  deren  Form  und  Grad  allerdings  sehr  wandelbar 
ist,  die  jedoch  als  Beziehungen  an  sich  durchaus  dauernd  sind. 

Frankreich  als  ältestes  Industrieland  des  Kontinents,  Paris,  als 
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Mittelpunkt  der  gesuchtesten  französischen  Industrien  7),  Paris,  das  seit 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  eine  immer  steigende  Anzahl  ausländischer 
Kaufleute,  Industrieller,  Handwerker  und  Arbeiter  anzog,  die  kaufen, 
verkaufen,  austauschen,  lernen,  sich  vervollkommnen,  ihr  Brot  oder 
hohe  Löhne  verdienen  kamen;  Paris,  ein  Zentrum  aller  Geschäfte,  die 
volkreichste  Hauptstadt  des  Kontinents,  berühmt  durch  die  Solidität 
und  Eleganz  seiner  Produkte , Paris , mit  seinem  anspruchsvollen 
Käuferkreis  (Hof,  Adel,  Fremde,  das  verwöhnteste  Publikum  von  Europa), 
Paris  hat  seit  dem  Beginn  seiner  industriellen  Aera  stets  die  höchsten 
Löhne  des  Kontinents  gezahlt  und  dadurch  den  Ruf  einesder  ersten 
Arbeitsmärkte  der  Welt  erworben. 

Dieser  Ruf  wirkte  von  je  und  wirkt  noch  heute  auf  seine  volk- 
reichen Nachbarn  im  Osten,  Nord-  und  Südosten. 

Ueber  Deutschland  kommen  auch  die  Skandinavier,  Deutsch- 
Oesterreicher  , Slaven  und  Balkanstaatler  nach  Paris.  Sie  kommen 
meist  in  Stationen : die  Skandinavier  über  Hamburg — Köln ; die  Oester- 
reicher,  Slaven,  Rumänen,  Türken  über  Rußland,  Berlin,  Köln  oder 
.Süddeutschland,  und  es  gibt  in  Europa  internationale  Wander- 
strassen, die  seit  Jahrhunderten  täglich  von  Tausenden  Arbeit-  und 
Glücksuchenden  beschritten  werden. 

Nach  Paris  kommen  sie  zu  Bahn  und  zu  Fuß;  die  Zahl  der  letzteren 
ist  größer,  als  man  denkt,  aber  unmöglich  festzustellen.  Sie  wandern 
zu  von  Genf,  Basel,  Köln,  aber  auch  von  Warschau  und  Tiflis.  Jedes 
Ereignis,  das  in  einem  europäischen  Lande  das  wirtschaftliche  und 
soziale  Gleichgewicht  stört,  übt  seine  Rückwirkung  auf  Paris  aus  und 
bedingt  eine  Einwanderung  der  betroffenen  Arbeitskräfte  dorthin.  So 
ist  seit  5 Jahren  in  der  bis  dahin  fast  allein  aus  Studierenden  bestehenden 
russischen  Kolonie  ein  Zuströmen  russischer  Handwerker  und  Arbeiter 
zu  verzeichnen.  LTnd  das  Gleiche  zeigt  sich  in  der  rumänischen  Kolonie: 
die  rumänischen  Agrarunruhen  haben  eine  stärkere  Einwanderung 
rumänischer  Handarbeiter  (besonders  Schneidert  in  Paris  bewirkt. 

Das  Gegenteil  findet  statt,  wenn  eines  der  französischen  Nachbar- 
länder sich  wirtschaftlich  hebt:  sofort  sinkt  die  Pariser  Einwanderung 
oder  ändert  den  Charakter. 

Die  Einwanderung  ausländischer  Arbeitskräfte  in  Paris  beruht  auf 
folgenden  Hauptgründen:  Uebervülkerung  im  eigenen  Land  oder  in 

der  eigenen  Heimat;  politische  und  wirtschaftliche  Störungen;  Mangel 
an  nationaler  Arbeit,  in  Hinsicht  auf  Quantität  oder  Qualität;  der  Wunsch 
beruflicher  Vervollkommnung;  der  Wunsch,  sich  durch  einen  Erfolg  in 
Paris  die  höchste  Anerkennung  zu  sichern;  der  Reise-  und  Wandertrieb, 
Schwierigkeiten  mit  den  Heimatbehörden. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Pariser  Zuzügler  sucht  einen 

’)  der  Produktion  oder  der  Absatzes. 

16  • 
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sofortigen  und  einen  mehr  als  bei  ihnen  landesüblichen  Verdienst.  — 
Andere  kommen  um  zu  lernen  (Volontäre),  verzichten  auf  Bezahlung 
oder  begnügen  sich  mit  einer  mäßigen,  bringen  das  vorübergehende 
Opfer  jedoch  nur  in  der,  auch  gerechtfertigten,  Erwartung,  bei  ihrer 
Rückkehr  um  so  höher  bezahlt  zu  werden. 

Sehr  zahlreich  sind  die  Wandervögel.  Unsere  Untersuchungen 
haben  uns  das  vielfach  bewiesen.  Eines  schönen  Tages,  sie  wissen 
selbst  nicht  wie  noch  warum,  ergreift  der  Wandertrieb  sie  da  irgendwo 
in  Serbien,  Ungarn,  Rußland,  Schlesien,  Sicilien,  sie  müssen  nach 
Paris,  die  wunderbare  Stadt  sehen,  wo  man  so  flott  lebt,  und  so  brav 
Geld  verdient.  Es  ist  eine  fixe  Idee,  und  sie  wandern  ab,  einzeln,  in 
Gruppen,  direkt,  in  Etappen,  ledig,  verheiratet.  Alte  und  Junge.  — Viele 
bleiben  ihr  ganzes  Leben  unstätr). 

Nicht  wenige  führten  die  seit  1868  so  zahlreichen  Weltausstellungen 
nach  Paris,  was  uns  besonders  bei  den  älteren  deutschen  Arbeitern 
auffiel.  — Eine  große  Zahl  dieser  Wandernden  ist  jeder  Umsicht  bar; 
sic  kommen  auf  gut  Glück  und  stranden  oft  jämmerlich  an  der  Tür 
der  Konsulate  und  Hilfsvereine,  denen  es  obliegt,  solche  Wracks  wieder 
nach  Hause  zu  befördern.  — Leicht  ist  das  nicht:  die  Ansäßigen  wollen 
Paris  unter  keiner  Bedingung  verlassen,  die  Durchreisenden  beanspruchen 
Vergünstigungen,  auf  die  sie  kein  Recht  haben  (das  Leihen  falscher 
Heimatscheine,  Militärpapiere,  Pässe,  etc.,  ist  unter  ihnen  regelrecht 
organisiert  und  der  Erlös  einer  gelungenen  Operation  wird  zwischen 
Leihern  und  Entlchnern  geteilt). 

»Wollten  wir  alle  arbeitsfähigen  jungen  Leute  in  die  Heimat  zurück- 
befördern,  sagte  uns  das  Vorstandsmitglied  eines  großen  Hilfsvereins, 
wir  könnten  alle  Tage  einen  Extrazug  abgehen  lassen«. 

Viele  dieser  Zugvögel  sind  jung  und  unerfahren,  leichtsinnig  oder 
haben  »Unglück«  gehabt. 

Der  Durchschnitt  der  ausländischen  Einwanderer  in  Paris  aber 
dürfte  ein  ziemlich  hohes  Maß  von  Willen,  Zähigkeit  und  Können  ver- 
einigen. Beweis,  der  sehr  hohe  Prozentsatz  gelernter  Arbeiter  unter 
den  Einwandernden.  Die  Mehrzahl  der  fremden  Berufstätigen  hat 
ihren  Beruf  gelernt  und  hat  ausgelernt.  Paris  soll  ihnen 
die  letzte  Vervollkommnung  geben  (.Schliff,  Schick,  Mode,  Geschmack, 
Eleganz,  Handgriff,  besondere  Verfahren).  Arbeitskräfte,  die  solche 
Zwecke  verfolgen,  die  entweder  vorwärts  kommen,  zu  etwas 
kommen  oder  hoch  kommen  wollen,  sind  brauchbare  Elemente, 
und  so  empfiehlt  der  gelernte  Fremde  in  Paris  sich  bei  der  Arbeit 
denn  meist  durch  eine  sehr  gründliche  Ausbildung,  die  Tüchtigkeit 

®)  G.  Erenssen,  Peter  Muhr,  S.  101 : »Es  gibt,  glaube  ich,  nicht  wenige 
Deutsche,  die  so  unruhig  und  wirr  und  gutmütig  dumm  durch  die  Weit  wandern.« 
Gilt  ebenso  von  den  andern  Völkern. 
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oder  Eleganz  der  Ausführung,  seinen  Fleiß  und  seine  Pünktlichkeit. 
Er  unterwirft  sich  leichter  einer  gewissen  Zucht,  läßt  sich  etwas  sagen, 
hält  sich  von  Politik  und  Ausständen  fern,  drückt  aber  doch 
nicht  auf  die  Löhne,  da  er  ja  um  zu  »verdienen«  gekommen 
und  einen  nur  geringen  Bruchteil  der  Berufsangehörigen  stellt. 

Der  ungelernte  Arbeiter  muß,  da  er  wenig  oder  gar  nicht  quali- 
fiziert ist,  freilich  arbeiten,  was  man  ihm  bietet  und  sich  mehr  schicken 
und  fügen.  Er  entfaltet  bei  diesen  gröberen  Beschäftigungen  für  ge- 
wöhnlich aber  dieselbe  Ausdauer,  Zucht  und  Pünktlichkeit  wie  der  ge- 
lernte Arbeiter.  Was  die  Löhne  betrifft,  so  kann  ein  für  Paris  nied- 
riger Satz  ihm  allerdings  vergleichsweise  hoch  erscheinen.  Das  ist 
eine  Sache  des  anfänglichen  Niveaus.  Nimmt  er  vorlieb,  so  wird  die 
Arbeit  mit  der  Zeit  ein  Fremdenberuf  werden  (obgleich  auch 
dann  die  Zahl  der  darin  tätigen  Franzosen  der  der  Ausländer  gleich 
oder  überlegen  ist).  Nimmt  er  nicht  voriieb,  so  fügt  er  sich  in  die 
örtliche  Lohnbewegung  ein. 

Allerdings  gibt  es  einen  Augenblick  im  Leben  des  Einwandernden, 
w’o  er  Gefahr  läuft,  ausgebeutet  zu  werden  und  auf  die  Löhne  zu 
drücken“),  wenn  er  nämlich  fremd  und  der  Sprache  unkundig,  bei 
Landsleuten  Arbeit  sucht. 

Heute  findet  wohl  jeder  Zuzügler  in  dem  Pariser  Unternehmer- 
tum, und  wahrscheinlich  sogar  in  seinem  besonderen  Beruf.  Lands- 
leute ; denn  das  Pariser  Arbeitgebertum  ist  ebenso  kosmopolitisch  wie 
das  Arbeitnehmertum,  aus  dem  es  ja  auch  meist  hervorgeht. 

Der  Zureisende  klopft  also  bei  einem  Landsmann  an  und  trifft  es 
dabei  manchmal  schlecht.  So  ist  in  manchen  Pariser  Industrien,  in 
einem  beschränkten  Kreise  ein  Schwitzsystem  entstanden,  das  Auslän- 
der gegen  Landsleute  üben.  In  anderen  Industrien  (Baugewerbe) 
spielt  der  Landsmann  als  Unternehmer  und  Auswanderungs- 
agent eine  große  Rolle,  indem  er  daheim  Arbeiter  anwirbt,  die 
teils  den  wirklichen  Bedürfnissen  des  Markts , teils  seinen  eigenen 
Spekulationen  dienen  sollen. 

Die  meisten  fremden  Unternehmer,  z.  B.  von  Erd-  und  Bauarbeiten, 
und  viele  ausländische  Arbeitgeber  im  allgemeinen  beschäftigen  vor- 
wiegend, wenn  nicht  ausschließlich  Landsleute.  Andererseits  suchen 
die  meisten  Fremden,  um  ihre  Stellung  zu  stärken,  sich  in  französischen 
Betrieben  wiederum  mit  Landsleuten  zu  umgeben. 

Das  Gros  der  Pariser  Arbeitgeber  freilich,  an  eine  internationale 
Arbeiterschaft  gewöhnt,  sieht  in  erster  Linie  auf  die  Leistung  und  fragt 
kaum  nach  der  Nationalität.  Wir  finden  jedoch  in  Paris  auch  Bei- 
spiele französischer  oder  ausländischer  Firmen  die  prinzipiell  nur 
Franzosen,  ausländischer  oder  französischer  Firmen,  die  prinzipiell 
nur  Ausländer  beschäftigen.  — Im  allgemeinen  kommt  der  Fremde  mit 

•)  Siehe  später,  die  Möbelindustrie. 
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der  Absicht,  in  Paris  nur  eine  Zeit  zu  bleiben.  Behagt  er  sich 
dann,  findet  Arbeit,  hohen  Verdienst,  Aussicht  auf  eine  Lebensstellung, 
ja  wird  ihm  nur  das  Pariser  Leben  zur  zweiten  Natur,  so  bleibt  er 
länger  und  länger  und  zuletzt  ganz.  Dies  ist  besonders  häufig  in  der 
belgischen  Kolonie,  dann  in  der  Schweizer. 

Viele  Fremde  bleiben  durch  Heirat,  andere,  die,  obgleich  ver- 
heiratet, allein  zuwanderten,  lassen  die  Familie  nachkommen. 

Geht  es  ihnen  dann  schlecht,  so  kommen  die  Familien,  wegen 
der  hohen  Umzugskosten,  am  schwersten  fort  und  verfallen  chronischem 
Elend. 

In  ähnlich  trauriger  Lage  befinden  sich  die  Arbeitsunfähigen  und 
Greise  der  Fremdenkolonien.  Oft  hal>en  sie  durch  ununterbrochenen 
Aufenthalt  im  Ausland  die  alte  Nationalität  verloren,  ohne  doch  in  den 
Augen  des  Gesetzes  Franzosen  zu  werden.  Dann  ist  keine  Behörde 
verpflichtet,  ihnen  zu  helfen.  Selbst  wenn  sie  aber  ihre  ursprüng- 
liche Nationalität  und  damit  den  Anspruch  auf  Unterstützung  in  der 
Heimatgemeinde  gewahrt  haben,  erscheint  ihre  Ueberführung  an  einen 
Ort,  wo  sie  niemand  mehr  kennen,  wo  ihnen  alles  fremd  ist,  ihnen 
unannehmbar.  So  ist  es  denn  begreiflich,  daß  die  englische  und  die 
Schweizer  Kolonie  in  Paris  Altenheime  errichtet  haben,  und  daß 
andere  Kolonien  dies  erstreben.  Es  ist  nicht  möglich,  die  Zahl  der 
endgültig  in  Paris  haftenden  Ausländer  genau  festzustellen.  Wer  aber 
die  Straßenschilder  studiert,  das  Adreßbuch  durchblättert,  sich  der  Art 
entsinnt,  wie  Frankreich  gesetzlich  die  2.  Generation  assimiliert,  wird 
zu  dem  Schlüsse  kommen,  daß  alljährlich  ein  großer  Pro- 
zentsatz der  Pariser  Fremdenkolonicn  im  Lande 
Wurzel  schlägt. 

Ein  belgischer  Priester  und  ein  deutscher  Pastor  faßten,  jeder  un- 
abhängig für  sich,  die  Sachlage  in  etwa  die  Worte  zusammen:  »Geht 
es  gut,  so  bleibt  man,  geht  es  schlecht,  kommt  man  nicht  fort«.  So 
bildet  sich  der  seßhafte  Kern  der  Pariser  Frcmdenkolonien. 

Die  vorübergehend  Verweilenden  kommen  entweder  nicht  vor- 
wärts, können  nicht  Fuß  fassen,  behagen  sich  nicht,  oder  haben  über- 
wiegend starke  Beweggründe,  zurückzukehren : eine  festgesetzte  Urlaubs- 
frist,  bestimmte  Geldmittel,  Familienbande  oder  Pflichten,  auskömm- 
liche oder  Lebensstellungen  daheim , Uebcmahme  von  Geschäften, 
Läden  etc.,  die  Aussicht,  dank  des  Nimbus  ihres  Pariser  Aufenthalts, 
überall  den  Vorzug  zu  erhalten. 

Wir  geben  nun  je  eine  Studie  jeder  unserer  4 Kolonien.  Trotz- 
dem solche  Untersuchungen  in  Paris,  wegen  der  großen  Entfernungen, 
der  Ueberlülle  und  gleichzeitigen  Zersplitternng  des  Materials,  mühsam 
sind,  gehören  sie  zu  den  fesselndsten  Arbeiten  des  Soziologeu.  An 
derartige  Erhebungen  gewöhnt,  zeigen  Behörden,  Unternehmer,  Sach- 
verständige sich  äußerst  bereitwillig  im  Auskunftgeben.  — Die  lciten- 
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den  Persönlichkeiten  des  Arbeitsministeriums  und  der  verschiedenen 
Fremdcnkolonien,  die  Gewerbeinspektion,  die  Konsulate  und  Gesandt- 
schaften, Priester,  Pastoren  und  Laien,  die  Vorsitzenden  der  Berufs- 
vereine  und  die  Arbeiter,  Ordenschwestern  und  Polizisten,  Bauaufschcr 
und  Straßenkehrer,  — sie  alle  waren  unsere  Mitarbeiter,  denen  wir 
hier  unseren  herzlichen  Dank  aussprechen. 

Das  eingehende  Studium  der  4 Fremdcnkolonien  gestattet  uns 
auch,  die  Ziffern  von  1901  durch  die  Tatsachen  von  1907  zu  kontrol- 
lieren und  die  Organisation  der  Berufsarbeit  in  den  verschiedenen 
Gruppen  kennen  zu  lernen,  die  aus  den  statistischen  Angaben  nicht 
erhellt,  aber  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Arbeitsteilung  ist. 


Die  belgische  Kolonie  in  Paris. 

Nach  der  amtlichen  Statistik,  gab  es  1901  in  Paris  2S000  Belgier, 
eine  Zahl,  die  von  den  Sachverständigen  als  viel  zu  niedrig  erklärt 
wurde.  (40000  ja  50000!)  Die  Kolonie  bestand  aus  13940  Männern 
und  14020  Frauen.  Die  Zahl  der  Berufstätigen  betrug  über  */s  der 
belgischen  Gesamtbevölkerung  in  Paris,  die  Zahl  der  Nichtberufstätigen 
(Rentner,  Hausfrauen,  Greise,  Kinder)  8000,  was  viel  ist  und  auf  einen 
starken  Familienzuzug  schließen  läßt.  Doch  sind  es  nicht  die  Rentner, 
die  vorherrschen:  die  belgische  Kolonie  in  Paris  ist  in  ihrer  Mehrzahl 
kaum  wohlhabend  und  bewohnt  vorwiegend  die  Pariser  Arbeiterviertel 
des  Nordens,  Westens  und  Ostens.  (Villette,  Clichy,  Batignolles, 
Faubourg  St.  Antoine.) 

Sie  verschmilzt  in  Paris  fast  ganz  mit  der  französischen  Bevölke- 
rung, was  leicht  begreiflich:  Flandern  gehörte  früher  zu  Frankreich; 
Religion  und  Sprache  des  Wallonen  sind  die  des  Franzosen ; der  Vlame 
ist  entweder  zweisprachig  oder  findet  in  Paris  sein  heimisches  Milieu  ,0) 
wieder,  und  die  2.  Generation,  in  der  Pariser  Umgebung,  auf 
die  Pariser  Straße  groß  geworden,  ist  französisch. 

Das  Departement  du  Nord  bildet  die  Brücke  zwischen  Belgien 
und  Frankreich:  dort  vermischen  sich  Belgier  und  Franzosen  in  Arbeit 
und  sozialem  Leben  (Heirat  etc.)  völlig. 

In  Paris  gruppiert  sich  die  belgische  Kolonie  um  die  Gesandt- 
schaft (Konsulat),  die  Handelskammer  und  die  belgische  Mission,  rue 
de  Charonnc  (im  Osten).  Letztere  besteht  aus  einer  stattlichen  Kirche 
mit  Wohngebäude,  Klubsaal  und  großem  Garten  (darin  ein  Kugelspiel 
und  ein  Bogenspiel,  2 nationale  Vergnügungen').  Die  Mission  gehört 
zum  Bistum  Gent.  Die  ihr  zuerteilten  Priester  kümmern  sich  um  das 
leibliche  und  seelische  Wohl  ihrer  Landsleute.  Nonnen,  die  heute  aber 

10)  Belgien  hat  4 Millionen  Vlamen,  3 Millionen  Wallonen,  und  die  Pariser 
Einwanderung  geschieht  im  gleichen  Verhältnis. 
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weltliches  Gewand  tragen,  leiten  dort  Kinderhorte,  besuchen  die 
Armen  etc. 

Am  Sonntag  und  Montag  versammelt  man  sich  in  Kirche  und 
Klub. 

Die  Mission  entstand  aus  dem  Bedürfnis  der  Ylamen,  Priestern 
ihrer  Zunge  beichten  zu  können.  2 — 300  Familien  bilden  den  Kern 
der  Mission.  Im  allgemeinen  ist  die  belgische  Kolonie  aber  sehr  be- 
weglich. Erstens  weil  die  Entfernung  von  der  Heimat  sehr  gering  und 
die  Reise  nicht  kostspielig  ist.  Zweitens,  weil  sehr  viele  zu  Hause 
einen  kleinen  Besitz  haben,  nach  dem  sie  öfters  sehen  gehen;  drittens 
weil  sehr  viele  der  einwandemden  Belgier  Saisonarbeiter  sind  und 
durch  Paris  durchreisen  müssen. 

Ist  doch  die  französische  Landwirtschaft  heute  auf  die  bel- 
gischen Sachsengänger  angewiesen.  Sie  beginnen  im  Frühjahr  im 
»Nord«  mit  der  Rübenkultur,  gehen  zur  Ernte  durch  die  ganze  nord- 
französische Weizengegend  (zuerst  südlich  von  Paris,  bis  in  die  Yonne, 
dann  nördlich  von  Paris)  um  dann  zur  Rübenemtc  wieder  im  Departe- 
ment du  Nord  zu  landen.  Sie  sind  auch  Holzschläger  in  den  französi- 
schen Forsten. 

So  treiben  sie  allerlei  Berufe,  sind  dauernd  unterwegs  und  kehren 
in  den  Zwischenzeiten  wohl  gar  nach  Belgien  zuruck,  um  ihr  eigen 
Feld  zu  ernten  ”). 

Ein  gut  Teil  dieser  Sachsengänger  berührt  Paris,  manche  bleiben 
dort  bei  Gärtnern,  tagelöhnern  in  Fabriken , werden  Erdarbeiter  etc. 

Die  belgischen  Erdarbeiter  und  Maurer  bilden  Kolonien 
für  sich.  Eine  derselben  in  Levallois-Perret  (Nordwesten,  Pariser  Bann- 
meile) besteht  aus  3 Häusern,  die  vorwiegend  von  ihnen  bewohnt 
werden;  ein  großes  Gebäude  um  einen  sauberen  Hof,  nimmt  die 
Familien  auf,  in  den  beiden  anderen  Häusern  mieten  die  »Ledigen«  *■) 
kleine  Kabinen  zum  Schlafen. 

Erdarbeit,  Mauern,  Abbruch,  Kanalisation  beschäftigten  1901  etwa 
700  Belgier  in  Paris.  — Sie  arbeiten  dort  Schulter  an  Schulter  mit 
dem  französischen  Einwanderer  aus  dem  Limousin  und  der  Auvergne.  — 
Der  geborene  Pariser  liebt  diese  schweren  und  z.  T.  gefährlichen 
Arbeiten  nicht.  »Le  Frangais  ne  fait  pas  cc  travailc,  sagte  ein  Sach- 
verständiger. 

Wir  bemerken  hier,  daß  der  Zustrom  ausländischer  Arbeiter  zu 
diesen  Arbeiten  in  den  Grenzgebieten  Klagen  seitens  der  französischen 
Arbeiter  veranlaßt  (Uebcrschwemmung  mit  Fremden,  Konkurrenz, 
Lohndruck)  und  1898  eine  amtliche  Untersuchung  über  die  Verwen- 
dung der  Ausländer  bei  öffentlichen  Bauten  13)  bewirkt  hatte.  So  ent- 

n)  Siehe  van  der  Velde : L’exode  rural  et  le  retour  aux  champs. 

,l)  Von  denen  viele  in  Belgien  vcrheirnlet  sind. 

,3)  Bulletin  de  l’Office  du  Travail.  November  189S. 
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stand  das  Dekret  vom  10.  g.  1899  über  die  Arbeitsbedingungen 
bei  Verträgen  mit  Staatsbehörden,  demzufolge  Staat,  Departements 
und  Gemeinden  bei  öffentlichen  Arbeiten  den  Unternehmern 
die  Einstellung  nur  eines  behördlich  festgesetzten  Prozentsatzes  von 
Ausländern  gestatten  dürfen.  Dieser  Prozentsatz  richtet  sich  nach  der 
Natur  der  Arbeit  und  der  Lage  der  Gegend.  — Gemeinhin  sind  cs 
io‘/o,  die  in  Paris  aber  kaum  je  erreicht,  in  den  Grenzgegenden  jedoch 
überschritten  werden.  Auf  Beschwerde  der  Franzosen  wurden  die 
Ausländer  dann  mehrfach  entlassen,  was  öfters  die  Einstellung  der 
Arbeiten  aus  Mangel  an  Leuten  verursachte. 

Ein  Abkommen  vom  12.  6.  1906  zwischen  Belgien  und  Frankreich 
zieht  die  belgischen  Arbeiter  in  die  Unfallversicherung'*)  ein. 

Die  Pariser  Tagelöhne  im  Baugewerbe  in  Paris  betragen 
6 — 9 Fr.  für  10  Stunden.  Die  Ausländer  arbeiten  im  allgemeinen  zu 
dem  gleichen  Satz,  in  Einzelfällen  etwas  billiger  (0,05  die  Stunde).  Da 
viele  Bauunternehmer  Belgier  und  Luxemburger  sind,  stellen  sie  bei 
Bau  und  Abbruch  viele  Landsleute  ein.  Mancher  reiche  Unternehmer 
hat  ganz  bescheiden  in  einer  Kabine  in  Levallois  begonnen.  — Die 
dortige  Kolonie  gilt  den  Einwohnern  nicht  als  eine  Fremden- 
kolonie. Die  Leute  sind  fleißig,  tüchtig,  ruhig,  sollen  aber,  wie 
uns  ein  Polizist,  der  sie  in  väterlicher  Obhut  hält,  versicherte,  zu  Zeiten 
kräftig  trinken,  was  viele  in  Abhängigkeit  von  Schankwirten  bringt,  die 
ihnen  täglich  1 Fr.  bis  1.20  vorstrecken  und  sich  dann  an  dem  Wochen- 
lohn schadlos  halten. 

»In  der  Pariser  Ba  u t i sc  h I er  ei  sind  so  gut  wie  keine  Ausländer«. 
»Die  Besonderheit  der  französischen  Zimmerei  schützt  sie  vor  der 
fremden  Konkurrenz«.  »Der  Ausländer  macht  diese  Arbeit  nicht  wie 
der  Franzose«.  So  urteilte  Mr.  du  Maroussem  vor  etwa  12  Jahren15) 
und  dieses  Urteil  besteht  heute  noch  zu  Recht. 

Die  Löhne  im  Baugewerbe  sind  ungefähr  die  gleichen  wie  bei  den 
Erdarbeitern  etc.  Sie  sind  vielleicht  ein  wenig  höher. 

Man  darf  nun  nicht  schließen,  daß  der  Ausländer  unfähig  ist, 
französische  Zimmerarbeit  zu  tun.  Er  hat  nur  deren  Besonderheiten 
nicht  gelernt.  Sollten  die  Belgier  das  französische  Verfahren  annehmen 
oder  die  Franzosen  in  Paris  dem  Beruf  nach  und  nach  den  Rücken 

“)  Der  (abgelehnte)  Gesetzentwurf  über  die  Alters-  und  Invalidenversorgung 
der  französischen  Arbeiter  berücksichtigt  die  Ausländer  nur,  wenn  zwischen  beiden 
Ländern  Gegenseitigkeit  besteht  und  die  Arbeiter  seit  5 Jahren  in  Frankreich  ver- 
sichert sind.  Nur  dann  haben  sie  Anspruch  auf  Staats-  und  Arbeitgeberzuschuss. 
— Der  Arbeitgeber  muß  den  Anteil  für  die  Ausländer  jedoch  stets  zahlen;  doch 
bilden  diese  Gelder  einen  Fonds,  der  zur  Erhöhung  der  französischen  Arbeiter- 
pensionen dienen  soll. 

IS)  Les  charpentiers  de  Paris. 
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kehren,  die  Belgier  und  Italiener  würden  in  Paris  bald  ebenso  gute 
Zimmerlinge  werden,  wie  sie  bereits  Erdarbeiter  und  Maurer  sind.  Es 
ist  eine  Sache  der  Technik. 

In  der  Keramik  und  Faienceindustrie  sind  fast  keine  Aus- 
länder, woraus  zu  schließen,  daß  die  Inländer  mit  Arbeit  und  Arbeits- 
bedingungen vorläufig  zufrieden  sind. 

Hingegen  finden  wir  viele  Fremde  in  der  Ziegel  - und  Glas- 
industrie, »da  die  Arbeitskräfte  auf  diesem  Gebiet  sehr  selten  sind«1'). 
Die  Mittelpunkte  der  Ziegel-  und  Glasproduktion  liegen  in  der  Pariser 
Bannmeile,  wir  müssen  sie  aber  mitbehandeln,  da  sie  für  unseren  Ge- 
genstand Bedeutung  haben. 

Die  Ziegelei  ist  eine  grobe,  schmutzige,  mühsame  und  gesundheits- 
schädliche Arbeit,  die  Glasindustrie  in  hohem  Grade  anstrengend  und 
gesundheitsschädlich.  Der  Franzose  in  Paris  bietet  sich  für  diese  Arbeiten 
nicht  zahlreich  genug  an,  und  es  sind  Belgier,  die  in  den  Ziegeleien, 
Belgier  und  Deutsche,  die  sich  »in  ziemlich  bedeutender  Zahl  in  allen  Glas- 
fabriken befinden«.  »Dank  ihrer  besonderen  Fähigkeit  und  ihrer  Aus- 
dauer bei  der  Arbeit  bewähren  sie  sich  sehr«,  und  aus  diesem  Grunde 
»sind  ihre  Löhne  denen  der  Franzosen  mindestens  gleich« ,7). 

Da  haben  wir  also  2 schwere  Berufe,  die  der  Franzose  mehr  und 
mehr  aufgibt,  was  sich  stets  durch  das  Aufhüren  der  Lehre  ausdrückt, 
und  in  denen  die  Ausländer,  die  noch  eine  gründliche  Lehre  durch- 
gemacht, unentbehrlich  sind.  — Dieser  Punkt  der  Lehre  (apprentisage) 
wird  uns  noch  öfters  beschäftigen. 

Die  Bearbeitung  der  Steine  ist  eine  belgische  Spezialität. 
Belgien  hat  viele  Steinbrüche  (Granit,  Pierre  bleue,  Marmor)  und  bildet 
treffliche  Steinarbeiter  aus.  Zuerst  sind  sie  in  dem  Departement  du 
Nord  tätig,  »die  besten  kommen  dann  nach  Paris«  und  »werden  vor 
allem  in  der  Marmorbranche  (Luxusarbeit) ,8)  verwendet,  der  einzigen, 
die  man  in  Paris  noch  treibt*.  »Es  sind  gute,  zuverlässige,  fleißige 
und  sparsame  Arbeiter,  die  ihren  Beruf  aus  dem  Grunde  kennen*.  — 
»Die  Löhne  sind  die  gleichen  wie  für  die  Franzosen;  die  Zahl  der 
Ausländer  beträgt  2o°/o,  da  die  Zahl  der  Inländer  täglich  abnimmt, 
obgleich  man  ihnen  gerne  den  Vorzug  geben  würde«  ls). 

Wie  die  belgische  Eisenindustrie  beweist,  sind  die  Belgier 
geschickte  Metallarbeiter.  Sie  sind  sehr  zahlreich  im  Departement 
du  Nord,  und  eine  Anzahl  (1400)  arbeiten  in  Paris  als  Mechaniker, 

*•)  Bericht  der  Chambre  Syndicale  (Berufsgenossenschaft). 

”)  Bericht,  den  die  Chambre  Syndicale  de  la  Cerami<|ue  et  de  la  Yerrerie 
uns  freundlichst  erstattet. 

*•)  Kamine ; die  italienischen  Marmore  sind  dafür  zu  teuer. 

'*)  Bericht  der  Chambre  Syndicale  de  la  Marbrerie  de  Bütiment.  Seit  1901 
scheint  die  Zahl  der  Ausländer  um  50  °/w  gestiegen. 
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Gießer,  Kesselschmiede,  bei  der  Herstellung  von  Eisenblech,  von 
Gegenständen  aus  Eisen,  Blech,  Kupfer,  als  Schmiede,  Schlosser  etc. 
Teils  sind  sie  in  Paris  geboren  und  eingearbeitet,  teils  durch  die  holten 
Löhne  und  allerlei  Verwandtschaftsbeziehungen  angelockt.  Die  Belgier 
stellten  1901  das  stärkste  Kontingent  der  ausländischen  Metallarbeiter. 

Da  Paris  kein  Produktionszentrum  der  Metallurgie  ist,  kennt  es 
auch  den  Mangel  an  Metallarbeitern  nicht,  der  sich  1907  in  der  fran- 
zösischen Stahl-  und  Eisenindustrie  des  Ostens  (Meurthc  et  Moselle  z.  B.) 
fühlbar  gemacht20).  Doch  kennt  Paris  eine  sehr  starke  Nachfrage  nach 
guten  Mechanikern  in  der  Stahl-  und  Eisenindustrie,  weil  der  ge- 
waltige Aufschwung  der  Automobilindustrie  ihr  durch  hohe,  höchste 
und  Liebhaberpreise  starke  Konkurrenz  machte21). 

In  der  Fahrrad-  und  Automobilbranche  wird  ein  ganz  kleiner 
Prozentsatz  von  Ausländern  (Belgier,  Schweizer,  Deutsche)  verwendet, 
die,  gleich  den  Inländern,  1.10 — 1.20  die  Stunde  verdienen. 

Bisher  haben  wir  den  Belgier  in  Paris  allein  als  Arbeiter  kennen 
gelernt. 

In  der  Pariser  Hauptindustrie  der  Belgier:  Möbeltischlerei, 
Schuhmacherei,  Bekleidungsindustrie,  begegnen  wir  dem 
Belgier  als  Arbeitgeber. 

Sitz  der  Pariser  M öb  el  i ndu  st  rie  ist  das  Faubourg  St.  Antoine 
(Osten).  Sie  erstreckt  sich  vom  Bastilleplatz  bis  zur  ruc  de  Charonne 
und  rue  de  Montreuil;  je  mehr  sie  sich  den  Toren  der  Stadt  und  der 
Bannmeile  nähert,  desto  armseliger  wird  sie,  um  in  einem  förmlichen 
Sweating  zu  endigen. 

In  Belgien  selbst  besteht  eine  blühende  Möbelindustrie  (Gent, 
Mecheln),  die  gute,  ausgelernte  Schreiner  liefert.  — In  der  Pariser 
Möbeltischlerei  sind  3 Staffeln  zu  unterscheiden : 

1.  die  Luxusschreinerci  (haut  luxe). 

2.  die  gangbare  solide  Ware  (meublc  courant) 

3.  die  billige  Schundware  (meuble  de  tröle,  camelote). 

Wir  finden  die  Belgier  (nebst  Deutschen  und  Italienern)  in  Kate- 
gorie 2 und  3 und  1901  waren  die  Belgier  am  zahlreichsten  (an  1000). 

Die  Pariser  Möbelindustrie  ist  eine  sehr  alte  und  hochangesehene 
Branche,  eine  der  Pariser  Luxusindustrien.  Seit  3 Jahrhunderten  war  sie 
für  Europa  vorbildlich,  und  die  Pariser  Möbelschnitzer  (sculpteurs 
d’ameublemcnt)  sind  Künstler,  die  durch  fremde  Arbeiter,  sie  seien 
denn  in  Paris  und  im  Metier  aufgewachsen,  meist  nicht  zu  ersetzen 
sind  22). 

Die  Belgier  halten  sich  daher  an  die  Fabrikation  gangbarer  Mittel- 

**)  Ein  Mangel  von  5 — 7000  Arbeitern;  Arbeitslose  1%,  kaum  genug,  um 
die  Krankheitsfälle  zu  decken. 

**)  1904.  Jahresumsatz:  71  Millionen;  1905:  101  Mill. ; 1906:  1 36  Mill. 

•*}  Siehe  die  italienischen  Möbelschnitzer  weiter  unten. 
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oder  ganz  gewöhnlicher  Schundware.  Letztere  wird  überhaupt  vor- 
wiegend von  Ausländern  hergestellt,  was  wir  gleich  erklären  werden. 

Unter  den  ersten  Pariser  Firmen  finden  wir  keine  Belgier,  unter 
den  mittleren  und  kleinen  Unternehmern  sind  sie  recht  zahlreich, 
entweder  verkaufen  sie  direkt  an  die  bürgerliche  Kundschaft,  oder  sie 
arbeiten  als  F abonnier  idem  das  Material  geliefert  wird,  und  der 
nur  die  Fatjon  zu  geben  hat)  für  große  Firmen,  für  Pariser  Waren- 
häuser etc. 2S) 

Der  belgische  Arbeitgeber  hat  also  Schreinerwerkstatt  und  Laden 
oder  nur  eine  Werkstatt.  Da  es  in  Paris  viele  Fabriken  gibt,  die  sich 
allein  mit  dem  Zurichten  und  Zuschneiden  der  Hölzer  beschäftigen  (so 
daß  nur  noch  die  einzelnen  Teile  zusammenzufügen  sind)  findet  der 
Ausländer , selbst  mit  kleinem  Kapital , dort  leichtere  Gelegenheit 
zum  Selbstetablieren  als  anderswo,  und  läßt  er  dann  für  seine  Rechnung 
einige  Arbeiter  tätig  sein,  so  kann  er  ganz  annehmbaren  Gewinn  erzielen. 

Die  kleinen  Prinzipale  stellen  gerne  Landsleute,  die  des  Franzö- 
sischen noch  wenig  mächtig,  der  lokalen  Gewohnheiten  unkundig,  und 
daher  in  ihrem  Arbeitsmarkt  beschränkt  sind,  zu  billigeren  Löhnen  an, 
was  noch  keine  Ausbeutung  bedeutet.  Doch  hat  diese  (an  Zahl  immerhin 
beschränkte)  Kategorie  von  etwas  billigeren  Arbeitskräften  wohl, 
mit  den  kaufmännischen  Gewohnheiten  der  großen  Warenhäuser  zu- 
sammen (die  Masse  muß  es  bringen),  einen  gewissen  Druck  auf  die 
mittleren  und  kleinen  Prinzipale  ausgeübt,  was  uns  von  der  Berufs- 
genossenschaft der  Pariser  Möbelindustrie  bestätigt  worden:  »Die 

Mehrzahl  der  Ausländer  zeigt  keine  besondere  Befähigung,  und  bei 
den  kleinen  ausländischen  Unternehmern,  die  billige  Möbel  herstellen, 
wird  sicher  zu  billigeren  Preisen  gearbeitet«.  Wir  haben  also  ein 
Beispiel  beschränkter  ausländischer  Konkurrenz. 

Die  Löhne  erster  Kategorie  betragen  8 — io  Fr.  täglich,  die  der 
zweiten  5 — 8 Fr.,  die  der  dritten  3 — 6 Fr.  Einer  der  Hauptvorzüge 
des  Berufs  ist  es,  keine  tote  Jahreszeit  zu  kennen. 

Die  Schundware  stellen  die  heruntergekommenen  französischen 
Arbeiter  (ouvriers  brüles)  her.  die  ungeschickten,  der  Sprache  und 
des  Landes  unkundigen  Ausländer,  die  einem  gewissenlosen  Lands- 
mann in  die  Falle  laufen.  Sie  werden  erbarmungslos  ausgeschaltet 
und  — in  der  nie  de  Montreuil,  im  oberen  Teil  der  rue  d’Avron 
einem  mit  Trucksystem  verbundenen  Sweating  unterworfen24). 

Eine  Anzahl  Belgier  arbeiten  zu  Hause,  mit  Hilfe  der  Frau  oder 
eines  Jungen,  und  stehen  dem  Schwitzsystem  sehr  nahe. 

In  der  Schuhmacherei  finden  wir  ähnliche  Zustände  unter 
den  Belgiern.  Die  Pariser  Schuhfabriken  verwenden  meist  ungelernte 
Arbeitskräfte.  Die  großen  Schuhgeschäfte  lassen  vorwiegend  außer- 

”)  S.  du  Maroussem.  Les  ehernstes  du  Kaubourg  St.  Antoine.  1 802. 

J*)  Du  Mnroussem.  1.  c.  Diese  Zustände  kommen  heute  noch  vor. 
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halb  arbeiten,  beschäftigen  also  den  Maßschuster  in  einer  meist 
gutbezahlten  Hausindustrie.  — Der  F abonnier  seinerseits  arbeitet 
allein  oder  hält  sich  einige  Gesellen.  Der  bescheidene  Flickschuster 
ist  unter  den  Belgiern  häufig. 

Gelernte  Arbeit  wird  hoch  bezahlt  (8 — 13  Fr.  und  mehr  das  Paar 
Schuhe  und  zwar  allein  Macherlohn).  Da  alles  Material  geliefert  wird, 
ist  das  Selbstetablieren,  wie  in  der  Möbelindustrie,  erleichtert.  In  der 
Schusterei  erreichen  die  Ausländer  auch  die  erste  Arbeiterklasse,  freilich 
nicht  gerade  die  Belgier. 

Das  Gleiche  gilt  von  der  Bekleidungsindustrie,  zu  der  die 
Belgier  das  stärkste  Kontingent  an  Fremden  stellen. 

Von  allen  Pariser  Industrien  sind  die  Herren-  und  Damen- 
Schneiderei  sowie  die  Konfektion  die  internationalsten. 
Prinzipale,  Angestellte,  Arbeiter,  für  eigene  Rechnung  Tätige  bestehen 
ausFranzosen  (dasGros),  Engländern,  Deutschen,  Belgiern,  Oesterreichern, 
Ungarn,  Tschechen,  Polen,  Russen,  Türken,  Rumänien),  Italienern, 
Skandinaviern. 

Wir  werden  zuerst  die  Herrenschneiderei  nach  Maß, 
dann  die  entsprechende  Damenschneiderei  und  dann  die  Groß- 
konfektion behandeln. 

Wie  in  der  Möbelindustrie,  ist  Frankreich  seil  Jahrhunderten  in 
der  Bekleidungsindustrie  tonangebend.  — Freilich  kommt  die  Herren- 
mode heute“5)  aus  London.  Die  englischen  Modelle  lassen  sich  aber 
in  Paris  kopieren,  und  da  Paris  über  eine  sehr  zahlreiche,  elegante  und 
anspruchsvolle  Herrenkundschaft  verfügt,  hat  es  auch  trotz  der  eng- 
lischen Mode,  seinen  Ruf  in  der  Herrenschneiderei  behalten,  so  daß 
ein  guter  Herrenschneider  dort  sehr  gesucht  ist.  — Die  Ausländer, 
die  für  die  Herrenschneiderei  eine  besondere  Fähigkeit  mitbringen 
und  in  ihrer  Heimat  ausgelernt  haben  (Engländer,  Deutsche,  Skandinavier, 
Oesterreicher,  Tschechen,  Polen)  gehören  zu  den  erstklassigen  Arbeitern 
der  Branche  in  Paris;  sie  spezialisieren  sich  auch  darin  und 
in  dem  Tailleur  pour  dames. 

Der  internationale  Zuzug  der  Pariser  Herrenschneiderei  besteht 
aus  jungen  Leuten  von  ig — 25  Jahren,  die  sich  vervollkommnen  wollen. 
Die  einen  sind  Schneidersöhne,  die  das  elterliche  Geschäft  übernehmen 
sollen,  und  denen  die  Kenntnis  des  Französischen,  sowie  des  Pariser 
Marktes  später  dabei  sehr  nützlich  ist;  die  anderen  wollen  sich  selbst 
etablieren.  Für  alle  ist  Paris  die  höhere  Weihe,  die  ihnen  zu 
Hause  einen  beruflichen  Vorzug  sichert.  — Eine  ganze  Anzahl  kommt 
schon  von  London  und  geht  nach  Amerika,  denn  Schneider  und  Schuster 
sind  äußerst  wanderlustig. 

Der  Beruf  hat  in  Paris  2 Saisons:  September  bis  Ende  Dezember, 

**)  Was  bis  zur  letzten  französischen  Revolution  nicht  der  Fall  war. 
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März  bis  Ende  Juni,  und  dementsprechend  2 arbeitslose  oder  arbeits- 
arme Zeiten,  an  die  vorsichtige  Leute  zu  denken  nicht  vergessen. 

Während  der  ersten  toten  Jahreszeit  (Januar  - März)  kann  der 
ausländische  Schneider  sich  von  Paris  nach  Südfrankreich  begeben,  wo 
er  in  Nizza,  Cannes  etc.  Arbeit  findet. 

Während  der  zweiten  toten  Jahreszeit  kann  er  Arbeit  in  den 
Schweizer  Fremdenstationen  finden.  Die  welche,  wegen  mangelnder 
Mittel,  von  Paris  nicht  weg  können,  schlagen  sich  durch.  Viele,  durch 
das  Beispiel  verführt,  wetten  dann  bei  den  Rennen. 

Die  meisten  Herrenschneider  machen  eine  Saison  in  Paris  mit. 
Andere  bleiben  2,  3,  4 Jahre  und  dann  oft  endgültig.  — Beim  Zuwandern 
pflegt  der  Schneider  2 Adressen  mitzubringen,  die  eines  Hotels  und 
die  eines  Geschäfts,  wo  Landsleute  arbeiten.  Dort  stellt  er  sich  vor, 
und  das  weitere  ist  dann  eine  Glücksache. 

Wie  in  der  Möbelindustrie,  ist  bei  der  Herrenschneiderei  in  Paris 
die  Werkstättenarbeit  und  die  Arbeit  des  Fagonniers  zu  unterscheiden, 
der  das  gelieferte  Material  zu  Hause  verarbeitet  und  in  diesem  Fache 
l'apiüceur2*)  heißt.  — 

Die  Pariser  Schneiderei  ist  also,  gleich  der  Pariser  Möbeltischlerei 
und  Schusterei,  zum  Teil  eine  Hausindustrie,  jedoch  eine  gutbezahlte. 

Seit  20  Jahren,  sind  es  nur  noch  die  ganz  großen  Häuser,  die 
Werkstätten  beibehalten  haben;  die  mittleren  und  kleinen  Geschäfte 
haben  (und  zwar  infolge  dauernder  Ausstände)  die  Werkstätten  aufgelöst 
und  die  Arbeit  an  einzelne  Meister  außer  dem  Hause  gegeben.  — Diese 
Organisation  der  Arbeit  hat  eine  Arbeitsteilung  bewirkt : die  apieceurs 
sind  meist  Franzosen  und  Belgier.  — Verheiratet,  arbeiten  sie  zu  Hause 
mit  ihrer  Frau  und  vielleicht  einem  Gesellen.  Die  Arbeitslöhne  in  der 
Saison  steigen  von  10  auf  15  und  20  Fr.  täglich. 

Die  Ausländer  hingegen,  die  ledig  sind,  im  Garni  wohnen,  weder 
die  nötigen  Maschinen,  noch  beim  Arbeitgeber  den  nötigen  Kredit 
besitzen,  um  Hausarbeit  zu  übernehmen,  sind  gern  zur  Werkstättenarbeit 
bereit.  — Hier  haben  wir  ein  Beispiel  von  Spezialisierung  aus  sozialen 
Gründen,  da  die  berufliche  Tüchtigkeit  im  Ganzen  auf  beiden  Seiten 
gleich  ist.  Doch  kommen  auch  moralische  Gründe  dazu  : der  Ausländer, 
ruhiger,  pünktlicher,  fügsamer,  empfindet  die  Werkstättendisziplin  weniger 
störend  und  kümmert  sich  weniger  um  Politik. 

Ein  Preisdrücker  ist  er  auf  diesem  Gebiet  jedoch  in  keiner  Weise. 

In  den  Geschäften  ist  das  Verkaufs-  und  kaufmännische 
Personal  französisch.  Die  wenigen  Berufsarbeiter,  die  in  den  Ge- 
schäften selbst  arbeiten  (Zuschneider,  Zurichter,  Anpasser)27),  gehören 
den  verschiedensten  Völkern  an,  und  es  ist  der  Ehrgeiz  der  Fremden, 

’*)  Weil  er  die  zugcschnittencn  Stücke  nur  zusammenzusetren  hat. 

27)  Coupeurs,  appreleurs,  pompiers. 
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diese  höheren  Stufen  zu  erreichen,  weil  sic  sich  dann  entweder  daheim 
durch  ein  solches  Zeugnis  höchste  Anerkennung  oder  in  Paris  selbst 
Lebensstellung  oder  Selbständigkeit  sichern. 

Eine  besondere  Arbeitsweise  kollektiv-individueller  Art  hat  sich  in 
Paris  unter  den  ausländischen  Schneidern  hcrausgebildet.  — Auch  unter 
ihnen  gibt  cs  Leute,  die  lieber  con  amorc  zu  Hause  arbeiten,  als  in 
der  fremden  Werkstättc  zu  sitzen.  Sie  müssen  dann  dem  Arbeitgeber 
schon  bekannt  sein  und  über  die  nötigen  Werkzeuge  verfügen. 

Letztere  liefert  ihnen  ein  Landsmannn  oder  Bekannter : er  stellt 
einer  Anzahl  Kameraden  ein  gemeinschaftliches  Zimmer  mit  Nähmaschinen, 
Bügeleisen,  Gas  und  Heizung  zur  Verfügung.  Jeder  Schneider  bringt 
seine  Bestellung  dorthin,  führt  sie  auf  seine  Art,  für  seine  Rechnung 
aus,  zahlt  aber  dem  Besitzer  der  Einrichtung  täglich  Fr.  1.25  für 
die  gesamte  Benützung. 

Die  fremden  Schneider  spezialisieren  sich  aber  nicht  nur  in  der 
Art  der  Arbeit,  sondern  auch  in  der  Art  der  Produktion:  sie 
machen  ausschließlich  Jackets,  Gehrock,  Frack,  Smoking,  Ueberkleider. 
Hosen  und  Weste  überlassen  sie  als  »leichte  Arbeite  dem  einheimischen 
Schneider  und  den  Frauen.  Da  diese  Arbeit  weniger  »Plastik«  und 
Können  erfordert,  wird  sie  auch  weniger  bezahlt.  So  bildet  der  aus- 
ländische Herrenschneider  nach  Maß  denn  die  Elite28)  der  Zunft. 

Die  Belgier  sind  gute  Herrenschneider,  jedoch  vorwiegend  in  der 
Hausindustrie,  weil  sie  eben  dem  französischen  Element  in  den  Ge- 
wohnheiten am  nächsten  stehen.  — Wenn  sie  in  Werkstätten  arbeiten, 
so  geschieht  dies  vorwiegend  in  einigen  großen  Konfektionshäusern, 
die  von  Belgiern  geleitet  werden,  und  die  in  wie  außer  dem  Geschäft 
3000  Schneider  beschäftigen,  wovon  2000  Belgier  sind 2“).  Von  diesen 
gehört  aber  nur  ein  Teil  zu  den  hochbezahlten  Maßschneidern,  die 
anderen  arbeiten  in  der  Großkonfektion,  von  der  sogleich  gesprochen  wird. 

Der  Ausländer  hat  in  der  Pariser  M änn  e r sch n e i d ere i für 
Damen  den  gleichen  Ruf  wie  in  der  Maßschneiderei  für  Herren. 

Zeichnen  sich  in  diesen  Branchen  die  Nordländer  nebst  Oester- 
reichern, Tschechen,  Polen  aus,  so  gebührt  die  Krone  der  Damen- 
schneiderei den  Franzosen,  Polen,  Tschechen,  Oesterreichern,  Rumänen, 
Italienern.  Romanen  und  Slaven  triumphieren  auf  diesem  Gebiet,  dank 
einer  größeren  Schmiegsamkeit  und  künstlerischen  Phantasie. 

Die  Zahl  der  Ausländer  in  diesem  Fache  ist  geringer,  ihre  Arbeits- 
leistung aber  erstklassig.  — Gibt  es  doch  in  der  ganzen  Welt  Leute 
von  Geschmack  und  Erfindungsgabe.  Kommen  die  nach  Paris,  so 


tt)  Zu  der  natürlich  auch  Franzosen  gehören,  die  sich  aber  nicht  so  völlig 
spezialisieren. 

*•)  Die  Statistik  von  1901  gibt  für  die  gesamte  Schneiderei  aber  nur 
2260  Belgier  an. 
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wirkt  das  künstlerische  Milieu  anregend  auf  ihre  Ideen  und,  und  unserer 
Ansicht,  noch  mehr  auf  die  Form  dieser  Ideen:  Paris  lehrt  sic 
das  richtige  Maß  des  Geschmacks  finden.  So  tragen  die 
Ausländer  denn  dazu  bei,  die  Pariser  Mode  zu  machen,  die  ein  Er- 
gebnis völlig  internationaler  Kollektivarbeit  ist  und  ihre 
Einheit  nur  durch  die  gemeinsame  Schulung  der  so  verschiedenartigen 
nationalen  Elemente  findet. 

Die  Pariser  Da  menschneider  ei  arbeitet  vorwiegend  mit  weib- 
lichen Kräften,  die  am  Ort  in  ausreichender  Zahl  und  mit  unverkennbar 
hoher  Befähigung  vorhanden  sind.  — Die  großen  Damenmaßschneidereien 
haben  große  Werkstätten  mit  Hunderten  von  Arbeiterinnen,  während 
die  mittleren  und  kleinen  Betriebe  sich  mit  geringerem  Personal  be- 
gnügen. Doch  ist,  im  Gegensatz  zur  Hcrrenschneidcrei,  die  Damen- 
schneiderei keine  Hausindustrie.  — Zu  dieser  Umgestaltung  lagen  keine 
Gründe  vor,  da  die  Arbeiterinnen,  meist  ledig,  fügsam  und  gewerk- 
schaftlich nicht  organisiert,  sich  dem  Werkstättenzwang  widerspruchslos 
einordneten. 

Finden  wir  in  der  Arbeiterschaft  der  Pariser  Damcnschnciderci 
vorwiegend  Französinnen,  so  ist  das  Unternehmertum,  besonders  das 
grosse,  völlig  international.  Einige  der  ersten  Häuser  sind  englischen 
Ursprungs 30),  in  anderen  sind  unter  französischen  Firmen  ausländische 
Mitarbeiter  tätig  (Italiener,  Rumänier,  Spanier  etc.)  Was  in  der  Möbel- 
schnitzerei für  grössere  Mengen  fremder  Arbeiter  mißlang,  gelingt  hier 
für  den  hochbegabten  Einzelnen:  die  Ausbildung  im  Pariser  Geschmack. 
Neben  dem  ausländischen  Schneider  existiert  die  ausländische  Schneiderin 
in  der  Damenschneiderei.  Die  Belgierinnen  sind,  ohne  besondere  Fähig- 
keiten, besonders  zahlreich. 

Die  Maßschneiderei  arbeitet  individuell,  die  Großkonfektion 
fertigt  Massenartikel,  und  um  sich  die  nötigen  Hunderte  oder  Tausende 
desselben  Modells  zu  verschaffen,  wendet  sie  sich  an  Zwischenmeistcr, 
welche  die  fertig  zugeschnittene  Arbeit  weiter  vergeben.  — Das  Ein- 
schieben des  Zwischenmeisters  bedeutet  in  den  meisten  Fällen  eine  Aus- 
beutung der  Arbeiterschaft,  da  der  Zwischenmeister  von  dem  Arbeits- 
lohn seine  Prozente  erhebt.  — Die  Pariser  Konfektionsindustrie  kennt 
Werkstätten  und  Hausarbeit  und  alle  Stufen  des  Uohndrucks  bis  zum 
ausgesprochenen  Sweating;  ihre  Sitze  sind  die  Arbeiterviertel  Mont- 
martre, Clignancourt,  Montrouge,  T’laisance  etc. 

Die  Mehrzahl  der  Arbeiter  sind  natürlich  Franzosen,  gelernte,  die 
herunter  kamen,  viele  ungelernte,  viele  Hausfrauen,  die  Nebenverdienst 
suchen,  kinderreiche  Familien  etc.  Doch  trägt  die  Einwanderung,  be- 
sonders die  aus  Ländern  mit  niedriger  Lebenshaltung,  auch  zum  Pariser 
Sweating  in  der  Konfektion  bei.  Slaven,  d.  h.  Polen,  Russen  und  sla- 

>0)  Wie  Worth,  der  mit  der  Herrenschneiderei  begann. 
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vischc  Israeliten,  Rumänen  und  Türken  gehören  zu  den  am  meisten 
Ausgebeuteten  und  den  am  meisten  Ausbeutenden.  Dann  kommen  die 
Belgier,  Italiener,  Deutschen,  Schweizer,  oder  richtiger  die  Belgierinnen, 
Italienerinnen  u.s.w.  Die  Frauen  herrschen  vor.  In  dieser  Industrie  ist 
die  Arbeitsteilung  auf  die  Spitze  getrieben:  ein  jeder  stellt  nur  Teile 
von  Teilen,  nie  ein  Ganzes  her.  Die  Spezialisierung  kennzeichnet  über- 
haupt die  Pariser  Arbeitsweise,  und  sie  ist  der  Lehre,  d.  h.  der  gründ- 
lichen, vielseitigen  Ausbildung  des  Arbeiters,  verhängnisvoll.  Bildet 
doch  gerade  die  gründliche  Lehre,  die  er  an  Orten  mit  weniger  inten- 
sivem Betrieb  genoß,  eine  der  Hauptüberlegenheiten  des  fremden  Ar- 
beiters in  Paris. 

Die  Berufsgenossenschaft  der  Pariser  Schneidermeister  hat  die  Lehre 
jetzt  wieder  organisiert. 

In  der  Filzhut  industrie  sind  die  Belgier  als  qualifizierte  Ar- 
beiter geschätzt.  — Der  beste  Herrenfilzhut  kommt  aus  England,  Paris 
importiert  und  ahmt  nach,  erreicht  jedoch  bisher,  nach  Urteil  der  Sach- 
verständigen, die  Qualität  der  englischen  Produkte  nicht:  »Es  ist  eine 
Frage  des  Wassers  und  der  Färberei«.  Die  französischen  Hüte  sind 
schick,  jedoch  weniger  dauerhaft. 

Die  Belgier  arbeiten  in  Paris  in  der  Hutwalkerei  und  Formerei. 
Sie  bereiten  auch  die  Felle  in  den  Fellscherercien  zu , sind  gelernte 
und  geschätzte  Kräfte,  die  täglich  6 bis  7 Fr.  verdienen.  — Die  Arsenik- 
ausdünstungen  der  Felle  sind  die  gesundheitschädliche  Seite  des  Berufs. 

Auch  in  der  Hutmacherei  verliert  sich  die  Lehre  durch  die  immer 
stärkere  Verwendung  von  »Maschinen,  die  es  ermöglichen,  in  3 Monaten 
einen  Bauern  zum  Hutmacher  anzulernen«.  Ausserdem  betrachtet  das 
Pariser  Unternehmertum  den  Lehrling  vor  allem  als  den  z u k ti n ft i ge n 
Konkurrenten,  und  nicht  mit  Unrecht,  da,  wie  ein  Sachverständiger 
äusserte,  »der  Franzose  die  Handarbeit  so  rasch  wie  möglich  mit  dem 
Handel  vertauscht«.  Er  findet  es  angenehmer,  Hüte  zu  verkaufen,  als 
Hüte  zu  fabrizieren. 

Wir  erwähnten  der  Belgierinnen  bereits  in  der  Konfektion,  wo 
ihr  Los  nicht  beneidenswert  ist.  Der  Pariser  Hausdienst,  der  viele 
Belgierinnen  beschäftigt  (beinahe  3000)  bietet  auskömmliche  Bedingungen. 
— Auf  diesem  Gebiet  finden  wir  überhaupt  die  stärkste  weibliche  Ein- 
wanderung. Denn  die  geborene  Pariserin  strebt  nach  dem  »Höheren«, 
sie  wird  Schneiderin,  Modistin,  Lehrerin,  Konservatoristin , Chanso- 
nette etc.,  geht  aber  nicht  dienen.  Die  französische  Provinzeinwan- 
derung  ihrerseits  kann  den  Bedarf  an  Dienstboten  nicht  decken,  und 
so  kommt  Zuzug  aus  England,  dem  Land  der  hochqualifizierten,  sehr 
gut  geschulten  Dienstboten,  und  aus  den  Ländern,  die  noch  die  klas- 
sische »Hausfrau«  erziehen,  Belgien,  Deutschland  und  Schweiz.  Die 
Viaminnen  werden  wegen  ihrer  Sauberkeit,  Arbeitskraft  und  Kinder- 
liebe, manchmal  auch  wegen  ihres  strengen  Katholizismus,  gesucht.  Ein 
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besonderes  belgisches  Heim  für  diese  jungen  Dienstmädchen  gibt  es  in 
Paris  aber  nicht,  woraus  zu  schlicssen,  dass  sie  sich  entweder  an  die 
französischen  Anstalten  (Klöster,  Heime)  wenden,  oder  genügend  Anhalt 
bei  Verwandten  und  Freunden  finden.  Sie  scheinen  auch  vorwiegend  in 
der  eigenen  Kolonie  zu  dienen,  jedenfalls  sich  von  dem  französischen 
Element  wenig  zu  sondern,  da  Paris,  das  die  deutschen  und  schweizer 
Dienstboten  wohl  unterscheidet,  die  belgischen  nicht  als  eine  besondere 
Klasse  zu  empfinden  scheint. 

Der  Beruf  ist  in  Paris  recht  einträglich.  Das  ausländische  Dienst- 
mädchen beginnt,  bei  freier  Station,  mit  50,  60  Fr.  monatlich,  die  Köchin 
und  Jungfer  steigen  bis  80  u.  100  Fr.,  nebst  Prozenten  bei  allen  Lieferanten 
und  Trinkgeldern.  Da  die  Belgierinnen  in  Paris  weder  um  ihres  Französisch 
noch  um  des  Vlämischen  willen  gesucht  sind,  zieht  sie  nur  der  höhere 
Lohn  her.  Fine  kleine  Zahl  von  Belgiern  findet  in  Paris  Stellung  als 
Diener.  Sie  kommen  aus  den  gleichen  Gründen  wie  die  Frauen.  — 
Da  die  belgische  Kolonie  z.  T.  recht  bedürftig  ist  (»Sic  machen  selten 
Glück«,  sagte  einer  der  Sachverständigem,  ist  die  Zahl  der  Tagelöhner31) 
relativ  sehr  groß  (an  1000),  sie  sind  Lastträger,  Ausläufer,  Kutscher, 
Reinmachfrauen,  Aufwärterinnen  etc.  Nur  in  der  italienischen  Kolonie 
ist  ihre  Zahl  noch  höher  (1400). 

Sie  leben  meist  recht  jämmerlich  als  kinderreiche  Familien  in  engen 
Behausungen  und  sind  die  stete  Sorge  der  Hilfsvereine.  Für  die  Bel- 
gier besteht  l'Ocuvre  des  Flamands  in  der  Mission.  Selbsthilfe,  durch 
Versicherung,  lehrt  la  Wallonnc ; eine  Spar-  und  Versicherungskassc 
besteht  auch  in  der  Mission. 

Der  Handel  beschäftigte  in  Paris  1901  3500  Belgier  beider  Ge- 
schlechter, doch  kommen  sie  erst  in  3.  Linie,  nach  Deutschen  und 
Schweizern.  F.s  erklärt  sich  dieses  für  den  Kontordienst  daraus,  dass 
der  Belgier  nicht,  wie  der  Deutsche  und  Deutsch-Schweizer,  wenigstens 
eine  fremde  Sprache  beherrscht. 

Im  Bankfach  jedoch  — viele  große  Bankiers  sind  aus  Belgien  ein- 
gewandert 3,|  — finden  wir  mehr  Belgier  als  Deutsche. 

Vor  allem  entfalten  die  Belgier  eine  lebhafte  Tätigkeit  im  Export 
und  Import,  da  die  Handelsbeziehungen  zwischen  beiden  Ländern  sehr 
rege  sind.  Belgien  führt  nach  Frankreich  vor  allem  ein : Kohlen,  Eisen- 
bahnschienen, Maschinen;  Lebensmittel,  besonders  die  Ostendeprodukte 
(Austern,  Fische,  Muscheln) ; Möbel,  Ofen,  Marmor  für  Kamine,  Auto- 
mobilteilc  etc. 

Die  französische  Hauptausfuhr  nach  Belgien  hingegen  besteht  in 
Manufakturwaren  (Seiden,  Schnittwaren,  Modewaren,  Galanteriewaren); 
Meinen,  Delikatessen,  feinen  Gemüsen  etc. 


S1)  So  bezeichnend  »homrnes  de  pcine«  und  »fcmines  de  Charge«  genannt. 
,!)  Die  Bischoflsheim,  Bnmbcrger,  Cahn  d'Anvers  etc. 
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Die  Ausländer  und  der  Pariser  Arbeitsmarkt. 

Die  belgische  Handelskammer  in  l’aris  umfaßt  einen  nur  kleinen 
Teil  der  belgischen  Kauflcute  von  Paris,  da  viele  eben  nur  unbedeutende 
Geschäfte  leiten.  — Im  Detailhandel  sind  die  Belgier  sehr  rührig,  sie 
besitzen  auch  die  meisten  Wirtschaften,  in  denen  man  Getränke  ver- 
abreicht (136)  und  stellen  die  meisten  Straßenhändler  (56). 

In  den  liberalen  Berufen  ist  der  Umstand,  daß  er  französischer 
Zunge,  dem  Belgier  teils  vorteilhaft,  teils  nachteilig.  — Vorteilhaft,  dem 
Journalisten,  Schriftsteller  (Beweis:  Maeterlinck,  Rodenbach,  Lemon- 
nier,  Huysmans,  Vcrhaeren  etc.),  dem  Maler  und  Bildhauer  (Stevens, 
Wauters,  Rops,  Meunier),  dem  Musiker  (Cesar  Franck),  dem  Schau- 
spieler (Mme.  Dudlay  vom  Thcdlre  frangais)*5);  oder  dem,  der  sich 
als  Anwalt,  Arzt  und  Lehrer  niederlassen  will,  kurz,  jedesmal,  wenn 
seine  starke  Verwandtschaft  mit  dem  Franzosen  ihm  den  Vorzug  vor 
anderen  fremderen,  unterschiedlicheren  Nationen  einbringt. 
Nur  der  französische  Schweizer  steht  dem  Belgier  darin  gleich.  Nach- 
teil hingegen  bringt  dem  Belgier  seine  Zugehörigkeit  zum  französischen 
Sprachgebiet,  da,  wo  die  Kenntnis  einer  Fremdsprache  Beruf  und  Ver- 
dienst sein  kann.  Als  Sprachlehrer  findet  der  Belgier  in  Paris  kaum 
Absatz,  und  die  liberalen  Berufe  sind  in  der  belgischen  Kolonie  alles 
in  allem  durch  nur  750  Personen  vertreten. 

Die  Belgier  in  Paris  bieten  charakteristische  Beispiele  von  Arbeits- 
teilung, von  Spezialisierung.  Da  ihre  nationale  Eigenart  aber 
schwer  zu  erfassen  ist  und  sie  ihre  Spezialitäten  meist  mit  anderen 
Völkern  teilen,  muss  es  Sache  einer  späteren  Erörterung  sein,  festzu- 
stellen, ob  diese  Fälle  von  Arbeitsteilung  eine  Arbeitsteilung  nach 
Nationalitäten  bedeuten. 

’*)  Siehe  Mohrhardt:  Lcs  Colonies  etrangcres  h Paiis  im  Dictionnaire  de  la 
France  et  des  Colonies. 


(Fortsetzung  im  nächsten  Heft.) 
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Kritische  Literatur  - U ebersichten. 

Kritische  Streifzüge  durch  die  Literatur  des  öffent- 
lichen Rechts. 

Von 

JULIUS  HATSCHEK. 

i.  Allgemeine  Staatslehre  und  Politik. 

1.  Richard  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre.  II.  Bd.,  i.  und 

2.  Teil  1903.  (Aus  »Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften  von 
Franckenstein  und  v.  Heckei.)  Leipzig,  Verlag  von  C.  L.  Hirschfeld. 
8°.  X,  399  S.  VIII,  446  S. 

2.  Josef  Popper  (Lynkeus),  Fundament  eines  neuen  Staats- 
rechts. Dresden,  Verlag  von  Carl  Reißner,  1905.  8°.  42  S. 

3.  Ludwig  Kuhlenbcck,  Natürliche  Grundlagen  des  Rechts 
und  der  Politik.  Thüringische  Verlagsanstalt,  Eisenach  und  Leipzig. 
8°.  VI,  241  S. 

4.  Robert  P i 1 o t y,  Autorität  und  Staatsgewalt  (Sonderabdruck). 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  1905  Klein  8°.  32  S. 

5.  Gustav  Seidl  er,  Das  juristische  Kriterium  des  Staates. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  1905.  VII,  103  S.  8°. 

Der  erste  Band  von  R.  Schmidts  Staatslehre  hat  in  dieser  Zeit- 
schrift durch  Emil  I.ask  eine  zutreffende  Kritik  erfahren  *).  Die  vorliegen- 
den beiden  Teile  des  2.  Bandes,  der  die  »verschiedenen  Formen  der 
Staatsbildung«  behandelt,  lassen  an  unserm  geistigen  Auge  als  »ältere 
Staatsgebilde«  den  Staat  der  Babylonier,  Phönizier,  Hebräer,  Assyrer, 
Perser,  Karthager,  Griechen  und  Römer,  das  Frankenreich,  den  Staat 
der  Araber,  Karolinger  und  Angelsachsen,  sodann  als  »moderne  Staaten- 
welt* sämtliche  Staaten  der  Gegenwart  in  ihrem  geschichtlichen  Werden, 
von  dem  unfreien  Rußland  hinauf  bis  zum  freiesten  Land  »der  unbe- 
grenzten Möglichkeiten«:  vorbeiziehen.  Dies  alles  auf  etwa  886  Seiten  ! 

Unsere  Aufgabe  kann  es  natürlich  nicht  sein,  die  aus  zweiter  Hand 
geschöpfte  Geschichtsdarstellung  in  ihrer  Korrektheit  zu  kontrollieren, 
das  würde  ein  Buch  für  sich  sein.  Augenfällige  Flüchtigkeiten  kommen 
auch  hier  vor,  ebenso  wie  dies  Lask  am  ersten  Bande  getadelt  hat 

•)  Vgl.  Band  XIX,  p.  460. 
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So  wenn  Schmidt  von  dem  jus  ilalicum  als  »vollem  Bürgerrecht«  redet 
(S.  272),  während  es  doch  nur  die  Steuerfreiheit  eines  Teils  des  Pro- 
vinzialbodens u.  a.  bedeutet,  oder  wenn  er  auf  S.  256  die  »Einverleibung 
des  ägyptischen  Ptolemäerstaats«  in  das  römische  Weltreich  in  das 
Jahr  47  v.  Chr.  verlegt,  während  sie  doch  erst  nach  der  Schlacht  bei 
Actium  erfolgte,  oder  wenn  er  (S.  263)  Britannien  durch  Caligula  statt 
durch  Claudius  erobert  sein  läßt,  oder  wenn  er  (S.  547)  Philipp  de  Comines 
einen  burgundischen  Geschichtsschreiber  nennt.  Doch  dies  alles  kommt 
im  Verhältnis  zur  Hauptsache  gar  nicht  in  Betracht,  und  diese  ist  seine 
Methode.  Schmidt  tut  sich  auf  sie  nicht  wenig  zu  gute.  Sic  soll 
darin  bestehen,  daß  zunächst  nicht  philosophische  Erörterungen  allein 
in  der  Staatslehre  zu  Worte  kommen,  sondern  Historiker,  Juristen, 
Pamphletisten,  »ja  sogar  Dichter«.  Als  ob  dies  jemand  bezweifelt  hätte! 
»Es  war  ein  Hauptfehler  der  ältern  Politik,  Staatskonstruktionen  her- 
vorragender Theoretiker  als  Spiegelbild  ihrer  Staaten  oder  mindestens 
der  herrschenden  zeitgenössischen  Anschauungen  über  Wesen  und  Auf- 
gabe des  Staates  hinzunehmen.«  Kurz  das  »Ende«  der  »philosophischen 
Staatslehre«  wird  verkündet.  Was  er  aber  selbst  an  Stelle  dieser  Me- 
thode setzt,  ist  so  fragwürdiger  Art,  daß  mir  der  »Bankrott«  der  ältern 
Methode  noch  nicht  einleuchten  will.  Das  Bestreben  der  Staatslehre 
»Staatstypen«  zu  konstruieren,  hält  er  für  kein  »glückliches«.  Was  er 
aber  selbst  tut,  ist,  daß  er  ein  »Bedürfnis  aus  der  Fülle  des  histori- 
schen Einzelgeschehens  Bilder  der  Staaten  in  gewissen  Zeitaltern  und 
Nationen  zu  abstrahieren«  anerkennt  und  anstrebt,  ihm  in  seinen  dick- 
leibigen Bänden  gerecht  zu  werden.  Freilich  das  »Wie«  ist  von  der 
Art,  daß  es  uns  die  vollständige  Unklarheit  des  Autors  über  Zweck 
und  Ziel  der  Staatslehre  dartut  Denn  wenn  man  sich  durch  die 
886  Seiten  dieser  Staatslehre  durchgewunden  hat,  muß  man  schließlich 
fragen,  warum  sic  sich  nicht  ebenso  gut  Verfassungsgeschichte  der 
modernen  oder  älteren  Staatenwelt  nennt.  Vielleicht  bloß  deshalb  nicht, 
weil  der  Autor  niemals  Originalquellen,  sondern  mehr  oder  weniger 
anerkannte  Autoritäten  auf  dem  einen  oder  andern  Gebiete  der  Ver- 
fassungsgeschichte heranzicht,  bald  Gneist,  bald  Mommsen,  bald  Ed. 
Meyer  u.  a.  und  sie  als  Material  benützt,  keineswegs  aber  mit  der 
nötigen  Gewissenhaftigkeit  und  kritischen  Sicherheit.  Was  er  also  an 
Stelle  der  philosophischen  Behandlung  der  Staatslehre  einführen  möchte, 
ist  verwässerte  Geschichtsschreibung.  An  ihren  Früchten  kann 
man  diese  beurteilen.  Am  Schlüsse  der  Darstellung  kommen  schließ- 
lich »Ergebnisse  der  Universalgeschichte  für  die  Kultur- 
funktion des  Staats,  für  die  Rechtsbildung  des  Staats,  für  die  Ver- 
fassungsformen des  modernen  Staats«  zum  Vorschein.  So  hat  sich 
unter  der  Hand  die  Staatslehre  in  Universalgeschichte  gewandelt.  Ganz 
abgesehen  davon,  daß  man  selbst  unter  Historikern  über  den  Wert  der 
Universalgeschichte  sehr  verschieden  denkt,  aber  was  in  aller  Welt  hat 
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der  Jurist  mit  solcher  Universalgeschichte  zu  tun?  Parturiunt  montes, 
nascctur  ridiculus  mus ! 

Auf  wesentlich  anderem  Fundamente  baut  die  oben  angeführte 
Schrift  von  Popper.  Er  faßt  seine  Aufgabe,  die  Begründung  einer 
neuen  Staatslehre,  als  auf  ökonomischer  Basis  ruhend  auf.  Es  handelt 
sich  um  nichts  mehr  oder  weniger  als  den  Aufbau  des  Sozialisten- 
staates, aber  unter  Vermeidung  der  von  dem  Verfasser  naher  bezeich- 
neten  Irrtümer.  Die  WiderlegungderGegner,  insbesondere  der  bourgeoisen 
Auffassung,  ist  stellenweise  etwas  flüchtig,  so  z.  B.  die  Art,  wie  er  die 
Arbeitslosenversicherung  von  Schanz  abtut.  Stellenweise  aber  gelingt 
ihm  die  Sache  ganz  gut  und  ist  ziemlich  schlagend;  der  Verfasser 
verfügt  über  eine  gute  Feder  und  außerdem,  wie  es  den  Anschein  hat, 
über  ein  warmfühlendes  Herz.  Dagegen  muß  die  von  ihm  vorge- 
schlagene Lösung  des  Problems  als  eine  vollständig  mißlungene  be- 
zeichnet werden.  Er  sagt  — offenbar  in  unbewußter  Anlehnung  an 
Fouriersche  Gedanken  — (S.  1 1) : »Im  Gebiete  des  Notwendigen 
(Nahrung,  Kleidung,  Wohnung,  ärztliche  Hilfe,  eventuell  noch  einige 
andere,  wie  Unterricht  u.  s.  w.)  herrscht  eine  zwangsweise  Natural- 
wirtschaft, das  heißt  direkte  Leistungen  ohne  jede  Geldwirtschaft; 
im  Gebiete  des  Ueberflüssigcn  die  freie  Privatwirtschaft  wie  heute, 
oder  noch  viel  freier  als  heute.«  Während  er  nun  auch  die  Ueber- 
leitung  in  den  Zustand  dieses  neuen  Staates  (S.  41  ff.)  zu  schildern 
unternimmt,  vergißt  er  zwei  Dinge  zu  erörtern,  111.  E.  die  wichtigsten: 
Einmal  wie  sich  der  Staat  bei  den  Betrieben  der  »notwendigen  Güter«, 
namentlich  wo  deren  Abhängigkeit  von  der  Weltmarktskonjunktur  fest- 
steht, vor  Krisen  und  damit  vor  Defiziten,  die  zum  Staatsbankerott 
führen  müssen,  sichert,  sodann  wie  der  neue  Staat  die  Aufsaugung  der 
notwendigen  Betriebe  durch  die  Betriebe  »des  Ueberflüssigcn « ver- 
hindern soll.  Durch  das  bloße  Abschaffen  der  Geldwirtschaft  für  die 
eine  Art  ist  der  soziale  Prozeß  der  Aufkaufsmöglichkeit  doch  nicht 
beseitigt,  zumal  das  Fortbestehen  der  Geldwirtschaft  in  einem  Teil  des 
volkswirtschaftlichen  Ganzen  schon  das  Seine  dazu  beitragen  wird. 
Ein  Beispiel  im  Kleinen:  An  jedem  Wochentage  kann  man  vor  den 

Kasernen  einer  großen  Garnisonstadt  Kinder  der  ärmeren  Klassen 
warten  sehen,  die  dann  den  Soldaten  die  Naturallöhnung  von  Brot 
gegen  Bargeld  abkaufen.  Hier  ist  zwangsweise  Naturalwirtschaft  für 
die  Soldaten  nach  dem  Ideal  des  Verfassers  verwirklicht,  aber  sie  führt 
weit  vom  angestrebten  Ziele  ab. 

Weniger  geistreich  als  das  hier  besprochene  Buch,  dafür  aber  um 
so  zitatcnrcicher,  ist  das  Buch  von  Kuhlenbeck.  Dem  Verfasser  scheint 
cs  notwendig,  in  größerem  Maße  als  bisher  die  Darwinsche  Deszendenz- 
lehre und  andere  naturwissenschaftliche  Forschungsergebnisse  für  die 
Zwecke  der  Politik  zu  verwerten.  In  höchst  überflüssiger  Weise  wird  aus- 
einandergesetzt, daß  sich  die  Entwicklungslehre  auf  das  Gebiet  der  sozialen 
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Psychologie  anwenden  lasse,  da  wir  doch  wissen,  daß  die  Darwinsche 
Lehre  eben  nur  ein  Bestandteil  der  Kultur-  nicht  der  Naturwissen- 
schaften ist.  In  seiner  Freude  am  Eklektizismus  versteigt  er  sich  aber 
zur  Behauptung,  noch  Kantianer  zu  sein,  d.  h.  an  die  Autonomie  des 
Willens  zu  glauben,  und  dennoch  die  Politik  durch  Naturgesetze,  nicht 
durch  die  »Prinzipien,  im  Sinne  Kants«  bestimmen  zu  wollen.  Ist  ihm 
hiebei  nicht  aufgefallcn,  daß  seine  »Naturgesetze«  jedenfalls  von  viel 
größerer  Unbestimmtheit  sind,  als  der  kategorische  Imperativ  Kants 
und  der  von  diesem  Imperativ  geleitete  freie  Wille?  Ist  übrigens  jede 
natürliche  Anpassung  auch  Vervollkommnung  im  Sinne  eines  ethisch- 
politischen Werturteils  s)?  Ist  es  ihm  nicht  eingefallen,  daß  wenn  hier 
wirklich  seine  »Naturgesetze«  zum  Worte  kommen,  er  die  staatliche 
Gesellschaft  nach  Art  eines  Marstalls  behandelt?  Sehr  nahe  kommt 
er  übrigens  diesem  Gedanken  in  folgenden  charakteristischen  Sätzen: 
»So  bietet  auch  der  Züchtung  hervorragender  Hcrrschertalente  eine 
aristokratisch  organisierte  Gesellschaft  den  günstigen  Boden.  Inso- 
fern konnte  das  in  zahlreiche  Kleinstaaten  zersplitterte  Deutsch- 
land ....  geradezu  als  klassischer  Boden  für  die  Züchtung  dieser  für 
die  Menschheit  so  wichtigen  Eigenschaft  bezeichnet  werden.  In  der 
Tat  hat  ja  auch  Deutschland  wenigstens  mittelbar  durch  die  zahlreichen 
Prinzessinnen  seines  hohen  Adels  und  seiner  Fürstengeschlcchtcr  so 
ziemlich  jedes  Kulturland  der  Gegenwart,  das  sich  einer  monarchischen 
Verfassung  erfreut,  mit  dem  erforderlichen  Herrscherblut  versorgt.« 
Weniger  überschwenglich,  aber  viel  kürzer  und  prägnanter  hat  ein  Zar 
— ich  glaube  Nikolaus  I.  — einen  süddeutschen  Fürstenhof  als  »Ge- 
stüt« bezeichnet.  Für  solche  Staatsphilosophie  und  Politik  wollen  wir 
uns  schön  bedanken.  Es  erübrigt  sich,  auf  die  weiteren  Ausfüh- 
rungen des  Verfassers  cinzugehcn,  zumal  sie  sich  größtenteils  aus 
seitenlangen  Zitaten  der  Bücher  anderer  zusammensetzen.  Man  liest 
die  Quellen  lieber  selbst,  als  diese  aus  dem  Zusammenhang  gerissenen 
Lesefruchte  einer  »sozialaristokratischen«  (der  Ausdruck  ist  vom  Ver- 
fasser geprägt!)  Seele. 

Ein  vortreffliches  Schriftchen,  eine  wirkliche  Bereicherung  der 
staatsrechtlichen  Literatur,  ist  Pilotys  »Autorität  und  Staatsgewalt«. 
Darin  wird  die  Möglichkeit  des  Auseinandcrfallcns  von  sozialer  Macht, 
die  der  Verfasser  Autorität  nennt,  und  formal-juristischer  Staatsgewalt 
an  Beispielen  des  Staats-  und  Völkerrechts  dargetan  und  zum  Schlüsse 
treffend  hervorgehoben,  daß  solche  Verschiebungen  der  realen  Macht- 
verhältnisse auch  innerhalb  der  Staatsverwaltung  Vorkommen  können : »Ist 
die  Zentralgewalt  schwach,  so  bildet  sich  leicht  in  Aemtern,  Gemeinden 
und  andern  örtlichen  Gewaltträgern  tatsächlich  eine  Macht  der  Selb- 

*)  Siehe  übrigens  dazu  noch  Rickert,  Die  Grenzen  der  naturwissenschaftlichen 
ncgriffsbildung,  II.  612  ff.  und  616  ff. 
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ständigkeit  aus,  die  dem  formalen  Rechte  nicht  entspricht.  Auch  hier 
ist  es  alsdann  eine  Trennung  der  Autorität  von  der  Staatsgewalt,  die 
unter  Umständen  zu  den  eigentümlichsten  Widersprüchen  führt.«  Nur 
eines  möchte  ich  vorläufig  in  modo  discutandi  anmerken.  Ich  glaube, 
daß  der  Verfasser  sich  einer  Selbsttäuschung  hingibt,  wenn  er  die 
von  ihm  behandelten  Fälle  des  Auseinanderfallens  von  Autorität  und 
Staatsgewalt  als  etwas  Anormales  hinstellt.  Dem  formal-juristi- 
schen Denken  erscheint  cs  in  der  Tat  so,  in  Wirklichkeit  vollzieht  sich 
aber  das  Staatslcben  gewöhnlich  in  diesen  Widersprüchen.  Nie- 
mals vermögen  nämlich  die  offiziellen  Rechtsquellen  den  Stoff  von 
Normen,  welche  die  staatliche  Gesellschaft  zu  ihrer  Regelung  und 
Organisation  braucht,  vollständig  zu  adaptieren.  Neben  den  formalen 
Rechtsregeln  gibt  es  dann  noch  eine  Menge  von  Normen,  Konventional- 
rcgcln,  wie  ich  sie  nennen  möchte,  Staatspraxis,  Verwaltungsroutine, 
Völkerpraxis,  wie  man  sie  sonst  nennt.  Diese  Normen  durchsetzen 
das  gesamte  öffentliche  Recht,  sie  zu  erfassen  ist  nicht  minder 
Sache  des  Juristen  als  das  konstruktive  Erfassen  der  Rechts- 
normen durch  Begriffsbildung.  Ich  habe  mich  schon  an  anderem  Orte 
(siehe  mein  engl.  Staatsrecht  Bd.  II,  S.  35  ff.,  Bismarcks  Werk  in  der 
Reichsverfassung  1906  und  in  Köhlers  Zeitschrift  für  Bundesstaats- 
und Völkerrecht  Bd.  I.  436  ff.)  darüber  des  Näheren  verbreitet,  hoffe  auch, 
in  nicht  allzuferner  Zeit  eine  in  sich  geschlossene  Darstellung  dieses 
»Konventionalismus«,  der  Gründe  seiner  Verbindlichkeit  und  die  neuen 
Aufgaben,  die  er  den  Disziplinen  des  öffentlichen  Rechts  steckt,  dem 
Fachpublikum  vorlegen  zu  können. 

Seidl  er  glaubt  mit  seiner  Frage  nach  dem  juristischen  Kriterium 
des  Staates  ein  Zentralproblcm  des  Staatsrechts  hcrausgegriffen  zu 
haben.  Um  dieser  Frage  beizukommen,  zieht  er  die  psychologische 
Soziologie  heran  und  konstatiert  (1.  Kapitel),  daß  der  Staat  als  soziale 
Erscheinung  die  vollendete  Stufe  psychischer  Wechselwirkung  der  In- 
dividuen sei.  Wie  sich  diese  Umbildung  aus  den  roheren  Anfängen 
vollziehe,  dazu  fehle  uns  zwar  die  Möglichkeit  der  Einsicht,  aber  die 
vollendete  Tatsache  könnten  wir  an  spezifischen  Merkmalen  feststellen. 
Dahin  gehörten  Niederlassung  auf  einem  abgegrenzten  Stück  der  Erd- 
oberfläche, die  Möglichkeit  bewußter  Selbstbestimmung  und  anderes 
mehr.  Wie  sich  die  Differenzierung  des  Rechts  von  der  Sitte  vollzieht, 
darüber  sagt  uns  der  Verfasser : sie  sei  »vielleicht«  aus  der  Tatsache 
zu  erklären,  daß  der  Staat  im  Anfänge  der  Rechtsordnung  nicht  alle 
Seiten  der  Lebensordnung  regeln  konnte  und  daher  viel  den  Kreisen 
der  Familien-  und  Gcschlechtsgenossen  überlassen  mußte.  Der  Ver- 
fasser untersucht  sodann  (2.  Kapitel)  den  Staat  als  Rechtsbegriff  und 
kommt  so  auf  sein  eigentliches  Problem.  Das  juristische  Kriterium  des 
Staates  ist  nach  ihm  folgendes:  »Der  Staat  ist  ein  mit  Personal-,  Ge- 
biets- und  Organhoheit  ausgestattetes  Floheitssubjekt.« 
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Die  Lösung,  die  der  Verfasser  seiner  Frage  gibt,  ist  durchaus  un- 
befriedigend. Vor  allem  ist  die  »realistische-  Behandlung  des  Problems 
durch  Heranziehung  der  Sozialpsychologie  als  nicht  geglückt  zu  be- 
zeichnen. Sie  führt  im  wesentlichen  auf  Jellineks  Ausführungen  im 
»Recht  des  modernen  Staats«  (I.  Kapitel  VI.)  zurück.  Was  er  selbst 
zu  Jellineks  Gedankengang  hinzulut,  ist  Mystik,  nicht  Realismus.  In 
diese  prähistorischen  Verhältnisse  hineinzuleuchten,  dazu  müßte  ein 
größeres  Induktionsmateriai  zusammengetragen  werden,  als  cs  der  Ver- 
fasser tut.  Völlig  verunglückt  ist  der  Versuch,  ein  juristisches  Kriterium 
des  Staates  zu  geben.  An  Stelle  des  von  Jcllinck  gegebenen  der  »Selbst- 
organisation« nennt  er  drei  »Hoheitsrechte«,  eine  Wiederbelebung  der 
»vrais  marques  de  la  souverainctc«  des  Bodin.  Und  weshalb  soll  man 
nicht  bei  dem  Merkmal  der  »Selbstorganisation«  bleiben?  Seidlcr  meint 
(S.  12),  die  Gemeinden  hätten  auch  ein  solches  Recht.  Aber  doch 
nicht  kraft  eigenen  Rechts,  wie  der  Staat,  sondern  kraft  staatlicher 
Delegation ! 


II.  Staatsrecht. 

1.  Hermann  Rehm,  Modernes  Fürstenrecht.  München, 

J.  Schweitzer  Verlag,  1904.  S0.  XII.  476  S. 

2.  Eugen  von  Jagemann,  Die  deutsche  Reichsverfassung,  Vor- 
träge. Heidelberg,  Karl  Winters  Universitätsbuchhandlung,  1904.  XXXI. 
258  S.  8°. 

3.  Karl  Göz,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg.  Auf 
der  Grundlage  des  Handbuchs  von  Dr.  L.  Gaupp.  Dritte  Auflage  des 
Gauppschen  Handbuches  (Handbuch  des  Oeflfentlichen  Rechts  III.  I. 
2).  Tübingen  und  Leipzig.  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck) 
1904.  XI.  458  S.  Gr.  8°. 

4.  Adolf  Tecklenburg,  Wahlfreihcit  und  Proportional-Listen- 
konkurrenz.  Wiesbaden,  Verlag  von  Heinrich  Staadt.  1905.  34  S.  120. 

5.  Abhandlungen  aus  dem  Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht, 
herausgegeben  von  Philipp  Zorn  und  Fritz  Stier-Somlo.  Band  I. 
Heft  1.  Heinrich  Pohl,  Die  Entstehung  des  belgischen  Staates  und 
des  Norddeutschen  Bundes.  Heft  3.  Konrad  Zorn,  Ueber  die 
Tilgung  von  Staatsschulden.  Tübingen,  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul 
Siebeck).  1905.  8°-  X.  54  S.  resp.  VIII.  12t  S. 

Hermann  Rehm  versucht  uns  ein  übersichtliches  Gesamtbild  desjenigen 
Rechtsgebiets  zu  geben,  das  in  den  letzten  Jahren  als  ein  Gebiet  voll 
aktueller  Fragen  bezeichnet  werden  mußte.  Deshalb  wird  wohl  der  Titel 
»Modernes  Fürstenrecht«  gewählt  worden  sein.  Denn  inhaltlich  ist  die 
diesem  Buche  zugrunde  liegende  Auffassung  vom  Staate  durchaus 
nicht  modern,  sondern  geradezu  patrimonialstaatlich.  Die  Kernfrage 
des  ganzen  bleibt  doch,  welchen  juristischen  Charakter  die  Quelle  dieses 
»Fürstenrechts«  habe.  Rehm  beantwortet  diese  Frage  (s.  S.  7):  »Das 
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öffentliche  Recht  eines  Landes  zerfallt  in  zwei  von  einander  unabhängige 
Rechtsteile,  in  Landesstaatsrecht  und  in  fürstliches  Hausrecht.  Die 
fürstliche  Familie  besitzt  ein  vom  Staat  unabhängiges  Recht  an  der 
Krone.  Der  Staat  hat  ihrs  nicht  gegeben  und  der  Staat  kann  ihrs 
wider  ihren  Willen  nicht  einseitig  nehmen«.  Eine  notwendige  Konse- 
quenz dieser  eigentümlichen  Auffassung  ist  Rchms  Ansicht  über  das 
Wesen  der  deutschen  Monarchie  der  Gegenwart,  sie  ist  ihm  »halb  Per- 
sönlichkeits-,  halb  Partimonialstaat«  (S.  18).  Vergebens  haben  alle 
Staatsgelehrtcn  seit  Albrecht  das  Gegenteil  behauptet.  Rehm  sucht 
seine  These  durch  Fälle  aus  der  Staatspraxis,  durch  Gesetzesstellen, 
die  übrigens  nicht  einwandsfrei  interpretiert  werden,  und  durch  seinen 
»historischen«  Sinn  zu  beweisen.  Aber  selbst  zugegeben,  daß  einzelne 
Fälle  der  Staatspraxis  auf  so  veralteter  Basis  entschieden  wurden:  folgt 
darai/s,  daß  unsere  moderne  Staatsauffassung  als  Auffassung  der  staat- 
lichen Volksgenossenschaft,  einer  kleinen  Zahl  von  Privilegierten  zu- 
liebe von  Grund  aus  umgemodelt  werden  müßte  r!  Würde  sich  etwa 
jemand  getrauen,  das  unserer  Gewerbeordnung  zugrunde  liegende  Prin- 
zip der  Gewerbefreiheit  für  die  Konstruktion  des  Gewerberechts  auf- 
zugeben, weil  z.  B.  die  Realgerechtigkeiten  in  der  Gewerbeordnung  an- 
erkannt und  aufrechtcrhalten  sind?  Es  gibt  wohl  einen  historischen 
Sinn,  der  im  Staatsleben  Uebergänge  der  vergangenen  Rechtsordnung 
zu  erklären  sucht,  aber  ganz  was  anderes  und  von  vornherein  verfehlt 
ist  der  Versuch  dieser  nur  exceptioncllen  Uebergänge  wegen  die  jewei- 
lige Rechts-  und  Staatslehre,  von  Grund  aus  umzukrempeln.  Historischer 
Sinn  soll  gerade  davor  bewahren,  alle  diese  Uebergänge  gleich  in  ein 
System  cinzuschachteln  und  juristisch  zu  konstruieren.  Rohm  hat  sich  dies 
zu  wenig  vor  Augen  gehalten.  Im  übrigen  ist  das  Buch  mit  dem  rühm- 
lichst  bekannten  Fleißc  des  Verfassers  ausgearbeitet  und  bietet  eine 
Fülle  von  Details,  für  die  ihm  jeder  Beteiligte  sicherlich  sehr  dankbar 
sein  wird. 

Ein  auch  den  Fachmann  anregendes  Buch  ist  Jagemanns  Reichs- 
verfassung,  wenngleich  hie  und  da  Fehler  und  Flüchtigkeiten  unterlaufen. 
Dem  Verfasser  steht  seine  Erfahrung  als  ehemaliger  Bundesratsbevoll- 
mächtigter  Badens  zur  Seite,  und  wenngleich  die  Leser  sehr  wenig  De- 
tails dieser  Erfahrung  erhalten,  ist  die  Form  der  Anschauung  der  einzelnen 
Rcchtsinstitutc  durch  den  Praktiker  das  Wertvolle  dieser  Darstellung. 
Manchmal  macht  es  allerdings  den  Eindruck,  als  ob  der  Verfasser 
durchaus  etwas  Neues  sagen  wollte  selbst  auf  die  Kosten  der  wissen- 
schaftlichen Richtigkeit.  So  wenn  er  von  einer  Auflösung  des  Reichs 
»mutuo  dissensu«  der  Kontrahenten  spricht  (S.  30),  oder  von  einem 
Notverordnungsrecht  des  Bundesrats  (S.  97).  Was  speziell  den  letz- 
ten Punkt  anlangt,  so  beruft  ersieh  darauf,  daß  im  Jahre  1883  Spanien 
gegenüber  eine  Zollermäßigung  im  Verordnungswege  stattfand,  die  eines 
Gesetzes  bedurft  hätte.  Dies  wurde  nachträglich  indemnisiert.  Hier 
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verwechselt  aber  Jagern  an  n zweierlei:  das  legale  Notverordnungsrecht 
das  die  deutsche  Reichsverfassung  nicht  kennt,  mit  der  Losung  eines 
Staatsnotstands  auf  illegalem  Wege,  der  dann  nachträglich  indemnisiert 
wird,  einen  Standpunkt,  wie  ich  ihn  für  das  englische  Recht  als  den 
herrschenden  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  habe.  Im  übrigen  ist 
das  Kapitel  über  tlen  Bundesrat  eines  der  besten  und  instruktivsten 
in  dem  Jagemannschen  Buche. 

Güz  hat  die  dankbare  Aufgabe  übernommen,  das  ausgezeichnete 
Handbuch  von  Gaupp  bis  auf  die  Gegenwart  fortzuführen,  und  hat  diese 
Aufgabe  in  trefflicher  Weise  gelöst.  Neue  Abschnitte,  hervorgerufen 
durch  die  neue  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  sind  hinzugekommen: 
so  die  Abschnitte  über  die  Rechtsfähigkeit  der  Vereine,  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit,  das  Steuerwesen  im  Staat  und  in  der  Gemeinde,  das 
Wasserrecht,  das  evangelische  Kirchenregiment  unter  der  Regierung 
eines  nicht  der  evangelischen  Konfession  ungehörigen  Landesherrn. 
Nicht  überall  vermag  ich  dem  Verfasser  dieser  neuen  Abschnitte  beizu- 
pflichten, so  wenn  er  z.  B.  die  nach  württcmbergischcm  Rechte  zulässig 
gewesene  Auflösung  von  Vereinen  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Sicherheit  selbst  nach  Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  rechtsbeständig  hält  (siehe  dagegen  meine  Ausführungen  in 
der  deutschen  Juristenzeitung  1900  S.  492  ff.).  Den  Abschnitt  über 
Steuern  hätte  der  Verfasser  weniger  formalistisch  darstcllen  können, 
finanzpolitische  Erläuterungen  wären  sehr  am  Platze  gewesen.  Vollends 
bin  ich  nicht  in  der  Lage,  den  Ausführungen  des  Verfassers  zur  Lösung 
der  im  württ.  Recht  bestehenden  Streitfrage,  ob  man  zur  Festlegung 
des  Steuersatzes  den  ordentlichen  Weg  der  Gesetzgebung  oder  den 
Ausnahmsweg  der  andern  » Abgaben verw  illigungen«  nach  § 181  der 
Verfassung  gehen  muß,  beizupflichten.  Ich  halte  die  von  ihm  gewählte 
Distinktion,  daß  cs  darauf  ankomme,  ob  »die  Steuergröße  (d.  i.  Steuer- 
satz) durch  dauerhaft  gleichbleibende  Umstände«  bedingt  sei,  für 
verfehlt.  Der  Satz  allein  greift  durch,  »Privilegien  sind  strikte  zu 
interpretieren«;  da  es  sich  um  ein  Privilegium  der  2.  Kammer  beim 
Zustandekommen  der  Abgabenverwilligung  handelt,  so  wird,  wenn  der 
Steuersatz  nicht  im  Finanzgesetz  aufgenommen  ist,  jedesmal  der  Weg 
der  ordentlichen  Gesetzgebung  zu  beschreiten  sein. 

In  seiner  Abhandlung  »Wahlfreiheit  und  Listenkonkurrenz«  unter- 
sucht Tecklenburg  den  Begriff  der  »freien  Liste«  und  findet,  daß  er 
eigentlich  mit  dem  Begriff  der  sListenkonkurrenz«  identisch  sei.  Er 
stellt  der  Listenkonkurrenz  mit  Panachierbcfugnis  die  »reine  Listen- 
konkurrenz« gegenüber.  Das  Ergebnis  seiner  Untersuchung  ist  dann 
im  weitem  Verlaufe  dies,  daß  die  reine  Listenkonkurrenz  dem  Wähler 
eine  größere  Willensfreiheit  gewähre , als  die  Listenkonkurrenz  mit 
Panachierbefugnis,  da  er  bei  der  ersteren  seine  ganze  Stimmkraft  einem 
einzigen  Kandidaten  resp.  einer  ganzen  Liste  zuwenden  könnte,  bei  der 
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Listenfreiheit  mit  Panachicrbefugnis  seine  Stimmkraft  auf  mehrere  Kan- 
didaten zersplittern  müßte.  Dies  wird  dann  durch  Beispiele  aus  der 
Praxis  der  Zusammensetzung  von  Gewerbegerichten  näher  erläutert. 
Erheblich  neues  bringt  die  Schrift  nicht,  doch  zeigt  sie  ein  Gebiet,  auf 
dem  die  Proportionalwahl  mit  großem  Nutzen  verwendet  werden  kann. 

Die  von  Jellinck  und  Zorn  vertretene  Ansicht,  daß  ein  neuer  Staat 
durch  einen  juristisch  nicht  konstruierbaren  Akt  entstehe,  unternimmt 
Pohl  an  zwei  Beispielen  zu  demonstrieren,  an  der  Entstehung  des  bel- 
gischen und  des  Norddeutschen  Bundes.  Für  Belgien  insbesondere 
führt  er  aus  (S.  37):  »Die  Mitglieder  der  provisorischen  Regierung 
wurden  Herrscher,  durch  Betätigung  des  Willens  Herrscher  zu  sein, 
durch  Auferlegen  ihres  Willens,  als  des  für  alle  maßgeblichen,  verbind- 
lichen Willens«.  Das  Problem,  wie  wohl  der  Zwischenzustand  zwischen 
der  alten  und  neuen  Staatsordnung  insbesondere  das  notwendige  Fest- 
halten an  den  althergebrachten  Rechtsverhältnissen  zu  erklären  sei,  ver- 
sucht der  Verfasser  damit  abzutun,  daß  er  diesen  Zustand  als  völlig 
recht-  und  staatenlos  erklärt.  Aber  damit  ist  das  Problem  nicht  gelöst. 
Woher  kommt  es,  daß  die  alten  Verhältnisse  derjenigen  Rechtsordnung, 
die  nicht  staatsrechtlich  ist,  aufrecht  erhalten  werden?  Das  ist  die  Kern- 
frage, und  darauf  erhalten  wir  keine  Antwort. 

Tiefer  dringt  der  Verfasser  der  Abhandlung  »Ueber  die  Til- 
gung von  Staatschulden«  in  den  Gegenstand  seiner  Untersuchung.  Hier 
werden  die  beiden  Prinzipien  der  »freien  Tilgung«  und  der  »Zwangs- 
tilgung« einander  gegcnübergestellt.  Ihre  Vorzüge  und  Nachteile  nament- 
lich für  das  preussischc  und  englische  Schuldenwesen  erörtert.  Beson- 
ders bot  die  englische  Entwicklung  durch  die  verschiedenen  Formen 
der  Zwangstilgung  eine  Fundgrube  lehrreichen  Materials,  das  der  Ver- 
fasser mit  großem  Fleiße  und  gediegenem  Verständnis  ausgenützt  hat. 
Nur  ein  größeres  Eingehen  auch  auf  die  englischen  Originalquellcn 
wäre  zu  wünschen  gewesen. 

III.  Verwaltungsrecht. 

1.  G.  Herrfurth,  Das  Beamtenrecht  und  Pensionen-,  Unfall- und 

Reliktcnwescn.  4.  und  5.  Band  des  Werks  »Das  Preussischc  Etats-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen,  einschließlich  der  Rechtsverhältnisse  der 
Staatsbeamten«.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag  1905.  4.  wesentlich 

vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  XXVIII.  902  S.  resp.  XV.  307  S.  8°_ 

2.  Hugo  l’reuß,  Das  städtische  Amtsrecht  in  Preußen.  Berlin, 

Druck  und  Verlag  von  Georg  Reimer,  1902.  501  S.  8°. 

3.  Karl  Lamp,  Das  Problem  der  städtischen  Selbstverwaltung 
nach  österr.  und  preuß.  Recht.  Leipzig,  Dunker  u.  Humblot,  1905.  VIII. 
168  S.  8°. 

4.  Wilhelm  Schümm,  Das  Steuerrccht  im  Königreich  Württem- 
berg. Für  den  Unterricht  und  praktischen  Gebrauch  dargestellt.  Stutt- 
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gart,  Druck  und  Verlag  von  \V.  Kohlhammer  1905  XX.  779  S.  8°. 

5.  Eugen  von  J agemann  , Zur  Reichsfinanzreform.  Heidelberg, 
Karl  Winters  Universitätsbuchhandlung  1905.  66  S.  8°. 

6.  Paul  Altmann,  Handbuch  des  Deutschen  Vercinsrechts, 
zugleich  ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  juristischen  Personen.  Berlin, 
1905.  Verlag  von  H.  W.  Müller.  Klein  8°. 

Das  bekannte  Buch  von  Herrfurth,  das  in  der  4.  Auflage  nun  vor- 
liegt, bedarf  in  der  Literatur  keiner  besonderen  Einführung.  Wunder- 
bar bleibt  nur  der  große  Erfolg  eines  Buchs,  das  nichts  weiter  dar- 
stcllt,  als  eine  Kompilation  der  wichtigsten  Entscheidungen  und  Grund- 
sätze, welche  die  Verwaltungsroutine  im  preußischen  Etats-,  Kassen- 
und  Rechnungswesen  ausgebildct  hat.  Dieses  erklärt  sich  einfach  dar- 
aus, daß  diese  Verwaltungspraxis  eine  Rechtsquelle  für  sich  ist,  die 
ihre  eigenen  Wege  unbeirrt  durch  oberstgerichtlichc  Entscheidungen 
geht  und  streng  beobachtet  wird.  Die  Oberrechnungskammer  sieht 
eben,  nicht  weniger  maßgebend,  als  die  obersten  Gerichte,  darauf,  daß 
ihre  Grundsätze  auch  beobachtet  werden.  Wie  sehr  wir  es  hier  mit 
einer  eigenen  Quelle  rechtsähnlicher  Normen  zu  tun  haben,  geht  z.  B. 
aus  folgendem  praktischen  Falle  klar  hervor.  Eine  in  der  preußischen 
Gesetzgebung  nicht  publizierte  Kabinettsorder  vom  17.  Mai  1820  be- 
stimmt, »daß  aktive  Offiziere,  die  wegen  Vergehen  zu  mehr  als  vier- 
wöchentlichem Festungsarrest  ohne  Kassation  oder  Entlassung  verurteilt 
werden,  den  allgemeinen  Landesgesetzen  gemäß  gleich  anderen  Staats- 
dienern  während  der  ganzen  Dauer  der  Strafe  nur  das  halbe  Gehalt 
beziehen  sollen«.  Das  Reichsgericht  hat  wiederholt  die  Verordnung 
als  durch  das  Disziplinargcsctz  für  nicht  richterliche  Beamte  vom 
21.  Juli  1852  für  aufgehoben  erklärt  (siehe  Kamptz-Delius,  Die  Recht- 
sprechung des  Reichs-  und  Kammergerichts  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechts  1906  S.  53).  Das  Preußische  Staatsministerium  hat  am 
19.  Nov.  1899  (MB1.  f.  d.  i.  Verwaltung  1900  S.  46)  beschlossen,  daß  trotz 
der  Entscheidung  des  Reichsgerichts  die  bisherige  »Praxis«,  wonach 
die  Gültigkeit  der  Kabinettsorder  angenommen  wird,  fortdauere.  Hier 
haben  wir  den  Quell  der  Maßgeblichkeit  der  Verwaltungsroutine  zu 
sehen.  Was  nützen  dagegen  die  schönsten  Theoreme  über  Beamten- 
recht? In  Wirklichkeit  besteht  dies  doch  nur,  wie  Herrfurths  Buch 
demjenigen  dartut,  der  tiefer  zu  sehen  versteht,  in  solchen  Präzen- 
denzfällen,  bei  denen  Theorie  und  Rechtsprechung  der  obersten  Ge- 
richte die  kleinste  Rolle  spielen. 

Umso  erstaunlicher  ist  der  Mut  eines  Schriftstellers,  alle  diese 
durch  Vcrwaltungsroutine  und  Spruchpraxis  festgclcgten  Grundsätze 
über  den  Haufen  rennen  und  das  Rechtsverhältnis  von  Staats-  und 
Kommunalbeamten  zu  Staat  resp.  Gemeinde  auf  eine  organische 
Staats-  und  Rechtslehre  gründen  zu  wollen.  Dieses  unternimmt  Prcuß 
in  seinem  »städtischen  Amtsrecht«.  Ausgangspunkt  für  ihn  ist  seine 
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»organisch  sozialrechtliche  Personentheorie«,  »die  in  der  Anschauung 
wurzelt,  daß  Einheit  und  Vielheit  nicht  einander  ausschlicßende,  sich 
gegenseitig  aufhebende  Begriffe  sind,  daß  vielmehr  die  Einheit  in  der 
Vielheit  eine  Tatsache  von  realer  Existenz  ist«.  Es  sind  dies  die  be- 
kannten Ciierkeschen  Formeln.  Nun  aber  kommt  das  Eigenprodukt 
von  Preuß:  »Subjekt  der  amtlichen  Rechte  ist  für  sie  (d.  jene  Personcn- 
thcoric)  sowohl  der  Beamte  wie  auch  das  Gemeinwesen ; denn  der  Be- 
amte ist  als  solcher  ebenso  ein  integrierender  Bestandteil  der  Gesamt- 
persünlichkeit,  wie  seine  Kompetenz  ein  integrierender  Bestandteil  der 
Kompetenz  des  Gemeinwesens  ist;  daraus  ergibt  sich  ein  der  organi- 
schen Theorie  eigentümlicher  Begriff,  die  Organpersönlichkeit«.  Aus 
dem  Gesichtspunkt  dieser  »Organpersönlichkeit«,  die  der  Staats-  und 
auch  der  Kommunalbeamte  darstellen  sollen,  wird  die  Laband-Jellinek- 
sche  Auffassung  des  Staatsbeamtenverhältnisses  als  öffentlich  rechtlichen 
Vertrags  verworfen.  Die  Argumente  sind  absolut  nicht  durchschlagend. 
So,  wenn  er  Laband  vorhält,  daß  seine  Forderung  der  Gleichstellung 
von  Staats-  und  Kommunaldienst  nicht  dadurch  aufgehoben  würde,  daß 
man  für  die  Begründung  des  Staatsdienstverhältnisses  einen  Hoheitsakt 
postuliert,  denn  auch  die  Anstellung  im  Gemcindedienst  sei  ein 
»Hoheitsakt«  der  Gemeinde.  »Freilich  hat  Laband  sich  den  Weg  zu 
dieser  Auffassung  durch  seine  Theorie  vom  Herrschaftsrecht  als  Staats- 
monopol verschlossen.«  Darauf  läuft  eben  alles  hinaus,  ob  man  mit 
Laband-Jellinek  das  Rechtsetzungsmonopol  dem  Staate  allein  konzediert, 
oder  mit  Gierkc-Preuß  der  Gemeinde  originäre  Rechtsmacht  zuschreibt. 
Der  Staat  wäre  denn  eine  Vereinigung  von  Stadtrepubliken  im  Staate, 
ein  Gedanke,  der  die  notwendige  Konsequenz  dieser  Auffassung  von 
Preuß  ist.  Ein  anderes  von  ihm  ins  Treffen  geführte  Argument  ist 
die  Ungleichartigkeit  der  Partner  bei  einem  vorausgesetzten  Vertrags- 
Verhältnis,  ein  altes  Argument,  das  aber  von  Preuß  folgende  neue  Fas- 
sung erhält  (S.  86):  »Völlig  ausgeschlossen  ist  nun  nach  alledem  die 
Möglichkeit  eines  Vertrags  zwischen  Gesamtperson  und  Gliedperson 
auf  dem  Gebiete  der  Angehörigkeits-  und  Organschaftsverhältnissec. 
Siehe  aber  dagegen  den  Vertrag,  den  die  Stadtgemeinde  Berlin  im 
Jahre  1875  mit  dem  Fiskus  betreffs  Uebernahtne  der  fiskalischen  Straßen- 
und  Brücken-,  Bau-  und  Unterhaltungslast  abgeschossen  und  wofür  sie 
als  Entgelt  durch  königliche  Kabinettsorder  die  örtliche  Straßenbau- 
polizei erlangt  hat  (siehe  Baltz,  Baupolizeirecht  1905  S.  169) ! Die 
Laband-Jcllineksche  Auffassung  wird  von  dem  Reichsgericht  übrigens 
durchwegs  geteilt  (siehe  Kamptz-Dclius  a.  a.  O.  S.  3 ff.).  Die  »Organ- 
persönlichkeit« von  Preuß  leistet  aber  auch  gar  nichts  zur  Erklärung 
bestehender  Rechtstatsachen.  Unerklärt  bleiben  nach  ihr  die  »beiderseitig« 
kündbaren  Beamtenverhältnisse,  unerklärt  der  auch  vom  Reichsgericht 
anerkannte  Vertragsanspruch  auf  künftige  Uebertragung  eines  Amts  (R.G. 
VI.  Z.S.  vom  28.  Nov.  1898  Jur.  Wochenschrift  1599  S.  52).  Die  Organ- 


Digitized  by  Google 


Krit.  Streifzüge  durch  die  Literatur  des  üffentl.  Rechts.  27 1 

persönlichkeitsthcorie  hebt  den  von  Theorie  und  Praxis  anerkannten 
Satz,  daß  Behörden  keine  juristischen  Personen  seien,  vollständig  auf. 
Auch  für  das  städtische  Amtsrecht  scheinen  mir  erhebliche  Bedenken 
gegen  die  Annahme  einer  >Organpcrsönlichkeit<  in  jedem  Magistrats- 
sekretär zu  sprechen.  Die  Verwaltungsroutine,  die  für  die  Stabilität 
der  Verwaltung,  der  städtischen  wie  der  staatlichen  sorgt,  wird  oder 
kann  wenigstens  bei  der  Annahme  einer  »Organpersönlichkeit«  igno- 
riert werden.  Hinter  dieser  ganzen  Theorie  verbirgt  sich  mehr  oder 
weniger  die  politische,  von  den  Berliner  Kommunalverhältnissen  abstra- 
hierte Tendenz,  Freiheit  von  der  Staatsaufsicht  zu  erlangen,  oder  wie 
Preuß  sagt:  »Aufsicht,  nicht  Subordination«.  Als  politisches  Prinzip  un- 
terschreibe ich  dies  für  die  Stadtbehörden  und  Stadtbeamten  in  ihrem  Ver- 
hältnis zur  Staatsregierung  gerne,  ich  bestreite  aber,  daß  sich  darauf  die 
gegebenen  Rechtsverhältnisse  aufbauen  lassen.  In  der  Kritik  der 
Staatsbevormundung,  der  die  gegenwärtige  Selbstverwaltung  in  Preußen, 
in  einigen  Verwaltungszweigen  ausgesetzt  ist,  ist  Preuß  vortrefflich  (siehe 
z.  B.  Kap.  VIII),  und  ich  würde  es  auf  das  lebhafteste  begrüßen,  wenn 
er,  statt  uns  jedes  Jahr  oder  alle  2 Jahre  eine  Dosis  »organischer 
Staatslehre«  zu  verabreichen  — unsere  Geschmacksnerven  sind  da- 
gegen bereits  unempfindlich!  — , eine  gründliche  »Städtepolitik«  schrei- 
ben würde.  Die  reichen  Erfahrungen,  die  dieser  Autor  aus  seiner 
Teilnahme  an  der  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  schöpft,  wären 
für  uns  »Theoretiker*  eine  Fundgrube  der  Belehrung.  Aber  ich  halte 
es  für  eine  wissenschaftlich  undankbare  Aufgabe,  unter  der  Flagge  des 
»Organischen«  ein  politisches  Ideal  als  geltendes  Recht  hinzustellen. 

Eine  fleißige  Arbeit  ist  die  von  Lamp  über  das  Problem  der  städt. 
Selbstverwaltung.  Dieser  Studie  liegen  drei  Vorträge  zugrunde,  von 
denen  der  erste  die  geschichtlichen  Grundlagen  der  preußischen  und 
österreichischen  Stadtverwaltung,  der  zweite  die  Kritik  der  herrschen- 
den Lehre  über  das  Sclbstverwaltungsproblcm,  der  dritte  die  eigene 
Ansicht  des  Verfassers  darstellt.  In  den  historischen  Grundlagen  wäre 
jedenfalls  für  eine  gründliche  Beurteilung  der  preußischen  Städteord- 
nung von  180S  das  Werk  von  Max  Lehmann,  »Freiherr  vom  Stein« 
1903  (II.  Bd.)  zu  berücksichtigen  gewesen.  Es  hätte  den  Verfasser 
jedenfalls  darüber  belehrt,  daß  der  Wert  der  Städteordnung  resp.  ihr 
Fortschritt  nicht  in  einer  »Schöpfung  des  Rechtsbegriffs  der  Persönlich- 
keit des  öffentlichen  Rechts«,  eine  wissenschaftliche  Tat,  die  wir  einer 
späteren  Zeit,  insbesondere  dem  Einflüsse  von  Hegel  danken,  sondern 
in  der  zweckmäßigeren  Organisation  der  Stadtverwaltung  gelegen  ist. 
Was  der  Autor  zur  Kritik  der  gegnerischen  Ansichten  über  Selbstverwal- 
tung stellenweise  vorbringt,  ist  äußerst  verdienstvoll,  so  z.  B.  die  Ableh- 
nung der  Ansicht  von  Hugo  Preuß.  Seine  eigene  leidet  aber  an  einer 
Selbsttäuschung.  Denn  dies  und  nichts  anderes  ist  cs,  wenn  er  die 
von  Jellinek  und  mir  für  den  kontinentalen  Typus  vertretene  Identifi- 
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zierung  von  Selbstverwaltung  und  .Recht  auf  Selbstverwaltung'  ablehnt 
und  das  Wesen  der  Selbstverwaltung  in  der  Schaffung  von  lokalen  Ge- 
bietskörperschaften als  freier  Persönlichkeiten  des  öffentlichen  Rechts 
erblickt.  Das  ist  »la  meme  chose«,  nur  mit  andern  Worten  ausgedrückt. 
Seine  Polemik  (S.  93)  gegen  mich:  »Hatschek  greift,  um  den  herkömm- 
lichen Begriff  eines  subjektiven  Rechts  auf  Selbstverwaltung  zu  retten, 
angesichts  der  entgegenstehenden  Tatsache,  daß  für  die  Gemeinde  erst 
aus  konkreten  Tatbeständen  wirkliche  subjektive  Rechte  gegen  andere 
Personen  entspringen,  zu  dem  unklaren  und  viel  mißbrauchten  Hilfs- 
begriff der  »Befugnisse«  als  unselbständige  Folgewirkungen  eines  all- 
gemeinen subjektiven  Rechts  auf  Selbstverwaltung«  läuft  doch  nur  auf 
eine  Verwechslung  von  Klaganspruch  (actio  nata)  und  subjektivem  Recht 
hinaus! 

Die  beiden  Bücher  von  Schümm  und  Jagemann  behandeln 
Fragen  des  Finanzrechts.  Das  Buch  des  ersteren  ist  eine  Gesetzeskom- 
pilation ohne  jeglichen  Kommentar,  trotz  der  Dickleibigkeit.  Die  Einlei- 
tung ist  auch  gar  zu  dürftig  und  bringt  nur  chronologische  Daten  ohne  jede 
finanzpolitische  Erläuterung,  ohne  welche  die  Gesetzestexte  des  Finanz- 
wesens einfach  unverständlich  sind.  Das  Schriftchcn  von  Jagemann  ist 
eine  Vorahnung  der  Reichsfinanzreform  und  man  wird,  ohne  dem  Opus 
ungerecht  zu  sein,  sagen  können,  daß  cs  nicht  schon  deshalb  gut  ist, 
weil  es  in  einzelnen  Punkten  mit  seiner  Prophezeihung  recht  behalten 
hat.  Mit  wenig  zureichenden  Gründen  wird  der  Grundsatz,  daß  die  in- 
direkten Reichssteuern  die  Hauptrolle  unter  den  Einnahmequellen  spie- 
len müßten,  als  ein  noli  me  tangere  vorgetragen.  Zuzustimmen  ist  aber 
dem  Verfasser,  daß  eine  Reichsfinanzreform  auch  der  konstitutionellen 
Frage  der  jährlichen  Einnahmebewilligung  durch  das  Parlament  nicht 
aus  dem  Wege  gehen  dürfte. 

Altmanns  Handbuch  gibt  eine  gute  Zusammenstellung  der  auf  das 
Vereinsrecht  bezugnehmenden  Normen  des  Reichs-  und  Landesrechts. 
Leider  ist  auch  noch  hier  die  veraltete  Scheidung  in  öffentliches  und 
privates  Vereinsrecht  zum  Grunde  gelegt  und  infolgedessen  das  erstere 
in  sehr  bescheidenem  Umfange  berücksichtigt.  Damit  im  Zusammen- 
hänge steht  auch  die  unrichtige  Behauptung,  daß  das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch nur  das  private  Vereinsrecht  habe  regeln  wollen,  während  ich 
das  Gegenteil  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  nachzuweisen  unter- 
nommen habe  (V.  492  ff.).  Auch  der  Mangel  sozialpolitischer  Würdigung 
des  Vereinsrechts,  die  in  dessen  Darstellung  doch  hineingehört,  ist 
sehr  zu  bedauern. 


IV.  Völkerrecht. 

Henry  Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  für  Studium  und 
Praxis.  3.  Auflage,  durchgesehen  von  Paul  Fauchille,  übersetzt  und 
mit  Anmerkungen  versehen  von  Dr.  August  Grab.  Berlin,  C.  Heymanns 
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Verlag  1904.  8°-  XVI  867  S. 

Es  ist  ein  großer  Verdienst,  dieses  bewährte  Lehrbuch  des  Völker- 
rechts auch  dem  deutschen  Leserkreis  zugänglich  gemacht  zu  haben. 
Die  Uebersctzung  ist  als  eine  durchwegs  gelungene  zu  bezeichnen.  Die 
Anmerkungen  erfüllen  im  großen  und  ganzen  den  Zweck,  die  Darstel- 
lung zu  einer  zeitgemäßen  zu  gestalten,  obwohl  ich  z.  B.  vergeblich  Be- 
lehrung über  die  chinesischen  Seezölle  und  die  Rechtsverhältnisse  auf 
den  Neu -Hebriden  gesucht  habe.  Schade  auch,  daß  der  Uebersetzer 
sich  in  seinem  Verhältnis  zum  Original  nicht  so  frei  bewegt,  wie  es 
wohl  wünschenswert  wäre.  Dies  tritt  namentlich  in  doppelter  Beziehung 
klar  zu  Tage.  Einmal  wäre  die  veraltete  Einleitung  des  Buchs,  die 
das  römische  Institutionensystem  zum  Grunde  legt,  wenn  nicht  zu  be- 
seitigen, jedenfalls  in  ihrer  Absurdität  abzuschwächen  gewesen.  Die 
Neutralität  ist  in  dem  »Aktionsrecht«  (wie  es  unrichtig  in  der 
Uebersetzung  heißt:  statt  »Aktionenrecht«)  untergebracht.  Sodann  hätte 
es  dem  Werte  des  Ruches  durchaus  keinen  Eintrag  getan,  wenn  die 
stellenweise  chauvinistischen  Ausfälle  gegen  Deutschland  (z.  B.  S.  620. 
621)  wcggeblieben  wären. 


Archiv  für  Sozialwisscnschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  i. 
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Neuere  Literatur  über  die  äußere  Handelspolitik. 

Von 

HERMANN  LEV Y. 

1.  Dr.  R.  van  der  Borght.  Handel  und  Handelspolitik.  Leipzig, 
1907.  (C.  L.  Hirschfeld)  VI  -f  548. 

2.  Dr.  Heinrich  Dietzel.  Bedeutet  Export  von  Produktions- 
mitteln volkswirtschaftlichen  Selbstmord?  Berlin,  (L.  Simion),  1907. 

n + 65- 

3.  Dr.  E.  Tr  esc  her.  Vorzugszölle,  ihre  Geschichte  und  Wirkung 
im  internationalen  Warenaustausch.  Berlin,  1908.  Fr.  Siemenroth. 
VH  + 176. 

4.  George  Mygatt  Fisk,  Ph.  D.  International  Commcrcial  Poli- 
cies.  New-York  (Macmillan)  1907.  XVI  -}-  288. 

5.  Oesterreich-Ungarn  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 

ihren  handelspolitischen  Beziehungen.  Mitteleuropäischer  Wirtschafts- 
verein in  Oesterreich.  Wien,  (C.  Fromme),  1907.  180  S. 

Nur  der  kleinere  Teil  des  v.  d.  Borghtschen  Buches  ist  der 
äusseren  Handelspolitik  gewidmet.  In  der  ersten  Auflage  umfasste  er 
nur  60  Seiten,  in  der  zweiten  ist  er  auf  122  Seiten  angewachsen.  Dieser 
Zuwachs  erstreckt  sich  vor  allem  auf  die  Ergänzung  des  Tatsachen- 
materials, das  in  den  sieben  Jahren,  welche  zwischen  der  ersten  und 
der  zweiten  Auflage  liegen,  gewaltig  angewachsen  ist.  In  der  Beschaf- 
fung des  Tatsachenmaterials  liegt  die  Stärke  auch  dieser  zweiten 
Auflage.  Mit  grossem  Fleiß  und  beachtenswerter  Sachkennt- 
nis hat  v.  d.  Borght  dasselbe  gesammelt  und  gesichtet  und  hierin 
sicherlich  dieselbe  nützliche  Arbeit  geleistet,  welche  der  ersten  Auflage 
nachgerühmt  werden  konnte. 

Allein  da,  wo  die  Wünsche  des  Lesers  und  Studierenden  über  jene 
grundlegende  Beschaffung  von  Tatsachen,  Zahlen  und  Daten  handels- 
politischen Inhalts  hinauswachsen,  vermindert  sich  die  Bedeutung  des 
Werkes.  Die  kritische  Behandlung  der  Probleme  lässt  überall  zu 
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wünschen  übrig,  und  dies  fallt  um  so  mehr  auf,  als  v.  d.  Borght 
gerade  durch  die  Arbeit  der  Materialbeschaffung  jener  Aufgabe  hätte 
naher  kommen  sollen.  Wir  empfinden  dies  z.  B.  — um  einen  Fall 
herauszugreifen  — bei  der  Erörterung  der  Ausfuhrzölle,  denen  der  Ver- 
fasser mit  Recht  einen  neuen  Abschnitt  gewidmet  hat,  da  sie  in  letzter 
Zeit  vielfach  diskutiert  worden  sind.  Da  erfahren  wir  wichtige  Tat- 
sachen aus  der  Geschichte  der  Ausfuhrzölle,  Tatsachen  über 
ihre  Existenz  in  verschiedenen  Ländern,  endlich  eine  Reihe  von  Tat- 
sachen über  die  Vorschläge,  welche  im  Deutschen  Reiche  zur 
Wiedereinführung  derselben  gemacht  worden  sind.  Damit  aber 
bricht  die  Betrachtung  ab.  Gerade  eine  Untersuchung  der  Argumente 
für  und  wider  die  Neueinführung  der  Ausfuhrzölle,  eine  Dar- 
legung der  Unterschiede  eines  Ausfuhrzolls  auf  Kohle  oder 
eines  solchen  auf  Kali,  eine  Besprechung  der  Wirkungen  des  eng- 
lischen Kohlenausfuhrzolls  von  1901,  der  infolge  seiner  wirtschaftlichen 
Wirkungen  keineswegs  »nur  eine  finanzpolitische  Bedeutung«  hatte,  wie 
der  Verfasser  annimmt,  — all  das  fehlt.  Auch  die  Erörterungen  über 
»Ausfuhrprämien«  weisen  Lücken  auf.  So  werden  überhaupt  nur  die 
staatlichen  Ausfuhrprämien  genannt,  die  privaten  Ausfuhrprämien  der 
grossen  Unternehmerverbände  ganz  beiseite  gelassen.  Gerade  hierdurch 
aber  lässt  der  Verfasser  den  Leser  über  eine  handelspolitische  Erschei- 
nung im  Unklaren,  welche  Jahr  für  Jahr  an  Bedeutung  zunimmt  und 
deren  Problem  im  Mittelpunkt  nicht  nur  der  nationalen,  sondern  auch 
der  internationalen  Handelspolitik  stehen.  Wir  wollen  aber  nicht  wei- 
ter den  zahlreichen  Stellen  nachgehen,  bei  denen  der  Leser  einen  ge- 
wissen Mangel  empfindet,  indem  ihm  wohl  Ziffern  und  Daten  vorgesetzt 
werden,  nicht  aber  das,  was  jene  erst  wissenswert  macht:  nämlich  das 
gesetzmäßige,  das  sich  aus  ihnen  für  die  Erkenntnis  und  Ausgestaltung 
der  Handelspolitik  ergibt.  Suchen  wir  den  Verfasser  da  auf,  wo  er  mit 
wissenschaftlichen  Problemen  zu  kämpfen  hatte. 

Auf  S.  468—478  behandelt  der  Verfasser  in  theoretischer  Weise 
die  Frage  des  Freihandels  und  Schutzzolls.  Er  möge  mir  den  Ausdruck 
»theoretisch«  nicht  verdenken ! Ich  weiss,  daß  er  die  Theorie  in  der 
Handelspolitik  nicht  allzu  hoch  einschätzt.  Er  ist  Schutzzöllner  und 
vertritt  den  Standpunkt  (S.  464),  dass  der  Freihandel  die  Theorie,  der 
Zollschutz  die  Praxis  darstelle.  Allein,  ohne  es  zu  wollen,  hat  er  sich 
selbst  zu  einer  Theorie  bekannt:  »Die  allgemeine  Richtung  der  Han- 
delspolitik«, so  lesen  wir  auf  S.  474,  »wird  und  muß  dem  F'reihandel 
zugewendet  sein,  wenn  das  Land  eine  so  besondere  Ausgestaltung  seiner 
Gütererzeugung  hat,  daß  es  mit  anderen  Ländern  nirgends  in  Wett- 
bewerb zu  treten  hat.«  Ein  solcher  P'all  ist  jedoch  »praktisch*  un- 
denkbar. Man  ist  außer  stände,  irgend  ein  Land  zu  nennen,  in 
welchem  dieser  Zustand  der  völligen  Wettbewerbslosigkeit  mit  anderen 
Ländern  je  existiert  hat  oder  heute  existiert.  Hier  handelt  es  sich  also 
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um  eine  Abstraktion  ähnlicher  Art  wie  diejenige  ist,  welche  der  Ver- 
fasser den  Freihändlern  vorwerfen  möchte.  Indem  aber  der  Verfasser 
seine  Zustimmung  zum  Freihandel  von  einem  tatsächlich  unmöglichen 
Fall  abhängig  macht,  so  erklärt  er  sich  damit  selbst  zum  uneingeschränk- 
ten, aprioristischen  Anhänger  des  Schutzzollsystems. 

Die  Auffassung,  dass  nur  bei  völliger  Wettbewerbslosigkeit  mit  an- 
dern Ländern  der  Freihandel  für  ein  Land  gerechtfertigt  sei,  entspringt 
einer  eigentümlichen  Anschauung  des  Verfassers  bezüglich  der  engli- 
schen Handelspolitik.  Der  Anfang  der  englischen  Handelsfreiheit  im 
Jahre  1S46  und  ihre  Durchführung  bis  1860  wird  vom  Verfasser  so 
hingestellt,  als  ob  England  keine  Schutzzölle  »mehr  nötige  gehabt  hätte 
(S.  470).  Der  unbefangene  Leser  könnte  glauben,  daß  die  englischen 
Schutzzölle  ihrem  Lande  vortreffliche  Dienste  geleistet  hätten,  und  dass 
sie  dann  in  Anerkennung  ihrer  Verdienste  verabschiedet  worden  seien. 
Das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Die  Periode  der  hohen  Schutzzölle  ist  die 
Zeit  größter  Wirtschaftskrisen  in  England  gewesen  — ich  erinnere  nur 
an  die  Jahre  1817 — 1819,  1825,  1839 — 1845  — , sie  war  die  Zeit  noto- 
rischen A rbe  i t e r el  e n ds  und  vor  allem  die  Zeit,  in  der  der  Ex- 
port der  englischen  Waren  nur  mühsam  und  zeitweise  nur 
ganz  langsam  fortschreiten  konnte.  Fern  davon,  die  englische  Industrie 
in  ihrer  Entwicklung  zu  befördern,  haben  die  industriellen  Zölle  der 
20  er  und  30  er  Jahre,  verbunden  mit  einem  System  schutzzöllnerischer 
Agrarpolitik,  den  Fortschritt  der  englischen  Industrie  aufs  stärkste  ge- 
hemmt. Ein  Blick  in  das  große  Werk  des  Statistikers  G.  R.  Porter, 
der  dem  Verfasser  sicherlich  als  objektiver  Beurteiler  gelten  wird,  kann 
weiter  zeigen,  daß  nach  Beseitigung  der  Zölle  die  Suprematie  des  eng- 
lischen Gewerbefleißes  keineswegs  unumschränkt  war,  daß 
sich  aber  der  Freihandel  trotz  des  bestehenden  Wettbewerbs  für  die 
Gesamtheit  der  Interessen  bewährte.  In  einzelnen  Industrien  mochte 
der  Freihandel  wohl  den  Interessenten  ungefährlich  erscheinen.  In  an- 
deren Industriezweigen,  wie  z.  B.  in  der  Seidenfabrikation,  behaupteten 
die  Unternehmer,  der  ausländische  Wettbewerb  werde  beim  Freihandel 
die  Industrie  in  England  vertilgen,  während  sie,  wie  Porter  ausführt, 
durch  jenen  Wettbewerb  zu  Verbesserungen  und  zu  ihrer  später  so  ge- 
festigten Stellung  geführt  worden  ist. 

Gerade  das  Beispiel  Englands  kann  dartun,  daß  ein  Land  trotz 
des  ausländischen  Wettbewerbs  beim  Freihandel  prosperieren  kann. 
Freilich  setzt  dies  voraus,  dass  das  Land  sich  entsprechend  den  wech- 
selnden Absatzverhältnissen  in  seiner  Produktion  wandte.  Auf  diese 
m.  E.  wichtigste  Frage  des  ganzen  Problems  ist  der 
Verfasser  mit  keinem  Worte  eingegangen.  Er  hat  sich 
begnügt,  Angriffe  gegen  die  >abstrakten<  Lehren  der  alten  Freihändler 
zu  schleudern,  dagegen  alles,  was  von  den  neueren  Verteidigern  der 
Freihandelslehre  zu  ihrer  Berechtigung  für  heute  exist ie- 
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rende  Verhältnisse  gesagt  worden  ist,  ignoriert.  Er  legt  Ge- 
wicht darauf,  daß  durch  die  Schutzzölle  die  nationale  »Leistungsfähig- 
keit- gesteigert  werden  kann  (S.  476).  Auch  der  Freihandel  setzt  sich 
dieses  Ziel,  nicht  freilich,  indem  er  die  zu  höheren  Kosten  als  das 
Ausland  produzierenden  Gewerbe  künstlich  zu  erhalten  sucht,  sondern 
indem  er  die  Volkswirtschaft  nur  diejenigen  Produktionen  pflegen  läßt, 
in  welchen  entsprechend  den  internationalen  Absatzverhältnissen  die 
größten  Ueberschüsse  erzielt  werden.  Inwiefern  überall  der  Ueber- 
gang  zu  solchen  Produktionen  möglich  ist,  wenn  andere  Produktionen 
unrentabel  werden,  das  ist  die  Streitfrage  (vgl.  v.  Mayr  gegenüber  Bren- 
tano). Aber  jedenfalls  verfolgt  die  Freihandelslehre  das  Ziel,  der 
nationalen  Wirtschaft  die  größtmöglichste  Produk- 
tivität zu  sichern,  nicht  minder  als  der  Protektionismus,  nur  auf  an- 
derem Wege.  Der  heutigen  Freihandelslehre  ein  »kosmopolitisches 
Gepräge«  anheften  zu  wollen,  heißt  daher,  den  Sinn  der  Lehre  miß- 
verstehen. Wenn  die  Freihandelslehre  ein  internationales  Gepräge  trägt, 
so  besteht  dieses  darin,  daß  sie  den  Fortschritt  der  nationalen  Wirt- 
schaft in  einer  Anpassung  an  die  Weltwirtschaft  sucht  und  daß  sie 
diese  Anpassung  gerade  im  Interesse  der  nationalen  Wirtschaft  für 
notwendig  hält.  Die  internationalen  Wirtschaftspolitiker  von  heute  sind 
also  ganz  anders  geartet  wie  diejenigen,  welche  Friedrich  List  als 
»Kosmopoliten«  bekämpfte,  weil  sie  dem  »gesamten  menschlichen  Ge- 
schlecht« zu  Wohlstand  verhelfen  wollten.  Diesem  Umstand  hättg  der 
Verfasser  wohl  Rechnung  tragen  dürfen  (vgl.  Dietzel,  Weltwirtschaft 
und  Volkswirtschaft.  19001. 

Auch  Friedrich  List,  der  vom  Verfasser  oft  genannt  wird,  wollte 
nur  diejenigen  Gewerbe  im  Lande  entfaltet  sehen,  welche  in  absehbarer 
Zeit  zu  gleichen  Kosten  wie  das  Ausland  produzieren  könnten.  Er 
verdammte  daher  die  Agrarzölle,  insofern  sie  nur  eine  künstliche  Ver- 
teurung des  Getreides  zur  Erhaltung  unfruchtbarer  Böden  bezweckten. 
Der  Verfasser  interpretiert  freilich  List  anders:  »Daß  Friedrich  List 
für  Deutschland  landwirtschaftliche  Schutzzölle  ebenso  scharf  ablehnte, 
wie  er  industrielle  Schutzzölle  forderte,  erklärt  sich  aus  den  Zeitver- 
hältnissen  Deutschland  war  damals  im  wesentlichen  Ackerbau- 

staat und  eine  besondere  handelspolitische  Förderung  der  Landwirtschaft 
war  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  erforderlich.«  List  aber  hatte 
keineswegs,  wie  es  der  Verfasser  fälschlich  annimmt,  deutsche  Verhält- 
nisse im  Auge,  als  er  sich  gegen  protektionistische  Grundbesitzer  wandte, 
er  meinte  vielmehr  solche  Landwirte,  welche,  wie  damals  die  englischen, 
in  gleicher  ökonomischer  Lage  waren  wie  heute  die  unsrigen.  Hören 
wir  ihn  wörtlich:  »Smith  und  Sav  bemühten  sich  überall,  die  Bestre- 
bungen der  Manufakturisten  zur  Erlangung  von  Schutzmaßregeln  als 
Eingebungen  des  Privateigentums  darzustellen  und  dagegen  die  Gene- 
rosität und  Uneigennützigkeit  der  Grundbesitzer  zu  preisen,  die  weit 


Digitized  by  Google 


278 


Hermann  Levy, 


entfernt  seien,  gleiche  Massregeln  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es 
scheint,  die  Grundbesitzer  seien  dadurch  erst  auf  die  ihnen  so  hoch- 
angerechnete  Tugend  der  Uneigennützigkeit  aufmerksam  und  aufgereizt 
worden,  sich  ihrer  zu  erledigen.  Denn  in  den  meisten  und  be- 
deutendsten Manufaklurstaaten  haben  auch  sie  in  den 
neuesten  Zeiten  Schutzmassregeln  verlangt  und  erlangt,  obwohl,  wie 
wir  an  einem  andern  ausgeführt  haben,  zu  ihrem  eignen  größten 
Schaden«.  Man  erkennt  an  diesen  Worten  zur  Genüge,  daß  List 
die  Agrarschutzzölle  in  ganz  anderem  Sinne  verurteilte,  als  es  v.  d. 
Borght  hinstellt.  Nicht  weil  die  »Zeitverhältnisse«  sie  in  Deutschland 
»unnötig«  machten,  sondern  weil  List  prinzipiell  in  einem  künst- 
lichen Schutz  teuer  produzierender  Böden  ein  volkswirtschaftliches  Un- 
heil und,  wie  er  weiter  ausführte,  ein  »törichtes  Begehren«  sah.  Und, 
wenn  er  andererseits  heute  sähe,  wie  in  vielen  zollgeschützten  Indu- 
strien der  von  ihm  erwartete  Wettbewerb  zwischen  den  Unternehmern 
durch  Kartelle  oder  Trusts  ausgeschaltet  und  der  Preis  ungeachtet  der 
Produktionskosten  um  die  Höhe  des  Zolls  verteuert  wird,  wer  weiß, 
ob  er  dann  nicht  seine  Erziehungszolltheorie  stark  modifizieren  würde. 
Dieser  Schlussfolgerung  konnte  sich  auch  v.  d.  Borght  nicht  ganz 
entziehen.  Aber  er  tröstet  über  sie  hinweg:  »Auf  die  Dauer 
können  aber  auch  solche  Vereinigungen  die  Preise  nicht  auf  einer  Höhe 
halten,  die  mit  den  natürlichen  Marktbedingungen  im  Widerspruch  steht, 
da  hphe  Kartellpreise  ebenfalls  den  ausländischen  Wettbewerb  reizen, 
auf  dem  geschützten  Markte  Absatz  zu  gewinnen.«  Aber  diese  Ver- 
tröstung auf  später  hilft  nicht  über  die  Tatsache  hinweg,  daß  seit 
nunmehr  schon  Jahrzehnten  die  Trusts  in  Amerika  und  die  Kartelle  in 
Deutschland  ihr  ganzes  Streben  darauf  verwandt  und  es  in  der  Regel 
mit  Erfolg  durchgesetzt  haben,  den  Preis  des  zollgeschützten  Produktes 
um  den  Zollbetrag  oder  einen  hohen  Bruchteil  desselben  über  dem  Ein- 
fuhrpreis zu  halten.  Ein  Reiz,  den  Kartellpreis  zu  unterbieten,  wie 
v.  d.  Borght  meint,  kann  aber  im  Ausland  erst  entstehen,  wenn  das 
Kartell  den  Inlandspreis  über  den  Einfuhrpreis  plus  Zoll  und  Fracht 
treibt.  Schon  lange  jedoch  bevor  diese  Grenze  erreicht  ist,  macht  sich 
der  Einfluß  der  Kartelle  dadurch  geltend,  daß  sie  einen  höheren  Preis 
erzielen  können,  als  es  der  Wettbewerbspreis  sein  würde,  den  List  im 
Auge  hatte,  und  auf  Grund  dessen  er  eine  bloß  vorübergehende 
Verteurung  der  geschützten  Waren  gegenüber  dem  Weltmarktspreise 
voraussetzte.  An  dieser  Tatsache  kann  der  bisher  leider  unberechtigte 
Optimismus  v.  d.  Borghts  nichts  ändern. 

Wir  glauben  es  aussprechen  zu  können,  daß  der  Verfasser  den 
wissenschaftlichen  Ideen  der  Freihandelslehre  in  keiner  Weise  gerecht  ge- 
worden ist.  Er  hat  es  z.  II.  nicht  für  nötig  gehalten,  auf  die  wissenschaft- 
lichen Gedankengange  eines  Dietzel,  Brentano,  Atkinson  einzugehen,  noch 
aber  hat  er  die  nicht  minder  wertvollen  Gegenargumente  eines  Adolf 
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Wagner,  Pohle  und  Diehl  oder  die  beachtenswerte  Abhandlung  von 
Schüller  berücksichtigt.  Somit  ist  er  in  dieser  wichtigsten  Frage  an 
der  Oberfläche  haften  geblieben.  Das  bedauern  wir  um  so  mehr,  als 
wir  dem  Verfasser  die  Gabe  und  die  Sorgfalt  zuerkennen  müssen,  wert- 
volles handelspolitisches  Material  in  vortrefflicher  Weise  zu  sammeln 
und  zu  schichten.  Schwieriger  freilich  als  diese  Arbeit  ist  diejenige, 
»eine  Grundauflassung  auf  prinzipiellem  Gebiete  wissenschaftlich  mit  sol- 
chen Mitteln  zu  vertreten«,  daß  sie  auch  dem  Gegner  Anerkennung 
abringt.  Und  ein  kleiner  Teil  von  dem  großen  Arbeits-Aufwand,  der 
auf  die  Beschaffung  des  lehrreichen  Tatsachenmaterials  verwandt  wurde, 
hätte  vielleicht  dazu  genügt,  eine  tiefere  Erfassung  der  großen  handels- 
politischen Streitfragen  zu  bieten. 

Daß  die  Freihandelslehre  keineswegs  eine  schablonenhafte  Gene- 
ralisierung der  Verhältnisse  anstrebt,  wie  es  ihr  v.  d.  Borght  zum  Vor- 
wurf machen  möchte,  sondern  unter  genauer  Berücksichtigung  der  ein- 
zelnen Verhältnisse  ihre  Auffassung  zu  verfechten  bereit  ist,  das  hat 
neuerdings  eine  kleine,  aber  inhaltsreiche  Schrift  Heinrich  Dietzels 
gezeigt.  Hier  handelt  es  sich  freilich  nicht  um  die  Probleme  der  Ein- 
fuhr und  des  ausländischen  Wettbewerbs,  sondern  um  ein  wichtiges 
Export  problem  : bedeutet  Export  von  Produktionsmitteln 
volkswirtschaftlichen  Selbstmord- 

Dietzel  versucht  diese  Frage  unter  besonderer  Berücksichtigung 
des  Maschinen-  und  Kohlenexports  Englands  zu  lösen.  Er  zeigt  zu- 
nächst einleitend,  wie  die  merkanlilistische  Praxis  dem  Export  von 
Rohstoffen  feindlich  gesinnt  war  und  wie  sie  ihn  zu  Gunsten  des  »er- 
strebenswerten« Fabrikatexports  durch  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrzölle 
zu  hemmen  suchte.  Diese  Politik  verlor  im  19.  Jahrhundert  ihre  Be- 
deutung. Allein,  obschon  die  Ausfuhrzölle  und  Ausfuhrbeschränkungen 
zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  in  allen  hochkultivierten  Industrieländern 
beseitigt  waren,  hatte  die  Theorie  »vom  bösen  Export«  der  Produk- 
tionsmittel ihr  Leben  noch  nicht  ausgehaucht. 

Dies  zeigt  der  Verfasser  im  ersten  Abschnitt  seiner  Schrift.  Er 
verweist  auf  deutsche  Nationalökonomen,  welche,  wie  A.  Wagner,  01- 
denberg,  Pohle  u.  a.,  den  Export  von  Produktionsmitteln  als  Volks- 
wirtschaftlichen Selbstmord  bezeichnet  haben,  und  besonders  die  Aus- 
fuhr von  Maschinen,  Schiffen  und  Kohlen  in  England  als  solchen  hin- 
stellten. Meline  in  Frankreich,  Balfour  und  Ashley  in  England  haben 
ebenfalls  jene  Theorie  vom  bösen  Export  vertreten,  welche  Dietzel  im 
folgenden  mit  »Totengräberei«  bezeichnet.  Endlich  sind  die  neuesten 
Versuche,  in  Deutschland  für  Ausfuhrzölle  auf  Kohle,  Kali  und  Abfälle 
Stimmung  zu  machen,  demselben  Gedankengange  entsprungen.  All’ 
diese  Tatsachen  boten  dem  Verfasser  eine  berechtigte  Veranlassung, 
die  Bedeutung  des  englischen  Maschinen-  und  Kohlcnexports  näher 
ins  Auge  zu  fassen. 
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Wir  können  hier  nicht  alle  jene  interessanten  und  geistvoll  durch- 
geführten Gedankenreihen  wiedergeben,  welche  der  zweite,  dritte  und 
vierte  Abschnitt  der  Schrift  dem  Leser  bietet.  Nur  die  hauptsächlich- 
sten Schlußfolgerungen  seien  erwähnt.  Für  den  Export  englischer 
Maschinen  zeigt  Dietzel,  daß  hierin  in  keiner  Weise  ein  Zeichen  der 
industriellen  Dekadenz  Englands  zu  erblicken  ist.  Derselbe  bedeutet 
vielmehr,  daß  England  seine  Kraft  heute  mehr  und  mehr  auf  die  Pro- 
duktion von  Qualitätsindustrien  verwendet,  nachdem  ihm  in  den  min- 
derbearbeiteten Erzeugnissen  eine  starke  auswärtige  Konkurrenz  erwach- 
sen ist.  Dies  ist  nicht  nur  ein  ökonomischer  Fortschritt,  sondern  auch 
ein  sozialer.  Denn  »Maschinen-  und  Schiffsbau  gewähren  im  Durch- 
schnitt weit  höhere  Löhne,  als  die  Textil-  und  die  früher  relativ  stär- 
ker besetzten  Zweige  der  Metallindustrie  (Kleineisenindustrie  u.  s.  w.) 
sie  zahlen  können.«  Es  bedeutete  also  den  Uebergang  Englands  zu 
einer  immer  stärker  ausgebildeten  Qualitätsindustrie  eine  durchaus  ge- 
sunde Anpassung  an  die  sich  verändernden  Wirtschaftsverhältnisse  sei- 
ner industriellen  Abnehmer  und  Wettbewerber.  »So  war  die  Folge  der 
Industrialisierung  anderer  Länder  nnd  die  Folge  der  Tatsache,  daß 
andere  Länder  die  Vermittlung  des  britischen  Handels  weniger  in  An- 
spruch nahmen  als  einst,  nur  eine  Verschiebung  im  Material  des  Ge- 
wölbes seiner  wirtschaftlichen  Suprematie.  Für  das  Sinken  seines  Ex- 
ports an  gewissen  Textil-  und  Metallwaren  ....  ward  ihm  reichlicher 
Ersatz  dadurch,  daß  der  Export  von  Qualitätsartikeln  — besonders 
Maschinen  und  Schiffen  — wie  dadurch,  daß  der  invisible  Export  von 
Schiffahrtsdiensten  sich  mehr  und  mehr  hob«.  Und  hieran  knüpfte  der 
Verfasser  die  Folgerung,  daß  die  Steigerung  des  Kohlenexports  »als 
das  Korrelat  des  Steigens  des  Exports  von  Maschinen,  Schiffen  und 
Schiffahrtsdiensten«  aufzufassen  sei.  Aus  verschiedenen  Gründen.  Er- 
stens, weil  verschiedene  der  Länder,  welche  Maschinen  aus  England 
bezogen  hatten,  britische  Kohlen  benötigten.  Zweitens  benötigten 
viele  derjenigen  Länder,  welche  Schiffe  in  England  bestellten,  britische 
Schiffskohlen,  um  die  Schiffahrt  zu  betreiben.  Drittens  aber  er- 
gab sich  eine  Steigerung  des  Kohlenexports  unmittelbar  aus  der  Stei- 
gerung der  englischen  Schiffahrt  selbst,  indem  alljährlich  große  Mengen 
englischer  Kohle  als  Vorratskohlen  für  den  Antrieb  englischer  Schiffe 
nach  fernen  Seeplätzen  exportiert  werden.  Dies  ist  ein  ebenso  inter- 
essanter wie  neuer  Zusammenhang  zwischen  Kohlenexport  und  Export 
von  Qualitätswaren. 

Indem  der  Kohlenexport  als  Bedingung  des  Maschinen-  und  Schiffs- 
exports aufgefaßt  wird,  läßt  er  für  die  pessimistische  Auffassung  der 
Totengräber  nicht  mehr  viel  Raum  übrig.  Freilich,  auch  eine  andere 
Seite  der  Frage  ist  hervorzuheben,  und  sie  scheint  uns  nicht  genügend 
vom  Verfasser  berücksichtigt  worden  zu  sein. 

Wenn  nämlich,  so  könnten  die  Freunde  der  Exportbeschränkung 
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argumentieren,  England  in  der  Tat  bezüglich  vieler  Länder  das  von 
Dietzel  vorausgesetzte  Monopol  in  der  Kohlenversorgung  besaß,  wäre 
es  nicht  weiser  gewesen,  anstatt  Kohle  dorthin  zu  exportieren,  die 
Kohle  im  Lande  zu  behalten  und  alles,  was  mit  Kohle  in  jenen  Län- 
dern produziert  werden  könnte,  selbst  zu  produzieren  und  nach  jenen 
Ländern  zu  versenden:  Wäre  es  nicht  weiser  gewesen,  den  fremden 

Ländern,  die  von  englischer  Kohle  abhängig  waren,  die  Produkte 
der  Maschinen  zu  verkaufen,  anstatt  ihnen  die  Maschinen  selbst  und 
Kohlen  zu  ihrem  Antriebe  zu  senden?  Auf  dieses  Argument  erwidert 
der  Verfasser,  daß  durch  eine  derartige  Politik  die  englische  Kohle 
nicht  in  größeren  Mengen  dem  Lande  erspart  geblieben  wäre,  >indem 
Englands  Habe  an  mineralischen  Heizstoffen  durch  Hinaussendung  von 
Fabrikaten  sich  in  ganz  gleichem  Maße  vermindert  hätte  wie  durch 
Hinaussendung  von  Kohlen«.  Dieses  Gcgen-Argument  trifft  sicherlich 
zu.  Auch  möchte  ich  hinzufügen,  daß  bei  der  Debatte  über  eine  even- 
tuelle Einführung  eines  Kohlenausfuhrzolles  im  Jahre  1873  eine  parla- 
mentarische Kommission  mit  gleicher  Motivierung  denselben  ablehnte 
(vgl.  Report  on  Coal  1873.  p.  XL).  Denn,  so  schrieb  jener  Bericht,  ein 
hoher  Ausfuhrzoll  auf  Kohle  würde  nur  bewirken,  daß  mehr  Roh- 
eisen nach,  gewissen  Ländern  exportiert  werde,  und  somit  die  Aus- 
beutung englischer  Kohlenfelder  nicht  verringern.  Damit  aber  sind 
die  Freunde  der  Ausfuhrbeschränkung  noch  nicht  zufrieden.  Sie  be- 
haupten, — und  das  hat  der  Verfasser  wohl  nicht  genügend  berück- 
sichtigt — unter  solchen  L'mständen  sei  es  besser,  die  Ausfuhr  der 
Kohlen  zu  erschweren,  um  größere  Mengen  von  dem  höher- 
wertigen Produkt  zu  exportieren.  Auf  diese  Ansicht  zu  erwidern, 
ist  nicht  ganz  einfach. 

Einmal  ist  zu  sagen,  daß  es  überhaupt  fraglich  erscheint,  ob  Eng- 
land ein  solches  Monopol  der  Kohle  besitzt  oder  besaß,  daß  es  an- 
dern Ländern  Fabrikate  aufzwingen  kann,  indem  es  ihnen  die  Kohlen- 
zufuhr erschwert.  Der  Verfasser  scheint  mir  das  Kohlenmonopol  Eng- 
lands zu  überschätzen.  Grade  die  Wirkungen  des  Kohlenausfuhrzolles 
von  iqoi  haben  gezeigt,  daß  Englands  Machtstellung  im  Kohlenhandel 
nur  eine  begrenzte  ist  und  daß  jede  Verteuerung  der  englischen  Kohle 
durch  Ausfuhrerschwerung  neuen  Wettbewerb  andrer  Produzenten  schafft 
und  steigert. 

Dieser  Umstand,  daß  es  bei  der  heutigen  Weltwirtschaft  sehr 
schwer  ist,  einem  Lande  eine  Ware  aufzuzwingen,  hat  die  Ausfuhr- 
zölle in  dem  19.  Jahrhundert  unmöglich  gemacht.  Leider  ist  dieses 
Moment  auch  vom  Verfasser  unterschätzt  worden.  Er  hat  andere 
Ciründe  — die  Retorsion  mit  Einfuhrzöllen  vor  allem  — für  die  allge- 
meine Beseitigung  der  Ausfuhrzölle  angegeben  und  diese  haben  sicherlich 
auch  mitgespielt.  Allein  die  Hauptgründe  für  die  Wirkungslosigkeit  der 
Ausfuhrzölle  waren,  wie  ich  an  anderer  Stelle  (vgl.  Ausfuhrzölle  und 
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die  deutsche  Handelspolitik.  Berlin  1907)  an  Beispielen  dargelegt  habe, 
die,  daß  die  Mon  o p o 1 i s i e r b a r ke  i t einer  Ware  durch  ein 
Land  bei  der  zunehmenden  Weltwirtschaft  mehr  und 
mehr  unmöglich  geworden  war.  Schon  bei  dem  Kohlenausfuhrzoll 
Englands  zur  Zeit  Robert  Peels  hatte  sich  das  gezeigt.  Somit 
wäre  es  sehr  fraglich,  ob  heute  eine  künstliche  Erschwerung  der 
Kohlenausfuhr  überhaupt  zu  einer  Vermehrung  des  Fabrikatexports 
führen  würde. 

Aber  nehmen  wir  an,  Englands  Kohle  hätte  das  Monopol  tatsäch- 
lich besessen.  Im  obigen  Falle  zum  Beispiel:  es  hätten  sich  (wie  es  der 
Bericht  von  1873  annahm)  gewisse  Länder  sagen  müssen,  wenn  eng- 
lische Exportkohle  verteuert  wird,  müssen  wir  mehr  Roheisen 
aus  England  beziehen.  In  diesem  Falle  wäre  sicherlich  das  eingetre- 
ten, was  Dietzel  auf  S.  8 als  Möglichkeit  für  die  Wirkungslosigkeit  der 
Ausfuhrerschwerung  hingestellt  hat.  Das  betroffene  Land  hätte  einfach 
einen  Roheisenzoll  zu  Gunsten  seiner  Hochöfen  eingeführt  oder  einen 
bestehenden  erhöht.  Bei  genügender  Höhe  desselben  wäre  es  trotz 
des  englischen  Kohlenausfuhrzolles  rentabler  geblieben,  Kohlen  zu  im- 
portieren als  Roheisen,  da  der  höhere  Roheisenzoll  den  Kohlenaus- 
fuhrzoll in  seiner  Wirkung  paralysiert  hätte.  So  hätte  bei  entsprechen- 
der Retorsion  der  Importländer  ein  englischer  Kohlenausfuhrzoll  kei- 
neswegs zur  Steigerung  der  Roheisenausfuhr  beizutragen  brauchen. 

Diese  Einwendungen  gegen  die  Argumente  der  Exportzöllner  können 
vielleicht  die  Ausführungen  Dietzels  noch  etwas  ergänzen.  In  jedem 
Falle  aber  ist  die  Schrift  des  Verfassers  als  eine  höchst  beach- 
tenswerte handelspolitische  Untersuchung  zu  bezeich- 
nen, welche  in  geistreicher  Form  den  Stoff  behandelt,  und  dem  Leser 
sicherlich  eine  wissenschaftliche  Bereicherung  bietet. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  eines  Praeferentialzollsystems  zwi- 
schen einzelnen  Großstaaten  und  ihren  Kolonien  wie  überhaupt  die  Ver- 
mehrung der  Vorzugszölle  in  der  internationalen  Handelspolitik  sind 
Probleme  von  außerordentlich  aktueller  Bedeutung.  Sowohl  der  deutsch- 
canadische  Zollkrieg  als  auch  die  Frage,  wie  die  nordamenkanisch- 
cubanische  Praeferentialpolitik  unser  Verhältnis  zur  Union  in  Zukunft  zu 
beeinflussen  hat,  haben  uns  im  Einzelfalle  das  große  Problem 
der  Vorzugszölle  näher  gebracht.  Eine  Erörterung  des  gesamten 
Aspekts  der  praeferentiellen  Zollpolitik  und  ihrer  Wirkungen  auf 
deutsche  Interessen  bringt  nunmehr  die  Schrift  von  Trescher.  Sie 
ist  schon  insofern  mit  großer  Freude  zu  begrüßen,  als  es  sich  hier  um 
ein  Thema  handelt,  dessen  Bearbeitung  zu  einem  dringlichen  Bedürf- 
nis geworden  ist. 

Der  Verfasser  hat  die  immer  empfindlicher  werdende  Lücke  in 
der  handelspolitischen  Literatur  mit  großem  Fleiße  und  rühmlichem 
Geschick  ausgefüllt.  Sorgfältige  Sammlung  der  Tatsachen  zeichnet  die 
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Arbeit  in  allen  ihren  Teilen  aus,  während  die  kritische  Behandlung 
des  statistischen  Materials  und  zugleich,  als  angenehme  Beigabe,  eine 
anregende  Schreibweise  überall  erfreulich  wirken. 

Im  Mittelpunkt  der  Erörterung  stehen  die  Zollbegünstigungen  im 
britischen  Kolonialreiche.  Die  Durchführung  der  Präferentialpolitik  in 
Kanada,  vor  allem  im  letzten  dreiteiligen  Tarife,  in  Südafrika,  in  Neu- 
seeland, im  australischen  Bund,  zwischen  den  selbständigen  Kolonien 
(Neuseeland  und  Südafrika  erst  1907!)  und  endlich  in  Barbados  wird 
zunächst  ausführlich  behandelt.  Es  folgt  ein  bemerkenswerter  Ab- 
schnitt über  die  Wirkung  der  Zollbevorzugungspolitik  der  britischen 
Kolonien.  Ob  dem  Verfasser  der  statistische  Beweis  gelungen  ist,  daß 
Großbritannien  durch  die  Vorzugszölle  in  den  letzten  Jahren  seinen 
Kolonialexport  auf  Kosten  anderer  Länder  hat  steigern  können,  will 
uns  nicht  ganz  sicher  erscheinen.  Wir  glauben,  dies  aus  den  beige- 
brachten Zahlen  nicht  ablesen  zu  können,  da  eine  Reihe  von  Fakto- 
ren, welche  durch  die  Gestaltung  der  Zollsätze  nicht  beeinflußt  werden, 
in  den  Importziffern  der  betreffenden  Länder  zum  Ausdruck  kommen 
können.  So  meint  Trescher  z.  B.  die  Praeferentiaizölle  Südafrikas  wären 
schuld  daran,  daß  die  Einfuhr  aus  der  amerikanischen  Union  seit  1902 
und  1903  so  stark  zurückgegangen  sei;  dies  wird  unter  anderem  als 
Beweis  dafür  angeführt,  daß  sich  das  »Vorzugszollsystem  für  das  Ver- 
einigte Königreich  in  Südafrika  bewährt«  habe.  Sieht  man  sich  dem- 
gegenüber die  amerikanischen  Ziffern  der  Ausfuhr  nach  Südafrika  an 
(Foreign  Commerce  of  the  U.  S.  Washington  1906),  so  erkennt  man, 
daß  die  Höhe  der  Ausfuhr  im  Jahre  1902  vor  allem  durch  einen  ganz 
abnormen  und  von  vorneherein  nur  vorübergehend  aufzufassenden  Pferde- 
und  Maultierexport  aus  der  Union,  diejenige  von  1903  durch  einen 
ebenfalls  exceptionellen  Export  von  Weizen  und  Weizenmehl  bedingt 
gewesen  zu  sein  scheint.  Der  starke  Rückgang,  welcher  seit  1904  in 
diesen  beiden  bis  dahin  wichtigsten  Importgruppen  Südafrikas  einge- 
treten ist,  kann  als  Vorteil  für  Großbritannien  kaum  aufgefaßt  wer- 
den, da  es  in  beiden  Waren  als  Konkurrent  der  Union  gar  nicht  in 
Frage  kommt;  daß  dieser  Rückgang  ein  Vorteil  für  die  britischen 
Kolonien  bedeutet,  welche  als  stärker  exportierend  an  die  Stelle  der 
Union  getreten  sein  könnten , läßt  sich  ebenfalls  nicht  annehmen, 
da  dann,  was  nicht  der  Fall  ist,  der  britisch  koloniale  Import  Süd- 
afrikas entsprechend  der  Abnahme  des  amerikanischen  Imports  hätte 
zunehmen  müssen.  Andererseits  erklärt  der  Rückgang  des  ameri- 
kanischen Exports  dieser  zwei  wichtigsten  Gruppen,  der  augenschein- 
lich in  den  Jahren  1902  und  1903  exzeptionell  angeschwollen  war,  den 
Rückgang  des  südafrikanischen  Totalimports  von  Waren  der  Union 
in  ziemlich  befriedigender  Weise.  Dieses  Beispiel  zeigt,  daß  eine  Un- 
tersuchung des  Einflusses  von  Vorzugszöllen  auf  die  Entwicklung  des 
Imports,  für  einzelne  Jahre,  von  einer  detaillistischen  Betrachtung  all 
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jener  Umstände  ausgehen  müßte,  welche  außer  den  Vorzugszöllen  als 
maßgebend  für  die  Gestaltung  des  Imports  in  Frage  kommen.  Daß 
der  Verfasser  sich  einer  solchen,  oft  endlosen  und  häufig  gar  nicht 
exakt  durchzuführenden,  Erörterung  nicht  hingeben  konnte,  ist  begreif- 
lich. Aber  diese  Entschuldigung  befreit  nicht  von  der  Notwendigkeit, 
den  Schlußfolgerungen,  die  sich  aus  seiner  Betrachtung  ergeben  sollen, 
skeptisch  gegenüberzustehen.  Erst,  wenn  man  langjährige  Perioden  der 
Vorzugszollpolitik  überblicken  kann  und  demgemäß  jährlich  wechselnde 
Nebeneinflüsse  in  ihrer  Bedeutung  verschwinden,  wird  man  ein  sicheres 
Urteil  fällen  können.  A priori  kann  man  freilich  dem  Verfasser 
Recht  geben,  wenn  er  sagt:  »Es  ist  ja  klar,  daß  England  ein  größeres 
Interesse  daran  haben  würde,  wenn  die  Kolonien  alle  hübsch  freihänd- 
lerisch geblieben  wären;  denn  die  eigne  auf  die  Schutzzölle  gestützte 
industrielle  Entwicklung  der  Kolonien  tut  der  Industrie  Großbritanniens 
weit  größeren  Abbruch  als  irgend  welcher  fremde  Wettbewerb.  Da 
aber  die  Kolonien  nun  einmal  aufschutzzöllnerische  Bahnen  gekommen 
sind  und  offenbar  auf  ihnen  fortschreiten  werden,  so  hat  das  Mutter- 
land allen  Anlaß,  mit  ihrer  Vorzugspolitik  zufrieden  zu  sein.« 

Vorläufig  nun  ist  diese  Präferentialpolitik,  welche  England  nach  Tre- 
scher  als  das  bessere  von  zwei  Uebeln  empfinden  soll,  noch  einseitige 
Gabe  der  Kolonien,  und  der  Verfasser  behandelt  daher  im  Anschluss 
hieran  die  imperialistischen  Pläne  Großbritanniens,  diese  koloniale 
Handelspolitik  auch  zu  einer  britischen  zu  machen.  Ist  hierüber  die 
Entscheidung  auch  noch  nicht  gefallen,  so  sind  doch  die  Wirkungen 
der  einseitigen  Vorzugszölle  der  britischen  Kolonien  für  andere  Länder, 
also  auch  für  Deutschland  von  großer  Bedeutung.  So  gliedert  sich 
eine  Betrachtung  über  Deutschlands  Haltung  zu  den  britischen  Vorzugs- 
zöllen an.  Was  Trescher  hervorzuheben  sucht  ist:  t.  daß  den  deut- 
schen Interessen  englische  Vorzugszölle  auf  britisch  koloniale  Produkte 
weniger  schädlich  sein  würden  als  britisch-koloniale  Vorzugszölle  auf 
englische  Produkte  und  daß  2.  durch  englische  Vorzugszölle  die  Prä- 
ferentialzölle  der  Kolonien  noch  gefestigt  werden  würden.  Beide  Punkte 
sind  beachtenswert.  Freilich  ist  auch  zu  bedenken,  daß  unter  dem 
Deckmantel  des  Präferentialzolls  sich  in  England  mancher  Zoll  ein- 
schleichen kann,  der  in  Wirklichkeit  nur  auf  die  Abwehr  deutscher  und 
amerikanischer  Konkurrenz  hinausläuft,  wie  ja  überhaupt  die  schutz- 
zöllnerische  Agitation  in  England  aus  der  imperialistischen  Propaganda 
ihre  Kraft  saugt,  eine  Tatsache,  der  der  Verfasser  nicht  genügend  Rech- 
nung getragen  hat. 

Den  kurz  hier  wiedergegebenen  Darlegungen  schließen  sich  Er- 
örterungen an  über  die  Zollbegünstigungen  im  französischen  Kolonial- 
reiche, ferner  diejenigen  in  Portugal,  .Spanien,  Italien,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Japan.  Nur  das  Deutsche  Reich,  die  Nieder- 
lande und  Dänemark  haben  bisher  die  Vorzugszollbehandlung  nicht 
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eingeführt  oder  auch  zum  Teil  nicht  »wiederc  eingeführt.  Dagegen 
treten  zu  den  rein  kolonialen  Vorzugszöllen  der  genannten  Länder  noch 
die  Vorzugszölle  zwischen  benachbarten  Staaten  und  diejenigen  im 
Handelsverkehre  zwischen  befreundeten  Staaten:  Zu  den  ersteren  ge- 
hören als  besonders  wichtige:  Vorzugszölle  zwischen  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  Portugal,  Rußland  und  Finnland,  Tunis,  Alge- 
rien und  Marokko;  zu  der  zweiten  Gruppe:  Vorzugszölle  zwischen  Frank- 
reich und  Haiti  und  der  Union  und  Kuba. 

Damit  ist  der  Verfasser  am  Ende  seiner  deskriptiven  Betrachtung. 
Wenn  wir  ihn  in  seinen  Zielen  richtig  verstanden  haben,  will  er  durch 
sie  nicht  die  Frage  lösen,  ob  Vorzugszölle  für  ein  Land,  sei  es  Kolonie, 
sei  es  Mutterland,  das  wirtschaftlich  »Richtige«  sind.  Weil  er  dies  nicht 
in  erster  Linie  beabsichtigte,  sehen  wir  von  dem  Mangel  ab,  daß  die 
Darstellung  der  historischen  Erfahrungen  so  gut  wie  unterblieben  ist. 
Trescher  wollte,  und  dies  ist  ihm  in  vortrefflicher  Weise  gelungen,  den 
Zustand  der  Vorzugszölle  in  derGegenwart  schildern  und  dann 
zum  Schluß  fragen:  wie  haben  wir  Deutschen  uns  gegenüber  diesem 
gleichviel  ob  gesundem  oder  ungesundem  Zustande  zu  verhalten?  Es 
läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  das  Anwachsen  der  Vorzugszölle,  sei  es 
zwischen  Kolonien  und  Mutterland,  sei  es  zwischen  benachbarten  oder 
befreundeten  Staaten,  für  den  Außenhandel  des  Deutschen  Reiches 
nicht  angenehm  ist.  Es  läßt  sich  auch  nicht  bestreiten,  daß  die 
Machtsphäre  der  Meistbegünstigung  durch  das  Anwachsen  der  Vorzugs- 
behandlung großer  Kolonialreiche  stark  beschnitten  wird.  Aus  alledem 
glaubt  der  Verfasser  erkennen  zu  müssen,  daß  das  Deutsche  Reich  auf 
Retorsion  sinnen  müsse,  von  der  Politik  der  unbedingten  Meistbegün- 
stigung abgehen  und  zur  Zollunterscheidungspolitik  übergehen  solle. 
Also  zurück  zur  Reziprozitätspolitik  — das  ist  der  Ausblick  für  die  Zu- 
kunft, den  der  Verfasser  bietet.  Wir  können  ihm  auf  diesem  Wege 
nicht  folgen.  Auf  seine  — im  übrigen  nicht  neuen  — Angriffe  gegen 
die  Meistbegünstigung  und  die  dementsprechende  Verteidigung  der 
Reziprozität  könnten  wir  hier  nicht  eingehen,  ohne  uns  länger  dabei 
aufhalten  zu  müssen,  als  es  der  Verfasser  selbst  getan  hat.  Der  wesent- 
liche Punkt  liegt  auch  nicht  in  rein  prinzipieller  Erörterung  von  Meist- 
begünstigung versus  Reziprozität,  sondern  darin,  ob  eine  der  letzteren 
entsprechende  Retorsionspolitik  gegenüber  den  bestehenden  Vorzugs- 
zöllen den  gewünschten  Erfolg  haben  würde.  Darüber  hat  sich  leider 
der  Verfasser  nicht  ausgesprochen.  Es  ist  aber  doch  immerhin  zu  er- 
wägen, daß  Retorsionsmaßnahmen  fremder  Länder  — nun  freilich  je 
nach  deren,  zu  untersuchenden  (!)  Abhängigkeit  oder  Unabhängigkeit 
von  den  Erzeugnissen  der  Kolonialländer  — ebensogut  eine  Festigung 
der  handelspolitischen  Beziehungen  der  bereits  Vorzugszölle  genießen- 
den Gebiete  herbeiführen  könnte.  Denn  Retorsionszölle  würden  eine 
Erhöhung  unserer  Zollsätze  bedeuten  und  damit  denjenigen  kolonialen 
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Ländern,  die  bestimmten  Staaten  teils  aus  wirtschaftlichen,  teils  aber 
aus  politischen  Gründen  Vorzüge  gewähren,  das  Festhalten,  ja  Steigern 
solcher  Bevorzugung  noch  leichter  machen  als  bisher.  Auch  hat 
der  Verfasser  nicht  berücksichtigt,  dass  wir  uns  mit  dieser  Retorsion 
in  Form  von  Differentialzöllen,  so  wie  mit  jeder  andern,  leicht  ins  eigene 
Fleisch  schneiden  könnten,  da  nämlich,  wo  wir  auf  die  Produkte  des 
betreffenden  Landes  angewiesen  sind.  Vor  allem  aber  hat  er  nicht 
untersucht,  inwieweit  überhaupt  die  Richtung  unsrer  heu- 
tigen Handelspolitik  der  Weiterbildung  des  auslän- 
dischen Bevorzugungssystems  Vorschub  leistet.  Daß 
wir  und  andere  Länder  durch  hochschutzzöllnerische  Absonderung  die 
handelspolitische  Vereinigung  solcher  Wirtschaftsgebiete  fördern,  die 
neben  wirtschaftlichen  Vorzügen  der  Vereinigung  auch  politische  und 
imperialistische  erwarten,  dürfte  klar  sein.  Ist  es  nicht  das  beliebteste 
Agitationsargument  der  englischen  Imperialisten,  daß  England  die  beste 
Retorsion  gegen  schutzzöllnerische  Länder  wie  Deutschland,  Frankreich 
und  die  Union  üben  könne,  wenn  es,  soweit  es  möglich  wäre,  durch 
präferentielle  Zollbehandlung  gewisse,  bisher  aus  jenen  Ländern  bezo- 
gene Waren  in  stärkerem  Maße  von  den  großen  Kolonien  kaufe?  Muß, 
weiter,  der  Absatz  im  Mutterlande  den  Kolonialgebieten  nicht  doppelt 
wertvoll,  die  Präferenzierung  um  so  wichtiger  erscheinen  in  dem  Maße, 
wie  hohe  Schutzzölle  den  fremdländischen  Absatz  kolonialer  Ge- 
biete behindern  ? Hat  nicht  die  Höhe  des  amerikanischen  Dingleytarifs 
vom  Jahre  1897  die  englische  Präferentialpolitik  Canadas,  als  Retorsions- 
mittel gegen  die  Union,  erst  zu  endgiltiger  Verwirklichung  gebracht? 
Muß  nicht  die  Steigerung  europäischer  Weizeneinfuhrzölle  dem  lang- 
sam wachsenden  Weizenexport  Australiens  die  Präferenzierung  auf  eng- 
lischem Markte  immer  dringlicher  erscheinen  lassen?  Ehe  man  die  Axt 
an  das  handelspolitische  Mittel  legt,  welches  trotz  gewisser  nicht  zu 
leugnender  Nachteile  uns  immer  noch  besser  erscheint  als  differentielle 
Retorsion,  müsste  man  fragen,  ob  nicht  der  Schwerpunkt  des  Problems 
auf  anderem  Gebiete  zu  suchen  ist,  nämlich  auf  dem  Gebiete  der 
handelspolitischen  Richtung  als  solcher.  Diese  Frage,  die  ich  hier  nur 
andeuten  konnte,  die  sich  aber  ohne  weiteres  aufdrängt,  hätte  der  Ver- 
fasser nicht  unbeachtet  lassen  sollen,  vor  allem  ehe  er  ein  Mittel  ir\ 
Vorschlag  brachte,  dessen  Heilsamkeit  er  nur  aus  der  angeblichen 
Ueberlebtheit  eines  andern  handelspolitischen  Mittels,  der  Meistbegün- 
stigung, nicht  aber  auf  Grund  positiver  Vorzüge  herzuleiten  vermochte. 

Nicht  in  den  Schlussfolgerungen  und  Ratschlägen  können  wir  den 
Wert  dieser  Schrift  erblicken,  sondern  in  der  Darstellung  der  Vorzugs- 
zölle selbst.  Diese  verdient  in  jeder  Beziehung  hohe  Anerkennung 
und  wird  der  Arbeit  einen  hoffentlich  recht  weiten  Leserkreis 
sichern. 

Noch  auf  zwei  Neuerscheinungen  handelspolitischer  Art  sei  kurz 
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verwiesen.  Einmal  auf  die  Behandlung  der  internationalen  Handels- 
politik durch  G.  M.  Fisk.  Der  Verfasser,  welcher  uns  durch  verschie- 
dene Veröffentlichungen  in  deutscher  Sprache  bekannt  ist,  tritt  mit 
bescheidenen  Ansprüchen  auf.  Er  wollte  für  »Studenten  der  National- 
ökonomie« und  für  »Leser  im  allgemeinen«  eine  systematische  Ueber- 
sicht  über  die  Verhältnisse  der  internationalen  Handelspolitik  geben. 
Dieses  Ziel  hat  er  sicherlich  erreicht,  und  vor  allem  durch  Bei- 
fügung von  geschickten  »Fragen«  hinter  jedem  größeren  Abschnitt  ein 
für  den  amerikanischen  Studenten  brauchbares  »text  book«  der  Han- 
delspolitik geschaffen.  Auch  dem  deutschen  Studenten  kann  das  Buch 
viel  Anregung  bieten,  vor  allem  da,  wo  amerikanische  Verhältnisse  be- 
handelt werden , so  im  III.  Kapitel  unter  § 24,  im  IV.  Kapitel  unter 
§ 28— § 31.  Zu  einer  wissenschaftlichen  Diskussion  bestrittener  Grund- 
fragen fordert  das  Buch  nicht  heraus,  da  der  Verfasser  im  allgemeinen 
nur  referierend  und  zusammenfassend  die  einzelnen  Tatsachen  behandelt. 

Eine  Neuerscheinung  ganz  anderer  Natur,  die  wir  noch  kurz  er- 
wähnen wollen,  ist  die  Veröffentlichung  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereins in  Oesterreich  über  die  handelspolitischen  Beziehungen 
Oesterreich-Ungarns  zu  der  amerikanischen  Union.  Das  Werk  zerfällt 
in  r.  den  Enquetebericht  und  2.  Materialien.  Beide  Teile  der  Arbeit 
sind  gerade  für  Deutschland  mit  Rücksicht  unserer  Handelsbeziehungen 
zu  den  Vereinigten  Staaten  sehr  interessant:  Der  Enquetebericht,  weil 
er  in  vielen  Aussagen  die  rein  wirtschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  Oestereich  und  Amerika,  die  in  vielen,  den  unsrigen  gleichen, 
gut  zum  Ausdruck  bringt.  Der  zweite  Teil  wird  den  Deutschen  eben- 
falls deshalb  interessieren,  weil  die  handelspolitisch-rechtlichen  Grund- 
lagen der  Beziehungen  Oesterreichs  zu  Nordamerika  den  unsrigen  fast 
analog  sind.  Dies  ist  so  sehr  der  Fall,  daß  sich  aus  der  Entwicklung 
des  handelspolitischen  Verhältnisses  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  den  Vereinigten  Staaten  direkte  Schlüsse  auch  für  die  Rechtslage 
der  österreichisch-amerikanischen  Verhältnisse  ziehen  lassen.  Eine 
wichtige  Folgerung,  zu  der  der  Bericht  gelangt,  ist  vor  allem  die:  dass 
der  österreichische  Vertrag  von  i$2q  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  keinen  vertragsmäßigen  Anspruch  gewährt,  für  die 
Einfuhr  ihrer  Produkte  nach  Oesterreich-Ungarn  die  unbedingte, 
automatisch  eintretende  und  unentgeltliche  Meistbegünstigung  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Die  Erörterung  dieser  Tatsache  im  Zusammenhang 
mit  interessanten  Auseinandersetzungen  über  den  Handelsvertrag  der 
der  Union  mit  Kuba,  über  die  Frage  der  Reziprozität  in  der  Union, 
über  das  Zollverfahren  dortselbst  usw.  machen  den  letzteren  Teil  der 
Veröffentlichung  zu  einer  in  der  Tat  wichtigen  »völkerrechtlichen  Unter- 
suchung« handelspolitisch  brennender  Probleme.  Freilich,  ob  sich  auf 
Grund  einer  Klärung  der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  positive 
Vorteile  für  die  alten  Kulturländer  erzielen  lassen,  das  scheint  zweifel- 
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haft  zu  sein,  solange  die  Union  das  dk  o n o m i s c h e Uebergewicht  in 
den  Handelsbeziehungen  besitzt  und  im  Falle  eines  Kampfes  mehr 
Trümpfe  in  den  Händen  hat  als  ihre  Kontrahenten.  ^Aus  den  gestri- 
gen und  heutigen  Erörterungen  ist  es  erwiesen«,  so  erklärte  Handels- 
kammerpräsident v.  Kink,  >dass  wir  gegenüber  Amerika  im  Verhält- 
nisse eines  Zwerges  zu  einem  Riesen  stehen.«  Das  Nähere  hierüber 
lese  man  in  den  Verhandlungen  nach,  mit  einer  genügenden  Reserve 
gegenüber  allzugroßer  »Schwarzseherei«. 
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LITERATUR-ANZEIGER. 

(Summarische  Inhaltsreferatc  unter  Vorbehalt  der  ausführlicheren  kriti- 
schen Besprechung  aller  sachlich  oder  methodisch  wichtigen  Arbeiten.) 

Inhaltsübersicht:  I.  Sozialökonomische  Theorie  und  Dogmengeschichte 
S.  289;  2.  Soziologie  S.  290;  3.  Sozialismus  S.  294;  4.  Agrarwesen  S.  295;  5.  Han- 
dels- und  Kolonialpolitik  S.  297;  6.  Finanz-  und  Steuerwesen  S.  299;  7.  Geld-, 
Bank-  und  Börsenwesen  S.  299 ; 8.  Soziale  Zustandsschilderungen  S.  299 ; 9.  Ar- 
beiterschutz S.  300;  10.  Arbeiterversicherung  S.  301  ; II.  Arbeiterstatistik  S.  302; 
12.  Gewerkschaften  S.  302;  13.  Genossenschaftswesen  S.  303;  14.  Mittelstands- 
politik S.  304;  »5.  Kommunale  Sozialpolitik  S.  305;  16.  Armenwesen  und  Wohl- 
tätigkeit S.  307;  17.  Wohnungswesen  S.  307;  18.  Frauenfrage  S.  308;  19.  Be- 
vülkerungswesen,  Demographie  S.  308;  20.  Wirtschaftsgeschichte  S.  309  ; 21.  Politik 
S.  311;  22.  Oeflfentliches  Recht  S.  313;  23.  Gewerberecht  S.  314. 


1.  Sozialökonomische  Theorie  und  Dogmengeschichte. 

Bouniatian,  Dr.  Mentor.  Wirtschaftskrisen  umi  l/eberkapitalisation. 
Eine  Untersuchung  über  die  Erscheinungsformen  und  Ursachen  der 
periodischen  Wirtschaftskrisen.  Ernst  Reinhard,  München,  1908. 
188  S.  M.  4.—. 

Der  Verfasser  versucht  ein  Bild  der  Wirtschaftskrisen  in  ihren  Er- 
scheinungsformen und  Ursachen  zu  entwerfen.  Dabei  wird  auf  den 
gesellschaftlichen  Charakter  der  Kapitalisation  hingewiesen.  Die  Akku- 
mulationstendenz und  die  daraus  sich  ergebende  Expansion  der  pri- 
vatwirtschaftlichen Kapitalisation  werden  ebenso  wie  die  Uebcrkapitali- 
sationstendenz  der  Volkswirtschaft  als  Faktoren  gekennzeichnet,  die 
den  zyklischen  Verlauf  des  Wirtschaftslebens  mit  seinen  periodischen 
Krisen  bedingen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  werden  die  verschiede- 
nen Arten  der  Krisen  behandelt.  Der  Verfasser  bemüht  sich , das 
Wesen,  die  Entstehung  und  den  Verlauf  dieser  Erscheinungen  zu  er- 
fassen. Es  werden  erörtert:  die  Geldkrise,  die  Kreditkrise,  die  Handels- 
warenkrise,  die  Börsen-  und  Spekulationskrisen,  die  Industriekrise,  die 
Agrarkrise  und  zum  Schluß  die  allgemeinen  Wirtschaftskrisen  und  De- 
pressionen. Fraglich  bleibt,  ob  der  Beitrag,  den  der  Verfasser  hiemit 
zur  Krisentheorie  liefert,  irgendwie  die  Schwierigkeiten  der  vorliegen- 
den Probleme  zu  beseitigen  und  zu  klaren  vermag. 

Jacoby,  Dr.  Walther.  Der  Streit  um  den  Kapitalshegriff.  Seine  ge- 
schichtliche Entwicklung  und  Versuche  zu  seiner  Lösung.  Gustav 
Fischer,  Jena,  1908.  117  S.  M.  3. — . 
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In  dieser  Abhandlung  wird  der  Versuch  gemacht,  eine  erschöpfende, 
systematische  Darlegung  des  neueren  Standes  des  Streites  um  den  Kapi- 
talbegriff zu  geben.  Der  Verfasser  zeigt,  wie  sich  dieses  Problem  in 
der  Geschichte  der  Theorie  entwickelt  hat,  und  er  beleuchtet  in  kriti- 
scher Weise  die  bisher  zu  seiner  Lösung  gemachten  Versuche.  Kr  ist 
der  Ansicht,  daß  die  Verwirrung  dadurch  eingetreten  ist,  daß  man  den 
technischen  Begriff  des  Kapitals  nicht  scharf  genug  von  dem  sozialen 
Begriff  geschieden  hat.  Als  Lösung  des  Problems  schlagt  er  folgende 
Definition  vor:  »Kapital  ist  das  aus  Geldbeträgen  oder  anderen  beweg- 
lichen bezw.  nach  menschlichem  Willen  räumlich  fixierbaren  Gütern 
bestehende  Stammvermögen  einer  physischen  oder  juristischen  Persön- 
lichkeit, das  in  einer  Unternehmung  oder  durch  Gebrauchsüberlassung 
an  1 tritte  zum  Zweck  der  Einkommenbildung  für  seinen  Besitzer  ver- 
wendet wird.« 

Das  Sozialkapital  wird  von  der  Gesamtheit  der  unter  einander  or- 
ganisch verknüpften  Unternehmungen  gebildet.  Jacoby  definiert  es 
folgendermaßen:  »Das  Sozialkapilal  ist  der  Inbegriff  der  in  einem  ge- 
gebenen Augenblick  zu  produktiven  (Produktions-  und  Güterzirkutalions-) 
Zwecken  verfügbaren  und  verwendeten  Einzelkapitalien.« 

Ehe  Frage  ist,  ob  diese  Definitionen  wirklich  geeignet  sind,  zur 
Lösung  des  Kapitalproblems  einen  wesentlichen  Beitrag  zu  liefern. 

Rapaport,  D r.  Mo  räche  IV.  Chr.  IV.  Dohm,  der  Gegner  der 
Physiokralie  und  seine  Thesen.  Puttkammer  & Mühlbrecht,  Berlin, 
iqöS.  143  S.  M.  3.—. 

Dohm  ist  am  ti.  Dezember  1751  zu  Lemgo  in  dem  Fürstentum 
Lemgo  geboren.  Er  war  Professor  für  Finanzwissenschaften  und  Statistik 
am  Carolinum  in  Kassel.  Im  Jahre  1778  erschien  sein  Aufsatz  »über 
das  Physiokratische  System«,  der  in  der  vorliegenden  Schrift  ausführ- 
lich erörtert  wird.  Dohm  war  in  Deutschland  der  erste,  der  die  Theo- 
rien dieses  Systems  zu  widerlegen  suchte.  Er  hat  auch  zuerst  die  Juden- 
frage systematisch  - wissenschaftlich  erfaßt,  indem  er  im  Jahre  1783 
eine  Abhandlung  über  »die  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden«  ver- 
öffentlichte. Auch  sie  wird  von  Rapaport  besprochen. 

Im  Jahre  1779  war  Dohm  in  den  preußischen  Staatsdienst  getreten. 
Dohm  hat  sein  Leben  seit  seinem  Eintritt  in  den  Staatsdienst  in  der 
Vorrede  zu  seinem  Geschichtswerk  über  Friedrich  11.  erzählt.  Dieses 
Werk  ist  unter  dem  Titel:  »Denkwürdigkeiten  meiner  Zeit,  1778 — 1809. 
in  den  Jahren  1814 — 1819  in  fünf  Bänden  erschienen.  Es  gehört  zu 
den  wichtigsten  Quellen  über  Friedrichs  Leben. 

Dohm  ist  am  29.  Mai  1820  gestorben. 

T)ie  Arbeit  Rapaports  enthält  eine  Würdigung  der  wissenschaft- 
lichen Bedeutung  Dohms  auf  nationalökonomischem  Gebiete. 

2.  Soziologie. 

Dürkheim , Emile.  Die  Methode  der  Soziologie.  Dr.  Werner 
Klinkhardt,  Leipzig,  1908.  177  S.  M.  3. — . 

Der  Uebersetzung  liegt  die  4.  Auflage  des  Originals  zugrunde.  Der 
Verfasser  fördert  als  ersten  Grundsatz  seiner  Methode,  daß  die  sozialen 
Tatsachen  wie  Dinge  behandelt  werden.  Aus  diesem  Grundsatz  ergeben 
sich  folgende  Regeln:  Alle  Vorbegriffe  sind  aus  der  Wissenschaft  aus- 
zuscheiden,  die  Tatsachen  sind  nach  ihren  gemeinsamen  äußeren 
Merkmalen  zu  gruppieren,  die  außerdem  möglichst  objektiv  sein  müssen. 
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Es  müssen  bestimmte  Anhaltspunkte  gegeben  sein,  nach  denen  man 
das  Normale  vom  Pathologischen  unterscheiden  kann.  Die  Unterschei- 
dung des  Normalen  und  des  Anormalen  erfordert  die  Aufstellung  der 
sozialen  Arten.  Der  Artenbegriff  vermittelt  zwischen  dem  Begriff  des 
»genus  homoc  und  dem  der  besonderen  Gesellschaften.  Es  werden 
dann  bestimmte  Regeln  für  die  Erklärung  der  sozialen  Tatsachen  auf- 
gestellt. Der  Verfasser  setzt  sich  dabei  mit  den  bisher  befolgten  Me- 
thoden auseinander.  Die  sozialen  Tatsachen  können  nur  durch  soziale 
Tatsachen  erklärt  werden.  Man  darf  daher  die  soziale  Entwicklung 
nicht  aus  rein  psychischen  Ursachen  zu  begreifen  suchen.  Kausalbezie- 
hungen lassen  sich  in  der  Soziologie  aber  nur  mit  Hilfe  des  Begriffes 
vom  sozialen  Milieu  feststellen.  Als  Methode  der  Soziologie  wird 
schließlich  die  vergleichende  Methode  bezeichnet.  Die  vergleichende 
Soziologie  ist  die  Soziologie  schlechtweg. 

Etudes  EJhnographiejues  et  Soziotogiques.  Revue  des.  publice  sous  la  direc- 
lion  de  Arnolet  van  Gennep.  No.  I,  Jannar.  Paul  Genthner,  Paris,  1908. 
64  S.  Abonnement  22  I'rcs. 

Mit  diesem  Heft  tritt  eine  neue  Zeitschrift  für  die  Ethnographie 
und  Soziologie  an  die  Oeffentlichkeit.  Nach  dem  Prospekt  soll  sie  ein 
sehr  weites  Gebiet  umfassen.  Archäologie,  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft, Religionswissenschaft,  Kunstgeschichte  etc.  sollen  neben  den 
Hauptfächern  behandelt  werden. 

Das  erste  Heft  enthält  folgende  Hauptartikel: 

J.  G.  Frazer:  St.  George  and  the  Parilia, 

Maurice  Delafossc:  Le  peuple  Siena  ou  Senonfo, 

Charles  Boreux:  Les  poterics  decoröes  de  l’F.gvpte  predynastique. 

Diesen  Hauptartikeln  folgen  Literaturanzeigen,  bibliographische 
Notizen  und  eine  Zeitschriftenübersicht. 

Go  Id  scheid,  Rudolf.  Enlwicktungswcrttheorie,  Entwicklungsökonomie, 
Menschenökonomie.  Eine  Programmschrift.  Dr.  Werner  Klinkhardt, 
Leipzig,  1908«  218  S.  M.  5. — -. 

Das  Buch  ist  der  selbständig  gestaltete  Teil  eines  größeren,  sozio- 
logischen Werkes,  das  seiner  Vollendung  entgegengeht.  Der  Titel  des 
Gesamtwerkes  lautet:  »Höherentwicklung  und  Menschenökonomie. 

Naturwissenschaftliche  und  werttheorctische  Grundlegung  der  Soziologie.« 
Der  1.  Band  soll  die  naturwissenschaftlichen  Voraussetzungen  der  so- 
zialen Höherentwicklung  erörtern.  Der  2.  Hand  wird  drei  Abschnitte  umfas- 
sen. In  dem  ersten  Abschnitt  soll  das  Vülkerkampfproblem  behandelt 
werden,  der  zweite  soll  der  Auseinandersetzung  der  Entwicklungstheorie 
gewidmet  sein  und  der  dritte  wird  die  Skizze  zu  einem  System  der 
Menschen-  und  Völkerökonomie  enthalten.  Der  Verfasser  hat  sich  ent- 
schlossen, in  dem  vorliegenden  Buche  seine  Werttheorie  gesondert 
herauszugeben,  um  sie  den  Nationalökonomen  zugänglicher  zu  machen. 
In  der  Einleitung,  die  diesem  Buche  vorangeschickt  ist,  skizziert  Gold- 
scheid den  Inhalt  des  ganzen  Werkes.  Danach  erscheint  die  Werttheorie 
als  das  Ergebnis  einer  Entwicklungslehre,  die  einer  idealen  Gestaltung 
aller  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  zustrebt,  ln  der  Ent- 
wicklungswerttheorie sucht  der  Verfasser  eine  Synthese  der  Nutzwert- 
theorie und  der  Arbeitswerttheorie  zu  erreichen.  Seine  bemerkenswerten 
Ausführungen  lassen  sich  aber  am  besten  nach  Vollendung  des  ganzen 
Werkes  in  größerem  Zusammenhänge  würdigen. 

19* 
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Herz,  Hugo,  Privatdoient  in  Brünn.  Verbrechen  und  Verbrechertum  in 
Oesterreich.  Kritische  Untersuchungen  über  Zusammenhang  von  Wirt- 
schaft und  Verbrechen.  H.  Laupp,  Tübingen,  1908.  320  S.  M.  6.60. 

An  der  Hand  der  österreichischen  Kriminalstatistik  will  der  Ver- 
fasser das  Verhältnis  von  Wirtschaft  und  Verbrechen  erforschen.  Indem 
er  die  Kriminalität  der  einzelnen  österreichischen  Kronländer  mit  ein- 
ander vergleicht,  zeigt  es  sich,  daß  die  Gebietsteile  mit  höherem 
Durchschnittseinkommen  keinen  günstigeren  Stand  der  Kriminalität  auf- 
weisen als  die  ärmeren  Gegenden.  Diese  Tatsache  beruht  auf  gemeinwirt- 
schaftlichen Ursachen,  auf  der  Wandlung  der  l’roduktions-,  Erwerbs- und 
Konsumtionsvcrhältnisse.  Die  rohen  und  gewalttätigen  Vermögensdelikte 
(Diebstahl)  stehen  auch  heute  noch  in  unmittelbarer  Abhängigkeit  von 
den  Lebensmittelpreiscn ; dasselbe  läßt  sich  aber  nicht  von  den  raffinier- 
teren Deliktsformen,  die  mit  Lüge  und  Fälschung  operieren,  behaupten. 
Sie  haben  sich  dem  modernen  Wirtschaftsleben  besser  angepaßt.  Schwie- 
riger lassen  sich  die  wirtschaftlichen  Ursachen  der  Verbrechen  gegen 
Person  und  Staat  nachweisen.  Es  kommen  hier  hauptsächlich,  die  sich 
lokal  steigernde  Menschenanhäufung,  die  eine  Folge  der  industriellen 
Konzentration  ist,  und  der  Alkoholismus  in  Betracht. 

Indem  Herz  die  individuell  wirtschaftlichen  Ursachen  des  Ver- 
brechens zu  ergründen  sucht,  unterscheidet  er  nach  Geschlecht,  Alter 
und  Familienstand  und  nach  dem  Beruf.  Die  sich  immer  mehr  aus- 
breitende Erwerbstätigkeit  der  Frauen  bewirkt  in  immer  größerem  Maße 
die  Zersetzung  der  Familie.  Daraus  erklärt  sich  die  zunehmende  Ver- 
nachlässigung und  Verwahrlosung  der  Jugend.  Die  schwierigeren 
Existenzbedingungen  bewirken  auch,  daß  die  Jugend  frühzeitig  zur  Er- 
werbstätigkeit angehalten  wird.  In  dem  Maße  aber,  wie  die  Bevölkerungs- 
schichten an  dem  Erwerbsleben  teilnehmen,  beteiligen  sie  sich  auch 
an  der  Kriminalität.  »Daher  hatte  der  Industrialismus  nicht  nur  ein 
Anschwellen  der  Kriminalität  unter  den  arbeitenden  Klassen,  sondern 
auch  eine  Erweiterung  der  kriminalfähigen  Bevölkerung  durch  massen- 
hafte Beteiligung  der  Weiber  und  Kinder  am  Erwerbsleben  zur  Folge.« 
Aber  nicht  nur  innerhalb  der  Geschlechts-  und  Altersgliederung,  auch 
in  der  Berufsgliederung  zeigen  sich  die  Wirkungen  des  eindringenden 
Kapitalismus.  Die  Umschichtung  der  Bevölkerung,  welche  sich  darin  äußert, 
daß  Industrie  und  Handel  ständig  größere  Bevölkerungsanteile  in  sich 
aufnehmen,  welche  die  Landwirtschaft  abgibt,  wirkt  auf  die  Kriminalität 
zu  ungunsten  jener  und  zu  gunsten  dieser  zurück.  Die  vom  Lande  los- 
gelösten Elemente  und  die  Kleingewerbetreibenden,  die  durch  den 
wirtschaftlichen  Fortschritt  entwurzelt  werden,  neigen  mehr  zu  den 
niedrigsten  Formen  der  Kriminalität  (Rauh,  Diebstahl).  Hier  läßt  sich 
wiederum  der  innige  Zusammenhang  mit  den  Lebensmittelpreisen  nach- 
weisen. 

Zum  Schluß  erörtert  Herz  die  wirtschaftlichen  Wirkungen  und 
Erfolge  des  Verbrechens.  Die  durch  verbrecherisches  Handeln  verur- 
sachten Schädigungen  werden  auf  0,84  °;o  des  gesamten  Volkseinkommens 
geschätzt.  Die  wirtschaftlichen  Schädigungen  treffen  in  mehr  als  60“  0 
der  Fälle  die  besitzlosen  Klassen  selbst. 

Le  Bon,  Gustav.  Psychologie  der  Massen.  Deutsch  von  Rudolf  Eisler, 
Philosophisch-soziologische  Bücherei.  Bd.  II.  Dr.  Werner  Klinkhardt, 
Leipzig,  1908.  153  .S.  M.  3. — . 

In  dem  Zeitalter,  in  dem  die  Masscnhcrrschafl  sich  immer  mehr 
ausbreitet,  erscheint  die  Begründung  einer  Psychologie  der  Massen 
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besonders  wichtig.  Le  Bon  sucht  die  Seele  der  Massen  zu  erkennen. 
Er  findet,  daß  die  Masse  stets  durch  das  Unbewußte  gelenkt  wird,  daß 
bei  ihr  das  Gehirnleben  hinter  dem  Rückenmarklebcn  zurücktritt.  Sie 
ist  für  Suggestionen  und  Illusionen  sehr  empfänglich.  Dem  Massen- 
zeugnis ist  daher  nicht  zu  trauen.  Die  Gefühle  der  Masse  sind  über- 
schwenglich, ihre  Sittlichkeit  kann  unter,  aber  auch  über  der  Sittlich- 
keit des  Einzelnen  stehen.  Die  Masse  denkt  nicht  logisch,  sic  steht 
unter  dem  Einfluß  der  Phantasie.  Das  Wunderbare  macht  auf  sie  den 
tiefsten  Eindruck.  Le  Bon  untersucht  dann,  welche  Formen  die  Religion 
der  Massen  annimmt,  und  wie  sich  ihre  Anschauungen  und  Uebcr- 
zeugungen  bilden.  Seine  Ausführungen  lassen  erkennen,  wie  nützlich 
die  Psychologie  der  Massen  für  den  Politiker,  Historiker,  Richter  und 
Rechtsanwalt  werden  kann.  Den  Massen  wohnt  ein  instinktives  Be- 
dürfnis inne,  einem  Führer  zu  gehorchen.  Le  Bon  zeigt,  welchen 
Charakter  die  Massenführer  haben  und  durch  welche  Mittel  sie  ihren 
Einfluß  ausüben.  Der  Verfasser  schildert  dann  das  Wesen  der  verschie- 
denen heterogenen  Massen,  wie  das  der  kriminellen  Massen,  der  Ge- 
schworenen, der  Wählermassen  und  der  Parlamentsversammlungcn.  Da 
die  Massen  unbewußt  handeln,  können  sie  nur  juridisch-,  aber  nicht 
psychologisch-kriminell  sein.  Die  Entscheidungen  der  Geschworenen 
sind  von  der  Art  ihrer  Zusammensetzung  völlig  unabhängig.  Trotz  der 
Minderwertigkeit  der  Urteilsfähigkeit  dieser  organisierten  Massen  hält 
Le  Bon  doch  das  Geschworenengericht,  das  allgemeine  Wahlrecht  und 
die  Parlamcntsvcrfassung  für  nützliche  Einrichtungen,  die  bestehen 
bleiben  müssen. 

Reibmayr,  Dr.  Albert.  Die  Entwicklunggeschiehte  des  Talentes  und 

Genies.  J.  F.  Lehmann,  München,  1908.  517  S.  M.  10. — . 

Dieser  erste  Band  eines  auf  mindestens  drei  Bände  berechneten 
größeren  Werkes  untersucht  die  Züchtung  des  individuellen  Talentes 
und  Genies  in  Familien  und  Kasten.  Der  Verfasser  gibt  folgende 
s naturwissenschaftliche«  Definition  des  Talents  und  Genies:  »Jeder 

über  das  Mittelmaß  der  geistigen  Befähigung  seines  Zeitalters  und 
seines  Kunstzweiges  hervorragende  Charakter  ist  ein  Talent.  Jedes 
Talent,  welches  die  Gabe  der  Erfindung,  Neuschaffung  in  irgend  einem 
Kunstzweig  besitzt,  ist  ein  Genie.« 

Die  Ursache  der  Verschiedenheit  des  Talents  und  Genies  ist  in 
der  Erbschaftsmasse  zu  suchen  und  liegt  also  in  der  Blutraischung  der 
Ahnen.  Reibmayr  behauptet,  daß  die  Kulturträger  der  Menschheit  in 
vorwiegender  Inzucht  gelebt  haben  müssen.  Seßhaftigkeit,  natürlicher 
Schutz  vor  Vermischung  und  die  Bildung  einer  engeren  Inzuchtkaste 
werden  als  die  Grundbedingungen  einer  jeden  Züchtung  von  talentierten 
und  genialen  Menschen  angesehen.  Die  Not  führte  zuerst  zur  Züch- 
tung der  primären  Talente  und  Genies.  Dahin  gehören  das  Herrscher- 
talent, das  religiöse  und  kriegerische  Talent,  ferner  das  Talent  für 
Rechtsprechung  und  Verwaltung,  das  ärztliche  und  kaufmännische 
Talent.  Dann  kommt  die  Züchtung  des  mindernotwendigen  sekundären 
Talents  und  Genies.  Zu  dieser  Klasse  gehören  das  Talent  und  Genie 
in  Poesie  und  Rhetorik,  den  bildenden  Künsten,  in  der  Musik,  in  Wissen- 
schaft und  Philosophie.  Das  Buch  Reibmayrs  enthält  die  Naturge- 
schichte dieser  sämtlichen  Arten  der  Talents  und  Genies.  Außerdem 
charakterisiert  er  aber  ebenso  das  gesunde  und  harmonische,  wie  das 
pathologische  und  verkommene  Genie  und  dringt  zum  Schluß  tief  ein 
in  die  Naturgeschichte  der  talentierten  und  genialen  Familien. 
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3.  Sozialismus. 

liiermann,  IV.  Ed.  Privatdozent  an  der  Universität  Leipzig.  Die 
Weltanschauung  des  Marxismus.  Roth  und  Lehmke,  Leipzig,  1908. 
83  S.  M.  1.60. 

Die  Schrift  gibt  den  Inhalt  eines  »sozialen  Lehrkurses«  wieder, 
den  tler  Verfasser  für  die  »Sächsische  Evangelisch-Soziale  Vereinigung« 
gehalten  hat.  Nach  ihm  ist  das  »Kapital«  ökonomisch  als  historisch 
bedingt  zu  betrachten,  da  Marx  es  aus  der  Beobachtung  der  Kinder- 
krankheiten des  Kapitalismus  abgeleitet  hat.  Philosophisch  erklärt 
er  den  Marxismus  als  das  Kind  einer  Zeit  der  materialistischen  Reaktion 
gegen  den  spiritualistischen  Idealismus  Hegels.  Den  Hauptinhalt  der 
Schrift  bilden  eine  Darstellung  und  Kritik  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung und  der  Mchrwertstheorie.  Die  Kritik  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  geht  hauptsächlich  vom  erkenntnis-theoretischen 
Standpunkt  aus  und  beweist  im  einzelnen,  daß  Recht,  Staat,  Politik 
und  Religion  durch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  bedingt  und 
erklärt  werden  können.  Die  Kritik  der  Mehrwertlehre  hebt  haupt- 
sächlich den  Widerspruch  zwischen  dem  1 u.  II.  Rand  des  »Kapitals« 
hervor.  Die  Anmerkungen  geben  einen  Ueberblick  über  die  wesent- 
lichen Schriften  der  nationalökonomischen  und  philosophischen  Marx- 
Literatur. 

Iloff mann,  B.  A.  Grundlinien  einer  sozialen  Bank.  A.  Hcindl, 
München,  1908.  30  S.  M.  1. — . 

Durch  die  Einrichtung  einer  »sozialen  Bank«  will  Hoffmann  die 
soziale  Frage  lösen.  Die  Bank  soll  den  besitzlosen  Klassen  der  indu- 
striellen Arbeiterbevölkerung  ein  festes,  vom  Lohnbezug  unabhängiges 
Einkommen  in  der  Weise  gewähren,  daß  sie  ein  Kapital  ansammelt, 
aus  dem  ihnen  Jahresrenten  bis  zum  Ende  ihres  Lebens  gezahlt  werden. 
Er  will  also  alle  Arbeiter  in  Rentiers  verwandeln  — ein  recht  löblicher 
aber  vollkommen  utopischer  Plan. 

Nacht,  Oskar.  Robertus'  Stellung  zur  sozialen  Frage.  Puttkammer  und 
Muhlbrecht,  Berlin,  1908.  92  S.  M.  2. — . 

Nacht  hat  eine  lichtvolle  Darstellung  der  sozialistischen  Theorie 
Rodbertus’  in  dieser  Studie  gegeben.  Die  Lehre  von  Rodbertus,  die 
von  der  Idee  erfüllt  ist,  daß  der  Staat  den  Gang  der  sozialen  Entwick- 
lung zu  bestimmen  vermöge,  wird  überall  durch  den  Gegensatz  mit  der 
vom  Fatalismus  getragenen  Lehre  von  Marx  erläutert. 

Nacht  läßt  die  Ausführungen  von  Rodbertus  nicht  kritiklos  gelten. 
Er  erkennt  die  Unzulänglichkeit  seiner  Werttheorie  und  seiner  Lehre 
vom  Normalarbcitstag.  Aber  er  glaubt  doch,  daß  der  Standpunkt,  den 
Rodbertus  einnimmt,  die  Aussöhnung  zwischen  dem  Individual-  und  dem 
Sozialprinzip  ermöglicht,  die  nach  seiner  Ansicht  das  eigentliche  Pro- 
blem der  sozialen  Frage  bildet. 

Louis,  Faul.  Geschichte  des  Sozialismus  in  Frankreich.  Aus  dem  Fran- 
zösischen übertragen  von  Hermann  Wendel.  J.  H.  W.  Dietz  Nachf. 
Stuttgart,  1908.  243  S.  M.  2.50. 

Paul  Louis  ist  Sozialist  und  er  schreibt  daher  die  Geschichte  des 
Sozialismus  nicht  als  unparteiischer  Beobachter.  Die  deutsche  Aus- 
gabe ist  hauptsächlich  für  die  deutschen  Arbeiter  veranstaltet  worden. 
Deshalb  hat  der  Uebcrsetzer  auch  zahlreiche  Anmerkungen  zur  Erläu- 
terung historischer  Einzelheiten  beigefügt.  Ebenso  hat  er  in  einem 
Anhang  einen  Ueberblick  über  die  wichtigsten  Ereignisse  der  soziali- 
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stischen  Arbeiterbewegung  Frankreichs,  die  seit  dem  Erscheinen  des 
Originales  im  Jahre  1900  eingetreten  sind,  gegeben. 

Die  Geschichte  beginnt  mit  dem  Zeitalter  der  Revolution,  schildert 
die  Erhebung  Babeufs,  würdigt  St.  Simon  und  Fourier,  stellt  die  Klassen- 
kämpfe des  dritten  Jahrzehnts  dar,  charakterisiert  Louis  Blanc  und 
Proudhon,  beschreibt  die  soziale  Bewegung  von  1848,  die  kommunistische 
Erhebung  von  1871  und  endigt  mit  den  Wahlen  des  Jahres  1898. 

Die  Entwicklung  der  sozialistischen  Bewegung  hebt  sich  von  einem 
breiten  Hintergründe  ab,  den  Louis  durch  die  Geschichte  der  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen  Verhältnisse  des  Landes  ausge- 
füllt hat. 

Schwee  hier,  K.  Die  österreichische  Sozialdemokratie.  Eine  Darstellung 
ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  ihres  Programmes  und  ihrer 
Tätigkeit.  3.  verm.  Auflage.  Verlagsbuchhandlung  »Styria«,  Graz 
und  Wien,  1908.  250  S.  M.  2. — . 

Der  Verfasser,  der  die  Stellung  eines  Chefredakteurs  des  «Grazer 
Volksblattes«  bekleidet,  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt  in  kurzen  Zügen 
ein  Bild  der  österreichischen  Sozialdemokratie  zu  entwerfen,  um  die 
breiten  Massen  über  das  Wesen  dieser  Partei  aufzuklären  und  so  eine 
geistige  Waffe  zu  ihrer  Bekämpfung  zu  schaffen.  Der  Stoff  ist  in 
6 große  Abschnitte  geteilt:  Der  I.  Abschnitt  gibt  einen  Uebcrblick 
über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Bewegung,  von  der  Gründung 
des  Arbeiterbildungsvereins  in  Wien  am  15.  Dezember  1867  durch  die 
Lassallcancr  bis  zum  letzten  Wahlkampf,  aus  dem  die  ins  marxistische  Fahr- 
wasser geratene  Partei  mit  85  Abgeordneten  als  Sieger  hervorging. 
Der  II.  Abschnitt  ist  der  kritischen  Untersuchung  und  Beleuchtung  des 
Parteiprogrammes  gewidmet.  Es  wird  nachgewiesen,  daß  auch  in 
Oesterreich  der  streng  marxistische  theoretische  Teil  des  Programms  im 
Widerspruch  steht  mit  den  Forderungen  des  praktischen  Teiles.  Den 
«Kampf  um  den  Zukunfts. Staat«  und  den  »Politischen 
Kamp  f«  behandeln  2 weitereAbschnitte.  Im  V.  Abschnitt  wird  ein  Ueber- 
biiek  über  den  rein  wirtschaftlichenKampf  der  österreichischen 
Sozialdemokratie  gegeben.  Der  Tätigkeit  der  zentralistisch  organisierten 
Gewerkschaften  verdankt  nach  Ansicht  des  Verfassers  die  politische 
Partei  allein  ihre  Erfolge  und  ihren  Einfluß,  denn  wirtschaftliche  und 
politische  Bewegung  stehen  hier  miteinander  in  engster  Fühlung  und 
unterstützen  sich  gegenseitig  auf  das  kräftigste.  Ucbcr  Mitgliederzahl, 
berufliche  Gliederung,  geographische  Verbreitung  und  Finanzgebahrung 
der  Gewerkschaften  wird  Aufschluß  erteilt.  Der  genossenschaft- 
lichen Organisation  stand  die  Partei  anfangs  vollkommen  ab- 
lehnend gegenüber,  erst  in  neuerer  Zeit  beginnt  man  diese  der  politischen 
Rewegung  nutzbar  zu  machen.  Im  VI.  Abschnitt  wird  die  Stellungnahme 
der  österr.  Sozialdemokratie  zur  Frage  der  Religion,  der  Moral, 
zur  F r a u c n - und  Nationalitäten  frage  einer  eingehenden  Kritik 
unterzogen.  Im  Anhang  werden  mitgetcilt : das  Wiener  Programm, 
die  Bestimmungen  für  die  deutsche  Organisation  der  Sozialdemokratie 
in  Oesterreich  und  eine  Chronik  der  sozialdem.  Bewegung. 

4.  Agrarwesen. 

Brinkmann.  Dr.  Theodor,  Privatdozent  an  der  Universität  Jena. 
Die  dänische  Landwirtschaft.  Gustav  Fischer,  Jena,  1908.  197  S. 

M.  5 -- 

Dieses  Buch  bildet  das  1.  Heft  des  II.  Bandes  der  Abhandlungen 
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des  staatswissenschaftlichen  Seminars  zu  Jena,  deren  Herausgeber  Prof. 
I)r.  PierstorfF  ist. 

Es  stellt  sich  die  Aufgabe,  die  Entwicklung  der  Produktion  der 
dänischen  Landwirtschaft  seit  dem  Auftreten  der  internationalen  Kon- 
kurrenz und  ihre  Anpassung  an  den  Weltmarkt  vermittels  genossenschaft- 
licher Organisation  zu  schildern.  Dänemark  ist  heute  noch  ein  aus- 
gesprocher  Agrarstaat,  dessen  Bevölkerung  sich  größtenteils  mit  der 
Landwirtschaft  beschäftigt.  In  seiner  landwirtschaftlichen  Produktion 
hat  sich  aber  seit  dem  Auftreten  der  internationalen  Getreidekonkurrenz 
ein  vollständiger  Umschwung  vollzogen.  Seither  ist  ihr  Schwerpunkt 
von  der  Getreideproduktion  in  die  Viehzucht  und  in  die  Verwertung 
tierischer  Erzeugnisse  verlegt  worden.  Die  großen  Schwierigkeiten, 
die  mit  einem  solchen  Uebcrgang  notwendig  verbunden  waren,  sind 
durch  die  Verbreitung  der  genossenschaftlichen  Organisation  überwunden 
worden.  Während  in  Deutschland  die  landwirtschaftliche  Genossenschafts- 
bewegung von  der  Kreditgenossenschaft  ausgegangen  ist,  beginnt  sie 
in  Dänemark  mit  der  Gründung  von  Produktiv-  und  Absatzgenossen- 
schaften.  Der  Verfasser  schildert  die  dortige  Milchwirtschaft  und 
die  Molkereigenossenschaften , die  Schlächtereigenossensehaften  und 
den  Schweinefleischexport,  die  Eierproduktion  und  die  Eierexportge- 
nossenschaften. Auf  allen  diesen  Gebieten  haben  die  Genossenschaften 
große  Erfolge  erzielt  und  es  ist  ihnen  gelungen,  die  dänische  Land- 
wirtschaft wieder  konkurrenzfähig  zu  machen.  Sie  haben  aber  auch  dazu 
beigetragen,  die  Produktivität  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  ganz  gewaltig 
zu  steigern.  Die  Vorteile  der  genossenschaftliehen  Organisation  sind 
vor  allem  dem  Kleinbetriebe  zugute  gekommen.  Seine  Stellung  ist 
dadurch  in  jeder  Weise  befestigt  und  gehoben  worden.  Die  Organisation 
und  Wirksamkeit  der  verschiedenen  Genossenschaften  werden  in  ein- 
gehender Weise  dargestellt. 

Haupt,  Dr.  Hans,  Chefredakteur.  Die  Erfurter  Kunst-  und  Han- 
delsgärtnerei. ln  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  dargcstellt.  Gustav  Eischer,  Jena,  1908.  205  S. 

M.  5— 

Diese  lehrreiche  Studie  verfolgt  die  Geschichte  des  Erfurter  Garten- 
baues von  der  Epoche  der  Hauswirtschaft  durch  das  Mittelalter  zur  Neu- 
zeit. Sie  erörtert  die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse,  wie  sie  sich  heute 
gestaltet  haben,  und  sie  beschäftigt  sich  auch  mit  den  Arbeiterverhält- 
nissen, wie  sie  sich  im  Erfurter  Gartenbau  entwickelt  haben.  Dabei 
kommen  wichtige  Probleme  der  Agrikultur,  der  Handelspolitik  und 
Sozialpolitik  zur  Sprache.  Zu  bedauern  ist , daß  der  Verfasser  keine 
größere  Unterstützung  bei  dem  Verein  der  Erfurter  Handelsgärtner 
gefunden  hat.  Die  Eolge  ist,  daß  das  von  ihm  bearbeitete  statistische 
Material  nicht  lückenlos  ist.  Einigen  Anhalt  bot  ihm  die  preußische 
Gärtnereistatistik  vom  2.  Mai  1906,  deren  Ergebnisse  ihm  der  Land- 
wirtschaftsminister von  Arnim  zur  Verfügung  stellte.  Zum  Schluß  em- 
pfiehlt Haupt,  daß  die  Erfurter  Gärtner  alljährlich  eine  Ausstellung  ihrer 
sämtlichen  Erzeugnisse  veranstalten  mögen.  Eine  solche  Schau  müßte 
die  Musterausstellung  für  die  Interessenten  der  ganzen  W'elt  werden, 
und  sie  könnte  sich  zu  einer  Gartenbörsc  herausbilden,  auf  der  alle 
Hauptabschlüsse  der  Eachleute  staufinden  würden. 
y ow  anow  itse  h,  Dr.  K.,  Assessor  im  Handelsministerium  zu  Belgrad. 

Die  Heimstätte  oder  die  Unangreifbarkeit  des  ländlichen  Grundbesitzes. 

H.  Laupp,  Tübingen,  1908.  123  S.  M.  2.50. 
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Die  Schrift  würdigt  nach  einer  Darstellung  und  Kritik  des  beste- 
henden Heimstätterechts  die  volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische 
Bedeutung  der  Heimstätte.  Der  Verfasser  findet,  daß  die  Heimstätte 
ihren  Ursprung  in  der  mittelalterlichen  Gebundenheit  hat.  Sie  wurde 
dort  zuerst  eingeführt,  wo  billiges  Neuland  der  Gefahr  der  Konzentration 
ausgesetzt  war,  und  wo  die  Landwirtschaft  die  einzige  Beschäftigung 
der  Bevölkerung  bildete;  wo  ferner  die  Kreditorganisation  sehr  mangel- 
haft war,  wo  ilie  Bauern  auf  sehr  niedriger  Kulturstufe  standen  und 
wo  infolgedessen  das  Privatkapital  seine  Macht  mißbrauchen  und  un- 
gehindert wuchern  konnte.  Nachdem  das  Wirtschaftsleben  sich  ent- 
wickelt hatte,  die  Industrie  Gelegenheit  zu  anderweitiger  Beschäftigung 
bot,  die  Kreditverhältnisse  sich  besserten,  und  die  Bevölkerung  zur 
Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung  heranreifte,  wurden  diese  Be- 
schränkungen über  Bord  geworfen.  Der  Verfasser  zeigt,  daß  die  Ueber- 
schuldung  und  der  Verfall  des  Bauernstandes,  die  das  I leimstättenrecht 
abwehren  soll,  nicht  so  schlimm  sind,  wie  sie  gewöhnlich  dargestellt 
werden.  Die  Heimstätte  erscheint  ihm  für  die  Besserung  der  ländlichen 
Verhältnisse  von  sehr’  zweifelhafter  Bedeutung.  Sic  hat  nur  solange 
eine  gewisse  Berechtigung,  als  die  Wirtschafts-  und  Kreditverhältnisse 
noch  unentwickelt  sind.  Für  die  Verhältnisse  der  Kulturstaaten  ist  sie 
ein  untaugliches  Mittel  zur  Lösung  der  agrarischen  Aufgaben.  Jede 
Kreditbeschränkung  schadet  dem  kleinen  Landwirt  heute  mehr,  als  sic 
ihm  nützen  könnte.  Die  Schaffung  und  Fortentwicklung  des  bäuerlichen 
Besitzes  kann  die  Heimstätte  nicht  fördern,  sondern  nur  hemmen. 

Sagorsky,  Simon.  Die  Arbeiterfrage  in  der  südrussischen  Land- 
wirtschaft. F.rnst  Reinhardt,  München,  190g.  208  S.  M,  6. — . 

Der  Verfasser  schildert  einleitend  die  natürlichen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  Neurußlands,  das  fast  den  ganzen  südlichen  Teil 
des  russischen  Reichs  vom  Flusse  Pruth  bis  zum  Gouvernement  Astrachan 
umfaßt.  Dann  geht  er  näher  ein  auf  die  heutige  Gestaltung  der  Be- 
sitz- und  Betriebsverhältnisse,  wie  sie  dem  Privatgrundbesitz  eigentümlich 
sind.  Im  Zusammenhang  damit  wird  die  wirtschaftliche  Lage  des 
Bauernstandes  dargestellt.  Hierauf  beginnt  die  Erörterung  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiterfrage.  Sie  befaßt  sich  mit  Untersuchungen 
über  Nachfrage  und  Angebot  von  Arbeitskräften,  über  Lohnverhältnisse, 
Nahrungszustände,  Wohnungsverhältnisse,  die  Arbeitszeit,  über  Unfälle 
und  Berufskrankheiten  der  Arbeiter  und  über  den  Arbeitsvertrag.  Der 
größte  und  wichtigste  Teil  dieser  Untersuchungen  ist  den  Lohnverhält- 
nissen gewidmet;  er  beschäftigt  sich  mit  dem  Naturallohn,  dem  Geld- 
lohn, mit  der  Lohnhöhe  und  den  Lohnschwankungen,  mit  den  Bewe- 
gungen der  Lohnarten  und  mit  den  Bestimmungsgründen  für  die  Höhe 
der  Landarbeiterlöhne.  Im  allgemeinen  enthüllen  die  Ausführungen 
des  Verfassers  Zustände , die  nicht  trauriger  und  elender  gedacht 
werden  können. 

5.  Handels-,  Verkehrs-  und  Kolonialpolitik. 

Anton , Professor  Dr.  G.  K.  Die  Siedelungsgesellschaft  fiir  Deutsch- 
Südwestafrika.  Gustav  Fischer,  Jena,  1908.  61  S.  M.  1.20. 

Diese  Schrift  veröffentlicht  einen  Vortrag,  den  Anton  am  21.  No- 
vember 1907  in  der  Staatswissenschaftlichen  Gesellschaft  zu  Jona  ge- 
halten hat.  Sie  ist  Herrn  Professor  Dr.  Gustav  Schmollcr  zugeeignet. 
Anton  ist  Mitglied  der  Reichskommission  zur  Prüfung  der  südwest- 
afrikanischen Gesellschaften.  In  dieser  Eigenschaft  hatte  er  Gelegenheit, 
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sich  ein  Urteil  über  die  Wirksamkeit  und  Redeutung  der  Sicdelungs- 
gesellschaft  zu  bilden.  Er  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  diese  Gesellschaft 
das  allgemeine  Interesse  niemals  ihrem  Erwerbsinteresse  geopfert  habe 
und  daß  die  Art  und  Weise,  wie  sie  sich  bemüht,  die  ihr  gestellte 
Aufgabe  zu  erfüllen,  Anerkennung  verdient.  Der  erbitterte  Kampf,  der 
gegen  sie  geführt  worden  ist,  entbehrt  daher  des  zureichenden  Grundes. 
Wenn  sie  bisher  nur  wenig  erreicht  hat,  so  ist  das  nicht  ihre  Schuld. 
Dennoch  ist  ihr  im  letzten  Sommer  der  Siedelungscharaktcr  entzogen 
worden.  Auf  Wunsch  der  Regierung  wurde  am  6.  August  1907  ein 
neues  Abkommen  mit  der  Gesellschaft  abgeschlossen. 

Grunzei,  Josef.  System  der  Verkehrspolitik.  Duncker  und  Humblot, 

Leipzig,  1908.  407  S.  M.  8.40. 

Grunzei  veröffentlicht  mit  dem  vorliegenden  System  der  Verkehrs- 
politik den  dritten  Band  seiner  Wirtschaftspolitik.  Vorausgegangen  sind 
die  »Handelspolitik«  und  die  »Industriepolitik«,  folgen  wird  noch  die 
»Agrarpolitik«,  die  das  gesamte  Werk  zum  Abschluß  bringen  soll. 
Grunzeis  Streben  ist,  mit  diesen  Publikationen  eine  innigere  Ver- 
bindung zwischen  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie  und  der 
praktischen  Wirtschaftspolitik  herzustellen,  als  sie  bisher  besteht. 

Der  Verfasser  geht  aus  von  einer  Umschreibung  der  Verkehrs- 
politik  und  kennzeichnet  die  bisherige  Verkehrsentwicklung.  Im  ein- 
zelnen umfaßt  sein  Buch  folgende  Abschnitte:  Die  Straßen;  die 
Eisenbahnen;  die  Binnenschiffahrt,  die  Seeschiffart;  Post,  Tele- 
graphie und  Telephon;  Geld  und  Masse;  die  Banken;  die  Transport- 
versicherung. Dabei  kommen  die  einschlägigen  Fragen  der  Technik, 
Organisation  und  Verwaltung  zur  Erörterung. 

Da  der  Verfasser  überall  auf  die  praktische  Seite  den  Hauptton 
legt,  kommt  die  wissenschaftliche  Seite  in  seinem  Werke  weniger  zur 
Geltung. 

Paquet.  Alfons.  Das  Ausstellunysprobiem  in  der  Volkswirtschaft. 

Gustav  Fischer,  Jena,  1908.  353  S.  M.  7.  . 

An  einer  zulänglichen  Theorie  des  Ausstellungswesens  hat  cs  bis- 
lang gefehlt.  Das  vorliegende  Buch  will  diese  Lücke  ausfüllen.  Es 
beruht  aber  nicht  nur  auf  theoretischen  Studien.  Es  ist  vielmehr  aus 
praktischen  Anregungen  hervorgegangen,  die  der  Verfasser  als  Bericht- 
erstatter auf  den  Ausstellungen  zu  Düsseldorf  1902,  St.  Louis  1904  und 
Lüttich  1905  empfangen  hat.  Die  Fülle  des  Stoffes  hat  der  Verfasser 
in  folgender  Weise  gegliedert:  Das  Buch  beginnt  mit  einer  Auseinander- 
setzung über  den  Ausstellungsbegriff.  Dann  folgt  eine  Systematik  der 
Ausstellungsformen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Güterverteilung.  Die 
Bedeutung  des  Ausstellungswesens  für  Industrie  und  Landwirtschaft 
wird  durch  eine  historische  Betrachtung,  die  sich  in  der  Hauptsache 
auf  die  deutsche  Volkswirtschaft  beschränkt,  klargelegt.  Dabei  werden 
aber  auch  die  internationalen  Ausstellungen  und  besonders  ihre  Rück- 
wirkung auf  eine  gegebene  Volkswirtschaft  beleuchtet.  Den  wichtigen 
internationalen  Problemen  wird  aber  noch  eine  besondere  zusammen- 
hängende Erörterung  gewidmet,  wobei  auch  die  Vorschläge  zur  Ra- 
tionalisierung des  Ausstellungswcsens  einer  sichtenden  Kritik  unterzogen 
werden.  Die  Fragen,  die  mit  der  Ausstellungsmüdigkeit  und  der  Un- 
lauterkeit im  Ausstellungswesen  Zusammenhängen,  werden  psychologisch 
betrachet.  Zum  Schluß  werden  die  Aufgaben  der  Ausstcllungspolitik 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  auseinandergesetzt. 
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6.  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Ba  mberger.  Georg.  Justizrat  in  Aschersleben.  Erbreehtsreform . 
Ein  sozialpolitischer  Vorschlag  zur  Befestigung  der  Reichsfinanzen. 
Berlin,  Guttentag,  1908.  78  S. 

Die  Schrift  enthält  eine  Sammlung  verschiedener,  zum  Teil  früher 
veröffentlichter  Artikel,  die  sämtlich  auf  denselben  Ton  gestimmt  sind. 
Der  Verfasser  fordert,  daß  das  Erbrecht  der  Seitenverwandten  mit 
Ausschluß  der  Geschwister  beseitigt  werde.  Wenn  keine  testamentarische 
Verfügung  getroffen  ist,  soll  die  Erbmasse  beim  Fehlen  von  Dcszen- 
denden  und  Aszendenten  dem  Reiche  zufallen.  Da  das  Reich  nach  den 
Schätzungen  des  Verfassers  dadurch  eine  Einnahme  von  mindestens 
;oo  Millionen  Mark  erhalten  würde,  wäre  damit  ein  einfacher  Weg  zur 
Beseitigung  der  chronisch  gewordenen  Reichsfinanznot  gefunden. 

7.  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen. 

Bendixen,  Friedrich.  Direktor  der  Hypothekenbank  in  Hamburg. 
Das  Wesen  des  Geldes.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  Reform  der  Reichs- 
bankgesetzgebung.  Leipzig,  Dunckcr  & Humblot,  1908.  60  S.  M.  1.40. 

Der  Verfasser  steht  auf  dem  Boden  der  staatlichen  Geldtheorie 
von  Georg  Friedrich  Knapp.  Er  sucht  sic  dadurch  zu  ergänzen,  daß 
er  den  Ausbau  einer  entsprechenden  wirtschaftlichen  Theorie  des  Geldes 
andcutet.  Aus  seiner  Theorie  zieht  er  die  praktischen  Konsequenzen, 
indem  er  das  Metallgeld  durch  Giralgeld  ersetzt  wissen  will.  Um  den 
Wechselkurs  zu  befestigen,  soll  die  Reichsbank  einen  größeren  Vorrat 
ausländischer  Goldwechsel  halten,  die  als  Teil  der  Bardeckung  zu  be- 
trachten wären.  Das  Giralgeld  beruht  auf  den  flüssigen  Werten,  welche 
die  Produktion  der  täglichen  Bedürfnisbefriedigung  zur  Verfügung  stellt. 
Seine  Ausgabe  wird  durch  die  Wechseldiskontierung  vermittelt.  Der 
Staat  soll  auf  jeden  Gewinn  bei  der  Notenausgabe  und  der  Scheide- 
münzprägung verzichten  und  der  Nutzen  der  Reichsbankanteilseigner 
soll  fest  kontingentiert  werden.  Jeder  Ueberschuß  soll  dazu  dienen,  die 
Vollkommenheit  des  Geld-  und  Bankwesens  im  Interesse  der  deutschen 
Volkswirtschaft  weiter  auszubilden.  Die  Reformvorschläge  des  Ver- 
fassers gehen  zwar  von  einer  scharfen  Kritik  der  bestehenden  Verhält- 
nisse aus,  sie  wollen  aber  als  sichere  Grundlage  des  neuen  Giralgeldes 
die  Goldwährung  intakt  erhalten. 

8.  Soziale  Zustandsschilderungen. 

Rost,  D r.  Hans.  Die  Katholiken  im  Kultur-  und  Wirtschaftsleben  der 
Gegenwart.  S.  P.  Rachem,  Köln,  1908.  87  S.  M.  2. — . 

Der  Kanonikus  Professor  Meyenberg  hat  der  vorliegenden  Schrift 
eine  Einführung  vorausgeschickt.  Der  Zweck  der  Arbeit  ist,  festzustellen, 
welchen  Anteil  die  deutschen  Katholiken  am  Reichtum  und  an  der 
Bildung  des  Volkes  in  Anspruch  nehmen.  Sie  sucht  die  Ursachen, 
welche  der  Inferiorität  zu  gründe  liegen,  zu  erforschen,  um  Mittel  an- 
zugeben, die  zu  ihrer  Beseitigung  führen  können.  Rost  ist  der  Ansicht, 
daß  nicht  die  Religion,  sondern  die  größere  Armut  der  deutschen 
Katholiken,  die  aus  historische!},  geographischen  und  beruflichen  Grün- 
den zu  erklären  sei,  für  jene  Inferiorität  verantwortlich  gemacht  werden 
müsse.  I tementsprechend  sind  auch  es  hauptsächlich  wirtschaftliche  Maß- 
regeln, deren  Anwendung  er  empfiehlt,  um  die  Inferiorität  der  Katho- 
liken zu  beseitigen. 
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Rubi n o w,  J.  M.  Economic  Condition  of  the  feu’S  in  Russin.  De- 
partment of  Commerce  and  Labor,  Washington,  D.  C.  1908.  96  S. 

Die  Schrift  ist  ein  Sonderabdruck  aus  dem  Bericht  des  amerikani- 
schen Arbeitsamtes  vom  September  1907.  Sie  behandelt  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  Juden  in  Rußland  und  gehört  zu  einer  Serie  von  Stu- 
dien, die  sich  mit  der  Einwanderung  und  ihrer  Beziehung  zu  sozialen 
und  gewerblichen  Fragen  in  den  Vereinigten  Staaten  befassen.  Die 
Einwanderung  der  russischen  Juden  ist  vom  sozialpolitischen  Stand- 
punkt beachtenswert,  da  sie  vielfach  unter  den  drückenden  Bedingungen 
des  Schwitzsystems  arbeiten.  Die  Untersuchungen  des  Verfassers  sollen 
dazu  beitragen,  den  Charakter  dieser  Einwandererklasse  dadurch  besser 
zu  erkennen,  daß  die  Verhältnisse,  unter  denen  sie  in  ihrer  Heimat 
lebten,  klargestellt  werden. 

Nachdem  der  Verfasser  unter  ausreichender  Benutzung  der  vor- 
handenen statistischen  Quellen  die  Teilnahme  der  Juden  am  wirtschaft- 
lichen Leben  Rußlands  in  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel 
geschildert  hat,  kommt  er  zu  dem  Schluß,  daß  der  Charakter  des 
russischen  Juden  im  wesentlichen  ein  Ergebnis  der  rechtlichen  Ver- 
hältnisse ist,  unter  denen  er  lebt.  Daraus  erklärt  sich  aber  auch  die 
Stärke  dieses  Einwandererstromes,  der  sich  aus  dem  westlichen  Ruß- 
land beständig  nach  den  Vereinigten  Staaten  ergießt. 

9.  Arbeiterschutz. 

Eberl.  Paul.  Der  Kampf  um  die  Sonntagsruhe.  Gustav  Schoeßmann 
(Gustav  Fick),  Hamburg,  1908.  7S  S.  M.  1.50. 

Ebert  gehört  zu  den  eifrigsten  Vorkämpfern  für  die  Heilighaltung 
des  Sonntags.  Auf  dem  XII.  internationalen  Kongreß  für  Sonntagsfeier 
hatte  er  das  Referat  über  die  Verhältnisse  im  Binnenschiffahrtsgewerbe 
übernommen.  In  der  vorliegenden  Schrift  ist  dieses  Referat  mit  einigen 
Erweiterungen  abgedruckt.  Außerdem  enthält  sie  eine  ausführliche 
Schilderung  der  Bewegung  in  Frankfurt  a.  M.  Da  sie  besonders  für 
Hamburg  bestimmt  ist,  ist  ihr  Hauptinhalt  dem  Kampf  um  die  Aus- 
dehnung der  Sonntagsruhe  in  dieser  Stadt  gewidmet.  Ebert  beschäftigt 
sich  hauptsächlich  mit  dem  Hamburger  Handelsgewcrbe,  in  dem  die 
Fortschritte  sich  sehr  langsam  bemerklich  machen. 

XII.  Internationaler  Kongress  für  Sonntagsfeier,  Verhandlungen  des,  ge- 
halten den  27.  bis  29.  September  1907  in  Frankfurt  a.  M.  Reden  und 
Berichte.  J.  C.  Hinrichssche  Buchhandlung,  Leipzig,  1908.  224  S. 
M.  2.50. 

Der  Zweck  dieser  Verhandlungen  war,  den  Ausbau  der  Gesetz- 
gebung hinsichtlich  der  Sonntagsruhe  der  Handlungsgehilfen  anzuregen 
und  die  richtige  Verwertung  der  Sonntagsruhe  zu  betonen.  Die  ersten 
Referate  beschäftigen  sich  denn  auch  mit  dem  ersten  Gegenstand.  Der 
Kongreß  fordert  die  Durchführung  vollständiger  Sonntagsruhe  im 
Handelsgewerbe  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes.  Dann  folgt  ein  Be- 
richt über  die  Sonntagsruhe  der  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe 
beschäftigten  Personen.  Aus  einem  weiteren  Referat  geht  hervor,  daß 
die  Sonntagsruhe  im  Binnenschiffartsgewerbe  vollständig  illusorisch  ist. 
Eine  gesetzliche  Regelung  wurde  in  Aussicht  gestellt.  Auch  die  in  der 
Landwirtschaft  herrschenden  Gewohnheiten  werden  erörtert  und  auch 
hier  wird  einer  weiteren  Ausdehnung  der  Sonntagsruhe  das  Wort  ge- 
redet. Es  wird  ferner  über  die  Fortschritte,  die  auf  dem  Gebiet  der 


Digitized  by  Google 


Literatur- Anzeiger. 


301 


Gesetzgebung  in  den  letzten  Jahren  gemacht  worden  sind,  berichtet. 
Dann  kommt  man  zu  der  Erörterung  des  zweiten  Themas  und  ver- 
schiedene Referate  beschäftigen  sich  mit  der  Vertiefung  der  Sonntags- 
feier. Die  vorliegende  Publikation  enthält  auch  Referate  über  die  öffent- 
lichen Versammlungen,  die  der  Kongreß  veranstaltet  hat  und  eine 
internationale  Bibliographie  über  die  Sonntagsfrage.  Den  Schluß  der 
Schrift  bilden  dreizehn  praktische  Ratschläge. 

io.  Arbeiterversicherung. 

Leyers,  Dr.  jur.  Franz.  Die  Hilfskassen  in  Gegemvart  und  Zukunft. 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebcck),  Tübingen.  1908.  199  S.  M.  5.—. 

Diese  Schrift  eröffnet  den  vierten  Band  der  Abhandlungen  aus  dem 
Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht,  die  von  Philipp  Zorn  und  Fritz 
Stier-Somlo  herausgegeben  werden. 

Der  Verfasser  behandelt  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  der 
eingeschriebenen  Hilfskassen,  setzt  die  Mißstände  auseinander,  die  mit 
ihm  verbunden  sind  und  erörtert  die  Re  form  Vorschläge,  die  zur  Be- 
seitigung dieser  Mißstände  gemacht  worden  sind.  Dabei  wird  auch 
der  Gesetzentwurf  der  Regierung  vom  3.  Mai  1907  einer  kritischen 
Betrachtung  unterzogen.  In  dem  letzten  Teil  seiner  Schrift  macht  der 
Verfasser  selbst  einen  Vorschlag,  der  zur  Ncuregulierung  des  Rechts- 
zustandes der  eingeschriebenen  Hilfskassen  führen  soll. 

In  einem  Anhänge  werden  die  letzten  beiden  Entwürfe  eines 
Hilfskassengesetzes  (vom  28.  November  1905  und  vom  3.  Mai  1907) 
abgedruckt. 

Lopez-  Nun  ez . Alvaro,  Vizesekretär  des  Instituts  für  soziale  Re- 
formen« in  Madrid.  Die  Arbeiterversicherung  Spaniens.  A.  Troschel, 
Groß-Lichtcrfelde.  1908.  50  S. 

Diese  Schrift  ist  als  Heft  XVa  des  Sammelwerks  »die  Arbeiter- 
versicherung im  Auslande«,  das  von  dem  Kaiserlichen  Geheimen  Re- 
gierungsrat  Dr.  Zacher  herausgegeben  wird,  erschienen.  Sie  behandelt 
die  Versicherung  gegen  Betriebsunfälle,  Krankheit,  Alter,  Invalidität 
und  vorzeitigen  Tod,  Arbeitslosigkeit  und  die  Versicherung  in  Verbin- 
dung mit  der  Beschaffung  billiger  Wohnungen.  Die  Ausführungen  lassen 
erkennen,  welch  erfreulichen  Aufschwung  das  Versicherungswesen  in 
Spanien  während  der  letzten  Jahre  genommen  hat,  wenn  auch  die 
Zwangsversicherung  des  Staates  bisher  keinen  Boden  dort  gefunden 
hat.  Die  Versicherung  zum  Erwerb  billiger  Wohnungen  ist  noch  nicht 
realisiert,  sondern  nur  als  Vorschlag  des  Instituts  für  soziale  Reformen 
vorhanden.  Es  soll  nach  diesem  Vorschlag  eine  Abteilung  für  volks- 
tümliche Lebensversicherung  beim  Nationalen  Versicherungsinstitut  ein- 
gerichtet werden,  welche  die  Rückzahlung  von  Darlehen  für  den  Bau 
oder  Erwerb  billiger  Wohnungen  beim  Ablauf  einer  bestimmten  Frist 
oder  beim  Tode  des  Arbeiters  sicher  stellen  soll.  Das  Gründungskapital 
soll  durch  den  Staat  in  Höhe  von  mindestens  500000  Pesetas  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden. 

IVeek.  Rudolf.  Lexikalisches  Handbuch  der  Krankenversicherungspflicht. 
A.  Troschel,  Groß-Lichterfelde,  190S.  279  S.  M.  4.—. 

Das  Handbuch  bezweckt,  über  die  Rechtsprechung,  welche  die 
Fragen  der  Versichcrungspflicht  betrifft,  eine  schnelle  Ucbersicht  zu 
ermöglichen.  Der  Verfasser  hat  die  veröffentlichten  Entscheidungen, 
soweit  sie  in  den  Rahmen  seiner  Arbeit  paßten,  erschöpfend  heran- 
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gezogen;  auch  hat  er  die  Briefkastennotizen  der  »Arbeiter- Versorgung», 
der  »Volkstümlichen  Zeitschrift  für  praktische  Arbeiterversichcrung» 
und  des  »Reformblattes  für  Arbeiterversicherung'  möglichst  vollständig 
registriert.  Zu  allen  Notizen  und  Entscheidungen  sind  die  Quellen  an- 
gegeben. Das  Handbuch  ist  in  erster  Linie  bestimmt  für  Krankenkassen 
und  deren  Angestellte,  Arbeitgeber,  Verwaltungsbehörden,  Gerichte, 
Arbeitersekretariate,  Rechtsanwälte  u.  s.  w.  Als  praktisches  Nachschlage- 
buch  wird  es  sich  als  sehr  brauchbar  erweisen. 

11.  Arbeiterstatistik. 

Arbeiterstatistik.  Beiträge  zur,  Ar.  J.  Die  Fortschritte  der  amtlichen  Arbeits- 
statistik in  den  wichtigsten  Staaten.  Zweiter  Teil.  Bearbeitet  im  kaiser- 
lichen Statistischen  Amt.  Abteilung  für  Arbeiterstatistik.  Carl  Hey- 
mann, Berlin,  1908.  276  S. 

Durch  die  Veröffentlichung  dieses  Bandes  wird  die  mit  dem  ersten 
Bande  der  »Beiträge  zur  Arbeiterstatistik»  (1904)  begonnene  Darstellung 
der  amtlichen  Arbeiterstatistik  in  den  wichtigsten  Staaten  abgeschlossen. 
Der  Verfasser  der  beiden  Bände  ist  Professor  Otto  Richter,  der  auch 
die  früher  in  den  Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs 
(1894-18991  veröffentlichten  Berichte  über  die  amtliche  Arbeiterstatistik 
in  England,  Frankreich,  Oesterreich  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  verfaßt  hat.  Kr  hat  in  dem  zusammenfassenden  Werke 
die  Arbeiterstatistik  von  18  Staaten  behandelt,  wovon  der  vorliegende 
zweite  Band  12  Staaten  umfaßt.  Außerdem  bringt  dieser  zweite  Band 
einen  Nachtrag  zu  den  im  ersten  Band  enthaltenen  Berichten.  Diese 
fast  vollständige  Uebcrsicht  über  die  Arbeiterstatistik  der  Welt  läßt 
erkennen,  welche  bedeutenden  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete  gemacht 
worden  sind.  Besonders  bemerkenswert  ist,  daß  es  sich  bei  den  arbeits- 
statistischen Sonderbehörden  fast  durchweg  um  Zentralstellen  handelt, 
und  daß  Belgien,  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zur  Schaffung  besonderer  Arbeitsministerien  ubergegangen  sind. 

12.  Gewerkschaften. 

B r a un,  Ado If.  Die  Tarifverträge  und  die  deutschen  Gesoerkschaf/en.  ■ 
J.  H.  W.  Dietz  Nachf.,  Stuttgart,  1908.  100  S.  M.  - .75. 

Diese  Schrift  will  hauptsächlich  den  organisierten  Arbeitern  Be- 
lehrung über  das  Wesen  der  Tarifverträge  bieten,  damit  sie  sich  bei 
ihrem  Abschluß  gegen  Benachteiligung  seitens  der  Unternehmer  schützen 
können.  Sie  verfolgt  daher  einen  praktischen  parteipolitischen  Zweck 
und  sie  berührt  in  populärer  Darstellung  alle  möglichen  Gegenstände 
des  Arbeitsvertrages.  Der  Verfasser  würdigt  die  Bedeutung,  die  die 
Tarifverträge  für  die  Arbeiter,  die  Unternehmer  und  die  gesamte  Volks- 
wirtschaft haben.  In  kurzen  Abschnitten  erörtert  er  ihre  soziale,  wirt- 
schaftliche und  rechtliche  Natur.  Er  meint  aber,  daß  sie  nicht  als  das 
Endziel  der  Arbeiterbewegung  betrachtet  werden  können  und  daß  sie 
den  sozialen  Frieden  nicht  dauernd  begründen.  Zum  Schluß  gibt  er 
eine  Uebcrsicht  über  die  Tarifgesetzgebung  und  die  Tarifverträge  in 
Oesterreich,  der  Schweiz,  in  Frankreich,  in  den  Niederlanden,  in  Groß- 
britannien, in  den  andern  europäischen  Staaten,  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  in  Australien. 

Thorndike,  Andrew.  Zur  Rechtsfähigkeit  der  deutschen  Arbeiter - 
berufsvereine.  H.  I.aupp,  Tübingen,  1908.  392  S.  M.  7.60. 

In  einer  geschichtlichen  Betrachtung  sucht  Thorndike  die  wirt- 
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schädlichen,  rechtlichen  und  politischen  Tatsachen  und  Zusammen- 
hänge zu  erfassen,  die  dem  Problem  der  Rechtsfähigkeit  der  deutschen 
Arbeiterberufsvereine  zugrunde  liegen  und  es  bestimmen.  Nach  dieser 
historischen  Einleitung  zerfällt  das  Huch  in  zwei  Kapitel.  Das  erste 
handelt  von  dem  Wesen  der  deutschen  Arbeiterberufsvereine  und  von 
der  Stellung,  die  sie  im  heutigen  Recht  cinnehmen;  das  zweite  schil- 
dert die  Kämpfe  um  ihre  gesetzliche  Aberkennung.  Dort  wird  ein 
Ueberblick  gegeben  über  die  Entstehungsgeschichte  und  den  Werdegang 
•lerartiger  Organisationen,  wie  der  freien  Gewerkschaften,  der  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvereine  und  der  christlichen  Gewerkschaften ; 
außerdem  wird  gezeigt,  wie  ihre  heutige  rechtliche  Stellung  durch  das 
Koalitionsrecht,  das  öffentliche  Vereins-  und  Versammlungsrecht  und 
durch  das  Privatrecht  bestimmt  wird.  Hier  wird  die  Frage  der  Rechts- 
fähigkeit der  Arbciterbenifsvereine  wieder  in  größerem  historischem 
und  juristischem  Zusammenhang  erörtert.  In  dem  Ringen  um  die  Ver- 
wirklichung der  grundsätzlichen  Konsequenzen  der  romanistisch-indi- 
vidualistisch  und  germanistisch -genossenschaftlichen  Rechtsauffassung 
bilden  die  Arbeiterberufsvereine  dasjenige  Element,  dessen  Wesen  für 
die  Richtung  und  den  bisherigen  Verlauf  der  Kämpfe  um  ein  aus- 
reichendes Vereinsrecht  bestimmend  war. 

Schließlich  werden  die  Bestrebungen  zur  Erlangung  der  Rechts- 
fähigkeit der  Arbeiterberufsvereine,  wie  sie  im  Preußischen  Abgeord- 
netenhaus, im  Reichstag  des  Norddeutschen  Hundes  und  im  Deutschen 
Reichstag  zu  Tage  getreten  sind,  dargestellt. 

In  dem  Anhang  ist  das  legislative  Material  in  vollständiger  Samm- 
lung wiedergegeben. 

i3.  Genossenschaftswesen. 

Gr  aluin,  Dr.  Max.  Wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  länd- 
lichen Genossenschaften  in  Deutschland.  H.  I.aupp,  Tübingen,  1908. 
196  S.  M.  3.60. 

Grabein  ist  Generalsekretär  des  Rcichsverbandes  der  deutschen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften.  Durch  seine  Amtstätigkeit  war 
er  nicht  nur  in  der  Lage,  das  in  Frage  kommende  Material  in  aus- 
reichender Weise  zu  benutzen,  sondern  sich  auch  ein  zuverlässiges 
Urteil  über  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  zu  bilden. 

Er  zeigt  zunächst,  aus  welchen  Ursachen  die  ländliche  Genossen- 
schaftsbewegung entsprungen  ist,  um  dann  im  ersten  Abschnitt  ihre 
Ausbreitung  und  Organisation  auseinander  zu  setzen.  In  den  folgenden 
Abschnitten  gibt  er  einen  Ueberblick  über  die  geschäftlichen  Leistungen 
und  Erfolge,  über  die  wirtschaftlichen  Vorteile  und  die  finanziellen 
Ergebnisse  der  ländlichen  Genossenschaften.  Zum  Schluß  würdigt  er 
ihre  soziale  Bedeutung,  indem  er  besonders  auch  ihre  erziehlichen 
Wirkungen  hervorhebt. 

Petersilie , A.,  Geh.  Regierungsrat  und  Professor,  Mitglied  des  Kgl. 
Preuß.  Statistischen  Landesamtes  und  Leiter  der  Statistischen  Abtei- 
lung der  Preuß.  Zentral -Genossenschafts-Kasse.  Mitteilungen  zur 
deutschen  Genossenschaftsstatistik  für  igoö.  Sonderabdruck  aus  dem 
XXVII.  Ergänzungsheft  zur  Zeitschrift  des  Königlich  Preußischen 
Statistischen  Landesamts.  Berlin,  1908. 

Von  der  Preußischen  Zentral-Genossenschafts-Kasse  wird  jährlich 
ein  »Jahr-  und  Adreßbuch  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
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im  Deutschen  Reiche«  hcrausgegeben.  Der  Inhalt  des  Jahrganges  1907 
ist  folgender:  Vorbemerkung.  A.  Adreßbuch  der  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften im  Deutschen  Reiche.  B.  Statistische  Nachrichten  über 
die  eingetragenen  Genossenschaften  im  Deutschen  Reiche.  C.  Ent- 
scheidungen über  das  Genossenschaftswesen.  D.  E)ie  Preußische  Zentral- 
Genossenschafts-Kasse.  E.  Alphabetisches  Verzeichnis  der  Genossen- 
schaftssitze  im  Deutschen  Reiche.  Das  im  Abschnitt  A genannte 
Adreßbuch  enthält  die  Firmen  sämtlicher  deutschen  Genossenschaften 
nach  dem  Stand  vom  1.  April  1907.  Neben  der  Firma  ist  bei  jeder 
Firma  das  Gründungsjahr,  das  Verbands- iRevisions-)  Verhältnis,  die 
Mitgliederzahl  und  bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  die 
Gesamthaftsumme  angegeben.  Die  Gliederung  der  Genossenschaften 
ist  nach  dem  Gegenstand  des  Unternehmens  in  18  Hauptgruppen  erfolgt. 

Was  an  eigentlichen  statistischen  Auszählungen  oder  Nachweisungen 
über  die  Genossenschaften  für  das  Deutsche  Reich  hergestellt  wird, 
ist  durch  Vereinbarung  der  beteiligten  Dienststellen  festgelegt.  Die 
zur  Zeit  vereinbarten  17  Tabellen,  die  in  den  einzelnen  Jahren  nach- 
einander veröffentlicht  werden,  sind  in  den  «Mitteilungen  zur  deutschen 
Genossenschaftsstatistik  für  1903«  abgedruckt. 

In  dem  vorliegenden  Hefte  werden  nach  dem  Stand  vom  t.  Januar 
1906  die  dort  mitgeteilten  Tabellen  I bis  VI,  XIII  und  XIV  der  Oeffent- 
liehkeit  übergeben.  Die  »Mitteilungen«  sind  wieder  zwecks  besserer 
Benutzbarkeit  in  einen  textlichen  Teil  I und  in  einen  tabellarischen 
Teil  II  gegliedert. 

Der  textliche  Teil  umfaßt  folgende  Hauptabschnitte: 

I.  Stand  der  eingetragenen  Genossenschaften  im  Deutschen  Reich 
am  1.  Januar  1906. 

II.  Revisionsverbände  der  Genossenschaften. 

III.  Abstufung  der  Geschäftsanteile. 

IV.  Abstufung  der  Einzelhaftsumme  bei  Genossenschaften  mit  be- 
beschränkter  Haftpflicht  im  Deutschen  Reich  und  ihr  Verhältnis 
zu  den  Geschäftsanteilen. 

V.  Die  Zentral  - (Haupt-)  Genossenschaften  und  ihre  Mitglieds- 
genossenschaften. 

VI.  Die  Preußische  Zentral-Genossenschafts-Kasse. 

Der  Teil  II  umfaßt  10  verschiedene  Tabellen. 

14.  Mittelstandspolitik. 

IJandwerkergesetz,  Erhebung  über  die  Wirkung  des,  bearbeitet  im  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amt.  Abteilung  für  Arbeiterstatistik.  Carl  Hev- 
mann,  Berlin,  1908.  257  S.  nebst  Anhang  3t  S.  und  9 Tafeln. 

Bald  nach  Inkrafttreten  des  Handwerkergesetzes  vom  26.  Juli  1897 
wurden  Wünsche  laut,  die  eine  Erhebung  über  die  Wirksamkeit  der 
durch  das  Gesetz  geschaffenen  Organisationen  forderten.  Infolgedessen 
beauftragte  der  Staatssekretär  des  Innern  durch  Erlaß  vom  8.  Oktober 
1901  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  mit  der  Ausarbeitung  von  Frage- 
bogen für  eine  derartige  Erhebung.  Es  sollte  sich  dabei  nicht  lediglich 
um  die  zahlenmäßige  Ermittlung  der  im  Reiche  bestehenden  freien 
Innungen,  Zwangsinnungen,  Innungsausschüsse  und  Innungsverbände, 
sowie  der  Mitglieder  dieser  Organisationen  handeln,  sondern  auch  dar- 
um, soweit  es  auf  statistischem  Wege  möglich  ist,  einen  Ueberblick 
darüber  zu  gewinnen,  in  welchem  Umfang  die  einzelnen  Organisationen 
bestrebt  gewesen  sind,  die  ihnen  durch  das  Gesetz  obligatorisch  oder 
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fakultativ  zugewiesenen  Aufgaben  zu  erfüllen,  welche  besonderen  Ein- 
richtungen sie  hierfür  getroffen  haben,  und  welche  Aufwendungen  für 
dieselben  gemacht  worden  sind.  Das  Amt  verfuhr  in  Gemäßheit  dieses 
Erlasses.  Im  September  1904  wurden  die  Fragebogen  ausgeschickt, 
die  von  Mitte  März  bis  Juni  1905  in  das  Amt  zurückkehrten.  Ihr  In- 
halt bezog  sich  auf  das  Jahr  1904. 

Da  das  Gesetz,  soweit  es  die  Errichtung  von  Handwerkskammern 
betrifft,  erst  am  1.  April  1900  in  Kraft  getreten  ist,  hatte  diese  Insti- 
tution zur  Zeit  der  Erhebung  ihre  volle  Wirksamkeit  noch  nicht  ent- 
faltet. Gerade  in  den  letzten  Jahren  hatten  die  Handwerks-  und  Ge- 
werbekammern ihre  Tätigkeit,  die  der  Förderung  der  wirtschaftlichen 
Lage  des  Handwerks  und  des  gewerblichen  Bildungswesens  gewidmet 
ist,  wesentlich  gesteigert  und  erweitert.  Der  Deutsche  Handwerks-  und 
Gewerbekammertag  fordert  daher  die  Veranstaltung  einer  nachträglichen 
Erhebung  über  die  Tätigkeit  und  Erfolge  der  Kammern  in  der  letzten 
Zeit.  Auf  Grund  eines  Erlasses  des  Staatssekretärs  des  Innern  vom 
30.  September  1907  nahm  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  diese  nach- 
trägliche Erhebung  vor,  die  sich  auf  den  Stand  der  Handwerkskammern 
am  31.  Oktober  1907  bezieht. 

Die  vorliegende  Publikation  enthält  die  Ergebnisse  dieser  beiden 
Erhebungen.  Der  Referent  ist  Rcgierungsrat  Dr.  Poensgcn. 

15.  Kommunale  Sozialpolitik. 

D Urner,  Max,  Doktor  der  Staatswirtschaft.  Kommunale  Submissions- 
Politik.  Die  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  in  Mannheim,  bearbeitet 
nach  amtlichem  Material.  J.  G.  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger, 
Stuttgart  und  Berlin,  1908.  90  S.  M.  2.50. 

Diese  Schrift  ist  als  85.  Stück  der  Münchener  Volkswirtschaftlichen 
Studien,  die  von  Lujo  Brentano  und  Walther  Lotz  herausgegeben 
werden,  erschienen.  Es  soll  darin  gezeigt  werden,  nach  welchen  Grund- 
sätzen ein  größerer  Kommunalkörper  seinen  Bedarf  an  Sachgütern  zu 
decken  sucht.  Für  diesen  Zweck  ist  Mannheim  ausgewählt  worden, 
weil  diese  Stadt  der  Frage,  in  welcher  Weise  das  Submissionswesen 
am  besten  zu  regeln  und  auszugestalten  sei,  ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  hat.  Sic  hat  dabei  auch  den  Wünschen  der  betei- 
ligten Unternehmer  und  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen  gesucht.  In  der 
Einleitung  gibt  der  Verfasser  einen  Ueberblick  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  des  öffentlichen  Vergebungswesens'  in  Mannheim  bis  zum 
Erlaß  der  ersten  städtischen  Submissionsbestimmungen  im  Jahre  1889. 
Er  behandelt  dann  die  formelle  Regelung  des  städtischen  Vergebungs- 
wesens durch  verwaltungsrechtliche  Bestimmungen  und  die  Technik  der 
Submission.  Der  Hauptabschnitt  der  Schrift  ist  den  mit  dem  Sub- 
missionswesen zusammenhängenden  finanz-  und  gewerbepolitischen 
Fragen  gewidmet.  Hier  erörtert  er  die  Frage  der  Reformbedürftigkeit 
des  städtischen  Vergebungswesens;  die  Maßregeln  der  Stadt,  um  das 
Kleingewerbe  vor  Schädigung  durch  die  Submission  zu  schützen ; die 
Einführung  einer  Materialkontrollc  als  Schutz  gegen  minderwertige 
Unternehmer  und  die  Beseitigung  rein  technischer  Mängel  im  Sub- 
missionsverfahren.  In  einem  Schlußabschnitt  erfahren  auch  die  sozial- 
politischen Maßregeln,  die  im  Interesse  des  Arbeiters  liegen,  wie  z.  B. 
die  Einfügung  einer  Minimallohnklausel  in  die  Submissionsverträge, 
eine  kurze  Betrachtung. 
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Lauer,  Fritz.  Die  Praxis  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises.  Georg 

Reimer,  Berlin,  1908.  90  S.  M.  3. — . 

Der  Verfasser  ist  der  Vorstand  des  städtischen  Arbeitsamtes  in 
Freiburg  im  Breisgau.  Seine  Schrift  soll  eine  Anleitung  sein  zur  Er- 
richtung und  Verwaltung  von  Arbeitsnachweisen  in  mittleren  und  kleineren 
Städten.  Dabei  hat  Lauer  nicht  nur  seine  eigenen  Erfahningen,  sondern 
auch  die  Jahresberichte  anderer  Anstalten  verwerten  können.  Vor 
allem  hat  er  sich  bemüht,  die  neueste  Registrierungsform,  die  Karten- 
registratur, eingehend  zu  beschreiben;  denn  das  Listensystem  hat  sich 
als  unzulänglich  und  zeitraubend  erwiesen,  während  das  Kartensystem 
von  Jahr  zu  Jahr  an  Boden  gewinnt,  und  sich  immer  mehr  bewährt. 

Außerdem  äußert  sich  der  Verfasser  über  die  Lage  der  Anstalt 
im  Stadtgebiet,  über  die  bauliche  Einteilung,  die  innere  Ausstattung, 
die  Geschäftsstunden,  über  die  männlichen  und  weiblichen  Beamten, 
die  verschiedenen  Arten  des  Vermittlungsverfahrens  und  der  Vermitt- 
lungszweige. Er  erwähnt  auch  die  Verbindung  des  Arbeitsnachweises 
mit  Naturalverpflegsstationen,  das  Verhalten  bei  Lohnkämpfen  und  be- 
spricht schließlich  die  Organisation  der  einzelnen  Arten  des  Arbeits- 
nachweises. Der  Schrift  ist  ein  Anhang  beigegeben,  der  zahlreiche 
Pläne  und  Formulare,  die  als  Muster  dienen  können,  enthält. 

Leipzig,  Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt,  für  das  Jahr  1906. 

Leipzig,  Duncker  und  Humblot  1908.  S99.  S. 

Dieser  Bericht  gibt  einen  Einblick  in  alle  Verwaltungsgebiete  einer 
modernen  Großstadt.  Außerdem  enthält  er  eine  eingehende  Bevölke- 
rungsstatistik, statistische  Ueberblicke  über  die  Gebäude  und  Wohnungs- 
verhältnisse. über  die  Besitz-,  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse 
der  Bewohner  Leipzigs.  Die  Abbildungen  der  neuen  Schulen,  Feuer- 
wachen usw.  zeigen,  daß  künstlerischer  Geschmack  die  überaus  prak- 
tischen Einrichtungen  zu  veredlen  vermag.  Besonders  umfassend  sind 
die  Ausführungen,  die  der  Armenverwaltung  und  der  Gesundheitspolizei 
gewidmet  sind. 

Wien,  Die  Gemeindeverwaltung  der  Stadt,  im  Jahre  1906.  Bericht 

des  Bürgermeisters  Dr.  Karl  Lueger.  Gerlach  und  Wiedling. 

Wien  1908.  477  S. 

Besonders  beachtenswert  sind  die  Abschnitte  dieses  Verwaltungs- 
berichts, welche  über  das  Finanzwesen,  die  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, die  Wasserleitungen,  das  Gesundheitswesen,  das  Armenwesen,  die 
Schulen  und  das  Gewerbewesen  handeln. 

Weber,  Adolf,  Bonn.  Die  Grossstadt  und  ihre  sozialen  Probleme. 

Quelle  und  Meyer,  Leipzig,  :9öS.  140  S.  M.  1.25. 

Das  Buch  ist  aus  einem  Vortragskursus  über  Großstadtproblcme, 
den  Weber  zuerst  in  den  Bonner  Volkshochschulkursen  zu  halten  hatte, 
entstanden.  Zunächst  werden  die  Schattenseiten  der  modernen  Groß- 
stadt geschildert : die  Zersetzung  der  Familie,  die  Verwahrlosung  der 
Jugend,  das  Elend  der  Wohnungsverhältnisse  und  der  Arbeitslosigkeit, 
die  daraus  entspringende  soziale  Unzufriedenheit,  der  moralische  Schmutz 
in  den  großstädtischen  Straßen  und  Lokalen.  Die  moralische  Minder- 
wertigkeit der  Großstadt  wird  noch  weiter  durch  die  Ergebnisse  der 
Statistik  der  Verbrechen, der  Geschlechtskrankheiten,  Ehescheidungen,  der 
Fürsorgeerziehung  und  der  Selbstmorde  erhärtet.  Diesen  Nachteilen 
werden  die  Erfolge  der  sozialen  Hygiene  gegenübergestellt,  die  haupt- 
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sächlich  in  der  Abnahme  der  Sterblichkeitszitfer  zutage  treten  In 
besonderen  Kapiteln  werden  noch  behandelt : Das  Familienleben,  die 

Wohnungsfrage,  das  Verkehrsproblem,  die  Arbeitslosigkeit,  Armut  und 
Armen  fürsorge,  Volksbildung  und  Volksgeselligkeit. 

16.  Armenwesen  und  Wohltätigkeit. 

ßrosius,  Hans,  Kgl.  Strafanstaltspfarrer.  Die  Obsorge  für  entlassene 
Strafgefangene  im  Königreich  Hävern.  C.  H.  Beck’sche  Verlags- 
buchhandlung Oskar  Beck,  München,  1908.  193  S.  M.  3. — . 

Der  Verfasser  weist  darauf  hin,  daß  die  Fürsorge  für  entlassene 
Sträflinge  eine  notwendige  Ergänzung  der  Vervollkommnung  des  Straf- 
vollzugs bildet.  Die  Ablehnung,  die  sie  durch  die  Gesellschaft  erfahren, 
ist  die  härteste  Folge  der  Strafe,  und  für  Rückfälle  vielfach  verant- 
wortlich zu  machen.  Daher  ist  die  Fürsorgetätigkeit,  die  nicht  nur 
auf  Beschaffung  von  Arbeit  und  Unterkommen,  sondern  auch  auf  die 
Beseitigung  schädigender  Vorurteile  abzielt,  ein  wesentlicher  Teil  der 
kriminalistischen  Prophylaxe.  Gerade  die  entlassenen  Sträflinge,  die 
oft  physisch  und  moralisch  geschwächt  sind,  bedürfen  mehr  als  andere 
Hilflose  der  Fürsorge,  wenn  sie  wieder  in  gesunde  Verhältnisse  kommen 
sollen.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  erörtert  Rrosius  die  Wirksam- 
keit des  Obsorgewesens  in  Bayern.  Er  gibt  zunächst  einen  geschichtlichen 
l’eberblick  über  das,  was  der  Staat  durch  Verordnung  und  Verwaltung 
bisher  auf  diesem  Gebiet  geleistet  hat.  Dann  folgt  eine  Zusammen- 
stellung der  kirchenregimentlichen  Verfügungen,  und  schließlich  wird 
in  eingehender  Weise  die  Tätigkeit  der  privaten  Vereine  geschildert. 
Der  Verfasser  deutet  die  Punkte  an,  wo  zu  einer  Vervollkommnung 
des  bayrischen  Obsorgewesens  eingesetzt  werden  könnte.  Er  wünscht 
vor  allem,  daß  eine  in  gewissen  Grenzen  gehaltene  größere  Zentrali- 
sierung der  Vereinstätigkeit  herbeigeführt  werde. 

Eger,  Georg,  Dr.  jur..  Geheimer  Regierungsrat.  Bas  Reichsgesetz 
Uber  den  Unterstützungswohnsitz  v.  6.  Juni  1870  in  der  Fassung  vom 
12.  März  1894.  J.  U.  Kern.  Breslau,  1908.  51 1 S.  M.  12.50. 

Dieser  nützliche  Kommentar  erlebt  hiermit  seine  fünfte  Auflage. 
Er  berücksichtigt  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  und  enthält  in  einem  Anhang  alle  wichtigen  bezüglichen 
Gesetze,  Verordnungen  und  Erlasse.  Außerdem  haben  die  seit  Er- 
scheinen der  letzten  Auflage  veröffentlichten  Entscheidungen  des  Bun- 
desamts für  das  Heimatwesen , des  Reichsgerichts,  des  Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts,  des  obersten  sächsischen,  wurttembergischen 
und  badischen  Verwaltungsgerichtshofs  etc.,  sowie  die  gesamte  neuere 
Literatur,  die  Landesgesetze , Ausführungsbestimmungen  und  Verord- 
nungen in  dieser  neuen  Auflage  sorgfältige  Berücksichtigung  erfahren. 
Dadurch  war  eine  vollständige  Umarbeitung  wesentlicher  Abschnitte 
des  Buches  nötig  geworden.  Es  erscheint  daher  in  der  fünften  Auflage 
in  völlig  veränderter  Gestalt  und  hat  an  Brauchbarkeit  sehr  gewonnen. 

17.  Wohnungswesen. 

Strauss,  .)/.  Die  Miete  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  B.  G. 
Teubner,  Leipzig  190g.  150  S.  M.  I.25.  Aus  Natur  und  Gcistcs- 

welt,  194.  Bändchen. 

Da  Vermieter  und  Mieter  sich  in  Hausbesitzervereinen  und  Mieter- 
vereinen gegenüberstehen,  ist  das  Mietrecht  als  ein  wichtiges  Element 


Digitized  by  Google 


308 


Literatur-Anzeiger. 


der  sozialen  Frage  zu  betrachten.  Das  vorliegende  Buch  will  nicht 
Partei  ergreifen,  sondern  will  dazu  dienen,  beide  Gruppen  über  ihr 
gegenseitiges  Verhältnis  aufzuklären.  Es  handelt  von  den  Formalien 
des  Mietvertrags,  von  den  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten  des 
Vermieters  und  des  Mieters,  von  der  Beendigung  des  Mietsverhältnisses, 
Veräußerung  und  Belastung  der  Mietsache  und  von  dem  Pfandrecht 
des  Vermieters.  Der  Verfasser  hofft,  daß  sein  Buch  dazu  beitragen 
wird,  die  Zahl  der  Mietprozesse  zu  vermindern.  Er  hat  es  aber  nicht 
nur  für  die  kontrahierenden  Parteien,  sondern  auch  für  den  Juristen 
geschrieben.  Daher  hat  er  zu  den  bemerkenswertesten  Streitfragen  des 
Mietrechts  Stellung  genommen,  indem  er  sich  auf  die  wichtigsten  ge- 
richtlichen Entscheidungen  und  auf  die  Erörterungen  in  der  einschlä- 
gigen Literatur  beruft. 

18.  Frauenfrage. 

Werner,  Maria,  geh.  Arndt.  Die  grüne  Gefahr.  Ein  Protest  gegen 
den  Radikalismus  in  der  modernen  Frauenbewegung.  2.  Auflage. 
O.  Rippel,  Hagen  i.  \V. ; 8°.  99  S.  M.  1. — . 

Die  Verfasserin  polemisiert  vom  christlich-konservativen  Standpunkt 
aus  gegen  die  Forderungen  der  radikalen  Rechtlerinnen,  sie  will  die 
deutsche  Frauenwelt  gegen  die  ihr  drohende  grüne  Gefahr  der  »un- 
reifen Urteilslosigkeit  der  Masse«  mobil  machen.  Ihr  ganz  besonderes 
Mißfallen  hat  Helene  Stöcker  erregt,  der  ein  besonderes  Kapitel  ge- 
widmet ist  und  deren  »Neue  Ethik«  auf  das  schärfste  in  oft  nicht  gerade 
sehr  sachlicher  Weise  bekämpft  wird.  »Die  heißersehnte  Erhöhung  der 
Frauenwürde  auf  dem  Boden  einer  religionslosen  Moral,  die  Gott  und 
Seele  verleugnet , muß  zur  Entrechtung  des  weiblichen  Geschlechts 
führen.«  Die  Ehe  ist  zwar  eine  menschlich  unvollkommene  Institution, 
aber  doch  die  beste  Form,  in  der  das  Weib  seine  Aufgabe  erfüllen 
kann.  Die  Entkräftung  der  Vorwürfe,  die  von  den  Radikalen  gegen 
die  alte  Moral  erhoben  worden,  macht  sich  die  Verfasserin  sehr  leicht: 
wo  die  Frau  eine  unwürdige  Stellung  cinnimt,  ist  dies  als  ein  Ausfluß 
der  naturalistischen  Weltanschauung  anzusehen.  Die  Welt  der  Frau 
ist  das  Haus ; die  Arbeit  der  Hausfrau  ist  ebenso  wertvoll,  wie  die 
Berufstätigkeit  der  Unverheirateten;  die  einseitige,  maßlose  Ueber- 
schätzung  der  im  Erwerbsleben  stehenden  Frau  ist  unberechtigt.  Ab- 
lehnend verhält  sich  die  Verfasserin  auch  gegenüber  den  Forderungen 
des  politischen  Wahlrechts  für  die  Frau,  der  sexuellen  Aufklärung  des 
Kindes  und  der  Mädchenschulreform:  die  Frau  soll  ihre  politische  An- 
sicht zur  Geltung  bringen  und  den  Mann  zu  beeinflussen  suchen ; »das 
Ziel  der  Erziehung  soll  in  erster  Linie  Chrakterbildung  sein,  die  das 
Mädchen  befähigt,  sich  nicht  nur  allen  Lebenslagen  anzupassen,  son- 
dern sie  auch  siegreich  zu  überwinden.« 

19.  Bevölkerungswesen,  Demographie. 

Juden  in  Oesterreich,  Die.  Louis  Lamm,  Berlin-Halensee  1908. 
160  S.  M.  3.50.  Veröffentlichung  des  Bureaus  für  Statistik  der 
Juden.  Heft  4. 

Die  Schrift  gehört  zu  einer  Reihe  von  Monographien,  die  die  Ver- 
hältnisse der  Juden  in  den  wichtigsten  Staaten  behandeln  sollen. 

Der  Verfasser  dieses  4.  Heftes  ist  Dr.  Jakob  Thon.  Die  Angaben 
der  Arbeit  beruhen  auf  dem  amtlichen  Quellenmaterial.  Besonders 
wurden  benützt  die  für  die  verschiedenen  Materien  in  Betracht  kom- 
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menden  Bände  der  »Oesterreichischen  Statistik «,  die  »Statistische  Monats- 
schrift« in  Wien,  einige  ältere  Publikationen  der  österreichischen  Statistik, 
die  statistischen  Veröffentlichungen  des  gaüzischen  Landesamts  und 
die  statistischen  Berichte  des  städtischen  Bureaus  in  Krakau  und 
Lemberg. 

Auf  Grund  dieses  statistischen  Materials  behandeln  die  einzelnen 
Abschnitte  die  Zahl  und  Verteilung  der  jüdischen  Bevölkerung,  ihre 
natürliche  Bewegung  und  ihre  Gliederung  nach  Alter,  Geschlecht  und 
Familienstand;  ferner  werden  dargestcllt  die  Ein-  und  Auswanderung, 
der  Religionswechsel,  die  Taufbewegung,  der  Bildungsstand  und  der 
Besuch  der  verschiedenartigen  Schulen,  die  Umgangssprache,  die  Be- 
rufsverhältnissc,  die  Kriminalität  und  die  Geisteskranken. 

20.  Wirtschaftsgeschichte. 

Bouniati  a n,  Dr.  M ento  r.  Geschichte  der  Handelskrisen  in  England. 

Emst  Reinhardt,  München  1908.  312  S.  M.  7. — . 

In  diesem  Buch  versucht  der  Verfasser  auf  dem  Wege  historischer 
Forschung  eine  sichere  Unterlage  für  die  Krisentheorie  zu  gewinnen, 
die  er  in  der  folgenden  Schrift  »Wirtschaftskrise  und  Ueberkapitali- 
sation«  dargelegt  hat.  Es  war  natürlich,  daß  seine  geschichtlichen 
Studien  zunächst  von  England  angezogen  wurden;  denn  hier  traten 
die  Wirtschaftskrisen  am  frühesten  auf  und  erreichten  in  periodischer 
Wiederkehr  ihre  größte  Bedeutung.  Es  kam  noch  hinzu,  daß  dem 
Verfasser  für  diese  Untersuchungen  englischer  Verhältnisse  ergiebiges 
Material  von  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  an  zur  Verfügung  stand. 
Die  Krisen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  bieten  für  die  Theorie  ein 
größeres  Interesse,  als  die  der  späteren  Zeit,  da  sie  sich  wegen  der 
Einfachheit  ihrer  Erscheinungen  leichter  analysieren  lassen,  llouniatian 
beendigt  denn  auch  seine  Darstellung  mit  der  Krisis  von  1839.  Er 
konnte  sich  um  so  mehr  veranlaßt  sehen,  über  diese  Zeit  nicht  hinaus- 
zugehen, als  das  Werk  Tugan-Baranowskys  über  »die  englischen  Han- 
delskrisen« mit  dem  Jahr  1825  beginnt.  Bouniatian  hat  sich  bemüht, 
die  Krisenerscheinungen  durch  Schilderung  ihres  wirtschaftlichen  Hinter- 
grundes deutlicher  hervortreten  zu  lassen.  Sein  Buch  enthält  daher  auch 
in  großen  Zügen  eine  Geschichte  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Englands. 

B ot  he , Dr.  Fr  ie  dric  h.  Frankfurter  Partrizier-  Vermögen  im  16.  Jahr- 
hundert. Alexander  Duncker,  Berlin  1908.  189  S.  M.  7.50. 

Der  Verfasser  bezeichnet  sein  Buch  als  einen  Beitrag  zur  Charak- 
teristik der  bürgerlichen  Vermögen  und  der  bürgerlichen  Kultur.  Es 
ist  erschienen  als  zweites  Ergänzungsheft  des  Archivs  für  Kulturgeschichte, 
das  von  Professor  Dr.  Georg  Steinhausen  herausgegeben  wird.  Als 
Material  dienten  dem  Verfasser  Vermögensinventare,  die  sich  in  großer 
Fülle  im  Frankfurter  Stadtarchiv  finden.  Er  hat  dem  Verzeichnis  von 
Claus  Stalburg  dem  Reichen  aus  dem  Jahre  1524  das  von  Hans  Bromm 
aus  dem  Jahre  1564  gegenübergestellt.  Jenes  läßt  in  dem  Besitzer  den 
mächtigen  Handelsherrn  erkennen,  das  andere  offenbart  den  Verfall 
eines  großen  Vermögens.  Als  Gegenstücke  zu  diesem  Vermögensbesitz 
von  Patriziern  sind  dann  noch  die  Inventare  eines  leidlich  wohlhabenden 
Schneiders  und  Dielhändlers  beigefügt.  Um  die  Stellung  zu  kennzeichnen, 
die  jene  Besitzer  in  der  gesamten  Bürgerschaft  einnahmen,  ist  dann 
nach  den  Steuerbüchern  des  Jahres  1567  eine  Uebersicht  über  sämt- 
liche bürgerlicheVermögen  gegeben.  Bemerkenswert  ist  der  Einblick, 
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den  das  Buch  in  das  Getriebe  eines  großen  Handelshauses  des  da- 
maligen Frankfurts  gewährt.  Bevölkerungspolitisch  interessant  ist  die 
Angabe,  daß  die  mit  15  Jahren  heiratende  Margarete  Stalburg  in  den 
folgenden  16  Jahren  14  Kinder  geboren  hat,  und  daß  eine  derartige 
große  Geburtenzahl  in  jener  Zeit  unter  den  Patriziern  an  der  Tages- 
ordnung war.  Dem  Buch  ist  eine  Reproduktion  der  Stalburgschen 
Porträts  beigefügt,  deren  Orginale  sich  im  Städelschen  Museum  in 
Frankfurt  a.  M.  befinden. 

Zeyss,  Dr.  Richard,  Syndikus  der  Handelskammer  in  Crefeld.  Die 
Entstehung  der  Handelskammern  und  der  Industrie  am  Niederrhein 
während  der  französischen  Herrschaft.  Ein  Beitrag  zur  Wirtschafts- 
politik Napoleons  I.  Duncker  und  Humblot,  Leipzig  1907.  278 

Seiten  und  1 Karte.  M.  7. — . 

Die  ältesten  linksrheinischen  Handelskammern  konnten  vor  einigen 
Jahren  auf  ein  toojähriges  Bestehen  zurückblicken.  Dies  Jubiläum 
veranlaßte  den  Verfasser,  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Kammern  zu 
schreiben  und  im  Anschluß  daran  den  Einfluß  der  napoleonischcn 
Wirtschaftspolitik  auf  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  seit  1798  dem 
französischen  Zollgebiet  einverleibten  linken  Rheinufers  eingehend  zu 
untersuchen.  Als  Quellenmaterial  dienten  hauptsächlich  die  Akten  des 
Roerdepartements. 

Während  die  Cölner  Handelskammer  aus  einer  auf  Grund  des 
Erlasses  des  Konsuls  Bonapartc  vom  24.  XII.  1802  gegründeten 
»Chambre  de  commerce«  hervorgegangen  ist,  führen  die  Kammern  von 
Aachen  und  Crefeld  ihren  Ursprung  auf  die  durch  das  Gesetz 
vom  12.  IV.  1803  geschaffenen  »Chambres  consultatives  de  manufactures, 
fabriques,  arst  et  metiers«  zurück. 

Diese  »Industriekammern*  sollten  im  Gegensatz  zu  den  »Handels- 
kammern* einen  mehr  lokalen  Charakter  haben  und  in  ihrer  Tätigkeit 
auf  den  Sitz  der  Kammer  beschränkt  sein;  jedoch  trat  in  ihrer  prak- 
tischen Betätigung  dieser  Unterschied  immer  mehr  zuruck.  Die  Organi- 
sation beider  Arten  Kammern  war  eine  höchst  unfreiheitliche  und 
darauf  angelegt,  diese  Institute  zu  gefügigen  Werkzeugen  in  der  Hand 
einer  Willensstärken  Zentralregierung  zu  machen.  Deshalb  darf  man 
auch,  worauf  der  Verfasser  besonders  hinweist,  keinen  allzugroßen 
Wert  auf  die  Aeußcrungen  der  Kammern  zu  den  Maßregeln  der  Re- 
gierung legen.  Bemerkenswert  ist  die  im  4.  Kapitel  geschilderte  starke 
Beteiligung  an  den  zur  Hebung  der  Gewerbe  veranstalteten  nationalen 
und  lokalen  Gewerbeausstellungen  sowie  ihre  Mitarbeit  bei  der  Auf- 
nahme von  gewerblichen  Statistiken. 

Die  Handels-  und  Verkehrspolitik  Napoleons,  deren  Schilderung 
der  II.  Abschnitt  des  Buches  gewidmet  ist,  wird  von  dem  Gedanken 
beherrscht,  den  verhaßten  Rivalen  England  zu  schwächen  und  an  die 
Stelle  seiner  Handelssuprematie  diejenige  Großfrankreichs  zu  setzen. 
Trotz  der  Verteuerung  ihrer  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  durch  den 
hohen  Zoll  nimmt  die  linksrheinische  Industrie  unter  der  französischen 
Herrschaft  einen  gewaltigen  Aufschwung  und  erlangt  einen  großen 
Vorsprung  vor  dem  alten  bcrgischen  Rivalen.  Die  großzügigen  Ver- 
kehrsprojekte Napoleons  (Heerstraße  Paris — Hamburg,  Seine — Ostsee- 
kanal)  berührten  die  Interessen  des  Roerdepartements  sehr  stark  und 
hätten,  wenn  sie  auch  in  erster  Linie  militärischen  Zwecken  dienten, 
einen  weiteren  industriellen  Aufschwung  hervorgerufen.  Die  kriegerischen 
Verwicklungen  verhinderten  jedoch  ihre  Durchführung. 
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Das  Schlußkapitel  ist  der  Entstehungsgeschichte  der  Handels-  und 
Gewerbegerichte  im  Roerdepartement  gewidmet,  im  Anhänge  werden 
die  wichtigsten  Urkunden  mitgeteilt. 

2i.  Politik. 

Ger  lach.  //.  von,  Die  Geschichte  des  preussischen  Wahlrechts.  »Hilfe«, 
G.  m.  b.  H.  Berlin-Schöneberg,  1908.  256  S.  Geb.  M.  3. — . 

Die  Schrift  verfolgt  den  politischen  Zweck,  den  Gegnern  des 
preußischen  Wahlrechts  möglichst  gute  Waffen  in  die  Hand  zu  geben. 
I)cr  Verfasser  war  daher  emsig  bemüht,  alles  Material  zusammenzutragen, 
das  sich  gegen  dieses  Wahlrecht  verwerten  läßt.  Kr  zeigt,  welcher 
Mißbrauch  damit  getrieben  worden  ist  um!  er  stellt  die  Verdammungs- 
urteile zusammen,  die  Bismarck  und  die  Konservativen  über  das 
preußische  Wahlrecht  gefällt  haben.  Stark  treten  die  Schattenseiten 
hervor,  die  der  Wahlkreiseinteilung,  der  Klassenwahl  und  der  öffent- 
lichen Wahl  anhaften.  Die  geschichtliche  Darstellung  dieses  widersinnigen 
Wahlrechts  endigt  mit  den  Verhandlungen,  die  über  seine  Beseitigung 
am  10.  Januar  1908  im  preußischen  Abgeordnetenhause  stattgefunden 
haben  und  die  bekanntlich  resultatlos  verlaufen  sind. 

Har  per,  Samuel  jV.,  Associate  in  the  University  of  Chicago.  The 
New  Electoral  Law  for  the  Kussian  Duma.  The  University  of  Chi- 
cago Press.  Chicago,  1908.  56  S.  $ 0.27. 

Rußland  hat  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  zwei  Jahren  vier  Wahl- 
gesetze erlebt.  Die  erste  Duma  wurde  am  22.  Juli  1906  aufgelöst,  nach- 
dem sie  etwas  länger  als  zwei  Monate  versammelt  gewesen  war.  Die 
zweite  Duma  wurde  am  5.  April  1907  eröffnet  und  am  16.  Juni  1907 
auseinandergetrieben.  Die  dritte  Duma  wurde  am  14.  November  1907 
zusammenberufen.  Vorher  wurde  das  neue  Wahlgesetz  vom  16.  Juni 
1907  erlassen,  das  den  Gegenstand  dieser  kleinen  Schrift  bildet.  Um 
das  Verständnis  dieses  Gesetzes  zu  erleichtern,  schickt  der  Verfasser 
eine  kurze  Charakteristik  der  drei  vorhergehenden  Wahlgesetze  voraus. 

Ha  ss  e,  Ernst.  Wellpolitik , Imperialismus  und  Kotoniatfolitik.  J.  F.  Leh- 
mann. München,  190g.  71  S.  M.  1.50. 

Mit  diesem  Heft  eröffnet  Ernst  Hasse  den  zweiten  Band  seiner 
deutschen  Politik.  Der  erste  Band  behandelt  die  Heimatpolitik,  der 
zweite  die  Weltpolitik  und  der  dritte  die  Kolonialpolitik.  Hasse  glaubt, 
daß  der  Imperialismus  eine  Daseinsnotwendigkeit  für  Deutschland  sei, 
und  daß  kein  Staat  so  günstige  Voraussetzungen  für  die  erfolgreiche 
Betätigung  einer  imperialistischen  Expansionspolitik  in  sich  trage.  Das 
Deutsche  Reich  beruht  in  seiner  Reichsverfassung,  in  seiner  Militär- 
verfassung und  in  seiner  Wirtschaftsverfassung  (Zollverein)  auf  bundes- 
mäßiger Grundlage,  die  eine  Ausdehnung  in  den  verschiedensten  Ab- 
stufungen und  Formen  viel  leichter  möglich  macht,  als  ein  starrer 
Einheitsstaat.  Es  soll  aber  nicht  das  Deutsche  Reich,  sondern  ein 
mitteleuropäischer  Zollverein  wirtschaftlich  der  Träger  der  deutschen 
Weltmacht  werden.  Doch  glaubt  Hasse,  daß  die  wirtschaftliche  Macht 
schließlich  zur  Staatsgewalt  führen  werde.  Hasses  Imperialismus  ist 
föderalistisch  und  demokratisch.  Es  wird  auch  weiter  ausgeführt,  auf 
welche  Gebiete  die  Expansionspolitik  sich  zu  erstrecken  habe. 
Meinecke,  Friedrich,  Weltbürgertum  und  Nationalstaat,  Studien  zur 
Genesis  des  deutschen  Nationalstaates.  R.  Oldenbourg.  München  und 
Berlin,  1908.  498  S.  M.  10. — 
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Dieses  bemerkenswerte  Buch  zerfällt  in  zwei  in  sich  abgesonderte 
Teile.  Der  erste  Teil  ist  einer  Auseinandersetzung  gewidmet  über 
»Nation,  Staat  und  Weltbürgertum  in  der  Entwicklung  des  deutschen 
Nationalstaatsgedankens«.  Der  zweite  Teil  trägt  die  Uebcrschrift  »Der 
preußische  Nationalstaat  und  der  deutsche  Nationalstaat«.  Während  im 
ersten  Teil  das  Verhältnis  vom  Weltbürgertum  zum  Nationalstaat  be- 
leuchtet wird,  behandelt  der  zweite  Teil  das  Verhältnis  des  deutschen 
Nationalstaates  zum  Einzelstaat  Preußen.  Dort  werden  die  politischen 
Gedanken  einzelner  großer  Persönlichkeiten  in  monographischer  Weise 
dargelegt.  Der  Schwerpunkt  fällt  auf  die  Zeit  der  Revolution  und  der 
Befreiungskriege,  auf  Humboldt,  Fichte  und  die  Romantiker.  Dann 
wird  der  Zusammenhang  der  politischen  Praxis  Steins,  Gneisenaus  und 
Humboldts  mit  der  Theorie  hervorgehoben.  Von  Stein  führt  die  Unter- 
suchung direkt  zu  Friedrich  Wilhelm  IV.,  und  es  wird  hauptsächlich 
der  romantisch-konservative  Zweig  in  der  Entwicklung  der  national- 
staatlichen Gedanken  gezeichnet. 

Der  zweite  Teil  gipfelt  in  der  Erörterung  deutscher  Verfassungs- 
fragen. Es  wird  die  Entwicklung  des  preußisch-deutschen  Problems 
von  seinen  ersten  Anfängen  bis  zu  seiner  Lösung  durch  Bismarck  aus- 
einandergesetzt. Die  damit  zusammenhängenden  politischen  Probleme 
und  Verfassungsfragen  werden  scharf  beleuchtet.  Es  wird  gezeigt,  wie 
vergeblich  die  Bemühungen  waren,  aus  dem  Deutschen  Bund  einen 
Einheitsstaat  zu  machen,  weil  dieses  Ideal  nicht  ohne  Preußens  Ver- 
zicht auf  seine  politische  Autonomie  erreichbar  zu  sein  schien.  Bis- 
marck fand  die  Lösung,  indem  er  auf  die  Verwirklichung  des  Einheits- 
staats verzichtete  und  sich  mit  der  des  Bundesstaats  begnügte.  Die 
Entwicklung  aber  schreitet  weiter  fort,  und  der  Verfasser  deutet  an, 
wie  ohne  Verfassungsänderung  die  Herrschaft  des  einheitlichen  National- 
gedankens immer  mehr  zur  Geltung  kommen  muß. 

Man  kann  das  Buch,  dem  eine  Fülle  von  Anregungen  entströmt, 
als  eine  Geschichte  des  deutschen  Nationalgefühls  bezeichnen. 

Bürgermeister  X.  Y.  in  Z.  Dit  Reaktion  in  der  inneren  Verwaltung 

Preussens.  Ruchverlag  der  »Hilfe*.  Berlin-Schöneberg,  1908.  138  S. 

M.  1.80. 

Der  anonyme  Verfasser  erörtert  zunächst  das  W’escn  der  Reaktion, 
als  deren  Hauptstützen  er  den  Landadel,  das  Reserveoffiziers-  und 
Korpsstudentcntum  charakterisiert,  um  sodann  das  fortschrittsfeindliche 
Regiment  des  Landrats,  des  reaktionärsten  aller  preußischen  Beamten 
scharf  unter  die  Lupe  zu  nehmen.  Wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  so 
müssen  auch  in  der  preußischen  Monarchie  die  höheren  Verwaltungs- 
beamten Anhänger  der  regierenden  Partei  sein.  Mit  Hilfe  des  ominösen 
Instituts  der  »Normalzahl«  ist  es  der  herrschenden  Bureaukratie  mög- 
lich, alle  Anwärter,  die  nicht  durch  Zugehörigkeit  zum  Adel,  zum  Re- 
serveoffiziersstande oder  zu  einem  Korps  die.  Garantie  für  strengkon- 
servative  Gesinnung  bieten,  von  der  höheren  Verwaltungslaufbahn 
auszuschließen. 

Das  Ziel  der  Reaktion  ist  Vergrößerung  des  Einflusses  der  unteren 
Verwaltungsbehörden  durch  »Ausbau  der  Kreisordnung*.  Die  Selbst- 
verwaltung des  Kreises  steht  nur  auf  dem  Papier,  in  Wirklichkeit 
herrscht  der  I.andrat  ziemlich  unumschränkt.  Die  Gemeindevorsteher 
sind  außerstande,  die  komplizierten  Verwaltungsgeschäfte  selbständig 
zu  erledigen  und  müssen  sich  daher  wohl  oder  übel  der  Bevormundung 
durch  den  Landrat  unterwerfen.  Sie  geraten  in  politische  Abhängigkeit 
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von  ihm  und  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  wird  hiedurch  nahe- 
zu illusorisch  gemacht.  Der  Verfasser  fordert  deshalb  Bildung  von 
leistungsfähigen  Gemeindebezirken,  an  deren  Spitze  unabhängige  Berufs- 
beamte stehen  sollen.  Sehr  schwer  lastet  das  landrätlichc  Regiment  auch 
auf  den  kleinen  Städten.  Ein  wertvolles  Recht  der  Selbstverwaltung 
nach  dem  andern  ist  ihnen  von  der  geschäftigen  Reaktion  entrissen 
worden.  Durch  »Ausbau  der  Kreisordnung«  ist  der  Einfluß  der  Ge- 
meinde verringert,  durch  Ueberspannung  des  polizeilichen  Aufsichtsrechts 
die  Macht  der  Ortspolizeibehörde  gemindert,  durch  Uniformierung  der 
Statuten  die  Selbstverwaltung  stark  eingeschränkt.  Aber  auch  in  kreis- 
freien Städten  ist  der  konservative  Einfluß  des  hier  als  Regierungs- 
kommissar fungierenden  Landrats  zu  verspüren. 

Der  Verfasser  fordert  ferner  eine  gründliche  Reform  der  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit. Diese  soll  von  der  Verwaltungsbehörde  voll- 
kommen getrennt  werden,  da  nur  hiedurch  die  Garantie  gegeben  ist, 
daß  die  Rechtsprechung  nicht  durch  politische  und  Zweckmäßigkeits- 
gründe beeinflußt  wird.  Des  ferneren  werden  in  dem  Buche  noch 
verschiedene  andere  wichtige  Fragen  der  inneren  Politik,  wie  die 
Kreiswegepolitik,  die  sozialen  Leistungen  der  Kreisverwaltung,  die 
Kreisschulinspektion  und  das  neue  Schulgesetz  kritisch  beleuchtet. 

22.  Oeffentliches  Recht. 

G eff  c k e n , Heinrich.  Dr.  jur.  et  phil.,  l’rofessor  des  öffentlichen 
Rechts  an  der  Handelshochschule  Köln.  Das  Gcsamtintcressc  als 
Grundlage  des  Staats-  und  Völkerrechts.  Prolegomena  eines  Systems. 
J.  Deichertsche  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  (Georg  Böhme  1.  Leipzig, 
1908.  61  S.  M.  1.20. 

Unserem  öffentlichen  Recht  fehlt  nach  Ansicht  des  Verfassers  bis- 
lang ein  geschlossenes  System.  Die  vorliegende  Schrift  soll  zeigen, 
wie  man  von  einer  einzigen  beherrschenden  Idee  aus  zu  einem  solchen 
System  gelangen  kann.  Dabei  folgt  er  den  Spuren  Rudolfs  von  Jhering, 
indem  er  den  Zweck  oder  das  Interesse  als  seinen  Ausgangspunkt  wählt. 
Allgemeine  Betrachtungen  werden  zunächst  der  Interessen-  und  Zweck- 
lehre gewidmet,  soweit  sic  als  Grundlage  des  Sitten-  und  Rechtslebens 
erscheint.  Von  hier  aus  gelangt  der  Verfasser  zu  einer  besonderen  Er- 
örterung der  staatlichen  Interessenlehre,  um  schließlich  auch  die  völker- 
rechtliche Intcressenlehrc  und  das  Wesen  des  Völkerrechts  zu  behandeln. 
Der  Anhang  enthält  das  Schema  einer  Systematik  des  Staats-  und 
Völkerrechts  vom  Standpunkt  der  Interessenlehre. 

M ei  er,  Er  n s t von,  Französische  Einflüsse  auf  die  Staats-  und  Rechts- 
entwicklung Preusscns  im  XIX.  Jahrhundert.  Zweiter  Band.  Prcussen 
und  die  französische  Revolution.  Duncker  &.  Humblot,  Leipzig.  S.  XI 
und  309.  Geh.  M.  12.—,  gcb.  M.  13.60. 

In  diesem  zweiten  Bande  seines  Werkes  wendet  sich  Ernst  von 
Meier  gegen  die  Auffassung  Max  Lehmanns,  daß  Stein  bei  der  Durch- 
führung seiner  Relbrmgesetzgebung  unter  französischem  Einflüsse  ge- 
standen habe.  Die  Ausführungen  Meiers  über  die  Organisationsgesetz- 
gebung decken  sich  mit  denjenigen,  die  er  in  seinem  18S1  erschienenen 
Buche  über  »die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter  Stein  und 
Hardenberg«  gegeben  hat.  Auch  in  der  Darstellung  desjenigen  staat- 
lichen Zustandes,  den  Stein  vorgefunden  hat,  stimmt  Meier  nicht  mit 
Lehmann  überein.  Während  Lehmann  von  dem  preußischen  Staat  des 
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18.  Jahrhunderts  ein  Grau  in  Grau  gemaltes  Bild  entwirft,  sucht  Meier 
nachzuweisen,  daß  er  sich  nicht  im  Zustande  der  Stagnation  oder  De- 
generation, sondern  in  dem  einer  fortschreitenden  Entwicklung  befunden 
habe.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  behandelt  Meier  in  den  ersten 
beiden  Abschnitten  des  vorliegenden  zweiten  Bandes  die  Verhältnisse 
des  preußischen  Staates  von  Friedrich  Wilhelm  I.  bis  zur  Schlacht  von 
Jena,  im  dritten  Abschnitt  die  Reform  Steins,  im  vierten  die  Harden- 
bergschen  Reformen  und  zum  Schluß  das  Reformprogramm  Wilhelm 
von  Humboldts  als  Minister  des  Innern. 

23.  Gewerberecht. 

Kaufmannsgericht  Berlin,  Jahrbuch  des,  Aufsätze,  Entscheidungen,  Anträge. 
Erster  Band.  Alfred  Unger.  Berlin,  1908.  404  S.  Geb.  M.  7.50. 

I )ie  Herausgeber  dieses  Jahrbuchs  sind  die  Vorsitzenden  des  Gerichts. 
Der  Zweck  der  Veröffentlichung  ist,  Aufklärung  über  die  Tätigkeit  und 
Bedeutung  des  Kaufmannsgerichts  und  seines  Ausschusses  zu  verbreiten. 
Es  werden  aber  neben  den  Mitteilungen  aus  der  Rechtsprechung  und 
aus  den  Ausschußverhandlungen  auch  einzelne,  für  Kaufleute  und 
Handlungsgehilfen  wichtige  Rechtsfragen  in  besonderen  Aufsätzen  be- 
handelt. Demgemäß  zerfällt  das  Ruch  in  drei  Abschnitte.  Der  erste 
Abschnitt  enthält  die  gedachten  Aufsatze,  der  zweite  bringt  eine  Samm- 
lung von  Entscheidungen,  der  dritte  die  Arbeiten  des  Ausschusses, 

Die  Aufsätze  behandeln  die  Konkurrenzklauscl,  das  Dienstzeugnis 
der  Handlungsgehilfen,  Handelsgewerbe  und  Gewerbeordnung,  das  Recht 
des  Handlungsreisenden,  Streitfragen  über  den  Vortermin,  Voraus- 
setzungen der  Zuständigkeit  und  Verfahren  bei  Unzuständigkeit  der 
Kaufmannsgerichte.  Die  Entscheidungen  beziehen  sich  auf  Dienstver- 
trag und  Lehrvertrag;  Antritt,  Fortsetzung.  Auflösung  des  Dienst-  oder 
Lehrverhältnisses;  Aushändigung  oder  Inhalt  des  Zeugnisses;  Leistungen 
aus  dem  Dienst-  oder  Lehrverhältnis;  Rückgabe  von  Sicherheiten, 
Zeugnissen,  Legitimationspapieren  oder  anderen  Gegenständen,  welche 
aus  Anlaß  des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses  übergeben  worden  sind; 
Ansprüche  auf  Schadenersatz  oder  Zahlung  einer  Vertragsstrafe  wegen 
Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung  der  Vertragsverpflich- 
tungen aus  dem  Dienst-  oder  Lehrverhältnis ; Ansprüche  wegen  gesetz- 
widriger oder  unrichtiger  Eintragungen  in  Zeugnisse,  Krankenkassen- 
bücher oder  yuittungskarten  der  Invalidenversicherung;  Berechnung 
und  Anrechnung  der  von  den  Handlungsgehilfen  oder  Handlungslehr- 
lingen zu  leistenden  Krankenversicherungsbeiträge  und  Eintrittsgelder; 
Ansprüche  aus  der  Konkurrenzklausel ; die  Zuständigkeit  der  Kaufmanns- 
gerichte und  das  Verfahren.  In  dem  dritten  Abschnitt  des  Jahrbuchs 
werden  die  verschiedenen  Anträge  des  Ausschusses  mitgeteilt.  Sie  be- 
treffen die  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe,  den  Acht- 
uhr-Ladcnschluß,  die  Einführung  von  Handelsinspektoren,  die  Be- 
kämpfung des  Bestcchungswcscns,  die  Arbeitszeit  der  kaufmännischen 
Gehilfen  in  Kontoren,  Vereinigungsrecht,  Lehrlingsfrage  u.  a.  m. 

Laun,  Rudolf  von.  Das  Recht  zum  Gewerbebetrieb.  Wiener  Staats- 
wissenschaftliche Studien,  herausgegeben  von  Edmund  Bernatzik  und 
Eugen  von  Philippovich.  VII.  Bd.  3.  Heft.  Franz  Deuticke.  Wien  und 
Leipzig,  1908.  212  S.  Im  Abonnement  M.  5.  , im  Einzel  verkauf  M.  6. — . 

Die  einzelnen  Abschnitte  behandeln  unter  besonderer  Berücksich- 
tigung der  österreichischen  Verhältnisse  das  Subjekt  und  Objekt  des 
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Gewcrbercchts,  die  Entstehung  und  das  Erlöschen  des  Gewerberechts,  die 
verbindliche  Kraft  der  rechtsbegründenden  und  rechtsvemichtcnden 
Akte.  Die  Ergebnisse  der  Untersuchung  lassen  sich  in  folgender  Weise 
zusammenfassen:  Nach  österreichischem  Recht  ist  die  Befugnis  zum 
Gewerbebetrieb  ein  subjektives  Recht.  Dieses  knüpft  sich  an  die  Per- 
son des  Inhabers  oder  Eigentümers.  Der  Inhaber  muß  die  allgemeine 
Rechtsfähigkeit  und  die  »gewerbliche  Handlungsfähigkeit«  besitzen. 
Das  Recht  zum  Gewerbebetrieb  richtet  sich  nur  gegen  die  vollziehende 
Gewalt,  nicht  auch  gegen  Dritte.  Er  hat  zutn  Inhalt  die  Nichtverletzung 
einer  Freiheitssphäre  durch  den  verwaltenden  Staat.  Die  Grundlage  des 
subjektiven  Rechts  ist  eine  Selbstbeschränkung  des  Staats,  nämlich  die 
Bindung  der  vollziehenden  Gewalt  an  den  Grundsatz  der  Konsumtion 
der  Zweckmäßigkeit.  Diese  Bindung  erlischt  nur  aus  den  vom  objek- 
tiven Rechte  normierten  Gründen,  die  Freiheit  der  gewerblichen 
Tätigkeit  ist  aber  durch  das  subjektive  Recht  allein  nicht  hinreichend 
geschützt.  Im  Interesse  der  Rechtssicherheit  ist  noch  eine  zweite 
Selbstbeschränkung  des  Staates  nötig,  nämlich  die  Bindung  der  voll- 
ziehenden Gewalt  an  ihre  eigenen  Entscheidungen:  materielle  Rechts- 
kraft. Erst  diese  bringt  die  Freiheit  des  Individuums  gegenüber  dem 
Staat  zur  vollen  Entfaltung. 
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Die  Soziallehren  der  christlichen  Kirchen. 

Von 

ERNST  TROELTSCH. 

Zweiter  Hauptteil : Der  mittelalterliche  Katholizismus. 

(Fortsetzung.) 

7.  Die  theoretische  Durchleuchtung  der  kirch- 
lichen Einheit skultur  in  der  thomisti sehen  Ethik. 

Die  theoretische  Begründung  und  Konstruktion  der  kirch- 
lichen Einheitskultur  ist  das  Werk  der  theologischen 
Ethik.  Sie  fällt  mit  der  mächtig  entfalteten,  wesentlich  romani- 
schen Theologie  und  Kirchenphilosophie  des  Hochmittelalters  zu- 
sammen, und,  wie  diese  überhaupt  die  Aufgabe  der  Vermittelung, 
Vereinheitlichung  und  Systematisierung  sich  stellte,  so  strebte  vor 
allem  auch  die  Ethik  ihrerseits  darnach,  natürliche  und  übernatür- 
liche Moral,  natürliches  und  göttliches  Gesetz,  natürliche  Kräfte 
des  freien  Willens  und  übernatürliche  Kräfte  der  Gnade  mit 
einander  zu  vermitteln.  Indem  hierbei  Politik,  Oekonomik,  So- 
ziallehre unter  der  Herrschaft  der  Ethik  bleiben,  wie  in  der  An- 
tike, bekundet  diese  Ethik,  daß  ihr  die  selbständige  Entwickelung 
aller  dieser  Lebensgebiete  und  Wissenschaften  aus  eigenen  in- 
neren Notwendigkeiten  und  psychologischen  Grundanlagen  theo- 
retisch und  praktisch  noch  unbekannt  ist.  Das  ist  nicht  etwa 
eine  theoretische  Unvollkommenheit,  vielmehr  ist  es  die  ganz 
außerordentlich  viel  geringere  praktische  Entwickelung,  die  diese 
Dinge  im  Unterschiede  von  der  modernen  Welt  erst  erreicht 
haben,  und  die  sich  nun  darin  spiegelt,  daß  sie  lediglich  von 
der  Ethik  nach  rein  ideellen  Maßstäben  beurteilt  werden.  Eine 
praktisch  höher  entwickelte  Gesellschaft  und  Wirtschaft  hätte 
von  der  Ethik  sich  auch  so  einfach  nicht  bewältigen  lassen. 
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So  liegt  also  alles  an  dem  Vermittelungscharakter,  und  es 
ist  nur  selbstverständlich,  daß  sich  diese  Vermittelung  zunächst  mit 
Hilfe  der  schon  von  der  alten  Kirche  ausgebildeten  G 1 e i c h u n g 
des  stoischen  Naturgesetzes  und  des  mosaisch- 
christlichen Offenbarungsgesetzes  sowie  mit  Hilfe 
der  gleichfalls  dort  schon  nach  dem  Vorbild  der  Stoa  ausge- 
bildeten Unterscheidung  eines  absoluten  und  eines  relativen  Na- 
turrechts vollzog.  Von  der  Doppelwirkung  dieser  Gleichung, 
einerseits  den  Staat  als  etwas  Göttliches  zu  betrachten,  anderer- 
seits ihn  als  Erzeugnis  der  Sünde  aufzufassen,  war  im  Früh- 
mittelalter im  Zusammenhang  mit  dem  germanischen  Landes- 
kirchentum  und  der  karolingischen  christlichen  Staatsidee  mehr  die 
erste  Seite  betont  worden.  Das  christianisierte  germanische  König- 
tum hatte  sich  nicht  als  Erzeugnis  der  Sünde  gefühlt,  wenngleich 
das  Ideal  des  absoluten  Naturrechtes,  die  Gleichheit  und  der  Kom- 
munismus, für  den  Urständ  immer  festgehalten  worden  war.  In  den 
gregorianischen  Kämpfen  war  dann  die  andere  Seite  des  christlichen 
Naturrcchts  zu  ihrer  Geltung  gekommen,  die  Auffassung  des 
Staates  als  Erzeugnis  der  Sünde  und  als  eines  Mittels  gegen  die 
Sünde,  das  eben  um  deswillen  unter  die  Leitung  der  kirchlichen 
Gewalt  und  Idee  gestellt,  von  ihr  entsündigt,  geweiht  und  regiert 
werden  muß,  wenn  es  den  Makel  seines  sündigen  Ursprungs  ver- 
lieren soll ; indem  gleichzeitig  die  römisch-absolutistische  Fassung 
der  Staatsgewalt  abhanden  gekommen  war  und  die  germanische 
Idee  der  Bindung  des  Wahlkönigs  an  seine  Gercchtigkeitspflichten 
herrschte,  war  cs  möglich  gewesen,  aus  dieser  Idee  die  Folgerung 
der  Absetzung  ungerechter  Könige,  der  Einsetzung  und  Leitung 
der  Könige  durch  den  Papst  zu  ziehen  115).  War  aber  nun  die  Ein- 
heitlichkeit einer  kirchlich  geleiteten  respublica  christiana  derartig 
hergestellt,  so  mußte  sich  jetzt  die  Aufgabe  ergeben,  nicht  bloß 
äußerlich  juristisch-diplomatisch  die  Eingliederung  des  Staates  und 

hö)  Vgl.  R.  W.  u.  A.  J.  Carlyle,  >Hist.  of  medieval  theory.  I Part  IV  The 
political  theory  of  the  ninth  Century«.  Reuter  in  seiner  »Gesch.  d.  Aufklärung 
im  Mittelalter«  hebt  mit  feinstem  Spürsinn  überall  die  Elemente  naturrecht- 
lichen Denkens  heraus,  behandelt  sie  aber  leider  unter  dem  völlig  schiefen  Gesichts- 
punkt der  »Aufklärung«.  In  Wahrheit  aber  ist  hier  von  einer  Aufklärung,  d.  h.  von 
der  Abschüttelung  des  Historischen  und  des  Wunders  nur  bei  radikalen  averroisti- 
schcn  Sekten  die  Rede.  Abälard  ist  bei  Reuter  völlig  verzeichnet.  Reuter  begreift 
eben  wie  viele  Theologen  nicht,  daß  das  Christentum  ohne  Rekurs  auf  allgemeine 
Notwendigkeiten  sich  geistig  nicht  hätte  behaupten  können  und  daß  es  ohne  Aufnahme 
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der  Gesellschaft  in  die  Kirche  zu  erwirken,  sondern  diese  Ein- 
gliederung auch  begrifflich  und  dialektisch  zu  begründen  und  damit 
eine  einheitliche  christliche  Ethik  zu  schaffen.  Das  führte  zugleich 
mit  der  Entwicklung  der  Dogmatik  und  Metaphysik  die  von 
dem  arabisch-jüdischen  Aristotelismus  in  neue  Probleme  hinein- 
gezogen wurden,  die  Häresie  zu  bekämpfen  hatten  und  der  kirch- 
lichen Einheitskultur  auch  die  kirchliche  Wissenschaft  zur  Verfügung 
stellen  mußten,  zu  einer  neuen  Belebung  und  Ausarbeitung  der  alt- 
christlich-stoischen Sozialphilosophie  und  Ethik.  Wie  bereits  die  alte 
Kirche  das  rein  positive  Wunder  der  Kirche  durch  den  Platonismus  und 
Stoizismus  auf  allgemeine,  innerlich  notwendige  Gesetze  des  Geistes 
zurückgeführt  hatte  und  damit  das  Christentum  sowohl  intensiv 
zu  einer  allgemcingültigen  Grüße  erweitert  als  es  auch  extensiv 
auf  die  dem  Evangelium  fcrnliegcndcn  Gebiete  des  sozialen  Lebens 
ausgeweitet  hatte,  so  werden  diese  Mittel  einer  Universalisicrung 
des  Christentums  jetzt  von  neuem  aufgeboten  und  neubelebt. 
Die  Kirche  ist  das  Prinzip  des  Universalismus  und  greift  nach 
allem,  was  ihr  die  Darlegung  des  Christentums  als  universaler 
Wahrheit  und  universaler,  auf  alle  Verhältnisse  anwendbarer  Ethik 
möglich  macht.  Das  Grundereignis  der  alten  Kirche,  die  Ver- 
schmelzung des  Positiv-Historisch-Christlichcn  mit  den  allge- 
meinen geistigen  Notwendigkeiten  und  Gesetzen  des  Platonis- 
mus und  Stoizismus,  schlägt  daher  jetzt  in  neue  Triebe  aus; 
und  auch  die  mit  ihm  erüffnete  Grundtendenz,  das  Gesamt- 
leben der  religiösen  Idee  einzugliedern,  kommt  nun  zu  einem 
Erfolge , zu  dem  die  alte  Kirche  bei  ihrem  bloßen  Dulden 
des  Naturrechts  und  seiner  Bildungen  nicht  hatte  kommen  können. 
Sie  erntet  dabei  in  erster  Linie  die  Ergebnisse  der  veränderten 
allgemeinen  Verhältnisse,  entwickelt  aber  doch  in  der  Kombination 
von  Augustin,  Gregor  d.  G.,  Dionysius  Arcopagita,  Aristoteles  und 
den  jüdischen  und  arabischen  Philosophen  zugleich  völlig  neue 


insbesondere  der  stoischen  Sozialphilosophie  dem  sozialen  Leben  einfach  hilflos 
gegenübergestanden  hätte.  Mit  dem  neuen  Testament  allein  sind  überhaupt 
keine  Soziallchren  zu  erzeugen.  Und  was  in  Stoa  und  Christentum  zusammen- 

kommt, das  sind  doch  nicht  fremde,  sondern  wahlverwandtc  und  aus  gemeinsamer 
Situation  erwachsene  Elemente.  Es  ist  nicht  eine  Anleihe  bei  einem  völlig  frem- 
den »antiken«  Denken,  wie  mit  sehr  unzulässiger  Generalisierung  der  »Antike« 
auch  viele  Nichttheologen  die  Sache  auffassen.  Im  übrigen  aber  ist  Reuters  Buch 
höchst  lehrreich  als  Zeugnis  der  massenhaften  Fortdauer  antiken  Stoffes  ira 
Mittelalter. 
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Gedanken,  die  über  die  alte  Gleichung  weit  hinausgehen. 

Hier  handelt  es  sich  um  Erläuterung  des  Sachverhalts  an  der 
thomistischen  Ethik118).  Die  Prinzipien  dieser  Ethik  liegen  wie 
die  der  Erkenntnis  in  der  Metaphysik,  was  sich  für  eine  solche 
rein  religiöse  Denkweise  von  selbst  versteht  und  von  Stoizismus 
und  Platonismus  ganz  ebenso  anerkannt  ist ; auch  die  jetzt  rezipierte 
aristotelische  Lehre  nimmt  an  diesen  Bestimmungen  der  idealistisch- 
religiösen  Spekulation  trotz  all  ihres  Empirismus  Anteil  und  fügt  der 
metaphysischen  Ethik  der  Vernunft  insbesondere  die  Beziehung  bei, 
daß  es  sich  in  allen  Vemunftgesetzen  um  die  stufenweise  Ver- 
wirklichung des  die  einzelnen  Wirklichkeitssphären  beherrschenden 
Vemunftzweckes  handelt.  So  liegt  nach  Ausweis  aller  Instanzen  das 
Prinzip  der  Ethik  im  ewigen  göttlichen  Welt-  und  Naturgesetz 
der  Vernunft,  das  den  ganzen  Kosmos  durchwaltet  und  in  den 
verschiedenen  Wirklichkeitsreichen  deren  besonderen  Vemunftzweck 
auf  die  ihnen  jeweils  angemessene  Weise  verwirklicht,  in  jedem  niede- 
ren Reiche  das  nächstfolgende  höhere  Reich  vorbereitet ; im  Reiche 
des  menschlichen  Lebens  wird  es  zu  dem  Vernunftgesetz  der 
Freiheit,  das  die  Sinnlichkeit,  die  Affekte  und  Passionen  auf  den 
Vernunftzweck  hin  zu  regulieren  hat.  Der  ethische  Dualismus,  den 
die  Stoa  in  ihren  späteren  Systemen  bereits  aus  dem  Gegensatz 
des  Naturgesetzes  gegen  die  Affekte  entwickelt  hatte,  ist  hier 
scharf  formuliert ; zugleich  ist  er  aber  doch  in  der  Weise  des 
Aristoteles  vermittelt,  indem  die  Emporentwickelung  der  Vernunft 

1,#)  lieber  die  beherrschende  Rolle  des  Naturgesetzes  bei  Abälard  und  im 
Decretum  Gratiani  s.  Luthardt,  Gesch.  d.  ehr.  Ethik  I 270  und  249.  Wenn  L. 
hier  hinzufügt  »das  war  die  Konsequenz  jener  altkirchlichen  Beseitigung  des  Prinzi- 
pats des  Glaubens  für  die  Ethik  und  der  Parallelisierung  von  Glauben  und  Wer- 
ken«, so  vergißt  der  Lutheraner  hier,  daß  Luther  und  der  Altprotcstantismus  die 
gleichen  Begriffe  aus  denselben  Gründen  wie  die  alte  Kirche  und  das  Mittelalter  aufs 
ausgiebigste  verwertet  hat.  — Zu  Thomas  vgl.  die  sog.  Summa  contra  gentiles 
und  die  große  dreiteilige  Summa  theologica  die  in  der  pars  sccunda  die  Ethik 
enthält;  außerdem  die  breit  exzerpierende  Darstellung  bei  Werner  »Der  h.  Tho- 
mas von  Aquino  »II  1859.  Rieters  »Die  Moral  des  h.  Thomas*  ist  mir  leider 
nicht  zugänglich  gewesen.  Unentbehrlich  zum  Verständnis  des  Thomismus  ist  Rc- 
nans  bekanntes  Buch  Averrocs  et  l’Avcrroisme  1852.  Im  übrigen  vgl.  die  mehr- 
fach genannten  Geschichten  des  Dogmas  und  der  christlichen  Ethik,  sowie  Frosch- 
hammer, Th.  v.  A.  und  Jourdain,  La  philosophie  de  St.  Thomas  und  Janct,  Histoire 
de  la  philosophie  morale.  Aus  der  Summa  kommen  besonders  in  Betracht  die 
Traktate  de  fine  hominis,  de  virtutibus,  de  legibus,  de  justitia  et  jure  ; außerdem 
die  durch  das  Ganze  zerstreuten  Materialien  der  Lehre  vom  Urständ,  von  der  Sünde 
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aus  den  natürlichen  Trieben  und  Affekten  oder  die  den  Seclen- 
stoff  regulierende  und  auf  den  Vernunftzweck  durch  Maß  und 
Ordnung  beziehende  Einsicht  das  Naturgegebene  des  Seelenlebens 
verarbeitet  und  zum  Stoff  der  Sittlichkeit  macht.  Von  Seite  des 
Menschen  aus  gesehen  stellt  sich  dieser  Auftrieb  zum  Vernunftzweck 
dar  als  Tugend,  von  Gott  aus  gesehen  stellt  er  sich  dar  als  das 
der  Natur  erteilte  Vernunftgesetz,  das  auch  als  Freiheit  die 
Wirkung  des  Gottesgesetzes  im  Menschen  ist;  so  sind  die  aristo- 
telische Tugend-  und  Zwecklehre  und  die  stoische  Lehre  von 
Natur-  und  Vernunftgesetz  verbunden  und  verschmolzen.  Auch 
dem  christlichen  Gedanken  der  Gnade,  die  sich  in  der  Form  der 
Freiheit  verwirklicht,  ist  damit  präludiert;  es  ist  doch  stets  nur 
das  Gottesgesetz  der  Vernunft  und  damit  Gott,  der  in  der 
Freiheit  wirkt.  Im  Urzustände  herrschte  dieses  Naturgesetz  in 
vollkommener  Klarheit,  und  wenn  auch  bei  seiner  Fortdauer 


und  dem  Gegensatz  des  Sünden-  und  Gnadenstandes.  Des  weiteren  sind  hier  be- 
reits zu  nennen  an  Arbeiten,  die  der  Sozialphilosophie  des  1».  Thomas  gewidmet 
sind:  J.  Baumann,  >Die  Staatslehre  des  h.  Th.«  I S73,  eine  Sammlung  von  Ucber« 
setzungen  und  Exzerpten  aus  den  betreffenden  Schriften  des  Th.,  aber  ohne  Rück- 
sicht auf  den  eigentlich  entscheidenden  Zusammenhang  mit  den  theologischen  Grund- 
lchrcn  und  daher  sehr  unvollständig,  zugleich  mit  einer  ungebührlichen  Beto- 
nung des  Kommentars  zur  Politik  des  Aristoteles,  welcher  Kommentar  nach  ThÖ- 
mes  eben  nicht  die  Ansichten  des  Thomas,  sondern  die  des  Aristoteles  wieder- 
gibt, den  Thomas  in  Unterschied  von  sonstiger  Gewohnheit  mittelalterlichen  Kom- 
mentierens  von  seiner  eigenen  Meinung  unterscheidet,  zugleich  mit  Verkennung 
des  Umstandes,  daß  der  zweite  Teil  dieses  Kommentars  nicht  von  Thomas  selbst 
stammt,  sodaß  die  Partien  von  S.  107 — 166  gestrichen  werden  müssen  (s.  Thömes 
25 — 36);  ferner  Feugueray,  Essai  sur  les  doctrines  politiques  de  St.  Th.,  1S57,  sehr 
lehrreich  und  verständig,  nur  gleichfalls  die  Aristotclcskoinmentare  überschätzend, 
die  theologischen  Lehren,  bes.  die  Urstandslehre,  nicht  in  ihrer  vollen  Bedeu- 
tung erkennend,  und  von  der  irrtümlichen  Idee  erfüllt,  als  gebe  es  eine  den  großen 
Prinzipien  von  1789  entsprechende  christliche  Politik  der  egalitc  et  fraternite 
deren  Spuren  es  bei  Thomas  und  den  alten  Kirchenvätern  aufzudecken  gelte ; 
der  ganze  christliche  Positivismus  und  Palriarchalismus  in  sozialen  Dingen,  wie  er 
mit  dem  Gottesbegriff  und  der  Lehre  vom  Sündcnfall  zusammenhängt,  ist  hier 
unterschätzt ; schließlich  X.  Thömes,  Commentatio  litcraria  et  critica  de  S.  Thomae 
Operibus  ad  ecclesiasticum,  politicum,  socialem  statum  reirepublicoe  Christianae  per- 
tinentibus,  deque  ejus  doctrinae  fundamentis  atque  praeceptis,  Berliner  Dissertation 
von  1874,  wo  der  Gesamlzusammcnhang  der  Gedanken  und  die  Lage  der  Quel- 
lenkritik wie  die  wichtigsten  Fundstellen  kurz  aber  gut  verzeichnet  sind.  Für  die 
monographische  Einzelarbeit  ist  hier  noch  sehr  viel  zu  tun. 
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die  natürliche  Ungleichheit  der  Menschen  sich  geltend  gemacht 
und  allerhand  Ueber-  und  Unterordnungsverhältnisse  mit  sich 
gebracht  hätte,  so  hätte  er  doch  keine  rechtliche  Gewaltherr- 
schaft, sondern  nur  Freiwilligkeit  und  keinen  privaten  Sonder- 
besitz, sondern  den  Gemeinbesitz  der  Liebe  entwickelt;  auch  die 
Geschlechtlichkeit  des  Menschen  hätte  ohne  libido  rein  im  Dienst 
des  Vemunftzweckes  als  Komplettierung  der  Menschheit  zu  der 
gottgewollten  Zahl  bestanden.  Das  Gebären  wäre  ohne  Schmerzen 
gewesen  und  die  patriarchalische  Männerherrschaft  hätte  nicht 
die  Familie  beherrscht ; die  Arbeit  wäre  ohne  Härte  und  Sorge 
und  die  Erde  ohne  Leiden  und  Tod  gewesen  n:).  Indem  der 

m)  Siehe  Summa  ta  2 ac  qu.  90  Principiuin  exterius  (neben  dem  inneren  der 
Tugend)  movens  nos  ad  bonum  est  Deus  qui  et  nos  instruit  per  Legem  (et  juvat 
per  gratiam).  Das  führt  dann  auf  die  Grundfragen : utrum  lex  sit  aliquid  rationis 
und  de  fine  legis.  Unter  dem  ersten  Titel  wird  die  ganze  metaphysisch-rationale  Ge- 
sctzeslehrc  entwickelt:  qu.  91  a.  l:  Legem  autem  a Deo  exire  praesupponit  (ut  pa- 
tet)  legem  ipsam  in  Deo  esse.  Das  allgemeine  Weltgcsetz  gehl  auf  den  Welteweck 
qu.  90  a.  2:  oportet,  quod  lex  maxime  respiciat  ordinem,  qui  est  in  beatitudine. 
Dies  allgemeine  Weltgesetz  durchdringt  alle  Kreatur  und  gipfelt  sich  im  Menschen 
zum  bewußten  Freiheitsgesetz  empor  qu.  91  a.  3 : Etiam  animnlia  irrationalia  par- 
ticipant  rationem  aetemam  suo  modo,  sicut  et  rationalis  creatura ; sed  quia  rationalis 
creatura  participat  eam  intcllectualiter  et  rationaliter,  ideo  participatio  legis  aeter- 
nae  in  creatura  rationali  proprie  lex  voentur  ...  in  creatura  autem  irrational!  non 
participatur  rationaliter  undc  non  potest  dici  lex  nisi  per  similitudinem  . . . Inter 
cetera  rationalis  creatura  excellentiori  quodam  modo  divinae  providentiae  subjacct. 
in  quantum  et  ipsa  fit  providentiae  particeps  sibi  ipsi  et  aliis  providens.  Unde 
et  in  ipsa  participatur  ratio  aeterna,  per  quam  habet  naturalem  inclinationem  ad 
debitum  actum  et  finem.  Et  talis  participatio  legis  aeternae  in  rationali  creatura 
lex  naturalis  dicitur.  Unde  palet  quod  lex  naturalis  nihil  aliud  est,  quam 
participatio  legis  aeternae  in  rationali  creatura.  Aus  diesem  Anteil  an  der  gött- 
lichen Gesctzcsvcmunft  geht  das  menschliche  Rechtsgesetz  hervor  wie  das  mensch- 
liche Denken  aus  den  aus  Gott  ausstrahlenden  logischen  Grundbegriffen  qu.  91 
a.  3 : ita  etiam  ex  praeceptis  legis  naturalis  quasi  ex  quibusdam  principiis  communi- 
bus  et  indcmonstrabilibus  est  quod  ratio  hurnana  procedat  ad  aliqua  magis  particu- 
lariter  disponenda.  Et  istae  particulares  dispositiones  adinventae  sccundum  rationem 
humanam  dicuntur  leges  humanne.  Siehe  dann  besonders  die  große  Darstellung 
in  qu.  93 — 97,  wo  das  ganze  Naturrecht  aus  der  lex  aeterna  abgeleitet  und  nach 
seinem  Gehalt  bestimmt  wird.  Für  diese  Lehren  gibt  Thomas  als  Gewährs- 
männer neben  Cicero  und  Aristoteles  die  uns  schon  von  früher  bekannten  altkirch- 
lichcn  Autoren,  besonders  natürlich  Isidorus  und  Augustin,  von  dessen  ciceronia- 
nischer  Definition  des  Staates  als  aliquis  rationalis  coetus  auch  er  ausgeht.  Im 
übrigen  aber  ist  die  Voraussetzung,  daß  die  Bibel  die  gleiche  Lehre  ausführlich 
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Mensch  durch  die  Sünde  aus  diesem  Urständ  fiel,  blieb  ihm  ein  wich- 
tiger Rest  dieser  praktischen  Vernunft  oder  die  Kenntnis  des  Natur- 
gesetzes in  den  Grundprinzipien.  Aber  einmal  wurde  diese  Er- 
kenntnis immer  mehr  verdunkelt,  sodaß  die  Anwendung  des 
Naturgesetzes,  die  Entwickelung  der  Eolgerungen  aus  ihm,  sein 
Ausbau  zum  positiven,  Zeit  und  Umständen  Rechnung  tragenden 
und  daher  variierenden  positiv-menschlichen  Gesetz  ihm  immer 
schwieriger  und  eine  göttliche  Neuoffenharung  des  Naturgesetzes 
um  so  wünschenswerter  wurde,  je  mehr  die  Menschen  diesen 
Mangel  empfinden  lernten  und  in  dieser  Empfindung  auf  eine 
solche  Neuoffenbarung  vorbereitet  wurden.  Andrerseits  nahm 
unter  den  Bedingungen  des  Sündenstandes  das  Naturgesetz  die 
neue  Form  als  poena  et  remedium  peccati  an,  indem  die  Ein- 
richtung der  rechtlichen  Gewaltherrschaft,  des  Privateigentums,  der 
Sklaverei,  die  Verbindung  des  Geschlechtslebens  mit  den  Leiden- 
schaften der  Begierde  und  das  strenge  patriarchalische  Kamilienrecht 
einesteils  als  demütigende,  den  Sündenfall  in  Erinnerung  bringende 
Strafen  sich  darstcllen,  andererseits  das  bonum  naturae,  den  Ver- 
nunftzweck der  gemeinsamen  Glückseligkeit,  in  den  jetzt  noch 
allein  möglichen  und  förderlichen,  die  Sünde  disziplinierenden  Ord- 
nungen aufrecht  erhalten11*).  Immerhin  aber  ist  in ‘all  diesen 

und  ausdrücklich  enthält.  Hier  kehren  besonders  stets  die  berühmten  Paulusstel- 
len  Röm.  2,  15  wieder;  aber  auch  alle  alttestamentlichen  Stellen  vom  ewigen 
göttlichen  Gesetz  und  die  alttestamentlichen  politischen  Beispiele  spielen  eine  ent- 
scheidende Rolle.  Der  naturrechtliche  Rationalismus  erscheint  durchaus  als  bibli- 
sche Lehre,  was  natürlich  eine  instinktive  Konformierung  des  Naturrechts  und 
des  Aristoteles  mit  den  alttestamentlichen  sozialen  und  politischen  Verhältnissen 
zur  Folge  hat. 

,w)  Indern  die  Urstandslehre  durch  den  Einfluß  der  Augustinischen  Gnaden- 
lehre neugestaltet  wird  und  die  antike  Lehre  vorn  vollkommenen  Menschheits- 
anfang oder  goldenen  Zeitalter  nun  im  christlichen  Dogma  zur  Lehre  von 
einer  doppelten  Vollkommenheit,  einer  Vollkommenheit  der  Vernunft  und  des 
bonum  naturae  in  deren  konnaturalen  Grenzen  (imago  Dei)  sowie  einer  Voll- 
kommenheit der  übernatürlich  erteilten,  die  Natur  exzedierenden  Gnadenmit- 
teilung oder  substantiellen  Gotlesvereinigung  (similitudo  Dei  oder  donum  superad- 
dituin)  sich  erweitert,  wird  das  eigentliche  Wesen  des  Sündenfalls  nicht  mehr 
der  Verlust  des  »absoluten  Naturrechts«,  sondern  der  durch  Schuld  be- 
wirkte Verlust  der  mystischen  Gnadenvollkommenhcit.  Dieser  die  Erbsünde  be- 
gründende und  enthaltende  Verlust  hat  dann  erst  indirekt  die  Zerstörung  auch  der 
naturalis  perfectio  oder  des  bonum  naturae  zur  Folge  und  mit  ihm  dann  auch  erst  die 
neuen  Bedingungen  des  Sündenslands  für  die  verbleibenden  principia  practica 
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Ordnungen  ein  außerordentlich  starker  Gehalt  des  Naturgesetzes, 
beruht  ihre  verpflichtende  Kraft  auf  diesem  Gehalt,  lassen  sie 
sich  immerdar  aus  ihm  wieder  regulieren  und  auf  ihr  vernunft- 
notwendiges  Maß  zurückführen.  Das  ist  umsomehr  der  Fall,  seit  die 
Neuoffenbarung  des  Naturgesetzes  im  Dekalog  das  Verständnis  des 
Naturgesetzes  neu  belebt  und  die  Vernunft  über  ihre  Urprinzipien 
wieder  aufgehellt  hat.  So  entsteht  trotz  aller  Erbsündenlehre  der 
Eindruck  einer  sehr  starken  Rationalität  oder  mindestens  Rationali- 
sierbarkeit  aller  weltlichen,  sozialen  Ordnungen,  und  vor  allem 
der  Eindruck,  daß  in  beidem  die  Göttlichkeit  und  Christlichkeit 
dieser  Ordnungen  klar  zu  Tage  liegt.  So  werden  sie  tatsächlich 

legis  naturac.  Sie  treten  unter  die  Bedingung  erschwerter  äußerlicher  Lebensver- 
hältnisse, einer  durch  die  Erbsünde  bewirkten  Trübung  auch  der  natürlichen  Ver- 
nunft und  Einsicht,  einer  Entzweiung  von  Vernunft  und  Passionen  auch  auf  dem 
Gebiet  des  Naturrechts,  die  in  dein  durch  Schuldbcwußtsein  von  der  Erbsünde  her 
veränderten  und  durch  das  Donum  supperndditum  nicht  mehr  übernatürlich  regu- 
lierten und  garantierten,  sondern  den  natürlichen  Fälirlichkeiten  des  Wechsels  und 
der  Leidenschaft  überlassenen  Menschenwesen  unausbleiblich  ist.  Werner  II  535  f. 
Daher  tritt  jetzt  viel  stärker  der  Verlust  des  Gnadenwunders  und  die  daraus  abge- 
leitete indirekte  Folgerung  für  die  Trübung  der  Vernunft  hervor,  während  in  der 
alten  Kirche  der  direkte  Gegensatz  des  absoluten  mit  der  christlichen  Ethik  identi- 
schen Naturrcchtes  gegen  die  sündige  Trübung  des  Gesetzes  und  die  Unkraft  der 
Erfüllung  vorherrschte.  Man  findet  daher  bei  Thomas  auch  die  Lehre  vom  relativen 
Naturrecht  als  remedium  et  poena  peccati  nicht  so  prinzipiell  durchgebildet  wie  in 
der  alten  Kirche.  Auch  trägt  die  Anlehnung  an  die  entwicklungsgeschichtliche 
Konstruktion  des  Aristoteles,  die  im  Unterschied  von  der  Stoa  keine  absolute  An- 
fangsvollkommcnhcit  kennt,  sondern  die  Vernunft  sich  stufenweise  gegen  die  Un- 
klarheiten der  Sinnlichkeit  und  der  Passionen  durchsetzen  und  dabei  Staat,  Familie 
und  Gesellschaft  erzeugen  läßt,  unverkennbar  dazu  bei,  die  lex  naturalis  Humana 
als  ein  natürliches  Entwicklungsprodukt,  nicht  als  bloße  Modifikation  des  vollkom- 
menen absoluten  Naturrechtes  erscheinen  zu  lassen.  Immerhin  aber  finden  sich 
doch  die  alten  stoisch  - christlichen  Grundanschauungen  als  selbstverständliche 
Voraussetzung  an  allen  Orten,  wie  das  bei  der  Peibehaltung  des  Gedankens  der 
libcrtas  und  communis  possessio  im  Urstandc  und  bei  der  ganzen  Idee  eines  voll- 
kommenen Urzustandes  auch  nach  der  Seite  der  Vernunft  und  der  vernünftigen 
Sozialordnung  selbstverständlich  ist.  Prinzipiell  erörtert  ist  das  Problem  unter  dem 
Titel:  Ulrum  lex  naturac  mutari  possit  ? ia  2ae  qu.  94  a.  5 : Isidorus  dicit  in  lib.  5. 
Etytnologiarurn,  quod  communis  oninium  possessio  et  una  libcrtas  est  de  jure  natu- 
rali.  Sed  haec  videmus  esse  inutnta  per  leges  humanas.  Ergo  videtur,  quod  lex 
naturalis  sit  mutabilis.  Sed  contra  est,  quod  dicitur  in  Decretis  dest.  5 »naturale  jus 
ab  exordio  rationalis  creaturae  coepit,  ncc  variatur  tempore  sed  immutabile  permanet«. 
Respondeo : diccndum,  quod  lex  naturalis  potest  intclligi  mutari  duplicitur.  Uno 
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durch  diese  Rationalisierung  auch  überall  möglichst  auf  die  Grund- 
ideen eines  christlichen  Patriarchalismus  gestimmt,  wie  später  im 
einzelnen  zu  zeigen  ist.  Die  Annahme  der  ersten  und  die  Zu- 
versicht zur  zweiten  ist  viel  stärker  als  in  den  äußerlich  gleichlauten- 
den Theorien  des  kirchlichen  Altertums.  Es  handelte  sich  ja  eben 
auch  in  Wirklichkeit  überall  um  Sozialbildungen,  die  bei  ihrer  Un- 
entwickeltheit  und  ihren  besonderen  Eigentümlichkeiten  mit  dem 
kirchlichen  Ethos  leichter  vereinbar  waren  als  die  des  späten 
Altertums.  Dieses  engere  und  zugleich  nicht  bloß  theoretische, 
sondern  unmittelbar  praktische  Zusammenrücken  des  Naturgesetzes 
mit  dem  christlichen  Ideal  äußert  sich  theoretisch  vor  allem  darin, 

modo  per  hoc,  quod  illiquid  ei  addatur.  So  erklären  sich  Zusätze  sowohl  im  alt- 
tcstamentlichen  Sittengesetz  als  in  der  menschlichen  Gesetzgebung.  Al  io  modo  polest 
intclligi  mutatio  legis  naturalis  per  modum  subtractionis,  ut  scilicet  illiquid 
desinat  esse  de  lege  natural i,  quod  prius  fuit  secundum  legem  natu- 
ralem. Et  sic  quantum  ad  prima  principia  legis  nnturae,  lex  naturne  est  omnino 
immutnbilis;  quantum  autem  ad  secunda  praeccpta,  quae  diximus  esse  quasi  quasdnm 
conclusiones  propinquas  primis  principiis,  sic  lex  naturalis  non  mutatur,  quin  ut  in 
pluribus  sit  rectum,  quod  lex  naturalis  habet,  potest  tarnen  mutari  in  aiiquo  particulari 
et  in  paucioribus  propter  aliquas  spcciales  causas  impedientes  observan- 
tiam  talium  praeceptorum.  Zu  diesen  Hindernissen  gehört  in  erster  Linie  der 
sündige  Zustand  der  entfesselten  Selbstsucht  und  Herrschsucht,  der  neue  Formen  des 
Gesetzes  nötig  machte  und  neue  Offenbarungen  des  Naturgesetzes.  So  erklärt  sich  auch 
die  Einführung  der  Todesstrafe  aus  den  neuen  Bedingungen  der  Sündhaftigkeit,  nach- 
dem Gott  mit  der  Einführung  der  Todesstrafe  für  alle  Kreatur  vorangegangen  war. 
Vor  allem  aber:  Dicendum,  quod  aliquid  dicitur  esse  de  jure  naturali  dupliciter. 
Uno  modo,  quin  ad  hoc  natura  inclinat,  sicut  non  esse  injurinm  alteri  facien- 
dam.  A 1 i o modo  quia  natura  non  inducit  contrarium,  sicut  possemus  dicere, 
quod  hominem  esse  nudum  est  de  jure  naturali  (Paradiesesnacktheit),  quia  natura 
non  dedit  ei  vestitum,  sed  ars  adinvenit  (nach  dem  SUndcnfall).  Et  hoc  modo 
commuuis  omnium  possessio  et  una  libertas  dicitur  esse  de  jure  naturali, 
quia  scilicet  distinctio  posscssionum  ct  servitus  non  sunt  inductac  n natura  sed  per 
hominum  rationem  ad  utilitatem  humanac  vitae,  et  sic  etiam  in  hoc  lex  naturae 
non  est  mutnta  nisi  per  additionem.  Die  utilitas  ist  die  dem  Sündenstand  ange- 
messene, und  jene  doppelte  Betrachtung  der  lex  naturae  und  die  doppelte  Betrach- 
tung des  Naturrechts  ist  die  als  absolutes  und  relatives  Naturrecht,  s.  Meyer,  Die 
christlich-ethischen  Moralprinzipien  und  die  Arbeiterfrage4  1904,  S.  36.  Immerhin 
ist  deutlich,  wie  hier  die  stoisch-altchristliche  Devolutionslchrc  mit  der  aristoteli- 
schen Evolutionslehre  sich  mischt,  und  wie  gelegentlich  die  letztere  unter  dem 
bloßen  Vorbehalt  der  Verwundung  und  Trübung  der  Vernunft  das  Feld  behält. 
Im  übrigen  zum  Urzustand  und  zur  Veränderung  des  absoluten  Naturrechts  durch 
die  neuen  moralischen  und  physischen  Bedingungen  des  Daseins  s.  Werner,  D.  h. 
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daß  die  Gleichung  von  Naturgesetz  und  Dekalog  viel  prinzipiel- 
ler und  technischer  durchgeführt  wird.  Der  Dekalog  ist  geradezu 
das  logisch  durchgeführte  Kompendium  des  Naturgesetzes , die 
Lehre  von  den  naturgesetzlichen  Pflichten  gegen  Gott  und  gegen 
den  Nächsten  ; insbesonders  die  Pflichten  gegen  den  Nächsten  sind 
dort  in  logisch  richtiger  sozialphilosophischer  Reihenfolge  von  der 
Familie  zu  den  allgemeinen  Beziehungen  der  Gesellschaft  fortgeführt. 
Dabei  besteht  die  verpflichtende  Kraft  des  Dekalogs  in  seiner  Begrün- 
dung auf  die  logische  Notwendigkeit  des  Naturgesetzes,  während  die 
anderen  nicht  naturgesetzlichen  Gebote  des  alten  Testamentes  rein 
positives  Gottesgesetz  sind.  Diese  Heranziehung  der  naturrecht- 
lichen Ordnungen  an  die  christliche  Sittlichkeit  wird  nun  aber  noch 
bedeutsamer,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Dekalog  durch  die 
katechetische  Tradition  vor  allem  der  Beichtvorbereitung  allmählich 
zur  Formel  des  christlichen  Sittengesetzes  überhaupt  wird  und 
von  der  Theorie  geradezu  als  Keim  und  Same  des  neutesta- 
mentlichen  Sittengesetzes,  als  von  Christus  wiederholt  und  be- 
stätigt und  zur  Grundlage  seiner  eigenen  Sittengesetzgebung  ge- 
macht, angesehen  wird11®). 

Th.  II  503,  457,  536  f.,  542  f.t  460,  dazu  la  2ac  qu.  98  Diccndum.  quod  in  statu 
isto  (Sündenstand)  multiplicatis  dominis  neccsse  est  fieri  divisionem  possessionum, 
quia  communitas  possessionis  est  occasio  discordiae , ut  philosophus  dicit  in 
II  Polit.  Sed  in  statu  innocentine  fuissent  voluntates  hominum  sic  ordinatae,  quod 
absque  omni  pcriculo  discordiae  communiler  usi  fuissent,  secundum  quod  uniciuquc 
eorum  compctcrct,  rebus  quac  corum  dominio  subdebantur ; cum  hic  etiam  nunc 
apud  inultos  bonos  viros  observetur.  Das  Naturgesetz  der  libido  als  strafender 
Umwanddung  des  absoluten  von  der  libido  freien  Naturgesetzes  in  ein  relatives 
s.  la  2 ne  qu.  91.  a.  6:  Sed  inquantum  per  divinam  justitiam  homo  destituitur  ori- 
ginali  justilia  et  vigorc  rationis,  ipsc  impetus  sensualitatis,  qui  cum  ducit, 
habet  rationem  legis,  inquantum  est  poenalis  et  ex  lege  divina  consc- 
q u e n s hominem  dcstilutuin  propria  dignitate.  — Hinzugefügt  sei.  daß  bei  Dante 
der  Saturnhimmel  der  der  Mönche  ist  und  so  das  salurninische  Urzeitalter  der  Stoa 
mit  der  christlichen  Ethik  verbindet;  die  berühmte  Allegorie  vom  Kirchenwagen  spielt 
auf  dem  > Boden  des  nalurrechtlichen  Paradieses«,  Voßler  I 417;  in  Dantes  Mon- 
archia  die  Lehre  vom  Staate  als  poena  et  remediuin  peccati,  ebd.  388 ; ganz  ebenso 
das  Schema  Gersons  bei  ThÖmes  S.  106  1)  Jus  cujuslibct  creaturae  : leges  insitae 
omnibus  rebus.  2)  Jus  creaturne  naturalis : lex  proprie  divina  et  lex  proprie  natu- 
ralis  (abs.  Naturrecht).  3)  Leges  hominum  viatoruni : lex  canonica  et  lex  civilis 
(Kirchenrecht  und  relatives  Nnlurrechl). 

**•)  Daß  der  Dekalog  die  Formel  des  christlichen  Sittengesetzcs  wurde, 
wie  in  unseren  heutigen  Katechismen,  ist  nichts  weniger  als  selbstverständlich. 
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So  könnten  die  natürlichen  Sozialordnungen  geradezu  als 
Ausfluß  des  christlichen  Sittengesetzes  und  die  altkirchliche  Span- 
nung zwischen  Welt  und  Ueberwelt,  sozialem  Leben  und  Kirche 
geradezu  überwunden  scheinen.  Indem  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse nach  dem  Naturgesetz,  dem  Dekalog  und  dcnalttestamentlichen 
und  antiken  Vorbildern  geleitet  werden,  fügen  sie  sich  dem  biblischen 
Ideal  der  Offenbarung  ein,  soweit  nicht  die  Bedingungen  des  Sünden- 
standes schmerzliche  aber  unabänderliche  Einbußen  des  Ideals  ver- 
anlassen. Damit  ist  die  Gesellschaft  im  allgemeinen  und  im  Prinzip 
christlichen  Maßstäben  unterworfen,  die  Offenbarung  aus  der  Ver- 
nunft ergänzt.  Beide  sind  im  Begriff  des  mit  dem  Dekalog  iden- 
tischen Naturgesetzes  vermittelt.  Die  auf  beide  aufgebaute  Sozial- 
philosophie ist  ohne  weiteres  christlich.  Allein  das  ist  in  Wahrheit 
doch  nicht  der  Fall.  Daran  hindert  schon  der  Umstand,  daß  der 
Unterschied  zwischen  dem  absoluten  und  idealen  Naturrecht  des 

Die  alte  Kirche  kannte  nur  allerhand  schwankende  Formulierungen,  Tugend- 
und  Lasterkataloge , formelhafte  Aufzählungen  von  Gaben  des  Geistes , über- 
dies die  augustinische  Formel  vom  Doppelgebot  der  Liebe,  der  Gottesliebe  im 
engeren  Sinne  und  der  Bruderliebe  in  Gott , nach  Doctrina  christiana.  Erst 
die  Ethik  der  Scholastiker , der  Volksprcdigcr  und  der  Beichtvorbereitungen 
macht  den  Dekalog  populär.  S.  v.  Zezschwitz’  Art  Katechetik  in  PRE*.  Dann 
aber  erhielt  damit  auch  die  Gleichung  von  Naturgesetz  und  Dekalog  eine  theo- 
retisch und  praktisch  weit  erhöhte  Bedeutung;  nun  konnte  auch  die  Materie  des 
Dekalogs  aus  dem  Naturgesetz  erläutert  und  erweitert  werden.  Zum  Bestand- 
teil des  Katechismus  wird  der  Dekalog  erst  durch  die  Reformation,  die  überhaupt 
erst  den  Katechismus  schafft.  Vorher  sind  es  Beichtbiicher  für  Ungelehrte,  specu- 
lum  ecclesiae  und  ähnliches,  wo  Dekalog,  Sakramentslehre,  oratio  dominica  und 
symbolum  zusammengestellt  sind.  — Die  Lex  divina  des  Dckalogs  und  des  alten 
Testaments  als  auf  innerweltliche  Vernunftzwecke  bezogen  wird  unterschieden  von 
der  nova  lex  als  auf  den  übernatürlichen  Gnadenzweck  bezogen  und  rein  an  die 
Gesinnung  appellierend  la  2ae  qu.  91  nrt.  5.  Doch  sind  beide  nur  als  lex  perfecta  und 
imperfecta  unterschieden,  dem  Entwickelungsalter  der  Menschheit  entsprechend  und 
die  erste  zur  zweiten  hinführend,  sie  im  Keim  andeutend  und  enthaltend.  Ueber  die 
Gleichung  von  Dekalog  und  Naturgesetz  s.  qu.  98,  mit  dem  Nachweis,  daß  dieses  Ge- 
setz nur  accidentiell  Tod  und  Sündenerkenntnis  bringen  sollte,  dagegen  wesent- 
lich auf  die  G n a d e n e i n g i e ß u n g und  die  Kirche  hin  er- 
ziehen und  vorbereiten  sollte.  Hier  ist  der  paulinisch-augusti- 
nische , nachher  von  den  Reformatoren  aufgenommene  Dualismus  von  Gesetz 
und  Evangelium  am  deutlichsten  zugunsten  einer  aufsteigenden  und  die  inner- 
weltliche  Moral  positiv  cinbcfasscnden  Entwickelung  durchbrochen.  Qu.  98  a.  5: 
Dicendum  quod  lex  vetus  manifestabat  praecepta  legis  naturae  et  super-addebat 
quaedam  propria  praecepta  (d.  h.  die  jüdischen  Zeremonial-  und  Judinalge- 


Digitized  by  Google 


328 


Ernst  Troeltsch, 


Urstandes  und  dem  relativen  Naturrecht  des  Sündenstandes  doch 
nie  vergessen  wird  und  alle  Gegenwart  als  ihrem  Wesen  nach  hin- 
ter dem  Ideal  zurückblcibcnd  charakterisiert.  Daran  hindert  aber 
vor  allem  die  Grundtatsache,  daß  das  eigentliche  christliche 
Sittengesetz  doch  einen  ganz  anderen  sittlichen  Zweck  voraus- 
setzt als  das  Naturgesetz,  daß  cs  in  Wahrheit  doch  eben  nicht  in 
dem  Dekalog  aufgeht,  sondern,  den  Dekalog  als  bloßen  «Keim  und 
Samen«  betrachtend,  ihn  erst  in  einer  mystischen  und  spirituali- 
sierenden  Deutung  durch  das  eigentliche  neutcstamcntlichc  Sitten- 
gesetz als  christlich  bezeichnen  kann.  Die  dem  Mittelalter  eigen- 
tümliche Fassung  des  Christlichen  als  des  Ucbernatürlichen  oder 
vielmehr  die  volle  Hcrausarbeitung  der  Konsequenzen  des  Ueber- 
natiirlichkeitsgcdankcns  ist  das  Entscheidende.  Dieses  Uebernatür- 
liche  liegt  nicht  bloß  im  Wunder  des  Gottmenschen,  im  Wunder  der 
Kirche  und  der  Sakramente,  im  Wunder  der  Erlösung  aus  der  erb- 
sündigen Welt.  Es  hat  nicht  mehr  wesentliche  apologetische  Bedeu- 
tung wie  in  der  alten  Kirche.  Es  entfaltet  sich  als  ein  eigenes  logi- 
sches, religiöses  und  ethisches  Prinzip.  Die  Kreatur  nämlich,  auch 

setze).  Qu.  98  a.  6:  Lex  vetus  disponebat  ad  salutetn  quae  erat  futura  per  Christum 
. . . statim  post  peccatum  pritni  hominis  non  coinpctebat  legem  veterem  dari;  tum 
quia  nondurn  horno  recognoscebat  se  ea  indigere  de  sua  ratione  confisus,  tum  quia 
adhuc  dictamen  legis  naturac  nondurn  erat  obtenebratum  per  consuetudinem  pcc- 
cati.  Oportcbat  hujusmodi  auxilium  quodam  ordine  dari,  ut  per  imperfecta  ad  per- 
feclionem  manducerentur.  Et  ideo  inter  legem  naturae  et  legem  gratiae  oporluit 
legem  veterem  dari.  Ueber  den  systematischen  Charakter  des  Dekalogs  als  Inbe- 
griff des  Naturgesetzes  qu.  100.  Der  Dekalog  beschließt  das  ganze  Naturgesetz 
virtuell  a.  3 : Utraquc  horum  praeceptorum  contincntur  in  praeceptis  decalogi.  Nam 
illa,  quae  sunt  prima  et  communia  contincntur  in  eis,  sicut  principia  in  conclusioni- 
bus  proximis.  illa  vero,  quae  per  sapientes  cognoscuntur,  contincntur  in  eis  e con- 
verso  sicut  conclusiones  in  principiis.  Andererseits  aber  ist  der  Dekalog  auch 
identisch  mit  dem  christlichen  Gesetz  und  verteilen  sich  seine  zwei  Hälften  auf  die 
Goltesliebe  und  Bruderliebe,  s.  die  Abhandlung : »Expositio  in  duo  praeccpta  cari- 
tatis  et  in  decem  legis  praecepta.  Nicht  zu  übersehen  ist  die  materielle  Wir- 
kung dieser  Gleichung,  sie  färbt  durch  beständige  Einfügung  alttcstamcntlicher 
Ethik  (vgl.  auch  das  Verfahren  in  de  regimine  principis)  das  Naturrecht  materiell; 
und  auch  die  Rezeption  der  aristotelischen  Lehre  ist  doch  dadurch  bedingt,  daß 
in  ihr  die  konservativen,  antikapitalistischen,  auf  Mäßigkeit  und  Selbstbeschrän- 
kung gerichteten  Züge  hervorgehoben  sind.  Es  ist  doch  nirgends  reiner  Aristote- 
lisinus,  sondern  immer  ein  biblisch  untermischter.  Freilich  wäre  irn  einzelnen  die 
Rückwirkung  dieser  biblisch-christlichen  Elemente  auf  Fassung  und  Deutung  der 
aristotelischen  Ethik  erst  zu  untersuchen,  s.  Feugueray  S.  204,  Thümes  10 1 f. 
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die  vollkommene,  ist  bloß  natürlich,  hat  nur  natürliche  Gesetze  und 
Zwecke.  Uebernatürlich  ist  allein  Gott,  und  das  Wesen  der  christ- 
lichen Uebcrnatürlichkeit  ist  daher,  daß  sie  die  Kreatur  über  die 
konnaturalen  Grenzen  erhöht  zu  Gottes  eigener  Uebernatürlich- 
keit,  zur  Teilnahme  am  Wesen  Gottes.  Die  natürliche  Religion 
und  Ethik  ist  Gotteserkenntnis  und  Befolgung  von  Gottes  Gesetz. 
Aber  die  übernatürliche  Religion,  der  übernatürliche  Zweck  und 
das  übernatürliche  Gesetz,  kurz  die  Uebcmatur,  das  ist  die  von  der 
Gnadenwillkür  Gottes  verliehene  Ueberschrcitung  der  Grenzen  der 
Natur,  das  gnaden  weise  geschenkte  Schauen  Gottes,  wie  er  sich  selbst 
sieht.  Die  Aufgaben  der  Vermittelung  sind  daher  nicht  mehr  wie 
in  der  alten  Kirche  die  einer  Vermittelung  zwischen  vollkommenem 
und  relativem  Naturrecht,  sondern  zwischen  Naturrecht  und  Ueber- 
natur  überhaupt.  Die  crstcre  Aufgabe  tritt  zurück  hinter  der 
zweiten,  und  insbesondere  alle  Ethik  und  Sozialphilosophie  beruht 
in  letzter  Linie  nun  auf  der  Vermittelung  von  Natur, 
vollkommener  oder  unvollkommener  Natur,  mit 
der  Uebernatur  ,1IU). 

Der  Dekalog  ist  in  Wahrheit  noch  nicht  das  christliche  Sitten- 
gesetz, und  das  mit  jenem  einige  Naturgesetz  steht  dem  eigentlich 
christlichen  Sittengesetz,  der  nova  lex,  so  nah  und  so  fern,  wie  eben 
auch  der  Dekalog.  Es  ist  Vorstufe  und  Vorbereitung,  und,  wenn  das 
Naturgesetz  damit  biblisch  begründet  und  getragen  ist,  so  ist  es  um 
deswillen  doch  nur  indirekt  christianisiert.  Biblisch  ist  offenbarungs- 
mäßig aber,  nicht  ohne  weiteres  christlich ; denn  die  Bibel  stellt  für  Tho- 
mas einen  univcrsalhistorischen  Entwickclungsgang  mit  Stufen  dar. 
Der  Dekalog  bleibt  in  der  Gesetzgebung  Christi  erhalten  als  Vorstufe 
und  Einleitung  zur  christlichen  Sittlichkeit  und  als  Anleitung  zur  äuße- 
ren Ausführung  ihrer  neuen  Gesinnungsmotive.  Die  Eormel  des 
eigentlich  christlichen  Sittengesetzes  aber  ist  die  Augustinische  Eormel 
von  der  Gottesliebe  als  dem  absoluten  und  höchsten,  schlechthin 
einfachen  sittlichen  Zweck,  in  welchem  Zweck  die  Forderung  der 

n*‘)  S.  hierüber  sehr  charakteristisch  Denifle,  »Die  katholische  Kirche  und 
das  Ziel  der  Menschheit«  1906,  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Gesellschaft.*- 
lehre,  wesentlich  auf  Thomas  beruhend;  auch  Mausbach:  »Christentum  und  Welt- 
moral«  1905.  Gegenüber  dem  Sündcnfall  der  modernen  weltlichen  und  indivi- 
dualistischen Kultur  erscheint  hier  die  kirchliche  Kultur  als  eine  ganz  anderartige, 
auf  völlig  fremden  Grundbegriffen  beruhende  Welt.  Freilich  ist  dann  auch  das, 
was  für  das  M.A.  weit  und  groß  war,  in  dieser  Gegensätzlichkeit  eng  und  völlig 
weltfremd. 
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Gottesliebe  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  durch  Selbsthei- 
ligung, Selbstverleugnung,  Kontemplation  und  die  der  Nächsten- 
liebe durch  gemeinsame  Bezogenheit  aller  auf  Gott,  gemein- 
same Verbundenheit  aller  in  Gott  und  innigste  gegenseitige 
Aufopferung  in  Gott  enthalten  ist.  Es  ist  die  Selbstliebe  in  Gott, 
die  nicht  das  natürliche,  sondern  das  gottgeeinigte  Selbst  liebt,  und 
die  Bruderliebe  in  Gott,  die  nicht  den  natürlichen  Mitmenschen, 
sondern  den  Bruder  in  Gott  liebt.  Das  sind  die  in  der  ganzen 
Scholastik  immer  wiederkehrenden  Formeln.  Diese  eigentlich  christ- 
liche Ethik  wird  nur  durch  die  eingegossenen  Kräfte  der  sa- 
kramentalen Gnade  möglich,  hat  ihren  eigentlichen  Ausdruck  in 
der  Ecclesia  militans  und  triumphans , betätigt  sich  in  der 
höheren  Moral  der  Askese  uud  Carität,  und  verleiht  einen  ihr 
eigentümlichen  himmlischen  Lohn,  die  visio  beatifica  Dei,  womit 
Gottes  Gnade  sein  eigenes  im  Menschen  vollzogenes  Erlösungs- 
und Erhöhungswerk  krönt.  Diese  mystisch  gedeutete  evange- 
lische Ethik  bildet  einen  unverkennbaren  scharfen  Gegensatz  ge- 
gen die  innerweltliche  Ethik  des  Naturgesetzes,  des  Aristoteles, 
des  Dekalogs  und  der  geordneten  allgemeinen  Wohlfahrt,  wie  das 
ja  bei  der  ganzen  Grundanlage  der  christlichen  Ethik  nicht  an- 
ders möglich  ist  und  im  Leben  der  mittelalterlichen  Gesellschaft 
in  dem  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche,  von  Laien,  Religiösen 
und  Priestern  klar  zutage  lag  und  auch  in  der  sittlichen  Forderung 
an  den  einfachsten  Laien  sich  noch  geltend  machte.  Auch  wenn 
die  Gotteslicbc  in  gewissem  Sinn  mit  zum  Naturgesetz  gehört  und  aus 
der  aristotelischen  Betonung  der  theoretischen  Tugenden  entwickelt 
wird,  so  genügt  das  doch  nicht  zum  Ausdruck  des  vollen  christ- 
lichen Ethos ; es  leitet  nur  zu  ihm  hin,  ist  aber  auch  abgesehen 
von  seiner  erbsündigen  Trübung  noch  nicht  identisch  mit  der 
eigentlichen  und  vollen  christlichen  Gottesliebe;  cs  ist  nur  die 
natürliche  Gottesliebe  aus  eigener  Kraft,  noch  nicht  die  über- 
natürliche, durch  die  Sakramente  allein  einzugießende  Gottesliebe. 

Theoretisch  kommt  das  wieder  am  besten  und  charakteristi- 
schesten zum  Ausdruck  in  der  jetzt  erst  klar  durchgebildeten 
Urstandslehre;  sie  bildet  einen  Hauptfortschritt  gegenüber 
der  patristischen  Theologie.  Hier  wird  grundlegend  die  »kon- 
naturale»  Vollkommenheit  des  Menschen  in  den  Grenzen  seiner 
vernünftigen  Natur  unterschieden  von  einer  »die  Natur  exze- 
dierenden«,  schon  im  Urständ  durch  reines  Gnadenwunder,  wenn 
auch  ohne  priesterliches  Sakrament  von  Gott  unmittelbar  ver- 
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liehenen,  Vollkommenheit.  Das  absolute  Naturgesetz  und  die 
vollendete  praktische  Vernunft  hätte  nur  Vernunftzwecke,  nur 
ein  bonum  naturae,  nur  eine  natürliche  Gottesliebe,  nur  eine 
natürliche  Menschenliebe,  und  mit  alledem  nur  einen  natür- 
lichen Lohn  verwirklichen  können.  Zu  diesem  bloß  konnatu- 
ralen  Naturgesetz  kommt  nun  aber  — nach  der  Meinung  mancher 
durch  cs  vorbereitet  — , die  übernatürliche  Gnadenvollkommen- 
heit einer  mystischen  Gottesgemeinschaft  und  mystischen  Bruder- 
liebe mit  einem  übernatürlichen  himmlischen  Lohn  hinzu. 
Es  ist  die  similitudo  Dei,  die  zur  bloßen  imago  Dci  hinzugefügt 
wird,  die  Gott  der  menschlichen  Natur  nach  ihrem  Wesen  zu  ver- 
leihen nicht  genötigt  gewesen  wäre,  die  reine  Gnadengabc  und 
»Ucbcrnatur«  ist120).  Diese  similitudo  bildet  daher  das  Hauptinter- 
esse der  Urstandslehre ; das  absolute  Naturgesetz,  das  in  der 
alten  Kirche  wie  in  der  Stoa  die  Urstandslehre  beherrscht  hatte, 
tritt  jetzt  dahinter  an  Wichtigkeit  zurück.  Der  Jammer  des  Siin- 
denfallcs  ist  daher  nicht  sowohl  der  Verlust  des  absoluten  Na- 
turgesetzes und  der  ihm  entsprechenden  Lebensformen  als  der 
Verlust  des  mystischen  Gnadenwunders,  nach  dessen  Verlust 
durch  eigene  Schuld  auch  die  verbleibende  Erkenntnis  des  bloßen 

,,0j  Altes  und  neues  Gesetz  s.  Werner  II  571,  die  Formulierung  des  neuen 
mystischen  Sittengesetzes  Werner  II  583,  die  ausführliche  Darlegung  Summa  [a 
2ae  qu.  106 — 108;  die  Analyse  des  neutestamentlichen  Gesetzes  im  Anschluß  an 
Augustin,  und  wie  dieser  statt  auf  den  Dekalog  auf  das  Naturrecht  sich  berufend 
qu.  10S  art.  3.  S.  außerdem  den  Traktat  de  fine  la  2ae  qu.  1 — 5,  den  Schlüssel 
der  ganzen  Ethik,  die  mit  Augustin  vom  Zwcckbcgriffe  aus  arbeitet  und  dem  ncu- 
plalonisch-inystisch-chrisllichen  Zweck  der  Seligkeit  und  Gottesschauung  den  ari- 
stotelischen Zweck  der  Wohlfahrt,  Ordnung  und  Vollentfaliung  der  geistigen  und 
leiblichen  Kräfte  und  Tätigkeiten  eingliedert  und  unterordnet  als  einen  Mittelzweck, 
dessen  Erreichung  für  den  Anis  ultimus  disponiert  und  vorbereitet.  S.  auch  Heinrich 
»Lehrbuch  der  kath.  Dogmatik«  S.  269  f.  S.  auch  ia  2ae  qu.  109  a.  3:  Natura 
diligit  Deum  super  omnia , prout  est  principium  et  Anis  n a t u r a 1 i s boni. 
Caritas  aulem  (d.  i.  die  sakramental  gewirkte  mystische  Tugend  der  nova  lex,  die  alle 
anderen  mystisch-supranaturalen  Tugenden  in  sich  enthält),  secundum  quod  est  ob- 
jectum  beatitudinis  et  secundum  quod  homo  habet  quandum  socictatem 
spiritualem  cum  Deo.  Addit  etiam  caritas  super  naturalem  dilectionem 
Dei  promptitudinera  quandum  et  delectationem,  sicut  habitus  quilibet  virtutis  (d.  Ii. 
die  sakramentale  Wundersittlichkeit)  addit  super  actum  bonum,  qui  fit  ex  sola 
naturali  ratione  hominis.  Daher  hat  auch  die  naturgesetzliche  Vernunftsittlichkeit 
einen  natürlichen,  die  mystische  Gnadensittlichkeit  einen  übernatürlichen  Lohn ; 
es  gibt  eine  natürliche  Seligkeit  des  Naturgesetzes  und  eine  übernatürliche  des 
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Naturgesetzes  zum  übernatürlichen  Heil  gar  nichts  helfen  kann  und 
überdies  zur  Strafe  verdunkelt,  durch  Schuldbewußtsein  unsicher 
gemacht  ist  und  daher  die  sinnlichen  Naturtriebe  und  Passionen 
nicht  mehr  durch  die  Vernunft  beherrschen  kann;  es  wandelt  sich 
in  das  relative  Naturrecht ; aber  der  Abstand  des  letzteren  gegen 
das  erstere  ist  bei  aller  Schmerzlichkeit  doch  jetzt  nicht  mehr 
die  entscheidende  Tatsache ; das  Entscheidende  liegt  jetzt  im 
Verlust  jenes  Gnadenwunders.  Der  gleiche  Sachverhalt  zeigt  sich 
nicht  minder  klar  als  bei  der  Urstandslehre,  in  der  Erlösungs- 
lehre selbst.  Die  Erlösung  muß  die  Ur-  und  Erbsünde  jenes 
Verlustes  vergeben,  muß  die  mit  ihnen  eingetretene  Verwundung 
und  Verderbung  auch  der  naturgesetzlichen  Kräfte  des  Menschen 
büßen  und  heilen.  Aber  die  Hauptsache  ist,  daß  sie  durch  die 
Sakramente  überdies  jenes  mystische  Gnadenwunder  der  »Ucber- 
natur«  erneuert  und  in  den  eingegossenen  Tugenden  und  Habi- 
tus wieder  jene  die  Grenzen  des  Naturgesetzes,  der  natürlichen 
Gottesliebe  und  der  natürlichen  Seligkeit  cxzcdicrende  Wunder- 
sittlichkeit der  Uebematur  verleiht.  In  der  Erlösung  handelt  es  sich 
nicht  mehr  um  tunlichste  Wiederherstellung  des  absoluten  Naturge- 
setzes vermittelst  der  Kirche,  sondern  um  eine  mystische  Seligkeit  und 

Gnadengesetzes,  Werner  II  519.  Qu.  1 1 4 a.  2:  Vita  aeterua  est  quoddam  bonum 
excedens  proportionem  naturae  creatae,  quia  etinm  excedit  cognitionem  et  desiderium 
ejus  . . Et  inde  est  quod  nulla  creatura  creata  est  sufficiens  principium  actus  meri- 
torii  viiae  aetemae  {also  auch  ganz  abgesehen  von  der  Sünde,  auch  vom  Stand- 
punkt des  absoluten  Naturrechts  aus),  nisi  superaddatur  aliquod  supematuralc 
donum  quod  gratia  dicitur  (und  zwar  im  Urständ  sogut  wie  im  Sündenstand,  in 
welch  letzterem  zu  dieser  Gratia  nur  die  Heilung  und  Vergebung  der  Erbsünde 
hinzukommt).  Ueber  den  Aufstieg  vom  einen  zum  andern  Thömes  S.  58  : »Thomas 
hujus  vitae  bona,  nec  solum  illa,  quae  in  eruditione  animae  sed  illa  quoque,  quac 
in  corporis  bona  condicione  ceterisque  rebus  exterioribus  ponuntur,  multuni  ad 
beatitudinem  »imperfectam,  quac  in  hac  vita  haben  possiw  vale  re  dcclaravit,  sive 
ut  »praeambula  vel  praeparatoria«,  sive  ut  »perficientia«  sive  ut  »adjuvantia  extrinse* 
cus«  sive  ut  »concomitantia«.  Eam  ob  causam  inultam  artem  dialccticam  magnumque 
Studium  in  id  consumpsit,  ut  rectum  et  verum  hujus  vitae  bonorum  faccret  ordinem 
gradusque  recte  disponeret«.  Ebenso  Feugueray  S.  31,  37,  38.  — Ueber  die 
augustinischc  Deutung  der  neutcstamentlichen  Ethik  und  ihr  Verhältnis  zu  dieser 
selbst  s.  die  Bemerkung  des  ersten  Stückes  S.  328 ; ich  halte  die  Deutung  für  zu- 
treffend, wenn  man  von  der  Einführung  der  intellektualistischen  und  substanziellen 
Mystik  absieht  und  eben  damit  den  ganzen  UebematUrlichkcitsgedanken  bei  Seite 
läßt.  Auch  in  der  Ethik  des  Evaugeliutns  ist  der  religiöse  Zweck  das  alles 
bestimmende  und  organisierende  Zentrum,  nur  daß  die  Einigung  mit  Gott  eine 


Digitized  by  Google 


Die  Soziallehren  der  christlichen  Kirchen. 


333 


Liebe,  die  im  Jenseits  ihre  Vollendung  in  der  Gotteinigkeit  und 
in  der  Liebeseinigkeit  der  Geister  in  Gott  findet  und  dann  mit 
dem  Naturgesetz  überhaupt  nichts  mehr  zu  tun  hat,  das  bei  ab- 
soluter wie  relativer  Gestalt  doch  immer  an  die  sinnlich-körper- 
liche Wirklichkeit  und  an  die  natürliche  Endlichkeit  gebunden 
bleibt. 

Der  Gegensatz  zwischen  Welt  und  Gottesreich,  zu  dem  das 
altchristliche  Ethos  sich  folgerichtig  verdichtet  hatte,  ist  erhalten 
geblieben,  aber  er  ist  jetzt  völlig  anders  geartet  als  in  der  alten 
Kirche ; und  wenn  es  wesentlich  Augustins  Gedanken  sind,  die 
damit  zur  Auswirkung  kommen,  so  stellt  der  Gegensatz  sich  doch 
in  dieser  Ausarbeitung  immer  noch  anders  dar  als  bei  Augustin. 
Er  ist  nicht  mehr  der  einer  mit  dem  absoluten  stoischen  Na- 
turgesetz einigen  kirchlichen  Ethik  gegen  das  relative  Natur- 
recht der  römischen  Gesellschaftsordnung,  wobei  man  teils  sich 


Einigung  des  Willens  mit  dem  Gotteswiilen  im  ethischen  Gehorsam  ist  und  daß 
die  Bruderliebe  die  Offenbarung  und  Wirkung  der  Gottesgesinnung  ist,  gerade  in 
ihrer  ethischen  Leistung  und  umgekehrt  von  der  ethischen  Leistung  auch  zu  Gott, 
zum  wahren  Gotteswiilen  und  der  wahren  Gottesgesinnung  hinfilhrt.  Insofeme  halte 
ich  meine  Sätze  gegen  Harnacks  Einwendungen,  I'reuß.  Jahrbb.  Märzheft  1907,  auf- 
recht. Der  Protestantismus  bleibt  in  diesem  Punkt  an  Klarheit  hinter  der  augustini- 
schen  Ethik  zurück,  indem  er  teils  das  christliche  Sittengesetz  in  den  Dekalog  ver- 
legt, teils  überhaupt  auf  jede  Formel  für  dasselbe  verzichtet  und  nur  von  Aus- 
wirkung des  Glaubens  redete.  Eben  deshalb  stellt  sich  aber  auch  für  den  Katholi- 
zismus das  Problem  der  christlichen  Ethik,  das  direkt  aus  dem  religiösen  Zweck 
motivierte  Ethos  mit  dem  nicht  direkt  aus  jenem  motivierbaren  Ethos  zu  vereinigen. 
Das  Problem  hat  natürlich  auch  für  den  Protestantismus  bestanden  und  wir  werden 
sehen,  welche  Schwierigkeiten  es  ihm  bereitet  hat.  Der  scholastisch-augustinischc 
Problemansatz  selbst  ist  aber  jedenfalls  sachgemäß  und  der  Grundtendenz  des  christ- 
lichen Glaubens  entsprechend.  Vgl.  hierzu  F.  J.  Schmidt : »Goltcsliebe  und  Nächsten- 
liebe« (Preuß.  Jahrbb.  1908  Aprilheft),  der  zu  der  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
Hamack  und  mir  Stellung  nimmt  und  meiner  Auffassung  beitritt.  Freilich  tut  er  es 
rein  spekulativ-dogmatisch  durch  Deduktion  aus  der  christlichen  Idee.  Ich  habe 
meinerseits  die  Begriffsbestimmung  rein  empirisch  aus  dem  Evangelium  aufgenommen, 
und  erst  später  hei  diesen  Studien  gesehen,  wie  nahe  verwandt  diese  Deutung  der 
nugustinisch-scholastischen  ist,  nur  freilich  immer  mit  Abzug  des  mystisch-intcllek- 
tualistischen  und  sakramentalen  Einschlages.  Schmidt  bemerkt  gar  nicht,  wie  seine 
Formeln  sich  fast  wörtlich  mit  denen  der  Viktoriner,  Augustins  und  des  Thomas 
treffen.  Diese  Analysen  werden  in  der  protestantischen  Literatur  leicht  unterschätzt 
und  von  der  nicht-theologischen  leicht  ignoriert;  sie  enthalten  aber  in  Wahrheit 
viel  richtiges  Gefühl  und  scharfsinnige  Konstruktion. 
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in  die  unabänderliche  Ordnung  fügt,  teils  sie  innerhalb  der  Kirche 
nach  Möglichkeit  überwindet.  Der  Gegensatz  besteht  vielmehr 
zwischen  zwei  Zweckstufen,  zwischen  der  mystischen  Uebernatur 
und  ihrer  jenseitigen  Seligkeit  einerseits  und  dem  Naturgesetz 
überhaupt  andererseits,  wobei  der  Unterschied  zwischen  dem  abso- 
luten Naturgesetz  des  Urstands  und  dem  relativen  des  Sünden- 
stands verhältnismäßig  gleichgültig  geworden  ist;  beide  stehen 
als  Natur  der  Uebernatur  gegenüber.  Der  Zweckstufe  der  inner- 
weltlichen Ethik  des  Naturgesetzes  mit  dem  Vernunftzwecke  der 
Organisation,  Einheit  und  Wohlfahrt  der  Menschheit  in  allen 
geistigen  und  materiellen  Gütern  steht  die  Zweckstufe  der  überwelt- 
lichen Ethik,  des  christlichen  Sittengesetzes,  gegenüber,  innerhalb 
deren  alles  abzielt  auf  die  sakramental  bewirkte  Einigung  mit  der 
göttlichen  Lebenssubstanz  und  in  der  göttlichen  Lebenssubstanz. 
Daher  steht  auch  der  Dekalog  als  Inbegriff  des  Naturgesetzes 
und  als  Offenbarung  an  ein  partikulares  Volk  unter  dem  Sitten- 
gesetz Christi  und  bedarf  für  seine  Christlichkeit  erst  der  Deutung 
aus  diesem.  An  Stelle  des  mehr  ethisch-praktischen  stoisch-christ- 
lichen Gedankens  der  in  Gott  freien  Persönlichkeit  und  der  ohne 
Recht  und  Gewalt  human  geeinten  und  sich  gegenseitig  dienenden 
Menschhcitsgcmeinschaft  steht  die  Verbindung  des  sakramentalen 
Wundergedankens  mit  neuplatonischer  und  christlicher  Mystik. 
Der  zu  überwindende  Gegensatz  ist  nicht  mehr  in  erster  Linie 
der  einer  partikular  zerteilten,  auf  Recht  und  Gewalt  und  Selbst- 
sucht sich  stützenden  Gesellschaft  gegen  das  universale  Licbesrcich 
der  Gotteskindschaft,  sondern  der  Gegensatz  zwischen  der  ihr 
vernünftiges  Gesetz  auswirkenden  Natur  und  dem  eigentlich-christ- 
lichen Lebensziel  des  sakramental- mystischen  Gnadenwunders, 
zwischen  dem  aus  der  ersten  folgenden  natürlich-christlichen  Ge- 
sellschaftssystem des  Weltlebens  und  der  aus  der  letzteren  folgen- 
den Gemeinschaft  der  mystischen  Liebe  und  Seligkeit.  Die  Ver- 
mittelungsaufgabe ist  nunmehr  eine  doppelte : nicht  nur  absolutes 
und  relatives  Naturgesetz,  sondern  vor  allem  Natur  und  Ueber- 
natur sind  zu  vermitteln. 

Die  neue  Formulierung  des  Gegensatzes  ist  umfassender  und 
prinzipieller.  So  ermöglicht  sie  auch  eine  neue  und  prinzipiellere, 
damit  das  Weltlcbcn  sicherer  anerkennende  und  zugleich  sicherer 
eingrenzende  Lösung.  Das  ist  ja  auch  durch  den  Gedanken  einer 
Einheitskultur  notwendig  gefordert  und  dient  seinerseits  wieder 
diesem  Gedanken  als  Grundlage.  Hierin  kommt  dann  auch  das 
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eigentlich  Neue  in  der  Theorie  des  Mittelalters  zum  Vorschein, 
und  es  ist  nur  natürlich,  daß  von  diesem  Neuen  aus  auch  die 
Grundlagen  der  christlichen  Ethik  sich  verschieben ; nur  ist  im 
Auge  zu  behalten,  daß,  wenn  diese  Verschiebung  zu  Gunsten  einer 
größeren  Anerkennung  des  Weltlcbens  stattfindet , darin  nicht 
bloß  eine  Fortentwickelung  der  Theorie  liegt,  sondern  die  Wir- 
kung der  tatsächlichen  relativen  Christianisierung  des  Weltlebens 
sich  durchsetzt.  Der  Aristotelismus,  mit  Hilfe  dessen  diese  Fort- 
entwickelung stattfand,  ist  von  der  Pariser  Universität  und  dann 
von  den  Päpsten  ausdrücklich  verworfen  worden,  genau  wie  heute 
der  sog.  Modernismus.  Wenn  er  sich  schließlich  doch  durchge- 
setzt hat,  so  ist  die  Ursache  davon  der  Umstand,  daß  seine  Re- 
zeption Probleme  des  praktischen  Lebens  und  prinzipiellen  Den- 
kens löste  und  doch  dem  obersten  religiösen  Grundgedanken  sich 
unterstellen  ließ.  Die  Ueberwindung  liegt  nämlich  nicht  mehr 
bloß  in  der  Anerkennung  der  weltlichen  Ordnungen  als  der 
Aeußerungen  des  relativen  Naturrechts,  wobei  dann  ja  doch  die 
mit  dem  absoluten  Naturrecht  identische  Ethik  der  Kirche  kein 
rechtes  innerliches  Verhältnis  zu  ihnen  finden  konnte.  Die  Ueber- 
windung liegt  vielmehr  in  dem  Gedanken  einer  Stufenfolge. 
Wie  der  Hauptgegensatz  der  von  Natur  und  Gnade  ist,  so  ist 
die  Ueberwindung  des  Gegensatzes  die  Annahme  eines  Stufen- 
verhältnisses, das  in  der  Pintfaltung  der  Vernunft  von  der  Natur 
oder  dem  Naturgesetz  emporführt  zur  Gnade.  Der  das  ganze 
System  durchdringende  aristotelische  Entwickelungsgedanke,  der 
überall  die  Potenzen  durch  die  formende  Vernunftkraft  gestaltet 
werden  läßt,  wird  auch  auf  dieses  Verhältnis  angewendet.  Die 
Entfaltung  des  Vernunfttriebes  oder  des  Naturgesetzes  schafft 
die  Vorbereitungen,  an  die  im  Urständ  schon  das  Gnadenwunder 
der  mystischen  Sittlichkeit  ankniipfen  konnte,  und  sie  schafft 
ebenso  im  Sündenstand  durch  die  Wirkungen  des  relativen  Natur- 
gesetzes und  der  relativen  Vernunfteinsicht  die  Dispositionen  und 
Vorbereitungen,  auf  denen  der  Ucberbau  der  Gnadensittlichkeit 
zugleich  mit  den  Büßungen  und  Vergebungen  für  die  sündhafte 
Verderbung  der  Natur  sich  aufbauen  kann.  Absolutes  und 
relatives  Naturrecht  sind  schließlich  beide  gleicher  Weise  als  Vor- 
stufe und  Voraussetzung  dem  Gnadenwunder  untergeordnet,  und 
die  zwischen  ihnen  bestehende  Differenz  ist  verhältnismäßig 
geringfügig  gegenüber  der  von  Natur  und  Gnade  überhaupt. 
Absolutes  und  relatives  Naturrecht  rücken  nah  zusammen  als 
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verschiedenen  Lagen  entsprechender  Ausdruck  der  Vernunft  und 
weihen  damit  die  natürlich-sozialen  Bildungen  zum  Ausdruck  der 
Gottesvernunft.  Aber  diese  Vernunft  ihrerseits  ist  dann  unterge- 
ordnet als  Vorbedingung  und  Disposition  unter  die  Gnade.  Da- 
mit wird  der  aristotelische  Entwicklungsgedanke  eingetragen  in 
den  neuplatonischen  Gedanken  vom  Aufstieg  der  Seele  von 
den  politischen  Tugenden  zu  den  kontemplativ-theoretischen 
und  von  diesen  zur  mystischen  Gottesanschauung,  welch  letztere 
dann  freilich  erst  durch  das  Wunder  der  Gnadensittlichkeit  möglich 
wird.  So  ist  dann  der  natürlich-soziale  und  ethische  Vernunft- 
unterbau dem  Ganzen  völlig  eingegliedert,  gerechtfertigt  als  Aus- 
druck derselben  Gottesvernunft , die  auch  im  Dekalog  sich 
offenbart,  und  doch  zugleich  als  bloße  Vernunft  untergeordnet 
unter  die  sakramentale  kirchliche  Wundersphäre  mit  ihrer  höheren 
Sittlichkeit.  Die  Vernunftsittlichkeit  und  die  natürlich-soziale 
Welt  ist  die  Vorstufe  der  Gnade  und  mit  dieser  zusammengefaßt 
durch  den  gemeinsamen  Ausgang  beider  aus  Gott,  durch  die  von 
Gott  gestiftete  kontinuierliche  Emporlcitung  aus  der  Vernunft  und 
Natur  zu  der  Gnade,  wobei  die  Korruption  der  Vernunft  und 
des  natürlich-sozialen  Systems  im  Sündenstande  doch  den  Ver- 
nunftcharakter nicht  soweit  austilgt,  daß  er  nicht  mehr  ordnend, 
disponierend  und  vorbereitend  für  die  Gnade  wirken  könnte.  Auf 
diese  Weise  ist  nun  die  Welt  der  sozialen  Bildungen  ratio- 
nalisiert und  christianisiert  und  zugleich  doch  dem  höheren  abso- 
luten Zwecke  der  mystischen  Sittlichkeit  als  Mittel  und  Voraus- 
setzung eingegliedert.  Die  alte,  mit  Hilfe  der  Stoa  gefundene 
Ausgleichung  dauert  fort  in  der  Behandlung  und  Betrachtung 
der  Sozialgebilde  als  Ausfluß  der  mit  dem  Dekalog  identischen 
Gottesvernunft;  aber  darüber  erhebt  sich  die  neue  weitergreifende 
Ausgleichung,  die  jene  Sozialgebilde  als  Unterstufe  der  Gnaden- 
sittlichkeit betrachtet.  Zu  der  mit  Hilfe  der  Stoa  gefundenen 
Ausgleichung  kommt  die  mit  Hilfe  des  Neuplatonismus  konstruierte, 
und  den  Uebergang  von  der  ersten  zur  zweiten  hilft  die  aristotelische 
Lehre  von  einer  aufsteigenden  Reihenfolge  der  Zweckstufen  finden, 
von  einer  beständigen  Ueberbauung  der  bereits  erreichten  Stufe, 
die  dann  zur  Potenz  für  einen  neuen  Aktus  wird.  Die  dem  Dcka- 
log  und  dem  Naturrccht  entsprechende  Vernunftethik  und  Vernunft- 
ordnung ist  die  Potenz,  die  durch  den  Aktus  der  Gnade  und  die 
von  ihm  geschaffenen  Habitus  der  übernatürlichen  Tugenden  erst 
richtig  geformt  und  geleitet  wird.  Die  katholische  Kultur  ist  das 
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von  der  Gnadensittlichkeit  > formierte«  (relative)  Naturrecht  des 
Sündenstandes.  So  kann  diese  Ethik,  solange  sie  von  dem  Vernunft- 
trieb und  den  naturgesetzlichen  Sozialbildungcn  spricht,  einen 
zwar  den  Gemeinsinn,  die  Liebe  und  die  Freiheit  nach  Möglich- 
keit betonenden,  aber  doch  völlig  inncrwcltlich-rationellcn  Charak- 
ter tragen  und  völlig  in  der  Weise  des  Aristoteles  und  der  Araber 
die  geistleibliche  Eudämonie  zum  Zwecke  und  Organisationspunkt 
der  Moral  machen  und  dann  doch  dieses  Ganze  der  naturgesetz- 
lichen Ethik  einem  über  sie  übergreifenden  Organismus  der  Ver- 
wirklichung des  absoluten  religiösen  Zwecks  einordnen  als  Mittel- 
zweck und  Voraussetzung,  die  nur  berechtigt  sind,  wenn  sie 
überall  auf  die  Dienste  für  den  absoluten  Zweck  bezogen  werden. 
Die  alte  Kirche  hatte  mit  den  ethisch-sozialphilosophischen  All- 
gemeinbegriffen der  Stoa  gearbeitet  und  ihnen  die  Wundergemein- 
schaft der  Kirche  als  durch  die  Sünde  noch  gebrochene  Wieder- 
herstellung der  vollendeten  Vernunftethik  gcgenübergestelit.  Die 
thomistische  Ethik  arbeitet  mit  den  ethisch-sozialphilosophischen 
Begriffen  des  Aristoteles  und  des  Neuplatonismus  und  stellt  den 
ersteren  eine  Verbindung  der  kirchlichen  Uebernatürlichkeit  mit 
dem  letzteren  gegenüber,  in  der  die  kirchliche  universale  Gnaden- 
anstalt und  Wundergemeinschaft  als  ein  prinzipiell  übervernünftiges 
Reich  der  durch  göttlichen  Gnadeneingriff  verliehenen  Mystik 
erscheint. 

So  geschlossen  nun  aber  dieser  Aufbau  erscheint  und  soweit 
er  über  die  altkirchlichen  Lehren  hinausgeht,  so  sehr  sind  in 
ihm  doch  auch  die  altkirchlichen  Gegensätze  erhalten  geblieben. 
Sie  halten  sich  nur  auf  einer  tieferen  Linie.  Das  ist  stets 
im  Auge  zu  behalten,  um  diese  Einheitskultur  nicht  für  christ- 
licher zu  halten,  als  sie  wirklich  ist.  Ihre  Christlichkeit  ist  un- 
mittelbar nur  durch  die  Herrschaft  der  Gnadensittlichkeit  und  des 
Gnadenorganismus  bewirkt,  aber  der  beherrschte  Stoff  der  Welt 
ist  nirgends  direkt  christianisiert.  Der  Glaube  an  die  Göttlichkeit 
und  Biblizität  des  seine  eigene  Logik  besitzenden  Naturrechtes 
ist  in  Wahrheit  das  eigentliche  Mittel  der  Christianisierung, 
und  diese  ist  insofern  doch  nur  eine  indirekte.  Daher  bleibt 
die  Fundamentalvoraussetzung  der  katholischen  Ethik  bis  heute 
neben  der  kirchlichen  Theokratie  formell  das  Prinzip  des  bi- 
blisch anerkannten  rationalen  Naturrechtes  und  inhaltlich  eine  Fas- 
sung des  Naturrechtes,  die  den  alttestamentlich- patriarchalischen 
und  aristotelisch-konservativen  Zügen  entspricht  und  damit  auch  die 
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soziale  Wirklichkeit  des  Mittelalters  in  den  Grundzügen  als  Ausdruck 
der  Vernunft  betrachtet.  Die  eigentlich  christliche  Ethik  dagegen 
bewegt  sich  auf  der  Stufe  der  sakramentalen  Gnadensittlichkeit 
und  greift  in  die  Naturstufe  nur  durch  die  alles  umfassende  Theo- 
kratie der  Kirche  ein.  Die  eigentlichen  Regeln  des  innerwelt- 
lichen Lebens  selbst  fließen  daher  auch  jetzt  noch  nicht  direkt 
aus  dem  christlichen  Ethos,  sondern  aus  Naturrecht,  Aristoteles, 
Dekalog  und  altem  Testament.  An  eine  christliche  Sozialreform  und 
Sozialgestaltung  ist  auch  jetzt  direkt  nicht  gedacht,  sondern  nur  die 
den  christlichen  Ideen  untergeordneten  naturrechtlich-alttcstament- 
lichen  Gesetze  regeln  von  selbst  die  weltlichen  Sozialbildungen 
in  einem  indirekt  christlichen,  auf  die  christliche  Ethik  disponie- 
renden Sinne.  Der  Gegensatz  ist  gemildert,  aber  nicht  aufgehoben. 
Die  christliche  Einheitskultur  verdankt  ihre  Einheit  nicht  direkt 
den  christlichen  Ideen,  sondern  den  von  den  christlichen  Ideen 
beherrschten  und  angeeigneten  naturrechtlich-aristotelisch-alttesta- 
mentlichen,  wobei  das  Naturrecht  theoretisch  stark  der  christ- 
lichen Idee  konformiert  und  praktisch  in  einer  der  christ- 
lichen Idee  entgegenkommenden  Gesellschaftsordnung  ausge- 
prägt ist.  Damit  bleibt  dann  doch  innerhalb  dieses  letzteren  eine 
große  Unsicherheit  und  Gefährdung  der  christlichen  Maßstäbe. 
Denn  das,  was  die  natürliche  Ordnung  von  der  christlichen  unter- 
scheidet und  sie  zu  einer  bloßen  Vorstufe  macht,  ist  außer  der 
»natürlichen«  Kraft  des  Handelns  und  der  »natürlichen«  Beziehung 
auf  innerweltliche  geistig-soziale  Zwecke  das  Beherrschtsein  des 
Naturrechts  des  Sündenstandes  durch  die  mit  der  Sünde  einge- 
drungene Grundeigenschaft  des  Menschen,  die  sich  in  Lage  und 
Umstände,  in  Gott  und  Gesetz  nicht  fügen  wollende  Superbia ; 
sie  ist  die  Quelle  alles  Kampfes  und  aller  den  Kampf  dämpfenden 
Rechts-  und  Eigentumsordnung.  Neben  dem  neuplatonischen  Unter- 
schied der  weltlichen  und  mystischen  Rcligions-  und  Sittlichkeits- 
stufe  bleibt  somit  der  alte  Gegensatz  des  Kampfes  ums  Dasein 
und  seiner  Ordnungen  gegen  die  christliche  Liebes-  und  Ereiheits- 
moral.  Der  Gegensatz  ist  erhalten  geblieben,  aber  hinter  den 
wichtigeren  von  Natur  und  Uebcrnatur  zurückgedrängt  und,  sofern 
er  jener  in  ihrer  gegenwärtigen  Beschaffenheit  immanent  ist,  zugleich 
mit  ihr  dem  Stufengang  vom  Natürlichen  zum  Uebernatürlichen 
untergeordnet.  Insoferne  ist  er  aus  der  Gleichzeitigkeit  in  das 
Nacheinander  eines  Stufengangs  verwandelt121). 

m)  Ucber  den  Stufengang  s,  Werner  II  507,  519  ff.  aus  der  Tugendlehre, 
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Dabei  ist  nicht  zu  verkennen,  welche  außerordentliche  Be- 
deutung diese  Einführung  der  Begriffe  eines  Stufenganges  und 
fortschreitenden  Aufstieges,  und  das  heißt  die  Rezeption  des  Ari- 
stoteles und  seine  organische  Verbindung  mit  dem  N'euplatonis- 
mus,  für  das  Ganze  der  christlichen  Ethik  hat.  Er  macht  es 
möglich,  einerseits  die  radikal-religiöse  Ethik  im  Ziel  festzuhal- 
ten, indem  sie  umgeformt  wird  zur  Mystik,  andererseits  aber  doch 
auch  alle  übrigen  ethischen  Werte,  soweit  sie  in  den  Horizont 

Raumann  82  aus  de  reg.  princ.,  Feugueray  S.  155  f.,  193,  Thömes  72.  S.  auch  die 
vorhergehenden  Anmerkungen.  — Uebcr  den  Mangel  jeder  eigentlich  direkt  christ- 
lichen Politik  und  Sozialreform  und  die  Abschiebung  aller  positiven  Sozialgestaltung, 
soweit  sic  überhaupt  gefordert  wird,  auf  die  Prinzipien  des  Naturrechts  und  damit 
der  unterchristlichen  Ethik  s.  sehr  richtig  Feugueray  S.  212  f.  »L’ideal  de  ln 
sociltc  chr^tienne  comtnc  but  et  la  realisation  successive  de  cet  id^al  par  une  prft- 
tique  sociale  appropriee,  voilä  une  idee  qui  est  aujourdhui  dans  loutes  les  tetes 
Or,  on  chercherait  vainement  dans  saint  Thomas  le  moindre  pressentiment  de  cette 
idee.  Pour  lui,  au  contraire,  et  c'est  son  erreur  capitale,  il  n’y  a point  de  politi- 
que  chr&ienne.  II  ne  voit  point  que  le  christianisme  a inaugure  une  civilisation 
nouvelle ; il  ne  sait  meine  point  que  les  principe*  chrelicns  du  droit  et  de  la  justice 
sont  tres  different*  des  principes  de  rantiquite,  soit  chez  les  Gentils,  soit  chez  les 
Juifs.  Il  connaissait,  il  est  vrai,  la  grandc  superiorite  de  la  loi  nouvelle  sur  la  loi 
nncicnnc ; il  fait  souvent  la  comparaison  des  deux  lois,  et  il  montre  que  la  loi  nou- 
velle l’emporte,  en  ce  qu'elle  a pour  but  non  plus  le  bien  sensible  et  terrestre, 
mais  le  bien  intelligiblc  et  Celeste,  en  ce  qu’elle  ne  regle  pas  seulcment  les  actes 
extlrieurs,  mais,  de  plus,  le  mouvement  de  l’esprtt,  cohibet  mamim  et  animam,  en 
ce  qu'elle  commande  par  amour  et  non  plus  par  la  crainte.  Yoila  la  raison  de  la 
superiorite  de  la  loi  nouvelle ; mais  quant  aux  preceptcs  moraux,  quant  h la  r&gle 
des  actes  cxtlrieurs  et  des  rapports  des  homines  entre  eux,  la  loi  nouvelle  n'a  pas 
innove;  eile  n’a  rien  eu  ä ajouter  h la  loi  ancienne.  S.  Th.  le  dit  express&nent : 
Lex  nova  super  veterem  nddere  non  debuit  circa  exteriora  agenda  (2  a 2ae  q.  ioSa.  2)  ; 
et  cette  loi  ancienne,  la  loi  juive,  il  fait  bien  le  remarquer,  n ctait  eile  ineme,  quant 
ä sa  morale,  que  la  loi  de  la  naturc,  la  loi  primitive,  de  sorte,  qu'en  realite  la  loi 
morale  de  l’humanite,  sclon  S.  Th.,  n’a  pas  changc,  et  que  la  morale  des  Chrelicns 
ne  differe  pas  de  cellc  des  anciens;  eile  ne  differe  du  moins  que  dans  l’ordre  de 
la  gräce,  pour  ce  qui  se  reporlc  au  salut  des  ämes;  mais  dans  l'ordre  de  la  nalure, 
pour  les  preceptcs  de  la  justice,  pour  la  regle  des  rapports  entre  les  hoinmes  et, 
par  consequent,  pour  les  principes  de  la  politique,  le  christianisme  et  l’antiquite 
n ont  qu'une  meine  conscicncc  . . il  dünne  ä l’hommc  les  moyens  du  salut  cternel, 
mais  son  action  ne  s’ctend  pas  sur  les  choses  d‘ici*bas  et  ne  modifie  pas  la  con- 
dition temporcllc  des  homraes.«  Das  Urteil  ist  charakteristisch  für  viele;  es  ist 
dabei  übersehen  die  innere  Schwierigkeit  einer  christlichen  (jcsellschaftsgcstaltung ; 
und  es  ist  weiter  übersehen  das  Maß  von  innerer  Christianisierung  und  Konformie- 
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des  Mittelalters  getreten  sind,  und  die  ganze  Naturbasis  in  die  Christ- 
liehe  Ethik  als  Unterstufe  und  Voraussetzung  hincinzuzichen.  Das  ist 
eine  weitgehende  Relativierung  der  radikalen  Grundsätze 
der  echten  christlichen  Ethik,  bei  der  aber  doch  durch  den  Ge- 
danken einer  von  den  natürlich-vernünftigen  Werten  zu  den  spezi- 
fisch religiös-ethischen  emporführenden  Entwickelung  der  Stand- 
punkt selbst  gewahrt  wird.  Es  ist  eine  Relativierung,  ohne  die 
eine  christliche  Einheitskultur  nicht  möglich  ist ; und  soferne  eine 
universale  weltbeherrschende  Kirche  wiederum  ihrerseits  ohne  Ein- 
heitskultur nicht  möglich  ist,  gehört  eine  solche  Relativierung  zum 
Wesen  der  Kirche.  Sie  muß  als  Welt  und  Kultur  beherrschende 
Raum  schaffen  für  die  Naturbasis  und  für  die  innerweltlichen  ethischen 
Werte,  und  sie  tut  das,  indem  sie  diesen  einen  relativen  Wert  zuer- 
kennt und  von  diesen  relativen  Werten  zu  den  absoluten  erst 
emporführt.  Dabei  bleiben  die  letzteren  gewahrt  in  dem  Hegriff 
des  eigentlichen  letzten  Ideals  und  in  dem  Vorhandensein  des 
kirchlichen  Gnadeninstitutes  selbst,  das  als  objektive  Inkarnation 
der  übernatürlichen  Wunderkräfte  jederzeit  deren  Gegenwart  und 
Wirkung  sicher  stellt,  unabhängig  von  dem  Maße  subjektiver  Ver- 
wirklichung des  übernatürlichen  Ideals  in  den  einzelnen  Gläubigen. 
Sie  ist  die  dauernde  Gegenwart  des  Absoluten  und  dispensiert 
daher  die  Einzelnen  von  der  subjektiven  Verwirklichung  des  Ab- 
soluten, kann  bei  ihnen  mit  Annäherungen  zufrieden  sein,  die  die 
Läuterung  im  I’urgatorium  vollenden  wird.  Die  Moral  wird  so 
kompliziert  und  relativ,  eine  teleologisch-evolutionistische  Moral 
verschiedener,  auf  einander  zusammengestirmnter  Zweckstufen. 
Aber  wie  die  Kirche  selbst  das  Absolute  darstellt,  so  bewirkt 
sie  auch  die  Einheitlichkeit  der  Moral,  indem  sie  mit  ihrer  Auto- 
rität die  Abstufungen  und  Hcwertungcn  feststellt,  und  mit  ihrer 
Kasuistik  dem  Einzelnen  die  Verantwortung  für  die  Vereinheit- 
lichung dieses  komplizierten  Ethos  abnimmt.  So  wird  indirekt 
die  freie  teleologische  Moral  durch  Auslegung  der  Kirche  gesetz- 

rung  des  Naturrechts  an  die  christliche  Idee,  der  ganze  bisher  geschilderte  Boden 
der  praktischen  mittelalterlichen  Sozialverhältnisse,  der  freilich  in  die  thomislische, 
an  Aristoteles  angcschlosscnc  Konstruktion  auffallend  wenig  direkt  hineinwirkt,  um- 
somehr aber  indirekt  Auslese  und  Betonung  und  die  Haltung  des  Ganzen  bewirkt. 
Man  braucht  nur  das  Naturrccht  der  Aufklärung  und  die  antike  Staatslehre  damit 
zu  vergleichen,  um  den  Unterschied  zu  bemerken.  Das  Naturrccht  ist  eben  keine 
eindeutige  Größe,  sondern  von  der  jeweiligen  Gesamtidee  abhängig.  Das  schola- 
stische Naturrccht  ist  faktisch  ein  stark  christianisiertes. 
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lieh  und  autoritativ,  und  hier  kann  darum  die  ganze  populäre 
Heteronomie  des  Verdienstglaubcns  eindringen,  die  in  den  eigent- 
lichen Grundgedanken  des  Thomas  keinen  Ort  hat.  Die  Kasuistik 
und  Gesetzlichkeit  der  katholischen  Moral  ist  die  Folge  ihrer  Kom- 
pliziertheit, bej  der  die  Einheitlichkeit  nur  durch  autoritative 
Festsetzungen  zu  behaupten  ist.  Zu  diesen  aber  ist  die  Kirche 
befähigt  als  die  Inhaberin  der  absoluten  Kräfte,  Ziele  und  Wahr- 
heiten. Sie  ist  die  Inkarnation  des  Absoluten  und  der  Einheit121*). 

Die  jetzt  erreichte  Vermittelung  ist  eine  Relativierung.  Diese 
Relativierung  aber  ist  ohne  Verlust  des  absoluten  Zieles  erreicht 
durch  den  Gedanken  einer  geistig-ethischen  Entwickelung.  Aus 
der  widerspruchsvollen  doppelten  Moral  der  alten  Kirche  ist  eine 
einheitliche  Entwickclungsmoral  geworden.  So  scheint  das  jetzt 
aufgebotene  Ausgleichsmittcl  ein  dem  modernen  Denken  sehr 
verwandtes,  der  Entwicklungsgedanke,  zu  sein.  Allein 
die  hierbei  vorausgesetzte  Entwicklung  ist  in  Wahrheit  doch  keine 
eigentliche  und  wirkliche  Entwicklung,  kein  in  innerer  Notwendig- 
keit und  Kontinuierlichkeit  sich  hervorarbeitendes  Ganzes,  das  als 
Ganzes  mit  seinen  Durchsetzungsstufen  und  seinem  Ziel  in  dem  ver- 
borgenen göttlichen  Lebensgrund  begründet  wäre.  Sie  ist  ein  bloß 
architektonisch  geordnetes  System  von  Zweck- 
stufen, wo  die  jedesmalig  einsetzende  neue  Stufe  durch  einen  be- 
sonderen göttlichen  Schöpfungsakt  eröffnet  wird  und  die  Kontinuier- 
lichkeit im  Verhältnis  zur  vorangehenden  nur  eine  äußere  Vor- 
bereitung und  Vermittelung  ist,  die  der  göttliche  Weltarchitekt 
geordnet  hat,  um  ohne  allzugroßen  Sprung  die  neue  Stufe  an 
die  vorangehende  anschließen  zu  können.  So  beruht  in  dem 
aufsteigenden  Zwecksystem  der  Wirklichkeit  überhaupt  jede  neue 
Stufe  auf  einem  sozusagen  natürlichen  Wundereingriff  Gottes 
und  beruht  vor  allem  die  höchste,  das  Menschentum  abschließende 
und  zusammenschließende  Stufe  der  kirchlich-sakramentalen  Gna- 
densittlichkeit auf  einem  übernatürlichen,  völlig  einzigartigen, 

Vgl.  meinen  Aufsatz  »Katholizismus  und  Reformismus€  in  der  Inter- 
nationalen Wochenschrift  1907.  Ueber  das  Verhältnis  der  Gesetzlichkeit  und  He- 
teronomie  zur  inneren  Freiheit  und  Autonomie  in  diesem  System  s.  Goltschick, 
Ethik  1907,  S.  63  f.  Aus  dem  teleologisch-mystischen  Charakter  folgt  objektiv  im 
Grunde  die  Freiheit,  aber  pädagogische  Rücksichten,  die  Kompliziertheit  des  Ethos 
und  die  Forderung  der  Einheitlichkeit  führen  für  die  handelnden  Subjekte  oft  zu 
einer  starken  Beugung  unter  Autorität  und  Heteronomie.  Jedenfalls  aber  ist  das 
Problem  viel  komplizierter  als  die  protestantische  Polemik  im  allgemeinen  annimmt. 
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rein  aus  der  Gnadenwillkür  fließenden  und  nicht  mit  Wesen 
und  Begriff  des  Menschen  und  der  Welt  gesetzten  Wunder.  In 
diesem  Sinne  hat  der  hl.  Thomas  gegen  den  averroistischen 
Monismus  feinsinnig  und  gedankenreich  die  Besonderheit  der 
einzelnen  Wirklichkeitsstufen,  die  Sonderart  und  die  individuelle 
Eigenexistenz  des  menschlichen  Geistes  und  die  Möglichkeit  einer 
den  Tod  überdauernden  Fortentwicklung  des  Geistes  behauptet, 
ln  Verfolgung  dieses  Gedankens  hat  er  dann  aber  auch  den  ganzen 
mythisch-supranaturalistischon  Wundereingriff  der  Kirchenstiftung 
und  der  sakramentalen  Gnadensittlichkeit  behauptet  und  zur  Grund- 
lage der  Verwirklichung  des  absoluten  Lebenszweckes  gemacht. 
Das  mystische  Lebensziel  liegt  ihm  nicht  im  Wesen  und  Begriff 
des  Menschen  wie  dem  Neuplatonismus,  sondern  zu  dem  natür- 
lich sich  entwickelnden  Wesen  und  Begriff  tritt  er  erst  durch  ein 
Willkürwunder  der  Gnade  hinzu.  Die  Uebergänge  zwischen  diesen 
derartig  innerlich  inkohärenten  Stufen  sind  sorgfältig,  aber  rein 
äußerlich  vermittelt,  indem  der  Gipfel  der  vorausgehenden  Stufe  stets 
an  den  Anfang  der  neuen  möglichst  herangeschoben  und  der  Sprung 
von  der  einen  zur  andern  nach  Möglichkeit  verkleinert  wird,1,b). 
Besonders  schwierig  wird  das  bei  der  natürlichen  Disposition  und 
Vorbereitung  zur  Gnade,  wo  es  bald  mehr  gilt  die  Anknüpfung, 
bald  mehr  den  Gegensatz  herauszuheben,  und  wo  der  Ort  all  der  ver- 
wickelten Diskussionen  über  Freiheit  und  Gnadenkraft,  Sünde  und 
Gnadensittlichkeit  ist,  auf  die  hier  nicht  weiter  eingegangen  zu  wer- 
den braucht.  Mit  der  Verkleinerung  des  Sprungs  ist  das  rationelle 
Bedürfnis  nach  Einheit  und  Kontinuierlichkeit  des  Denkens  befrie- 
digt, vor  allem  aber  auch  dasjenige  Bedürfnis,  das  uns  in  diesem 
Zusammenhang  beschäftigt,  das  Bedürfnis  nach  Eingliederung  und 
Annäherung  des  innerweltlichen  Gcsellschaftslebens  an  den  die 
letzten  Werte  und  Prinzipien  des  Lebens  enthaltenden  soziolo- 
gischen Organismus  des  religiösen  Lebens.  Indem  dieser  selbst 
zur  päpstlichen  Theokratie  und  allumfassenden,  teils  direkt  teils 
indirekt  das  Gesamtleben  bestimmenden  soziologischen  Grund- 

121  b)  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  daß  für  «len  modernen  Entwicklungsbegriff 
hier  keine  Probleme  bestünden.  Er  ist  gewiß  auch  heute  noch  und  heute  erst 
recht  ein  die  größten  Schwierigkeiten  in  sich  bergender  Begriff,  s.  Bergson,  L'evo- 
lution  creatrice.  Aber  das  kann  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Es  soll  nur 
gesagt  sein,  daß  jedenfalls  in  dieser  thomistischen  Gestalt  die  Vermittelungen  und 
Uebergänge  keine  innere  Notwendigkeit,  sondern  nur  eine  anthropomorphe  Will- 
kürlichkeit  und  Gesetztheit  haben. 
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form  des  menschlichen  Daseins  wird,  ist  das  innerweltliche  Leben 
ihm  auf  doppelte  Weise  eingegliedert : einmal  indem  es  auf 
die  stoisch -christlichen  Gedanken  eines  Gesinnungsfreiheit  und 
humane  Liebesgemeinschaft  möglichst  betonenden,  Konserva- 
tismus und  Radikalismus  sinnreich  mischenden  Naturrcchts  redu- 
ziert wird,  und  dann  und  vor  allem  indem  dieses  Naturgesetz  in 
seiner  Entfaltung  über  sich  selbst  hinausweist  auf  einen  absoluten, 
die  natürliche  Gottesliebe  und  natürliche  Humanität  erst  vollen- 
denden übernatürlichen  Lebenszweck,  der  mit  dem  mystisch- 
sakramentalen Gnadenwunder  der  Kirche  eintritt  ***). 

Das  sind  die  Grundideen,  auf  denen  die  Ethik  des  Thomis- 
mus beruht,  und  von  denen  aus  die  für  eine  Einheitskultur  unent- 
behrliche Schätzung  des  weltlichen  Gesellschaftslebens  auch  dialek- 
tisch gerechtfertigt  wird.  Die  dogmengeschichtliche  Erage,  wie  sich 
im  Einzelnen  diese  Lehre  aus  der  französischen  Kirchenphilosophie, 
der  jüdischen  und  arabischen  Philosophie,  dem  Aristoteles  und 
patristischen  Einwirkungen  gebildet  habe,  kann  hier  außer  Be- 
tracht bleiben.  Entscheidend  aber  ist,  daß  der  Heilige  nicht  bloß 
in  der  Verarbeitung  all  dieser  Einflüsse  einer  der  größten  Denker 
des  Katholizismus  war,  sondern  daß  er  auch  bei  seiner  streng 
päpstlichen  Gesinnung  die  engste  Verknüpfung  dieser  Ethik  und 
Kulturidee  mit  der  universalen  Einheitskirche  und  der  Papstherr- 
schaft vollzogen  hat. 

Es  ist  wie  die  ganze  Scholastik  eine  wesentlich  architekto- 
nische Denkweise  mit  der  Zurückschiebung  der  Einheit  in  die 
weise  ordnende  Kraft  des  göttlichen  Weltarchitekten,  die  dem 
menschlichen  Denken  nur  die  Verehrung  der  großen  Schöpfungs- 
und Wundereingriffe  und  die  nachsinnende  Erkenntnis  der  von 
Gott  dazwischen  gelegten  Vermittelungen  übrig  läßt.  In  dem  Ge- 

m)  Ueber  den  EntwicklungsbegrilT  bei  Thomas  s.  Werner  II  469!.,  518  f., 
533»  547»  und  de“  ganzen  Abschnitt  über  die  Zweckstufen  II  295—317;  Feugueray 
S.  131,  190  f.,  193;  Suma  la  2 ac  qu.  97  a.  I : »Humanae  rationi  naturale  esse  vide- 
tur  ut  gradatim  ab  imperfecto  ad  perfectum  veniat«.  Das  gilt  aber  auch  vom  Ver- 
hältnis der  Natur  zur  Gnade  selbst,  wobei  die  Gnade  bald  wie  eine  Perfektion  der 
Natur,  bald  wie  ein  rein  supranaturalcr  Ueber  bau  erscheint.  Qu.  106  art.  3 : Non 
enim  aliquid  ad  perfectum  adducitur  statim  a principio,  sed  quodam  temporalis  suc- 
cessionis  ordinc,  sicut  aliquis  primum  fit  puer  et  postmodum  vir;  daher  der  Stufen- 
gang der  Offenbarung  von  der  lex  naturac  zur  Lex  vetus  und  von  da  zur  Lex  nova.  — 
Der  im  Grunde  rein  architektonische  Charakter  dieser  Entwicklungsidee  gut  ge- 
zeichnet bei  Gaß,  Gcsch.  d.  christl.  Ethik  I 432,  324  f. 


Digitized  by  Google 


344 


Ernst  Troeltsch, 


danken  der  Kontinuierlichkeit  liegt  seine  rationalistische  Tendenz, 
in  dem  Gedanken  der  beständigen  weiter  führenden  Eingriffe,  der 
Gnaden-  und  Kirchenstiftung  und  zuletzt  der  Prädestination  liegt 
die  irrationale  Tendenz.  Vermittelt  sind  beide  lediglich  durch 
ein  architektonisch -rhythmisches  Bild  vom  Stufenbau  der  Welt. 
Architektonisch  gegliedert  ist  so  der  Aufstieg  der  Menschheit  und 
der  Aufstieg  der  Einzciseele  zum  absoluten  Zweck ; architektonisch 
gegliedert  ist  auch  die  Idee  der  Gesellschaft,  die  aus  der  Ver- 
wirklichung des  höchsten  Zweckes  resultiert,  indem  hier  nicht 
bloß  das  Individuum  die  einzelnen  Stufen  durchläuft,  sondern  auch 
die  Gesellschaft  in  den  Stufen  der  Stände  — vom  Unfreien  zum 
Freien  und  Adligen  und  Bürger  und  von  da  zum  Mönch  und 
Priester  und  den  Spitzen  des  Staates  wie  der  Hierarchie  — aufsteigt. 
Das  letztere  hängt  mit  dem  bloß  architektonischen  Charakter 
des  Denkens  eng  zusammen  und  ist  besonders  noch  zu  betonen. 
Das  ständische  soziale  System  und  das  scholastische 
Denken  entsprechen  und  bedingen  einander.  Die  einzelnen 
Glieder  sind  in  beiden  Fällen  nicht  jedes  für  sich  auf  die  letzten  Werte 
und  Prinzipien  bezogen,  sondern  nur  durch  Vermittelung  eines 
Ganzen,  in  dem  sic  äußerlich  architektonisch  verbunden  sind  und 
an  dem  sie  nur  in  sehr  äußerlich  abgestufter,  quantitativer  Weise 
Teil  haben.  Die  bloß  architektonische  Einheit  der  Gesellschaft  und 
Kultur  kommt  insbesondere  noch  weiter  darin  zum  Ausdruck,  daß 
nicht  nur  im  Längsschnitt  die  Stufen  der  Entwickelung  des  Individu- 
ums wie  der  Menschheit  bloß  äußerlich  Zusammenhängen,  sondern 
daß  auch  im  Querschnitt  die  einzelnen  Gruppen  eine  ruhig  ertragene 
bloß  äußerlich  abgestufte  Beziehung  auf  den  Sinn  des  Ganzen  haben, 
daß  nur  das  Ganze  die  Idee  des  göttlichen  Lebensorganismus 
verwirklicht,  daß  aber  die  einzelnen  Stände  und  Individuen  sehr 
ungleich  an  dem  eigentlichen  Ideal  und  letzten  Zweck  beteiligt 
sind,  wie  ja  auch  die  himmlische  Seligkeit  ihre  Stufen  und  Stände 
hat.  Durch  Wundereingriffe  vermittelte  Uebergänge  und  ledig- 
lich quantitative  Beziehungen  auf  das  Ideal  vertragen  sich  hier 
überall  mit  dem  Begriff  der  Weltharmonie,  wie  die  ständische 
Verschiedenheit  sich  selbstverständlich  mit  der  Einheit  der  Gesell- 
schaft verträgt.  Es  gibt  keine  Einheitlichkeit  des  sittlichen  Ideals, 
weder  materiell,  indem  allen  das  gleiche  Ziel  gesetzt  wäre,  noch 
formell,  indem  die  Verschiedenheit  auf  die  vom  Individuum  nach 
seiner  Sonderart  zu  erwirkende  individuelle  Sittlichkeit  geschoben 
und  jedem  wenigstens  das  formell  gleiche  Ziel  einer  individuellen 
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Sclbstbildung  zugeschrieben  würde.  Es  ist  vielmehr  eine  Vertei- 
lung der  Rollen,  Stände  und  Dienste  in  einem  sich  gegenseitig 
architektonisch  ergänzenden  und  stützenden  Ganzen,  dessen  innere 
Einheit  in  dem  es  auf  einanderbeziehenden  göttlichen  Willen  und 
in  der  diesen  Willen  ausführenden,  die  Rollen  verteilenden  und 
die  Verantwortung  übernehmenden  kirchlichen  Autorität  liegt. 
»Die  geordnete  Verschiedenheit  der  kirchlichen  Stände  soll  die 
harmonische  Mannigfaltigkeit  der  Naturordnung  und  der  staat- 
lichen Sozietät  auf  einer  höheren  Stufe  im  Reiche  der  Gnade 
wiederholen.  Die  Verschiedenheit  der  Aemter  ist  eine  in  der 
Idee  des  Gcscllschaftsorganismus,  der  hierin  dem  menschlichen 
Einzelorganismus  gleicht,  bedingte  Notwendigkeit  und  ermöglicht 
möglichst  vielen  eine  wirksame  Beteiligung  am  öffentlichen  Leben 
der  Kirche.  Die  Abstufung  der  Aemter  und  Dienste  gehört  zur 
Wohlordnung  des  Ganzen  und  dient  zum  Schmuck  und  zur  Schön- 
heit der  Kirche  < ,ss). 

Das  System  enthält  auch  sonst  offenkundige  Schwierigkeiten 
und  Unklarheiten  in  dem  künstlichen  Abbrechen  und  Anknüpfen : 
die  Unterscheidung  der  übernatürlichen  Gottesliebe  von  der  na- 
türlichen, die  Verwandelung  der  neuplatonischcn  Mystik,  die  in 
innerer  Konsequenz  aus  dem  Prozeß  des  Geistes  hervorgeht, 
in  ein  radikales  Kirchenwunder  ist  die  eine  ; die  schwankende 

m)  Der  Zusammenhang  der  scholastisch-architektonischen  Logik  mit  der  stän- 
disch gegliederten  sozialen  Wirklichkeit  ist  ein  ähnlicher  Gedanke,  wie  Simmels 
Gedanke  von  einem  Zusammenhang  des  modernen  Rationalismus  und  Relativis- 
mus mit  der  Geldwirtschaft  und  ihren  sozialen  Wirkungen.  Es  ist  das  eine  An- 
wendung des  marxistischen  Gedankens  der  Abhängigkeit  des  geistigen  Ueberbaues 
von  dem  sozial-ökonomischen  Unterbau,  die  mir  bei  der  nötigen  Vorsicht  berechtigt 
und  erleuchtend  scheint.  Natürlich  wird  damit  die  Logik  nicht  zu  einer  einfachen 
Spiegelung  und  Uebcrsetzung  ökonomisch-sozialer  Zustände  in  vermeintliche  Denk- 
gesetze, die  sich  dem  Denker  in  scheinbare  logische  Notwendigkeiten  verwandeln. 
Allein  alles  Denken  hat  jederzeit  gewisse  Selbstverständlichkeiten,  bei  denen  es  sich 
als  Axiomen  beruhigt.  Für  das  wirkliche  Denken  selbst  sind  das  dann  freilich  keine 
Axiome ; sie  werden  von  ihm  bei  kritischer  Selbstbesinnung  ja  auch  wieder 
aufgelöst  und  zurUckgeschoben,  ohne  daß  die  sozialen  Unterlagen  sich  bereits  hätten 
zu  wandeln  brauchen.  Allein  cs  beruhigt  sich  eben  doch  gerne  bei  ungeprüften 
Selbstverständlichkeiten,  vor  allein  wenn  sie  das  praktische  Leben  anschaulich  be- 
herrschen. Die  moderne  Beruhigung  bei  der  Möglichkeit,  alles  au  einem  festen 
rationellen  Maßstab  messen  zu  können,  und  die  Selbstverständlichkeit,  alles  in  alles 
überführen  zu  können,  empfängt  sicherlich  vom  scheinbar  objektiven  Werte  des 
Geldes  und  der  damit  möglichen  allgemeinen  Vertauschbarkcit  einen  starken  psycho- 
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Betrachtung  des  Naturgesetzes  bald  im  aristotelischen  l.ichtc  einer 
siegreichen  Vernunftentwicklung,  bald  im  kirchlichen  Lichte  einer 
völligen  erbsündigen  Verderbtheit  ist  die  andere ; damit  verbinden 
sich  die  Unsicherheiten  der  »Vollkommenheitslehre«,  die  an  sich 
jedem  Individuum  das  Ziel  der  mystischen  Gnadensittlichkeit  vor- 
schreiben müßte,  aber  bei  der  faktischen  Unmöglichkeit  dem  Durch- 
schnitt nur  eine  Annäherung  in  Aussicht  stellt  und  die  volle 
Gnadensittlichkeit  einem  besonderen  Stande  zur  stellvertretenden 
Ausübung  mit  Hilfe  besonders  günstiger  Mittel,  dem  Mönchtum, 
zuschrcibt  oder  doch  als  ihm  leichter  erreichbar  bezeichnet.  Im 
ganzen  aber  ist  es  unzweifelhaft  ein  großartiger  und  geistvoller 
Versuch,  die  verschiedenen  Motive  menschlicher  Gemeinschafts- 
bildung, die  inncrweltlich-  sozialen  und  die  religiös  - universal- 
mystischen,  zu  kombinieren.  Es  ist  in  seinem  Unternehmen,  die 
Selbständigkeit  dieser  verschiedenen  Lebensgebiete  zu  wahren 
und  auch  in  dem  Aufstieg  der  Lebensbewegung  die  innern  Diffe- 
renzen der  Stufen  zu  behaupten  bei  gleichzeitig  festgehaltener 
Beziehung  auf  einen  letzten  religiösen  Zweck,  der  Wahrheit  des 
Lebens  oft  vermutlich  viel  näher,  als  die  biologisch-naturalistischen 
Konstruktionen  moderner  Soziologie  mit  ihrem  das  Individuum  im 

logischen  Antrieb  zur  Verfestigung  als  Denkgewohnheit,  während  freilich  die 
rein  logische  Arbeit  selbst,  wo  sie  nur  sich  selbst  folgt,  diesen  psychologischen 
Einflüssen  nicht  unterliegt  und  jene  Vorurteile  in  Frage  stellt.  Aehnlich  scheint 
mir  die  scholastische  Neigung,  bei  einer  Kußerlich  architektonischen  Einheit  sich  zu 
beruhigen  und  die  Wertbeziehung  des  Individuums  erledigt  zu  haben,  wenn  es  nur 
in  irgend  einer  Gruppe  einen  quantitativ  abgestuften  Anteil  am  Sinne  des  Ganzen 
hat,  unter  dem  psychologischen  Einfluß  des  ständischen  und  korporativen  sozialen 
Lebens  in  Staat,  Gesellschaft  und  Kirche  zu  stehen.  Eben  daher  ist  ihr  der  mo- 
derne Individualismus,  der  jedem  auf  eigene  Weise  unmittelbaren  Anteil  am  Sinne 
des  Ganzen  geben  will,  unbekannt.  Das  schließt  natürlich  nber  im  übrigen  nicht 
aus,  daß  die  scholastische  Logik  anderwärts  rein  dem  logisch-dialektischen  Triebe 
folgt.  Auch  gehen  solche  psychologische  Einflüsse  auf  das  Logische  zu  seiner  Fest- 
legung auf  angebliche  Selbstverständlichkeiten  nicht  nur  vom  Sozialen  und  Oekono- 
mischen  aus,  wie  gerade  in  der  Scholastik  etwa  die  Eschatologie  zeigt,  bei  der  aber 
auch  in  den  Stellvertretungen,  Büßungen  und  Wergeldcm  die  soziale  Unterlage 
durchscheint.  Immerhin  glaube  ich  auch  hier  gezeigt  zu  haben,  daß  diese  psycho- 
logischen Einflüsse  vom  Sozialen  her  sehr  erheblich  sind  und  die  christlichen  So- 
ziallehren des  Katholizismus  hier  von  einem  faktisch-psychologischen  Element  be- 
dingt sind,  nicht  von  der  Dialektik  der  christlichen  Idee,  deren  Individualismus 
hierbei  sich  nicht  befriedigen  kann  und  auch  tatsächlich  sich  hiervon  losgerissen  hat, 
wie  beim  Protestantismus  zu  zeigen  ist. 
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Kollektivismus  erdrückenden  und  alles  in  alles  mühelos  über- 
gehen lassenden  Relativismus.  Jedenfalls  ist  es  die  große  Grundform 
der  katholischen  Sozialphilosophie  bis  heute.  Die  Gegensätze,  die 
cs  verarbeitet,  bietet  das  Leben  und  wird  es  stets  von  neuem  her- 
vorbringen, seit  neben  den  weltlichen  Sozialbildungen  eine  sicher- 
lich durch  nichts  mehr  zu  vertilgende  universale,  ethisch-religiöse 
Idee,  die  Idee  der  gotteinigen  Persönlichkeit  und  der  gotteinigen 
Menschheitsgemeinschaft,  um  die  Schaffung  einer  ihrer  Idee  ent- 
sprechenden Gemeinschaft  kämpft  und  diese  Ideen  über  den  Kreis 
der  eigenen  Kultgemeinschaft  in  das  allgemeine  Leben  hinauszu- 
tragen streben  muß.  Die  mittelalterliche  Theorie  hat  die  Gegen- 
sätze unzweifelhaft  scharf  durchgedacht  und  ebenso  unzweifelhaft 
sich  genähert.  Wenn  überhaupt  das  christliche  ethische  Ideal  als 
höchstes  Ziel  behauptet  und  zu  einer  universalen  Geltung  gebracht 
werden,  also  die  natürlichen  Lebensformen  und  innerweltlichen 
ethischen  Ideale  sich  einverleiben  soll,  so  wird  das  schwerlich 
jemals  anders  möglich  sein  als  durch  den  Gedanken  einer  von 
den  innerweltlichen  zu  den  überwcltlichen  Lebenswerten  empor- 
leitenden Entwickelung ,*’*).  Die  besondere  Art,  in  der  Thomas  das 
getan  hat,  hing  freilich  von  der  tatsächlichen  Gestaltung  des  Lebens 
und  von  dem  besonderen  Denken  der  Epoche  ab,  in  welchem  der 
Willens-Irrationalismus  des  Gottesbegriffes  und  die  daraus  folgen- 
den verschiedenen  Stiftungen  und  Eingriffe  mit  dem  logischen  und 
ethischen  Einheitsbedürfnis  nur  durch  einen  anthropomorphen  archi- 
tektonischen Weltplan  und  durch  lediglich  architektonische  Ueberlei- 
tungen  von  Stufe  zu  Stufe  verbunden  sind.  Es  ist  kein  Wunder,  wenn 
die  folgende  Kritik  der  Skotistcn  und  Nominalisten  daraus  den  reinen 
Indeterminismus  und  die  reine  Willkür  herausdestilliert  hat,  aber 
es  ist  ebenso  selbstverständlich,  daß  von  dieser  Kritik  der  Katholi- 
zismus immer  wieder  auf  die  thomistische  Lehre,  auf  ihre  Konti- 
nuierlichkeiten und  Ucbcrgänge,  zurückgegangen  ist.  Eben  des- 
halb verlangt  er  aber  auch  immer  wieder  die  allgemeinen  politisch- 
sozialen Verhältnisse,  auf  denen  er  sich  damals  aufbautc,  und 
behauptet  er  bis  heute  die  philosophisch-theologische  Methode 
seiner  architektonischen  Logik.  Noch  die  moderne  katholische 
Sozialphilosophie  beruht  auf  beiden  Forderungen,  wrenn  sie  auch 
die  erstere  einigermaßen  ermäßigt  und  modernisiert.  Bis  heute 

,J3a)  Vgl.  meine  Abhandlung:  »Grundproblcme  der  Ethik«,  Z.  f.  Thcol.  und 
Kirche  1902;  auch  die  glänzende  Charakterisierung  von  Dantes  Ethos  bei  Vossler, 
Dante  I 2. 
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entspricht  der  Metaphysik  des  natürlich -übernatürlichen  Stufen- 
baus des  Weltalls  ein  ständisch-abgcstuftes  Gescllschaftsbild  und 
eine  quantitativ  abgestufte  Moralität  der  einzelnen  Stände  in  ihrem 
Verhältnis  zum  absoluten  Ideal.  Wo  sich  der  Katholizismus  auf 
die  Gcsellschaftslehrc  des  modernen  Rationalismus  und  Indivi- 
dualismus einläßt,  verfehlt  er  sich  gegen  seinen  eigenen  traditio- 
nellen Geist  und  sind  zersetzende  Rückwirkungen  auf  seine  Meta- 
physik und  seine  Ethik  unausbleiblich.  Es  ist  die  Bedeutung  des 
sog.  Amerikanismus  diesen  engen  Wechselzusammenhang  schla- 
gend darzutun,  und  ihm  wird  durch  Rezeption  des  so  bunten 
modernen  naturphilosophischen,  geschichtsphilosophischen,  sozial- 
philosophischen und  metaphysischen  Denkens  schwerlich  gelingen, 
was  dem  Thomismus  durch  die  des  einfachen  und  geschlossenen 
Aristotelismus  gelungen  ist.  Auch  wird  der  Boden  der  unend- 
lich komplizierten  praktischen  Verhältnisse  des  modernen  Lebens 
sich  einer  solchen  neuen  Ausweitung  des  katholischen  Ethos 
weniger  leicht  fügen,  als  cs  die  von  Thomas  Vorgefundene  soziale 
Lage  getan  hat 123b). 

1,3  b)  Das  zeigt  sehr  anschaulich  das  äußerst  interessante  Buch  des  Abbe 
Houtin : »L'americanismc«.  Auch  Loisys  »Quelques  Lcttres«  1908  weisen  wieder- 
holt auf  die  Unverträglichkeit  des  thomistisch-kurialislischen  Gedankenganzen  mit 
dem  modernen  sozialen  Denken  und  seinen  metaphysisch-ethischen  Prämissen  hin. 
Die  Versuche,  den  modernen  Katholizismus  bloß  die  modernen  sozialen  Ideen  rezi- 
pieren zu  lassen  ohne  Beeinflussung  der  Dogmatik,  Ethik  und  Kirchenphilosophie 
überhaupt,  sind  Illusionen,  und  aus  guten  Gründen  stellt  sich  bei  solchen  bloß  so- 
zialen Modemisten  doch  schließlich  immer  auch  die  dogmatische  und  philosophische 
Kritik  ein.  Wieweit  hierauf  dann  ein  neues  System  des  Katholizismus  sich  be- 
gründen läßt,  ist  bisher  nicht  gezeigt  worden.  Hierüber  s.  die  beiden  interessanten 
Schriften  M.  Legendre  et  J.  Chevalier,  Le  catholicisme  et  la  societ«*,  Paris  1907 
(Collection  des  doctrines  politiques  publiee  sous  la  direction  de  Mater,  II)  und  G. 
Tyrrel,  Medievalism,  London  1908. 


(Fortsetzung  folgt.) 


Digitized  by  Google 


349 


Ausführungen  zum  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 

Von 

Baurat  HARDEGG. 

Während  die  Fortschritte  der  letzten  Jahre  auf  dem  Gebiete 
des  Arbeiterschutzes  nur  durch  die  individuelle  Behandlung  ein- 
zelner zu  besonderen  Maßnahmen  drängender  Industriezweige 
erzielt  werden  konnten,  bringt  der  vorliegende  Entwurf  eine  durch- 
greifende Aenderung  und  einen  wichtigen  Schritt  nach  vorwärts. 
Allerdings  dieser  Schritt  W'ar  bedingt  durch  die  gesamte  Entwick- 
lung, die  wir  auf  technischem  und  sozialem  Gebiete  in  den  letzten 
Jahren  durchgemacht  haben.  Schwere  wirtschaftliche  Kämpfe 
sind  diesem  Entwurf  vorausgegangen  und  haben  ihm  den  Weg 
bereitet.  Besondere  Bedeutung  gewinnt  der  Entwurf  dadurch, 
daß  er  in  einem  seiner  wichtigsten  Teile  beeinflußt  ist  durch  das 
internationale  Uebereinkommcn  über  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
der  gewerblichen  Arbeiterinnen  vom  26.  September  1906  (Berner 
Konvention).  Diese  Uebereinkunft  ist  als  erste  Frucht  der  inter- 
nationalen Konferenz  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  vom  8.  Mai 
1905  in  Bern  anzusehen.  Der  Gesetzentwurf  umfaßt  acht  Artikel. 

Artikel  I handelt  von  der  Ausstellung  von  Zeugnissen  für 
die  gewerblichen  Arbeiter  (§  1 1 3 Abs.  I der  GO.).  Er  sieht  Ab- 
änderungen der  Bestimmungen  über  die- Lohnbücher  oder  Arbeits- 
zettel vor,  die  bis  jetzt  nur  in  der  Konfektion  eingeführt  sind.  — 
Die  Befugnisse  der  Gemeinden  oder  weiterer  Komunalverbände 
hinsichtlich  der  Schaffung  statutarischer  Verpflichtung  zum  Besuch 
der  Fortbildungsschule  für  Arbeiter  unter  18  Jahren  sollen  bc- 
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deutend  erweitert  werden  (§  120  Abs.  3 der  GO.).  — In  den  vom 
Rundesrat  oder  von  den  zuständigen  Polizeibehörden  zur  Durch- 
führung der  Grundsätze  des  Arbeiterschutzes  auf  gesundheitlichem 
Gebiete  erlassenen  Verordnungen  (§§  120a  bis  120c  der  GO.) 
soll  die  Möglichkeit  vorgesehen  werden,  die  diese  Vorschriften 
übertretenden  Arbeiter  gerichtlich  zu  bestrafen.  — Endlich  soll 
die  Befugnis  zur  Schaffung  eines  sanitären  Arbeitstages  in  ge- 
wissen Industriezweigen  nicht  nur  auf  den  Bundesrat  beschränkt 
bleiben,  sondern  auf  die  Landeszcntralbchürden  und  auf  die  zu- 
ständigen Polizeibehörden  ausgedehnt  werden.  Auch  sollen  letztere 
unter  gewissen  Voraussetzungen  für  einzelne  Anlagen  im  Wege 
der  Verfügung  einen  sanitären  Maximalarbeitstag  einführen  können. 

Artikel  II  enthält  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Werkmeister  und  Techniker  und  bringt  wesentliche  Verbesse- 
rungen in  Bezug  auf  die  Lösung  des  Dienstverhältnisses,  auf  die 
Gehaltszahlung  und  auf  die  Konkurrenzklausel. 

Artikel  111  bringt  eine  durchgreifende  Abänderung  der  bis- 
herigen Bestimmungen  des  Abschnitts  IV  in  Titel  VII  der  GO., 
der  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter  regelt.  Das  Fehlen  einer 
klaren  Bestimmung  über  den  Begriff  »Fabrik«  hat  sowohl  für  die 
Aufsicht  wie  für  die  Rechtssprechung  außerordentliche  Schwierig- 
keiten im  Gefolge.  Eine  Reihe  von  Arbeiterschutzbestimmungen 
hat  nur  auf  Fabriken  Anwendung,  und  was  eine  Fabrik  ist,  ist 
im  letzten  Moment  Sache  richterlicher  Entscheidung.  Hat  auch 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Juli  1900  (RGBl.  S.  565)  in 
Verbindung  mit  den  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrats 
vom  13.  Juli  1900  über  die  Werkstätten  mit  Motorenbetrieb 
(RGBl.  S.  566  u.  ff.)  diese  ganz  oder  teilweise  den  Fabrikbe- 
stiminungen unterworfen,  so  herrscht  doch  hinsichtlich  der  An- 
wendung des  § 134  a über  die  Aufstellung  von  Arbeitsordnungen 
eine  peinliche  Rechtsunsicherheit.  Diese  wurde  in  den  letzten 
Jahren  verschärft  durch  die  Bemühungen  der  Handwerkskammern, 
möglichst  kapitalkräftige  Mitglieder  zu  bekommen.  Die  zur  Ent- 
scheidung berufenen  Behörden  waren  und  sind  aus  dem  gedachten 
Grunde  geneigt,  den  Handwerkskammern  entgegenzukommen: 
es  werden  Betriebe  dem  Handwerk  zugesprochen,  die  Jahrzehnte 
lang  als  Fabriken  angesehen  und  mit  Bezug  auf  die  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung auch  als  solche  behandelt  worden  sind.  Diesen 
Schwierigkeiten  begegnet  der  Entwurf  in  der  Weise,  daß  der 
Fabrikbegriff  aus  Titel  VII  der  GO.  völlig  ausgeschaltet  wird  und 
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der  Geltungsbereich  der  Vorschriften  des  Abschnitts  IV  des  Titels 
VII  klar  abgegrenzt  und  auf  alle  Betriebe  ausgedehnt  wird,  in 
denen  in  der  Regel  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäf- 
tigt sind.  Diese  Abgrenzung  hat  sich  im  Hinblick  auf  die  Be- 
stimmungen der  Berner  Konvention,  die  alle  gewerblichen  Betriebe 
umfaßt,  in  denen  mehr  als  zehn  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  be- 
schäftigt werden,  als  zweckmäßig  ersviesen,  sie  entspricht  auch 
den  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrats  hinsichtlich  der 
Motorwerkstätten  mit  zehn  und  mehr  Arbeitern,  indem  sie  sie 
vollkommen  den  Fabriken  gleichstcllt,  und  damit  in  den  Betrieben 
mit  10  Arbeitern  den  Schutz  der  jugendlichen  Arbeiter  zwischen 
13  und  14  Jahren  erhöht.  Die  durch  die  Berner  Konvention  nur 
für  gewerbliche  Betriebe  von  mehr  als  zehn  Arbeitern 
vereinbarte  elfstündige  ununterbrochene  Nachtruhe  der  Arbeite- 
rinnen soll  nach  dem  Entwurf  ausgedehnt  werden  auf  Betriebe, 
in  welchen  in  der  Regel  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
sowie  auf  die  in  solchen  Betrieben  beschäftigten  jugendlichen 
männlichen  Arbeiter,  l-'erncr  soll  in  diesen  Betrieben  die 
zehnstündige  Maximalarbeitszeit  für  Arbeiterinnen  cingcführt  wer- 
den. Die  Lohnzahlungsbücher  für  minderjährige  Arbeiter  sollen 
aufgehoben  werden;  ihr  erzieherischer  Wert  hat  sich  in  der  Praxis 
als  illusorisch  erwiesen. 

Artikel  IV  regelt  die  Hausarbeit.  Die  Bestimmungen  des 
neu  eingeschalteten  Titels  VII a sind  im  wesentlichen  den  Be- 
stimmungen der  §§  120a,  120c  bis  120c  der  GO.  nachgebildet, 
unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  der  Haus- 
arbeit. Der  Entwurf  sieht  die  Möglichkeit  vor,  gefährliche  und  die 
öffentliche  Gesundheit  bedrohende  Arbeiten  von  der  Hausindustrie 
vollständig  auszuschließen,  sowie  durch  Vorschriften  über  den  An- 
schlag der  Lohnsätze  den  Arbeitern  die  Klarheit  über  ihre  Lohn- 
ansprüche zu  verschaffen. 

Artikel  V bringt  verschiedene  durch  den  Entwurf  bedingte 
Aenderungen,  insbesondere  eine  Verschärfung  der  Strafvorschriften 
wegen  wiederholter  Vergehen  gegen  die  Arbeiterschutzbestim- 
mungen. 

Artikel  VI  und  VII  behandeln  die  Aenderungen  der  Schluß- 
bestimmungen dör  §!;  154  und  154a  der  GO.,  die  zum  Teil 
durch  die  Bestimmungen  der  Artikel  I bis  V bedingt  werden. 

Artikel  VIII  schlägt  vor,  das  Gesetz  am  1.  Januar  1909  in 
Kraft  zu  setzen. 

23* 
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Im  einzelnen  ist  zu  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  folgen- 
des auszuführen. 

Nach  dem  bestehenden  Rechte  (§113  Abs.  1 der  GO.)  können 
die  Arbeiter  beim  Abgang  ein  Zeugnis  fordern.  Dieses  Zeugnis 
braucht  nicht  vor  dem  direkten  Austritt  des  Arbeiters  ausgehän- 
digt zu  werden,  und  die  frühere  Aushändigung  auf  Wunsch  wird 
bei  den  auf  Kündigung  eingestellten  Arbeitern  vielfach  dann  ver- 
sagt, wenn  selbst  bei  ordnungsmäßiger  Lösung  des  Arbeitsver- 
hältnisses gewisse  Spannungen  zurückgeblieben  sind,  und  wenn 
der  Unternehmer  Grund  zu  der  Befürchtung  zu  haben  glaubt, 
der  Arbeiter  könnte  in  der  nach  Empfang  des  Zeugnisses  bis 
zum  Ablauf  der  Kündigungsfrist  verbleibenden  Zeit  sich  noch 
Handlungen  oder  Unterlassungen  zu  schulden  kommen  lassen 
zum  Nachteil  des  Geschäftes,  weil  sein  Verhalten  am  Schluß 
nicht  mehr  durch  die  Rücksichten  auf  ein  Zeugnis  beeinflußt 
werde.  Man  wird  die  letzteren  Erwägungen  nur  noch  für  den 
Ausnahmefall  gelten  lassen,  denn  die  Unternehmer  haben  sich 
bei  Befürchtungen  ähnlicher  Art  durch  das  einfache  Mittel  der 
Einführung  unbefristeter  Kündigung  zu  helfen  gewußt.  In  den 
Zeiten  der  I lochkonjunktur,  in  denen  sich  der  Arbeitermangcl 
überall  sehr  fühlbar  macht,  da  sind  die  Ausgleichsbewegungen 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  außerordentlich  stark;  dem 
Arbeiter  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  in  solchen  Zeiten  in  Betrieben 
anzukommen,  die  ihm  bei  ruhigem  Geschäftsgang  verschlossen 
wären,  in  die  er  aber  schon  seiner  Ausbildung  wegen  hineinzukommen 
trachtet.  Bei  der  hohen  Bewertung  der  Zeugnisse  auch  seitens 
der  Unternehmer  ist,  im  Gegensatz  zu  früher,  heute  auch  der 
einfachste  Taglöhner  bedacht,  ein  Zeugnis  zu  verlangen.  In  noch 
weit  höherem  Maße  ist  dieses  Verlangen  bei  dem  qualifizierten 
Arbeiter  vorherrschend  ; er  hat  ein  großes  Interesse  daran,  sein  aus- 
wärtiges Angebot  rechtzeitig  mit  Zeugnissen  belegen  zu  können. 
Die  Zurückhaltung  des  Zeugnisses  bedeutet  für  ihn  eine  Hemmung 
des  raschen  Fortkommens,  eine  wirtschaftliche  Schädigung;  es 
erscheint  daher  nur  billig,  den  Unternehmer  zur  Ausstellung  des 
Zeugnisses  schon  von  der  Kündigung  ab  gesetzlich  zu  verpflichten. 
In  noch  weit  höherem  Maße  als  die  Arbeiter  sind  die  Betriebs- 
beamten, Werkmeister  und  Techniker  daran  interessiert,  das  Zeug- 
nis möglichst  bald  in  Händen  zu  haben. 

Nach  § 114a  der  GO.  kann  der  Bundesrat  für  bestimmte 
Gewerbe  Lohnbücher  oder  Arbeitszettel  vorschreiben.  Sic  haben 
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den  Zweck,  den  Arbeitern  einen  klaren  Ucberblick  über  den  ver- 
dienten Lohn  zu  verschaffen  und  damit  Irrungen  und  Ucbervor- 
teilungen  auszuschließen.  Solche  Lohnbücher  sind  bis  jetzt  nur 
für  die  gesamte  Kleider-  und  Wäschekonfektion  eingeführt  worden 
(durch  die  Bekanntmachung  vom  9.  Dez.  1902,  RGBl.  S.  295), 
und  zwar  finden  sic  dort  Anwendung  nicht  nur  in  den  Fabrik- 
und  Werkstatt-Betrieben,  sondern  auch  in  der  Hausindustrie. 
Gerade  in  den  Werkstätten  und  in  der  Hausindustrie  lag  für  diese 
Bücher  das  besondere  Bedürfnis  vor,  da  in  den  Fabriken  bereits 
früher  schon  Lohnbücher  geführt  wurden,  welche  Vermerke  über 
die  abgegebene  Arbeit  und  die  Lohnberechnungen  aufwiesen. 
Die  Einrichtung  des  Lohnbuches  nach  Form  und  Inhalt,  nach 
Umfang,  Zahl  und  Anordnung  der  Spalten  wurde  vom  Reichs- 
kanzler bestimmt. 

Es  durften  in  Anwendung  des  § 111  Ziffer  4 der  GO.  hienach 
nur  die  in  dem  Lohnbuch  vorgesehenen  Eintragungen  gemacht 
werden,  in  Spalte  1 : das  Datum  der  Einträge,  in  Spalte  2 : Art 
und  Umfang  der  übertragenen  Arbeit  und  bei  Akkordarbeit  die 
Stückzahl,  in  Spalte  3 : die  Lohnsätze,  in  Spalte  4 : Berechnung 
von  Kost  und  Wohnung,  sofern  solche  gewährt  werden,  in  Spalte 
5 : die  Bedingungen  für  die  Lieferung  von  Werkzeugen  und 
Stoffen  zu  den  übertragenen  Arbeiten;  in  Spalte  6:  die  Grund- 
sätze, nach  welchen  andere  als  die  durch  die  Arbeiterversicherung 
oder  durch  Spalte  4 und  5 bedingten  Lohnabzüge  gemacht 
werden. 

Die  schon  mit  der  Einführung  dieser  Lohnbücher  von  Seiten 
der  Industrie  erhobenen  Klagen  über  die  nach  mancher  Hinsicht 
unzweckmäßige  Einrichtung  dieser  Lohnbücher  sind  nicht  ver- 
stummt. 

Es  wird  ihnen  der  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  den  praktischen 
Bedürfnissen  in  keiner  Weise  Rechnung  tragen.  Die  auf  sie  an- 
zuwendenden Bestimmungen  des  § 1 1 1 Abs.  4 der  GO.,  wonach 
andere  als  die  im  Gesetze  vorgesehenen  Einträge  unzulässig  sind, 
haben  die  Einführung  von  weiteren  Spalten  für  die  Ablieferung  und 
Lohnverrechnung,  den  Lohnbetrag,  den  Tag  der  Lohnzahlung  usw. 
nicht  zugclassen.  Dieser  Mangel  hatte  zur  Folge,  daß  die  früher 
üblichen  Lohnbücher  der  Fabrikanten  neben  den  gesetzlich  vor- 
geschriebenen nicht  entbehrt  werden  konnten,  das  Schreibwerk 
und  die  Kosten  wurden  außerordentlich  vermehrt.  Weitere  Be- 
schwerden richteten  sich  gegen  die  vorgeschriebenen  Eintragungen 
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mit  Tinte,  durch  die  die  Wäsche  beschädigt  werde,  vor  allem  gegen 
die  Bestimmung,  wonach  die  vorgeschriebenen  Eintragungen  vor 
oder  bei  der  Uebergabe  der  Arbeit  gemacht  werden  mußten. 
Mit  Recht  konnte  gegen  die  letztere  Vorschrift  geltend  ge- 
macht werden,  daß  es  nicht  angängig  sei,  die  Arbeiter,  denen 
bei  der  weitgehenden  Arbeitsteilung  in  vielen  Betrieben  tagtäglich 
eine  Reihe  von  Einträgen  gemacht  werden  müsse,  so  lange  mit 
der  Arbeit  warten  zu  lassen,  bis  diese  Einträge  vollzogen  würden ; 
das  wäre  eine  unerträgliche  Störung  des  Betriebes,  zu  deren  Ver- 
meidung ein  außerordentlicher  Aufwand  an  Arbeiterpersonal  er- 
forderlich wäre. 

Nach  zuverlässiger  Mitteilung  wird  ein  Betrieb  von  250  bis 
300  Arbeiterinnen  zur  Führung  der  Lohnbücher  die  Anstellung 
einer  vollen  Arbeitskraft  mit  einem  Gehalt  von  900  M.  erfordern. 
Auf  100  Arbeiter  fallen  jährlich  ungefähr  35  M.  Bücherkosten. 
Diesen  Einwänden  konnte  die  Berechtigung  nicht  versagt  werden, 
soweit  sie  sich  gegen  die  Einrichtung  des  Lohnbuches  und  gegen 
eine  Reihe  von  Formalitäten  richteten,  auf  die,  unbeschadet  des 
Zweckes  der  Lohnbücher,  verzichtet  werden  darf. 

Schon  bei  der  Beratung  des  jetzigen  § 114a  der  GO.  stellte 
der  Abgeordnete  Rösike  im  Reichstag  den  Antrag,  die  höheren 
Verwaltungsbehörden  zu  berechtigen,  an  Stelle  der  Lohnbücher 
und  Arbcitszcttel  die  Verwendung  von  Tarifen  zu  gestatten,  ein 
Antrag,  der  aber  nicht  die  Zustimmung  der  Mehrheit  erhielt 
(Reichstagsverhandlungen  1899/1900  Bd.  S.  2984  und  2999).  Und 
doch  kann  man  auch  heute  noch  voll  und  ganz  diesen  Stand- 
punkt vertreten.  Nichts  wirkt  so  erziehend  und  klärend  auf  die 
Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  als  die  Tarifbildung, 
denn  kein  Lohnzahlungsbuch  ist  im  Stande,  eine  größere  Klar- 
heit zu  bringen.  Der  Vorschlag  Rösike  hätte  geradezu  die  An- 
regung  geben  können,  den  Tarif  einzuführen,  um  der  Vorschrift 
zur  Führung  von  Lohnbüchern  zu  entgehen.  Gewiß,  die  moderne 
Entwicklung  arbeitet  auf  den  Tarif  hin,  und  wir  haben  schon 
Beispiele  genug,  gerade  in  der  Herrenkonfektion,  daß  es  auch 
unter  äußerlich  schwierigen  Verhältnissen  gelingt,  die  genannte 
Vertragsform  einzuführen. 

Man  kann  dem  Lohnbuch  die  vorbereitende  Wirkung  für 
den  Tarif  nicht  absprechen,  und  das  ist  neben  anderem  eine  der 
außerordentlich  günstigen  Seiten  desselben.  Es  hat  eine  unver- 
kennbar erzieherische  Wirkung  auf  die  Arbeiterschaft  ausgeübt, 


Digitlzed  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung.  355 

die  darin  besteht,  daß  die  Leute  ihre  Lohnbedingungen  nachprüfen 
lernen  und  ihr  Einkommen  überschlagen  können;  die  Arbeiter 
wissen,  daß  sie  nicht  übcrvorteilt  werden  können.  Die  Lohn- 
bücher haben  zwar  die  Höhe  der  Löhne  nicht  unmittelbar  beein- 
flußt, durch  ihre  OefFentlichkeit  und  die  Möglichkeit  der  Kontrolle 
aber  haben  sie  doch  mittelbar  dazu  geführt,  die  an  der  unteren 
Grenze  sich  bewegenden  Lohnsätze  zu  bessern  und  die  Lohn- 
schwankungen früherer  Jahre  auf  ein  erträgliches  Maß  zurück- 
zuführen. 

ln  dem  vorliegenden  Entwurf  ist  auf  die  Wünsche  der  Unter- 
nehmer in  der  weitgehendsten  Weise  eingegangen  worden.  Das 
Lohnbuch  kann  zu  einem  Abrechnungsbuch  umgestaltet  werden; 
hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  an  welchem  die  Einträge  zu  machen 
sind,  kann  der  Bundesrat  erleichternde  Bestimmungen  eintreten 
lassen,  an  Stelle  der  Tinten-  auch  Bleistift-Einträge  zulassen. 
Gegen  die  letztere  Erleichterung  ist  das  Bedenken  zu  erheben, 
daß  diese  Einträge  wohl  nicht  mit  derselben  Sorgfalt  gemacht 
würden,  und  daß  sie  eventuell  von  Arbeitern  oder  Arbeitgebern 
gelöscht  werden  können. 

Sowohl  die  Beschlußfassung  über  die  Einführung  wie  auch 
die  Entscheidung  über  die  Einrichtung  der  Lohnzahlungsbücher 
soll  nunmehr  dem  Bundesrat  übertragen  werden,  und  die  Vor- 
schrift, wonach  der  Reichskanzler  die  Einrichtung  der  Lohnbücher 
bestimmt,  soll  fallen  gelassen  werden.  Hienach  kann  der  Bun- 
desrat die  Einrichtung  des  Lohnbuches  hinsichtlich  des  Formats, 
des  Umfangs  und  der  Zahl  sowie  der  Anordnung  der  Spalten 
für  die  Eintragungen  auch  dem  Arbeitgeber  überlassen.  E'ür  die 
bis  jetzt  nur  für  die  Kleider-  und  Wäschekonfektion  vorgeschrie- 
benen Lohnbücher  scheint  dies  auch  nach  der  Begründung  zum 
Entwurf  ausdrücklich  vorgesehen  zu  sein.  Man  darf  sich 
hiebei  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  einer  wirksamen  Kontrolle 
der  Lohnbücher  durch  den  Gewerbcaufsichts-Beamten  entgegen- 
stellen,  nicht  verhehlen.  Besonders  erschwert  wird  die  Aufsicht, 
wenn  dem  Unternehmer  sogar  die  Anordnung  der  Spalten  für 
die  Eintragungen  überlassen  bleibt.  Darnach  könnte  jedes  Kon- 
fektionsgeschäft für  sich  ein  von  den  übrigen  Betrieben  verschie- 
denes Lohnbuch  ausgeben,  und  die  Kontrolle  hätte  sich  jeweils 
nicht  nur  auf  die  Einträge  des  Unternehmers,  sondern  auch  auf 
die  Einrichtung  der  einzelnen  Lohnbücher  zu  erstrecken. 

Auch  für  die  Arbeiter  kann  auf  diese  Art  die  angestrebte 
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Uebersichtlichkeit  des  Lohnberechnungsverfahrens  teilweise  verloren 
gehen.  Aus  diesen  Gründen  erscheint  es  im  Gegensatz  zu  dem 
Entwurf  zweckmäßig,  die  Einrichtung  des  Lohnbuches  für  alle 
Betriebe  derselben  Art  einheitlich  vorzuschreiben. 

Nach  dem  bestehenden  Recht  ($;  120  der  GO.)  sind  die  Ge- 
werbeunternehmer verpflichtet,  ihren  Arbeitern  unter  18  Jahren, 
welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staat  als  Fort- 
bildungsschule anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  die  von 
der  zuständigen  Behörde  festgesetzte  Zeit  zum  Schulbesuch  zu 
gewähren. 

Als  Fortbildungsschule  gelten  auch  Anstalten,  in  welchen 
Unterricht  in  weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten  erteilt  wird. 
Soweit  die  Verpflichtung  zum  Besuch  der  Fortbildungsschule 
nicht  landesgesetzlich  begründet  ist,  kann  diese  Verpflichtung  durch 
statutarische  Bestimmungen  einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren 
Kommunalverbandes  für  die  männlichen  Arbeiter  unter  18  Jahren, 
sowie  für  weibliche  Handlungs-Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  18 
Jahren  ausgesprochen  werden. 

Der  Schwerpunkt  der  Fürsorge  für  die  Weiterbildung  der 
gewerblichen  Jugend  liegt  in  dem  statutarischen  Schulzwang,  von 
einigen  Bundesstaaten  wie  Württemberg  und  Baden  abgesehen, 
in  welchen  der  Besuch  der  allgemeinen,  wie  der  gewerblichen 
Fortbildungsschule  landesgesetzlich  geregelt  ist').  — In  Preußen 
waren  im  Jahr  1903  von  1482  gewerblichen  und  kaufmännischen 
Fortbildungsschulen  mit  insgesamt  218833  Schülern  1264  mit 
175  266  Schülern  ortsstatutarischc  Pflichtschulen  und  nur  noch 
218  mit  43567  Schülern  freiwillige  Schulen.  In  Bayern  weisen  im 
gleichen  Jahre  von  301  gewerblichen  Fortbildungsschulen  217  den 
ortsstatutarischcn  Zwang  auf2). 

Nach  dem  Entwurf  kann  die  statutarische  Verpflichtung  für 
alle  Arbeiter  unter  18  Jahren  ausgesprochen  werden,  also  auch 
für  die  weiblichen. 

Unsere  soziale  und  wirtschaftliche  Entwicklung,  der  Bildungs- 
drang der  Masse,  die  Bedeutung  einer  geistig  und  technisch  her- 

*)  In  Württemberg  durch  das  Gesetz  vom  22.  Mürz  1895  für  alle  jungen  Leute 
bis  zum  16.  Lebensjahr,  und  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Gewerbe-  nnd  Han- 
delsschulen vom  22.  Juli  1906  (Reg.Bl.  S.  499),  das  am  1.  April  1909  in  Kraft 
treten  wird. 

*)  Vgl.  Gewerbeblatt  aus  Württemberg,  1907,  S.  66.  Artikelserie:  Die  Neu- 
ordnung des  gewerblichen  Fortbildungswcsens  in  Württemberg. 
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vorragenden  Arbeiterschaft  hat  ja  die  Wichtigkeit  der  Fortbil- 
dungsschulen  in  den  Vordergrund  gestellt,  und  gerade  in  den 
letzten  Jahren  — das  beweisen  Württemberg  und  Baden  — ist 
ein  Wettlauf  zum  zeitgemäßen  Ausbau  des  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulwesens entstanden,  der  wohl  seine  anregende  Wir- 
kung auch  auf  andere  Bundesstaaten  ausüben  wird.  Durch  den 
Wetteifer  auf  diesem  Gebiete  kann  ja  der  Mangel  an  Einheitlich- 
keit der  gesetzlichen  Bestimmungen  einigermaßen  ausgeglichen 
werden.  Allein  § 120  Abs.  3 der  GO.,  auch  in  der  neuen  Fassung, 
beseitigt  das  Ucbel,  das  heute  mit  wenigen  Ausnahmen  den  Fort- 
bildungsschulen anhaftet,  nicht : er  überläßt  nach  wie  vor  die 
Festsetzung  des  Stundenplans  der  nach  Landesrecht  zuständigen 
Behörde  (einem  Schulrat),  ohne  bindende  Vorschriften  über  die 
Zeit  zu  erlassen,  in  welche  der  Unterricht  fallen  darf.  Bis  jetzt 
ist  der  Erfolg  der  Schule  vielfach  dadurch  beeinträchtigt  worden, 
daß  die  Unterrichtsstunden  zumeist  auf  eine  Zeit  verlegt  waren, 
etwa  auf  Schluß  der  täglichen  Arbeit,  wo  der  Schüler  infolge 
Uebermüdung  dem  Unterricht  nicht  in  der  wünschenswerten  Weise 
folgen  konnte.  Die  Unterrichtsstunden  sind  bisher  regelmäßig 
von  einem  von  den  bürgerlichen  Kollegien  bestimmten  Schulrat 
festgesetzt  worden,  bei  welchem  die  Rücksichten  auf  die  volle 
Arbeitszeit  in  F'abrik  und  Handwerk  jene  auf  einen  erfolgreichen 
Schulbesuch  durchweg  überwogen  haben.  Es  wäre  wünschens- 
wert gewesen,  schon  im  Gesetz  bei  der  statutarischen  Regelung 
des  F'ortbildungsunterrichtes  auszusprechen,  daß  der  Unterricht 
in  die  Tagesstunden  zu  fallen  habe.  Abgesehen  jedoch  von  den  im 
Einzelfall  dadurch  entstehenden  nicht  unwesentlichen  organisa- 
torischen Schwierigkeiten  dürften  einer  solchen  Forderung  ver- 
fassungsrechtliche Bedenken  entgegenstehen,  weil  das  Unterrichts- 
wesen in  die  Zuständigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten  fällt,  die 
eine  diesbezügliche  gesetzliche  Bestimmung  als  Eingriff  in  ihre 
Rechte  auffassen  könnten.  Immerhin  haben  Württemberg  und 
Baden,  die  beide  die  Unterrichtszeit  in  den  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulen auf  die  Tageszeit  (nicht  nach  7 Uhr  abends)  ge- 
setzlich festgelegt  haben,  gezeigt,  daß  eine  solche  Beschränkung 
durchführbar  ist  (Gew. -Bl.  1907  S.  235). 

Die  landesgesetzlichc  oder  die  statutarische  FOstlcgung  der 
Tageszeit,  in  welcher  der  Unterricht  stattfinden  darf,  scheint  im 
Hinblick  auf  die  im  Entwurf  vorgesehene  Ausdehnung  des  FOrt- 
bildungszwangs  auf  die  gesamte  weibliche  Arbeiterschaft  unter 
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18  Jahren  gerechtfertigt.  Ein  großer  Teil  sozialen  Elends  in  den 
Familien  ist  mittelbar  und  unmittelbar  zurückzuführen  auf  die 
Unfähigkeit  der  großen  Masse  der  Fabrikarbeiterinnen,  einer  Haus- 
haltung vorzustehen,  den  geringen  Verdienst  des  Mannes  einzu- 
teilen, rationell  zu  kochen,  zu  waschen  und  zu  flicken.  Wäh- 
rend die  Industrie  an  einem  Ort  aufblüht  und  hunderte  junger 
Mädchen,  die  später  Hausfrauen  und  Mütter  werden,  in  ihren 
Bannkreis  zieht  und  aus  ihrer  Arbeit  Nutzen  schöpft,  geschieht 
nichts,  um  nur  einigermaßen  den  der  Arbeiterschaft  und  mittel- 
bar auch  der  Gemeinde  erwachsenen  Schaden  auszugleichen,  der 
dadurch  entsteht,  daß  die  Arbeiterin  für  ihre  eigene  Haushaltung 
nichts  gelernt  hat.  Häufig  wird  gerade  dadurch  der  Mann  ins  Wirts- 
haus und  in  Schulden  und  die  ganze  Familie  in  physisches  und 
moralisches  Verkommen  getrieben.  Solche  Familien  müssen  dann 
der  Gemeinde  oder  dem  Staat  zur  Last  fallen. 

All  die  Wohlfahrtseinrichtungcn,  die  Haushaltungs-  und  Hoch- 
schulen, die  von  Unternehmern  oder  gemeinnützigen  Vereinen 
ins  Leben  gerufen  worden  sind,  erreichen  ihr  Ziel  nicht,  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  es  ausgeschlossen  ist,  daß  nach  Schluß 
einer  io-  oder  1 1 ständigen  Arbeitszeit  ein  wirklicher  Bildungserfolg 
erzielt  werden  kann  bei  Mädchen,  die  oft  noch  einen  stunden- 
langen Heimweg  in  die  benachbarten  Orte  haben. 

Es  verdient  besonders  hervorgehoben  zu  werden , daß 
Württemberg  bestrebt  ist,  die  seither  ganz  allgemein  den  weib- 
lichen Arbeitern  gegenüber  begangene  Vernachlässigung  wieder 
gut  zu  machen.  Ein  Erlaß  des  Ministers  des  Kirchen-  und  Schul- 
wesens an  den  Gcwerbc-Obcrschulrat,  das  evangelische  Konsi- 
storium und  den  katholischen  Kirchenrat,  betreffend  die  Einfüh- 
rung des  hauswirtschaftlichen  Unterrichts  in  den  Fortbildungs- 
schulen, vom  3.  Februar  1908,  Nr.  9319,  Amtsblatt  des  K.  W. 
Ministeriums  des  Kirchen-  und  Schulwesens  S.  12,  beauftragt  die 
Oberschulbchürden,  die  Einführung  des  hauswirtschaftlichen  Un- 
terrichts für  die  weibliche  Jugend  sowohl  in  den  gewerblichen  wie 
in  den  allgemeinen  Fortbildungsschulen  möglichst  zu  fördern. 
Ueber  die  in  der  Angelegenheit  unternommenen  Schritte  und 
über  deren  Ergebnis  sollen  diese  Behörden  bis  1.  April  1910  be- 
richten. Schon  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1906,  betreffend 
die  Gewerbe-  und  Handelsschulen,  welches  den  Gemeindekollegien 
mit  dem  I.  April  1909  die  Befugnis  cinräumt,  für  die  am  Ort  in 
gewerblichen  und  kaufmännischen  Betrieben  beschäftigte  weibliche 
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Jugend  eigene  gewerbliche  Fortbildungsschulen  zu  errichten,  ist 
der  Tagesunterricht  in  den  hauswirtschaftlichen  Schulen  gesichert 
und  damit  ein  kräftiger  Schritt  zur  Hebung  des  gesamten  Arbei- 
terstandes getan.  Auch  die  Dienstbotenfrage  dürfte  eine  wesent- 
liche Förderung  dadurch  erfahren. 

Zur  Durchführung  eines  wirksamen  technischen  und  gesund- 
heitlichen Arbeiterschutzes,  nach  Maßgabe  der  §£  120  a bis  120  c 
der  GO.  können  durch  Beschluß  des  Bundesrates  für  bestimmte 
Anlagen  besondere  Vorschriften  erlassen  werden.  Der  Bundes- 
rat hat  von  dieser  Ermächtigung  mehrfach  Gebrauch  gemacht  3) 
und  es  ist  nicht  zu  verkennen , daß  seine  Verordnungen 
den  Arbeiterschutz  in  besonders  gefährlichen  und  gesundheits- 
schädlichen Anlagen  außerordentlich  gefördert  haben.  Die  Vor- 

s)  Auf  Grund  des  § 120  c Abs.  1 und  3 der  GO.  sind  nachstehende  Vor- 
schriften erlassen  worden: 

1.  Bekanntmachung  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Buch- 
druckereien und  Schriftgießereien.  Vom  31.  Juli  1897,  RGBl.  S.  614  und  vom 
5.  Juli  1907,  RGBl.  S.  405. 

2.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  gewerblicher 
Anlagen  zur  Vulkanisierung  von  Gummiwaren.  Vom  1.  März  1902,  RGBl.  S.  59. 

3.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Stein- 
brüchcn  und  Steinhauereien  (Steinmetzbetricben).  Vom  20.  März  1902,  RGBl.  S.  78. 

4.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Roß- 
haarspinncrcien,  Haar-  und  Borstenzurichtereien  sowie  der  Bürsten-  und  Pinsel- 
machcreien.  Vom  22.  Oku  1902,  RGBl.  S.  269. 

5.  Bekanntmachung,  betreffend  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Herstellung  von 
Präservativs,  Sicherheitspcssaricn,  Suspensorien  und  dergl.  Vom  30.  Januar  1903, 
RGBl.  S.  3. 

6.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Blei- 
hütten.  Vom  16.  Juni  1905,  RGBl.  S.  545. 

7.  Bekanntmachung,  betreffend  Betriebe,  in  denen  Maler-,  Anstreicher-, 
Tüncher-,  Weißbinder-  oder  Lackierarbeiten  ausgeführt  werden.  Vom  27.  Juni 
1905,  RGBl.  S.  555. 

8.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  zur  An- 
fertigung von  Zigarren  bestimmten  Anlagen.  Vom  17.  Febr.  1907,  RGBl.  S.  34. 

9.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen 
zur  Herstellung  von  Aikaiichromaten.  Vom  16.  Mai  1907,  RGBl.  S.  233. 

10.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  An- 
lagen zur  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei  oder  Bleiverbindungen. 
Vom  11.  Mai  1898,  RGBl.  S.  176. 

11.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  gewerb- 
licher Anlagen,  in  denen  Thomasschlacke  gemahlen  oder  Thomasschlackenmehl 
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Schriften  haben  der  Technik  vielseitige  Anregung  gegeben  und 
auf  die  zunächst  beteiligten  Arbeiterkreise,  mittelbar  aber  auf 
die  Gesamtheit  erzieherisch  gewirkt.  Sie  haben  weit  über  den 
Rahmen  des  Gebiets,  für  welche  sie  erlassen  sind,  die  Grund- 
sätze des  Arbeiterschutzes  hinausgetragen. 

Es  ist  ganz  selbstverständlich,  daß  bei  Durchführung  der  vom 
Bundesrat  erlassenen  Verordnungen  ohne  die  Mitwirkung  der  Ar- 
beiterschaft diese  Vorschriften  ihren  Zweck  gar  nicht  oder  doch 
nur  sehr  unvollkommen  erfüllen.  Es  war  von  außerordentlichem 
Wert,  daß  die  Arbeiterorganisationen  und  Krankenkassen  sich 
von  vornherein  ihrer  Aufgabe  bewußt  waren,  an  Hand  dieser 
Bundesratsverordnungen  aufklärend  und  belehrend  in  Arbeiter- 
kreisen zu  wirken.  Gerade  die  Gewerkschaften  haben  hier  viel 
getan,  ihre  Mitglieder  zu  schulen  und  deren  Indolenz  zu  bekämpfen 
gegenüber  von  Einrichtungen  und  Anordnungen,  die  zum  körper- 
lichen Arbeiterschutz  erlassen  worden  sind.  In  den  Jahresbe- 
richten der  Wiirttembcrgischen  Gewerbeinspektoren  hat  Verfasser 
dieses  schon  vor  Jahren  immer  wieder  auf  das  wachsende  Ver- 
ständnis für  hygienischen  und  technischen  Arbeiterschutz  in  den 
Reihen  der  Arbeiter  selbst  hingewiesen.  Es  sollte  die  Arbeiter- 
schaft darin  kräftig  unterstützt  werden  durch  Förderung  ihrer 
Bildungsmittel,  durch  Vorträge,  gleichgiltig,  wer  sie  hält,  damit 
immer  weitere  Schichten  zum  Verständnis  der  ihren  Schutz  be- 
treffenden Einrichtungen  und  Verordnungen  erzogen  werden.  Nur 
dadurch  werden  die  mehr  oder  minder  berechtigten  Klagen  ver- 
stummen, daß  der  Arbeiter  wenig  oder  nichts  zur  Durchführung 
seines  körperlichen  und  gesundheitlichen  Schutzes  beiträgt. 

gelagert  wird.  Vom  25.  April  1899,  RGBl.  267  (mit  Zusatz  durch  Bekanntmachung 
vom  15.  Nov.  1903,  RGBl.  S.  288). 

12.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Zink- 
hütten. Vom  6.  Febr.  1900,  RGBl.  S.  32  (mit  Aenderung  durch  Bekanntmachung 
vom  5.  Juni  1901,  RGBl.  S.  261). 

13.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  An- 
lagen zur  Herstellung  von  Bleifarben  und  anderen  ßleiproduktcn.  Vom  26.  Mai 
1903,  RGBl.  S.  225. 

14.  Bekanntmachung,  betreffend  den  Betrieb  von  Bäckereien  und  Kondito- 
reien. Vom  4.  Mürz  1896,  RGBl.  S.  55. 

15.  Bekanntmachung,  betreffend  den  Betrieb  von  Getreidemühlen.  Vom  26. 
April  1899,  RGBl.  S.  273,  bezw.  vom  15.  Nov.  1903,  RGBl.  S.  287. 

16.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Gehilfen  und  Lehr- 
lingen in  Gast-  und  in  Schankwirtschaften.  Vom  23.  Januar  1902,  RGBl.  S.  33. 
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Um  die  Arbeiter  zur  Beobachtung  gewisser  bei  Durchführung 
des  Schutzes  notwendiger  Verhaltungsmaßregeln  bezüglich  der 
Reinigung  und  der  Benützung  von  Einrichtungen  etc.  zu  veran- 
lassen, wurden  die  Unternehmer  bisher  verpflichtet,  solche  Vor- 
schriften für  ihren  Betrieb  zu  erlassen,  ln  größeren  Werken,  die 
eine  Arbeitsordnung  haben,  mußten  die  Vorschriften  in  die  Ar- 
beitsordnung aufgenommen  und  ihre  Befolgung  dem  Arbeiter 
unter  Androhung  von  Strafe,  event.  kündigungsloser  Entlas- 
sung, nahegelegt  werden.  Der  Entwurf  begnügt  sich  mit  der 
seither  bestehenden  Möglichkeit,  den  Arbeiter  durch  Ordnungs- 
strafen oder  durch  Androhung  der  Entlassung  zur  Einhaltung  der 
für  ihn  bestimmten  Vorschriften  zu  veranlassen,  nicht,  sondern 
schlägt  vor,  in  Abs.  I des  § I20e  eine  Bestimmung  aufzuneh- 
men, wonach  in  die  Bundesratsverordnungen  auch  Vorschriften 
über  das  Verhalten  der  Arbeiter  im  Betriebe  aufgenommen 
werden  können,  deren  Befolgung  mit  Hilfe  der  in  § 147  Abs.  1 
Ziffer  4 des  Entwurfs  vorgesehenen  gerichtlichen  Strafen  erzwun- 
gen werden  kann.  Der  Vorschlag  des  Entwurfs  hat  starke  Be- 
denken gegen  sich.  Es  soll  damit  zur  Durchführung  der  Vor- 
schriften eine  Mitwirkung  der  Arbeiter  erzwungen  werden,  die 
nur  die  natürliche  Frucht  der  sittlichen  und  geistigen  Hebung  der 
Arbeiterschaft  sein  kann  und  aus  ihrer  Mitte  geboren  sein  muß. 
Wer  Gelegenheit  gehabt  hat,  die  Arbeiterschaft  in  ihrer  geistigen 
Entwicklung  und  in  ihrem  Streben  — wo  von  einem  solchen  ge- 
sprochen werden  kann  — kennen  zu  lernen,  wird  von  dem  Vor- 
schlag des  Entwurfs  in  der  von  ihm  beabsichtigten  Richtung 
wenig,  von  der  natürlichen  Aufklärungsarbeit  der  gewerkschaft- 
lichen Organisationen,  für  welche  das  Vercinsgcsetz  jetzt  auch 
bezüglich  der  Arbeiterinnen  Raum  geschaffen  hat,  viel  erwarten. 
Die  Vorschriften,  um  die  es  sich  hauptsächlich  handeln  wird,  be- 
treffen : Händewaschen  vor  Einnehmen  der  Mahlzeiten,  Benutzung 
der  zur  Verfügung  gestellten  Schutzmittel  wie  Arbeitsklcider, 
Spucknäpfe,  Respiratoren  u.  a.  mehr,  ferner  auch  das  Verbot 
des  Genusses  geistiger  Getränke  während  der  Arbeit.  Es  ist  zu- 
zugeben, daß  viele  Arbeiter  trotz  aller  Verwarnung  schwer  an 
die  Ordnung  zu  gewöhnen  sind,  daß  aber  solche  Mißachtung  mit 
Geldstrafe  bis  zu  300  M.  und  im  Unvermögensfalle  mit  mehrwö- 
chentlicher Haft  bedacht  ist,  scheint  weit  über  das  Ziel  hinauszu- 
gehen, jedenfalls  nicht  die  vom  Gesetzgeber  beabsichtigte  Wirkung 
hervorzurufen.  Ganz  allgemein  ist  die  Möglichkeit  der  Durch- 
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führung  irgendwelcher  Arbeiterschutzvorschriften,  seien  sie  vom 
Bundesrat  oder  von  anderen  Organen  erlassen  worden,  ebenso 
sehr  abhängig  (von  den  technischen  Einrichtungen  und)  von 
der  Persönlichkeit  der  Arbeiter,  als  auch  von  der  Organisie- 
rung und  Leitung  der  Arbeit,  der  Festsetzung  der  Arbeitszeit 
und  der  Ruhepausen.  Erst  wenn  diese  Momente  alle  in  Rech- 
nung gezogen  sind,  kann  ein  Urteil  darüber  gewonnen  werden, 
ob  im  gegebenen  Fall  die  Durchführung  einer  Vorschrift  mög- 
lich gewesen  oder  nicht.  Solange  der  Unternehmer  noch 
Wert  darauf  legt,  mit  seinen  Arbeitern  in  Frieden  auszukommen, 
wird  er  im  höchsten  Fall  einen  widerspenstigen  Arbeiter  ent- 
lassen, ehe  er  sich  dazu  verstehen  wird,  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren wegen  Nichtbefolgung  der  erteilten  Vorschriften  einzu- 
leiten. Die  Schwerfälligkeit  des  Verfahrens,  der  Zeugenapparat, 
die  Aufrollung  der  geschäftlichen  Verhältnisse  im  öffentlichen 
Verfahren,  die  sozial  verbitternde  Wirkung  einer  gerichtlichen  Aus- 
einandersetzung lassen  es  geradezu  ausgeschlossen  erscheinen, 
daß  der  Unternehmer  Klage  gegen  den  Arbeiter  erheben  wird. 
Dann  liegen  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Durchführung  der 
Bundesratsbestiinmungen  erfahrungsgemäß  in  sehr  vielen  Be- 
trieben, ja  in  ganzen  Industriezweigen  so,  daß  die  Voraussetzungen 
zur  Einhaltung  der  für  den  Arbeiter  erlassenen  Vorschriften 
nicht  oder  sehr  unvollständig  gegeben  sind.  In  den 
meisten  Fällen  läßt  sich  auch  teilweises  Verschulden  des  Arbeit- 
gebers nachweisen.  Das  ist  ja  die  berechtigte  Klage  der  Arbeiter, 
daß  in  vielen  Betrieben  für  die  Möglichkeit  der  Durchführung 
der  Bundcsratsvcrordnungen  gar  nicht  gesorgt  ist.  Es  sei  an  die 
Vorschriften  im  Malergcwerbe  erinnert.  In  den  Neubauten  fehlen 
regelmäßig  Waschvorrichtungen,  Handtücher  und  anderes.  Ja  selbst 
in  großen  gewerblichen  Anlagen  besteht  noch  vereinzelt  ein  Kampf 
mit  dem  Unternehmer,  die  Einrichtungen  zu  treffen.  In  weit 
höherem  Maße  als  dies  bisher  der  Fall  war,  würden  dann  die 
Arbeiter  darüber  wachen  und  dafür  agitieren,  daß  die  Voraus- 
setzungen der  Bundesratsverordnungen  bis  aufs  kleinste  in  jedem 
Betrieb  gegeben  wären.  Welche  Wirkungen  diese  Agitationen 
auf  das  gute  Verhältnis  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  haben, 
ist  zu  bekannt,  um  hier  noch  weiter  erörtert  zu  werden.  Wegen 
jeder  Kleinigkeit  würde  die  Gewerbeinspektion  in  Bewegung  ge- 
setzt. Anzeigen  der  Arbeiter  gegeneinander  wären  nicht  ausge- 
schlossen. Kämen  sie  dann  vor,  so  würden  sic  fast  durchweg  aus 
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ganz  anderen  als  den  vorgeschobenen  Gründen  erfolgen.  Zweifel- 
los würde  hier  die  Möglichkeit  weitgehender  Denunziation  ge- 
schaffen, ohne  daß  etwas  erreicht  wäre. 

Soweit  Vorschriften  betreffend  den  technischen  Arbeiter- 
schutz (S  1 20  c Abs.  2 der  GO.)  durch  Beschluß  des  Bundesrats 
nicht  erlassen  worden  sind,  können  solche  nach  bestehendem 
Recht  im  Rahmen  der  $;§  120  a — 120  c der  GO.  auch  von  den 
Landeszcntralbehördcn  oder  von  den  zuständigen  Polizeibehörden 
erlassen  werden,  wie  auch  diese  künftighin  nach  dem  Entwurf 
bindende  Vorschriften  für  die  Arbeiter  erlassen  können.  Die 
Bestimmung  des  § 120  c Abs.  2 der  GO.  hat  schon  bisher 
eine  außerordentliche  Buntscheckigkeit  von  landesbehördlichen 
und  polizeilichen  Vorschriften  erzeugt,  von  der  die  vom  Reichs- 
amt des  Innern  erstmals  im  Jahre  189g  herausgegebene  Samm- 
lung beredtes  Zeugnis  ablegt.  Man  könnte  an  der  verschiedenen 
Behandlung  derselben  Verhältnisse  in  verschiedenen  Bundesstaaten 
Anstoß  nehmen,  wenn  nicht  die  durch  § 120c  Abs.  2 der  GO. 
den  Landcszentralbehörden  und  den  Polizeibehörden  eingeräumtc 
Befugnis  diejenige  Beweglichkeit  und  Initiative  sichern  würde, 
welche  im  Interesse  der  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes  abso- 
lut notwendig  ist. 

Soweit  der  Arbeiterschutz  eine  Kürzung  der  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit,  also  die  Schaffung  eines  sanitären  Maximal- 
arbeitstages erfordert,  können  nach  dem  bestehenden  Recht  nur 
durch  Beschluß  des  Bundesrates  auf  Grund  des  § 1 20c  Abs.  3 der  GO. 
Vorschriften  erlassen  werden.  Auch  von  diesem  Recht  hat  der 
Bundesrat  mehrfach  Gebrauch  gemacht,  und  es  kann  hier  zum  Teil 
auf  die  in  Fußnote  3 S.  359  aufgezählten  Bekanntmachungen  ver- 
wiesen werden.  Der  Entwurf  sieht  nun  in  dem  neuen  § i2of 
Abs.  1 vor,  die  gleiche  Befugnis  auch  auf  die  Landeszentralbe- 
hörden oder  auf  die  zuständigen  Polizeibehörden  zu  übertragen. 
In  Abs.  2 des  § i2of  des  Entwurfs  sollen  die  zuständigen 
Polizeibehörden  befugt  sein,  für  einzelne  Betriebe  die  zulässige 
Dauer  der  Arbeitszeit  vorzuschreiben.  Dadurch  würden  außer- 
ordentlich weitgehende  und  einschneidende  Befugnisse  in  die 
Hände  von  Polizeiorganen  gelegt.  Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel, 
daß  die  Bewegungsfreiheit  der  Behörden  erhöht  und  ein  rasches 
Eingreifen  ermöglicht  würde.  Man  darf  sich  aber  nicht  verhehlen, 
daß  in  der  Folge  eine  Ungleichheit  der  Behandlung  eintreten 
kann,  die  von  den  Unternehmern  und  Arbeitern  außerordentlich 
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stark  empfunden  werden  dürfte.  Wenn  der  Entwurf  davon  aus- 
geht, daß  es  nicht  tunlich  erscheine,  Bundesratsverordnungen  für 
solche  Gewerbe  zu  erlassen,  die  nur  in  einzelnen  Teilen  des 
Reiches  vertreten  sind,  so  ist  daran  zu  erinnern,  daß  es  heute 
schon  Bundesratsverordnungen  gibt,  die  für  bestimmte  Teile  des 
Reiches  gegenstandslos  sind.  Niemand  wird  das  als  einen  Nach- 
teil empfunden  haben;  im  Gegenteil,  sobald  das  bisher  nicht  ver- 
tretene Gewerbe  auftritt,  findet  es  seine  Bundesratsverordnung 
schon  vor,  nach  der  es  sich  richten  muß.  Wird  jedoch  die  Re- 
gelung für  ganze  Gewerbe  den  Landeszentralbehörden  oder  den 
zuständigen  Polizeibehörden  übertragen,  dann  kann  es  Vorkommen, 
daß  ein  Gewerbe,  für  welches  in  dem  einen  Bundesstaat  ein 
sanitärer  Maximalarbeitstag  eingeführt  würde,  in  einem  andern 
Bundesstaat  errichtet  oder  dorthin  verlegt,  lange  Zeit  ohne  eine 
solche  Regelung  arbeiten  könnte.  Die  Technik  arbeitet  erfah- 
rungsgemäß viel  rascher  als  die  Gesetzgebung.  Jedenfalls  dürfte 
die  Konkurrenzfähigkeit  unter  den  einzelnen  Betrieben  nicht  un- 
erheblich gefährdet  werden.  Gewiß,  ein  Ausgleich  würde  ja 
kommen,  dafür  sorgt  die  Arbeiterschaft.  Die  Initiative  zum  Er- 
laß einer  Verordnung  über  die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  in 
einem  Gewerbe  würde  naturgemäß  von  dem  Bundesstaat  und  von 
dem  Ort  ausgehen,  der  je  nach  der  Zusammensetzung  seiner  Ar- 
beiterbevölkerung früher  oder  später  eine  solche  Forderung  erhebt, 
und  die  Entscheidung  würde  wieder  von  Elementen  beeinflußt, 
die  solche  Fragen  doch  überwiegend  vom  einseitigen  Interessen- 
standpunkt aus  beurteilen.  Uebcr  die  Frage,  was  gesund  oder 
ungesund,  was  die  Industrie  an  Lasten  ertragen  kann,  darüber 
gehen  die  Ansichten  stets  auseinander.  Warum  also  in  eine  Sache 
von  vornherein  die  Agitation  tragen,  die  man  doch  im  Interesse 
beider  Teile  dadurch  vermeiden  kann,  daß  die  Regelung  der 
Dauer  der  Arbeitszeit  für  ganze  Gewerbe  nach  wie  vor  ausschließ- 
lich in  den  Händen  des  Bundesrats  bleibt,  wobei  weder  die 
Landeszcntralbehörden,  noch  weit  weniger  die  zuständigen  Polizeibe- 
hörden mit  einer  solchen  Befugnis  ausgestattet  werden.  Durch  die 
Uebcrtragung  der  Befugnis  an  die  Landeszentralbehörden  und 
die  Polizeibehörden  würde  auch  an  den  obersten  Stellen  die 
Initiative  abgeschwächt,  und  das  wäre  im  Interesse  des  Arbciter- 
schutzes  außerordentlich  bedauerlich.  Die  Arbeiter  sind  heute 
noch  ohne  geordnete  Vertretung,  das  Schwergewicht  bei  Fragen 
um  Kürzung  der  Arbeitszeit  im  ganzen  Gewerbe  liegt  bei  den 
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Interessenvertretungen  der  Unternehmer,  und  da  scheint  cs  sehr 
wahrscheinlich,  daß,  wenn  nicht  der  Bundesrat  eine  Regelung 
für  ein  Gewerbe  vornimmt,  die  Aussichten  für  eine  solche  bei 
den  Landesregierungen  und  Polizeibehörden  zum  Teil  recht  ge- 
ring sein  würden.  — Auch  die  Arbeitskammern,  wenn  solche 
kommen,  werden  das  Uebergewicht  in  solchen  Fragen  nicht  auf- 
heben,  wenn  auch  nicht  verkannt  werden  soll,  daß  sie  wesent- 
lich dazu  beitragen  können,  die  geschilderten  Ucbelstände  abzu- 
schwächen. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich  um  einzelne  Be- 
triebe handelt.  Bis  jetzt  hat  eine  wirksame  Durchführung  des 
Arbeiterschutzes  in  einzelnen  Anlagen  dadurch  Not  gelitten,  daß 
man  mit  andern  als  technischen  Mitteln  nicht  eingreifen  konnte. 
Vielfach  fehlten  aber  die  Mittel  zur  Durchführung  oder,  wo  sie 
vorhanden  waren,  mußten  technische  Einrichtungen  wegen  der 
Natur  des  Betriebes  versagen.  In  einem  solchen  Fall  ist  es  nun 
außerordentlich  zu  begrüßen,  wenn  auf  Antrag  des  Beamten  die 
Zeitdauer,  während  welcher  die  Arbeiter  oder  einzelne  Arbeiter 
eines  bestimmten  Betriebs  Gesundheitsschädigungen  ausgesetzt 
sind,  gekürzt  werden  kann.  Der  Entwurf  eröffnet  aber  auch  die 
Möglichkeit,  der  ausgedehnten  Ucberzeitarbeit,  wie  sie  in  den 
letzten  Jahren  bei  der  Hochkonjunktur  in  der  Maschinenindustrie 
eingerissen  ist,  künftighin  Halt  zu  bieten.  Einzelne  F'abrikanten 
haben  5 — 6 Monate  lang  fortgesetzt  Ueberzeit  gearbeitet,  und  diesem 
Treiben  standen  die  Arbeiter  machtlos  gegenüber.  Dabei  kann 
durchaus  nicht  gesagt  W'erden,  daß  die  Unternehmer  sich  der 
Kundschaft  gegenüber  stets  in  einer  Zwangslage  befunden  hätten : 
vielfach  hat  nur  ein  ungesundes  Jagen,  ein  unrichtiges  Verhältnis 
zwischen  kaufmännischer  Tätigkeit  und  technischer  Leistungs- 
fähigkeit zur  Uebcrzeitarbeit  geführt.  Bei  Vergebung  einer  Ar- 
beit setzt  eine  Fabrik  alles  daran,  den  Auftrag  noch  zu  bekommen, 
auch  wenn  sie  ihn  vor  anderer  Arbeit  kaum  bewältigen  kann, 
man  will  nichts  der  Konkurrenz  lassen.  Die  Möglichkeit  der  Be- 
schränkung der  Ucberzeitarbeit  für  die  Männer  auf  eine  begrenzte 
Anzahl  von  Tagen  im  Jahr  würde  dazu  führen,  daß  der  Kauf- 
mann nicht  mehr  Geschäfte  annimmt,  als  er  vernünftigerweise 
mit  seinen  technischen  Mitteln  bewältigen  kann. 

Ob  schließlich  nur  für  einzelne  Betriebe  oder  auch  für  be- 
stimmte Arbeiter  innerhalb  eines  Betriebes,  beispielweise  Kessel- 
heizer mit  16-  bis  18  ständiger  Arbeitszeit,  Arbeiter  an  den  Stoff- 
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pressen  der  Zellulosefabriken  und  an  ähnlichen  Maschinen  eine 
sanitäre  Maximalarbeitszeit  auf  Antrag  festgesetzt  werden  kann, 
ist  aus  dem  Entwurf  nicht  zu  ersehen.  Wünschenswert  wäre  es, 
hier  schon  im  Gesetz  die  erforderliche  Klarheit  zu  geben  und  in 
Abs.  2 des  ij  1 20 1 des  Entwurfs  direkt  auszusprechen,  daß 
solche  Vorschriften  nicht  nur  für  einzelne  Betriebe,  sondern  auch 
für  bestimmte  Arbeiter  innerhalb  eines  Betriebes  erlassen  werden 
können. 

Im  ganzen  genommen  wird  der  Gewerbeinspektion,  der  natur- 
gemäß die  Stellung  solcher  Anträge  in  erster  Linie  zukommt, 
durch  § 1 20  f Abs.  2 d.  E.,  eine  außerordentliche  Verantwor- 
tung zugewiesen.  In  allen  Fällen  handelt  es  sich  um  schwere 
Eingriffe  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Arbeitgeber, 
denn  die  Kürzung  der  Arbeitszeit,  auch  nur  eines  einzigen  Ar- 
beiters im  Betriebe,  kann  Aenderung  der  Organisation,  Stel- 
lung von  Ersatzmannschaften  und  anderes  zur  Folge  haben.  Auch 
hier  wäre,  je  nach  der  Arbeiterschaft,  die  naturgemäß  ihre  An- 
träge für  einzelne  Betriebe  stellen  wird,  eine  ungleiche  Behand- 
lung zu  erwarten,  wenn  nicht  die  bestehenden  Arbeitgeber-  und 
Arbeitnehmerorganisationen  die  Tendenz  zur  gleichmäßigen  Be- 
handlung dieser  Fragen  in  sich  selbst  tragen  würden. 

Wem  der  Wert  und  die  Notwendigkeit  der  Organisation  im 
heutigen  Wirtschaftsleben  noch  nicht  zum  Bewußtsein  gekommen 
wäre,  dem  müßte  sie  die  Lage  der  technisch-industriellen  Beam- 
ten zum  Bewußtsein  bringen.  Keine  gesellschaftliche  Stellung, 
keine  Hochschulbildung  vermochte  den  Techniker  gegen  die  wirt- 
schaftliche Zurücksetzung  im  Recht  im  Vergleich  zu  anderen 
Ständen  zu  schützen,  z.  B.  im  Vergleich  zu  den  Kaufleuten,  die 
dank  des  Umstandes,  daß  sic  viel  früher  ihre  Lage  erkannt  haben, 
besser  daran  sind.  Erst  dem  Bund  der  technisch-industriellen 
Beamten4),  der  sich  auf  rein  gewerkschaftlicher  Grundlage  auf- 
gebaut hat,  war  cs  Vorbehalten,  für  eine  Verbesserung  der  Rechts- 
verhältnisse dieser  Beamten  einzutreten.  Man  kann  den  Entwurf 
als  die  erste  Frucht  seiner  Bemühungen  ansehen.  Die  Besser- 
stellung im  Recht,  die  der  Entwurf  Vorsicht,  ist  nur  die  möglichst 
gleichmäßige  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse  der  Ilandlungs- 

4)  Vgl.  die  deutsche  Industriebeamtenzcilung  Nr.  13,  1905  und  Nr.  6,  1906, 
sowie  Wilhelm  Mertens:  7ur  Bewegung  der  technischen  Privatbeamten,  Bd.  XXV, 
3.  lieft,  S.  649 — 713  des  Archivs  f.  Sozialwissenschaft  u.  Sozialpolitik.  Tübingen 
1907. 


Digitized  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 


gehilfcn  einerseits  und  der  Werkmeister,  Techniker  und  dergl. 
andererseits,  hinsichtlich  der  Kündigung  und  der  Gehaltszahlung. 
Nach  dem  heutigen  Rechte  können  die  technischen  Angestellten 
hei  einer  die  Dauer  von  sechs  Wochen  übersteigenden  militärischen 
Uebung  einfach  entlassen  werden,  ohne  Anspruch  auf  Weiter- 
zahlung des  Gehalts  für  die  nächsten  6 Wochen.  Der  Entwurf 
gibt  dem  Unternehmer  das  Recht  der  kündigungslosen  Entlassung 
erst  dann,  wenn  die  militärische  Uebung  die  Dauer  von  8 Wochen 
übersteigt.  Neben  der  Aufhebung  einer  schweren  wirtschaftlichen 
Schädigung  liegt  es  auch  im  Staatsinteresse,  solche  Bestimmungen 
im  Gesetz  aufzuheben,  die  in  ihren  Folgen  die  berufensten  Kräfte 
abhalten,  als  Reserveoffiziere  zu  dienen.  Während  den  Hand- 
lungsgehilfen neben  der  Fortzahlung  des  Gehalts  im  Fall  der 
Dienstverhinderung  durch  unverschuldetes  Unglück  auf  die  Dauer 
von  sechs  Wochen  die  Beträge  nicht  in  Abzug  gebracht  werden 
dürfen,  welche  sie  aus  einer  auf  Grund  gesetzlicher  Verpflichtung 
bestehenden  Kasse  beziehen,  sieht  der  Entwurf  nach  wie  vor  den 
Abzug  dieser  Beträge  für  die  technischen  Beamten  vor.  Es  ist 
nicht  einzusehen,  warum  der  technische  Angestellte,  dessen  Aus- 
bildung regelmäßig  ungleich  höhere  Aufwendungen  erfordert,  als 
jene  des  Kaufmanns,  hier  vollständig  ungleich  behandelt  werden 
soll.  Die  wirtschaftliche  I.age  dieser  Stände  — das  haben  die 
privaten  Erhebungen  gezeigt6)  — ist  nicht  so,  daß  von  Bereiche- 
rung hier  gesprochen  werden  kann.  Junge  Ingenieure  mit  Hoch- 
schulbildung haben  sich  jahrelang  in  Stellungen  zu  bewegen, 
die  bezüglich  des  Gehalts  nicht  entfernt  im  Verhältnis  stehen 
zu  dem  Aufwand  an  Zeit  und  Vermögen,  den  ihr  Studium 
erforderte;  hier  hätte  es  billigem  Ermessen  entsprochen,  zum 
mindesten  die  volle  Gleichheit  mit  den  kaufmännischen  Ange- 
stellten herbeizuführen.  — Die  monatliche  Gehaltszahlung  wird 
in  133  db  des  Entwurfs  nunmehr  gesetzlich  festgelegt.  Ab- 
weichende Vereinbarungen  sind  zulässig,  in  diesem  Fall  darf  aber 
die  Frist  der  Gehaltszahlung  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten 
nicht  übersteigen.  — Die  schwerste  Beeinträchtigung  erfahren  die 
technischen  Angestellten  durch  die  Konkurrenzklausel.  Nach  dem 
bestehenden  Recht  kann  der  Unternehmer  im  Arbeitsvertrag  die 
weitgehendste  Beschränkung  der  gewerblichen  Tätigkeit  des  An- 
gestellten für  den  Fall  der  Lösung  des  Dienstverhältnisses  ver- 
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einbaren.  Solche  Vereinbarungen  sind  nach  dem  bestehenden 
Recht  (§  133  f der  GO.)  für  den  Angestellten  insoweit  verbindlich, 
als  die  Beschränkung  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht  die 
Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  unbillige  Erschwerung 
seines  Fortkommens  ausgeschlossen  ist.  Was  als  unbillige  Er- 
schwerung des  Fortkommens  angesehen  wird,  blieb  der  richter- 
lichen Entscheidung  überlassen.  Diesbezügliche  Entscheidungen 
liegen  vor;  das  Organ  des  Bundes  der  technisch-industriellen 
Beamten  führt  Beispiele  an,  in  welchen  die  durch  die  Kon- 
kurrenzklausel bedingte  Notwendigkeit  der  Auswanderung  als  keine 
unbillige  Erschwerung  des  Fortkommens  angesehen  wird.  Solche 
Entscheidungen  verkennen  vollständig  die  I.age,  in  welche  unsere 
Beamten  durch  die  moderne  Entwicklung  gekommen  sind.  Der 
Ingenieur,  um  vorwärts  zu  kommen,  ist  genötigt,  sich  frühzeitig 
einer  Spezialität  zuzuwenden;  in  der  Chemie  wird  ganz  besonders 
auf  Spezialitäten  hingcarbcitet.  Jemanden  durch  Vertrag  für  eine 
kleinere  oder  größere  Anzahl  von  Jahren  nach  Austritt  vom  Ge- 
schäft von  seiner  Spezialität  auszuschließen,  ihn  zu  zwingen, 
wieder  vorne  anzufangen,  heißt  nichts  weniger,  als  ihn  brotlos 
machen.  Es  klingt  wie  Hohn,  von  einem  in  einer  Spezialität 
eingelebten  Mann  zu  verlangen,  in  einem  anderen  Zweige  vorn 
anzufangen.  Dieses  zumal  auf  dem  Gebiete  des  Maschinenbaus 
schreiende  Unrecht,  das  zudem  noch  den  Nachteil  hat,  deutsches 
Wissen  mit  Gewalt  nach  dem  Ausland  zu  treiben,  will  der  Ent- 
wurf beseitigen,  bezw.  abschwächen,  indem  er  in  § 133  f Abs.  2 
d.  E.  die  vertragliche  Erwerbsbeschränkung  auch  bei  den  Tech- 
nikern auf  länger  als  drei  Jahre  nach  Austritt  aus  dem  Dienst- 
verhältnis nur  dann  zuläßt,  wenn  vereinbart  wird,  daß  während 
der  ganzen  Dauer  der  Beschränkung  dem  Angestellten  das  zuletzt 
von  ihm  bezogene  Gehalt  weiter  gezahlt  wird.  Das  kann  nur 
als  eine  bescheidene  Abschlagszahlung,  niemals  aber  als  billigen 
Ausgleich  an  die  technisch-industriellen  Beamten  angesehen  wer- 
den. In  den  ersten  drei  Jahren  nach  seinem  Austritt  kann  er 
nach  wie  vor  durch  schwere  Konventionalstrafen,  die  häufig  in 
gar  keinem  Verhältnis  stehen  zu  seinem  Einkommen,  gehindert 
werden,  seine  wirtschaftliche  Lage  zu  verbessern.  Während  das 
bestehende  Recht  gar  nicht  darauf  Rücksicht  nimmt,  ob  der  An- 
gestellte durch  eigenes  Verschulden  oder  durch  das  Verhalten  des 
Unternehmers  zum  Austritt  gezwungen  ist,  so  wird  in  dem  neuen 
§ '33  g d.  E.  billigerweise  bestimmt,  daß  die  vertraglichen  Bc- 
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Schränkungen  der  gewerblichen  Tätigkeit  wirkungslos  sind,  wenn 
der  Unternehmer  durch  vertragswidriges  Verhalten  dem  Ange- 
stellten Grund  zur  Lösung  des  Dienstverhältnisses  gibt.  Der  Unter- 
nehmer kann  Ansprüche  aus  der  Vertragsklausel  nur  geltend 
machen,  wenn  ein  erheblicher  Anlaß,  den  er  nicht  verschuldet 
hat,  zur  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  führt  oder  wenn  er 
dem  Angestellten  während  der  Dauer  der  Beschränkung  das  zu- 
letzt von  ihm  bezogene  Gehalt  weiterbezahlt.  Selbstverständ- 
lich bekommen  alle  diese  Bestimmungen  ihren  vollen  Wert  erst 
dann,  wenn  auch  bei  den  technisch-industriellen  Beamten,  ähnlich 
wie  bei  den  Arbeitern,  die  Rechtsprechung  vereinfacht  wird.  So- 
wenig wie  der  Arbeiter  ist  der  technische  Beamte  heute  in  der 
Lage,  lange  Prozesse  zu  führen,  er  ist  auf  ein  rasches,  billiges 
Rechtsverfahren  angewiesen.  Gerade  die  Gerichtsentscheidungen 
in  Fragen  der  Konkurrcnzklausel  machen  es  zur  unbedingten 
Notwendigkeit,  daß  die  technischen  Angestellten  einem  Gerichte 
unterstellt  sind,  in  welchem  ihre  Standesangehörigen  mitwirken. 
Das  fehlt  heute  noch.  Auch  der  Entwurf  über  die  Arbeits- 
kammern hat  hier  eine  Lücke  gelassen,  die  nicht  nur  im  speziellen 
Interesse  der  technisch-industriellen  Beamten,  sondern  auch  im 
allgemeinen  Interesse  ausgcfüllt  werden  sollte.  Es  erscheint  nicht 
richtig,  wenn  ein  Stand,  der  vermöge  seiner  Kenntnisse  und  seiner 
Stellung  in  erster  Linie  zur  Mitwirkung  bei  der  Lösung  der  so- 
zialen Probleme  berufen  ist,  ausgeschaltet  bleibt.  Wünschens- 
wert wäre  es,  wenn  die  gegenwärtige  Regelung  zum  Anlaß  ge- 
nommen werden  würde,  den  technisch-industriellen  Beamten  durch 
geeignete  gesetzgeberische  Maßnahmen  denjenigen  Einfluß  zu 
sichern,  der  zur  erfolgreichen  sozialen  Mitarbeit  erforderlich  ist. 

Der  bedeutsamste  Fortschritt,  den  der  Entwurf  neben  der 
Regelung  der  Hausarbeit  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
aufweist,  enthält  der  neue  Abschnitt  IV  des  Titels  VII  der  GO. 
— Im  selben  Abschnitt  des  bestehenden  Gesetzes  werden  in  den 
§!$  134 — 139  a der  GO.  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter  ge- 
regelt. Die  Bestimmungen  betreffen  die  Arbeitsordnung,  die  Ar- 
beitszeit und  die  Ueberzeitarbeit  der  jugendlichen  und  weiblichen 
Arbeiter  sowie  das  Verbot  der  Nachtarbeit  für  beide.  Wie  schon 
oben  ausgeführt,  hat  der  Begriff  »Fabrik«,  der  nirgends  festgelegt 
ist,  bisher  zu  vielen  Schwierigkeiten  bei  Durchführung  der  Ar- 
beiterschutzbestimmungen sowie  in  der  Rechtsprechung  Anlaß 
gegeben.  Der  Entwurf  räumt  mit  der  seitherigen  Unklarheit  auf. 
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Maßgebend  für  die  Anwendung  der  Arbeiterschutzbestimmungen 
soll  lediglich  die  Zahl  der  in  der  Regel  beschäftigten  Arbeiter 
sein;  der  Fabrikbegriff  wird  völlig  ausgeschaltct.  Der  Entwurf 
unterstellt  den  besonderen  Bestimmungen,  die  zur  Zeit  nur  für 
Fabriken  und  für  diesen  nach  § 154  Abs.  2 — 4 der  GO.  gleich- 
stellte Anlagen  gelten : 

1.  Alle  gewerblichen  Anlagen,  in  denen  mindestens  zehn 
Arbeiter  beschäftigt  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Betriebe  handwerks-  oder  fabrikmäßigen  Charakter  tragen. 

2.  Sollen  die  *35  bis  139  aa  des  Entwurfs  auch  auf  solche 
Betriebe  Anwendung  finden,  in  denen  regelmäßig  zu  gewissen 
Zeiten  des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  eintritt,  schon 
dann,  wenn  zu  diesen  Zeiten  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäf- 
tigt werden  (§  1 34  i d.  E.). 

3.  Sollen  die  Bestimmungen  der  §§  133g  135  bis  139b  d.  E. 
auf  Arbeiter  in  I lüttenwerken,  in  Zimmerplätzen  und  anderen  Bau- 
höfen, in  Werften  sowie  in  Werkstätten  der  Tabakindustrie  auch 
dann  Anwendung  finden,  wenn  in  ihnen  in  der  Regel  weniger 
als  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

4.  Auf  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  Ziegeleien  und  über 
Tage  betriebenen  Brüchen  und  Gruben  finden  nach  dem  Entwurf 
die  Bestimmungen  auch  dann  entsprechende  Anwendung,  wenn 
in  diesen  Betrieben  in  der  Regel  mindestens  fünf  Arbeiter  be- 
schäftigt werden  (§  154  Abs.  2 des  Entwurfs).  Damit  wird  die 
heutige  Unsicherheit  beseitigt,  die  darin  liegt,  daß  die  genannten 
Betriebe  nur  dann  den  Fabriken  gleichzuachten  sind,  wenn  »sic 
nicht  bloß  vorübergehend  oder  in  geringem  Umfange  betrieben 
werden « . 

5.  Nach  ij  154  Abs.  3 des  Entwurfs  sollen  die  Bestimmungen 
auf  Werkstätten  mit  Motorenbetrieb  auch  dann  Anwendung  finden, 
wenn  weniger  als  zehn  Arbeiter  in  ihnen  beschäftigt  werden ; 
die  bisher  dem  Bundesrat  gewährte  Befugnis  zur  Zulassung  von 
Ausnahmen  soll  aufrecht  erhalten  bleiben. 

6.  Auf  andere  kleinere  Werkstätten  und  auf  Bauten  sollen 
durch  Bundesratsbeschluß  — bisher  durch  kaiserliche  Verordnung 
— die  Vorschriften  der  135  bis  139  b des  Entwurfs  ganz  oder 
teilweise  ausgedehnt  werden  können.  Ausgenommen  sind  nur 
Werkstätten  der  1 lausarbeit  (Titel  VH  a),  in  denen  der  Arbeit- 
geber ausschließlich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  be- 
schäftigt, sowie  solche  Werkstätten,  in  welchen  eine  oder  mehrere 
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Personen  gewerbliche  Arbeit  verrichten,  ohne  von  einem  den 
Werkstattsbetrieb  leitenden  Arbeitgeber  beschäftigt  zu  sein. 

7.  Nach  § 154a  des  Entwurfs  sollen  die  für  die  Besitzerund 
Arbeiter  von  Bergwerken,  Salinen,  Aufbcreitungsanstalten  und 
unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder  Gruben  schon  bisher 
geltenden  Bestimmungen  der  1 1 5 — 119a  der  GO.,  betreffend 

das  Verbot  des  Truksystems,  135 — 139  b der  GO.,  betreffend 

die  Arbeitszeit  der  jugendlichen  Arbeiter  und  der  Arbeiterinnen, 
§£  >52  und  153  der  GO.,  betreffend  das  Koalitionsrecht  auch  für 
den  Fall  Anwendung  finden,  daß  in  ihnen  in  der  Regel  weniger 
als  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Gegenüber  dem  bestehenden  Rechtszustand  bringt  der  Ent- 
wurf eine  ansehnliche  Erweiterung  des  Geltungsbereichs  der  Ar- 
beiterschutzgesetze und  eine  klare  und  übersichtliche  Gestaltung 
dieser  Vorschriften. 

Hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur  Aufstellung  von  Arbeitsord- 
nungen, die  nur  für  Fabriken  gelten,  welche  regelmäßig  mindestens 
20  Arbeiter  beschäftigen,  sieht  der  Entwurf  insofern  eine  kleine  Er- 
weiterung vor,  indem  diese  Verpflichtung  schon  dann  auf  solche 
Betriebe  ausgedehnt  werden  soll,  in  denen  regelmäßig  zu  ge- 
wissen Zeiten  des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  eintritt, 
wenn  zu  diesen  Zeiten  mindestens  zwanzig  Arbeiter  beschäftigt 
werden.  Damit  werden  die  unregelmäßigen  Saisongeschäfte  ge- 
troffen, bei  welchen  die  Festsetzung  einer  regelmäßigen  Arbeits- 
zeit innerhalb  bestimmter  Zeitintervallen  ohnedies  besonders 
schwierig  ist.  Sollten  aber  einmal  die  Betriebe  erfaßt  werden, 
die  ihrer  Natur  nach  der  Aufstellung  einer  Arbeitsordnung  be- 
sondere Schwierigkeiten  entgegensetzen,  dann  hätte  der  Entwurf 
auch  noch  weiter  gehen  und  die  Verpflichtung  zur  Aufstellung 
einer  Arbeitsordnung  auf  alle  Betriebe  ausdehnen  sollen,  in 
denen  in  der  Regel  mindestens  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden. 
Die  Entwicklung,  w-elche  die  Arbeitsverträge  in  einer  Reihe  von 
Industriezweigen  unter  der  Einwirkung  der  Arbeitgeber-  und  Ar- 
beitnehmerorganisationen genommen  haben,  hat  geradezu  auf  die 
Zweckmäßigkeit  und  Notwendigkeit  der  allgemeinen  Einführung 
von  Arbeitsordnungen  auch  in  den  kleineren  Anlagen  hingewiesen. 
Heute  schon  haben  eine  Reihe  kleinerer  in  Verbände  zusammen- 
geschlossener Betriebe,  z.  B.  Schncidcrgcschäfte , Schlossereien, 
Schreinereien,  Bijouterien,  Buchbindereien  und  Baugeschäfte,  ein- 
heitliche Arbeitsordnungen  meist  unter  Mitwirkung  der  Arbeiter 
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aufgestellt.  Ob  freiwillige  Arbeitsordnungen  den  formalen  Be- 
stimmungen der  §§  I34d  u.  ff.  der  GO.  zu  unterwerfen  sind,  ist 
eine  umstrittene  Frage.  Diesen  formalen  Bestimmungen  aber  ist 
vom  Standpunkt  des  sozialen  Friedens,  d.  h.  im  Interesse  der  ge- 
meinschaftlichen Feststellung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen, 
die  größte  Bedeutung  beizumessen.  Durch  die  einheitliche  Fest- 
setzung der  Arbeitsbedingungen  in  den  kleineren  Betrieben  wird 
die  wünschenswerte  Klarheit  in  das  Vertragsverhältnis  gebracht, 
die  Rechtsstreitigkeiten  werden  vermindert,  es  vereinfacht  sich 
auch  das  Verfahren  vor  den  Gewerbegerichten,  da  beim  Vorhanden- 
sein klarer  Vertragsbestimmungen  eine  Reihe  von  Streitfällen 
schon  vom  Vorsitzenden  des  Gewerbegerichts  von  sich  aus  erle- 
digt werden  kann,  ohne  vor  das  Plenum  gebracht  zu  werden. 
Diesen  unbestreitbaren  Vorteilen  gegenüber  können  die  Bedenken 
wegen  Belastung  der  kleinen  Betriebe  durch  die  formalen  Vor- 
schriften der  Anhörung  der  großjährigen  Arbeiter,  der  Verviel- 
fältigung und  Verteilung  der  Arbeitsordnung  sowie  die  mittelbar 
bewirkte  Erschwerung  willkürlicher  Aendcrungen  der  Arbeitszeiten 
etc.  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallen.  Wie  in  der  Großindustrie,  so 
würde  auch  hier  die  gesetzliche  Verpflichtung  zum  Erlaß  von  Ar- 
beitsordnungen in  Betrieben  mit  zehn  Arbeitern  zur  Aufstellung 
einheitlicher  Arbeitsordnungen  für  ganze  Berufszweige  führen  und 
die  Vereinheitlichung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  für  große 
Gebiete  sichern.  — Die  Arbeitsordnungen  haben  sich  überall  als 
ein  wertvolles  Firziehungsmittel  für  die  Arbeiter  erwiesen.  In- 
dem diese  an  der  Aufstellung  mitwirken,  sind  sie  moralisch  an 
die  Durchführung  der  Satzungen  gebunden.  Bei  der  zunehmenden 
Hervorkehrung  der  Rechte  des  Arbeiters  ist  die  Arbeitsordnung 
dazu  bestimmt,  diesen  auch  auf  seine  Pflichten  hinzuweisen.  Ge- 
rade in  den  kleineren  Betrieben,  wo  man  es  häufig  mit  industriell 
nicht  disziplinierten  Arbeitern  zu  tun  hat,  wo  Zuspätkommen, 
Blauenmachen  etc.  an  der  Tagesordnung  ist,  wo  unter  Umständen 
das  Fehlen  eines  Einzelnen  eine  empfindliche  Störung  des  ganzen 
Betriebs  bedeutet,  ist  es  außerordentlich  wichtig,  in  der  Arbeits- 
ordnung ein  Zwangsmittel  zur  Erziehung  der  Arbeiter  zur  Rück- 
sichtnahme auf  Andere  zu  haben.  Wo  aber  die  Grundlage  zur 
Leistung  dieser  Erziehungsarbeit  ohne  allzu  tiefe  Eingriffe  ge- 
schaffen werden  kann,  sollte  die  Gelegenheit  hierzu  nicht  ver- 
säumt werden. 

Durch  die  Bestimmungen, des  § 394  des  BGB.  in  Verbindung 
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mit  § 2 des  Lohnbeschlagnahmegesetzes  ist  hinsichtlich  des  Ab- 
zuges von  Ordnungsstrafen  am  Lohn  (§  134  b d.  GO.)  und  der 
Lohneinbehaltungen  zur  Sicherung  des  Ersatzes  eines  dem  Unter- 
nehmer bei  Kontraktbruch  erwachsenden  Schadens  oder  einer  für 
diesen  Fall  verabredeten  Strafe  (§  119  a Abs.  1 und  § 134  Abs.  2 
der  GO.),  eine  Rcchtsunsicherheit  eingetreten,  die  einer  gründ- 
lichen Klärung  bedarf.  Der  Entwurf  hat  bedauerlicher  Weise 
diesen  Punkt  vollständig  übergangen.  Tatsächlich  liegen  die  Ver- 
hältnisse so,  daß  einzelne  Gewerbegerichte  den  Abzug  der  in  der 
Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen  oder  der  verwirkten  Lohn- 
beträge ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Bestraften,  die  dieser 
nur  am  Zahltag  geben  kann,  als  unzulässig  erklären,  andere 
wiederum  diesen  Abzug  ohne  weiteres  und  auch  gegen  den  Willen 
des  Bestraften  als  gesetzliches  Recht  des  Unternehmers  erkennen. 
Diese  unterschiedliche  Behandlung  einer  wichtigen  Rechtsfrage 
macht  sich  dann  besonders  fühlbar,  wenn  die  für  große  Gebiete 
des  Reichs  in  einem  bestimmten  Industriezweig  einheitlich  aufge- 
stellte Arbeitsordnung  in  den  einzelnen  Landesteilcn  zur  Durch- 
führung kommen  soll.  Wegen  des  verhältnismäßig  niederen 
Geldbetrages,  um  den  es  sich  regelmäßig  hier  handelt  — es 
kommen  nur  Summen  unter  100  Mark  in  Frage  — konnte  eine 
gerichtliche  Entscheidung,  durch  welche  die  Frage  hätte  geklärt 
werden  können,  nicht  erzielt  werden.  Vielfach  wurde  der  wenig 
befriedigende  Ausweg  gewählt,  in  der  Arbeitsordnung  die  Ausbe- 
dingung von  Lohnverwirkungen  und  Lohneinbehaltungcn  wegen 
Kontraktbruchs  etc.  am  Zahltag  nur  anzukündigen,  diese  aber  in 
jedem  Einzelfall  von  der  Zustimmung  des  Arbeiters  abhängig  zu 
machen.  Am  Zahltag  selbst  aber  war  der  Arbeiter  in  seiner 
Entschließung  vollständig  frei.  Selbstverständlich  ist  den  betei- 
ligten Unternehmern  und  Arbeitern  mit  derartigen  Bestimmungen 
in  gar  keiner  Weise  gedient.  An  die  Stelle  der  Auslegungskünste 
gehört  volle  Klarheit  im  Recht. 

Was  nun  die  Strafen  durch  Lohnabzug  selbst  anbelangt,  so 
ist  deren  erzieherischer  Wert  zum  mindesten  sehr  fraglich ; die  Er- 
fahrungen haben  durchweg  gezeigt,  daß  in  Zeiten  flotten  Geschäfts- 
gangs die  Unternehmer  von  ihrer  in  der  Arbeitsordnung  vorgese- 
henen Strafbefugnis  wenig  oder  keinen  Gebrauch  machten  und 
wegen  der  Gefahr,  den  Arbeiter  zu  verlieren,  im  allgemeinen 
auch  keinen  Gebrauch  machen  können.  Zu  keiner  anderen  Zeit 
würde  sich  aber  mehr  berechtigter  Anlaß  zur  Ausübung  der  Straf- 
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befugnis  bieten,  als  bei  gutem  Geschäftsgang,  wo  sich  der  Unter- 
nehmer oft  mit  dem  fragwürdigsten  Arbeitermaterial  behelfen 
muß.  Bei  Rückgang  der  Geschäfte  werden  diese  Elemente  so- 
fort entlassen;  man  behält  nur  die  besten  und  zuverlässigsten 
Kräfte.  Trotzdem  mehren  sich  mit  Abnahme  der  Arbeitsgelegen- 
heit in  gewissen  Geschäften  die  Strafen  in  ganz  auffallender  Weise. 
Man  kann  sich  deshalb  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  daß  Be- 
strafungen häufig  nur  dazu  dienen,  dem  Arbeiter  wieder  die  Macht- 
befugnis des  Unternehmers  in  empfindlicher  Weise  zum  Bewußt- 
sein zu  bringen,  ln  wieweit  die  Festsetzung  einer  Lohnverwirkung 
in  der  Arbeitsordnung  den  Kontraktbruch  im  großen  und  ganzen 
einzuschränken  geeignet  ist,  bleibt  dahingestellt.  Die  vielen  Klagen 
seitens  der  Unternehmer  zu  Zeiten  flotten  Geschäftsgangs  lassen 
darauf  schließen,  daß  eine  in  Aussicht  stehende  Lohnverwirkung  nicht 
im  Stande  ist,  den  Arbeiter,  der  kiindigungslos  austreten  will,  davon 
abzuhalten,  vertragsbrüchig  zu  werden.  Zu  alledem  erscheint  es 
fraglich,  ob  die  Schuld  am  Kontraktbruch  immer  auf  Seite  des 
Arbeiters  zu  suchen  ist.  Erfahrungsgemäß  steht  der  Kontrakt- 
bruch der  Arbeiter  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit  den  ge- 
samten Lohn-  und  Arbeitsverhältnissen,  wie  mit  der  Behandlung. 
Soweit  die  Schuld  auf  Seite  des  Arbeiters  liegt,  hat  die  Indu- 
strie heute  Mittel  genug,  diesen  zur  Ordnung  anzuhalten,  sodaß 
sie  weder  der  Strafen  noch  der  Lohn  Verwirkung  bedürfte.  Die 
vielen  großen  Geschäfte,  die  ohne  Straf-  und  Lohnverwirkungs- 
bestimmungen auskommen,  sind  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Indu- 
strie solche  Erziehungsmittel  wohl  entbehren  kann. 

Wesentliche  Aenderungcn  bringt  der  Entwurf  in  bezug  auf 
die  Rechtsverhältnisse  der  Arbeiterinnen  und  der  jugendlichen 
männlichen  Arbeiter,  ln  Ausführung  der  Beschlüsse  des  interna- 
tionalen Uebereinkommens,  betreffend  die  Nachtarbeit  der  in  der 
Industrie  beschäftigten  Krauen  (vom  26.  Sept.  1906),  bringt  der 
Entwurf  die  elfstündige  ununterbrochene  Nachtruhe  für  die  Ar- 
beiterinnen ohne  Unterschied  des  Alters.  Nach  Artikel  I der 
Berner  Konvention  soll  sich  das  L’ebereinkommen  beziehen  auf 
alle  industriellen  Unternehmungen,  in  denen  mehr  als  zehn 
Arbeiter  oder  Arbeiterinnen  beschäftigt  werden.  Der  Entwurf 
geht  aber  über  den  in  der  Berner  Konvention  gezogenen  Rahmen 
erheblich  hinaus ; er  erstreckt  das  Gebot  der  ununterbrochenen 
Nachtruhe,  abgesehen  von  den  in  der  internationalen  Verein- 
barung selbst  vorgesehenen  Ausnahmen,  auf  alle  unter  Ziffer 
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I — 5 und  Ziffer  7 fallenden  Anlagen.  Hinsichtlich  der  Betriebe 
in  Ziffer  5 kann  der  Bundesrat  Ausnahmen  zulassen.  Er  kann 
aber  auch  die  genannten  Bestimmungen  auf  die  unter  Ziffer  6 
bczeichneten  Betriebe  mit  der  dort  vorgesehenen  Einschränkung 
ausdehnen. 

Von  der  Einhaltung  einer  Iistiindigen,  ununterbrochenen 
Ruhezeit  für  die  Arbeiterinnen  kann  in  den  folgenden  Fällen  ent- 
bunden werden : 

A.  In  vorübergehender  Weise  durch  die  Verwaltungsbe- 
hörden, bezw.  den  Reichskanzler  für  einzelne  Anlagen. 

1)  die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  wegen  außergewöhn- 
licher Häufung  der  Arbeit  einem  Betriebsinhaber  in  Verbindung 
mit  der  Gewährung  von  Ueberzcitarbeit  gestatten,  an  Stelle  der 
elfstündigen  ununterbrochenen  Nachtruhe  auf  die  Hauer  von  60 
Tagen  (im  Kalenderjahr)  eine  nur  zehnstündige  Nachtruhe  einzu- 
halten (§  138  a Abs.  1 d.  E.). 

2)  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  von  der  elfstündigen 
ununterbrochenen  Ruhezeit  auf  die  Dauer  von  4 Wochen,  und 
der  Reichskanzler  auf  längere  Zeit  entbinden,  wenn  Naturereig- 
nisse oder  Unglücksfällc  den  regelmäßigen  Betrieb  einer  Anlage 
unterbrochen  haben  (ij  139  Abs.  1 d.  E.). 

B.  In  dauernder  We i s e durch  den  Bundesrat  für  ganze 

Gewerbezweige. 

1)  Für  Gewerbezweige,  in  denen  regelmäßig  zu  gewissen 
Zeiten  des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  eintritt,  kann 
die  in  § 137  Abs.  4 d.  E.  vorgeschriebene  ununterbrochene  Ruhe- 
zeit nach  Maßgabe  des  Artikels  4 der  Berner  Konvention  auf 
die  Dauer  von  höchstens  60  Tagen  im  Jahr  auf  zehn  Stunden 
täglich  beschränkt  werden,  mit  der  Maßgabe,  daß  in  der  ununter- 
brochenen Ruhezeit  die  Stunden  zwischen  zehn  Uhr  abends  und 
5 Uhr  morgens  liegen  müssen  (§  1 39  a Abs.  I Ziff.  4 d.  E.). 

2)  Für  Gewerbezweige,  in  denen  die  Verrichtung  der  Nacht- 
arbeit zur  Verhütung  des  Verderbens  oder  des  Mißlingens  von 
Arbeitserzeugnissen  dringend  erforderlich  erscheint,  können  Aus- 
nahmen von  den  Bestimmungen  im  $ 137  Abs.  1 bis  4 zugelassen 
werden  (§  139  a Abs.  1 Ziff.  5 d.  E.). 

Durch  die  Bestimmung  der  regelmäßigen  ununterbrochenen 
Nachtruhe  wird  an  den  im  deutschen  Reich  schon  durch  das  be- 
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stehende  Recht  mittelbar  und  unmittelbar  gegebenen  Verhältnissen 
wenig  geändert,  denn  § 137  Abs.  1 der  GO.  verbietet,  abge- 
sehen von  gewissen  im  Gesetz  begrenzten  Ausnahmen,  die  Be- 
schäftigung der  Arbeiterinnen  in  der  Zeit  von  8*/2  Uhr  abends 
bis  51/,  Uhr  morgens,  so  daß  in  Verbindung  mit  der  Vorschrift 
einer  elfstündigen  täglichen  Maximalarbeitszeit,  die  im  Entwurf 
geforderte  ununterbrochene  Nachtruhe  regelmäßig  gesichert  ist. 
Die  Bedeutung  der  Vorschrift  einer  elfstündigen  ununterbrochenen 
Nachtruhe  liegt  auch  nicht  in  der  etwaigen  Möglichkeit  der  Ein- 
schränkung der  Heimarbeit,  sondern  in  der  Erleichterung,  welche 
unsere  Industrie  im  Konkurrenzkampf  auf  dem  Weltmarkt  gegen- 
über solchen,  der  Konvention  angeschlossenen  Staaten  findet, 
die  in  weit  geringerem  Maße  als  das  deutsche  Reich  in  der  in- 
dustriellen Nachtarbeit  der  Arbeiterinnen  beschränkt  waren,  bezw. 
zur  Zeit  noch  sind. 

Da  nach  dem  Entwurf  das  Gebot  der  elfstündigen  Nachtruhe 
nur  für  die  unter  Abschnitt  IV  des  Titels  VII  fallenden  Betriebe, 
nicht  aber  für  jene  der  Hausarbeit  (Titel  VII  a)  gelten  soll,  so  ist  es 
nach  wie  vor  möglich,  die  tagsüber  in  den  Fabriken  tätigen  Ar- 
beiterinnen in  der  Hausindustrie  unbegrenzt  weiter  zu  beschäf- 
tigen. Hierin  kann,  wie  weiter  unten  näher  ausgeführt  werden 
soll,  der  Entwurf  über  die  Hausarbeit  die  Sachlage  nur  insoweit 
ändern,  als  er  nach  § 139  t Abs.  2 d.  E.  dem  Bundesrat  die  Mög- 
lichkeit gibt,  die  Verrichtung  gewisser  Arbeiten  in  der  Hausin- 
dustrie gänzlich  zu  verbieten.  An  Stelle  der  bisherigen  elfstün- 
digen täglichen  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  soll  in  den  eingangs 
unter  Ziffer  1 — 4 genannten  Betrieben  vom  1.  Januar  1910  an 
die  zehnstündige  tägliche  Arbeitszeit  eingeführt  werden.  — Nach 
den  Erhebungen,  welche  die  Gewerbeinspektoren  im  Jahre  1902 
angestellt  haben,  sind  im  Deutschen  Reich  in  38  706  Betrieben 
813560  Arbeiterinnen  beschäftigt  worden.  Darunter  hatten  eine 
tägliche  Arbeitszeit  von  9 Stunden  und  weniger : 6768  Betriebe 
= 17,5%  aller  Betriebe  mit  86191  Arbeiterinnen  = 10,6%  aller 
Arbeiterinnen;  eine  tägliche  Arbeitszeit  von  über  9 — 10  Stunden: 
18267  Betriebe  mit  347814  Arbeiterinnen  = 47,2 %,  beziehungs- 
weise 42,7%;  eine  tägliche  Arbeitszeit  von  10  bis  II  Stunden: 
14053  Betriebe  mit  379555  Arbeiterinnen  = 36,3%,  bezw.  46,7%. 
Vergl.  Tabelle  I S.  468  der  vom  Reichsamt  des  Innern  nach  den 
Berichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  bearbeiteten  Schrift  »die 
Arbeitszeit  der  Fabrikarbeiterinnen«  (Berlin  1905).  Schon  damals 
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hatte  also  die  größere  Hälfte  der  Betriebe  und  der  darin  be- 
schäftigten Arbeiterinnen  eine  tägliche  Arbeitszeit,  die  io  Stunden 
nicht  überschritt. 

Die  Einführung  des  gesetzlichen  zehnstündigen  Maximalarbeits- 
tages ist  wohl  das  bedeutendste  des  ganzen  Entwurfs.  Jahrelang 
haben  die  Arbeiter  darum  gekämpft,  und  die  Erhebungen,  welche 
die  Gewerbeinspektoren  im  Jahr  1902  angestellt  haben,  zeigten, 
daß  die  Aenderung  erwünscht  und  durchführbar  ist,  und  daß  sie, 
das  wurde  insbesondere  vom  Verfasser  dieses  an  Beispielen  aus 
der  Spinnerei  gezeigt  (vergl.  die  Ausführungen  im  Jahresbericht 
der  VVürtt.  Gewerbeaufsichtsbeamten  für  1902,  S.  75)  durch  die 
technische  Entwicklung,  durch  welche  fast  durchweg  eine  Steigerung 
der  Intensität  der  Arbeit  bedingt  ist,  dringend  geboten  wird.  Es 
sei  kurz  erinnert  an  die  Einführung  der  Ringdrosseln  an  Stelle 
der  Selfaktoren,  an  die  Vermehrung  der  Webstühle,  die  der  ein- 
zelne Arbeiter  zu  bedienen  hat,  an  die  Steigerung  der  Geschwin- 
digkeit der  Arbeitsmaschinen  usw.  — Lange  Zeit  schienen  die 
Hinweise  auf  die  oft  erprobte  Tatsache,  daß  die  Arbeiterinnen  in 
10  Stunden  dasselbe  verdienen  können,  wie  in  1 1 Stunden,  daß 
die  Gesundheit  der  Arbeiter,  die  Kindererziehung,  die  geordnete 
Haushaltung  eine  Kürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  erfordern, 
vergeblich  zu  sein.  Der  größte  Widerstand  fand  sich  immer  in 
der  sächsischen  Textilindustrie,  davon  zeugt  der  Kampf  um  den 
zehnstündigen  Arbeitstag  in  Crimmitschau  und  das,  was  er  im  Ge- 
folge hatte,  der  Zusammenschluß  der  Unternehmer  unter  der 
Führung  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller  mit  dem 
ausgesprochenen  Zweck,  die  diesbezüglichen  Forderungen  der 
Arbeiter  zu  bekämpfen.  Inzwischen  ist,  das  soll  hier  besonders 
anerkannt  werden,  der  bisherige  Widerstand  in  weiten  Kreisen 
der  Industrie  aufgegeben  worden.  Man  muß  sich  aber  alle  diese 
Vorgänge  wieder  ins  Gedächtnis  zurückrufen,  um  die  innern  Wi- 
derstände zu  ermessen,  welche  sich  der  Regierung  beim  Ausbau 
der  sozialen  Gesetzgebung  jeweils  entgegenstellen.  Gewiß  darf 
nicht  übersehen  werden , daß  es  nicht  unerhebliche  wirt- 
schaftliche Fragen  sind,  die  den  Widerstand  der  Unternehmer 
hervorgerufen  haben.  In  all  den  Industriezweigen,  in  denen  die 
Arbeiterinnen  überwiegen,  wird  auch  die  Arbeitszeit  der  Männer 
jener  der  Frauen  gleichgemacht  werden,  denn  die  Ordnung  des 
Betriebes,  das  häufige  Zusammenarbeiten  der  männlichen  und 
weiblichen  Arbeiterschaft  würde  eine  Differenzierung  der  Arbeits- 


Digitlzed  by  Google 


37« 


Hardegc, 


Zeiten  in  vielen  Betrieben  zur  Unmöglichkeit  machen.  Mit  Ein- 
führung der  verkürzten  Arbeitszeit  wird  die  Dispositionsfreiheit 
des  Unternehmers  beschränkt,  die  Verwendung  von  weiblichen 
Hilfskräften  an  Maschinen  erschwert ; die  Produktionskosten  werden 
zweifellos  bedeutend  erhöht,  denn  cs  ist  vollständig  ausgeschlossen, 
daß,  wo  im  Taglohn  gearbeitet  wird,  die  Arbeiterinnen  sich  mit 
einem  geringeren  Verdienst  als  dem  bisherigen  zufrieden  geben 
werden.  Bei  Einführung  der  elfstündigen  Maximalarbeitszeit  durch 
das  Gesetz  vom  I.  Juni  1891  ergab  sich  nach  zuverlässigen  Mit- 
teilungen in  den  Webereien  eine  Lohnsteigerung  um  6%,  in  den 
Spinnereien  eine  solche  um  8%  der  vorher  bezahlten  Löhne. 
Eine  ähnliche  Steigerung  dürfte  in  einer  Reihe  von  Betrieben 
eintreten,  wenn  der  Entwurf  Gesetz  wird.  Dazu  kommt,  daß  die 
Kürzung  der  Arbeitszeit  in  irgend  einem  Industriezweig  die  Ar- 
beitszeit auch  in  anderen  Gewerben  mehr  oder  weniger  beeinflußt. 
Die  Arbeitszeitverkürzung  bei  gleichbleibendem  Lohn  wirkt  ermu- 
tigend auf  andere  Industriezweige,  auch  wenn  darin  keine  Arbei- 
terinnen beschäftigt  sind.  Den  Gründen  zur  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit wird  nicht  lange  nachgefragt.  Was  dort  geschehen  konnte, 
so  werden  die  Arbeiter  sich  sagen,  muß  auch  hier  durchführbar 
sein.  Jedenfalls  erhält  die  Agitation  neues  Leben  und  von  dem  ge- 
setzlich gesicherten  Boden  der  zehnstündigen  Arbeitszeit  der  Ar- 
beiterinnen aus  wird  auch  für  die  Maximalarbeitszeit  der  Männer 
weiter  gekämpft  werden,  ln  dieser  Ueberlegung  gründen  sich  die 
Bedenken,  die  noch  weite  Kreise  der  Industrie  gegen  die  Einfüh- 
rung des  zehnstündigen  Maximalarbeitstages  für  die  Frauen  haben. 

Es  darf  aber  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Unter- 
nehmer durch  den  zehnstündigen  Arbeitstag  zweifellos  eine  lei- 
stungsfähigere Arbeiterschaft  erhalten  wird.  Nicht  unbedeutend 
werden  die  Ersparnisse  an  Heizungs-  und  Beleuchtungskosten  im 
Winter  sein.  Jede  ersparte  Lichtstunde  ist  ein  Gewinn  an  Lei- 
stungsfähigkeit für  die  Arbeiterinnen ; nichts  wirkt  erfahrungs- 
mäßig erschlaffender  als  die  Augenübermüdung  bei  der  Nachtarbeit. 

Von  der  Einhaltung  des  zehnstündigen  Maximalarbeitstags 
für  Arbeiterinnen  kann  in  folgenden  Fällen  entbunden  werden : 
A.  In  vorübergehender  Weise  durch  die  Verwaltungsbe- 
hörden, bezw.  den  Reichskanzler  für  einzelne  Anlagen. 

1)  Wegen  außergewöhnlicher  Häufung  der  Arbeit  kann  die 
tägliche  Arbeitszeit  an  höchstens  60  Tagen  im  Jahr  auf  13  Stunden 
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und  vom  i.  Januar  1910  ab  auf  12  Stunden  ausgedehnt  werden 
(§  138a  Abs.  1 d.  E.)  — Diese  Regelung  des  Entwurfs,  die  durch 
Artikel  4 der  Berner  Konvention  bedingt  wird,  bedeutet  in  der 
Gesamtwirkung,  abgesehen  von  der  Beschränkung  der  Ueber- 
zeitarbeit  auf  12  Stunden  — die  seither  durch  ministerielle 
Weisung  bereits  beachtet  worden  ist  — eine  Ausdehnung  der 
Ueberzeitarbeit.  Heute  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
die  Ueberzeitarbeit  nur  auf  höchstens  40  Tage  im  Jahr  ge- 
währen, darüber  hinaus  nur  dann,  wenn  auf  Grund  eines  Be- 
triebsplans nachgewiesen  wird,  daß  die  tägliche  Arbeitszeit  im 
Durchschnitt  der  Betriebstage  des  Jahres  die  regelmäßige  ge- 
setzliche Arbeitszeit  nicht  überschreitet.  Von  der  Einreichung 
eines  Betriebsplans  haben  nur  wenige  Firmen  Gebrauch  ge- 
macht, die  große  Mehrzahl  kam  mit  40  Tagen  und  weniger 
aus.  Die  Ausdehnung  der  Ueberzeitarbeit  auf  60  Tage  ist 
ein  weitgehender  Ersatz  für  den  durch  die  Berner  Konvention 
bedingten  Wegfall  des  Betriebsplans,  ln  wie  wenigen  Fällen  von 
dem  Betriebsplan  Gebrauch  gemacht  wird,  zeigt  beispielsweise 
Württemberg.  Unter  den  vielen  Fabriken,  die  in  den  letzten 
Jahren  Ueberzeit  gearbeitet  haben,  ist  nur  eine,  die  es  auf  Grund 
eines  Betriebsplans  getan  hat;  alle  übrigen  haben  sich  auch  in 
Zeiten  der  Hochkonjunktur  so  einzurichten  gewußt,  daß  sie  mit 
40  Tagen  und  weniger  ausgekommen  sind. 

2)  Wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle  den  regelmäßigen 
Betrieb  einer  Anlage  unterbrochen  haben,  kann  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde auf  die  Dauer  von  2 Wochen,  die  höhere  auf 
die  Dauer  von  4 Wochen  und  der  Reichskanzler  auf  längere  Zeit 
von  der  Einhaltung  der  zehnstündigen  Arbeitszeit  entbinden. 
(§  139  Abs.  I d.  E.) 

B.  In  dauernder  Weise  durch  den  Reichskanzler  für 
einzelne  Anlagen. 

Wenn  besondere  Verhältnisse  es  erwünscht  erscheinen  lassen, 
daß  der  tostündige  Maximalarbeitstag  nicht  eingeführt  wird,  so 
kann  vom  I.  Januar  1910  an  auf  besonderen  Antrag  eine  ander- 
weite  Regelung  durch  den  Reichskanzler  gestattet  werden. 
Jedoch  darf  die  Dauer  der  Beschäftigung  1 1 Stunden  täglich  und 
60  Stunden  in  der  Woche  nicht  überschreiten,  (i;  139  Abs.  3 
d.  E.).  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  als  besondere  Verhältnisse 
nur  solche  angesehen  werden,  die  vorherrschend  das  Interesse 
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der  Arbeiterinnen  berücksichtigen,  daß  nicht  etwa  schon  die, 
Möglichkeit  einer  besseren  Ausnützung  der  Maschinen  den  Grund 
abgeben  könne,  eine  solche  Ausnahme  zu  bewilligen.  Anders 
wäre  zu  befürchten,  daß  die  Durchführung  der  zehnstündigen  Ar- 
beitszeit für  die  Arbeiterinnen  wesentlich  beeinträchtigt  werden 
würde.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  § 139  Abs.  3 des  Entwurfs 
die  Einführung  eines  freien  Nachmittags  am  Samstag  erleichtert. 
Die  Absicht  jedoch,  welche  dem  Entwurf  zu  Grunde  liegt,  die 
Entlastung  der  Arbeiterinnen  gleichmäßig  auf  die  ganze  Woche 
zu  verteilen,  wird  im  allgemeinen  nicht  dadurch  erreicht,  wenn 
Samstags  der  halbe  Tag  freigegeben,  und  im  übrigen  nach  wie 
vor  täglich  1 1 Stunden  gearbeitet  wird.  Da  und  dort  mag  die 
durch  den  Entwurf  angeregte  Förderung  der  Fortbildungsschulen 
für  gewerbliche  Arbeiterinnen  dazu  führen,  im  Hinblick  auf  den 
Besuch  dieser  Schulen,  für  welche  die  Zeit  doch  freigegeben 
werden  muß,  grundsätzlich  den  freien  halben  Wochen- 
tag bei  sonst  elfstündiger  Arbeitszeit  einzuführen.  In  Württem- 
berg z.  B.,  wo  das  gewerbliche  Fortbildungsschulgesetz  so  wie 
so  den  Tagesunterricht  vorschreibt,  läge  im  einzelnen  die  Ver- 
suchung nahe,  die  clfstündige  Arbeitszeit  bei  Arbeiterinnen  bei- 
zubchalten,  bezw.  sie  wieder  einzuführen  und  dafür  den  freien 
Nachmittag  zu  geben.  Es  wird  einer  sorgfältigen  Prüfung  solcher 
Gesuche  durch  die  Behörden  bedürfen,  um  einer  der  Absicht 
des  Entwurfs  widerstrebenden  Beschränkung  des  zehnstündigen 
Maximalarbeitstages  vorzubeugen. 

C.  In  dauernder  Weise  durch  den  Bundesrat. 

1)  Für  Anlagen,  die  mit  ununterbrochenem  Feuer  be- 
trieben werden,  oder  die  sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf 
eine  regelmäßige  Tag-  und  Nachtarbeit  angewiesen  sind,  sowie 
für  solche  Anlagen,  deren  Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmäßige 
Arbeitsschichten  von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet  oder  seiner 
Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist,  können 
Ausnahmen  von  der  Einhaltung  des  to  ständigen  Maximalarbeits- 
tags zugelassen  werden.  Bis  zum  1.  Januar  1910  darf  aber  die 
Dauer  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  65  und  von  da  ab  60  Stunden 
nicht  überschreiten.  (5;  139  a Abs.  1 Ziffer  2 und  Abs.  2 d.  E.) 

2)  Für  Gewerbezweige,  in  denen  regelmäßig  zu  ge- 
wissen Zeiten  des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  ein- 
tritt,  kann  auf  die  Dauer  von  höchstens  60  Tagen  im  Jahr  die 


Digitized  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 

Arbeitszeit  bis  zu  13  Stunden  und  vom  1.  Januar  1910  ab  bis 
zu  12  Stunden  verlängert  werden  (tj  139  a Abs.  1,  Ziffer  3 d.  E.). 

3)  Für  Gewerbezweige,  in  denen  die  Verrichtung  der 
Nachtarbeit  zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Rohstoffen  oder 
des  Mißlingens  von  Arbeitserzeugnissen  dringend  erforderlich  er- 
scheint, können  Ausnahmen  auch  bezüglich  der  Dauer  der  Arbeits- 
zeit zugclassen  werden  (§  139a  Abs.  1 Ziffer  5 d.  E.). 

Für  die  jugendlichen  männlichen  Arbeiter  bringt 
der  Entwurf  ebenfalls  wie  für  die  Arbeiterinnen  jeden  Alters  die 
Vorschrift  einer  ununterbrochenen  Ruhezeit  von  mindestens  elf 
Stunden  nach  beendigter  Arbeitszeit.  Ausnahmen,  sowohl  vor- 
übergehende wie  dauernde,  können  gestattet  werden  in  den  oben 
unter  A Ziffer  2 angeführten  Fällen,  in  denen  auch  für  die  Ar- 
beiterinnen von  der  Einhaltung  dieser  Ruhezeit  entbunden  werden 
kann,  darüber  hinaus,  aber  ausschließlich  nur  für  die  männ- 
lichen jugendlichen  Arbeiter  durch  den  Bundesrat 
für  Anlagen,  die  mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden, 
oder  die  sonst  durch  die  Art  des  Betriebs  auf  eine  regelmäßige 
Tag-  und  Nachtarbeit  angewiesen  sind,  sowie  für  solche  Anlagen, 
deren  Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmäßige  Arbeitsschichten 
von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet  oder  seiner  Natur  nach  auf 
bestimmte  Jahreszeit  beschränkt  ist  (§  1 39  a Abs.  I Ziffer  2 d.  E.). 
Auch  hier  dürfte,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  an  dem 
bestehenden  Zustand  nichts  wesentliches  geändert  werden,  da 
schon  das  bestehende  Recht  neben  der  Vorschrift  der  sechs- 
bezw.  zehnstündigen  täglichen  Arbeitszeit  die  Nachtarbeit  der 
jugendlichen  Arbeiter  zwischen  8V3  Uhr  abends  und  5 */,  Uhr 
morgens  verbietet. 

Da  durch  den  Entwurf  die  Ausführungsbestimmungen  des 
Bundesrats  über  die  Motorwerkstätten  vom  13.  Juli  1900  (RGBl. 
S.  566)  soweit  Betriebe  mit  mindestens  zehn  Arbeitern  in  Be- 
tracht kommen,  ohne  weiteres  außer  Kraft  gesetzt  werden,  so 
lassen  sich  gewisse  Härten  nicht  ganz  vermeiden.  Die  in  diesen 
Ausführungsbestimmungen  den  Werkstätten  mit  zehn  oder  mehr 
Arbeitern  in  Abweichung  von  den  Fabriken  gewährten  Vergünsti- 
gungen, wonach  die  aus  der  Volksschule  entlassenen  jugendlichen 
Arbeiter  zwischen  13  und  14  Jahren  täglich  zehn  Stunden  be- 
schäftigt werden  dürfen,  kommen  nach  dem  Entwurf  in  Wegfall. 
Dadurch  wird  den  jugendlichen  Arbeitern  der  Eintritt  in  ein 
passendes  Lehrverhältnis  wesentlich  erschwert,  andererseits  wer- 
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den  sie  auch  mehr  noch  als  bisher  den  Fabriken  zuge- 
trieben. Gerade  in  Württemberg,  wo  der  Schulaustritt  nicht 
mit  dem  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahr,  sondern  im  Früh- 
jahr desjenigen  Kalenderjahrs  erfolgt,  in  welchem  das  Kind 
das  vierzehnte  Lebensjahr  vollendet  und  wo  in  der  Fort- 
bildungsschule der  Tagesunterricht  eingeführt  wird,  der  ohnedem 
ein  früheres  Weggehen  von  der  Arbeit  fordert,  mag  dieser  Um- 
stand sich  mehr  als  anderwärts  unangenehm  fühlbar  machen. 
Indessen  dürfen  solche  vereinzelte  Schwierigkeiten  keinen  stich- 
haltigen Grund  abgeben,  den  in  der  Zeit  stärkster  Entwicklung 
begriffenen  jugendlichen  Arbeitern  die  zu  ihrer  Kräftigung  nötige 
freie  Zeit  zu  schmälern.  Nach  § I39aa  des  Entwurfs  finden  die 
Restimmungen  über  Kündigung  und  Entlassung  sowie  über  die 
Lehrlinge  auf  alle  Betriebe  Anwendung,  in  welchen  in  der  Regel 
mindestens  zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Die  im  Titel  VII  der  GO.  in  den  Abschnitten  V : Aufsicht, 
sowie  VI:  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  offenen  Verkauf- 
stellen, vorgesehenen  Acnderungen  sind  redaktioneller  Natur. 

Von  grundsätzlicher  Bedeutung  ist  der  neue  Titel  VII  a des 
Entwurfs,  der  sich  mit  der  Regelung  der  Hausindustrie  befaßt. 

Die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Schäden,  welche  die  Haus- 
arbeit in  weitem  Umfange  mit  sich  brachte,  haben  mit  Naturnot- 
wendigkeit dazu  gedrängt,  den  Kampf  gegen  die  Mißstände  in 
der  Hausindustrie  aufzunehmen.  Abgesehen  von  dem  Verbot  des 
Trucksystems  (§§  1 1 5 — 119a  der  GO.),  das  nach  § 119b  der 
GO.  auch  auf  die  Heimarbeiter  Anwendung  findet,  sowie  von  der  nach 
§ 114  a der  GO.  zugclassenen  Einführung  von  Lohnbüchern  oder 
Arbeitszetteln  in  der  Hausindustrie  hatten  bis  jetzt  die  Arbeiter- 
schutzbestimmungen der  Gewerbeordnung  auf  die  Hausarbeit 
keine  Anwendung.  Das  Kinderschutzgesetz  vom  30.  Mai.  1903 
hat  den  bisher  festgehaltenen  und  in  tj  154  Abs.  4 der  GO.  aus- 
gesprochenen Grundsatz  durchbrochen  und  auch  solche  Betriebe, 
in  denen  der  Arbeitgeber  ausschließlich  zu  seiner  Familie  gehörige 
Personen  beschäftigt,  der  Gewerbeaufsicht  unterstellt.  Auch  der 
Begriff  der  Werkstätte,  den  der  vorstehende  Entwurf  vom  Kinder- 
schutzgesetz übernommen  hat,  ist  so  weitgehend  gefaßt,  daß  die 
Schwierigkeiten,  welche  unter  Umständen  der  unbestimmte  Be- 
griff der  Hausarbeit  im  Gefolge  haben  könnte,  dadurch  beseitigt, 
zum  mindesten  ganz  bedeutend  vermindert  worden  sind.  Als 
Werkstätten  gelten  neben  den  Werkstätten  im  Sinne  des  § 105  b 
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Abs.  I der  GO.  auch  Räume,  die  zum  Schlafen,  Wohnen  oder 
Kochen  dienen,  wenn  darin  gewerbliche  Arbeit  verrichtet  wird, 
sowie  im  Freien  gelegene  Arbeitsstellen  (§  1390  d.  E.).  Dabei 
finden  die  Bestimmungen  über  die  Hausarbeit  (4j  1390  bis  139  z) 
Anwendung  sowohl  auf  Werkstätten,  in  denen  der  Arbeitgeber 
ausschließlich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  beschäftigt 
— in  diesem  Falle  gilt  der  Arbeitgeber  auch  als  Hausarbeiter 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  — als  auch  auf  solche,  in  welchen 
eine  oder  mehrere  Personen  gewerbliche  Arbeit  verrichten,  ohne 
von  einem  den  Werkstattbetrieb  leitenden  Arbeitgeber  beschäf- 
tigt zu  sein. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Hausindustrieen  unter 
sich  war  es  von  vorn  herein  ausgeschlossen,  den  herrschenden 
Mißständen  durch  ein  einheitliches  Gesetz  zu  begegnen.  Hier 
kann  nur  auf  dem  Wege  der  Sondergesetzgebung,  welcher  hin- 
sichtlich der  Heimarbeit  in  der  Zigarrenindustrie  bereits  betreten 
worden  ist,  oder  auf  Grund  von  Spezialverordnungcn  schrittweise 
vorgegangen  werden.  Der  vorliegende  Gesetzentwurf  sucht  nun 
eine  Grundlage  zu  schaffen,  auf  der  eine  Verbesserung  der  Ver- 
hältnisse in  denjenigen  Industriezweigen  herbeigeführt  werden 
kann,  die  mit  besonderen  Gefahren  für  Leben,  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  der  Arbeiter  verbunden  sind.  Im  Gegensatz  zu  dem 
von  der  Sozialdemokratie  unterm  28.  Februar  1906  dem  Reichs- 
tag vorgelegten  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Haus-  und 
Heimarbeiter  und  die  I lausgewerbetreibenden  — Antrag  Albrecht 
und  Genossen  — in  welchem  die  Zeitgrenzen  für  die  Arbeit  fcst- 
gelegt  sind,  ebenso  im  Gegensatz  zum  Antrag  Hitze  und  Genos- 
sen vom  16.  März  1906,  der  in  Anlehnung  an  § 120  c der  GO. 
die  Festsetzung  von  Dauer,  Beginn  und  Ende  der  täglichen  Ar- 
beitszeit bestimmt  vorgesehen  haben  will  ®),  sieht  der  Entwurf 
wegen  der  außerordentlichen  Schwierigkeiten  der  Kontrolle  von 
jeder  Regelung  der  Arbeitszeit  ab.  Der  Entwurf  stellt  sich 
auf  den  Standpunkt,  daß  wenn  es  sich  um  derartig  gefährliche 
Arbeiten  handle,  daß  sie  für  junge  Leute  oder  Arbeiterinnen  nur 
zulässig  erscheinen,  wenn  zugleich  eine  Begrenzung  der  Arbeits- 
zeit bestehe,  dann  eben  das  Verbot  der  Verrichtung  jener  Ar- 
beiten in  der  Hausindustrie  in  Erwägung  gezogen  werden  müsse. 
Hinsichtlich  der  Schwierigkeiten,  welche  eine  Zeitbegrenzung  der 

6)  Rcichs-Arbeitsblatt  Nr.  3,  1906. 

25* 


Digitized  by  Google 


3«4 


Hardegg, 


Hausarbeit  im  Gefolge  hätte,  ist  daran  zu  erinnen,  daß  eine  solche 
in  nicht  geringerem  Maße  auch  bei  dem  Kinderschutzgesetz  be- 
standen hat  und  noch  besteht.  Es  sei  nur  an  die  einschneidende 
Wirkung,  welche  die  Zeitbegrenzung  im  Austragen  von  Back- 
waren an  manchen  Orten  hatte,  erinnert.  Die  Hindernisse  konnten 
und  durften  aber,  wollte  der  Kinderschutz  wirksam  durchgeführt 
werden,  nicht  abhalten,  die  Beschränkung  einzuführen.  Und  die- 
selben Gründe  liegen  auch  hier  vor,  wo  es  gilt,  nicht  nur  die 
Kinder,  sondern  meist  Krauen  und  Mütter,  mittelbar  auch  Ge- 
brechliche und  Kranke  durch  eine  Begrenzung  der  Zeit,  während 
welcher  Hausarbeit  verrichtet  werden  darf,  zu  schützen.  Welche 
Arbeiten  der  Entwurf  als  besonders  gefährliche  im  Auge  hat,  ist 
nicht  zu  erkennen.  Uns  scheint  jede  Arbeit,  auch  die  harmloseste, 
dann  gefährlich,  wenn  sie  unter  Verhältnissen  vorgenommen  wird, 
die  nicht  mehr  als  gesund  bezeichnet  werden  können.  Als  Bei- 
spiel sei  nur  die  Stickerei  angeführt.  An  sich  wird  niemand 
diese  Arbeit  als  gesundheitsschädlich  ansprechen.  Wenn  aber 
in  Schlafstätten,  in  denen  leidende  Personen  sich  befinden,  bis 
tief  in  die  Nacht  hinein  gearbeitet  w-ird,  so  kann  hier  kaum  mehr 
von  gesunden  Verhältnissen  gesprochen  werden.  Eine  Zeitbe- 
grenzung ist  schon  erforderlich,  um  den  Auswüchsen  zu  begegnen, 
die  nach  Einführung  der  lostündigen  Arbeitszeit  noch  mehr  als 
bisher  drohen,  daß  nämlich  den  Fabrikarbeiterinnen  noch  Arbeit 
mit  nach  Hause  gegeben  wird.  Das  Gesetz  wird  doch  nur  dann 
eine  wesentliche  Verminderung  der  mit  der  Hausindustrie  verbunde- 
nen Schäden  herbeiführen,  wenn  der  Nachtarbeit  im  eigenen  Heim 
eine  Grenze  gesetzt  wird.  Dieselben  Gründe,  welche  gegen  die 
übermäßige  Dauer  der  P'abrikarbeit  sprechen,  liegen  in  verstärktem 
Maße  auch  hier  vor.  Um  der  elenden  Entlohnung  in  der  Haus- 
industrie willen  läßt  die  Hausfrau  ihre  eigenen  Arbeiten  liegen, 
und  dieselbe  Unwirtschaftlichkeit,  die  auf  Schritt  und  Tritt  bei 
der  Fabrikarbeiterin  zu  beobachten  ist,  macht  sich  auch  hier 
geltend,  gar  nicht  zu  reden  von  der  gesundheitlichen  und  damit 
auch  wirtschaftlichen  Schädigung,  welche  übermäßige  Dauer  der 
Arbeitszeit  in  engen  Schlaf-  und  Wohnräumen  bei  schlechter  Be- 
leuchtung und  Lüftung  zur  Folge  hat. 

Das  Ucberwachen  der  Durchführung  einer  gesetzlichen  Be- 
grenzung der  Arbeitszeit  würde  seine  Schwierigkeiten  in  dem 
Augenblick  verlieren,  in  dem  man  die  Arbeiterschaft  selbst  zur 
Mitwirkung  bei  der  Durchführung  der  Bestimmungen  des  Arbeiter- 


Digitized  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 


Schutzes  in  der  Hausindustrie  heranzöge.  Der  Entwurf  selbst, 
indem  er  Gesetz  wird,  bereitet  den  Hoden  zu  einer  solchen  Mit- 
wirkung vor. 

Die  bis  jetzt  zum  großen  Teil  allen  sozialen  Bestrebungen 
gegenüber  meist  indifferente  Gesellschaft  der  Heimarbeiter  und 
Hausindustriellen  wird  schon  durch  die  Tatsache,  daß  die  Ge- 
werbeaufsicht in  ihre  Wohnungen  und  Arbeitsräume  dringt,  aus 
ihrer  seitherigen  Ruhe  und  Gleichgültigkeit  aufgerüttelt.  Und  der 
Gewerbeaufsichtsbeamte,  das  liegt  in  der  Natur  seiner  ganzen 
Aufgabe,  ist  kein  starres  Nur-Ueberwachungsorgan,  sondern  ein 
Organ,  das  ungesucht  und  auch  zum  Teil  ungewollt  dazu  ge- 
drängt wird,  soziale  Erziehungs-  und  Aufklärungsarbeit  zu  leisten. 
Diese  Arbeit  wird  heute  im  großen  und  ganzen  nicht  mehr  ver- 
kannt, wenn  auch  von  den  beiden  Organisationen  der  Unternehmer 
und  der  Arbeiter  verschieden  gewertet. 

Es  darf  wohl  angenommen  werden,  daß  die  durch  das  Ver- 
einsgesetz geschaffene  Erleichterung  der  Bildung  von  wirtschaft- 
lichen Organisationen  in  Verbindung  mit  den  Anregungen,  die 
der  Entwurf  dazu  auch  in  seiner  jetzigen  Gestalt  gibt,  zu  einer 
Organisierung  der  Hausindustriellen  und  Heimarbeiter  und  damit 
auch  zur  Schaffung  derjenigen  Organe  innerhalb  der  Verbände 
Anlaß  geben  wird,  die  zur  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetze 
unentbehrlich  sind.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  muß  auch 
der  Vorschlag  Albrccht  und  Genossen  aufgefaßt  werden,  der  die 
organisierte  Mitwirkung  der  Arbeiter  bei  der  Durchführung  des 
Hausarbeiterschutzes  verlangt.  Daß  heute  schon  wichtige  Auf- 
gaben der  Gewerbeaufsicht  nicht  ohne  wenigstens  mittelbare 
Beteiligung  der  Arbeiter  durchgeführt  werden  können,  ist  eine 
in  den  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten,  vor  allem 
in  jenen  der  badischen  und  württembergischen  und  heute  zum 
Teil  auch  der  preußischen,  schon  so  häufig  ausgesprochene  Tat- 
sache, daß  man  sich  hier  die  Beweisführung  sparen  kann.  Diese 
Mitwirkung  geschieht  durch  die  Organisationen,  die  Vertrauens- 
personen und  die  Arbeitersekretariatc,  welche  die  ihnen  zur 
Kenntnis  kommenden  Mißstände  der  Gewerbeinspektion  zur  Unter- 
suchung übermitteln.  Geradezu  unentbehrlich  ist  aber  die  Mit- 
wirkung der  Organe  der  Arbeiterschaft  — im  vorliegenden  Falle 
der  Angehörigen  des  Hausindustriellenstandes  — wo  durch  ört- 
liche, räumliche  und  zeitliche  Verhältnisse  die  Aufsichtsbehörden 
doch  nur  eine  äußerst  beschränkte  Tätigkeit  entfalten  können. 
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Eine  Verschärfung  der  sozialen  Gegensätze,  wie  sie  seinerzeit 
nicht  ohne  Grund  bei  der  Mitwirkung  der  großindustriellen  Ar- 
beiter bei  der  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetze  befürchtet 
werden  mußte,  aber  in  dem  erwarteten  Maße  nicht  eingetreten 
ist,  kann  hier,  wo  cs  sich  um  die  Ueberwachung  standesgleichcr 
und  glcichinteressierter  Menschen  handelt,  regelmäßig  gar  nicht 
in  Frage  kommen. 

Der  Entwurf  kann  allerdings  nicht  so  weit  gehen,  die  Mit- 
wirkung der  beiderseitigen  Organisationen,  der  Unternehmer  und 
Arbeiter,  bei  Ueberwachung  der  Hausarbeit  durch  Gesetz  vorzu- 
sehen. An  sich  liegen  die  Verhältnisse  im  allgemeinen  noch  kei- 
neswegs so,  daß  Vertretungen  der  beiderseitigen  Organisationen 
am  Sitze  der  hausindustriellen  Arbeit  zu  finden  wären;  sie  zu 
schaffen,  würde  einer  zwangsweisen  Eingliederung  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  in  die  zugehörigen  Verbände  gleichkommen, 
und  einer  solchen  Aufgabe  wird  sich  der  Staat  wohl  kaum  unter- 
ziehen wollen. 

Die  Mitwirkung  der  Verbände  bei  Durchführung  des  Haus- 
arbeiterschutzcs  muß  organisch  aus  den  Verhältnissen  heraus- 
wachsen. Auf  dieses  Ziel  sind  aber  jetzt  schon  die  Bestrebungen 
der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehinerorganisationen  gerichtet.  Auch 
die  Arbeitskammern  werden  hier  fördernd  wirken.  Was  diese 
bringen  und  wie  sie  sich  den  durch  die  Fortbildung  der  Arbeiter- 
schutzgesetze ncugeschaffenen  Verhältnissen  jeweils  anpassen  und 
neue  Einrichtungen  schaffen  werden,  kann  erst  die  Zukunft  zeigen. 
Manche  Fragen,  darunter  auch  die  für  die  Durchführung  des 
Hausarbeiterschutzes  von  großer  Bedeutung  erscheinende  der  Ge- 
staltung der  Arbeits-  oder  Arbeiterkammern,  harren  noch  ihrer 
Lösung,  von  welcher  gerade  auch  die  künftige  Regelung  und 
Ueberwachung  der  Hausarbeit  abhängt.  Was  hier  gezeigt  werden 
sollte,  ist,  daß  die  gesetzliche  Festlegung  einer  Zeitgrenze  für 
die  hausindustrielle  Arbeit  eine  Notwendigkeit  ist,  die  Schwierig- 
keiten aber,  welche  sich  der  wirksamen  Durchführung  einer  solchen 
Bestimmung  entgegenstellen,  keine  solchen  sind,  die  nicht  schritt- 
weise und  mit  sicherem  Erfolge  überwunden  werden  könnten. 

Als  ein  weiterer  Mangel  des  vorliegenden  Entwurfs  muß  es 
bezeichnet  werden,  daß,  wie  schon  angedeutet,  ein  Verbot  der 
Abgabe  von  hausindustrieller  Arbeit  an  Fabrikarbeiterinnen  fehlt. 
Nach  wie  vor  wird  es  einem  Unternehmer  möglich  sein,  trotz 
lünführung  des  iostündigen  Arbeitstages  einzelne  Arbeiterinnen 
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durch  die  Mitgabe  von  Hausarbeit  außergewöhnlich  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Daß  dies  geschieht,  ist  eine  bekannte  Tatsache, 
namentlich  in  der  Konfektion,  in  der  Trikotage,  in  der  Hut- 
und  in  der  Metallwarenfabrikation  sowie  in  anderen  Industrie- 
zweigen. 

Paragraph  139X  des  Entwurfs  gibt  zwar  die  Möglichkeit,  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  hausindustrielle  Weiterbeschäftigung 
von  in  Fabriken  tätigen  Personen  mittelbar  überwachen  zu  können. 
Er  verpflichtet  diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  außerhalb  ihrer 
Arbeitsstätte  in  Werkstätten  gewerbliche  Arbeit  verrichten  lassen, 
zur  Führung  eines  Verzeichnisses  der  Personen,  welchen  Hausarbeit 
übertragen  ist.  Dieses  Verzeichnis  muß  den  Gewerbeaufsichtsbe- 
amten vorgelegt  werden.  Die  Vorschrift  des  § 159.x  bezieht 
sich  aber  nicht  auf  jede  hausgewerbliche  Arbeit,  sondern  nach 
139  t in  Verbindung  mit  139  q und  13911  nur  auf  Gewerbe- 
zweige, die  mit  besonderen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit 
verbunden  sind  und  solche,  die  der  Herstellung,  Verarbeitung  oder 
Verpackung  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  dienen.  Gemein- 
same Voraussetzung  zur  Führung  von  Verzeichnissen  ist,  daß  der 
Bundesrat  für  diese  Gewerbezweige  besondere  Vorschriften  er- 
lassen haben  muß.  Daraus  ergibt  sich  ohne  weiteres,  daß  für 
weitverzweigte  Hausarbeiten  der  Textil-  und  Bekleidungsindustrie, 
die  im  allgemeinen  eben  nicht  zu  den  Berufsarten  gehören,  deren 
Ausübung  mit  besonderen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Arbeiter  verbunden  ist,  jede  Kontrolle  und  jeder  Einblick 
fehlt,  wem  Heimarbeit  übertragen  ist,  und  wo  solche  verrichtet 
wird. 

Durch  die  allgemeine  Verpflichtung  zur  Führung  von  Ver- 
zeichnissen über  die  Hausindustrie  würde  an  erster  Stelle  der 
Schmutzkonkurrenz  mittelbar  entgegengetreten  werden.  Die  Haus- 
industriellen aus  den  Reihen  der  besser  situierten  Gesellschaft, 
die  nur  um  ein  Taschengeld  zu  verdienen,  auf  das  sic  nicht  an- 
gewiesen sind,  Heimarbeit  zu  Spottpreisen  übernehmen,  würden 
in  dem  Augenblick  sich  vermindern,  wenn  nicht  ganz  verschwinden, 
in  dem  sie  in  L.isten  als  Hausgewerbetreibende  und  Heimarbeiter 
geführt  werden  und  ihre  Namen  zur  Kenntnis  der  Beamten 
kommen. 

Die  Nichtführung  von  Verzeichnissen  macht  es  geradezu  un- 
möglich, das  Uebertragen  von  hausindustrieller  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit an  solche  Arbeiterinnen,  die  den  Tag  über  in  der  Fa- 
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brik  beschäftigt  waren,  zu  überblicken  und  ihm  mittelbar  ent- 
gegenzutreten. Letzteres  könnte  dadurch  geschehen,  daß  Gesuche 
um  Ueberzeitarbeit  seitens  solcher  Firmen,  die  ihren  Arbeiterinnen 
noch  Arbeit  mit  nach  Hause  geben,  abschlägig  beschieden 
würden. 

Man  kann  hier  einwenden,  daß  eine  gesetzliche  Vorschrift, 
welche  dem  Unternehmer  die  Mitgabe  von  hausgewerblicher  Ar- 
beit an  seine  Arbeiter  verbietet,  wertlos  sei,  weil  sie  von  den 
Arbeitern  selbst  umgangen  werden  könne.  Dem  ist  aber  gegen- 
überzuhalten, daß  eine  Reihe  von  Arbeiterschutzbestimmungen 
ihre  endliche  Durchführung  und  Einlebung  nicht  etwa  dem  Um- 
stand zu  verdanken  hat,  daß  jede  Umgehung  und  Uebertretung 
gefaßt  und  zur  Strafe  gezogen  werden  konnte,  sondern  der  Tat- 
sache, daß  die  in  den  Arbeiterschutzgesetzen  fcstgelegten  sozialen 
Grundsätze  allmählich  allgemeine  Anerkennung  gefunden  haben 
und  zur  Geschäftsnorm  geworden  sind.  Was  schon  oben  bei  der 
Begrenzung  der  Arbeitszeit  gesagt  wurde,  gilt  auch  hier.  Von 
der  freiwilligen  Mitwirkung  der  Arbeiter  und  ihrer  Verbände,  von 
der  Erziehungsarbeit  der  letzteren  auf  dem  Gebiete  der  Hausin- 
dustrie, von  der  wachsenden  Einsicht  der  Industriearbeiterschaft 
für  ihre  wahren  Interessen  hängt  es  ab,  inwieweit  ein  Verbot  der 
Weiterbeschäftigung  von  Fabrikarbeiterinnen  in  der  Hausindustie, 
bezw.  der  Mitgabe  von  Hausarbeit  an  solche,  wirksam  durchge- 
führt wird.  Daß  ein  solches  Verbot  wünschenswert  und  auch 
durchführbar  ist,  erscheint  dem  Verfasser  außer  Zweifel  zu  sein. 

Im  einzelnen  ist  zu  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  folgen- 
des auszuführen. 

Zur  Bekämpfung  der  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  hat  sich  der  Entwurf  die  Bestimmungen  der  §§  120  a, 
1 20  c bis  1 20 c der  GO.  zum  Vorbilde  genommen  (§  1 39  q).  Eine 
dem  t;  120  b der  GO.  in  Verbindung  mit  120  c der  GO.  nach- 
gebildetc  Bestimmung  zum  Schutze  gegen  die  Gefahren  für  die 
Sittlichkeit  der  Arbeiter,  nach  welcher  die  Trennung  der  Ge- 
schlechter bei  der  Arbeit  und  die  Einrichtung  besonderer  An- 
kleidc-  und  Waschräume  usw.  verlangt  werden  kann,  konnte  bei 
der  Eigenart  der  hausindustriellen  Verhältnisse  nicht  aufgenommen 
werden.  Vielmehr  stellt  sich  der  Entwurf  auf  den  Standpunkt, 
daß  Gewerbe,  die  mit  besonderen  Gefahren  für  die  Sittlichkeit 
der  Arbeiter  verbunden  sind,  von  der  Hausindustrie  völlig  auszu- 
schließen seien. 
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Dies  ist  der  einzig  gangbare  Weg,  ungesunden  Verhältnissen 
zu  begegnen,  denn  alle  die  Mängel,  welche  in  Fabriken  zu  be- 
sonderen technischen  Maßnahmen  führen,  treten  in  der  Hausin- 
dustrie in  verstärktem  Maße  auf,  ohne  daß  hier  weder  wirtschaft- 
lich, räumlich  noch  technisch  die  Mittel  zur  Abhilfe  in  gleicher 
Weise  wie  in  Fabriken  und  Motorwerkstätten  zu  Gebote  ständen. 

Den  Gewerbezweigen,  die  der  Herstellung  und  Verarbeitung 
von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  dienen,  wird  im  Entwurf  be- 
sondere Aufmerksamkeit  geschenkt.  Im  Wege  der  Verfügung 
können  die  zuständigen  Polizeibehörden  für  einzelne  Anlagen, 
Einrichtungen  zum  Ausschluß  der  Gefahren  für  die  öffentliche 
Gesundheit  vorschreiben  (§  I30r).  Auch  können  von  Seiten  des 
Bundesrats  ev.  der  I.andeszentralbehörden  oder  der  zuständigen 
Polizeibehörden  besondere  Vorschriften  darüber  erlassen  werden, 
welchen  Anforderungen  solche  Anlagen  zu  genügen  haben ; die 
Verrichtung  solcher  Arbeiten,  die  mit  Gefahren  für  die  Uausar- 
beiter  oder  für  die  öffentliche  Gesundheit  verbunden  sind,  können 
die  genannten  Behörden  direkt  verbieten. 

Zur  Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Ausbeutung  der  Haus- 
industriellen  diente  schon  bisher  die  vom  Bundesrat  gemäß 
§ 114  a d.  GO.  zunächst  für  die  Konfektionsindustrie  vorgeschrie- 
bene Führung  von  Lohnbüchern.  § 139  p des  Entwurfs  gibt  dem 
Bundesrat  das  Recht,  für  bestimmte  Gewerbe  vorzuschrciben, 
daß  in  denjenigen  Räumen,  in  welchen  Arbeit  für  Hausarbeiter 
ausgegeben  oder  Arbeit  solcher  angenommen  wird,  an  einer  in 
die  Augen  fallenden  Stelle  eine  Tafel  ausgehängt  wird,  die  in 
deutlicher  Schrift  die  für  die  einzelnen  Arbeiten  jeweilig  gezahlten 
Löhne  angibt.  Das  Bedürfnis  der  Forderung  des  öffentlichen 
Anschlags  der  Lohnlisten  oder  einer  diesem  Anschlag  gleich- 
wertigen Maßnahme  erscheint  für  die  gesamte  1 lausarbeit  vorzuliegen. 
Allerdings  darf  man  sich  nicht  verhehlen,  daß  die  Aufstellung 
solcher  Listen  zum  Teil  außerordentlich  viel  Arbeit  erfordert.  In 
vielen  Gardinenstickereien  wird  nach  Gewicht  gestickt ; für  100  gr 
Garn,  das  der  Unternehmer  liefert,  wird  ein  bestimmter  Preis  ge- 
zahlt, je  nach  der  Schwierigkeit  der  Arbeit;  hier  liegt  die  Sache 
einfach.  In  manchen  Gardinenstickereien  kommen  aber  bis  zu 
tausend  verschiedene  Dessins  vor,  wovon  ein  Dessin  6 verschie- 
dene Teilpreise  haben  kann,  allein  auf  Bettdecken  entfallen  1 500 
verschiedene  Preise,  die  sich  nach  der  Figur  und  nach  der  Zahl 
der  Spachteln  richten.  Aber  gerade  solche  Unternehmer  haben 
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ohne  weiteres  anerkannt,  daß  die  offene  Darlegung  das  Gute 
hätte,  daß  die  Arbeiter  wüßten,  was  sie  verdienen;  Geschäfts- 
führern und  Fcrgern  würde  der  Betrug  unmöglich  gemacht,  und 
der  Fabrikant  hätte  dadurch  den  Vorteil,  weniger  Pfuscharbeit  zu  be- 
kommen. Für  die  Konkurrenz  unter  den  Unternehmernist  dieOeffent- 
lichkeit  der  Preise  nicht  von  Belang,  weil  die  Muster  der  einzelnen 
Arbeiten  zu  verschieden  sind,  um  im  Preise  verglichen  werden  zu 
können. 

Wo,  wie  in  der  Gardinenstickerei,  sich  das  Zwischenmeister- 
und  Fergsystem  ausgebildet  hat,  da  liegt  es  sogar  im  Interesse 
des  Unternehmers,  wenn  der  Ferger  verpflichtet  wird,  an  der 
Ausgabestelle  die  Löhne  anzuschlagen,  die  er  vertragsmäßig  den 
Arbeitern  zahlen  soll.  Es  ist  eben  eine  von  den  Inhabern  der 
Gardinenstickereien  schwer  beklagte  Tatsache,  daß  die  Ferger 
den  von  ihnen  beschäftigten  Heimarbeitern  einen  wesentlich  ge- 
ringem Lohn  bezahlen,  als  er  letztem  vom  Fabrikanten  zugedacht 
ist.  Statt  der  vereinbarten  Provision  von  iou/o  der  ausbezahlten 
Arbeitslöhne  verschafft  sich  der  Ferger  durch  Lohndrückereien 
bei  den  Hausindustriellen  manchmal  20 — 30 °/0.  Die  Folge  dieses 
unlauteren  Geschäftsgebarens  war,  daß  aus  gewissen  Teilen  des 
württenibergischen  Oberlandes  die  Heimarbeit  in  der  Gardinen- 
stickerei verschwunden  ist,  und  sich  nach  entfernten  Gegenden 
verzogen  hat. 

Diesen  unlautern  Manipulationen  der  F'erger  stehen  die 
Unternehmer  heute  machtlos  gegenüber.  Der  F'erger  sollte  un- 
beschadet seiner  Eigenschaft  als  selbständiger  Gewerbetreibender 
— er  ist  selten  nur  kaufmännischer  Angestellter  eines  Unterneh- 
mers — gesetzlich  gezwungen  werden  können,  die  mit  dem  Unter- 
nehmer vereinbarten  Löhne  anzuschlagen  und  auszubezahlen. 
Den  Hausarbeitern  gegenüber  tritt  der  F'erger  deshalb  als  selb- 
ständiger Gewerbetreibender  auf,  weil  e r die  Arbeit  vergibt  und 
weil  die  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten  Personen  dem  Unter- 
nehmer durchweg  unbekannt  ist.  In  der  Gardinenstickerei  kommt 
es  häufig  vor,  daß  ein  F'erger  für  verschiedene  Unternehmer  ar- 
beiten läßt  und  daß  die  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter  gleich- 
zeitig für  verschiedene  F'irmen  tätig  sind.  Dadurch  wird  den  Un- 
ternehmern die  Listenführung  erschwert,  ebenso  die  eventuelle 
Kontrolle  der  Werkstätten  (j?  139X).  F'ür  beides  kann  nicht  der 
Unternehmer,  sondern  nur  der  F’erger  verantwortlich  gemacht 
werden. 
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Die  Verantwortung  für  die  Durchführung  des  Entwurfs  ist 
in  überaus  klarer  Weise  geregelt:  wo  der  Arbeitgeber  ausschließ- 
lich zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  beschäftigt,  trägt  e r die 
Verantwortung,  im  übrigen  derjenige,  welcher  das  Verfügungs- 
recht über  den  als  Werkstätte  benutzten  Raum  hat  (§  139  V). 

Sind  vom  Bundesrat,  den  Landeszentralbehörden  oder  den 
zuständigen  Polizeibehörden  für  bestimmte  Arten  von  Werkstätten 
Vorschriften  erlassen  (tj  139.x),  so  haben  die  Verantwortlichen  der 
Ortspolizcibchörde  vor  Beginn  der  Beschäftigung  entsprechende 
Anzeige  zu  machen  (S?  139W). 

Unter  denselben  Voraussetzungen  haben  Unternehmer,  welche 
außerhalb  ihrer  Arbeitsstätte  in  Werkstätten  gewerbliche  Arbeit 
verrichten  lassen,  die  Pflicht,  sich  in  angemessenen  Zwischenräumen, 
mindestens  halbjährlich,  persönlich  oder  durch  Beauftragte  über 
die  Einrichtung  der  Werkstätten  usw.  zu  unterrichten  (§  1 39x). 

Es  dürfte  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Bestimmungen 
des  Entwurfs  im  allgemeinen,  im  besonderen  aber  jene  über  den 
öffentlichen  Anschlag  der  Löhne  an  der  Ausgabestelle  die  Bil- 
dung allgemeiner  Tarifverträge  für  die  Hausindustrie  in  die  Wege 
leiten.  Wie  schon  oben  erwähnt,  wird  der  Entwurf  selbst  mittel- 
bar die  Anregung  zu  engerm  Zusammenschluß  der  Interessenten 
in  der  Hausindustrie  geben.  Die  Koalition  ist  zu  erwarten. 

Die  Anordnungen  zur  Verbesserung  der  Werkstätten  im  Sinne 
der  §§  i39q  und  1 39  r des  Entwurfs  werden  zahlreiche  Forde- 
rungen an  den  Unternehmer  zur  F’olge  haben.  Im  ganzen  wird 
mit  einer  wesentlichen  Verteuerung  der  hausindustriellen  Produktion 
zu  rechnen  sein. 

An  einen  Rückgang  der  Hausindustrie  in  dem  Sinne,  daß 
weite  Kreise,  um  der  Heimkontrolle  zu  entgehen,  sich  den  Fabriken 
zuwenden,  dürfte  wohl  nicht  zu  denken  sein.  Wo  nicht  körper- 
liche Gebrechlichkeit,  Krankheit,  Alter  oder  besondere  wirtschaft- 
liche Verhältnisse  es  sind,  die  vom  Eintritt  in  die  Fabrik  abhalten, 
sind  es  der  Drang  nach  Unabhängigkeit  und  der  Widerwille 
gegen  die  beengende  F'abrikdisziplin,  welche  weite  Kreise  noch 
an  die  Heimarbeit  fesseln.  Die  Heimarbeit  ist  und  bleibt  ein 
wertvolles  Mittel,  die  Produktionsschwankungen  in  den  betreffen- 
den Industriezweigen  auszugleichen,  durch  sie  kann  die  sonst 
eintretende  empfindliche  Störung  der  geregelten  Verhältnisse  in 
der  Fabrik  vermieden  werden.  Sie  gibt  dem  Alten  und  Gebrech- 
lichen die  Möglichkeit,  in  ehrlicher  Arbeit  seinen  Unterhalt  zu 
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schaffen  und  sich  gegen  die  Demütigung  des  Almosenempfangs  zu 
schützen.  Deshalb  kann  nicht  ihre  Beseitigung,  sondern  nur  ihre 
Gesundung  Ziel  und  Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein. 

Die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  die  Hausarbeit  be- 
treffenden Bestimmungen  (Titel  VII  a)  soll,  insoweit  sic  nicht 
durch  Bundesratsbeschluß  oder  die  Landesregierungen  geregelt 
wird,  den  in  § 139  b der  GO.  vorgesehenen  Beamten,  also  den 
Gewerbeaufsichtsbeamten  übertragen  werden  (§  I39y  d.  E.). 

Nach  § 139  b der  GO.  stehen  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  bei 
Ausübung  der  Aufsicht  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibe- 
hörden zu,  also  auch  die  Befugnis  zum  Erlaß  von  Strafverfügungen. 
Indessen  wird  diese  Befugnis  durch  die  Dienstanweisungen  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  tatsächlich 
genommen.  Mit  den  gesamten  durch  Gesetz  und  Verordnung 
ihnen  bisher  zugewiesenen  Aufgaben  würde  es  sich  nicht  verein- 
baren lassen,  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  das  Recht  zum  Er- 
lasse polizeilicher  Verfügungen  mit  Strafgewalt  zu  übertragen. 
Man  darf  die  beratende  und  vermittelnde  Tätigkeit  der  Beamten 
nicht  unterschätzen.  Viele  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der 
Wohlfahrtspflege,  technische  Verbesserungen  aller  Art  sind  zu 
Gunsten  des  Arbeiters  aus  den  Anregungen  der  Gewerbeinspek- 
toren hervorgegangen.  Das  ist  aber  nur  möglich,  wenn  die  Ver- 
trauensstellung, die  der  Gewerbeaufsichtsbeamte  sich  beim  Unter- 
nehmer wie  beim  Arbeiter  schaffen  muß,  nicht  durch  direkte 
Strafeingriffe  des  Beamten  selbst  schwer  erschüttert  wird. 

An  sich  ist  cs  ja  doch  regelmäßig  der  Gewerbeinspektor,  der 
die  von  den  zuständigen  Polizeibehörden  auf  Grund  des  § 120 
der  GO.  zu  erlassenden  Verfügungen  beantragt,  er  hat  es  deshalb 
jederzeit  in  der  Hand,  die  Grundsätze  des  Arbeiterschutzes  mit 
Hilfe  der  Polizeibehörden  in  wirksamer  Weise  durchzuführen, 
ohne  sich  seine  Vertrauensstellung  gegenüber  den  Unternehmern 
und  Arbeitern  zu  erschweren. 

Bei  der  Durchführung  der  Bestimmungen  über  die  Haus- 
arbeit wird  es  sich  im  1 Iinblick  darauf,  daß  es  sich  11m  eine  Reihe 
von  Anordnungen  oft  ganz  einfacher  Natur  handeln  kann,  fragen, 
ob  nicht  dem  Gewerbcaufsichtsbcamten  für  die  zumeist  viel  leich- 
tern Verhältnisse  der  Hausarbeit  die  Befugnis  zum  Erlasse  von 
Verfügungen  einzuräumen  ist,  deren  Durchführung  nötigenfalls 
erzwungen  werden  muß.  Wir  haben  cs  in  der  Hausarbeit  bei 
Unternehmern  und  Arbeitern  zumeist  mit  Leuten  zu  tun,  die  sich 
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gesellschaftlich  und  wirtschaftlich  wenig  von  einander  unterscheiden 
werden;  die  Rücksichten  auf  die  eigenartige  Stellung  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten im  Großbetrieb,  welche  zu  der  Versagung  der 
polizeilichen  Strafgewalt  führte,  fallen  hier  größtenteils  weg.  Dazu 
kommt  noch  der  Umstand,  daß  eben  im  Hinblick  auf  die  zahl- 
reichen wirtschaftlich  und  technisch  unbedeutenden  Anordnungen, 
bei  denen  es  sich  aber  um  eine  rasche  Erledigung  handelt,  der 
umständliche  Weg  der  schriftlichen  Antragstellung  bei  den  zustän- 
digen Polizeibehörden  sich  nicht  empfehlen  wird. 

Artikel  V.  bringt  eine  Aenderung  der  Strafbestimmungen 
nach  zwei  Richtungen,  zunächst  eine  absolut  notwendige  Ver- 
schärfung der  Bestimmungen  wegen  wiederholter  Vergehen  gegen 
die  Arbeiterschutzvorschriften.  Die  bisherige  milde  Handhabung 
der  Strafgewalt  bei  wiederholten  Vergehen,  wodurch  die  großen 
Unternehmer  nicht  empfindlich  genug  getroffen  wurden,  hat  in 
manchen  Fällen  geradezu  die  Uebertretungen  begünstigt.  Es 
erscheint  aber  fraglich,  ob  die  Bestimmungen  des  Entwurfs 
geeignet  sind,  dem  Bedürfnis  durchaus  zu  entsprechen.  Sie 
sind  zu  milde,  wenn  cs  sich  darum  handeln  soll,  einen  Groß- 
industriellen, der  Wochen  oder  Monate  lang  eine  große  Anzahl 
von  Arbeiterinnen  oder  jugendlichen  Arbeitern  über  Zeit  beschäf- 
tigt, zu  bestrafen,  und  zu  hart,  wenn  es  sich  um  die  Ahndung 
verbotener  Ueberzeitarbeit  in  einem  kleinen  Betrieb  handelt.  Was 
bedeuten  dem  Großindustriellen  gegenüber  dem  kleinen  Mann 
100  Mark?  Gewisse  Unternehmer  werden  nach  wie  vor  nicht  dadurch 
abgehalten  w:erden,  die  Bestimmungen  über  die  Arbeits-  und  die 
Ruhezeiten  und  das  Verbot  der  Beschäftigung  gewisser  Arbeiter- 
kategorien zu  mißachten.  Die  Verschärfung  des  Entwurfs  besteht 
in  der  gesetzlich  festgclegten  Mindeststrafe  von  100  M.  nur  für 
den  Fall,  daß  der  Unternehmer  zur  Zeit  der  Begehung  der  Straftat 
bereits  zweimal  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist. 

Nun  bringen  die  Gewerbcaufsichtsbeamten  einen  Unternehmer 
regelmäßig  erst  dann  zur  Anzeige,  wenn  er  w'egen  Uebertretung 
bereits  schriftlich  verwarnt  und  über  die  Gesetze  eingehend  be- 
lehrt worden  ist.  Und  auch  dann,  wenn  die  Anzeige  erfolgt,  ist 
die  Verurteilung  mindestens  zweifelhaft,  weil  im  Einzclfall,  infolge 
der  Verschiedenheit  der  sozialen  Auffassungen,  Schöffen  und 
Staatsanwalt  nicht  immer  den  Eindruck  gewinnen  können,  daß 
eine  rücksichtslose,  lediglich  den  Zwecken  der  Bereicherung  die- 
nende Uebertretung  vorliegt.  Nun  hat  der  Entwurf  für  das  Ver- 
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hängen  der  Mindeststrafe  von  ioo  M.  eine  zweimal  erfolgte  rechts- 
kräftige Verurteilung  zur  Voraussetzung.  Für  die  großen  Unter- 
nehmer dürfte  cs  rücksichtsvoll  genug  sein,  in  dem  § 146  Abs.  2 
auszusprechen,  daß  die  Mindeststrafe  von  100  Mark  schon 
dann  eintritt,  wenn  der  Täter  zur  Zeit  der  Begehung  der 
Straftat  einmal  wegen  der  bezeichneten  Vergehen  rechtskräftig 
verurteilt  worden  ist.  Soweit  die  kleinen  Unternehmer  in  Frage 
kommen,  könnten  die  mit  Inkrafttreten  der  verschärften  Strafbe- 
stimmungen ihnen  drohenden  Härten  durch  sorgfältige  Hand- 
habung der  Anzeigepflicht  bei  Uebcrtretungen  ausgeglichen  werden. 

Eine  weitere  Aenderung  der  Strafbestimmungen  erfolgte  in 
der  Beseitigung  gewisser  Härten.  Das  bestehende  Recht  hat  die 
Uebertretung  der  auf  Grund  der  §5;  139  und  139  a der  Gü.  er- 
lassenen Vorschriften  allgemein  unter  die  höhere  Strafe  (bis 
2000  Mark)  gestellt,  dagegen  alle  Uebcrtretungen  der  auf  Gnind 
des  § I20e  der  GO.  erlassenen  Vorschriften  unter  die  niedere 
Strafe  von  300  M. 

Es  enthalten  aber  jene  Bestimmungen  neben  den  wichtigsten 
Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  auch  lediglich  Kontrollvor- 
schriften,  für  deren  Uebertretung  die  vorgesehene  Strafe  eine 
unbillige  Härte  bedeuten  würde.  Anderseits  dagegen  enthalten 
die  auf  Grund  des  I20e  der  GO.  erlassenen  Verordnungen 
wichtige  Bestimmungen  über  Arbeits-  und  Ruhezeiten  (Maximal- 
arbeitstag), daß  es  notwendig  erscheint,  die  Uebertretung  solcher 
Vorschriften  höher  und  in  gleicher  Weise  zu  bestrafen,  wie  Ver- 
gehen gegen  die  Vorschriften  über  die  Arbeitszeit.  Dement- 
sprechend ist  in  dem  Entwurf  verfahren  worden. 

Die  in  Artikel  VI  und  VII  vorgesehenen  Aenderungen  der 
Schlußbestimmungen  (§  154 — 154a)  sind,  soweit  sie  den  Geltungs- 
bereich der  Bestimmungen  des  Abschnitts  IV  des  Titels  VII  be- 
treffen, schon  oben  angeführt  worden.  Ergänzend  ist  noch  fol- 
gendes auszuführen. 

Durch  die  Ausschaltung  des  Fabrikbegriffes  und  durch  die 
Ueberschrift  des  Abschnitts  IV  werden  eine  Reihe  von  Betrieben 
in  den  Geltungsbereich  dieser  Vorschriften  gezogen,  die  deshalb 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  bisherigen  Rechtszustand,  ausge- 
schieden werden  sollen  (§  154  Abs.  1 Ziffern  1 — 3 d.  E.). 

Bezüglich  des  Gebotes  der  elfstündigen  Nachtruhe  auch  für 
die  jugendlichen  Arbeiter  mußten  im  Interesse  der  Ausbildung 
der  Lehrlinge  im  Bäcker-  und  Konditoreigewerbe  für  solche 
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Bäckereien,  in  welchen  nicht  in  regelmäßigen  Tag-  und  Nacht- 
schichten gearbeitet  wird,  Ausnahmen  vorgesehen  werden  (§  1 54 
Abs.  1 Ziffer  4). 

Ebenso  mußte,  dem  bestehenden  Bedürfnisse  entsprechend, 
das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  an  den  Vor- 
abenden der  Sonn-  und  Festtage  nach  5'/,  Uhr  abends  für  die 
in  Badeanstalten  beschäftigten  Personen  ausdrücklich  aufgehoben 
werden.  (§  154  Abs.  1 Ziffer  5). 

Nach  Artikel  VIII  des  Entwurfs  sollen  die  neuen  Bestim- 
mungen mit  dem  t.  Januar  1909  in  Kraft  treten.  Gegen  diesen 
Termin  dürften  Bedenken  nicht  vorliegen. 
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Erstes  Kapitel. 

Einleitung. 

Die  Behördenorganisation  Londons  und  die  Grundlagen  der 
Kommunalbesteuerung. 

I.  Abschnitt. 

Die  Behördenorganisation. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Wenn  es  für  die  Geistesgeschichte  der  Jetztzeit  charakter- 
istisch ist,  alle  menschlichen  Institutionen,  insbesondere  aber  staat- 
liche Einrichtungen  aus  ihrem  geschichtlichen  Entwicklungspro- 
zess heraus  zu  erklären  und  sie  als  etwas  »Gewordenes«  zu  be- 
greifen, so  ist  das  in  besonderem  Maße  für  das  Verständnis  der 
jetzigen  Organisation  Londons  notwendig.  Ohne  einen  Einblick 
in  den  geschichtlichen  Werdegang  und  die  Kämpfe,  in  denen  die 
bestehenden  Einrichtungen  errungen  sind,  muß  man  dem  kompli- 
zierten und  schwerfällig  arbeitenden  Verwaltungsapparat  der  ge- 
waltigen Metropolis  verständnislos  gegenüber  stehen.  Nur  an- 
deutungsweise, so  weit  es  in  dem  Rahmen  einer  kurzen  Betrach- 
tung möglich  ist,  seien  daher  die  Linien  skizziert,  die  bis  zur 
Jetztzeit  führen:  Bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  lag  die  Ver- 
waltung der  Städte  Englands  in  der  Hand  der  gesamten  Bürger- 
schaft. Jeder  freie  Hausbesitzer,  der  zu  den  Lasten  der  Stadt 
beisteuerte,  und  bestimmten  städtischen  Pflichten  genügte,  besaß 
das  Bürgerrecht  und  damit  die  Möglichkeit  mitbestimmend  auf 
die  Verwaltung  einzuwirken.  Aber  mit  der  steigenden  Bedeu- 
tung des  Parlaments  büßte  die  Bürgerschaft  mehr  und  mehr 
an  Einfluß  ein.  Namentlich  durch  den  Uebergang  des  Steuer- 
bewilligungsrechts von  der  Bürgerschaft  an  das  Unterhaus  wurden 
ihre  Versammlungen  nahezu  zwecklos  und  die  Verwaltung  ging 
nach  und  nach  auf  eine  verhältnismässig  geringe  Anzahl  einfluß- 
reicher Bürger  über  ').  Diese  Entwicklung  wurde  durch  die  Be- 
strebungen des  Königtums,  das  Parlament  in  seine  Gewalt  zu 
bekommen,  verstärkt.  Das  Königtum  verfolgte  seine  Ziele  in 

‘)  Vgl.  hiezu  und  zum  Folgenden  Lindemann,  »Stüdtevcrtvaltung  und  Muni- 
zipalsozialismus in  England«,  Stuttgart  1906.  Redlich,  »Englische  Lokalvenvaltung«, 
Leipzig  1902.  Sinzheimer,  »Der  Londoner  Grafschaftsrat«,  Stuttgart  1900. 
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der  Weise,  daß  es  sich  der  kleinen  Städte  und  ihrer  Wahlkörper 
zu  bemächtigen  suchte,  die  unverhältnismäßig  stark  im  Unter- 
haus vertreten  waren,  und  dort  eine  leitende  Rolle  spielten.  Das 
Wahlrecht  der  Bürger  und  ihre  Teilnahme  an  der  Verwaltung 
mußte  daher  vom  Königtum  nach  Möglichkeit  eingeschränkt  und 
die  Stadtverwaltung  Vertrauten  der  Krone  übergeben  werden. 
Das  Bürgerrecht  wurde  auf  einen  kleinen  Kreis  beschränkt  und 
die  Verwaltung  selbst  an  Körperschaften  (select  bodies)  über- 
tragen, die  erstmalig  von  der  Krone  ernannt  wurden  und  sich 
späterhin  durch  Kooptation  ohne  Mitwirkung  der  Bürgerschaft 
ergänzten.  Die  Folge  davon  war,  daß  die  Familien,  denen  die 
Verwaltung  anvertraut  war,  eine  grausame  Interessenpolitik  trieben, 
und  sich  zwischen  dieser  »Korporation«  und  der  Stadt  selbst  ein 
völliger  Gegensatz  ausbildete.  Mit  der  Zeit  stellte  sich  jedoch 
die  Unmöglichkeit  einer  solchen  Verwaltung  heraus,  und  das 
Parlament  setzte  daher  bei  jeder  Neuregelung  eines  lokalen  Ver- 
waltungszweiges, wie  Polizei,  Straßenreinigung  oder  dergleichen 
jedesmal  eine  Spezialkommission  (trustees,  commissioners,  in- 
spectors)  zur  Verwaltung  ein.  Mit  den  steigenden  Bedürfnissen 
der  Städte  stieg  naturgemäß  die  Anzahl  der  völlig  selbständigen 
Kommissionen.  Die  Folge  waren  unaufhörliche  Kompetenzstrei- 
tigkeiten und  die  unnötige  Verteuerung  der  Verwaltung.  Auf 
diese  Entwicklung  ist  auch  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  be- 
stehende Vielgestaltigkeit  der  Organisation  Londons  mit  ihren 
zahlreichen  unabhängig  von  einander  arbeitenden  Behörden,  dem 
Spitalamt,  Arbeitslosenamt,  Zentralwasseramt  etc.  zurückzu- 
führen. Es  fehlte  vor  allem  jede  zentrale,  weitsichtige  Leitung 
aller  der  großen  Verwaltungszweige,  wie  sie  die  neuere  Stadt- 
verwaltung mit  sich  bringt.  Diese  immer  dringender  werdende 
Notwendigkeit  einer  Reform  kristallisierte  sich  zunächst  im  Jahre 
1832  in  einem  Reformgesetz,  welches  die  Wahlberechtigung  zum 
Parlament  neu  regelte  und  — im  wesentlichen  zu  Gunsten  in- 
dustriellen Besitzes  s)  — die  Herrschaft  der  Krone  und  des  Groß- 
grundbesitzes im  Parlament  einschränkte,  welchen  diese  durch 
ihren  Einfluß  auf  die  städtischen  Wahlbezirke  besaßen.  Ge- 
trieben durch  die  Unhaltbarkeit  kommunaler  Zersplitterung  trat 
das  neue  Parlament a)  in  Untersuchungen  über  die  Reform  des 

*)  Vgl.  Hatschek  in  der  Kritischen  Vierteljahresschrift  für  Gesetzgebung  und 
Rechtswissenschaft,  3.  Folge.  Bd.  8.  S.  254  ff. 

*)  Sinzheimer  a.  a.  O.  S.  40. 
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Städtewesens  ein,  deren  Resultat  die  Städteordnung  (Municipal 
Corporations  Act)  vom  Jahre  1835  war.  Die  grundlegendste 
Aenderung  des  neuen  Gesetzes  war  zweifellos  die  Ausdehnung 
des  Bürgerrechts  auf  alle  Hausbesitzer  und  damit  die  Beseitigung 
einer  bevorzugten  Klasse  und  die  Rückgabe  der  Verwaltung  in 
die  Hände  der  Bürgerschaft,  die  in  geheimer,  direkter  Wahl  den 
Mayor  und  das  Stadtparlament  zu  wählen  hatte.  Aber  man 
würde  fehlgehen,  wenn  man  diese  1835  neugebildete  Städte  Ver- 
waltung etwa  unserer  modernen  preußischen  vergleichen  würde. 
Eine  große  Reihe  wichtiger  Verwaltungszweige,  wie  I’flasterurtg 
und  Beleuchtung  z.  B.  blieb  nach  wie  vor  in  der  Hand  selb- 
ständiger Kommissionen,  und  der  Begriff  des  »Munizipalsozialis- 
mus«  war  völlig  unbekannt,  denn  alle  die  Gemeinschaft  unmittel- 
bar berührenden  Dinge,  wie  Wasserversorgung  u.  ä.  blieb  nach 
wie  vor  in  den  Händen  privater  Erwerbsgesellschaften.  Der 
Wirkungskreis  erstreckte  sich  im  wesentlichen  nur  auf  die  Ver- 
waltung der  Stadtschulden,  der  Polizei  und  des  Gefangenen- 
wesens. 

Es  ist  bezeichnend  genug,  daß  die  Städteordnung  von  1835 
sich  nicht  erstreckte  auf  die  wichtigste  aller  englischen  Stadt- 
verwaltungen, die  City  of  London  und  ihre  Vorstädte.  Vor  der 
ungeheuren  Macht  der  City  und  dem  Reichtum  ihrer  Gilden, 
mußte  die  Reform  Halt  machen.  Die  City  besitzt  bis  auf  den 
heutigen  Tag  kraft  uralter  Verordnungen  und  Verträge  Vor- 
rechte vor  den  übrigen  Gemeinden  der  Londoner  Grafschaft,  daß 
es  fast  scheint,  als  wenn  hier  das  18.  Jahrhundert  mit  seinen 
Kämpfen  des  Rechts  gegen  das  Vorrecht  und  der  Freiheit  gegen 
die  Willkür  fruchtlos  gewesen  sind.  Sie  gründet  ihre  Verfassung 
auf  120  Urkunden,  die  sich  z.  T.  auf  Wilhelm  den  Eroberer  (ge- 
storben 1087)  zurückführen  sollen,  und  auf  moderne  Verhält- 
nisse gänzlich  unanwendbar  sind.  Man  hilft  sich  aber  in  der 
Weise,  daß  die  City-Korporation  als  oberste  Autorität  selbst  ihre 
Verfassung  den  jetzigen  Verhältnissen  entsprechend  umdeutet,  — 
in  der  Regel  nicht  zu  ihrem  Nachteil.  Eine  ganz  besondere 
Rolle  spielen  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  City-Gilden,  die  durch 
ihre  z.  T.  außerordentlich  großen  Vermögen  eine  bedeutende 
Macht  besitzen,  außerdem  bei  der  Wahl  des  Lordmayor  und 
anderer  wichtiger  City-Aemter  mitwirken.  Die  Gilden  — den 
Altdeutschen  gewerblichen  Zünften  vergleichbar  — dienten  in 
früheren  Jahrhunderten  sicherlich  guten  Zwecken;  heute  ist  ihre 
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Tätigkeit  im  Dienste  der  Oeffentlichkeit  verschwindend  (z.  B. 
Aufsicht  über  Fischmärkte  durch  die  Fischhändlergilde).  Ihr 
Reichtum  kommt  lediglich  ihren  Mitgliedern  zu  Gute  und  ist 
durch  die  leicht  damit  verbundene  Interessenpolitik  ein  ausge- 
sprochenes Hemmnis  munizipaler  Entwicklung.  Sie  haben  den 
Angriffen,  die  bei  den  Verhandlungen  über  die  Städteordnung 
von  1835  gegen  sie  gerichtet  waren,  erfolgreich  Widerstand  zu 
leisten  gewußt;  die  Untersuchungen  über  ihre  Geschäftsführung 
und  ihr  Vermögen  verliefen  im  Sande.  Auf  Grund  der  vereinten 
Anstrengungen  der  City  und  ihrer  Gilden  wurde  London  von 
der  Städteordnung  von  1835  ausgeschlossen  und  die  ungeheure 
Unordnung,  die  namentlich  in  der  Verwaltung  der  Vorstädte 
herrschte,  dauerte  fort.  Jedes  einzelne  Kirchspiel  wurde  in 
anderer  Weise  regiert.  Während  cs  in  dem  einen  kraft  Parla- 
tnentsbeschluß  eine  Zentralbehörde  gab,  wurde  das  andere  durch 
mehrere  Spezialkommissionen  (commissioners,  trustecs)  ohne  jede 
zentrale  Leitung  verw-altet.  Es  sollen  nicht  weniger  als  300  Be- 
hörden mit  1 1 000  Mitgliedern  4)  bei  der  Verwaltung  Londons 
beteiligt  gewesen  sein.  Man  mag  diese  eigenartige  Vielgestaltig- 
keit neben  anderen  Ursachen  zurückführen  auf  die  Abneigung 
des  Engländers  in  die  Lebenssphäre  des  einzelnen  von  oben  her 
einzugreifen.  Während  man  in  Preußen  einfach  durch  generelle 
Bestimmung  für  den  Umfang  der  Monarchie  feste  Normen  für 
die  Administration  gibt,  hält  man  auch  heute  noch  in  England 
an  dem  Prinzip  lokaler  Gesetzgebung  fest,  ln  jedem  einzelnen 
Falle  werden  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
lokale  Fragen  durch  Spezialgcsetz  geregelt.  Die  Erkenntnis  aber 
daß  sich  große,  der  Gesamtheit  geltende  Reformen  auf  diese 
Weise  nicht  durchsetzen,  brach  sich  schließlich  Bahn  und  es 
kam  im  Jahre  1855  das  Gesetz  über  die  Neuregelung  der  Lon- 
doner Stadtverwaltung  (Metropolis  Management  Act)  zustande, 
von  dem  aber  wieder  die  City  ausgenommen  war.  Das  Gesetz 
nahm  als  Grundlage  der  Organisation  das  Kirchspiel  und 
knüpfte  damit  an  die  Form  an,  um  die  sich  die  Entwicklung  der 
kleineren  englischen  Gemeinden  kristallisiert  hat : Die  Pflicht  der 
Armenpflege,  die  bis  zur  Zeit  der  Reformation  von  der  Kirche 
geübt  war,  machte  wegen  ihrer  mangelhaften  Erfüllung  mit  der 
Zeit  die  Einmischung  des  Staates  notwendig  und  führte  unter 
dem  Regiment  der  Königin  Elisabeth  zu  dem  »Statute  of  Eliza- 

4)  Sinzheimer,  »Der  Londoner  Grafschaftsrat«  S.  46. 
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beth«  vom  Jahre  1601,  das  auch  heute  noch  in  seinen  Grund- 
zügen in  Kraft  ist.  Es  kodifizierte  eine  Anzahl  in  langjähriger 
Praxis  geübter  Normen  und  übertrug  die  Armenpflege  den 
Kirchspielen  (parish),  die  bisher  rein  kirchlicher  Natur  gewesen 
waren.  An  diese  Entwicklung  schloß  sich  in  den  nicht  mit 
Städterechten  begabten  Gemeinden  nach  und  nach  ein  immer 
engeres  Gemeindeleben  an,  so  daß  schließlich  der  Pfarrsprengel 
als  eigentliche  Gemeinde  hervortrat,  während  die  Ortsverbände 
lediglich  Amtsbezirke  der  von  den  Friedensrichtern  in  den  Graf- 
schaftsbezirken geübten  öffentlichen  Gewalt  waren.  Das  Gesetz 
von  1855  beließ  23  dieser  Kirchspiele  in  ihrer  Selbständigkeit 
und  faßte  die  übrigen  55  zu  15  Distrikten  zusammen.  Die  Wahl 
der  Verwaltungsbehörden  erfolgte  nach  einem  bestimmten  Zensus 
durch  die  Steuerzahler.  Die  Kirchspielsbehörden  (nach  der  Sakri- 
stei, ihrem  ersten  Versammlungsort,  vestries  genannt),  deren  Vor- 
sitzender der  Ortsgeistliche  ex  officio  war,  sowie  die  Distrikts- 
behörden, die  von  den  zu  ihnen  gehörenden  Kirchspielen  zu 
wählen  waren,  beschränkten  ihre  Tätigkeit  im  wesentlichen  aber 
auf  sanitäre  Maßnahmen,  insbesondere  die  Arbeiterwohnungs- 
frage, sowie  die  Anlage,  Unterhaltung,  Reinigung,  Beleuchtung 
von  Straßen.  Sie  hatten  ferner  das  Recht  zur  Anlage  bestimmter 
gemeinnütziger  Anstalten,  wie  Bibliotheken,  Bäder  und  dergleichen. 
Aber  man  erkannte  gleichzeitig,  daß  mit  der  Zunahme  der  Auf- 
gaben munizipaler  Verwaltung  London  ohne  eine  zentrale  Be- 
hörde nicht  wohl  zu  regieren  sei.  Insbesondere  war  die  Kanali- 
sation ohne  eine  solche  nicht  durchzuführen.  Zunächst  für  diesen 
speziellen  Zweck  wurde  1855  eine  Zentralbaubchörde,  das  Metro- 
politan Board  of  Works,  geschaffen,  deren  Befugnisse  sich  jedoch 
in  den  33  Jahren  ihres  Bestehens  wesentlich  z.  B.  auf  Straßen- 
anlagcn,  Baupolizei,  Feuerwehr  erweiterten.  Ihre  Mitglieder  wur- 
den von  den  Kirchspiels-  und  Distriktsbehörden  gewählt  und 
waren  in  Bezug  auf  ihre  Tätigkeit  von  jeder  höheren  Kontrolle  frei. 
Aber  mit  dem  Steigen  der  Kultur  und  Civilisation,  das  sich  stets 
in  einer  Erweiterung  des  Pflichtenkreises  der  Gemeinschaft  und  in 
einer  Erhöhung  der  öffentlichen  Gewalt  ausdrücken  wird,  mit  der 
wachsenden  Entfernung  von  dem  absolut  individualistischen  Ideen- 
kreis eines  Adam  Smith  und  der  Annäherung  an  den  Gedanken 
eines  gesunden  Munizipalsozialismus  wurde  die  Bewegung  zu  Gunsten 
einer  zentralen  Behörde  mit  verstärktem  Pflichtenkreis  größer 
und  größer.  Im  Beginn  der  achtziger  Jahre  wurde  ein  Gesctz- 
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entwurf  im  Parlament  eingebracht,  der  eine  Zentralbehörde  vor- 
sah, die  die  Rechte  der  City,  der  Baubehörde,  der  Kirchspiele 
und  Distriktsbehörden  in  sich  vereinigte  unter  Belassung  lokaler 
Kommissionen  zur  Durchführung  einer  ordnungsmäßigen  Lokal- 
verwaltung. Von  anderer  Seite  ist  damals  gleichzeitig  die  Tei- 
lung Londons  in  eine  Anzahl  selbständiger  Einzelgemeinden  vor- 
geschlagen worden  — eine  Organisation,  die  namentlich  von  der 
konservativen  Partei  lebhaft  befürwortet  wurde,  die  sich  darüber 
klar  war,  daß  bei  einer  völligen  Zentralisierung  der  Verwaltung 
die  Steuerratc  über  den  Gesamtkreis  der  Metropolis  gleich  sein 
würde,  und  daß  mithin  die  reichen  Viertel  an  den  Lasten  der 
armen  Gemeinden  mitzutragen  hätten,  was  den  Interessen  ihrer 
Mitglieder  durchaus  zuwider  war.  Aber  die  Notwendigkeit  einer 
Reform  Londons  war  nicht  zu  umgehen.  Im  Gebiete  von  3 Graf- 
schaften, Kent,  Middlesex,  Surrcy  gelegen,  wurde  es  von  einer 
Anzahl  von  Behörden  regiert,  von  denen  hier  die  Friedensrichter 
die  Armenbehörden,  die  zahllosen,  selbständigen  Kommissionen 
für  spezielle  Verwaltungszweigc  wie  Bibliotheken,  Beleuchtung, 
Bäder,  Waschhäuser  ferner  die  Kirchspiels-  und  Distriktsbehörden 
genannt  sein  mögen.  Die  Reform  kam  endlich  im  Jahre  1888  in 
Gestalt  des  Selbstverwaltungsgesetzes  (Local  Government  Act) 
zustande,  das  London  entsprechend  der  Organisation  in  den 
ländlichen  Bezirken  als  selbständige  Grafschaft  konstituierte, 
wobei  jedoch  die  City  im  großen  und  ganzen  ihre  völlige  Un- 
abhängigkeit bewahrt  hat  und  nur  in  einzelnen  Zweigen,  z.  B. 
der  Kanalisation,  der  Grafschaft  unterstellt  wurde.  Während  die 
Grafschaften  vor  der  Reform  lediglich  Verbände  von  Einzelge- 
meinden zum  Zwecke  erleichterter  Administration  waren,  gibt  das 
Selbstvcrwaltungsgesetz  ihnen  die  Rechte  einer  juristischen  Person 
und  konstituiert  sie  in  Rechten  und  Pflichten  als  eine  Korporation 
ausgesprochen  munizipalen  Charakters. 

Zur  Verwaltung  der  Grafschaft  wird  von  den  Steuerzahlern 
in  direkter  Wahl  ein  Repräscntantenkollegium,  der  Grafschafts- 
rat (county  council)  gewählt,  dessen  Vorsitzenden  (chairman)  man 
als  den  Oberbürgermeister  von  London  bezeichnen  könnte.  Es 
sei  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  hingewiesen,  daß  der  Lord- 
mayor in  keiner  Verbindung  mit  dem  Grafschaftsrat  steht.  Er 
gebietet  zusammen  mit  einem  Gemeinde-  und  einem  Schöffenrat 
lediglich  in  einer  der  Grafschaftsgemeinden,  der  City  of  London, 
repräsentiert  freilich  durch  die  überragende  Stellung  der  City- 
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Korporation  bei  öffentlichen  Gelegenheiten  oft  die  Gesamtheit 
der  Stadt. 

In  erster  Linie  ist  der  Grafschaftsrat  der  Nachfolger  der 
Baubehörde  (Board  of  Works),  die  mit  seiner  Gründung  fortfiel. 
Er  übernahm  aber  gleichzeitig  den  administrativen  Teil  der  Tätig- 
keit der  Friedensrichter,  wodurch  die  Trennung  von  Justiz  und 
Verwaltung  herbeigeführt  wurde.  Seine  Hauptaufgaben,  die  von 
Jahr  zu  Jahr  wachsen,  sind : 

Die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Feuerwehr,  Brücken, 
Tunnel,  einiger  Trambahnen,  die  gesamte  Hauptkanalisation,  die 
Erhaltung  von  Parks  und  öffentlichen  Plätzen,  seit  der  1904  er- 
folgten Aufhebung  des  Zentralschulamts  das  gesamte  Erziehungs- 
und Unterrichtswesen,  die  Aufsicht  über  die  Straßen,  die  Woh- 
nungsfürsorge und  seit  1899  gewisse  Kontrollrechte  über  die 
Finanzwirtschaft  der  Einzelgemeinden.  Weitere  Einzelheiten  sind 
aus  der  beigefügten  Zuständigkeitstabelle  ersichtlich.  Aber  wie 
weiter  unten  gezeigt  werden  wird,  entzieht  sich  eine  Reihe  wich- 
tiger Aufgaben,  wie  die  Armenpflege,  die  Wasserversorgung,  die 
Polizei  seiner  Tätigkeit  und  vor  allem  ließ  man  bei  der  Reform 
die  lokalen  Behörden  insbesondere  die  Kirchspiele  und  Distrikts- 
behörden weiter  in  ihrer  Selbständigkeit  bestehen.  Die  steigende 
Tendenz  zur  Zentralisation  der  Verwaltung  erstreckte  sich  natur- 
gemäß auch  auf  die  unteren  Glieder  lokaler  Organisation : Im 
Jahre  1894  wurde  es  den  Kirchspielen  und  Distriktsbehörden 
freigestellt,  die  Pflichten  der  zahlreichen,  völlig  unabhängig  und 
unkontrolliert  arbeitenden  Speziaikommissionen  (commissioners, 
trustees)  zu  übernehmen  und  im  Jahre  1899  wurde  endlich  durch 
das  London-Government  Act  die  gesamte  lokale  Verwaltung 
Londons  auf  eine  neue  und  festere  Basis  gestellt.  Man  räumte 
mit  den  Kirchspielen  und  Distriktsbehürden  als  selbständigen 
Kommunen  auf,  ließ  sie  lediglich  als  kommunale  Amtsbezirke, 
insbesondere  für  Zwecke  der  Steuererhebung  bestehen,  und  zer- 
legte die  Londoner  Grafschaft  in  29  einzelne  selbständige  Ge- 
meinden (boroughs)  mit  eignem  Mayor  und  eigner  Stadtverord- 
netenversammlung (borough  council).  Diesen  Gemeinden  wurde 
der  ganze  kommunale  Pflichtenkreis  der  Kirchspiele  und  Distrikts- 
behörden  sowie  einiger  Spezialkommissionen  übertragen  und  ihre 
Stellung  gegenüber  dem  Grafschaftsrat  fest  abgegrenzt.  Völlig 
ausgeschlossen  von  ihrer  Tätigkeit  wurde  die  gesamte  Armen- 
pflege. Bereits  im  Jahre  1834  waren  unter  Zusammenfassung 
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mehrerer  Kirchspiele  »nach  Zweckmäßigkeitsgründen  ohne  Rück- 
sicht auf  die  historische  Gliederung«  6)  besondere  Armenreviere 
(unions)  gegründet,  deren  Verwaltung  den  von  den  Steuerzahlern 
gewählten  Armenrevierbehörden  (guardians  of  the  Poor)  obliegt, 
und  die  der  unmittelbaren  Kontrolle  der  Regierung  (Local  Go- 
vernment Board)  unterstehen.  Auf  die  neben  den  Gemeinden 
und  dem  Grafschaftsrat  weiterhin  noch  bestehenden  Zweckbe- 
hörden, die  gleichsam  die  Nachfolger  der  oben  erwähnten  Spe- 
zialkommissionen sind,  wird  weiter  unten  noch  einzugehen  sein. 

B)  Die  bestehende  Organisation. 

Vergleicht  man  die  Organisation  Londons  mit  der  einer 
preußischen  Stadt,  so  erscheint  die  der  letzteren  in  weit  höherem 
Maße  einheitlich  und  geschlossen.  London  ist  ein  Verband  von 
29  einzelnen  Gemeinden,  jede  mit  eigenem  Gemeinderat  und 
Bürgermeister  unter  der  zentralen  Leitung  des  Grafschaftsrates. 
Ihm  sind  bestimmte  Verwaltungszweige  ausdrücklich  durch  das 
Gesetz  übertragen.  Im  übrigen  übt  er  eine  gewisse  Kontrolle 
über  die  Einzelgcmeinden  namentlich  in  den  Fragen  ihrer  Finanz- 
wirtschaft (Sanktion  von  Darlehen)  aus,  beläßt  ihnen  jedoch  sonst 
vollständig  ihre  Bewegungsfreiheit.  Kraft  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung  nimmt  eine  dieser  Gemeinden  eine  besondere  Stel- 
lung ein,  die  City  of  London,  das  Zentrum  alles  geschäft- 
lichen Lebens  der  Millionenstadt,  in  dem  bei  Tage  viele  Hundert- 
tausende von  Menschen  zusammenströmen,  während  Nachts  dort 
nur  die  Portiers  und  kleinen  Geschäftsleute  mit  ihren  Familien 
— etwa  26000  Seelen  — wohnen. 

Die  Korporation  der  City  ist  mit  Ausnahme  des  Gebiets  der 
Ilauptkanalisation,  die  dem  Grafschaftsrat  untersteht,  die  alleinige 
Autorität  in  ihren  Grenzen,  insbesondere  besitzt  sie  eigene  Poli- 
zei, unterliegen  die  Märkte  innerhalb  und  7 englische  Meilen  im 
Umkreise  ihrer  Grenzen  ihrer  Aufsicht.  Sie  hat  die  Aufsicht 
über  Tiere,  die  vom  Ausland  importiert  werden,  sowie  die  Sani- 
tätsvcrwaltung  im  Londoner  1 lafen. 

Was  den  Wirkungskreis  der  Gemeinden  anbetrifft,  so 
geben  die  englischen  Gesetze  keine  feste  Definition  dafür.  Neben 
den  allgemeinen  Gesetzen  über  die  Londoner  Stadtverwaltung 
von  1K55,  1888  und  1899  kommen  die  Spezialgesetze,  die  vom 
Parlament  für  jedes  einzelne  lokale  Bedürfnis  erlassen  sind,  als 

4)  Redlich,  Englische  Lokal  Verwaltung,  Leipzig  1901. 
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Rcchtsquelle  ihrer  Befugnisse  in  Betracht.  »Die  englische  Stadt- 
gemeinde besitzt,  wie  jede  Korporation,  nach  außen  nur  jene 
Befugnisse,  die  ihr  das  Gesetz  einzeln  oder  ausdrücklich 
übertragen  hat«  ').  Man  vergleiche  damit  die  Entscheidung  des 
Preußischen  Obcrverwaltungsgerichts  (Band  12,  Seite  158)  über 
den  Wirkungskreis  der  preußischen  Gemeinden: 

»Das  Preußische  Recht  gibt  keine  Definition  des  Begriffs  der 
Gemeinde  und  ihrer  Aufgaben.  Dasselbe  läßt  es  in  dieser  Be- 
ziehung bei  den  gemeinen  Rechten  bewenden.  Nach  gemeinem 
deutschen  Rechte  verfolgt  aber  die  Gemeinde,  wie  dies  in  der 
diesseitigen  Entscheidung  vom  30.  Juni  1877  — Entscheidungen 
Band  II  S.  190  — nachgewiesen  ist,  nicht  einen  mehr  oder  weniger 
vereinzelten  Zweck,  sondern  hat  die  Bestimmung,  alle  Beziehungen 
des  öffentlichen  Lebens  in  sich  aufzunehmen.  Die  Gemeinde 
kann  hiernach  alles  in  den  Bereich  ihrer  Wirksamkeit  ziehen,  was 
die  Wohlfahrt  des  Ganzen,  die  materiellen  Interessen  und  die 
geistige  Entwicklung  der  Einzelnen  fördert.  Sie  kann  gemein- 
nützige Anstalten,  welche  hierzu  dienen,  einrichten,  übernehmen 
und  unterstützen.  Die  Autonomie  der  Gemeinde  wird  auf  allen 
diesen  Gebieten  nur  durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht  be- 
grenzt. « 

Soll  daher  der  Unterschied  zwischen  den  Befugnissen  einer 
englischen  und  einer  preußischen  Stadt  kurz  präzisiert  werden, 
so  kann  man  sagen : die  englischen  Gemeinden  dürfen  alles  in 
den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  ziehen,  was  ihnen  durch  das  Gesetz 
ausdrücklich  erlaubt  ist,  die  preußischen  das,  was  ihnen  nicht 
ausdrücklich  verboten  ist. 

Eine  Reihe  wuchtiger  Tätigkeiten  entzieht  sich,  wie  früher 
angedeutet,  sowohl  dem  Bereich  der  Einzelgemeinden  wie  des 
Grafschaftsrates,  so  ist  insbesondere  die  Armenpflege  31 
besonderen  Revierbehörden  (boards  of  guardians  of  the  Poor) 
übertragen,  die  in  besondere  Reviere  (unions)  eingctcilt,  ihre 
eigenen  Abgaben  erheben  und  lediglich  der  Kontrolle  der  Re- 
gierung unterworfen  sind. 

Eine  besondere  Behörde , das  Zentral-Spital-Amt 
(Metropolitan  Asylums-Board)  besteht  ferner  für  ambulante  Kranken- 
pflege, die  Unterhaltung  und  Leitung  einiger  Institutionen  für 
arme  Kinder,  der  Spitäler  für  Schwachsinnige  und  irre  Arme  so- 
wie für  ansteckende  Krankheiten,  während  die  Asyle  für  nicht- 

•)  Redlich,  »Englische  Lokalverwaltung«  S.  358. 
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arme  Irre  durch  den  Grafschaftsrat  unterhalten  werden.  Die 
Leiter  dieser  Behörde  werden  teils  von  der  Regierung  ernannt, 
teils  durch  die  Armenbehörden  gewählt.  Sie  stehen  wunderbarer 
Weise  nicht  mit  der  Sanitätsbehörde,  sondern  allein  mit  der  Armen- 
behörde in  Zusammenhang. 

Entsprechend  der  Organisation  in  Berlin  ist  auch  in  London  die 
Polizei  kein  Zweig  der  Kommunalverwaltung.  Unter  dirckterl.citung 
der  Regierung  (homc  secretary)  besteht  eine  königliche  Polizei  für 
die  Grafschaft  und  angrenzende  Teile  der  Vororte.  Nur  die  City  ist 
hierbei  ausgenommen.  Sic  besitzt,  wie  erwähnt,  unter  der  Leitung  der 
Polizeikommission  ihres  Parlaments  (common  council)  eine  beson- 
dere Polizeiorganisation  für  sich.  Die  Wasserversorgung  für  London 
und  Teile  der  Nachbargrafschaften  wird  ferner  durch  eine  Spezial- 
bchörde,  das  Zentral- Wasser- Amt  (Metropolitan  Water 
Board)  besorgt  und  kontrolliert.  Das  Amt  ist  im  Jahre  1902  zu 
dem  Zweck  gegründet,  die  bestehenden  acht  großen  Privatgesell- 
schaften, in  deren  Hand  die  Wasserversorgung  von  London  lag, 
aufzukaufen.  Seit  dem  Jahre  1904  sind  diese  Gesellschaften  gegen 
einen  vom  Parlament  festgesetzten  Preis  von  etwa  800  Millionen 
Mark  in  den  Besitz  des  Amtes  übergegangen.  Die  Mitglieder 
dieser  Behörde  werden  zum  überwiegenden  Teil  durch  den  Graf- 
schaftsrat und  die  Kinzelgemeinden  ernannt. 

Die  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  liegt  ferner  29  Kommis- 
sionen (distress  committees),  die  durch  die  Gemeinderäte  gewählt 
werden,  und  dem  Zentral-Arbeitsloscn-Amt  (Central  Un- 
etnployed  body)  ob,  das  sogar  das  Recht  der  Steuererhebung  über 
die  gesamte  Grafschaft  hat.  Es  setzt  sich  aus  Erwählten  des 
Grafschaftsrats  und  der  distress  committees  sowie  einigen  wenigen 
von  der  Regierung  ernannten  Personen  zusammen. 

Daß  es  ferner  je  eine  Strombauvcrwaltung  für  die  Themse 
und  den  Lea-Fluß  und  eine  besondere  Behörde  für  die  Docks 
gibt,  kann  bei  der  Eigenart  dieser  Verwaltungszw'eigc  nicht  Wun- 
der nehmen.  Ihre  Organisation  entspricht  im  wesentlichen  der 
der  entsprechenden  Vcrsvaltungen  in  Preußen,  mit  dem  Unter- 
schiede freilich,  daß  die  Mitglieder  dieser  Behörden  in  London 
nur  zum  geringen  Teil  von  der  Regierung  ernannt  und  zum  über- 
wiegenden vom  Grafschaftsrat  und  den  Gemeinden  gewählt  wer- 
den. Es  ist  weiterhin  nicht  auffallend,  daß  das  Recht  der  Kon- 
zessionierung  bestimmter  Arten  von  Gasthäusern  den  Friedens- 
richtern, das  Recht  der  Fabrikinspektion  dem  zuständigen  Ministerium 
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(home  secretary),  sowie  alle  postalen  Angelegenheiten,  wie  Tclc- 
phonanlagen  oder  dergl.  dem  königlichen  Generalpostmeister 
unterstehen. 


II.  Abschnitt. 

Die  Kommunalbesteuerung. 

Sieht  man  von  den  rein  staatlichen  Behörden,  ferner  den 
beiden  Strombauverwaltungen  der  Themse  und  des  Lea,  der  Dock- 
behörde sowie  dem  Zentral-Wasser-Amt  ab,  welch  letztere  ihre 
Ausgaben  teils  durch  Zuschüsse  aus  Spezialqucllen  teils  durch 
Gebühren  decken,  so  haben  alle  übrigen  oben  erwähnten  Behör- 
den das  Recht  der  Steuererhebung  in  ihren  Grenzen,  und  zwar 
kommen  von  den  genannten  für  das  Gebiet  der  gesamten  Graf- 
schaft nicht  weniger  als  4 in  Betracht,  nämlich: 

1.  der  Grafschaftsrat, 

2.  das  Zentralarbeitslosenamt, 

3.  das  Zentralspitalamt, 

4.  die  Polizei. 

Dazu  kommt : 

5.  das  Ministerium  für  Lokal  Verwaltung  (Local-Government 
Board),  als  Leiterin  des  Zentral-Armen-Fonds  (Metropolitan  common 
Poor  Fund)  auf  dessen  Tätigkeit  noch  zurückzukommen  ist.  In 
ihren  beschränkten  Distrikten  legen  ferner  noch  die  Einzelgemein- 
den  und  die  Armenrevierbehörden  (guardians)  ihre  Steuern  um, 
so  daß  also  nicht  weniger  als  »sieben«  verschiedene  Kommunal- 
steuern von  dem  Steuerzahler  erhoben  werden.  Freilich  merkt 
dieser  von  der  Vielgestaltigkeit  wenig,  denn  auf  seinem  Steuer- 
zettel findet  er  gewöhnlich  nur  die  Gesamtsumme  vor,  und  nur 
auf  besonderen  Wunsch  wird  ihm  eine  spezialisierte  Berechnung 
zugestellt.  Die  Kinsammlung  für  alle  verschiedenen  Arten  der 
steuererhebenden  Behörden  erfolgt  durch  die  Einzelgemeinden 
und  der  Modus,  der  allen  diesen  Steuern  zu  Grunde  liegt,  ist 
ein  recht  einfacher,  um  nicht  zu  sagen  — roher. 

Im  Anschluß  an  die  Entwicklung  des  Armenwesens  auf  der 
Basis  des  Kirchspiels  unter  der  Regierung  der  Königin  Elisabeth 
wurde  auch  die  Armensteuer  in  unmittelbarer  Verbindung  mit 
der  Kirchensteuer  und  nach  demselben  Modus  erhoben.  Nach 
dem  Statute  of  Elizabeth  von  1601,  das  das  Kirchspiel  als  Armen- 
pflegebezirk statuierte,  wurde  die  Armenrate  ebenso  wie  die 
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Kirchenrate  auf  die  ansässigen  Haushaltungsvorstände  nach  Maß- 
gäbe  ihrer  Leistungsfähigkeit  umgelegt.  Das  Gesetz  nahm  als 
Maßstab  dieser  Leistungsfähigkeit  das  »visible  property  of  the 
Parish«,  das  sichtbare  innerhalb  des  Kirchspiels  gelegene  Ver- 
mögen. Mit  der  Fortentwicklung  des  Gemeindewesens  der  kleine- 
ren Gemeinden  auf  der  Grundlage  des  Kirchspiels  wurden  auch 
alle  weiteren  Kommunalsteucrn,  die  in  England  bis  auf  den  heutigen 
Tag  reine  Z w e c k steuern  sind,  stets  im  Anschluß  an  diese 
Kirchensteuer  und  nach  demselben  Maßstabe  für  jeden  einzelnen 
Zweck  erhoben.  Eis  auf  den  heutigen  Tag  hat  das  gesamte 
System  der  Kommunalbesteuerung  Englands  auf  Grund  des 
Statute  of  Elizabeth  und  seiner  Ergänzung,  dem  Rates  Act  vom 
Jahre  1874,  zum  Gegenstände  den  »Bruttomictswert  alles  unbe- 
weglichen in  der  Grafschaft  gelegenen  Eigentums,  nach  Abzug 
aller  wahrscheinlichen,  jährlichen  Durchschnittskosten  für  Repara- 
turen, Versicherung  etc.« 

Die  Steuern  werden,  von  einigen  Ausnahmen  abgesehen, 
lediglich  von  dem  Besitznehmer  (tenant),  bei  Häusern  also  dem 
Mieter  erhoben,  der  je  nach  der  Lage  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, des  Angebots  und  der  Nachfrage,  die  Steuern  selbst 
trägt  oder  weiter  abwälzt.  Die  Durchführung  der  Besteuerung 
hat  ihre  rechtliche  Grundlage  hauptsächlich  in  dem  Valuation 
(Metropolis)  Act  vom  Jahre  1869,  wonach  alle  5 Jahre  eine  Neu- 
bewertung alles  Eigentums  stattzufinden  hat,  die  jedoch  infolge 
unklarer  Gesetzesfassung  nicht  gleichmäßig  gehandhabt  wird. 
Die  Bewertungslisten  sind  durch  die  Einzelgemeinden  vorzubereiten 
und  werden  durch  Schätzungskommissionen  (assessment  commit- 
tees)  der  Armenreviere  (unions)  festgesetzt,  die  auch  Beschwerden 
der  Steuerzahler  entgegenzunehmen  haben.  Nach  Vollendung 
der  Festsetzungen  veröffentlicht  der  Grafschaftsrat  die  Listen  in 
ihrer  Gesamtheit.  Die  Summe  der  in  dieser  Art  gefundenen 
steuerbaren  Mictswerte  eines  Kirchspiels  oder  einer  Gemeinde 
bildet  die  Grundlage  für  eine  proportionale  Verteilung  der  Steuern. 

Alle  Kommunalbehörden  erheben  ihre  Steuern  in  Gestalt 
eines  Zuschlages  auf  das  Pfund  Sterling  (£)  des  steuerbaren 
Wertes. 

Es  sei  hier  noch  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  in 
England  ein  Zusammenhang  zwischen  Staats-  und  Kommunal- 
steuern, etwa  in  Gestalt  von  Zuschlägen  zur  Einkommensteuer, 
wie  in  Preußen,  nicht  besteht.  Der  Staat  deckt  seine  Ausgaben 
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abgesehen  von  den  Zöllen  und  indirekten  Verbrauchssteuern  durch 
eine  Einkommensteuer,  die  je  nach  der  Art  des  Einkommens  (ob 
Grundvermögen,  Handel,  Gehalt),  oder  der  Steuerpflichtigen 
(physische,  juristische  Personen)  in  verschiedener  Weise  erhoben 
wird.  Er  erhebt  ferner  eine  recht  fühlbare  Erbschaftssteuer,  einen 
Urkundenstempel,  und  eine  geringfügige  Steuer  auf  bewohnte 
Häuser  und  landwirtschaftlich  genutztes  Land.  Einnahmequellen 
wie  die  Wertzuwachssteuer,  Anliegerbeiträgc  bei  Straßenbauten, 
Umsatzsteuern  sind  der  Londoner  Kommunalbesteuerung  fremd 
und  erscheinen  der  Mehrzahl  der  englischen  Parlamentarier  als 
ein  sozialistischer  Greuel.  Nur  in  einem  Fall  ist  dem  Grafschafts- 
rat vom  Parlament  das  Recht  zu  einer  stärkeren  Belastung  der 
durch  öffentliche  Straßenbauten  in  ihrem  Wert  erhöhten  Häuser 
und  Grundstücke,  sogen.  Betterment-Steuer,  gegeben  worden. 
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Zuständigkeitstabelle  der 


Behörden. 


i OefFentliche 
I Fürsorge. 


I.  Londoner 
Grafschaftsrat 
(county  coun- 
eil). 


a)  * Ankauf 
von  Klein- 
wohnungen. 

b)  Kleine 
Grund- 
stücke, Par- 
zellierungen. 

c)  Beistand  für 
Auswande- 
rer. 


2.  Einzelge- 
gemeinden 
(borough 
councils). 


a)  Arbeitsbu- 
reaus , Ein- 
richtung u. 
Betrieb. 

b)  * Ankauf  v. 
Kleinwoh-  , 
nungen. 


I 


Gesundheitsmaßnahmen. 


a)  * Säuberung  gesundheitsge-  I 
fährlicher  Distrikte  und  VVoh-  ' 
nungswesen  der  arbeitenden 
Klassen. 

b)  *Krankhciten  derTiere,  Schutz 
gegei^  Ausbreitung. 

c)  Hauptkanalisation  und  Regu- 
lierung der  Nebenkanalisation  : 
in  der  Grafschaft. 

d)  * Kinderschutzmaßnahmen. 

e)  Wohnhauskontrolle. 

f)  ♦Fürsorge  für  Irre  u.  Trunken- 
bolde. 

g)  Hebammen  wesen. 

h)  ♦ Belästigender  Straßenhan- 
dcl,  Verunreinigungen,  ferner  , 
Molkereien  etc. 

i)  * Parks  und  offene  Plätze. 
Fürsorge  und  Unterhaltung. 


a)  ♦Backhäuser-Inspektion. 

b)  * Bäder-  und  Waschhäuser- 
Fürsorge  und  Leitung. 

c)  * Begräbnisplätze-Fürsorge. 

i d)  ♦Säuberung  kleiner,  gesund- 
heitsgefährlicher Distrikte. 

Schließung  überfüllter  und 
ungesunder  Häuser.  Woh- 
nungswesen in  kleinem  Maß-  | 
stabe. 

e)  ♦ Registrierung  von  Milch- 
leuten. 

f ) ♦Nebenkanalisation  u.  Öffent- 
liche Bedürfnisanstalten. 

g)  ♦ Medizinalbeamte  und  Sani- 
tätsinspektoren. Ernennung 
und  Besoldung. 

h)  * Belästigender  Straßenhandel, 
Verunreinigungen,  ferner  Mol-  I 
kereien  etc.  Kontrolle. 

i)  ♦ Parks  u.  offene  Plätze  (kleine). 
Unterhaltung  und  Fürsorge,  i 

k)  ♦ Müllfortschaffung  und  wei-  I 
terc  Anordnungen. 

l)  ♦ Werkstätten.  — Kontrolle  j 
über  Gesundheitswidrigkeiten  | 
und  Ueberfüllung. 


Regulierende 

Tätigkeit. 

a)  ♦OefFentliche  Ord- 
nung. Ortsstatuten. 

b)  ♦ Regulierung  der 
Arbeit  (Beschäfti- 
gung von  Kindern, 
Geschäftsstunden, 
Sitze  f.  Angestellte). 

c)  Konzession  von 
Theatern,  Varietes 
und  Wettrennen. 

d)  Darlehen  an  Lokal- 
behörden. — Ge- 
nehmigung und  Ge- 
währung. 

a)  Straßen  u.  Häuser 
(Allgemeine  Bau- 
vorschriften etc.). 

f)  ♦ Regulierung  des 
Handels  (Petroleum 
und  andere  Explo- 
sivstoffe, Maße  und 
Gewichte  etc.). 

g)  Schulz  wild.  Vögel. 


a)  * Nahrungsmittel-  u. 
Drogengesetz  - Aus- 
führung. 

b)  * OefFentliche  Ord- 
nung. Ortsstatuten. 

c)  * Schutz  gegen 
Rauchbelästigung. 

d)  * Straßen  u.  Häuser 
(Konzession  hölzer- 
ner Bauwerke,  Be- 
stimmungen über 
lebensgefährliche 
Geschäftsschilder 
an  Häusern.  Haus- 
beschädigungen, 
Holzstapel  etc.). 


7)  London-Statislics  1905 — 1906. 
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Londoner  Behörden7). 


Schützende 

Tätigkeit. 


Erziehung»-  und 
Bildungswesen. 


Verkehr. 


Versorgung. 


a)  Verbrechen  (Bezah- 
lung der  Kosten  für 
Verfolgung  straf- 
barer Handlungen 
und  der  Quartals- 
sitzungen). 

b)  Feuer  (Feuerwehr) 
und  Fabrikinspek- 
tion. 

c)  Ueberschwemmung 
(Fürsorge  gegen  die 
Ucbcrschwcmmun- 
gen  durch  die 
Themse). 

d)  * Untersuchungen 
(Ernennung  u.  Be- 
zahlung v.  Leichen- 
schauen], Vorkeh- 
rungen der  Ge- 
richte etc.). 


a)  Das  gesamte  Er- 
ziehungs-  und 

Unterrichtswe- 
sen (einschließ- 
lich ♦Industrie- 
ll. Besserungs- 
schulen, Für- 
sorge für  krüp- 
pelige Kinder). 

b)  Homiman-  Mu- 
seum. 

c)  Londoner  Uni- 
versität (Ernen- 
nung von  zwei 
Mitgliedern  des 
Senats). 


a)  * Brücken.  Fürsorge,  Er- 
haltung, Regulierung. 

b)  Föhre,  Unterhaltung  und 
Betrieb  der  Woolwich- 
Fähre. 

c)  Dampfbote  auf  d.  Themse, 
Erhaltung  und  Betrieb. 

d)  Straßen  — ♦Verbesserun- 
gen und  Benennung  — 
Themsekais  etc. 

e)  Verkehr,  Automobilwesen, 
Registrierung  und  Regu- 
lierung etc. 

f)  * Tram-  und  Lokalbahnen, 
Einrichtung  und  Betrieb, 
wo  die  Berechtigung  dazu 
vorhanden  ist. 

g)  Tunnel,  Einrichtung  und 
Betrieb  von  Themsetun- 
neln, wo  die  Berechtigung 
dazu  vorhanden  ist. 


a)  Elektrizität, 
Versorgung 
kleiner  Di- 
strikte ♦. 
Prüfung  der 
Meßappa- 
rate. 

b)  * Prüfung  v. 
Gas  u.  Gas- 
meßappa- 
raten. 

c)  Wasser.  — 
Einige  Kon- 
trollrechte. 


♦ Leichenhallen-, 
Sektionsräumc-Für- 
sorge. 


a)  ♦ Ernennung  be-  a)  ♦ Brücken  (kleine).  Für-  Elektrizitäts- 

stimintcr  Per-  sorge,  Erhaltung,  Regu-  Versorgung, 
sonen  der  Eie-  licrung.  wo  Berechti- 

mentarschulen.  b)  ♦ Straßen.  Anlage,  Pflaste-  gung  vor- 

b) *Oeffentl.  Bi-  rung,  Reinigung,  Beleuch-  handen. 
bliotheken,  Ge-  tung  etc. 

I mäkle  etc.  Ga-  c)  Straßen  - Verbesserungen 
i lerien-  und  Mu-  (kleine). 


seen-Fürsorge. 


d)  ♦Trambahn-Vetorecht. 


♦)  bedeutet,  daß  der  betreffende  Zweig  innerhalb  der  City  durch  die  City- 
Korporation  verwaltet  wird. 
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Behörden.  1 

Oeffcntlichc 

Fürsorge. 

Gesundheitsmaßnahmen. 

Regulierende 

Tätigkeit. 

3.  Korpo-  1 
ration  der  City | 
of  London.  | 

i 

a)  Unterhal- 
tung be- 
stimmter 1 
Kranken- 
häuser u. 
anderer 
Wohltätig- 
keitsein- 
richtungen. 

b)  Alle  Rechte 
u.  Pflichten 
mit  *. 

a)  Krankheiten  der  Tiere.  Regu- 
lierung des  Imports  fremd-  | 
ländischer  Tiere. 

b)  Sanitäre  Maßnahmen  im  Lon- 
doner Hafen. 

c)  Königl.  Hospitäler.  Ernen- 
nung bestimmter  Beamter.  i 

d)  Alle  Rechte  und  Pflichten 
mit  *. 

Alle  Rechte  und 
Pflichten  mit  *. 

4.  Armen- 
revierbchör- 
den  (boards  of 
Guardians). 

Armen- 

fürsorge. 

a)  Ernennung  von  Impf  beamten. 

b)  Fürsorge  und  Leitung  von  1 
Krankenhäusern. 

c)  Aerztlichc  Hilfe  für  nicht  in- 
ternierte Anne.  (In  bestimm-  1 
ten  Distrikten  sind  Kranken- 
häuser für  Arme  den  »sick ! 
Asylums-District  managers« 
unterstellt.) 

5.  Zentral- 
Spitalamt 
(Metropolitan- 
Asylums 
Board). 

a)  Fürsorge  für  ansteck.  Kranke 
und  harmlose  Geisteskranke. 

b)  Fürsorge  u.  Unterhaltung  der 
ambulanten  Krankenpflege. 

6.  Zentral- 
arbeitslosen- 
amt (central 
Uncmployed- 
body)  und 
distress  com- 
mittccs. 

Fürsorge  für 
Not  infolge 
Arbeitslosig- 
keit. 

7.  Zenlral- 
Wasseramt 
(Melropolitan- 
Water-Board). 

8.  Thcmsc- 
Strombauver- 
waltung 
(Thames  con- 
servancy). 

1 

Vorsorge  gegen  Ueberflutung 
der  Themse. 

Themse-Fischerei. 

9.  Lea-Strom- 
bauvenvaltung 
(Lea  conser- 
vancy). 

Vorsorge  gegen  Ueberflutung 
des  Lea. 

l 

Lea-Fischerei. 

10.  Mini- 
sterium des 
Innern  (home 
office)  hin- 
sichtlich der 
Polizei. 

Konzessionierung  von 
öffentlichen  Wagen, 
Kutschern,  Konduk- 
teuren, Hausierern, 
Schornsteinfegern  etc. 
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Schützende 

Tätigkeit. 

Erziehungs-  und 
Bildungswesen. 

YTerkehr. 

Versorgung. 

a)  City -Polizei. 

b)  Alle  Rechte  und 
Pflichten  mit*. 

a)  Unterhaltung 
verschiedener 
Schulen. 

a)  Alle  Rechte  und 
Pflichten  mit*. 

a)  City-Märkte, 
j b)  Unterhaltung  der  Royal- 
exchange (Teil  der  Börse), 
c)  Verkehrsregulierung  ( Poli- 
zei). 

1 d)  Alle  Rechte  und  Pflichten 
mit  *. 

Alle  Rechte 
und  Pflichten 
mit  *. 

Unterhaltung  und 
Leitung  von 
Armenschulen.  In 
bestimmten  Di- 
strikten sind  die 
Armenschulen 
unter  der  Leitung 
besondrer  school-j 
District  managers. 

1 

Fürsorge  für  die 
Erziehung  und 
Pflege  bestimmter 
Klassen  armer 
Kinder. 

Wasser- 

versorgung. 


a)  Generalkontrolle  des  Lon- 
doner Hafens. 

b)  Themse  - Schiffahrt  - Auf- 
sicht. 


Lea-SchifTahrt-Aufsicht. 


a)  Polizei. 

b)  Zustellung  von  ver- 
lorenen Sachen.  j Verkchrsregulierung. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  bestehende  Zentralisierung. 

I.  Allgemeine  U ebersicht. 

Aus  der  Organisation  Londons  als  einer  Anzahl  von  Einzel- 
gcmcindcn  ergab  sich,  daß  die  steuerliche  Belastung  in  den  ein- 
zelnen Teilen  der  Metropolis  je  nach  den  lokalen  Bedürfnissen 
und  der  lokalen  Leistungsfähigkeit  außerordentlich  verschieden 
war.  Mit  Notwendigkeit  mußte  sich  daher  in  den  stärker  bela- 
steten Teilen  der  Stadt  der  Wunsch  regen,  daß  die  reicheren 
Viertel  an  ihren  Lasten  mit  trügen.  Immer  mehr  zeigte  die  Praxis 
der  Verwaltung,  daß  London  eine  zusammenhängende  Stadt  mit 
gemeinsamen  Interessen  und  in  allen  Hauptfragen  der  Verwaltung 
zusammengehörig  sei. 

Schon  1893  hat  daher  die  mit  der  Frage  des  Steuerausgleichs 
der  verschiedenen  Gemeinden  betraute  Kommission  in  ihrem  Be- 
richt anerkannt,  »daß  London  tatsächlich  eine  große  Stadt  sei, 
und  Stadt-  nicht  Grafschaftsverwaltung  verlange« ").  Dieser  Aus- 
gleich wird,  wenn  auch  in  beschränktem  Maße,  in  zweierlei  Weise 
erreicht : 

1.  Den  Kinzelgemeinden  sind  bestimmte  Rechte  und  Pflichten 
abgenommen  und  auf  Zentralbehörden  mit  dem  Rechte  der  Steuer- 
erhebung über  das  Gebiet  der  gesamten  Grafschaft  übertragen 
(a)  Grafschaft,  b)  Zentralspitalamt,  c)  Zcntralarbeitslosenamt, 
d)  Polizei)  und 

2.  Lokale  Ausgaben  sind  der  Gesamtheit  in  der  Weise  auf- 
gebürdet, daß  aus  Zcntralfonds  bestimmte  Ausgaben  der  Einzel- 
gemeinden  bestritten  werden  a)  Zcntralarmenfonds,  b)  Zuschüsse 
(grants)  seitens  der  Grafschaft,  c)  Ausgleichsfonds  (Equalization- 
Fund).  Die  Art  und  Weise,  wie  die  einzelnen  Behörden  und 
Fonds  ihre  Ausgaben  decken,  ist  mit  Rücksicht  auf  die  verschie- 
dentlichen  Ueberwälzungen  der  Lasten  von  einem  Lokal-  zu  einem 
Zentralfonds  und  von  einem  Zentralfonds  zu  einem  anderen,  schwer- 
fällig und  verwickelt.  Es  fehlt  die  Zentralisierung  aller  dieser 
Ausgabenzweige  in  einer  Hand,  wie  wir  es  bei  den  preußischen 
Städten  kennen  und  eine  Anzahl  von  Fonds,  die  den  unmittel- 
baren Interessen  der  Metropolis  gewidmet  sind,  wirtschaften  un- 
abhängig von  einander  auf  eigne  Hand.  Der  Grund  dieser  ver- 
wickelten Organisation  liegt  einmal  darin,  daß  man  sich  bei  der 

*)  Vgl.  verschiedene  Reports  des  county-council. 
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Neuorganisation  im  Jahre  189g  gescheut  hat,  Einzelgcmeinden 
ohne  alle  budgetäre  Selbständigkeit  zu  schaffen,  in  dem  Glauben, 
dadurch  ihre  Freudigkeit  an  der  Mitarbeit  zu  schmälern,  dann 
aber  vor  allem,  weil  man  es  für  gefährlich  hielt,  einer  einzelnen 
Behörde,  dem  Grafschaftsrat,  dessen  demokratische  Tendenz  bei 
der  numerisch  starken  Arbeiterbevölkerung  voraus  zu  sehen  war, 
eine  gar  zu  starke  Macht  einzuräumen.  — Eine  Uebersicht  darüber, 
wie  die  einzelnen  Behörden  ihre  Ausgaben  decken,  und  in  wel- 
chem Maße  Uebertragungen  von  einem  Fonds  zu  einem  anderen 
und  eine  Zentralisierung  lokaler  Ausgaben  stattfindet,  mag  die 
Tabelle  auf  S.  416  erläutern,  die  Zahlen  für  das  Jahr  1901  — 1902, 
dem  ersten  vollständigen  Jahr  des  Bestehens  der  Einzelgemeinden, 
enthält"). 

Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  daß  die  Belastung  der  Be- 
hörden vor  Uebertragung  in  folgender  Weise  verteilt  war: 
Zentralbehörden  4*  7.649.194  — 52  % 

Lokalbehörden  £ 7.196.385  = 48  %, 
daß  aber  durch  die  Uebertragungen  von  einem  Fonds  zu  einem 
anderen  das  Verhältnis  der  Belastung  sich  dergestalt  änderte  daß, 
die  Zentralbehörden  £ 10.706,738  = 72  % 
die  Lokalbchörden  £ 4.138.841  = 28% 
der  Gesamtkosten  aufzubringen  hatten. 

II.  Die  einzelnen  Behörden  und  Fonds. 

1.  Behörden, 
a)  Grafschaftsrat. 

Die  Ausgaben  des  Grafschaftsrats  werden  in  erster  Linie  be- 
stritten aus  seinen  Einnahmen  an  Mieten,  Gebühren,  Zinsen  von 
Darlehn  an  Einzelgemeindcn,  die  eine  nicht  unbedeutende  Rolle 
in  der  Finanzwirtschaft  Londons  spielen,  ferner  aus  dem  Reinge- 
winn der  Trambahnen  usw.  Sodann  aber  erhält  London,  wie 
alle  übrigen  Grafschaften  Englands  eine  Dotation  aus  der  Staats- 
kasse (sogen.  Exchequer  contribution),  die  im  Jahre  1904/5  bei 
einer  Gesamtausgabe  des  Grafschaftsrates  von  £ 8.802.483  immer- 
hin £ 1.627.178  betrug.  Dieser  Zuschuß  setzt  sich  in  folgender 
Weise  zusammen : Der  Staat  überweist  einmal  den  Grafschaften 

*)  Das  in  der  Tabelle  figurierende  Zentralschularm  ist  inzwischen  aufgelöst 
und  seine  Befugnisse  sind  dem  Grafschaftsrat  übertragen.  Dies  sowie  das  in- 
zwischen gegründete  Zentralarbeitslosenamt,  das  lediglich  auf  seine  Steuer  ange- 
wiesen ist,  verändern  das  Bild  nicht. 
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und  mittelbar  den  Einzelgemeinden  bestimmte  Einkünfte  und 
zwar : 

1.  die  Steuern  für  Konzessionen  von  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften, Lizenzen  für  Hunde,  Droschken,  Tabakhändler  etc.  so- 
weit das  Gebiet  der  Grafschaft  in  Frage  kommt,  und  die  in  Zu- 
sammenhang damit  eingehenden  Strafgelder ; 

2.  einen  bestimmten  Prozentsatz  der  Erbschaftssteuer, 

3.  einen  bestimmten  Prozentsatz  der  Bier-  und  Spiritussteuer, 

4.  eine  Steuer  auf  landwirtschaftlich  bebaute  Grundstücke, 
die  jedoch  geringfügig  ist  und  mit  dem  Jahre  1910  ganz  fortfällt. 

Er  zahlt  ferner  eine  feste  Summe  (10.000  £•)  für  die  Feuer- 
wehr, eine  weitere  für  Trinkerheilstätten  und  trägt  fast  ’/j  der  Ge- 
samtkosten des  Erziehungs-  und  Unterrichts wesens. 

In  welcher  Weise  der  Grafschaftsrat  seinerseits  die  Lokal- 
behörden unterstützt,  wird  weiter  unten  zu  erwähnen  sein, 
b)  Zentralspitalamt. 

Das  Amt,  welches  die  im  ersten  Kapitel  näher  bezeichnete 
Tätigkeit  hat,  unterscheidet  in  der  Aufstellung  seiner  Berechnun- 
gen zwei  verschiedene  Rubriken: 

1.  Die  Unterhaltung  der  Insassen  und  andere  persönliche 
Ausgaben ; 

2.  Allgemeine  Kosten,  einschließcnd  Haus-  und  Einrichtungs- 
kosten, Heizung,  Reinigung,  Beleuchtung,  Arzneien,  ärztliche 
Hilfeleistung,  Gehälter  und  Verpflegung  von  Beamten  und  Dienst- 
boten, Verzinsung  und  Amortisation  von  Anleihen  und  alle  übri- 
gen Ausgaben. 

Die  Ausgaben  der  Unterhaltung  (zu  1)  haben  die  Armenre- 
vierbehörden der  verschiedenen  Kirchspiele  insoweit  zu  tragen, 
als  sie  Patienten  in  den  Hospitälern  des  Amtes  haben.  Die  Höhe 
der  Beiträge  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  zu  ihnen  gehörenden 
Insassen  der  Spitäler.  Da  nun  aber  die  Gesamtausgabe  der  Re- 
vierbehörden für  Unterhaltung  diesen  wieder  durch  den  Zentral- 
armenfonds ersetzt  wird  (siehe  unten),  so  trägt  in  Wirklichkeit 
der  letztere  diese  Kosten. 

Die  Allgemeinen  Kosten  (zu  2)  des  Spitalamts  werden  unter 
die  Armenrevierbehörden  und  Kirchspiele,  die  den  Distrikt  des 
Amtes  bilden  (einige  wenige  Kirchspiele  der  Grafschaft  sind  aus- 
genommen) nach  dem  Verhältnis  des  steuerbaren  Wertes  verteilt. 
Ein  Teil  auch  dieser  Ausgaben  jedoch  wird  durch  den  Zentral- 
armenfonds den  Armenrevierbehörden  (guardians)  erstattet,  sodaß 
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also  im  Resultat  hinsichtlich  dieser  Ausgaben  lediglich  eine 
Uebertragung  von  einem  Zentralfonds  zu  einem  andern  stattfindet, 
ehe  die  Steuern  selbst  belastet  werden. 

Ein  Zuschuß  des  Grafschaftsrates  zu  den  Ausgaben  der  gu- 
ardians  für  Arzneien  schließt  gleichzeitig  einen  Teil  des  Beitrags 
der  guardians  an  das  Spitalamt  für  diese  Zwecke  ein.  (Vergl. 
weiter  unten  unter  »Zuschüsse  der  Grafschaft«).  Da  alle  Zcntral- 
fonds  ihre  Steuern  gleichmäßig  nach  dem  Verhältnis  des  steuer- 
baren Wertes  auf  die  Gemeinden  bezw.  Armenreviere  umlegen, 
hat  also  jede  Uebertragung  von  einem  Zentralfonds  zu  einem 
andern  lediglich  den  Erfolg  der  Komplizierung  des  Vcrwaltungs- 
apparates.  Ein  Ausgleich  wird  dadurch  nicht  erreicht. 

c)  Zentralarbeitslosenamt. 

Das  Amt  hat  das  Recht,  eine  Steuer  von  höchstens  '/a  d,  mit 
Genehmigung  des  Ministeriums  für  Lokalverwaltung  1 d pro  £ 
zu  erheben,  hat  jedoch  von  diesem  Rechte  einen  nur  ganz 
beschränkten  Gebrauch  gemacht,  so  daß  die  Summe  seines  Etats 
im  Verhältnis  zu  denen  der  übrigen  Zentralbehörden  als  eine  mi- 
nimale zu  bezeichnen  ist.  Seine  Tätigkeit  besteht  in  der  Haupt- 
sache darin,  zusammen  mit  den  29  seiner  Kontrolle  unterstehen- 
den Kommissionen  (distress  commitees)  der  Arbeitslosigkeit  und 
der  daraus  entspringenden  Not  zu  steuern.  Das  Hauptmittel  be- 
steht naturgemäß  in  der  Vermittlung  von  Arbeitsgelegenheiten 
insbesondere  auch  in  Plätzen  außerhalb  Londons.  Dadurch  daß 
1 1 Einzelgcmeinden  sowie  auch  die  Heilsarmee  Arbeitsbureaus  in 
London  besitzen,  ist  die  Tätigkeit  des  Amtes  eine  beschränkte. 

d)  Polizei. 

Die  Polizei  wird  unterhalten : 

1.  durch  eine  5 d Steuer  innerhalb  der  Grafschaft, 

2.  einen  Staatszuschuß  von  4 d pro  4*  des  steuerbaren  Wertes 
der  Londoner  Grafschaft ; 

3.  eine  staatliche  Pauschalsumme  von  £ 1 50,000  für  Beamten- 
pensionen und 

4.  einen  Zuschuß  aus  dem  konsolidierten  Fonds  für  commis- 
sioners-Gchälter. 

Die  City  erhält  keinen  staatlichen  Zuschuß.  Sie  erhebt  eine 
Rate  von  5* /3  d und  deckt  den  Rest  durch  den  Etat. 

2.  Fonds. 

a)  Zentralarmenfonds. 

Die  Verwaltung  des  im  Jahre  1867  gegründeten  Zentralar- 
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menfonds  (Common  Poor  Fund)  unterscheidet  sich  insofern  von 
den  übrigen  Zweigen  städtischer  Verwaltung,  als  die  Ausführung 
in  der  Hand  der  Armenrevierbehörden  liegt,  der  Fonds  selbst  je- 
doch durch  das  Ministerium  für  Lokal  Verwaltung  (Local  Govern- 
ment Board)  verwaltet  wird.  Die  Regierung  besitzt  eine  scharfe 
Kontrolle  über  die  Revierbehörden.  Sie  kann  verlangen,  daß  Be- 
amte in  genügender  Anzahl  und  mit  auskömmlichem  Gehalt  an- 
gestellt werden.  Sie  setzt  die  Gehälter  fest  bezw.  bestätigt  sie 
und  kann  Beamte,  die  von  den  Revierbehörden  angestellt  sind, 
entlassen.  Das  Local  Government  Board  hat  ferner  das  Recht 
zum  Erlaß  von  Verordnungen  und  hat  davon  in  so  ausgie- 
bigem Maße  Gebrauch  gemacht,  daß  die  Armenpflege  tatsächlich 
bis  ins  Kleinste  in  dieser  Weise  geregelt  ist.  So  sind  die  Pflichten 
und  Rechte  der  Beamten,  die  Art  und  Weise  der  Armenhilfe  für 
nicht  internierte  Arme  (outdoor  paupers),  Einzelheiten  über  Ar- 
menapotheken, ja  sogar  die  Diät  der  Insassen  von  Arbeitshäusern  bis 
in  alle  Einzelheiten  fcstgclcgt.  Zur  Ausführung  der  Kontrolle 
hat  der  Staat  Armeninspektoren,  die  den  Sitzungen  der  Revier- 
behörden beiwohnen  und  die  Arbeitshäuser  inspizieren,  sowie 
Rechnungsrevisoren  auf  eigne  Kosten  angestellt,  die  die  Rech- 
nungen der  Revierbchörden  auf  das  eingehendste  zu  prüfen  haben. 
Es  ist  vielleicht  nicht  zu  Unrecht  im  Parlament  einmal  das  Wort 
gefallen,  daß  die  Art  der  Kontrolle  durch  den  Staat  an  einem 
Punkt  angelangt  sei,  der  nahezu  .»lächerlich«  wäre. 

Die  Zweige  der  Armenvcrwaltung,  für  welche  der  Fonds  die 
Kosten  übernommen  hat,  sind  folgende : 

1.  Die  Unterhaltung  von  geisteskranken  und  schwachsinnigen 
Armen. 

2.  Die  Unterhaltung  von  Personen,  die  an  Fieber  und  Blattern 
leiden. 

3.  Unterhaltung  armer  Kinder. 

4.  Erziehung  nicht  internierter  (outdoor)  armer  Kinder. 

5.  Ausgaben  auf  Grund  der  Obdachlosengesetze. 

6.  Arzneien,  ärztliche  Hilfeleistungen. 

7.  Gehälter  und  Rationen  der  Beamten  in  Armen-Apotheken. 

8.  Registrierung  von  Geburten  und  Todesfällen. 

9.  Gebühren  und  sonstige  Ausgaben  für  Impfung. 

10.  Ambulante  Krankenpflege,  Unfallstationen. 

11.  Pmtschädigungen  für  Verlust  des  Amtes  etc. 

ln  allen  diesen  Fällen  gründen  sich  die  Ansprüche  der  Re- 
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vierbchördcn  (guardians)  an  den  Fonds  auf  die  tatsächlichen 
Kosten  des  betreffenden  Verwaltungszweiges,  die  freilich  von  der 
Regierung  (Local  Government  Board)  geprüft  und  bestätigt  sein 
müssen. 

Der  Fonds  zahlt  ferner 

12.  einen  Zuschuß  an  die  Revierbehörden  zum  Satz  von  5 d. 
pro  Tag  für  jeden  erwachsenen  Armen  über  16  Jahre,  der  in 
einem  Arbeitshause  oder  Spital  zu  unterhalten  ist  (indoor  paupers) 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  wieviel  die  tatsächlichen  Kosten 
betragen  haben. 

Die  Ausgabe  für  »ambulante  Krankenpflege  und  Unfall- 
station« (Nr.  10)  werden  nicht  durch  die  Armenrevierbehörden 
(guardians),  sondern  durch  das  Zentralspitalamt  verauslagt,  das 
die  Kosten  auf  die  Armenreviere  umlegt,  denen  sie  ihrerseits 
wieder  durch  den  Zentralarmenfonds  ersetzt  werden.  Es  findet 
also  auch  hier  wieder  eine  jener  völlig  zwecklosen  Uebertragungen 
von  einem  Zentralfonds  zum  anderen  statt,  die  die  Uebersicht 
ganz  außerordentlich  erschweren.  Außerdem  fallen  einzelne  Teile 
der  oben  erwähnten  Verwaltungszweige  gleichzeitig  unter  »All- 
gemeine Kosten  des  Zentralspitalamtes«  ein  weiterer  Fall  nutz- 
loser Ueberwälzung.  Die  Verrechnung  geschieht  in  der  Weise, 
daß  der  Fonds  jedem  Armenrevier  die  Ausgaben  für  die  er- 
wähnten Ausgabenzweige  gut  schreibt  und  andererseits  jedes 
Revier  mit  der  steuerlichen  Proportion  der  Gesamtausgabe 
für  alle  diese  Zweige  belastet.  Je  nach  der  Lage  des  Falls  zahlt 
der  Fond  dann  die  Differenz  zwischen  Kredit  und  Debet  des 
einzelnen  Reviers  aus  oder  zieht  sie  ein. 

b)  Zuschüsse  der  Grafschaft  (grants). 

Auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  (Local  Government 
Act  1888,  Vaccination  Act  1867,  Public  Health  (London)  Act 
1891,  Registration  of  Electors  Act  1891,  Act  of  George  III.  1808) 
ist  die  Grafschaft  verpflichtet,  an  die  Armenreviere  und  Gemein- 
den Zuschüsse  zu  den  Ausgaben  bestimmter  Verwaltungszweige 
zu  zahlen.  Diese  Zuschüsse  sind  gleichsam  die  Nachfolger  der 
bis  zum  Jahre  1888  jedes  Jahr  vom  Parlament  bewilligten  Bei- 
hilfen. Mit  Aufhebung  derselben  wurden  den  Grafschaften  — 
wie  oben  erwähnt  — einige  Einnahmequellen  des  Staates  (Exche- 
quer  contributions)  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung  über- 
wiesen, daß  die  Grafschaft  vor  Verwendung  für  Grafschaftszwecke 
zuerst  bestimmte  Ausgaben  der  Armenreviere  und  Einzelgemeinden 
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damit  zu  bestreiten  habe.  Außerdem  ist  der  Grafschaftsrat  ge- 
setzlich verpflichtet,  für  die  Unterhaltung  internierter  Armer,  Re- 
gistrierung von  Wählern  und  Bergung  Ertrunkener  (siehe  unten) 
aus  eigener  Tasche  Beihilfe  zu  zahlen. 

Im  einzelnen  erhalten  Zuschüsse : 

I.  Die  Armenrevierbehörden  für: 

1.  Lehrer  in  Arincnschulcn, 

2.  Schulgeld  für  arme  Kinder,  die  von  einem  Arbeitshause 
zu  einer  öffentlichen  Elementarschule  geschickt  werden, 

3.  Registrierung  von  Geburten  und  Todesfällen, 

4.  arme  Irre, 

5.  Ausgaben  für  Arzneien  für  Arme, 

6.  Unterhaltung  von  Armen  in  Arbeitshäusern. 

II.  Die  öffentlichen  Impfbeamten. 

III.  Die  Gemeinden  für : 

1.  Medizinalbeamte  und  Sanitätsinspektoren, 

2.  Registrierung  von  Wählern, 

3.  Bergung  Ertrunkener. 

IV.  Der  Common  Council  der  City  für  arme  Irre. 

Da  die  Höhe  der  staatlichen  Dotationen  (Exchequer  contri- 
butions)  in  jedem  Jahre  wechselt,  so  ist  auch  der  Grad  der  Unter- 
stützung für  die  einzelnen  Zweige  verschieden.  Es  ist  jedoch 
festgesetzt,  dass  aus  den  Staatszuschüssen  für  jeden  armen  Irren 
(oben  I.  4.)  nach  einer  im  Jahre  1888  erfolgten  Zählung  berechnet, 
4 Schilling  pro  Woche,  ferner  die  Hälfte  der  Gehälter  für  Medi- 
zinalbeamte und  Sanitätsinspektoren  (III.  1.)  gezahlt  werden,  so 
daß  der  Rest  entsprechend  anderweitig  zu  verteilen  bleibt.  Aus 
der  Grafschaftskasse  werden  für  jeden  Armen  in  einem  Arbeits- 
haus (I.  6.),  nach  einer  Zählung  von  1888  berechnet,  je  4 I’enny 
pro  Tag,  sowie  die  Hälfte  der  Kosten  für  Registrierung  von 
Wählern  (III.  2.)  gezahlt.  Von  den  im  Jahre  1901  — 1902  im 
Ganzen  gezahlten  Zuschüssen  der  Grafschaft  (grants)  in  Höhe 
von  £ 581411  entfielen  £ 335647  auf  die  Kasse  der  Grafschaft 
und  der  Rest  auf  die  staatlichen  Dotationen  (Exchequer  contri- 
butions).  Nach  dem  Local  Government  Act  vom  Jahre  1888 
hatte  der  Grafschaftsrat  auch  noch  für  Unterhaltung  von  Haupt- 
straßen an  die  Lokalbehördcn  Beihilfen  zu  leisten.  Das  Gesetz 
bestimmte,  daß  die  Lokalbehördcn,  in  deren  Gebiet  eine  I laupt- 
straße  lag,  das  Recht  haben  sollten  die  Unterhaltung  gegen 


Digitized  by  Google 


422 


Magnus  Freiherr  v.  Braun, 


Unterstützung  seitens  des  Grafschaftsrats  zu  übernehmen.  Durch 
das  London-Government  Act  vom  Jahre  1899  wurde  jedoch  bei 
Neugründung  der  Einzelgemeinden  diesen  die  Verpflichtung  zur 
Unterhaltung  auferlegt,  ohne  daß  sich  das  Gesetz  über  Fortge- 
währung der  Grafschafts-grants  ausgesprochen  hätte.  Der  Graf- 
schaftsrat stellte  daher  seine  Zahlungen  ein,  ist  aber  neuerdings 
in  Untersuchungen  darüber  eingetreten,  wie  hoch  man  gegebenen 
Falls  einen  solchen  Zuschuß  zu  bemessen  habe. 

c)  Der  Ausgleichsfonds. 

Die  außerordentliche  Verschiedenheit  der  Steuersätze  in  den 
Einzelgemeinden  führte  zu  dem  London-  (Equalization  of  Rates) 
Act  vom  Jahre  1894,  wodurch  ein  von  dem  Grafschaftsrat  zu 
verwaltender  Zentralfonds,  der  Equalization- Fund,  geschaffen 
wurde,  der  neben  dem  Zentralarmenfonds  (Common-Poor-Fund) 
und  den  Zuschüssen  der  Grafschaft  einen  weiteren  Schritt  zu  dem 
Steuerausgleich  bedeutet.  Nach  diesem  Gesetz  hat  der  Graf- 
schaftsrat in  jedem  Jahr  einen  Fonds  aus  den  Einkünften  einer 
Steuer  von  6 d.  auf  das  Pfund  des  steuerbaren  Mietswertes  zu 
bilden.  Dieser  Wert  richtet  sich  nach  dem  Stand  der  Bewer- 
tungslisten vom  6.  April  des  betreffenden  Jahres.  Alle  Halbjahr 
bestimmt  der  Grafschaftsrat  den  Beitrag  jedes  Kirchspiels  in  Höhe 
der  Hälfte  der  Jahresrate  und  andererseits  den  Zuschuß,  den 
jedes  Kirchspiel  zu  beanspruchen  hat.  Die  Beiträge  werden 
von  den  Kirchspielen  nach  dem  Verhältnis  ihres  steuerbaren 
Mietswertes  erhoben,  während  die  Zuschüsse  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Bevölkerungszahl  unter  dieselben  verteilt  werden. 
Selbstverständlich  werden  nicht  die  Gesamtsummen  cingezogen 
oder  ausgezahlt,  sondern  jedes  Kirchspiel  zahlt  bezwf.  erhält  die 
Differenz  zwischen  seiner  Schuld  und  seiner  Forderung.  Die 
Zuschüsse  sind  zu  Ausgaben  der  öffentlichen  Gesundheitspflege, 
wie  sie  durch  den  Public  Health  (London)  Act  1891  erfordert 
werden,  zu  verwenden,  als  deren  Hauptzweige  zu  gelten  haben  : 

1.  Sanitäre  Besichtigung  und  Beseitigung  von  Gefahren  durch 
Grundstücke,  Sümpfe,  Gräben  etc.,  überfüllte  Wohnungen,  mangel- 
hafte Wasserversorgung,  ungesunde  Werkstätten, 

2.  Müllabfuhr  von  Haus,  Straße  und  Gewerbe, 

3.  Gebühren  für  Anmeldung  ansteckender  Krankheiten, 

4.  Desinfektion ; Fürsorge  für  Epidemiebaracken, 

5.  Leichenhallen,  Beschaffung  von  Sektionsräumen, 
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6.  Molkereien,  Kuhställe;  — Registrierung  und  Inspektion, 

7.  öffentliche  Bedürfnisanstalten. 

Sofern  die  Mittel  für  diese  Zwecke  nicht  aufgebraucht  werden 
sollten,  sind  sie  zur  Beleuchtung  und  Unterhaltung  von  Straßen 
zu  verwenden.  Hat  eine  Gemeinde  eine  gesetzliche  Verpflichtung 
hinsichtlich  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  nicht  erfüllt,  so 
kann  das  Ministerium  für  Lokalverwaltung  den  Grafschaftsrat 
veranlassen,  die  Zahlung  bis  zur  Erfüllung  cinzustellen. 

Drittes  Kapitel. 

Kritik  des  bestehenden  Systems. 

I.  Mängel  einer  Dezentralisation. 

Man  hat  das  System  der  Staats-  und  Stadtverwaltung  in 
England  und  Preußen,  das  stets  tief  in  der  ganzen  Staatsver- 
fassung und  in  der  historisch  gewordenen  Weltanschauung  und 
politischen  Ueberzcugung  wurzelt,  dahin  charakterisiert,  daß  in 
England  alle  Initiative  vom  Volke,  in  Preußen  von  der  Regierung 
ausginge,  kurz  gesagt,  daß  dort  von  »unten«,  hier  von  »oben« 
regiert  werde : und  man  hat  vielfach  der  englischen  Methode  den 
Vorzug  gegeben.  Bis  zum  gewissen  Grade  mit  Recht.  Ein  Ver- 
ständnis für  die  Verschiedenheit  der  ganzen  Regierungs  weise  und 
das  »Für  und  Wider«  gewinnt  man  am  besten  durch  Gegenüber- 
stellung zweier  Beispiele,  nämlich  der  beiden  Arten  der  Stadt- 
verwaltungen ,0). 

In  Preußen  bestehen  zwei  Formen  der  Kommunalverwaltung 
in  den  Städten,  die  Magistratsverfassung  und  die  Präfekturver- 
fassung der  Bürgermeister.  Bei  der  Magistratsverfassung 
geht  der  Magistrat  selbst  zwar  aus  der  Wahl  der  Stadtverord- 
netenversammlung, der  Erwählten  der  Bürgerschaft,  hervor.  Seine 
Mitglieder  müssen  aber  vom  König  oder  der  Regierung  be- 
stätigt werden.  Mit  dem  Bürgermeister  an  der  Spitze  ist  er  die 
»Obrigkeit  der  Stadt  und  verwaltet  die  städtischen  Gemeindean- 
gelegcnheiten«.  Die  Stadtverordnetenversammlung  ist  im  großen 
und  ganzen  lediglich  beschließende  Körperschaft,  der  die  Kon- 
trolle besonders  aller  finanziellen  Angelegenheiten  obliegt.  Der 
Bürgermeister  selbst  wird  zwar  von  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung gewählt,  steht  aber  in  disziplinärer  Hinsicht  und  in 
Anbetracht  seiner  Bestätigung  durch  die  Staatsregierung  (König 

,0)  Vgl.  Redlich  a.  a.  O.  S.  307 — 357,  Schön,  »Das  Recht  der  Kommunal- 
verbände in  Preußen«.  Leipzig  1897  S.  118 — 119,  129. 
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bezw.  Regierungspräsident)  in  einem  Abhängigkeitsverhältnis  zu 
dieser,  ln  der  B ü rge  rme iste  rci  v er  f assu  n g besitzt  der 
Bürgermeister  gleichzeitig  die  Rechte  des  Magistrats,  ln  ihm  ver- 
einigt sich  tatsächlich  der  ganze  Schwerpunkt  der  Verwaltung 
und  die  Initiative  liegt  mehr  oder  minder  in  seiner  Hand.  Die 
Beigeordneten  sind  lediglich  seine  Hilfsorgane,  die  in  seinem 
Namen  die  Geschäfte  führen.  Auch  hier  ist  der  Stadtverordneten- 
versammlung selbstverständlich  das  Recht,  der  Beschlußfassung 
über  alle  wichtigen  Fragen  der  Verwaltung,  insbesondere  die 
Ausgaben,  Vorbehalten.  Verwaltung  und  Initiative  aber  sind 
ihrem  Wirkungskreis,  trotz  der  bestehenden  Kommissionen  im 
großen  und  ganzen  entzogen.  Die  überragende  Stellung  des 
Bürgermeisters  sichert  ihm  einen  oft  ausschlaggebenden  Einfluß. 

Und  wie  hat  nun  demgegenüber  England  das  Problem  der 
Stadtverwaltung  gelöst? 

Der  Mayor  ist  lediglich  ein  repräsentatives  Organ,  das  jedes 
Jahr  neu  gewählt  wird,  nicht  aber  der  Träger  städtischer  Exe- 
kutivgewalt und  Verwaltung.  Allein  der  Umstand,  daß  der 
preußische  Bürgermeister  für  die  Dauer  von  12,  der  englische 
Mayor  für  e i n Jahr  gewählt  wird,  ist  bezeichnend  genug,  für 
den  Einfluß,  den  beide  auf  die  Verwaltung  ausüben  können.  Daß 
ein  überragender  Mann,  wie  Joseph  Chamberlain  1 5 Jahre  hinter- 
einander zum  Lordmayor  von  Birmingham  gewählt  worden  ist 
und  dort  während  dieser  Zeit  tatsächlich  die  Seele  der  gesamten 
Verwaltung  war,  spricht  nicht  gegen  das  sonst  in  der  englischen 
Kommunalverwaltung  bestehende  Prinzip.  »Das  notwendige  Ad- 
ministrativorgan, also  der  zur  Initiative  in  den  einzelnen  Ver- 
waltungszweigen berufene  Spezialkörper  wird  hier  dadurch  ge- 
wonnen, daß  das  Plenum  des  Town-Council  (Stadtparlamcnt) 
sich  in  so  viel  ständige  Ausschüsse  (standing  committees)  und 
Spezialausschüssc  (special  committees)  differenziert,  als  Gruppen 
von  permanenten  oder  zeitweiligen  Verwaltungsaufgaben  nach 
Ansicht  des  Plenums  vorhanden  sind«11). 

In  allen  Stadtverwaltungen  besteht  naturgemäß  ein  General- 
komitee, das  die  allgemeinen  Arbeiten  erledigt,  die  nicht  unter 
spezielle  Verwaltungszwcige  fallen,  und  eine  Anzahl  ständiger 
Komitees  für  Beleuchtung,  Parks,  Bibliotheken  u.  s.  f.  Je  nach 
Bedürfnis  werden  ferner  Subkomitees  gebildet,  die  die  Unter- 
fragen der  einzelnen  Verwaltungszweige  zu  bearbeiten  haben. 

u)  Redlich  a.  a.  O.  S.  312. 
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Die  einzelnen  Komitees  arbeiten  alljährlich  genaue  Voran- 
schläge aus  und  unterbreiten  sic  dem  Finanzkomitee.  Die  end- 
gültige Entscheidung  über  alle  Ausgaben  und  über  alle  Hand- 
lungen hat  das  Stadtparlament  jedoch  selbst.  Bei  jeder  großen 
Stadtverwaltung  beschränkt  sich  freilich  diese  Entscheidung  natur- 
gemäß auf  die  wichtigsten  Fragen.  Praktisch  übt  das  Stadt- 
parlament kaum  mehr  als  eine  Kontrolle  über  die  tatsächlich  be- 
reits geleisteten  Verwaltungsarbeiten,  beläßt  den  Kommissionen 
im  übrigen  aber  völlige  Bewegungsfreiheit.  Das  Budget  wird  all- 
jährlich bewilligt  und  in  dem  Rahmen  des  Etats  verfügt  jedes 
Komitee  selbständig  über  die  ihm  bewilligten  Summen. 

Die  Vorzüge  dieses  englischen  Verwaltungssystems  sind  klar  : 
Es  läßt  sich  schwerlich  eine  Administration  denken,  die  sich  ohne 
alle  Schwierigkeiten  besser  den  lokalen,  jeweiligen  Bedürfnissen 
anpaßt.  Es  wird  das  Interesse  der  Bürger  an  der  Gemeinschaft, 
das  Verständnis  für  das  Regieren  geweckt  und  die  im  Stadt- 
parlament vorhandenen  Fachkenntnisse  werden  im  Dienste  der 
öffentlichen  Sache  nutzbar  gemacht.  Das  Interesse  der  Mitglieder 
der  Komitees  konzentriert  sich  auf  ihren  Verwaltungszweig,  und 
die  F'olge  ist,  daß  sich  mit  der  Zeit  auf  allen  Gebieten  lokaler 
Verwaltung  Sachverständige  heranbilden.  Da  die  neu  hinzu- 
kommenden Mitglieder  eine  auf  sachverständiger  Grundlage 
ruhende  Tradition  vorfinden,  wird  die  Stetigkeit  der  Verwaltung 
gesichert.  Das  System  hat  zur  F'olge,  daß  die  Regelung  der 
einzelnen  Verwaltungszwcige  bis  ins  Kleinste  mit  großer  Liebe 
und  Sorgfalt  erfolgt.  Aber  wie  arbeitet  das  System  bei  großen, 
über  das  Gebiet  des  Einzelressorts  hinausgehenden  Fragen?  Es 
ist  zweifellos,  daß  große  Reformen  schwerlich  aus  einem 
Dezentralisationssystem  entspringen  werden,  dem  jede  Zentralge- 
walt fehlt.  Das  einzelne  Mitglied  der  Kommission  kann  nicht 
übersehen,  was  für  einen  großen  Bezirk  in  Frage  kommt;  ihm 
fehlt  das  Material  und  die  Kenntnis  aller  notwendigen  Verhält- 
nisse und  ihm  fehlt  in  vielen  Fällen  auch  der  Blick,  der  über  den 
Horizont  des  Tages  hinaussieht.  Es  ist  damit  wie  mit  den  großen 
F'ragen  der  Kultur.  Die  Ziele  der  Entwicklung,  denen  ein  Ge- 
meinwesen zuzustreben  hat,  — man  denke  nur  an  das  gesamte 
Unterrichtswesen  — werden  nur  den  Männern  klar  vor  Augen 
schweben  können,  die  auf  der  I lohe  menschlichen  Wissens  stehen, 
und  die  den  Durchschnitt  ihrer  Zeitgenossen  an  geistiger  Kultur 
überragen.  Und  cs  kommt  weiter  hinzu,  daß  die  salus  publica 
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nicht  immer  die  suprema  lex  aller  Mitglieder  der  Selbstver- 
waltungskörper ist ; man  nimmt  oft  nur  so  lange  das  Gesamt- 
interesse war,  als  der  eigene  Geldbeutel  nicht  in  Mitleidenschaft 
gezogen  ist.  Läßt  man,  wie  in  England,  das  ganze  Volk  in  be- 
stimmender Weise  an  der  Regierung  teilnehmen,  so  werden 
Sonderinteressen  oft  eine  leitende  Rolle  spielen.  Da  sich  bei 
grundlegenden  Reformen  Märten  gegen  einzelne  Klassen  oder 
Berufsstände  niemals  völlig  vermeiden  lassen,  so  wird  ihre  Durch- 
führung vielfach  erschwert  oder  unmöglich  gemacht.  Die  Ge- 
schichte der  Stadt  London  weiß  von  dieser  Interessenpolitik  zu 
erzählen.  Auch  bei  ihrer  Neuorganisation  im  Jahre  1899  ist  es 
nicht  gelungen  eine  Zentralisierung  in  wünschenswertem  Um- 
fange durchzuführen.  Die  Majorität  fürchtete  eine  Zentralbehörde, 
die  im  Stande  sein  könnte,  Neuerungen  einzuführen,  ehe  nicht 
— nach  dem  Worte  eines  englischen  Verwaltungsbeamten  — 
»jedermann  in  ganz  London  gefragt  wäre«. 

Durch  das  Local  Government  (London)  Act  vom  Jahre  1899 
sind  daher  die  bis  dahin  bestehenden  zahllosen  Kirchspiele  nicht 
zu  einer  Einheit  zusammengefaßt,  sondern  London  ist  als  ein 
Konglomerat  von  29  Einzelgemcinden  mit  völliger  Bewegungs- 
freiheit in  allen  ihnen  überwiesenen  Gebieten,  insbesondere  auch 
mit  gänzlicher  budgetärer  Selbständigkeit  konstituiert.  Bei  einem 
so  gewaltigen  Gemeinwesen  wie  London  wäre  es  selbstverständ- 
lich unmöglich,  alles  von  einer  Zentralbehörde  aus  regieren  zu 
wollen.  Man  braucht  lokale  Organe,  die  mit  ihren  besonderen 
Verhältnissen  genau  vertraut  sind,  und  deren  Sach-  und  Orts- 
kenntnis für  eine  gute  Verwaltung  nicht  zu  entbehren  wäre.  Aber 
es  war  ein  Eehler,  diese  Gemeinwesen  völlig  selbständig  zu 
stellen  uud  ihnen  das  Recht  der  Steuererhebung  in  ihren  Grenzen 
zu  geben.  Große  Reformen  und  Unternehmungen  im  Interesse 
der  Gesamtheit  (Elektrizitätswerke  in  London!)  werden  erschwert 
und  die  Lasten  der  Verwaltung  völlig  verschieden  verteilt.  Na- 
mentlich der  letztere  Punkt  ist  Gegenstand  zahlreicher  Angriffe 
im  Publikum  und  Parlament  gewesen  und  die  damit  verbundene 
Ungerechtigkeit  ist  sowohl  in  der  Thronrede  im  Februar  1906 
als  auch  wiederholt  vom  Premierminister  als  solche  anerkannt 
worden.  London  ist  eine  zusammenhängende  Stadt  mit  ge- 
meinsamen Interessen  in  kommerzieller,  sozialer  und  politischer 
Hinsicht  und  für  viele  Zweige  der  Verwaltung  unteilbar.  Es  ist 
aber  trotz  seiner  Teilung  in  eine  Anzahl  von  Einzelgemcinden 
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keine  Grafschaft  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Worts  oder  gar  ein 
Konglomerat  von  Städten.  Die  ganze  wirtschaftliche  Entwick- 
lung Londons  hat  sich  auf  der  Linie  einer  einzigen  Gemeinde 
bewegt.  Man  kann  nur  von  einem  Zentrum  für  den  Handel 
und  dem  Geldmarkt,  einem  Zentrum  für  alle  Fragen  politischer 
Natur  sprechen.  Alles  übrige  dient  lediglich  Wohnungszwecken. 
Man  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  die  Distrikte  des 
Geschäftslebens  selbst  und  diejenigen,  in  denen  die  Geschäfts- 
leute leben  und  ihr  Einkommen  verbrauchen,  eine  Gemeinschaft 
bilden.  Auch  vom  sozialen  Standpunkt  aus  ist  London  eine 
Gemeinde.  Die  reichen  Leute  wohnen  in  bestimmten  Gegenden, 
der  Mittelstand  in  anderen  und  der  Arbeiter  in  einem  dritten 
Stadtviertel.  Die  Freunde  des  Steuerausglcichs  stützen  ihre  For- 
derungen darauf,  daß  eine  Tendenz  der  wohlhabenden  Klassen, 
sich  in  bestimmten  Gegenden  anzusiedeln  und  der  kommerziellen 
bezw?.  Arbeiter-Interessen,  sich  auf  andere  Stadtteile  zu  konzen- 
trieren, unleugbar  sei,  und  daß  dadurch  Flächen  von  sehr  hohem 
und  andere  von  verhältnismäßig  geringem  Mietswert,  nach  dem 
sich  ja  die  Besteuerung  richte,  geschaffen  würden,  während  die 
Kosten  der  Verwaltung  keineswegs  in  demselben  Verhältnis  von 
einander  abwichen.  In  allen  Fragen  sanitärer  Fürsorge  zum  Bei- 
spiel seien  die  Interessen  der  Arbeiterviertel  mit  denen  der  Villen- 
kolonien identisch,  ja  in  der  Regel  würden  die  letzteren  weniger 
Ausgaben  veranlassen,  als  die  Zentren  der  Armut.  Die  Armen- 
lasten — soweit  sie  nicht  zentralisiert  sind  — fallen  ferner  in 
erster  Linie  auf  die  armen  Gemeinden  selbst.  So  ergibt  sich, 
daß  gerade  die  armen  Distrikte  mit  unverhältnismäßig  höheren 
Raten  besteuert  werden,  als  die  reichen.  Die  folgende  Tabelle 
mit  Zahlen  aus  dem  Jahre  1905 — 1906  zeigt  in  Spalte  1 die  Ver- 
schiedenheit der  Gesamtsteuerarten,  in  Spalte  2 den  Prozentsatz, 
der  durch  Zcntralkassen  und  in  Spalte  5 den  Prozentsatz  der 
durch  lokale  Steuern  getragen  wird.  (Spalte  2 — 5 = Spalte  I.) 
Die  Spalten  3 und  4 enthalten  die  Nettoraten  für  Armen-  bezw. 
Gemeindebedürfnisse,  deren  Vergleichung  ergibt,  daß  die  Höhe 
der  Gesamtraten  in  den  Arbeiterdistrikten  in  erster  Linie  durch 
die  Höhe  der  Armenraten  bedingt  ist. 
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Doch  auch  die  Abweichungen  in  den  Durchschnittssätzen 
des  steuerbaren  Mictswcrtes  pro  Kopf  der  Bevölkerung  wirken 
auf  die  Belastung  der  Gemeinden  ein.  Die  folgende  Tabelle  zeigt 
die  Verschiedenheit  dieser  Durchschnittssätze,  wobei  die  City  mit 
ihren  anormalen  Verhältnissen  und  einem  Durchschnittssatz  von 
über  £ 180  pro  Kopf  ihrer  »Nachtbevölkerung«  keine  Berück- 
sichtigung gefunden  hat. 

Durchschnittssatz  des  stcuer- 
Bczirke.  baren  Mictswerts  pro  Kopf 

der  Bevölkerung. 

£ 


1.  St.  Martins  in  the  Ficlds  48.5 

2.  St.  James-Westminster  41.3 

3.  St.  Georgc-Hanover-Square  27.4 

4.  Marylebone  12.6 

5.  Kensington  12.5 

6.  Poplar  4.6 

7.  St.  George  in  the  East  4.2 

8.  Camberwell  4.8 

9.  Greenwich  5.7 

10.  Plumstead  3.7 
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I)a  in  den  Arbeitervierteln  ein  weit  geringerer  Satz  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  entfällt,  muß  also  jede  Erhöhung  der 
Ausgaben  mit  unverhältnismäßig  härterem  Steuerdruck  auf  die 
ärmeren  als  auf  die  wohlhabenden  Gegenden  wirken.  Man  hat 
sich  berechnet,  daß  die  Erhöhung  der  Steuer  um  einen  Penny 
pro  Pfund  Sterling  £ 3030  in  der  Arbeitergemeinde  Poplar 
und  in  den  wohlhabenden  Gemeinden  Kcnsington  und  Marylc- 
bone  £ 9000  bezw.  15000  bringe.  Die  Folge  davon  ist,  daß 
die  Spannung  zwischen  den  hoch-  und  niedrig  besteuerten  Distrikten 
zugenommen  hat.  Während  vor  6 Jahren  die  Differenz  zwischen 
den  Höchst-  und  Mindestsätzen  der  Steuern  3 s.  5 d.  betragen  hat, 
ist  sie  im  letzten  Jahre  auf  6 s.  id.  gestiegen.  Mildernd  haben 
hierbei  schon  die  bestehenden  Zentralfonds,  der  Zcntralarmcnfonds, 
die  Grafschaftszuschüsse  und  der  Ausgleichsfonds  gewirkt,  sodaß 
beispielsweise  im  Jahre  1904 — 1905  dem  Kirchspiel  St.  George 
in  the  East  die  Rate  um  4 s.  022  d.  erniedrigt  werden  konnte, 
während  sie  im  Kirchspiel  St.  James  (Wcstminstcr)  um  4 s.  032  d. 
stieg.  Die  Folge  der  hohen  Raten  in  den  armen  Distrikten  ist 
eine  Sparsamkeit,  die  vielfach  selbst  das  Notwendige 
vernachlässigt,  während  die  geringe  Besteuerung  der  wohl- 
habenden Bezirke  zu  Luxus- Aufwendungen  verleiten  kann. 
Der  Hauptgrund  den  die  Gegner  des  Steuerausgleichs  ins  Feld 
führen,  ist  der  1 1 in  weis  auf  die  Verschiedenheit  des  steuerbaren 
Mietswertes  in  den  verschiedenen  Gegenden  der  Stadt.  Man 
argumentiert  so:  Ein  Haus  mit  13  oder  mehr  Wohnräumen,  das 
in  Kensington  mit  £ 120  versteuert  wird,  würde,  wenn  es  in 
der  armen  Gemeinde  Popiar  gelegen  wäre,  wahrscheinlich 
nur  zu  einem  steuerbaren  Mietswert  von  50  £ veranlagt  werden. 

Der  Mieter  in  Kensington  mit  seinen  Raten  von  6 s.  7 d.  pro 
£ zahlt  39*/a  £,  während  der  Mieter  eines  gleichen  Hauses  in 
Poplar  trotz  der  Rate  von  12  s.  pro  £ nur  30  zu  zahlen  hat. 
Trotz  der  scheinbar  höheren  Belastung  von  Poplar  seien  seine 
Leistungen  tatsächlich  geringer  als  die  der  reichen  Westviertel. 
Man  müsse  daher  gerechter  Weise  die  Häuser  in  London  — 
gleichviel  wo  sie  gelegen  seien  — nach  einer  feststehenden  Norm, 
»am  besten«  dem  »Kubikinhalt«  besteuern.  — Der  Fehler  dieser 
Deduktion,  die  von  allen  Gegnern  des  Ausgleichs  einschließlich 
ihrer  Presse  mit  großer  Wärme  vertreten  wird,  liegt  darin,  daß 
dabei  die  Lage  des  Hauses  und  der  durch  sie  bedingte  Wert 
für  den  Inhaber  nicht  berücksichtigt  ist.  — 
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Die  Lage  selbst  stellt  ein  Kapital  dar.  Es  ist  für  eine  An- 
zahl von  Geschäftsleuten  eine  direkte  Lebensfrage,  in  einer  be- 
stimmten Gegend  ansäßig  zu  sein,  in  der  sie  vielleicht  allein 
Absatz  finden,  und  in  der  sie  entsprechend  höhere  Preise  verlangen 
können.  Aehnliches  gilt  von  Privatwohnungen.  Je  nach  dem 
Wert,  den  man  darauf  legt,  — vielleicht  als  Geschäftsmann  darauf 
legen  muß,  — zusammen  mit  andern  Leuten  desselben  Standes 
in  den  Villenvierteln  oder  nahe  den  Parks  usw.  zu  wohnen,  zahlt 
man  höhere  Miete,  deren  Höhe  durch  Angebot  und  Nachfrage 
bedingt  wird.  Es  wird  mithin  in  der  hohen  Miete  gleichsam  eine 
Verzinsung  desjenigen  Kapitals  gezahlt,  das  für  den  Mieter  in 
dem  »Wohnreiz«  einer  bestimmten  Lage  enthalten  ist.  Es  kommt 
hinzu,  daß  die  Frage  der  Leistungsfähigkeit  nicht  berücksichtigt 
ist:  In  dem  Haushaltsetat  des  Arbeiters  in  Poplar  stellen  30  £ 

einen  unverhältnismäßig  höheren  Prozentsatz  seines  Gesamtver- 
brauchs dar,  als  39'/a  £ in  dem  des  reichen  Bürgers  von  Ken- 
sington. 

Das  einzige  Mittel,  die  Ungerechtigkeiten  und  die  oben  er- 
wähnten Gefahren  zu  beseitigen,  die  in  einer  Verschiedenheit  der 
Besteuerung  in  den  Gemeinden  liegen,  ist  die  Erhebung  der 
gleichen  Steuerrate  über  die  gesamte  Grafschaft,  vorausgesetzt, 
daß  die  Bewertung  des  steuerbaren  Miets  wert  es  überall  gleich- 
mäßig gehandhabt  wird18). 

Ein  völliger  Steuerausgleich  bedeutet  die  völlige  Zentrali- 
sierung aller  lokalen  Ausgaben  einschließlich  der  Armenlasten 
und  damit  die  völlige  finanzielle  Abhängigkeit  der  Gemeinden 
vom  Grafschaftsrat,  zu  dem  sie  dann  in  das  Verhältnis  von  Lo- 
kalkomitees  treten  würden.  Gleichzeitig  wären  die  lokalen  Aus- 
gaben einer  zentralen  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Denn  wenn  die 
Berechtigung,  Ausgaben  einzugehen,  vollständig  getrennt  ist  von 
der  Verpflichtung,  Steuern  zu  zahlen,  so  wird  die  lokale  »extra- 
vagance«  die  unvermeidliche  Folge  sein.  In  den  Distrikten,  in 
denen  bisher  sparsam  gcwirtschaftet  ist,  würde  die  Versuchung 
nahe  liegen,  leichtsinnig  zu  werden,  während  man  nicht  annehmen 
kann,  daß  eine  Verkürzung  der  Ausgaben  in  den  Gemeinden 
stattfinden  wird,  in  denen  man  bisher  schon  »aus  dem  Vollen* 

**)  Inwiefern  durch  Aenderung  des  gesamten  Steuersystems  die  Lasten  in  ge- 
rechterer Weise  auf  die  einzelnen  Steuerzahler  zu  verteilen  wären,  ist  bisher 
nicht  Gegenstand  eingehender  Erörterung  in  London  gewesen.  Die  Frage  mag 
daher  aus  dem  Rahmen  der  Betrachtung  ausgeschieden  werden. 
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gewirtschaftct  hat.  Je  größer  die  Summe  ist,  die  der  zentralen 
Kontrolle  unterliegt,  desto  größer  kann  die  Summe  sein,  die  der 
Gegenstand  des  Ausgleichs  ist.  Die  Schwächung  lokaler  Verant- 
wortlichkeit muß  entsprechend  ersetzt  werden  durch  die  Stärkung 
einer  zentralen  Kontrolle.  Als  die  Grundlage  dieser  Kontrolle 
wird  man  die  genaue  Ausarbeitung  des  Etats  der  zentralisierten 
Venvaltungszweigc  durch  die  Gemeinden  und  die  Prüfung  des- 
selben durch  die  Zentralbehörde  anzuschen  haben.  Diese  Prüfung 
wird  sich  in  erster  Linie  darauf  zu  erstrecken  haben,  inwiefern 
die  Ausgaben  nach  Vergleichung  mit  früheren  Jahren  übertrieben 
erscheinen  und  wo  eine  vorgesehene  Erhöhung  derselben  not- 
wendig ist. 

u.  Mängel  des  zur  Zeit  bestehenden  Systems  der 
Zentralisierung. 

Ob  später  die  Macht  der  Verhältnisse  mehr  und  mehr  zum 
völligen  Ausgleich  drängt  und  man  schließlich  bei  einer  Zentrali- 
sierung aller  lokalen  Ausgaben  anlangt,  wird  die  Zukunft  lehren 
müssen.  Jedenfalls  ist  bei  der  zur  Zeit  bestehenden  politischen 
Konstellation  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  man  sich  bei 
einer  künftigen  Reform  mit  Stückwerk  begnügen  und  günstigsten 
Ealls  eine  Zentralisierung  der  Haupt  zweige  lokaler  Verwaltung 
durchführen  wird.  Diese  Reform  wird  bei  den  Hauptmängeln 
des  bestehenden  Systems  einzusetzen  haben,  die  im  einzelnen 
zu  betrachten  sind: 

Der  schwerwiegendste  Einwand  ist  sicherlich  der  des  völligen 
Mangels  an  Einheitlichkeit.  Wie  früher  erwähnt,  sind  es  nicht 
weniger  als  7 Behörden,  die  Steuern  erheben,  wobei  man  das 
Recht  der  Regierung  (Local  Government  Board)  zur  Erhebung 
der  Armensteuer  im  Stadtbezirk  jedenfalls  als  eine  Anomalie  be- 
zeichnen kann.  Die  Verschiedenheit  der  Bewertung  des  steuer- 
baren Besitzes  (valuation)1’)  ist  einem  Ausgleich  hinderlich  und 
der  Umstand,  daß  die  Gebiete  der  Gemeinden  und  der  Armen- 
reviere nicht  in  allen  Fällen  zusammenfallen,  erschwert  die  Ver- 
waltung. 

Die  verschiedenen  Behörden  und  Fonds  wirtschaften  völlig 
unabhängig  von  einander,  greifen  aber  andererseits  durch  nutz- 
lose Uebertragungcn  ineinander  über:  Die  Ausgaben  des  Spital- 
amts z.  B.  sind  in  »Unterhaltungskosten«  und  »Allgemeine«  Kosten 

t3j  Vgl.  unten  Schluß  des  Kapitels. 
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geteilt,  von  denen  die  ersteren  unter  die  Kirchspiele  nach  der  Zahl 
der  zu  ihnen  gehörenden  Insassen  und  die  letzteren  nach  Maßgabe 
des  steuerbaren  Mietswertes  verteilt  werden.  Letzten  Endes  jedoch 
trägt  der  Zentralarmenfonds  die  gesamte  »Unterhaltung«  durch  die 
Zuschüsse  an  die  Armenrevierbehörden.  Von  den  »Allgemeinen 
Kosten«  werden  diejenigen  für  ambulante  Krankenpflege  sowie 
einige  minderwichtige  Zweige  der  Armenverwaltung  durch  den 
Zentralarmenfonds,  ein  weiterer  Teil  derselben  durch  den  Graf- 
schaftsrat den  Armenrevierbchörden  ersetzt.  Da  alle  Zentral  fonds 
ihre  Steuern  auf  derselben  Grundlage  erheben,  sind  die  Ueber- 
tragungen  zwecklos.  Das  einfachste  wäre  es,  wenn  das  Spital- 
amt seine  gesamten  Kosten  ohne  alle  Zuschüsse  auf  den  Etat 
übernähme,  und  seine  Steuern  entsprechend  (etwa  um  £ 1 30000) 
erhöhte. 

Weiterhin  ist  ein  Teil  der  Zuschüsse  des  Zentralarmenfonds 
an  die  Armenrevierbehörden  (ausschließlich  der  indoor  pauper 
grant)  gleichzeitig  durch  die  Zuschüsse  (grants)  der  Grafschaft 
gedeckt,  sodaß  diese  also  lediglich  zur  Erleichterung  des  Zentral- 
armenfonds dienen.  Die  Unterhaltung  der  Irren  in  den  Graf- 
schaftsspitälern ist  Sache  der  Armenrevierbehörden;  die  Kosten 
werden  zum  überwiegenden  Teil  von  den  Armenrevieren  (unions) 
nach  Maßgabe  der  Zahl  der  zu  ihnen  gehörenden  Kranken  be- 
stritten. Nach  Abzug  der  Zuschüsse  seitens  der  Verwandten  und 
der  Grafschaftszuschüsse  von  4 Schilling  pro  Woche  werden  den 
Unions  ihre  Aufwendungen  durch  den  Zentralarmenfonds  ersetzt, 
mithin  eine  ebenso  zwecklose  Uebertragung  wie  bei  den  Kosten 
des  Spitalamtes. 

Für  Arme  in  Arbeitshäusern  w erden  neben  einander  Zu- 
schüsse seitens  des  Zentralarmenfonds  sowie  des  Grafschaftsrats 
gezahlt,  wodurch  die  Armenrevicre  in  vielen  Fällen  zu  diesem 
Zweck  mehr  erhalten,  als  sie  brauchen.  Neben  diesen  Mängeln 
des  Verwaltungsapparats  hat  das  System  jedoch  auch  materielle 
Unzulänglichkeiten,  die  einem  Ausgleich  hinderlich  sind: 

Die  Staatsdotationen  (Exchequer  contributions)  werden  dem 
Grafschaftsrat  vom  Staat  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
überwiesen,  die  Kosten  bestimmter  Verwaltungszweige  der  Ge- 
meinden damit  zu  decken.  Diese  Ausgaben  bilden  in  den  ver- 
schiedenen Gemeinden  einen  verschieden  hohen  Prozentsatz  der 
Gesamtausgabe.  Durch  die  Dotationen  w'erden  die  Gemeinden 
in  verschieden  hohem  Grade  unterstützt,  und  es  ist  keine  Ge- 
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währ  geboten,  daß  ein  Ausgleich  zwischen  hoch  und  niedrig  be- 
steuerten Gemeinden  dadurch  erreicht  wird. 

Schwerwiegende  Bedenken  bietet  jedoch  die  Grundlage  des 
Ausgleichsfonds: 

Etwa  •/ 10  der  Gesamtausgabe  für  öffentliche  Gcsundsheits- 
pflege  (die  ihrerseits  wieder  mehr  als  >/4  des  Gesamtetats  der 
Gemeinden  ausmachen)  werden  durch  den  Fonds  gedeckt,  während 
’/io  auf  das  Zentralspitalamt  (Gebühren  für  Feststellung  anstecken- 
der Krankheiten)  und  den  Grafschaftsrat  (Gehälter  für  Sanitäts- 
beamte) entfällt.  Die  Zuschüsse  des  Fonds  wirken  nicht  gleich- 
mäßig in  allen  Gemeinden,  da  sie  nicht  auf  der  Ncttoausgabc 
basiert  sind.  Während  in  einzelnen  Gemeinden  ein  Teil  der 
Kosten  für  öffentliche  Gesundheitspflege  noch  durch  den  Etat 
zu  decken  ist,  kann  von  den  Zuschüssen  in  andern  Gemeinden, 
abgesehen  von  den  Ausgaben  für  Gesundheitspflege,  sogar  noch 
ein  Teil  der  Kosten  für  Beleuchtung  und  Unterhaltung  von  Straßen 
beglichen  werden.  In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Steuerraten 
pro  Pfund  für  «öffentliche  Gesundheitspflege«,  »Beleuchtung«  und 
»Unterhaltung«  von  Straßen  mit  der  Steuerrate  verglichen,  die 
durch  den  Ausgleichsfonds  getragen  wird.  Man  sieht  daraus,  in 
wie  verschiedenem  Grade  die  Ausgaben  für  die  erwähnten  Zwecke 


zentralisiert  sind : 

Steuerrate  pro  £ für 

Steuerrate 
pro  £y  die 
durch  denAus- 

Gemeinden  und 

Gesundheit*- 

Beleuchtung. 

Unterhaltung 

Kirchspiele. 

pflege. 

von  Straßen. 

gleichsfonds 

t. 

2. 

3- 

getragen  ist. 
4- 

s.  d. 

d. 

s.  d. 

s.  d. 

I.  Paddington 

■ 4 °3 

1-93 

enthalten  in 

— 5-44 

2.  Kensington 

— 10.15 

t.98 

Spalte  1. 
enthalten  in 

— 4.15 

3.  Holborn 
Furnivals  Inn 

— o-73 

2.42 

Spalte  1. 
1 0.90 

— 0.51 

4.  Battersea 

' 3 41 

3-5° 

— n.25 

— 9 40 

5.  Deptford 

— 7.86 

>•75 

— 6.00 

— IO.27 

6.  Hackney 

— 7.82 

3>3 

— 10.S1 

— *0.53 

7.  Hammersmilh 

— 7-52 

2. 84 

— 937 

— 8.59 

8.  Chelsea 

— 3-46 

2.18 

— 938 

— 4.82 

Die  Verteilung  der  Zuschüsse  auf  Grund  der  Bevölkerungs- 
zahl ist  unzulänglich.  Man  hatte  angenommen,  daß  die  Kosten 
der  einzelnen  Gemeinden  für  öffentliche  Gesundheitspflege  pro 
Kopf  gleich  sein  würden.  Daß  man  sich  in  dieser  Annahme 
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getäuscht,  mögen  einige  Beispiele  aus  der  Londoner  Statistik 
beweisen : 

p. . ..  Ausgaben  für  Gesundheitspflege  pr.  Kopf. 


s.  d. 

City  of  London  35  7 

St.  Martins  in  the  Fields  15  4 

St.  Olaves  8 — 

Hampstead  6 7 

Poplar  4 — 

St.  George  in  the  East  2 9 

Bethnal  Green  2 1 1 

Plurnstead  2 3 


Neben  der  Bevölkerung  ist  aber  gleichzeitig  der  steuerbare 
Mietswert  als  Grundlage  der  Beitragsverteilung  in  Betracht  zu 
ziehen.  Soll  der  Fonds  tatsächlich  ausgleichend  wirken,  so  müßten 
Gemeinden,  in  denen  hohe  Durchschnittssätze  des  steuerbaren 
Mietswertes  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallen,  nicht  so 
hohe  Ausgabensätze  für  öffentliche  Gesundheitspflege  haben,  wie 
diejenigen  mit  niedrigen  Durchschnittssätzen,  mit  andern  Worten : 
Gemeinden  mit  hohen  Ausgabequoten  pro  £ des  steuerbaren 
Mietswertes  müßten  diejenigen  sein,  die  einen  niedrigen  Durch- 
schnittssatz  des  Mietswertes  pro  Kopf  haben,  — und  umgekehrt, 
Beispiel : Man  nehme  an,  daß  die  Durchschnittssätze  des 
Mietswertes  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  der  Arbeitergemeinde 
Poplar  50,  in  der  wohlhabenden  Gemeinde  Westminster  ioo  be- 
trügen und  daß  in  beiden  Gemeinden  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege I Schilling  pro  £ des  steuerbaren  Mietswertes  erhoben 
werden  müßte.  Da  in  beiden  Fällen  genau  die  gleiche  steuer- 
liche Belastung  pro  Pfund  eintritt,  wäre  es  ungerecht,  wenn  West- 
minster nun  noch  für  Poplar  mitzahlen  müßte.  Ein  Ausgleich 
würde  nur  dann  .stattfinden,  wenn  die  Rate  an  sich  beispielweise 
in  Westminster  6 d und  in  Poplar  i Schilling  pro  Pfund  betrüge 
und  infolge  der  Wirkung  des  Fonds  nun  in  beiden  Gemeinden 
die  gleiche  Rate  (g  d.)  zu  erheben  wäre.  Daß  man  sich  auch 
in  dieser  Voraussetzung  getäuscht  hat,  wird  die  folgende  Tabelle 
zeigen.  Von  43  Bezirken  sind  10  Beispiele  ausgesucht,  die  in 
der  Reihenfolge  des  steuerbaren  Mietswertes  pro  Kopf,  beginnend 
mit  dem  höchsten  Satz,  einander  folgen;  die  dritte  Reihe  gibt 
die  Reihenfolge  an,  in  der  sie  erscheinen  würden,  wenn  sie  gemäß 
der  Ausgabe  für  öffentliche  Gesundheitspflege  pro  Pfund  des 
steuerbaren  Mietswertes  mit  dem  niedrigsten  beginnend  folgten. 
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Reihenfolge  ' 


Bezirk. 

Steuerbarer 
Mietswert 
pro  Kopf. 

bezüglich  steuer- 
baren Mietswertes 
pro  Kopf,  be- 
ginnend mit 
dem  höchsten 

bezüglich  Aus- 
gaben für  Gesund- 
heitspflege (Rate 
p.  Pfd.)  beginnend 
mit  d.  niedrigsten 

1. 

2. 

3- 

£ 

St.  Giles 

'5  • 

3 

IO 

30 

Lee 

7 • 

0 

»9 

36 

Clerkenwell 

6 . 

9 

20 

31 

Battcrsea 

5 • 

9 

26 

40 

Whitechapel 

S • 

9 

27 

43 

St.  George  Southwark 

S • 

4 

35 

14 

Hackney 

5 • 

3 

36 

37 

Camberwell 

4 ■ 

8 

37 

41 

St.  George  in  the  East 

4 • 

2 

40 

22 

Plumstead 

3 • 

7 

43 

25 

Nach  diesen  Beispielen  korrespondiert  in  einer  Anzahl  von 
Distrikten  das  Verhältnis  des  steuerbaren  Mietswertes  pro  Kopf 
und  der  Ausgabenquote  pro  Pfund  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege nicht  in  der  Weise,  daß  dadurch  ein  Ausgleich  herbeige- 
führt würde.  In  einer  Reihe  von  Bezirken  ist  das  Verhältnis 
ein  günstigeres,  aber  die  Ausnahmen  sind  zu  zahlreich,  um  über- 
sehen zu  werden. 

Sieht  man  von  der  Frage  des  Ausgleichs  hinsichtlich  der 
Kosten  für  die  Gesundheitspflege  ab,  so  mag  der  Fonds  auf  die 
Gesamtausgaben  der  Gemeinden  immerhin  einen  zufrieden- 
stellenden Einfluß  üben.  Die  folgenden  Zahlen  aus  dem  Jahre 
1902 — 1903  zeigen  die  Steuerraten  der  Gemeinden  vor  Zentrali- 
sierung in  Spalte  1,  ihre  Abweichung  vom  Durchschnitt  in 
Spalte  2,  die  Tätigkeit  des  Fonds  in  Spalte  3,  die  durch  ihn  be- 
wirkte Steuerrate  in  Spalte  4 mit  der  Abweichung  vom  Durch- 
schnitt in  Spalte  5. 


Steuerliche  Belastung 

Aus- 

Steuerliche Belastung 

für 

Gemeindezwecke. 

gleichs- 

nach Wirkung  des  Fonds. 

Gemeinden  und 

Abweich- 

fonds : 
— Zuschuß 

Abweich- 

Kirchspiele. 

Steuerrate. 

ung  vom 
Durch- 
schnitt. 

-f  Be- 
lastung. 

Stcuerrale. 

ung  vom 
Durch- 
schnitt. 

1. 

2. 

3. 

4- 

5- 

s. 

d. 

d. 

d. 

s. 

d. 

d. 

Battersea 

3 

i-33 

-4-  *3.20 

— 3.00 

2 

IO.33 

-f-  10.20 

Horselydown 

1 

8.80 

— 3-33 

— 1.00 

I 

7.80 

— 4.33 

Bethnal-Green 

2 

6.31 

+ 6.18 

— 7.86 

I 

to.45 

— 1.68 

Hampstead 

2 

3- *6 

+ 3.03 

+ *-50 

2 

4.66 

+ 4-53 
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1 

1. 

2. 

3- 

4- 

5- 

s. 

d. 

d. 

d. 

s.  d. 

d. 

Deplford 

1 

4-49 

— 

7.64 

— 2.00 

« 2.49 

— 

9.64 

Fulham 

2 

8.44 

+ 

8.31 

— 3-7° 

2 4.74 

+ 

4.61 

Islington 

1 

II.42 

— 

0.71 

— 3.22 

1 8.20 

— 

3-93 

Lambeth 

2 

3.02 

+ 

2.89 

— 2.50 

2 0.52 

4. 

0.39 

Limehouse 

2 

3.00 

+ 

2.87 

— 7.18 

1 7.82 

— 

431 

Mileend-Newton 

2 

4.03 

+ 

3.90 

— 8.66 

1 7-37 

— 

4.76 

Stoke-Newington 

t 

6.83 

— 

5-30 

— 1.94 

1 4.89 

— 

7-24 

St.  Clemens-Danes 

1 

7-45 

— 

4.68 

+ 5'85 

2 1.30 

+ 

«.17 

Man  sieht  daraus,  daß  im  großen  und  ganzen  eine  Aus- 
gleichungstendenz vorhanden  ist,  d.  h.  daß  diejenigen  Gemeinden, 
die  höhere  als  Durchschnittssätze  an  Steuern  pro  Pfund  erheben, 
durch  die  Wirkung  des  Fonds  dieselben  verringern,  und  umge- 
kehrt die  Steuersätze  unter  Durchschnitt  erhöht  werden  müssen. 
Aber  in  mehreren  Fällen  hat  der  Fonds  durchaus  seiner  Absicht 
entgegengewirkt.  So  haben  die  Kirchspiele 
Horselydown  Islington 

Deptford  Stoke-Nowington, 

deren  Raten  unter  dem  Durchschnitt  standen,  dieselben  ver- 
mindert, anstatt  erhöht,  und  umgekehrt  hat  Hampstead  seine 
Rate  erhöht  statt  vermindert.  Andererseits  hat  z.  B.  Bethnal  Green 
das  weit  über  dem  Durchschnitt  stand,  seine  Rate  so  stark  er- 
mäßigt, daß  es  nun  unter  dem  Durchschnitt  steht,  während  der 
Fall  bei  St.  Clement  Danes  umgekehrt  liegt. 

Der  Grund  hierfür  liegt  in  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
hältnisses zwischen  steuerbarem  Mietswerte  pro  Kopf  und  dem 
Steuersatz  pro  Pfund.  Fiele  die  Reihenfolge  der  Kirchspiele 
hinsichtlich  ihrer  Belastung  für  Gemeindezwecke,  mit  dem  niedrig- 
sten Satz  beginnend,  zusammen  mit  ihrer  Reihenfolge  bezüglich 
des  steuerbaren  Mietswertes  pro  Kopf,  mit  dem  höchsten  Satz 
beginnend,  so  würde  ein  Ausgleich  stattfinden.  Viele  Kirch- 
spiele, deren  steuerliche  Belastung  pro  Pfund  über  dem  Durch- 
schnitt steht,  haben  einen  steuerbaren  Mietswert  pro  Kopf,  der 
gleichfalls  den  Durchschnitt  übersteigt  und  umgekehrt,  wie  die 
folgende  Tabelle  erläutern  mag: 
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Steuerliche 

Steuer- 

Reihenfolge 

Kirchspiele. 

Belastung  für 
Gemeinde- 

barer 

Mietswert 

hinsicht- 
lich der 
Steuern  fiir 

hinsicht- 
lich steuer- 
baren 

zwecke. 

pro  Kopf. 

Gcmeinde- 

Mietswerls 

zwccke. 

pro  Kopf. 

s.  d. 

L 

St.  Olave  and  St.  Thomas 

2 0.85 

67.3 

32 

IO 

St.  Andrew  and  St.  George 

2 1.96 

10.9 

37 

30 

Hampstead 

2 3-1& 

".5 

45 

29 

Christchurch,  Southwark 

3 4.62 

12.0 

77 

27 

Deptford 

» 4.49 

5-4 

6 

60 

Clerkenwell 

1 6.16 

6.9 

16 

44 

Newington 

1 II.24 

4.4 

28 

68 

Islington 

Durchschnitt  aller  Kirch- 

1  11.42 

5.7 

29 

57 

spiele 

2 0.13 

8.8 

3° 

35 

Nach  den  Feststellungen  der  Londoner  Statistik  sind  cs  von 
48  Kirchspielen  nicht  weniger  als  15  — also  fast  '/a  — , in 
denen  kein  normales  Verhältnis  zwischen  ihren  Steuerraten  und 
dem  steuerbaren  Mietswert  pro  Kopf  der  Bevölkerung  vorhanden 
ist.  Die  ungünstigen  Verhältniszahlen  mögen  freilich  verschärft 
sein  durch  die  übertriebene  Sparsamkeit  in  den  Arbeiterdistrikten 
und  verschwenderische  Verwaltung  in  den  wohlhabenden  Gemein- 
den. Jedenfalls  wird  man  aber  die  Grundlage  des  Ausgleichs- 
fonds nicht  für  befriedigend  erklären  können,  da  der  beabsich- 
tigte Zweck  nur  teilweise  erreicht  wird.  Da  sich  ein  besserer 
Maßstab  jedoch  schwer  wird  finden  lassen,  bleibt  nur  eine  voll- 
ständige oder  teilweise  Zentralisierung  der  Nettoausgaben  mit 
entsprechender  Kontrolle. 

Uebrigens  wird  eine  gleichmäßige  Verteilung  der.  Zuschüsse 
der  Fonds  noch  durch  weitere  Umstände  erschwert.  Für  Ge- 
meindezwecke hat  jedes  Kirchspiel  derselben  Gemeinde  dieselbe 
Rate  pro  Pfund  zu  entrichten.  Der  Ausgleichsfonds  aber  zahlt 
an  die  einzelnen  Kirchspiele  verschieden  hohe  Zuschußraten 
aus.  Es  kommt  weiter  hinzu,  daß  die  Bewertung  des  steuerbaren 
Mietswerts  in  London  infolge  unglücklicher  Gesetzesfassung  zu 
Ungleichmäßigkeiten  führt  und  daß  ferner  die  Feststellung  der 
Bevölkerung,  abgesehen  von  den  Jahren  der  Volkszählung,  nur 
nach  Schätzungen  auf  Grund  der  Steuerbücher  der  einzelnen 
Kirchspiele  erfolgt,  bei  denen  Abweichungen  von  der  W irklichkeit 
unvermeidlich  sind. 
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Viertes  Kapitel. 

Weiterentwicklung  des  bestehenden  Systems. 

Nach  den  Ausführungen  des  vorigen  Kapitels  würde  sich 
eine  Reform  mit  folgenden  drei  Hauptfragen  zu  beschäftigen 
haben : 

1.  ln  welcher  Weise  ist  die  Organisation  der  Verwaltung  zu 
vereinfachen  ? 

2.  Auf  welche  Zweige  der  lokalen  Verwaltung  hat  sich  die 
Zentralisation  zu  erstrecken? 

3.  Auf  welcher  Grundlage  hat  ein  Ausgleich  stattzufinden, 
insbesondere  wie  ist  eine  gerechte  Verteilung  der  Zuschüsse 
möglich  ? 

I. 

Der  Haupteinwand  gegen  die  bestehende  Organisation  richtet 
sich,  wie  früher  ausgeführt  ist,  gegen  die  mangelnde  Einheitlich- 
keit und  die  daraus  folgende  Schwerfälligkeit  der  Verwaltung 
und  die  Verschiedenheit  der  Stcuerraten.  Das  naheliegendste 
Mittel  der  Vereinfachung  ist  einerseits  die  Abschaffung  der  be- 
stehenden boroughs  als  selb  ständiger  Gemeinden  und  der  Zentral- 
fonds sowie  andererseits  die  Uebernahme  der  gesamten  Verwal- 
tung auf  die  Kasse  des  Grafschaftsrats.  Einen  wesentlichen 
Fortschritt  würde  jedoch  schon  die  Zentralisierung  der  Kosten 
für  die  Hauptzweige  lokaler  Verwaltung  unter  Beibehaltung  selb- 
ständiger Gemeinden  und  die  Vereinigung  der  bestehenden  Zen- 
tralkasscn  bedeuten.  Die  Verwaltung  des  Zentralarmenfonds 
(Cominon-Poor  Fund)  wird  praktisch  der  Zuständigkeit  der  Re- 
gierung (Local-Government  Board)  zu  entziehen  sein,  da  die  Ar- 
menpflege mehr  eine  Sache  kommunaler  als  gesamtstaatlicher 
Natur,  außerdem  die  Stellung  der  Regierung  als  steuererhebender 
Kommunalbehörde  in  London  sinnwidrig  ist.  Da  der  Grafschafts- 
rat die  Gesamtintercssen  Londons  wahrzunehmen  hat,  und  er 
außerdem  sowohl  die  Zuschüsse  (grants)  als  den  Ausgleichsfonds 
verwaltet,  würde  er  die  geeignete  Behörde  zur  Uebernahme  sein. 
Unwesentlich  ist  es,  ob  das  Zentralspitalamt  in  seiner  Unabhän- 
gigkeit belassen  oder  dem  Grafschaftsrat  angegliedert  wird  ; nur 
muß  es  im  ersteren  Fall  unabhängig  von  anderen  Kassen  gestellt 
werden  und  seine  Steuern  entsprechend  erhöhen  können. 

Die  Staatsdotationen  (Exchequcr  contributions)  sind  nicht  an 
die  Einzelgemeinden  für  bestimmte  Zwecke  zu  zahlen,  son- 
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dem  sie  haben  in  den  neuen  Zentralfonds  zu  fließen,  dem  die 
Unterverteilung  zufällt.  Als  Vorbedingung  für  eine  gerechte  Ver- 
teilung der  Kosten  ist  die  Bewertung  (valuation)  gleichmäßig  in 
dem  Gebiet  der  Grafschaft  durchzuführen.  — 

Da  mit  dem  Fortfall  des  Zentralarmenfonds  sämtliche  Ar- 
menreviere ihre  Bezüge  aus  demselben  Fonds  wie  die  Gemeinden 
beziehen,  wäre  es  ferner  wünschenswert,  wenn  die  Gebiete  der- 
selben zusammenfielcn,  und  man  eine  entsprechende  Aenderung 
der  Grenzen  eintreten  ließe. 


2. 

Hat  man  die  Organisation  in  der  angedeuteten  Weise  ver- 
einfacht, läßt  sich  auch  der  Rahmen  des  Systems  leichter  er- 
weitern. 

Werden  die  Ausgaben  für  die  Haupt  zweige  aus  der  Zen- 
tralkasse bestritten,  dann  bleibt  den  Gemeinden  freilich  nur  noch 
ein  geringer  Spielraum  budgetärer  Selbständigkeit  und  man  kann 
mit  Recht  sagen,  daß  sie  dann  nur  noch  formell  selbständig,  in 
Wirklichkeit  aber  Lokal-Organe  der  Zentralbehörde  sind.  An 
eine  Zentralisierung  der  Neben  zweige  wird  man  naturgemäß 
erst  zuletzt  herantreten,  weil  bei  diesen  das  Interesse  der  Gesamt- 
heit in  geringerem  Maße  vorhanden  ist  und  sie  eine  zu  verschie- 
dene Bedeutung  für  die  einzelnen  Gemeinden  haben. 

So  finden  sich  z.  B.  Museen,  Galerien,  Brücken,  Parks  usw. 
nur  in  einzelnen  Gemeinden,  in  anderen  nicht,  und  gegen  eine 
Zentralisierung  derartiger  Gegenstände  würde  sich  naturgemäß  der 
stärkste  Widerspruch  erheben. 

Die  bestehende  Zentralisation  der  Ausgaben  durch  die  Staats- 
dotationen, die  Grafschaftszuschiissc,  den  Zentralarmcnfonds  und 
den  Ausgleichsfonds  berührt  folgende  Verwaltungszweige,  deren 
Kosten  ganz  oder  zum  Teil  durch  Zentralkasscn  getragen  werden  : 

1.  Die  gesamte  Armenpflege  mit  Ausnahme  der  Ko- 
sten für 

r.  Ruhegehälter  der  Beamten. 

2.  Armenpflege  außerhalb  der  Arbeitshäuser  (mit  Ausnahme 
der  ärztlichen  Hilfe  und  der  außerhalb  der  Arbeitshäuser  unter- 
gebrachten Kinder). 

3.  Verzinsung  und  Tilgung  von  Anleihen. 

4.  Gebäude,  Einrichtung. 

5.  Schreibutensilien  etc. 
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II.  Von  städtischen  Verwaltungszweigen: 

1.  Die  öffentliche  Gesundheitspflege, 

2.  eventuell  einen  Teil  der  Kosten  für  Beleuchtung  und 
Unterhaltung  von  Straßen, 

3.  Impfung, 

4.  Gehälter  der  Medizinalbeamten  und  Sanitätsinspektoren, 

5.  Registrierung  von  Wählern, 

6.  Bergung  Ertrunkener. 

Von  den  Armenrevieren  bezw.  Gemeinden  werden  getragen : 

I.  Die  vorstehend  unter  1 als  Ausnahmen  bezeichneten  Zweige 
der  Armcnverwaltung  (39  % der  Gesamtkosten  der  Armenpflege). 

II.  Die  Kosten  für  Straßenunterhaltung  und  Beleuchtung,  so- 
weit sie  nicht  durch  den  Ausgleichsfonds  getragen  sind,  und  Ne- 
benkanalisation. Die  übrigen  von  den  Gemeinden  verwalteten 
Zweige,  wie  z.  B.  öffentliche  Bibliotheken,  Parks,  Museen,  Bäder, 
Waschhäuser  sind  zum  größten  Teil  fakultativ  und  können  daher 
im  einzelnen  nicht  aufgeführt  werden. 

Aus  der  oben  (Seite  428)  mitgeteilten  Tabelle  ergibt  sich,  daß 
gerade  die  Armenraten  wesentlich  die  unverhältnismäßig  starke 
Belastung  der  Arbeiterdistrikte  und  die  Ungleichheit  der  Steuer- 
raten verursachen.  Eine  Zentralisierung  der  gesamten  Kosten 
für  Armenpflege  liegt  daher  nahe.  Von  städtischen  Verwaltungs- 
zweigen  kommen  die  Straßenunterhaltung  und  Beleuchtung  so- 
wie die  Nebenkanalisation  an  erster  Stelle  für  eine  Zentralisation 
in  Betracht.  Welchen  Prozentsatz  dieser  Zweige  man  zentralisie- 
ren wird,  ist  weniger  eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit  als  der  po- 
litischen Macht  der  Parteien.  Dieselben  haben  denn  auch  Vor- 
schläge der  verschiedensten  Art  gemacht,  die  je  nach  der  politi- 
schen Richtung  die  Grenzen  enger  oder  weiter  ziehen.  Hervor- 
gehoben sei  nur,  daß  die  Regierung  gelegentlich  in  Anregung 
gebracht  hat,  rund  */4  der  Nettoausgaben  hinsichtlich  der  Haupt- 
verwaltungszweige, nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  6 Jahre 
berechnet,  auf  den  Zentralfonds  zu  übernehmen,  ein  Vorschlag, 
der  jedenfalls  den  Vorzug  der  Einfachheit  hat.  — 

Bei  einer  nur  teilweisen  Zentralisierung  wird  sich  die  Frage 
erheben,  ob  und  wie  die  Zins-  und  Tilgungsraten  für  Anleihen 
(z.  B.  für  Straßenbauten),  auf  den  Zcntralfonds  zu  übernehmen 
seien.  Man  hat  ihre  Uebernahme  als  »unfair«  bezeichnet,  weil 
diejenigen  Gemeinden  und  Armenreviere,  die  erst  kürzlich  An- 
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leihen  aufgenommen  haben,  sich  auf  Kosten  derjenigen  bereichern, 
die  Anleihen  aus  früheren  Jahren  besitzen  und  dieselben  bereits 
ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  zurückgezahlt  haben.  Daß 
hier  eine  Bereicherung  der  einen  auf  Kosten  der  anderen  Ge- 
meinde stattfindet,  ist  nicht  zu  verkennen.  Die  Verpflichtung  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  ruht  aber  genau  ebenso  schwer  auf  der 
Gemeinde,  wie  jede  andere  entsprechende  Last  und  da  es  der 
Grundgedanke  des  Ausgleichs  ist,  daß  ein  Bezirk  an  den  Lasten 
des  andern  mitträgt,  wird  ihre  Zentralisierung  keine  ungerecht- 
fertigte Bereicherung  oder  Härte  bedeuten,  — sofern  nicht  eine 
Gemeinde  gleichsam  in  »spekulativer«  Absicht  vor  der  Reform 
Anleihen  aufnimmt,  ein  Fall,  der  bei  der  finanziellen  Kontrolle 
durch  den  Grafschaftsrat  kaum  eintreten  wird. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  in  welcher  Weise  man  die  Spczial- 
einkünfte  der  Gemeinde  — etwa  aus  Wertpapieren  oder  Grund- 
besitz — zu  berücksichtigen  habe.  Bei  einer  völligen  Zentra- 
lisierung würde  das  Vermögen  der  Gemeinden  gerechter  Weise 
in  die  Zentralkasse  fließen  oder  die  Zahlungen  der  letzteren  an 
die  Gemeinden  würden  um  den  Betrag  des  Einkommens  zu  kürzen 
sein,  da  solche  Unterstützungen  das  Bedürfnis,  aus  anderen 
Quellen  zu  schöpfen,  entsprechend  verringern.  Aber  wie  steht 
es,  wenn  nur  ausgewählte  Verwaltungszweige  zentralisiert 
werden?  Sind  die  Privateinkünfte  ganz  oder  teilweise  speziell 
für  einen  dieser  Zweige  zu  verwenden,  so  mag  es  ebenfalls  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  billig  sein,  dieselben  bei  den  Zahlungen 
des  Zentralfonds  in  Anrechnung  zu  bringen.  Fließen  die  Ein- 
künfte jedoch  in  die  Gemeindekasse  zur  Verminderung  der  a 1 1- 
gemeinen  Steuerlast,  dann  scheint  es  zu  weitgehend,  die  Zu- 
schüsse um  den  Gesamt  betrag  der  Einkünfte  zu  kürzen.  Das  Be- 
dürfnis der  Gemeinde  nach  Unterstützung  wird  zwar  um  diesen 
Betrag  verringert ; da  es  sich  aber  nicht  um  eine  Zentralisierung 
des  Gemeindeetats,  sondern  lediglich  der  Kosten  für  einen  be- 
stimmten Verwaltungszweig  handelt,  so  ist  es  billig,  die  Zuschüsse 
nur  um  die  Summe  zu  kürzen,  die  von  den  Einkünften,  bei  ihrer 
anteiligen  Verrechnung  auf  die  einzelnen  Positionen  des  Etats, 
auf  den  zu  zentralisierenden  Betrag  entfällt. 

Beispiel:  Gesamtetat  der  Gemeinde  1000;  davon  Betrag  für 
Wegeunterhaltung  (zu  zentralisieren)  2 50 ; Einkünfte  500 ; Zu- 
schüsse 200. 

Von  den  Einkünften  entfallen  auf  Wege,  die  '/«  des  Gesamt- 
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etats  bilden,  J/4  von  500  = 125.  L’m  diesen  Betrag  sind  die  Zu- 
schüsse zu  kürzen,  so  daß  der  zu  zahlende  Rest  75  beträgt. 

3- 

Bei  einer  Uebemahine  der  Verwaltung  und  Leitung  lokaler 
Ausgabenzweige  durch  eine  Zentralbehörde  ist  die  Frage  des 
Ausgleichs  ohne  weiteres  erledigt,  weil  die  Zentralkasse  die  ge- 
samten Ausgaben  trägt  und  sie  gleichmäßig  auf  alle  Gemeinden 
umlegt.  Ueberläßt  man  jedoch  den  Lokalbehörden  die  Verwal- 
tung, so  ist  ein  Ausgleich  auf  verschiedenem  Wege  denkbar: 
Die  Verteilung  der  Kosten  durch  Erhebung  einer  gleichmäßigen 
Rate  auf  das  Pfund  des  steuerbaren  Mietswerts  ist  sicherlich 
nicht  einwandsfrei.  Aber  die  Frage,  inwiefern  etwa  durch  Anlieger- 
beiträge, durch  Wertzuwachsstcuern,  durch  Abstufung  der  Steuer- 
sätze, Heranziehung  des  Einkommens  als  Steuerquelle  oder  der- 
gleichen die  Lasten  in  gerechterer  Weise  zu  verteilen  wären,  mag 
hier  unerörtert  bleiben.  Man  wird  sich  in  der  nächsten  Zukunft 
mit  einer  gleichmäßigen  Rate  auf  das  Pfund,  als  dem  besten  zur 
Zeit  erreichbaren  Maßstab  zu  begnügen  haben. 

Weit  komplizierter  ist  die  Frage  derZuschüssc:  Indem 
bestehenden  System  werden  dieselben  nach  verschiedenen  Maß- 
stäben verteilt : So  zahlt  z.  B.  der  Zentralarmenfonds  für  jeden 
erwachsenen  Armen,  der  in  einem  Arbeitshause  oder  Spital  zu 
unterhalten  ist,  5 d.,  also  eine  feste  Summe  pro  Tag  und 
Kopf  ohne  Rücksicht  auf  die  tatsächlich  entstehenden  Ausgaben. 
Der  Mangel  dieser  Methode  liegt  darin,  daß  diese  Ausgaben  in 
den  Gemeinden  verschieden  hoch  sein  können  und  tatsächlich 
sind,  vor  allem  aber,  daß  sie  nicht  auf  alle  Zweige  der  Verwal- 
tung ausgedehnt  werden  kann  und  somit  einer  Gleichmäßigkeit 
in  der  Verteilung  hinderlich  ist.  Der  Ausgleichsfonds  hat  die 
Bevölkerungsziffer  als  Grundlage,  deren  Mängel  oben 
ausführlich  behandelt  sind,  und  der  Grafschaftsrat  zahlt  endlich 
die  I lälfte  der  Gehälter  für  Medizinalbeamte,  also  einfach  50  % 
der  ta  tsäch  liehen  Kosten.  Die  Maßstäbe  können  selbstver- 
ständlich von  der  verschiedensten  Art  sein,  und  es  sei  hier  nur 
auf  einige  derselben  hingewiesen,  die  für  die  drei  Hauptzweige 
lokaler  Verwaltung,  die  Unterhaltung  und  Beleuchtung  von  Stra- 
ßen sowie  Nebenkanalisation  in  Vorschlag  gebracht  sind. 

Man  hat  angeregt,  die  Zuschüsse  für  Straßenunterhal- 
tung nach  dem  Flächeninhalt  der  Straßen  zu  verteilen.  Aber  die 
gleichzeitige  Umfrage  bei  den  Gemeinden  hat  ergeben,  daß  die 
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Ausgaben  pro  Quadratelle  in  den  Distrikten  außerordentlich  ver- 
schieden sind.  Die  Verschiedenartigkeit  des  Verkehrs  in  den 
Arbeiter-  und  den  Gemeinden  des  Zentrums  im  Gegensatz  zu 
den  Villenvierteln,  seine  Art  — ob  Lastwagen  oder  Equipagen  — , 
ferner  die  Steigungen  der  Straßen  und  die  damit  verbundene 
stärkere  Abnutzung,  rufen  diese  Ungleichmäßigkeiten  hervor. 
Eine  Klassifizierung  der  Straßen  unter  Berücksichtigung  aller  dieser 
Faktoren  würde  auf  große  praktische  Schwierigkeiten  stoßen  und 
kaum  zu  einem  befriedigenden  Resultat  führen.  In  engem  Zu- 
sammenhang mit  der  Straßenunterhaltung  steht  die  Beleuch- 
tung. Die  Stärke  und  Art  des  Verkehrs  sind  in  Betracht  zu 
ziehen.  Zuschüsse  nach  Maßgabe  der  I.ampenzahl  sind  gleich- 
falls unzulänglich,  da  die  Art  der  Beleuchtungskörper,  die  Stärke 
des  Lichtverbrauchs  variieren. 

Die  Zuschüsse  für  Nebenkanalisation  hat  man  auf 
die  Bevölkerungszahl,  auf  die  Anzahl  der  Häuser  oder  auf  die  Länge 
der  Rohrleitungen  basieren  wollen.  Die  Bevölkerung  unterliegt 
stetem  Wechsel,  ihr  Verhältnis  zur  bebauten  Fläche  und  damit  zu 
der  Länge  der  Rohre,  weicht  in  den  armen  und  reichen  Stadt- 
teilen wesentlich  von  einander  ab  und  die  Stärke  der  Rohre 
richtet  sich  nach  der  Inanspruchnahme  durch  Fabriken,  Handel 
usw.  Auch  die  Grundlage  der  Häuseranzahl  ist  diesem  letzterem 
Einwand  unterworfen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  Art  und  Um- 
fang der  Häuser  in  den  Gemeinden  wesentlich  von  einander  ab- 
weichen. Die  Länge  der  Rohre,  endlich  würde  an  sich  eine  ge- 
eignete Grundlage  der  Verteilung  bieten,  aber  je  nach  der  Be- 
schaffenheit der  in  sie  eingeführten  Stoffe  und  der  Lage  schwankt 
die  Abnutzung.  Auf  die  Schwierigkeiten,  die  Länge  der  Rohre 
festzustellen,  sei  nur  nebenbei  hingewiesen. 

Diese  Beispiele  zeigen,  welche  Hindernisse  sich  bei  der  Wahl 
eines  geeigneten  Maßstabes  entgegenstellcn.  Als  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  könnte  man  es  vielleicht  ansehen,  wenn  London 
das  Verteilungssystem  des  Preußischen  Gesetzes  »betreffend  die 
Ucberweisung  weiterer  Dotationsrenten  an  die  Provinzial  verbände 
vom  2.  Juni  1902*  (GS.  S.  167)  annähme.  Dies  stützt  sich: 

1.  auf  die  Leistungsfähigkeit, 

2.  die  Höhe  der  Belastung  mit  kommunalen  Abgaben, 

3.  die  Bevölkerungszahl  der  einzelnen  Gebiete,  indem  es  die 
Gesamtsumme  der  zu  verteilenden  Zuschüsse  auf  die  berechtigten 
Verbände  nach  folgenden  Grundsätzen  verteilt: 
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1.  zu  einem  Drittel  nach  dem  umgekehrten  Verhältnis  der 
Staatseinkommensteuer, 

2.  zu  einem  Drittel  nach  dem  Prozentverhältnisse  der  kom- 
munalen Abgaben  zur  Staatseinkommenstcuer, 

3.  zu  einem  Drittel  nach  der  Zivilbevölkerung. 

Wie  die  Motive  zu  diesem  Gesetz  zutreffend  ausführen,  liegt 
es  in  der  Natur  der  Sache,  daß  derjenige  Teil  der  Unterstützung 
am  meisten  bedarf,  welcher  einerseits  die  schwersten  Kommunal- 
lastcn  trägt,  andrerseits  der  wirtschaftlich  schwächste  ist,  und  daß 
es  nur  der  Billigkeit  entspricht,  wenn  die  reichlichsten  Unter- 
stützungen dorthin  fließen,  wo  auf  den  schwächsten  Schultern  die 
schwersten  Lasten  ruhen.  Das  angeführte  Gesetz  hat  endlich  die 
Bevülkerungszahl  mit  in  Betracht  gezogen,  weil  »bei  einer  Ren- 
tenverteilung ausschließlich  nach  Bedürftigkeit  und  Belastung  die- 
jenigen Teile  benachteiligt  werden  würden,  innerhalb  deren  eine 
starke  Bevölkerung  die  Bedürfnisse  und  damit  die  Kosten  der 
wichtigsten  Verwaltungszweige  steigere«. 

ln  analoger  Anwendung  dieses  Systems  auf  Londoner  Ver- 
hältnisse würde  die  Gesamtsumme  der  aus  der  Zentralkasse  an 
die  einzelnen  Gemeinden  für  einen  Verwaltungszweig  fließenden 
Zuschüsse  in  folgender  Weise  zu  verteilen  sein : 

1.  zu  einem  Drittel  nach  dem  umgekehrten  Verhältnisse  des 
Durchschnittssatzes  des  steuerbaren  Mietswertes  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung in  der  Gemeinde,  dergestalt,  daß  also  Gemeinden  mit 
niedrigstem  Durchschnittssatz  pro  Kopf  die  höchsten  Zuschüsse 
aus  diesem  Drittel  erhalten, 

2.  zu  einem  Drittel  nach  der  I föhe  des  Steuersatzes  pro 
Pfund  des  steuerbaren  Mietswertes,  dergestalt,  daß  also  Gemein- 
den mit  der  höchsten  Steuerrate  pro  Pfund  die  höchsten  Zu- 
schüsse aus  diesem  Drittel  erhalten, 

3.  zu  einem  Drittel  nach  der  Bevölkerungsziffer  der  einzel- 
nen Gemeinden. 

So  nahe  eine  derartige  Verteilung  einem  gerechten  Ausgleich 
möglicherweise  kommen  mag,  so  begegnet  sie  doch  bei  der  Ueber- 
tragung  auf  Londoner  Verhältnisse  mancherlei  Bedenken.  Als 
einziger  Gradmesser  für  die  Leistungsfähigkeit  kommt  für  London 
der  Durchschnittssatz  des  steuerbaren  Mietswertes  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  in  Betracht.  Im  Gegensatz  zur  preußischen  Ein- 
kommensteuer ist  dieser  Maßstab  durchaus  unzuverlässig,  da  Höhe 
des  Mietswerts  und  Leistungsfähigkeit  nicht  immer  zusammen- 
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fallen.  Der  kombinierte  Verteilungsmodus  setzt  weiterhin  eine 
Vergleichbarkeit  der  verschiedenen  Gemeinden  voraus,  die  bei 
der  Ungleichartigkeit  des  Londoner  Stadtbildes  keineswegs  immer 
vorhanden  sein  wird.  Man  kann  daher  sagen,  daß  auch  dieser 
Maßstab  das  Schicksal  der  anderen  teilt  und  für  London  nicht 
befriedigend  wirkt.  Lediglich  durch  Uebernahmc  der  Netto- 
ausgaben wird  eine  gleichmäßige  Verteilung  gewährleistet. 
Werden  freilich  den  Gemeinden  stets  die  Nettokosten  des  ver- 
flossenen Jahres  bezahlt,  so  mag  darin  ein  Ansporn  zur  Ver- 
schwendung hegen ; es  empfiehlt  sich  daher  vielleicht,  die  Zu- 
schüsse nach  einer  Durchschnittsberechnung  der  letzten  Jahre  zu 
gewähren.  In  diesem  Falle  erhält  jede  Gemeinde  eine  von  ihr 
im  voraus  leicht  zu  berechnende  Summe,  mit  der  sie  zu  wirt- 
schaften hat.  Der  Durchschnitt  wäre  alljährlich  — etwa  nach 
den  letzten  3 Jahren  — zu  berechnen,  um  die  Unbilligkeiten  zu 
vermeiden,  die  sich  aus  einer  etwa  dauernd  gleichbleibenden 
Basis  ergeben  würden.  Eine  Kontrolle  seitens  des  Grafschafts- 
rats würde  die  Gesamtheit  jedoch  auf  alle  Fälle  vor  einer  Er- 
höhung der  Ausgaben  zu  schützen  haben. 
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Schiedsgerichte  und  Lohnausschüsse  in  Australien. 

Von 

ROBERT  SCHACHNER. 

(Fortsetzung  und  Schluß.)') 

3.  Wirkungen  der  Schiedsgerichtsgesetze. 

A.  Streike. 

Die  Absicht  der  Gesetzgebung  war  die  Ersetzung  des  gewalttätigen 
Mittels  der  Arbeitsausstände  durch  das  friedliche  Mittel  der  Schieds- 
sprechung. 

Neuseeland  hatte  diese  Ahsicht  nur  für  eingetragene  Verbände 
und  nach  Erlaß  einer  Schiedssprechung  in  seinem  Gesetzes- 
wortlaut niedergelegt,  also  selbst  nie  auf  das  phantastische  Wort 
,a  country  without  strike',  das  H.  Demarest  Lloyd  prägte,  Anspruch 
gemacht ,3).  In  der  Tat  ereigneten  sich  in  den  vom  Gesetz  nicht  ein- 
bezogenen Gebieten  eine  Reihe  von  Streiken,  gegen  die  man  kein  Mittel 
zum  Einschreiten  besaß14). 

Der  erste  große  Streik,  der  eine  Verletzung  des  Schiedsgerichts- 
gesetzes brachte,  erhob  sich  im  Februar  1907  im  Fleischergewerbe  in 
den  Fleischgcfrier-  und  -exportwerken.  Der  Anlaß  war,  daß  die  Ar- 
beiter, die  im  Gewerbebezirk  von  Canterbury  durch  eine  Uebereinkunft 
(agreement)  vom  15.  Februar  1904,  im  Gewerbebezirk  von  Gisborne  durch 
einen  Schiedsspruch  vom  14.  Juli  1904  gebunden  waren,  zu  anderen 
Arbeitsbedingungen  durch  die  Aenderung  der  Verhältnisse  im  Gewerbe 
sich  anspruchsberechtigt  glaubten ; statt  nun  die  Uebereinkunft  zu  künden 
oder  sie  und  den  Schiedsspruch  vom  Gericht  einer  Ergänzung  unter- 
werfen zu  lassen,  verweigerten  sie  in  einem  Fall  die  Arbeit,  im  andern 
leisteten  sie  so  geringe  Dienste,  daß  dies  gleich  der  Arbeitsverweigerung 
erachtet  werden  mußte.  Der  Einwand,  daß  die  Angestellten,  die  durch 

*)  Vergl.  S.  205. 

ia)  A Country  without  Strikes  by  II.  Demarest  Lloyd,  New- York  1900. 

“)  Viktorianische  Kommission  S.  18.  Kommission  von  Neusüdwales  S.  24. 
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keine  Kündigungsfrist  gebunden  sind , den  Dienst  verlassen  könnten, 
ohne  sich  eines  Streikes  schuldig  zu  machen,  wurde  vom  Richter  ver- 
worfen und  die  Teilnehmer  an  dem  Ausstand  des  Streikes  für  schuldig 
erklärt  und  zu  5 £ die  Person  verurteilt46).  Bald  darauf  kam  eine 
gesetzmäßige  Einigung  der  Parteien  zustande. 

Die  Streikenden  erklärten  die  Anwendung  des  alten  Kampfmittels 
damit,  daß  die  Rechtssprechung  zu  säumig  sei  und  eine  monatelange 
Unsicherheit  brächte.  Selbst  wenn  die  von  den  Unternehmern  zuge- 
standene Rückwirkung  einträtc,  sei  den  Arbeitern  nicht  gedient,  da 
sie  nach  Schluß  der  Saison  und  damit  der  Fabriken  sich  in  alle  Winde 
verstreuten  und  zum  großen  Teil  nach  Australien  sich  begäben.  Da- 
neben sei  noch  die  Gefahr,  daß  die  zurückbleibenden  Leute  nicht  tat- 
kräftig und  geschickt  genug  seien,  dem  Gerichtshof  den  Fall  über- 
zeugend vorzuführen.  (Lyttelton  Times,  9.  März  1907). 

Entgegen  der  Ansicht  des  Justizministers,  der  die  Umwandelbarkeit 
der  Geldstrafe  in  Gefängnis  im  Falle  ihrer  Nichtentrichtung  erachtete, 
erklärte  der  Schiedsrichter  dies  für  unstatthaft,  da  dies  im  Gesetz  nicht 
ausdrücklich  vorgesehen  sei. 

In  Neusüdwales  ist  durch  die  drakonischen  Bestimmungen  nichts 
erreicht,  sondern  einem  Erfolge  sogar  vorgebeugt  worden. 

Der  Gerichtshof  hat  bekanntlich  nur  die  Ermächtigung  zur  Ver- 
folgung zu  geben,  die  selbst  vom  Strafgericht  erfolgt.  Der  erste  Fall 
eines  Streikes  ereignete  sich  in  der  Tcrallba-Kohlengrubc,  hier  erklärte 
das  Schiedsgericht  keinen  Bruch  des  Schiedsspruches  als  gegeben,  da 
dieser  nicht  die  Vorschrift  enthielt,  daß  die  Parteien  einem  ihnen  un- 
günstig erscheinenden  Schiedsspruch  nicht  ohne  entsprechende  Anrufung 
des  Gerichts  ihren  Gehorsam  verweigern  dürften48).  Seit  dieser  for- 
mellen Entscheidung  hat  das  Gericht  sich  nicht  mehr  mit  der  .Streik- 
frage befaßt,  aber  auch  das  Strafgericht  wurde  nur  einmal  angerufen47), 
dann  nicht  wieder,  und  zwar  aus  dem  Grunde  der  vorauszusehenden 
Ergebnislosigkeit. 

Die  Stempelung  eines  Streikes  als  misdemeanour  setzt  das  Straf- 
gericht mit  einer  Jury  in  Tätigkeit.  Die  Geschworenen  werden  schon 
durch  ihre  Beziehungen  zu  den  Arbeitern  in  ihrem  Geschäftsleben  un- 
günstig beeinflußt  werden  — meinte  ein  Richter  von  Neusüdwalcs  — 

4i)  Journal  of  the  Department  of  Labour  No.  170  u.  17  t Vol.  XV.  Wel- 
lington 1907. 

**)  The  Industrial  Arbitration  Act  of  New  South  Wales.  A Reply  to  Crilics 
by  B.  R.  Wise  1904,  S.  6. 

4J)  In  einem  Streik  der  Kohlenwagenschieber  in  Newcastle  endigte  das  Straf- 
verfahren erfolglos,  da  die  Jury  die  zu  dem  »Schuldigspruch«  nötige  Slimmenzahl 
nicht  abgab.  Cf.  Addison.  Industrial  Arbitration,  Jahrbuch  von  Neusüdwales 
1904/5  S.  9. 
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und  dann  werden  sie  bei  ihrem  »Schuldig«  nicht  den  Schiedsspruch, 
sondern  die  positiven  Verhältnisse  in  Betracht  ziehen,  so  daß  man  bei 
der  Aussichtslosigkeit  der  Bestrafung  in  keinem  der  Streike,  die  im  Jahre 
1904  und  1905  in  Newcastles  Kohlgruben  sich  ergaben,  noch  im  Jahre 
1907  im  Kohlladerstreik  in  Sydney  und  dem  Streike  in  den  Kupfer- 
gruben Cobars  und  andern  das  Strafverfahren  in  Bewegung  setzte. 

Bei  den  meisten  Streiken  war  der  Anlaß,  daß  die  Arbeiter  die 
Entscheidung  ihrer  Beschwerden  durch  die  Rückständigkeit  des  Gerichts- 
hofes in  seinen  Arbeiten  nicht  auf  Monate  vertagt  sehen  wollten  *8).  Der 
Kohlladerstreik  richtete  sich  gegen  den  Schiedsspruch  als  solchen:  es 
hatten  sich  nämlich  die  Unternehmer  während  der  Verhandlungen 
vor  dem  Schiedsgericht  zu  größeren  Zugeständnissen  bereit  erklärt,  als 
der  Richter,  der  von  diesen  privaten  Besprechungen  nichts  wußte,  in 
seinem  Urteil  zuerkannte. 

Mit  Ausnahme  der  Kohlenindustrie,  deren  Gewerkschaften  ihre 
Eintragung  beim  Schiedsgericht  von  Ncusiidwales  zurückzogen,  haben 
die  anderen  Gewerbe  sich  weiterhin  der  Tätigkeit  des  Schiedsgerichtes 
bedient. 

VVestaustralien  hatte  Ausstände  in  der  Kohlenindustrie  und  im 
Holzgewcrbe  in  den  Jahren  1902  und  1903,  die  beide,  da  die  Gewerk- 
schaften eingetragen  waren  und  Schiedssprüche  bestanden,  als  Streike 
im  Sinne  des  Gesetzes  erschienen,  aber  ihre  Regelung  fanden,  ehe  das 
Strafverfahren  erfolgte.  Im  Holzgewcrbe  hatten  die  Unternehmer  den 
Sinn  des  award  dadurch  wörtlich  befolgt,  aber  tatsächlich  verletzt, 
daß  sie  alle  Arbeiter  auf  den  im  Schiedspruch  ausgesprochenen  minimum 
wage  reduzierten.  Diese  Umwandlung  des  minimum  wage  zum  average 
wage,  die  den  Arbeitern  gegen  den  Willen  und  die  Absicht  der  Schieds- 
sprecher  zu  gehen  schien,  war  die  begreifliche  Ursache  des  Ausstandes. 

Bei  dem  großen  Streik  der  Holzgewerbe  im  Jahre  1907  aber  sah 
sich  der  Gerichtshof  genötigt,  das  Gesetz  mit  seinen  Streikverboten  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Der  Richter  Roth  tat  das  zunächst  mit  Be- 
schlaglegung (injunction)  der  zur  Unterstützung  der  Streikenden  einge- 
laufenen Geldbeträge,  doch  erhob  sich  dagegen  ein  solcher  Sturm  der 
Entrüstung,  daß  er  sich  dazu  verstand,  Beträge  zu  gunsten  der  in  Be- 
drängnis gekommenen  Weiber  und  Kinder  freizugeben.  Auf  diesem 
Wege  kamen  schließlich  alle  eingelaufenen  Mittel  in  Höhe  von  850  £ 
zur  Verteilung4*).  Formell  war  freilich  die  Auflage  gemacht,  daß  das 

«)  Cf.  lieeby  I.  c.  S.  6. 

*•)  Der  Richter  sagte,  daß  kein  wirksameres  Mittel  zur  Verlängerung  eines 
Streikes  existiere  als  die  Unterhaltung  der  Streikenden.  Wenn  das  Schiedsgericht, 
das  zur  friedlichen  Beilegung  von  industriellen  Streitigkeiten  berufen  sei,  sein  Werk 
erfolgreich  durchführen  wolle,  so  sei  diese  Verfügung  notwendig.  Die  Verantwort- 
lichkeit für  irgend  eine  entstehende  Not  und  Bedrängnis  ruhe  auf  den  Schultern, 
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Geld  in  keiner  Weise  dazu  Verwendung  finden  dürfe,  den  Streik  zu 
unterstützen. 

(Ein  anderer  australischer  Schiedsrichter  erklärte , daß  er  es 
nicht  wage,  solche  Beschlagnahme,  die  dem  Volkscmpfinden  zuwider- 
läuft,  vorzunehmen.) 

Das  Polizeigericht  in  Perth  bestrafte  die  Sammler,  Verwalter  und 
Verteiler  der  Streikgelder  wegen  Beihilfe  zum  Streik  (aid  in  doing  a 
thing  in  the  naturc  of  a strike). 

Zur  Verfolgung  der  einzelnen  Arbeiter  schritt  man  nicht;  die  Ge- 
sellschaft, einer  der  mächtigsten  Trusts  Australasiens  wagte  es  nicht, 
einige  Tausende  ins  Gefängnis  werfen  zu  lassen,  nachdem  in  diesem 
Streike  mehr  als  je  in  irgend  einem  seit  Bestehen  der  Schiedsgerichte 
in  Australasien  die  öffentliche  Meinung  auf  der  Seite  der  Arbeiter 
stand. 

Der  Grund  des  Streikes  war,  daß  das  Schiedsgericht  unter  dem 
Einfluß  der  Anschauung,  die  Holzindustrie  könne  keine  größere  Lohn- 
bclastung  ertragen,  eine  von  Anfang  an  als  unannehmbar  erklärte  Lohn- 
regulierung erließ.  Durch  eine  Uebereinkunft  wurde  auch  dieser  Streik 
aus  der  Welt  geschafft,  ehe  die  letzten  Konsequenzen  aus  der  Gesetz- 
gebung gezogen  waren. 

Die  sehr  schwer  zu  beweisende  Aussperrung  konnte  in  allen  Rechts- 
gebieten nur  einmal  von  Seite  der  Arbeiter  geltend  gemacht  werden ; 
der  Gerichtshof  von  Neusüdwales  verurteilte  ein  Vorgehen  der  New- 
castle- und  Hunter  River  Steamship-company  im  Jahre  1902  gegen- 
über ihren  Arbeitern  als  eine  Verletzung  des  Gesetzes  in  the  naturc  of 
a lockout60). 

Es  ist  cingetroffen,  was  kühldcnkende  Männer  von  der  Schieds- 
sprechung  erwarteten,  sie  hat  vielen  Streiken  die  Spitze  gebrochen, 
nicht  aber  den  Streik  als  solchen  zu  beseitigen  vermocht. 

Dr.  Hackett,  der  Herausgeber  des  ,The  Westaustralian*  sagte  bei 
den  Beratungen  im  Parlament61): 

»Ich  denke  gar  nicht  daran,  daß  das  Schiedsgerichtsgesetz  Streike 
und  Aussperrungen  abschaflen  kann.  Es  gibt  ohne  Zweifel  I'älle,  in 
denen  Leute  in  den  Ausstand  gehen,  weil  sie  meinen,  daß  sie  unter 


der  Männer,  die  gegen  den  Schiedsspruch  des  Gerichtes,  ihre  eigene  Schöpfung 
sich  verfehlten. 

Daraufhin  kamen  die  Angriffe  in  der  Oeffentlichkeit  und  in  der  Presse,  deren 
weittragendster  vielleicht  der  in  der  saürisch-kritischcn  Zeitschrift  The  Bulletin 
war,  der  den  Titel  trug:  An  Imported  English  Judge  (Roth  war  von  England  ge- 
rufen worden)  wlio  starves  Australians.  (The  Bulletin  30.  Mai  1907). 

*°)  Cf.  Clark  II  S.  98. 

*’)  Westaustralian  llansard.  Session  1901/2  S.  1002. 
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diesem  Gesetz  ihr  Recht  nicht  bekommen  können  und,  was  sie  glauben, 
daß  ihnen  gebührt.  Es  wird  aber  die  Streitigkeiten  zu  einer  verschwin- 
denden Ziffer  herabdrücken.« 

Die  Viktorianische  Kommission  sprach  sich  dahin  aus:  Enthusia- 
stische Unterstützer  des  Gesetzes  in  Neuseeland  versprachen  sich  das 
Ende  von  Streik  und  Aussperrungen.  Das  ging  zu  weit,  aber  unzweifel- 
haft haben  die  Vorkehrungen  des  Gesetzes  die  Versuchungen,  die  zu 
jenen  Kraftmitteln  bestehen,  außerordentlich  verringert. 

Einer  der  größten  Verursacher  der  Streike  heutzutage  ist  die  Rück- 
ständigkeit der  Gerichte,  der  andre  daß  die  Richter  Menschen  sind. 

Die  Richter  Australiens  liebten  es  nicht,  zu  dieser  Aufgabe  heran- 
gezogen zu  werden,  sie  sahen  die  große  Gefahr,  daß  ihre  Unparteilich- 
keit angefochten  werden  könne.  Der  Bericht  für  Neusüdwales  sagt: 

»Während  zweifellos  die  Richter  das  Vertrauen  würdigen,  das  in 
sie  gesetzt  wurde,  würden  sie  lieber  nichts  mit  dem  Gesetz  zu  tun  haben, 
da  es  sic  in  Dinge  verwickelt,  in  die  sic  sich  lieber  nicht  verwickelt 
sehen«. 

Es  gehört  ohne  Zweifel  ein  hohes  Maß  sozialpolitisches  Verständ- 
nis dazu,  um  der  Billigkeit  entsprechende  Schiedssprüche  zu  fällen. 
Dieses  wurde  verschiedenen  der  Schiedsrichter  von  der  Arbeiterseitc 
bestritten. 

In  der  Hollmann-Browneschen  Schrift  heißt  es:  »Eine  Demokratie 
kann  sich  nicht  damit  begnügen,  demokratische  Maßnahmen  dem  Ge- 
setzbuch cinzuverleiben  und  auf  ihre  Durchführung  zu  sehen,  sondern 
sie  muß  auch  darauf  sehen,  daß  die  Richterbank  in  Sympathie  mit  den 
Gesetzen  ist,  die  sie  auszulegen  hat.  Eines  der  größten  Bollwerke 
von  Konservativismus  und  Kapitalismus  heutzutage  besteht  darin,  daß 
die  Richter  aus  den  konservativsten  Mitgliedern  der  konservativen  Klasse 
sich  rekrutieren ; und  man  kann  sich  fest  darauf  verlassen,  daß  sic  sich 
zu  einer  liberalen  Auslegung  demokratischer  Maßnahmen  nicht  ver- 
stehen und  oft  eine  beträchtliche  Tatkraft  und  Klugheit  darauf  ver- 
wenden, sic  zu  vernichten.  Selbstverständlich  ist  dabei  auch  nicht 
einen  Moment  daran  gedacht,  den  Vorwurf  der  Bestechlichkeit  zu  er- 
heben. Aber  die  Tatsache  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  Gesetze  harmlos 
wie  leere  Patronen  sind,  während  es  möglich  ist,  sic  durch  feindliche 
Auslegung  gefährlich  zu  machen«. 

In  der  Tat  sind  einige  Richter  in  Australien  mit  der  Rechts- 
sprechung in  Schiedsgerichtssachen  beschäftigt,  die  in  ihrer  früheren 
Karriere  als  Parlamentarier  sich  dem  Gesetze  gegenüber  feindlich  stell- 
ten und  seinen  hohen  Aufgaben  kein  Verständnis  entgegenzubringen 
vermögen. 

Wenn  auch  die  Schiedssprüche  angesichts  der  Blüte  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  in  Neuseeland  und  des  Gedeihens  der  Industrie  von 
Neusüdwales  mit  der  Erweiterung  ihres  Marktes  nach  Gründung  des 
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Commonwealth  meist  den  Arbeitern  höheren  Lohn  bringen  konnten,  so 
darf  doch  nicht  verkannt  werden,  daß  viele  berechtigte  Ansprüche  der 
Arbeiter,  die  sie  sich  mit  dem  Mittel  des  Streikes  oder  seiner  Andro- 
hung sichern  hätten  können,  von  ihnen  aufgegeben  wurden.  Die  Zeit 
des  Aufschwungs  hat  nirgends  in  Australasien  Streike  in  großem  Um- 
fang gebracht  und  besonders  die  Gewerbe,  die  in  den  neunziger  Jahren 
mit  ihren  Kämpfen  die  Volkswirtschaft  erschütterten,  beschieden  sich 
mit  bescheidenen  Besserungen  ihrer  Lage  in  den  Schiedssprüchen,  die 
den  Seeleuten  nicht  einmal  das  gaben,  was  sie  zur  Zeit  des  Schiffahrts- 
streikes besessen  hatten. 

Auf  die  nicht  durchaus  gesicherte  Erzwingbarkcit  der  Sprüche  des 
Schiedsgerichtes  gründen  die  Arbeitgeber  den  Vorwurf  der  Ungleich- 
heit des  Gesetzes  für  beide  Teile. 

Ein  Arbeitermitglied  eines  Schiedsgerichtes  hat  mir  gegenüber  diese 
Beschwerde  auf  ihr  richtiges  Maß  sehr  glücklich  zurückgeführt: 

»Die  Arbeiter,  die  jeden  Augenblick  ihr  Bündel  schnüren  können, 
wenn  ihnen  ein  Schiedsspruch  nicht  paßt,  sind  wenige ; schon  die  Ver- 
heirateten tun  dies  schwer.  Auch  bestehen  in  Australien  nicht  so  viele 
gleiche  Arbeitsgelegenheiten,  daß  man  frivol  eine  Stelle  aufs  Spiel  setzen 
wollte.  Solche  Unzufriedene  laufen  aber  auch  die  Gefahr,  auf  die 
schwarze  Liste  zu  kommen  und  vielleicht  zeitlebens  für  ihre  unbedachte 
Tat,  dem  Gesetze  nicht  gehorcht  zu  haben,  zu  leiden.« 

Die  kapitalistische  Schwäche  des  Arbeiters  ist  der  größte  Schutz 
des  Gesetzes. 

Wenn  der  individuelle  Arbeiter  durch  das  Gesetz  aus  rein  mate- 
riellen Gründen  tatsächlich  gebunden  ist,  so  stehen  hinter  Verbänden 
und  gegen  Streikes  höhere  Motive: 

Die  Gesetze  können  nach  der  Richtung  der  Vorbeugung  von 
Streiken  als  Erfolg  angesehen  werden  dank  jener  demokratischen 
Verantwortlichkeit,  die  im  australischen  Arbeiter  wohnt  und  einen  aus 
ihrer  Mitte,  ais  ich  während  des  Metzgerstreikes  in  Neuseeland  einer 
Sitzung  in  der  Trades  Hall  von  Christchurch  anwohnte,  sagen  ließ: 
Wir  müssen  das  Gesetz  achten,  das  wir  selbst  gemacht  haben,  mag 
es  im  Einzelfall  auch  einmal  gegen  uns  in  seiner  Anwendung  sich 
richten. 


B.  Gewerbe. 

Der  große  Gewinn  für  die  Industrie  ist  die  Besänftigung  der  wilden 
Wogen  der  gewalttätigen  Arbeiterstreitigkeiten.  Handel  und  Gewerbe 
sind  in  einen  Zustand  der  Ruhe  gebracht,  sie  können  ihre  Rechnungs- 
voranschläge in  sicherer  Kalkulation  machen  und  laufen  nicht  das 
gleiche  Risiko  wie  ehedem. 

Ein  großer  Bauunternehmer  Neuseelands,  der  einen  Voranschlag 
für  Eisenbahnbauten  mit  Tunnelanlagcn  in  Höhe  von  800  000  £ aus- 
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arbeitete,  erklärte  mir,  er  würde  ohne  den  durch  Gesetz  geschaffenen 
gewerblichen  Frieden  besondere  100000  £ als  Risikoprämie  gegen 
Streiks  in  Ansatz  zu  bringen  haben. 

Das  Gesetz  ist  weiterhin  ein  Schutz  des  ehrenhaften  Unternehmers 
gegen  Schmutzindustrie,  indem  ehedem  bei  Submissionen  der  schlecht 
lohnende  Bieter  Erfolg  hatte,  während  heute  die  Eohnquote  sich  überall 
kraft  des  Gesetzes  gleich  stellt  6J). 

Trotzdem  ist  von  Seite  der  Unternehmer  und  ihrer  noch  von  ge- 
geringeren  Beweisbedenken  gedrückten  Presse  eine  schädliche  Wirkung 
der  Schiedsgerichtsgesetze  für  die  australischen  Gewerbeverhältnisse 
behauptet  worden6*). 

Die  günstigeren  Löhne  und  Arbeitsbedingungen  hätten  zudem  die 
Produktion  so  verteuert,  daß  die  australischen  Fabrikanten  nicht  mehr 
mit  dem  Auslande  konkurrieren  könnten.  Daneben  habe  die  Ausglei- 
chung der  Löhne  mit  Festsetzung  des  minimum  wage  die  Arbeiter,  die 
in  ihrer  Bezahlung  herabgesetzt  wurden,  veranlaßt  ihre  Arbeitsleistung 
zu  beschränken  und  dem  Unternehmer  nicht  mehr  das  zu  liefern,  was 
sie  vordem  taten.  — Daß  gute  Aufsicht  und  das  Selbstinteresse  des 
Arbeiters,  seine  Stelle  nicht  zu  riskieren,  dies  auf  unerhebliche  Ver- 
suche beschränken  muß,  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu  werden. 
— Ferner  hätten  die  persönlichen  Beziehungen  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  sich  verschlechtert,  was  seinen  Niederschlag  in  der  Tätig- 
keit finden  müsse.  — Einer  der  größten  Schuhfabrikanten  Australiens 
in  Neuseeland  versicherte  mir,  das  Verhältnis  sei  besser  als  je  zuvor. 
Die  gezahlten  Agitatoren  und  die  »Gewerkschaftsspione  und  -polizei« 
sei  verschwunden,  an  Stelle  der  Intriguen  sei  freie  Aussprache  getreten. 

Die  servile  Gcscllenstellung,  die  bei  uns  vom  Meister  durch  pa- 
triarchalische Freundschaft  genährt  und  durch  schlechte  Entlohnung 
ausgenützt  wird,  hat  es  in  Australien  freilich  nie  gegeben;  die  Ver- 
änderung in  den  letzten  Jahren  in  Australien  kann  nur  etwa  darin  ge- 
funden werden,  daß,  wo  ehedem  der  Arbeiter  durch  die  Gewerkschaft, 
er  heute  durch  die  staatliche  Schiedssprechung  gegen  den  Unternehmer 
in  seinen  Forderungen  gestützt  ist. 

Endlich  wird  von  jenen  Verkündern  verhängnisvoller  Einwirkung 
behauptet,  daß  weit  größere  Unstetigkeit,  als  sie  ehedem  unter  der 

SJ)  Erst  jlingst  hat  ein  Gegner  der  Schiedssprechung,  Mr.  Scott,  bei  der 
Tagung  des  neuseeländischen  Unternehmerverbandes  in  Wellington  erklärt:  Unbe- 
streitbar sei  der  Schutz,  den  das  Gesetz  dem  ehrenhaften  und  human  gesinnten 
Unternehmer  gegen  skrupellosen  Wettbewerb  gewährt.  Sydney,  Daily  Telegraph, 
29.  August  1907. 

M)  ,Moming  Herald'  von  Sydney  vom  23.  April  190b.  Das  Schiedsgerichls- 
gesetz  hat  im  Laufe  seiner  melancholischen  Geschichte  sich  als  ein  Hemmnis  für  die 
Industrie  des  Staates  erwiesen.  Es  hat  Streitigkeiten  vervielfacht;  cs  hat  den  Ge- 
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Gefahr  von  Streiken  bestand,  heute  durch  die  Anrufungen  des  Schieds- 
gerichtes sich  ergeben  habe. 

Die  großen  indirekten  Beweispunkte,  die  man  ins  Feld  führte,  war 
der  Rückfluß  englischen  Kapitals  und  die  Zunahme  der  Einfuhr  über- 
seeischer Waren. 

Jenes  hängt  mit  der  finanziellen  und  geschäftlichen  Verselbst- 
ständigung Australiens  zusammen ; viele  Unternehmungen,  die  einst  als 
englische  Filialen  betrieben  wurden,  haben  sich  verselbständigt;  mit 
der  Zunahme  kolonialer  Bevölkerung  hat  sich  geschäftlicher  Intellekt 
und  Unternehmungsgeist  gehoben  und  sich  eigene  Existenzen  gegründet, 
statt  in  unsicherer,  abhängiger  Stellung  eines  Geschäftsführers  fremd- 
ländischem Kapital  dienstbar  zu  bleiben ; dieser  Prozeß  der  Verselb- 
ständigung ist  durch  die  günstige  Handelsbilanz  der  letzten  Jahre 
natürlich  gefördert  worden,  die  reichen  Erträge  der  Urproduktion,  be- 
sonders der  Landwirtschaft  und  Schafzucht,  haben  alte  Schulden  heim- 
zuzahlen befähigt  und  Kapital  zu  eigenen  großen  Gründungen,  besonders 
in  Industrie  und  Bergbau,  verschafft. 

Clark,  der  besonders  vorsichtig  in  der  Prüfung  aller  Argumente 
zugunsten  der  Schiedssprechung  ist,  schreibt  ausdrücklich  : 

»Es  besteht  keine  Spur  eines  Beweises,  daß  Zufluß  und  Rückfluß 
von  Kapital  in  Zusammenhang  mit  der  Verabschiedung  dieses  Gesetzes 
oder  seiner  Durchführung  steht«  **). 

Mit  dieser  Blüte  der  australischen  Wirtschaft  steht  natürlich  auch 
die  Zunahme  der  Einfuhr  in  Zusammenhang,  die  bei  der  geringen 
industriellen  Eigenproduktion  Australiens  und  der  Unabhängigkeit  dieser 
von  ausländischen  Rohstoffen56)  von  der  Gunst  der  Verhältnisse  noch 
mehr  beeinflußt  werden  mußte,  als  dies  in  anderen  Ländern  statthat. 

Dazu  tritt  der  Mangel  an  geschulten  Arbeitern,  der  die  Befriedigung 
der  Nachfrage  durch  weitgehende  Steigerung  der  eigenen  Produktion 

richtshof  in  eine  solche  Unmasse  von  Fällen  gestürzt,  daß  ihre  entsprechende  Ab- 
wickelung eine  Sache  der  Unmöglichkeit  wurde,  es  hat  ein  unglückliches  feind- 
seliges Fühlen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  gesät  und  genährt.  Es  hat  für 
die  große  Masse  der  Nichtgewerkschafter  den  Kampf  um  ihre  Existenz  erschwert. 
Das  mangelnde  Vertrauen  in  unsere  Gesetzgebung  brachte  den  Ausfluß  der  Kapi- 
talien nach  London  herbei,  das  sonst  zum  Fortschritt  unseres  Landes  und  zum 
Wohle  unserer  Gesamtbevölkerung  hier  Beschäftigung  finden  würde. 

Aehnliche  und  noch  viel  farbenprächtigere  Schilderungen  begegnen  uns  tag- 
täglich, besonders  in  den  von  Anfang  an  erbittert  gegen  die  Schiedsgerichtsgesetz- 
gebung  kämpfenden  manchesterlichen  Tagcsblättem  Sydneys:  Morning  Herald  und 
Daily  Telegraph. 

«)  S.  Clark  I S.  1236. 

**)  Cf.  meinen  Aufsatz  in  den  Conrad'schen  Jahrbüchern : Australien  als  selb- 
ständiger Produktionsstaat.  Jahrgang  1907. 
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unmöglich  macht.  Wenn  in  der  Weißwarenindustrie  Neuseelands  eine 
durch  die  Gesetzgebung  beeinträchtigte  Eigenproduktion  behauptet 
wurde,  die  zu  umfassenderen  Importen  führte,  so  steht  dem  die  Aus- 
sage des  Eigentümers  eines  der  größten  Weißwarengeschäfte  Neuseelands 
in  Duncdin  entgegen,  der  mir  versicherte,  daß  in  der  Weißwarenindu- 
strie einige  Hundert  von  Mädchen  begehrt  sind,  aber  nicht  gefunden  wer- 
den können.  Alle  die  vielen  großen  Unternehmer  Neuseelands,  die  ich 
befragte,  versicherten  mir,  daß  die  Lohnbestimmungen  des  Schiedsge- 
richtes die  Einfuhr  kaum  irgendwie  beeinflußten ; da  in  Neuseeland  die 
Produzenten  zu  gleicher  Zeit  Importeure  der  Fabrikate  sind,  so  wäre 
ihnen  ja  der  Uebergang  von  der  Erzeugung  zur  Einfuhr  besonders 
leicht  gewesen. 

Auch  in  der  Beantwortung  der  Fragen  eines  Bogens,  der  von  der 
Unternehmervereinigung  von  Otago  ausgegeben  wurde,  nach  der  Be- 
einflussung der  Industrie  durch  jene  Gesetzgebung,  ist  keine  Spur  eines 
Beweises  gegeben,  daß  die  Steigung  der  Einfuhr  in  einem  greifbaren 
Zusammenhang  mit  jener  Gesetzgebung  steht50). 

Ebensowenig  ließ  sich  aber  ferner  ein  Nachweis  für  die  Abschreckung 
heimischen  Kapitals  von  Unternehmungen  in  Gewerbe  und  Handel  führen 
und  sind  die  Gewerbestatistiken  mit  ihren  Ziffern  über  Fabriken  und  Fabrik- 
arbeiter der  unstreitige  Beweis  eines  ungeheuren  Fortschrittes  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  in  all’  den  Kolonien  mit  Schiedssprechung57). 
Die  Schiedssprechung  hat  den  Weg  der  industriellen  Entfaltung  nicht 


gekreuzt. 

Jahre. 

Zahl  (1.  Fabriken. 

Zahl  d.  Arbeiter. 

Neuseeland  M) 

1896 

2 45‘J 

27  389  ”) 

» 

1901 

3 >63 

41 726°°) 

Neusüdwales 

1901 

3 367 

Wert  d.  Fabrikanlagen, 

4' 

66230  5860725 

> 

1904 

3 632 

6S  036  7 536  903 

Wcstaustralien 

*903 

693 

12458 

> 

1904 

793 

13  427. 

Wenn  somit  von  einer  generellen  ungünstigen  Beeinflussung  der 
Industrie  durch  die  Schicdsgerichtsgcsctzgebung  in  keiner  Weise  ge- 


*•)  Otago  Employcrs*  Association.  Opinions  on  tlie  working  of  the  industrial 
conciliation  and  arbitration  Act. 

57)  The  New  Zcaland  Official  Vcarbook  1906.  Wellington. 
a®)  Die  Weißwarenindustrie  und  Schneiderei  ist  hier  nicht  aufgenommen ; die 
Statistik  von  1896  hatte  sie  nicht  berücksichtigt. 

M)  Cf.  Schachners : Australien  als  selbständiger  Produktionsstant,  1.  c.,  wo 
(«ründe  und  Umfang  der  Zunahme  der  gewerblichen  Tätigkeit  dargesteilt  und  reiches 
statistisches  Material  hiefür  gegeben  ist. 
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sprochen  werden  kann,  so  haben  sich  doch  in  einigen  Fällen  Pro- 
duktionsverschiebungen,  ja  Produktionshemmungen  ergeben.  Einen 
Hauptanlaß  bot  die  Ausdehnung  von  Schiedssprüchen  auf  weitere 
Gebiete,  als  in  den  schiedsrichterlichen  Erwägungen  in  erster  Linie 
einbezogen  waren.  Sei  es,  daß  die  lokalen  Verschiedenheiten  von  den 
Beteiligten  nicht  rechtzeitig  oder  genügend  geltend  gemacht  wurden, 
oder  der  Gerichtshof  ihrer  feinen  Abstufung  nicht  gerecht  werden 
konnte,  solche  N'ichtberiicksichtigung  hatte  oft  eine  weittragende  Ein- 
wirkung. In  allen  Kolonien  sind  größere  industrielle  Werke  närh  den 
als  günstigste  Produktionsstätten  erscheinenden  Orten  verlegt  worden; 
besonders  aber  wurden  kleine  Landgeschäfte  und  Landhandwerke  in 
Mitleidenschaft  gezogen;  soweit  diese  nicht  verlegbar  waren,  sind  sie 
auch  wohl  geschlossen  worden,  dies  ist  in  Ncusüdwales  beim  Krämerci- 
und  Gerbereischiedsspruch  behauptet  worden00). 

Aber  auch  am  gleichen  Ort  ist  das  Gewerbe  je  nach  der  Art  seines 
Betriebes  verschieden  berührt  worden,  so  haben  Mindestlöhne  und  Ein- 
schränkungen der  Lehrlingsbeschäftigung  der  Zahl  nach  sich  für  kleine 
Geschäfte  oft  unerträglich  erwiesen,  während  dies  in  größeren,  wo  die 
Lohnquote  sich  auf  größere  Produktions-  und  Verkaufsmengen  bezog 
oder  eine  größere  Gesellenzahl  eine  genügende  Anzahl  jugendlicher 
Hände  sicherte,  nicht  so  gefühlt  wurde.  Dies  tührte  sogar  dazu,  daß 
größere  Unternehmungen  solche  Forderungen  der  Arbeiter  begünstigten, 
um  die  kleinen  Wettbewerber  zu  erdrücken*’);  ähnlich  lag  der  Fall,  in 
dem  die  Metzger  von  Sydney  die  Geschäftsstunden  so  zu  legen  ver- 
standen, daß  die  Vorstadtgeschäfte  ihres  einträglichen  Abendverkehrs 
beraubt  wurden. 

Auch  die  Feststellung  eines  »living  wage*  brachte  Störungen  in 
das  Gewerbe.  So  mußten  nach  dessen  Festsetzung  im  Restaurations- 
betricbe  in  Sydney  eine  Reihe  kleiner  Speiseanstalten,  die  bislang  durch 
die  gewissenloseste  Ausnützung  ihrer  Angestellten  sich  erhalten  hatten, 
schließen. 

In  Westaustralien  wurde  der  living  wage  ebenfalls  zur  Bedrohung 
des  Gewerbes,  indem  er  an  ungünstigen  ”)  Plätzen  tätige  Goldberg- 
werke still  legte.  Die  Bergwerkskammer  von  Westaustralien  erklärte: 
Wir  sagen  ausdrücklich,  daß  die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichts- 

*°)  Clark  I S.  123t,  II  S.  127. 

•■)  Clark  II  S.  137. 

**)  Die  Höhe  des  living  wage  richtet  sich  nach  den  Kosten  von  Wasser  und 
Lebensmitteln  (siche  oben),  diese  meist  auch  nach  der  Notwendigkeit  der  näheren 
oder  ferneren  Zuführung.  Diese  gleichen  Umstünde  verteuern  aber  auch  die  Kosten 
der  Goldwerke,  so  daß  die  unter  ungünstigsten  Bedingungen  produzierenden  Berg- 
werke gleichzeitig  auch  die  höchsten  Lohne  zu  zahlen  hatten,  ä.  auch  Clark  II 
S.  91  ff. 
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hofes  die  direkte  Ursache  nicht  nur  des  Stillstands,  sondern  des  ganz 
bedeutenden  Rückganges  des  Tätigkeitsgebietes  der  Goldgewinnung, 
wie  sie  bisher  bestand,  ist. 

Die  Holzindustrie  Westaustraliens  stellte  im  Jahre  1906  an  den 
Staat  das  Ansuchen  um  niedere  Eisenbahnfrachten,  da  die  Minimallöhne 
des  Schiedsspruches  sie  sonst  zum  Abschluß  ihrer  Mühlen  veranlassen 
würden,  was  beides  jedoch  nicht  geschah. 

Diese  wenigen,  mühsam  aus  allem  verfügbaren  Material  zusammen- 
gesuchten Fälle  zeigen  uns,  wie  es  um  die  Behauptung  der  Beein- 
trächtigung der  Industrie  durch  die  Schiedssprechung  steht. 

Sowohl  der  Bericht  der  kgl.  Kommission  für  Neusüdwales  als  der 
für  Victoria  konstatieren  ausdrücklich,  daß  von  einem  abträglichen 
Einfluß  der  Schiedssprechung  nicht  gesprochen  werden  könne  6>). 

Einer  der  Beantworter  des  Fragebogens  von  Otago  sagt  zutreffend  : 
»Mögen  auch  kleine  Verschiebungen  im  Gewerbe  oder  Jahre  geschäft- 
lichen Stillstandes  sich  aus  der  Gesetzgebung  ergeben  haben,  so  glaube 
ich  doch,  daß  alle  die  Unannehmlichkeiten,  Beeinträchtigungen  und  Be- 
lästigungen, die  sich  aus  der  Durchführung  des  Gesetzes  ergeben 
haben,  sich  nur  als  zeitweilige  herausstellen;  im  Laufe  weniger  Jahre 
wird  sich  das  Wirtschaftsleben  mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
versöhnt  haben.« 

Der  oben  erwähnte  Inhaber  der  großen  Schuhfabrik  Neuseelands  ver- 
sichert mir,  daß  die  kürzere  Arbeitszeit  und  die  höheren  Löhne  bessere 
Arbeitsleistung  gebracht  hätten  und  eine  Ordnung  und  Disziplin  in  die 
Arbeiterschaft  eingezogen  sei,  wie  sie  nie  vordem  bestand : Er  habe 
nie  so  billig  produziert  als  heute ®4). 

Das  Gutachten  von  Neusüdwales  aber  schließt  mit  jenen  aner- 
kennenden Worten,  die  von  der  Unternehmervereinigung  von  Cantcr- 
bury  an  die  Staatsregierung  gerichtet  wurden: 

»Der  Verband  wünscht  der  Regierung  zu  versichern,  daß  er  die 
in  dem  Gesetze  niedergelcgten  Prinzipien  durchaus  billigt  und  glaubt, 
daß  bei  einer  gerechten  Ausdehnung  auf  alle  Gebiete  und  Teile  der 
Gewerbe  es  unmöglich  sein  würde,  eine  zweckmäßigere  Maßregel  aus- 
zusinnen, die  gerecht  gehandhabt  von  unermeßlicher  Wohltat  für  alle 
Teile  des  Wirtschaftslebens  sich  erweisen  muß.« 

•*)  Kommission  für  Neusüdwales  S.  15.  Kommission  für  Victoria  S.  22 
und  27. 

**)  Von  einer  anderen  Schuhfabrik  wurde  mir  berichtet,  daß  sie  die  Arbeits- 
zeit aus  eigenem  Antrieb  von  48  auf  45  Stunden  hcrabsetzte  und  den  Wochcnlohn 
von  2 2 sh.  ! d auf  2 S 5 sh.  erhöhte  und  bei  300  Arbeitern  nur  von  6 nicht 

jene  Leistung  ausgeworfen  erhielten,  die  dem  Unternehmer  als  Aequivalent  der 
Vergünstigungen  erforderlich  erschien. 
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C.  Arbeiter. 

Nüchtern  lautet  das  Urteil  des  Arbeitersekretärs  Trcgear,  der  bei 
allen  sozialpolitischen  Gesetzen  Neuseelands  mitgearbeitet  hat  und  in 
seiner  jahrzehntelangen  Tätigkeit  einen  geübten  Blick  sich  erwerben 
konnte : 

»Das  Schiedsgerichtsgesetz  hat  keine  besonderen  Lohnsteigerungen 
gebracht,  ist  aber  trotzdem  ein  wichtiger  Faktor  in  der  sozialen  Reform 
gewesen.  Seine  wohltätigsten  Wirkungen  liegen  in  der  Richtung  un- 
unterbrochener Beschäftigung  und  in  kleinen  Vorteilen,  wie  Regulierung 
der  Zahlung  für  Ueberstunden  und  Feiertage.« 

Daneben  ist  als  gleich  wichtig  die  vordem  unbekannte  Regulierung 
der  Anzahl  der  Lehrlinge  und  die  Pflicht,  einer  mit  den  Lehrjahren 
steigenden  Entlohnung  zu  nennen.  Damit  ist  einem  der  größten  Miß- 
bräuche begegnet  worden , der  zum  Lohndruck  ausgenützt  wurde. 
Jener  öfters  erwähnte  Schuhwarenfabrikant  gab  zu,  daß  vor  Zwanzig 
Jahren  in  den  meisten  Fabriken  in  Neuseeland  ebenso  viel  Lehrlinge 
als  Gesellen  waren,  wobei  man  jenen  nichts  oder  fast  nichts  zahlte 
und  ihnen  nicht  mehr  lernte.  Der  gleiche  Unternehmer  sagte  in  einer 
Konferenz  der  Unternehmervereinigung  von  Canterbury,  daß  heute, 
wo  das  Lernen  auf  einen  Handgriff  sich  beschränkt,  das  Lehrlings- 
wesen in  vielen  Gewerben  völlig  überflüssig  ist  und  abgeschafft  zu 
werden  verdient.  Das  Schierlsgericht  hat  im  Einklang  mit  diesen  Ideen 
eines  kundigen  Unternehmers  wenigstens  eine  der  geringen  Uebung 
des  Jungen  entsprechende  Entlohnung  eingeführt,  so  daß  unter  dem 
Deckmantel  des  Lchrens  fürderhin  nicht  mehr  Jugendkräfte  zum  Scha- 
den Erwachsener  ausgenützt  werden  können. 

Ein  besonders  gutes  Beispiel  für  die  Besoldung  der  Angestellten, 
die  dem  steigenden  Wert  der  Dienste  entsprechend  erfolgen  soll,  zeigt 
der  Spruch  des  Schiedsgerichtes  von  Neusüdwales  für  die  Ladenange- 
stellten vom  30.  Juli  1907.  Wir  sehen  darin  anerkannt,  daß  jedes 
Lebensjahr  dem  Herrn  intelligentere  und  kräftigere  Hilfskräfte  zur 
Seite  stellt  und  je  nach  dem  Alter  des  Eintritts  in  das  Geschäft  in  6 
bis  9 Jahren  eine  gleiche  Durchschnittsvergütung  der  Arbeitsleistungen 
stattfindet. 


Wochenverdienst  der  weiblichen  Angestellten,  beginnend  mit: 


Lebens- 

>4- 

iS- 

16.  17. 

18.  Lebensj. 

jahr 

£ sh.  d. 

£ 

sh.  d. 

£ sh.  p.  £ sh.  p. 

£ sh.  p. 

>4- 

— 5 - 

Ersten 

12  Monate 





'5- 

— 5 — 

— 

5 - 

Bis  z. 

17.  Mon. 

Ersten  12  Mon. 

16. 

— 7 6 

— 

7 6 

— 5 ~ 

Bis  z.  18.  Mon.  Ersten  12  Mon. 

*7- 

— IO  — 

— 

IO  — 

_ s — — 5 — 

Digitized  by  Google 


458 


Robert  Schachner, 


Lebens- 

jahr 

£ 

M. 

sh.  d. 

*5- 

£ sh.  d. 

£ 

l6. 

sh. 

P- 

17.  18.  Lebensj. 

£ sh.  p.  £ sh.  p. 

iS. 

12  6 

— 12  6 

1 1 

6 

Bis  z.  19.  Mon.  Erste  taMon. 

- 8 6 - 5 - 

19. 

_ 

15  — 

— 15  — 



1 5 

__ 

Bis  z.  20.  Mon. 
— 11  6 — 9 — 

20. 

— 

17  6 

— 17  6 

— 

*7 

6 

— 'S  — — IJ  — 

21. 

I 

— 

1 — — 

1 

— 

— 

— 18  — — 17  — 

22. 

I 

2 6 

1 2 6 

1 

2 

6 

126  1 1 — 

23. 

I 

5 — 

* 5 “ 

l 

5 

— 

iS—  15  — 

Die 

Steigerung  der  Löhne 

ist  in 

keiner 

der  Kolonien  eine  beson- 

derc  gewesen,  für  Neuseeland  hat  man  sie  auf  8 % geschätzt95). 

Clark  65*)  kommt  bei  der  Vergleichung  der  Lohnverhältnisse  Ame- 
rikas mit  denen  Neuseelands  zum  Schlüsse,  daß  diese  teilweise  erheb- 
lich niederer  sind.  So  weist  er  in  der  Schuhindustrie  für  Massachusetts 
Löhne  nach,  die  um  33,4  % höher  sind  als  in  Neuseeland,  während 
die  Arbeitsdauer  nur  um  1 5 bis  20  ®/0  länger  ist. 

In  einer  anderen  Tabelle,  die  sich  auf  die  Gesamtindustrie  Neusee- 
lands, Massachusetts  und  Ohios  bezieht,  kommt  er  zu  dem  Schluß,  daß 
>dic  Kosten  der  Arbeit  in  der  Produktion  Neuseelands  kein  irgendwie 
auffallendes  Mißverhältnis  zeigen« : 

Jährl.  Einkommen  Anteil  des  Lohnes 

des  Arbeiters.  am  Arbeitsprodukt. 


Staat 

Zeit 

$ 

% 

Neuseeland 

31.  III.  01 

357.'° 

46,2 

Massachusetts 

1900 

439,57 

48,7 

Ohio 

1900 

447, 02 

45,8 

Für  Neusüdwales  belehrt  uns  die  Statistik  Addisons  im  Jahrbuch 
von  1904/5,  dass  nur  in  wenigen  Gewerben,  im  Restaurationsbetrieb,  in 
der  Brotausfuhr,  bei  den  Schiffsladern  durch  die  Schiedssprüche  Lohn- 
erhöhungen stattfanden,  meistens  wurden  nur  Vorteile  in  Regulierung 
der  Bezahlung  der  Ucbcrstunden,  in  einigen  Fällen  in  Reduzierung  der 
Arbeitszeit  gewonnen. 

Clark,  der  die  Löhne  von  Neusüdwales  mit  denen  der  Vereinigten 
Staaten  vergleicht,  findet  denn  auch  gar  kein  Mißverhältnis  irgend  wel- 
cher Art;  in  60  verschiedenen  Tätigkeiten,  die  auf  22  verschiedene 
Gewerbe  Bezug  nehmen,  ergibt  sich  ihm  nur  in  15  ein  unbedeutend 
höherer  Stundenlohn  für  Neusüdwales,  als  für  die  Vereinigten  Staaten, 
während  in  allen  übrigen  diese  höhere  Löhne  zahlen65). 

Für  eine  Reihe  von  Arbeitern  aber  haben  die  Schiedssprüche  sogar 

**)  u.  *4*)  Clark  I S.  1237,  1238. 

“)  Clark  II  235.  Tabelle  abgedruckt  in  : Australien  als  selbständiger  Pro- 
duktionsstaat. Conrad'sche  Jahrbücher  III.  Folge,  34.  Bd.  Jena  1907,  S.  449. 
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zu  einer  Verschlechterung  ihrer  Verhältnisse  geführt.  Durch  die 
Feststellung  eines  hohen  Minimum-Lohns  ist  besonders  in  den  nicht- 
> gelernten«  Berufen  Lohngleichheit  herbeigeführt  worden,  so  beziehen 
z.  B.  von  den  Pflasterern  Wellingtons  unter  40  nur  einer  mehr  als  die 
minimum  wage;  aber  auch  die  Gewerbe,  bei  denen  eine  hohe  Anzahl 
gleichbefähigter  Hilfskräfte  bereitstehen,  haben  den  minimum  wage  zum 
beherrschenden  gemacht,  so  ist  in  der  Weißwarenindustrie  Dunedins 
und  Christchurchs  nur  der  zehnte  Teil  der  Angestellten  über  dem  Mi- 
nimum entlohnt;  in  Industrien  freilich,  deren  Arbeiter  stark  unterschied- 
liche Geschicklichkeit  besitzen,  hat  diese  Ausgleichung  nicht  stattge- 
funden, so  sind  in  der  Schuhwarenindustrie  Neuseelands  75%  der  Ar- 
beiter über  dem  .minimum  wage'  gezahlt. 

Eben  dieser  Minimum-Lohn  hat  aber  auch  zur  Entlassung  von 
Arbeitern  geführt,  die  von  geringerer  Geschicklichkeit  oder  mit  Alters- 
oder Krankheitsgebrechen  behaftet  sind.  Für  diese  ist  zwar  die  Fest- 
stellung eines  besonders  niederen  Lohnes  in  den  Schiedssprüchen  er- 
folgt und  seine  Zubilligung  geschieht  durch  besonderen  Erlaubnisschein 
ipermit)*7),  aber  weder  die  Arbeiter  lieben  diese  degradierende  Aus- 
nahmsstellung, von  der  man  sich  schwer  wieder  erhebt,  noch  sind  alle 
Unternehmer  geneigt,  sich  durch  Indienststellung  einer  größeren  Anzahl 
solcher  Leute  im  öffentlichen  Ansehen  zu  schaden.  Daß  die  Gewerk- 
schaften dieser  Institution  gegnerisch  gegenüberstehen,  braucht  nicht 
weiter  begründet  zu  werden. 

So  sieht  sich  mancher  alte  Arbeiter  aus  seinem  Berufe  verdrängt, 
ein  Opfer  der  notwendigen  Lohnpolitik  und  Lohnfestsetzung  für  den 
kräftigen  industriellen  Arbeiter.  Manche  dieser  invaliden  Arbeiter, 
andere,  die  oft  nicht  einmal  mehr  fähig  sind,  den  .Permit'lohn  zu  er- 
reichen. finden  in  heimindustrieller  Tätigkeit  ihr  elendes  Fortkommen. 

Auch  die  Beschäftigung  der  weiblichen  Hände  ist  in  einigen  Ge- 
werben beschränkt  worden;  obwohl  dies  vom  Standpunkt  der  Gewerk- 
schaften gerechtfertigt  erscheint,  da  von  jenen  der  größte  Lohndruck 
ausgeht  und  auch  die  Sozialpolitik  erst  den  Familienversorger  ent- 
sprechend gelohnt  sehen  will,  so  mußte  es  doch  seine  großen  Härten 
in  Einzelfallcn  ausüben. 

Die  Heimindustrie  ist  in  einigen  Gewerben  künstlich  belebt  worden, 
wo  sie  den  Geschäftsleuten  gewinnbringender  schien,  als  die  Beschäf- 
tigung der  Arbeiter  in  eigenen  Werkstätten  zu  den  Stücklöhnen  der 
Schiedssprüche. 

In  der  Weißwarenindustric  und  anderwärts  ist  der  Verkauf  des 
Rohmaterials  und  der  Rückkauf  der  gefertigten  Gegenstände  zur  Ein- 
führung gelangt,  doch  ist  dieser  Gesetzesumgehung,  abgesehen  von 

•7)  Die  Schiedssprüche  bestimmen  die  zu  ihrer  Erlassung  befugten  Stellen 
(NZ.  98). 
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seiner  natürlichen  Beschränkung  auf  wenige  Gebiete,  auch  hier  keine 
besondere  Ausdehnung  nachgewiesen  worden“). 

Der  einzelne  Arbeiter  hat  aber  jedenfalls  auch  dadurch  gewon- 
nen, daß  die  Arbeiterverbände  heute  eine  ganz  andere  Macht  bilden, 
als  es  vor  der  Inkraftsetzung  der  Schiedsgerichtsgesetzgebung  der 
Fall  war. 

Die  ihnen  in  den  ersten  Gesetzen  zugesprochene  Stärkung  in  ihrer 
Stellung  ist  ihnen  schon  allein  dadurch  geworden,  daß  die  Schiedsge- 
richtsgesetze ihre  Rechtssprechung  an  die  Anrufung  durch  einen  Ver- 
band anknüpfen. 

Mitgliedschaft  der  Gewerkschaften. 

Staat  1901  1903  1905  1906 

Neusüdwales  58203  63510  78665  84015 

Westaustralien  8974  15  515  >5981  — 

In  Neuseeland  zeigt  sich  die  werbende  Kraft  der  Leistungen  der 
Gewerkschaften  in  dem  Fortschritt  der  Ziffern  der  jüngsten  Jahre : 

Gewerkschaften. 


Zahl. 

Mitglieder. 

1902 

— 

23816 

>903 

— 

27  640 

1904 

273 

30  271 

1906 

274 

34  978. 

Mochte  auch  das  Schwergewicht  der  Lohnregulierung  auf  die  Tä- 
tigkeit der  Gewerkschaften  gefallen  sein,  so  haben  sie  dennoch  dafür 
ihre  Freiheit  aufgegeben  und  nehmen  in  den  Diktaten  des  Schiedsge- 
richts Lohn-  und  Arbeitsbestimmungen  entgegen,  die  sic  selbständig 
ebenso  gut,  oft  besser  hätten  zu  erreichen  vermocht.  Auch  die  Aner- 
kennung der  Vorzugsbeschäftigung  von  Gewerkschaftsmitgliedern  ist  in 
vielen  Fällen  nichts  als  die  Fortsetzung  einer  vor  der  Schiedsgerichts- 
sprechung  in  weitem  Umfang  zuerkannten  Begünstigung. 

Die  große  Gewerkschaft  hätte  dieser  Gesetzgebung  nicht  so  not- 
wendig bedurft,  als  die  kleine  ihrer  bedarf. 

Der  Richter  des  Schiedsgerichts  von  Neusüdwales  beschrieb  die 
Verschiedenheit  der  Notwendigkeit  des  Schiedsgerichtsgesetzes  für  starke 
und  schwache  Gewerkschaften  in  seinem  Schiedsspruch  über  die  I.a- 
dcnangestcllten  zutreffend  dahin: 

»Die  Gewerkschaft  der  I.adenangestcllten,  wenn  sie  auch  als  ent- 
sprechende Vertretung  ihres  Gewerbes  erscheint,  ist  doch  numerisch 
und  finanziell  schwach  und  sie  geht  uns  mit  ihren  Bitten  an,  da  sie 
selbst  nur  einen  sehr  geringen  Druck  auf  die  Unternehmer  auszuüben  ver- 
mag und  deshalb  auf  das  Schiedsgericht  angewiesen  ist.  Wir  haben 

*»)  Clark  1 135. 
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es  hier  nicht  mit  einer  der  Gewerkschaften  zu  tun,  die  so  stark,  so 
durchaus  organisiert  und  das  Gewerbe  so  beherrschend  ist,  daß  sie 
vor  das  Schiedsgericht  nur  gehen,  um  zu  sehen,  was  sie  bekommen 
können  — wissend,  daß  sic  — auf  den  Streikweg  sich  begeben  können, 
wenn  nicht  alles  bewilligt  wird,  was  sie  verlangen.« 

Die  Schiedsgerichtsgesetzgebung  hat  aber  nahezu  in  allen  Gebieten 
gewerkschaftliche  Betätigung  geweckt;  haben  doch  sogar  die  Dienstboten 
Neuseelands  sich  im  Jahre  1907  organisiert;  wo  Mut  und  Geneigtheit 
zur  Vcrbandsbildung  bislang  fehlte,  hat  das  Gesetz  freie  Bahn  ge- 
schaffen. 

Wenn  auch  die  Gewerkschaften  darüber  klagen,  daß  die  Schieds- 
gerichte mit  der  Menge  ihrer  Pflichten  und  Aufgaben  das  Interesse 
von  anderen  Gewerkschaftsfragen  abziehen  oder  die  Fälle  mit  ihren 
großen  Kosten  die  Gewerkschaftskassen  so  erschöpfen0’),  daß  an  an- 
dere gewerkschaftliche  Aufgaben  nicht  mehr  gedacht  werden  kann,  so 
besteht  doch  in  der  Arbeitsvertragsregulierung  die  höchste  und  erste 
Aufgabe  solcher  Verbände. 

Die  Gewerkschaftsidee  ist  ohne  Zweifel  zu  einer  Blüte  gelangt, 
die  sich  für  die  Arbeiterschaft  Australasiens,  ihren  intellektuellen  und 
wirtschaftlichen  Fortschritt  von  großem  Vorteil  erwiesen  hat  und  noch 
mehr  erweisen  wird. 

D.  Allgemeine  Volkswirtschaft. 

Es  hat  ungeheures  Aufsehen  erregt,  als  der  Sekretär  des  neusee- 
ländischen Arbeitsamtes,  Tregear,  1906  erklärte,  daß  seit  der  Einführung 
der  Schicdssprechung  die  Löhne  um  8 % gestiegen  sind,  die  Kosten 
des  Lebensunterhaltes  in  der  gleichen  Zeit  sich  um  15 — 20%  hoben; 
Miliar,  der  Minister  für  Arbeit,  gab  später  (1907)  jene  Steigerung  auf 
«V*  %.  diese  auf  22  % an. 

Auf  der  dritten  interkolonialen  Konferenz  der  Unternehmer  wurde 
die  Preissteigerung  der  Lebenshaltung  mit  der  Schiedsgesctzgebung  in 
Zusammenhang  gebracht ; die  einengenden  Lohn-  und  Arbeitsbedingun- 
gen hätten  die  Produkte  so  verteuert,  daß  alle  Vorteile,  die  durch  höhe- 
ren Lohn  erreicht  wurden,  wieder  aufgezehrt  wurden.  Da  die  sinkende 
Kaufkraft  des  Geldes  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  berührt,  so  sei 
es  eine  Frage  der  nationalen  Wirtschaft,  jenen  Faktor  ihrer  Verschlim- 
merung wieder  auszuschalten. 

An  einigen  Beispielen  der  Erhöhung  der  Produktionskosten  ist 

*’)  In  Westaustralien  werden  die  Ausgaben  für  die  Durchführung  eines  Kalles 
tZcugcngclder,  Kntschädigung  des  Gewerkschaftssekretärs)  auf  15  im  Durchschnitt 
angegeben ; in  Neusüdwales  kamen  grobe  Streitsachen  durch  die  Gebühren  der 
Rechtsanwälte  auf  200  bis  300  £ zu  stehen.  Die  Gerichtskosten  selbst  spielen 
nirgends  eine  Rolle,  sie  sind  ganz  unerheblich. 

Archiv  filr  Sozialwi.senschaft  und  Sozialpolitik.  XXV11.  a.  3° 
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diese  kühne  Behauptung  fundiert  worden.  So  erklärte  auf  jenem 
Fragebogen  von  Otago  ein  Beantworter,  daß  er  davon  abstand , 
6000  £ in  einer  gewerblichen  Tätigkeit  anzulcgcn , da  die  Kosten 
der  Errichtung  eines  Gebäudes  infolge  des  Schiedsgcrichtsgcsetzes 
sich  auf  25  bis  3373%  höher  stellen,  als  früher.  Aehnlichc  Klagen 
wurden  von  den  Bauunternehmern  erhoben  und  die  Notwendigkeit 
der  Steigerung  der  Rente  damit  zu  beweisen  gesucht.  Tatsäch- 
lich liegt  aber  gerade  auf  diesem  Gebiete  der  Hauptgrund  der  Ver- 
teuerung in  einer  wilden  Bodenspekulation,  die  mit  der  nahezu  seit 
zwei  Jahrzehnten  andauernden  Blüte  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
besonders  der  Urproduktion  und  mit  den  eigenartigen  orographischen 
Verhältnissen  der  Städte  Neuseelands  zusammenhängt,  die  wie  Wel- 
lington, Dunedin,  in  einigem  Umfang  auch  noch  Auckland,  auf  eine 
schmale  Fläche  cingczwängt  sind,  so  daß  der  verfügbare  Grund  und 
Boden  mit  jeder  weiteren  Beanspruchung  sich  im  Preise  sprungweise 
hebt. 

Seddon  hat  diese  Bodenspekulation  als  den  Hauptschuldigen  an 
der  ganzen  Verteuerung  des  Lebensunterhaltes  wirksam  an  den  Pranger 
gestellt : 

»Trotz  der  Zunahme  der  Löhne  geht  es  den  Arbeitern  nicht  besser, 
da  die  Lebensunterhaltskosten  zu  sehr  angewachsen  sind.  Leute,  die 
weder  Unternehmer  noch  Arbeiter  sind,  haben  jenes  Geld  an  sich  ge- 
rissen; das  sind  jene  Personen,  die  den  Wertzuwachs  von  Land  als 
ihren  Profit  einstreichen  und  damit  die  Unternehmer  der  Früchte  für 
ihre  Tätigkeit,  die  Arbeiter  des  Lohns  ihres  Fleißes  berauben.  Den 
Augenblick,  in  dem  dieser  Schwierigkeit  begegnet  ist,  werden  die  Le- 
bensunterhaltskosten nicht  mehr  ansteigen  und  der  Anlaß  für  eine 
weitere  Lohnsteigerung  entfällt.« 

Andere  Steigerung  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes  haben  ihre 
Grundlage  in  der  Gestaltung  der  Weltmarktpreise: 

Eisen,  Kupfer,  Blei,  Zink,  Kohle,  Wolle,  Baumwolle  stiegen  im 
letzten  Jahrzwölft  namhaft  im  Preise  ,0),  jene  ersten  zwei  zur  Erhöhung 
der  Rente,  wie  zur  Steigerung  der  industriellen  Weiterverarbeitungs- 


M) 

Roheisen  x) 

Kupfer*) 

Blei*) 

Zink  *) 

engl.  Middlcstro 

London 

London 

London 

1000  kg  Mamburg  verzollt 

1016  kg 

101b  kg 

101b  kg 

Mk. 

£ sli.  p. 

£ sh.  p. 

4'  sh.  p. 

Preis  1894 

56.7 

40  7 4 

911  6 

15  8 7 

> 1904 

62,1 

59  — ö 

12  2 10 

22  11  10 

* 1906 

72,7 

87  8 6 

18  4 1 

27  1 5 

')  Jahrbuch  des  Deutschen  Reiches  1904  und  1907. 

■)  Statistische  Zusammenstellungen  der  Metallurgischen  Gesellschaft,  A.-G., 
Frankfurt  a.  M.  April  1907. 
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kosten  beitragend ; Kohle  im  Haushalt  des  Arbeiters,  wie  in  der  Fa- 
brik ein  wichtiger  Faktor;  Wolle  und  Baumwolle  die  Preise  für  Be- 
kleidung erhöhend. 

Eine  besonders  schwer  empfundene  Verteuerung  ergab  sich  beson- 
ders für  Neuseeland  aus  der  Verschiff barkeit  von  Fleisch  und  Butter 
nach  Europa.  War  noch  vor  zwanzig  Jahren  in  Teilen  von  Neuseeland 
ein  ganzes  Lamm  um  eine  halbe  Krone  erhältlich,  so  ist  der  Preis 
jetzt  das  4-  bis  öfachc.  Die  Schiffe  haben  sich  erst  allmählich  mit 
entsprechenden  Kühlräumen  versehen,  die  Methode  der  Verarbeitungen 
zu  Lande  und  die  Art  der  Verschiffung  haben  erst  langsam  jenen  Grad 
der  Vervollkommnung  erreicht,  der  in  England  neuseeländischem  ge- 
frorenem Fleisch  den  Markt  miteröffnete  und  seinen  Preis  hob;  die  Ver- 
sendung von  Butter  mußte  noch  länger  auf  Erfolg  warten. 


Ausfuhr  von  gefrorenem  Fleisch 

Ausfuhr  von  Butter 

Millionen  lb. 

in  1000  Cwt. 

1891 

I IO 

39 

1895 

127 

58 

1900 

207 

172 

1903 

266 

285 

1904 

214 

314 

>905 

189 

306. 

Unter  diesem  ungeheuren  Aufschwung  der  Urproduktion  gewann 
Neuseeland  entsprechend;  die  Preise  ihrer  Produkte  stiegen  unausgesetzt, 
sie  brachten  aber  für  den  Arbeiter  eine  starke  Verteuerung  seiner 
wesentlichsten  Nahrungsmittel  und  obendrein  trat  durch  den  Umstand, 
daß  dem  kritischen  Markte  Londons  das  beste  Fleisch  und  der  beste 
Butter  zugeht,  eine  erhebliche  Verschlechterung  von  Schaffleisch  und 
Butter  für  den  heimischen  Tisch  ein. 

Bei  dem  starken  Konsum  von  Fleisch  im  neuseeländischen  Haus- 
halt spielt  die  Verteuerung  dieses  Nahrungsmittels  eine  größere  Rolle 
als  in  den  Ländern  mit  mehr  vegetabilischer  Ernährung  der  unteren 
Klassen.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Verteuerung  der  Kartoffel,  die 
in  Neuseeland  durch  die  große  Verbreitung  der  blight(Brand)-Krankheit 
erfolgte,  nicht  ein  so  großes  Unglück,  als  es  dies  anderwärts  wäre, 
immerhin  wird  sic  aber  doch  schwer  empfunden,  da  die  Kartoffel  zu 


dem 

fetten  Lammfleisch  als  schmackhafte  Zutat  allseits 

begehrt  wird. 

Kohle ') 

Wolle  ■) 

Baumwolle  ’) 

engl.  Sunderland  Nußkohle 
ab  Board  Hamburg 
1000  kg 

gcwasch.  Buenos-Ayres 
I 4 MtZ. 
Bremen  1 dz 

Middl.  Upland 
Bremen  1 dz 

Preis 

1894 

14,9  Mk. 

292,9  Mk. 

72,4  Mk. 

> 

1904 

16,6  > 

376,9  * 

• =4.3  * 

» 

1906 

•7,6  » 

414,5  » 

113,6  » 

*)  Jahrbuch  des  Deutschen  Reiches  1904  und  1907* 

Oä 

O 

# 
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Wellington 

1891 »') 

1905  *•) 

Rindfleisch  per  Pfund 

3-5  d. 

41/«— 7 d. 

Schaffleisch  » * 

2—4’/«  d. 

4 — 6 d. 

Schweinefleisch  per  Pfund 

4 — 6 d. 

6—8  d. 

Hutter  per  Pfund  frisch  (gesalzen) 

9 (7)  d. 

10  d.  bis  1 sh.  1 d.  ( 

Kartoffel  per  Cwt. 

4 sh.  bis  7 sh.  6 d. 

12  sh.  bis  18 

Seife  » * 

10  sh.  bis  25  sh. 

16  sh.  bis  25 

Die  Steigerung  der  Unterhaltskosten  ist  in  diesem  Zeitraum  auch 
in  allen  andern  Ländern  gewachsen  und  Clark  konstatiert,  daß  die 
Vereinigten  Staaten  auch  ohne  jede  Schicdsgerichtsgcsetzgcbung  eine 
ziemlich  gleiche  Steigerung  der  Preise  in  den  8 Jahren  1896 — 1902 
durchzumachen  hatten,  wie  dies  in  Neuseeland  erfolgte. 

Einen  Teil  der  Preissteigerung  glaubt  man  in  Neuseeland  den 
Unternehmern  zur  Last  legen  zu  können,  da  sie  durch  die  Schiedsge- 
richtsgesetzgebung sich  zu  Verbänden  organisiert  hätten,  von  denen  aus 
Monopolpreise  sich  erhoben;  in  weiterem  Umfang  soll  dies  bei  indu- 
striellen Fabrikaten  sich  eingestellt  haben.  Für  die  Fleischpreise  Wel- 
lingtons glaubte  man  eine  geheime  Verabredung  der  Metzger  verant- 
wortlich machen  zu  können. 

Endlich  hebt  Clajk  hervor,  daß  der  Unternehmer  einen  gewissen 
Prozentsatz  von  den  Gesamtmaterial-  und  Arbeitskosten  verlange  ; mit 
dem  Anwachsen  dieser  beiden  steigere  sich  der  Unternchmergewinn 
und  damit  der  Preis  des  fertiggcstellten  Produkts.  Für  handwerksaftige 
Arbeiten  wurde  mir  das  in  Neuseeland  zugegeben,  für  Industrie  aber  un- 
gefähr in  der  Weise  bestritten,  wie  das  von  einem  Beantworter  des 
Otago  Fragebogens  erfolgt  ist: 

»Die  Kosten  der  Rohmaterialien  für  die  gewerbliche  Weiterver- 
arbeitung und  die  Löhne  sind  gestiegen,  deshalb  müssen  auch  die  Güter 
teurer  verkauft  werden.  Aber  cs  ist  schwierig,  die  Preise  im  Verhält- 
nis zum  Anwachsen  der  Produktionskosten  zu  steigern.  ' Die  Käufer 
sind  gewohnt  »für  einen  Artikel  einen  bestimmten  Preis  zu  zahlen  und 
es  ist  schwierig,  einen  höheren  Preis  anzusetzen.  Der  Gewinn  kann 
unter  diesen  Umständen  nicht  erhöht  werden.« 

Der  Unternchmergewinn  im  Einzelprodukt  hat  sich  wohl  nur  in 
wenigen  Fällen  erheblich  steigern  lassen. 

Sicher  ist  aber  der  Fortschritt  in  der  Lage  der  Arbeiter  nicht 
auf  Kosten  der  Unternehmer  erfolgt:  in  den  meisten  Erwerbszweigen 
bedeuteten  kürzere  Arbeitszeit  und  höherer  Lohn  äquivalente  bessere 
Produktion,  in  anderen  hat  die  Zunahme  des  Umsatzes,  wie  er  mit 
dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  und  dem  glänzenden  Vorwärlsschrciten 
der  Urproduktion  sich  ergab,  bei  Bescheidung  mit  kleinerem  Profit  bei 

’■)  Entnommen  dem  Report  on  the  burcau  of  Industries  von  1892. 

’*)  Entnommen  dem  Jahrbuch  fUr  Neuseeland.  Ausgabe  1906.  S.  413  I. 
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den  einzelnen  Artikeln  eine  Mehrung  des  Gesamtprofits  gebracht. 

Für  Neusüdwalcs  und  Westaustralien  sind  diese  Behauptungen  von 
der  ungünstigen  Beeinflussung  des  allgemeinen  Wirtschaftslebens  durch 
die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes  kaum  je  erhoben  worden.  Die 
grossen  Verluste  in  Bodenspekulationen,  die  in  beiden  Kolonien  im 
letzten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  erlitten  wurden,  haben  deren 
Wiederkehr  in  gleicher  Stärke  verhindert  und  damit  einen  der  schlimm- 
sten Faktoren,  der  in  Neuseeland  die  Hauptverantwortlichkeit  zu  tragen 
hat,  nicht  so  zur  schädlichen  Einwirkung  kommen  lassen,  wie  in  der 
Inselkolonie. 

Die  Gleichheit  der  wichtigsten  Eebcnsmittelpreise  und  Löhne  in 
all  den  australischen  Kolonien,  ob  mit  oder  ohne  Schiedssprechung 
zeigen71),  daß  das  Schiedsgericht  wirklich  keinen  erheb- 
lichen Einfluss  auf  die  Produktion  wie  das  allge- 
meine Wirtschaftsleben  ausübte. 

Die  Lohnsteigerungen,  die  sich  aus  denSprüchen 
der  Schiedssprüche  ergaben,  waren  in  der  Tat  nicht 
die  Ursache  der  Verteuerung  der  Lebenshaltung, 
sondern  die  Folge. 

Der  Minister  für  Arbeit  in  Neuseeland,  Miliar,  sagt:  Die  hohen 
Lebensmittelpreise  haben  die  Zunahme  der  Löhne  wieder  verschlungen; 
aber  wo  wären  wir  gewesen,  wenn  wir  dieses  Anwachsen  der  Löhne 
nicht  erreicht  hätten ! 

Das  Schiedsgericht  hat  die  Anpassung  der  Löhne  an  die  höheren 
Unterhaltskosten  vollzogen;  da  es  alle  Zweige  von  Handel  und  Ge- 
werbe unter  seiner  Rechtsprechung  hat,  so  konnte  es  dies  glcichmäs- 
sig  vollziehen  und  verhindern,  daß  die  von  keiner  Gewerkschaft  ge- 
stützten schwachen  Arbeiterberufe  durch  die  höheren  Lcbensmittel- 
preise  in  wachsende  Unterernährung  hineingetrieben  wurden. 

Kein  Beweis  ist  erbracht  für  die  Beeinträchtigung  der  allgemeinen 
Volkswirtschaft  durch  die  Schiedssprechung,  wohl  aber  dafür,  daß  die 
verhängnißvollen  Folgen  der  Veränderung  des  Welt-  und  Kolonial- 
marktes von  den  Arbeitern  teilweise  abgewendet  worden  sind,  indem 
die  Lohnverhältnisse  vom  Schiedsgericht  den  neuen  Lebensbedingungen 
anzupassen  gesucht  wurden. 

4.  Die  Gesetzesreform. 

A.  Arbeiter  und  Gewerkschaften. 

Die  Gesetzgebung  in  ihrer  bestehenden  Gestalt  zeigt  viele  Lücken, 
die  zu  Rechtsprechungen,  die  oft  der  Absicht  der  Gesetzgebung  zu- 
widerliefen, veranlaßte. 

Der  .Trades  and  Labour  Council  of  New  Zealand’  verwendet  all- 

7>)  S.  auch  Clark  I S.  225. 


Digitized  by  Google 


466 


Robert  Schachner, 


jährlich  einen  großen  Teil  der  Zeit  seiner  Jahresberatungen  auf  die 
Feststellung  der  bestehenden  Härten  und  naht  der  Regierung  mit  Re- 
form Vorschlägen. 

Die  in  der  Praxis  in  Verfall  geratenen  Versöhnungsausschüsse 
werden  von  den  Gewerkschaften  aufrecht  zu  erhalten  gesucht.  Sie 
sprechen  ihnen  nach  ihrer  Zusammensetzung  eine  bessere  Kenntnis 
der  örtlichen  Verhältnisse  zu  und  glauben  in  dem  sclbstgewählten  oder 
mangels  Uebereinstimmung  vom  Staat  aufgestellten  Vorsitzenden  einen 
Mann  zu  besitzen,  der  den  ihm  vorgelegten  Ansichten  näher  tritt,  als 
der  Richter.  Diesen  Richtern  der  Schiedsgerichte  machten  sie  in  der 
Konferenz  von  1906  den  ausdrücklichen  Vorwurf,  daß  sic  weniger  nach 
dem  Ausfall  der  Zeugenaussagen,  als  nach  selbst  gebildeten  Prinzipien 
an  die  Entscheidung  der  Fälle  herantreten.  Um  die  Versöhnungsaus- 
schüsse wieder  zu  größerem  Ansehen  zu  bringen,  ist  der  Regierung  im 
Jahre  1906  nahcgelegt  worden:  ihren  Empfehlungen  vorläufige  Gültig- 
keit zu  geben,  auch  wenn  das  Schiedsgericht  hiegegen  angerufen  wird; 
dann  bei  solchen  Berufungen  nur  jene  Punkte  zur  Neuberatung  vor 
dem  Schiedsgericht  gelangen  zu  lassen,  hinsichtlich  deren  man  sich  nicht 
einigen  konnte;  endlich  wurde  verlangt,  die  angenommenen  Empfeh- 
lungen mit  dem  Charakter  von  awards  zu  versehen,  statt  wie  derzeit 
mit  dem  von  agreements. 

Gegen  die  Verzögerung  der  Entscheidungen  um  Jahresfrist  und 
mehr  richtete  sich  seit  jeher  der  Unwille  der  Arbeiterverbände.  Darauf- 
hin geht  der  Konferenzbeschluß,  daß  alle  Entscheidungen  des  Gerichts- 
hofes innerhalb  3 Monaten  nach  Einbringung  des  Falles  vorbeschieden 
werden  müssen.  Als  der  zweckmäßigste  Weg  wurde  die  Schaffung 
zweier  Schiedsgerichte,  eines  für  die  Nord-,  das  andere  für  die  Süd- 
inscl  vorgeschlagcn,  doch  scheiterte  dieser  Antrag  an  dem  Bedenken, 
dass  dadurch  die  gewerblichen  Verhältnisse  beider  Teile  sich  verschie- 
den gestalten  würden. 

Endlich  kehren  die  Klagen  über  die  Verfolgung  der  Gewerkschaftsmit- 
glieder durch  die  Unternehmer  immer  wieder  und  es  werden  wirksamere 
Maßregeln  gefordert,  als  sic  im  Gesetz  enthalten  sind ; während  der- 
zeit nur  Mitglieder  und  diese  schlecht  vor  Verfolgungen  geschützt  sind, 
soll  auch  denen,  die  Gewerkschaftler  werden  wollen  oder  sich  mit  dem 
Gedanken  tragen,  Gewerkschaften  ins  Leben  zu  rufen,  gesetzlicher 
Schutz  in  ihrer  Organisationslust  und  -täligkeit  zuerkannt  werden. 

Die  im  Selbstinteresse  geforderte  Zubilligung  der  »unbedingten« 
Vorzugseinräumung  an  Gewerkschaftsmitglieder  — unconditional  pre- 
ference to  unionists  ist  ein  alter  Wunsch74). 

,4)  Er  gründet  sich  vor  allem  auch  darauf,  daß  die  zwangsweise  Aufnahme 
jedermanns  das  Ansehen  der  Gewerkschaft  schädigen  müsse,  die  bisher  darauf 
hielten,  nur  durchaus  tüchtigen  Arbeitern  Aufnahme  zu  gewähren. 
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Viele  der  Gewerkschaftsmitglieder  sind  freilich  mit  der  derzeitigen 
Verfassung  und  Rechtsprechung  des  Schiedsgerichtes  unzufrieden  und 
es  kam  im  Jahre  1906  sogar  zu  einem  Antrag,  das  »mangelnde  Ver- 
trauen in  das  Gesetz«  festzustellen,  was  aber  mit  mehr  als  Zweidrittel- 
majorität abgclehnt  wurde. 

Um  das  Gesetz  wirksamer  zu  machen,  ist  es  ein  alter  Gedanke  der 
staatssozialistischcn  Gewerkschaftsmitglieder,  dem  Staate  die  Kontrolle 
der  Preise  zuzumuten,  davon  ausgehend,  daß  der  Staat,  der  Arbeiter 
zwei  Jahre  an  gewisse  Löhne  binde,  auch  die  Kaufkraft  dieser  Löhne 
in  gewissem  Umfang  zu  garantieren  habe. 

Staatliche  Arbeiterhäuser,  Kohlenbergwerke  sind  einige  der  Maß- 
regeln der  Regierung,  mitveranlaßt  durch  die  Rücksichten,  die  sich  für 
die  in  ihrem  Einkommen  staatlich  gebundenen  Arbeiter  aufdrängten. 

Weit  größeren  Anlaß  zur  Beschwerde  als  in  Neuseeland  glaubten 
die  Gewerkschaften  Neusüdwales  zu  haben,  wo  sogar  der  Fall  eintrat, 
daß  die  Verbände  der  Kohlenbergwerke  des  Newcastle-Distriktes  ihre 
Eintragung  in  das  Register  zurückzogen,  da  sie  sich  von  der  bestehen- 
den Schiedssprechung  nichts  zu  versprechen  vermochten. 

Es  sind  nicht  weniger  als  13  Punkte,  in  denen  eine  Deputation  der 
im  Schiedsgerichtsregister  eingetragenen  Gewerkschaften,  die  im  April 
1906  dem  Ministerpräsidenten  aufwartete,  Abänderungen  für  notwendig 
erachtete : 

1.  Gegen  die  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  über  die  »ge- 
meine Regel«  (common  rulc)  richtet  es  sich,  wenn  verlangt  ist,  daß  der 
Gerichtshof  hinfort  eine  common  rule  bei  jeder  »Uebereinkunft«  — in- 
dustrial agreement  — gewähren  soll,  wenn  die  Parteien  das  Gewerbe  in 
entsprechender  Stärke  vertreten. 

2.  Die  vielen  Appelle  in  Rechtssachen  veranlaßten  die  Forderung,  die 
Befugnisse  des  Gerichtshofes  so  auszudehnen,  daß  es  hinfort  unmög- 
lich ist  ein  Rechtsmittel  einzulegen,  wo  der  Gerichtshof  nicht  ganz 
offenbar  und  ungeheuerlich  (flagrantly)  seine  Befugnisse  überschreitet. 

3.  Gegen  den  Vorwurf,  daß  der  Gerichtshof  aus  einem  Organe  zur 
Schlichtung  von  ausgebrochenen  Lohnstreitigkeiten  eine  Lohn-  und 
Arbeitsregulierungsstelle  geworden  ist,  richtet  sich  das  Verlangen,  das 
Gesetz  ausdrücklich  in  seinen  Definitionen  und  seinen  allgemeinen  Be- 
fugnissen so  zu  gestalten,  daß  es  klar  ersichtlich  ist,  daß  der  Gerichts- 
hof eine  Stelle  ist  mit  der  Machtbefugnis,  die  allgemeinen  Be- 
dingungen eines  Gewerbes  für  eine  bestimmte  Zeit 
auf  Anrufen  des  Verbandes  der  Arbeitgeber  oder 
Arbeitnehmer  zu  ordnen. 

Dadurch  sollte  auch  der  Rechtsprechung,  die  für  die  Einbringung 
eines  Falles  den  Nachweis  einer  bestehenden  und  fortdauernden"5) 

’5)  Der  Gerichtshof  forderte  bekanntlich  eine  »actual«  Uneinigkeit  zwi- 
schen den  Parteien  des  Arbeitsvertrages  und  die  Fortdauer  des  ArbeilsverhMtnisses 
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Uneinigkeit  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  fordert , begegnet 
werden. 

4.  Die  schwankende  Stellungnahme  des  Gerichtshofes,  die  einmal 
die  ungünstige  Lage  eines  Unternehmens  als  den  Richtpunkt  für  nie- 
dere Löhne  ansicht,  das  andere  Mal  bei  der  günstigen  Lage  die  Be- 
rücksichtigung dessen  versagt,  veranlaßte  die  Gewerkschaften  eine  Er- 
gänzung des  Gesetzes  zu  wünschen,  die  den  Gerichtshof  anweist,  die 
Unternehmergewinnc  bei  Ansetzung  des  minimum-wage  in  Berechnung 
zu  ziehen.  Auch  sollte  der  minimum  wage  in  keinem  Falle  geringer 
sein  als  das  zum  Lebensunterhalt  notwendige  Einkommen  verlangt 
(living  wage). 

5.  Der  Gerichtshof  soll  die  Befugnis  erhalten,  Versöhnungsaus- 
schüsse zu  berufen,  die  ihm  in  der  Herstellung  seiner  Schiedssprüche 
zur  Seite  stehen  sollen. 

6.  Die  bestehende  »Vorzugseinräumung  an  Gewerkschafter*  be- 
friedigt die  Arbeiterverbände  so  wenig,  daß  sie  mit  einer  umfassende- 
ren und  weitergehenden  Zuerkennung  dieses  Vorrechtes  bedacht  sein 
wollen. 

7.  Die  Umgehung  des  Gesetzes  durch  Heimarbeit  und  Kontrakt- 
arbeit, die  in  Wirklichkeit  sich  nur  als  Arbeitsleistungen  zu  geringem 
Löhnen,  als  sie  vom  Schiedsgericht  festgestellt  wurden,  darstellten,  soll 
unmöglich  gemacht  werden:  alle  Kontrakt-  und  Stücklöhne,  wo  die 
Arbeitsleistenden  in  der  Tat  nur  Arbeit  leisten  — nicht  eigenes  Ma- 
terial verarbeiten  — sollte  unter  die  Rechtsprechung  des  Schiedsge- 
richtes fallen. 

8 Das  Gesetz,  das  zurzeit  nur  bis  zum  30.  Juni  1908  in  Existenz 
gerufen  ist,  soll  nach  den  entsprechenden  Abänderungen  für  dauernd 
erklärt  werden.  Für  den  Bergbau  und  andere  dem  Schiedsgericht  ge- 
eignet erscheinenden  Sondergebiete  soll  ein  eigener  Gerichtshof  auf 
zwei  Jahre  zur  Schiedssprechung  berufen  werden.  Dies  richtet  sich 
vor  allem  gegen  die  Unfähigkeit  des  bestehenden  Gerichtshofes,  die  De- 
tails der  Tätigkeit  im  Bergbau  in  einer  den  Arbeitern  zufriedenstellen- 
den Weise  zu  regeln. 

9.  Bei  den  geheimen  Beweiserhebungen  über  die  Geschäftsverhält- 
nisse der  Unternehmer  soll  Arbeitervertretern  der  Zutritt  gestattet  wer- 

zwischcn  ihnen  nach  Erhebung  der  Klage  und  erklärt  das  Eintreten  der  Gewerkschaft, 
wo  ihre  Mitglieder  am  Streit  nicht  beteiligt  sind,  als  hinfällig.  In  manchen  Be- 
rufen, wo  die  Arbeiter  der  Gnade  und  Ungnade  des  Unternehmers  in  besonders  hohem 
Maße  ausgelieferl  sind,  besonders  in  denen  leicht  vertretbarer  weiblicher  Dienste, 
wurde  damit  die  Schiedssprechung  illusorisch  gemacht;  denn  jene  machtlosen  An- 
gestellten haben  weder  den  Mut  noch  die  tatsächliche  Möglichkeit,  einen  »Streit« 
im  technischen  Sinne  in  die  Wege  zu  leiten.  Hier  ist  cs  unbedingt  notwendig,  daß 
eine  Gewerkschaft  tätig  werden  kann. 
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den ; außerdem  soll  das  Schiedsgericht  das  Recht  haben  dieses  Beweis- 
material  durch  Sachverständige  nachprüfen  zu  lassen. 

10.  Die  unausgesetzten  aibeiterfcindlichen  Angriffe  der  Tagespresse 
von  Neusüdwales  führten  zu  dem  Verlangen,  daß  das  Schiedsgericht 
die  Befugnis  haben  soll,  Zeitungen,  die  cs  verächtlich  machen,  straf- 
rechtlich zu  verfolgen. 

11.  Die  große  Schwierigkeit,  die  heute  in  Neusüdwales  besteht,  die 
Durchführung  der  Schiedssprüche  zu  sichern,  da  die  ganze  Beweis- 
führung der  klagenden  Gewerkschaft  obliegt,  lassen  das  Vorgehen  staat- 
licher Ueberwachung,  wie  es  sich  in  Neuseeland  findet,  nachahmenswert 
erscheinen : alle  Schiedssprüche  und  Anordnungen  des  .Schiedsgerichts- 
hofes sollen  vom  staatlichen  Departement  ofLabour.  in  ihrer  Durchfüh- 
rung überwacht  und  erzwungen  werden.  Die  Gewerkschaften  sollen 
daneben  noch  das  Recht  haben,  den  Minister  zum  Einschreiten  zu  ver- 
anlassen, wo  sie  ihm  die  Notwendigkeit  dessen  vorstellen. 

12.  Das  größte  Verhängnis  für  die  Schiedssprechung  von  Neusüd- 
walcs  wurden  bekanntlich  die  rechtsgciehrten  Parteivertreter.  In  der 
vollen  Würdigung  dieser  Tatsache  ist  der  Ausschluß  des  rechtsgelehr- 
ten Berufes  und  der  bezahlten  Advokaten  gefordert,  nur  wirkliche 
(bona  fide)  Vertreter  der  Arbeiterverbände  und  wirkliche  (bona  fide)7*) 
Angestellte  der  Unternehmerverbände,  sollen  vor  Schiedsgericht  und 
Versöhnungsausschüssen  erscheinen  können,  cs  sei  denn,  beide  Parteien 
einigen  sich  über  Zulassung  von  Rechtsanwälten. 

13.  Endlich  wird  dem  Vorbilde  Neuseelands  folgend  der  Einschluß 
der  Dienstboten  in  das  Bereich  der  Gesetzgebung  gefordert. 

Die  lange  Reihe  dieser  Wünsche  ergeben  den  Umfang  der  Unzu- 
friedenheit der  Arbeiterverbände  mit  dem  Inhalt  des  Gesetzes  und  mit  der 
den  Arbeitern  unfreundlichen  Gestaltung  durch  engherzige  Interpreta- 
tion den  Intentionen  des  Gesetzes  ohne  Verständnis  gegenüberstehen- 
der Richter. 

Der  Arbeiterrat  (Labor  Council),  der  gleichzeitig  mit  der  Entsen- 
dung der  Deputation  an  den  Premierminister,  eine  öffentliche  Kund- 
machung publizierte,  erklärte  darin  ausdrücklich,  daß  die  Sympathien 
der  Arbeiter  dem  Schiedsgerichtsgedanken  gehören,  daß  die  Arbeiter 
aber  gewisse  Garantien  einer  arbeiterfreundlichen  Auslegung  dieses  Ar- 
beitergesetzes fordern  müßten: 

>Dic  große  Mehrheit  der  Gewerkschaften  begrüßte  das  Gesetz  mit 
hellem  Jubel,  versprach  es  doch  die  Aufrechterhaltung  des  gewerblichen 
Friedens  und  den  allgemeinen  Fortschritt  der  Wohlfahrt  der  Gesamt- 
heit. Mit  Ergebenheit  und  Langmut  wurden  die  Versuchsstadien  er- 
tragen. Nunmehr  ist  aber  das  Vertrauen  in  die  Machtbefugnis  Lohn- 

7fl)  Nicht  etwa  verkappte  Rechtsanwälte,  wie  das  einmal  in  Westaustralien 
versucht  wurde  : als  Vertreter  der  Verbände  fungierende  Rechtsgelehrte. 


Digitized  by  Google 


470 


Robert  Schachner, 


und  Arbeitsverhältnissc  zu  ordnen  erschüttert,  erschüttert  vor  allem 
durch  das  Hinzögern  der  Streitfälle  und  die  Entkleidung  des  Willens 
des  Gesetzes  durch  juristisch-technische  Auslegungen. « 

In  Westaustralien  hat  besonders  die  Beschränkung  der  Befugnisse 
des  Gerichtshofes  durch  seine  eigene  Rechtsprechung  die  Mißbilligung 
der  Gewerkschaften  erregt:  Vor  allem  ist  die  Weigerung  Stücklöhne 
im  einzelnen  festzusetzen  Gegenstand  der  Beschwerde;  auch  gegen  die 
Interpretation  des  Begriffes  minimum  wage  richtet  sich  der  Unwille; 
endlich  aber  hat  die  Versagung  der  Vorzugseinräumung  an  Unionisten 
im  Gesetze  von  Anfang  an  die  Unzufriedenheit  der  Anhänger  der  Gewerk- 
schaften mit  dem  gesetzgeberischen  Produkt  zur  Folge  gehabt,  auch  in 
Westaustralien  lehrt  die  Erfahrung,  daß  an  dem  Schiedsgericht  tätige 
Unionisten  einen  sehr  schweren  Stand  bekommen,  was  nur  durch  die 
Vorzugseinräumung  sich  verhindern  läßt. 

Eine  Entscheidung  des  Registrars,  wonach  beim  Schiedsgericht  ein- 
getragene Gewerkschaften  keine  politische  Zwecke  verfolgen  dürfen  und 
alle  Bestimmungen  nach  diesen  Richtungen  ausgeschaltct  werden  müs- 
sen, wurde  von  den  Gewerkschaften  als  unnötiger  Eingriff  in  ihre  Be- 
wegungsfreiheit empfunden  und  bekämpft. 

Wie  wenig  die  trüben  Erfahrungen  der  Vergangenheit  den  Glau- 
ben an  die  zwangsweise  Schiedssprechung  erschüttern  konnten,  geht  dar- 
aus hervor,  daß  alle  Programme  der  Arbeiterparteien  der  verschiedenen 
Kolonien,  in  denen  ja  das  Gewerkschaftselement  Ausschlag  gibt,  diese 
Forderung  beibehielten. 

Der  englische  Gewerkschaftsführer  Ben  Tillett,  der  ein  Vorkämpfer 
dieser  Idee  im  Mutterstaate  ist,  konnte  durch  die  Untersuchungen  der 
australischen  Schiedsgerichte  nicht  in  seinem  Glauben  an  die  Gesund- 
heit dieser  Idee  irre  gemacht  werden: 

»Ich  vertraue,  daß  durch  Reformen  die  heutigen  Mißstände  des 
Gesetzes  beseitigt  werden,  um  es  wirksam  in  Lohn-  und  Arbeitsstreitig- 
keiten zu  machen.  Es  wäre  zu  bedauern,  wenn  man  zu  dem  alten 
Chaos  und  Elend  der  Streikes  zurückkehren  würde,  der  nur  brutalen 
und  ehrlosen  Kapitalisten  Nutzen,  den  Arbeitern  nur  Elend  und  Hunger 
bringt.  Die  Gesetze  zu  beseitigen  hieße  die  »Henne  zu  töten,  die  gol- 
dene Eier  legt«,  ich  werde  nie  auf  hören  auch  nach  alledem,  was  ich 
in  Australien  sah,  das  erhabene  Prinzip  der  zwangsweisen  Schieds- 
sprechung gegen  seine  kurzsichtigen  Feinde  zu  verteidigen.« 

B.  Unternehmer  und  Unternehmerverbände. 

Die  Unternehmer  haben  von  Anfang  an  nicht  unterlassen,  ihren 
Widerwillen  gegen  die  Beeinträchtigung  ihrer  Vertragsfreiheit  auszu- 
drücken und  nur  die  geschäftliche  Klugheit  hat  da,  wo  die  Regierung 
ein  großes  Interesse  an  der  Gesetzgebung  nahm,  den  Kundgebungen 
ihrer  Feindschaft  Ziele  gesetzt.  In  Neuseeland  stellte  die  machtvolle 
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Otago  Daily  Times,  eine  der  einflußreichsten  Zeitungen  der  Kolonie, 
sich  in  den  Dienst  dieser  Richtung  und  hat  besonders  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Aufsätze  Mac  Gregors77),  die  von  Feindschaft  gegen 
die  Gewerkschaftsidee  strotzen,  die  Agitation  gegen  die  Schiedsgerichts- 
gesetzgebung gefördert. 

In  Sydney  standen  die  beiden  manchesterlichen  Tageszeitungen 
Daily  Telegraph  und  Sydney  Herald  in  der  maßlosen  Verunglimpfung 
der  Gesetzgebung  den  Unternehmerverbänden  als  treue  Genossen  zur 
Seite. 

Die  Konferenz  der  Unternehmerverbände  aller  australischen  Staaten 
erklärte  sich  im  Jahre  1906  gegen  die  bestehende  Schicdssprechung  in 
einer  Resolution,  die  einstimmige  Annahme  fand:  »Nach  Ansicht  der 
Konferenz  sei  die  Zeit  für  die  Annahme  eines  freiwilligen  Systems  der 
Versöhnung  und  Schicdssprechung  gekommen , das  die  bestehende 
Zwangsschicdssprcchung  von  Neusüdwales,  Neuseeland  und  Westaustra- 
licn  ersetzen  solle.« 

Die  erbittertste  Gegnerschaft  richtet  sich  gegen  die  Stärkung 
der  Gewerkschaften  durch  jene  Gesetzgebung,  die  man  bei  jener 
Konferenz  in  die  Worte  kleidete,  daß  man  nichts  gegen  gesetzmässige 
Gewerkschaften  habe,  ihre  Umgestaltung  in  politische  Maschinen  aber 
verurteile.  Als  ob  nicht  die  Unternehmerverbände  in  den  australischen 
liberalen  Parteien  eben  solche  Bundesgenossen  hätten,  als  sie  der  Ar- 
beiterpartei in  den  Gewerkschaften  zur  Seite  stehen. 

Besonders  die  Einräumung  der  Vorzugsstellung  für  Unionisten  hat 
von  jeher  die  Gegnerschaft  der  Unternehmer  besessen,  da  eben  da- 
durch die  allein  dem  Unternehmertum  und  Kapitalismus  wenigstens  in 
einigem  Umfang,  gewachsene  Vertretung  der  Arbeiter  künstlich  heran- 
gezogen wird.  Diesen  Angriffen  der  leitenden  Kreise  auf  die  Gewerk- 
schaften gegenüber  hat  mir  einer  der  größten  Unternehmer  Australiens 
versichert,  daß  er  die  Gewerkschaften  begünstige,  da  sie  die  Produk- 
tion auf  gleiche  Kostenbasis  stelle  und  verhindere,  daß  Schmutzkonkur- 
renz mit  Hungerlöhnen  anständige  Geschäftsleute  bedrohe.  Das  in 
Verhandlungen  der  Unternehmer  stets  zur  Schau  getragene  tiefe  Mit- 
empfinden für  die  armen  Nichtunionisten,  die  unter  der  Gewerkschafts- 
begünstigung ihr  Brot  verlieren,  wurde  von  einem  der  größten  Unter- 
nehmer Neuseelands  nicht  geteilt,  er  charakterisierte  die  Niehtantcil- 
nahmc  an  Verbänden  dahin,  daß  ihm  kein  anderer  Grund  hiefür  be- 
kannt sei,  als  der  der  Gcizigkeit  und  des  Eigennutzes,  der  andere  für 
sich  mühen  und  kämpfen  und  Geld  opfern  lasse,  um  sich  dann  selbst 
in  das  warme  Bett  zu  legen. 

Der  Minimum  wage  fand  in  jener  Konferenz  gleichfalls  Bekämpf- 
ung, da  seine  Feststellung  den  freien  Wettbewerb  mit  cingcftihrtcn  Gü- 

77)  Gesammelt  in  der  oben  angegebenen  Broschüre. 
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tcm  erschwere;  die  Industrie  müsse  volle  Freiheit  in  ihren  niedersten 
Löhnen  haben  — was  einer  Verteidigung  von  sweating  wages,  deren 
Beseitigung  dem  Arbitrationscourt  besonders  in  dem  jüngsten  Schieds- 
spruch für  die  Ladenangcstellten  wieder  angelegen  war,  gleichkommt. 

Die  Forderung  der  Beseitigung  der  Stücklöhne,  die  von  den  Ge- 
werkschaften bei  einigen  Schiedssprüchen  mit  Erfolg  gestellt  wurde 
und  ganze  Industrien  unter  Zeitlöhne  stellte,  wurde  in  jener  Konferenz 
abfällig  kritisiert:  die  Entlohnung  soll  der  Fähigkeit  des  Arbeiters  ent- 
sprechen und  Stücklohn  sei  ein  ehrenhafter  Beweis,  was  ein  Arbeiter 
wert  sei.  Noch  ungeheuerlicher  aber  sei  es,  die  Unternehmer  an  Fest- 
setzungen von  Stücklöhnen  zu  binden,  die  in  einzelnen  Berufen,  so  in 
der  Schneiderei  bis  auf  1300  Punkte  sich  erstreckt. 

Hier  sind  manche  Geschäftsleute  in  alten  Vorurteilen  befangen. 
Einer  der  größten  Schuhfabrikanten  Neuseelands  versicherte  mir,  daß 
er  unter  Zeitlöhnen  günstiger  arbeite,  als  ehedem  unter  Stücklöhnen. 
Einer  der  größten  Weißwarenindustriellen  Neuseelands  sagte : Bei 
Stücklöhnen  arbeiten  die  Angestellten,  wie  sie  sich  fühlen,  bei  Zeit- 
löhnen arbeiten  sie  gleichmäßiger,  was  dem  Unternehmer  sehr  wertvoll 
ist.  Stückarbeiter  ruinieren  auch  die  Maschinen  mehr.  Wenn  man 
das  Arbeitsquantum  weiß  und  die  ganze  Gruppe  der  Arbeiter  gleich- 
mäßig fortarbeitet,  müsse  sich  der  günstigste  Geschäftsbetrieb  unter 
Zeitlohn  ergeben.  In  diesen  und  anderen  Gewerben  ist  es  auch  kaum 
möglich,  bei  der  fortwährenden  Aenderung  der  Herstellungswcisc  und 
der  Erneuerung  der  maschinellen  Einrichtungen  entsprechende  Stück- 
lohntabellen festzustcllcn. 

Und  trotz  dieser  einleuchtenden  Argumente  jener  flammende  Pro- 
test gegen  die  Verteidigung  der  Zeitlöhne  durch  die  Arbeiter ! 

Endlich  kam  auch  noch  die  Lehrlingsfrage  zur  ausführlichen  Be- 
sprechung bei  jener  Untemehmerkonferenz;  die  Einschränkung  der 
Lchrlingsanzahl  wurde  als  Verbrechen  an  der  kommenden  Generation 
bezeichnet. 

Der  Tatsache,  daß  australische  Jungens  es  nicht  lieben  sich  an 
jahrelange  regelrechte  Lehrzeit  zu  binden,  daß  australische  Meister 
sich  nicht  die  Mühe  geben,  junge  Burschen  zu  erziehen,  endlich  daß 
in  vielen  Industrien  überhaupt  keine  Lehrzeit  mehr  notwendig  ist,  ist 
dabei  wenig  Rechnung  getragen.  Tatsächlich  war  die  Beschäftigung 
junger  Leute  als  Lehrlinge  meist  nichts  anderes  als  der  Ersatz  teuerer 
erwachsener  Hände  durch  billigere  jugendliche.  Erst  jüngst  hat  eine 
gemischte  Kommission  von  Meistern  und  Arbeitern,  die  in  Melbourne 
die  Lehrlingsfrage  erwog,  sich  aus  einer  Belebung  der  Lehrlingstätig- 
keit wenig  versprochen,  wenn  sic  nicht  auf  deutschem  Muster  und  in 
Zusammenhang  mit  entsprechendem  Erziehungswesen  wie  in  Deutsch- 
land sich  aufbaue;  die  freie  unbeschränkte  Anzahl  der  Lehrlinge  ist 
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an  sich  keine  Voraussetzung  für  das  Gedeihen  der  Industrie  und  keine 
Wohltat  für  die  kommende  Generation. 

Es  ist  der  Geist,  der  stets  verneint,  der  jene  Konferenz  bei  ihrer 
Verurteilung  der  Schiedssprechung  beherrschte. 

Weniger  ablehnend  als  jene  australische  Konferenz  stellten  sich 
die  neuseeländischen  Unternehmerverbände  zur  Frage  der  zwangsweisen 
Schiedssprechung : 

Der  Vorsitzende  der  Jahreskonferenz  der  Unternehmervereinigung 
von  Canterbury  erklärte  ausdrücklich,  daß  die  Entscheidungen  des 
Schiedsgerichtes  sich  unparteiisch  auf  der  Zeugenaussage  aufgebaut 
haben  und  die  Tätigkeit  des  Gerichtshofes  die  Achtung  aller  gewonnen 
habe. 

Die  Unternehmer  Neuseelands  erklärten  sich  bereit,  der  Seddon'- 
schcn  Regierung  beizustehen  in  ihrer  Sozialreform  und  haben  dies  im 
Großen  und  Ganzen  auch  getreu  gehalten: 

In  der  Konferenz  des  Unternehmerverbandes  von  Neuseeland  im 
Oktober  1906  beschäftigte  man  sich  mit  den  vom  Standpunkt  der  Un- 
ternehmer aus  wünschenswerten  Reformen  : 

Während  die  Versöhnungsausschüsse  von  Frostick,  einem  sozial- 
rcformerisch  angelegten  Schuhfabrikanten  dadurch  lebensfähig  zu  machen 
gesucht  wurden,  daß  für  alle  Berufe  zwei  ständige  sachverständige 
Mitglieder  dem  Vorsitzenden  zur  Seite  treten  sollen,  was  den  Aus- 
schüssen den  Vorzug  sachverständiger  Sachberatung  vor  dem  Schieds- 
gericht einräumen  sollte,  glaubte  ein  anderer  Unternehmer  an  ihre 
Stelle  einen  Staatsversöhnungskommissär  setzen  zu  können ; die  Kon- 
ferenz selbst  empfahl  die  Aufhebung  der  Versöhnungsausschüsse. 

Eine  andere  Forderung  der  Konferenz  ging  dahin,  daß  alle  An- 
rufungen der  Tätigkeit  der  Vcrsöhnungsausschüssc  oder  des  Schieds- 
gerichtes, davon  abhängig  gemacht  werden  sollte,  daß  die  Mehrheit 
der  Arbeiter  sich  dafür  ausspreche.  Man  griff  dabei  darauf  zurück, 
daß  der  Viktorianischen  Kommission  ein  Fall  bekannt  wurde,  wo  15 
jugendliche  Unzufriedene  3000  Arbeiter  in  eine  gewerbliche  Streitig- 
keit verwickelten. 

Die  Gegnerschaft  gegen  die  Einräumung  von  »preference  to  unio- 
nists«  fand  auch  hier  eine  einhellige  Uebereinstimmung. 

Der  erbitterten  Gegnerschaft  der  Unternehmer  gegen  das  Schieds- 
gericht Rillt  das  mangelhafte  Funktionieren  dieser  Institution  in  Neu- 
südwales großen  Teils  zur  Last,  während  Neuseeland  wesentlich  dank 
dessen,  daß  die  Unternehmer  sich  sympathisch  zu  der  Gesetzgebung 
stellten,  unbestreitbaren  Erfolg  in  seiner  Zwangsschiedssprechung  auf- 
weisen kann. 

C.  Staat. 

In  der  Regierung  Neuseelands  waltet  noch  der  alte  Geist  Seddons 
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der  den  Interessen  der  Arbeiter  so  weit  freie  Bahn  schaffen  wollte, 
als  es  mit  den  Kräften  des  Unternehmers  in  Einklang  zu  bringen  ist. 
Oie  Regierung  hält  treu  zu  ihrer  Sozialreform  und  hat  den  Beschwer- 
den, die  gegen  das  Schiedsgerichtsgesetz  sich  wendete,  ihre  bessernde 
Hand  immer  wieder  zur  Verfügung  gestellt. 

Seit  der  Verkündigung  des  Gesetzes  sind  nicht  weniger  als  sieben 
Ergänzungen  ergangen,  die  sich  aus  den  Erfahrungen  ergeben  hatten. 

Im  Jahre  1907  ist  nun  ein  neues  Ergänzungsgesetz  dem  Parlament 
zur  Vorlage  gelangt : 

Darin  wird  vor  allem  dem  Wunsche  der  Unternehmer  Rechnung 
tragend  mit  den  Versöhnungsausschüssen  aufgeräumt.  An  ihre  Stelle 
sollen  eine  Art  von  Wages  board  treten,  die  sich  aber  wesentlich  von 
den  gleichnamigen  Institutionen  in  Australien  unterscheiden  werden, 
so  weit  bekannt,  sollen  es  mit  Sachverständigen  besetzte  Ausschüsse 
sein,  die  bindende  Entscheidungen  abzugeben  haben,  von  denen  aber 
Rechtsmittel  an  das  Schiedsgericht  ergriffen  werden  können.  Ihre  Tä- 
tigkeit soll  mit  Erledigung  des  Einzelfalles  wieder  endigen. 

Der  Forderung  der  Preisregulierung,  die  sich  seit  der  Regulierung 
der  Löhne  oft  anknüpfend  an  mittelalterliche  Vorbilder  immer  wieder 
erhob,  soll  nunmehr  in  Neuseeland  näher  getreten  werden.  Als  ihre 
Vorläufer  sind  ja  staatliche  Arbeiterwohnhäuser  und  Kohlenbergwerke 
bereits  ins  Leben  gerufen.  Nunmehr  soll  ein  Handelsausschuß  Lebens- 
mittelprcisc  regulieren  und  zur  Verwirklichung  dieses  Zieles  in  der 
Brodvcrsorgung  sollen  staatliche  Mehlmühlen  ins  Leben  gerufen  werden. 

Diese  vom  Minister  für  Arbeit  J.  A.  Miller  angekündigten  Gesetzes- 
projekte lassen  kühne  Taten  erwarten,  deren  Ei  folg  nach  dem  geringen, 
was  über  ihre  Ausführung  bekannt  ist,  sich  nicht  voraussehen  läßt 

YVcstaust  ralien  beschäftigte  sich  im  Jahre  1907  gleichfalls  mit  einer 
bedeutenden  Ergänzung  seines  Schicdgerichtsgesetzes. 

Bisher  vermochte  in  Westaustralien  wie  in  Neuseeland  und  Neu- 
südwales, nur  eine  Gewerkschaft  Gerichtsstand  habe,  was  von  den 
freien  Arbeitern,  die  entweder  nicht  die  Lust  haben,  sich  zu  organi- 
sieren oder  denen  finanzielle  Kraft  und  persönlicher  Mut  fehlt,  als 
Mangel  empfunden  wurde.  Nunmehr  soll  es  genügen,  wenn  *5  Per- 
sonen ein  und  desselben  Gewerbes  sich  zusammenschließcn,  um  eine 
Angelegenheit  beim  Schiedsgericht  anhängig  zu  machen,  ihnen  soll 
Rechtsstand  zustehen.  I.)cr  Führer  der  Arbeiterpartei  bezeichnete  das 
freilich  als  einen  unerhörten  Schlag  gegen  die  Gew'erkschaftsidee,  der 
die  heute  dem  Gesetz  willig  folgenden  Gewerkschaften  zum  Abfall 
bringen  werde. 

Die  Versöhnungsausschüsse  sollen  nur  noch  für  Ausnahmsfälle,  wo 
sie  besonders  begehrt  werden,  bereit  stehen. 

Die  Zusammensetzung  des  Gerichtshofes  soll  dahin  geändert  sein, 
daß  der  Präsident  allein  zu  Gericht  sitzt,  wo  es  sich  nicht  um  Schieds- 
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Sprüche  handelt,  bei  Schiedssprüchen  soll  es  möglich  sein,  zwei  sach- 
kundige Beisitzer  zu  bestellen. 

Die  Eintragung  von  Gewerkschaften,  die  ihren  Statuten  gemäß  poli- 
tische Zwecke  verfolgen,  sollen  von  der  Registrierung  beim  Schieds- 
gericht hinfort  ausgeschlossen  sein. 

Die  Partei  Vertreter  sollen  weder  Parlamentsmitglieder  noch  Kan- 
didaten für  das  Parlament  sein  dürfen. 

Der  Gerichtshof  soll  in  Zukunft  bei  seiner  Feststellung  eines  nie- 
dersten Lohns  Unterscheidungen  nach  dem  Alter  treffen  können  und 
auch  berücksichtigen  dürfen,  ob  der  Arbeiter  ein  jugendlicher  Gehilfe, 
ein  Lehrling  oder  eine  körperlich  schwache  Person  ist. 

Auf  die  Erfahrungen  im  verflossenen  Holzarbeiterstrcik  gehen  drei 
neue  Bestimmungen  zurück,  die  bisher  nicht  oder  in  unklarer  Weise 
im  Gesetz  enthalten  waren: 

Jede  Person,  die  zu  einem  Fond  beisteuert,  der  direkt  oder  indi- 
rekt Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  während  eines  Streiks  oder  einer 
Aussperrung  zu  helfen  bestimmt  ist,  soll  eines  strafbaren  Vergehens 
schuldig  sein. 

Wenn  sich  jemand  gegen  einen  Schiedsspruch  oder  sonstige  An- 
ordnung des  Schiedsgerichts  vergeht  oder  sich  der  Anteilnahme  an 
einem  Streik  schuldig  macht,  so  soll  mit  ihm  für  Strafe  und  Rcchts- 
kosten  die  Gewerkschaft,  der  er  angehört,  in  gleicher  Weise  haftbar 
sein.  Wenn  eine  Gewerkschaft  solche  Rechtsbrüche  begeht,  soll  mit 
ihr  gleichzeitig  und  in  gleicher  Weise  jede  andere  Gewerkschaft  oder 
auch  das  Tradcs  und  Labor  Council,  zu  der  oder  zu  dem  sie  in  verbün- 
deten Beziehungen  steht,  haftbar  sein. 

Es  ist  wohl  ein  gefährliches  Beginnen,  ein  Gesetz,  das  auf  die 
Mitarbeit  und  Sympathien  aller  Beteiligten  angewiesen  ist,  gegen  den 
geschlossenen  Widerstand  der  Arbeiterpartei  zu  ändern. 

Das  Westaustralische  Ministerium  Moore  verfügt  tatsächlich  nur 
über  die  Majorität  von  wenigen  Stimmen  und  glaubt  vielleicht  durch 
energische  unternehmerfreundliche  Politik  seine  Reihen  zu  stärken. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Ncusüdwales.  Hier  wurde 
das  Schiedsgerichtsgesetz  von  dem  von  der  Arbeiterpartei  gestützten 
Ministerium  Sec  geerbt  und  die  liberale  Reformregierung  Carruthers 
hat  ihren  Widerwillen  gegen  diesen  Wechselbalg  nie  verhehlt.  Allen 
Beschwerden  von  Seite  der  Arbeiter  blieb  man  taub,  an  Stelle  des  all- 
gemein beliebten  Richters  Cohen  wurde  ein  Schiedsrichter  berufen,  der 
einst  die  Reihen  der  Konservativen  im  Oberhaus  von  Neusüdwales 
schmückte;  während  Neuseeland  beim  achten  Ergänzungsgesetz  ange- 
langt ist,  hat  Neusüdwales  nur  ein  einziges  verabschiedet  und  das  be- 
zog sich  nur  auf  die  Vertretung  der  Richterbank.  Die  großen  Fehler 
der  Verfassung  des  Gesetzes,  wie  die  Zulassung  der  Rechtsanwälte,  die 
unerträgliche  Verzögerung  der  Rechtsprechung,  der  Mißbrauch  der 
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Rechtsmittel  wurden  von  Arbeitern,  Unternehmern  und  Richtern  öffent- 
lich und  in  Deputationen  gerügt;  es  ist  kaum  zu  zweifeln,  die  Regie- 
rung wollte  nicht  durch  Ergänzungen  die  Verantwortung  für  das  Gesetz 
auf  ihre  Schultern  laden  und  freute  sich  seiner  zunehmenden  Ver- 
wahrlosung. 

Carruthers  gedachte  sich  das  Unternehmertum  noch  mehr  zu  ver- 
pflichten. Da  hat  er  denn  am  Vorabend  der  Neuwahlen  zur  Volksver- 
tretung von  Neusüdwales  in  einer  großen  Programmrede  zu  Kogarah 
die  Absicht  der  Aufhebung  des  Schiedsgerichtes  erklärt;  er  will  nicht 
einmal  mehr  warten,  bis  das  Gesetz  im  Jahre  1908  seines  natürlichen 
Todes  stirbt. 

Den  Gewerkschaften,  die  aus  jenem  Gesetz  so  viel  Kraft  zogen,  gilt 
der  Schlag,  den  das  liberale  Reformkabinet 7S)  führt,  und  damit  der  Ar- 
beiterpartei. Diese  trat  denn  auch  in  der  Wahlbcwegung  mit  dem  schärf- 
sten Protest  gegen  das  reaktionäre  Vorgehen  des  Premiers  ein ; doch  be- 
sitzt sie  nur  ein  Drittel  des  Hauses  und  hat  in  diesem  Kampf  nicht  ein- 
mal die  Unterstützung  aller  Arbeiter,  von  denen  einige  persönlich  miß- 
vergnügt dem  großen  Gedanken  des  Gesetzes  nicht  gerecht  werden.  Die 
Frauen  aber  wurden  durch  eine  glückliche  Gesetzgebung  Carruthers  gegen 
Trunk  und  Spiel,  bei  der  die  Arbeiterpartei  eine  unentschiedene  Hal- 
tung einnahm,  für  seine  Politik  in  einem  Umfang  gewonnen,  daß  sie 
an  der  Stellungnahme  des  Staatslciters  gegen  das  ihrem  Verständnis 
ferner  liegende  Schiedsgerichtsgesetz  sich  nicht  stoßen. 

Wenn  aber  das  Gesetz  in  Ncusüdwales  fällt,  so  ist  cs  nicht  ein 
Beweis  für  die  Aussichtslosigkeit  oder  den  Irrtum  der  kühnen  Idee, 
sondern  es  ist  die  feige  Tat  eines  Ministerium,  das  nicht  aus  großzü- 
gigen Sozialpolitikern,  sondern  aus  kleinmütigen  Dienern  engherziger 
Parteipolitik  sich  zusammensetzt 7>). 

Der  Gedanke  zwangsweiser  Schiedssprechung  wird  das  Urteil,  das 
ihm  in  Neusüdwales  gesprochen  wird,  überdauern. 

7M)  Nachtrag  bei  der  Drucklegung:  Mittlerweile  hat  die  Regierung  ihr  Haupt 
gewechselt.  An  die  Stelle  von  Carruthers  trat  am  2.  Oktober  1907  Charles  Gre- 
gory Wade,  der  Justizminister  im  Kabine t seines  Vorgängers  war.  Er  wollte  nun 
offenbar  seine  neue  Würde  nicht  mit  dem  Gewaltakt  der  Aufhebung  jenes  Gesetzes 
beginnen,  sprach  sich  aber  von  Anfang  an  dafür  aus,  cs  ablaufen  lassen  zu  wollen 
und  an  seine  Stelle  ein  Lohnbeliördengesctz  nach  Victorianischem  Vorbild  zu  setzen. 
Zur  Entscheidung  darüber  wurde  im  März  1908  eine  außerordentliche  Parlaments- 
sitzung berufen,  die  Arbeiterpartei  kämpft  verzweifelt  für  Erhaltung  des  Schieds- 
gerichtsgesetzes; das  Ergebnis  der  Verhandlungen  ist  noch  nicht  bekannt. 

7V)  Cf.  meinen  Aufsatz  in  der  sozialen  Praxis,  Jahrgang  1907:  Die  Aufhebung 
des  Schiedsgerichtsgesetzes  in  Neusüdwales. 
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Die  Ausländer  und  der  Pariser  Arbeitsmarkt. 

(Gibt  es  auf  dem  Arbeitsmarkt  in  Paris  eine  Arbeitsteilung  nach 

Nationalitäten  ?) 

Von 

KÄTHE  SCHIRMACHER. 

(Fortsetzung  und  Schluß.)  •) 

Die  reichsdeutsche  Kolonie  in  Paris. 

Gesetzt,  das  heutige  Belgien  gehörte  noch  zu  Frankreich,  so  würde 
die  belgische  Einwanderung  als  ein  Teil  der  französischen  Provinz- 
eimvanderung  gelten,  deren  Eigenarten  und  Hauptberufe  sie  auch  teilt. 
Eine  wirklich  nationale  Scheidung,  vor  allem  zwischen  Wallonen  und 
Franzosen,  läßt  sich  nicht  durchführen. 

Nichts  leichter  hingegen,  als  diese  nationale  Scheidung  von  Deut- 
schen und  Franzosen;  sie  ist  vollständig:  Verschiedenheit  des  Blutes 
oder,  wenn  man  will,  der  Rasse  5<),  Verschiedenheit  der  Sprache  und, 
für  einen  Teil  der  Einwandemden,  auch  Verschiedenheit  der  Religion. 
Der  Ausgangspunkt  für  unsere  Untersuchung  ist  also  günstig.  Außer- 
dem aber  haben  die  geschichtlichen  und  sozialen  Ereignisse  die  deutsche 
Einwanderung  in  Paris  noch  so  vielfach  beeinflußt , daß  all  diese 
Wandlungen,  gleich  ebensovielen  Experimenten,  uns  wichtigste  Auf- 
schlüsse und  Beispiele  geben. 

Die  deutsche  Einwanderung  in  Paris  hat  eine  Geschichte.  Die 
ersten  Einwanderer  waren  mittelalterliche  Studenten,  so  zahlreich,  daß 
sie  die  nation  d'Allemagne  bildeten ; waren  deutsche  Gelehrte 
die  als  gute  Katholiken  und  gute  Lateiner  Hochschulprofessuren  be- 

*)  Vergl.  S.  234. 

’4)  Der  Ausdruck  ist  geläufig,  aber  im  Grunde  unrichtig,  denn  Deutsche  und 
Franzosen  gehören  wohl  verschiedenen  Völkern,  jedoch  derselben,  d.  h.  der  kau- 
kasischen Rasse  an. 
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kleideten;  waren  Standespersonen,  die  zu  diplomatischer  Vertretung 
oder  zu  ihrem  Vergnügen  in  Paris  weilten;  waren  deutsche  Soldaten 
in  französischen  Diensten.  — Nur  die  Leute  von  der  Feder  und  die 
Söldner  suchten  Verdienst. 

Das  bürgerlich-betriebsame  und  das  Arbeiterelement  fehlten  zu 
jener  Zeit.  — Erstercs  kam  mit  dem  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  dem 
Beginn  der  französischen  Industrieära.  Damals  siedelten  sich  in  Paris 
Kaufleute  aus  den  norddeutschen  Hansestädten,  aus  Frankfurt,  Nürn- 
berg, Leipzig  an,  die  beträchtliche  Exporthäuser  gründeten.  — Es 
kamen  auch  deutsche  Handwerker.  Schon  damals  galten  sie  als  be- 
sonders fleißig,  tüchtig,  zuverlässig. 

Erst  unter  Louis  Philippe  jedoch  nahm  die  deutsche  Einwande- 
rung in  Paris,  dank  des  industriellen  Aufschwungs  in  Frankreich, 
größere  Verhältnisse  an,  und  als  Ende  der  dreißiger  Jahre  in  Paris 
große  öffentliche  Arbeiten  unternommen  wurden  (z.  B.  der  Festungs- 
gürtel um  die  ganze  Stadt),  erhielt  die  deutsche  Einwanderung  den 
Charakter  einer  Arbeitereinwanderung,  den  sie  bis  1870  auch  behielt. 

Von  1838 — 1870  haben  die  Deutschen  (vorwiegend  Süddeutschen) 
in  Paris  meist  schwere  körperliche  Arbeiten  verrichtet.  Sie  waren 
die  Italiener  jener  Zeit.  — Die  Pariser  Unternehmer,  auf  der 
Suche  nach  billigen  Arbeitskräften,  ließen  in  Hessen,  der  Pfalz,  dem 
Kheintal  werben.  Die  Pariser  Löhne  waren  für  diese  deutschen  Ar- 
beiter, deren  Lebenshaltung  eine  sehr  bescheidene,  so  ausreichend,  daß 
sie  zumeist  mit  Kind  und  Kegel  anrückten : die  damalige  deutsche 
Einwanderung  trug  Familiencharakter. 

Es  kostete  den  Deutschen  damals  nicht  viel,  ein  Vaterland  zu 
verlassen,  das  weniger  Arbeit,  schlechtere  Löhne  und  z.  T.  so  rück- 
ständige Einrichtungen  bot,  daß  die  Eheschließung  ohne  behördliche 
Genehmigung  dort  unmöglich  war,  während  der  vierte  Stand  in  Paris 
den  landesherrlichen  Despotismus  gebrochen  und  sich  weit  annehm- 
lichere Lebensbedingungen  geschaffen  hatte. 

Die  starke  deutsche  Arbeitereinwanderung  seit  1838,  die  mit  der 
Eisenbahnära  noch  gewaltig  wuchs,  hat  in  Paris  den  Grundstock  der 
deutschen  Gemeinden  (protestantischen56),  wie  katholischen 3e)  gebildet.  — 
Diese  Massen  forderten  eine  Missionstätigkeit. 

1849  zählte  die  amtliche  Statistik  86500  Deutsche  in  Paris. 
Wahrscheinlich  begriff  man  aber  alle  Deutsch  s p r e c h e n d c n dar- 
unter. 1860  gibt  Pater  Chable,  einer  der  eifrigsten  Seelsorger  der 
deutschen  Katholiken,  die  Zahl  der  Deutschen  in  Paris  auf  140000  an  37). 

,b)  Billettes,  rue  Blanche,  Villette. 

aa)  Rue  Lafayettc,  Avenue  de  Choisy,  rue  Fondary. 

*’)  Des  ehrwürdigen  Pater  Chable  deutsche  Mission  in  Paris.  1860.  Haar 
und  Steiner. 
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Die  ungelernten  Arbeiter  und  die  Handwerker  herrschten  vor: 
»Der  Deutsche  in  Paris  kommt  über  Fabrik  und  Werkstatt  nicht  hinaus«, 
berichtet  Pater  Chable. 

Nach  Beendigung  der  Festungswerke,  suchten  die  Deutschen  andere 
Beschäftigung;  die  Hessen  z.  B.  erwählten  das  Straßenkehren38). 

Seit  dem  Kriege  und  seit  Deutschlands  großem  industriellen  Auf- 
schwung, hat  die  deutsche  Einwanderung  in  Paris  ihren  Charakter  stark 
verändert : die  Angestellten  herrschen  vor,  und  das  Arbeiterele- 
ment nimmt  ab  (1901:  1 1 000  Angestellte,  4200  Arbeiter).  Und  diese 
Arbeiter  tun  nicht  mehr  die  schwere  Arbeit  von  vor  1870.  Denn 
Deutschlands  innerer  Arbeits-  und  äußerer  Absatzmarkt  sind  heute  so 
befriedigend,  dass  nur  noch  eine  geringe  Quantität  von  Arbeitskräften 
abgegeben  werden  kann. 

Diese  kurze  Geschichte  der  deutschen  Einwanderung  in  Paris  be- 
weist, daß  die  Deutschen  wohl  immer  gewisse  Spezialitäten  gehabt, 
diese  »nationalen«  Spezialitäten  aber  von  den  politischen  und 
wirtschaftlichen  Ereignissen  stark  beeinflußt  wurden,  also  ebensosehr 
von  Umständen  wie  von  Fähigkeiten  abhingen.  — Unbestreit- 
bar als  Tatsache  an  sich,  ist  die  nationale  Arbeitsteilung  unend- 
lich wandelbar  in  derForm  (Quantität,  Qualität,  Art  des  Berufs  etc.). 
Daß  sie  nichts  Feststehendes,  beweist  gerade  die  Geschichte 
der  deutschen  Kolonie  in  Paris. 

Im  Jahre  1901  gab  es,  nach  amtlichen  Zahlen,  in  Paris  24  500 
Deutsche,  8315  Männer,  16258  Frauen;  die  fast  doppelte  Zahl  der 
Frauen  erklärt  sich  durch  die  Anwesenheit  von  allein  8000  deutschen 
Dienstmädchen. 

19650  Personen  waren  Berufstätige;  die  nicht  Berufstätigen  be- 
trugen 4850,  die  Hälfte  der  belgischen  Nichtberufstätigen  (8000).  Die 
deutsche  Einwanderung  verliert  nämlich  mehr  und  mehr  den  Familien- 
charakter. 

Die  deutschen  Arbeiterviertel  von  Paris  sind : Faubourg  St.  Antoine, 
Saint  Marcel,  Maison  Blanche , Grenellc , Villette,  Belleville.  — Der 
deutsche  Handel  konzentriert  sich  um  den  Nord-  und  Ostbahnhof,  wo 
eine  Menge  deutscher  Kommissionsgeschäfte,  Hotels,  Wirtschaften, 
Gamis  und  Bierstuben  zu  finden  sind. 

Manche  der  wohlhabenden  Kaufieutc  bewohnen  aber  die  Gegen- 
den von  Monceau,  Etoile.  Die  deutschen  Künstler  ziehen  Montmartre 
und  Montparnasse  vor,  die  Studierenden  das  Universitätsviertel. 

Mittelpunkt  der  reichsdeutschen  Kolonie  bilden  Botschaft,  Konsulat, 
die  protestantische  Kirche  in  der  rue  Blanche. 

Das  Vcreinslebcn,  das  bei  den  Belgiern  kümmerlich,  ist  bei 


’8)  Siehe  über  diese  Epoche:  Das  Schiflflein  Christi  in  Paris, 
damaligen  deutschen  Protestantengemeinden  in  Paris. 
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den  Reichsdeutschen  stark  entwickelt.  Außer  dem  deutschen  Hilfs- 
verein, gibt  es  in  Paris  einen  Berufsverein  deutscher  Lehrerinnen  und 
Erzieherinnen,  4 kaufmännische  Berufsvereine,  einige  deutsche  Arbeiter- 
vereine (Kürschner,  Bäcker),  einen  sozialdemokratischen  Leseverein. 
Die  meisten  pflegen  Geselligkeit,  Gesang,  Turnen  etc. 

Bei  den  Erdarbeiten  und  im  Baugewerbe  finden  wir  so 
gut  wie  keine  Deutschen  (1901  121). 

In  den  Glasfabriken  arbeiten  sie,  mit  den  Belgiern,  als  wohl- 
bezahlte Spezialisten. 

In  der  Metallindustrie  braucht  Deutschland  selbst  sie  nötig. 
Doch  hat  der  Sieg  der  deutschen  Stahl-  und  Eisenindustrie  auf  der 
Pariser  Weltausstellung  1900  die  Einfuhr  deutscher  Maschinen  nach 
Frankreich  und  damit  den  Zuzug  von  deutschen  Mechanikern  und 
Monteuren  gehoben.  Zum  Teil  arbeiten  sie  in  Pariser  Filialen 
deutscher  Firmen. 

Die  elektrische  Industrie  beschäftigt  eine  kleine  Zahl 
deutscher,  schweizerischer,  amerikanischer  Arbeiter  und  Ingenieure  zu 
gleichen  Löhnen  wie  die  Franzosen.  Technisch  sind  sie  den  in- 
ländischen Arbeitern  nicht  gewachsen,  sie  sind  aber  zuverlässiger  und 
fügsamer  ’•). 

Eine  ganz  geringe  Anzahl  Deutscher  arbeitet  in  der  Automobil- 
in d u s t r i c und  an  Präzisionsinstrumenten  als  Feinmecha- 
niker. — Diese  wenigen  gelernten  Arbeiter  bringen  aber  keine  nationale 
Spezialisierung  zu  Stande,  dafür  sind  sic  nicht  zahlreich  genug.  Die 
einen  wollen  lernen,  die  anderen  (Monteure)  sollen  lehren,  für  die  Ge- 
samtindustrie sind  sie  belanglos. 

In  der  Holzindustrie  begegnen  wir  den  Deutschen  als 
Möbeltischler.  Die  Mehrzahl  fertigt  solid  - bürgerliche  Ware, 
andere,  besonders  die  Alten  von  vor  1870,  leben  oft  kümmerlich  von 
Schundwarc.  — Wieder  andere  haben  sich  ganz  in  die  Höhe  gear- 
beitet; unter  den  ersten  Firmen  sind  eine  Anzahl  deutscher  Namen: 
Reichsdeutsche  oder  Eisüßer?  Das  ist  schwer  zu  sagen,  tut  im  Grunde 
auch  nichts  zur  Sache,  denn  in  jedem  Falle  kamen  hier  gewisse  ger- 
manische Eigenschaften  ins  Spiel , ein  großer  Fleiß , Ausdauer, 
Pünktlichkeit,  Ordnung.  — Die  Väter  begannen,  oft  ganz  klein,  mit 
deutschen  oder  deutschsprachigen  Arbeitern,  schafften  ohne  Unterlaß, 
stiegen  immer  höher  in  der  Fabrikation,  bis,  unter  dem  Einfluß 
des  Pariser  Milieus,  das  eigentliche  Kunst-  und  Luxusmöbcl 
erreicht  war. 

Ein  deutscher  Schrcinermcister  führte  uns  im  Faubourg  St.  Antoine 
vor  eine  große  Tischlerei  und  sagte:  »Der  und  ich  haben  hier  in 
Paris  an  derselben  Bank  gearbeitet;  lur  ihn  gab  es  nicht  Sonn-  nicht 

B>)  Bericht  der  Association  amicale  des  ingenieurs-clcctriciens. 
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Feiertag,  er  hatte,  glaub’  ich,  keine  anderen  als  Werktagskleider. 
Heute  besitzt  er  eine  halbe  Million.»  — Ein  Gruppenbild  an  der  Wand 
einer  deutschen  Tischlerei  zeigte  folgende,  unseres  Erachtens  typische, 
Zusammensetzung  kleiner  ausländischer  Betriebe  im  Faubourg  St. 
Antoine:  der  Meister  ein  Deutscher;  5 Arbeiter:  ein  Franzose,  ein 
Schweizer,  3 Deutsche.  — Von  diesen  dreien  ist  einer  verkommen,  der 
zweite  hat  sich  bescheiden  etabliert,  der  dritte  sein  Glück  gemacht. 
Die  deutschen  Schreiner  bilden  in  diesem  Gewerbe  meist  den  guten 
Durchschnitt  und  haben  ihren  Anteil  an  dem  soliden  Ruf  der  Pariser 
Möbelindustrie. 

In  der  Gerberei  sind  Deutsche  als  Rot-  und  Weißgerber  tätig, 
wie  uns  schien,  besonders  die  Alten  von  vor  1870.  Deutsche  arbeiten 
auch  in  Pariser  Schuhfabriken  und  als  Schuhmacher.  Gleich  den 
Tischlern  sind  sie  für  solide  Arbeit  gesucht,  doch  sorgt  die  Umgebung 
dafür,  ihnen  auch  den  etwa  fehlenden  Geschmack  zu  geben. 

Ganz  augenscheinlich  ist  dies  bei  den  deutschenLederarbeiternder 
Fall.  — Die  deutsche  Lederwarenindustrie  (Sitz  Offenbach)  hat  Weltruf. 
Der  dortige  Lederarbeiter  verdient  30 — 40  Mark  die  Woche  und  versucht 
nicht  ungern  sein  Glück  in  Paris,  wo  er  70 — 90  Fr.  die  Woche  verdienen 
kann.  — Ausgelernt,  nach  weiterer  beruflicher  Vervollkommnung  strebend, 
ist  er  ein  brauchbarer  Arbeiter  und  bezieht  die  gleichen  Löhne  wie 
Franzosen.  Wie  die  Sachverständigen  uns  bestätigen,  sind  die  Pariser 
Ledenvaren  für  die  eigentliche  Luxuskundschaft  (Paris,  Amerika),  dank 
ihrer  Verbindung  von  Solidität  und  Eleganz,  den  deutschen  Fabrikaten 
überlegen.  Der  deutsche  Portefeuillearbeiter  hat  also  greifbaren  Gewinn, 
wenn  er  eine  Zeit  in  Paris  arbeitet  und  es  dahin  bringt,  dass  seine  Ar- 
tikel mit  Ehren  in  den  Schaufenstern  der  rue  de  la  Paix  erscheinen 
können. 

Ebenso  geht  es  in  der  Goldschmiedekunst,  die  eine  kleine 
Zahl  gelernter  deutscher  Arbeiter  beschäftigt.  — »Die  Prinzipale«,  sagt 
der  uns  zugegangene  Bericht,  »nehmen  die  Deutschen  nicht  sehr  gerne«. 
Wahrscheinlich,  weil  die  deutsche  Schmuckwarenindustric  (Sitz  Pforz- 
heim) ihnen  als  eine  drohende  Konkurrenz  erscheint,  der  sie  heute 
wie  in  der  Lederindustrie,  nur  noch  durch  den  Luxusartikel  überlegen 
sind. 

Der  deutsche  Goldschmied  gilt  in  Paris  als  tüchtiger  Arbeiter, 
der  die  gleichen  Löhne  erhält  wie  der  Franzose,  doch  spricht  man  ihm 
die  Erfindungsgabe  ab.  Wir  möchten  diese  Kritik  dahin  auslegen:  der 
ausländische  Arbeiter  besitzt  Erfindungsgabe,  nur  hilft  sie  ihm  in  Paris 
anfangs  nichts,  weil  sic  sich  nicht  in  den  gangbaren  Formen  äußert. 
Erst  die  Pariser  Schulung  kann  ihn  im  Pariser  Sinne  »schaffen«  lehren 
(creer). 

Gleiche  Lage  in  der  Photographie:  Einfuhr  deutscher  Apparate; 
vorübergehender  Aufenthalt  deutscher  Photographen ; Vervollkommnung 
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des  Geschmacks,  Austausch  von  Eigenschaften  der  Technik  und  der 
künstlerischen  Auffassung 40). 

Der  englische  und  der  deutsche  Herrenschneider  bilden  die 
Elite  der  Zunft.  In  diesem  Fach  kommen  sie  den  Schick  nicht  lernen, 
sondern  lehren.  — Wie  schon  gesagt,  arbeiten  sie  vorwiegend  in  Werk- 
stätten, werden  Zuschneider,  etablieren  sich  auch,  die  Deutschen  jedoch 
in  kleiner  Zahl  (1901  : 125). 

Die  deutschen  Schneider  sind  in  der  Saison  sehr  zahlreich  (7 — 800)41). 
Sie  haben,  gleich  den  anderen  Nationalitäten,  im  Opernviertel  (dem 
Sitz  ihres  Gewerbes)  bestimmte  Stammlokale.  — Diese  jungen  Leute, 
die  in  Montmartre  z.  15.  für  30  fr.  den  Monat  eine  annehmbare  Schlaf- 
stelle finden,  aber  Wochenverdienste  von  60 — 120  fr.  haben,  lassen  sich 
oft  von  dem  »Pariser  Leben«  mitreißen  und  — wie  sich  ein  Sachver- 
ständiger äußerte,  »verjubeln  alles«,  statt  für  die  tote  Jahreszeit  zu 
sorgen,  wo  der  Wochen  verdienst  auf  20  fr.  sinkt,  ja  vielleicht  ganz 
ausblcibt.  — Viele  deutsche  Schneider  gehen  von  Paris  nach  England 
(oder  umgekehrt)  und  weiter  nach  Amerika. 

Der  Deutsche  hat  keinen  Ruf  in  der  eigentlichen  Damcn- 
schneiderei,  es  fehlt  ihm  dort  an  der  nötigen  biegsamen  Eleganz. 

Deutsche  beider  Geschlechter  finden  wir  in  der  Konfektion,  vor- 
wiegend sind  es  arme,  zahlreiche  Familien,  ungelernte  Arbeiter,  solche, 
die  Unglück  hatten.  Ihre  Lage  ist  die  der  anderen  vom  Sweating  aus- 
gebeuteten  Einwanderer. 

Ist  der  deutsche  Schneider  in  Paris  eine  erste  Kraft,  so  hat  der 
deutsche  Kürschner  seine  Industrie  dort  überhaupt  cingeführt. 

Vor  etwa  50  Jahren  wurde  sie  von  einem  Pariser  Unternehmer  mit 
deutschen  Arbeitern  begründet.  Der  Unternehmer  ist  heute  das  erste 
Haus  am  Platze,  und  die  deutschen  Meister  nennen  noch  den  Namen 
des  deutschen  Kollegen,  der  die  Firma  groß  gemacht.  Heute  noch  sind 
die  Deutschen  die  zahlreichsten  und  die  besten  Kürschner.  Doch  ist 
das  Gewerbe  fast  so  international  zusammengesetzt  wie  die  Pariser 
Schneiderei:  Skandinavier,  Oesterreicher,  Ungarn,  Tschechen,  Polen, 
Russen;  nur  die  Engländer,  llelgier,  Italiener  und  Rumänen  fehlen. 
Alle  Frost-  und  Pelzländer  aber  stellen  ihr  Kontingent.  Da  der  Deutsche 
der  nächste  Nachbar  und  ein  sehr  solider  Arbeiter  war,  fiel  ihm  die 
Rolle  des  Industrieschöpfers  zu.  — Später  wurde  der  Versuch  gemacht, 
französische  Lehrlinge  heranzubilden  und  die  ausländischen  Arbeiter 
entbehrlich  zu  machen.  Ohne  Erfolg. 

Die  Kürschnerei  erfordert  sehr  viel  Geduld  und  Ausdauer.  An 
dieser  scheint  es  den  französischen  Lehrlingen  von  heute  zu  fehlen. 

,0)  Ueber  diesen  und  andere  Berufe  brachte  recht  gute  Artikel  die  Pariser 
Zeitung.  Dezember  1905  bis  Januar  1906. 

41  j Die  uns  gemachten  Angaben  von  2 — IOOOO  sind  sicher  unrichtig. 
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Fast  alle  haben  die  eigentliche  Kürschnerei  aufgegeben  und  sie  gegen 
den  Verkauf  von  Kürschnerwaren  ausgetauscht 4S),  was  eine  Beschrän- 
kung des  Lehrlingswesens  nach  sich  zog,  da  die  bestehenden  Geschäfte 
ihre  Konkurrenz  nicht  zu  vergrößern  wünschten. 

So  blieb  das  Fach  denn  in  den  Händen  der  Ausländer,  vor  allem 
der  Deutschen,  ein  sehr  deutliches  Beispiel  nationaler  Arbeitsteilung 
nach  Fähigkeit,  womit  sich  auch  die  Lohnfrage  erledigt.  Der  aus- 
ländische Kürschner  in  Paris  bezieht  die  höchsten  Löhne  (10 — 12 — 15  fr. 
täglich),  fast  wie  der  Schneider;  hat  aber  den  Vorzug,  keine  tote  Jahres- 
zeit zu  kennen,  sondern  durch  Reparaturen  und  vor  allem  durch  die 
Herrichtung  der  Felle  dauernd  Arbeit  zu  haben. 

Der  deutsche  Kürschner  hatte  in  Paris  das  pelzgefütterte  oder  pelz- 
besetzte Kleidungsstück  eingeführt,  jedoch  nicht  daran  gedacht,  Pelz  wie 
einen  Stoff  zu  behandeln  und  das  Kleidungsstück  selbst  daraus  zu  fertigen. 
Dieses  war  Pariser  Erfindung.  Sie  kam  aus  den  großen  Damen- 
schneiderateliers, stürzte  alle  Ueberlieferungen  des  Metiers  um,  ist  heute 
noch  das  Entsetzen  alter  Meister  und  brachte  ganz  etwas  Neues.  Wer 
hat  diese  Mode  erdacht?  Franzosen?  oder  Oesterreichcr,  Tschechen, 
Ungarn,  Polen,  Rumänier,  Italiener,  die  anonymen  Mitarbeiter  der 
großen  Pariser  Damenschneider?  Jedenfalls  konnte  nur  ein  Pariser  oder 
parisianisierter  Ausländer  auf  den  Frevel  verfallen,  die  früher  so  sorg- 
sam unzerschnitten  erhaltenen  Felle  wie  eine  gewöhnliche  Schneider- 
ware zu  behandeln45). 

Diese  Tatsachen  erbringen  den  Beweis  verschiedener  natio- 
naler Temperamente  und  Methoden  in  der  Arbeit.  Dadurch, 
daß  Paris  nun  auch  für  die  Kürschnerei  den  Ton  angibt  und  dank 
seiner  reichen  Kundschaft  höchste  Löhne  zahlt,  hat  der  deutsche 
Kürschner  Interesse  daran,  herzukommen.  — Verdient  er  in  der  Hoch- 
saison 80 — 100  fr.  die  Woche,  so  kehrt  er  in  der  stilleren  Zeit  nach 
Deutschland  zurück,  wo  er  sich  bei  der  Fellherrichtung  in  Leipzig  z.  B.  mit 
25  M.  die  Woche  bescheidct.  Andere  wandern  nach  London  und  Ncw- 
Vork,  ebenso  reiselustig  wie  Schuster  und  Schneider44).  — Wieder  an- 
dere etablieren  sich  in  Paris. 

Denn,  da  die  Nachfrage  nach  deutschen  Kürschnern  ständig  ist,  kommt 
dauernder  Zuzug.  An  200  Arbeiter  bleiben,  und  da  die  Kürschnerei 
die  gleiche  Organisation  hat  wie  die  Pariser  Scheiderei,  begegnen  wir 

42)  Man  vergleiche  damit  die  Vorgänge  in  der  Hutmachcrci. 

4S)  Es  ist  dadurch  ein  Rückgang  in  der  Solidität  der  Arbeit  entstanden,  man 
arbeitet  sehr  rasch  und  für  das  Auge,  zerschneidet  rücksichtslos,  trocknet  wertvolle 
Felle  am  Ofen,  was  sie  verbrennt.  Die  Ware  wird  weniger  haltbar. 

44)  Einer  der  von  uns  befragten  Sachverständigen  war  aus  Schlesien  gebürtig, 
in  London,  der  Schweiz,  Italien  gewesen,  hatte  sich  in  Paris  etabliert,  sprach  vier 
Sprachen  und  erklärte,  »der  Arbeiter  in  Paris  sei  freier  als  in  Deutschland«. 
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hier  auch  wieder  dem  fagonnicr  oder,  wie  es  hier  in  direkter  Ueber- 
tragung  aus  dem  Deutschen  heißt,  dem  chambre-maitre , Kammer- 
meister*5). Gerade  unter  diesen  im  Hause  arbeitenden  Meistern  sind 
auch  etwa  40  Deutsche,  die  sich  in  Paris  z.  T.  mit  Französinnen 
verheiratet  haben.  Der  fremde  Meister  läßt  sich  oft  naturalisieren, 
besonders  wenn  er  ein  offenes  Geschäft  haben  will.  120 — 150  Kürschner- 
meister und  Pelzfabrikanten  bilden  die  Pariser  Berufsgenossenschaft. 
Die  meisten  sind  Franzosen  oder  naturalisiert. 

Die  Mehrzahl  der  ausländischen  Arbeiter  ist  in  Werkstätten  be- 
schäftigt, analog  den  Herrenschneidern.  Wir  begegnen  aber  bei  den 
Kürschnern  einer  Organisation,  der  die  Ausländer  der  anderen  Berufe 
fast  ganz  fern  bleiben,  der  Gewerkschaft,  der  sie  jedoch  in  der  Kürsch- 
nerei nicht  nur  angehören,  sondern  die  sie  direkt  gegründet  haben. 
Von  etwa  300  Mitgliedern  sind  igo  Reichsdeutsche.  Dem  Gesetz  zu- 
folge müssen  die  Acmter  im  Vorstande  von  Franzosen  bekleidet  werden, 
die  eifrigsten  Mitglieder  sind  aber  die  Ausländer.  Die  Verhandlungen 
werden  deutsch  geführt  (da  diese  Sprache  in  ganz  Osteuropa  die  inter- 
nationale Verkehrssprache  ist)  und  auf  französisch  zusammengefaßt.  — 
Die  Gewerkschaft  zählt  auch  weibliche  Mitglieder,  die  Maschinen- 
näherinnen und  Ausfertigerinnen  (3.50— 5 Fr.  Taglohn).  Es  sind  Fran- 
zösinnen. — Eine  von  ihnen  erklärte  uns:  »Niemand  kann  so  gut 
kürschnern  wie  die  Ausländer,  das  sitzt  ihnen  in  der  Hand«. 

Die  Konkurrenz  der  großen  Warenhäuser  hat  den  Verdienst  am 
einzelnen  Stück  (früher  35 — 4o°/o)  geschmälert.  — Die  Kürschner  klagen 
auch  überden  unlauteren  Wettbewerb  gewisser  Unternehmer  von  Ramsch- 
ware, die  sich  einen  Artikel  aussuchen  und  dann  den  Markt  mit  billigem 
Schund  überschwemmen,  den  sie  armen  Landsleuten,  Russen,  Polen, 
Juden  zu  Hungerlöhnen  erpreßt  haben. 

In  der  Nahrungsmittelindustrie  stellt  der  Deutsche  hei- 
mische Produkte  her,  die  teils  das  deutsche,  teils  das  französische  Publi- 
kum in  Paris  verlangt,  nämlich  Fleischwaren  und  Bier.  Und  da  cs  sich 
hier  um  rein  deutsche  Produkte  handelt,  gibt  es  in  diesen  Berufen 
auch  eine  rein  deutsche  Spezialisierung.  Sic  ist  einnational, 
nicht,  wie  bisher,  Gemeingut  anderer  Völker. 

In  einer  Stadt  wie  Paris  ist  die  Schlächterei  einer  der  wichtigsten 
Zweige  der  Nahrungsmittelindustrie.  In  der  Großschlächterei,  wie  im 
Kleinbetrieb  sind  Prinzipale  und  Arbeitskräfte  überwiegend  Franzosen, 
»doch  dringen  die  Deutschen,  als  angebliche  Elsäßer,  immer  mehr 
in  die  Schlachthöfe  ein«  *6).  Vielleicht  muß  man  daraus  schließen,  daß 
die  Schlächterei  den  Franzosen  weniger  zuzusagen  beginnt.  — Der 


*5)  Es  bestehen  noch  einige  aus  dem  Deutschen  übernommene  Ausdrücke, 
z.  B.  une  flauque,  eine  Flanke. 

*•)  Du  Maroussem : ]a  boucherie  ä Paris. 
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Kleinbetrieb  hat  eine  Anzahl  von  deutschen  Schlächtermeistern  und 
Arbeitern,  die  nicht  unter  dem  Tarif  arbeiten. 

In  der  Wurstwarenfabrikation  sind  die  Deutschen  sehr  tätig. 
(1901 : 54.)  Sie  tragen  damit  einer  unverkennbaren  Acnderung  des 
französischen  Geschmacks  Rechnung,  der  sich  zu  Bier  mit  garniertem 
Sauerkraut  und  Frankfurter  Würstchen  bekehrt.  — Da  die  Fleischhack- 
maschinen meist  deutschen  Ursprungs  sind,  ergibt  dies  einen  weiteren 
Zuzug  deutscher  Arbeiter,  die  damit  umzugehen  wissen.  — Die  großen 
Nahrungsmittelgeschäfte  (wie  Potin  u.  a.)  beschäftigen  viele  und  hoch- 
bezahlte  deutsche  Arbeiter  bei  der  Wurstfabrikation. 

In  der  Bierbrauerei  geht  es  ähnlich;  steigende  Nachfrage  nach 
deutschem  Bier;  Einwanderung  deutscher  Brauerknechte;  Versuch,  das 
deutsche  Fabrikat  in  Paris  herzustellen*7);  bisher  Mißlingen  dieses  Ver- 
suches und  weiterer  Import  deutschen  Bieres.  Die  Chambre  Syndicale 
de  la  Brasserie  bestätigte  uns  die  Verwendung  einer  verhältnismäßig 
kleinen  Zahl  (1901 : 57)  süddeutsche  Brauknechte,  die  die  gleichen  Löhne 
wie  die  Franzosen  erhalten.  Doch  nennt  der  uns  vorliegende  Bericht 
diese  Ausländer  »Unruhstifter«  (fauteurs  de  discorde),  weil  sic  die  fran- 
zösischen Kameraden  gewerkschaftlich  zu  organisieren  versuchen,  was 
uns  ein  Beispiel  von  Ausländern  gibt,  die  einmal  nicht  fügsamer  sind 
als  die  französischen  Arbeiter.  — In  2 Pariser  Berufen  (Kürschnerei 
und  Brauerei),  die  beide  nur  eine  beschränkte  Arbeiterzahl  beschäftigen 
(1000  und  1500),  haben  also  die  Ausländer  die  Gewerkschaftsbewegung 
geschaffen.  Es  waren  hochqualifizierte  Arbeiter  mit  hohen  Lohnan- 
sprüchen. 

Die  Bäckerei  ist  zwar  keine  reindeutsche  Spezialität,  doch  bilden 
die  Reichsdeutschen  die  Mehrzahl  der  ausländischen  Bäckergesellen  in 
Paris*8).  Sic  haben  nämlich  das  Erbe  der  Oesterreicher  angetreten, 
denn  die  Pariser  Feinbäckerei  (Petits  pains,  pains  de  fantaisie,  pain 
de  luxe)  ist  Wiener  Ursprungs.  Sie  wurde  1835,  nach  Louis  Philipps 
Rückkehr  eingeführt,  da  der  König  die  Wiener  Brötchen  in  gutem  An- 
denken behalten.  Heute  noch  ist  le  pain  viennois  das  Pariser  Feinbrot 
und  le  Viennois  der  technische  Ausdruck  für  den  häufig  ausländischen 
Pariser  Feinbäcker. 

So  hat  denn  Paris  auch  auf  seinem  eigensten  Gebiet,  dem  der 
feinen  Eßwaren,  vom  Ausland  gelernt.  Da  die  Wiener  Bäckerei  in 
Deutschland  gleichfalls  bekannt,  kam  dem  deutschen  Bäcker  wieder 
seine  nahe  Nachbarschaft  mit  Frankreich  zugute,  und  die  meisten  frem- 
den »Wiener«  in  Paris  sind  Deutsche  (1901:  213). 

Auch  der  Franzose  gibt  einen  guten  Wiener  ab,  spezialisiert  sich 

*’)  Wie  in  der  Hutmacherei  das  englische  Fabrikat. 

**)  Es  gibt  in  der  Bäckerei  noch  Schweizer  und  Italiener;  letztere  backen 
das  gewöhnliche  Weißbrot. 
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aber  nicht  so  ausschließlich  in  der  Feinbäckerci.  — Wegen  seiner  b e- 
sonderen  Kenntnisse  verdient  der  Wiener  60 — ioo  fr.  die  Woche  und 
bildet,  wie  der  deutsche  Herrenschneider  in  seinem  Fach,  die  Elite  der 
Zunft. 

Im  Annuairc  de  la  Boulangeric  de  Paris  haben  wir  auf  2 100  Bäcker- 
meister ’/m  gefunden,  die,  nach  dem  Namen  zu  urteilen,  ausländischer 
Herkunft  sind.  — Wie  in  der  Möbelindustrie  haben  die  Ausländer  es 
auch  in  der  Pariser  Bäckerei  zu  etwas  gebracht  und  leiten  große  Unter- 
nehmungen (besondere  Produkte,  besondere  Fabrikationsweisen)49). 

Der  deutsche  Arbeiter  in  Paris  kommt  jedoch  nicht  nur  als  gelernter 
Spezialist  vor,  sondern  auch  als  ungelernter  Tagelöhner  und  Fabrik- 
arbeiter; darunter  sind  viele  Frauen.  Beide  finden  Beschäftigung 
in  Schokoladen-  und  Konservenfabriken , Schuhfabriken,  chemischen 
Fabriken;  die  Männer  in  den  Zuckerraffinerien  als  Kistenmacher  etc.  — 
Der  Mann  als  Tagelöhner  verdient  3 5 Fr.  50  täglich,  die  Frau  1.50 — 3 Fr. 

Im  Jahre  1901  gab  es  600  deutsche  Tagelöhner,  die  Hälfte  der  belgischen. 

Es  ist  noch  ein  Wort  von  den  Straßenkehrern  zu  sagen.  — 
Das  Straßenkehren  gehört  zu  den  öffentlichen  Arbeiten  der  Stadt  Paris, 
und  eine  Bestimmung  vom  14.  11.  1895  untersagte  dort  völlig  die  Ein- 
stellung von  Ausländern.  Die,  welche  damals  im  Amt  bleiben  wollten, 
mußten  sich  naturalisieren  lassen,  denn  die  Kehrer  gelten  als  städti- 
sche Beamte.  Ehe  das  Gesetz  die  Ausländer  ausschloß,  hatten  (1 893) 
die  Pariser  Stadträte  bereits  die  I.öhne  erhöht  (früher  Maximum  5 Fr. 
Tagelohn;  heute  ist  dieses  Maximum  das  Minimum)  und  sich  derart  der 
nötigen  französischen  Arbeitskräfte  versichert. 

Die  Hessen,  1870  ausgewiesen,  seit  1875  wiedergekommen,  hatten 
ihren  alten  Platz  nicht  zurückgewinnen  können,  da  ihnen,  nach  1870, 
natürlich  die  zahlreichen,  vielfach  ungelernten  und  in  Paris  zu  versor- 
genden Elsaß-Lothringer  vorgezogen  wurden.  Das  gesetzliche  Verbot 
und  die  steigende  Arbeitskonjunktur  in  Deutschland  taten  dann  das 
Llebrige,  um  den  deutschen  Zuzug  für  diesen  Beruf  in  Paris  zu  vermin- 
dern. Der  Fall  der  hessischen  Kehrer  ist  ein  Beispiel  von  nationaler 
Arbeitsteilung  ohne  jede  Rücksicht  auf  Fähigkeit,  eine  künst- 
1 i c he  Spezialisierung,  bei  der  die  freie  Konkurrenz  ausgeschlossen  und 
eine  Prämie  auf  die  einheimische  Nationalität  gesetzt  worden  ist. 

Im  Jahre  1901  betrug  die  Zahl  der  deutschen  Angestellten  in  Paris 
über  das  Doppelte  der  Arbeiter  (10  100  : 4 200).  Wir  haben  die  Hote  1-, 
die  Haus-  und  die  Kontorangestellten  zu  studieren. 

Paris  zählt  12000  Hoteliers,  Zimmervermieter,  Schlaf- 
stellen ve  rm  ictcr  etc.  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Unternehmer 
ist  französisch.  In  den  eigentlichen  Fremdenhotels  jedoch  (und  sie 

4B)  Die  Pariser  Bäckerei  ist  überhaupt  von  Wien  aus  neuorganisiert  worden  : 
neue  Ofenmodelle,  Dampf  bäckerei  etc.  — S.  Pariser  Zeitung.  22.  12.  1905. 
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gehören  zu  den  ersten  Pariser  Hotels)  genügt  das  Französische  nicht, 
und  der  Leiter,  sowie  wenigstens  ein  Teil  des  Personals,  müssen  2-  oder 
3 sprachig  sein. 

Da  der  Franzose  gemeinhin  nur  seine  eigene  Sprache  spricht,  hat 
er  auf  ein  sehr  einträgliches  Gebiet  des  Hotelwesens  sozusagen  aus 
nationaler  Ueberlieferung  verzichten  müssen:  die  Leiter  und 
Verwalter,  wenn  nicht  die  Besitzer,  der  großen  Pariser  Fremdenhotels 
sind  Ausländer  oder  aus  beruflichem  Interesse  naturalisierte  »Franzosen«. 

Zwei  Kategorien  von  Ausländern  werden  durch  ihre  besonderen 
Fähigkeiten  zu  der  Hauptrolle  in  diesem  Zweig  des  Gasthofgewerbes 
vorher  bestimmt:  die  Deutschen  und  die  Deutsc  h-Sc  h w ci  zer. 
Von  Natur  im  Besitz  einer  Fremdsprache,  der  deutschen;  was  die 
Schweizer  betrifft,  auch  meist  mit  dem  Französischen  genügend  ver- 
traut; beide  bereit  ins  Ausland  zu  gehen,  um  sich  die  Hauptverkehrs- 
sprache ihrer  Kundschaft,  das  Englische,  anzueignen;  außerdem  gute 
Organisatoren,  fleißig,  pünktlich  und  entschlossen,  mit  der  Kundschaft 
sehr  höflich  zu  sein  (der  Franzose  nennt  sie  gerne  unterwürfig  und 
kriechend),  haben  Deutsche  und  Schweizer60)  die  Pariser  Fremden- 
hotels zu  ihrer  Spezialität  gemacht,  sowohl  wras  Leitung  wie  Bedienung 
betrifft. 

Französische  Spezialitäten  hingegen  sind  geblieben:  die  Hotels 
mit  rein  französischer  Kundschaft,  die  Restaurants  und  Cafes,  in  denen 
der  Ausländer  nur  vorübergehend  weilt. 

In  den  Fremdenhotels  wiederum  sind  Küche  und  Zimmerordnen 
französische  Spezialitäten. 

Leitung,  Verwaltung,  Bedienung  im  Speiscsaal,  Ser- 
vieren in  den  Zimmern,  Portierdienst  hingegen  liegen 
in  den  Händen  der  Deutschen  und  der  Deutsch-Schweizer.  Ja,  zwischen 
beiden  findet  noch  eine  weitere  Arbeitsteilung  statt:  der  Deutsche  wird 
vonviegend  als  Kellner,  fauf  allen  Stufen  der  Hierarchie'!  beschäftigt, 
der  Schweizer  vorwiegend  als  Portier61).  Wahrscheinlich  erklärt  sich 
das  dadurch,  daß  letzterer  von  vornherein  das  Französische  beherrscht. 

Mit  18,  19  Jahren  pflegt  der  deutsche  Kellner,  nachdem  er  die 
Anfangsgründc  daheim  gelernt,  ins  Ausland  zu  gehen.  — Es  gehört 
ein  ungewöhnliches  Maß  von  Charakter  dazu,  in  diesem  unsicheren 
Gewerbe,  das  fast  nie  normale  Arbeitszeiten,  sondern  eigentlich  nur 
Nichtstun  oder  Ucberarbeit  kennt,  das  sehr  ungesunde  Arbeitsbeding- 

Mj)  Wir  sprechen  später  von  den  Italienern. 

“)  Die  Franzosen  erklärten  die  genannten  Spezialisierungen  dahin : »qu’ils 
ne  s’avilissent  pas,  comme  les  etrangers«  ! — Die  Schweizer  erklärten,  die  Deutschen 
seien  gefügiger,  und  die  Deutschen  erklärten,  das  flureau  für  Stellenvermitt- 
lung, ursprünglich  schweizerisch,  vergehe  die  Posten  an  der  Tür,  die  beson- 
ders viel  Trinkgeld  bringen,  aus  diesem  Grunde  an  die  Schweizer. 


Digitized  by  Google 


488 


Käthe  Schirm  acher, 


ungen  bietet  (überheizte,  schlecht  gelüftete  Räume,  Nacht-  und  Sonntags- 
arbeit), in  dem  die  dauernde  Berührung  mit  Reichen,  Müßiggängern, 
Schlemmern  und  Lebemännern  einen  entsittlichenden  Einfluß  übt,  sich 
in  ganz  fremder  Umgebung  fest  und  rein  zu  halten,  sich  dem  Trunk 
und  der  Liederlichkeit  zu  entziehen.  — Die  Kirchen  taten  daher  ihre 
Pflicht,  als  sie  vielfach  christliche  Kellnerhcime  und  Hospize,  Stellen- 
vermittlungen und  Gottesdienste  für  Kellner  einrichteten. 

Die  jungen  Kellner  gehen  zuerst  nach  England  und  übernehmen 
dort,  um  die  Sprache  zu  erlernen,  in  einem  Boardinghouse  gegen 
Billiges  die  schwersten  Arbeiten.  — Wissen  sie  dann  etwas  Bescheid, 
so  suchen  sie  Stellung  in  einem  Hotel  oder  einer  Familie.  Letzteres 
ist  für  sic  äußerst  wertvoll,  da  England  das  Land  der  bcstgcschulten 
Dienstboten  ist. 

Die  meisten  aber  beeilen  sich,  nach  Paris  zu  gehen,  um  sich  dort 
das  sauer  erworbene  Englisch  »hoch  bezahlen«  zu  lassen.  — Sie  be- 
tonen in  Paris  ihren  englischen  Schick  und  sind  »Herren«  geworden- 

Nun  sind  die  Gehälter  in  Paris  aber  nicht  sehr  hoch;  der  Saal- 
kellner verdient,  bei  freier  Station  60 — ioo  Fr.  monatlich,  dazu  die 
Trinkgelder,  die  aber  für  den  gewöhnlichen  Saalkcllner  gerade  nicht 
reichlich  fließen.  — Auch  hat  der  Kellner  beträchtliche  Auslagen 
für  Wäsche,  Kleider,  Schuhe  und  muß  an  die  tote  Jahreszeit  denken. 
In  Paris  fällt  sic  von  Juli  bis  Oktober.  — Der  Dezember  ist  selten 
gut,  Januar  und  Februar  sind  mäßig.  Allerdings  der  Pariser  Kellner 
kann,  wie  der  Pariser  Schneider,  im  Sommer  in  der  Schweiz,  im  Winter 
an  der  Riviera  Arbeit  finden,  doch  braucht  er  dazu  Reisegeld,  und 
daran  fehlt  es  ihm  eben  oft. 

Der  Spitzname  eines  Pariser  Speischauscs,  wo  die  stellenlosen 
Pariser  Kellner  essen  gehen  »Zum  blutigen  Knochen*  beweist,  daß  sie 
in  solchen  Zeiten  sehr  vorlieb  nehmen  müssen. 

Eine  auskömmliche  Stellung  erreichen  eigentlich  nur  die  Ober- 
kellner, Portiers  und  Hotelsekretäre.  — Paris  zählt  2000  deutsche  und 
schweizer  Hotelangestellte;  die  letzteren  sind  am  zahlreichsten. 

Wie  uns  berichtet,  hat  die  junge  Generation  unter  den  französischen 
Kellnern  sich  entschlossen,  ins  Ausland  zu  gehen  und  will  in  einiger 
Zeit  eine  kleine  Verschiebung  der  Nationalitäten  in  der  Bedienung  der 
Pariser  Fremdenhotcls  verursachen62). 

Aus  denselben  Gründen  wie  die  Hotelangestellten,  besteht  ein  Teil 
des  Pariser  Kontorpersonals  aus  Deutschen  und  Schweizern, 
sie  können  mindestens  3 Sprachen,  und  der  Deutsche  häufig  noch 
spanisch  und  portugiesisch,  was  ihm  eine  führende  Stellung  in  dem 
französischen  Export  von  Paris  über  See  (Südamerika)  gesichert  hat. 

**)  Wir  verdanken  das  vorstehende  Material  Hotelbesitzern,  Kellnern,  Geist- 
lichen, den  Leitern  der  Bcrufsvcrcine  etc. 
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Der  deutsche  Handel  in  Paris  umfaßt  das  Kommissions- 
geschäft (deutscher  Import  nach  Frankreich,  französischer  Export  nach 
Deutschland  und  über  See),  die  Vertreter  undj  Agenten,  das  Kontor- 
personal  ; den  Groß-  und  Kleinhandel  am  Platze,  für  deutsche  wie 
französische  Kundschaft.  1902  bildeten  die  Deutschen  mit  3900  im 
Handel  beschäftigten  Personen  die  bedeutendste  kaufmännische  Fremden- 
kolonie in  Paris.  1870  schon  sehr  bedeutend,  ist  sic  seitdem  stetig 
gewachsen. 

Der  Exporthandel  nach  Deutschland  oder  Südamerika  verwandelt 
die  deutschen  Exporthäuser  der  Geschäftsviertel  in  große  Warenlager 
und  Bazare,  da  die  Verschickung  von  dort  aus  geschieht.  Der  deutsche 
Import  hingegen  geschieht  direkt  an  die  Pariser  Firmen  oder  bei  den 
überseeischen  Ländern  via  Hamburg.  Das  deutsche  Pariser  Exporthaus 
arbeitet  in  diesem  Falle  nur  mit  Mustern  und  Preislisten. 

Die  Aufstellung  der  langen,  verwickelten  und  um  hohe  Summen 
gehenden  Rechnungen  für  diesen  Export  — , Rechnungen,  bei  denen 
große  Gewissenhaftigkeit  und  Geduld,  die  Kenntnis  des  Spanischen  und 
Portugiesischen,  der  verschiedenen  landesüblichen  Münzen,  Maße  und 
Gewichte  nötig  ist,  erfordert  die  vielseitige  Bildung  und  die  ruhige 
Ausdauer  des  deutschen  Kaufmanns.  Er  ist  daher  in  den  deutschen 
Exporthäusern  unentbehrlich  und  auch  in  den  französischen  Kontoren 
gesucht,  sobald  sic  mit  dem  Ausland  zu  tun  haben.  Aus  politischen 
Gründen  zieht  man  ihm  im  letzteren  Falle  aber  oft  den  Deutsch- 
Schweizer  vor. 

Der  deutsche  Kaufmann  beginnt  seine  Pariser  Laufbahn  meist  bei 
Landsleuten.  Die  Gehälter  steigen  von  100 — 500  Fr.  im  Monat.  Ein 
Aufenthalt  von  2,  3 Jahren  in  Paris  scheint  heute  Regel  zu  werden, 
was  bei  den  Prinzipalen  Klage  über  häufigen  Wechsel  verursacht.  — 
Immerhin  bilden  die  Kaufleutc  den  sesshaftesten  Teil  der  deutschen 
Kolonie  in  Paris,  halten  sich  jedoch,  trotz  oft  großer  Wohlhabenheit 
von  dem  sogenannten  .Pariser  Leben«  recht  fern. 

Das  deutsche  Kontorpersonal  gehört  zumeist  einem  der  vier  deut- 
schen Berufsvereine  an. 

Deutsche  Kontoristinnen  werden  in  Paris  in  noch  kleiner 
Zahl  in  den  verschiedenen  Fächern  beschäftigt.  Ihr  deutscher  Berufs- 
verein hat  noch  keine  Ortsgruppe  in  Paris. 

Die  großen  öffentlichen  Banken  in  Paris  decken  den  unent- 
behrlichen Bedarf  an  Ausländern  mit  jungen  Leuten,  die  Schweizer 
sind  oder  als  solche  gelten.  — Die  französischen  Privatbanken 
stellen  auch  Deutsche  an;  die  deutschen  Privatbanken  sind 
meist  von  deutschen  Israeliten  gegründet. 

Der  deutsche  Kaufmann  in  Paris  vertritt  eine  n a t i o n a le  Spezialität, 
was  auch  der  Umstand  beweist,  daß  trotz  der  Störungen,  welche  die 
Ereignisse  von  1870/71  eine  Zeitlang  im  deutschen  Handel  in  Paris 
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verursacht,  die  Deutschen  in  dem  französischen  Export  nach  Süd- 
amerika nicht  durch  die  Deutsch-Schweizer  ersetzt  worden  sind,  — Ge- 
rade in  dem  Verkehr  mit  Südamerika  zeigt  sich  der  deutsche  Kaufmann 
durch  langen  Kredit,  Zahlungserleichterungen,  Berücksichtigung  nationaler 
Eigenarten,  und  last  not  least,  durch  größte  Zuvorkommenheit,  wenn 
die  südamerikanischen  Kunden  Paris  besuchen,  dem  Franzosen  an 
großem  Stil  überlegen. 

Die  Zahl  der  deutschen  Frauen  in  Paris  war  1901  doppelt 
so  groß  wie  die  der  Männer.  — Sie  haben  im  Beruf  allerdings  weit 
geringere  Wahl;  ihre  Hauptbeschäftigungen  sind  der  Hausdienst 
und  der  Sprachuntericht. 

Wegen  ihrer  Arbeitskraft,  Sauberkeit  und  ihres  häuslichen  Charakters 
wird  die  Deutsche,  gleich  der  Belgierin  und  Schweizerin,  als  Hausbe- 
diente gesucht.  — Im  Anfang  unterzieht  sie  sich  in  Paris  auch  noch 
schweren  Arbeiten  (Parkett  bohnen,  Scheuern  etc.)  Andererseits  ist 
sie  häufig  aus  einer  höhergebildeten  Schicht  als  die  französischen 
Hausangestellten.  Besonders  die  Kinderfräulein  (Gouvernantes)  sind 
z.  T.  wohlerzogen  und  gebildet63). 

Da  man  in  Deutschland  über  Diensbotenmangel  klagt,  erscheint 
es  zuerst  befremdlich,  daß  dennoch  ein  so  starker  Zuzug  deutscher 
Hausangestellten  noch  nach  Paris  geht  (8000).  Das  erklärt  sich  aber 
leicht : eine  Deutsche,  die  in  Paris  gedient  und  dort  französisch  gelernt 
hat,  erhöht  ihren  Wert  auf  dem  deutschen  Markt  beträchtlich.  Sie 
wird  außerdem  in  Paris  von  vornherein  besser  bezahlt  als  zu  Hause. 

Es  bestehen  in  Paris  drei  deutsche  Heime  für  deutsche  oder  deutsch- 
sprechende Dienstboten : rue  Fondary.avenuedeChoisy  (beide  katholisch), 
rue  Nollct  (protestantisch). 

Soll  die  Deutsche  ihre  Sprache  lehren,  so  wird  sie  der  Deutsch- 
Schweizerin  vorgezogen.  Andererseits  erhalten  die  deutschen  Katho- 
likinnen oft  den  Vorzug  vor  Protestantinnen.  — Die  katholischen  Geist- 
lichen waren  der  Ansicht,  daß  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
die  Einwanderung  katholischer  Dienstboten  verringern  werde  6‘). 

Die  Gehälter  steigen,  wie  schon  gesagt,  von  50 — 100  und  120  Fr. 
monatlich. 

Die  deutschen  Dienstboten  sollen  ihre  anfänglichen  Tugenden  in 
Paris  auch  ziemlich  rasch  verlieren  und  oft  gerade  so  anspruchsvoll 
werden  wie  die  französischen  Kameraden. 

M)  ltci  den  zahlreichen  Familien  in  Deutschland  muß  auch  das  Mädchen  der 
gebildeten  Kreise  oft  sein  Brot  verdienen.  Die  junge  Französin  der  entsprechenden 
Schicht  ist  meist  »einzige  Tochter«  und  »wird  verheiratet« ; sie  geht  nicht  in 
Stellung. 

**)  »Christliche  Eltern  können  ja  ihr  Kind  nicht  mehr  nach  Frankreich  gehen 
lassen«. 
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Die  deutschen  Köchinnen  genießen  den  Ruf  besonderer  Sauberkeit 
und  vervollkommnen  sich  im  »Kulinarischen«  rasch.  — Seit  Einführung 
der  obligatorischen  Fortbildungsschulen  in  Süddcuschland  ist  eine 
besonders  geschulte  Klasse  deutscher  Jungfern  entstanden,  die 
frisieren,  schneidern,  feine  Näharbeit  ausführen  können.  Die  steigende 
Verfeinerung  der  deutschen  Dienstboten  ist  uns  gegenüber  mehrfach 
betont  worden. 

Nicht  wenige  bleiben  in  Paris,  viele  heiraten 6S),  da  sic  als  gute 
Hausfauen  bekannt  sind. 

Die  meisten  bleiben  2,  3 Jahre,  bis  sic  glauben,  genug  französisch 
zu  können.  — Ein  nicht  kleiner  Prozentsatz  geht  aus  Leichtsinn  Un- 
erfahrenheit oder  Unglück  in  dem  Sumpf  der  Pariser  Prostitution  unter, 
ein  Beruf,  der  auch  völlig  international  ist. 

Auch  in  den  liberalen  Berufen  herrschen  die  deutschen 
Frauen  vor.  Im  allgemeinen  und  von  vornherein  eignet  sich  der 
Deutsche  die  französische  Geisteskultur  schwerer  an  als  der  Belgier 
und  französische  Schweizer.  Die  politischen  Ereignisse  haben  dann 
eine  direkte  Entfremdung  bewirkt,  und  in  dem  ablehnenderen,  ja  oft 
feindseligen  Milieu  kann  der  deutsche  Schriftsteller  und  Künstler  sich 
weniger  unbefangen  entfalten.  Seit  dem  Baron  Grimm,  seit  Heine 
und  llillebrandt  haben  die  Zeiten  sich  geändert.  Deutsche  Jour- 
nalisten in  Paris  arbeiten  daher  für  deutsche  Blatter,  deutsche 
Schriftsteller  und  Künstler  erreichen  einzelne  Erfolge  in 
Paris  (Hauptmann,  Sudermann,  Strauß  etc.),  leben  aber  nicht  dort; 
deutsche  A c r z t e und  Anwälte  arbeiten  mit  einer  deutschen  Kund- 
schaft. 

Die  Zahl  der  deutschen  Studierenden  beider  Geschlechter 
nimmt  alljährlich  zu.  Doch  sind  sie  nur  vorübergehend  und  zur  Aus- 
bildung in  Paris,  übrigens  ein  deutliches  Zeichen  von  Deutschlands 
steigendem  Wohlstand ; es  verwendet  mehr  und  mehr  Geld  auf  die 
vielseitigere  Ausbildung  größerer  Kreise  und  berücksichtigt  hierbei  jetzt 
auch  das  weibliche  Geschlecht. 

Diese  Einwanderung  der  Studierenden  ist  eine  gute  Einnahmequelle 
für  Paris  (Wohnung,  Beköstigung,  Unterricht)  und  bedeutet  für  die 
Einheimischen  so  gut  wie  keine  Konkurrenz.  — Eine  Anzahl  der 
deutschen  Studierenden  würde  zwar  gern  durch  deutschen  Unterricht 
Geld  verdienen,  findet  den  Markt  aber  fast  ganz  versorgt  durch  die 

•*'•’)  Die  geistlichen  und  weltlichen  Leiter  der  deutschen  Ileime  und  Stellen- 
vermittelungen erklärten,  daß  sie  Ehen  zwischen  Franzosen  und  deutschen  Mädchen 
wegen  der  unvermeidlichen  nationalen  Reibereien  und  der  verschiedenen  sittlichen 
Anschauungen  für  »kein  Glück«  halten.  — Ganz  ablehnend  erschienen  sie  uns 
gegen  Ehen  zwischen  Deutschen  und  Französinnen.  Die  Pariser  Arbeiterfrau  ist 
gemeinhin  freilich  eine  schlechte  Wirtin. 
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am  Orte  wohnenden  deutschen  Sprachlchrerinncn  und  die  als 
Sprachlehrende  funktionierenden  deutschen  Dienstboten,  was  den  Preis 
für  deutschen  Unterricht  in  Paris  gelegentlich  auf  Fr.  0,50  hinunterdrückt. 

Die  Zahl  der  französischen  Lehrer  der  deutschen  Sprache, 
die  fähig  wären,  mit  den  geborenen  Deutschen  zu  rivalisieren,  ist  be- 
schränkt. Die  meisten  bekleiden  einen  Staatsposten,  der  Ausländern 
natürlich  unerreichbar  ist,  und  nur  ihr  Nebenverdienst  durch  Privat- 
stunden kann  von  der  >Fremdenkonkurrenz«  betroffen  werden. 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Sprachlehrer  in  Paris  sind 
deutsche  Frauen,  Privatlchrerinnen,  die  3 — 5 Fr.  die  Stunde  verdienen, 
manchmal  in  Anstalten  Kurse  halten  und  hin  und  wieder  zu  Vermögen 
kommen.  Hier  liegt  Spezialisierung  durch  Fähigkeit  vor. 

Da  der  Beruf,  durch  dauernden  Wechsel  der  Kundschaft  und  lange 
tote  Jahreszeit,  sehr  unsicher  ist,  gehen  die  Privatlehrerinnen,  falls  mög- 
lich, in  den  Beruf  der  Uebersctzerin  und  Sekretärin  über. 
Bei  Beherrschung  dreier  Sprachen,  der  französischen  Stenographie  und 
der  Schreibmaschine  können  sie  reichliches  Einkommen  erzielen  (200 
bis  250  Fr.  im  Monat5*). 

Es  bestehen  in  Paris  4 Heime  für  deutsche  Lehrerinnen  (rue  Ville- 
just,  rue  Vaneau,  me  Brochant,  nie  d’Assas)  und  eine  Ortsgruppe  des 
Allgemeinen  deutschen  Lehrcrinncnvereins. 

Die  deutsche  Kolonie  ist  die  einzige  Pariser  Fremdenkolonie,  die 
eine  regelrechte  Schule  für  die  Landeskinder  hat.  Sic  liegt  in 
Villette. 

Die  Schweizer  Kolonie  in  Paris. 

Durch  die  Leichtigkeit  ihrer  Anpassung  erinnert  sic  an  die  belgi- 
sche Kolonie,  durch  ihre  soziale  Zusammensetzung  an  die  deutsche. 

Die  ersten  Schweizer  Einwanderer  waren  Soldaten,  von  deren 
Treue  im  Dienst  das  Luzcrner  Denkmal  Zeugnis  gibt.  — Seit  dem 
16.  Jahrhundert  diente  dann  die  französische  Schweiz  zuerst  den  fran- 
zösischen Protestanten,  dann  den  Aufklärern,  dann  den  Republikanern 
als  Zufluchtsort.  Nachdem  die  Zeiten  der  Verfolgung  für  jede  dieser 
Kategorien  von  Flüchtlingen  vorüber,  wanderten  sie  z.  T.  nach  Frank- 
reich zurück,  was  besonders  starke  Bande  des  Interesses  und  der  Sym- 
pathie zwischen  Frankreich  und  der  französischen  Schweiz  schuf.  In 
der  sehr  reichen  und  einflußreichen  Welt  des  Pariser  Protestantismus 
spielen  die  Schweizer  eine  große  Rolle,  und  die  reformierte  Kirche  in 
Paris  besteht  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teil  aus  Schweizern. 

Im  Jahre  1901  gab  es  nach  amtlicher  Zählung  in  Paris  19640 
Schweizer57),  10  755  Männer,  8885  Frauen.  Die  Zahl  der  Berufstätigen 

**)  5 — 600  Fr.,  wenn  sie  bei  berufsmäßigen  Ucbersetzern  und  Geschäftsleuten 
arbeiten. 

s7)  In  Wirklichkeit  sicher  mehr.  30000? 
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betrug  15360,  die  der  Nichtberufstätigen  4300,  eine  noch  geringere 
Anzahl  als  die  der  entsprechenden  Kategorie  Deutscher.  Die  Haus-, 
Hotel-  und  Kontorangestellten  überwiegen  die  Arbeiter  (7000:4235). 
Wenn  Schweizer  Arbeiter  in  Paris  in  nennenswerter  Zahl  auftreten, 
sind  sie  aus  der  italienischen  Schweiz.  — Die  wenig  gelernten  oder 
ungelernten  Elemente  der  deutschen  und  französischen  Schweiz  finden 
genügenden  Absatz  in  den  Grenzdepartements.  Die  gelernten  Durch- 
schnittsarbeiter scheinen  fast  ganz  von  der  einheimischen  Nachfrage 
absorbiert  zu  werden. 

Die  starke  Einwanderung  der  Angestellten  erklärt  sich  aus  der  • 
angeborenen  oder  zu  Hause  erworbenen  Vielsprachigkeit  des  Schwei- 
zers, besonders  des  Deutschschweizers. 

Vom  nationalen  Standpunkt  ist  die  Schweizer  Kolonie  höchst 
interessant.  — Die  Schweiz  ist  ein  Staat  für  sich,  die  Schweizer  bilden 
eine  geschlossene  Nation  mit  eigener  Geschichte  und  sehr  lebhaftem 
Schweizer  Vatcrlandsgcfühl,  was  eine  um  so  größere  Leistung  ist, 
als  hier  drei  verschiedene  ethnische  Elemente,  Deutsche,  Franzosen, 
Italiener,  zu  verschmelzen  waren.  Denn,  rein  ethnisch  genommen, 
sind  die  Schweizer  kein  Volk,  keine  geschlossene  Nationalität, 
sondern  haben  Teil  an  der  nationalen  Eigenart  ihrer  drei  Nachbarn, 
Deutsche,  Franzosen,  Italiener. 

Ist  cs  nun  richtig,  daß  die  Arbeitsteilung  in  Paris  sich  nach  Völ- 
kern, nach  nationalen  Individualitäten  (Nationalitäten)  vollzieht,  daß  sie 
im  ersten  Grunde  durch  die  ethnische  Abstammung  und  erst  nachträg- 
lich durch  politische  und  wirtschaftliche  Faktoren  bedingt  wird,  so 
müssen  die  Schweizer  in  Paris,  je  nach  ihrer  ethnischen  Zugehörigkeit, 
ihrem  geographischen  Ursprungsgebiet,  die  Spezialitäten  der 
Deutschen,  der  Franzosen,  der  Italiener  teilen. 

Dies  ist  unbestreitbar  der  Fall : die  Einwanderung  aus  der  fran- 
zösischen Schweiz  verschmilzt  fast  gänzlich  mit  dem  einheimischen  Ele- 
ment. Katholisch  oder  protestantisch,  der  französisch  sprechende 
Schweizer  ist  in  Paris  zu  Hause.  Er  stellt  fast  keine  Arbeiter ; das 
Element  der  Angestellten  französischer  Zunge  in  Haus,  Hotel  und 
Handel  wird  von  den  deutsch-schweizer  Angestellten  weit  übertroffen. 
Hingegen  sind  die  französischen  Schweizer  zahlreich  im  Hank  fach, 
da  Genf,  durch  geschichtliche  Umstände6*),  zu  einer  Hochschule  für 
Finanzleute  geworden,  von  denen  ein  Teil  nach  Paris  rückwanderte.  — 
Ihr  eigentlichstes  Gebiet  liegt  jedoch  in  den  freien  Berufen. 
Schon  die  Relgier  fanden  dort  ersprießlichen  Absatz ; die  z.  T.  sehr 
hochgebildete  französische  Schweiz  hat  Frankreich  Schriftsteller  ersten 
Ranges  gegeben  (Rousseau,  de  Stael),  selbst  heute  noch  eine  ganze 
Reihe  ansehnlicher  Autoren  (Rod,  M“  de  Pressensä,  j.  Kaiser  etc.) 

M)  Man  denke  auch  an  das  Vorbild  Ncckers. 
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und  steht  mit  Paris  in  dauerndem  und  lebhaften  Austausch  von 
Künstlern,  Musikern,  Journalisten,  Pastoren s>),  Prie- 
stern, Anwälten,  Aerzten,  Ingenieuren  und  Hochschul- 
professoren, höheren  Lehrkräften  aller  Art,  die,  z.  T.  als 
Schüler  der  Pariser  Anstalten,  leicht  und  glücklich  in  gutbezahlten, 
amtlichen  oder  privaten  Stellungen  Fuß  fassen. 

Politisch  neutral,  wie  die  Belgier,  empfehlen  die  französischen 
Schweizer  sich  noch  durch  eine  besonders  gründliche  Bildung,  die, 
dank  des  dreisprachigen  Charakters  der  Schweiz,  das  einseitig  Fran- 
zösische verloren  hat.  Oft  dient  ihnen  auch  ihr  Protestantismus  als 
besondere  Empfehlung. 

Eine  der  bekanntesten  industriellen  Spezialitäten  der  französischen 
Schweiz,  die  Uhrmacherci,  die  einen  großen  Import  verursacht, 
ist  auch  in  Frankreich  heimisch:  Besangon  rivalisiert  mit  Genf  und 
Neuchdtel.  — Paris  selbst  ist  kein  Sitz  der  Uhren fa bri kat ion , cs 
importiert,  schätzt  die  schweizer  Arbeiter  in  den  Reparaturwerkstätten, 
verwendet  aber  nicht  viele  (1901  : 100). 

Die  Tatsache,  daß  die  Waadtländer  in  Paris  hauptsächlich  Lci- 
che  n kutscher  und  Träger  werden,  erklärt  sich  wahrscheinlich  aus 
lokaler  Einwanderung. 

Gleich  den  Belgiern  stellen  die  französischen  Schweizer  eine  An- 
zahl Druckereibcsitzcr  und  M u s i k Verleger.  Mit  den 
Deutschschweizern  zusammen  haben  sie  die  französische  Indu- 
strie bedeutend  gefördert,  Spinnereien,  Webereien  und  M a- 
schinenbauercicn“)  errichtet,  Gasanstalten  und  Eisen- 
bahnen gebaut  und  die  erste  Versicherungsgesellschaft 
in  Frankreich  geschaffen  6I). 

Die  Deutschschweizer  ihrerseits  haben  in  der  Industrie  noch  be- 
sonders Oberkampf,  den  Begründer  der  Industrie  der  toiles  de 
Jouv,  und  im  Bankfach  den  Baron  Hottiuger  aus  Zürich  zu  verzeichnen. 

Was  ihre  Arbeit  in  Paris  aber  vor  allem  kennzeichnet,  sind  die 
deutschen  Spezialitäten:  Haus-,  Hotel-  und  Bureau- 
dienst.  — Die  Zahl  der  Deutschschweizer,  die  schon  in  der  Heimat 
überwiegt,  herrscht  auch  in  Paris  in  diesen  3 Berufen  vor  und  muß 
vorherrschen,  da  der  Deutschschweizer  hier  der  Fähigere  ist:  er  kann 
meist  französisch,  während  der  französische  Schweizer  gemeinhin  nicht 
deutsch  kann. 

“)  Oie  Schweizer  haben  in  Paris  keine  eigene  Kirche  : die  Katholiken  be- 
suchen die  französischen  Kirchen,  die  Reformierten  sind  eins  mit  der  Eglise  reformee 
de  France,  die  Lutheraner  gehen  in  die  deutschen  Gottesdienste. 

*°)  Eine  Anzahl  Schweizer  wird  in  Paris  als  Fahrrad-  und  Automobilarbeiler 
beschäftigt.  Sie  sind  geschätzte  Mechaniker. 

•’)  Murhardt,  1.  c. 


Digitized  by  Google 


Die  Ausländer  und  der  Pariser  Arbeitsmarkt. 


495 


Handelt  es  sich  um  schriftlichen  Gebrauch  des  Deutschen  (Bank, 
Handel)  oder  um  die  gewöhnliche  Verkehrssprache  (Hotels),  so  nützt 
auch  hier  dem  Schweizer  seine  politische  Neutralität,  und  er  wird  dem 
Reichsdeutschen  vorgezogen.  Handelt  es  sich  dagegen  um  eine  An- 
wendung des  Deutschen  zu  Lehrzwecken,  wobei  der  Accent  in  Frage 
kommt,  so  wird  der  oder  richtiger  d i e Reichsdeutsche  vorgezogen. 
An  der  Klippe  des  Accents  scheiterte  der  wohlüberlegte  und  geschickte 
Versuch  des  damaligen  schweizer  Gesandten  in  Paris,  nach  1870  die 
deutschen  Gouvernanten  und  Lehrerinnen  durch  Deutschschweizerinnen 
zu  ersetzen. 

Die  Schweizer  Kolonie  hat  vortreffliche  Vereine  und  Anstalten  für 
die  Angehörigen  der  drei  obigen  Berufe  geschaffen.  Sie  scheint  daher 
dem  deutschen  Element  eine  größere  Fürsorge  angedeihen  zu  lassen, 
was  aber,  ganz  sachlich,  darin  begründet  ist,  daß  in  der  romanischen 
Pariser  Umgebung  der  deutsche  Schweizer  fremder  und  daher  der 
Gruppierung  bedürftiger  und  zugänglicher  ist62).  Die  schweizer  Dienst- 
boten haben  in  Paris  ein  staatlich  unterstütztes  Heim,  das  der  Pariser 
Nachfrage  kaum  genügen  kann.  Die  Zahl  der  schweizer  Dienstboten 
ist  geringer  als  die  der  deutschen  (1901:  3800:8000). 

Die  Hotelangestellten  gehören  2 Berufsvereinen  an,  dem 
Genfer  Verband  und  der  Helvetia.  Ersterer  ist  international 
im  Prinzip,  letztere  wird  es  durch  die  Praxis  der  Stellenvermittlung. 

Der  Schweizer  Klub  für  Kaufleute,  Cercle  commercial  suissc 
(Klub,  Stellenvermittlung,  Fortbildungskurse)  ist  eine  ganz  einzige  Ein- 
richtung, nicht  einmal  die  zahlreichen  reichsdeutschen  Kaufleute  ver- 
fügen über  etwas  ähnliches.  — Er  vereinigt  ganz  überwiegend  Deutsch- 
schweizer, was  schon  aus  der  Abwesenheit  des  Deutschen  in  den  Abend- 
kursen hervorgeht. 

Was  die  italienischen  Schweizer  betrifft,  so  bilden  sie 
.eine  sehr  rührige  und  einige  Kolonie«  *3),  die  sich  etwas  für  sich  zu 
halten  scheint.  Da  die  kantonale  Gesetzgebung  sie  auch  im  Ausland 
als  Wähler  betrachtet,  haben  sie  in  Paris  eine  Anzahl  politischer  Ver- 
eine für  ihre  Lokalinteressen  gegründet  und  fahren  mit  Sonderzug  zur 
Wahl  nach  Hause.  Schon  dieses  unterscheidet  sie  von  den  anderen 
Schweizern,  ihre  Hauptbeschäftigungen  tun  das  übrige  und  gestatten 
uns,  sie  ohne  Zögern  zu  den  Italienern  zu  rechnen.  Vor 
allem  sind  sie:  Köche,  Zuckerbäcker  aller  Spezialitäten  (Kuchen, 
Bonbons,  Eis) ; Maronimänncr,  Kamin  baucr  und  F e g e r , 
Stuben-  und  Dekorationsmaler,  Erdarbeiter.  All  diese 
Berufe  sind  italienische  Spezialitäten,  und  wir  werden  die  italienischen 

*J)  Während  die  Schweizer  Kolonie  in  London,  der  germanischen  Umgebung, 
vorwiegend  französischen  Charakter  hat. 

“)  Morhardt,  1.  c. 
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Schweizer  mit  der  italienischen  Kolonie  zusammen  behandeln. 

Somit  schließen  die  Schweizer  auf  dem  Arbeitsmarkt  in  Paris  sich 
an  die  3 ihnen  ethnisch  verwandten  Völker  an,  von  denen  die  Schweiz 
abgesprengte  Gruppen  so  glücklich  vereinigt. 

Die  einzige  sozusagen  Schweizer  Industrie  in  Paris  erscheint 
uns  die  Stickerei.  — Sie  beschäftigt  auch  Deutsche,  doch  sind  die 
Schweizer  besonders  geschätzt.  Da  der  Import  den  Hauptbedarf  deckt, 
sind  sie  aber  nicht  zahlreich. 

Waren  die  Reichsdeutschen  die  einzige  Kolonie,  die  über  eine 
vollständige  Schule  verfugt,  so  ist  die  Schweiz  der  einzige  Staat,  der 
seinen  Landeskindem  durch  ein  besonderes  Abkommen  mit  Frankreich 
das  Recht  auf  den  Besuch  der  Pariser  Volksschulen  sichert ; die  an- 
deren Ausländer  genießen  es  jedoch  in  der  Praxis  ganz  ebenso. 

Die  italienische  Kolonie  in  Paris. 

Auch  sic  ist  alten  Datums:  die  ersten  italienischen  Einwanderer 
in  Paris  waren  mittelalterliche  Scholaren,  Gelehrte  und  Künstler  der 
Renaissance.  Am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  wurden  die  Künstler 
I Maler,  Bildhauer,  Musiker,  Architekten,  Sänger,  Schauspieler)  beson- 
ders gesucht,  und  der  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  brachte,  wie  in  der 
deutschen  Kolonie,  den  Zuzug  von  Kaufleuten  und  Industriellen,  ohne 
jedoch  den  vorwiegend  künstlerischen  Charakter  der  italienischen  Ein- 
wanderung zu  verwischen. 

Nach  amtlicher  Zählung  gab  cs  1901  in  Paris  21790  Italiener“), 
13738  Männer,  8053  Frauen,  welches  Zahlcnvcrhältnis  sich  durch  das 
Ucbcrwiegen  der  italienischen  Arbeiter  und  den  geringen  Pariser  Be- 
darf an  italienischen  Dienstboten  erklärt.  Die  Berufstätigen  betrugen 
16345,  die  Nichtberufstätigen  5445,  was  absolut  und  relativ  die  ent- 
sprechende Kategorie  der  Deutschen  und  Schweizer  übertrifft  und  die 
Italiener  den  Belgiern  annähert  (8000).  Tatsächlich  ist  die  Familien- 
cinwanderung  am  stärksten  unter  Belgiern  und  Italienern,  mit  dem 
Unterschied  jedoch,  daß  die  Belgier  mehr  in  Paris  bleiben,  die  Italiener 
hingegen  einen  ausgesprochenen  Trieb  zum  Rückwandern  zeigen. 
Jedenfalls  sind  beide  die  llauptarbciterkolonien. 

Obgleich  Romanen  und  katholisch  (was  sie  den  Franzosen  stark 
nähert),  zeigen  die  Italiener  in  Paris  nicht  den  gleichen  Grad  der  An- 
passung wie  die  Wallonen  und  französischen  Schweizer:  die  Verschie- 
denheit der  Sprache611)  und  die  Sitten  (Lebensweise)  sind  für  die  Ar- 

*4)  Italiener  aus  Italien,  die  italienischen  Schweizer  sind  als  Schweizer  ge- 
zählt. Tatsächlich  dürften  30000  Italiener  in  Paris  sein.  Die  Kolonie  fluktuiert 
sehr  stark. 

M)  Die  Einwanderer  aus  dein  Val  d'Oste  sprechen  französisch,  gehören  aber 
durch  ihre  Sitten  ganz  zur  italienischen  Kolonie. 
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beiterklasse  starke  Hemmungen  bei  der  Assimilicrung,  der  Italiener 
der  unteren  Schichten  bleibt  in  Paris  sehr  italienisch  und  heißt  im 
Volk  daher  le  maccaroni.  — Nur  in  den  gebildeten  Klassen  be- 
währt die  Stammesverwandtschaft,  durch  politische  Strömungen  ver- 
stärkt, sich  als  starkes  Bindemittel. 

Man  muß  bei  den  italienischen  Einwanderern  drei  Arten  unter- 
scheiden: die  Norditaliener,  ein  Gemisch  von  Romanen,  Kelten, 
Germanen,  liefern  die  besten  Metall-,  Erd-  und  Bauarbeiter ; die  Mittel- 
italiener und  Neapolitaner  pflegen  vorwiegend  künstlerische 
Spezialitäten ; die  Süditalicner  endlich,  mit  orientalisch-afrikani- 
schem Einschlag,  bilden  hauptsächlich  die  ungelernte  Arbeiterklasse, 
die  sich  z.  T.  durch  Nebenumstände  empfiehlt,  welche  mit  der  Quali- 
t ä t der  Arbeit  nichts  gemein  haben. 

Die  italienische  Kolonie  in  Paris  bildet  ein  Bild  bunten,  wimmeln- 
den Lebens;  von  allen  Pariser  Eremdenkolonien  ist  sic  die  ursprüng- 
lichste, natürlichste  (sie  zählt  auch  die  meisten  Analphabeten),  die  fru- 
galste (sie  hat  oder  jedenfalls  sie  befriedigt  die  wenigsten  materiel- 
len Bedürfnisse,  lebt  sehr  mäßig  und  kennt  den  Trunk  nicht).  Sic  ist 
auch  bei  weitem  die  malerischste,  was  sich  aus  dem  erfreulichen  Typus 
und  der  oft  künstlerischen  Art  der  Beschäftigung  erklärt. 

Ihr  soziales  Leben  pulsiert  kräftig;  die  Italienerin  Paris  ver- 
fügen über  eine  ganz  erstaunliche  Zahl  geselliger  Vereine ; 11  buon 
umore,  la  Stella  alpina,  la  Giorviale,  den  Radfahrklub  etc. 

Sie  haben  auch  Versicherungsgesellschaften  (la  lira 
italiana),  Arbeiterklubs  und  Vereine:  l’Unione  italiana,  il  Gruppo 
bresciano,  II  Monte  Rosa  etc.*“),  denn  die  italienische  Einwanderung 
in  Paris  bewahrt  einen  regionalen  Charakter. 

Der  italienische  Hilfsverein  sucht  das  schlimmste  Elend  der  Ein- 
gewanderten zu  lindern.  Bei  unseren  Wanderungen  durch  die  Welt 
der  Italiener  in  Paris  wollte  es  uns  erscheinen,  als  ob  die  leitenden 
Persönlichkeiten  ein  ganz  besonders  warmes,  herzliches  Interesse 
an  dem,  freilich  oft  sehr  jämmerlichen,  Lose  ihrer  Landsleute  nähmen. 

In  den  italienischen  Arbeitervierteln  (Villette,  Bcllevillc,  Mont- 
martre, Batignolles,  Ternes,  Grcnelle,  Italic)  hat  die  Kolonie  Abend- 
kurse errichtet,  wo  italienische  Kinder,  oft  nach  einem  schweren  Ar- 
beitstag, sich  in  der  Muttersprache,  der  vaterländischen  Geschichte  und 
Geographie  vervollkommnen.  Es  ist  das  stets  das  Zeichen  einer  Rück- 
wanderung der  eingewanderten  oder  der  in  Paris  begründeten  Aus- 
länderfamilien. 

Für  die  Italiener  bestehen  in  Paris  2 unentgeltliche  Polikliniken. 

Der  Vertrag  vom  15.  4.  1904  zwischen  Italien  und  Frankreich 

M)  Man  sehe  den  ausgezeichneten  Führer  durch  die  italienische  Kolonie  in 
Paris  von  Barbesi.  1907.  Paris. 
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schließt  die  italienischen  Arbeiter  in  die  Unfallversicherung 
ein  und  gewährt  ihnen  Vorteile  bei  der  Ueberwcisung  ihrer  Ersparnisse 
von  einem  Ort  oder  einem  der  beiden  Länder  zum  anderen. 

Wie  der  Belgier,  besitzt  der  Italiener  meist  zu  Hause  ein  Stückchen 
Boden,  an  dem  er  hängt,  und  in  Hinblick  auf  das  er  arbeitet;  er  stattet 
ihm,  auch  trotz  der  großen  Entfernungen,  öfters  Besuche  ab.  — Der 
Umstand,  daß  der  Italiener,  der  in  Paris  seine  heimische,  nahrhafte 
aber  grobe  und  gar  nicht  abwechslungswei.se  Kost  beibehält,  sich  sogar 
von  Suppen  aus  alten  Brotstücken  (croütons)  nährt“7),  sich  so  dürftig 
wie  möglich  kleidet  (vor  allem  die  Kinder),  sich  keinerlei  Lustbarkeit 
außerhalb  der  eigenen  Kolonie  gönnt,  der  Umstand,  daß  dieser  selbe 
Italiener  stets  Geld  hat,  um  nach  Hause  zu  reisen  und  ordentliche 
Kleider,  um  die  Fahrt  darin  zu  machen,  hatte  mehrere  unserer  Mit- 
arbeiter und  Sachverständigen  frappiert.  Die  Italiener  sind  allerdings 
sehr  reiselustig,  manche  fahren  dauernd  zwischen  Paris,  London  und 
Italien  hin  und  her.  — Doch  warten  sie  gewöhnlich  die  Osterzeit  für 
ihre  Heimreise  ab,  um  billige  Wallfahrtzüge  zur  Heimkehr  zu  benutzen. 
Auch  haben  sie  dort  zu  tun,  den  Weinberg  zu  bestellen,  Pacht- 
und  Mietsverträge  zu  erneuern,  Kinder,  die  heranwuchsen,  nach  Paris 
zu  holen.  Sie  reisen  also  nicht  nur  »zum  Vergnügen«. 

Was  ihr  oft  abgerissenes  Aeußere  in  Paris  betrifft,  so  opfert  der 
Italiener  eben  alles  dem  Wunsch  z u s p a r e n.  In  solchem  Aufzuge 
erscheint  er  auch  bedürftiger  als  er  ist,  kann  beim  Einkauf  handeln, 
an  die  stets  bereite  Pariser  Wohltätigkeit  appellieren,  Stundung  der 
Miete  nachsuchen,  und  heißt  das  für  ihn  nicht  ebenso  viel  »gespart«?“®). 

Ist  der  italienische  Arbeiter  in  Paris  deshalb  ein  Lohndrücker? 
Wir  glauben  es  nicht,  denn  er  sucht  in  allen  Berufen  die  höchsten 
Löhne  zu  erzielen  **).  — Es  war  allerdings  das  massenhafte  Angebot 
billiger  italienischer  Arbeitskräfte  in  den  Grenzdepartements,  das  1898 
die  parlamentarische  Erhebung,  dann  das  Dekret  von  1899  veranlaßte. 
Solche  Verhältnisse  haben  aber  in  Paris  nie  be- 
standen; selbst  die  gesetzlichen  10%  bei  öffentlichen  Arbeiten 
werden  in  Paris  fast  nie  erreicht;  die  gelernten  Italiener  arbeiten  dort 
nicht  unter  dem  Tarif,  und  wenn  die  ungelernten  Arbeiter  wirklich 
einmal  minder  bezahlt  werden,  so  leisten  sie  auch  weniger  (Süditaliener). 
Im  allgemeinen  ist  der  Italiener  in  Paris  kein  Lohndrücker  und  kann 
cs  gar  nicht  sein,  da  er  zu  wenig  zahlreich  ist. 

•T)  Sie  sind  in  Villette  ein  gangbarer  Artikel.  Sie  kaufen  bedeutet  aber  für 
den  französischen  Arbeiter  Klcnd  und  Demütigung. 

**)  Wir  verdanken  diese  Auskunft  2 freundlichen  Mitarbeiterinnen  in  Villette, 
die  das  Leben  der  dortigen  Italiener  aus  dem  Grunde  kennen. 

>Ils  sont  de  la  demiüre  äpretü  au  gain«,  bestätigte  eine  unserer  Mit- 
arbeiterinnen aus  Villette. 
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Besonders  interessant  ist  die  italienische  Familien  einwanderung. 
— Durch  lokale  Uebervölkerung  oder  ungenügende  Arbeitsgelegenheit 
zum  Auswandern  bestimmt  (oft  auch  durch  beides),  kommt  der  ver- 
heiratete Italiener  anfangs  für  gewöhnlich  nur  mit  seiner  Frau  und 
den  ganz  kleinen  Kindern  nach  Paris.  Die  halbwüchsigen,  die  noch 
nicht  verdienen  könnten,  zu  Hause  aber  verwendbar  und  vor  allem 
dort  sehr  billig  aufzuziehen  sind,  bleiben  in  Italien  bei  Großeltern, 
Verwandten.  Haben  sie  sich  genügend  entwickelt,  um  in  Pariser 
Fabriken  70)  oder  auf  Pariser  Straßen  zu  verdienen,  rasch  werden  sie 
geholt,  und  ihr  Arbeitsleben  beginnt.  — In  keiner  andern  Pariser 
Fremdenkolonie  besteht  dieser  frühe  Gebrauch  der  Kinder  zum 
Erwerb. 

Die  früher  ganz  unorganisierte  italienische  Auswanderung 
hat  heute  feste,  amtliche  Formen  gefunden,  wird  behördlich  überwacht, 
durch  ein  Netz  von  lokalen,  regionalen  und  nationalen  Gesellschaften, 
je  nach  Umständen,  gesteigert  oder  zurückgehalten.  Augenblicklich 
wirkt  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  abschreckend71). 

Die  amtliche  Statistik  von  190 1 zählt  etwa  700  Italiener  in  der 
Nahrungsmittelbereitung  und  den  chemischen  Industrien, 
an  200  in  der  Glasindustrie.  Diese  und  die  1 500  im  Last- 
und  Verkehrswesen  beschäftigten  Personen  bilden  die  un- 
gelernteste italienische  Arbeiterschaft,  die  in  Konserven-,  Zucker-  und 
Gasfabriken  verwendet  werden,  überall,  wo  ein  mäßiger  Kraftaufwand 
ohne  berufliche  Fähigkeit  nötig  ist. 

ln  der  Glasfabrikation  sind  die  ungelernten  Arbeiter  meist 
Italiener.  »Sie  werden  nicht  wie  die  Belgier  und  Deutschen«,  sagt  der 
uns  zugesandte  Bericht  der  Chambre  Syndicale,  »wegen  ihrer  Berufs- 
tüchtigkeit verwendet,  denn  es  sind  gemeinhin  einfache  Taglöhner. 
Man  zieht  sie  aber  allen  andern  vor,  weil  sie  ein  oder  mehrere 
Kinder  mitbringen,  und  es  den  Glasfabriken  kaum  gelingt,  sich 
auf  andere  Weise  die  erforderliche  Zahl  von  Jugendlichen  zu  beschaffen.« 

So  besteht  noch  immer  die  Frage  der  kleinen  Italiener  in  den 
Glasfabriken,  deren  Elend  ein  Mitglied  der  italienischen  Botschaft  in 
Paris,  Marquis  Paulucci  del  Calboli,  vor  etwa  10  Jahren  aufdeckte, 

,u)  Das  Fabrik  aller  beginnt  mit  13  Jahren,  und  die  italienischen  Kinder  sollen 
einen  vom  Konsulat  bestätigten  Geburtsschein  beibringen.  Es  wird  aber  auf  diesem 
Punkte  viel  betrogen. 

71)  Wie  uns  ein  großer  französischer  HUttcnbesilzer  berichtete,  war  es  ihm 
im  Frühjahr  1907  unmöglich,  die  nötigen  Arbeitskräfte  in  Norditalien  zu  finden, 
da  die  Arbeiter  durch  die  Auswanderungsgesellschaften  erklärten:  sie  gingen  nicht 
nach  Frankreich,  weil  sie  dort  voraussichtlich  durch  die  Gegenpartei  in  der  Aus- 
übung ihres  katholischen  Glaubens  beunruhigt,  an  der  Arbeit  gehindert,  und  um 
die  Frucht  ihrer  Auswanderung  gebracht  würden. 
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und  für  die  ein  anderes  Mitglied  der  französischen  Kolonie,  Fürst 
Borghese,  in  Saint  Denis  ein  Educatorio  italiano  gründete.  — Man  ist, 
wie  schon  gesagt,  bei  der  Zulassung  der  Kinder  strenger  geworden, 
hat  es  aber  bei  diesen  padroni,  die  die  Kinder  in  Italien  anwerben 
und  dann  nach  Paris  führen,  oft  mit  ganz  herz-  und  gewissenlosen 
Sklavenhaltern  zu  tun,  denen  gegenüber  die  Gewerbeinspektion  macht- 
los ist,  mag  sie,  außerhalb  der  Fabrik,  auch  die  schlimmsten 
Mißbräuche  und  Mißhandlungen  vermuten. 

Die  Frauen  arbeiten  zahlreich  in  den  Konservenfabriken, 
und  die  uns  genannten  Löhne  entsprechen  den  ortsüblichen  (2  Fr.  bis 
2.50  den  Tag). 

Eine  sehr  schmutzige  Tagelöhnerarbeit  — das  Sortieren  von 
Lumpen,  altem  Eisen  etc.  besorgen  Italienerinnen  mit  ihren  Kin- 
dern, in  Villette  z.  B.  (0.50 — 1.50  Fr.  den  Tag). 

Die  qualifizierten  Italiener  finden  wir  in  nennenswerter  Zahl  in 
folgenden  Berufen:  Bauwesen;  Steine  und  Erden;  gewöhnliche  Me- 
talle; Holzindustrie;  Leder  und  Häute;  Hutmacherci,  Herren-  und 
Damcnschncidcrei. 

Der  Statistik  von  1901  zufolge  waren  damals  bei  den  Erd- 
arbeitern und  den  Maurern  in  Paris  600  Italiener  und  60  italienische 
Schweizer  beschäftigt,  und  zwar  übertreffen  sie  dort  die  Belgier  an 
Zahl.  Die  Kaminbauerei  und  -Fegerei  verwendete  1901  in  Paris 
600  Italiener  und  200  Schweizer,  die  sicher  italienische  Schweizer 
waren.  Der  Bericht  des  Arbeitgeberverbandes  schätzt  die  Zahl  der 
Ausländer  im  Beruf  (Italiener,  Schweizer,  Oesterreichcr)”)  auf  etwa 
1700,  d.  h.  50  °/o  der  Gesamtarbeiterschaft,  was  in  Paris  einen  ent- 
schiedenen Ausnahmefall  bildet. 

Die  Savoyarden  hatten  bereits,  als  sic  noch  Italiener  waren,  in 
Paris  dieses  Gewerbe  ausgeübt.  — Die  Löhne  sind  heute  für  Franzosen 
wie  Italiener  gleich;  letztere  gelten  »als  zuverlässiger,  nüchterner  und 
weniger  umstürzlerischen  Einflüssen  zugänglich*. 

Einige  interessante  Details  gingen  uns  über  die  Italiener  in  der 
Fai'enceöfcnfabrikation  zu.  Diese  ursprünglich  französische 
Industrie  steht  im  Begriff,  ganz  italienisch  zu  werden.  Im  Jahre  1880 
hatten  nämlich  die  französischen  Arbeiter  aus  Furcht  vor  Ueber- 
produktion  erklärt,  keine  Lehrlinge  mehr  heranzubilden.  Da  ließen 
die  wenigen,  damals  in  den  Fabriken  beschäftigten  Italiener,  weil  die 
Arbeitskräfte  fehlten,  Landsleute  aus  Castella  Monte  kommen,  die  dort 
diesem  Gewerbe  oblagen.  — Die  Bezahlung  für  beide  ist  die  gleiche. 
— Die  Zahl  der  Italiener  und  der  Schweizer  (die  wohl  auch  haupt- 
sächlich Italiener)  in  der  Tüncherei,  Anstreicherei  und 
Stubenmalerei  betrug  190:  700  und  735.  — Nach  dem  Bericht 
der  Chambre  Syndicale  bilden  sie  20  °/o  der  Berufstätigen,  und  ihre 

u)  Wohl  Italiener  aus  Tirol  oder  Slaven. 
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Zahl  in  Paris  beträgt  4000  (also  mehr  als  das  Doppelte  der  amtlichen 
Zahl  von  1901 1).  Der  uns  vorliegende  Bericht  nennt  die  Italiener: 
»Sparsam,  ordentlich,  zum  gleichen  Preise,  aber  oft  mehr  arbeitend 
als  die  Franzosen«:. 

In  der  Industrie  der  Steine  und  Erden  waren  1901 
300  Italiener-,  vornehmlich  als  Gipsgießer  beschäftigt.  — Die 
Marmorarbeiter  der  Bauindustrie  sind,  wie  wir  bereits  sahen, 
Belgier,  da  die  italienischen  Marmore  für  Bauzwecke  zu  teuer  sind. 

Die  G i p s g i e ß e r nehmen,  gleich  den  Glasarbeitern,  ihre  eigenen 
oder  armer  Familien  Kinder  nach  Paris  mit,  vorwiegend  aus  der  Gegend 
von  Lucca,  Massa  Carrara,  Florenz.  — Sie  werden  von  den  Eltern  für 
3 Jahre  dem  padrone  vermietet,  der  sie  meist  schlecht  beherbergt, 
schlecht  verköstigt  und  schlecht  behandelt.  — Seit  auch  hier  der 
Marquis  del  Calboli  die  öffentliche  Meinung  anrief,  scheint  die  Ueber- 
wachung  strenger  geworden,  wenigstens  sieht  man  keine  Kinder  mehr 
derart  hausieren,  noch  sich  des  Nachts  auf  den  Straßen  umherschleppen 
(weil  sie  nämlich,  aus  Furcht  vor  Schlägen  wegen  zu  geringen  Absatzes, 
nicht  heimzukehren  wagten).  — Die  Gipsgießerei  ist  ein  Kunsthandwerk. 

Desgleichen  die  Bronzegießerei,  die  in  Paris  eine  Anzahl 
Italiener  beschäftigt.  In  der  Stahl-  und  Eisenindustrie  leisten 
die  Italiener  (Norditaliener)  in  Paris  aber  auch  Kraftarbeiten  (1901:  an 
600,  in  Gießereien,  Kesselschmieden  etc.). 

In  der  Holzbearbeitung  finden  wir  den  Italiener  als  Z i m m e r- 
mann  (1901:  an  200),  als  Parkettarbeiter,  als  Möbeltischler. — 
Von  allen  ausländischen  Tischlern  sind  die  Italiener  die  einzigen, 
die  eine  nennenswerte  Zahl  von  hoch  qualifizierten  Möbelschnitzern 
stellen. 

Sehr  geschätzt  sind  sic  auch  in  der  Lederindustrie,  als  ge- 
schickte Gerber  und  als  erstklassige  Schuhmacher,  »Schuh- 
künstler« 7S),  wie  uns  ein  Kenner  berichtete.  In  der  Hutmacherei  sehr 
brauchbar  bei  der  Filzbercitung,  haben  sie  ihre  eigentliche  Spe- 
zialität in  der  Strohhutbranche,  die  ein  italienisches  Metier  ist. 
Sie  glänzen  hier  in  der  kunstvollen  Damenmode  ifantaisie  pour  dames). 

Das  Gleiche  gilt  von  der  Schneiderei  und  der  Schmuck- 
warenindustrie. Es  gibt  in  Paris  viele  italienische  Schneider 
(an  500  in  Werkstätten).  In  der  Herrenschneiderei  gehören 
sie  nicht  zu  den  ersten.  Ein  Sachverständiger  erklärte  sogar  mit  Ver- 
achtung, sie  könnten  keine  Knopflöcher  machen,  was  einer  der  Prüf- 
steine solider  Arbeiter  ist.  In  der  Damenschneiderei  hingegen 
tun  sie  sich  als  Erfinder  und  Künstler  hervor,  die,  sozusagen 
mit  Stoffen  Bildhauerei  und  Malerei  treiben  7‘). 

73)  »Des  artistes  en  chaussure«. 

74)  Die  gleiche  Fähigkeit  besitzt  der  auch  romanischer  Rasse  ungehörige 
Rumäne. 
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Selbst  bei  der  Nahrungsmittelbereitung  verlegt  sich  der 
Italiener  noch  auf  das  Künstlerische.  Er  allein  wetteifert  mit  dem 
Franzosen  als  Koch,  und  Paris  besitzt  einige  gesuchte  italienische 
Restaurants.  Viele  Italiener  und  italienische  Schweizer  sind  Kon- 
ditoren, Torten-  und  Eiskünstler.  — Das  heiße  Klima 
ihrer  Heimat  hat  die  Erfrischungsindustrie  besonders  entwickelt,  und 
ihre  Künstlerseelen  bildhaucrn  ebenso  erfolgreich  in  Teig,  Zucker,  wie 
in  Marmor. 

Wir  kommen  zu  den  Angestellten.  Kein  Wunder,  daß  wir 
den  Italiener,  bei  seiner  culinarischen  Begabung,  im  Hotelwesen 
finden,  und  zwar  als  Gastwirt  wie  als  Koch  und  Kellner.  Als 
erstercr  hinterließ  er  in  Paris  ruhmvolles  Andenken  (Tortoni  und  Fras- 
cati). Drei  große  Pariser  Fremdenhotels  haben  heute  italienische  Leiter 
oder  Besitzer.  Als  Kellner  stehen  die  Italiener  an  Zahl  hinter  den 
Deutschen  und  Schweizern  zurück,  sind  aber  besonders  gut  zu  ver- 
wenden, wenn  es  sich  um  die  Restaurantbedienung  sehr  reicher  und 
verwöhnter  Kunden  handelt,  wofür  der  Germane  viel  weniger  geeignet 
ist.  — ln  manchen  Hotels  werden  sie  auch  ihres  Aeußeren  willen  zur 
Repräsentation  gesucht.  Sie  sprechen  italienisch,  französisch,  englisch, 
was  für  Paris  genügt. 

Als  Kontorpcrsonal  sind  die  Italiener  schwer  unterzubringen, 
da  ihre  Muttersprache  in  Paris  einen  nur  geringen  kaufmännischen  Ver- 
kehrswert hat.  Sehr  tätig  und  unternehmend  sind  sie  hingegen  an  der 
Börse,  wo  sie  den  Ruf  der  Lombarden  und  Vcnetianer  gewahrt  haben. 
In  Paris  besteht  eine  italienische  Handelskammer,  eine  Bankstellc  des 
Banco  di  Roma,  mehrere  italienische  Privatbanken,  Versicherungs- 
gesellschaften etc. 

Der  italienische  Detailhandel  ist  in  Paris  sehr  entwickelt. 
Die  Geschäfte  mit  Landesprodukten  sind  besonders  zahlreich,  da  die 
Kolonie  ihrer  heimischen  Lebensführung  in  Paris  ja  meist  treu  bleibt 
(Maccaroni,  Polenta,  Käse  etc.).  Die  Italiener  haben  auch  viele  Wirt- 
schaften errichtet  (1901:  225),  wo  hauptsächlich  Landsleute  ver- 
kehren. — Die  italienischen  Schweizer  bilden  mit  den  (französischen) 
Auvergnaten  die  Zunft  der  Maronimänner,  die  im  Winter  ihre 
öcfchen  an  den  Pariser  Straßenecken  aufstellen  und  im  Sommer  daheim 
ihr  Feld  bauen.  — Andere  bereiten  des  Sommers  in  den  italienischen 
Höfen  und  Sackgassen  der  Ternes  oder  in  Yillette  Eis,  das  die  Frauen 
und  Kinder  auf  der  Straße  auf  kleinen  Wagen  verkaufen.  — Es  gibt 
Unternehmer  von  Eiswagen,  die  Landsleute  in  ihrem  Lohn  damit 
hausieren  lassen. 

In  den  liberalen  Berufen  hat  der  Italiener  in  Paris  seit  lange 
seinen  Platz.  Freilich  der  Beruf  des  Sprachlehrers  ist  trotz  der 
Propaganda  durch  die  Dante  Alighieri  Gesellschaft,  Ortsgruppe  Paris 
(Sorbonne)  bisher,  wegen  des  mangelnden  Verkehrswertes  der  italieni- 
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sehen  Sprache  kein  sehr  lukrativer. 

Die  Verschiedenheit  der  Sprache  und  der  Gewohnheiten  hindert 
auch  einen  nennenswerten  Import  italienischer  Acrzte,  Anwälte, 
Journalisten,  Hochschulprofessoren.  — Sie  hat  auch  die 
Verschmelzung  beider  Länder  in  der  Person  von  Schriftstellern,  der 
wir  bei  Belgiern  und  französischen  Schweizern  begegneten,  gehemmt, 
wenngleich  Italien  in  Emile  Zola  und  LtSon  G ambet ta  zur  Bereicherung 
der  französischen  Literatur  und  Beredtsamkeit  entschieden  beigetragen. 
— Die  italienischen  Journalisten  aber  arbeiten,  gleich  den  deutschen, 
meist  für  die  heimische  Presse.  Die  italienische  Kolonie  besitzt  in 
Paris  ein  offizielles  Organ,  den  Risveglio,  eine  italienische  Druckerei 
und  eine  Anzahl  italienischer  Setzer. 

Sehr  zahlreich  sind  die  Italiener  als  Lehrer  der  Musik  und 
ausübende  Künstler.  Hier  haben  sic  eine  glänzendste  Vergangen- 
heit: italienische  Oper;  Lulli,  Piccini,  Cherubini,  Rossini,  Bellini,  Doni- 
zetti,  Verdi  etc.,  die  alle  große  Erfolge  in  Paris  gewannen.  — Da  der 
Italiener  von  Grund  aus  musikalisch  ist,  trägt  das  Volk  zur  Aus- 
übung dieses  Berufs  in  Paris  bei,  was  ein  charakteristischer  Zug  der 
italienischen  Kolonie  ist:  sie  hat  volkstümliche  Vertreter  der  liberalen 
Berufe.  Der  Pariser  Straßenmusikant  (Sänger,  Geigen-,  Guitarren-, 
Drehorgelspieler)  ist  häufig  Italiener.  — Die  Kolonie  besitzt  ein  Or- 
chester aus  Berufsmusikern  und  Liebhabern,  das  bei  offiziellen  Anlässen 
spielt.  — Kleinere  Privatorchester  und  Sänger  arbeiten  jeder  für  sich 
und  gehören  zu  den  beweglichsten  Elementen  der  Kolonie,  da  sie  z.  B. 
für  die  Saison  nach  London  reisen,  dort  in  reichen  Familien  musizieren 
und  mit  wohlgefüllter  Tasche  heimkehren 76).  Auch  bei  den  Straßen- 
musikanten gibt  es  den  Unternehmer  in  Drehorgeln,  der  Landsleute 
anstellt  — und  ausbeutet. 

Aehnliche  Zustände  finden  wir  in  der  darstellenden  Kunst:  nationale 
Begabung  für  Malerei  und  Bildhauerei;  eine  zahlreiche  Kolonie 
italienischer  Künstler,  die  einen  bekannt,  anerkannt,  Mitglieder  der 
Salons,  hochbezahlt,  die  anderen  richtige  Boheme s,  mit  allerlei  Lohn- 
arbeit und  hundert  Kniffen  ihr  Brot  verdienend.  Dann  der  volkstüm- 
liche Teil  der  Zunft:  die  italienischen  Modelle.  Mit  ihren  malerischen 
Lumpen  haben  sie  das  ganze  farbenfreudige,  gestenreiche  Italien  nach 
Montmartre,  Montparnasse,  dem  Pantheon  gebracht.  — Diese  Einwan- 
derung begann  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  mit  dem  Siege  des 
Klassizismus  und  hat  gedauert  bis  zum  Siege  des  modernen  Impressio- 
nismus. — Deshalb  verlieren  die  Märkte  der  italienischen  Modelle  in 
Paris  (Place  Pigalle,  Place  Monge,  Boulevard  Montparnasse)  heute  an 

,5)  Wir  verdanken  diese  und  andere  Angaben  über  die  italienische  Kolonie 
zwei  besonders  unterrichteten  und  liebenswürdigen  Schwestern  des  heil.  Vinccnz 
von  Pnula. 
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Bedeutung,  an  Buntheit  (man  kommt  nicht  mehr  im  Kostüm).  Denn 
der  moderne  Pariser  Maler  sucht  das  weniger  plastisch-regelmäßige 
Pariser  Modell,  und  da  die  Italiener  ihren  Typus  nicht  ändern  können, 
werden  sie  in  einer  ihrer  nationalen  Spezialitäten  stark  beein- 
trächtigt. Der  Beruf  des  Modells  ist  einträglich:  4 Stunden  täglichen 
Stehens  bringen  in  der  Ecole  des  beaux  arts  30  Fr.  die  Woche,  in 
Privatateliers  oder  gar  Meisterateliers  mehr  ein.  Kleine  Mädchen  von 
14,  15  Jahren  verdienen  an  40  Fr.  die  Woche.  Ganze  Familien  sind 
Modelle;  der  Vater,  Modell  für  die  Apostel,  Heiligen  oder,  sagen  wir, 
die  Richter  vom  Kassationshof,  arbeitet  in  der  toten  Jahreszeit  als 
Figurant  in  einem  Kinematographen;  die  Mutter  steht  Modell  als  Bäue- 
rin oder  Madonna,  und  auch  die  Mädchen  und  Buben  bieten  ihre 
dunklen  Augen,  ihre  regelmäßigen  Züge  Malern  und  Bildhauern.  — 
Der  Beruf  hat  seine  Gefahren  für  die  Frau,  und  »die  Lukretien  sind 
dort  selten«78).  Verdienen  aber  läßt  sich  dabei,  vor  allem,  weil  der 
Italiener  eifrig  spart.  Außerdem  ist  hier  ein  Absatzgebiet  für  die  weib- 
lichen Arbeitskräfte  der  Kolonie,  die  sonst  so  wenig  Berufswahl  haben. 
Denn  in  allen  gut  bezahlten  Pariser  Berufen  finden  wir  so  gut  wie  keine 
Italienerinnen:  die  Pariser  Spezialitäten  sind  fast  nur  Männer- 
berufe. Und  selbst  in  dem  Pariser  Hauptberuf  für  Ausländerinnen, 
dem  Hausdienst,  sind  die  Italienerinnen,  außerhalb  der  eigenen 
Kolonie,  wenig  gesucht : 1901  betrug  ihre  Zahl  1300  (gegen  8000  Deutsche, 
4000  Schweizerinnen,  3000  Belgierinnen). 

Die  freien  Berufe  öffnen  ihnen  einen  Absatz  nur  als  Sprach- 
lehrerin (sehr  beschränkt),  Musiklehrerin  (zahlreicher),  Modell 
(recht  zahlreich)  und  Tänzerin.  In  letzterem  Beruf  erreichen  sie  die 
höchste  Stufe;  so  sind  die  besten  Tänzerinnen  der  Oper  (Solisten  wie 
Figuranten)  Italienerinnen. 

Das  starke  Kontingent,  das  die  im  Grunde  ungebildete  Klasse  zu 
den  »liberalen«  Berufen  stellt,  erklärt  cs,  daß  die  Italiener,  von  allen 
Ausländern  in  Paris,  die  meisten  Vertreter  der  freien  Berufe  zählen 
(1900:  908,  gegen  Deutsche  833,  Belgier  752,  Schweizer  589)- 

Die  Italiener  in  Paris  erbringen  den  Beweis  einer  unbestreitbaren 
nationalen  Arbeitsteilung,  bedingt  durch  die  natürlichen  Fähigkeiten 
eines  geschlossenen  Volks.  — Sic  betätigen  diese  natürlichen  Fähig- 
keiten in  den  verschiedensten  Berufen,  jedoch  stets  in  der  gleichen 
Richtung,  dem  künstlerischen  Sinn,  und  diese  Richtung  ist  allen  Klassen 
der  italienischen  Einwanderung  gemeinsam,  was  ihr  den  wahrhaft  ur- 
sprünglichen und  nationalen  Charakter  gibt. 

Dieses  letzte  Beispiel  nationaler  Arbeitsteilung  erscheint  uns  eine 
glückliche  Ergänzung  der  bisherigen  Kapitel,  deren  allgemeine  Ergeb- 
nisse wir  nun  zusammenfassen. 


7#)  S.  liarbesi,  1.  c. 
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Im  Prinzip  darf  man  sagen,  daß 

I.  in  den  Anfängen  ihrer  Kultur  alle  Völker  die  zu  ihrem  Bestehen 
oder  Behagen  unentbehrlichen  Arbeiten  selbst  zu  verrichten  vermögen. 

Daß  aber 

II.  alle  Völker  die  allen  unentbehrlichen,  also  in  gewissem  Sinn 
gemeinsamen  Arbeiten  nach  eigenen  Methoden  ausführen  (siehe  die 
französische  Zimmermannstechnik)  und  daß  sie  alle  im  Laufe  ihrer  Ent- 
wicklung besondere  Fähigkeiten  und  Vorliebe  für  bestimmte  Arbeiten 
an  den  Tag  legen,  darin  hervorragen  und,  sobald  Gelegenheit  vorhan- 
den, andere,  ihrem  Gefühl  nach  undankbarere  Berufe  mit  diesen  belieb- 
teren Spezialitäten  vertauschen. 

Wir  dürfen  daraus  schließen,  daß  die  Völker,  gleich  den  Individuen, 
trotz  eines  gemeinsamen  Fonds  allgemeiner  und  durchschnittlicher 
Fähigkeiten,  sich  durch  besondere  Anlagen  doch  voneinander  unter- 
scheiden. 

Diese  Anlagen  sind  das  Produkt  der  Umgebung  (Klima,  Boden, 
Nahrungs-,  Lebensweise;  der  geschichtlichen  Ereignisse;  des  politischen 
und  sozialen  Regimes;  der  Erziehungs-  und  Bildungsmethoden).  In 
diesem  Sinne  sind  sic  wandelbar  und  zu  beeinflussen. 

So  haben  die  süd-  und  westeuropäischen  Völker  des  Kontinents, 
in  einem  milderen  Klima,  auf  reicherem  Boden,  da  sie  weniger  schwer 
um  den  baren  Unterhalt  zu  arbeiten  brauchten  oder  diesen  Unterhalt 
ohne  Schädigung  auf  das  Unentbehrliche  beschränken  konnten,  mehr 
Zeit  und  mehr  Mittel  (Reichtum)  besessen,  um  an  die  Herstellung  des 
Ucbcrflüssigen,  des  Luxus,  des  Schönen,  der  Kunst  zu  denken.  — 
Diesem  Umstande  verdanken  die  romanischen  Völker  es,  Künstler- 
völker ersten  Ranges  zu  sein. 

Während  die  nordeuropäischen  Kulturvölker  (Angelsachsen,  Deutsche, 
Skandinavier) 7T)  die  mehr  Zeit  und  Mittel  auf  den  bloßen  Daseinskampf 
verwenden  müssen,  sich  hauptsächlich  durch  die  beharrliche  Energie, 
die  Zähigkeit  und  Ausdauer,  den  Geist  der  Voraussicht,  die  Organisa- 
tion und  Zucht  auszeichnen.  In  dem  Menschen  feindseligeren  Breiten 
verlangt  das  Dasein  hoher  Kulturvölker  mehr  sozialen  Zusammenhang, 
mehr  Ueberlegung.  Es  herrschen  die  moralischen  und  die  Ver- 
stände scige  n sch  aften  vor. 

Diese  besonderen,  in  erster  Linie  durch  äußere  Umstände  beding- 
ten Anlagen  der  Völker  sind  - — obgleich  wir  sie  erklären  und  ihre 
Geschichte  verfolgen  können,  heute  für  uns  doch  etwas  Gegebenes, 
d.  h.  relativ  Ursprüngliches. 

Und  sie  sind,  ersichtlicherwcisc,  das  Erbe  und  Gemeingut  aller 
Schichten  eines  Volkes,  da  — obgleich  die  Mehrzahl  der  Berufstäti- 
gen eines  Volks  mehr  wirtschaftlicher  Not,  Interesse,  Zufall  und  Bci- 

77 ) l)ic  Slaven  werden  in  einer  besonderen  Arbeit  studiert  werden. 
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spiel  als  wahrhaft  innerer  Berufung  gehorcht  — diese  nationalen  An- 
lagen sich  doch  auf  dem  Arbeitsmarkt  siegreich  äußern. 

Es  steht  ganz  außer  Zweifel,  daß  eine  solche  Arbeitsteilung  nach 
nationalen  Fähigkeiten  auf  dem  Pariser  Arbeitsmarkt  besteht. 

Und  auf  die  Frage,  die  in  obigem  Sinn  gestellt,  den  Gegenstand 
unserer  Unternehmung  bildet,  ist  ganz  entschieden  ja  zu  antworten. 

Nur  müssen  wir  völlig  klarlegcn,  was  denn  unter  nationaler 
Arbeitsteilung,  unter  Arbeitsteilung  nach  Nationalitäten  zu  ver- 
stehen ist. 

Die  Nationalitäten  sind  ethnische  Gruppierungen,  und  in  die- 
sem Sinne  mit  Völkern  gleichbedeutend.  Ihre  Einheit  beruht  auf 
einem  in  der  Hauptsache  gemeinsamen  Ursprung,  auf  einer  somatischen 
Verwandtschaft,  der  Quelle  dessen,  was  wir  unrichtig  aber  stehend,  als 
die  Rasse  bezeichnen  n). 

Das  aber  sind  die  Nationalitäten,  die  durchaus  nicht  mit  den 
Nationen  verwechselt  werden  dürfen,  welch  letztere  ein  nur  politi- 
sches Dasein  und,  als  Lebensbedingung  nicht  einmal  Sprachgemeinschaft, 
nur  das  Bestehen  eines  gesonderten  Staates  verlangen,  mag  dieser 
aus  noch  so  vielen  ethnischen  Gruppen  bestehen  (die  Schweiz  z.  B.). 

Da  das  Eigenschaftswort  national  diesen  Unterschied  von  Na- 
tion und  Nationalität  nicht  wiedergibt,  sollte  es  da,  wo  ein  Ad- 
jektiv notwendig,  durch  ethnisch  ersetzt  werden. 

Tatsächlich  geht  die  Arbeitsteilung  in  Paris  nach  ethnischen 
Gruppen,  nach  Völkerfamilien  vor  sich,  woraus  sich’s  erklärt, 
daß  Völker  oder  Völkerbruchteile,  die  zu  verschiedenen  Staaten,  zu 
getrennten  Nationen,  aber  zu  den  gleichen  Volksfamilien  (Nationalitäten) 
gehören,  auch  in  der  Arbeit  die  gleichen  Spezialitäten  aufweisen,  und 
daß  auf  dem  Gebiet  der  Arbeit  eine  unleugbare  Verwandtschaft  be- 
steht zwischen  Franzosen,  Wallonen,  französischen  und  italienischen 
Schweizern,  Italienern,  Rumänen,  d.  h.  den  Romanen  einerseits,  und 
andererseits  den  Engländern,  Vlamen,  Skandinaviern,  Deutschen,  Deutsch- 
Schweizern,  Deutsch-Oesterreichem,  d.  h.  den  Germanen. 

Doch  haben  diese  Spezialisierungen  nichts  unbeweglich  Starres. 
An  dem  Block  dieser  Volkseigenarten  arbeiten  alle  politischen  Ereig- 
nisse, alle  wirtschaftlichen  Veränderungen,  als  Ursachen  geistiger 
und  moralischer  Umgestaltungen  dauernd  umher.  Deshalb 
sind  die  deutschen  Arbeiter  heute  nicht  mehr  die  von  1840,  und  die 

”)  llckannterweise  gibt  es  keine  wirklich  reinen  Rassen,  und  selbst  die  stolze- 
sten »Nationalitäten«  sind  Mischvülkcr,  was  aber  ihre  Eigenart  nicht  beeinträchtigt. 
Denn  Volksindividualitäten  können  sehr  gut  aus  Mischungen  assimilierbarer  Ele- 
mente hervorgehen ; während  somatisch  nicht  verwandte  und  gar  sprachlich  ge- 
sonderte Elemente  fast  immer  und  dauernd  als  Fremdkörper  im  Leibe  der  Natio- 
nalität empfunden  werden  (die  Bretonen  in  Frankreich,  die  Basken  in  Spanien). 
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Pariser  Straßen  werden  heute  von  Franzosen,  nicht  mehr  von  Hessen 
gekehrt. 

Doch  ließe  die  alleinige  Erklärung  der  Arbeitsteilung  nach  ethni- 
scher Verwandtschaft  es  unerklärt,  wie  ethnisch  unverwandte  Völker 
(z.  B.  Vlamen  und  Italiener,  Deutsche  und  Tschechen)  doch  (die  einen 
als  Erdarbeiter,  die  anderen  als  Schneider),  auch  die  gleichen  Spezia- 
litäten haben  können. 

Hier  muß  die  Wirkung  des  allgemeinen  Kulturniveaus  oder 
der  gleichen  Bcrufsschulungin  Rechnung  gezogen  werden,  welch 
beide  in  der  Arbeit  die  Brücke  zwischen  ethnisch  nicht  verwandten 
Völkern  schlagen  können. 

Und  daraus  ergibt  sich,  daß  die  Arbeitsteilung  nach  Nationalitäten 
etwas  in  seiner  Form  ebe  nso  Wände  lbares  ist,  wie  das  Leben  der 
Völker  selbst. 

Damit  gelangen  wir  für  unseren  Hauptgegenstand  zu  folgendem 
Ergebnis : 

1.  Es  vollzieht  sich  auf  dem  Pariser  Arbeitsmarkt 
eine  Arbeitsteilung  hauptsächlich  nach  ethnischen 
Gruppen  (Volksfamilien),  begründet  durch  sogenannte 
»Rasseneinheit«”),  dauernd  modifiziert  — sei  es  in 
ihrer  Stärke  oder  ihrer  Qualität  — durch  die  politi- 
schen Ereignisse,  den  Grad  wirtschaftlichen  Ge- 
deihens, die  Höhe  und  die  herrschenden  Strömungen 
der  Gcsamtkultur  (geistiger  wie  moralischer)  der 
Völker. 

Die  derart  festgestellte  Spezialisierung  kann  nun  sein: 

l)  eine  Spezialisierung  aus  Umständen,  vorwiegend  bewirkt 
durch  äussere  Verhältnisse  (z.  B.  die  Ausführung  grober  Arbeiten  durch 
Ausländer) ; 

2.  eine  Spezialisierung  aus  Fähigkeit,  bedingt  durch  eine  indi- 
viduelle Anlage  der  Völker. 

In  letzterem  Falle  ist  sie: 

a.  Spezialisierung,  kraft  physischer  Eignung. 

b.  Spezialisierung,  kraft  geistiger  Eignung. 

c.  Spezialisierung,  kraft  moralischer  Eignung. 

d.  Spezialisierung,  kraft  beruflicher  Schulung"0). 

Beide  Hauptarten  der  Spezialisierung  und  die  4 Unterarten  von  2. 
verbinden  sich  häufig  und  in  mancherlei  Form. 

Man  kann  des  weiteren  unterscheiden:  natürliche,  angeborene 

”)  Die  meist  Spracheinheit  mit  sich  bringt. 

*°)  Diese  Spezialisierungen  beruhen  teils  auf  Anlage,  teils  auf  Schulung,  teils 
auf  beiden.  Hier  wirken  alle  Einflüsse  des  Milieus,  Ernährung,  Erziehung,  Religion, 
Familie  etc. 
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und  erworbene  Spezialisierung;  denn  die  Völker  gewinnen  und  ver- 
lieren, wenn  vielleicht  auch  nicht  absolut  die  Fähigkeit,  so  doch  die 
Neigung  zu  gewissen  Arbeiten  (Acnderung  der  Weltanschauung,  d.  h. 
des  allgemeinen  Kulturstandes). 

Es  sind  auch  freie  und  künstliche  Spezialisierungen  zu  unter- 
scheiden, erstere  nur  dem  wirtschaftlichen  Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  unterworfen,  letztere  durch  das  geschriebene  Gesetz  geför- 
dert oder  gehindert  (die  hessischen  Straßenkehrer). 

Es  gibt  auch  eine  Arbeitsteilung  auf  Grund  der  A rbei t sorgan i- 
sation;  und  endlich  gibt  es  einnationale  und  m eh r n a t i o na  1 e 
Arbeitsteilung,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  heutigen  Nationen 
und  Staaten  nicht  nach  ethnischer  Verwandtschaft,  sondern  durch  poli- 
tische Zufalle  abgegrenzt  sind,  was,  nebenbei  gesagt,  viele  ihrer  schwer- 
sten Probleme  bedingt. 

Da  die  ungelernte  Arbeit  nur  sehr  durchschnittliche  Fähigkeiten 
fordert,  ist  sie  vorwiegend  eine  Spezialisierung  durch  Umstände.  Die 
gelernte  Arbeit  setzt  einen  der  4 Fälle  von  Spezialisierung  durch 
Fähigkeit  voraus,  die  wir  oben  angeführt.  — Die  geistige  Gabe  schafft 
vorwiegend  die  künstlerische  Spezialisierung,  die  moralische  Gabe,  das 
Solide.  In  ihrer  Gesamtheit  zeichnen  sich  die  berufstätigen  und  quali- 
fizierten Ausländer  in  Paris  durch  eine  Summe  moralischer  Eigen- 
schaften aus,  die  bei  Franzosen  abzunehmen  beginnen. 

Die  Spezialisierung  kraft  physischer  und  geistiger  Eignung  (Modelle, 
bildende  Künstler  in  allerlei  Material)  ist  häufiger  bei  den  Romanen 
in  Paris;  die  Spezialisierung  kraft  moralischer  und  beruflich  erworbener 
Eignung  häufiger  bei  den  Germanen.  — Die  Slaven  stehen  zwischen 
beiden81). 

Gelernt  oder  ungelernt,  eine  Spezialität  fällt  stets  derjenigen 
Frcmdenklasse  zu,  deren  Kulturniveau  dem  der  bisherigen  in-  oder 
ausländischen  Berufsarbeiter  am  nächsten  steht. 

Wir  haben  bisher  die  Einwanderung  der  Fremden  in  Paris  vor- 
wiegend mit  Rücksicht  auf  die  Ausländer  betrachtet.  Es  ist  dazu  nur 
noch  einiges  vom  Standpunkt  des  Franzosen  zu  sagen. 

Ganz  unbestreitbar  ist  das  heutige  Frankreich  für  seine  landwirt- 
schaftliche und  industrielle  Arbeit  auf  den  Fremdenzuzug  angewiesen  : 
»Jede  industrielle  Weiterentwicklung  Frankreichs  kann  nur  durch  fremde 
Arbeiter  geschehen  . . . die  französische  Industrie  ist,  aus  Mangel  an 
Arbeitskräften,  keiner  Ausdehnung  mehr  fähig83).  In  der  Landwirtschaft 
finden  wir  die  gleiche  Lage.  Bisher  erhielt  die  französische  Industrie 
Zustrom  von  Landarbeitern ; diese  Hilfsquelle  versiegt  jetzt. 

”')  Wir  werden  sie  nächstens  eingehend  für  sich  studieren. 

*J)  Brief  des  Verwaltungsdirektors  der  Hüttenwerke  von  Pont  - ä - Mousson  an 
den  Temps.  12.  7.  1907. 
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Daraus  geht  hervor,  daß  in  Frankreich  das  nationale  Angebot  an 
manueller  Arbeit  seitens  der  Arbeitgeber  die  Nachfrage  seitens  der 
Arbeitnehmer  übertrifft  und  so  die  Einstellung  fremder  Arbeiter  erfor- 
derlich wird. 

Ist  dieses  Mißverhältnis  nun  durch  eine  Steigerung  der  Bestel- 
lungen (Konsum)  oder  durch  eine  Abnahme  der  Arbeiterzahl  (Pro- 
duktion) verursacht  ? Wie  bekannt , ist  die  Menschenproduktion  im 
heutigen  Frankreich  eine  beschränkte,  der  jährliche  Geburtenüberschuß 
kaum  nennenswert.  190t  wurde  dieses  Manko  durch  etwa  eine  Million 
berufstätiger  Ausländer  ersetzt.  Nun  bietet  sich  uns  aber  in  Frankreich 
das  Schauspiel,  daß,  während  Landwirtschaft  und  Industrie  über  Arbeiter- 
mangel klagen,  die  öffentliche  Meinung  sich  laut  über  eine  gar  nicht 
zu  bewältigende  Menge  von  Personen  beschwert,  die  nichtmanuelle 
Berufe  nachsuchen,  in  denen,  bei  oft  bescheidenem  aber  sicherem  Ein- 
kommen, sich  ein  gewisses  soziales  Ansehen  erreichen  läßt;  eine  Flut 
von  Beamten  aller  Arten , die  an  der  Staatskrippe  zehren  (budgeti- 
vores);  kurz,  eine  Ueberproduktion  an  »Gebildeten«  und  intellektuellem 
Proletariat. 

Es  gibt  daher  in  Frankreich  keinen  absoluten  Menschen- 
und  Arbeitermangel,  wohl  aber  eine  schlechte  Verteilung  der  verschie- 
denen Kräfte:  die  nationale  Arbeit  ist  aus  dem  Gleichgewicht,  die 
oberen  Stufen  der  Leiter  sind  zu  schwer  belastet.  Durch  eine  andere 
Verteilung  des  verfügbaren  Menschenmaterials  könnte  Frankreich  der 
Ausländer  jedenfalls  teilweise  entraten. 

Ganz  ebenso  könnte  Frankreich,  wenn  es  wollte,  seine  Ge- 
burtenziffer erhöhen.  — Obgleich  es  von  den  3 modernen  Völkerplagen, 
Alkoholismus,  Schwindsucht,  Venerie,  nicht  verschont  blieb,  erscheint 
es  dennoch  weniger  in  seiner  Kraft  zur  Zeugung  als  in  seinem  Willen 
hierzu  getroffen,  und  wenn  sich  seine  Vermehrung  in  engen  Grenzen 
hält,  so  dürfte  das  viel  weniger  physische  als  geistige  und  moralische 
Ursachen  haben. 

Die  gleichen  Gründe  aber,  die  den  Franzosen  heute  bestimmen, 
wenige  Kinder  zu  erzeugen,  bestimmen  ihn  auch  dazu,  den  Ausländern 
gewisse  Berufe  zu  überlassen. 

Wir  haben  im  Verlauf  unserer  Untersuchungen  genügend  Berichte 
Sachverständiger  angeführt,  die  etwa  darauf  hinausliefen: 

Der  Franzose  entzieht  sich  so  rasch  wie  möglich  aller  Handarbeit, 
er  will  keine  schweren,  schmutzigen,  mühseligen  Arbeiten  verrichten, 
will  keine  Lehre  mehr  durchmachen M),  läßt  sich  nichts  mehr  sagen, 

M)  Die  Lehre  wird  in  Paris  durch  folgende  Umstände  unmöglich: 

überwiegender  Maschinenbetrieb ; 

aufs  äußerste  getriebene  Spezialisierung  der  Produktion,  bedingt  durch  die 
Schärfe  der  Konkurrenz  ; 
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arbeitet  weniger  als  der  Ausländer,  neigt  mehr  zu  revolutionären  An- 
schauungen. Er  will  mit  wenig  Arbeit  viel  verdienen. 

Die  Tatsachen  bestätigen  diese  Urteile.  »Alle  schweren  Arbeiten 
in  Paris«,  sagte  einer  der  Sachverständigen,  »werden  von  Ausländern 
gemacht.«  — Liegt  darin  auch  eine  Ucbertrcibung , so  bleibt  doch 
wahr,  daß  wir  die  Ausländer  am  zahlreichsten  in  den  schwersten, 
den  schwersten  und  schlechtest  bezahlten  oder  den  abhängigsten  Be- 
rufen finden. 

Zur  romanischen  Völkerfamilie  gehörig,  hat  der  Franzose  sich  stets 
durch  seine  künstlerischen  Fähigkeiten  ausgezeichnet  und  in  fast  allen 
Gewerben  einen  Grad  der  Vollkommenheit  erreicht,  der  andern  Völkern 
meist  versagt  blieb. 

Sehr  lange  Zeit  hindurch  hat  er  sich  aber  auch  allen  schweren 
Arbeiten  unterzogen  und  jene  moralischen  Eigenschaften  bewiesen, 
deren  Schwinden  die  Arbeitgeberverbände  heute  beklagen. 

Was  hat  den  heutigen  Umschwung  bewirkt? 

Allem  Anschein  nach  eine  Veränderung  in  dem  geistigen  und 
moralischen  Gesamtwesen  der  französischen  Arbeiterklasse,  verursacht 
durch  die  politische  und  soziale  Niveauschiebung  in  Frankreich  seit  1789. 

Die  Revolution  hat  tatsächlich  im  Grunde  nicht  die  Abschaffung 
der  Privilegien,  sondern  ihre  Ausdehnung  auf  jedermann  bezweckt. 
Der  Franzose  ist  von  Natur  Aristokrat  (Luxus,  Schönheit,  Kunst)  und 
seine  sozialen  Reformen  werden  nie  die  Einfachheit  der  Lebenshaltung 
fördern.  — Da  die  Revolution  einem  immer  höheren  Prozentsatz  der 
französischen  Arbeiterschaft  andere  Absatzgebiete  als  das  landwirt- 
schaftliche und  industrielle  Gebiet  eröffnet  hat,  die  materiellen  und 
sozialen  Ansprüche  dieser  Klassen  gestiegen  sind,  die  Geburtenziffer 
dementsprechend  gesunken  ist,  erklärt  dieses  die  wirksame  und  folgen- 
schwere Flucht  der  Franzosen  aus  den  unangenehmen  Berufen,  die 
Schwierigkeit,  Zucht  und  Llnterordnung  aufrecht  zu  erhalten. 

Und  der  französische  Arbeiter  ist  überzeugt,  dabei  im  Recht  zu 
sein  und  etwas  Lobenswertes  zu  tun:  die  Dokumente,  die  seine  poli- 
tischen Freiheiten  begründen,  das  demokratische  Regime,  unter  dem 
er  lebt,  müssen  ihm  Grundsätze  und  Anschauungen  cinprägen,  die  mit 
Unterordnung,  Zucht,  mit  der  harten  Mühsal  jeder  Organisation  der 
Arbeit  und  jeder  organisierten  Arbeit  unverträglich  sind. 

die  Ansprüche  der  Lehrlinge  oder  ihrer  Eltern,  sofort  zu  verdienen, 
ohne  entsprechende  Gegenleistung  an  Arbeit  zu  bieten ; daher  Unterbringung  in 
Bureaus  und  Geschäften,  wo  gleich  verdient,  aber  kein  Beruf  gelernt  wird  ; 

die  unbestrittene  Unbotmäßigkeit  der  jetzigen  Generation:  gehorchen  ist  ihr 
eine  Erniedrigung; 

die  Verachtung  jeder  Handarbeit.  »Unsere  jungen  Leute  wollen  kein  Ge- 
werbe mehr  lernen«,  erklärte  uns  der  Leiter  einer  Anstalt  für  schulentlassene  Knaben. 
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Wenn  man  zum  »souveränen  Volk«  gehört,  durch  seine  Stimme 
über  die  Geschicke  des  Landes  entscheidet,  wenn  alle  »gleich«  sind 
und  soziale  Unterschiede  eine  ungerechtfertigte  Willkür  erscheinen, 
sucht  man  Kaminschlöten  und  Glasbläsereien,  den  Werkstätten  und 
jeder  Handarbeit  so  rasch  wie  möglich  zu  entfliehen,  die  Industrie- 
flucht kommt  zur  Landflucht,  und  derart  gelassene  Lücken  füllen 
sich  wie  von  selbst  mit  derjenigen  Einwandererklasse,  die  am  geeig- 
netsten ist,  die  Abspringenden  zu  ersetzen. 

Da  Frankreich  heute  die  einzige  große  Demokratie  Europas  ist, 
die  ihren  Arbeitern  alle  sonst  Bürgertum  und  Adel  vorbehaltenen  Berufe 
breit  zugänglich  macht,  findet  es  vorläufig  den  nötigen  Ersatz  an 
fleißigen,  geschulten,  botmäßigen  Kräften  noch  in  den  Nachbarländern, 
deren  politische  und  soziale  Struktur  mit  dem  Klassenstaat  noch  das 
Lehrwesen  und  die  Disziplin  erhält.  Voraussichtlich  werden  aber  auch 
andere  Länder  bald  die  augenblicklich  speziell  französischen  Schwie- 
rigkeiten erfahren. 

Es  bleibt  nun  noch  zu  untersuchen,  ob  der  Ausländer  in 
Paris  ein  Konkurrent  ist. 

Absolut  gesprochen,  ist  die  Frage  zu  bejahen,  denn  der  Ausländer 
vermehrt  das  Angebot  der  Arbeitskräfte. 

Da  die  nationale  Arbeit  angenblicklich  durch  einheimische  Kräfte 
allein  schlechterdings  nicht  zu  bewältigen  ist,  verliert  dieses  Angebot 
in  vielen  Fällen  den  Charakter  der  Konkurrenz  und  wird  notwendige 
Ergänzung. 

Verbindet  sich  das  Arbeitsangebot  des  Ausländers  mit  Lohndruck  ? 
In  Paris  ist  Lohndruck  durch  den  Ausländer  selten,  weil  der  Ausländer 
gemeinhin  zu  wenig  zahlreich  ist,  um  auf  die  Gesamtheit  des  Berufs 
zu  wirken,  und  weil  er  meist  als  qualifizierter  Arbeiter  auftritt84)  und 

®4)  Daß  die  ausländischen  Arbeitskräfte  in  Paris  unentbehrlich  sind,  gab  ein 
nationalistischer  Sachverständiger  mit  den  Worten  zu  : »Wir  wollten  wohl  einen 
schönen  Kehraus  mit  all  diesen  Ausländem  halten,  aber  es  geht  nicht,  wir  haben 
nicht  genug  Franzosen,  und  die,  welche  da  sind,  wollen  nicht  in  die  Lehre«. 

Einige  nationalistische  Sachverständige  erklärten  den  Ausländer  auch  als  einen 
Konkurrenten  (im  Sinne  des  Lohndrucks),  weil  er : weniger  Steuern  zahle,  Jung- 
geselle sei  und  nicht  diene. 

Darauf  ist  zu  erwidern : Jeder  Ausländer  zahlt  von  seinem  Verzehr  die 
gleichen  Prozente  indirekter  Steuern  wie  der  Franzose  ; hat  er  eine  Wohnung,  so 
zahlt  er  auch  die  entsprechenden  direkten  Steuern  (F.inkommensteuer  besteht  noch 
nicht).  Und  die  verheirateten  Ausländer  sind  ja  so  zahlreich,  daß  ihre  Nachkom- 
men dem  Gesetz  als  Faktor  der  Bevölkerungsvermehrung  willkommen  sind.  — 
Neben  dem  ledigen  Ausländer  steht  der  ledige  Franzose  ; beiden  werden  die  Steuern 
im  Preis  ihres  garni  aufgercchnct.  — Der  Militärdienst,  der  den  Franzosen  aus  dem 
Beruf  reißt,  tut  dies  auch  bei  den  meisten  Ausländern.  Einen  kleinen  Vorteil  hat 
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seine  Lebenshaltung  sich  im  allgemeinen  von  der  des  Franzosen  wesent- 
lich nicht  unterscheidet86).  Auch  verfolgen  die  Ausländer,  wenn  sie 
für  gewöhnlich  den  Pariser  Gewerkschaften 9*)  auch  nicht  angehören, 
doch  sehr  genau  die  Pariser  Lohnbewegung87). 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  über  die  französische  Seite  unseres 
Gegenstandes  fuhrt  zu  folgendem  Schluß , der  Ergänzung  und  dem 
Gegenstück  unseres  ersten: 

II.  Die  unbestreitbare  Arbeitsteilung,  die  sich  in 
Paris  zwischen  Franzosen  und  Ausländern  vollzieht, 
endigt  mit  einer  cb enso  vollständigen  wie  dauernden 
mannigfaltigen  internationalen  Zusammenarbeit  beider. 
Diese  beruht  auf  dem  internationalen  kosmopolitischen  Charakter: 
der  Pariser  Arbeiterschaft, 
des  Pariser  Unternehmertums, 
des  Pariser  Publikums, 

jedoch  mit  stetem  und  starkem  U eher  wiegen  des  fran- 
zösischen Elements. 

Sie  bewirkt  den  internationalen,  kosmopolitischen  Charakter: 
der  Pariser  Produktion, 
des  Pariser  Produkts, 
des  Pariser  Geschmacks88), 

jedoch  unter  steter  Beobachtung  der  französischen 
Uebcrlieferung,  als  Ausgangspunkt  und  Prüfstein. 

Auf  dem  Gebiet  der  Arbeit  herrscht  in  Paris  zwischen  Franzosen 
und  Ausländern  ein  Verhältnis  gegenseitiger  Dienstleistung. 
Bald  sind  die  einen  bald  die  anderen  sowohl  Lehrer  wie  Schüler, 
Erfinder  wie  Nachahmer,  abwechselnd  lernen  sie  von  und  lehren 
sie  einander,  bilden  hier  Franzosen,  dort  Ausländer  die  Elite  des  Berufs. 

Die  heutige  Organisation  der  Arbeit  in  Paris  ist  eines  der  bemer- 
kenswertesten Beispiele  menschlicher  Solidarität. 

der  Ausländer  wohl  nur  dadurch,  daß  er  nicht  des  öftern  zu  den  Militärübungen 
herangezogen  wird  (Ies  28  et  les  13  jours). 

MA)  Nur  der  Italiener  ist  an  eine  sehr  einfache  Kost  gewohnt ; da  er  jedoch 
im  höchsten  Grade  auf  Gewinn  ausgeht,  beansprucht  er  die  gleichen  Löhne  urie 
Franzosen,  legt  davon  aber  mehr  zurück. 

•*)  »Die  französische  Arbeiterschaft  ist  unorganisiert«;  äußerte  uns  gegenüber 
ein  Großindustrieller.  — »Die  französischen  Gewerkschaften  stehen  auf  dem  Pa- 
pier« erklärte  ein  Kenner  der  Arbeilersyndikate. 

*7)  Erklärung  des  Vorsitzenden  der  Chambre  Syndicale  des  Maitres-Tailleurs. 
'*)  Wir  erinnern  hier  an  die  gesetzliche  Assimilation  der  Kinder  von  Aus- 
ländem, die  Tausende  Fremder  zu  Franzosen  stempelt  und  dem  »Pariserischen« 
tausendfach  fremde  Elemente  zuführt. 
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Zur  Kellnerinnenfrage. 

Von 

CAMILLA  JELLINEK. 

Im  Maiheft  1907  dieser  Zeitschrift  veröffentlichte  ich.  einen  Auf- 
satz »Kellnerinnenelend«,  in  dem  ich  auf  Grund  eingehender  Forschungen, 
die  sich  sachlich  insbesondere  auf  Lohn-,  Arbeits-,  Wohnungs-  und 
Stellcnvermittlungsverhältnisse,  räumlich  über  alle  Teile  des  deutschen 
Reiches  erstreckten,  die  Forderung  aufstellte,  es  sei  ein  Reichsgesetz 
anzustreben  des  Inhalts: 

»Im  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetriebe  dürfen  Personen  weib- 
lichen Geschlechts  zur  Bedienung  der  Gäste  nicht  verwendet  werden. 
In  Orten  unter  5000  E.  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  den  lo- 
kalen Verhältnissen  Rechnung  tragend,  Ausnahmen  von  dieser  Regel 
gestatten.  Die  Erlaubnis  kann  jederzeit  widerrufen  werden.« 

Seit  dem  Erscheinen  meiner  Studie  ist  sie  so  oft  Gegenstand  von 
Erörterungen,  insbesondere  in  der  Tagespresse  und  in  Versammlungen 
gewesen,  daß  ich  es  für  zweckdienlich  halte,  noch  einmal  das  Wort  zu 
ergreifen. 

Am  häufigsten  hörte  ich  den  Einwand,  das  Verlangte  sei  für  Nord- 
deutschland ganz  gut , in  Siiddcutschland  lägen  aber  die  Verhältnisse 
ganz  anders,  weit  besser  für  die  Kellnerin,  da  sei  das  Aufhören  dieses 
Berufes  weder  wünschenswert  noch  durchführbar.  Ich  habe  die  Ent- 
gegnung darauf  eigentlich  schon  in  meinem  Aufsatz  gegeben,  wo  ich 
sage,  daß  diese  Ansicht  sich  noch  von  früheren  Verhältnissen  nährt, 
daß  heute  kein  prinzipieller  Unterschied  mehr  zwischen  der  Kellnerin 
des  Nordens  und  des  Südens  besteht  *).  Wenngleich  ich  aber  meine 

')  Am  lebhaftesten  pflegt  dies  von  Besuchern  der  großen  Münchener  Brau- 
häuser bestritten  zu  werden.  Dort  ließen  die  Zustände  nichts  zu  wünschen  übrig, 
jahrelang  blieben  dort  oft  die  Mädchen  an  ihren  Stellen,  und  wie  geachtet  sie 
seien,  ginge  schon  daraus  hervor,  daß  manche  von  ihnen  später  heirateten.  Auch 
der  Umstand,  daß  man  unter  ihnen  nicht  selten  ältere  antrifft,  sei  ein  Zeichen 
dafür,  daß  man  nicht  mit  hübschen  Lärvchen  das  Publikum  anziehen  wolle.  Diese 
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Ausführungen  damals  bereits  mit  Belegen  stützte,  schenkte  man  doch, 
wie  es  scheint,  der  »Theoretikerin«  keinen  Glauben,  die  sich  wohl  vom 
Schreibtische  aus  die  Sache  besehen  haben  mochte.  Ich  habe  aber 
seitdem  in  Heidelberg  ein  Kellnerinnenheim  gegründet,  das  sich  Unter- 
kunft, Verpflegung  und  Stellenvermittlung  für  die  weiblichen  Angestell- 
ten des  Gastwirtsgewerbes  zur  Aufgabe  macht  und  habe,  da  das  Heim 
gut  besucht  ist,  fortwährend  Gelegenheit  gehabt,  die  Theorie  mit  der 
Wirklichkeit  zu  vergleichen  und  meine  pessimistischsten  Ansichten  durch 
sie  noch  übertroffen  gefunden.  Dass  hier  der  Wunsch  des  Gedankens 
Vater  sein  könnte,  wird  wohl  niemand  glauben,  niemand  wird  denken, 
daß  man  sich  die  große  Mühe,  die  mit  einer  solchen  Gründung  ver- 
knüpft ist,  geben  wird,  in  der  Hoffnung,  sie  werde  zu  nichts  führen. 
Wenn  ich  also  sage:  alles,  was  ich  in  der  Praxis  erfahren,  ist  Wasser 
auf  die  Mühle  meiner  Theorie,  so  meine  ich  umgekehrt,  dass  diese 
Behauptung  von  mir  ausgehend,  recht  starkes  Gewicht  haben  könnte. 
Aus  der  Fülle  der  Erfahrungen,  die  ich  persönlich  gemacht,  sei  einiges 
wenige  hcrausgehoben.  Zuvörderst  der  Erfolg  unserer  Organisations- 
bestreblingen! Mitte  November  1907  berief  ich  eine  Kellncrinnenver- 
sammlung  ein.  Trotz  stärkster  Propaganda  — Straßenplakate,  Inserate, 
redaktionelle  Notizen,  Einladungen  an  jede  einzelne  Heidelberger  Keil- 

Einwände  würden  zwar  überhaupt  nichts  beweisen,  da  selbst  in  berüchtigten  Lokalen 
— auch  in  Heidelberg  — einzelne  Mädchen  sich  jahrelang  behaupten,  besonders 
wegen  ihrer  Kunst,  durch  Zutrinken  die  Gäste  zu  reichlichem  Konsum  teurer  Weine  zu 
bringen,  und  weil  auch  einzelne  Heiraten  von  Kellnerinnen  durchaus  nicht  zur  Voraus- 
setzung haben  müssen,  daß  sie  bis  dahin  von  den  spezifischen  Gefahren  ihres 
Berufes  verschont  geblieben;  machen  doch  selbst  die  Tingeltangel-Damen  bis- 
weilen nicht  die  schlechtesten  Partien ; das  AntrefTen  von  älteren  Kellnerinnen  im 
allgemeinen  endlich  findet  oft  seine  Erklärung  dadurch,  daß  cs  sich  im  gegebenen 
Kalle  um  »Aushilfskellnerinnen«  handelt,  die  nur  an  Feiertagen  und  zu  besonderen 
Gelegenheiten  herangezogen  werden,  während  der  Woche  jedoch  irgend  einem 
anderen  Berufe  obliegen,  oder  auch  als  Hausfrauen  ihr  eigenes  Haus  versorgen. 
Es  soll  aber  von  mir  keinen  Augenblick  bestritten  werden,  daß  in  den  Mün- 
chener Brauhäusern  auch  dauernd  ältere  Kellnerinnen  angestellt  werden ; 
das  ist  leicht  damit  zu  erklären,  daß  die  Kundschaft  der  Brauhäuser  von  jeher 
eine  so  sichere  ist,  daß  auf  besondere  Lockmittel  durch  Bedienung  verzichtet  wer- 
den kann.  Dort  hat  der  »Stoff«  allein  schon  Kraft  genug!  In  den  Münchener 
Restaurants  und  Cafes  liegt  die  Sache  schon  ganz  anders  und  daß  es  in  der  vor- 
liegenden Frage  nicht  angcht,  wegen  »eines  Gerechten«  die  Ungerechten  zu  ver- 
schonen, ist  klar.  — Daß  übrigens  die  »Gerechtigkeit«  z.  B.  des  Hofbräuhauses 
nicht  jeder  Kritik  entrückt  ist,  zeigt  eine  Gewerbegerichtsvcrhandlung  in  München 
(Soziale  Praxis  XIV.  Jahrgang  Nummer  23,  S.  592),  nach  der  jenes  gezwungen 
worden,  einer  Reihe  von  Kellnerinnen,  die  seit  Jahren  abgeforderten  Spül-  und 
Reinigungsgeldcr  wieder  herauszubezahlen. 
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nerin,  deren  es  ungefähr  500  gibt,  gedruckte  Bitten,  an  jeden  einzelnen 
Wirt  (über  200),  den  Kellnerinnen  ein  paar  Stunden  freizugeben,  — er- 
schienen ungefähr  30  Kellnerinnen , die  übrige  — sehr  zahlreiche  — 
Versammlung  setzte  sich  aus  anderen  Ständen  zusammen.  Ich  schlug 
die  Konstituierung  eines  Vereins  vor,  der  sowohl  aus  Berufsangehörigen 
des  Kcllnerinnenstandes  als  aus  Fürsorgebeflissenen  bestehen  sollte. 
Zu  diesem  Vorschläge,  wozu  mir  u.  a.  der  kaufmännische  Verein  weib- 
licher Angestellten  das  Beispiel  gab,  war  ich  durch  die  Erfahrung  ge- 
kommen, dass  reine  Berufsorganisationen  der  Kellnerinnen,  die  schon 
wiederholt  versucht  worden  sind,  bisher  nirgends  Erfolg  gehabt.  Ich 
wollte  den  schwankenden  Elementen  des  Kellncrinnenstandes  durch  die 
Mitgliedschaft  eines  Korps  von  Seßhaften  ein  festes  Rückgrat  sichern. 

Die  Einzeichnungen  ergaben  eine  Mitgliedschaft  von  circa  300  den 
vcrchicdenstcn  Ständen  Angehörigen  und  von  25  Kellnerinnen.  Ich 
liess  — begleitet  von  einem  erläuternden  Aufruf  — in  den  Tagen  dar- 
auf in  sämtlichen  Heidelberger  Wirtschaften  die  Listen  zirkulieren. 
Nur  ganz  wenige  Kellnerinnen  schrieben  ihren  Namen  hinein,  und  als 
es  ans  Einsammeln  der  Beträge  ging,  versagten  auch  von  diesen  die 
meisten. 

Die  Wahrheit  der  Behauptung  von  einigen,  die  Wirte  wollten  von 
einer  Organisation  nichts  wissen,  ja  hätten  ihnen  sogar  gedroht  sie  zu 
entlassen,  wenn  sie  sich  anschlößen,  will  ich  dahingestellt  sein  lassen, 
sicher  ist,  daß  das  Hauptmoment  gegen  jede  Organisation  in  den  Kellne- 
rinnen selbst  liegt2).  Tragikomisch  waren  meine  Verhandlungen  mit  den 
Mädchen  bei  geselligen  Zusammenkünften  im  Heime , wobei  sie  mir 
gegenüber  die  Organisation  nicht  hoch  genug  anschlagen  konnten, 
Pläne  für  weitere  Propaganda  für  eine  solche  machten,  Namen  nannten 
von  Persönlichkeiten,  deren  Beredsamkeit  es  gelingen  müßte,  viele 
Mitglieder  zu  werben  — und  dabei  nicht  einmal  selbst  Mitglieder 
wurden ! 

Ueberhaupt  habe  ich  gefunden,  daß  in  der  ganzen  Kellnerinnen- 
frage durchaus  nicht  Recht  undünrecht  glatt  verteilt  ist,  etwa  Unrecht 
bei  den  Wirten  und  Recht  bei  den  Mädchen.  Das  Unrecht  liegt  viel- 
mehr in  den  Verhältnissen  des  Berufs,  die  jede  bessere  Regung  sowohl 
der  Dienstgeber  als  der  Dienstnehmer  ersticken.  Das  hat  sich  so  recht 
klar  gezeigt  bei  einer  Aktion,  die  wir  zugunsten  des  städtischen  Ar- 
beitsnachweises für  Kellnerinnen  unternahmen.  Als  wir  nämlich  sahen, 
daß  unser  Anerbieten,  selbst  Stellen  zu  vermitteln,  erfolglos  blieb,  da 
sich  die  Wirte  nicht  an  uns  wandten,  hielten  wir  cs  am  geratensten, 
für  den  städtischen  Arbeitsnachweis  Stimmung  zu  machen.  Es  brauchte 
uns  doch  nur  darum  zu  tun  zu  sein , die  gewerbsmäßigen  Stellenver- 
mittler  auszuschalten  *),  ob  w i r oder  die  Stadt  vermittelten , durfte 

*)  Vgl.  unten  S.  517. 

s)  Vgl.  Uber  die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung  meinen  erwähnten  Aufsatz. 
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uns  gleich  sein.  Es  wurde  erreicht,  daß  wirklich  einige  Wirte  sich  an 
die  Stadt  um  Kellnerinnen  wendeten.  Der  Beamte  der  Stadt  frug  hier- 
auf im  Heime  nach.  Mehrere  Mädchen  wurden  von  uns  zu  ihm  ge- 
schickt, kamen  aber  nach  längerer  Zeit  mit  der  Mitteilung  zurück,  das 
städtische  Bureau  hätte  ihnen  von  außen  nicht  gefallen,  da  seien  sic 
lieber  nicht  hineingegangen!  Die  selbstverständliche  Folge  solcher 
Dinge  ist,  daß  die  Wirte  sich  darauf  berufen , durch  den  städtischen 
Nachweis  bekämen  sie  doch  niemand,  und  sich  wieder  an  die  Stellen- 
vermittler wenden.  Die  Mädchen  also  selbst,  die  durch  ihre  Schick- 
sale, ihr  Milieu  den  Blick  für  ihren  wahren  Vorteil  verloren  haben, 
geben  den  Wirten  willkommene  Veranlassung,  den  städtischen  Arbeits- 
nachweis links  liegen  zu  lassen. 

Ich  habe  schon  in  meinem  Aufsatz  dargetan,  daß  fast  überall  die 
Wirte  Vorteile  irgend  welcher  Art  davon  haben,  wenn  sie  sich  an  die 
gewerbsmäßigen,  statt  an  die  gemeinnützigen  Stellenvermittler  wenden. 
Dem  dort  Gesagten  sei  hier  noch  hinzugefügt,  daß  es  ein  öffentliches 
Geheimnis  ist,  daß  an  manchen  Orten  die  Wirte  und  ihre  Oberkellner 
die  Stellenvermittler  »brauchen«,  um  bestimmten  Wünschen  ihrer  Gäste 
gerecht  zu  werden,  besonders  dann,  wenn  es  in  der  Stadt  keine  öffent- 
lichen Häuser  gibt.  Wie  sehr  die  Wirte  mit  den  Stcllcnvermittlern  Zu- 
sammenhängen, wurde  uns  kürzlich  durch  folgendes  Vorkommnis  in 
Heidelberg  illustriert:  Eine  angesehene  Wirtschaft  wechselt  den  Besitzer. 
Der  neue  Wirt  erklärt,  das  alte  Personal  nur  behalten  zu  wollen,  wenn 
jedes  Mitglied  an  den  Stellenvermittlcr  15  Mark  zahlt.  Einige  gehen 
darauf  nicht  ein,  und  stellen  sich  einem  anderen  Wirte  vor,  von  dem 
sie  zufällig  gehört,  daß  er  Kellnerinnen  braucht.  Auch  dieser  erklärt, 
sie  nur  aufnehmen  zu  wollen,  wenn  vorher  sein  gewöhnlicher  Stellen- 
vermittler  15  Mark  von  jeder  erhalten! 

Einschaltungsweise  finde  hier  noch  folgendes  Heidelberger  Stellen- 
vermiltlungsgeschichtchen  Platz:  In  einer  Wirtschaft  wird  eine  Kell- 
nerin aufgenommen  und  nach  24  Stunden  wieder  entlassen.  Hatte  sie 
sich  etwa  als  untauglich  erwiesen  ? Keineswegs  1 Aber  die  alte  Kell- 
nerin war  nach  ihrem  vorschriftsmäßigen  freien  Tage  wieder  zurück- 
gekehrt.  Für  die  Zeit  dieses  freien  Tags  halte  der  Wirt  eine  Aushilfe 
gebraucht.  Wenn  er  nach  einer  solchen  direkt  gefragt  hätte,  hätte  er 
schwer  eine  bekommen,  da  die  Mädchen  nicht  gern  wegen  eines  Tages 
die  Chance  verlieren,  mittlerweile  fest  aufgenommen  zu  werden.  Auch 
hätte  der  Wirt  einer  »Aushilfe«,  dem  Usus  entsprechend  einen  Lohn 
geben  müssen.  So  aber,  da  das  Mädchen  »dauernd«  von  ihm  gemietet 
worden  war,  konnte  er  es  ohne  Lohn  und  ohne  Kündigungsfrist  nach 
24  Stunden  entlassen  4). 

*1  Vgl.  meinen  Aufsatz  a.  a.  O.,  wo  ich  ausführlich  über  die  Lohn-  und 
Kündigungsverhältnisse  spreche;  ich  wiederhole  hier,  daß  durch  den  Usus  des 
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Nur  einem  Zufalle  verdanke  ich  die  Kenntnis  von  diesen  Fallen, 
denn  die  Mädchen  scheuen  sich  in  der  Regel,  solche  Erlebnisse  zu  er- 
zählen, fürchtend,  daß  es  ihnen  in  ihrer  weiteren  Karriere  schaden 
könnte,  wenn  Wirte  oder  Stellenvermittler  ihnen  feind  würden.  Durch 
derartiges  werden  sie  innerlich  so  zerrieben,  so  verdorben,  daß  ihnen 
der  Sinn  für  Moral  und  Anstand  ganz  abhanden  geht.  Von  diesem 
Wesen  der  Mädchen,  das  aber  nicht  ihnen,  sondern  dem  traurigen, 
sozialen  Zustande,  der  eben  die  »Kellnerin«  hervorgebracht,  zur  Last 
zu  legen  ist,  konnten  wir  uns  leider  persönlich  wiederholt  überzeugen, 
so  z.  B.  wenn  Kellnerinnen,  die  unsere  Heimgäste  waren,  unmittelbar 
nach  geselligen  Zusammenkünften,  bei  denen  wir  sie  bewirtet  und  über 
ihre  Lage  teilnehmend  und  eingehend  mit  ihnen  gesprochen,  die  Kasse 
erbrechen  wollten,  die  für  bedürftige  Kolleginnen  angelegt  worden  war, 
oder  wenn  nach  Sitzungen,  zu  denen  wir  anfangs  Kellnerinnen  zuge- 
zogen, diese  das  Vertrauen  mißbrauchten,  und  die  Verhandlungsgegen- 
stände, noch  dazu  entstellt,  weiterverbreiteten. 

Erfahrungen  dieser  Art  sind  nicht  etwa  auf  uns  beschränkt. 

Frau  Ottilie  Duvcrnoy,  der  in  erster  Linie  die  Kellnerinfürsorge 
ihr  Dasein  verdankt,  die  das  erste  Heim  für  Kellnerinnen  — in  Stutt- 
gart — gegründet  hat  und  daher  seit  Jahren  intensivste  Fühlung 
mit  den  Vertreterinnen  dieses  Berufs  hat,  kommt  in  der  Aprilnummer 
(190g)  der  von  ihr  herausgegebenen  Zeitung  »Die  deutsche  Kellnerin« 
(Stuttgart)  zu  der  schmerzlichen  Betrachtung: 

» . . . wenn  die  Vorsteherin  des  Heims  und  der  Fürsorge-Arbeit 
diesmal  auf  Reisen  geht,  um  andere  Städte  für  ihre  Pläne  zu  gewinnen, 
so  tut  sie  dies  schweren  Herzens.  Für  sich  kann  sie  nicht  enttäuscht 
werden,  da  ist  die  Liebe  zu  heiß,  da  kennt  sic  ihre  Schützlinge  zu 
gut,  die  leicht  beweglichen  Gemüter,  die  einzeln  genommen,  so  lieb 
und  vernünftig  sein  können,  wenigstens  für  ein  halbes  Stündchen,  so 
daß  man  meint,  man  habe  sie  überzeugt  und  gewonnen,  um  kurze  Zeit 
darauf  in  den  ganzen  Leichtsinn  ihrer  Jugend  und  ihres  Standes  zu- 
rückzufallen! Sic  wollen  uns  nicht  belügen,  gewiß  nicht  — sie  kön- 
nen nicht  anders  — um  dies  zu  verstehen,  muß  man  das  Kell- 
ncrinnenwesen  studiert  haben.  Aber  die  Verantwortung  nach 
außen,  die  drückt  schwer.  Können  wir,  dürfen  wir  andere  auf- 
fordern, in  eine  Fürsorge-Arbeit  für  Gasthofgehilfinnen  einzutreten,  mit 
ihrer  Kraft  und  ihrem  Gelde :« 

Wenn  aber  gerade  die  Gründerinnen  und  Leiterinnen  von  Heimen 
zu  solchen  Ergebnissen  kommen,  so  fällt  damit  ein  wichtiges  Bollwerk 
derjenigen,  die  den  Kcllnerinstand  als  solchen  retten  zu  können  meinen, 
und  sich  eine  solche  Rettung  gerade  von  den  Heimen  ausgehend 

Unterschreibens  eines  Reverses,  wonach  man  von  der  vorschriftsmäßigen  Kündigung»- 
frist  absehen  wolle,  diese  allgemein  so  gut  wie  illusorisch  gemacht  wird. 
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denken,  wie  dies  z.  B.  Otto  Münsterberg6)  und  Heinrich  Peter')  tun. 

1 Ieinrich  Peter,  dessen  Arbeit  im  selben  I Iefte  wie  die  meinige  er- 
schien, wird  sehr  häufig  vereint  mit  mir  zitiert  und  seinen  Reform- 
vorschlägen für  den  Kellnerinnenberuf  meist  lieber  zugestimmt,  als 
meinen  radikalen,  die  auf  sein  Aufhören  hinziclen.  Ich  wundere  mich, 
daß  den  Lesern  der  Peterschen  Studie  der  Widerspruch  entgangen  ist, 
auf  den  er  seine  Hoffnung  auf  ein  Besserwerden  aufbaut.  Er  sagt 
S.  579:  »Doch  nicht  nur  auf  die  weibliche  Eitelkeit  und  Standesunter- 
schiede ist  der  Mangel  an  Zusammenhalt  zurückzuführen,  sondern  auch 
darauf,  daß  die  wenigsten  Kellnerinnen  bleiben  wollen  ....  Sie  haben 
kein  Interesse,  für  die  Besserung  der  Lage  ihrer  Kolleginnen  einzutre- 
ten, wie  ja  auch  ihre  Kolleginnen  nichts  für  sic  übrig  hatten,  denn 
»»sie  habe  alles  durchmachen  müssen,  also  solle  es  die  andere  auch««. 
Dieser  Mangel  an  Verständnis  für  den  Wert  des  Zusammenhaltens  hat 
neben  anderen  Umständen  ....  bis  jetzt  natürlich  jede  Organisation 

unmöglich  gemacht (diese  Organisation)  kann  erst  dann  an  Boden 

gewinnen  wenn  ...  die  Lohn-  und  Arb  eits  Verhältnisse  sich 
so  geändert  haben,  daß  der  Kellnerinberuf  den  Charakter  eines 
Durchgangsberufs  verloren  hat.« 

S.  612  aber  sagt  er,  nachdem  er  seine  Vorschläge,  die  sich  haupt- 
sächlich auf  Besserung  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  beziehen,  zu- 
sammengefaßt : 

»Alle  Versuche  des  Staates  und  der  Gesellschaft,  die  Lage  der 
Kellnerinnen  zu  bessern  werden  scheitern  ohne  eine  Organisation 
der  Kellnerinnen«.  Also  ohne  Reform  der  Lohn-  und  Arbeitsverhält- 
nisse keine  Organisation , ohne  Organisation  aber  keine  Reform  der 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse!  Wer  denkt  da  nicht  an  Münchhausen, 
der  sich  am  eigenen  Schopfe  aus  dem  Wasser  zieht  1 

Ich  verkenne  durchaus  nicht  den  Wert  des  gründlich  gesammel- 
ten Tatsachenmaterials  der  Peterschen  Arbeit  bin  aber  erstaunt, 
daß  man  auch  in  Erauenkreisen  so  sehr  geneigt  ist,  seinen  Folge- 
rungen Gehör  zu  geben. 

Wenn  er  z.  B.  für  den  Fall  der  Abschaffung  der  weiblichen  Be- 
dienung im  Gastwirtschaftsgewerbe  S.  563  sagt : » . . . (da)  wären  die 
süddeutschen  Wirte  schwer  getroffen  worden,  denn  notwendiger  Weise 
hätte  Ersatz  für  die  Kellnerinnen  geschaffen  werden  müssen,  der  aber 
nur  in  dem  bedeutend  kostspieligeren  männlichen  Personal  hätte  be- 
stehen können«,  so  erscheint  mir  dies  Argument  so  charakteristisch 
für  den  — gewiß  ganz  unbewußt  eingenommenen  — männlichen 

*)  >Üie  Bekämpfung  der  Animierkneipen« , S.  15  f.,  1908,  Mäßigkeits-Verlag 
Berlin  W.  15. 

•)  Zur  Lage  der  Kellnerinnen  im  Großherzogtum  Baden,  Maiheft  1907 
dieser  Zeitschrift. 
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Standpunkt  des  Verfassers,  daß,  schon  vom  unparteiischen,  objektiven 
Standpunkte  aus,  aber  ganz  besonders  von  dem  der  Frauen  aus, 
Vorsicht  gegenüber  H.  Peters  Beweisführung  geboten  erscheint.  Das 
wirtschaftliche  Interesse  eines  Standes  hat  nicht  mitzusprechen,  wo  cs 
sich  um  sittliche  und  körperliche  Verderbnis  von  Menschen  — - in  die- 
sem Falle  von  Frauen  — handelt,  überdies  schlägt  die  von  H.  Peter 
als  selbstverständlich  hingenommene  Tatsache  der  größeren  Billig- 
keit der  weiblichen  Bedienung,  der  Frauenforderung:  »Gleicher  Lohn 
für  gleiche  Arbeit«  ins  Gesicht. 

Aber  auch  sachlich  ist  dieses  Argument  H.  Peters  keines,  denn 
Wirte  selbst  haben  mir  gesagt,  wenn  allgemein  keine  Kellnerinnen 
eingestellt  würden,  ginge  es  ganz  gut,  man  würde  dann  mit  viel  weniger 
Personal  auskommen,  da  ein  wesentlicher  Teil  der  Zeit  der  Kellne- 
rin für  die  Unterhaltung  der  Gäste  berechnet  ist 7).  Nur  solange  ein 
Teil  der  Wirte  weibliche  Bedienung  hätte,  wäre  mit  männlicher  die 
Konkurrenz  nicht  zu  ertragen,  cs  bestünde  dann  kein  Gegengewicht 
gegenüber  der  Spekulation  auf  die  Geschlechtseigenschaft  der  Mädchen. 

Unter  den  Vorschlägen,  die  H.  Peter  macht  und  über  die  ich  wieder- 
holt zustimmende  Bemerkungen  gehört,  ist  auch  der,  es  solle  durch 
energische  Maßregeln  verhindert  werden,  daß  Prostituierte  den  Kell- 
nerinnenberuf sollten  ergreifen  dürfen.  Das  bedeute  eine  Gefahr  in  sitt- 
licher und  hygienischer  Beziehung,  das  degradiere  den  Stand,  der  sonst 
wohl  auf  ein  höheres  Niveau  gestellt  werden  könnte.  Peter  wendet 
sich  gegen  den  gegen  diesen  Vorschlag  erhobenen  Einwand,  daß  man  der 
Prostituierten  nicht  auf  diese  Weise  das  Zurück  in  die  Gesellschaft  versper- 
ren möge.  Er  sagt,  daß  die  Prostituierten  meistens  kein  Verlangen  tragen, 
gebessert  zu  werden,  und  daß  sie  den  Kellnerinnenberuf  vielmehr  als 
Arbeitsgelegenheit  ergTeifen,  weil  sie,  gedeckt  durch  den  Beruf  — vor 
der  Polizei  sicher  — ihrem  Gewerbe  nachgehen  können. 

Ich  möchte  H.  Peters  Ausführungen  hinzufügen,  daß  m.  E.  das 
Ergreifen  des  Kellnerinnenberufs,  selbst  für  eine  Prostituierte,  die  den 
ehrlichen  Wunsch  hat,  sich  emporzuarbeiten,  diese  kaum  zum  Ziele 
führen  würde;  denn  wenn  es  schon  für  ein  unbescholtenes  Mädchen 
fast  nicht  möglich  ist,  sich  in  diesem  Berufe  rein  zu  erhalten,  so  wird 
es  der  Prostituierten  sicher  nicht  gelingen,  sich  hier  der  Angriffe  zu 
erwehren. 

Interessant  ist  es  nun  aber,  was  ich  aus  persönlichen  Mitteilungen 
weiß,  daß  manche  derjenigen,  welche  den  Prostituierten  den  Eintritt 
in  den  Kellncrinnenberuf  freihaltcn  wollen,  soweit  gehen,  den  ganzen  Be- 
ruf gerade  wegen  der  Prostituierten  und  ihres  möglichen  Eintritts  in 
denselben  erhalten  zu  wollen!  Also  einerseits  soll  der  Kellncrinnenberuf 

7 ) H.  Peter  erwähnt  selbst  mehrere  Wirtevereine,  die  gegen  die  Abschaffung 
der  Kellnerinnen  nichts  einzuwenden  hätten. 
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gerettet  werden  können,  dadurch,  daß  keine  Prostituierte  in  ihn  auf- 
genommen wird,  andererseits  soll  gerade  seine  Existenzberechtigung  m 
der  Aufnahme  der  Prostituierten  liegen ! Schlimm  steht  es  mit  der 
Haltbarkeit  eines  Gebäudes,  dessen  Stützen  sich  gegenseitig  aufheben! 

In  anderer  Weise  als  H.  Peter  verteidigt  Martha  Strinz  den  Kellnerin- 
beruf8). Sic  spricht  von  einer  tiefgreifenden  Reform  der  Gasthäuser, 
die  auf  ähnlichen  Prinzipien  wie  Konsumvereine  zu  basieren  hätten, 
in  denen  also  jedes  private  Interesse  am  Alkoholverbrauch  ausgeschal- 
tet wäre,  und  findet,  daß  in  Wirtschaften  dieser  Art  die  Kellnerin  sehr 
am  Platze  sei,  es  also  von  mir  ein  »die  Flinte  ins  Korn  werfen«  be- 
deute, die  Kellnerin  abschaffen  zu  wollen.  Darauf  ist  zu  erwidern : 
wenn  die  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Gasthauswescns 
das  Ziel  erreicht  haben  werden,  alle  anderen  auf  der  heutigen  Grund- 
lage stehenden  Wirtschaften  zu  verdrängen,  dann  freilich  wird  die 
Kellnerin  vielleicht  überall  so  gesichert  sein,  wie  ich  es  heute  schon 
für  sie  in  kleineren  Orten  und  auf  dem  Lande  annehme9).  Dann 
würde  eben  das  Wesen  des  Gasthausbesuchs  ein  ganz  anderes  sein, 
die  Kundschaft  aus  ganz  anderen  Elementen  sich  zusammensetzen  10). 
Aber  weil  wir  möglicherweise  einmal  über  lenkbare  Luftschiffe  verfü- 
gen werden,  dürfen  wir  doch  unterdessen  die  Sorge  für  unsere  Straßen 
und  Bahnen  nicht  außer  acht  laßen.  Wenn  jener  ideale  Zustand  ein- 
träte, könnte  auch  die  Kellnerin  ihre  Auferstehung  feiern,  aber  für  ab- 
sehbare Zeit  läßt  sich  viel  eher  als  jener  ein  Verbot  der  weiblichen 
Bedienung  im  Gastwirtschaftsgewerbe  erreichen.  Es  erscheint  mir  sehr 
gefehlt,  die  Kellnerinnenfrage  sub  spccie  acternitatis  zu  betrachten! 

Wenn  dann  wieder  von  anderen  Seilen  ]1)  auf  die  Wichtigkeit 
weiblicher  Bedienung  in  Kakaostuben  und  Volksspeisehallen  — also 
auch  in  großen  Städten  — hingewiesen  wird,  so  leugne  ich,  daß  da 

®)  »Gasthausreform  eine  Frauenarbeit«,  Heft  vom  September  1907  der  »Frau«, 
Monatsschrift  herausgegeben  von  H.  Lange,  Verlag  W.  Moeser,  Berlin  S.  und  »Die 
Kellnerinnenfrage  — auch  eine  Frauenfrage«  ebendort  im  Aprilheft  1908. 

»)  A.  a.  O.  S.  628. 

l0)  Schwer  verständlich  ist  es  mir,  warum  Martha  Strinz  »die  Schweizer  »»Saal- 
töchter««, die  sich  aus  den  Töchtern  gebildeter  und  gutsituierter  Familien  rekrutieren« 
gegen  mich  ins  Feld  führt.  Bedienen  die  etwa  in  den  Gastwirtschaften,  von  denen 
allein  ich  spreche,  wenn  ich  die  Abschaffung  der  weiblichen  Bedienung  fordere  ? 
Die  bedienen  in  Sommerfrischen,  Luftkurhotels  und  ähnlichen  Anstalten  und  fallen 
natürlich  unter  die  ausdrücklich  von  mir  angegebene  Ausnahme.  Wer  aus  der 
Existenz  dieser  »Saaltöchter«  auf  eine  erfreulichere  Lage  der  Kellnerinnen  in  der 
Schweiz  schließen  zu  können  meint,  der  lese  Soziale  Praxis  XIV,  Nummer  42,  S.  1 106, 
wo  ein  staatlicher  Schutz  dieser  hilfsbedürftigen  Mädchen  verlangt  wird. 

n)  Z.  B.  in  der  Zeitung  »Frauenberuf«,  Stuttgart,  1.  Februar  1908  (gezeich- 
net w.  b.). 
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eine  Wichtigkeit  vorhanden  ist,  um  derentwillen  man  auf  das  von 
mir  geforderte  generelle  Verbot  verzichten  müßte.  Lieber,  um  nicht 
zu  komplizierte  Ausnahmen  machen  zu  müssen,  auch  hier  männliche 
Bedienung.  Es  erscheint  mir  überdies  nicht  so  ohne  weiteres  selbst- 
verständlich, daß  auch  in  diesen  erwähnten  Lokalen  ohne  Alkoholaus- 
schank die  Kellnerinnen  nicht  Gefahren  ausgesetzt  seien ,s).  Umso- 
weniger würde  ich  an  eine  solche  Gefahrlosigkeit  glauben,  wenn  für 
alle  Alkohol  ausschenkenden  Wirtschaften  das  Verbot  der  weiblichen 
Bedienung  wirklich  durchgeführt  würde,  und  nur  für  die  alkoholfreien 
nicht,  denn  dann  würden  diese  gerade  wegen  ihrer  weiblichen  Be- 
dienung von  solchen  aufgesucht  werden,  die  sich  vorher  in  den  Alko- 
holwirtschaften  gütlich  getan. 

Auch  daß,  wie  wiederholt  gesagt  wurde,  kleinere  Wirtschaften 
in  großen  Städten  der  Mithilfe  der  Frau,  der  Töchter  oder  der  Ver- 
wandten des  Hauses  nicht  entraten  könnten,  ist  gewiß  kein  stichhaltiger 
Grund  gegen  meine  Forderung.  Für  die  Ehefrau  könnte  eine  Ausnahme 
gemacht  werden,  die  noch  nicht  verwickelt  wäre.  Und  dagegen,  daß 
Töchter  oder  Nichten  verwendet  werden,  bin  ich  aus  fast  all  den 
Gründen,  die  ich  überhaupt  gegen  die  weibliche  Bedienung  habe,  und 
gegen  diese  schweren  Gründe  darf  cs  nicht  ins  Gewicht  fallen13),  wenn 
selbst  dem  Wirte  aus  der  Verschiebung  der  Arbeitskräfte  — Erwerbs- 
tätigkeit der  Tochter  außer  dem  Hause  und  Ersatz  für  sic  durch  einen 
männlichen  Gehilfen  — ein  pekuniärer  Nachteil  erwüchse ! 

Es  ist  merkwürdig,  daß  obwohl  über  diese  Zustände  schon  so  viel 
gesprochen  wurde,  doch  immer  wieder  und  wieder  der  Vorschlag  auf- 
taucht, man  müsse  nur  das  Trinkgeld  abschaffen,  dann  wäre  die 
Kellnerin  gerettet.  Sie  wäre  auch  dann  nicht  gerettet,  cs  wirkt  zu 
vieles  an  ihrem  Verderben;  aber  abgesehen  davon:  das  Trinkgeld  ist 
solange  nicht  abzuschaffen,  als  der,  dem  es  geboten  wird,  nicht  zu 
stolz  ist,  es  anzunehmen.  In  staatlichen  Anstalten  sogar,  wo  gedruckt 
zu  lesen  steht,  daß  das  Trinkgeldnehmen  bestraft  wird  — wird  es 
doch  gegeben  und  genommen.  Darf  man  der  Kellnerin  gerade  eine 
besondere  Widerstandskraft  Zutrauen?  Mit  der  gleichen  Aussicht  auf 
Erfolg  könnte  man  den  außerehelichen  Geschlechtsverkehr  verbieten, 
wie  das  Trinkgeldgcben  und  -nehmen.  — Neuerlich  taucht  auch 

w)  Daß  die  in  Cafes,  Konditoreien,  Milch-  und  Mineralhallen  beschäftigten 
Mädchen  wohl  gefährdet  sein  können,  geht  aus  einem  Artikel  in  der  Juninummer 
19öS  der  »Deutschen  Kellnerin«  (Stuttgart)  hervor,  in  welchem  eine  Krau  aus 
Stettin  ihre  Mitschwestem  auffordert,  ihre  Hände  schützend  und  stützend  nach 
ihnen  nuszustrecken.  Oder  sollte  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  diesen 
erwähnten  Anstalten  und  den  Kakaostuben  bestehen  ? Sollte  gerade  dem  Kakao 
eine  Allheilmittelwirkung  innewohnen  ? 

131  Vgl.  oben  S.  518. 
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immer  häufiger  der  Gedanke  auf,  eine  frühe  Polizeistunde  für  die  weib- 
liche Bedienung  zu  fordern.  Man  möge  sich  davon  nicht  zu  viel  ver- 
sprechen. Wenn  bis  10  oder  n Uhr  die  Gäste  Gelegenheit  haben, 
mit  den  Kellnerinnen  vertraulich  zu  verkehren  — ist  es  doch  z.  B.  eine 
Tatsache,  daß  auch  in  den  angesehenen  Wirtschaften  Süddeutschlands 
der  Usus  behteht,  daß  der  Gast  von  vornherein  die  Kellnerin  dutzt, 
oder  dutzen  darf  — wird  es  ihnen  sehr  wohl  möglich  sein,  für  die 
Zeit  nachher  ein  Stelldichein  zu  verabreden.  Ich  möchte  es  sogar 
dahingestellt  sein  lassen,  ob  diese  freie  Zeit  von  einer  verhältnismäßig 
frühen  Stunde  ab,  verbunden  mit  diesem  speziellen  so  gefährlichen 
Berufe  nicht  das  Sinken  der  Kellnerin  beschleunigt,  statt  es  aufzuhalten, 
ähnlich  wie  sich  der  gesetzlich  freie  Tag  für  sie  als  ein  Danaergeschenk 
erwiesen  hat14). 

Bestenfalls  aber  wäre  die  frühere  Polizeistunde  eines  der  Klein- 
mittel, von  denen  ich  schon  in  meinem  ersten  Aufsätze  gesagt,  daß  ich 
sic  nicht  verachte ,s),  über  die  aber  auch  diejenigen,  welche  an  ihnen 
arbeiten,  das  Ziel  nicht  aus  den  Augen  verlieren  mögen,  das  Ziel  des 
Aufhörens  des  Berufes  der  Kellnerin,  (mit  der  eingangs  erwähnten 
Einschränkung). 

Ich  bin  — sogar  von  einem  Fachmanne  — gefragt  worden,  warum 
ich  nur  gegen  die  Kellnerin,  und  nicht  ebenso  gegen  die  Ladnerin 
auftrete.  Diese  Frage  — ich  gestehe  es  — überraschte  mich.  Ich 
hatte  gedacht,  daß  cs  doch  in  die  Augen  fallen  müsse,  daß  die  Kund- 
schaft in  den  Wirtschaften  fast  ganz  aus  Männern,  die  der  Geschäfte 
mit  weiblicher  Bedienung  ganz  überwiegend  aus  Frauen  besteht.  Ueber- 
dics  aber  fehlt  in  den  Geschäften  die  Muße  der  Käufer  und  der  Ver- 
käufer, die  in  den  Wirtschaften  die  Grundlage  des  l'ebels  bildet  und 
dazu  noch  die,  gerade  durch  Tafelfreuden  hervorgerufene,  besondere 
Stimmung  des  Gastes. 

Eigentümlich  ist  es,  daß  gerade  von  solchen,  die  sich  in  die  vor- 
liegende Frage  theoretisch  vertiefen,  die  Einwände  gegen  mich  aus- 
gehen, die  ich  hier  berührt.  Das  große  naive  Publikum  sieht  die 
Sache  unbefangener  und  richtiger  an.  Als  ich  mich  mit  der  Gründung 
des  Heims  befaßte,  mußte  ich  immer  und  immer  wieder  von  Männern 
und  Frauen  hören,  daß  ich  für  eine  verlorene  Sache  eintretc,  daß  man 
von  Kellnerinnen  lieber  nichts  hören  wolle,  daß  es  weitaus  am  besten 

'*)  Vgl.  -Ku  Ilm:  rinn  endend  < a.  a.  O.  S.  622. 

,5)  Zu  denen  in  erster  Linie  die  Forderung  gehört,  daß  keine  Kellnerin  unter 
2 t Jahren  beschäftigt  werden  dürfe.  F.rwäbnt  sei  hiezu,  daß  das  Norwegische 
StrGB.  im  § 381  Z 2 die  Bestimmung  enthält:  Wer  einem  Verbote  der  Obrigkeit 
zuwider  eine  Krau  unter  21  Jahren  als  Bedienstete  an  Orten  benutzt,  wo  geistige 
Getränke  ausgeschenkt  werden,  wird  mit  Geldstrafe  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Monaten  bestraft. 
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wäre,  wenn  es  keine  Kellnerin  gäbe.  Von  einigen  Seiten  wurde  bei 
dieser  Gelegenheit  auch  geltend  gemacht,  daß  wenn  wieder  männliche 
Bedienung  eingeführt  würde,  derjenige  Teil  des  Publikums,  der  ohne 
Nebenabsichten  in  ein  Wirtslokal  träte,  wieder  zu  seinem  Rechte  käme, 
während  er  jetzt  von  der  Kellnerin  — gegenüber  ihrer  einträglicheren 
Klientel  — sehr  vernachlässigt  würde. 

Diejenigen,  die  — auch  in  letzter  Zeit  — die  Frage  aufwerfen, 
was  denn  in  Zukunft  aus  so  vielen  Mädchen  werden  solle,  seien  vor 
allem  auf  meine  früheren  Ausführungen  verwiesen,  von  denen  ich  hier 
wiederholen  will,  daß  durch  Uebergangsbestimmungen  die  bereits  im 
Berufe  Stehenden  geschützt  werden  müßten. 

Meines  Erachtens  kann  übrigens  bei  dem  bekanntlich  bestehenden 
Mangel  an  häuslichen  Gehilfinnen  — in  verstärktem  Maße  auf  dem 
Lande  — von  einer  Sorge,  was  aus  den  »nicht  Kellnerin  werdenden 
Mädchen«  in  Zukunft  werden  solle,  nicht  ernstlich  die  Rede  sein.  Die 
Einsicht  bricht  sich  überall  Bahn,  daß  die  Verhältnisse  der  im  Hause 
Angestellten  gebessert  werden  müssen,  allerorten  regen  sich  Hände, 
um  den  Schutt  von  Vorurteilen  wegzuräumen,  der  so  viele  vor  dem 
Betreten  dieses  Erwerbsweges  gegenwärtig  zurückhält.  Wenn  die  An- 
sprüche an  die  Arbeitszeit  der  häuslich  Angestellten  sich  verringern 
werden,  sei  es  durch  Einstellen  von  mehr  Arbeitskräften,  sei  es  durch 
technische  Erleichterungen,  sei  es  durch  geregeltes  Mitarbeiten  der 
Dienstgeber  oder  deren  Familienmitgliedern,  und  so  die  Sicherheit 
einer  Mussezeit,  die  Vorstellung,  Parias  der  Gesellschaft  zu  sein,  bei 
den  im  Hause  Beschäftigten  auslöschen  wird,  werden  Tausende  und 
Tausende  von  Mädchen,  ohne  daß  man  sie  deswegen  bedauern  müßte, 
diesem  augenblicklich  so  gering  geachteten  Stande  zustreben. 

Außerdem18)  sei  hier  auf  die  Aufsätze  von  Frl.  Dr.  Else  Conrad, 
»Frauenberufe  in  Amerika«  17)  aufmerksam  gemacht,  als  auf  einen  weiteren 
Beleg  dafür,  daß  das  Feld  der  Tätigkeit  der  Frau  noch  lange  nicht 
erschöpft  ist.  Die  sozialen  Berufe  insbesondere,  von  denen  sie  spricht, 
scheinen  mir  eine  Zukunft  für  die  Frau  zu  bedeuten,  wird  doch  schon 
bei  uns  mit  ihnen  ein  vielversprechender  Anfang  gemacht  — ich  erin- 
nere hier  z.  B.  an  Fabrikinspektorinnen,  Polizeiassistentinnen  und  Säug- 
lingspflegerinnen ; daß  gelehrte  Berufe  sich  den  Frauen  immer  mehr 
und  mehr  erschließen  werden,  ist  wohl  kaum  zu  bezweifeln. 

Hier  könnte  der  Einwand  erhoben  werden:  Was  hilft  es  den 

“)  Zur  Rechtfertigung  meiner  Ausführlichkeit  Uber  diesen  Punkt  sei  hier 
wörtlich  ein  Passus  aus  dem  Briefe  eines  Gelehrten  an  mich  angeführt:  »Wer 
einer  Viertelmillion  Menschen  einen  Erwerb  verschließen  will,  muß  im  einzelnen 
zeigen,  was  mit  dieser  Viertclmillion  geschehen  soll.«  Mündlich  wurde  die  gleiche 
Forderung  unzählige  Male  an  mich  gestellt. 

*’)  In  der  erwähnten  Zeitschrift  »Die  Frau«  190S,  Januar-,  Mai-  und  Juniheft. 
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Kellnerinnen,  wenn  Frauen  Polizeiassistentinnen  etc.  werden 
können  — sie,  die  Kellnerinnen  können  es  doch  nicht.  Es  darf  aber 
nicht  vergessen  werden,  daß  es  ja  für  uns  sich  nicht  um  Berufe  für  Ke  1 1- 
ne  rinnen  handelt,  diesen,  die  es  schon  sind,  dürfte  — wie  ich  es 
in  meinem  Aufsatz  »Kellnerinnenelend«  erwähnt, — die  Möglichkeit  nicht 
genommen  werden,  in  ihrem  Berufe  zu  verharren.  Wohl  aber  ist  es 
meine  Ucberzeugung,  daß  Berufe  wie  die  von  mir  genannten,  keinem 
Mädchen  von  vornherein  und  prinzipiell  verschlossen  sind.  Es  gibt 
so  wenig  für  den  Beruf  der  Kellnerin,  wie  für  die  meisten  anderen, 
eine  prädestinierte  Klasse  der  Bevölkerung.  Nicht  nur  für  den  fran- 
zösischen Soldaten  gilt  es,  daß  er  in  seinem  Tornister  den  Marschall- 
stab trägt.  Ich  habe  selbst  schon  beobachten  können,  wie  Mädchen 
bescheidenster  Herkunft  sich  z.  B.  zu  Wanderkochlehrerinnen  und  ähn- 
lichem ausbildeten.  Ueberdies  sind  es  durchaus  nicht  Mädchen  nur 
solch  bescheidener  Herkunft,  die  heute  Kellnerinnen  werden.  Man 
trifft  unter  ihnen  welche,  deren  Schrift,  Rechtschreibung,  Stil  und 
Fähigkeit,  sich  mündlich  auszudrücken,  eine  sehr  gute  Schulung  und 
gebildeten  Umgang  in  der  ersten  Jugendzeit  verraten18).  Wenn  diesen 
der  Kellncrinncnberuf,  der  ja  leider  so  vieles  Verlockende  zu  haben 
scheint,  und  dessen  Gefahren  die  meisten  nicht  kennen,  versperrt  ge- 
wesen wäre,  hätte  ganz  wohl  die  eine  oder  andere  von  ihnen  eine 
höhere  Laufbahn  betreten  können.  Daß  ich  dies  nicht  von  der  Masse 
voraussetze,  ist  selbstverständlich,  für  die  Masse  sind  aber  überhaupt 
nicht  die  höheren  Berufe. 

Man  möge  — ganz  allgemein  gesprochen  — nicht,  in  vorgefaßter 
Meinung,  bestimmte  Berufe  für  spezifisch  männlich,  andere  für  spezifisch 
weiblich  halten.  Dazu  wechseln  zu  sehr  die  äußeren  Bedingungen. 
Auch  hier  kann  es  Umwertung  aller  Werte  geben. 

Ich  war  während  des  letzten  Frühjahrs  in  Südfrankreich  und  be- 
suchte Aix-cn- Provence.  Während  im  Justizpalaste  in  einer  Schwur- 
gerichtsverhandlung ein  des  Mordes  Beschuldigter  durch  die  knappe, 
streng  logische  Beweisführung  eines  weiblichen  Anwalts  freigesprochen 
wurde,  säuberten  ausschließlich  männliche  Hände  zur  vollen  Zufrieden- 
heit der  Gäste  die  Schlafzimmer  im  Hotel  ....  ,’). 

18)  H.  Peter  a.  a.  O.  spricht  auch  von  den  verschiedenen  Bildungsstufen  der 
Kellnerin.  Er  sagt  u.  a.  S.  579  >Alle  Bevülkerungsklassen  stellen  ihren  Anteil 
am  Kcllnerinncnheruf.  Neben  der  früheren  Schülerin  einer  höheren 
Töchterschule  oder  eines  Privatinstitutes  arbeitet  eine,  die  nur  die 
Dorfschule  besuchte.« 

’•)  Ich  betone  übrigens  ausdrücklich,  daß  ich  nichts  gegen  männliche  An- 
wälte und  nichts  gegen  llotcl-ZimmermSdchen  einzuwenden  habe.  Daß  ein  solches 
Mißverständnis  nicht  außerhalb  des  Bereiches  der  Möglichkeit  liegt,  zeigt  Münster- 
berg a.  a.  O.  S.  13,  wo  er  gegen  die  Forderung  des  Verbots  weiblicher  Bedienung 
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Wenn  aber  die  angstvolle  Frage,  was  die  Töchter  Deutschlands 
denn  werden  sollen,  wenn  sie  nicht  mehr  Kellnerinnen  werden  dürfen, 
durchaus  sonst  nicht  verstummen  würde,  dann  bliebe  als  letzte  Ent- 
gegnung noch  die  übrig,  daß  man  ebensogut,  wie  nach  allem  Gehörten 
für  den  Kellnerinnenberuf  auch  für  die  Prostitution  eintreten  könnte : 
auch  diese  ernährt  die,  die  sich  ihr  ergeben. 

Es  gibt  keine  Lösung  der  Frage  des  Kellnerinnenberufs,  als  seine 
Auflösung.  Und  ich  möchte  mit  den  Worten  eines  Mannes  schließen, 
der  mir  schrieb:  »Das  Verbot  der  weiblichen  Bedienung  müssen  Sie 
erreichen,  und  Millionen  Deutsche,  Frauen  und  Männer,  werden 
Ihren  Namen  segnen.«  — 

in  SchantrSumen  von  Gastwirtschaften  und  Schankstellen  u.  a.  mit  dem 
Ginwand  polemisiert,  daß  Dienstmädchen  in  Hotels  nicht  unentbehrlich  sein 
werden!  — Auf  derselben  Seite  begegnet  Miinsterberg  ein  weiteres  Mißverständnis. 
Nachdem  ei  nämlich  mich  und  meine  Forderung  des  Verbots  des  Kellnerinnenberufs 
zitiert,  findet  er,  daß  auf  dem  Lande  und  in  kleinen  Städten,  in  den  Wirtschaften 
doch  die  Mädchen  aus  dem  Dorfe  an  der  Arbeit  sollten  mithelfen  dürfen.  Daß 
ich  in  meinem  Gesetzesvorschlagc  selbst  für  diese  Verhältnisse  eine  Einschrän- 
kung mache  ist  ihm  merkwürdigerweise  entgangen.  Münsterberg  will  — nachdem 
ich  ihm  dies  vorgehalten  — gelegentlich  eine  Berichtigung  bringen,  ich  kann  aber 
in  diesem  Zusammenhänge  auf  eine  Berichtigung  meinerseits  nicht  verzichten. 
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rengo.  412  pp. 
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itig.  Effren  Magrini,  prof.  Giovanni  Merloni,  Ettore  Mola,  prof.  A.  Mori,  avv. 
A.  Raspi,  prof.  Kinanucle  Sella,  dott.  Kdmondo  Valdissera  ed  altri.  Milano 
1907.  SocietA  Editrice  di  Annunri.  via  Gcsii  12.  II,  532  pp. 

3)  Guido  Sensini:  »Le  Variazioni  dello  State  Econo mico  dTtalia 

ncll'  ultimo  trentennio  del  sccolo  XIX.«  Saggio  di  scmiologia  economica. 
Roma  1904.  Ermanno  Loescher  & Co.  (Bretschneider  e Regenberg)  Librai- 
Editori.  368  pp.  Con  due  grandi  tavole  fuori  testo  (L.  10). 

4)  Pietro  Orsi:  »L'Italia  Modems,  Storia  degli  Ultimi  150  Anni«. 

Milano.  L’lrico  llocpli  Ed.  Collezione  Storica  Villari.  421  pp. 

5)  Luigi  Einaudi:  »Un  Principe  Mercantc;  Studio  sull’  Espan- 

sione  Coloniale  Italiana«.  Biblioteca  di  Scienze  Sociali , Volume 
XXX.  Torino  1900.  Fratelli  Bocca  Editori.  315  S. 

6)  Alessandro  Schiavi:  »Come  nascc,  vive  e muore  la  povera  gente«. 

Prefazione  di  Lconida  Bissolati.  Roma.  Liberia  Socialista  Italiana.  35  S. 

7)  Luigi  Rava:  »La  Cassa  Nazionale  di  Previdenza  per  1 ' In- 
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8)  Pasquale  Turiello:  *11  Sccolo  XIX».  Studio  Politico  Sociale.  Bib- 

lioteca  di  Scienze  Sociali  e Politiche  Nr.  40.  Remo  Sandron  Edit.  Milano- 

Palermo-Napoli  1902.  187  pp. 

9)  Anno  II.  L'Italia  Economica,  2*Ediiione,  con  Prefazione  di 

Luigi  Luzzatti.  Milano  1908.  Socictä  Editrice  di  Annuarii , via  Gcsü 

Nr.  12.  650  pp.  (3,50  L.) 

Das  vom  italienischen  Ministerium  herausgegebene  Annuario  Sta- 
tistico  — Statistisches  Jahrbuch  — ist  kein  Jahrbuch.  Es  trägt  seinen 
Titel  bloß  als  Vorspiegelung  »falscher  Tatsachen«;  es  enthält  einen 
flagranten  Widerspruch.  Zwischen  1900  und  1904  ist  überhaupt  kein 
Jahrbuch  erschienen.  Geringe  Energien  in  dem  mit  seiner  Heraus- 
gabe betrauten  Ministerium,  leider  auch  geringe  Pression  im  Publikum 
der  Gebildeten  tragen  an  diesem,  eines  Grossstaates  nicht  ganz  würdi- 
gen Zustande  die  Schuld.  Man  kann  ganz  mit  Recht  sagen,  dem  An- 
nuario Statistico  gehe  es  nicht  besser  als  irgend  einem  Amtsblättl  in 
der  Provinz,  das  von  Zeit  zu  Zeit  sein  Erscheinen  einstellt,  um  über 
böse  Zeiten  hinwegzukommen. 

Interessante  Noten  und  Kommentare  zu  dem  letzten  dieser  offiziellen 
Jahrbücher  (1904)  hat  Ernesto  Nathan,  der  längst  als  liberaler  Politiker 
und  Freimaurer  in  Rom  eine  gewisse  politische  Rolle  spielte  und  vor  kurzem 
zum  Oberbürgermeister  der  Stadt  gewählt  worden  ist,  zu  einem  stattlichen 
Rande  vereinigt.  Es  ist  so  ziemlich  das  ganze  Leben  des  italienischen 
Volkes,  das  er  in  ihm  Revue  passieren  lässt  und  mit  seinen  kriti- 
schen Bemerkungen  und  historischen  Erklärungen  begleitet,  ohne  wissen- 
schaftliche Allüren,  aber  doch  mit  dem  Kennerblick  des  erfahrenen 
Mannes,  dem  die  Materie,  über  die  er  sich  verbreitet,  vollauf  geläufig 
ist.  So  werden  dem  Leser  die  trockenen  Zahlenreihen  angenehm  appre- 
tiert und  die  Statistik  liest  sich  mit  derselben  Leichtigkeit,  mit  der  man 
ein  Handbuch  über  die  moderne  Soziologie  liest  oder  mit  der  Werner 
Sombart  die  Komplexivität  und  Abstrusität  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens im  XIX.  Jahrhundert  in  eines  der  ästhetisch  lesbarsten  Bücher 
hineinformuliert  hat,  die  unsere  Zeit  besitzt. 

Zu  bedauern  ist  es,  daß  Nathan  seinen  Kommentar  zu  den  ge- 
schickt ausgewählten  Ziffern  nicht  sachgemäßer  gestaltete.  Er  ermüdet 
durch  seine  Eintönigkeit  und  Länge.  Eine  klanglose  Gesprächigkeit  über- 
wuchert in  wilder  Disproportion  wie  Unkraut  die  wertvollen  Marmor- 
tafeln in  Zahlen,  die  er  uns  mit  kundiger  lland  aus  der  Fülle  des  Ma- 
terials zusammenstellt.  Der  Stil  dieses  Kommentars  entbehrt  selbst  nicht 
störender  Zutaten.  Zu  diesen  mochten  wir  die  Freude  des  Autors  an 
häufig  recht  banalen  und  gesuchten  Wortwitzeleien  rechnen.  Auch 
beeinflußt  die  nationalistische  Geistesrichtung  des  Verfassers,  die  trotz 
verhaltenen  Atems  alle  paar  Seiten  wieder  hervorbricht,  die  wissen- 
schaftliche Darstellung  unangenehm,  um  so  unangenehmer,  als  wir  ge- 
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rade  in  der  italienischen  Wissenschaft  in  der  Regel  einen 
Geist  völkischer  Ethik  und  Gerechtigkeitsgefühls  lebendig  sehen,  der 
unsere  Bewunderung  erregt  und  der  die  italienische  Literatur  auch  da 
genießbar  macht,  wo  sie  das  internationale  Gebiet  strenger  Wissen- 
schaftlichkeit verläßt. 

Auch  die  rationalistische  Art  des  Verfassers  dürfte  nicht  nach  jeder- 
manns Geschmack  sein.  Der  Antiklerikalismus  findet  in  den  statistischen 
Wanderungen  des  Verf.  gewiß  manche  Stütze.  Aber  er  durchzieht  in  viel  zu 
einseitiger  Weise  die  Gesamtheit  der  politischen  Betrachtungen  des  Verf. 
Der  Klerus,  die  Kirche  und  der  Aberglauben  sind  nicht  an  allen  den  Leiden 
schuld,  die  Nathan  beklagt.  Er  selbst  weiß  uns  in  dem  in  einer  Art 
Apotheose  Jungitaliens  auslaufcnden  Schlußkapitel  von  einem  Geist- 
lichen zu  berichten,  der  trotz  kümmerlichster  Besoldung  (400  Lire  jähr- 
lich) in  einer  bergigen  Gemeinde  Toscanas  auf  eigene  Kosten  eine 
Schule  errichtete  und  in  ihr  lehrt,  um  dem  verbreiteten  Analphabetis- 
mus entgegenzuarbeiten  (p.  408).  Nathan  gibt  in  dieser  dem  Leben 
entnommenen  Episode  ein  Sinnbild,  das  Sinnbild  des  selbsttätig  er- 
starkenden Italien.  Das  ganze  Gemälde  Nathans  ist  überhaupt,  wenn 
auch  die  vielen  schwarzen  Punkte  keineswegs  mit  falschem  Licht  er- 
hellt werden , doch  von  starkem  inneren  Optimismus  durchstrahlt. 
Mehr  denn  einmal  wird  man  durch  diese  Grundtendenz  an  die  Schriften 
aus  den  Erstlingszeiten  italienischen  Nationalgefühls,  an  Vinccnze  Gio- 
bertis  Primato  d’ltalia  und  Cesare  Balbos  Speranzc  d'Italia  erinnert. 
Was  Nathan  mit  den  beiden  genannten  Werken  gemeinsam  hat  und 
was  ihn  über  gewisse  ähnliche  Schriften  in  deutscher  Zunge  erhebt,  ist 
der  Mangel  an  Sattsein  und,  trotz  allem  Optimusmus,  die  klare  Er- 
kenntnis von  der  Notwendigkeit  einer  Weiterentwicklung  in  durchaus 
freiheitlichem  Sinne. 

Erncsto  Nathan  resümiert  sich  — in  der  Vorrede  — mit  der  Bemer- 
kung: Italien  biete  das  Bild  schnellen  ökonomischen,  nur  langsamen  intel- 
lektuellen und  fast  unmerklichen  moralischen  Fortschrittes  dar.  Er  hat 
Recht.  Insbesondere  der  ökonomische  Aufschwung  des  Nordens  ist 
rapide.  Die  industriellen  und  kommerziellen  Ziffern  sprechen  darüber 
eine  beredte  Sprache.  Nathan  gebührt  für  das  Verdienst,  diese  allge- 
meine Tatsache  als  einer  der  ersten  in  ausführlicher  und  im  allgemeinen 
ernst  zu  nehmender  Weise  statistisch  gültig  dargelegt  zu  haben,  Aner- 
kennung. 

* * 

* 

Derselbe  Stoff,  nur  enger  und  gedrängter  in  der  Form,  wenn  auch 
etwas  weiter  gefaßt  im  Inhalt,  ist  auch  in  einem  Handbuch  verarbeitet 
worden,  das  so  die  Vorzüge  des  Nathanschen  Werkes  noch  um  einige 
vermehrt,  ohne  deshalb  in  dieselben  Fehler  gefallen  zu  sein,  nämlich 
in  der  von  sehr  viel  freierem  Geiste  getragenen  Schrift  »Italia  Eco- 
nomica«. 
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Die  Herausgeber  haben  wirklich  Recht,  wenn  sic  in  ihrer  Vorrede 
hervorheben,  daß  ihr  Werk  eine  fühlbare  Lücke  in  der  statistischen 
Literatur  Italiens  stopfe.  Zum  ersten  Male  besitzt  Italien  nun  ein  brauch- 
bares statistisches  Handbuch,  das  alle  Anforderungen,  die  man 
an  ein  solches  nur  zu  stellen  vermag,  in  geradezu  glänzender  Weise 
erfüllt:  es  ist  handlich,  gründlich,  stofflich  weit  ausgedehnt,  mit  gutem,  zu- 
weilen geistreichem  und  meist  zutreffendem  Kommentar  versehen  und  wenn 
auch  in  durchaus  fortschrittlichem  Geist,  so  doch  ohne  arroganten  parti 
pris  geschrieben.  Der  Preis  — 2 Lire!  — ist  so  gestellt,  daß  sich 
dem  Werke  alle  Börsen  erschliessen  müssen  und  es  ein  wahres  Lehr- 
buch für  alle  diejenigen  zu  w erden  verspricht,  die  sich  auf  leichte  und 
doch  zuverlässige  Weise  über  die  wirtschaftliche  u.  s.  w.  Struktur  ihres 
Landes  zu  unterrichten  wünschen.  Bisher  hatte  das  große  Publikum 
in  Italien,  von  den  wenigen  Gelehrten  abgesehen,  die  die  offiziellen 
statistischen  Infolios  zu  wälzen  verstanden,  seinen  statistischen  Heiß- 
hunger mit  den  vielfach  unsauberen,  jedenfalls  aber  fast  stets  abgeris- 
senen »Brocken«  stillen  müssen,  die  ihm  ab  und  zu  von  den  Tages- 
zeitungen hingeworfen  wurden.  Deshalb  ist  also  das  Erscheinen  dieser 
Schrift,  dessen  Hauptverdienst  neben  R.  P i n a r d i dem  als  fleißigen 
Sozialschriftstellcr  und  millerandistischen  Sozialisten  bekannten  Ales- 
sandro  Schiavi  — seit  einigen  Jahren  Direktor  der  ob  ihrer  wissen- 
schaftlichen Resultate  und  ob  ihrer  praktischen  Sozialpolitik  gleich  be- 
deutenden Mailänder  Gesellschaft  L'Umanitaria  — zugeschrieben  wer- 
den darf,  auf  das  freudigste  zu  begrüßen. 

Freilich , einige  Lücken  sind  auch  hier  vorhanden.  Bedauer- 
licher Weise  sind  es  zum  Teil  gerade  besonders  interessante  Ge- 
biete, auf  die  sich  die  Lücken  erstrecken.  Nennen  wir  einige  da- 
von. Es  muß  dankbar  anerkannt  werden,  daß  die  Autoren  auch 
das  italienische  politische  Leben  in  den  Kreis  ihrer  Betrachtungen 
und  Beobachtungen  mit  hineingezogen  haben.  Aber  das  politische  Le- 
ben der  Italiener  beschränkt  sich  nicht  darauf,  »come  votano  gli 
italiani«  (pag.  488 — 496,  übrigens  nicht  fehlerfrei).  Auch  in  Italien 
stehen  wir  zurzeit  mitten  in  dem  wenn  auch  noch  immer  langsamen  Prozeß 
der  Bildung  wirklicher  politischer  Parteien  auf  sozialer  Basis.  Es  wäre 
sehr  interessant,  durch  das  Handbuch  genaue  Auskunft  über  Zahl  und 
Wesen  der  Mitgliederschaft  aller  in  Italien  bestellenden  politischen  Or- 
ganisationen Sozialisten,  Republikaner,  Radikale,  Jungkatholiken, 
Jungmonarchisten  u.  s.  w.  — zu  erhalten.  Auch  der  sozialen  Analyse 
der  Parteien  eröffnen  sich  durch  die  mehrfach  von  uns  benutzten  aus- 
gezeichneten Vorarbeiten  des  Vorstandes  der  sozialistischen  Partei  in 
Rom  günstige  Perspektive,  auf  die  das  Handbuch  unter  Mitteilung  des 
bereits  vorhandenen  Materials  verweisen  könnte. 

Ein  anderes  Manko  der  überaus  fleißigen  Kompilation  besteht 
in  dem  völligen  Fehlen  statistischer  Nachrichten  über  die  parties 
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honteuses. 

Es  ist  uns  gewiß  nicht  unbekannt,  wie  große  Schwierigkeit  ein 
sehr  übel  angebrachtes  bürgerliches  Anstandsgefühl  sowie  jene  liebens- 
würdige Eigenschaft  der  offiziellen  Statistik,  von  der  Max  Weber  auf 
der  letzten  Magdeburger  Tagung  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform 
sagte,  daß  sie  im  allgemeinen  die  Aufgabe  habe,  dafür  zu  sorgen,  daß 
diejenigen  Zahlen  nicht  veröffentlicht  würden,  die  zu  einem  Angriff  auf 
die  Regierung  benutzt  werden  könnten,  eine  Eigenschaft,  die  nicht  bloß 
auf  das  Statistische  Amt  des  deutschen  Reiches  beschränkt  ist,  son- 
dern die  man,  wenn  auch  vielleicht  in  geringem  Grade,  auch  auf 
die  betreffenden  Behörden  Italiens  beziehen  kann , jeder  privaten 
Statistik  bereiten.  So  zum  Beispiel  erfahren  wir  gar  nichts  über 
das  interessante  Gebiet  der  Prostitution,  weder  über  die  der  Tolerier- 
ten, die  sich  allerdings  seit  der  Abschaffung  jeder  Kontrolle  über  die 
nicht  in  Freudenhäusern  untergebrachten  Dirnen  nur  schätzen,  nicht 
mehr  zählen  lassen,  als  auch  über  die  der  Bordellierten.  Dagegen  er- 
gibt die  Statistik  über  die  Geschlechtskrankheiten  (pag.  437),  daß  die 
Mortalität  an  der  Syphilis  von  1887  bis  1893  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen 
ist  — 66  bis  77  pro  Million  Einwohner  — um  dann  wieder  zu  sinken  (1903 
bloß  58).  Es  wäre  doch  wertvoll  zu  wissen,  wie  groß  die  Zahl  der  professio- 
nellen Trägerinnen  dieses  Giftstoffes  ist,  die  dieses  Phänomen  verursacht 
haben,  sowie  ob  die  Verminderung  der  Mortalität  an  der  Syphilis  auf  eine 
eventuelle  Verminderung  der  sie  hervorbringenden  Organe,  oder  auch 
auf  eine  größere  Prophylaxe  oder  endlich  auf  eine  grössere  Sicherheit 
in  der  medizinischen  Behandlung  der  Kranken  oder  aus  welchen  anderen 
Gründen  mehr  (für  deren  Feststellung  die  Krankenhausberichte  interes- 
santes Material  erbringen  würden)  zurückzuführen  ist. 

Auch  über  die  Verbrechen  Jugendlicher,  ein  Charakteristikum  Ita- 
liens, über  das  doch  einige  ausgezeichnete  Arbeiten  vorliegen  — wir 
möchten  hier  nur  an  die  Arbeiten  des  Regierungspräsidenten  von  Como, 
Lino  Fcrriani,  sowie  an  die  Abhandlung  von  Antonio  Guamieri  Ven- 
timiglia:  La  Delinquenza  e la  Corruzionc  dei  Minorenni  (Roma-Torino 
1906)  erinnern  — erfahren  wir  aus  vorliegender  Schrift  nicht  genug.  Un- 
genügend ist  auch  das,  was  wir  über  die  das  italien.  Geld-  und  Wirtschafts- 
wesen  doch  in  so  hohem  Grade  beeinflussende,  um  nicht  zu  sagen  be- 
herrschende Auswanderung  und  teilweise  Rückwanderung,  über  die 
innere  wie  die  äussere  Kolonisation,  Probleme,  die  auch  im  Mittelpunkt 
der  Politik  stehen,  erfahren.  Ueber  diese  Punkte  möge  der  Ratsuchende 
also  das  in  dieser  Hinsicht  gute  Auskunft  erteilende  Werk  von  Nathan 
nachschlagen.  Uebrigens  bemerken  rlie  Herausgeber  selbst  in  ihrem 
Vorwort,  daß  ihr  Werk  nicht  fehlerfrei  sei  und  der  Nachsicht  bedürfe, 
zumal  da  es  den  ersten  Versuch  eines  Handbuches  vorstelle.  Immer- 
hin hätten  unseres  Erachtens  sich  einige  kleinere  Irrtüiner  auch  schon 
in  dieser  ersten  Ausgabe  vermeiden  lassen. 


Digitized  by  Google 


Italienische  Soziaistatistische  und  Sozialpolitische  Literatur. 


531 


Das  Kapitel  über  das  Genossenschaftswesen  bildet  eine  gute,  wenn 
auch  etwas  gar  zu  knappe  und  der  Bedeutung  dieses  Zweiges  der  Ar- 
beiterbewegung nicht  entsprechende  Uebcrsicht  über  den  heutigen  Stand 
dieser  »Penetration«  in  Italien.  Methodologisch  wäre  zu  rügen,  daß 
das  Genossenschaftswesen  als  Unterabteilung  des  Unterstützungs-  und 
Versicherungswesens  (Prcvidenza)  entwickelt  und  nicht  in  seinem  doch 
unleugbaren  Zusammenhang  mit  der  Arbeiterbewegung  auch  als  eine 
Konsumentenrevolte  sowie  als  eine  Form  der  Kmanzipationsbestrebungen 
der  Proletarier  und  endlich  als  Trustbildung  wirtschaftlich  schwacher 
Produzenten  gewertet  wird.  Auch  die  Bewegung  der  affittanze  collettive, 
der  genossenschaftlichen  Pachtung  von  Ackerland,  die  in  Italien  seit 
den  letzten  Jahren  eine  besondere  Bedeutung  beanspruchen  darf,  ist 
nicht  der  Rubrik  der  Genossenschaftsbewegung,  in  die  sie  unbedingt 
hineingehört,  eingegliedert  worden,  sondern  wfird  lediglich  unter  dem 
Gesichtswinkel  ihres  Verhältnisses  zur  Arbeitslosigkeit  betrachtet  und 
dieser  zugereiht,  was  entschieden  als  Fehler  zu  bezeichnen  ist. 

Jedoch  hier  müssen  wir  eines  bemerken,  ohne  das  unsere  Worte 
leicht  einen  falschen  Eindruck  hervorrufen  könnten.  Diese  Aus- 
stellungen machen  wir  lediglich,  um  unserer  Pflicht  als  Rezen- 
senten zu  genügen  und  weil  wir  uns  der  unbescheidenen  Hoff- 
nung hingeben,  daß  sic  von  den  Verfassern  jenes  trefflichen  Werkes 
Für  die  nächsten  Jahrgänge  in  Betracht  gezogen  werden.  Im  übrigen 
ist  nur  zu  wiederholen,  was  wir  bereits  sagten : wir  haben  es  hier 
mit  einem  sehr  wichtigen,  zumal  für  den  nationalökonomisch  interes- 
sierten Ausländer,  der  ohne  viel  Zeitverlust  einen  sicheren  Ein- 
blick in  das  Wirtschaftsleben  eines  Landes,  das  an  Bedeutung  für  den 
Welthandel  und  die  Kultur  mit  jedem  Jahre  zunimmt,  fast  unentbehr- 
lichen Werk  zu  tun.  Es  behandelt  — vielleicht  kommt  eine  kurze  In- 
haltsangabe nicht  ungelegen  — 1.  das  physische  Italien:  Meer,  Poebene, 
Alpen,  Apenin,  das  Klima.  2.  Die  Bevölkerung:  Vergangenheit,  Mobili- 
tät des  Italienertums,  Wohnungsverhältnis,  Familie,  Krankheiten,  Schul- 
bildung, Sprachen,  die  Volksklas^en,  Arbeitslosigkeit,  Ausschau.  3. 
Ackerbau:  Bodenkulturen,  Agrarproduktion,  künstliche  Düngung,  Be- 
wässerung, Handel  mit  Agrarprodukten,  Bodenkredit,  Agrarschulen,  Er- 
fahrungen und  Erhebungen  zur  Agrarfrage,  Gemüse-  und  Blumenindu- 
strie. 4.  Industrie:  Index  der  industriellen  Entwicklung,  Fabrikanlagen, 
Arbeiter,  Aktiengesellschaften  und  ihr  Profit,  Fischfang  und  andere  In- 
dustrie del  mare,  Fischzucht,  Austernkultur,  Korallenzucht,  Schwamm- 
zucht, Organisation  der  Fischer,  Seidenindustrie,  Baumwollindustrie, 
Wollindustrie,  Zuckerfabrikation,  Metallwarenindustrie,  chemische  In- 
dustrie, I’industria  del  freddo  (Fabrikation  von  künstlichem  Eis,  für 
Italien  höchst  wichtig) , Streichholzindustrie , Automobilindustrie,  die 
Fabrikation  von  Industriebaronen  (kapitalistische  Konzentration),  Han- 
dels- und  Industrieschulen,  llcilmittelfabrikation  und  Krankenwesen, 
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Papierwarenindustrie,  Buchhandel,  Theaterwesen,  Zeitungswesen,  die  Frau 
in  der  italicn.  Industrie  und  die  rettende  Kraft  Italiens.  Unter  letzterem 
Stichwort  wird  die  Entwicklung  in  der  Erzeugung  von  Elektrizität  ver- 
standen, die  dem  Lande  in  der  Wasserkraft  zur  Verfügung  steht  und 
durch  die  (man  vergleiche  darüber  die  ausgezeichnete  Schrift  von 
F.  S.  Nitti : »La  Conquista  della  Forza«,  Torino  1905)  man  die  Ar- 
mut an  Kohlen  (Italien  deckt  nur  '/>»  des  Kohlenkonsums  selbständig) 
wieder  auszugleichen  hofft.  In  diesem  Kapitel  wird,  den  Fußstapfen 
Nittis  folgend,  aus  richtigen  Ziffern  ein  weitergehender  Optimismus 
hergeleitet,  mit  dem  wir  uns  in  dieser  Zeitschrift  näher  zu  befassen 
Vorbehalten.  Hier  genüge  zu  wissen,  daß  die  Autoren  des  Handbuches 
mit  Nitti  der  Meinung  sind,  daß  eine  bloße  Milliarde  Lire  genüge,  um 
alle  heute  auf  Kohle  angewiesenen  Betriebe  Italiens  mit  der  dynami- 
schen Wasserkraft  als  Ersatz  zu  versorgen  (p.  ziö).  Es  folgen  detail- 
lierte Kapitel  über  den  Handel,  den  Reichtum,  das  Staatsmonopol,  das 
Spar-  und  Kreditwesen,  die  Anleihe,  den  Konsum,  das  Versicherungs- 
wesen, die  Kriminalität,  die  Morbidität  und  Mortalität,  das  Bildungs- 
wesen und  die  Politik. 

Es  ist  unseres  Erachtens  nicht  die  Aufgabe  der  Bücher  Bespre- 
chung, durch  Auszüge  und  detaillierte  Inhaltsangaben  Bücher  kom- 
pcnüien  herzustellen.  Pflicht  des  Rezensenten  ist  es,  mehr  die  sei- 
nem kritischen  Blick  anvertrauten  Schriften  zu  zergliedern,  d.  h.  auf 
die  in  ihnen  enthaltenen  Vorzüge  und  Fehler  hinzuweisen,  um  einer- 
seits den  Leser,  andererseits  den  Autor  selber  zur  Nachprüfung  anzu- 
regen. Was  darüber  hinausgeht,  mag  nützlich  und  in  unserer  auf 
Zeitersparnis  angelegten,  resumelüstemen  Zeit  willkommen  sein,  aber 
cs  fällt  aus  dem  Gebiet  der  Besprechung  hinaus  und  in  das  der 
Beschreibung  hinein. 

Wir  werden  deshalb  die  aus  den  beiden  Schriften  zur  italienischen 
Statistik  hervortretenden  besonderen  Merkmale  von  Eigentüm- 
lichkeiten des  Tatsachenmaterials  nur  andeuten.  Italien  ist  noch 
immer  ein  Agrarland.  Die  Agrarbevölkerung  verhält  sich  zur  in  Han- 
del und  Industrie  beschäftigten  Bevölkerung  wie  38  °/o  zu  23  °/o-  Die 
Arbeitslosigkeit  ist  ein  permanentes  Phänomen  italienischen  Wirtschafts- 
lebens (Durchschnitt  200000  Arbeitslose,  6°/o  der  Bevölkerung).  Sie 
vor  allem  ist  es,  die  die  Erscheinung  der  Massenauswanderung  (1905  : 
726331  Auswanderer)  verursacht.  Dem  Umstand  wiederum  ist  cs  zu- 
zuschreiben, daß  in  Italien  die  weibliche  Bevölkerung  nur  schwach 
über  die  männliche  überwiegt  (101  Frauen,  100  Männer).  Kaum  be- 
greiflich ist  für  die  Ausländer  die  hohe  Zahl  der  Analphabeten  (33  °/o 
Männer,  4Ö°/o  Frauen).  Auch  die  geringe  Zahl  der  in  Italien  lebenden 
Fremden  (9  auf  10000  Einwohner)  wird  alle  die  überraschen,  die  sich 
die  Bedeutung  der  Arbeitslosigkcitsfrage  in  Italicn  nicht  gewärtig  halten 
und  nur  der  Hochzeitsreisenden  gedenken. 
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Alle  diese  Phänomen  werden  in  der  » ltalia  Economica«  den  ent- 
sprechenden Phänomenen  in  den  übrigen  Ländern  Europas  sorgsam 
gegcnübergestellt.  Ein  überaus  lehrreiches  Kompendium. 

» * 

* 

In  einem  etwas  schwerfälligen  Stile  mit  philologisch  geschachtelter 
Disposition,  der  es  dem  Leser  schwer  macht,  sich  durch  den  Hand 
durchzuringen,  aber  bei  aller  Trockenheit  und  ästhetischen  Bedürfnis- 
losigkeit fleißig  und  im  allgemeinen  zuverlässig  geschriebenen  Buche 
hat  Guido  Sensini  die  Entwicklung  der  italienischen  Volkswirtschaft  in 
den  letzten  dreißig  Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  beschrieben. 
In  eigenen  Kapiteln  werden  die  direkten  Indices,  wie  die  intrinseke  und 
die  extrinsekc  Bevölkerungsbewegung,  die  hygienische  und  sanitäre  Lage, 
der  Konsum,  das  Lohnwesen  und  die  Delinquenz,  und  die  indirekten 
Indices,  wie  Ackerbau,  Handel,  Standard  of  life  der  Arbeiter,  Auslands- 
handel und  Auslandspolitik,  Verkehrswesen,  Geld-,  Kredit-  und  Spar- 
wesen, Staatshaushalt,  Provinzial-  und  Munizipalwesen  und  der  Privat- 
reichtum behandelt. 

Greifen  wir  das  Kapitel  über  die  Lebensbedingungen  der  Arbeiter 
heraus.  Wie  die  Tabelle  auf  p.  129  beweist,  haben  sich  die  Löhne  von 
1 87 1 bis  I89S  in  den  meisten  Industrien  beträchtlich,  in  manchen,  wie 
der  Textilindustrie  sogar  sehr  beträchtlich,  bis  zum  Doppelten,  gehoben. 
In  einigen  anderen  wenigen  ist  die  Lohnhöhe  allerdings  auch  wieder 
stark  gesunken,  so  vor  allem  bei  den  Seiden-,  den  Schwefelarbeitern 
in  der  Romagna  von  2,89  auf  2,15  Lire.  Die  mittlere  Lohnhöhe  ist 
immer  noch  niedrig,  sie  übersteigt  3,20  L.  nicht  viel.  Auch  kann  die 
Tendenz  zum  Steigen  der  Löhne  nicht  als  kontinuierlich  bezeichnet 
werden.  Sie  stellt  vielmehr  eine  Schlangenlinie  mit  einem  steten  Auf 
und  Nieder  dar.  Die  höchsten  Löhne  wurden  in  den  Industriezweigen 
gezahlt,  »die  durch  das  ungehörige  Eingreifen  des  Staates  sich  in  pri- 
vilegierten Stellungen  befinden«  (gemeint  ist  die  Schutzzollpolitik!.  Die 
geringsten  und  am  meisten  schwankenden  Löhne  entfallen  auf  die  Ar- 
beiter in  den  weniger  wichtigen  und  weniger  ausgedehnten  Industrie- 
zweigen (p.  141).  Mit  Recht  betont  Sensini  die  Wichtigkeit,  zur  exak- 
ten Beurteilung  der  allgemeinen  Lebenshaltung  sich  auf  Monographien 
von  Arbeiterfamilien  und  detaillierte  Ausgabenberechnungen  von  Ar- 
beiterbudgets  stützen  zu  können.  Er  hat  aber  Unrecht,  wenn  er  be- 
hauptet, es  fehle  bisher  in  Italien  in  dieser  Beziehung  noch  an  Material. 
Uns  ist  eine  ganze  Reihe  eingehender  Arbeiten  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete bekannt.  Ugo  Rabbcno  berechnete  den  Haushalt  eines  Halbpacht- 
bauern in  Reggio  Emilia  (i.  IV.  Bd.  des  »Economic  Journal« ),  Giovanni 
Montemartini  den  einer  Landarbeiterfamilie  in  der  Lombardei  und  Emilia 
(»II  Movimento  Contadino  nell'  ültrepö  Pavese«,  Milano  1902.  Critica 
Sociale  sowie:  »La  Disoccupazione  nel  Basso  Emiliano«,  Milano  1904. 
Ufficio  del  Lavoro)  und  Carlo  Vczzani  und  Ivanoe  Bonomi  den  eines  länd- 
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liehen  Tagelöhners  im  Mantuanischen  (II  Movimento  Proletario  nel  Manto- 
vano«. Milano  1902.  Critica  Sociale,  p.  37  ff.). 

Weniger  erfreulich  sind  die  Seiten,  die  Sensini  den  Arbeiterstreiks 
widmet.  Hier  hätten  seine  Ausführungen  durch  die  Kenntnis  von 
Werner  Sombarts  Studie  zur  Entwicklungsgeschichte  des  italienischen 
Proletariats  (erschienen  1R93  im  Archiv),  in  der  gerade  diese  Seite  des 
italienischen  Arbeiterlebens  einer  sehr  liebevollen  und  fruchtbaren  Unter- 
suchung unterzogen  wird,  viel  gewinnen  können.  Es  ist  zutreffend, 
wenn  Sensini  auf  die  zu  Beginn  der  von  ihm  beschriebenen  Wirtschafts- 
epoche bestehenden  herzlichen  persönlichen  Beziehungen  hinweist,  die 
damals  noch  zwischen  den  Arbeitern  und  den  Unternehmern  in  Italien 
allgemein  waren.  Als  dann  die  Taktik  der  Streiks  einsetzte,  waren  es 
natürlich  hauptsächlich  die  groben  Industrien,  deren  große  Arbeiter- 
massen leichter  zu  organisieren  und  zusammenzuhalten  sind,  die  von 
ihnen  in  erster  Linie  betroffen  wurden  (p.  150).  Nicht  ohne  Ein- 
schränkung möchten  wir  aber  die  Bemerkung  des  Verf.  hingehen  lassen, 
daß  die  Motive  der  Streiks  fast  überall  in  Lohnforderungen  bestan- 
den hätten.  Das  ist  selbst  heute  (190g),  wo  der  Kapitalismus  in  Italien, 
und  mit  ihm  die  kapitalistische  Psychologie  in  den  Arbeitermassen, 
ungeheure  Fortschritte  gemacht  hat,  noch  nicht  der  Fall.  Gerade  in 
Italien  sind  die  ethischen  Beweggründe  der  Streiks  (Solidarität  mit  Ge- 
maßregelten,  Kampf  gegen  einen  unfreundlichen,  den  Frauen  gegenüber 
zudringlichen  oder  tyrannischen  Direktor  u.  s.w.)  sehr  häufig,  wenn  sie 
auch,  weil  selbst  in  aus  solchen  Gründen  entstandenen  Streiks  fast 
durchweg  von  den  Streikenden  früher  oder  später  auch  materielle  For- 
derungen gestellt  werden,  für  den  Unkundigen  weniger  sichtbar  an  den 
Tag  treten. 

Interessant  ist  die  Feststellung  Sensinis,  daß  gerade  die  länd- 
lichen Streiks  von  isgo — 1900  überaus  stark  zugenommen  haben. 
Sensini  gibt  zu,  daß  diese  zum  Teil  geradezu  der  Verschlechterung  der 
Lohnverhältnisse  der  italienischen  Landarbeiter  in  jener  Zeit  zuzu- 
schreiben sind  (p.  154). 

Uebrigens  sind  trotz  der  Steigerung  der  Nominallöhne  in  dem  er- 
wähnten Zeitraum  die  Reallöhnc  auch  der  italienischen  Industriearbeiter 
sehr  niedrig  geblieben  und  häufig,  wegen  derTeucrkeit  der  notwendigsten 
Nahrungsmittel,  insbesondere  in  der  zweiten  Hälfte  der  90er  Jahre, 
überhaupt  nicht  als  gestiegen  zu  betrachten. 

In  dem  Schlußkapitel  seines  Werkes  kommt  Sensini  noch  einmal 
auf  die  italienische  Arbeiterfrage  zurück.  Kr  fuhrt  als  das  Haupt- 
charakteristikum der  Periode  von  IS71— 1900  die  Auspowerung  der  Ar- 
beiterklasse, insbesondere  der  Landarbeiterklasse,  und  auch  der  Hand- 
werker und  kleinen  Kaufleute  im  Interesse  der  Fabrikanten,  der  Poli- 
tiker und  der  Großgrundbesitzer  an  (p.  32g).  Aber  Sensini  fügt  dieser 
Bemerkung  sofort  hinzu,  er  glaube,  Italien  werde  nunmehr  einer  Wirt- 
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schaftspcriode  entgegengehen,  in  der  die  Inversion  des  eben  beobachte- 
ten Phänomens  beobachtet  werden  könnte : die  niederen  Klassen  wür- 
den die  besitzenden  auspowern,  wie  es  heute  schon  in  Frankreich  der 
Fall  sei  (1 1).  Eine  derartige  Eventualität  erscheint  dem  Vcrf.,  wie  er 
sich  beeilt  hinzuzusetzen,  als  noch  weit  schlimmer.  Denn  bei  der  Aus- 
powerung der  niederen  Volksklassen  bleibe  doch  wenigstens  ein  Teil 
des  mobilen  Kapitals  vor  der  Vernichtung  bewahrt,  indem  er  dem 
weitcreren  Ausbau  der  Industrie  zugeführt  werde,  während  bei  einer 
Auspowerung  der  besitzenden  Klassen  das  mobile  Kapital  vollständiger 
Zerstörung  anhcimfallen  würde,  was  zu  einer  Stockung  und  damit  zu 
einer  Verminderung  der  Produktion  fuhren  müsse.  Es  ist  schade,  daß 
sich  der  Vcrf.  über  diese  interessante  Hypothese  nicht  näher  ausgelassen 
hat.  Die  Andeutungen  des  Vcrf.  genügen  wahrlich  nicht,  den  Leser 
über  seine  Gedanken  aufzuklären.  Nur  eine  Frage  möchten  wir  uns 
an  ihn  erlauben,  die  nach  dem  Verbleib  des  mobilen  Kapitals  in  dem 
von  ihm  konstruierten  zweiten  Fall.  Geht  es  ins  >Ausland<  oder  in 
die  Erde  ? 

Es  ist  bedauernswert,  daß  Sensini  seine  im  allgemeinen  auf  Gründ- 
lichkeit und  gesunden  Blick  Anspruch  erheben  dürfende  Untersuchung 
durch  derartige  merkwürdige  Zwischenbemerkungen  in  ihrem  sach- 
lichen Wert  beeinträchtigt. 

» 

* * 

Wir  besitzen  nun  auch  eine  peinlich  kompendiarisch  gehaltene  (in- 
zwischen auch  in  deutscher  Ucbersetzung  erschienen)  Darstellung  der 
Einigung  und  allerncuesten  Geschichte  Italiens.  Dieser  erzählende  Zeit- 
raum umfasst  150  Jahre.  Ihr  Verfasser,  Pietro  Orsi,  früher  Lehrer 
am  Liceo  Foscarini  in  Venedig,  jetzt  Privatdozent  für  Geschichte  an  der 
Universität  Padua,  zeichnet  sich  nicht  durch  besondere  Tiefgründigkeit 
aus.  Die  Geschichte  der  Befreiungskämpfe  1849 — 1890  ist  spannend,  aber 
oberflächlich  — nur  in  ihren  symptomatischen  Aeußcrungen  — darge- 
stcllt.  Die  Darstellung  der  letzten  40  Jahre  aber  entbehrt  so  ziemlich 
aller  Elemente,  die  man  sonst  vom  Historiker  voraussetzt.  Die  die 
modernste  Geschichte  Italiens  aufs  äußerste  beeinflussenden  Faktoren 
— Zollfrage,  Steuerreform,  Irredentismus,  bürgerlicher  Radikalismus, 
Sozialismus  — sind  entweder  überhaupt  nicht,  oder  doch  in  nur  sehr 
mangelhaftem  Maße  zu  ihrem  Recht  gekommen.  Interessant  ist,  dass 
Orsi  den  substantiellen  Teil  seines  Geschichtsbildes  mit  dem  Rat  des 
bekannten  Exministers,  Senators  und  Historikers  Pasqualc  Villari 
schließt,  die  herrschenden  Klassen  möchten  die  soziale  Frage  dadurch 
lösen,  daß  sie  möglichst  viele  Forderungen  des  engeren  Programms 
der  Sozialisten  zu  den  ihren  machten. 

Als  Oricntierungs-  und  Nachschlagewerk  ist  die  Schrift  Orsis,  da 
bei  allen  Lücken  das  Tatsachenmaterial,  das  sie  enthält,  exakt  ist, 
zu  empfehlen. 

* * 

* 
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Ein  wertvolles  Buch  verdanken  wir  Luigi  Einaudi.  Ein,  wenn  ich 
mich  so  ausdrücken  darf,  großkapitalistisch-demokratischer  Geist  durch- 
weht es.  Das  Ideal  des  Verfassers  — jetzt  ord.  Professor  der  Finanz- 
wissenschaft an  der  Universität  Turin  — ist  das  »kollektive  Gcld- 
verdienen«.  Das  Steinreichwerden  einiger  armer  Teufel  erscheint  ihm 
als  das  Non  plus  ultra  des  Wünschenswerten.  Dabei  kann  man  dem 
Autor  einen  gewissen  sozialen  Sinn  keineswegs  absprechen.  Der  ori- 
ginelle Standpunkt  des  Verfassers  wird  durch  die  stark  patriotische 
Ader,  welche  das  Buch  durchzieht,  noch  mit  einer  neuen  Note  illustriert. 

Die  Schrift  hat  den  Zweck,  den  Italienern  zu  zeigen,  wie  Vieles 
Arbeitertleiß  und  Unternehmergeist  ihrer  Landsleute  im  fernen  Süd- 
amerika bereits  zu  schaffen  verstanden  haben,  und  zieht  den  Schluß  daraus, 
daß  die  Zukunft  des  Landes  nicht  in  militaristischen  Abenteuern  zur 
Eroberung  afrikanischen  Sandes,  sondern  in  nationaler  Ausbreitung  ita- 
lienischer Handelsbeziehungen  und  italienischen  Menschenmaterials  so- 
wie kommerzieller  Ausbeutung  der  noch  fast  jungfräulichen  Erwerbs- 
quellen des  spanisch-portugiesischen  Amerikas  besteht.  Der  »Fürst 
Kaufmann«,  der  dem  Werk  den  Titel  gibt  und  dessen  Tätigkeit  mit 
Hinzuziehung  eines  sehr  reichlichen  statistischen  Materials  in  über  250 
Seiten  auf  das  eingehendste  beschrieben  wird,  ist,  nebenbei  bemerkt,  der 
piemontesischc  Fabrikant  und  Selfmademan  Enrico  Dali’  Acqua. 

Das  neue  imperialistische  Ideal,  welches  Einaudi  als  das  Zukunfts- 
ideal der  italischen  Rasse  bezeichnet,  steht,  meint  er,  weit  höher  als 
der  alte  angelsächsische  Imperialismus,  weil  es  ohne  jegliche  politisch- 
militärische  Expansion  gedacht  ist  und  sich  auf  rein  wirtschaftlichem 
Ciebietc  bewegt  (p.  13). 

Interessant,  aber  fraglos  nicht  unangreifbar  ist  übrigens  die  Ansicht 
Einaudis,  die  gleich  große  Dürftigkeit  der  italienischen  Auswanderer 
gäbe  die  sichere  Gewähr  für  die  Auslese  der  Besten  unter  ihnen  im 
Daseinskämpfe  in  der  neuen  Welt.  Das  Buch  stößt  sehr  oft  an  alte 
Vorurteile  an  und  urwüchsige  Kraft  der  Gedanken  kann  man  ihm  nicht 
absprechen.  Insbesondere  scheint  mir,  daß  die  neue  Auffassung  von 
den  Aufgaben  der  Kolonisation,  die  man  bei  den  modernen  Italienern 
häufig  antrifft  und  die  sich  auch  außerhalb  immer  mehr  Bahn  bricht,  w wirt- 
schaftlich gesund  ist  und  in  gewissem  Sinn  selbst  idealkräftig  wirksam  sein 
kann.  Gewiß  mag  bei  der  Entstehung  dieses  Ideals,  das  dem  alten, 
in  Deutschland  leider  noch  lebendigen  unfruchtbaren  Kampfideal,  das 
sich  in  den  Satz  the  trade  follows  the  flug  zusammenfassen  läßt,  das 
lebenskräftigere  Ideal  gegenüberstellt : the  trade  follows  the  emigrants  and 
the  »colonies«  follow  the  emigrants  also  without  their  flag,  die  trüben  Er- 
fahrungen der  italienischen  Kolonialpolitik  alten  Stils  mitgcspielt  haben. 
Aber  die  Frage,  ob  die  Genesis  dieses  neuen  Kulturideals  mit  dem  be- 
kannten Fuchs,  dem  die  bekannten  Trauben  zu  hoch  hingen,  zusammen- 
hängt, ist  philologisch  und  historisch  vielleicht  interessant,  wirtschaft- 
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lieh  und  kulturell  hingegen  völlig  irrelevant.  Die  Schaffung  einer  Magna 
Italia  jenseits  des  stillen  Ozeans  bleibt  eine  der  schönsten  und  der 
möglichsten  Träume,  die  das  alte  Europa  auf  kolonialem  Gebiet  noch 
zu  erträumen  vermag.  Die  io  Millionen  Italiener,  die  Südamerika  heute 
schon  beherbergt  und  ohne  welche  Handel  und  Wandel  dort  überhaupt 
gar  nicht  mehr  zu  denken  wären,  sind  zweifellos  das  größte,  vielleicht 
das  einzige  größere  Kulturelement  Südamerikas.  Sind  die  Italiener  in 
Nordamerika  heute  noch  die  Chinesen,  in  Südamerika  sind  sie  zweifellos 
die  Japaner.  Die  Statistiken  beweisen,  daß  das  Italienertum  in  Süd- 
amerika auf  dem  Wege  ist,  die  deutsche  und  englische  Konkurrenz 
allmählich  aus  dem  Felde  zu  schlagen  und  den  italienischen  Handel  als 
den  normalen  Außenhandel  zu  etablieren.  Aber  dieses  Ideal,  Südamerika 
in  eine  italienische  Kolonie  umzuwandeln,  ist  nicht  als  Zwangskoloni- 
sation gedacht.  Im  Gegenteil,  Einaudi  warnt  ausdrücklich  davor,  die 
.südamerikanischen  Staaten  etwa  als  Vasallen  des  italienischen  Mutter- 
landes zu  behandeln  (p.  165).  Ihm  schwebt  offenbar  als  Abschluß  der 
wirtschaftlichen  Eroberung  Südamerikas  durch  die  Italiener  ein  Zoll- 
bündnis sowie  die  Wahrung  einiger  kulturellen  Beziehungen  vor. 

Ein  weiteres  Merkmal  der  Schrift  von  Belang,  über  das  sich  ein 
kurzer  Hinweis  lohnt,  ist  ihr  ausgesprochen  jungkapitalistischer  Charakter. 
Er  ist  ein  Symptom  des  jungen  Lebens,  das  sich  in  Italiens  alten 
Formen  mächtig  regt  und  nach  Ausdnick  ringt.  Einaudi  sagt  selbst,  sein 
Buch  sei  nichts  als  ein  langer  Hymnus  auf  die  Wirksamkeit  und  Kraft 
der  individuellen  Initiative  (p.  164).  Es  ist  ein  Rezept  zur  Spekulation,  das 
er  in  dieser  Schrift  hat  geben  wollen,  und  wer  immer  norditalienischc  Indu- 
strielle und  ihr  Milieu  persönlich  kennt,  der  weiß,  wie  viele  kräftige  Ge- 
stalten und  wie  viele  expansionsbedürftige  Wirtschaftsmächte  hinter  dem 
Gelehrten  stehen,  deren  Exponent  er  ist.  Großkapital  und  Arbeit,  das  ist 
das  Befreiungswort  aus  Dekadenz  und  Altertümelei,  die  Freude  über  das 
Heute,  der  Stolz  auf  das  Morgen,  die  begonnene  Regeneration  Italiens. 
Daher  ist  Einaudi,  ganz  marxisch,  auch  ein  erbitterter  Feind  des  un- 
rationellen Kapitalismus  von  Gestern.  Er  höhnt  die  in  ihrem  Immobil- 
besitz ruinierte  Bourgeoisie,  die  vor  den  erbärmlichen  4°/»  der  Staats- 
papiere auf  dem  Bauch  liegt,  das  bureaukratische,  militaristische  und 
klerikale  mittlere  Bürgertum  mit  seinem  lächerlichen  vergötterten  Staat, 
dem  Dio  Stato  (p.  160).  Dieser  durchaus  undeutsche,  dieser  englische 
Zug  zum  wirtschaftspolitischen  Individualismus  hin,  der  die  Schrift 
Einaudis  auszeichnet,  ist  tief  im  Wesen  des  italienischen  Jungkapitalis- 
mus begründet;  worauf  näher  einzugehen  wir  uns  leider  an  dieser 
Stelle  versagen  müssen. 

* * 

* 

Die  Broschüre  des  bekannten  ehemaligen  Redakteurs  am  Avanti,  Ales- 
andro  Schiavi;  »Wie  das  arme  Volk  geboren  wird,  lebt  und  stirbt«  ist 
als  eine,  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf,  wissenschaftliche  Propa- 
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gandaschrift  gedacht,  das  heißt,  sie  versucht,  durch  kurze,  fragmentarisch 
zusammengestcllte,  aber  möglichst  organisch  miteinander  verbundene 
Mitteilungen  aus  gelehrten  Bänden  dem  Proletariat  das  Elend,  in  welchem 
es  unbewußt  lebt,  auf  wissenschaftliches  Material  gestützt,  nun  auch  be- 
wußt vor  Augen  zu  führen.  — Dr.  Alessandro  Schiavi  hat  diese  nicht 
ganz  leichte  Aufgabe  entschieden  gut  zu  lösen  verstanden.  Es  versteht 
sich  dabei  allerdings  am  Rande,  daß  in  einer  solchen  Schrift  Ueber- 
treibungen  des  Sachverhalts  beinahe  zum  Metier  gehören.  Dieses  Metier 
hat  denn  auch  Verfasser  ausgeübt.  Immerhin  hat  die  poetische 
Sprache,  in  welcher  die  Schrift  geschrieben,  die  übertriebene  Rauheit 
des  Stoffes  in  etwas  gemildert.  Leider  ist  die  Schrift  nicht  frei  von 
Flüchtigkeiten,  die  erkennen  lassen,  daß  dem  Vcrf.  wenig  Zeit  zu  ihrer 
Abfassung  zur  Verfügung  stand.  Ihr  geht  übrigens  eine  ernst  und 
würdig  gehaltene  Vorrede  aus  der  Feder  Leonida  Bissolatis  voraus. 

« * 

* 

Die  soziale  Gesetzgebung  weist  in  Italien  nicht  dieselbe  Reichhaltig- 
keit der  Erscheinungsformen  auf  wie  in  anderen  Ländern.  Wenn 
irgendwo,  so  ist  Italien  auf  diesem  Gebiet  ein  zurückgebliebenes 
Lind.  Allerhand  Vorurteile , zum  Teil  wirtschaftswissenschaftlicher 
Natur  (der  sog.  Liberismus),  zum  Teil  wirtschaftspolitischer  Art  (die 
angeblich  zu  schwachen  Schultern  zur  Tragung  der  sich  aus  ihr  er- 
gebenden Lasten),  zum  Teil  endlich  psychologischer  Observanz  haben 
dazu  beigetragen,  die  soziale  Reform  in  einer  noch  geradezu  embryo- 
nalen Form  verharren  zu  lassen.  Zu  den  wenigen  Institutionen, 
die  über  die  Tiefebene  der  legislativen  Arbeit  in  diesem  Zweige 
modernen  Rechtslebens  herausragen,  sind,  wenn  wir  von  der  Ein- 
führung des  Chinin  zur  Bekämpfung  der  Malaria,  einem  mehr  sozial- 
hygienischen  Akt,  absehen,  eigentlich  nur  die  Ansätze  zu  einer  Ar- 
beiterversichcrung  zu  rechnen,  die  wir  in  den  Einrichtungen  der  Cassa 
Nazionale  besitzen. 

Lieber  diesen  Zweig  italienischer  Sozialreform  besitzen  wir  eine 
gute,  gründliche,  eingehende  Studie  aus  der  Hand  vonLuigi  Kava, 
Professor  an  der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Bologna  und  zur 
Zeit  italienischer  Kultusminister. 

Rava  macht  über  Zweck,  Ziel,  Entwicklung  und  Aussichten  der 
Cassa  Nazionale  sorgsame  und  von  fortschrittlichem  Geiste  beseelte  An- 
gaben, die  er  auf  reichliche  ziffernmässige  Beweise  stützt.  Für  den, 
der  an  der  Möglichkeit  einer  Aussöhnung  der  sich  bis  zur  diametralen 
Gegensätzlichkeit  steigernden  Interessen  der  beiden  extremen  gesell- 
schaftlichen Klassen,  an  der  Herbeiführung  einer  »Harmonie«,  wissen- 
schaftliche Zweifel  hegt,  birgt  der  Standpunkt  des  Verfassers,  der  diese 
Möglichkeit  nicht  nur  ohne  Weiteres  annimmt,  sondern  in  manchen 
Punkten  sogar  ihre  Verwirklichung  geradezu  als  bereits  im  Stadium 
des  agens  befindlich  voraussetzt,  zweifellos  einen  stark  utopistischen 
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Kern.  Auch  der  moderne  Sozial reformer  wird  vielleicht  den  Kopf 
schütteln,  wenn  er  Rava  von  dem  legislativen  Mitleid  mit  den  ärmeren 
Bevölkerungklassen  (pietä  legislativa)  reden  hört  (pag.  253).  Immer- 
hin beeinträchtigt  dieses  Beiwerk  den  Wert  dieser  fast  durchweg  de- 
skriptiven Arbeit  nur  um  ein  Weniges,  zumal  da  es  Rava  keineswegs 
an  der  instinktiven  Ahnung  von  der  Notwendigkeit  umfassender  Reformen 
fehlt,  wie  er  die  Cassa  Nazionale  denn  auch  abschließend  als  Keim 
zu  einer  großen  Wohltat,  nämlich  zur  freien  sozialen  Versicherung, 
die  zu  bringen  das  jetzige  Jahrhundert  die  Pflicht  habe,  bezeichnet 
(P-  *5S)> 

Freie  soziale  Versicherung.  In  des  Tat  ist  die  Cassa  Nazionale 
nicht  kurzweg  als  eine  staatliche  Institution  zu  bezeichnen.  Der  Staat 
hat  sich  darauf  beschränkt,  sich  zum  Förderer  der  Versicherung  zu 
machen,  ihr  einige  Vorrechte  zu  gewähren,  ihr  die  Post  zur  Entgegen- 
nahme der  Versicherungsbeiträge  und  Gebühren  zur  Verfügung  zu 
stellen  und  ihr  eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Prämientarife  und 
die  allgemeinen  Bedingungen  der  Versicherung  aufzuerlcgen.  Im  Mini- 
sterium des  Innern  ist  zu  diesem  Bchufe  eine  besondere  Abteilung 
geschaffen  worden.  Aber  die  Verwaltung  und  die  Organisation  sind 
autonom  und  bedürfen  keinerlei  ministerieller  Bestätigung. 

Die  Privatinitiative  ist  in  Italien  immer  die  bevorzugte  Methode 
sozialer  Reformarbeit  gewesen.  Gerade  auf  dem  Gebiete  der  Versiche- 
rung kann  man  ihr  große  Verdienste  nicht  abstreiten Rava  rühmt 
an  der  Cassa  Nazionale  ihre  Unabhängigkeit  von  der  Bureaukratie, 
der  Politik  mit  den  Parteien  (p.  221).  Der  administrative  Beirat  weist 
allerdings  nur  konservative  und  liberale  Würdenträger,  Mitglieder  des 
Hochadels  und  des  Parlaments,  auf.  Seit  190t  — seitdem  sich  20000 
Arbeiter  in  der  Kasse  versichert  haben  — sind  auch  3 Arbeiter  zu 
diesem  exklusiven  Kreis  zugelassen  worden.  Rava  hält  es  für  notwen- 
dig, hinzuzufügen,  daß  man  bisher  gute  Erfahrungen  mit  ihnen  gemacht 
habe,  und  fragt,  ob  ein  derartiges  Zusammenarbeiten  verschiedener 
Klassen  nicht  als  liberal  bezeichnet  werden  müßte.  Nun,  uns  will  schei- 
nen, daß  die  statutenmäßige  Zulassung  von  3 Delegierten  aus  dem 
Arbeiterstamm  in  den  neunzehnköpfigen  Ausschuß  eines  Institutes,  das 
sich  lediglich  mit  Arbeitcrinteressen  befaßt,  keineswegs  die  Basis  zu  großer 
Bewunderung  und  genügendem  Grund  zu  großem  liberalen  (sei  mir  dieser 
vaterländisch-rheinische  slang  gestattet!)  Buhei  abgeben  dürfte.  Wie 
funktioniert  die  Cassa  Nazionale  ? Anbei  nur  die  Anzahl  der  elementarsten 
Grundzüge  dieser  in  Geschichte  und  Wesen  ziemlich  komplizierten  In- 
stitution. Die  Versicherung  ist  eine  freiwillige.  Versichert  werden 
kann  jeder  »Arbeiter,  der  Tagelohn  bezieht«.  Die  Eintrittsgebühr  beträgt 


*)  Vgl.  auch  l'go  Rabbeno:  »Die  Arbeilcrvcrsichcrung  in  Italien«,  in  der 
»Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung«.  Ild.  II,  lieft  I. 
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bloß  50  centcsimi.  Der  Jahresbeitrag  ist  frei,  doch  darf  er  nicht  weniger 
als  6 Lire  jährl.  (etwa  5 M.)  betragen  und  kann  bei  der  Post  umsonst 
abgetragen  werden.  Dabei  ist  die  Post  verpflichtet,  auch  den  kleinsten 
Sparsatz  — ein  Soldostück  (4  Pfg.)  — anzunehmen.  Das  Rentenrecht  be- 
ginnt mit  60  oder  65  Jahren  für  die  Männer  und  mit  55  Jahren  für  die  Frauen 
nach  einem  Minimum  von  25  Jahren  regelmäßiger  Beiträge.  Eine  be- 
stimmte Rentenhöhe  besteht  nicht.  Sie  richtet  sich  nach  der  Höhe 
der  geleisteten  Beiträge  und  dem  allgemeinen  Kassenstand.  Zu  einer 
sei  es  auch  noch  so  bescheidenen  Lebensführung  kann  sie  aber  unter 
keinen  Umständen  allein  ausreichen.  Sie  ist  also,  trotzdem  man  ihr 
nachrühmt,  daß  sie  neben  den  entsprechenden  Einrichtungen  in  Belgien 
und  Deutschland  ihres  Gleichen  in  Europa  nicht  kenne,  in  noch  sehr 
primitivem  Stadium. 

* * 

♦ 

Der  (inzwischen  verstorbene)  Süditaliener  Pasqualc  Turiello, 
der  bekannte  Patriot,  Journalist  und  Gymnasialprofessor,  hat  seinen  Ruf 
durch  ein  zweibändiges  Werk  Govcmi  e Govemati  in  ltalia  erworben, 
das  vielfach  Beachtung  gefunden  und  verdient  hat  (1.  Aufl.  Bologna 
1882).  Derselbe  Autor  hat  später  ein  Werk  hcrausgegeben,  das  er  Das 
Neunzehnte  Jahrhundert  (Secolo  Decimonono)  benannte.  Es  sind  dies 
Studien  großenteils  historischer  Art  ohne  gelehrtes  Beiwerk  und  mit 
dem  ausgesprochenen  Zweck  niedergeschrieben,  die  Entwicklungsten- 
denzen des  bczeichneten  Zeitabschnittes  festzustellcn. 

Leider  verleitet  den  Autor  sein  Mißvergnügen  über  den  besonderen 
Entwicklungsgang  seines  Vaterlandes  — Turiello  gehört  hier  zu  den 
in  Italien  seltenen,  im  Süden  des  Landes  aber  immerhin  bisweilen  anzu- 
treffenden  Blut-  und  Eisenpolitiker,  er  ist  ein  glühender  Feind  Frank- 
reichs sowie  der  Arbeiterbewegung,  Kolonialpolitiker  im  alten  Sinn,  und 
zu  gewaltsamer  Lösung  komplizierter  Probleme  geneigt  — zu  einer 
langen,  nur  selten  unterbrochenen  Reihe  von  schiefen  Urteilen  über  Dinge 
und  Menschen.  So  vermögen  wir  weder  seine  Begeisterung  für  jenen 
immensen  im  Herzen  Afrikas  gelegenen  Freistaat  (den  Kongostaat)  mit- 
machen (p.  ig),  noch  Abessinien  neben  Japan  als  hauptsächlichsten 
neuen  Faktor  in  der  Weltgeschichte  anzuerkennen  (p.  19).  Auch  der 
Tendenz  einer  bis  zum  Paradoxen  führenden  Vereinfachung  aller  Pro- 
bleme, die  ihn  z.  B.  sagen  läßt,  daß  die  Massen  auch  in  der  neuesten  schein- 
bar demokratischen  Geschichte  nichts  als  teils  blinde,  teils  willige 
Werkzeuge  in  der  Hand  Einzelner  (er  gibt  für  Deutschland  der  Name 
Bismarck)  waren,  vermögen  wir  nicht  zuzustimmen.  Die  moderne  Ge- 
schichte europäischer  Staatcngebilde  ist  wirklich  alles  andere  als  die 
Geschichte  der  Launen  einer  Handvoll  Granden.  Gewiß  kann  nicht 
geleugnet  werden,  daß  die  straffe  Zentralisation  der  administrativen 
und  exekutiven  Machineric  in  der  Politik,  die  Konzentration  der  Be- 
triebe und  die  Trust-  und  Kartellbildung  in  der  Wirtschaft,  sowie  end- 
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lieh  starke,  noch  persistierende  Reminiszenzen  an  die  alten  liebgewor- 
denen Formen  eines  staatsrechtlich  überwundenen  Absolutismus  die 
Bildung  von  auf  einen  mikroskopischen  Kreis  beschränkten  Autokratien, 
von  deren  psychischen  und  physischen  Regungen  tatsächlich  Millionen 
von  Menschen  »abhängen«,  durchaus  zulassen,  wie  uns  ein  Blick  in 
die  psychologisch  und  historisch  gleich  wertvollen  Hohenlohe-Memoie- 
ren  überzeugend  bestätigt.  Aber  eine  Großemänner-Thcorie,  wie 
sic  unter  anderen  auch  von  unserem  Autor  vertreten  wird,  kann 
sich  nur  auf  dem  I’rämiß  einer  ungeheueren  Unterschätzung  der 
Wirtschaft  als  geschichtsbildcnden  Grundfaktors  aufbaucn.  In  der 
Tat  ertappen  wir  Turiello  auf  p.  41  seiner  Schrift  auf  der  Bemerkung, 
cs  sei  ein  Vorurteil  der  wirtschaftlich  fortgeschrittenen  unter  den  mo- 
dernen Völkern,  zu  glauben,  daß  der  Reichtum  Vorbedingung  und 
Maß  nationaler  Größe  sei.  Als  Beweis  für  seine  These  führt  uns  Tu- 
riello die  Macht  und  die  Kraft  wirtschaftlich  zurückgebliebener  Völker 
an,  wie  die  der  Buren,  Abessinier,  Russen  und  Türken , denen  es  ge- 
glückt sei,  modernere  Völker  zu  schlagen.  Der  Hinweis  tötet  die  These. 
In  der  Tat:  die  Buren  sind  vom  Boden  politischer  Tatsachenrechnung, 
voraussichtlich  für  immer,  verschwunden.  Sie  sind  eben  dem  wirtschaftlich 
ungleichen  Kampfe  unterlegen.  Die  Abessinier  haben  sich  der  italieni- 
schen Angriffe  zwar  erwehren  können  und  die  Selbständigkeit  ihres  Landes 
— bis  auf  Eritrea  und  Massaua,  die  als  abessinische  Irredenta  in  ita- 
lienischen Besitz  verblieben  — zu  wahren  gewußt,  aber  nur,  weil  Italien 
sein  ökonomisches  Ucbergewicht  über  jene  Halbwilden  aus  einem  Kom- 
plex besonderer  Hinderungsmomente  — Gegenwirkung  anderseuropäi- 
schcn,  inbesonderc  französischen  Kapitals  in  Abessinien,  temporäre  Krise 
im  italienischen  Wirtschaftsleben , insbesondere  im  Bankfach,  endlich 
starke  demokratisch-ethische  Tendenzen  im  italienischen  Volkskörper, 
in  dem  die  italienische  Tradition  des  rein  defensiven  Patriotismus 
rein  erhalten  ist  und  der  jeder  Eroberungspolitik  der  Regierung  auf  das 
Aeußerstc  drohend  gegenüberstand  — nicht  in  vollem  Umfang  geltend 
machen  und  ausnutzen  konnte.  Was  weiter  Russland  anbelangt,  so  ist 
es  von  dem  kleinen  Japan  geschlagen  worden,  trotz  des  unerschöpflichen 
Menschenmaterials,  über  das  es  verfügte,  und  zwar  mit  in  erster  Linie 
gerade  ob  der  in  manchen  Punkten  unzweifelhaften  wirtschaftlichen  Uebcr- 
lcgenheit  seines  Gegners.  Auch  die  Türkei  endlich  kann  sicherlich  nicht 
als  Muster  eines  zwar  unökonomischen,  aber  kräftigen  Volkes  angeführt 
werden.  Sie  siecht  hoffnungslos  dahin.  Auch  ihr  militärischer  Sieg  über 
das  wirtschaftlich  scheinbar  ebenso  hoffnungslose  Hellas  kann  nicht  als 
Beweis  für  die  Ueberlegenheit  der  Naturvölker  über  die  ökonomischen 
Völker  ausgenutzt  werden.  Die  Zeit,  in  denen  die  »Natur« -Völker  alte 
Kulturen  zerstören  konnten  und  sich  in  der  Völkerkonkurrenz  als  Sie- 
ger behaupten  konnten,  ist  endgültig  vorbei.  Die  kulturell  gewonnenen 
Machtmittel  geben  den  heutigen  Kulturvölkern  ein  ungleich  größeres 
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Ucbergewicht  über  die  kulturell  zurückgebliebenen,  als  es  die  Römer 
jemals  über  die  Germanenstämme  besassen. 

Turicllo  ermangelt  der  Tiefe  des  Verständnisses  für  die  von  ihm  im 
Flug  berührten  Erscheinungen.  Das  Problem  der  russischen  Revolution 
erscheint  ihm  als  gelöst  (1902);  schon  die  nächste  Zukunft  sollte  ihn 
Lügen  strafen.  Den  Abessiniern  streitet  er  schon  aus  cthymologischen 
Gründen  das  Recht  ab,  sich  als  eine  Nation  zu  konstituieren  ; das  ara- 
bische Wort  'abesch  bedeute  Mischmasch,  ergo  . . . (p.  20).  Den  Fran- 
zosen macht  er  zum  Vorwurf,  sie  hätten  1896  die  Abessinier  gegen  die 
Italiener  »instruiert  und  armiert«,  und  zwar  aus  wildem  Hass  (p.  26). 
Alexis  de  Tocqueville  erhält  eine  schlechte  Note,  weil  er  die  Entwick- 
lung der  amerikanischen  Demokratie,  für  deren  Revers  doch  niemand 
ein  schärferes  Auge  hatte  als  dieser  französische  Rcchtsgelehrte , zur 
Trustbildung  nicht  vorgeahnt  habe  (p.  29).  Den  Sozialismus  beschimpft 
er,  weil  dieser  für  die  Arbeiter  auf  Kosten  der  Bourgeoisie  »Privi- 
legien« (!)  erreichen  wolle  (p.  501. 

Wir  haben  einige  der  Irrtümcr  Turiellos  — die  Hinweise  auf  sie  sind 
beliebig  zu  vermehren  — herausgegriffen,  nicht  etwa,  um  an  ihnen  die 
Inferiorität  des  Autors  nachzuweisen,  sondern  weil  sie  uns  typisch  zu  sein 
scheinen  für  eine  gewisse  Art  von  Generalisierung  einzelner  Erschei- 
nungen. Das  geschieht  bei  Turicllo  besonders,  wenn  er  in  dem  Problem, 
dem  er  seine  Aufmerksamkeit  gewidmet  hat,  einen  Nexus  mit  dem,  was 
er  für  Patriotismus  hält,  als  bestehend  annehmen  zu  können  vermeint. 
So  beklagt  er  cs  z.  R.,  daß  die  Italiener  keinen  Sinn  für  die  Notwen- 
digkeit hätten,  den  Ueberschuß  der  Bevölkerung  auf  dem  eigenen  Do- 
minium gesicherte  Gebiete  überzulcitcn  (p.  17).  Das  schließt  nicht  aus, 
daß  der  Verfasser  für  den  Sinn  und  das  Wesen  der  Demokratie  einen 
guten  Blick  hat.  Er  glaubt,  aus  der  Pintw  icklung  der  Geschichte  des  XIX. 
Jahrhunderts  den  Niedergang  der  Demokratie  beweisen  zu  können,  und 
in  der  Tat,  wenn  er  den  Endjahren  des  XIX.  die  Endjahre  des  XVIII. 
Jahrhunderts  entgegenstellt,  wenn  er  auf  den  Uebcrgang  Englands  von 
der  liberalen  zur  koerzitiven  Politik  (Transvaal)  hinweist,  wenn  er  die 
Verschlechterung  bereits  errungener  Wahlrechte  (p.  19,  31,  44,  45  etc.) 
anfuhrt,  so  müssen  wir  zugeben , daß  die  These  nicht  ohne  weiteres 
mit  einem  Achselzucken  von  der  Hand  zu  weisen  ist.  Wir  sind  so 
sehr  in  unserem  Fortschrittsdusel  befangen,  daß  wir  gar  leicht  jene 
Elemente  übersehen,  an  denen  sich  unser  Apriorismus  den  Kopf  ein- 
stößt. Die  Psychologie  unserer  besitzenden  und  gebildeten  Klassen  ist 
um  1800  zweifellos  in  weit  höherem  Grade  von  demokratischen  Grund- 
ideen beherrscht  gewesen  als  die  Psychologie  derselben  Klassen  um 
1900.  Und  doch  ist  die  These  Turiellos  noch  viel  einseitiger  als  die 
Antithese.  Wenn  etwas  den  Autor  davon  hätte  überzeugen  können, 
so  wäre  es  gerade  die  Entwicklung  Italiens  in  jenem  Zeitraum  ge- 
wesen. Aber  sie  beruht  ja  vorzugsweise  auf  einem  Faktor,  dem  Tu- 
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riefln  keinerlei  Beachtung  geschenkt  hat : auf  dem  ökonomischen. 

Als  Studie  zur  europäischen  Geschichte  ist  die  journalistische  Ar- 
beit Turiellos  immerhin  beachtenswert. 

* * 

* 

In  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Niederschrift  dieser  Literatur- 
Anzeigen  und  der  Korrektur  der  Druckbogen  ist  die  Italia  Economica 
in  zweiter  Auflage  erschienen.  Das  Lob,  das  wir  der  ersten  Auflage 
spenden  konnten,  müssen  wir  fiir  die  zweite  noch  in  bedeutendem  Malle 
verstärken.  Sie  ist  eine  ganz  neue  Schrift  geworden.  Alles,  was  in 
Italien  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  Namen  besitzt,  ist  in  ihr 
zur  Mitarbeiterschaft  herangezogen  worden.  So  berichtet  Guido  Sen- 
sini  über  die  Indices  des  Status  Oeconomicus  seines  Landes  und  ihre 
Interpretation,  Alfredo  Niccforo  über  die  physiologischen  Merkmale 
des  Italienertums,  Arrigo  Serpieri  über  die  gegenwärtige  Phase  des 
italienischen  Ackerbaus,  Luigi  Zcrboni  über  Rinderzucht  und  Fleisch- 
verbrauch, E.  Marchettani  über  die  alpinen  Weiden  Italiens,  Effren 
Magrini  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  italienischen  Automobil- 
industric,  E.  Giretti  über  die  Seiden-  und  Baumwollindustrie,  Luigi 
Minguzzi  über  Brotproduktion  und  Reisbereitung,  Davide  Levi  Morenos 
über  die  Industria  del  Mare,  Virgilio  Panella  über  die  neuesten  Han- 
delsverträge zwischen  Italien  und  anderen  Staaten,  O.  Sonnino  über 
die  Handelskammern,  Francesco  Coletti  über  den  Privatreichtum  in 
Italien,  Camillo  Supino  über  die  Frage,  ob  die  Krise  im  letzten  Jahre 
als  Börsenkrise  oder  als  allgemeine  Krise  zu  bezeichnen  sei,  C'esare 
Bachi  über  die  Staatsfinanzen,  Vittorio  Racca  über  die  Bedeutung  der 
italien.  Arbeit  im  Ausland,  E.  Bertarelli  über  die  soziale  Bilanz  in  der 
Hygiene,  Angiolo  Cabrini  über  die  Volksschule,  Carlo  F.  Ferraris  über 
das  höhere  Schulwesen,  Augusto  Graziani  über  das  berufliche  und 
kaufmännische  Bildungswesen,  Ettore  Fabietti  über  das  Bibliothekswesen, 
u.  s.  w.  u.  s.  w.  Von  hohem  Interesse,  wenn  auch  aus  dem  Rahmen  des 
Ganzen  etwas  herausfallcnd,  ist  auch  die  Umfrage,  die  die  Redaktion 
des  Jahrbuches  über  die  Krise  1907/08  veranstaltet  hat,  und  an  der 
Gelehrte  wie  Achille  Loria  und  Luigi  Einaudi  in  Italien,  sowie  von 
ausländischen  Fachleuten,  A.  Marshall,  C.  Colson,  Charles  Gide,  Yves 
Guyot,  Gabriel  Hanotaux,  G.  de  Lavclaye,  Paul  Leroy-Beaulieu,  Ed. 
Tery,  A.  Raffalowitsch  und  Eugen  v.  Philippovich  teilgenommen  haben 
und  die  sich  auf  folgende  Fragen  erstreckte : 1 ) Welche  allgemeinen 
Schlüsse  und  Aussichten  können  aufGrund  der  bisher  bekannten  Elemente 
der  Krise  auf  das  Wirtschaftsleben  des  kommenden  Jahres  gezogen 
bezw.  gestellt  werden?  2)  Wird  die  Krise,  falls  sie  weitergeht,  alle 
Industriezweige  und  alle  Länder  gleichzeitig  erfassen  oder  sich  nur 
auf  einzelne  Industrien  und  einzelne  Länder  beschränken  r 3)  Kann 
man  die  gegenwärtige  Wirtschaftsstockung  überhaupt  als  Krise  in 
engerem  Sinne  bezeichnen  ? (p.  433). 
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Wenn  einige  unserer  bei  der  Besprechung  der  i.  Auflage  des 
Jahrbuches  gemachten  Ausstellungen  auch  für  diese  2.  völlig  umge- 
arbeitete Auflage  bestehen  blieben  (so  z.  B.  der  Hinweis  auf  das  be- 
dauerliche Fehlen  gewisser  parties  honteuscs  sowie  die  ungenügende 
und  methodologisch  unpräzisc  Behandlung  des  Genossenschaftswesens), 
so  ist  doch  ein  weiterer  Teil  unserer  Ausstellungen  für  die  2.  Auflage 
hinfällig  geworden.  So  sind  z.  B.  die  Affittanze  collettive  immerhin  in 
die  Rubrik  der  Landwirtschaft  gerückt  worden.  In  erfreulichem,  wenn 
auch  noch  keineswegs  vollendetem  Ausbau  ist  das  Kapitel  über  das 
»politische  Italien«  begriffen,  das  allerdings  beinahe  mehr  Mitteilungen 
aus  dem  politischen  Ausland  als  aus  Italien  selbst  enthält.  Dieses 
Kapitel  umfaßt  eine  kurze  Analyse  des  Parteiwesens  in  den  hauptsäch- 
lichsten Parlamenten  (unter  denen  freilich  Frankreich  fehlt),  ferner  Be- 
richte über  den  Stand  der  parlamentarischen  Diätenzahlung  und  des 
Frauenstimmrechts.  In  letzterem  Abschnitt  entbehren  wir  einen  Hinweis 
auf  die  interessanten  Versuche  der  italienischen  Frauen  zur  Eroberung 
oder  vielmehr  Erschleichung  des  Wahlrechtes  — bekanntlich  sind  bei 
Gelegenheit  der  letzten  Wahlen  zum  Parlament  in  einigen  Kreisen 
italienische  Frauen,  gestützt  auf  die  Verfassung,  die  die  Frauen  zwar 
nicht  ausdrücklich  zur  Stimmabgabe  zuläßt,  sic  aber  auch  nicht  aus- 
drücklich vom  Wahlrecht  ausschlicßt  (nämlich  weil  in  der  Epoche 
der  Entstehung  der  italienischen  Konstitution  den  Verfassern  derselben 
die  Möglichkeit  des  Aufkommens  eines  »Problems  des  Wahlrechts  für 
Frauen < nicht  vorschwebte  noch  vorschweben  konnte),  einfach  zur 
Wahlurne  geschritten  und  haben  ihre  Stimmen  abgegeben  — und  auf 
die  gerichtlichen  Entscheidungen  über  die  Gültigkeit  dieser  Stimm- 
abgabe. 

Als  besondere  Zugaben  enthält  das  Jahrbuch  neben  einer  großen 
Reihe  in  den  Text  gedruckter  Diagramme  und  Kartogramme  zur  besseren 
Veranschaulichung  der  Statistik,  eine  sehr  wertvolle,  von  R.  Rachi 
besorgte,  sozialökonomische  Bibliographie  der  im  Jahre  1907  in  Italien 
publizierten  Bücher,  Schriften  usw'.  über  die  einzelnen  Materien  dieses 
Faches.  Dieser  Bibliographie  ist  auch  eine  interessante  Ucbersicht 
über  die  fachwissenschaftliche  Zcitschriftenlitcratur  (p  620—626)  hinzu- 
gefügt. 

Einige  Schlußworte  über  die  Vorrede,  mit  welcher  der  bekannte 
Staatsmann  und  Nationalökonom  Luigi  Luzzatti  den  Band  eingeleitet 
hat.  Die  Vorrede  führt  aus,  daß  der  schon  seit  Jahren  bestehende 
Optimismus  des  Verf.  sieh  durch  die  Ergebnisse  der  letzten  Jahre  als 
berechtigt  herausgestellt  habe.  Der  jahrelange  beunruhigende  Tiefstand 
der  Staatsfinanzen  sei  nunmehr  beseitigt;  die  Einnahmen  überwögen 
die  Ausgaben.  Der  Geldverkchr,  der  noch  1R96  über  die  Drohung 
des  Bankerotts  der  Bank  von  Neapel  ins  Stocken  geraten  war,  sei  in- 
zwischen auf  sichere  Basis  gestellt  worden.  Auch  die  allgemeinen  Ver- 
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hältnisse  der  Arbeiterklasse  und  die  Löhne  haben  sich  in  den  letzten 
Jahren  merklich  gebessert.  »Die  Genossenschaftsbewegung  erstarkt  Zu- 
sehens und  wird  immer  demokratischer  (p.  XX).«  Zum  Beweis  hier- 
für weist  Luzzatti  auf  die  Tatsache  hin,  daß  in  Reggio  Emilia  eine 
Genossenschaft  sogar  den  Bau  einer  Eisenbahnlinie  übernommen  habe 
und  auch  deren  technische  Verwaltung  vorbereiten. 

Selbst  der  schweren  Südfrage  steht  I.uzzatti  mit  heiterem,  fast  zu 
heiterem  Lächeln  gegenüber.  So  scheint  es  uns  nicht  gerechtfertigt 
und  für  einen  ernsten  Volkswirt  verwunderlich,  wenn  er  die  schwere 
Krise  der  Schwefelproduktion  in  Sizilien  mit  dem  Bemerken  abmacht, 
Sizilien  habe  im  übrigen  doch  eine  gute  ökonomische  Konstitution,  sowie 
wenn  er  den  Stillstand  der  neapolitanischen  Industrie  durch  das  »Kapital 
aus  dem  Norden«,  das  er  überdies  noch  als  ein  »Anzeichen  brüderlicher 
Solidarität«  betrachtet  wissen  will  (!),  zu  heben  gedenkt.  Die  »einzige  Ge- 
fahr« für  die  Prosperität  Italiens  erblickt  Luzatti  im  »anarchistischen  Geist« 
der  städtischen  und  ländlichen  Arbeitermassen,  für  deren  Wohlstand 
allerdings  noch  längst  nicht  genug  geschehen  sei.  Hier  schlägt  Luzzatti 
zur  Beschwichtigung  vor  allem  den  Bau  von  billigen  und  gesunden 
Arbciterwohnungen  vor,  für  den  der  Staat  innerhalb  to  Jahren  eine 
halbe  Milliarde  Lire  zur  Verfügung  stellen  müsse  und  könne.  Zu  guter 
letzt  wendet  sich  Luzatti  sehr  energisch  gegen  das  Uebergreifcn  ameri- 
kanischen Spekulationsgeistes  auf  gewisse  Teile  der  haute  finance  und 
des  grand  commerce  Italiens.  Dieser  dem  Yolkswohle  und  der  Volks- 
wirtschaft gefährlichen  Spielsucht  müsse  der  Staat  mit  allen  Mitteln, 
»nötigenfalls  mit  Feuer  und  Eisen«,  entgegentreten.  Denn  »die  Spieler 
haben  Italien  einen  noch  weit  größeren  Schaden  zugefügt  als  die 
streikenden  Arbeiter  und  der  Kapitalismus,  jene  Degeneration 
des  Kapitals,  hat  sich  als  gefährlicher  erwiesen  als  der  Anarchismus« 
(p.  XXIII). 
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Die  Grenznutzlehre  und  das  „psychophysische 
Grundgesetz“. 

Von 

MAX  WEBER. 

Lujo  Brentano,  Die  Entwicklung  der  Wertlehre.  (Sitzungsberichte 
der  Kgl.  bayr.  Akad.  der  Wissensch.  Philos.-philol.  und  histor.  Klasse. 
Jahrgang  1908,  3.  Abh.  15.  2.  1908)  München,  Verlag  der  Akademie. 

Die  Abhandlung  ist  eine  teils  zusammenfassende,  teils  kritische 
Darlegung  der  Resultate,  zu  welchen  die  von  Brentano  angeregten,  zu- 
erst von  dem  leider  so  früh  verstorbenen  Ludwig  Fick  unternommenen, 
dann  von  einem  anderen  seiner  Schüler:  Dr.  R.  Kaulla,  übrigens  durch- 
aus selbständig,  fertiggestellten1)  Untersuchungen  über  die  Entwicklung 
der  Wertlehre  seit  Aristoteles  geführt  haben.  Aus  der  Fülle  von  An- 
regungen, die  diese  wie  jede  Abhandlung  Brentanos  bietet,  sei  hier 
nur  auf  die  Erörterungen  über  das  Verhältnis  der  Begriffe  »Brauch- 
barkeit« und  »Gebrauchswert«  (S.  42  f.)  hingewiesen,  die  wohl  das 
Klarste  bieten,  was  auf  so  knappem  Raum  über  diesen  Gegenstand 
gesagt  worden  ist. 

Hier  soll  an  den  einzigen  Punkt  in  Brentanos  Darlegungen  ange- 
knüpft werden,  der  zum  Widerspruch  herausfordert.  Er  betrifft 
die  angeblichen  Beziehungen  der  »Grenznutzlehre«,  überhaupt  jeder 
»subjektiven«  Werttheorie,  zu  gewissen  allgemeinen  Sätzen  der  Experi- 
mentalpsychologie,  insbesondere  zum  sog.  Weber-Fcchnerschcn  Gesetz. 
Der  Versuch,  die  ökonomische  Werttheorie  als  einen  Anwendungsfall 
dieses  Gesetzes  zu  verstehen,  wird,  wie  Brentano  selbst  betont,  hier 
keineswegs  zum  erstenmale  gemacht.  Er  findet  sich  mit  aller  Bestimmt- 
heit schon  in  der  zweiten  Auflage  von  F.  A.  Langes  »Arbeiterfrage«, 
die  Ansätze  dazu  sogar  schon  in  der  ersten  Auflage  von  Fechners 

•)  R.  Kaulla,  Die  geschichtliche  Kntwickelung  der  modernen  Wertlehre. 
Tübingen  1906.  Vgl,  auch:  O.  Kraus,  I)ie  aristotelische  Werttheorie  in  ihrer 
Beziehung  zu  den  Lehren  der  modernen  Psychologen  schule  (Zeitschrift  f.  Slaats- 
wisscnschaft,  Bd.  61,  1905,  S.  573  ff.). 
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Psychophysik  (ig6o)  und  er  kehrt  seitdem  außerordentlich  häufig 
wieder.  Auch  Lange  hatte  jenes  berühmte  »Gesetz«  als  eine  Bestäti- 
gung und  Generalisierung  der  Sätze  angesehen,  welche  s.  Z.  Bernoulli 
für  das  Verhältnis  der  relativen  (persönlichen)  Wertschätzung  einer 
Geldsumme  zur  absoluten  Höhe  des  Vermögens  ihres  Besitzers  bezw. 
Empfängers  oder  Verbrauchers  aufgestellt  hatte,  und  hatte  seinerseits 
versucht,  für  seine  noch  universellere  Bedeutung  Beispiele  aus  dem 
politischen  Leben  (Empfindungen  für  den  politischen  Druck  usw.)  bei- 
zubringen. Wieder  und  wieder  findet  man  überhaupt  die  Behauptung, 
die  Werttheorie  der  sog.  »österreichischen  Schule«  sei  »psychologisch« 
fundamentiert,  — während  auf  der  andern  Seite  die  »historische  Schule« 
in  ihren  hervorragendsten  Vertretern  gleichfalls  für  sich  in  Anspruch 
nimmt,  den  »naturrechtlichen«  Abstraktionen  der  Theorie  gegenüber 
der  »Psychologie«  zu  ihrem  Recht  verhelfen  zu  haben.  Bei  der  Viel- 
deutigkeit des  Wortes  »psychologisch«  hätte  es  nun  schlechterdings 
keinen  Zweck,  mit  beiden  Parteien  darüber  zu  hadern,  welche  es  für 
sich  in  Anspruch  nehmen  könne,  — je  nachdem  vielleicht:  beide  oder 
auch:  keine  von  beiden.  Hier  handelt  es  sich  vielmehr  um  die  weit 
präzisere  Behauptung  Brentanos,  daß  das  »psychophysische  Grund- 
gesetz« die  Grundlage  der  »Grenznutzlehre«,  diese  letztere  also  ein 
Fall  seiner  Anwendung  sei.  Lediglich  daß  dies  ein  Irrtum  sei,  soll 
hier  dargelegt  werden. 

Das  sog.  psychophysische  Grundgesetz  hat,  wie  Brentano  selbst 
erwähnt,  inbezug  auf  Formulierung,  Geltungsumfang  und  Deutung 
Wandlungen  durchgemacht.  Brentano  seinerseits  resümiert  seinen  In- 
halt zunächst  (S.  66)  ganz  allgemein  dahin:  Fechner  habe  gezeigt, 
»dass  auf  allen  Gebieten  der  Empfindung  dasselbe  Gesetz  für  die 
Abhängigkeit  der  Empfindung  vom  Reiz  sich  herausstcllt,  welches 
Bernoulli  für  die  Abhängigkeit  der  Glücks  empfindung,  die  der 
Zuwachs  einer  Summe  Geldes  bereitet,  von  der  Größe  des  Vermögens 
des  Empfindenden  aufgestcllt  hatte«.  Obwohl  sich  nun  die  Bezugnahme 
auf  Bernoulli  in  ganz  gleicher  Art  bei  Fechner  selbst  findet,  ist  sie 
dennoch  missverständlich.  Gewiß  ist  Fechner  u.  a.  auch  durch  Ber- 
noullis  Methode  angeregt  worden.  Aber  die  Frage,  in  wie  weit  zwei 
im  übrigen  heterogene  Wissenschaften  sich  gegenseitig  auf  dem  Wege 
der  Entstehung  von  einzelnen,  in  ihrem  methodischen  Zweck  ver- 
wandten Begriffsbildungen  befruchtet  haben,  ist  eine  rein  literarhistori- 
sche. Sie  hat  mit  unserem  Problem  hier:  ob  das  Weber-Fechncr'sche 
Gesetz  die  theoretische  Grundlage  der  Grenznutzlehre  darstellt, 
nichts  zu  tun.  Darwin  z.  B.  ist  durch  Malthus  angeregt,  aber  die 
Malthus’schen  Theorien  sind  weder  dieselben  wie  diejenigen  Darwins, 
noch  sind  die  einen  ein  Spczialfall  der  andern,  noch  sind  beide  Spezial- 
fälle eines  noch  allgemeineren  Gesetzes.  Aehnlich  steht  es  in  unserem 
Fall.  »Glück«  ist  kein  psychophysisch  faßbarer,  überhaupt  kein  — wie 
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man  im  Zeitalter  der  utilitarischen  Ethik  glauben  mochte  — qualitativ 
einheitlicher  Begriff.  Die  Psychologen  würden  sich  gegen  seine  Identifi- 
zierung mit  den  — in  seiner  Tragweite  unter  ihnen  seihst  wieder  recht 
bestrittenen  — Begriff  der  •Lust«  wohl  verwahren.  Aber  davon  ab- 
gesehen: Schon  als  vage  Analogie,  als  blosses  Bild  oder  Vergleich 
gedacht,  würde  die  Parallele  hinken.  Denn  sie  stimmt  auch  dann  nur 
äußerlich  und  für  einen  Teil  des  Problems.  Dem  «Reiz«  Fcchners, 
der  immer  ein  »äußerer«,  das  heißt:  körperlicher8),  und  also,  wenn  nicht 
der  faktischen  Möglichkeit,  so  wenigstens  dem  Prinzip  nach  direkt 
quantitativ  meßbarer  Vorgang  ist,  dem  bestimmte  bewußte  »Empfin- 
dungen« als  »Wirkung*  oder  »Parallelvorgang«  gegenüberstchen,  würde 
der  Bernoullische  Zuwachs  einer  »Summe  Geldes«,  weil  ebenfalls  ein 
• äußerer«  Vorgang,  zu  entsprechen  haben  und,  ganz  äußerlich  ange- 
sehen, ja  auch  entsprechen  können.  Was  entspricht  nun  aber  beim 
psychophysischen  Grundgesetz  dem  »Vermögen«,  welches  der,  dem  (bei 
Bernoulli)  das  Geld  zuwächst,  schon  hat?  Auch  das  scheint,  äußerlich 
wenigstens,  leicht  zu  beantworten.  Man  kann  in  den  bekannten 
Wcberschen  Versuchen  über  die  individuelle  Unterschiedsempfindlich- 
keit für  einen  Gewichts  z u w a c h s an  die  schon  vorhandene  Belastung 
als  das  dem  schon  vorhandenen  Geldvermögen  Entsprechende  denken. 
Akzeptieren  wir  auch  das.  Nach  den  für  das  psychophysische  Grund- 
gesetz grundlegenden  W'ebcrschen  Beobachtungen  sollte  alsdann  der 
einfache  Satz  gelten:  Wer,  bei  6 Lot  schon  vorhandener  Belastung 
(z.  B.:  seiner  Handfläche),  einen  Zuwachs  von  '/so,  also  ’/s  Lot,  eben 
noch  empfindet,  der  empfindet  bei  12  Lot  schon  vorhandener  Bela- 
stung ebenfalls  '/'so,  also  hier:  ä/s  Lot,  eben  noch  als  einen  Unter- 
schied; und  entsprechend  wie  hier  beim  »Tastsinn«  steht  es  bei  an- 
deren »Sinnesreizen.«  Der  Unterschied  je  zweier  Reize  würde  darnach 
im  Bewußtsein  gleichmäßig  empfunden,  wenn  das  Verhältnis  des  Keiz- 
zuwachses  zum  Grundreiz  objektiv  das  gleiche  ist.  Anders  ausgedrückt: 
die  Stärke  des  Reizes  muß  im  geometrischen  Verhältnis  ansteigen, 
wenn  die  Merklichkcitsstärke  der  Empfindung  in  arithmetischem  Ver- 
hältnis zunchnien  soll.  Wir  lassen  nun  hier  ganz  bei  Seite,  inwieweit 
dies  so  formulierte  »Gesetz«  sich  empirisch  bestätigt  hat;  man  fügte 
ihm  die  Begriffe  der  »Reizschwelle«  und  »Reizhöhe«,  der  »unter-«  und 
»Ubermerklichen-  Reize  hinzu  und  ein  Rattenkönig  von  Spezialgesetzen 
(z.  B.  das  Merkelsche)  gruppierte  sich  um  es  herum.  Uebertrügc  man 
nun  die  einfache  alte  Wcberschc  Formel  auf  ökonomische  Vorgänge 
und  setzte  man  also  so  gewagt  dies  ist  mit  Brentano:  Vermögens- 
zunahme = Vermehrung  des  »Reizes«,  dann  würde  als  Resultat  sich 
(wie  bei  Bernoulli)  ergeben:  wenn  ein  Individuum,  welches  1000  Mk. 
besitzt,  eine  Vermehrung  seines  Besitzes  um  100  Mk.  mit  einer  F.mpfin- 

’)  Natürlich  also  auch:  ein  vom  »Innern«  des  eigenen  Körpers  ausgehender. 
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düng  vermehrten  «Glückes«  von  bestimmter  Intensität  begleitet,  so 
würde,  wohlgemerkt:  dieses  selbe  Individuum,  falls  es  eine 
Million  besäße,  eine  Vermehrung  dieses  Besitzes  um  100000  Mk.  mit 
der  gleichen  Intensität  der  Glücksempfindung  begleiten.  Gesetzt, 
dem  wäre  so,  und  es  ließen  sich  ferner  die  Begriffe  der  i Reizschwelle« 
und  «Reizhöhe«,  überhaupt  die  Kurve  des  Wcbcrschen  Gesetzes  auf 
die  .Glücksempfindungen*  beim  Gelderwerb  irgendwie  analog  übertragen, 
— betrifft  dies  etwa  die  Fragen,  auf  welche  die  ökonomische  Theorie 
Antwort  zu  geben  versucht?  Und  ist  für  ihre  Sätze  die  Geltung  der 
logarithmischcn  Linie  der  Psychophysiker  die  Grundlage,  ohne  die 
sie  nicht  verständlich  wären?  Ohne  Zweifel  ist  es  der  Mühe  wert,  die 
einzelnen  großen  Gruppen  von  «Bedürfnissen«,  welche  für  die  ökonomi- 
sche Betrachtung  relevant  sind,  auf  die  Art  ihres  Sich-Yerhaltens  je 
nach  dem  Maß,  außerdem  vor  allem  aber  — wofür  das  psychophysi- 
sche Grundgesetz  schon  nichts  mehr  leistet — : je  nach  der  Art  ihrer 
»Sättigung«,  zu  untersuchen.  Nicht  wenige  Erörterungen  z.  B.  über 
die  Bedeutung  der  Geldwirtschaft  für  die  qualitative  Expansion  der 
Bedürfnisse  gehören  dorthin,  ebenso  etwa  die  Untersuchungen  über  die 
Wandlungen  der  Ernährung  unter  dem  Druck  ökonomischer  Umge- 
staltungen usw.  Aber  augenscheinlich  orientieren  alle  solche  Betrach- 
tungen sich  keineswegs  an  der  angeblich  grundlegenden  Weber-Fcch- 
nerschcn  Theorie.  Und  wenn  man  die  einzelnen  Bedürfnisgruppen, 
also  etwa:  Nahrungsbedürfnisse,  Wohnungsbedürfnissc,  sexuelle  Bedürf- 
nisse, Alkoholbedürfnisse,  «geistige«,  ästhetische  Bedürfnisse  usw.  in 
ihrem  Auf-  und  Abschwellen  je  nach  dem  M a ß der  Zufuhr  von  «Sätti- 
gungsmitteln«  analysieren  würde,  — die  logarithmische  Kurve  der 
Weber-Fcchnerschen  Regel  würde  zwar  zuweilen  mehr  oder  minder 
weitgehende  Analogien  finden,  zuweilen  dagegen  nur  recht  geringfügige 
oder  auch  gar  keine,  gar  nicht  selten  aber  würde  sie  (s.  u.)  auf  den  Kopf 
gestellt  erscheinen.  Bald  würden  die  Kurven  plötzlich  ganz  abbrechen, 
bald  negativ  werden  können,  bald  nicht,  bald  proportional  der  »Sätti- 
gung« verlaufen,  bald  asymptotisch  dem  Nullpunkt  zustreben  — für 
fast  jede  «Bedürfnis «-Art  anders.  ■ — Aber  immerhin  — man  könnte 
hier  doch  wenigstens  hie  und  da  Analogien  finden.  Nehmen  wir,  ohne  es 
zu  untersuchen,  an,  solche  — immer  ziemlich  vagen  und  zufälligen  — 
Analogien  fanden  sich  auch  noch  für  die  so  wichtige  Möglichkeit,  in  der 
Art,  den  Mitteln  also,  die  »Sättigung*  der  Bedürfnisse  zu  wechseln. 
Nun  aber  weiter:  bei  der  nationalökonomischen  Grenznutzlehrc  und  bei 
jeder  »subjektiven*  Wertlehre  steht,  wenn  man  dabei  überhaupt  auf  die 
»seelischen*  Zustäryilichkcitcn  des  Individuums  zurückgreift,  gerade  um- 
gekehrt W'ie  beim  psychophysischen  Grundgesetz,  am  Anfang  nicht  ein 
äußerer  »Reiz«,  sondern  ein  »Bedürfnis«,  also  — wenn  wir  uns  denn 
einmal  »psychologisch«  ausdrücken  wollen:  — ein  Komplex  von  «Empfin- 
dungen* und  »Gefühlslagen«,  »Spannungs-«,  »Unlust-«  und  »F.rwartungs- 
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Zuständen«  und  derg).  von  jeweilig  eventuell  höchst  komplexer  Be- 
schaffenheit, kombiniert  überdies  mit  «Erinnerungsbildern«,  »Zweck- 
vorstellungen«  und,  unter  Umständen,  mit  einander  kämpfenden  «Mo- 
tiven« verschiedenster  Art.  Und  während  das  psychophysische  Grund- 
gesetz uns  lehren  will,  wie  ein  äußerer  Reiz  psychische  Zustände : »Em- 
pfindungen«, hervorruft,  befaßt  sich  die  Nationalökonomie  vielmehr  mit 
der  Tatsache,  daß  durch  derartige  «psychische«  Zustände  ein  bestimmt 
gerichtetes  äußeres  Sichvcrhalten  (Handeln)  hervorgerufen  wird.  Dies 
äußere  Verhalten  seinerseits  wirkt  dann  freilich  wieder  auf  das  »Bedürf- 
nis«, dem  cs  entsprungen  ist,  zurück,  indem  es  dasselbe  durch  »Sätti- 
gung« — wiederum,  psychologisch  betrachtet,  ein  sehr  komplexer  und 
nicht  einmal  eindeutiger  Vorgang,  jedenfalls  nur  ganz  ausnahmsweise 
mit  einer  einfachen  »Empfindung«  im  psychologischen  Sinne  gleich- 
' zusetzen  — beseitigt  resp.  wenigstens:  zu  beseitigen  trachtet.  Die  Art 
des  — psychologisch  gesprochen  — »R ea g i ere ns«,  nicht  die  Art  des 
»Empfindens«  wäre  also  das  Problem.  Wir  haben  also  schon  in  diesen 
(hier  absichtlich  ganz  roh  skizzierten)  Elementarvorgängen  des  »Han- 
delns« einen  Ablauf  von  Geschehnissen,  die  günstigstenfalls  in  einem 
kleinen  — dem  letzten  — Teil  ihres  Herganges  von  möglicherweise 
I »analoger«  , in  ihrer  Gesamtheit  aber  offensichtlich  von  ganz  an- 
derer Struktur  sind  als  die  Objekte  jener  Weberschen  Gewichts- 
experimente und  alle  ähnlichen.  Dazu  tritt  nun  aber,  daß  dieser  Ele- 
mentarvorgang auch  in  der  Form,  wie  wir  ihn  hier  geschildert  haben, 

1 offenbar  nun  und  nimmermehr  das  Entstehen  einer  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  bedingen  oder  ermöglichen  könnte.  Er  stellt  seiner- 
seits höchstens  eine  der  Komponenten  jener  Geschehnisse  dar,  mit 
denen  unsere  Disziplin  es  zu  tun  hat.  Denn  die  Nationalökonomie  hat 
ja,  wie  auch  Brentanos  eigne  weitere  Darstellung  dies  voraussetzt,  zu 
untersuchen,  wie — i.  infolge  der  Konkurrenz  verschiedener 
nach  »Sättigung«  verlangender  »Bedürfnisse«  mit  einander  — 2.  infolge 
der  Begrenztheit  — nicht  etwa  nur:  der  »Bedürfniskapazität«, 
sondern  vor  allem  andern:  — der  zur  »Befriedigung«  jener  Bedürf- 
nisse brauchbaren  sachlichen  »Güter«  und  »Arbeitskräfte«,  endlich  — 

3.  infolge  einer  ganz  bestimmten  Art  von  Koexistenz  verschie- 
dener, mit  gleichen  oder  ähnlichen  Bedürfnissen  behafteter,  dabei 
aber  mit  verschiedenen  Vorräten  von  Gütern  zu  deren  Sättigung  aus- 
gestatteter Menschen  miteinander  und  ihrer  Konkurrenz  um  die 
Sättigungsmittel  untereinander  — sich  das  Handeln  der  Menschen  ge- 
staltet. Die  Probleme  nun,  die  hier  entstehen,  lassen  sich  nicht 
nur  nicht  als  Spezialfälle  oder  Komplikationen  jenes  »psychophysischen 
Grundgesetzes«  anschcn,  die  Methoden  zu  ihrer  Lösung  sind  nicht 
nur  nicht  angewandte  Psychophysik  oder  Psychologie,  sondern  beide 
haben  damit  einfach  gar  nichts  zu  schaffen.  Die  Sätze  der  Grenznutz-  I 
lehre  sind,  wie  die  einfachste  Ueberlcgung  zeigt,  absolut  unabhängig  1 
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nicht  nur  davon : in  welchem  Umfang  oder  ob  überhaupt  in  irgend 
einem  Umfang  das  VVebersche  Gesetz  gilt,  sondern  auch:  ob  über- 
haupt irgend  ein  unbedingt  allgemeingültiger  Satz  über  das  Verhältnis 
von  »Reiz«  und  »Empfindung«  sich  aufstellen  läßt.  Es  genügt  für  die 
Möglichkeit  der  Grenznutzlehre  vollständig,  wenn:  — 1.  die  Alltags- 
erfahrung richtig  ist,  daß  die  Menschen  in  ihrem  Handeln  unter 
anderem  auch  durch  solche  »Bedürfnisse«  getrieben  werden,  die  nur 
durch  den  Verbrauch  von  jeweils  nur  begrenzt  vorrätigen  Sachgütern 
oder  von  Arbeitsleistungen  oder  deren  Produkten  befriedigt  werden 
können,  wenn  ferner  2.  die  Alltagserfahrung  zutrifft,  daß  für  die  meisten 
und  zwar  gerade  für  solche  Bedürfnisse,  welche  subjektiv  am  dringlich- 
sten empfunden  werden,  mit  zunehmendem  Verbrauch  jener  Güter  und 
Leistungen  ein  zunehmendes  Maß  von  »Sättigung«  erreicht  wird,  der- 
gestalt, daß  nun  andere,  »ungesättigte«  Bedürfnisse  als  dringlicher 
erscheinen  — und  wenn  endlich  3.  die  Menschen  — sei  es  auch  in 
noch  so  verschiedenem  Maße  — die  Fähigkeit  besitzen,  »zweckmäßig«, 
d.  h.  unter  Benutzung  von  »Erfahrung«  und  »Vorausberechnung«,  zu 
handeln.  Dergestalt,  heißt  das,  zu  handeln,  daß  sie  die  verfügbaren  oder 
erlangbaren,  in  ihrer  Quantität  begrenzten  »Güter«  und  »Arbeitskräfte« 
auf  die  einzelnen  »Bedürfnisse«  der  Gegenwart  und  absehbarer  Zu- 
kunft je  nach  der  Bedeutung,  die  sie  diesen  beilegen,  verteilen. 
Diese  »Bedeutung«  ist  nun  ersichtlich  nicht  etwa  mit  einer  durch 
physischen  »Reiz«  erzeugten  »Empfindung«  identisch.  Ob  ferner  die 
»Sättigung«  der  »Bedürfnisse«  sich  jemals  in  einer  Progression  voll- 
zieht, welche  mit  derjenigen  irgend  welche  Aehnlichkeit  hat,  die  das 
Webcr-Fechnerschc  Gesetz  für  die  Intensität  der  durch  »Reize«  her- 
vorgerufenen »Empfindungen«  behauptet,  kann  dahingestellt  bleiben: 
wenn  man  aber  die  Progression  der  »Sättigung«  mit:  TifTany- Vasen, 
J Klosetpapier,  Schlackwurst,  KlassikcrAusgabcn , Prostituierten,  ärzt- 
lichem oder  priesterlichem  Zuspruch  u.  s.  \v.  überdenkt,  erscheint  die 
Logarithmenkurve  des  »psychophysischen  Grundgesetzes«  als  Analogie 
Vloch  recht  problematisch.  Und  wenn  jemand  sein  »Bedürfnis«,  z.  B. 
auch  auf  Kosten  seiner  Ernährung  seine  »geistigen  Bedürfnisse«  zu 
befriedigen , durch  Ankauf  von  Büchern  und  Ausgabe  von  Kollcg- 
gcld  bei  mangelhafter  Befriedigung  seines  Hungers  betätigt  — so  wird 
dies  durch  eine  psychophysische  »Analogie«  jedenfalls  nicht  »verständ- 
licher«, als  es  ohnehin  ist.  Es  genügt  für  die  ökonomische  Theorie 
vollkommen,  daß  wir  uns  auf  Grund  jener  erwähnten,  sehr  trivialen, 
aber  unbestreitbaren,  Tatsachen  der  Alltagserfahrung  eine  Mehrheit 
von  Menschen  theoretisch  vor  stellen  können,  deren  jeder 
streng  »rational«  über  die  ihm,  rein  faktisch  oder  durch  den  Schutz 
einer  »Rechtsordnung«,  verfügbaren  »Gütervorrätc«  und  »Arbeitskräfte« 
zu  dem  alleinigen  und  ausschliesslichen  Zweck  disponiert,  auf  fried- 
lichem Wege  ein  »Optimum«  von  Sättigung  seiner  verschiedenen  mit 
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einander  konkurrierenden  »Bedürfnisse«  zu  erreichen.  Ueber  solche 
»Alltagserfahrungen«  als  Grundlage  einer  wissenschaftlichen  Theorie 
wird  freilich  jeder  »Psychologe«  die  Nase  rümpfen  müssen:  schon  der 
Begriff:  »Bedürfnis«  — welch  rohe  und  »vulgärpsychologische«  Kate- 
gorie! Wie  unsäglich  verschiedene  physiologische  und  psychologischen 
Kausalketten  vermag  das,  was  wir  so  nennen,  in  Bewegung  zu  setzen: 
selbst  dem  > Bedürfnis«  zu  essen  kann  l ) eine  im  Bewußtsein  merkliche,  ziem- 
lich komplexe,  psychophysische  Situation  (Hunger)  zugrunde  liegen,  die 
ihrerseits  durch  verschiedenartige  als  -Reize«  wirksame  Umstände,  z.  B. 
den  physisch  leeren  Magen  oder  auch  einfach  die  Gewöhnung  des 
Essens  an  bestimmten  Tagesstunden  wesentlich  bedingt  sein  kann  — 
2)  aber  kann  jener  subjektive  Habitus  des  Bewußtseins  auch  fehlen 
und  das  »Bedürfnis«  zu  essen  »ideogen«,  z.  B.  durch  Obödienz  gegen 
eine  Verordnung  des  Arztes,  bedingt  sein;  das  »Alkoholbedürfnis«  kann 
auf  »Gewöhnung«  an  die  »äußern«  Reize,  die  ihrerseits  einen  »innern« 
»Rciz«-Zustand  schaffen,  ruhen  und  cs  kann  durch  Alkoholzufuhr  ge- 
steigert werden,  der  Wcberschen  Logarithmenkurve  zum  Trotz;  die 
»Bedürfnisse«  nach  »Lektüre«  bestimmter  Art  endlich  werden  durch 
Vorgänge  bestimmt,  welche  — mag  sie  der  Psychophysiker  für  seine 
Zwecke  vielleicht  in  funktionelle  Acnderungen  gewisser  Hirnprozessc 
»umdeuten«  — jedenfalls  schwerlich  durch  einfache  Bezugnahme  auf 
das  Weber-Fechnerschc  Gesetz  erleuchtet  werden  usw.  Der  »Psychologe« 
sieht  hier  eine  ganze  Serie  der  schwierigsten  Rätsel  für  seine  Frage- 
stellungen, — und  die  nationalökonomische  »Theorie«  fragt  darnach  mit 
keinem  Worte  und  hat  dabei  noch  dazu  das  beste  wissenschaftliche 
Gewissen!  Und  nun  vollends:  »Zweckhandeln«,  »Erfahrungen  machen«, 
»Vorausberechnung«  — Dinge,  die  für  die  psychologische  Betrachtung 
das  komplexeste,  teilweise  vielleicht  geradezu  unverständliche,  jeden- 
falls aber  mit  am  schwersten  zu  analysierende  sind,  was  es  geben 
kann:  diese  Begriffe  und  ähnliche  nun  — ohne  alle  Sublimierung  durch 
die  ihm  geläufigen  Experimente  an  seinen  Drehtrommeln  oder  sonstigen 
Laboratoriumsapparaten  — als  »Grundlagen«  einer  Disziplinl  Und 
dennoch  ist  dem  so,  und  diese  Disziplin  beansprucht  sogar,  ohne  sich 
auch  nur  im  geringsten  darum  zu  kümmern,  ob  Materialismus,  Vitalis- 
mus, psychologischer  Parallelismus,  irgend  eine  der  Wechselwirkungs- 
theorien, das  Lipps’schc  oder  das  Freudschc  oder  ein  sonstiges  »Un- 
bewußtes« usw.  brauchbare  Grundlagen  für  psychologische  Disziplinen 
bilden,  ja,  unter  der  ausdrücklichen  Versicherung:  daß  für  ihre  Zwecke 
ihr  all  dies  schlechthin  gleichgültig  sei,  — sic  prätendiert, 
sage  ich,  bei  alledem  sogar:  mathematische  Formeln  für  den 
von  ihr  theoretisch  erfaßten  Ablauf  des  ökonomisch  relevanten  Han- 
delns zu  gewinnen.  Und  was  wichtiger  ist:  sic  bringt  dies  auch  wirk- 
lich fertig.  Und  mögen  ihre  Ergebnisse  aus  den  verschiedensten  auf 
dem  Gebiet  ihrer  eignen  Methoden  liegenden  Gründen  noch  so  sehr 
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in  ihrer  Tragweite  umstritten  werden,  — in  ihrer  »Richtigkeit«  sind 
sie  jedenfalls  ganz  ebenso  absolut  unabhängig  selbst  von  den  denkbar 
größten  Umwälzungen  der  biologischen  und  psychologischen  Grund- 
hypothesen, wie  es  für  sie  gleichgültig  ist,  ob  z.  B.  Kopcrnikus  oder 
Ptolemhus  Recht  haben,  oder:  wie  es  mit  theologischen  Hypothesen  oder 
etwa  mit  den  »bedenklichen«  Perspektiven  des  zweiten  Hauptsatzes  der 
Thermodynamik  stehen  möge.  Alle  noch  so  weittragenden  Umwand- 
lungen in  solchen  naturwissenschaftlichen  Grundtheorien  sind  schlechter- 
dings nicht  imstande,  auch  nur  einen  einzigen,  »richtig«  konstruierten, 
Satz  der  nationalökonomischen  Preis-  oder  Rententheorie  ins  Wanken 
zu  bringen. 

Damit  ist  natürlich  i ) mit  nichten  gesagt,  daß  es  auf  dem  Gebiete 
der  Analyse  der  empirischen  Analyse  des  Wirtschaftslebens  keinen  Punkt 
gäbe,  auf  dem  die  Tatsachen,  welche  die  genannten  Naturwissen- 
schaften (und  noch  so  manche  andere)  feststellen,  nicht  von  erheblicher 
Wichtigkeit  werden  könnten.  Und  2)  ebenso  nicht,  daß  die  Art  der  Be- 
gr i ffsbildung,  welche  für  jene  Disziplinen  sich  brauchbar  gezeigt  hat, 
nicht  recht  wohl  auch  für  gewisse  Probleme  der  ökonomischen  Be- 
trachtung gelegentlich  vorbildlich  werden  könnte.  Was  das  Erste  an- 
langt: ich  hoffe  demnächst  Gelegenheit  zu  haben,  in  dieser  Zeitschrift 
zu  untersuchen,  welcher  Gebrauch  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Erfor- 
schung gewisser  Bedingungen  der  Fabrikarbeit  von  gewissen  experimental- 
psychologischen  Arbeiten  vielleicht  gemacht  werden  könnte.  Und  was 
das  Zweite  anlangt,  so  sind  nicht  nur,  wie  längst  feststeht,  die  mathe- 
matischen, sondern  auch  z.  B.  gewisse  biologische  Denkformen  bei 
uns  heimatsbcrcchtigt.  Triviales  Gemeingut  jedes  Nationalökonomen 
ist  es  vollends,  daß  auf  Schritt  und  Tritt,  an  unzähligen  einzelnen 
Punkten  unserer  Disziplin,  wir  mit  der  Arbeit  auf  anderen  Forschungs- 
gebieten in  fruchtbringendem  Austausch  der  Ergebnisse  und  Gesichts- 
punkte stehen  und  stehen  müssen.  Aber : es  hangt  durchaus  von  u n- 
scren  Fragestellungen  al>,  wie  und  in  welchem  Sinne  dies  auf 
unserem  Gebiet  geschieht,  und  jeder  Versuch,  apriori  darüber  zu 
entscheiden,  welche  Theorien  anderer  Disziplinen  für  die  National- 
ökonomie »grundlegend«  sein  müßten,  ist,  wie  alle  Versuche  einer 
»Hierachie«  der  Wissenschaften  nach  Comtc'schem  Muster,  müßig.  Nicht 
nur  sind,  im  allgemeinen  wenigstens,  gerade  die  allgemeinsten  Hypo- 
thesen und  Annahmen  der  »Naturwissenschaften«  (int  üblichen  Sprach- 
gebrauch dieses  Worts)  die  für  unsere  Disziplin  irrelevantesten.  Sondern 
ferner  und  hauptsächlich : gerade  an  dem  für  die  Eigenart  der  Frage- 
stellungen unserer  Disziplin  entscheidenden  Punkte:  in  der  ökono- 
mischen Theorie  (»Wcrtlehre«)  stehen  wir  durchaus  auf  eigenen  Füßen. 
Die  »Alltagserfahrung*,  von  der  unsre  Theorie  ausgeht  (s.  o.j,  ist  na- 
türlich der  gemeinsame  Ausgangspunkt  aller  empirischen  Einzeldiszi- 
plinen.  Jede  von  ihnen  will  über  sie  hinaus  und  muß  dies  wollen,  — denn 
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eben  darauf  ruht  ja  ihr  Existenzrecht  als  »Wissenschaft«.  Allein  jede  von 
ihnen  »überwindet«  oder  »sublimiert«  dabei  die  Alltagserfahrung  in 
anderer  Weise  und  nach  anderer  Richtung.  Die  Grenznutzlehrc,  und 
jede  ökonomische  »Theorie«  überhaupt,  tut  dies  nicht  etwa  in  der 
Art  und  Richtung  der  Psychologie,  sondern  so  ziemlich  in  der  gerade 
entgegengesetzten.  Sic  zerlegt  nicht  etwa  innere  Erlebnisse  der  All- 
tagserfahrung in  psychische  oder  psychophysische  »Elemente«  (»Reize«, 
»Empfindungen«,  »Reaktionen«,  »Automatismen«,  »Gefühle«  usw.j, 
sondern  sie  versucht,  gewisse  »Anpassungen«  des  äußeren  Verhaltens 
des  Menschen  an  eine  ganz  bestimmte  Art  von  außer  ihm  liegenden 
Existenzbedingungen  zu  »verstehen«.  Sei  diese  für  die  ökonomische 
Theorie  relevante  Außenwelt  nun  imEinzclfall  »Natur«  (im  üblichen  Sprach- 
gebrauch) oder  sei  sic  »soziale  Umwelt«,  immer  wird  dabei  die  »An- 
passung« an  sie  unter  der  ad  hoc  gemachten  heuristischen  Annahme 
verständlich  zu  machen  versucht,  daß  dasjenige  Handeln  mit  welchem 
sich  die  Theorie  befaßt,  streng  »rational«  im  oben  erörterten  Sinne 
' ablaufe.  Die  Grenznutzlehre  behandelt , zu  bestimmten  Erkenntnis- 
zwecken, menschliches  Handeln  so,  als  liefe  es  von  A bis  Z unter  der 
Kontrolle  kaufmännischen  Kalküls:  eines  auf  der  Kenntnis 
aller  in  Betracht  kommenden  Redingungen  aufgestellten  Kalküls,  ab. 
Sic  behandelt  die  einzelnen  »Bedürfnisse«  und  die  zu  ihrer  »Sättigung« 
j vorhandenen  oder  zu  produzierenden  oder  zu  ertauschenden  Güter 
, als  ziffernmäßig  feststellbare  »Konti«  und  »Posten«  in  einer  kontinuier- 
■ liehen  Buchführung,  den  Menschen  als  einen  kontinuierlichen  »Betriebs- 
leiter« und  sein  Leben  als  das  Objekt  dieses  seines  buchmäßig  kon- 
trollierten »Betriebs«.  Die  Betrachtungsweise  der  kaufmännischen  Buch- 
führung also  ist,  wenn  irgend  etwas,  der  Ausgangspunkt  ihrer  Kon- 
struktionen. Ruht  deren  Verfahren  etwa  auf  dem  Weberschen  Gesetz? 
Ist  cs  eine  Anwendung  irgendwelcher  Sätze  über  das  Verhältnis  von 
»Reiz«  und  »Empfindung«?  Als  eine  Kaufmannsscele,  welche 
die  »Intensität«  ihrer  Bedürfnisse  ziffernmäßig  cinschätzen  kann  und 
ebenso  die  möglichen  Mittel  zu  deren  Deckung,  behandelt  die  Grenznutz- 
lehrc für  ihre  Zwecke  die  »Psyche«  aller,  auch  des  von  allem  Kaufund 
Verkauf  ausgeschlossenen,  isoliert  ge  da  c h t e n Menschen,  und  auf  diesem 
Wege  gewinnt  sie  ihre  theoretischen  Konstruktionen.  Das  alles  ist  doch 
wahrlich  das  Gegenteil  irgend  einer  »Psychologie«!  — Die  auf 
diesem  Boden  gewachsene  »Theorie«  saugt  sich  jene  ihre  Voraussetzungen, 
obwohl  sie  unzweifelhaft  »irreal«  sind,  dennoch  ebenso  unzweifelhaft 
nicht  einfach  aus  den  Fingern.  Der  »Wert«  von  Gütern  in  der  von 
der  Theorie  konstruierten  »isolierten  Wirtschaft«  wäre  genau  gleich 
dem  Buchwert,  mit  dem  sie  in  einer  ideal  vollkommenen  Buch- 
führung eines  isolierten  Haushaltes  erscheinen  müßten3).  Er  enthält 
s)  Womit  natürlich  nicht  gesagt  ist,  daß  dabei  die  »Technik«  der  Buchungen 
mit  der  einer  heutigen  Einzelwirtschaft  ganz  gleichartig  zu  denken  wäre. 
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genau  so  viel  und  so  wenig  »Irreales«,  wie  jede  wirkliche  kaufmännische 
Buchführung  auch.  Wenn  in  einer  Bilanz  das  »Aktienkapital«  mit  z.  B. 
i Million  unter  den  »Passiva«  erscheint,  oder  wenn  ein  Gebäude  mit 
100000  M.  »zu  Buche  steht«,  — liegen  dann  jene  Million  oder  diese 
100000  M.  hier  in  irgend  einer  Schublade?  Und  dennoch  hat  die 
Einstellung  jener  Posten  ihren  sehr  guten  Sinn ! Ganz  denselben  — 
mutatis  mutandis!  — wie  der  »Wert«  in  der  isolierten  Wirtschaft  der  Grenz- 
nutzlehre. Man  muß  ihn  nur  nicht  auf  dem  Wege  der  »Psychologie«  zu 
ergründen  suchen!  Die  theoretischen  »Werte«,  mit  denen  die  Grenz- 
nutzlehre arbeitet,  sollen  uns  in  prinzipiell  ähnlicher  Weise  die  Her- 
gänge des  Wirtschaftslebens  verständlich  machen,  wie  die  kaufmänni- 
schen Buchwerte  dem  Kaufmann  Information  über  die  Lage  seines 
Betriebes  und  die  Bedingungen  für  dessen  weitere  Rentabilität  geben 
wollen.  Und  die  allgemeinen  Lehrsätze , welche  die  ökonomische 
Theorie  aufstellt , sind  lediglich  Konstruktionen , welche  aussagen, 
welche  Konsequenzen  das  Handeln  des  einzelnen  Menschen  in  seiner 
Verschlingung  mit  dem  aller  andern  erzeugen  müßte,  wenn  jeder 
Einzelne  sein  Verhalten  zur  Umwelt  ausschließlich  nach  den  Grund- 
sätzen kaufmännischer  Buchführung,  also  in  diesem  Sinn  »ratio- 
nal«, gestalten  würde.  Dies  ist  bekanntlich  keineswegs  der  Fall,  — 
und  der  empirische  Ablauf  derjenigen  Vorgänge,  zu  deren  Verständnis 
die  Theorie  geschaffen  worden  ist,  zeigt  daher  nur  eine,  je  nach  dem 
konkreten  Fall  sehr  verschieden  große  »Annäherung«  an  den  theoretisch 
konstruierten  Ablauf  des  streng  rationalen  Handelns.  Allein:  die  histo- 
rische Eigenart  der  kapitalistischen  Epoche,  und  damit  auch  die  Be- 
deutung der  Grenznutzlehre  (wie  jeder  ökonomischen  Werttheorie) 
für  das  Verständnis  dieser  Epoche,  beruht  darauf,  daß  — wäh- 
rend man  nicht  mit  Unrecht  die  Wirtschaftsgeschichte  mancher  Epoche 
der  Vergangenheit  als  »Geschichte  der  Un  Wirtschaftlichkeit«  bezeichnet 
hat,  — unter  den  heutigen  Lebensbedingungen  jene  Annäherung  der 
Wirklichkeit  an  die  theoretischen  Sätze  eine  stetig  zunehmende, 
das  Schicksal  immer  breiterer  Schichten  der  Menschheit  in  sich  ver- 
strickende, gewesen  ist  und,  soweit  abzusehen,  noch  immer  weiter 
sein  wird.  Auf  dieser  kulturhistorischen  Tatsache,  nicht  alter 
auf  ihrer  angeblichen  Begründung  durch  das  Wcbcr-Fechncrsche  Gesetz, 
beruht  die  heuristische  Bedeutung  der  Grenznutzlehre.  Es  ist  z.  B. 
doch  kein  Zufall,  daß  ein  besonders  frappantes  Maß  von  Annäherung 
an  die  theoretischen  Sätze  der  Preisbildung,  wie  sie,  im  Anschluß  an 
Menger,  v.  Böhm-Bawerk  entwickelt  hat,  die  Berliner  Börsenkurs-Fest- 
stellung unter  dem  System  des  sog.  Einheitskurses  darstclltc : sie  konnte 
direkt  als  Paradigma  dafür  dienen 4).  Aber  natürlich  doch  nicht 

4)  Ich  sehe  nicht  recht,  worauf  die  geringschätzige  Behandlung  der  »Oester- 
reicher«  durch  Brentano  beruht.  K.  Menger  hat  methodologisch  nicht  zu  Ende 
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etwa  deshalb,  weil  die  Bürsenbesuchcr  in  besonders  spezifischem  Maße 
in  Bezug  auf  die  Relation  zwischen  »Reiz«  und  »Empfindung«  dem 
psychophysischen  Grundgesetz  unterstünden,  — sondern:  weil  an  der 
Börse  in  besonderes  hohem  Maße  ökonomisch  »rational*  gehandelt 
wird  oder  doch : werden  kann.  Nicht  nur  mit  den  Regriffen  der 
Experimentalpsychologic  hat  die  rationale  Theorie  der  Preisbildung 
nichts  zu  tun,  sondern  überhaupt  mit  keiner  »Psychologie«  irgend 
welcher  Art,  die  eine  über  die  Alltagserfahrung  h i n a u s gehende 
»Wissenschaft*  sein  will.  Wer  bespiclsweise  die  Notwendigkeit  der 
Berücksichtigung  der  spezifischen  »Börsenpsychologie«  neben  der  rein 
theoretischen  Preislehre  betont,  der  denkt  sich  als  ihr  Objekt  grade 
den  Einfluß  ökonomisch  irrationaler  Momente,  »Störungen*  also 
der  theoretisch  zu  postulierenden  ITeisbildungsgesctze.  Die  Grenz- 
riutzlehre,  und  überhaupt  jede  subjektive  Wertlehre,  sind  nicht  psycho- 
logisch, sondern  — wenn  man  dafür  einen  methodologischen  Terminus 
will  — »pragmatisch«  fundamentiert , d.  h.  unter  Verwendung  der 
Kategoriecn:  »Zweck«  und  »Mittel«.  Darüber  nachher  noch  Einiges. — 
Die  Lehrsätze,  welche  die  spezifisch-ökonomische  Theorie  aus- 
machen , stellen  nun , wie  jedermann  weiß  und  eben  erst  erwähnt 
wurde,  nicht  nur  nicht  »das  Ganze«  unserer  Wissenschaft  dar,  son- 
dern sie  sind  nur  ein  — freilich  ein  oft  unterschätztes  — Mittel  zur 
Analyse  der  kausalen  Zusammenhänge  der  empirischen  Wirklichkeit. 
Sobald  wir  fliese  Wirklichkeit  selbst,  in  ihren  kulturbedeutsamen 
Bestandteilen,  erfassen  und  kausal  erklären  wollen,  enthüllt  sich  die 
ökonomische  Theorie  alsbald  als  eine  Summe  »idealtypischcr«  Begriffe. 
Das  heißt:  jhre  Lehrsätze  stellen  eine  Serie  gedanklich  konstruierter 
Vorgänge  dar,  welche  sich  in  dieser  »idealen  Reinheit*  selten,  oft  gar 
nicht,  in  der  jeweiligen  historischen  Wirklichkeit  vorfinden,  die  aber 
andererseits,  — da  ja  ihre  Elemente  der  Erfahrung  entnommen  und 
nur  gedanklich  ins  Rationale  gesteigert  sind,  — sowohl  als  heuristi- 
sches Mittel  zur  Analyse,  wie  als  konstruktives  Mittel  zur  Darstellung 
der  empirischen  Mannigfaltigkeit  brauchbar  sind. 

Zum  Schluß  noch  einmal  zurück  zu  Brentano.  Nachdem  er  (S.  67) 
das  Weber-Eechnerschc  Gesetz  noch  näher  in  der  Form,  in  der  es 
nach  seiner  Meinung  auch  der  Nationalökonomie  zu  Grunde  liege,  dahin 
formuliert  hat : — daß,  um  eine  Empfindung  überhaupt  wachzurufen, 

die  Reizschwelle  (s.  o.)  überschritten  sein  müsse,  daß  nach  deren  Ueber- 
schrcitung  jeder  weitere  Rcizzuwachs  die  Empfindung  mindestens  pro- 
portional steigere,  bis,  nach  Erreichung  des  (individuell  verschiedenen) 

geführte,  aber  ausgezeichnete  Gedanken  vorgetragen,  und  was  die,  heute  üblicher- 
weise auf  Kosten  des  sachlichen  Gcdankcngchalts  überschätzte,  Frage  des  »Stils« 
anlangt,  so  ist  vielleicht  nicht  gerade  er,  wohl  aber  v.  ltühm-Bawerk  auch  darin 
ein  Meister. 
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Optimum,  die  Intensität  der  Empfindung  zwar  noch  absolut,  aber  weniger 
als  proportional  dem  Reizzuwachs,  sich  steigere,  bis  endlich  bei  immer 
weiterer  Steigerung  des  Reizes  der  Punkt  erreicht  werde,  von  dem  an 
die  Empfindung  auch  absolut  abnehme,  um  schließlich  durch  Ertötung 
des  Nervs  gänzlich  zu  schwinden,  — fährt  er  fort : »Dieses  Gesetz  war  in 
der  Nationalökonomie als  Gesetz  des  abnehmenden  Bo- 

denertrags zur  Anerkennung  gelangt,  denn  es  beherrscht  das  Wachs- 
tum der  Pflanzen.«  Man  fragt  zunächst  erstaunt:  Reagiert  denn  der 
Ackerboden  und  die  Pflanze  nach  psychologischen  Gesetzen?  Allein 
S.  67  oben  hatte  Brentano  etwas  allgemeiner  gesagt:  daß  nach  einem 
allgemeinen  physiologischen  Gesetz  jeder  »Lebensvorgang«  an  Inten- 
sität bei  Zunahme  der  ihm  günstigen  Bedingungen  über  ein  bestimmtes 
Optimum  hinaus  abnehme,  und  offenbar  bezieht  sich  das  Beispiel  des 
abnehmenden  Bodenertrags  auf  diesen,  nicht  auf  den  unmittelbar 
vorhergehenden,  Satz.  Jedenfalls  aber  faßt  er  darnach  doch  wohl 
das  Weber-Fechnersche  Gesetz  als  Spezialfall  jenes  allgemeinen  O p- 
timumprinzips  auf  und  offenbar  die  Grenznutzlehre  wiederum  als  einen 
Unterfall  jenes  Spezialfalls.  Sie  erscheint  dadurch  als  mit  einem 
Grundgesetz  alles  »Lebens«  als  solchen  direkt  verknüpft.  Nun  ist  in 
der  Tat  der  Begriff  des  »Optimum«  ein  solcher,  den  die  ökonomische 
Theorie  mit  der  physiologischen  und  psychophysischen  Betrachtungs- 
weise gemeinsam  hat;  und  auf  diese  Analogie  illustrativ  hinzu- 
weisen kann,  je  nach  dem  konkreten  Lchrzweck,  sehr  wohl  päda- 
gogischen Wert  haben.  Allein  solche  »Optima«  sind  nun  keines- 
wegs auf  »Lebensvorgänge«  beschränkt.  Jede  Maschine  z.  B.  pflegt 
ein  Optimum  der  Leistungsfähigkeit  für  bestimmte  Zwecke  zu  haben : 
eine  darüber  hinaus  verstärkte  Zufuhr  von  Reizstoffen,  von  Beschickung 
mit  Rohmaterial  usw.  vermindert  zunächst  relativ,  dann  absolut,  das 
Ergebnis  ihrer  Leistung.  Und  der  psychophysischen  »Reizschwelle« 
entspricht  bei  ihr  die  »Anheizungsschwelle«.  Der  Begriff  des  »Opti- 
mum« ist  also,  ebenso  wie  die  andren  von  Brentano  angeführten,  an 
ihn  anschließenden  Begriffe,  von  noch  allgemeinerem  Anwendungs- 
gebiet und  hängt  nicht  mit  den  Prinzipien  der  »Lebensvorgänge«  zu- 
sammen. Andererseits  steckt  in  jenem  Begriff,  wie  schon  der  erste 
Blick  auf  die  Wortbedeutung  lehrt,  ein  teleologischer  »Funktionswert« : 
»Optimum«  — wofür?  Er  taucht  ersichtlich  speziell  da  — cs  interessiert 
uns  nicht : ob  überall  und  ob  nur  da  — auf,  wo  wir,  ausdrücklich 
oder  stillschweigend,  mit  der  Kategorie  des  »Zweckes«  operieren. 
Und  dies  geschieht,  indem  wir  einen  gegebenen  Komplex  von  Mannig- 
faltigkeit als  eine  Einheit  denken,  diese  Einheit  auf  einen  bestimmten 
Erfolg  beziehen  und  alsdann  an  diesem  konkreten  Erfolg,  je  nachdem 
er  erreicht,  nicht  erreicht,  unvollständig  erreicht,  durch  Aufwendung 
von  wenig  oder  von  viel  Mitteln  erreicht  wird,  als  »Mittel«  zur 
Erreichung  seiner  bewerten:  wo  wir  also  z.  B.  eine  gegebene 
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Mannigfaltigkeit  von  allerhand  verschieden  geformten  Eisen-  und  Stahl- 
stücken, welche,  auf  den  Zweck  des  Entstehens  von  »Gewebe«  aus 
»Garn«  bezogen,  sich  uns  als  eine  »Maschine«  bestimmter  Art  präsentiert, 
daraufhin  ansehen,  wieviel  Gewebe  bestimmter  Art  sie  in  der  Zeit- 
einheit bei  Verbrauch  bestimmter  Kohlen<|uantitäten  und  Arbeitslei- 
stungen herstellen  »kann«.  Oder  wo  wir  bestimmte,  aus  »Nervenzellen« 
bestehende  Gebilde  daraufhin  prüfen,  welches  ihre  »Funktion«,  d.  h. 
aber:  ihre  »Leistung«  für  den  »Zweck«  sei,  als  Teile  eines  lebenden 
Organismus  bestimmte  Empfindungen  zu  vermitteln.  Oder  wo  wir  die 
kosmischen  und  meteorologischen  Konstellationen  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Frage  ansehen : wo  und  wenn  z.  B.  eine  beabsichtigte 
astronomische  Beobachtung  des  »Optimum«  die  Chancen  des  Er- 
folges für  sich  haben  werde?  Oder:  wo  wir  den  wirtschaftlichen 
Menschen  seine  l/mwelt  unter  dem  Gesichtspunkt  der  »Sättigung« 
seiner  Bedürfnisse  behandeln  sehen.  Es  sollen  diese  Erörterungen 
hier  nicht  weiter  ausgesponnen  werden,  da  ich  bei  anderer  Gelegen- 
heit auf  diese  Bcgriffsbildungsprobleme , soweit  sie  auf  unserem 
Wissensgebiet  liegen,  — denn  die  »biologischen«  Fragen  lassen  wir 
besser  den  Biologen,  — zurückkomme.  Es  ist  zu  diesen  Dingen  neuer- 
dings z.  B.  von  Gottl  und  O.  Spann  manches  Gute  gesagt  worden 
neben  — speziell  bei  Gottl  — anderem,  dem  ich  nicht  beipflio.hten 
könnte.  Zur  Beruhigung  sei  nur  noch  bemerkt : daß  die  Probleme  der 
»absoluten«  Werte  oder  der  »universellen  Kulturwertc«,  um  die  so  viel 
gestritten  wird,  oder  gar  der  von  Stammler  in  so  arg  verwirrender 
Art  statuierte  angebliche  »Gegensatz«  von  »causa  und  telos«  mit  diesen 
bloß  technischen  Fragen  der  Begriffsbildung,  um  die  es  sich  hier 
handelt,  rein  gar  nichts  zu  schaffen  haben,  ungefähr  ebensowenig,  wie 
die  kaufmännische  Buchführung,  — ein  zweifellos  »teleologisch-ratio- 
nal« zu  »deutender«  Vorgang  — mit  der  Teleologie  einer  göttlichen 
Weltregierung. 

Was  hier  gezeigt  werden  sollte,  war  ausschließlich:  daß  auch 
jener  Begriff  eines  »Optimum«,  auf  den  Brentano  für  seine  These  Ge- 
wicht zu  legen  scheint,  weder  spezifisch  psychologischer,  noch  psycho- 
physischer, noch  physiologischer  oder  biologischer  Natur,  sondern  daß 
er  einer  ganzen  Anzahl  von  unter  sich  im  übrigen  sehr  heterogenen 
Problemen  gemeinsam  ist,  und  daß  er  folglich  nichts  darüber  aussagt, 
welches  die  Grundlagen  der  ökonomischen  Theorie  seien , sicherlich 
aber  nicht  die  Grenznutzlehre  zu  einem  Anwendungsfall  des  Wcber- 
Fechnerschen  Gesetzes  oder  irgend  eines  physiologischen  Grundgesetzes 
stempelt. 
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1.  Bibliographien,  Sammelwerke. 

.!/ U hlbrecht,  Hermann.  L 'ehersicht  der  gesamten  staats-  und  rechts- 
wissenschaftlichen Literatur  des  Jahres  190J.  XL.  Jahrgang,  Berlin 
1908.  Futtkammer  u.  Mühlbrccht.  346  S.  M.  7. — . 

Der  40.  Jahrgang  der  bekannten  Bibliographie,  die  in  dieser  Zeit- 
schrift (Band  XIX,  S.  244)  bereits  eingehend  besprochen  worden  ist, 
bietet  eine  Liebersieht  über  die  Neuerscheinungen  der  deutschen,  fran- 
zösischen, englischen,  skandinavischen,  niederländischen,  italienischen 
und  spanischen  Literatur  auf  dem  Gebiet  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaft im  Jahre  1907.  Es  haben  in  diesem  Bande  im  Ganzen  5316 
Neuerscheinungen  Aufnahme  gefunden,  die  sich  auf  die  verschiedenen 
Sprachen  wie  folgt  verteilen:  deutsch  2852,  französisch  639,  englisch 
965,  italienisch  32g,  holländisch  222,  skandinavische  Sprachen  159, 
spanisch  151. 

Die  Mühlbrechtsche  Bibliographie  erscheint  zweimonatlich,  die 
Jahresübersichten  bestehen  daher  aus  6 zusammengehefteten  Doppcl- 
nummern,  in  deren  jeder  die  oben  erwähnten  7 Rubriken  wiederkehren. 
Hiedurch  wird  naturgemäß  die  Uebersichtlichkcit  beeinträchtigt,  ein 
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Nachteil  der  durch  das  beigegebene  Jahresregister  nur  zum  Teil  aus- 
geglichen wird.  (J.) 

2.  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie. 

Del  Vecchio,  Giorgio,  Professor  an  der  Kgl.  Universität  Sassari. 
II  sentimento  giuridico.  Seconda  Edizione.  Fratelli  Bocca.  Roma 
1908.  26  S. 

Die  Theorie  des  Rechtsgefühls  ist  bisher  ziemlich  vernachlässigt 
worden.  Nur  soweit  sie  zu  umfangreicheren  Aufgaben  der  Psychologie 
und  Ethik  gehört,  ist  sie  ihren  allgemeinen  Umrissen  nach  behandelt  wor- 
den. Der  Verfasser  sucht  die  spezifische  Natur  und  die  Funktionen 
des  Rechtsgefühls  in  idealer  und  historischer  Hinsicht  darzustellen. 

Ursprung  und  Natur  des  Rechtsbewußtseins  bilden  im  wesentlichen 
ein  metaphysisches  Problem.  Das  Rechtsgefühl  ist  eine  primäre  und 
normale  Tatsache  des  ethischen  Bewußtseins.  Der  Verfasser  prüft  die 
spezifischen  Funktionen  dieser  Tatsache  und  sucht  die  Stelle,  welche 
ihr  in  der  Theorie  des  Rechts  zukommt,  zu  bestimmen. 

Das  Rechtsbewußtsein  bildet  die  Grundlage  einer  spekulativen 
Tätigkeit,  die,  von  ganz  unbestimmten  Angaben  des  Gefühls  ausgehend, 
schließlich  in  systematischer  Weise  Idealbilder  der  Gerechtigkeit  kon- 
struiert. Außerdem  erläutert  es  die  Gründe  des  Rechts  im  allgemeinen 
und  bietet  somit  den  geltenden  Einrichtungen  ein  Kriterium  der  Wert- 
bestimmung. Das  subjektive  Rechtsbewußtsein  ist  in  diesem  Sinne  ein 
kritisches  und  konstruktives  Prinzip. 

Im  Rechtsgefühl  sind  der  Keim  und  die  Bedingungen  für  alle 
Formen,  sowohl  idealer  wie  historischer  Natur,  in  welchen  das  Recht 
sich  kund  gibt,  doch  keineswegs  die  juristische  Wahrheit  im  allge- 
meinen enthalten.  Nur  durch  eine  Illusion  könnte  man  das  Recht  in 
dem  erkennen,  was  nichts  weiter  als  seine  subjektive  Ursache  und 
psychologische  Grundlage  ist. 

Im  Rechtsgefühl  liegt  der  Beweis  für  die  ideale  Neigung  der 
Subjektivität  zur  Gerechtigkeit.  Diese  Neigung  beweist  an  sich  die 
psychologische  Natürlichkeit  des  Rechts  und  die  Ursache  unserer  Hal- 
tung zu  ihm.  Immerhin  kann  sich  das  Recht  als  vollendeter  Ausdruck 
und  als  logische  Wahrheit  nicht  im  Rechtsgefühl  finden.  Die  mensch- 
liche Persönlichkeit  ist  nicht  das  Recht,  doch  schließt  sie  es  auf  natür- 
liche Weise  in  sich  und  verlangt  es.  Das  Rechtsgefühl  ist  das  anthro- 
pologische Erfordernis  des  Rechts,  sein  primäres  Merkmal,  der  psychische 
Ausdruck  seiner  menschlichen  Nutwendigkeit.  (K.) 

3.  Soziologie. 

Achelis,  Prof.  Dr.  Th.  Soziologie.  Zweite,  verbesserte  Auflage.  Samm- 
lung Göschen  No.  101.  G.  J.  Göschensche  Verlagsbuchhandlung. 
Leipzig  1908.  119  S.  M.  0.80. 

In  der  Einleitung  erklärt  Achelis  den  Begriff  und  die  Aufgabe  der 
Soziologie.  Dann  folgt  im  ersten  Abschnitt  ein  kurzer  Ueberblick  über 
die  Geschichte  der  Soziologie.  Hervorgehoben  wird  der  Kernpunkt 
in  den  Lehren  von  Comte,  Quetelet,  Spencer,  Lilienfeld,  Schäffle, 
Gumplowicz,  Letourneau  und  Bastian.  Im  zweiten  Abschnitt  wird  das 
Verhältnis  der  Soziologie  zu  anderen  Wissenschaften  angedeutet,  so 
zur  Biologie,  Nationalökonomie,  Politik,  Geschichtswissenschaft,  zur 
Psychologie  und  Ethik.  Im  dritten  Abschnitt  werden  die  Methoden 
und  Prinzipien  und  im  vierten  Abschnitt  Umfang  und  Gliederung  der 
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Soziologie  auscinandcrgesetzt.  In  diesem  letzten  Teil  sucht  der  Ver- 
fasser seinen  sozialpsychologischen  Standpunkt  zu  begründen.  Er  be- 
fürwortet die  Anwendung  einer  streng  empirischen  Methode.  Seine 
Ueberzeugung  ist,  daß  die  soziale  Frage  nicht  durch  die  Befriedigung 
materieller  Interessen,  sondern  umgekehrt  durch  Berücksichtigung 
ideeller  Momente,  zu  lösen  sei.  Daher  sucht  er,  den  unmittelbaren 
geistigen  Zusammenhang  des  sozialen  Problems  mit  dem  ganzen  geistigen 
und  sittlichen  Leben  der  Menschheit  zu  prüfen.  (K.) 

Bentley,  Arthur  F,  The  Protest  0/  Government.  A Study  of  Social 
Pressures.  The  Univcrsity  of  Chicago  Press,  Chicago  1908.  XV. 
und  501  S. 

Wenn  das  Werk  auch  dem  Titel  nach  zur  Politik  gehört,  so  tragt 
es  doch  durchaus  einen  soziologischen  Charakter  und  es  beschäftigt 
sich  in  der  Hauptsache  damit,  den  Einfluß  der  verschiedenen  sozialen 
Gruppen  in  der  Gesellschaft  und  im  Staat  zu  bestimmen. 

Der  erste  Teil,  der  als  Einleitung  nicht  unmittelbar  mit  dem  fol- 
genden zusammenhängt,  enthält  eine  kritische  Betrachtung  der  Em- 
pfindungen, Fähigkeiten,  der  Ideen  und  Ideale,  als  Ursachen  sozialer 
Entwicklung.  Der  zweite  Teil  bringt  eine  Analyse  derjenigen  Gewalten, 
welche  die  Regierung  eines  Landes  bestimmen.  Dabei  kommen  haupt- 
sächlich die  Energien  der  einzelnen  sozialen  Gruppen  in  Betracht.  In 
diesem  Zusammenhänge  spricht  der  Verfasser  von  der  Bedeutung  der 
öffentlichen  Meinung  und  der  Gruppenführer,  von  der  individuellen 
Veranlagung  und  dem  Rassentypus.  Dann  untersucht  er,  wie  sich 
unter  dem  Einfluß  der  Gruppenenergien  die  Regierung  gestaltet.  Das 
Recht  ist  ihm  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  Regierung.  Unter  dem 
Gruppengesichtspunkt  gibt  er  eine  Einteilung  der  Verfassungsarten. 
Er  untersucht  ferner,  welchen  Einfluß  die  Gruppen  auf  die  verschie- 
denen Regierungsgewalten  ausüben,  auf  die  Exekutive,  die  Legislative 
und  die  Judikatur,  und  er  erörtert  das  Wesen  der  politischen  Parteien. 
Schließlich  will  er  die  ganze  Geschichte  unter  dem  Gruppengesichts- 
punkt  betrachten. 

Für  die  Erkenntnis  der  politischen  Verhältnisse  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bietet  das  Buch  viele  aufklärende,  höchst  bemerkens- 
werte Ausführungen.  (K.) 

Eleu  t her  o pul o s , Dr.  A.,  Privatdozent  in  Zürich,  Rechtsphilosophie, 
Soziologie  und  Politik.  Zwei  Abhandlungen.  Verlag  der  Wagnerschen 
Universitäts-Buchhandlung.  Innsbruck  1908.  44  S.  M.  1.50. 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Soziologie  notwendig  als  Wissen- 
schaft anzusehen  sei,  kommt  der  Verfasser  in  den  beiden  Abhand- 
lungen zu  folgenden  Ergebnissen:  Es  gibt  keine  Rechtsphilosophie 
als  exakte  Lehre  vom  Wesen  und  von  der  Idee  des  Rechts.  Diese 
Lehre  bildet  einen  Teil  der  Soziologie.  Die  Volkswirtschafts- 
lehre setzt  die  Soziologie  als  Grundlage  voraus.  Auch  die  Politik 
ist  nicht  nur  auf  die  Soziologie  begründet,  sondern  sie  ist  auch 
als  praktische  Politik  ausschließlich  angewandte  Soziologie  und  als 
Wissenschaft  nichts  anderes  als  Gewinnung  der  Gesetze  für  die  Poli- 
tik aus  der  Soziologie.  Im  übrigen  stellt  der  Verfasser  fest,  daß 
dies  faktisch  überall  der  Fall  ist,  wo  Politik  als  Wissenschaft  getrie- 
ben wurde,  ob  man  auch  prinzipiell  einer  anderen  Meinung  ist  oder 
zu  sein  scheint,  und  ob  man  die  Soziologie  als  Wissenschaft  aner- 
kennt oder  nicht.  Der  Gedanke,  die  Politik  sei  angewandte  Sozio- 
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logie  ist  auch  schon  in  der  Schrift  von  Glumplowicz  »Soziologie  und 
Politik  c (1892)  enthalten.  (K.) 

Eleutheropulos,  Privatdozent  in  Zürich.  Soziologie.  Zweite  erwei- 
terte und  ilmgearbeitete  Auflage.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  XII 
und  236  S.  M.  4. — . 

Elcutheropulos  bezeichnet  als  die  Aufgabe  der  Soziologie,  das 
organisierte  Zusammensein  der  Menschen  (oder  von  Menschen)  zu  be- 
greifen. Indem  er  die  Stellung  der  Soziologie  im  System  der  Wissen- 
schaften ermittelt,  erklärt  er,  daß  die  Soziologie  die  notwendige  Grund- 
lage der  einzelnen  Staatswissenschaften  zu  bieten  habe.  Nach  der 
Aufgabe,  die  ihr  zulallt,  ist  sie  eine  völkerpsychologische  Wissenschaft. 
Als  Methode  empfiehlt  der  Verfasser  die  Induktion.  Es  soll  nichts 
vorausgesetzt  werden,  alles  auf  Erfahrung  beruhen.  Er  will  seine  Auf- 
gabe lösen,  indem  er  die  Entstehung  und  Entwicklung  des  sozialen 
Lebens  samt  seinem  in  der  Geschichte  erzeugten  Inhalt  zu  erforschen 
sucht.  Den  Stoff  gliedert  er  demnach  in  folgender  Weise:  Erstens 
betrachtet  er  den  Ursprung  des  sozialen  Lebens  überhaupt  (Teil  I), 
zweitens  untersucht  er  die  Entwicklung  dieses  Lebens,  indem  er  zu- 
gleich die  Ursachen  und  Bedingungen  dieser  Entwicklung  aufzudeeken 
bemüht  ist  (Teil  II 1,  und  endlich  ergründet  er  drittens  das  Wesen  des 
sozialen  Lebens.  Dabei  handelt  cs  sich  einerseits  um  die  Gewinnung 
des  Wesens  der  sozialen  Vereinigung  aus  den  bisherigen  Untersu- 
chungen und  andererseits  um  die  Erkenntnis  seiner  Notwendigkeit,  ob 
und  wie  weit  es  in  seiner  jetzigen  Gestalt  verharren  müsse  oder  sich 
ändern  lasse  (Teil  III).  (K.) 

Hahn , Dr.  Ed.  Die  Entstehung  der  wirtschaftlichen  Arbeit.  Carl 
Winter,  Heidelberg  1908.  104  S.  M.  2.50. 

In  den  Worten,  mit  denen  Bücher  sein  Werk  »Arbeit  und  Rhyth- 
mus» beginnt,  sucht  Hahn  die  Rechtfertigung  für  seine  Untersuchungen. 
Jene  Worte  lauten:  »(obwohl)  die  Arbeit  den  Ausgangspunkt  aller 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  bildet,  so  ist  doch  ihr  Wesen  bis  jetzt 
von  den  Nationalökonomen  nur  selten  einmal  gründlich  untersucht 
worden.«  Hahn  ist  Wirtschaftsgeograph  und  er  behandelt  das  Thema 
vom  Standpunkt  seiner  Wissenschaft.  Für  ihn  ist  die  erste  wirt- 
schaftliche Arbeit,  die  die  Grundlage  zu  jeder  höheren  Entwicklung 
legen  sollte,  die  Einführung  wirtschaftlicher  Nahrungsmethoden,  die 
eine  dauernd  wirksame  Ernährung  des  Stammes  als  wirtschaftliche 
Einheit  sicherten.  Die  Entstehung  und  Ausbildung  dieser  Arbeit  schreibt 
er  fast  allein  der  wirtschaftlichen  Initiative  der  Frauen  zu.  Während 
die  Männer  den  Geschäften  der  Politik  und  der  Jagd  obliegen,  leisten 
die  Frauen  die  produktive,  die  Familie  ernährende  Arbeit.  Den  wirt- 
schaftlichen entsprechen  vielfach  die  rechtlichen  Verhältnisse,  die  im 
Matriarchat  ihren  Ausdruck  finden.  So  bedeutungsvoll  auch  die  Unter- 
suchungen I lahns  sein  mögen,  so  gewagt  erscheint  es  doch,  wenn  er  Lehren, 
die  er  aus  den  von  anderen  gemachten  Beobachtungen  wilder  Völker- 
stamme ableitet,  ohne  weiteres  auf  die  sozialen  Verhältnisse  moderner 
Kulturnationcn  anzuwenden  sucht  und  daraus  für  ihre  Reform  bestimmte 
Forderungen  ableitet.  Er  begeht  damit  denselben  Fehler,  dessen  sich 
Marx  und  Engels  schuldig  gemacht  haben,  wenn  er  ihn  auch  zu  Re- 
sultaten führt,  die  der  sozialistischen  Theorie  diametral  entgegengesetzt 
sind.  (K.) 
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Oppenheimer,  Franz.  Der  Staat.  (Die  Gesellschaft  Bd.  XIV/XV). 

Literarische  Anstalt  Rütten  und  Locning,  Frankfurt  a.  M.  1908. 

176  S.  M.  1.50. 

Der  Verfasser  betrachtet  den  Staat  lediglich  vom  soziologisch- 
psychologischen Standpunkt  aus.  Einleitend  wird  den  rechtlichen 
Theorien  vom  Staate,  den  Klassentheorien  die  soziologische  Staatsidee, 
die  das  Produkt  des  forschenden  Verstandes  und  nicht  des  begehrenden 
Willens  ist,  unter  Anlehnung  an  Gumplowicz  gegenübergesteilt.  »Der 
Staat  ist  seiner  Entstehung  nach  ganz  und  seinem  Wesen  nach  auf 
seinen  ersten  Daseinsstufen  fast  ganz  eine  gesellschaftliche  Einrichtung, 
die  von  einer  siegreichen  Menschengruppe  einer  besiegten  Menschen- 
gruppe aufgezwungen  wurde  mit  dem  einzigen  Zweck,  die  Herrschaft 
der  eisten  über  die  letzten  zu  regeln  und  gegen  innere  Aufstände  und 
äußere  Angriffe  zu  sichern.« 

Der  I.  Abschnitt  behandelt  die  Entstehung  des  primitiven  Land- 
staates der  alten  Welt.  Der  kriegerische  Hirte  gibt  dem  »politischen 
Mittel«  der  gewaltsamen  unentgeltlichen  Aneignung  fremder  Arbeit 
vor  dem  »ökonomischen  Mittel«  der  eigenen  Arbeit  oder  des  äquiva- 
lenten Tausches  eigner  Arbeit  gegen  fremde  Arbeit  den  Vorzug.  Die 
kriegerische  Minderheit  macht  sich  die  ackerbautreibende  große  Masse 
tributpflichtig. 

Der  II.  Abschnitt  schildert  das  Emporsteigen  des  »primitiven 
Feudalstaates«  zum  »primitiven  Feudalstaatc  höherer  Stufe«  durch  zu- 
nehmende »Integration«  und  »Differenzierung«.  Die  wirtschaftliche 
Ausbeutung  der  breiten  Masse  durch  die  Herrengruppe  bleibt  bestehen, 
aber  Rechts-  und  Waffenschutz  erzeugen  ein  starkes  Band  der  Ge- 
meinschaft. Die  Leistungspflicht  des  Beherrschten  wird  im  Interesse 
seiner  Leistungsfähigkeit  eingeschränkt.  Der  Legitimismus  stellt  die 
durch  die  Macht  geschaffene  Ordnung  als  gottgewolltes  Recht  hin. 
Die  Weiterentwicklung  des  primitiven  Feudalstaates  kann  nach 
zwei  Richtungen  hin  erfolgen:  je  nachdem  die  zunehmende  innere 
Differenzierung  in  den  Händen  von  wenigen  Bevorzugten  mobilen 
oder  immobilen  Reichtum  anhäuft,  vollzieht  sich  die  Entwicklung 
zum  handeltreibenden  S e e s t a a t oder  zum  I- and  Staat,  deren  Be- 
trachtung die  beiden  folgenden  Abschnitte  gewidmet  sind.  Sec- 
staaten  entstehen  durch  Eindringen  des  »Seenomaden«  in  ackerbau- 
treibende Küstenstaat.  Sie  entwickeln  sich  zu  demokratisch  regierten 
Handelsstaaten,  die  wegen  Mangels  an  genügendem  Hintcrlande  und 
aus  anderen  Gründen  bald  wieder  von  der  Bildfläche  verschwinden. 
Wesentlich  anders  geht  die  Entwicklung  des  Landstaates  vor  sich. 
Sein  Schweqninkt  liegt  im  Grundeigentum,  das  gemäß  dem  Gesetze 
von  der  »Agglomeration  um  vorhandene  Vermögenskerne«  in  den 
Händen  eines  in  sich  geschlossenen  Grundadels  angehäuft  wird.  Die 
in  der  Feldherrn-  und  Oberpriesterschaft  sowie  im  Handelsmonopol 
begründete  Macht  der  Zentralgewalt  nimmt  stetig  zu.  Nebön  das 
Feudallehcn  tritt  das  Amtslehen,  aus  dem  der  Verwaltungsbeamte  seine 
Naturalentlöhnung  bezieht.  Gleichzeitig  versinken  die  unteren  Schichten 
der  Herrengruppe,  die  Gemeinfreien,  in  Hörigkeit;  die  Sklaven  steigen 
entsprechend  empor  und  verschmelzen  sich  ethnisch  wie  rechtlich  mit 
den  Gemeinfreien  zu  einer  Schicht,  ja  steigen  zum  teil  darüber  hinaus. 
Der  völlig  zur  Entfaltung  gelangte  Feudalstaat,  eine  politisch  soziale 
Hierarchie  von  zahlreichen  Schichten,  von  denen  immer  die  untere 
der  nächst  oberen  leistungsverpflichtet,  die  obere  der  nächst  unteren 
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schutzverpflichtet  ist.  An  die  Stelle  der  Rassenverschiedenheit  sind 
die  Klassenunterschiede  getreten.  Wie  sich  der  Fcudalstaat  durch  die 
Autokratie  hindurch  zum  modernen  Verfassungsstaat  unter  dem  Ein- 
flüsse der  zunehmenden  Geldwirtschaft  entwickelt,  wird  im  6.  Abschnitt 
geschildert.  An  die  Stelle  der  Feudalaristokratie  tritt  ein  der  Zentral- 
gewalt ergebenes  Beamtentum  und  Söldnerheer.  Der  Ritter  wird  zum 
kapitalLstischcn  Gutsbesitzer.  Neben  ihm  tritt  Gleichberechtigung 
fordernd  die  Klasse  des  mobilen  Reichtums,  die  Bourgeoisie,  der  es 
endlich  auch  mit  Hilfe  des  Proletariats  gelingt  einen  Anteil  an  der 
Regierung  zu  erwerben.  In  der  Schlußbetrachtung  wird  ein  sehr  opti- 
mistischer Ausblick  in  die  Zukunft  entwickelt.  Die  Tendenz  der  Ent- 
wicklung des  Staates  führt  nach  Oppenheimer  dazu,  ihn  seinem  inneren 
Wesen  nach  aufzuheben,  er  wird  aufhören,  das  entfaltete  »politische 
Mittel«  zu  sein  und  wird  »Freibürgerschaft«  werden. 

4.  Sozialismus, 

Bernstein , Kd.  Sozialismus  und  Demokratie  in  der  grossen  englischen 
Revolution.  Zweite,  durchgesehene,  vermehrte  und  illustrierte  Aus- 
gabe. J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  Stuttgart  1908.  367  S.  M.  3.50. 

Dieses  Buch  ist  zuerst  als  fünfter  Abschnitt  des  ersten  Bandes 
der  von  Karl  Kautsky  und  Eduard  Bernstein  herausgegebenen  »Geschichte 
des  Sozialismus  in  Einzeldarstellungen«  erschienen.  Das  Gesamtwerk 
wird  als  solches  in  neuen  Auflagen  nicht  veröffentlicht,  sondern  in 
einzelne  Bände  zerlegt  werden,  wie  es  bereits  mit  Mehrings  Geschichte 
der  deutschen  Sozialdemokratie  geschehen  ist.  Bernstein  hat  in  dieser 
selbständigen  zweiten  Auflage  seines  Buches  den  schwerfälligen  ur- 
sprünglichen Titel  etwas  vereinfacht,  die  Kapiteleinteilung  übersicht- 
licher gestaltet,  den  Text  durchgängig  revidiert  und  an  vielen  Stellen 
sachliche  Erweiterungen  vorgenommen.  Er  wollte  kein  parteiliches 
Geschichtsbuch  schreiben,  und  er  betrachtet  alle  Erscheinungen  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  materialistischen  oder  ökonomischen  Geschichts- 
auffassung, als  deren  Anhänger  er  sich  bekennt. 

Zunächst  werden  die  wirtschaftlichen  und  sozialen,  die  politischen 
und  religiösen  Verhältnisse  Englands  um  die  Mitte  der  XVII.  Jahrhun- 
derts geschildert.  Dann  wird  der  Konflikt  zwischen  Königtum  und 
Parlament  dargestcllt.  Die  Bestrebungen  und  Kämpfe  der  Leveller, 
die  Utopien  Bacons  und  Wistanleys,  das  Aufkommen  und  die  Prin- 
zipien des  Quäkertums  werden  eingehend  auseinandergesetzt.  Den 
Schluß  bildet  eine  Charakteristik  des  John  Bellers,  des  Advokaten  der 
Armen  und  des  Völkerbundes.  Wir  sehen  in  diesem  Buche,  wie  die 
Arbeiterklasse  als  solche  zuerst  auf  der  politischen  Bühne  erscheint 
und  sozialdemokratische  Forderungen  formuliert.  (K.) 

Liebster,  Georg,  Pastor  in  Leipzig-Volkmarsdorf.  Kirche  und  Sozial- 
demokratie. Töpclmann,  Gießen  1908.  128  S.  M.  3.20. 

Nach  zwei  einleitenden  Kapiteln  über  die  Situation  und  die  Not- 
wendigkeit eines  gründlichen  Studiums  der  Sozialdemokratie  werden 
zwei  Prinzipien  entwickelt,  nach  denen  die  Kirche  ihr  Verhältnis 
zur  Sozialdemokratie  zu  revidieren  hat.  Das  eine  ist  strikte  Neutralität 
in  wirtschaftlicher,  politischer  und  nationaler  Hinsicht,  wodurch  die 
Kirche  befähigt  wird,  die  rein  religiöse  Tendenz  des  Christentums 
wieder  zur  Geltung  zu  bringen  und  die  Interessen  der  Arbeiter  nicht 
unnötig  zu  verletzen.  Das  andere,  positive,  das  Diskussionsprinzip. 
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Durch  öffentliche  Aussprache  soll  die  Kirche  Fühlung  mit  den  Arbei- 
tern gewinnen  und  ihre  religiöse  Ncubelebung  vorbereiten.  (R.) 
Ptencrt,  August.  Aufruf  und  Programm-Entwurf  zur  Gründung  einer 
Nationalen  Sozialisten- Partei  Deutschlands.  Selbstverlag.  Wachau  bei 
Leipzig,  1908.  72  S.  M.  t. — . 

Da  der  Verfasser  der  Ansicht  ist,  daß  die  modernen  Arbeiter 
weder  gewillt  noch  fähig  sind,  das  sozialistische  Programm  durchzu- 
fiihren,  so  will  er  dessen  Durchführung  auf  Hasis  eines  Kompromisses 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  und  Grundbesitz  und  Staat,  also  unter 
entscheidender  Mitwirkung  der  besitzenden  Klassen  ermöglichen.  Zu 
diesem  Zwecke  erläßt  er  einen  Aufruf  an  das  deutsche  Volk  zur  Grün- 
dung einer  »Nationalen  Sozial isten-Partci  Deutschlands«,  deren  Aufgabe 
darin  bestehen  soll,  unter  Beibehaltung  der  Monarchie  die  Verstaat- 
lichung alles  Produktivkapitals  herbeizuführen.  (K.) 

5.  Sozialökonomische  Theorie  und  Dogmengeschichte. 

Bre dt , Joh.  Viktor.  Dr.  jur.  et  phil.  Nationalökonomie  des  Bodens. 
Bruer  und  Co.  Berlin  190g.  14t  S.  M.  2.50. 

Unter  Bodenpolitik  versteht  Bredt  die  rechtliche  und  wirtschaftliche 
Fixierung  der  Bedingungen,  unter  denen  die  Benützung  des  Bodens 
allen,  die  seiner  bedürfen,  zugänglich  gemacht  werden  soll.  Mit  diesem 
Problem  befaßt  sich  die  kommunale  Bodenpolitik,  die  Bodenreform- 
bewegung und  die  theoretische  Wissenschaft.  So  erörtert  Bredt  in 
seiner  Schrift  theoretische  Fragen,  die  den  Wert  und  Preis  des  Bodens, 
die  Grundrente,  den  Unterschied  von  Kapital  und  Boden,  die  Boden- 
spekulation und  den  Wertzuwachs  betreffen ; dann  folgt  eine  Betrach- 
tung der  praktischen  Kommunalpolitik,  soweit  sie  sich  auf  den  Boden 
bezieht;  es  werden  behandelt:  Die  Wertzuwachssteuer,  Baupolizei  und 

Gemeinde,  Bodenverstaatlichung,  Wert  und  Preis  in  der  Bodenversteue- 
rung. Schließlich  beschäftigt  sich  die  Schrift  mit  den  Bestrebungen  der 
Bodenreform,  gegen  die  sie  hauptsächlich  gerichtet  ist. 

Der  Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  den  Bodeneigentümern  und  den 
Bodenspekulanten  eine  Ausbeutung  der  übrigen  Bevölkerungsklassen 
keineswegs  zur  Last  zu  legen  sei.  Er  hält  daher  auch  jede  steuerliche 
Sonderbelastung  des  Grund  und  Bodens  für  ungerecht.  (K.) 

Bücher,  Karl.  Die  Entstehung  der  Vulkm'irtschaft.  Vorträge  und 
Versuche.  6.  Auflage,  Tübingen  1908,  H.  Lauppsche  Buchhandlung. 
IX  und  464  S.  M.  7.20. 

Inhalt:  1.  Der  wirtschaftliche  Urzustand.  2.  Die  Wirtschaft  der 
Naturvölker.  3.  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  4.  Die  gewerb- 
lichen Betriebssysteme  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung.  5.  Der 
Niedergang  des  Handwerks.  6.  Die  Anfänge  des  Zeitungswesens. 
7.  Arbeitsvereinigung  und  Arbeitsgemeinschaft.  8.  Die  Arbeitsteilung. 
9.  Arbeitsgliederung  und  soziale  Klassenbildung,  ro.  Großstadttypen 
aus  fünf  Jahrtausenden.  11.  Die  soziale  Gliederung  einer  mittelalter- 
lichen Stadt.  12.  Die  inneren  Wandelungen  und  das  Städtewesen  in 
ihrer  entwicklungsgeschichtlichen  Bedeutung. 

Das  bekannte  Werk  des  Leipziger  Nationalokonomen  hat  sich  seit 
seiner  ersten  Auflage  11893)  einen  dauernden  Platz  nicht  nur  in  der 
Wissenschaft,  sondern  auch  in  den  weitesten  Kreisen  des  gebildeten 
Publikums  erobert.  Es  bietet  in  gradezu  klassischer  Weise  eine  Ver- 
einigung scharfer  wissenschaftlicher  Formulierung  und  durchgehender 
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Allgemeinverständlichkeit,  ein  Vorzug,  den  ja  leider  nur  wenige  Werke 
unseres  Gebiets  besitzen.  Der  Verfasser  gibt  seinem  Buche  den  be- 
scheidenen Untertitel : Vorträge  und  Versuche ; das  meiste  von  dem, 
was  diese  Versuche  bieten,  ist  aber  bereits  zum  unentbehrlichen  Hand- 
werkszeug unserer  Wissenschaft  geworden ; wohl  selten  ist  von  einem 
ursprünglich  wenig  umfangreichen  Werke  soviel  Anregung  ausgegangen, 
wie  ton  diesem.  Vielleicht  dürfen  wir  uns  der  Hoffnung  hingeben, 
daß,  nachdem  15  Jahre  seit  der  ersten  Veröffentlichung  dieses  Buches 
verflossen  sind,  der  Verfasser  in  nicht  allzuferner  Zeit  das  umfassen- 
dere Werk  vollenden  wird,  in  dem  das,  was  in  der  Entstehung  der 
Volkswirtschaft  nur  skizziert  und  in  Umrissen  gezeichnet  werden 
konnte,  zur  systematischen  Durchbildung  gelangen  soll.  Die  sechste 
Auflage  weist  gegenüber  der  vorhergehenden  eine  Anzahl  Ergänzungen 
und  Nachbesserungen  auf;  der  Vortrag  über  die  soziale  Gliederung 
einer  mittelalterlichen  Stadt  hat  einige  Zusätze  erhalten.  (J.) 

Conrad,  J.  Grundriss  zum  Studium  der  politischen  Otkonomie.  Zweiter 
Teil:  Volkswirtschaftspolitik;  fünfte  ergänzte  Auflage.  Jena  1908, 
Gustav  Fischer,  XVI  und  624  S.  M.  12. — ; gebd.  M.  13.20. 

Die  Neuauflagen  dieses  bekannten  Grundrisses  folgen  sich,  wenig- 
stens für  Teil  I und  II,  in  kurzen  Abständen,  wohl  ein  Beweis  für  die 
andauernde  Beliebtheit,  deren  sich  das  Werk  in  den  Kreisen  der  Stu- 
dierenden erfreut.  (Teil  I : Nationalökonomie,  6.  ergänzte  Auflage  1907; 
Teil  II:  wie  oben;  Teil  III:  Finanzwissenschaft,  3.  vermehrte  und 
verbesserte  Auflage  1903;  Teil  IV:  Statistik.  1.  Teil:  Geschichte  und 
Theorie  der  Statistik,  Bevölkerungsstatistik,  2.  ergänzte  Auflage,  1905  ; 
2.  Teil:  Statistik  der  wirtschaftlichen  Kultur.  1.  Hälfte,  1904). 

Der  Verfasser  sagte  zur  Charakteristik  seines  Werkes  im  Vorwort 
zur  dritten  erweiterten  Auflage  des  I.  Teiles  auf  die  er  auch  im  Vor- 
wort zur  dritten  Auflage  des  hier  besprochenen  Bandes  hinweist:  >Ich 
konnte  es  mir  nicht  verhehlen,  daß  die  bisherige  Ausgabe  nur  eine 
Ergänzung  meiner  Vorlesungen  für  meine  eigenen  Zuhörer  bildete. 
Ich  habe  nun  versucht,  den  Grundriß  auch  einem  weiteren  Publikum 
zugänglich  zu  machen.  Wie  ich  meine  Hauptlebensaufgabe  stets  nur 
in  der  Lehrtätigkeit  gesehen  habe,  so  pretendiere  ich  auch  hiermit 
nicht,  die  Wissenschaft  wesentlich  zu  fördern.  Wie  cs  in  den  Vorle- 
sungen die  Aufgabe  ist,  in  gedrängter  Form  nur  das  Wesentlichste  aus- 
zuwahlen  ....  das  Unwesentliche  aber  möglichst  zurücktreten  zu  lassen, 
so  ist  es  in  gleicher  Weise  in  einem  Grundriß  der  Fall«. 

Mit  Rücksicht  auf  den  ungemein  stark  angewachsenen  Umfang  der 
neuesten  Auflagen  des  I.  und  besonders  des  hier  vorliegenden  II.  Teiles 
könnte  füglich  bezweifelt  werden,  ob  diese  1900  resp.  1902  ausgespro- 
chenen Grundsätze  ihre  Gültigkeit  auch  in  Bezug  auf  die  letzten 
Neuauflagen  noch  behalten.  Die  beiden  Bände  sind  über  den  Umfang 
dessen,  was  ein  Student  in  dieser  Hinsicht  bewältigen  kann,  allmählich 
herausgewachsen,  sie  werden  damit  mehr  und  mehr  ein  Nachschlage- 
werk, ein  Lehr-  und  Handbuch,  als  ein  Grundriß,  der  vor  allem 
der  Ergänzung  des  Studiums  dienen  soll. 

Die  vorliegende  5.  Auflage  des  II.  Teiles  ist  außer  durch  Ergän- 
zungen, durch  besondere  Paragraphen  über  die  Tarifverträge  und  die 
Fürsorge  für  die  geistige  und  sittliche  Hebung  des  Volkes  gegenüber 
der  vorhergehenden  erweitert  worden.  (J.) 
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Davenport,  Herbert  Joseph,  Associatc  Professor  of  Political  Eco- 
nomy in  the  University  of  Chicago.  Value  and  Distribution,  A critieal- 
and  cons/ructwe  Study.  The  University  of  Chicago  Press,  Chicago  J908. 
582  S.  $ 3.72. 

In  diesem  Buch  wird  die  Wert-  und  Einkommenslehre  ausschließ- 
lich vom  Unternehmerstandpunkt  aus  betrachtet.  Dabei  setzt  sich  der 
Verfasser  in  den  einzelnen  Kapiteln  mit  vorangegangenen  Theoretikern 
auseinander,  besonders  mit  Adam  Smith,  Ricardo,  Senior,  John  Stuart 
Will,  Cairnes,  Say,  Marshall,  Hobson,  Clark  u.  a. 

Davenport  hebt  besonders  die  Bedeutung  der  »Gelegenheitskosten* 
(opportunity  cost)  hervor.  Dann  versucht  er,  sich  einen  klaren  Begriff 
vom  Verhältnis  der  Kosten  zum  Gewinn  zu  machen.  Vom  Standpunkt 
des  Unternehmers  aus  wird  die  Grundrente  zu  den  Produktionskosten 
gerechnet.  Der  Unterschied  zwischen  wertbestimmten  und  wertbestim- 
menden Kosten  wird  aufgehoben.  Die  Bedeutung  der  Grenznutzen- 
theorie wird  innerhalb  einer  gewissen  Beschränkung  anerkannt.  Auch 
der  Kapitalbegriff  wird  vom  Standpunkt  des  konkurrierenden  Unter- 
nehmers aus  erfaßt.  Die  Lohnfondstheorie  wird  weiter  ausgearbeitet. 
Damit  im  Zusammenhang  steht  die  Zinstheorie  des  Verfassers.  Er 
unterscheidet  zwischen  dem  primären  und  sekundären  Verteilungsprozeß 
und  spricht  von  ihren  Wechselwirkungen.  (K.) 

Lifsehitz,  Dr.  F,  Privatdozent  an  der  Universität  Bern.  Zur  Kri- 
tik der  Boehm-Bawerkschen  Werttheorie.  Wilhelm  Engelmann,  Leip- 
zig 1908.  116  S.  M.  2. — . 

In  der  Einleitung  wendet  sich  Lifsehitz  zunächst  gegen  den  Histo- 
rismus, dann  zeigt  er  den  Unterschied  in  den  klassischen  und 
sozialistischen  Werttheorien.  In  Kapitel  I referiert  er  über  Böhm- 
Bawerks  Kritik  der  Werttheorien  und  in  Kapitel  II  führt  er  Böhm- 
Bawerks  Werttheorie  selbst  vor.  In  Kapitel  III  berichtet  er,  was 
Dietzel,  Scharling,  Alexander  Schor,  Diehl,  Conrad  Schmidt,  Gustav 
Eckstein  und  Rudolf  Hilferding  gegen  die  Grenznutzentheorie  zu  sagen 
hatten.  Das  IV.  Kapitel  enthält  schließlich  die  eigene  Kritik  des  Ver- 
fassers. Die  Grenznutzentheorie  erhebt  den  Anspruch,  eine  psycho- 
logische Wertlehre  zu  sein.  Eis  fragt  sich,  ob  die  Psychologie  wirk- 
lich diesen  Anspruch  bestätigt.  Lifsehitz  sucht  sie  daher  auf  ihrem 
eigenen  Standpunkt,  d.  h.  auf  dem  psychologischen  anzugreifen  und  zu 
widerlegen.  Die  Grenznutzentheoretiker  überschätzen  einerseits  die  Be- 
deutung der  Psychologie  für  die  Wertlehre,  andrerseits  sind  sie  auch  nicht 
tief  genug  in  die  psychologische  Wissenschaft  eingedrungen,  um  ihre  Theo- 
rie durch  diese  ausreichend  zu  begründen.  Sie  haben  auch  nicht  ver- 
sucht, die  Beziehungen  zwischen  Individual-  und  Sozialpsychologie  auf- 
zuklären. Gerade  die  Psychologie  bricht  den  Stab  über  die  subjektive 
Wertlehre;  denn  sic  zeigt,  daß  die  scheinbar  subjektive  Schätzung  fast 
durchweg  objektiv  ist. 

Die  Grenznutzentheorie  kann  nur  als  Reaktion  gegen  den  Historis- 
mus und  Sozialismus  entstehen  und  irgendwelche  Bedeutung  erlangen; 
Lifsehitz  meint,  daß  sie  höchstens  eine  geistvolle  Irrlehre  sei,  welche 
sich  über  alle  Ergebnisse  der  Sozialwissenschaft  und  der  Psychologie 
hinwegsetzt.  (K.) 

Muckte,  Friedrich,  Dr.  phil.  Henri  de  Saint-Simon.  Die  Persön- 
lichkeit und  ihr  Werk.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  VI  und  384  S. 
M.  8.—. 
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Die  soziale  Bedingtheit  der  Persönlichkeit  des  Grafen  Henri  de 
Saint-Simon  sucht  Mückle  zu  erfassen,  indem  er  in  der  Einleitung  die 
Zeitverhältnisse  und  Kulturprobleme  während  und  nach  der  französi- 
schen Revolution  von  1789  schildert.  Das  erste  Buch  der  Biographie 
behandelt  dann  das  Leben  und  die  Lehre  des  Mannes,  das  zweite  Buch 
die  fortwirkende  Kraft  dieser  Lehre.  Wie  einst  auf  Lorenz  Stein  so 
hat  Saint-Simon  auch  auf  Mückle  einen  bezaubernden  Einfluß  ausge- 
übt. Mückle  hat  die  Biographie  seines  Helden  mit  begeisterungsvoller 
Liebe  geschrieben.  Er  hat  sich  bemüht  »in  die  psychologisch  durch- 
aus nicht  leicht  erfaßbare  Wesenheit  dieses  Mannes  einzudringen,  das 
Chaos  seiner  Ideenreihen  zu  entwirren,  den  Denker  einzugliedern  in  den 
Kulturbereich  seiner  Zeit,  zu  zeigen,  vor  allem  auch,  was  er  für  die 
Zukunft  bedeutet  hat.«  Er  weist  nach,  in  wie  hohem  Grade  Saint- 
Simons  Lehre  auf  August  Comte,  Bazard,  auf  Rodbertus,  Karl  Marx 
und  auf  Carlvle  eingewirkt  hat.  Diese  Nachfolger  haben  die  großen 
in  den  Werken  Saint-Simons  enthaltenen  Widersprüche  zu  gesonderten, 
in  sich  geschlossenen  Systemen  ausgebaut.  Indem  Mückle  diese  weit- 
verzweigte intellektuelle  und  soziale  Wirksamkeit  überblickt,  kommt  er 
zu  dem  Ergebnis,  »daß  kein  Denker  des  verflossenen  Jahrhunderts, 
weder  Hegel  noch  sonst  einer  der  Großen,  hinsichtlich  der  Univer- 
salität und  der  Tiefe  des  Einflusses  Saint-Simon  glcichkommt.«  (K.) 

Pohl man-Hohenaspc,  A.,  Laienbrevitr  der  National - Oekonomie. 

R.  Voigtländers  Verlag,  Leipzig  1908.  215  S.  M.  2. — . 

Das  Buch  sucht  Aufklärung  über  die  Grundbegriffe  der  Volkswirt- 
schaftslehre in  weitere  Kreise  zu  tragen.  Diese  Aufklärung  soll  aber 
vor  allem  der  Idee  der  Bodenreform  neue  Freunde  gewinnen.  Zu 
diesem  Zweck  vertritt  der  Verfasser  eine  eigenartige  Auffassung  über 
ökonomische  Werte,  Arbeit  und  Eigentum,  Arbeitsteilung  und  Kapital- 
bildung, über  die  Bedeutung  des  Tausches  im  Arbeits-  und  Wertbil- 
dungsprozeß, über  das  Geld  als  Hilfsmittel  des  Tausches  und  über  das 
subjektive  Gefühl  als  wirtschaftlichen  Faktor. 

Das  höchste  Wertobjekt  eines  Volkes  ist  der  leistungsfähige  und 
bedürfnisheischende  Mensch.  Nur  diejenige  Tätigkeit  ist  »Arbeit«  im 
volkswirtschaftlichen  Sinn,  in  der,  neben  dem  Nutzen  für  den  einzelnen, 
auch  ein  Dienst  für  die  Allgemeinheit  enthalten  ist.  Nicht  die  Menge 
der  Güter  macht  den  Wohlstand  eines  Landes  aus,  sondern  ihre  Be- 
wegung zum  Verbrauch  oder  Genuß.  Eine  Ware  hat  erst  dann  ihren 
vollen  Wert,  wenn  sie  dahin  kommt,  wo  man  sie  braucht.  Daher  ist 
der  Güterverteilungsprozeß  volkswirtschaftlich  genau  so  wertbildend, 
wie  der  Produktionsprozeß.  Bei  freiem  Tausch  würde  jeder  den  Ge- 
nuß seines  vollen  Arbeitsertrages  erhalten.  In  die  Freiheit  des  Tau- 
sches sind  aber  Eingriffe  erfolgt,  indem  sich  Private  Rechte  angeeig- 
net haben,  deren  Erträge  nur  der  Gesamtheit  gehören  dürften.  In  dem- 
selben Maße,  wie  die  Schicht  derjenigen  wächst,  die  an  der  Beseiti- 
gung dieser  Rechte  ein  Interesse  hat,  wird  auch  die  Rechtsform  sich 
zugunsten  der  Allgemeinheit  verändern.  Die  fortschreitende  Arbeits- 
teilung und  die  wachsende  Aufsaugung  der  Bodenrechte  bringen  es  mit 
sich,  daß  jene  Schicht  in  nicht  zu  ferner  Zeit  die  erdrückende  Majo- 
rität bilden  wird  gegenüber  der,  die  die  Bodenrechte  inne  hat.  So- 
mit drängt  die  Entwicklung  entschieden  dahin,  den  bestehenden  Rechts- 
zustand zu  ändern.  Wichtig  ist  dabei,  daß  man  sich  des  rechten 
Weges  bewußt  wird,  den  man  zur  Erreichung  dieses  Ziels  einschlagen 
muß.  Dazu  ist  die  klare  Erkenntnis  wirtschaftlicher  Zusammenhänge 


Digitized  by  Google 


Literatur- Anzeiger. 


569 


die  erste  Vorbedingung.  Der  Zweck  des  Buches  ist  nun,  dieser  Er- 
kenntnis durch  gemeinverständliche  Darstellung  der  grundlegenden 
Gesetze,  die  das  Wirtschaftsleben  beherrschen,  zu  dienen.  (K.) 

Rost,  Dr.  Bernhard.  Die  Wert-  und  Preistheorie  mit  Berücksich- 
tigung ihrer  dogmengeschichtlichen  Entwicklung.  Dunckcr  u.  Humblot, 
Leipzig  1908.  207  S.  M.  5.40. 

Dieses  Buch  enthält  folgende  Hauptabschnitte:  I.  Begriffsbestim- 
mung des  Wertes  und  Preises,  2.  Die  Dogmengeschichte  der  Wcrt- 
und  Preistheorie,  3.  die  Kritik  der  Wert-  und  Preistheorien,  4.  die 
Wert-  und  Preistheorie  des  Verfassers. 

Als  der  Verfasser  seine  Studien  über  die  Werttheorie  begann, 
herrschte  die  objektive  Werttheorie.  Er  selbst  hielt  sie  anfangs  für 
die  richtige.  Mit  dem  Fortschreiten  seiner  Arbeiten  bemerkte  er  aber, 
daß  diese  Theorie  mit  seinen  Anschauungen  nicht  vereinbar  war  und 
daß  die  subjektive  Werttheorie  bei  weitem  den  Vorzug  verdiene. 
Allerdings  sollte  die  subjektive  Werttheorie  nur  die  Grundlage  für  die 
Werttheorie  überhaupt  bilden.  Der  subjektive  Wert  bildet  nur  das 
Eingangstor  zu  dem  sogenannten  »objektiven  Wert«.  Der  Verfasser  hat 
seine  Ansichten  über  den  Wert  und  Preis  der  Güter  ganz  ausschließlich 
aus  sich  heraus  zu  finden  gesucht  und  sich  dabei  auf  seine  praktischen 
Erfahrungen  gestützt,  ohne  die  große  Literatur,  die  auf  dem  Gebiete 
der  Wert-  und  Preislheoric  vorliegt,  wesentlich  zu  benutzen.  Erst  nach- 
dem er  seine  Theorie  entwickelt  hatte,  hat  er  sich  mit  der  Dogmen- 
gcschichte  beschäftigt.  Da  fand  er,  daß  niemand  das  Wertproblem 
so  aufgefaßt  hatte  wie  er.  Der  Vollständigkeit  halber  entschloß  er 
sich,  einen  dogmengeschichtlichen  Teil  auszuarbeiten,  dem  er  dann 
die  Auseinandersetzung  seiner  eigenen  Theorie  vorangeschickt  hat. 

(K.) 

R uhl a n d , Dr.  G.  System  der  politischen  Oekonomie.  Band  III.  Krank- 
heitslehrc  des  sozialen  Volkskörpers.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht, 
Berlin  1908.  41 1 S.  M.  10. — . 

Dieser  Schlußband  des  »Systems«  umfaßt  folgende  Hauptabschnitte: 
1.  die  pathologischen  Entwicklungen  im  Leben  der  Kulturvölker;  2. 
Therapeutische  Versuche  der  Kulturvölker:  3.  Symptomenlehre  und 
Diagnose ; 4.  Pathologische  Symptome  im  Völkerleben  der  Gegenwart : 
5.  Diagnose  für  die  Gegenwart ; 6.  Therapie  des  Kapitalismus. 

Ruhland  betrachtet  den  Kapitalismus  als  den  grundlegenden  Be- 
griff der  volkswirtschaftlichen  Pathologie.  Den  Uebcrgang  der  physio- 
logischen zur  pathologischen  Entwicklung  bilden  drei  Entwicklungs- 
stufen: a)  Naturalwirtschaft ; bl  Geldwirtschaft;  c)  Kapitalistenwirtschaft. 
Die  pathologische  Entwicklung  zerfällt  wiederum  in  drei  Stufen : *)  Stufe 
des  Handels-  und  Leihkapitals;  £)  Stufe  des  Industriekapitals ; y)  Stufe 
des  Bank-  und  Börsenkapitals.  In  der  Geschichte  der  neueren  Völker 
findet  sich  diese  pathologische  Entwicklung  in  folgenden  Erscheinungs- 
formen: im  Kapitalismus  in  der  Kirche,  im  Kapitalismus  auf  dem  Für- 
stenthrone, im  Kapitalismus  in  der  Gesellschaft.  Die  in  der  Weltge- 
schichte hervortretenden  therapeutischen  Versuche  lassen  sich  in  fol- 
gende fünf  Gruppen  zusammenfassen:  1.  Symptomatische  Heilungs- 
versuche;  2.  Unvollständig  praktische  Heilungsversuche  (ohne  »Vor- 
beugung«); 3.  Vorbeugende  Politik;  4.  Unvollständige  Heilung  mit  vor- 
beugender Politik ; 5.  Vollständige  Heilung  mit  vorbeugender  Poli- 
tik. Das  Ergebnis  faßt  er  in  folgenden  Sätzen  zusammen : »Wenn  alle 
krankhaften  Erscheinungen  im  Völkerleben  der  Gegenwart  gleichartig 
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sich  auf  den  Kapitalismus  in  der  Gesellschaft  zurückführen,  und  wenn 
das  Wesen  dieses  Kapitalismus  in  der  vertragsmäßigen  Aneignung  von 
offenkundigem  Mehrwert  liegt,  dann  kann  die  wirkliche  Heilung  unserer 
volkswirtschaftlichen  Zustande  nur  durch  eine  reinliche  Beseitigung 
dieser  vertragsmäßigen  Mehrwertsaneignung  erreicht  werden.«  Trotz 
dieser  Anlehnung  an  Marx  bleibt  Ruhland  ein  entschiedener  Gegner 
des  Sozialismus.  Er  fordert  die  Anwendung  folgender  therapeutischer 
Mittel:  Die  Einführung  der  Klage  auf  Herausgabe  des  Mehrwerts,  den 
allgemeinen  Buchführungs-  und  Deklarationszwang,  die  Syndikatsbildung 
auf  der  ganzen  Linie  des  Erwerbslebens  mit  einem  Syndikatshilfsgesetz, 
die  Einsetzung  eines  Reichsvolkswirtschaftsrats,  die  Beseitigung  des 
Privatkredits  und  ein  Syndikat  der  Geldinstitute,  die  Reorganisation 
der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der  Verhältnisse  der  Lohn- 
arbeiter, sowie  eine  Umgestaltung  der  Finanzwirtschaft  und  der  inter- 
nationalen Politik.  »Sache  der  Politik  als  Wissenschaft  ist  es,  Bau  und 
Leben  der  kommenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  systematisch 
zu  ergründen  und  darzustellen.«  Dieser  III.  Band  soll  daher  den  Nach- 
weis des  organischen  Zusammenhangs  der  verschiedensten  Einzel- 
fragen führen,  die  im  Lichte  des  »Zukunftsplanes«  zu  beurteilen  sind. 

(K.) 

6.  Wirtschaftsgeschichte. 

Diithey , Friedrich  Otto,  Dr.  jur.  et  phil.  Die  Geschichte  der  Nieder- 
rheinischen  Baumwollindustrie.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  55  S.  M.  1.60. 

Der  Verfasser  ist  als  der  Sohn  eines  Baumwollindustriellen  im 
niederrheinischen  Industriegebiet  aufgewachsen.  Er  befand  sich  dann 
länger  als  zwei  Jahre  in  leitender  Stellung  bei  einem  der  größten  Tex- 
tilbetriebe dieses  Bezirks.  Praktische  Erfahrungen  standen  ihm  daher 
bei  der  Abfassung  vorliegender  Schrift  reichlich  zu  Gebote. 

In  dem  ersten  Teil  wird  erzählt,  wie  die  Baumwollindustrie  zuerst 
am  Niederrhein  Wurzel  faßte  und  dann  unter  der  Herrschaft  Napoleons  1. 
ihren  ersten  Aufschwung  erlebte.  Die  Verengerung  des  Zollgebiets, 
die  beim  Rcginn  der  preußischen  Besitzergreifung  eintrat,  vernichtete 
diese  durch  die  Kontinentalsperre  künstlich  getriebene  Blüte.  Erst  mit 
den  Zollvereinsvertragen  erholte  sich  die  Industrie  von  ihrem  Nieder- 
gang. Mit  der  Entwicklung  des  mechanischen  Großbetriebs  erlebte 
die  Industrie  Ende  der  60er  und  Anfang  der  70er  Jahre  einen  neuen 
großartigen  Aufschwung.  Mitte  der  70er  Jahre  folgte  der  Rückschlag, 
der  durch  englische  und  elsäßische  Konkurrenz  verschärft  wurde.  Heute 
gehen  die  häufigen  Schwankungen  der  Konjunktur  hauptsächlich  von 
den  Spekulationen  des  amerikanischen  Baumwollmarktcs  aus.  Dabei 
ist  die  Weberei  in  größerem  Nachteil  als  die  Spinnerei.  Diese  kann 
mit  dem  Verkauf  von  Garnen  zurückhalten,  wenn  die  Preise  sich  un- 
günstig gestalten.  Die  Weberei  kann  aber  ihre  Fabrikate  nicht  längere 
Zeit  lagern,  wenn  sie  nicht  vollständig  unverkäuflich  werden  sollen. 

In  der  Schrift  wird  dargestellt,  wie  die  Baumwollindustrie,  die 
Leinen-  und  Wollindustrie,  wie  der  Großbetrieb  die  Hausindustrie  ver- 
drängt hat.  Auch  der  Einfluß,  den  die  Zollpolitik  des  Reichs  auf  die 
Entwicklung  der  Industrie  ausgeübt  hat,  wird  berücksichtigt.  (Kd 

Amt  re  las,  Charles  M.,  Professor  of  History.  British  Committees, 
Commissions,  and  Councils  of  Trade  and  Plantations,  1622—167$.  John 
Hopkins  University  Studios  in  Historical  and  Political  Science,  XXVI. 
Serie  No.  1 — 31.  Baltimore  1908.  151  S. 
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Die  vorliegende  Schrift  beschäftigt  sich  nicht  so  sehr  mit  der  Ge- 
schichte der  Ansicdlung  in  den  amerikanischen  Kolonien  Englands,  als 
mit  den  Kommissionen  und  Behörden,  die  um  die  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts ernannt  wurden,  um  den  Binnen-,  Außen-  und  Kolonialhandel 
zu  beaufsichtigen  und  zu  leiten  und  um  eine  allgemeine  Kontrolle  über 
die  Kolonien  auszuüben.  Gerade  die  von  Andrews  behandelte  Epoche 
der  Kolonialgeschichte  1622 — 1675  ist  bisher  noch  wenig  aufgeklärt 
gewesen.  Bisher  war  noch  kein  Versuch  gemacht  worden,  das  zusam- 
menzustellen, was  vor  1675  im  Interesse  des  kolonialen  Handels  von 
der  englischen  Regierung  unternommen  worden  war.  Die  Schrift  liefert 
einen  bemerkenswerten  Beitrag  zur  Charakteristik  der  Kolonialpolitik 
des  Merkantilismus.  (K.) 

Geschichte  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  ,\1.  1707  — 1908.  Bei- 

träge zur  Frankfurter  Handelsgeschichte.  Herausgegeben  von  der 
Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  M.  Mit  12  Lichtdrucktafeln,  4 Ta- 
feln in  Autotypie  und  2 Abbildungen  im  Text,  Frankfurt  a.  M.  1908. 
Verlag  von  Joseph  Bacr  u.  Co. 

Aus  Anlaß  ihres  100jährigen  Bestehens,  auf  das  die  Handelskammer 
zu  Frankfurt  a.  M.  im  Mai  1908  zurückblicken  konnte,  hat  diese  ein 
monumentales  Werk  von  1372  Seiten  herausgegeben,  das  eine  wich- 
tige Bereicherung  der  Kenntnis  deutscher  Wirtschaftgeschichte  dar- 
stellt. Da  dies  Werk  über  die  100  Jahre  der  Tätigkeit  der  Handels- 
kammer hinausgreifend  auch  die  Tätigkeit  der  Korporation  behandelt, 
aus  der  sie  selbst  hervorging,  der  Börsenvorsteherschaft  oder  des  Gre- 
miums der  Deputierten  der  Kaufmannschaft,  so  ziehen  vor  uns  zwei 
Jahrhunderte  des  Geschickes  der  Stadt  vorüber,  die  für  das  politische, 
wirtschaftliche  und  geistige  Leben  Deutschlands  eine  der  hervorragendsten 
Rollen  gespielt  hat.  Der  erstcTeil  des  Buches,  der  die  Zeit  der  Deputierten 
der  Kaufmannschaft,  1707 — 1808,  behandelt,  bringt  interessantes  Mate- 
rial über  den  Ursprung  der  Frankfurter  Börse,  die  eng  mit  der  Ge- 
schichte der  berühmten  Frankfurter  Messen  verknüpft  ist  und  in  der 
zugleich  der  Ursprung  einer  organisierten  Handelsvertretung  in  Frank- 
furt wurzelt.  Das  reiche  Arbeitsgebiet  der  Börsenvorsteher  erstreckte 
sich  aber  im  18.  Jahrhundert  schon  weit  über  die  Börse  hinaus.  Sie 
beschäftigten  sich  mit  dem  Geldwesen,  dessen  Zerrüttung  sie  aufzuhaltcn 
suchen,  mit  dem  Verkehr  zu  Wasser  und  zu  Lande,  mit  der  Rechts- 
pflege und  der  äußeren  Handelspolitik.  Das  Bestreben,  sich  eine  festere 
Organisation  zu  geben,  führte  erst  mit  dem  Regierungsantritt  des  Fürsten 
Primas  Carl  von  Dalberg  zum  Ziel,  der  im  Jahre  1808  in  seiner  Nei- 
gung für  französische  Institutionen  die  Errichtung  der  Handelskammer 
Frankfurt  a.  M.  verordnete.  Die  Gründungsgeschichte  der  Handels- 
kammer und  ihre  erste  Tätigkeit  führt  in  die  bewegten  Jahre 
napoleonischcr  Herrschaft.  Die  behandelten  Ereignisse  aus  der  Zeit 
der  Kontinentalsperre  ergänzen  bisher  Bekanntes  nach  mancher  Rich- 
tung hin. 

Das  wechselvolle  Geschick  der  Stadt  Frankfurt  erfaßte  auch  die 
Handelskammer,  die  mit  der  Rückkehr  zur  leichsstädtischen  Freiheit 
vor  neue  große  Aufgaben  gestellt  war.  Sachlich  wie  räumlich  kommt 
hier  die  große  Bedeutung  der  Fragen  der  äußeren  Handelspolitik  zum 
Ausdruck  vor  allem  in  der  Stellung  Frankfurts  zum  deutschen  Zollverein. 
Die  geistigen  Strömungen  der  Zeit,  wie  die  materielle  Bedeutung  der 
Frage  wird  dargestellt  und  cs  darf  wohl  als  Ruhmestitel  der  Handels- 
kammer angesehen  werden,  daß  sic  die  starken  Widerstände  gegen  den 
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Anschluß  an  den  Zollverein  zu  brechen  vermochte.  Von  Interesse  ist 
es  auch,  daß  die  Handelskammer  dauernd  den  Mittelpunkt  freihändle- 
rischer  Bestrebungen  in  Deutschland  bildete  und  in  diesem  Sinne  auf 
ihre  Regierung  cinwirkte.  Die  bedeutsame  Rolle,  die  Frankfurt  um  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auf  dem  Geldmarkt  spielte,  kommt  in  den 
Darlegungen  über  das  Geldwesen  zum  Ausdruck,  auch  die  Börse  hatte 
damals  ihre  Blütezeit,  damals  entstanden  die  wichtigen  Börsenorgane, 
das  Börsengebäude  und  die  hervorragendsten  Banken,  vor  allem  die 
Frankfurter  Bank.  Auch  in  dieser  Zeit  ist  die  Betätigung  der  Handels- 
kammer mit  Erfolg  auf  Verbesserung  der  Rechtspflege,  des  Verkehrs- 
und Schiffahrtswesens  gerichtet  gewesen.  Mit  dem  Jahr  1866  galt  es 
auch  für  die  Handelskammer  sich  in  gänzlich  neue  Verhältnisse  cinzu- 
leben.  Der  Abschnitt,  der  dem  letzten  Zeitraum  gewidmet  ist,  liest 
sich  wie  eine  umfassende  Wirtschaftsgeschichte  Deutschlands,  da  all 
die  großen  Fragen,  die  auf  der  Tagesordnung  standen,  in  der  Handels- 
kammer ihren  Widerhall  fanden.  Von  den  lokalen  Fragen  war  es  vor 
allem  die  Mainkanalisation,  der  die  Handelskammer  sich  mit  Erfolg  zu- 
wandte. Neben  diesen  Teilen,  die  von  der  Tätigkeit  der  Handelskammer 
handeln,  sind  interessante  Darlegungen  über  die  vielen  Hundert 
von  Börsenvorstehern,  Handelskammermitgliedcrn  und  Konsulenten  in 
dem  Werke  enthalten.  Der  letzte  Abschnitt  ist  der  Geschichte  des 
Handels  und  der  Industrie  gewidmet.  Die  Geschichte  des  Frankfurter 
Bank-  und  Börsengeschäfts,  seine  Anfänge,  seine  Organisation,  sein 
Auf-  und  Niedersteigen  im  Wechsel  der  Zeit,  ist  ausführlich  dargelegt. 
Der  Warcnhandel  wird  in  seinen  Hauptzweigen,  die  im  Laufe  des  Jahr- 
hunderts stark  gewechselt  haben,  vorgeführt.  Das  Kapitel  über  die 
Industrie  führt  , die  zünftlerischen  Widerstände  vor,  die  in  der  Reichs- 
stadt das  Aufkommen  industrieller  Unternehmungen  hemmten,  und 
stellt  dem  die  reiche  gegenwärtige  Entwicklung  gegenüber.  Das  Werk 
muß  unbedingt  weit  über  das  gewöhnliche  Niveau  einer  Festschrift 
gestellt  werden,  da  cs  durchaus  auf  urkundlichem  Quellemnaterial, 
Frankfurter  und  anderer  Archive  aufgebaut  ist.  Als  Verfasser  sind  zu 
nennen  Dr.  S.  P.  Alt  mann  für  die  Kapitel  »Verfassungsgeschichte«, 
»Handelspolitik«,  »Personenkreis  der  Börscnvorstehcr  und  der  Handels- 
kammer«, »Geschichte  der  industriellen  Entwicklung«  Dr.  F.  Caesar 
für  »Geld-,  Maß-  und  Gewichtswesen«  sowie  für  »Privatrecht  und 
Rechtspflege«,  C.  Mahr  für  »Zoll-  und  Handelspolitik  seit  :866«, 
Dr.  H.  Reichelt  für  »Schiffahrtswesen«  und  »Geschichte  des  Waren- 
handels«, Dr.  W.  Schmalz  für  »Verkehrswesen«,  Vizepräsident 
Thorwart  für  die  »Geschichte  des  Frankfurter  Börsen-  und  Bank- 
geschäftes« und  Syndikus  Dr.  Trumpier,  der  die  Herausgabe 
leitete,  für  die  übrigen  das  Börsenwesen  betreffenden  Abschnitte.  ( R*. ) 

Haverkamp,  Dr.  L.  Die  Nordsee-Insel  Sylt.  Ihr  Erwerbsleben  und 
ihre  sozialen  Verhältnisse  historisch  betrachtet.  Mit  einer  Karte. 
R.  Trenkel,  Berlin  1908.  66  S.  M.  3. — . 

Der  Verfasser,  der  offenbar  ein  geborener  Syltcr  ist,  erzählt,  wie 
die  Natur  und  äußern  Verhältnisse  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der 
Insel  bedingt  haben.  Diese  Entwicklung  zerfallt  in  zwei  scharf  von 
einander  getrennte  Perioden,  von  denen  die  eine  bis  zum  Entstehen 
des  Badelebcns  reicht,  mit  dem  die  andere -beginnt.  In  der  ersten 
Periode  vermag  der  Inselbewohner  nur  mit  Muhe  und  großer  Gefahr 
der  Natur  die  dürftigste  Existenz  abzuringen;  er  lebVhauptsächlich  vom 
Seeraub,  Fischfang  und  während  einer  kurzer  Zeit  Am  Ende  des  18. 
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Jahrhunderts  gedeiht  die  Handelsschiffahrt.  Das  Strandgut  spielte  in 
jenen  armseligen  Verhältnissen  eine  so  große  Rolle,  daß  in  den  Kirchen 
der  Prediger  in  sein  Gebet  zu  Gott  die  Bitte  um  einen  »gesegneten 
Strand«  cinzuschließen  pflegte. 

Wunderbar  ist  dann  die  Umwälzung,  welche  das  Badeleben  in 
diesen  Verhältnissen  hervorgebracht  hat.  Von  Westerland  aus  erstreckt 
es  sich  allmählich  über  den  ganzen  westlichen  Teil  der  Insel  und  List 
an  der  Nordspitze  sieht  offenbar  noch  einer  großen  Zukunft  entgegen. 
Der  Verfasser  hebt  auch  hervor,  welche  Wirkungen  diese  Umwälzung 
auf  das  soziale,  ethische  und  geistige  Leben  der  Inselbewohner  ausgeübt  hat 
und  er  ist  der  Ansicht,  daß  die  günstigen  Folgen  das  Uebergewicht 
haben  und  behalten  werden.  Ihn  beseelt  ein  großes  Vertrauen  in  die 
naturwüchsige,  gesunde  Kraft  des  friesischen  Volksstammes.  (K.) 

7.  Bevölkerungswesen. 

Kob,  Dr.  phil.  Cur/.  West- Masuren.  Eine  bevölkerungsstatistische 
Untersuchung.  R.  Trenkel,  Berlin  1908.  Mit  2 Karten  und  Tabellen. 
72  S.  M.  3.—. 

In  dieser  Schrift  wird  West-Masuren,  das  historisch  als  Zwischen- 
gebiet  zwischen  Deutschland  und  Rußland  aufgefaßt  werden  kann,  zu- 
nächst nach  Lage  und  Grenzen  behandelt.  Dann  spricht  der  Verfasser 
von  seiner  Oberflächengestaltung  und  Entstehungsgeschichte,  von  seinem 
Klima,  von  der  Wegsamkeit  des  Landes  und  von  der  Entwicklung  des 
Verkehrs,  vom  Handel  und  von  der  Bodenbenutzung.  Schließlich 
werden  besondere  Betrachtungen  angestellt  über  die  Bewohner,  Siede- 
lungen und  die  Bevölkerungsdichte. 

Das  westliche  Masuren  umfaßt  5990  qkm.  Es  hat  von  jeher  unter 
den  Nachteilen  zu  leiden  gehabt,  die  Grenzstriche  immer  treffen.  Es 
ist  der  am  weitesten  in  russisches  Gebiet  vorgeschobene  Teil  Ost- 
preußens, im  S.  und  SW.  von  Russisch-Polen  umgeben,  abgesehen  von 
53  km.  Flußgrenzc  ohne  jeden  natürlichen  Schutz.  Im  großen  und 
ganzen  ist  das  Klima  günstig.  Fast  alle  Getreidearten  werden  mit 
Erfolg  angebaut,  Gemüse-  und  Obstbau  werden  betrieben.  West- 
Masuren,  das  auf  dem  »Preußischen  Landrücken«  liegt,  gehört  zu  den 
höchst  unwegsamen  Gebieten  Deutschlands.  Dazu  tragen  bei  nicht 
nur  die  Höhenverhältnissc,  sondern  auch  die  ausgedehnten  Sumpfflächen, 
die  zahlreichen  Wasserbecken  und  besonders  die  langgestreckten  Sccn- 
ketten.  Infolgedessen  sind  die  Verkehrsverhältnissc  durchaus  ungünstig. 
Darunter  leidet  natürlich  auch  der  Handel.  Auch  die  Industrie  ist 
wenig  entwickelt.  Die  reichen  natürlichen  Bodenschätze  werden  fast 
gar  nicht  ausgenutzt.  Die  ursprünglich  polnische  Bevölkerung  wird 
jetzt  immer  mehr  durch  die  deutsche  zurückgedrängt.  Von  den  Dorf- 
typen sind  in  West-Masuren  alle  Arten  außer  dem  Runddorfe  vertreten. 
Die  Bevölkerung  verteilt  sich  auf  10  Städte  und  894  Landgemeinden. 
Der  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  tritt  aber  nicht  scharf  her- 
vor. Auf  dem  Lande  wohnen  193465  von  einer  Gesamtbevölkerung 
in  Höhe  von  223809.  Nach  der  Volksdichte  nimmt  West-Masuren 
nicht  nur  in  Ostpreußen  sondern  im  deutschen  Reich  überhaupt  eine 
der  letzten  Stellen  ein.  Auf  1 qkm  kommen  im  Reich  104,  in  Ost- 
preußen 53,9,  in  West-Masuren  nur  38,3  Einwohner.  (K.) 

Tronnier , Rieh.,  Beiträge  2.  Problem  der  Volksdichte.  Stuttgart  1908, 
Strecker  und  Schröder.  88  S.  M.  2.80. 

Verfasser  will  vor  allem  die  Methodik  des  Volksdichteproblems 

Archiv  für  Sozialwisaenschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  a. 
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nach  zwei  Seiten  fördern : erstens  bekämpft  er  von  den  verschieden- 
sten Gesichtspunkten  aus  in  der  Waldausscheidungstheorie  das  Hinder- 
nis, an  dem  bisher  die  Bearbeiter  des  Gebiets  auseinandergingen ; 
zweitens  zeigt  er  in  dem  Verhalten  von  Ortsgröße,  Kinderzahl  und 
Berufen  zur  Volksdichte  weitere  Wege  zur  Erklärung  der  Dichte  auf. 
Daneben  ergab  sich  die  statistische  Unzulänglichkeit  vieler  Volksdichte- 
arbeiten, z.  B.  die  der  günstig  besprochenen  Ed.  Wagners  über  Süd- 
hannover. (R.) 

8 Statistik. 

Industrie  und  Handelsgewerbe  in  Düsseldorf  nach  der  Betriebszählung  vom 
12.  Juni  11)07.  Mitteilungen  zur  Statistik  der  Stadt  Düsseldorf.  Im 
Aufträge  des  Oberbürgermeisters  herausgegeben  durch  das  Statistische 
Amt  der  Stadt  Düsseldorf.  Bearbeitet  von  Direktor  Dr.  Otto  Most. 
Ausgegeben  im  März  1908.  41*  und  20  S.  und  3 Diagramme  nebst 

Stadtplan.  M.  1. — . 

Das  Statistische  Amt  der  Stadt  Düsseldorf  veröffentlicht  hiermit 
zuerst  die  vorläufigen  Ergebnisse  der  letzten  Gewerbezählung  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  in  Düsseldorf.  Der  ein- 
leitende Text  umfaßt  VIII  Kapitel.  Das  erste  stellt  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  des  deutschen  Reichs  und  Düsseldorfs  1895  bis  I907  dar; 
das  zweite  enthält  eine  Uebersicht  über  die  Gewerbebetriebe  und  das 
Gcwerbcpersonal;  das  dritte  betrifft  die  Größe  der  Gewerbebetriebe; 
das  vierte  schildert  die  Frauenarbeit  im  Düsseldorfer  Gewerbe;  das 
fünfte  spricht  von  der  gewerblichen  Benutzung  von  Motoren ; das  sechste 
handelt  von  der  örtlichen  Verteilung  des  Gewerbes  im  Stadtgebiet; 
das  siebente  von  der  Betriebskonzentration  im  Düsseldorfer  Gewerbe 
und  das  achte  Kapitel  ist  den  Gewerbebetrieben  der  Stadtgemeinde 
Düsseldorf  gewidmet.  Das  diesem  Text  folgende  Tabellenwerk  umfaßt 
8 Tabellen  und  befaßt  sich  ausschließlich  mit  den  Gewerbeverhältnissen 
in  Düsseldorf. 

Nach  den  vorläufigen  Ergebnissen  der  Zählung  vom  12.  Juni  1907 
ist  im  Vergleich  mit  den  endgültigen  Ergebnissen  der  Zählung  vom 
14.  Juni  1895  eine  Abnahme  in  der  Zahl  aller  im  deutschen  Reich 
befindlichen  Gewerbebetriebe  zu  verzeichnen.  Damit  ist  ein  weiteres 
Fortschreiten  in  der  Entwicklung  des  Großbetriebs  auf  Kosten  des  Klein- 
betriebs konstatiert.  (K.) 

Jahresbericht  des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Düsseldorf  fiir  11)07.  2 7 S. 

nebst  Stadtplan. 

Der  Bericht  enthält  Tabellen  über:  Stand  und  Bewegung  der  Be- 
völkerung, Gcsundheits-  und  Sicherheitswesen,  Verkehrswesen,  Lebens- 
mittel-, Licht-  und  Kraftversorgung,  Grundbcsitzwcchsel,  Bautätigkeit 
und  Wohnungsaufsicht,  Arbeitsverhältnisse,  Armen-  und  Waisenpflege, 
städtische  Kreditanstalten,  Bildungswesen,  Witterungsbeobachtungen, 
Rhein-  und  Grundwasserstand. 

In  der  durch  die  in  diesen  Tabellen  angegebenen  statistischen 
Zahlen  dargcstellten  Entwicklung  der  Stadt  Düsseldorf  kommt  der  seit 
Mitte  1907  beobachtete  Rückgang  der  wirtschaftlichen  Konjunktur  deut- 
lich zum  Ausdruck.  Die  Bevölkerungszunahme,  die  sich  auf  5927 
Seelen  stellte,  erreichte  den  tiefsten  Stand  seit  1901.  Der  Grund  liegt 
in  der  Abnahme  des  Zuzugsüberschusses,  der  nun  1081  = 4,i°/oo  gegen 
6559  oder  26,5°/«»  im  Jahre  1905  betrug.  Die  Geburtenziffer  geht  von 
Jahr  zu  Jahr  zurück.  Auf  1000  Einwohner  entfielen  Lebendgeborene 
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1898  noch  40,7  und  1907  nur  noch  33,1.  Demgegenüber  ist  aber  auch 
die  Sterblichkeit  erheblich  gesunken  und  zwar  von  16,8  in  1906  auf 
14,8°/oo  in  1907. 

Im  Güterverkehr  der  Staatseisenbahn  und  der  Kleinbahnen  ist  ein 
Rückgang  zu  verzeichnen.  Zugenommen  haben  die  Konkurse  und  die 
beschäftigungslosen  Arbeiter.  Dabei  hat  die  Teuerung  der  notwendigen 
Lebensmittel  weitere  Fortschritte  in  1907  gemacht.  Die  Lebhaftigkeit 
des  Grundbcsitzwechsels  und  der  Bautätigkeit  hat  nachgelassen.  Im 
ganzen  bietet  der  Bericht  wenige  Tatsachen,  die  angenehme  Erinne- 
rungen an  das  Jahr  1907  hinterlassen.  (K.) 

9.  Agrarwesen. 

C/aassen,  Dr.  Walter.  Die  deutsche  Landwirtschaft.  Mit  15  Ab- 
bildungen und  1 Karte.  Aus  Natur  und  Geistcswelt.  215.  Bändchen. 
B.  G.  Teubner,  Leipzig  1908.  117  S.  M.  1.25. 

Der  Verfasser  beginnt  mit  den  natürlichen  Bedingungen;  er  zeigt, 
welchen  Einfluß  das  Klima,  die  Terrainverhältnisse  und  der  Boden  auf 
die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  ausüben.  Darauf  erklärt  er  die 
Grundlagen  der  Bodenbearbeitung  und  er  hebt  die  Gesetze  hervor,  die 
für  die  Pflanzenernährung  in  Betracht  kommen.  Die  Redeutung  der 
Meliorationen,  besonders  des  Urbarmachens  und  der  Wasserregelung 
wird  gewürdigt.  Dann  folgt  eine  Darstellung  der  Technik  des  Acker- 
baus, des  Wiesen-  und  Weidebaus  und  der  Viehhaltung.  Das  Kapitel 
über  die  Betriebsorganisation  zerfällt  in  zwei  Teile.  Der  erste  umfaßt 
die  private  Organisation  und  behandelt  das  Zusammenwirken  der  Pro- 
duktionszweige, die  Produktionsfaktoren,  den  Produktionserfolg,  Groß- 
und  Kleinbetriebe  und  ihre  Rentabilität,  die  Sicherung  des  Produktions- 
erfolges durch  Versicherung  und  Wasserschutz,  die  Rechtsform  der 
Privatwirtschaft.  Der  zweite  Teil  erörtert  die  gemeinschaftliche  Organi- 
sation, wie  das  Gemeineigentum,  die  verschiedenen  Arten  der  Genossen- 
schaft, das  Vereins-  und  Bildungswesen.  Das  folgende  Kapitel  ist  den 
anhängenden  Produktionszweigen  gewidmet,  der  Forstwirtschaft,  dem 
Garten-,  Gemüse-  und  Obstbau,  dem  Weinbau  und  den  Nebengewerben. 
Dann  wird  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Landbaus  besonders 
im  Hinblick  auf  die  Deckung  des  nationalen  Bedarfs  auseinandergesetzt. 
Die  Ausführungen  über  die  innere  Wirtschaftspolitik  betreffen  die  Maß- 
regeln der  Landeskultur,  die  Eisenbahntarife,  Handel  und  Börse,  die 
Entschuldung.  Für  die  äußere  Wirtschaftspolitik  kommen  hauptsäch- 
lich die  Fragen  der  Handels-  und  Zollpolitik  in  Betracht.  In  diesem 
Zusammenhang  wird  auch  die  agrarische  Bewegung  gekennzeichnet. 
»Der  Mensch  in  der  Landwirtschaft«  bildet  ein  besonderes  Kapitel. 
Es  zerfällt  in  vier  Teile:  1.  Der  Mensch  als  Produktionsfaktor.  2.  Soziale 
Gliederung  der  Landbevölkerung.  3.  Soziale  Lage  der  verschiedenen 
Klassen.  4.  Die  Persönlichkeit.  Das  Schlußkapitel  schildert  die  Stel- 
lung, die  das  Landvolk  im  Lebensprozesse  der  Nation  einnimmt.  Da- 
bei werden  folgende  Gegenstände  berücksichtigt:  die  lebenserneuerndc 
Bedeutung  des  Landvolkes  für  die  Nation,  die  Landflucht  und  ihre 
Wirkungen  auf  das  nationale  Leben  und  schließlich  die  Reformbestre- 
bungen, wie  die  staatlichen  Maßnahmen  gegen  die  Landflucht,  die 
ländliche  Wohlfahrtspflege,  die  Gartenstadtbewegung  und  die  Land- 
erziehungsheime. (K.) 

Cr  am  er,  Theodor,  Doktor  der  Staatswissenschaften,  Assistent  an 
der  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Hannover.  Der  Einfluss 

.0* 


Digitized  by  Google 


5/6 


Literatur-Anzeiger. 


des  Anerbenrechts  auf  Verschuldung  und  Besitzerhaltung.  Nach  den 
Grundakten  von  23  Dörfern  des  Regierungsbezirks  Stade  bearbeitet. 
Verlagsbuchhandlung  Paul  Parey,  Berlin  1908.  118  S.  M.  4.-—. 

Der  Verfasser  tritt  hauptsächlich  für  die  Einführung  des  Anerben- 
rechts, wenn  möglich  als  bäuerliches  Intestaterbrecht,  ein.  Zugleich 
möchte  er  alter  auch  darauf  hinwirken,  daß  das  neue  Höfegesetz  für 
die  Provinz  Hannover  nicht  nur  in  den  Gegenden  mit  Anerbenrecht, 
sondern  auch  in  denjenigen,  in  denen  das  gemeine  Recht  gilt,  weiter 
verbreitet  werde. 

Die  zum  Gegenstand  der  Untersuchung  erkorenen  7 Bezirke  liegen 
sämtlich  im  äußersten  Norden  des  Regierungsbezirks  Stade.  Der  Ver- 
fasser spricht  von  ihrer  Bodenbeschaffenheit,  den  Betriebsverhältnissen, 
von  Erbrecht  und  Erbsitte  und  von  den  Kreditverhältnissen.  Nach 
diesen  allgemeinen  Erörterungen  geht  er  im  besonderen  auf  die  Ver- 
schuldung und  Besitzerhaltung  in  den  Bezirken  des  Anerbenrechts  und 
des  gemeinen  Rechts  näher  ein.  Um  der  zunehmenden  Verschuldung 
vorzubeugen  und  im  Interesse  einer  dauernden  Besitzerhaltung  empfiehlt 
er  schließlich  die  Einführung  des  bäuerlichen  Intestaterbrechts  in  Ge- 
stalt des  Anerbenrechts,  wie  man  es  in  Braunschweig  schon  besitzt.  (K.) 
Jans  se n.  A.  Liberale  Bauernpolitik.  Buchverlag  der  Hilfe,  Berlin- 
Schöneberg  1908.  132  S.  M.  1. — . 

Der  Verfasser  entstammt  einem  alten  friesischen  Bauerngeschlecht 
und  ist  längere  Zeit  als  Volksschullehrer  auf  dem  Lande  tätig  gewesen. 
Seine  Schrift  soll  der  politischen  Agitation  dienen,  um  die  Bauern  für 
den  Liberalismus  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Zweck  erläutert  er  in  po- 
pulärer Weise  die  hauptsächlichsten  Prinzipien  des  Freisinns.  Er  zeigt, 
daß  der  Großgrundbesitzer  nicht  der  Freund  der  Bauern  ist,  daß  das 
Jagdrecht  und  das  Wildschadengesetz  den  Bauern  in  ungerechter  Weise 
bedrücken,  und  daß  auch  das  Wahlrecht  in  Preußen,  das  die  Konser- 
vativen nicht  opfern  wollen,  für  ihn  ungerecht  und  schädlich  wirkt 
Janssen  zeigt  dann  hauptsächlich  an  den  Tatsachen  der  Handelspolitik, 
welche  Bedeutung  der  Liberalismus  für  den  Bauernstand  haben  würde. 
In  eingehender  Weise  begründet  er  die  erheblichen  Nachteile,  die  sich 
aus  der  Erhöhung  der  Getreidezölle  ergeben  haben.  Ebenso  wird  das 
Verhältnis  der  Bauern  zur  Fleischfrage  und  zu  den  Viehzöllen  vom 
liberalen  Standpunkt  aus  beleuchtet.  Zum  Schluß  werden  noch  einige 
andere  Fragen  kurz  berührt,  so  die  Dienstboten-  und  Landarbeiterfrage, 
das  ländliche  Genossenschaftswesen,  die  Fachausbildung  u.  a.  m.  (K.) 
Moll,  Bruno.  Die  iMndarbeiterfrage  im  Königreich  Sachsen.  Leipzig 
1908.  A.  Hoffmann,  VI  und  138  S.  M.  2. — . 

Der  erste,  historische  Teil  der  Arbeit  schildert  die  Entstehung 
und  Entwicklung  des  Arbeitermangcls  in  der  sächsischen  Landwirt- 
schaft. Es  wird  hier  gezeigt,  wie  in  dem  hochindustriell  entwickelten 
Königreich  die  Landflucht  früher  einsetzt  und  sich  stärker  geltend 
macht  als  im  übrigen  Deutschland. 

Im  zweiten,  mehr  praktischen  Teile  wird  der  heutige  Stand  der 
Landarbeiterfrage  erörtert.  Der  Verfasser  bespricht  eingehend  die 
verschiedenen  Reformvorschläge,  zunächst  immer  mit  spezieller  Bezie- 
hung auf  Sachsen,  wobei  er  schließlich  zu  einer  Ablehnung  der  vieldis- 
kutierten Kontraktbruchs-Strafcn  gelangt  und  eine  Besserung  der  Land- 
arbeiternot nur  von  einer  Verleihung  des  Koalitionsrechtes  an  die 
ländlichen  Arbeiter  oder  vielmehr  von  den  auf  solcher  Grundlage  ent- 
stehenden Arbeitervereinen  erwartet.  (R.) 
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xo.  Gewerbl.  Technik  und  Gewerbepolitik. 

Deutsches  Museum  von  Meisterwerken  der  Naturwissenschaft  und  Technik, 
München,  Maximilianstr.  26.  Führer  durch  die  Sammlungen.  B.  G. 
Teubner,  Leipzig  1908.  158  S.  M.  1. — . 

Am  5.  Mai  1903  legte  Baurat  Oskar  von  Miller  einem  kleinen 
Kreise  von  Gelehrten  und  Technikern,  von  Vertretern  staatlicher  und 
städtischer  Behörden  den  Plan  der  Gründung  eines  Museums  von 
Meisterwerken  der  Naturwissenschaft  und  Technik  vor.  »Ein  deut- 
sches Museum  sollte  errichtet  werden,  der  Entwicklung  der  Natur- 
wissenschaft und  Technik  gewidmet,  eine  lebendige  Geschichte  des 
Forschungs-  und  Erfindungsgeistes  aller  Zeiten  und  Länder,  in  welcher 
der  Einfluß  der  wissenschaftlichen  Forschung  auf  die  Technik  zu  all- 
seitiger  Darstellung  gelangt,  eine  Ruhmeshalle  der  Männer,  deren  Ge- 
danken und  Taten  der  heutigen  Kultur  so  viel  von  ihrem  besonderen 
Gepräge  gegeben  haben,  eine  Quelle  historischer  Erkenntnis  für  den 
Gelehrten,  eine  Fundstätte  fruchtbarer  Ideen  für  den  Techniker,  Vor- 
bild und  Ansporn  für  das  ganze  Volk!«  Das  war  der  Plan,  der  der 
Errichtung  des  Museums  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Der  reich  illustiertc  Führer  zeigt  uns,  wie  weit  dieser  Plan  seiner 
Verwirklichung  schon  entgegengeführt  ist.  Die  Sammlungen  umschließen 
alle  möglichen  Gebiete  der  Wissenschaft  und  Technik,  so  die  Geologie, 
den  Bergbau,  das  Eisenhüttenwesen,  die  Eiscnbearbcitung,  die  Dampf- 
maschinen, die  verschieden  Zweige  des  Transportwesens,  die  mannig- 
fachen Arten  der  Motoren,  die  Astronomie,  Geodäsie,  Mathematik, 
Kinematik  und  Mechanik,  Optik,  Akustik,  Wärme,  Magnetismus  und 
Elektrizität,  Buchdruck,  Photographie,  Uhren,  Textilindustrie,  Land- 
wirtschaft, Chemie  und  Elektrochemie.  Außer  diesen  Sammlungen 
enthält  das  Museum  eine  Bibliothek,  eine  Plansammlung  und  einen 
Ehrensaal,  in  welchen  die  Denkmäler  jener  Männer  Aufnahme  finden, 
welche  sich  um  die  Entwicklung  der  Naturwissenschaften  und  Technik 
besondere  Verdienste  erworben  haben.  (K.) 

Industries  du  Caoutchouc  et  de  ü Amiante.  Monographies  industrielles. 
Apcrgu  üconomique,  technologique  et  commercial.  Groupe  VI. 
Rovaume  de  Belgique,  Ministere  de  l’Industrie  et  du  Travail,  Office 
du  Travail  et  l'Inspcction  de  l'Industrie.  J.  Leb^gue  et  Co.  Bruxelles 
1907.  237  S. 

Dieser  6.  Band  der  industriellen  Monographien,  die  vom  belgischen 
Arbeitsamt  herausgegeben  werden,  ist  der  Kautschuk-  und  Asbestindu- 
strie gewidmet.  Die  5 vorangegangenen  Bände  behandeln:  Die  Spinnerei, 
die  chemische  Industrie,  die  Papierindustrie,  die  Keramik  und  die 
Glasindustrie. 

Die  vorliegende  Untersuchung  beschäftigt  sich  hauptsächlich  mit 
der  Technik  der  Roh-,  Halb-  und  Ganzfabrikation.  Die  wirtschaft- 
lichen Betrachtungen  nehmen  nur  einen  kleinen  Raum  ein.  Sie  be- 
treffen die  Entwicklung  der  Industrien,  die  Produktion,  den  ausländi- 
schen Wettbewerb,  die  Einfuhr  von  Kautschukfabrikaten  und  die  Aus- 
fuhr der  Produkte. 

Die  Kautschukindustrie  hat  sich  in  Belgien  hauptsächlich  seit  1891 
entwickelt.  Sie  beschäftigt  heute  insgesamt  1900  Personen,  wovon  'Ja 
Arbeiterinnen  sind,  in  9 Betrieben.  (K.) 

Naumann,  Fr.,  Dr .,  M.  d.  R.  Die  Kunst  im  Zeitalter  der  Maschine. 
Buchverlag  der  »Hilfe«,  G.  m.  b.  H.,  Berlin -Schöneberg,  1908.  36  S. 
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Die  Auseinandersetzung  und  Versöhnung  von  Kunst-  und  Maschinen- 
arbeit wird  in  dieser  Schrift  besprochen.  Ein  wichtiges  Thema,  denn 
die  Zukunft  unserer  Industrie  hängt  zu  einem  guten  Teil  von  der  Kunst 
ab,  die  unseren  Produkten  Wert  gibt.  Je  mehr  die  Kunst  Einfluß  ge- 
winnt auf  die  Qualität  der  Fabrikware,  um  so  besser  für  den  arbeiten- 
den Menschen  und  die  Volkswirtschaft.  Das  Eisen  bildet  heute  die 
Grundlage  aller  industriellen  Tätigkeit.  Es  schafft  sich  seinen  eigenen 
Stil,  der  das  Kunstschaffen  der  Neuzeit  von  dem  der  Vergangenheit 
unterscheidet.  Nach  dem  Eisen  kommen  Glas,  Papier  und  Farbe.  Sie 
alle  eröffnen  neue  Möglichkeiten  der  Vereinigung  von  Kunst  und  wissen- 
schaftlicher Technik.  Durch  die  reproduktive  Tätigkeit  vermag  die 
Kunst  in  alle  Zweige  des  Lebens  einzudringen.  Hier  kommt  vor  allem 
die  Bedeutung  des  photographischen  Apparates  zur  Geltung.  Er  erfaßt 
den  schnell  vorbeifliegenden  Augenblick.  Die  Bewegung  und  ihre 
Darstellung  aber  sind  wesentliche  Merkmale  unserer  Zeit,  die  die  Ruhe 
und  Beschaulichkeit  nicht  mehr  kennt.  (K.) 

Schuchari,  Dr.  Th.  DU  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  technischen 
Entudcklung  der  deutschen  Zuckerindustrie.  Dr.  Werner  Klinkhardt, 
Leipzig  1908.  267  S.  M.  5. — . 

Mit  dieser  Schrift  wird  eine  neue  Serie  technisch-volkswirtschaft- 
licher Monographien  eröffnet,  die  von  Ludwig  Sinzheimer  herausgegeben 
werden.  Es  soll  in  diesen  Monographien  die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung der  modernen  technischen  Entwicklung  auf  dem  Gebiete  des 
industriellen  Schaffens  bis  zur  Gegenwart  dargestellt  werden.  Es  soll 
gezeigt  werden,  in  welcher  Weise  die  technische  Entwicklung  durch 
ökonomische  Faktoren  bedingt  und  wie  umgekehrt  das  Wirtschafts- 
leben durch  die  technische  Entwicklung  beeinflußt  wird. 

Nach  einer  historischen  Einleitung  »Zur  Vorgeschichte  der  deutschen 
Zuckerindustrie«  behandelt  Schuchart  im  :.  Abschnitt  seiner  Schrift 
»die  technische  Entwicklung  und  ihr  Einfluß  auf  die  deutsche  Zucker- 
industrie«. Dieser  Abschnitt  zerfällt  in  drei  Teile:  1.  die  vorkapitali- 
stische Periode  (bis  1861),  2.  dieentwickelt  kapitalistische  Periode  (bis  1907) 
und  3.  die  Organisation.  Der  2.  Abschnitt  behandelt  »die  zuckcrindu- 
strielle  Entwicklung  und  die  deutsche  Landwirtschaft«,  der  3.  Abschnitt 
»die  zuckerindustrielle  Entwicklung  und  der  deutsche  Handel«  und  in 
einem  Anhang  kommt  die  Stellung,  die  »die  Zuckerindustrie  im  Rahmen 
der  deutschen  Volkswirtschaft«  einnimmt,  zur  Erörterung. 

Der  Verfasser  zeigt,  wie  in  der  Zeit  1 86 1 — 1887  die  chemisch- 
wissenschaftliche  Arbeit  den  kapitalistischen  Großbetrieb  zur  Entstehung 
und  Entwicklung  bringt,  wie  dann  der  Maschineningenieur  die  Arbeit 
der  Chemiker  unterstützt  und  weiterbildet  und  wie  heute  die  Elektrotechnik 
und  die  Elektrochemie  im  Dienste  der  Zuckerindustrie  tätig  sind.  Es 
wird  gezeigt,  welchen  Einfluß  die  Großtechnik  auf  die  Arbeitervcrhält- 
nisse  in  Industrie  und  Landwirtschaft  ausgeübt  hat.  Der  Anhang  ent- 
hält sehr  brauchbares  statistisches  Material.  (K.) 

Stil  lieh,  Dr.  Oskar.  Dozent  a.  d.  Humboldt- Akademie  und  Arthur 
Gerke  Diplom-Berg-lngcnieur.  KohUnbergiverk,  eine  Monographie. 
R.  Voigtländers  Verlag,  Leipzig  1908.  141  S.  M.  4. — . 

Das  Buch  zerfallt  in  einen  volkswirtschaftlichen  und  einen  tech- 
nischen Teil.  Jenen  hat  Stillich,  diesen  Gerke  bearbeitet.  Stillich 
spricht  von  der  Geschichte  des  Kohlenbergbaus,  von  den  Besitzver- 
hältnissen,  den  Betriebsarten  und  -Größen,  von  Produktion  und  Absatz, 
von  den  Syndikaten  und  der  Preisbildung,  von  den  Arbeiterverhältnissen, 
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von  den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  von  den 
Arbeitskämpfen  und  der  Gesetzgebung. 

Gerke  führt  uns  in  die  Technik  des  Kohlenbergbaus  ein.  An  der 
Hand  von  Abbildungen,  die  zum  großen  Teil  auf  photographischen 
Aufnahmen  beruhen,  erklärt  er  die  einzelnen  Vorgänge.  Seine  Aus- 
führungen beziehen  sich  auf  das  oberschlesische  Revier.  (K.) 

Stil  lieh.  Dr.  Oskar,  Dozent  an  der  Humboldt-Akademie  zu  Berlin 
und  Ingenieur  H.  Steudel,  Assistent  an  der  Kgl.  Technischen  Hoch- 
schule zu  Charlottenburg.  Eisenhütte,  eine  Monographie.  R.  Voigt- 
länders  Verlag,  Leipzig  1908.  158  S.  M.  4. — . 

An  der  Hand  der  Erz-,  Roheisen-  und  Stahlstatistik  bestimmt 
Stillich  zunächst  den  Anteil  Deutschlands  an  der  Eisenproduktion  der 
Welt.  Dann  zeigt  er,  wie  die  Eisenindustrie  aus  dem  kleinen  hand- 
werksmäßigen Betrieb  seit  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
herauswuchs  und  große  Dimensionen  annahm.  Stillich  erklärt,  wie  die 
Erfindungen  Bessemers  und  Thomas’  den  kapitalistischen  Großbetrieb 
immer  mehr  herausbildeten  und  wie  sich  die  Gegensätze  auf  dem  Ge- 
biete der  Erzversorgung  und  der  Betriebsweise  entwickelten.  Er  schil- 
dert wie  in  Rheinland-Westfalen  und  Oberschlesicn  die  gemischten 
Werke  alle  Produktionsstadien  umspannen.  Nach  den  Produktions- 
verhältnissen werden  die  Absatzverhältnisse,  die  verschiedenen  Eisen- 
sorten, die  Absatzorganisationen,  vor  allem  der  Stahlwcrksvcrband  be- 
handelt. Schließlich  spricht  er  noch  von  den  Arbeitern,  deren  Stellung 
sich  mit  der  zunehmenden  Automatisierung  des  Betriebs  im  Eisenhütten- 
wesen prinzipiell  verändert  hat. 

Steudel  behandelt  den  technischen  Teil  und  er  erklärt  die  einzelnen 
Vorgänge  an  der  Hand  zahlreicher  photographischer  Abbildungen.  (K.) 
Volger,  llruno.  Die  deutsche  Gewerbepolitik  nach  ihrer  Entwicklung 
und  ihrem  gegenwärtigen  Stand  im  Abriß  dargestellt.  Die  Politik  des 
deutschen  Reichs  in  Einzeldarstellungen.  Georg  H.  Wigand,  Leipzig 
1908.  352  S.  M.  5- — • 

Der  Verfasser  teilt  nicht  den  »mittclstandsrctterischen«  Standpunkt 
der  heutigen  Mittelstandspolitiker.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  ihre  For- 
derungen nicht  zur  Hebung  sondern  zur  Aufreibung  des  gewerblichen 
Mittelstandes  führen.  Besonderen  W’ert  legt  er  auf  die  Wiedergabe 
kompetentester  Urteile  und  der  bedeutsamsten  auf  politischen  Kon- 
gressen gefaßten  Resolutionen.  Die  Berücksichtigung  der  einschlägigen 
Literatur  soll  zeigen,  welche  Stellung  Theorie  und  Praxis  der  gewerb- 
lichen Mittelstandspolitik  gegenüber  einnehmen.  Er  weist  den  Mittel- 
stand auf  die  Selbsthilfe  hin.  «Selbsthilfe  im  weitesten  Maße, 
Erweckung  eines  modernen  zeitgemäßen  Geistes  infolge  Erkenntnis 
der  tatsächlichen  Wirtschaftsumbildung  und  Wirtschaftslage,  großer  ge- 
nossenschaftlicher Zusammenschluß,  der  im  reinen  sozialen  Gemeinsinn 
seine  stärkste  Wurzel  findet,  kaufmännisch-praktische  Schulung,  die  da 
zeigt,  wie  verlorene  Absatzgebiete  zurück-  und  neue  hinzugewonnen 
werden  können,  das  hilft  sicherer  und  schneller  und  besser  als  Er- 
drosselung der  wirtschaftlichen  Gegner  durch  Gesetzesparagraphen,  hilft 
sicherer  als  die  ersehnte  Zwangsinnung  und  der  gepriesene  Befähigungs- 
nachweis.« 

Volger  beginnt  damit,  die  Lage  des  Handwerks  und  des  Klein- 
handels zu  schildern.  Dann  sucht  er  die  Merkmale  des  »Mittelstandes« 
zu  erkennen  und  erzählt  die  Geschichte  der  Handwerkerbewegung. 
Der  Hauptteil  des  Buches  beschäftigt  sich  mit  der  gewerblichen  Schutz- 
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politik;  cs  werden  behandelt:  die  Zwangsinnungen,  der  Befähigungs- 
nachw'eis,  die  Schutzbestrebungen  gegen  den  Kapitalismus,  der  Kampf 
gegen  die  Warenhäuser  und  Konsumvereine,  das  gewerbliche  Genossen- 
schaftswesen, das  Submissionswesen,  das  gewerbliche  Bildungswesen, 
die  Handwerkerversicherung,  die  Frage  des  Militärhandwerks  und  der 
Gefängnisarbeit,  die  Gewerbepflege.  Zum  Schluß  gibt  der  Verfasser 
einen  Ueberblick  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  deutschen  Ge- 
werbe-Gesetzgebung. (K.) 

ix.  Gewerbl.  Arbeiterfrage. 

Günther , Dr.  Ernst.  Die  Entlöhnungsmethcdcn  in  der  bayrischen 
Eisen-  und  Maschinenindustrie.  Berlin  1908,  Leonhardt  Simion  Nachfl. 
230  S.  M.  7. — . 

Das  Buch  ist  ein  Band  des  vom  »Zentralverein  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen»  veranlaßten  Sammelwerkes;  es  bestätigt  im  allge- 
meinen die  bereits  für  die  anderen  Untersuchungsgebiete  gewonnenen 
Ergebnisse  auch  für  Bayern.  Das  von  den  Unternehmern  reichlich  zur 
Verfügung  gestellte  statistische  Material  ermöglichte  einige  ergänzende 
Spezialuntersuchungen.  Die  großen  Schwankungen  im  Wochenverdienste 
der  Akkordarbeiter  konnten  an  ein  paar  eklatanten  Fällen  verfolgt 
werden ; sie  sind  aber  kaum  ein  Argument  gegen  die  Akkordarbeit, 
denn  sie  sind  in  der  Regel  nur  Schwankungen  nach  oben,  die  eine 
regelrechte  Haushaltsführung  sehr  wohl  zulassen.  Auch  der  Vorwurf 
gegen  die  Großindustrie,  daß  sie  die  Arbeitskräfte  vorzeitig  abnutze 
und  die  alten  Arbeiter  zu  schlecht  bezahle,  erwies  sich  als  übertrieben. 
Bei  den  Arbeitern  einer  Münchener  Lokomotivfabrik  zeigte  sich  von 
j886  bis  1906  eine  fortschreitende  Verbesserung  in  der  absoluten  und 
relativen  Lage  der  älteren  Arbeiter;  während  1886  die  35 — 40jährigen 
Arbeiter  den  höchsten  Durchschnittslohn  hatten,  liegt  jetzt  der  Höhe- 
punkt bei  den  51 — 60  jährigen,  und  selbst  die  ganz  alten  Arbeiter  ver- 
dienen nicht  viel  weniger.  Bei  einer  Nürnberger  Maschinenfabrik  waren 
allerdings  die  Ergebnisse  der  alten  Arbeiter  weniger  günstig.  Die 
Lage  der  alten  Leute  ist  auch  verschieden  je  nach  der  Art  der  Ent- 
lohnung ; Zeitlohn,  Einzelakkord  und  Gruppenakkord  sind  ihnen  nicht 
in  gleicher  Weise  günstig.  Die  gewonnenen  Ergebnisse  sind  durch  zahl- 
reiche statistische  Tabellen  belegt  und  durch  graphische  Darstellungen 
veranschaulicht.  (R.j 

Köpfe,  Dr.  H.,  Privatdozent  in  Marburg.  Der  Arbeitstarifvertrag  als 
Gesetzgebungsproblem.  Jena,  Gustav  Fischer,  1908.  395  S.  M.  9. — . 

Es  ist  erstaunlich,  in  welchem  Maß  sich  das  Interesse  der  wissen- 
schaftlichen Welt  in  den  letzten  Jahren  dem  Tarifvertrag  zugewandt 
hat.  Das  umfangreiche  Werk  von  Koppe  stellt  eine  sehr  schätzens- 
werte Bereicherung  der  Tarifvertragsliteratnr  dar.  Der  Verfasser  setzt 
sich  im  I.  Abschnitt,  teilweise  neue  Bahnen  gehend,  mit  den  Ergeb- 
nissen der  bisherigen  Forschung  auseinander.  Auf  S.  77  vertritt  er 
die  Ansicht,  daß  der  Arbeitgeber  als  Tarifkontrahent  gegenüber  dem 
außenstehenden  Arbeiter,  nicht  aber  der  dem  Tarif  unterstehende  Ar- 
beiter gegenüber  dem  außenstehenden  Arbeitgeber  zur  Einhaltung  tarif- 
mäßiger Arbeitsbedingungen  verpflichtet  sei.  Er  verwirft  die  Lehre 
von  der  zwingenden  Rechtswirkung  des  Tarifvertrags,  die  auf  einer 
Verkennung  des  Unterschieds  zwischen  «len  Grenzen  privatrechtlicher 
Vertragsfreiheit  und  gesetzgeberischer  Machtzustämiigkeit  beruhe. 
Mangels  besonderer  Abmachungen  im  Tarifvertrag  soll  kein  Verbands- 
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mitglied  für  das  Verhalten  des  anderen  haften,  eine  Garantie  müsse 
ausdrücklich  übernommen  sein.  Der  II.  Teil  soll  der  Lösung  des 
Problems  näher  führen.  Die  Hauptschwierigkeiten,  die  ihr  entgegen- 
stchen,  erblickt  der  Verfasser  in  den  Mängeln  des  Koalitionsrechts 
(§§  152  u.  153  der  GewO.)  und  in  der  ablehnenden  Haltung  der  Groß- 
industrie. Er  spricht  für  die  Arbeiter-  und  Arbeitgeberverbände  Be- 
freiung von  allen  als  ungerecht  und  unweise  erwiesenen  Beschränkun- 
gen an,  andererseits  betont  er  entschieden,  daß  dieser  Freiheit  im  In- 
teresse der  Allgemeinheit  die  volle  Verantwortung  der  Verbände  gegen- 
überstehen müsse.  Den  Standpunkt,  den  die  Großindustrie  dem  Tarif- 
vertrag gegenüber  in  Deutschland  bis  jetzt  eingenommen  hat,  hält  er 
für  einen  verfehlten.  Auf  S.  342 — 391  legt  er  dar,  nach  welchen  Ge- 
sichtspunkten die  gesetzliche  Regelung  des  Tarifvertrags  erfolgen  müßte; 
die  Grundlage  seiner  Vorschläge,  von  denen  der  hervorgehoben 
werden  mag,  daß  der  Tarifvertrag  der  Arbeitsordnung  Vorgehen  solle, 
ist  der  Gedanke,  daß  der  Vertragsfreiheit  der  weiteste  Spielraum  ge- 
lassen werden  müsse.  (H.  Goebcl.) 

Messerschmitt.  Das  Recht  auf  Arbeit  und  die  Losung  der  sozialen 
Arbeiterfrage.  Selbstverlag  1908.  61  S.  M.  1.20. 

Der  Verfasser  will  eine  neue  »Gesellschaftsordnung  der  Fabrik- 
arbeiter« begründen.  Sie  setzt  sich  aus  fünf  verschiedenen  Klassen 
zusammen.  Die  erste  Klasse  bilden  die  älteren,  erfahrenen  Arbeiter, 
die  mit  dem  unkündbaren  »Recht  auf  Arbeit«  ausgestattet  und  am  Ge- 
schäftsgewinn beteiligt  sind.  Die  zweite  Klasse  ist  die  der  »Ritter  der 
Arbeit«.  Sie  haben  den  Befähigungsnachweis  erbracht,  haben  ein  Vor- 
zugsrecht auf  Arbeit  und  aus  ihrer  Mitte  werden  die  Angehörigen  der 
ersten  Klasse  gewählt.  Zur  dritten  Klasse  gehören  die  »Jung-Gescllcn«, 
die  sich  noch  weiter  ausbilden  müssen,  che  sic  in  die  zweite  Klasse 
aufrücken.  Die  vierte  Klasse  ist  die  der  Lehrlinge,  die  zur  Erler- 
nung eines  Handwerks  vertragsmäßig  gebunden  sind.  Zur  fünften 
Klasse  gehören  alle  ungelernten  Tagelöhner,  die  sich  nicht  selbst 
helfen  können,  für  die  der  Staat  durch  seine  Gesetzgebung  sorgen  muß. 
In  dieser  »neuen  Gesellschaftsordnung  der  Fabrikarbeiter«  findet  Mcsser- 
schmitt  die  Lösung  der  sozialen  Arbeiterfrage.  , (K.) 

12.  Arbeiterschutz. 

Müller,  Rieh.,  Diplom-Ingenieur,  Hütten  Verwalter  der  Gesellschaft 
des  Emser  Blei-  und  Silberwerkes  zu  Ems.  Die  Bekämpfung  der 
Bleigefahr  in  Bleihütten.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  207  S.  und 

7 Tafeln.  M.  4.50. 

Dieses  Buch  enthält  die  Bearbeitung  einer  Preisfrage,  die  von  der 
Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  gestellt 
worden  war.  Dem  Verfasser  ist  der  Preis  zuerkannt  worden.  Er  hat 
bei  der  Bearbeitung  hauptsächlich  seine  praktischen  Erfahrungen  ver- 
wertet, die  er  während  einer  21jährigen  Tätigkeit  in  Blcihiiltcn  ge- 
macht hat,  die  aber  vielfach  von  den  in  der  Literatur  über  denselben 
Gegenstand  vertretenen  Anschauungen  abweichen.  Um  seine  abwei- 
chende Meinung  zu  begründen,  hat  der  Verfasser  nach  einer  kurzen 
Betrachtung  der  Gefährlichkeit  der  einzelnen  Bleiverbindungen  die 
Frage  ausführlich  behandelt,  wie  nach  seiner  Erfahrung  Bleierkrankungen 
der  Bleihüttenarbciter  entstehen.  Daran  schließt  sich  dann  eine  Erör- 
terung der  allgemeinen  Maßregeln,  die  zur  Verhütung  von  Bleierkran- 
kungen getroffen  werden  sollten.  Der  Verfasser  schildert  in  diesem 
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Zusammenhang  den  Vorgang  der  gesamten  Bleierzverhüttung  und  be- 
faßt sieh  eingehend  mit  der  Technik  des  Hüttenbetriebs.  So  zerfallt 
das  Buch  in  drei  große  Abschnitte,  die  folgende  Ueberschriften  tragen  : 
i)  Ursprung  der  Bleivergiftungen  in  Bleihütten;  a)  Allgemeine  Maßnah- 
men zur  Verhütung  von  Bleierkranktingcn  der  Bleihüttcnarbeiter ; 
3)  Die  Verhüttung  der  Bleierze  und  die  bei  den  einzelnen  Arbeiten 
auftretende  Bleigefahr. 

Die  Verhütung  der  Bleierkrankungen  bildet  ein  wichtiges  Kapitel 
des  Arbeiterschutzes.  Der  Verfasser  zeigt,  welche  Fortschritte  bisher 
auf  diesem  Gebiete  schon  gemacht  worden  sind  und  welche  weitere 
durch  geeignete  Maßregeln  noch  erzielt  werden  können.  Um  seine 
Vorschläge  richtig  zu  würdigen,  bedarf  es  einer  genauen  Kenntnis  der 
technischen  Einzelheiten  des  Hüttenbetriebs.  (K.) 

Reich  esberg,  Dr.  N,  Professor  der  Nationalökonomie  und  Stati- 
stik an  der  Universität  Bern.  Soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  Scheit- 
lin  Spring  u.  Co.,  Bern  1908.  138  S. 

Die  Schrift  dient  dem  Zweck,  die  Errichtung  eines  eidgenössischen 
Sozialstatistischen  Amts  zu  begründen.  Nach  der  Auffassung  Rciches- 
bergs  ist  »soziale  Gesetzgebung«  eine  solche,  die  sich  in  den  Kampf 
der  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  einmischt,  an  demselben  teil- 
nimmt und  Partei  ergreift  für  ein  bestimmtes  Gesellschaftsidcal,  in  der 
Absicht,  demselben  zum  Siege  zu  verhelfen.  Dieses  Ideal  besteht  in 
einer  Ordnung,  in  der  die  die  Klassenbildung  und  den  Klassenkampf  ver- 
ursachenden Faktoren  vollständig  aus  dem  gesellschaftlichen  Leben 
ausgeschieden  worden  sind.  Dementsprechend  ist  die  Sozialstatistik, 
welche  die  soziale  Gesetzgebung  vorbereiten  soll,  ein  viel  weiterer 
Begriff  als  die  Arbeitsstatistik : sic  umfaßt  alles,  was  sich  auf  das 
Leben  und  den  Kampf  der  gesellschaftlichen  Klassen  bezieht. 

Der  Verfasser  umschreibt  zunächst  die  Aufgaben  der  sozialen  Ge- 
setzgebung ; dann  zeigt  er,  welche  Anforderungen  diese  Gesetzgebung 
an  die  Statistik  zu  stellen  habe.  Indem  er  alle  Zweige  der  amtlichen 
Statistik  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  der  Kantone,  sowie 
die  Statistik  der  privaten  Interessen-Vercinigungen  einer  Kritik  unter- 
wirft, kommt  er  zu  dem  Schluß,  daß  sic  den  Ansprüchen,  die  eine  So- 
zialstatistik zu  befriedigen  hätte,  nicht  genügen. 

Zum  Schluß  deutet  er  an,  wie  ein  eidgenössisches  Sozialstatisti- 
sches Amt  zu  organisieren  wäre,  und  welche  Arbeiten  es  hauptsächlich 
zu  leisten  hätte.  Ein  solches  Amt  ist  ein  Statistiker-Ideal,  das  bisher 
noch  in  keinem  Lande  verwirklicht  worden  ist.  (K.) 

i3.  Arbeiter-  usw.  Versicherung. 

Kirchner,  II.  Die  Vorteile  der  freiwilligen  Invalidenversicherung  nebst 
einem  Wegweiser : Auf  welchem  liege  mache  ich  meine  Ansprüche  auf 
Invaliden-  oder  Altersrente  etc.  geltende  Selbstverlag,  Gießen.  16  S. 
10  Pfennig  (loo  Exemplare  M.  8.—). 

Die  Vorteile  der  freiwilligen  Invalidenversicherung  werden  in  diesem 
kleinen  Schriftchen  in  einfacher  leicht  verständlicher  Weise  beschrieben. 
Das  Schriftchen  eignet  sich  infolge  seines  kurzen  übersichtlichen  In- 
halts, sowie  seines  billigen  Preises  ganz  besonders  zur  Verteilung  bei 
Krankenkassen,  Auskunftstellen,  Fabriken  etc.  (K.) 

Ros  in,  Heinrich,  Professor  an  der  Universität  Freiburg  i.  Br.  Die 
Rechtsnatur  der  Arbeiterversicherung.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck), 
Tübingen  1908.  92  S.  M.  3. — . 
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Diese  Schrift  ist  ein  Sonderabdruck  aus  dem  II.  Band  der  staats- 
rechtlichen Abhandlungen,  die  als  Festgabe  für  Paul  Laband  zum 
fünfzigsten  Jahrestage  seiner  Doktor-Promotion  erschienen  sind.  Hein- 
rich Rosin  der  bekannte  Theoretiker  des  Rechts  der  Arbeiterversiche- 
rung, sucht  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  als  »Arbeiter-Zwangsver- 
sicherung« bekannten  sozialpolitischen  Einrichtungen  den  Charakter 
einer  Versicherung  oder  den  einer  sozialpolitischen  Fürsorge  tragen. 
Er  wendet  sich  dabei  hauptsächlich  gegen  Schmollcr,  der  in  seinem 
Grundriß  von  »einigen  überklugen  Juristen«  gesprochen  hatte,  die  ge- 
glaubt haben,  »den  Begriff  der  Versicherung  überhaupt  auf  die  neueren 
Kranken-,  Unfall-  und  Invaliditäts-Kasscneinrichtungen  nicht  anwenden 
zu  sollen.«  Mit  den  »überklugen  Juristen«  sind  in  erster  Linie  Paul  La- 
band und  Heinrich  Rosin  gemeint  und  dieser  ergreift  für  beide  das 
Wort,  um  ihre  Ansicht  Schmoller  gegenüber  zu  behaupten  und  zu  be- 
gründen. 

Er  reiht  alle  Gründe  aneinander,  die  die  öffentliche  Arbeiterver- 
sicherung von  dem  privatrechtlichen  Versicherungsverhiiltnis  unter- 
scheiden und  er  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  diese  es  verbieten,  jener 
überhaupt  den  Charakter  einer  Versicherung  bcizulegen.  Es  ergeben 
sich  aus  dieser  Auffassung  auch  wichtige  praktische  Folgen  für  die 
Weiterbildung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  und  für  ihre  Bedeu- 
tung als  Mittel  zur  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter 
und  ihre  Versöhnung  mit  der  bestehenden  Staats-  und  Wirtschaftsord- 
nung. (K.) 

Schmelzer,  Fr itz,  Generaldirektor  des  deutschen  Privatbeamten- 
Vereins.  Die  Anerkennung  privater  Versicherungsanstalten  als  Ersatz- 
institute für  eine  staatliche  Pensionskasse  der  Privatbeamten.  Zweite 
unveränderte  Auflage.  Verlag  des  Deutschen  Privatbeamten-Vereins. 
47  S. 

Die  Schrift  richtet  sich  gegen  den  Leitsatz  5 der  Siebener-Kommis- 
sion, die  von  dem  »Hauptausschuß  für  die  staatliche  Pensionsversor- 
gung der  Privatangcstellten«  eingesetzt  worden  ist.  Die  Reichsregie- 
rung hat  eine  gesetzliche  Regelung  der  Privatbeamten-Versichcrung  in 
Aussicht  gestellt,  und  die  Siebener-Kommission  hatte  den  Zweck,  die 
Wünsche  des  Hauptausschusses  in  bezug  auf  eine  solche  Regelung  zu 
formulieren.  Sie  erfüllte  diesen  Zweck  durch  die  Aufstellung  mehrerer 
Leitsätze,  deren  fünfter  sich  gegen  die  Anerkennung  privater  Versiehe- 
rungskassen  als  Ersatzinstitutc  für  eine  zu  schaffende  Staatskasse  aus- 
spricht. Die  Gründe,  welche  die  Siebener-Kommission  für  diese  Ab- 
lehnung anführt,  sind  folgende:  1.  Die  staatliche  Zwangsversicherung 
müsse,  wenn  sie  den  Erwartungen  in  ihren  Leistungen  entspricht,  für 
die  Allgemeinheit  als  ausreichend  anerkannt  werden.  2.  Es  sei  eine 
Absplitterung  der  besseren  Risiken  zu  Gunsten  der  Ersatzkassen  und 
dadurch  eine  Benachteiligung  der  staatlichen  Kasseneinrichtungen  zu 
befürchten.  3.  Die  Angestellten  könnten  dadurch,  daß  man  solche 
Ersatzinstitute  allgemein  ermögliche,  in  ihrer  Freizügigkeit  gehemmt 
werden.  4.  Ein  Bedürfnis  für  die  Anerkennung  liege  um  so  weniger 
vor,  als  man  das  Recht  der  Selbstversicherung  in  jeder  beliebigen 
höheren  Klasse  der  staatlichen  Pensionskasse  gewähren  wolle. 

Der  Vcrf.  bemüht  sich,  diese  Gründe  Punkt  für  Punkt  zu  widerlegen. 
Außerdem  fuhrt  er  aber  noch  verschiedene  Bedenken  an.  die  gegen  den 
Leitsatz  5 der  Siebener-Kommission  geltend  zu  machen  wären.  (K.) 
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14.  Gewerkschaften. 

B a e n s c h , Emanuel,  Dr.  rer.  pol.  Die  Neuerungen  in  der  Tarif  - 
Gemeinschaft  der  deutschen  Buchdrucker.  (Volkswirtsch.  Abhandlg.  d. 
bad.  Hochschulen,  IX  Bd.,  7.  Heft).  G.  Braun,  Karlsruhe  1908.  76  S. 
Preis  i.  Abon.  M.  2.80,  i.  Einzelverk.  M.  3.60. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  wichtigsten  Ver- 
änderungen, welche  die  Erneuerung  des  Lohntarifs  im  Jahre  1906  mit 
sich  gebracht  hat,  einer  kritischen  Würdigung  zu  unterziehen.  Nach- 
dem er  im  ersten  Kapital  in  knappen  Zügen  »Verfassung  und  Ausbrei- 
tung der  Tarifgemeinschaft«  geschildert  hat,  macht  er  uns  im 
2.  Kapitel  mit  den  beiderseitigen  Forderungen  und  dem  schließlichcn 
Ergebnis  der  Verhandlungen  bekannt.  Wenn  die  Gehilfen  auch  nur 
einen  kleinen  Teil  ihrer  Forderungen  verwirklicht  sehen,  so  hat  den- 
noch der  Ncuabschluß  des  Tarifvertrages  eine  wesentliche  Besserung 
ihrer  wirtschaftlichen  Lage  herbeigeführt.  Die  Grundposition  für  »Hand- 
satz im  Berechnen«  wurde  um  10 ° 0 erhöht,  und  auch  der  Durch- 
schnittslohn der  im  »Gewißgeld«  entlohnten  Gehilfen  weist  die  gleiche 
Erhöhung  auf.  Ein  weiteres  Kapitel  behandelt  die  wichtigste  Neue- 
rung in  der  Tarifgemeinschaft,  den  »Organisationsvertrag«,  nach  wel- 
chem in  Zukunft  der  Abschluß  des  Tarifvertrages  nicht  mehr  durch  die 
»tariftreuen  Allgemeinheiten«,  sondern  durch  die  beiderseitigen  Or- 
ganisationen erfolgen  und  gleichzeitig  die  kollektive  Haftung  der 
Verbände  für  die  tarifwidrigen  Handlungen  ihrer  Mitglieder  ein- 
treten  soll.  Der  Verfasser  weist  darauf  hin,  daß  der  Organisa- 
tionsvertrag sich  organisch  aus  den  Verhältnissen  heraus  entwickelt 
und  daß  die  stetige  Entwicklung  der  Tarifgemeinschaft  notwendig  zum 
obligatorischen  Verbandsverkehr  führen  mußte.  Die  von  den  Geg- 
nern des  Organisationsvertrages  betonten  Mängel,  welche  der  Monopo- 
lisierung der  Tarifgemeinschaft  unzweifelhaft  anhaften,  treten  hinter 
den  eminenten  Vorteilen  zurück,  die  das  gesamte  Buchdruckergewerbe 
daraus  zieht.  Erst  der  Organisationszwang  ermöglicht  es  den  Prinzi- 
palen ihre  Organisation  zu  einem  wirtschaftlichen  Kartell  auszubauen 
und  durch  Schaffung  von  Preistarifen,  Berechnungsämtern,  Ehrenge- 
richten u.  ähnl.  Einrichtungen  mit  Unterstützung  der  Gehilfenschaft 
die  Schtnutzkonkurrenz  wirksam  zu  bekämpfen.  Im  Schlußkapitel 
wird  ein  »Ueberblick  über  die  heutige  Lage«  gegeben.  Baensch  sucht 
hier  unter  and.  die  Frage  zu  beantworten,  warum  gerade  das  Buch- 
druckergewerbe vor  allen  anderen  Gewerben  in  sozialpolitischer  Be- 
ziehung einen  so  gewaltigen  Vorsprung  erlangt  habe.  Den  Haupt- 
grund für  vorteilhafte  Entwicklung  der  Tarifgemcinschaft  erblickt  er 
nicht  in  der  eigentlichen  Technik,  sondern  in  der  historischen  Entwick- 
lung des  Gewerbes,  die  eine  vollkommene  Proletarisierung  der  Gehil- 
fen nie  hat  cintreten  lassen.  (M.) 

Die  Begünstigung  der  Sozialdemokratie  durch  die  gegenwärtige  Tarif  ge - 
meinschaft  im  Buehdruckgewerbe.  Schriften  des  Arbeitgeberverbandes 
für  das  Buchdruckgewerbe.  Nr.  4.  Bureau  des  Arbeitgeberver- 
bandes für  das  Buchdruckgewerbe.  Berlin  1908.  64  S.  M.  1. — . 

Die  Tarifgemcinschaft,  die  der  Deutsche  Buchdruckerverein  mit 
dem  Verband  der  Deutschen  Buchdrucker  (Gehilfenschaft)  abge- 
schlossen hat,  ist  dem  jüngst  entstandenem  Arbeitgeberverband  für  das 
Buchdruckgewerbe  ein  Greuel,  da  er  sich  als  »national«  gesinnt  bezeichnet, 
wahrend  der  Gehilfenverband  »sozialdemokratisch«  sei.  Die  Tarifge- 
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meinschaft  soll  aber  dazu  gedient  haben,  dem  Gehilfenverband  und  da- 
mit der  Sozialdemokratie  immer  größere  Macht  zu  verleihen.  Um  die 
bestehende  TarifgeVneinschaft  und  das  Uebergewicht  der  Sozialdemo- 
kratie zu  brechen,  richtet  der  Arbeitgeberverband  in  der  vorliegenden 
Schrift  seine  schärfste  Waffe  gegen  den  paritätischen  Arbeitsnachweis 
der  Tarifgemeinschaft,  gegen  die  Tarifschiedsgerichte  und  die  Ehren- 
gerichte, gegen  den  Tarifausschuß  und  das  Tarifamt,  gegen  den  poli- 
tischen Charakter  der  Beamten  der  Tarifgemeinschaft,  gegen  die  Ta- 
riftreue der  Gehilfen  und  gegen  die  von  der  Tarifgemeinschaft  verein- 
barte Regelung  des  Lehrlingswesens.  Schließlich  bemüht  sich  der  Ar- 
beitgeberverband noch,  die  Staatsregierungen  gegen  die  bestehende 
Tarifgemeinschaft  scharf  zu  machen  und  sich  selbst  ihrer  Gunst  aufs 
wärmste  zu  empfehlen.  (K.) 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  zweiten  deutschen  Arbeiter- Kongresses. 
Herausgegeben  durch  den  Ausschuß  des  Kongresses.  Christlicher 
Gewerkschaftsverlag  (A.  Stegerwald),  Köln  1908.  238  S.  M.  1. — . 

Der  Kongreß  der  konfessionellen  Gewerkvereine,  über  den  hier 
berichtet  wird,  tagte  am  20.,  21.  und  22.  Oktober  1907  in  Berlin. 

Die  Verhandlungsgegenstände  waren:  1)  Die  Sonntagsruhe  (Be- 
richterstatter Richard  Döring-Hamburg);  2)  Arbeiterschutz  in  der  ge- 
sundheitsschädlichen und  schweren  Industrie ; 3)  Die  Arbeiterinnenfrage 
(Berichterstatterin  Fräulein  Graß,  M. -Gladbach). 

Aus  den  Resolutionen,  die  am  Schluß  des  Berichts  zusammengc- 
stellt  sind,  ist  hervorzuheben,  daß  der  Kongreß  für  die  schweren  In- 
dustrien einen  erweiterten  Arbeiterschutz  für  nötig  erachtet.  Er  fordert 
insbesondere  eine  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit,  Einführung  der 
achtstündigen  Schicht  für  Feuer-,  Hütten-  und  Hochofenarbeiter,  bessere 
sanitäre  und  hygienische  Einrichtungen  in  den  Betrieben,  Vorbeugung 
von  Unfällen  durch  schärfere  Unfallvcrhütungsvorschriften  und  Kon- 
trolle seitens  der  Fabrikinspektoren  unter  Hinzuziehung  fachkundiger 
Arbeiter,  Einschränkung  der  Sonntags-  und  Verbot  der  Frauenarbeit, 
Verhinderung  des  Mißbrauchs  der  Wohlfahrtscinrichtungen  und  Sperr- 
maßregeln zum  Nachteil  der  Koalitionsfreiheit  usw.  Der  Kongreß  hofft, 
daß  die  Reichsregierung  dem  einstimmigen  Beschluß  des  Reichtags 
vom  16.  April  1907  baldigst  Folge  geben  und  Erhebungen  über  die 
Lage  und  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  der  Walzwerks-  und  Hütten- 
arbeiter vornehmen  wird.  (K.) 

Vierter  internationaler  Bericht  über  die  Geu’erhschaftsbewegung  1906. 
Herausgegeben  von  dem  Internationalen  Sekretär  der  gewerkschaft- 
lichen Landeszentralen.  Verlag  der  Generalkommission  der  Gewerk- 
schaften Deutschlands  (C.  Lcgien).  139  und  XXIV  S. 

Auch  der  vorliegende  Bericht  bietet  noch  kein  vollständiges  Bild 
von  dem  Stande  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  in  den  hauptsäch- 
lichsten Industriestaaten.  Nicht  nur  aus  Amerika  und  Australien,  son- 
dern auch  aus  Frankreich  und  Rußland  liegen  keine  Angaben  vor. 
Dagegen  sind  Berichte  cingesandt  von  den  Landeszentralen  in  den 
Niederlanden, Belgien,  Dänemark,  Schweden.Norwegen.Finnland,  Deutsch- 
land, Oesterreich,  Ungarn,  Serbien,  Bulgarien,  Schweiz,  Italien  und 
Spanien.  Danach  waren  gewerkschaftlich  organisiert:  in  Deutschland 
2215  165,  England  2 106283,  Oesterreich  448  270,  Italien  273754,  Schwe- 
den 200924,  Belgien  158116,  Ungarn  153332,  Niederlande  128845, 
Dänemark  98  432,  Spanien  32  405,  Norwegen  25  339,  Serbien  5 350, 
Bulgarien  5000;  in  den  13  Staaten,  für  die  Zahlen  vorliegen,  insge- 
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samt  5851315,  davon  372920  Arbeiterinnen.  Ueber  Organisationen 
mit  4483  173  Mitgliedern  liegen  Angaben  über  die  Finanzen  vor.  Sie 
hatten  eine  Gesamtjahreseinnahme  von  108,3  und  eine  Ausgabe  von 
91,4  Millionen  Mark  und  am  Jahresschluß  einen  Vermögensbestand 
von  150,5  Milionen  Mark.  Für  Unterstützungszwecke  wurden  veraus- 
gabt: 38,1,  für  Streiks  und  Aussperrungen  22,3  Millionen  Mark. 

In  den  Spezialberichten  sind  auch  Angaben  über  die  den  Landes- 
zcntralen  nicht  angeschlossenen  Gewerkschaften  und  Organisations- 
gruppen gemacht.  (K.) 

Bernstein,  Eduard.  La  Gr'eve  et  le  I.ockout  cn  Atlemagne.  Leur 
forces,  leur  droit  et  leurs  resultats.  Conferences  faites  ;'i  I’Univer- 
site  Nouvelle  de  Bruxelles.  Bruxelles  1908,  Misch  und  Thron  (Paris, 
Marcel  Riviere)  108  S. 

Sechs  Vorlesungen,  die  der  Verfasser  in  der  Woche  vom  29.  Januar 
bis  3.  Februar  1908  an  der  Rrüsseler  Univcrsitc  Nouvelle  vorgetragen 
hat.  Sie  behandeln:  I.  Die  Statistik  der  Streiks  und  Aussperrungen, 
sowie  der  Arbeiter-  und  Unternehmerverbände  in  Deutschland.  2.  Das 
Streik-  (Koalitions-)Recht  in  Deutschland.  3.  Die  Ursachen  und  Zwecke 
der  Streiks  und  Aussperrungen.  4.  Die  Resultate  der  Streiks  und  Aus- 
sperrungen. 5.  Die  Organe  der  Streikverhütung : Einigungswesen  und 
Schiedsgerichte.  6.  Allgemeine  Betrachtungen  und  Schlußfolgerungen. 
Der  Hauptzweck  der  Vorträge  war,  einem  ausländischen  Publikum, 
unter  dem  sich  auch  eine  Anzahl  belgischer  Gewerkschaftsvertreter 
befanden,  ein  zusammenfassendes  Bild  von  der  Natur,  den  Bedingungen 
und  den  Wirkungen  der  Kämpfe  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern 
in  Deutschland  zu  geben.  Sie  sind  daher  im  wesentlichen  deskriptiv 
gehalten.  Doch  fehlt  auch  die  kritische  Note  nicht.  Der  Verfasser 
gibt  sich  keine  Mühe,  seinen  sozialpolitischen  Standpunkt  zu  verbergen, 
er  gesteht  rückhaltlos  seine  Vorliebe  für  die  zentralisierten  deutschen 
Gewerkschaften  ein,  die  nach  ihm  den  charakteristischen  Typus  der 
deutschen  Gewerkschaften  darstellen.  Auch  die  Gruppierung  und 
Wertung  der  Ergebnisse  der  Streiks  weist  eigenartige  Züge  auf.  Der 
Verfasser  unterscheidet  vier  Hauptzwecke  von  Streiks:  l.ohnfragen, 

Fragen  der  Arbeitszeit,  Fragen  des  Koalitionsrechts  und  Fragen  der 
Persönlichkeit,  bezw.  der  Würde  des  Arbeiters.  Die  Erfolge  in  den 
drei  letzten  Punkten  pflegen,  schreibt  er,  dauernder  Gewinn  zu  sein, 
sic  schaffen  Sitten  und  Rechte,  deren  Beseitigung  erbittertem  Wider- 
stand begegnet,  während  die  Lohnerhöhungen  oft  ein  Stück  trügerischen 
Gewinn  bergen  und  den  Schwankungen  des  Arbeitsmarktes  schwer 
Widerstand  zu  leisten  vermögen.  Ein  Mittel  gegen  diese  Schwankungen 
böten  die  Tarifverträge,  die  auch  zugleich  allmählich  die  Zahl  der 
Streiks  verringern  würden,  ohne  sie  freilich  je  ganz  aus  der  Welt 
schaffen  zu  können.  Es  sei  aber  schon  ein  großer  Gewinn,  das  Ein- 
kommen des  Arbeiters  vom  Druck  und  Würfelspiel  der  Konjunktur  zu 
befreien.  In  einer  Zusatznote  bezeichnet  der  Verfasser  die  im  April 
1908  zustande  gekommenen  Tarifverträge  im  Baugewerbe  und  den 
Holzverarbeitungsindustrien  als  Ereignisse  von  großer  Bedeutung. 

Durch  das  ganze  Buch  ziehen  sich  Vergleiche  zwischen  der  deut- 
schen und  der  ausländischen  Gewerkschaftsbewegung.  Der  Verfasser  hält 
den  revolutionären  französischen  Syndikalismus  im  Gegensatz  zur  Be- 
wegung Dänemarks,  Deutschlands  und  anderer  Länder  für  ein  Stadium 
verlängerter  Kindheit  des  Gewerkschaftskampfes.  (R.) 

Deutsch,  Julius.  Geschichte  der  österreichischen  Gewerkschaf tsbe- 


Digitized  by  Google 


Literatur-Anzeiger. 


587 


wegung.  Mit  einem  Vorwort  von  Dr.  Viktor  Adler.  Verlag  der 
Wiener  Volksbuchhandlung  Ignaz  Brand.  Wien  1908.  XI  und  3328. 
Kr.  4.80. 

Das  Buch  behandelt  einen  großen  Teil  der  sozialistischen  Partei- 
geschichte Oesterreichs;  denn  dort  besteht  kein  Gegensatz  zwischen 
Gewerkschaft  und  politischer  Partei.  Anfangs  konnte  die  Gewerk- 
schaftsbewegung sich  nur  sehr  kümmerlich  und  langsam  entwickeln ; 
da  ihr  große  Schwierigkeiten  entgegenstanden.  Diese  lagen  in  der 
Rückständigkeit  der  österreichischen  Industrie , in  dem  Mangel  an 
großen  Städten,  in  der  Unbildung  der  Massen,  in  ihrer  Neigung  zum 
Alkoholismus,  in  dem  Einfluß  der  katholischen  Kirche,  in  der  natio- 
nalen Zerklüftung  Oesterreichs,  in  dem  Volkscharakter,  in  dem  mangel- 
haften Ausbau  des  Vereins-  und  Versammlungsrechts.  Erst  nach  1889 
beginnt  mit  dem  Fortschritt  der  Industrie  auch  der  Aufschwung  der 
Gewerkschaftsbewegung,  die  nun  eine  straffere  und  zentralistische  Or- 
ganisation erhält. 

Deutsch  teilt  dementsprechend  sein  Buch,  das  vom  sozialistischen 
Standpunkt  aus  geschrieben  ist,  in  zwei  Hauptabschnitte.  Der  erste 
Teil  umfaßt  die  Jugendperiode  der  Bewegung  bis  1889,  der  zweite 
Teil  die  Reifeperiode  von  1889  bis  zur  Gegenwart. 

Deutsch  schließt  seine  Geschichte  mit  folgenden  Worten : 

»Der  österreichischen  Gewerkschaftsbewegung  winkt  eine  glänzende 
Zukunft;  damit  das  Ziel  erreicht  werde,  muß  die  Arbeiterschaft  wohl 
gerüstet  bleiben.  Nicht  das  aber  soll  das  Ziel  der  Gewerkschaftsbe- 
wegung sein , daß  die  Arbeiter  im  selbstzufriedenen  Genüsse  sich 
eines  größeren  Stückes  Brot  erfreuen,  sondern  daß  der  zähe  Kampf 
mit  dem  Unternehmertum  ein  Geschlecht  erzeuge,  das  freiheitsstark 
und  kühn  sich  seine  Welt  erobere.  (K.) 

Erkelenz , Anton,  Arbeitersekretär.  Arbeiter- Katechismus.  Eine  Er- 
klärung des  Programms  der  freiheitlich-nationalen  Arbeiterschaft. 
Buchverlag  der  »Hilfe«.  Berlin-Schüneberg  1908.  176  S.  M.  1.50. 

Als  Motto  trägt  das  Buch  die  Worte:  »Vaterland,  Freiheit  und 
.Sozialreform«,  als  Einleitung  enthält  es  das  neue  Gewerkverein-Programm, 
wie  es  aus  den  Beschlüssen  des  16.  Verbandstages  der  deutschen  Ge- 
wcrkvercine  (1907)  hervorgegangen  ist.  Das  Buch  ist  als  ein  Kommentar 
zu  diesem  Programm  gedacht,  dessen  Inhalt  durch  Fragen  und  Ant- 
worten in  populärer  Weise  erläutert  wird.  In  dieser  Weise  werden 
folgende  Gegenstände  behandelt:  die  soziale  Frage;  die  Entwicklung 
der  Industrie;  die  Bevölkerungsvermehrung ; die  Weltwirtschaft;  die 
Klassenbildung;  die  Schäden  des  kapitalistischen  Systems  für  die  Ar- 
beiter; Individual-  und  Sozialbcsitz ; das  Gewerkvereinswesen  im  allge- 
meinen; die  Voraussetzungen  des  Gewerkvereinswesens ; die  Ideale  des 
Gewerkvereins;  das  nationale  Ideal;  die  Stellung  des  Gewerkvereins 
zum  Staate  und  zu  den  anderen  Gesellschaftsklassen ; Stellung  des  Ge- 
werkvereins zur  Religion;  das  Verhältnis  des  Gewerkvereins  zum  Unter- 
nehmer; die  Aufgaben  des  Gewerkvereins;  der  Tarifvertrag  und  das 
Bildungswesen;  die  direkten  Mittel  des  Gewerkvercins : das  Gewerk- 
vercinsvermügcn,  das  Label,  der  Boykott,  Arbeitsnachweis  und  Arbeits- 
sperre, der  Streik,  das  Einigungsamt ; die  indirekten  Mittel  des  Ge- 
werkvereins; die  Staatshilfe  für  den  Arbeiter;  die  Bodenreform;  das 
Genossenschaftswesen;  die  Arbeiter  und  Frauenfrage.  Schließlich  ent- 
hielt das  Buch  noch  einige  Ratschläge  und  ein  Schriftcn-Verzeichnis 
zum  Studium  der  Arbeiterfrage.  (K.) 
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Die  Gelben.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Gelben  Frank- 
reichs. Schriften  des  Gesamtverbandes  der  christlichen  Geio  er  ksc haften 
Deutschlands.  Christi.  Gewerkschaftsverlag,  Cöln  1908,  76  S.  M.  0.50. 

Die  Schrift  will  das  eigentliche  Wesen  der  »gelben  Gewerkschaften« 
enthüllen.  Es  werden  drei  verschiedene  Spielarten  dieser  Organisationen 
erwähnt : die  Werksvereine,  die  nationalen  Arbeitervereine  und  die 
gelben  Zentralverbände.  Der  Hauptteil  der  Schrift  ist  den  Gelben  in 
Frankreich  gewidmet.  Es  kommt  dann  noch  das  Verhältnis  der  deut- 
schen Unternehmerverbände  zu  den  Gelben  zur  Erörterung  und  schließ- 
lich wird  dargelegt,  was  die  deutsche  nichtsozialdemokratische  Arbeiter- 
schaft von  der  Gelben  hält.  Das  Resultat  ist:  Ablehnung  auf  allen 
Seiten.  (K.) 

G e o r g i , Dr.  Elsbeth.  Theorie  und  Praxis  der  Generalstreiks  in 
der  modernen  Arbeiterbewegung.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  J44  S. 
M.  3.50. 

Die  Verfasserin  erklärt  in  einer  Klassifikation  der  Streikarten  den 
Generalstreik  für  eine  Unterart  des  Klassenstreiks,  der  als  demonstra- 
tiver Massenausstand  zur  Förderung  proletarischer  Klasseninteressen 
definiert  wird.  Dieser  Klassenstreik  bildet  den  eigentlichen  Gegenstand 
der  Untersuchung. 

Im  ersten  Teil  wird  das  Wesen  des  Klassenstreiks  erörtert.  Die 
Eigenschaften  und  Ziele,  die  Wirkungsweise  und  die  verschiedenen 
Arten  des  Klassenstreiks  werden  auseinandergesetzt.  Dabei  wird  ein 
Vergleich  zwischen  diesem  und  verwandten  Aktionsmitteln  angestellt. 

Der  zweite  Teil  enthält  die  Geschichte  der  Klassenstreiks  und  der 
Klassenstreik-Idee.  Zunächst  werden  die  Vorläufer  behandelt,  so  die 
klassenstreikähnlichen  Bewegungen  im  Altertum  und  in  neuerer  Zeit,  die 
Klassenstreik-Idee  im  englischen  Chartismus  und  unter  dem  zweiten  Kaiser- 
reich. Dann  folgt  die  Geschichte  der  verschiedenen  Arten  des  Klassen- 
streiks in  Belgien,  Schweden,  Oesterreich,  Deutschland,  Frankreich, 
Schweiz,  Italien,  Spanien,  Holland  und  Rußland.  Es  wird  ferner  die 
Stellung  der  internationalen  Arbeiterkongresse  zum  Klassenstreik 
charakterisiert. 

Der  dritte  Teil  versucht,  eine  Kritik  der  Klassenstreiks  zu  geben. 
Es  werden  die  Bedingungen  und  der  Wert  des  Klassenstreiks  unter- 
sucht, und  es  wird  schließlich  daraufhingewiesen,  in  welcher  Weise  dem 
Ausbruch  eines  solchen  höchst  verderblichen  Kampfes  vorgebeugt 
werden  könnte.  (K.l 

Hirschfeld,  Dr.  Paul.  Die  freien  Gewerkschaften  in  Deutschland. 
Ihre  Verbreitung  und  Entwicklung  1896 — 1906.  Gustav  Fischer. 
Jena  1908.  146  und  290*  S.  M.  14. — . 

Dieses  Buch  kann  als  Fortsetzung  und  Ergänzung  des  Werkes  an- 
gesehen werden,  das  Troeltsch  und  Hirschfeld  unter  dem  Titel  »Die 
deutschen  sozialdemokratischen  Gewerkschaften«  herausgegeben  haben. 
Es  enthält  ein  umfangreiches  Zahlenmaterial,  das  die  Verteilung  der 
Gewerkschaftsmitglieder  in  den  kleineren  Verwaltungsbezirken  des 
Reiches  für  die  Jahre  1896 — 1903  betrifft.  Eine  vollständige  Verar- 
beitung dieser  Statistik  ist  in  diesem  Buche  nicht  versucht  worden. 
Der  Verfasser  hat  sich  im  wesentlichen  darauf  beschränkt,  die  geogra- 
phische Verteilung  der  Gewerkschaften  zu  Beginn  des  Jahres  1906  und 
ihre  gewaltige  Entwicklung  in  der  Zeit  von  1903 — 1906  zu  behandeln. 

(K.) 
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Skarzynski,  Graf  Louis.  Arbiitsausstände  und  Arbeiterverbände. 
Autorisierte  Uebersetzung  aus  dem  Russischen  von  Dr.  Claus.  Carl 
Heymanns  Verlag.  Berlin  1908.  VII  und  270  S.  M.  8. — . 

Das  vorliegende,  jetzt  übersetzte  Werk  entstand  zu  einer  Zeit,  als 
die  Arbeiterverhaltnisse  in  Rußland  neu  geregelt  werden  sollten.  Es 
wollte  diese  Neuregelung  durch  eine  Betrachtung  der  die  Arbeiterfrage 
betreffenden  Probleme  auf  internationaler  Grundlage  erleichtern.  Dabei 
werden  hauptsächlich  die  Gewerkvereine  und  das  Einigungs-  und  Schieds- 
gerichtsverfahren berücksichtigt. 

Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  die  Arbeitergesetzgebung  in  fol- 
genden Staaten  betrachtet:  Im  alten  Rom,  in  Oesterreich-Ungarn, 

Deutschland,  Frankreich,  Belgien,  Holland,  in  der  Schweiz,  in  Dänemark, 
Schweden  und  Norwegen,  Italien,  Spanien  und  Portugal,  England,  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Neuseeland  und  Australien 
und  in  Rußland. 

Der  Verfasser  befürwortet  die  Bildung  starker  Arbeitgeber-  und 
Arbeiterverbände,  die  zu  der  Einsicht  gelangt  sind,  daß  die  Arbeits- 
ausstände für  beide  Teile  verderblich  sind,  die  mit  allen  Mitteln  eine 
Einigung  anzustreben  geneigt  sind  und  die  in  der  I-age  sind,  die 
Durchführung  eines  Schiedsspruches  von  ihren  Mitgliedern  zu  er- 
zwingen. (K.) 

Verband  der  Steinsetzer , Pflasterer  und  Berufsgenossen  Deutschlands . Jah- 
resbericht pro  1907,  Berlin  1908.  Herausgegeben  vom  Ilauptvor- 
stande  des  Verbandes.  151  S. 

Der  Verein  tritt  hiemit  zum  ersten  Male  mit  einem  besonderen  Jah- 
resbericht vor  die  Oeffentlichkeit;  dieser  Schritt  wird  gerechtfertigt  mit 
dem  starken  äußeren  Wachsen  des  Verbandes  und  seiner  vermehrten 
Tätigkeit  im  Interesse  der  Berufsgenossen,  denen  er  ein  zusammen- 
fassendes Bild  von  der  Wirksamkeit  der  Organisation  geben  soll. 
Ferner  wird  als  Erwägung  taktischer  Natur,  die  eine  Herausgabe  regel- 
mäßiger Jahresberichte  angebracht  erscheinen  läßt,  die  den  freien  Ge- 
werkschaften drohende  »gelbe  Gefahr«  genannt,  der  am  besten  begegnet 
wird  durch  Aufklärung  über  die  tatsächlichen  Leistungen  der  der  Ge- 
neralkommission angeschlossenen  Organisationen. 

Die  Broschüre  gibt  neben  den  Berichten  der  Gauleiter  eine  Ucber- 
sicht  der  das  Gewerbe  im  Betriebsjahre  bewegenden  Ereignisse  (Streiks, 
Aussperrungen,  Tarifverträge,  Unternehmerorganisation  usw.). 

Es  fanden  statt : 

Bewegungen  ohne  Arbeitseinstellung:  80  mit  5643  Beteiligten 

Angriffsstreiks:  21  „ 442  „ 

Abwehrstreiks:  11  „ 400  „ 

Aussperrungen:  4 „ 98  „ 

Am  1.  Januar  1907  bestanden  Tarifverträge:  93  für  717  Be- 
triebe mit  8206  Beteiligten;  am  31.  Dezember  1907  bestanden  Tarif- 
verträge: 127  für  851  Betriebe  mit  9231  Beteiligten.  (J.) 

15.  Allgem.  Sozialpolitik. 

Verhandlungen  des  Vereins  fiir  Sozialpolitik  über  die  berufsmässige  Vor- 
bildung der  volkswirtschaftlichen  Beamten  mit  Referaten  von  K.  Bücher 
und  M.  Bohrend  und  über  Verfassung  und  Verwattungsoganisation  der 
Städte  mit  Referaten  von  /;'.  Loening,  E.  Walz,  K.  Flesch.  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  125.  Mit  einem  Anhang:  Nach- 
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trag  zu  Band  120,  Heft  II  von  E.  Springer.  Leipzig,  Dunker  u.  Hum- 
blot,  1908.  397  S.  M.  8.80. 

Der  erste  Teil  der  Verhandlungen  war  hauptsächlich  der  akade- 
mischen Ausbildung  des  praktischen  Volkswirts  gewidmet.  Beide 
Referenten  stellten  Leitsätze  für  den  Bildungsgang  auf,  die  sie  in  ihren 
weiteren  Ausführungen  begründeten.  Die  Diskussion  drehte  sich  haupt- 
sächlich um  die  Frage,  wie  weit  das  juristische  Studium  als  Vorberei- 
tung für  die  Berufstätigkeit  des  praktischen  Volkwirts  nötig  sei.  Den 
Referaten  lag  eine  Enquete  des  deutschen  volkswirtschaftlichen  Ver- 
bandes zu  Grunde. 

Die  Verhandlungen  über  den  zweiten  Gegenstand  der  Tagesord- 
nung wurden  durch  Loening  eröffnet.  Er  sprach  über  den  Inhalt  der 
Veröffentlichung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  und  das  Interesse  der 
Sozialpolitik  an  städtischen  Verwaltungs-  und  Verfassungsfragen  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Preußen.  Walz  behandelt  hauptsächlich  die 
süddeutsche  städtische  Verfassung  und  Verwaltung.  Flesch  hob  insbe- 
sondere die  Schwierigkeiten  hervor,  welchen  die  praktische  soziale  Ar- 
beit in  den  städtischen  Verwaltungen  unter  den  heutigen  rechtlichen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  begegnet.  Den  Referaten  folgt  die 
Wiedergabe  der  sehr  umfassenden  und  lehrreichen  Debatte.  (K.) 
We  nc  k , Martin , Die  Geschichte  und  Ziele  der  Sozialpolitik.  Die 
Politik  des  deutschen  Reichs  in  Einzeldarstellungen.  Band  2.  Georg 
H.  Wigand.  Leipzig  1908.  242  S.  M 4. — . 

In  dieser  Geschichte  der  deutschen  Sozialpolitik  werden  vor  allem 
auch  die  Verhandlungen  des  Reichstags  eingehend  berücksichtigt.  Der 
Verfasser  bemüht  sich,  unter  Vermeidung  alles  Ucbcrflüssigcn,  die 
einzelnen  Phasen  der  Entwicklung  scharf  hervorzuheben  und  dabei 
die  wichtigsten  sozialpolitischen  Fragen  prinzipiell  zu  erötern,  um  aus 
ihnen  die  Ziele  einer  vernünftigen  Sozialpolitik  abzuleiten.  Die  Dar- 
stellung reicht  bis  zum  Herbst  des  Jahres  1907.  Das  erste  Kapitel 
enthält  die  Vorgeschichte  der  deutschen  Sozialpolitik.  Es  werden 
die  Gesetzgebung  und  die  Arbeiterbewegung  bis  zum  Jahre  i8gi 
geschildert.  Dann  folgt  eine  Charakteristik  Bismarcks  als  Sozialpolitiker 
und  eine  Beurteilung  des  Sozialistengesetzes.  Daran  schließt  sich  eine 
eingehende  Betrachtung  der  verschiedenen  Zweige  der  Arbeiterver- 
sicherung, welche  Geschichte,  Organisation,  Statistik,  Reformfragen  und 
ihren  weiteren  Ausbau  berücksichtigt.  In  der  Einleitung  zu  dem  Ka- 
pitel über  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  wird  die  Stellung  Bismarcks 
zum  Arbeiterschutz  gekennzeichnet,  wird  der  Konflikt  zwischen  Kaiser 
und  Kanzler  geschildert,  ferner  wird  der  Fall  des  Sozialistengesetzes, 
werden  die  Februarerlasse  1890  behandelt  und  es  wird  erzählt,  wie 
darauf  das  Erwachen  des  sozialpolitischen  Verständnisses  sich  bemerk- 
bar machte.  Dann  folgt  eine  Darstellung  der  Sozialpolitik  der  neuen 
Aera,  es  wird  auseinandergesetzt,  was  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung 
von  1891  zu  bedeuten  hatte  und  es  wird  die  Institution  der  Gewerbe- 
gerichte gewürdigt.  Im  folgenden  Kapitel  werden  nicht  nur  die  Fort- 
schritte, sondern  auch  die  Rückschritte,  welche  die  deutsche  Sozial- 
politik von  1891 — 1900  erfahren  hat,  beleuchtet.  Die  erbitterten  Gegner 
der  neuen  Aera  werden  charakterisiert  und  es  ist  die  Rede  von  der 
Umsturzvorlage  und  der  Zuchthausvorlage.  Es  war  die  Aera  des 
Freiherrn  von  Stumm.  Dann  folgt  die  Aera  Posadow-sky.  Es  wird  nicht 
nur  erzählt,  was  sie  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  vollbracht,  sondern 
auch  was  sie  an  ungelösten  Aufgaben  zurückgclassen  hat.  Außer- 
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dem  wird  ein  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  sozialen  Bewegung 
während  dieser  Periode  gegeben.  Für  die  Weiterbildung  der  deutschen 
Sozialpolitik  fordert  Wcnck  stärkere  Heranziehung  der  Arbeiter  zur  Be- 
teiligung an  der  Selbstverwaltung  und  der  Justizpflege,  Förderung  ihrer 
geistigen  Fortbildung,  Gewährung  voller  Koalitionsfreiheit,  Begünstiguug 
der  Tarifgemeinschaften,  Errichtung  von  Arbeiterkammcm,  Einführung 
des  zehnstündigen  Arbeitstags  für  die  Frauen,  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
Schutzgesetzgebung  auf  die  Heimarbeiter,  Vermehrung  der  Fabrikin- 
spektorate  und  der  Gewerbegerichte,  technische  Vereinfachung  der 
Arbeiterversicherung,  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  Privatbeamte 
und  Handlungsgehilfen  usw.  (K.) 

16.  Handel  und  Verkehr. 

Arndt,  Prof.  Dr.  Paul.  Deutschlands  Stellung  in  der  Weltwirtschaft. 
Aus  Natur  und  Geisteswelt,  179.  Bändchen.  B.  G.  Teubner,  Leipzig 
1908.  129  S.  M.  1.25. 

Die  Schrift  verfolgt,  wie  der  Verfasser  sich  ausdrückt,  einen  dop- 
pelten Zweck : Sie  soll  die  Erkenntnis  der  weltwirtschaftlichen  Lage 
Deutschlands  und  der  vielen  neuen  wirtschaftlichen  und  politischen 
Aufgaben,  die  der  Weltverkehr  dem  deutschen  Volke  stellt,  fördern; 
sie  soll  ferner  die  Freude  am  gewaltigen  Können  des  deutschen  Volkes 
wecken  und  heben,  das  Vertrauen  des  Deutschen  auf  ihre  Kraft  stärken 
und  damit  ihren  Willen  zu  noch  größeren  Taten  in  der  Weltwirt- 
schaft und  Weltpolitik  kräftigen. 

Um  die  Stellung  Deutschlands  in  der  Weltwirtschaft  zu  kennzeichnen, 
wird  zunächst  der  Umfang  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  den 
übrigen  Ländern  der  Erde  dargestellt.  Zu  diesem  Zweck  wird  das 
internationale  statistische  Material  herangezogen,  um  eine  Vergleichung 
zu  ermöglichen  über:  Produktion,  Handel,  Verkehr,  Ein-  und  Aus- 
wanderung, Kapitalanlagen,  Kolonien  und  Handelsbilanz.  Daran  schließt 
der  Verfasser  eine  Betrachtung  der  Ursachen  der  modernen  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  Deutschlands.  Es  wird  dann  weiter  untersucht, 
inwiefern  die  Beteiligung  Deutschlands  an  der  Weltwirtschaft  vorteil- 
haft oder  nachteilig  ist.  Endlich  werden  die  Aufgaben  skizziert,  welche 
Deutschlands  Stellung  in  der  Weltwirtschaft  mit  sich  bringt.  Der  Ver- 
fasser fordert,  daß  der  Verkehr  und  Handel  möglichst  von  allen  hem- 
menden Schranken  befreit  werden.  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnisse  der  wichtigsten  Konkurrenzstaaten  werden  zum  Schluß 
treffend  charakterisiert.  (K.) 

Brandt,  Dr.  phil.  Paul.  Die  Fleischversorgung  von  Karlsruhe,  Mann- 
heim und  Ludwigshafen  a.  Kh.  (Volkswirtsch.  Abhandl.  der  bad. 
Hochschulen  IX.  Bd.  6.  Heft).  G.  Braun,  Karlsruhe  1908.  141  S. 
Preis  im  Abonn.  M.  2.80,  im  Einzelverk.  M.  3.60. 

In  der  aus  dem  Heidelberger  volkswirtschaftlichen  Seminar  hervor- 
gegangenen Abhandlung  werden  die  Flcischvcrsorgungsverhältnisse  dreier 
Städte,  die  in  der  letzten  Zeit  einen  gewaltigen  Aufschwung  zur  indu- 
striellen Großstadt  genommen  haben,  sehr  eingehend  untersucht.  Der 
Stoff  ist  in  drei  Abschnitte  gegliedert,  deren  erster  der  »Organi- 
sation des  Vieh  und  Flcischhandels«  gewidmet  ist.  Der  Viehhandel 
ist  in  den  Viehhöfen  zentralisiert,  die  den  Schlachthöfen  Karlsruhe 
und  Mannheim  angegliedert  sind.  Es  finden  hier  regelmäßige  wöchent- 
liche Schlachtviehmärktc  statt,  die,  soweit  Mannheim  in  Frage  kommt, 
eine  über  die  Grenzen  Badens  hinausgehende  Bedeutung  erlangt  haben. 

38* 
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Die  Organisation  des  Vieh-  und  Fleischhandels  zeigt  mittelstädtischen 
Charakter:  Landwirt  und  Metzger  treten  nicht  mehr  in  direkte  Be- 
rührung miteinander,  zwischen  beide  hat  sich  der  Händler  geschoben, 
dagegen  sind  Viehmarktbank,  Kommissionär  und  Großschlächter  noch 
nicht  vorhanden.  Der  Verkauf  des  Viehs  findet  >pro  Stück*  oder 
nach  Schlachtgewicht  statt.  Die  agrarische  Forderung  des  Ver- 
kaufs nach  Lebendgewicht  lehnt  der  Verfasser  ab,  da  nur  das 
Schlachtgewicht  eine  befriedigende  Basis  für  die  Preisnormierung  ab- 
gebc.  im  II.  Abschnitt  (»Der  Bezug  und  die  Verteilung  des 
Fleisches*!  wird  gesagt,  daß  die  badische  Landwirtschaft  den  Bedarf 
an  Schlachtvieh  nicht  zu  decken  vermag  und  deshalb  eine  starke  Zu- 
fuhr aus  dem  Norden  und  Osten  Deutschlands  stattfinden  muß,  über 
die  detaillierte  Zahlen  gegeben  werden.  »Die  Entwicklung  der  Vieh- 
und  Fleischpreise  mit  Preisstatistik*  behandelt  der  letzte  Absschnitt. 
Händler  und  Metzger  sind  für  die  Fleischteuerung  nicht  verantwort- 
lich zu  machen  ; der  Viehhandel  ist  ein  notwendiges  Mittelglied,  dessen 
Ausschaltung  die  Fleischnot  nur  steigern  würde;  die  Gewinne  der 
Metzger  sind,  wie  an  Hand  von  detaillierten  Rentabilitätsberechnungen 
nachgewiesen  wird,  relativ  gering.  Die  eigentliche  Ursache  der  Flcisch- 
teucrung  erblickt  Verfasser  in  der  Grenzsperre  gegen  ausländisches 
Vieh.  Ein  Hauptmittel,  die  Fleischpreise  auf  ein  gesundes  Niveau 
herabzudrücken,  sieht  er  in  der  vermehrten  Zufuhr  von  Schlachtvieh. 
Er  wendet  sich  dagegen,  daß  veterinärpolizeiliche  Vorschriften  dazu 
mißbraucht  werden,  um  der  viehzüchtenden  Landwirtschaft  wirtschaft- 
liche Vorteile  zu  sichern,  uud  fordert  erweiterte  Ocffnung  der  Grenzen 
bezw.  Milderung  dez  Importvorschriften.  Insbesondere  redet  er  der  Er- 
höhung der  Einfuhrkontingente  von  lebendem  Vieh  und  der  Errichtung 
weiterer  Grenzschlachthäuser  das  Wort. 

Falles,  Christian.  Handelsrcdaktcur  an  der  Kölnischen  Volks- 
zeitung. Die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage.  Ein  Rückblick  und 
Ausblick  im  Januar  190g.  Schriften  des  Gesamtverbandes  der  christ- 
lichen Gewerkschaften.  Christi.  Gewerkschaftsverlag,  Cöln  1908. 
36  S.  M.  0.60. 

Die  Schrift  ist  aus  einem  Vortrag  hervorgegangen,  welchen  der 
Verfasser  am  n.  Januar  vor  einer  Konferenz  christlicher  Gewerk- 
schaftssekretäre in  Düsseldorf  gehalten  hat.  Er  spricht  darin  von  der 
Lage  des  Geldmarktes,  von  den  Schwankungen  des  Diskontsatzes  von 
dem  Einfluß  der  amerikanischen  Spekulation  und  von  den  Folgen  der 
Geldkrisis.  Ferner  würdigt  er  die  Bedeutung,  die  der  Teuerung  ge- 
werblicher Rohstoffe  beizumessen  ist,  und  er  erörtert  die  Lage  auf  dem 
Eisenmarkt,  dem  Kohlenmarkt,  in  der  Textilindustrie  und  anderen  Ge- 
werben. Hier  schildert  er  auch  den  preissteigernden  Einfluß  der  Syn- 
dikate. Die  Teuerung  des  Getreides  führt  er  ausschließlich  auf  den 
Ausfall  der  Ernte  zurück,  und  er  sucht  die  Zollerhöhung  als  Faktor 
der  Preisbildung  auszuschalten.  Zum  Schluß  wagt  er  einen  wenig  er- 
mutigenden Ausblick  in  die  Zukunft ; er  erwägt  die  Aussichten  des 
Bedarfs,  des  Eisen  und  Kohlenmarktes,  die  Aussichten  im  Auslände, 
die  Zukunft  des  Geldmarktes.  Er  beurteilt  die  Vorschläge,  die  zur 
Erleichterung  des  Geldmarktes  gemacht  worden  sind,  empfiehlt  die 
Einführung  der  Goldprämienpolitik  und  die  Einschränkung  der  Frei- 
zügigkeit des  deutschen  Goldes.  Zum  Schluß  ermahnt  er  dringend  zur 
Mäßigung  und  Vorsicht.  (K.) 

Haar  mann,  Hermann  Justus,  Doktor  der  Staatswirtschaft. 
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Die  ökonomische  Bedeutung  der  Technik  in  der  Seeschiffahrt.  Dr.  Wer- 
ner Klinkhardt,  Leipzig  1908.  107  S.  M.  2. — . 

Diese  Schrift  ist  als  zweiter  Band  der  von  Ludwig  Sinzheimer  hcr- 
ausgegebenen  technisch-  volkswirtschaftlichen  Monographien  erschienen. 
Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Seeschiffahrt  äußert  sich  in  der  Ver- 
ringerung der  Frachtkosten  und  in  der  F.rmöglichung  des  Massentrans- 
ports. Die  Technik  schafft  die  dazu  erforderlichen  Voraussetzungen,  indem 
sie  für  möglichst  große  Ladefähigkeit  und  Geschwindigkeit  des  See- 
schiffes und  Stetigkeit  seiner  Fahrt  sorgt.  Die  möglichst  große  Lade- 
fähigkeit wird  erreicht  durch  Verringerung  des  Eigengewichts  des 
Schiffes,  durch  Vergrößerung  des  Schiffskörpers,  Ersetzung  der  steifen, 
platzraubcnden  Ankertaue  durch  Stahldraht,  durch  Verlegung  der  Mann- 
schaftsräume und  Kajüten  auf  Deck,  durch  Einführung  relativ  leichter, 
geringen  Raum  bedürftiger  und  wenige  Kohlen  verzehrender  Maschi- 
nen und  leichter  Kessel.  Diese  letzten  Mittel  dienen  auch  der  Erhö- 
hung der  Geschwindigkeit.  Entscheidend  hierfür  ist  aber  zunächst  die 
Schiffsform,  die  den  Widerstand  der  Wellen  am  leichtesten  brechen 
kann.  Wichtig  war  die  Ersetzung  der  Schaufelräder  durch  die  Schiffs- 
schraube. Auch  die  Vorrichtungen  die  der  Beschleunigung  des  Lö- 
schens und  Larlens  dienen  sind  von  großer  Bedeutung  für  die  Ge- 
schwindigkeit des  Transports.  Die  größere  Sicherheit  wird  schon 
durch  die  Anforderungen  der  Seeversicherung  herbeigeführt.  Bei  dem 
Bau  des  Schiffes  wird  jetzt  darauf  sorgfältig  Rücksicht  genommen.  Die 
Regelmäßigkeit  und  Stetigkeit  der  Schiffahrt  wurde  durch  die  Grün- 
dung der  großen  Gesellschaften,  die  einen  umfangreichen  Schiffspark 
besitzen,  ermöglicht.  Der  Verfasser  bemüht  sich  bei  der  Schilderung 
des  technischen  Entwicklungsganges  stets  die  sich  ergebenden  wirt- 
schaftlichen Wirkungen  hervorzuheben.  Besonders  bemerkenswert  sind 
auch  die  Ausführungen,  die  den  Einfluß  der  technischen  Errungen- 
schaften auf  die  Reederei  und  auf  das  in  der  Seeschiffahrt  beschäftigte 
Personal  zeigen  sollen.  (K.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  das  /ahr 
iyoj.  Erster  Teil.  Verlag  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mann- 
heim. 54*  und  523  S. 

ln  der  Einleitung  wird  ein  Ueberblick  über  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung im  Jahre  1907  gegeben.  Es  wird  darin  hervorgehoben,  daß 
das  Einsetzen  des  Konjunkturrückgangs  um  die  Mitte  des  Jahres  zu 
beobachten  war.  Mit  aller  Entschiedenheit  wird  aber  betont,  daß  die 
Grundlagen  des  deutschen  Wirtschaftslebens  durchaus  gesunde  sind, 
weit  gesunder  als  zu  Beginn  der  Krise  1900/ 1901.  Die  Befürchtung 
wird  ausgesprochen,  daß  nunmehr,  da  die  Welthochkonjunktur  zurück- 
geht und  auch  der  Inlandsmarkt  nicht  mehr  so  aufnahmefähig  ist  wie 
bisher,  die  Wirkungen  der  schutzzöllnerischcn  deutschen  Zoll-  und 
Handelspolitik  mehr  zum  Ausdruck  kommen  werden  als  es  zur  Zeit 
der  Hochkonjunktur  der  Fall  war.  Schon  jetzt  wird  über  die  Schwie- 
rigkeiten der  Ausfuhr  vieler  deutscher  Industrieprodukte  geklagt. 

Der  «tatsächliche  Teil«  umfaßt  Berichte  über  folgende  Gebiete 
der  Produktion  und  des  Verkehrs:  1.  Rohprodukte  der  Landwirtschaft  und 
Fabrikate  aus  denselben;  2.  Animalische  Rohprodukte  und  Fabrikate, 
Kolonialwaren ; 3.  Steine  und  Erden ; 4.  Montan-  und  Maschinenindu- 
strie ; 5.  Rohstoffe  der  pharmazeutischen,  chemischen  und  verwandten 
Industrien,  Fettwaren  und  Oele,  Farbstoffe;  6.  Textilindustrie;  7.  Roh- 
stoffe und  Fabrikate  der  Papierindustrie ; 8.  Rohstoffe  und  Fabrikate 
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der  Lederindustrie;  9.  Holz-  und  Holzwaren;  10.  Verschiedene  Indu- 
strien und  Geschäftszweige,  wie  Gummi,  Zelluloid,  Kork  etc.;  n.  Schiff- 
fahrt, Flößerei,  Spedition  und  Lagerwesen.  Außerdem  wird  berichtet 
über  Versicherungswesen,  den  Geldmarkt,  über  Kartelle  und  Arbeiter- 
verhältnissc. 

Dann  folgt  der  »Gutachtliche  Teil«,  der  folgende  Abschnitte  um- 
faßt: 1.  Einrichtungen  für  Handel  und  Industrie;  2.  Verkehrswesen; 
3.  öffentliche  Abgaben. 

Der  Bericht  ist  reich  an  nützlichen  statistischen  Tabellen.  (K.) 
Peters,  Afa  x.  Schiffahrtsabgaben.  Zweiter  Teil:  Die  wirtschaftliche 
Lage.  Dritter  Teil:  Die  verkehrspolitische  Lage.  Im  Auftrag  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  herausgegeben.  Duncker  u.  Humblot,  Leip- 
zig 1908.  340  S.  M.  7.60. 

Der  erste  vorangegangene  Teil  dieses  Werkes  behandelt  die  Rechts- 
lage der  Schiffahrtsabgaben.  Der  weitaus  größte  Teil  des  vorliegenden 
Bandes  ist  der  Erörterung  der  wirtschaftlichen  Lage  gewidmet.  Er 
zerfällt  in  fünf  Hauptabschnitte,  die  folgende  Ueberschriften  tragen: 
1.  Der  Begriff  der  Schiffahrtsabgaben,  2.  Die  staatswirtschaftliche  Be- 
rechtigung der  Schiffahrtsabgaben,  3.  Die  wirtschaftliche  Möglichkeit 
der  Schiffahrtsabgaben,  4.  Die  Bemessung  der  Schiffahrtsabgaben,  5.  Er- 
hebung und  Organisation. 

Für  I’eters  kommen  nur  solche  Schiffahrtsabgaben  in  Betracht,  die 
den  Charakter  von  Gebühren  tragen,  und  die  dem  Art.  54  der  Reichs- 
verfassung entsprechen.  Sie  werden  vom  Staate  oder  anderen  öffent- 
lichen Verbänden  und  ausnahmsweise  mit  staatlicher  Ermächtigung 
auch  von  Privaten  als  Gegenleistung  für  die  im  Schiffahrtsinteresse  ge- 
schaffenen Verkehrseinrichtungen  erhoben.  Der  Verfasser  hegt  leb- 
hafte Bedenken  gegen  die  Anwendung  des  gemeinwirtschaftlichen 
Prinzips  auf  die  Schiffahrtsanstalten  und  er  sucht  die  Berechtigung  des 
Gebühren-  und  Erwerbsprinzips  für  sie  zu  begründen.  Eine  besonders 
große  Rolle  spielt  in  allen  Ausführungen  das  Rheingebiet  und  sein  Ver- 
kehr. Die  Untersuchungen  beschränken  sich  in  der  Hauptsache  auf 
Preußen  und  Norddeutschland,  weil  die  deutschen  Wasserstraßen  zum 
weit  überwiegenden  Teil  unter  preußischer  Hoheit  stehen,  und  weil  fer- 
ner die  Erhebung  von  Schiffahrtsabgaben  fast  ausschließlich  in  Preußen 
und  Norddeutschland  stattfindet.  In  Süddeutschland  gibt  es,  abgesehen 
vom  Donau-Mainkanal  und  den  reichsländischen  Kanälen,  nur  abgaben- 
freie Schiffahrtswege  und  auch  die  großen  Binnenhäfen  stehen  dem 
Verkehr  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Das  zu  Grunde  gelegte  statisti- 
sche Material  bezieht  sich  auf  das  Jahr  1905.  (K.) 

IV immer,  Emil,  Dr.  oec.  publ.,  bad.  Forstassessor.  Mannheims 
Stellung  im  Nutzlwlzverkehr  von  1800 — tpoj.  G.  Braunschc  Hofbuch- 
druckerei, Karlsruhe  1908.  132  S.  M.  4. — . 

Diese  Studie  will  einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des 
Holzverkehrs,  der  von  den  süddeutschen  Staaten  aus  nach  dem  rhei- 
nischen Industriegebiet  geht  und  der  Zufuhr  von  ausländischem  Holz 
in  dieses  Gebiet  geben.  Da  Mannheim  schon  früh  eine  große  Bedeu- 
tung im  Holzverkehr  gewonnen  hatte,  wurde  diese  Stadt  in  den  Mittelpunkt 
der  Untersuchungen  gestellt. 

Das  Buch  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte.  Der  erste  umfaßt  den 
Holzverkehr  Mannheims  von  1800  bis  1869,  der  zweite  denjenigen 
von  1869  bis  1905.  Im  ersten  Abschnitt  wird  zunächst  auf  dieAende- 
rungen  in  den  herrschenden  wirtschaftlichen  Theorien  und  ihre  Wir- 
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kung  auf  die  Forstgesetzgebung,  auf  das  Abgabewesen,  die  Zollpolitik, 
die  Gestaltung  des  Verkehrs  zu  Wasser  und  zu  Land  hingewiesen. 
Daran  schließt  sich  eine  Skizze  der  Verkehrsentwicklung.  Im  zweiten 
Abschnitt  werden  die  Entwicklung  der  Verkehrstechnik,  das  Eisenbahn- 
tarifwesen und  die  Zollpolitik,  die  Spezialisierung  des  Holzhandels,  so- 
wie die  Entstehung  und  das  Wachstum  der  Holzindustrie  berücksich- 
tigt. Dann  folgen  Ausführungen  über  die  Größe  und  Art  des 
Holzverkehrs,  der  sich  nach  Transportmethode,  nach  Holzarten  und 
Sortimenten,  nach  Bestimmungs-  und  Herkunftsländern  von  1869  bis 
1900  gliedert.  Hierauf  gibt  der  Verfasser  einen  Ueberblick  über  die 
Neugestaltung  von  Verkehrswegen,  die  für  den  Holzverkehr  Mannheims 
in  Betracht  kommen,  und  eine  Würdigung  ihrer  Bedeutung.  Dem  Preis- 
gang des  Holzes  im  Walde  und  auf  dem  Markte  ist  eine  besondere  Be- 
trachtung gewidmet. 

Zum  Schluß  wird  gezeigt,  wie  die  industrielle  Entwicklung  Deutsch- 
lands an  den  Wald  als  Nutzholzproduzcnten  immer  größere  Anforde- 
rungen stellte,  und  wie  infolgedessen  die  Holzpreise  steigen  mußten. 
Die  Blüte  der  Industrie  hat  also  auch  die  Forstwirtschaft  intensiver  und 
einträglicher  gestaltet.  (K.) 

17.  Handlungsgehilfenfrage. 

Die  Berujsivahl  der  schulentlassenen  Jugend  in  den  Grossstädten.  Sonder- 
abdruck aus  dem  Archiv  für  kaufmännische  Sozialpolitik.  Hamburg 
1908,  Buchhandlung  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfen-Vcr- 
bandes.  96  S. 

Durch  die  vielfachen  Klagen  über  Lehrlingsmangel  oder  Ueber- 
füllung  in  verschiedenen  Berufskreisen  angeregt,  hat  der  Deutschnatio- 
nale Handlungsgehilfen-Verband  zu  Anfang  des  Jahres  1907  eine  Um- 
frage bei  den  Verwaltungsbehörden  und  statistischen  Aemtern  der  Groß- 
städte unternommen,  um  festzustellen,  in  welchem  Umfange  sich  die 
Jugend,  die  nach  der  Erfüllung  der  Schulpflicht  entlassen  wird,  den 
einzelnen  Berufen  zuwendet.  Die  vorliegende  Schrift  ist  das  Ergeb- 
nis dieser  Untersuchung.  Sie  enthält  Angaben  über  Berlin,  Charlot- 
tenburg, Hamburg,  Altona,  Lübeck,  Breslau,  Elberfeld,  Kassel,  Wies- 
baden, Plauen  i.  V.,  Posen,  Bremen,  Kiel.  (R.) 

Das  Lehrlingswesen  im  Handelsgewerbe.  Band  36  der  Schriften  des 
Dcutschnationalen  Handlungsgchilfen-Verbandcs  zu  Hamburg.  Ham- 
burg 1907.  Buchhandlung  des  D.  H.  V.  96  S. 

Der  Inhalt  zerfällt  in  folgende  Abschnitte : Die  heutigen  Zustände  ; 
die  Vorbildung  der  Lehrlinge;  die  Zahl  der  Lehrlinge;  die  Lehr- 
lingsskala; die  praktische  und  theoretische  Ausbildung:  die  Gehilfen- 
prüfung ; die  Ausbildung  der  Prinzipale ; der  Lehrvertrag ; Erfahrungen 
im  Handwerk  ; die  Stellung  der  Handelskammern ; Muster  eines  Lehr- 
vertrags. 

Die  Schrift  ist  die  Wiedergabe  der  Verhandlungen  über  das  Lehr- 
lingswesen, die  der  zehnte  deutsche  Handlungsgehilfentag  führte.  Die 
Schrift  gipfelt  in  einer  Reihe  von  Reformvorschlägen  über  die  Mindest- 
vorbildung der  Lehrlinge,  die  I.ehrlingsskala,  die  Fortbildungsschul- 
pflicht,  dicGchilfcnprüfung,  die  Anforderungen  an  die  Bildung  der  Lehr- 
herren und  ihrer  Stellvertreter,  den  Lehrvertrag  und  die  Vorbedin- 
gungen, die  das  Recht  zum  Halten  von  Lehrlingen  aufheben.  (R.) 

18.  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen. 

Barthelme,  Dr.  Georg,  Das  deutsche,  insbesondere  das  preussische 
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Sparkassenwesen  und  das  Seherische  Prämiensparsystem . Ein  Beitrag 
zur  Reform  des  deutschen  Sparwesens,  besonders  des  preußischen 
Sparkassenwesens.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  Berlin  1908.  208  S. 

M.  3 — 

Der  Verfasser  bricht  eine  Lanze  für  das  Seherische  Prämienspar- 
system, das  im  Jahre  1904  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  lebhaft  er- 
regte. In  seinem  Buche  sucht  er  zwei  Fragen  zu  beantworten:  Ist 
das  Seherische  System  nötig  und  ist  es  möglich  ? Er  beginnt  daher 
mit  einer  Kritik  des  heutigen  Sparwesens.  Nach  seiner  Ansicht  sind 
die  Sparkassen  mehr  Depositenbanken  für  den  kleinen  und  mittleren 
Rentner  als  Sparanstalten  für  den  kleinen  Sparer.  Von  der  sparfähigen 
Bevölkerung  spart  nur  etwa  die  Hälfte.  Diese  Sparlässigkeit  erklärt 
sich  aus  der  mangelnden  Spargelegenheit,  der  Reizlosigkeit  des  Sparens, 
woran  das  unsoziale  Verhalten  der  Sparkassen  zum  Teil  die  Schuld 
trägt.  Einzelne  Verbesserungen  sind  zwar  durchgefuhrt,  wie  Vermeh- 
rung der  Sparstellen,  Verlängerung  der  Annahmezeiten,  Verringerung 
der  Einlagehöhe,  Einführung  der  Sparmarken,  der  Sparbüchsen,  der 
Abholung  der  Sparbeträge,  der  gesperrten  Sparbücher  und  des  Ueber- 
tragbarkeitsverkehrs  nebst  einer  liberaleren  Zinspolitik.  Es  fehlt  aber 
noch  eine  durchgreifende  Reform,  die  auch  auf  dem  Wege  des  Ver- 
sicherungs-  und  Sparzwanges  nicht  zu  erreichen  ist. 

Nur  das  Seherische  Prämiensparsystem  vermag  nach  der  Ansicht 
des  Verfassers  die  erforderliche  Sparerleichterung  und  Sparanreizung 
zu  bieten.  Die  Sparerlcichterung  wird  geboten  durch  die  Abholung 
der  Spareinlagen,  der  Anreiz  wird  geschaffen  durch  Verlosung  der  Zin- 
sen der  Spareinlagen  für  das  Sammeljahr.  Der  Verfasser  setzt  dann  die 
technischen  Einzelheiten  des  Seherischen  Planes  auseinander  und  sucht 
die  kritischen  Angriffe,  die  er  erfahren  hat,  zu  entkräften  und  zu  wider- 
legen. (K.) 

Bla  um,  Kurt.  Das  Geldwesen  der  Schweiz  seit  lygS.  Abhandlungen 
aus  dem  staatswissenschaftlichen  Seminar  zu  Straßburg.  Heft  XXIV. 
Karl  J.  Trübner,  Straßburg  1908.  176  S.  M.  4.50. 

Das  Buch  beginnt  mit  einer  Darstellung  der  Einigungsbestrebungen 
und  Reformversuche  1798 — 1840  und  charakterisiert  dann  das  schwei- 
zerische Geldsystem  auf  Grund  des  Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850. 
Fis  folgt  eine  Erörterung  der  Maßregeln,  die  zur  Bekämpfung  des 
Silberabflusses  1853 — 1869  ergriffen  wurden,  wozu  auch  die  Gründung 
des  lateinischen  Münzbundes  gehört.  Das  Anschwellen  des  notalen 
Geldarten  1870—1883  wird  erklärt  und  stufenweise  geschildert.  Schließ- 
lich wird  von  den  Anfängen  der  Nationalisierung  und  der  Zentralisation 
des  schweizerischen  Geldwesens  seit  1883  gesprochen.  Dabei  werden 
die  Reformen  in  der  Münzunion  und  der  Kampf  gegen  die  Valutavcr- 
schlcchterung,  hauptsächlich  durch  die  Zentralisation  des  Notenbank- 
wesens, besonders  berücksichtigt. 

Blauni  ist  ein  Schüler  Knapps  und  er  steht  ganz  auf  dem  Boden 
der  »Staatlichen  Theorie  des  Geldes«.  Knapp  hat  in  seinem  Buche 
das  Geldwesen  der  Staaten:  England,  Frankreich,  Deutsches  Reich  und 
Oesterreich  dargestellt.  Blauin  will  die  historische  Darstellung  Knapps 
durch  seine  Betrachtung  des  Geldwesens  der  Schweiz  ergänzen.  Er 
ergänzt  die  Theorie  Knapps  durch  die  Einführung  des  Begriffs  »einsei- 
seitiger Synchartismus.«  Knapp  bezeichnet  mit  Synchartismus  die  beider- 
seitige, auf  völkerrechtlichem  Vertrag  beruhende  Annahme  des  beider- 
seitigen Geldes  zweier  Staaten  in  jedem  derselben.  In  der  Schweiz 
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findet  sich  aber  auch  die  einseitige  Annahme  eines  fremden  Geldstückes 
durch  den  Staat,  die  auf  einseitigem  Staatsakt,  nicht  auf  Staatenvertrag 
beruht.  Durch  diesen  Vorgang  wird  der  annehmende  Staat  für  das  syn- 
chartal  behandelte  Geldstück  eine  Geldprovinz  des  anderen.  Dieser 
Zustand  ist  der  des  einseitigen  Synchartismus«.  Er  bedeutet  eine 
Abhängigkeit  des  einen  Staates  vom  dem  anderen  und  hat  für  jenen 
meistens  schädliche  Folgen.  Blaum  schließt  sein  Buch  mit  folgenden 
Worten:  »Das  Geld  ist  ein  Geschöpf  der  Rechtsordnung,  und  wenn  der 
Staat  das  Recht  schafft,  muß  er  auch  Herr  über  das  Geld  sein.«  (K.) 
Claus,  Dr.  Rudolf.  Das  russische  Bankcvesen.  (Staats-  und  sozial- 
wissenschaftliche  Forschungen,  Heft  131).  I-cipzig  1908.  Duncker  u. 
Humblot,  VII  und  162  S.  M.  4. — . 

Verfasser  schildert  zunächst  die  Organisation  des  gesamten  rus- 
sischen Bankwesens,  dann  die  Arbeitsteilung  zwischen  den  Banken. 
Der  erste  Abschnitt  gibt  einen  geschieht).  Ueberblick  über  die  An- 
stalten bis  zur  völligen  Umgestaltung  des  Kreditwesens  i.  J.  1860.  Es 
werden  dann  die  staatlichen  und  kommunalen  Institute  wie  Staatsbanken, 
Bauern-  und  Adelsbanken,  Sparkassen,  Leihkassen,  Gemeindebanken  und 
städt.  Leihhäuser  behandelt,  ferner  die  gegenseitigen  Gesellschaften  für 
lang-  und  kurzfristigen  Kredit,  die  Handels-  und  Hypothekenaktien- 
banken, Bankiers,  Leihhäuser  und  Kleinkreditanstalten.  Neben  Diskont-, 
Lombard-,  Depositengeschäft  usw.  sind  die  Umlaufsmittel  und  in  Ver- 
bindung mit  dem  Hypothekenkredit  auch  die  für  Rußland  so  wichtige 
Agrarfrage  berücksichtigt.  (R.) 

Lansburgh,  Alfred.  Die  Verwaltung  des  Volksvermögens  durch  die 
Banken.  Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift:  »Die  Bank«.  Monats- 
hefte für  Finanz  und  Bankwesen.  Bank- Verlag,  Berlin-Charlottenburg 
1908.  24  S.  M.  0.50. 

In  dieser  Schrift  wird  die  Frage  aufgeworfen,  ob  das  den  Banken 
anvertraute  Volksvermögcn  von  diesen  so  verwaltet  wird,  daß  die  ge- 
werbliche Tätigkeit  im  Lande  ohne  Ueberhitzung  und  ohne  Stockung 
ihren  ebenmäßigen  Fortgang  nimmt  und  Währungs-,  Kredit-  und  Pro- 
duktionskrisen nach  Möglichkeit  vermieden  werden.  Der  Verfasser 
ist  der  Ansicht,  daß  das  nicht  der  Fall  ist,  daß  die  Banken  vielmehr 
aus  Gewinninteresse  in  einseitiger  Weise  die  Großindustrie  mit  Kapital 
versorgen  und  daß  dadurch  eine  Uebertreibung  industrieller  Gründungen 
herbeigeführt  wird,  die  zu  einer  Krisis  führen  muß.  Je  mehr  Geld 
die  Banken  in  der  Industrie  investiert  haben,  um  so  mehr  Wechsel 
diskontieren  sie  bei  der  Reichsbank,  die  dann  durch  übergroße  Bank- 
notenausgabe die  Gefahr  einer  Währungskrisis  herautbeschwören  kann. 
Es  fragt  sich,  ob  die  Regierung  durch  Erleichterung  des  Scheckver- 
kehrs den  Zufluß  disponibler  Gelder  in  die  Banken  verstärken  darf, 
ohne  die  Gewähr  dafür  zu  bieten,  daß  diese  das  ihnen  anvertraute 
Volksvermögcn  im  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Interesse  zu  ver- 
walten bereit  sind.  (K.) 

Schumacher,  //.  Die  Ursachen  der  Geldkrisis.  Neue  Zeit-  und 
Streitfragen,  herausgegeben  v.  d.  Gehe-Stiftung  V,  6 u.  7.  Dresden  1908 
v.  Zahn  und  Jaensch.  65  S.  M.  1.60. 

Gegenstand:  nicht  die  »Kapitalkrisis«,  auch  nicht  die  »Kreditkrisis«, 
sondern  lediglich  die  »Geldkrisis«  der  letzten  Zeit.  Sie  war  lokal  be- 
dingt in  der  amerikanischen  Bankverfassung  im  allgemeinen  (Zurück- 
treten der  Tratten,  große  Rolle  des  Lombards,  Verwendung  der  promis- 
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sory  notes,  Basierung  der  Notenausgabe  auf  Staatsbonds  und  daher 
Fehlen  des  Zusammenhanges  mit  dem  V e rkeh  rsbedarf,  Barreservezwang 
gegen  die  Depositenbank,  Fehlen  der  Möglichkeit  planvoller  Diskont- 
politik, daher  ausschlaggebende  Rolle  des  call  monev  market  der  Börse) 
mit  ihrer  mangelnden  Elastizität  und  ihrer  Neigung,  gerade  durch  Reich  - 
tumsmomentc  (hohe  Erntepreise  und  starke  Depositen)  Geldklemmen 
auszulösen.  Bedrohlich  erscheint  ihr  diesmaliger  Verlauf  inso- 
fern, als  auch  dieses  Mal  wieder,  aber  in  einer  bisher  noch  nie  dage- 
wesenen Weise,  statt  der  fehlenden  Zcnlralnotenbank  die  Regierung 
(Schatzsekretär)  mit  Gewährung  von  Depositen  eingriff,  um  den  Geldstand, 
in  diesem  Fall:  durch  Goldankauf  zu  erleichtern  (fast  ix/a  Milliarden 
Mark  hätten , nachdem  die  Aldrich  Bill  auch  die  Zolleinkünfte  zu 
diesem  Zweck  disponibel  gemacht  hatte , im  Ganzen  zur  Verfügung 
gestellt  werden  können),  und  als  eine  häufigere  Wiederholung  dieser 
ganz  unberechenbaren,  dem  Wesen  nach  ».staatssozialistischen«  Maß- 
nahmen eines  periodisch  gewählten  politischen  Beamten  die  Gcldpolitik 
der  Bank  von  England  und  noch  mehr  die  der  Reichsbank  in  bisher 
nie  gekannte,  erst  seit  der  Durchführung  der  Goldwährung  in  Amerika 
mögliche  Situationen  zu  versetzen  vermöchte.  (W.) 

19.  Handels-  und  Kolonialpolitik. 

Fellner,  Dr.  Friedrich,  Dozent  an  der  königlich-ungarischen  Uni- 
versität in  Budapest,  Direktorstellvertreter  und  Generalsekretär  der 
ungarischen  Agrar-  und  Rentenbank.  Du  Zahlungsbilanz  Ungarns. 
Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  internationalen  Zahlungsbilanz  im 
allgemeinen.  Wiener  staatswissenschaftliche  Studien,  herausgegeben 
von  Edmund  Bernatzik  und  Eugen  von  Philippovich.  Achter  Band. 
Erstes  Heft.  Franz  Deuticke,  Wien  und  Leipzig  1908.  162  S.  M.  6. — . 

Dieses  Buch  zerfällt  in  zwei  Abschnitte.  Der  erste  Abschnitt  be- 
handelt die  Theorie  der  internationalen  Zahlungsbilanz,  der  zweite 
die  internationale  Zahlungsbilanz  Ungarns.  Im  ersten  Abschnitt  er- 
örtert der  Verfasser  den  Begriff  und  die  Elemente  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  die  Ausgleichung  der  Saldi,  die  Feststellung  der  inter- 
nationalen Zahlungsbilanz  und  deren  Schwierigkeiten.  Er  deckt  den 
Irrtum  der  Merkantilisten  auf,  spricht  von  den  auswärtigen  Wechsel- 
kursen und  der  Statistik. 

Im  zweiten  Abschnitt  werden  die  Elemente  der  Zahlungsbilanz 
Ungarns  untersucht.  Es  sind  die  Handelsbilanz,  der  internationale 
Zinsen-,  Dividenden-,  Renten  etc.  Verkehr,  die  Wanderbewegung  und 
der  Fremdenverkehr,  der  internationale  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
verkehr, die  Erwerbstätigkeit  im  Ausland,  der  internationale  Edelmetall- 
verkehr und  sonstige  Formen  des  Wertverkehrs.  Zum  Schluß  be- 
stimmt der  Verfasser  das  Wesen  und  die  Natur  der  Zahlungsbilanz 
Ungarns  auf  Grund  der  vorangegangenen  Darlegungen. 

Während  Ungarn  eine  günstige  Handelsbilanz  besitzt,  ist  seine 
Zahlungsbilanz  gegenüber  dem  Auslande  um  mehr  als  176  Millionen 
K.  passiv.  Ungarn  ist  dem  Auslande  stark  verschuldet.  Die  jährliche 
Zinsenschuld  von  350  Millionen  K.  tilgt  das  Land  teils  mittels  Ex- 
port von  Waren,  teils  durch  die  remitierten  Geldbeträge  der  im  Aus- 
land lebenden  Ungarn.  Schließlich  deutet  der  Verfasser  die  Maßregeln 
an,  durch  welche  die  Zahlungsbilanz  Ungarns  günstiger  gestaltet  wer- 
den kann.  (K.) 

Jahrbuch  über  die  deutschen  Kolonien,  herausgegeben  von  Dr.  Karl 
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Schneider,  1.  Jahrgang.  G.  D.  Baedeker,  Essen  1908. 

M.  5--- 

Das  Jahrbuch  will  dem  Zweck  dienen,  weitere  Kreise  über  die 
fortlaufende  Entwicklung  unserer  Kolonien  und  Kolonialpolitik  unter- 
richtet zu  halten.  Es  will  sich  jeder  parteipolitischen  Bevormundung 
enthalten  und  steht  seiner  ganzen  Anlage  nach  auf  dem  Boden  der 
deutschen  Kolonialgcsellschaft.  Das  Bild  des  Präsidenten  dieser  Ge- 
sellschaft schmückt  diesen  ersten  Band.  Das  Jahrbuch  enthält  Aufsätze 
über  die  Fortschritte  in  der  geographischen  Erschließung  unserer 
Kolonien  seit  1905  von  Prof.  Dr.  Max  Eckert  in  Aachen;  über  das 
Seelenleben  der  Eingeborenen  von  Prof.  Dr.  Carl  Meinhof  in  Berlin. 
Ferner  bringt  es  verschiedene  Artikel  über  die  deutschen  Schutztruppen, 
so  über  Deutschlands  militärische  Stellung  in  den  Kolonien  von  Major 
Maercker,  über  die  militärische  Lage  in  Deutsch-Ostafrika  von  Ober- 
leutnant Kramer,  über  die  militärische  Lage  in  Kamerun  von  Haupt- 
mann Stieber,  über  die  militärische  Lage  in  Süd-VVestafrika  von 
Major  Maercker.  Stabsarzt  Kuhn  erörtert  die  Gesundheitsverhältnisse 
in  unseren  Kolonien.  Prof.  Dr.  Anton,  Jena  wirft  einen  Rückblick 
auf  die  Fortschritte  unserer  kolonialen  Entwicklung  im  Jahre  1906/07; 
er  hat  auch  einen  Beitrag  über  die  Siedelungsgesellschaft  für  Deutsch- 
Südwestafrika  geliefert.  Dr.  Max  Fleischmann,  Amtsrichter  und  Privat- 
dozent an  der  Universität  Halle  a.  S.,  behandelt  die  Verwaltung  unserer 
Kolonien  und  die  Fortschritte  des  letzten  Jahres.  Von  Peter  Acker 
stammt  ein  Aufsatz  über  die  Erziehung  der  Eingeborenen  zur  Arbeit 
in  Deutsch-Ostafrika;  über  Art  und  Charakter  des  Negers  spricht  Oberst- 
leutnant Richelmann  in  Lauban.  Missionar  Spieth  schildert  die  Rechts- 
anschauungen der  Togo-Neger  und  ihre  Stellung  zum  europäischen 
Gerichtswesen.  Paul  Rohrbach  äußert  sich  über  den  Zustand  Südwest- 
afrikas nach  dem  Kriege.  Eine  Umschau  in  der  Kolonialliteratur  des 
letzten  Jahres  hält  Dr.  W.  Morgenroth  in  Köln  und  der  Herausgeber  hat 
eine  Zeittafel  zur  Uebersicht  über  die  deutsche  Kolonialbewegung  1907 
als  Schluß  des  Ganzen  beigesteuert.  (K.) 

Köbner,  Prof.  Dr.  Otto,  wirkl.  Admiralitätsrat  und  Vortragender  Rat 
im  Reichs-  Marine-Amt.  Einführung  in  die  Kolonialpolitik.  Gustav 
Fischer,  Jena  1908.  227  S.  M.  5. — . 

Dieses  Buch  ist  eine  erweiterte  Wiedergabe  des  von  Köbner  ver- 
faßten Artikels  >Kolonien  und  Kolonialpolitik«  in  Elster's  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft,  2.  Aufl.  Der  Artikel  ist  in  der  Buchform  ergänzt 
worden  durch  neues  statistisches  Material  und  durch  Darstellung  der 
kolonialen  Entwicklung  in  allerjüngster  Zeit,  ferner  sind  einzelne  ge- 
schichtliche Abschnitte,  das  koloniale  Finanzwesen,  das  Eisenbahnwesen, 
die  Landpolitik,  die  Eingeborenenpolitik  teils  neu  bearbeitet,  teils  er- 
heblich erweitert  worden. 

In  der  Einleitung  erklärt  Köbner  den  Begriff  und  die  Bedeutung 
der  Kolonien  und  teilt  er  sie  ein  nach  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten.  Die  wirtschaftliche  Einteilung  unterscheidet  Gebiete 
der  Urproduktion,  die  entweder  Siedelungs-  oder  Pflanzungskolonien 
sind,  und  koloniale  Stützpunkte,  die  entweder  Handelskolonien  oder 
politisch-militärische  Stützpunkte  oder  beides  zugleich  sind.  Den  Straf- 
kolonien wird  jedes  Existenzrecht  abgesprochen.  Der  historische  Ab- 
schnitt zerfällt  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  die  äußere  Geschichte, 
der  zweite  die  innere  Entwicklung  der  Kolonialpolitik  behandelt.  In 
dem  ersten  Teil  wird  erzählt,  wie  die  modernen  Kolonialreiche  ent- 
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standen  sind,  dabei  ist  der  Entstehung  und  dem  heutigen  Stand  des 
deutschen  Kolonialbesitzes  eine  besondere  Betrachtung  gewidmet.  Der 
zweite  historische  Teil  beschäftigt  sich  einesteils  mit  der  Rolle,  die  die 
Kolonialgesellschaften  als  kolonisierende  Faktoren  gespielt  haben. 
Köbner  erhebt  politisch-rechtliche  und  sozialpolitisch-wirtschaftliche 
Bedenken  gegen  das  System  der  mit  Hoheitsrechten  ausgestatteten 
Kolonialgesellschaften,  von  dem  die  deutsche  Kolonialpolitik  sich  ent- 
gültig  losgesagt  hat,  indem  sie  die  Schutzgewalt  in  volle  Staatsgewalt 
verwandelte.  Andererseits  beschäftigt  sich  dieser  Teil  mit  dem  Ver- 
hältnis der  kolonisierenden  Macht  zu  der  Eingeborenenbevölkerung. 
Köbner  ist  entschiedener  Anhänger  einer  humanen,  gerechten  und 
pfleglichen  Eingeborenenpolitik.  Besondere  Aufmerksamkeit  widmet 
Köbner  der  rechtlichen  und  politischen  Ordnung  in  den  Kolonien. 
Er  spricht  von  den  staatsrechtlichen  Grundlagen,  von  der  Organisation, 
der  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Justiz,  von  der  Abgrenzung  der 
Staatsgewalt  des  Mutterlandes  gegenüber  der  Selbstverwaltung  der  Ko- 
lonien und  von  dem  finanziellen  Verhältnis  zwischen  Mutterland  und 
Kolonien.  Zum  Schluß  behandelt  er  die  Aufgaben  der  kolonialen  Wirt- 
schaftspolitik. Produktion,  Handel  und  Verkehr,  Geld-  und  Bankwesen 
werden  als  Gegenstände  der  Kolonialpolitik  betrachtet.  Besonders 
eingehend  wird  das  Problem  der  Landpolitik  in  den  Kolonien  erörtert. 
Uebcrall  macht  Köbner  gemeinwirtschaftliche  Gesichtspunkte  gegen- 
über der  privatwirtschaftlichen  Interessensphäre  geltend.  (K.) 

Trescher,  Dr.  K,  Düsseldorf.  Vorzugszölle,  ihre  Geschichte  und  Wir- 
kung im  internationalen  Warenaustausch.  Franz  Siemenroth,  Berlin 
1908.  VII  und  176  S.  M.  3.60. 

Vor  einem  Jahrzehnt  etwa  offenbarte  Großbritannien  seine  Absicht, 
dem  Handel  in  seinen  Kolonien  eine  zollbevorzugte  Stellung  einzu- 
räumen und  seitdem  hat  die  Zolldiffercnzierung  immer  weitere  Fort- 
schritte gemacht.  Trescher  behandelt  die  Geschichte  dieser  Vorzugs- 
handelspolitik überall,  wo  sie  aufgetreten  ist:  im  britischen,  französischen 
und  anderen  Kolonialreichen,  zwischen  benachbarten  und  befreundeten 
Staaten.  Gegenstand  seiner  Untersuchung  sind  nicht  alle  Differential- 
zölle, sondern  nur  die  günstigere  Behandlung,  die  irgend  ein  Staat 
einem  fremden  Wirtschaftsgebiete  grundsätzlich  angedeihen  läßt,  von 
deren  Mitgenuß  aber  die  Einfuhr  aus  anderen,  auch  den  meistbegün- 
stigten Ländern  ausgeschlossen  bleibt.  Damit  ist  nach  der  Ansicht 
des  Verfassers  die  Meistbegünstigung  illusorisch  gew-orden.  Nur  das 
deutsche  Reich  und  mit  ihm  einige  andere  Kulturstaaten  der  alten 
Welt  halten  an  der  unbedingten  Meistbegünstigung  fest,  kennen  keine 
Vorzugszölle  zu  Gunsten  irgend  jemandes,  nicht  einmal  zu  Gunsten 
der  eigenen  Kolonien.  Der  Verfasser  meint,  Deutschland  dürfe  ange- 
sichts des  sich  ausdehnenden  Vorzugshandels  nicht  viel  länger  an  dieser 
Politik  festhalten.  (K.) 

20.  Genossenschaftswesen. 

Lindecke,  Dr.  Otto,  Sekretär  des  Hauptverbandes  deutscher  ge- 
wcrbl.  Genossenschaften.  Das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland. 
G.  J.  Göschensche  Verlagshandlung  (Sammlung  Göschen)  Leipzig  1908. 
140  Seiten.  Geb.  M.  0.80. 

Das  Büchlein  macht  den  Versuch,  in  knapper  Fassung  einem  wei- 
teren Publikum  den  Genossenschaftsgedanken  nahezubringen,  eine  er- 
schöpfende Darstellung  des  umfangreichen  Gebietes  war  nicht  beab- 
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sichtigt.  Nach  einer  kurzen,  die  historischen  Wurzeln  des  Genossen- 
schaftswesens berührenden  Einleitung  wird  in  5 Abschnitten  ein  viel- 
seitiges Thema  behandelt.  Im  ersten  Abschnitt  schildert  der  Verfasser 
die  Entstehung,  Geschichte  und  Organisation  der  größeren,  heute  be- 
stehenden Genossenschaftsverbände,  nämlich  des  Allgemeinen  Verbandes, 
des  Reichsverbandes,  der  Raiffeisenorganisation  und  des  Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine.  Im  zweiten  Abschnitt  werden  die  Preußischen 
Zentralgenossenschafts-Kasse  und  die  staatlich  geförderte  Handwerker- 
genossenschaftsbewegung besprochen.  Der  dritte  Abschnitt  fuhrt  kurz 
in  die  internationale  Genossenschaftsbewegung  ein,  während  die  beiden 
letzten  Abschnitte  der  deutschen  genossenschaftlichen  Gesetzgebung 
und  der  Darstellung  der  Besteuerungsgrundsätze,  denen  die  Genossen- 
schaften unterliegen,  sowie  der  Systematik  gewidmet  sind.  Ein  kurzer 
statistischer  Anhang  sucht  schließlich  ein  Bild  von  dem  Umfang  der 
Genossenschaftsbewegung  und  der  Verbreitung  der  verschiedenen  Ge- 
nossenschaftsarten zu  geben.  (R.) 

Der  Zentrakct  band  deutscher  Konsumvereine  im  Jahre  1907.  Berichte 
des  Vorstandes  und  des  Sekretärs  über  die  Entwicklung  des  Zentral- 
verbandes deutscher  Konsumvereine  im  Verbandjahre  1907.  Erstattet 
zu  Händen  des  fünften  ordentlichen  Genossenschaftstages  deutscher 
Konsumvereine  vom  22.  bis  24.  Juni  1908  in  Eisenach  von  Max 
Radestock  und  Heinrich  Kaufmann,  Hamburg  1908.  Verlag  des 
Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  von  Heinrich  Kaufmann 
und  Co.  606  S.  Geb.  M.  3. — . 

Seitdem  im  Jahre  1902  auf  dem  Genossenschaftstage  zu  Kreuz- 
nach etwa  100  Konsumvereine  und  die  Großeinkaufsgesellschaft  aus 
dem  Allgemeinen  Verbände  (Schulze-Delitzsch)  ausgeschlossen  wurden, 
ist  der  Schwerpunkt  der  deutschen  Konsumgenossenschaftsbewegung 
in  den  von  den  ausgeschlossenen  alsbald  errichteten  Zentralverband 
deutscher  Konsumvereine  verlegt  worden.  Während  die  im  Allgemeinen 
Verbände  unter  der  Leitung  Dr.  Crügers  verbliebenen  Genossenschaften 
auf  ausgesprochen  mittclstandspolitischem  Standpunkte  stehen,  ist  der 
Zentralverband  der  Vertreter  der  zum  Großbetrieb  drängenden  Richtung 
im  deutschen  Konsumvereinswesen,  ihm  haben  sich  vor  allem  die  Ar- 
beiterkonsumvercine  angeschlossen.  Der  vorliegende  stattliche  Band 
gibt  eine  Ucbersicht  über  die  Entwicklung  des  Zentralverbandes  im 
Jahre  1907  und  enthält  außerdem  eine  Fülle  interessanten  Materials. 

Im  ersten  Kapitel  «Zur  Theorie  der  Genossenschaftsbewegung«, 
wird  das  Verhältnis  der  Genossenschaften  zu  den  Kapitalgesellschaften, 
die  Einteilung  der  Genossenschaften,  die  Definition  des  Begriffs  Ge- 
nossenschaft und  Genossenschaftsbewegung  und  die  Stellung  der  Ge- 
nossenschaften zu  den  politischen  Parteien  behandelt.  Das  zweite 
Kapitel  berichtet  über  die  Kämpfe  der  Konsumvereine  gegen  Groß- 
produzentenringe, gegen  die  Angriffe  der  Mittelstandsbewegung,  gegen 
die  Einengung  der  Bewegungsfreiheit  durch  behördliche  Maßnahmen 
und  die  Steuergesetzgebung.  Die  Kapitel  III  bis  VII  geben  reiches 
statistisches  Material  über  den  Stand  der  deutschen  Gcnossenschafts- 
bewegung  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Konsumvereine  so- 
wie über  die  Genossenschaftsbewegung  im  Auslande.  Das  VIII.  Kapitel 
behandelt  den  Internationalen  Genossensehaftsbund.  Als  Anhang  sind 
die  Berichte  über  die  Entwickelung  der  Unterstützungskasse  und  über 
die  Tätigkeit  des  Tarifamtes  des  Zentralverbandes  beigefügt.  (J.) 
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21.  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Baumann,  J.  Die  Telephongebühr.  E.  Reinhardts  Verlag,  München 
40  S.  M.  1. — . 

Die  Schrift  beabsichtigt  den  Nachweis  zu  führen,  daß  die  Tele- 
phongebührenfragc  von  großer  wirtschaftlicher  Bedeutung  ist;  sie 
weist  nach,  daß  eine  wesentliche  Erhöhung  des  Betriebsertrags  nicht  auf 
dem  Wege  einer  ökonomisch  und  sozial  schädlichen  künstlichen  Ein- 
schränkung der  Telephonbenutzung  durch  Verteuerung,  sondern  durch 
technische  Verbesserungen,  Erhöhung  der  Zugänglichkeit  und  Verall- 
gemeinerung des  Gebrauches  zu  erreichen  ist.  (R.) 

Bing,  Siegfried,  Doktor  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften. 
Die  Entwicklung  des  Nürnberger  Stadthaushalts  von  1806  bis  IpOÖ. 
A.  Deichert,  Leipzig  1908.  176  S.  M.  4. — . 

Diese  Schrift  ist  das  XXXI.  Stück  der  von  Georg  Schanz  heraus- 
gegebenen Wirtschafts-  und  Verwaltungsstudien  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung Bayerns. 

Am  15.  September  1906  war  ein  Jahrhundert  vergangen,  seitdem 
Nürnberg  eine  bayerische  Stadt  geworden  war.  Die  Entwicklung  des 
städtischen  Haushalts  während  dieser  Zeit  zu  verfolgen,  ist  der  Zweck 
des  Buches.  Es  zerfallt  in  folgende  Abschnitte:  1.  Nürnbergs  Bevölke- 
rungszahl und  Flächeninhalt.  2.  die  Ausgaben  der  Stadt  für  die  Ver- 
waltung, Sicherheit,  Armenpflege  und  soziale  Fürsorge,  Gesundheitswesen 
und  öffentliche  Reinlichkeit,  Bauwesen,  Unterricht,  Wissenschaft  und 
Kunst,  Schuldenverzinsung  und  Tilgung.  3.  die  ordentlichen  Einnahmen 
aus  Grundvermögen,  Gewerbebetrieben,  Gebühren,  Steuern  und  Umlagen. 
4.  Die  Anleihen  als  außerordentliche  Einnahmen,  Vermögen  und  Schul- 
den der  Stadt.  5.  Rückblick  und  Ausblick.  Der  beigefügte  Anhang 
enthält  18  Ucbersichtcn  über  Hauptrechnungen. 

Unter  den  Einnahmen  sind  besonders  die  Steuern  und  Umlagen 
hervorzuheben.  Nürnberg  ist  wie  die  meisten  bayerischen  Städte  haupt- 
sächlich auf  indirekte  Steuern  angewiesen,  während  die  Umlagen  Zu- 
schläge zu  den  Staatssteuern  sind.  Länger  als  ein  halbes  Jahrhundert 
waren  die  Steuern  auf  Brot  und  Fleisch  die  einzigen  ordentlichen  Ein- 
nahmequellen für  den  städtischen  Haushalt,  während  der  Lokalmalz- 
aufschlag noch  als  Dcckungsmittel  für  den  außerordentlichen  Bedarf 
diente. 

Die  Steuerentwicklung  der  bayerischen  Kommune  geht  jetzt  einer 
völligen  Umwälzung  entgegen.  Die  Erhebung  von  Verbrauchsteuem 
von  Brot  und  Fleisch  muß  nach  dem  Reichszolltarifgesetz  vom  25. 
XII.  1902  vom  1.  IV.  1910  ab  aufhören.  Die  Umlagen  verändern  als 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  ihren  Charakter  mit  der  bevorstehenden 
Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern,  die  der  Reform  der  kommunalen 
Besteuerung  vorangehen  wird.  Es  fragt  sich  dann,  auf  welchem  Wege 
die  dadurch  bewirkten  Ausfälle  im  städtischen  Haushalt  gedeckt  werden 
können.  (K.) 

Büchel,  Dr.  Hermann.  Die  Finanzen  Japans.  G.  D.  Baedeker,  Essen 
1908.  222  S.  und  s statistische  Tabellen.  M.  6. — . 

Im  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  Japans 
betrachtet  Büchel  das  Finanzwesen  dieses  Landes.  Er  erzählt,  wie  die 
japanische  Staatsschuld  entstanden  ist  und  er  charakterisiert  das  Geld- 
wesen und  die  Währungspolitik.  Dann  folgt  eine  Betrachtung  darüber, 
wie  das  Budget  aufgestcllt  wird.  Die  Einnahmen  setzen  sich  zusammen 
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aus  Enverbseinkünften,  Zölle,  Steuern  und  Gebühren.  Zu  den  öffent- 
lichen Unternehmungen  gehören:  die  Eisenbahnen,  Post,  Telegraphie 
und  Telephonie,  Forstwirtschaft,  Kampfer-,  Tabak-  und  Salzmonopol. 
Dazu  kommen  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen.  Die  Steuern  belasten 
den  Gewerbebetrieb,  die  Getränke,  den  Bergbau,  den  Börsenverkehr, 
die  Banknotenausgabe,  den  Zucker,  die  Erbschaften,  die  Arzneien,  die 
Schecks,  die  Goldwäscherei,  die  Fahrkarten,  die  Textil fabrikate  und 
das  Einkommen.  Außerdem  zieht  der  Staat  Einnahmen  aus  den  Tonnen- 
und  Stempelgebühren.  Diese  verschiedenen  Einnahmequellen  werden 
in  besonderen  Abschnitten  behandelt.  Schließlich  würdigt  Büchel  noch 
die  Bedeutung,  die  Japan  als  Kolonialmacht  gewonnen  hat.  Er  fällt 
im  allgemeinen  ein  günstiges  Urteil  über  die  finanzpolitische  und  wirt- 
schaftliche Entwicklung  des  Landes.  Er  meint,  >daß  die  erschienene 
gelbe  Gefahr  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  ein  leeres  Gespenst  ist, 
daß  aber  Japan  mit  seinen  Mitteln,  wie  sie  jetzt  entwickelt  und  im 
Keime  vorhanden  sind,  wohl  in  der  Lage  ist,  den  auf  der  Wcltbühne 
errungenen  Posten  zu  behaupten  und  zu  befestigen.«  (K.) 

Elfter,  Dr.  Ewald.  Das  ärarialische  Weingut  in  Unterfranken 
180 5 — tpoj.  Wirtschafts-  und  Vcrwaltungsstudien,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  Bayerns.  Herausgegeben  von  Georg  Schanz  XXXII. 
A.  Deichert,  Leipzig  1908.  153  S.  M.  4. — . 

In  Unterfranken  besitzt  der  bayerische  Staat  ein  Weingut,  das  im 
Jahre  1905  einen  Flächeninhalt  von  64415  ha  umfaßte.  Der  Verfasser 
beschreibt  zunächst  das  Weingut  in  seiner  heutigen  Gestalt  und  zwar 
die  ärarialischen  Weinberge  und  den  Würzburger  Hofkcller;  dann  macht 
er  interessante  Mitteilungen  aus  der  Geschichte  des  Weinguts.  Ferner 
handelt  seine  Schrift  von  der  Rechnungslegung,  von  der  Organisation 
der  Verwaltung,  von  dem  Mostertrag,  dem  Weinverkauf,  von  Wein- 
preisen, Löhnen  und  schließlich  stellt  sie  die  Wirtschaftsergebnisse 
zusammen. 

Diese  deskriptiv-historisch-kritische  Betrachtungsweise  des  Verfassers 
fuhrt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  staatliche  Verwaltung  des  Weinguts 
nennenswerte  Ueberschüsse  niemals  abgeworfen  hat,  daß  sie  daher  dem 
fiskalischen  Interesse  nicht  genügt,  daß  sie  aber  sehr  viel  dazu  beige- 
tragen hat,  den  fränkischen  Weinbau  und  Weinhandel,  dem  wichtigsten 
Erwerbszweige  weiter  Bevölkerungskreise,  zu  heben.  Der  Staat  ist 
durch  seinen  Regiebetrieb  stets  bestrebt  gewesen,  das  Ansehen  des 
Frankenweines  zu  erhalten  und  zu  vennehren.  »Darin  liegt  der  große, 
unschätzbare  Verdienst  um  die  Allgemeinheit,  hinter  dem  die  finan- 
ziellen Mindererfolge  gänzlich  zurücktreten  müssen,  das  Verdienst  des 
angesehensten  Weinbaubetriebs  Unterfrankens,  der  ärarialischen  Wein- 
güter mit  dem  Würzburger  Hofkeller.«  (K.) 

Gerloff,  Wilhelm.  Matrikularbeiträge  und  direkte  Reichsstcuern. 
Volkswirtschaftliche  Zcitfragen,  Vorträge  und  Abhandlungen.  Heraus- 
gegeben von  der  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Berlin.  Heft 
234/35-  (Jahrgang«  30,  lieft  2/ 3);  Berlin  1908,  L.  Simion  Nachf. 
60  S.  Doppelheft  M.  2. — . 

Der  Verfasser  geht  aus  von  der  »Notwendigkeit  einer  Finanzreform 
im  Sinne  dauernder  Herbeiführung  eines  geordneten  finanziellen  Ver- 
hältnisses zwischen  Reich  und  Gliedstaaten.«  Er  erinnert  daran,  daß 
die  Matrikularbeiträge  ursprünglich  nur  als  Provisorium  gedacht  und 
durch  Reichssteuern  ersetzt  werden  sollten,  wie  dies  auch  im  Art.  ;o 
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der  Reichsverfassung  zum  Ausdruck  gelangt. 

G.  schildert  zunächst  die  historische  Entwicklung  der  Matrikular- 
beiträge,  erwähnt  Bismarcks  Steuerpläne  von  1879,  die  u.  a.  das  Ziel 
hatten,  an  Stelle  jener  andere  Reichseinnahmen  zu  setzen,  aber  infolge 
des  Wicderstrebens  des  Reichstages  nur  die  bekannte  Frankensteinsche 
Klausel  ergaben,  nach  der  der  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer, 
soweit  dieser  130  Millionen  Mark  im  Jahre  übersteigt,  den  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Maßgabe  der  geleisteten  Matrikularbeiträge  zu 
überweisen  ist.  Die  Folge  war,  daß  von  1883  bis  1892  die  Bundes- 
staaten aus  diesen  Ueberschüssen  i’/s  Milliarde  Mark  erhielten,  während 
das  Reich  gleichzeitig  für  1341  Millionen  Anleihen  aufnehmen  mußte. 
Seitdem  waren  Regierung  und  Reichstag  umsonst  bemüht  durch  eine 
ganze  Anzahl  kleinerer  Versuche  das  fehlende  Equilibrum  wieder  her- 
zustellcn  und  als  nun  gar  die  neueste  Entwicklung  der  Reichsfinanzen 
dazu  führte,  daß  die  Matrikularbeiträge  wieder  größer  wurden  als  die 
Ueberweisungen  an  die  Bundesstaaten  auf  Grund  der  F'rankensteinschen 
Klausel,  da  trat  eine  Gefährdung  der  bundesstaatlichen  Finanzen  zu 
der  unbefriedigenden  Lage  der  Reichsfinanzen  hinzu. 

Hiermit  war  die  Reform  resp.  Beseitigung  der  Matrikularbeiträge 
zu  einem  Hauptpunkte  der  Reichsfinanzreform  geworden  und  der  Ver- 
fasser bringt  eine  Zusammenstellung  der  dahinzielenden  Vorschläge, 
die  im  einzelnen  besprochen  werden:  Reichseinkommensteuer,  Reichs- 
vermögenssteuer, Reichserbschaftssteuer.  Die  einzelnen  Reformwünsche 
G.s  sind  die  folgenden : a)  Reichseinkommensteuer;  das  Reich 
soll  keine  Zuschläge  zu  den  bundesstaatlichen  Einkommensteuern  er- 
heben, sondern  es  soll  jährlich  im  Etat  ein  progressiver  Steuerfuß  fest- 
gesetzt werden,  der  bei  Einkommen  von  Mark  3000  (eventuell  auch 
erst  von  Mark  6000  an)  zugunsten  des  Reichs  seitens  der  Landesbe- 
hörden zu  erheben  wäre  und  der  etwa  60  Millionen  Mark  pro  Jahr 
ergeben  würde,  b)  Reichsvermögenssteuer;  eine  bewegliche 
Reichsvermögenssteuer  als  Ergänzung  der  Reichseinkommensteuer 
etwa  in  der  Höhe  von  '/a  pro  Mille,  die  je  nach  Ausgestaltung  70  bis 
90  Millionen  Mark  pro  Jahr  ergeben  würde,  c)  Ausbau  der  Reichs- 
erb s e h a ft  s s t e u e r durch:  Einführung  einer  allgemeinen  Nachlaß- 
steuer, Ausdehnung  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  auf  die  Des- 
zendenten, Erhebung  einer  Abgabe  vom  Besitz  der  toten  Hand. 

Der  Verfasser  schließt  mit  dem  Hinweis  auf  die  absolute  Dringlich- 
keit einer  durchgreifenden  Finanzreform  auch  im  Hinblick  -auf  eine 
bessere  finanzielle  Kriegsbereitschaft,  er  verkennt  zugleich  die  .Schwierig- 
keiten nicht,  die  darin  liegen,  daß  bei  jeder  Steuerreform  nicht  finanz- 
wissenschaftliche, sondern  innerpolitische  Erwägungen  den  Ausschlag 
geben.  (J.) 

La  band,  Paul,  Professor  in  Straßburg  i.  E.  Direkte  Peickssteuern. 
Ein  Beitrag  zum  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs.  Dritte,  unverän- 
derte Auflage,  Otto  Liebmann,  Berlin  1908.  70  S.  M.  0.80. 

Nicht  nur  aus  staatsrechtlichen,  sondern  auch  aus  finanzpolitischen 
Gründen  ist  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  die  Einführung  direkter 
Reichssteuern  zur  Sanierung  der  Reichsfinanzen  zu  verwerfen.  Die 
direkten  Steuern  müssen  ausschließliche  Einnahmequelle  der  Einzel- 
staaten bleiben,  wenn  ihnen  die  ausreichende  Erfüllung  der  ihnen  zu- 
stchcndcn  wichtigen  Kulturaufgabcn  nicht  in  Zukunft  unmöglich  ge- 
macht werden  soll.  Bei  der  großen  Verschiedenheit  der  einzelstaat- 
lichen  Steuersysteme  bietet  die  Einführung  direkter  Reichssteuern  auch 
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unüberwindliche  verwaltungstechnische  Schwierigkeiten,  und  die  den 
Einzelstaaten  garantierte  Selbständigkeit  würde  durch  die  Ucbertragung 
der  direkten  Steuern  auf  das  Reich  schwer  bedroht  werden.  An  der 
Hand  der  Finanzstatistik  weist  Laband  nach,  daß  ausreichende  Erträge 
von  direkten  Reichssteuern  nicht  zu  erwarten  sind.  Sic  sollen  dem 
Reich  als  letzte  Zuflucht  im  Kriegsfall  reserviert  bleiben.  In  normalen 
Zeiten  aber  wird  der  weitere  Ausbau  der  indirekten  Steuern  (Brannt- 
wein, Bier,  Tabak)  und  der  Erbschaftssteuern  für  die  Deckung  des 
steigenden  Reichsbedarfs  vorgenommen  werden  müssen.  Die  Matriku- 
larbeiträge  können  zwar  nicht  ganz  beseitigt,  aber  sie  sollten  möglichst 
niedrig  gehalten  werden.  Als  widersinnig  betrachtet  der  Verfasser  die 
sogenannte  »Veredlung«  der  Matrikularbeiträge.  (Kd 

Lew  in,  Dr.  David.  Das  Branntweinmonopol  in  Russland.  Ergän- 
zungsheft XXV  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft. 

11.  Laupp’sche  Buchhandlung,  Tübingen  1908.  208  S.  M.  5. — -. 

Am  8.  Juni  1893  wurde  in  Rußland  infolge  eines  Vorschlags  Wittes 

das  Branntweinmonopol  cingeführt.  I-cwin  behandelt  in  umfassen- 
der Weise  die  seither  damit  gemachten  Erfahrungen.  In  der  Ein- 
leitung spricht  er  von  der  Verbreitung  der  Trunksucht  in  Rußland, 
von  der  Geschichte  der  russischen  Branntweinsteuer  und  von  den  Be- 
weggründen, die  die  Einführung  des  Monopols  veranlaßt  haben.  Offiziell 
wurde  verkündet,  daß  das  Monopol  nicht  fiskalischen  Zwecken,  sondern 
der  Bekämpfung  des  Alkoholismus  dienen  solle.  Faktisch  ist  die  Um- 
kehrung dieser  Zwecke  eingetreten.  In  dem  ersten  Kapitel  wird  die 
Organisation  des  Monopols  ausführlich  auseinandergesetzt.  Die  Kura- 
torien, die  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  eingesetzt  wurden,  deren 
Wirksamkeit  aber  nicht  weit  reichte,  werden  im  zweiten  Kapitel  be- 
handelt. Das  dritte  Kapitel  handelt  von  den  finanziellen  Ergebnissen, 
des  Monopols,  die  nicht  berühmt  sind.  Jedenfalls  hätte  eine  Erhöhung 
der  früheren  Branntweinsteuer  mindestens  den  gleichen  Erfolg  gehabt. 
Die  Monopolverwaltung  ist  zu  kostspielig.  Der  Branntweinkonsum  im 
Monopolgebiet,  den  das  vierte  Kapitel  schildert,  ist  seit  der  Einführung 
des  Monopols  nicht  zurückgegangen,  sondern  gestiegen.  In  den  fol- 
genden drei  Kapiteln  werden  dargelegt:  Die  Mängel  der  Organisation 
des  Monopols,  die  kulturellen  und  die  ökonomischen  Wirkungen 
des  Monopols.  Das  Monopol  bedeutet  eine  Erhöhung  der  früheren 
Branntweinsteuer,  die  teils  durch  die  hohen  Verwaltungskosten,  teils 
durch  die  Brennercipolitik  verursacht  ist.  Die  verschiedenen,  den 
Brennern  gewährten  Vergünstigungen  kamen  nur  den  Großgrundbe- 
sitzern und  nicht  den  russischen  Bauern,  den  eigentlichen  Landwirten 
Rußlands,  zu  Gute.  Das  dem  Monopol  zu  Grunde  gelegte  Prinzip  hat 
sich  nicht  bewährt.  Es  konnten  weder  die  privaten  Verkäufer  noch  der 
freie  Ausschank  beseitigt  werden.  Somit  blieb  nur  die  Reinigung 
des  Branntweins  im  staatlichen  Betriebe.  Fraglich  bleibt  cs,  wie  weit 
sich  die  vorhandenen  Mängel  beseitigen  lassen.  (K.) 

Stenographisches  Protokoll  der  Enquete  über  die  Landesfinanzen.  7.  bis 

12.  Marz  1908.  K.  K.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  Wien  1908.  291  S. 

Diese  Enquete  will  die  Ursachen  aufklären,  welche  die  unerfreu- 
liche Lage  der  österreichischen  Landesfinanzen  herbeigeführt  haben ; 
ferner  will  sic  die  Mittel  ausfindig  machen,  die  geeignet  sein  würden, 
der  bestehenden  Notlage  abzuhelfen.  In  dem  Gutachten,  das  der  Ex- 
perte Dr.  Freiherr  von  Wieser  zum  Schluß  abgibt,  faßt  er  die  Ergeb- 
nisse der  Enquete  zusammen.  Die  Sanierung  der  Landesfinanzen  durch 

Archiv  für  Sozialwisscnschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  a. 
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Zuweisung  allgemeiner  Staatsmittel  wird  durch  die  große  Mannigfal- 
tigkeit in  den  administrativen  Einrichtungen  der  Länder  ganz  erheblich 
erschwert.  Wie  im  Auslande,  so  hat  auch  in  Oesterreich  die  Belastung 
der  Länder  in  außerordentlichem  Maße  zugenommen.  Daraus  ist  ihnen 
kein  Vorwurf  zu  machen.  Dem  Staat  aber  wirft  man  vor,  daß  er  die 
sämtlichen  Haupteinnahmen  sich  Vorbehalte,  während  er  die  Länder 
auf  ganz  ungenügende  Einnahmequellen  verweise.  Die  allgemeinen 
Staatsaufgaben  erforderten  so  viel  Geld,  daß  die  besonderen  Kultur- 
aufgaben der  einzelnen  Länder  verkümmern  müßten.  Die  Finanz- 
verfassung der  Länder  ist  reformbedürftig.  Die  Zuschläge  zu  den 
direkten  Steuern,  die  nicht  weiter  erhöht  werden  können,  genügen 
nicht  mehr.  Es  müssen  ihnen  neue  Einnahmen  aus  indirekten  Steuern 
erschlossen  werden.  Zu  diesem  Zweck  ist  vorgeschlagen  worden,  die 
Biersteuer  und  Branntweinsteuer  für  die  Länder  ergiebiger  zu  gestalten. 
Ebenso  wäre  ihnen  ein  großer  Teil  der  Ertragsteuern  zuzuweisen. 
Die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  sollte  noch  wirksamer  gestaltet 
werden.  Die  Dotationen  dürften  nur  als  Uebcrgangsmittel  beibehalten 
werden.  Schulsubventionen,  die  der  Staat  den  Ländern  gewähren  würde 
und  die  von  verschiedenen  Seiten  empfohlen  wurden,  wären  nach  der 
Ansicht  Wescrs  nicht  anders  zu  beurteilen  als  die  Subventionen.  Es 
scheint,  daß  die  Enquete  nicht  zu  der  Aufstellung  eines  Finanzplans 
gekommen  ist,  der  die  Durchführung  einer  wirksamen  Reform  für  die 
Finanzen  aller  Länder  Oesterreichs  ermöglichen  könnte.  (K.) 

Sy  bei.  F.  v..  Geh.  Regierungsrat  a.  D.,  Rittergutsbesitzer  zu  Haus 
Isenburg.  Die  Preussische  Gemeinde-S/eucr-Reform  von  tSpJ  und 
der  ländliche  Grundbesitz  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Werf- 
suwachs-Steuer.  Bruer  & Co.  Berlin  190g.  102  S.  M.  1.50. 

Der  Verfasser  sucht  nachzuweisen,  daß  die  Steuerreform  von  1893 
in  Preußen  zu  einer  starken  Ueberlastung  des  Grundbesitzes  geführt 
habe.  Die  Grundsteuer  kann  durch  Anschluß  an  die  Einkommensteuer 
in  eine  Personalstcuer  umgewandelt  werden.  Darnach  läßt  sich  der 
wirkliche  Reinertrag  gerechter  abschätzen.  Der  Verfasser  weist  dann 
darauf  hin,  daß  aus  der  Einführung  der  Wertzuwachsstcuer  für  die 
Landwirtschaft  große  Gefahren  erwachsen.  Die  Steuer  würde  lähmend 
auf  die  Entwicklung  der  Betriebsweise  einwirken.  In  der  weiteren 
Entwicklung  wird  die  Wertzuwachssteuer  zur  Beseitigung  des  Privat- 
eigentums an  Grund  und  Boden  führen. 

An  der  Art  und  Weise,  wie  die  Wertzuwachssteuer  dort,  wo  sie 
cingeführt  ist,  veranlagt  und  erhoben  wird,  übt  der  Verfasser  eine 
scharfe  Kritik. 

Will  man  die  Umsatzsteuer  auf  den  Grundbesitz  nicht  entbehren, 
so  sollte  sie  durch  Gesetz  für  das  ganze  Staatsgebiet  einheitlich  geregelt 
unil  möglichst  niedrig  gehalten  werden.  Was  aber  die  Zuwachssteuer 
anbetrifft,  so  müßte  der  Staat  durch  Gesetz  anerkennen,  daß  der  Boden- 
wertzuwachs nicht  der  Gemeinde  gebührt  und  daß  sie  nicht  berechtigt 
ist,  sich  ihn  in  beliebiger  Weise  .anzueignen.  (K.) 

Vogel,  Dr.  Iimanuel  Hugo,  K.  K.  Finanzkonzipist.  Die  Reform  der 
Gebäudesteuern  sowie  des  direkten  Steuersystems  in  Oesterreich  vom  Stand- 
punkt moderner  Wirtschafte-  und  Steuerpolitik.  Im  Zusammenhang  mit 
dem  wirtschaftlichen  Problem  der  Grundrente  und  der  Lehre  vom 
Wesen  und  steuerrechtlicher  Erfassung  der  Wert-  und  Ertragszu- 
wächse bei  dem  städtischen  Immobiliarbesitze.  Moriz  Perles,  Wien 
1908.  184  S.  K.  5. — . 
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Die  Einleitung  dieser  Schrift  enthält  eine  knappe  Darstellung  der 
herrschenden  Grundrentenlehre,  die  einer  kritischen  Prüfung  namentlich 
hinsichtlich  ihrer  Anwendbarkeit  auf  die  städtischen  Wert-  und  Ertrags- 
steigerungen unterzogen  wird.  Daran  schließt  sich  der  Versuch,  die 
Wertbewegung  des  städtischen  Grundbesitzes  zu  erklären,  ihre  Ent- 
stehungsgründe und  Gesetzmäßigkeit  klarzulegen. 

Im  zweiten  Teil  hat  sich  dann  der  Verfasser  die  Aufgabe  gestellt, 
die  im  ersten  Teil  gewonnenen  theoretischen  Gesichtspunkte  auf  die 
praktische  Sozial-  und  Steuerpolitik  zu  übertragen  und  im  Zusammen- 
hang mit  der  Reform  der  österreichischen  Gebäudesteuer  darzustellcn, 
wie  sich  der  Staat  zu  dem  Wertzuwachs  in  den  Städten  zu  verhalten 
habe.  Der  Verfasser  hat  diese  Frage  im  Zusammenhag  mit  einer  Be- 
trachtung über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oesterreich  betrachtet. 
Er  ermittelt  die  Prinzipien,  die  für  eine  solche  Reform  als  maßgebend 
zu  betrachten  seien.  Dabei  geht  er  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  daß 
sie  nach  einem  bestimmten  Plan,  der  das  ganze  Steuersystem  umfaßt, 
zu  vollziehen  sei.  Bei  der  Erörterung  dieses  Reformplans  werden  die 
Gcbäudestcuern  besonders  berücksichtigt.  (K.) 

Zahn,  Friedrich.  Die  Finanzen  der  Grossmächte  (Deutschland, 
Oesterreich,  Ungarn,  Italien,  Frankreich,  Rußland,  Großbritannien, 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Japan).  Eine  internationale  finanz- 
statistische Untersuchung.  Berlin  1908.  Carl  Heymanns  Verlag.  98  S. 
Text  und  47  S.  Tabellen.  M.  5. — . 

Der  Verfasser  (heute  Vorstand  des  Kgl.  bayerischen  Statistischen 
Bureaus),  der  in  seiner  früheren  Stellung  als  Mitglied  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amtes  mit  der  Statistik  der  Finanzen  des  deutschen  Reichs 
und  der  Bundesstaasen  betraut  war,  beabsichtigt,  hier  zu  zeigen,  »wie 
unser  deutscher  (rcichs-  und  bundesstaatlicher)  l'inanzhaushalt  in  Bezug 
auf  Ausgaben,  Einnahmen  und  Schulden  sich  bei  einem  Vergleich  mit 
dem  Auslande  darstellt*.  Die  Statistik  basiert  auf  den  Zahlen  der  Jahre 
1893  bis  1904  (auf  Grund  der  Staatsrechnungenjund  1905  und  1906  (auf 
Grund  des  Etats). 

Die  Arbeit  behandelt  in  einem  einleitenden  Kapitel  die  bisherigen 
Versuche  und  die  Schwierigkeiten  einer  vergleichenden  internationalen 
Finanzstatistik,  sowie  die  Einrichtung  der  vorliegenden  Studie.  Der 
erste  Abschnitt  gibt  das  Hauptergebnis : einen  Gesamtüberblick  über 
die  Finanzen  der  Großmächte  und  deren  Flntwicklung ; die  folgenden 
Abschnitte  behandeln  die  Staatsausgaben,  die  Staatseinnahmen  und  die 
Staatsschulden.  Hieran  schließt  sich  sodann  ein  umfangreiches  Tabellen- 
werk (vergleichende  Tabellen  der  Finanzen  der  Großmächte,  die  Finanzen 
der  Großmächte  im  einzelnen). 

Die  Hauptrcsultate,  zu  denen  der  Verfasser  am  Schluß  seiner 
Arbeit  gelangt,  sind  die  folgenden : 

1.  Staatsausgaben  und  Staatseinnahmen  sind  in  Deutschland  größer 
als  in  anderen  Staaten;  bezüglich  der  Schulden  stehen  wir  anderen 
Staaten  nach. 

2.  Der  Staatsbedarf  nimmt  bei  uns  wie  anderwärts  rasch  und  stark 
zu,  hieran  sind  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  erheblich  beteiligt,  in 
Deutschland  jedoch  nicht  in  dem  gleich  hohen  Maße  wie  in  Frankreich, 
Großbritannien,  Rußland. 

3.  Die  privatwirtschaftliche . Deckung  des  Staatsbedarfes  (Do- 
mänen, Eisenbahnen)  sind  in  keinem  anderen  Lande  so  ergiebig  wie 
in  Deutschland. 
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Die  steuerliche  Belastung  ist  hier  gegenüber  dem  Auslande  ver- 
hältnismäßig gering;  dies  gilt  von  der  indirekten  Besteuerung  noch 
mehr  als  von  der  direkten.  Eine  Reihe  von  Steuerarten  (Tabak-,  Bier-, 
Branntwein-,  Erbschaftssteuer)  sind  bei  uns  noch  wenig  ausgebildet 
und  bedeuten  wertvolle  Reserven  für  weitere  Bedürfnisse. 

4.  Die  Ausgaben  für  den  Schuldendienst  dienen  in  Deutschland 
großenteils  produktiven  Zwecken  (Eisenbahnen  usw.),  weniger  als  in 
andern  Ländern  militärischen  Zwecken.  Die  deutschen  Staatsschulden 
bieten  bei  den  ansehnlichen  staatlichen  Erwerbseinkünften  und  der  be- 
stehenden Möglichkeit,  die  Steuererträgnisse  leicht  zu  erhöhen,  größere 
Sicherheit  als  die  des  Auslandes.  Deutschland  kann  mindestens  den 
gleichen  Staatskredit  beanspruchen  wie  England,  den  es  zweifellos 
auch  eingeräumt  erhält,  wenn  die  Technik  der  Begebung  von  Anleihen 
und  der  Stützung  ihrer  Kurse,  sowie  die  Tilgungsweise  noch  weiter 
gebessert  wird.  (J.) 

22.  Wohnungsfrage. 

Vogel,  Dr.  Erna  n ne  l Hugo.  Die  Fürsorge  für  Volkswohnungen  auf 
dem  Gebiete  der  Steuer-  und  Venvaltungsgesetzgebung  in  Oesterreich. 
Eine  wirtschaftspolitische  Studie  zur  Schaffung  eines  Volkswohnungs- 
gesetzes. Moritz  Perles,  Wien  1908.  108  S.  Kr.  3. — . 

Der  Verfasser  bestimmt  zunächst  das  örtliche  und  sachliche  An- 
wendungsgebiet der  Wohnungsfrage  und  weist  auf  ihre  ethische  und 
sozialpolitische  Bedeutung  hin.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  die  Arbeiter- 
wohnungsfrage sich  zu  einer  Volkswohnungsfrage  erweitert  habe.  Als 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  zählt  er  folgende  Maßnahmen  auf : 
1.  Maßnahmen  sanitärer  und  hygienischer  Natur,  2.  solche  bautech- 
nischer Natur,  3.  solche  zivilrechtlicher  Natur.  Er  versucht  es  aber 
nicht,  den  vollen  Umfang  dieser  legislatorischen  und  administrativen 
Aufgabe  zu  erschöpfen.  Er  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  zu  unter- 
suchen, durch  welche  konkrete  Bestimmungen  die  staatliche  Steuer- 
und  Vcrwaltungsgcsctzgebung  Rahmen  und  Grundlage  für  eine  gedeih- 
liche Lösung  der  Volkswohnungsfrage  liefern  kann.  Zu  diesem  Zweck 
beschäftigt  er  sich  besonders  mit  den  österreichischen  Verhältnissen 
und  dem  österreichischen  Arbeiterwohnungsgesetz  vom  8.  Juli  1902. 
Er  zeigt  dann,  an  welchen  Punkten  dieses  Gesetz  verbesserungsbedürftig 
ist  uncl  zum  Schluß  erörtert  er  die  Beziehungen  der  Wohnungsgesetz- 
gebung zu  den  sozialpolitischen  Aufgaben  der  nächsten  Zukunft.  Die 
deutsche  sozialpolitische  Gesetzgebung  dient  ihm  vielfach  als  Vorbild. 

(K.) 

23.  Unterrichts-  und  Bildungswesen. 

Grein,  Dr.  Heinrich,  Oberlehrer  am  Realgymnasium  zu  Neun- 
kirchen. Die  Schule  im  Dienste  sozialer  Erziehung.  Leipzig  1908. 
Quelle  und  Meyer.  98  S.  M.  1.20. 

Von  der  Ueberzeugung  ausgehend,  daß  gründlicher  sozialer  Kul- 
turfortschritt in  erster  Linie  von  einer  entsprechenden  Erziehung  und 
Bildung  des  heranwachsenden  Geschlechtes,  der  Jugend,  abhängt, 
erörtert  der  Verfasser  die  verschiedenen  Punkte  der  sozialen  Schul- 
erziehung. Es  wird  gezeigt,  wie  die  Schule  sozial  erziehen  muß  und 
kann.  Auf  der  Grundlage  eines  sozialen  Idealismus  soll  sich  die  lo- 
gische, ethische  und  ästhetische  Erziehung  des  Schülers  vollziehen. 
Ein  Gang  durch  die  verschiedenen  Gebiete  des  Schulbetriebcs  zeigt, 
wo  der  soziale  Erzieher  einzusetzen  hat.  Soll  schon  die  Schulorganisation 
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einen  gesunden  sozialen  Charakter  tragen,  so  gilt  dies  erst  recht  von  dem 
Innenleben  des  Schulorganismus.  Soziale  Mißtöne,  wie  sie  das  Leben 
der  Schüler  untereinander,  ihr  Verhältnis  zu  Lehrern  und  Schulzucht 
leicht  mit  sich  bringt,  müssen  sorgfältig  unterdrückt  bezw.  unmöglich 
gemacht  werden.  Zur  sozialen  Gestaltung  des  Schullebens  muß  nament- 
lich der  Unterricht  beitragen,  dessen  Ausnutzung  vom  sozialerzieherischen 
Standpunkt  aus  der  Verfasser  an  der  Hand  einer  diesbezüglichen  Be- 
sprechung dringend  empfiehlt.  — Durch  zweckmäßige  Jugenderziehung 
soll  die  Schule  zu  einer  ideal-sozialen  Gestaltung  der  persönlichen 
Lebensführung  des  modernen  Menschen  beitragen.  In  dieser  Beziehung 
werden  verschiedene  zeitgemäße  pädagogische  Probleme  (Schlichtheit 
der  Lebensführung,  Erziehung  zur  Natur,  Alkoholfrage,  sexuelle  Frage, 
soziale  Allgemeinbildung  usw.)  ausführlich  behandelt.  (R.) 

24.  Jugendfürsorge. 

Abe  l-  M us  gr  av  e,  Dr.  Kurt.  Kinder  in  deutschen  Gefängnissen. 
Ein  Appell  an  das  öffentliche  Gewissen.  E.  Pierson,  Dresden  1908. 
75  s-  M.  1.50 

Die  Schrift  enthält  zwei  Artikel,  die  am  19.  und  26.  Januar  1908 
in  der  Frankfurter  Zeitung  erschienen  sind,  und  sich  mit  dem  Geschick 
der  14-  und  15jährigen  Knaben  Goldstein  beschäftigen,  die  zu  je  3 
Jahren  und  18  Monaten  Gefängnis  verurteilt  waren.  Auch  die  Sympa- 
thiebezeugungen, die  dem  Verfasser  infolge  jener  Artikel  zugingen,  sind 
abgedruckt. 

Außerdem  wird  in  einem  dritten  Artikel,  den  die  Frankfurter  Zei- 
tung am  27.  Juli  1905  gebracht  hatte,  die  Geschichte  der  14jährigen 
Anna  Susanna  Lambrecht  erzählt,  die  in  Heidelberg  wegen  Entwendung 
eines  Zweimarkstückes  unter  Berücksichtigung  ihrer  Jugend  zu  drei 
Wochen  Gefängnis  verurteilt  worden  war.  Der  Verfasser  kennzeichnet 
das  Verbrechen,  das  die  Richter  begehen,  die  Kinder  ins  Gefängnis 
schicken.  Er  schließt  mit  einem  Aufruf  zur  Gründung  einer  Vereini- 
gung, die  folgendes  anstreben  soll: 

1)  Aenderung  der  gesetzlichen,  die  Kinder  betreffenden  Strafbe- 
stimmungen. 

2)  Reform  der  Zwangserziehung. 

3)  Gründung  einer  Anstalt  nach  dem  Muster  der  Philantropic 
Society's  Farmschool  zu  Redhill  bei  London. 

4)  Nachprüfung  der  Fälle  der  im  Gefängnis  befindlichen  Kinder. 

(K.) 

Becker , Landgerichtsdirektor  Dr.,  Einige  Bemerkungen  zum  Entwurf 
eines  Gesetzes  über  die  Fürsorge-Erziehung  im  Königreiche  Sachsen. 
Lehmann,  Dresden  1908.  20  S.  M.  0.50. 

Der  Verfasser  macht  in  dieser  Schnlt  einige  Verbesserungsvor- 
schläge zu  dem  in  Frage  kommenden  Entwurf.  An  Stelle  des  16.  sollte 
das  18.  Lebensjahr  als  Endpunkt  für  das  Einsetzen  der  Fürsorgeerzie- 
hung angenommen  werden.  Die  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten 
sind  nach  der  Qualität  ihrer  Zöglinge  zu  differenzieren.  Die  Fürsorge- 
erziehung soll  im  Sinn  ärztlicher  Beobachtung  und  Behandlung  auf 
psychiatrischer  Grundlage  ausgestaltct  werden.  Bei  den  Kommunal- 
behörden  soll  ein  Erzichungsamt  unter  Einbeziehung  der  Anstaltsdirck- 
toren  und  des  Vormundschaftsrichters  gebildet  werden.  Insoweit  die 
Unterbringung  Minderjähriger  Gegenstand  der  Armenpflege  bleibt,  muß 
ihr  das  Odium  des  Almosens  abgenommen  werden.  Außerdem  be- 
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treffen  die  beachtenswerten  Vorschläge  den  Anlaß  zum  Eintreten  der 
Fürsorgeerziehung,  die  Einschränkung  der  Armenpflege,  die  Frage  der 
Kostenregclung  und  die  Kompetenz  des  Vormundschaftsrichters. 

(K.) 

Pieper,  Dr.  Aug.  Jugendfürsorge  und  Jugendvereine.  SozialcTagesfragen. 
Zwanglose  Hefte,  herausgegeben  vom  Volksverein  für  das  katholische 
Deutschland.  20.  Heft.  Volksvereins- Verlag.  M.-Gladbach,  1908. 
309  S.  M.  2. — . 

Dieses  wesentlich  katholische  Handbuch  der  Jugendfürsorge  be- 
handelt sämtliche  Gebiete  der  Jugendfürsorge , deren  verschiedene 
Maßnahmen,  Einrichtungen  und  Bestrebungen  erörtert  werden.  Mit 
dem  Herausgeber  haben  sich  verschiedene  Mitarbeiter  vereinigt,  die  in 
der  Jugendfürsorge  praktische  Erfahrungen  gesammelt  haben.  Pieper 
selbst  hat  folgende  Gegenstände  bearbeitet:  Bedeutung  und  Probleme 
der  Jugendfürsorge;  Jugendfürsorge  durch  Staat  und  Gemeinden;  durch 
Arbeitgeber,  Volksschule,  Kirche  und  Elternhaus;  durch  Jugendver- 
einigungen und  verwandte  Einrichtungen.  Ferner  hat  er  sich  über  die 
vorhandenen  Arten  der  Jugendvereine  geäußert  und  außerdem  folgende 
Fragen  beantwortet:  »Wie  können  wir  werben  für  die  Jugendvcrcine?« 
und  »Wo  wohnen  unsere  Jugendlichen?«  Von  G.  Heßdörfer  stammen 
folgende  Beiträge : Die  religiösen  Aufgaben  der  Jugendvereinicungen ; die 
Aufgaben  der  Allgemeinbildung  und  der  Fachbildung;  die  Erziehung 
für  das  staatsbürgerliche,  soziale  und  wirtschaftliche  Leben;  Jugend- 
schutz und  Wohlfahrtseinrichtungen  durch  die  Jugendvereine ; Erziehung 
zur  Wirtschaftlichkeit  und  hygienischen  Einsicht ; Gemütsbildung  durch 
veredelnde  Erholung;  Praxis  des  Vercinslebens ; engere  Organisation 
der  Jugendvereinigungen;  Verband  katholischer  Jugendfreunde.  Außer- 
dem haben  geschrieben  Dr.  O.  Müller,  Diözcsanpräscs  der  katholischen 
Arbeitervereine,  über  die  Arten  der  katholischen  Jugendvereinigungen 
in  Städten  und  Industrieorten  und  über  Jugendvereine  und  Arbeiter- 
vereine; der  Gesellenvereinspräses  F..  Radermacher  über  Jugendvereine 
und  Gesellenvereine ; Präses  Meis  über  Jugendfürsorge  und  Jugend- 
vereine auf  dem  Lande ; Dr.  W.  Hohn  über  dramatische  Aufführungen 
in  Vereinen ; Präses  Dicke  über  Soldatenfürsorge  in  den  Jugendver- 
einigungen. Der  Anhang  enthält  Material  für  die  Vereinsverwaltung 
(Satzungen  etc.).  Die  in  dem  Buche  geschilderten  Bestrebungen  sind 
durchdrungen  von  der  einen  Idee:  Wem  die  Jugend  gehört,  dem  gehört 
auch  die  Zukunft.  (K.) 

25.  Kriminologie. 

Wulff en,  Dr.,  Erich,  Staatsanwalt  in  Dresden.  Psychologie  des 
Verbrechers.  Ein  Handbuch  für  Juristen,  Aerzte,  Pädagogen  und  Ge- 
bildete aller  Stände.  Langcnscheidt,  Groß- Lichterfelde -Ost  190S, 
Bd.  I,  448  S.  Bd.  II,  546  S.  M.  25. — . 

Mit  diesem  Werke  wird  in  viel  verheißender  Weise  die  »Enzyklo- 
pädie der  Kriminalistik,  Sammlung  von  Einzelwerken  berufener  Fach- 
männer« eröffnet,  deren  Herausgeber  Dr.  Paul  Langcnscheidt  ist.  Wulf- 
fen  hat  mit  großem  Fleiß  alles  zusammengetragen  und  durchforscht, 
was  irgendwie  zur  psychologischen  Aufklärung  des  Verbrechens  dienen 
kann.  Seine  theoretischen  Untersuchungen  sollen  zugleich  dem  prakti- 
schen Zweck  dienen,  die  Vorbeugung  und  Verhütung  des  Verbrechens 
wirksamer  zu  gestalten.  Von  dem  reichen  Inhalt  des  Buches  kann 
natürlich  die  folgende  Synopsis  der  einzelnen  Kapitel  nur  einen  unzuläng- 
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liehen  Begriff  gehen. 

Die  Grundlegung  bot  dem  Verfasser  die  moderne  Wissenschaft  der 
physiologischen  Psychologie,  deren  F orschungsergebnisse 
er  im  ersten  Kapitel  benutzt.  Dabei  stützt  er  sich  hauptsächlich  auf 
die  Arbeiten  Wilhelm  Wundts.  Hier  sucht  Wulffen  den  Unterschied 
zwischen  dem  normalen  und  dem  kriminellen  Menschen  naturwissen- 
schaftlich zu  begründen.  Im  zweiten  Kapitel  wird  dann  gezeigt  wie 
sehr  die  Psychologie  im  allgemeinen  und  die  Kriminalpsychologie  im 
besonderen  durch  die  Psychiatrie  und  die  Erkenntnis  pathologi- 
scher Zustände  des  menschlichen  Geistes  gefördert  worden  ist.  Zwi- 
schen der  Norm  und  den  Anomalien  bestehen  vielfach  Uebergangs- 
bildungen,  bei  deren  strafrechtlicher  Beurteilung  die  Psychopathologie 
und  die  Psychologie  des  gesunden  geistigen  Zustandes  in  gleicher 
Weise  herangezogen  werden  müssen.  Das  dritte  Kapitel  beschäftigt  sich 
mit  der  Kriminalanthropologie.  Der  Verfasser  geht  ausführlich 
auf  die  Ideen  Lombrosos  ein,  um  dessen  System  er  die  Ergebnisse  der 
neueren  kriminalanthropologischen  Forschung  gruppiert.  In  dem  vierten 
Kapitel  verwerteter  die  großen  Zahlender  Kriminalstatistik, 
deren  Bewegung  er  genau  verfolgt.  Wenn  er  auch  die  Mängel  dieser  Sta- 
tistik nicht  verkennt,  so  weiß  er  doch  aus  ihren  Ergebnissen  gewisse 
Schlüsse  zu  ziehen,  die  der  Bestätigung  der  kriminalanthropologischen 
Tatsachen  und  der  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  des  Verbrechens 
dienen,  mit  diesem  Kapitel  schließt  der  erste  Band. 

Den  zweiten  Band  eröffnet  das  wichtige  Kapitel  über  die  wissen- 
schaftliche Ethik,  die  erst  den  vollen  und  wahren  Aufschluß  über 
das  Wesen  des  verbrecherischen  Menschen  gibt.  Nach  der  Ansicht 
des  Verfassers  hat  die  ethische  Betrachtung  das  ganze  Werk  über  das 
Wesen  des  Verbrechens  zu  krönen,  und  die  physiologischen,  psycholo- 
gischen, psychiatrischen,  anthropologischen  und  statistischen  Forschungen 
zusaramenzufassen.  Die  Ethik  lehrt  uns  auch  das  Verbrechen  als  ein 
unentbehrliches  und  notwendiges  Element  der  menschlichen  Gesell- 
schaft begreifen.  Ferner  ist  das  Verbrechen  am  Maßstab  der  jeweiligen 
Kultur  zu  messen.  Erst  wenn  wir  erkannt  haben,  w-elche  Anreize  zum 
Verbrechen  der  jeweilige  Kulturzustand  bietet  und  erweckt,  welche 
neuen  Rcchtsgüter,  welche  neuen  verbrecherischen  Mittel  er  dem  Ver- 
brecher preisgibt,  gewinnen  die  Ziffern  der  Kriminalstatistik  ihre  rich- 
tige Bedeutung.  Daraus  gewinnen  wir  das  Ergebnis,  daß  die  Steigerung 
der  Kriminalität,  welche  die  Statistik  belegt,  in  einem  verschwindenden 
Verhältnis  steht  zu  dem  Fortschritt  der  Kultur,  die  mit  ihrer  Güter- 
häufung und  Verfeinerung  des  Geschmacks  die  Anreize  zum  Verbrechen 
alljährlich  in  auffallender  Weise  vermehrt. 

Die  Ethik  lehrt  uns  auch,  daß  in  jedem  Menschen  eine  latente 
Kriminalität  schlummert,  die  den  Ausgangspunkt  für  die  Beurteilung 
der  allgemeinen  Kriminalität  zu  bilden  hat. 

Das  folgende  Kapitel  behandelt  die  Charakterologie  als 
Hilfswissenschaft  des  Kriminalisten.  Als  Material  werden  Beispiele  aus 
dem  Leben  verwertet ; aus  ihnen  läßt  sich  erkennen,  wie  Charakter- 
eigenschaften das  Verbrechen  zur  Entstehung  kommen  lassen.  Aus 
der  Charakterologie  ergibt  sich  dann  auch  die  Psychologie  der 
Verbrecherarten  und  Verbrecherspezialisten,  die  den 
Gegenstand  des  siebenten  Kapitels  bildet.  Das  Schlußkapitel  enthält 
die  Psychologie  im  Strafverfahren  und  im  Strafvoll- 
zug. Der  Verbrecher  ist  ein  anderer  während  der  Vorbereitung  und 
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Begehung  der  Straftat,  während  der  Untersuchung  und  der  Prozeßver- 
handlung und  während  der  Strafverbüßung.  Diese  Erkenntnis  ist  wich- 
tig für  die  zweckmäßige  Gestaltung  des  Strafverfahrens  und  für  die 
Würdigung  der  Wirkungen  des  Strafvollzugs.  Der  zweckmäßige  Straf- 
vollzug erscheint  aber  als  Schlußstein  der  psychologischen  Analyse  des 
Verbrechers  und  er  bietet  zugleich  einen  Ausblick  auf  die  künftige 
Gestaltung  des  Strafrechts  und  des  Strafverfahrens.  (K.) 

26.  Alkoholfrage. 

Bocket,  Dr.  jur.  Frits.  Alkoholismus  und  Recht.  H.  Costenoble, 
Jena  1908.  140  S.  M.  2. — . 

Die  für  den  Laien  bestimmte  Schrift  schildert  die  Rolle  des  Alko- 
holismus auf  den  verschiedensten  Rechtsgebieten.  Im  ersten  Abschnitt 
wird  die  Bedeutung  des  Alkohols  als  Wertvernichter  klargcstellt.  Die 
Zahl  der  wegen  einer  im  Rausche  begangenen  Straftat  in  Deutschland 
während  eines  Jahres  bestraften  Personen  schätzt  der  Verfasser  auf  rund 
250000.  Die  hohe  Kriminalität  gewisser  Klassen  führt  er  auf  ihren  gro- 
ßen Alkoholkonsum  zurück.  Die  Schädigungen  auf  dem  Gebiet  des  pri- 
vaten und  öffentlichen  Rechts  sind  nicht  minder  groß.  Die  soziale 
Versicherung  wird  durch  den  Alkoholismus  stark  belastet,  die  Militär- 
tauglichkeit  herabgedrückt.  Den  Kampf  des  Rechts  mit  dem  Alkohol- 
mißbrauch behandelt  der  zweite  Abschnitt.  Dem  Staate  steht  im  Inter- 
esse seiner  Selbsterhaltung  das  Recht  zu,  den  Alkoholgenuß  zu  be- 
schränken und  die  Branntweinproduktion  einzuschränken.  In  dem  Ka- 
pitel: »Gewerberecht  und  Alkohole  werden  die  Wege  beschrieben,  die 
in  den  einzelnen  Ländern  eingeschlagen  sind,  um  den  Alkoholmißbrauch 
zu  bekämpfen.  Ein  weiteres  Kapitel  gibt  einen  geschichtlichen  Ueber- 
blick  über  die  Beurteilung  der  in  der  Trunkenheit  begangenen  Straf- 
taten in  verschiedenen  Ländern  zu  verschieden  Zeiten,  um  sodann  die 
strafrechtliche  Behandlung  nach  deutschem  Reichsrecht  eingehend  kri- 
tisch zu  untersuchen.  Der  Verfasser  fordert,  daß  diejenigen,  welche 
sich  absichtlich  in  eine  sonst  Strallosigkeit  begründende  Trunkenheit 
versetzt  haben,  denen  gleich  geachtet  werden,  die  nüchtern  eine  solche 
Straftat  begehen.  Den  Abschnitt  beschließt  eine  Besprechung  der 
Stellung  des  Trunkenen  und  Trunksüchtigen  im  Zivilrecht. 

Im  Schlußkapitel  wird  noch  ein  kurzer  Rückblick  und  Ausblick 
auf  die  der  Reform  der  Alkoholgesetzgebung  gewidmeten  Bestrebungen 
geworfen. 

Peter  sott,  Oskar.  Die  schwedische  Alkoholgesetzgebung  und  das 
Gotenburger  Sstem.  Aus  dem  Schwedischen  übersetzt  von  Dr.  R.  Krant. 
Verlag  von  Deutschlands  Großloge  II  des  I.  O.  G.  T,  Hamburg, 
1908.  88  S.  M.  1.—. 

Vom  Standpunkt  absoluter  Abstinenz  aus  kommt  der  Verfasser 
zu  folgenden  Ergebnissen : die  schwedische  Alkoholgesetzgebung  ruht 
auf  einer  falschen  Grundlage ; denn  sie  stützt  sich  auf  die  Anschauung, 
daß  der  Alkoholhandel  ein  in  mancher  Hinsicht  vorteilhafter  und 
nützlicher  Erwerbszweig  sei.  Man  hat  versucht  den  schlimmen  Folgen 
des  Uebels  dadurch  zu  entrinnen,  daß  man  den  Alkoholhandel  nach 
dem  Gotenburger  System  regelte.  Dadurch  hat  man  die  Verhältnisse 
aber  eher  schlimmer  als  besser  gemacht;  denn  dieses  System  hat  nicht 
nur  den  Gemeinwesen  und  anderen  Körperschaften  das  lebhafteste 
Interesse  am  Alkoholhandel  eingeflößt  und  sie  an  ihn  gefesselt,  sondern 
es  hat  auch  durch  mehr  scheinbare  als  wirkliche  Verbesserungen  und 
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Verfeinerungen  die  Gewissen  eingeschläfert,  das  soziale  Empfinden 
geschwächt  und  in  dieser  Hinsicht  das  sittliche  Niveau  herabgesetzt. 

Aus  diesen  Gründen  warnt  der  Verfasser  vor  der  Uebertragung 
des  Gotenburger  Systems  auf  ein  anderes  Land.  (K.) 

27.  Frauenfrage  und  Sexualethik. 

Conrad,  Dr.  Eist.  Das  Dienstbottnprobltm  ln  dm  nordamerikani - 
schm  Staaten  und  was  es  uns  lehrt.  Gustav  Fischer,  Jena  1908.  43  S. 
M.  1.20. 

Else  Conrad  war  i1/a  Jahre  in  den  Vereinigten  Staaten  und  die 
Beobachtungen,  die  sie  während  dieser  Zeit  gemacht  hat,  veröffent- 
licht sie  in  obiger  Schrift.  Sie  beginnt  mit  einer  historischen  Skizze 
der  Entwicklung  der  Dienstbotenverhältnisse  in  Amerika,  in  der  sie 
drei  Stufen  unterscheidet:  1)  Die  Kolonialpcriode,  2!  die  Zeit  von 
1776 — 1850  und  3)  1850  bis  zur  Gegenwart. 

Die  Dienstbotenfrage  besteht  in  der  Union  in  dem  Dienstbotcn- 
mangel  und  in  den  hohen  Löhnen  und  sonstigen  Ansprüchen,  die  in- 
folge dessen  seitens  der  Dienstbotenherrschaft  bewilligt  werden  müssen. 
Dadurch  wird  die  Möglichkeit  der  Haushaltsführung  sehr  erschwert  — 
ein  großes  Hindernis  für  die  Eheschließung  und  für  die  Sicherung 
eines  harmonischen  und  gesunden  Familienlebens. 

Else  Conrad  zieht  daraus  gewisse  Lehren  für  deutsche  Verhält- 
nisse und  empfiehlt  vorbeugende  Maßregeln,  um  es  bei  uns  nicht  so 
weit  kommen  zu  lassen  wie  in  Amerika.  Sie  tritt  besonders  für  eine 
bessere  Ausbildung  der  Dienstboten  ein,  und  fordert,  daß  zu  diesem 
Zweck  besondere  Anstalten  ins  Leben  gerufen  werden.  (K.) 

Ehren/ eis,  Chr.  v.,  (Prag).  Sexualethik.  (Grenzfragen  des  Ncrven- 
und  Seelenlebens,  Heft  56).  Wiesbaden,  1907,  J.  F.  Bergmann.  99  S. 
M.  2.80. 

Das  Buch  lehnt  sich  an  die  zwei  Bände  des  »Systems  der  Wert- 
theorie«, die  »Grundbegriffe  der  Ethik«  und  verschiedene  Aufsätze  des 
Verfassers  an,  die  es  popularisiert.  Der  Verfasser  ist  auf  sexuellem 
Gebiet  strikter  Moralist,  nach  seiner  Terminologie  Vertreter  der  »dif- 
ferenzierten Moral«,  im  Gegensatz  zur  »doppelten  Moral«.  (Die  Ein- 
leitung über  den  Begriff  des  »moralischen  Konflikts«  ist  allerdings,  wie 
der  Vergleich  der  beiden,  nur  scheinbar  verschieden  liegenden,  Bei- 
spiele zeigt,  verfehlt.)  Seiner  Begründung  der  Polygynie  im  Interesse  der 
Erhaltung  (nicht  der  Art, sondern)des  »Stammes«  und  dessen  »Hinaufzeu- 
gung« hat,  in  der  theoretischen  Fundamentierung,  diejenige  der  W i e- 
dertäufer  in  Münster  wohl  am  nächsten  gestanden,  deren  Prädi- 
kanten die  Polygynie  als  das  Mittel  vertraten,  die  »virile  Potenz«  der 
Männer  des  auserwähltcn  Volkes  Gottes  voll  auszunützen,  und  so 
dem  Gebot  der  Genesis  (1,  281  in  der  Art  gerecht  zu  werden,  wie 
dies  den  Erzvätern  gelungen  sei  (darin  konsequenter  als  der  Ver- 
fasser, vertraten  sie  demgemäß  jedoch  auch  den  Ehe  zwang  gegen 
die  Frauen,  der  nur  wegen  praktischer  Unzuträglichkeiten  nach 
kurzem  Bestehen  wieder  beseitigt  wurde.)  Der  Verfasser  seiner- 
seits deduziert,  den  anderen  Zeitverhältnissen  entsprechend,  die 
gleiche  Ethik  rein  »biologisch«.  Er  unterscheidet  »natürliche«  und  »kul- 
turelle« Sexualmoral.  — Maßstab  der  natürlichen  Sexual  moral 
ist : daß  unter  ihr  ein  Menschenstamm  sich  andauernd  bei  Gesundheit 
und  Lebenstüchtigkeit  zu  erhalten  vermag,  — Erfordernis : kontinuier- 
liche Auslese,  — Werkzeug  derselben:  der  »virile  Faktor«,  d.  h.  der 
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Ueberschuß  der  männlichen  Zeugungspotenz  gegenüber  der  weiblichen 
Gebärfähigkeit  und  Beischlafsbereitschaft,  und  der  daraus  folgende 
männliche  Rivalitätskampf.  Optimum  des  Auslescresultates  besteht  bei 
Polygynie,  welche  das  qualitative  Optimum  der  Rivalen  zur  quantitativ 
maximalen  Fortpflanzung  gelangen  läßt,  den  unterliegenden  Rest  der 
Männer  aber  auf  hetäristische  Befriedigung  verweist.  Eine  diesem  bio- 
logisch erwünschten  Optimum  entsprechende  Veranlagung  zur  Polygy- 
nie ist  normalerweise  beim  Mann  vorhanden,  Sein  und  Sollen  sind  bei  ihm 
im  Prinzip  also  im  Einklang,  masturbatorische,  homosexuelle  und  »flatter- 
hafte« Veranlagungen  (»Laster« ) ausgenommen.  Beim  Weibe  wäre 
dagegen  umgekehrt  sinnliche  Bedürftigkeit,  soweit  sie  über  das  zur  se- 
xuellen Anziehung  der  Männer  unbedingt  erforderliche  Maß  hinausgeht, 
Untugend,  weil  in  jedem  Fall  Quelle  einer  polygyniefcindlichcn,  also 
die  Ausnützung  der  vollen  virilen  Potenz  schädigenden  Eifersucht  der 
Ehefrauen,  nngünstigenfalls  aber  der  fortpflanzungs-  und  auslesefeind- 
lichen (simultanen  oder  succcssivcn)  Polyandrie,  welche  virile  Potenz 
direkt  vergeudet.  Neben  der  normalen,  zur  Fortpflanzung  bestimmten 
Frau,  deren  sexuelle  Tugenden  demgemäß  Keuschheit,  Schamhaftigkeit, 
maßvoller  Sexualtrieb,  Fehlen  der  Eifersucht  sind,  ist  die  Hetäre  im 
Interesse  der  Ruhe  der  Gesellschaft  für  die  im  Kampf  um  das  Weib 
unterliegenden  Männer  erforderlich.  — Die  kulturelle  Sexual- 
moral nun,  in  ihrer  Entstehung  letztlich  darauf  ruhend,  daß  die  Zeu- 
gungsorgane zugleich  der  Entleerung  der  Exkremente  dienen,  daher, 
mit  ästhetischer  Verfeinerung,  verhüllt  werden  müssen,  um  Kultur  zu 
ermöglichen,  bedeutete  bei  uns  letzten  Endes  den  — wenigstens  offi- 
ziellen — Sieg  der  femininen  biologischen  Sexualtugenden : Scham 
und  Keuschheit.  Diese  produzieren  »Kultur«,  indem  sie  den  generativ  nicht 
verwerteten  Ueberschuß  des  männlichen  Sexualtriebs  in  die  Bahn  reli- 
giöser, künstlerischer,  abstrahierender  und  kombinierender  Leistungen 
drängen.  Also  lebt  die  »Kultur«  auf  Kosten  der  »Konstitution«.  Daß  dies 
aber  an  sich  nichts  Unabwendbares  ist,  zeigen  dem  Verfasser  sowohl  die 
Kulturleistungen  der  Barbaren  (Sprachschüpfung,  Erfindung  der  ersten 
Werkzeuge)  als,  noch  heute,  diejenigen  der  Ostasiaten,  deren  biologi- 
sche Ueberlegenheit  auf  ihrer  abweichenden  Sexualmoral  ruht.  — Die 
im  folgenden  von  ihm  kritisierte  abendländische  Sexualmoral  schwankt 
in  der  Theorie  zwischen  dem  romanisch-katholischen  Mönchsideal  und 
dem  germanisch-protestantischen  Pastorcnidcal  der  zu  vollkommener  See- 
lengemeinschaft sublimierten  Einehe.  Sie  schafft  in  der  Praxis  für  die 
Frau  eine  einfache  (monogame),  für  den  Mann  - als  Folge  des  Femi- 
nismus der  Moral  — eine  »doppelte«  (offiziell  monogame,  inoffiziell 
begrenzt  polygyne)  Sexualmoral , ein  Zustand,  welcher  nach  dem 
Prinzip  des  kleinsten  Kraftmaßes  aus  dem  nun  einmal  von  der  offiziel- 
len Scxualordnung  erstrebten  Ziele  folgt  (S.  27).  Diese  offizielle  Mo- 
nogamie nun  schafft  ein  gewisses  Optimum  von  Idealisierungsmöglich- 
keit (deren  Voraussetzung  eben  die  feminine  Schamhaftigkeit  ist),  von 
Schutz  gegen  Geschlechtskrankheiten,  von  Stillestellung  des  gesellschafts- 
feindlichen männlichen  Rivalitätskampfes,  von  Schutz  der  Frauenwürde, 
von  Weihe  des  Eigentumsgedankens,  von  Sublimierung  der  Scxualaffekte 
in  Kulturleistung,  endlich  auch  von  Chance  des  Auftauchens  des  (stets 
auf  extremster  Transformation  von  Physischem  in  Psychisches,  also:  Er- 
haltung des  Abnormen,  ruhenden)  Genies;  — sie  ist  andrerseits,  auf 
kulturellem  Gebiet,  verantwortlich  für  die  Herrschaft  der  Heuchelei, 
auf  konstitutivem  aber  für  die  Ausschaltung  des  die  Auslese  der  Tüch- 
tigsten tragenden  »virilen  Faktors«  (s.  o.)  und  für  die  Wendung  der  Auslese 
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zu  gunsten  der  normalerweise  früher  zur  Ehe  gelangenden,  weil  sich 
leichter  bindenden,  »gesunden  Mittelmäßigkeit«.  Diese  Tendenz  wird 
verstärkt  durch  die  ökonomischen  Motive  unserer  Erbordnung:  die 
(nach  des  Verfassers  Annahme  »statistisch  — durch  Schädelmessung  — 
»erwiesene«)  Ucberlegenheit  des  durchschnittlichen  Menschentypus  der 
sozial  »höheren  Klassen«  bringt  aus  diesen  Gründen  dessen  ste- 
tes Zurückweichen  vor  den  minderwertigen  Typen  mit  sich.  — Der 
biologisch  orientierte  Moralismus  des  Verfassers  will  vor  allem  das 
heute  »korrumpierte«  männliche  Triebleben  wieder  in  den  Dienst  ratio- 
naler Gattungszwecke  stellen:  — im  P r i n z i p dasselbe,  was  der  ältere 
Puritanismus,  der  rationalistische  Pietismus  und  die  rationalistische 
Aufklärung  durch  Beschränkung  der  sittlichen  Erlaubtheit  des  Ge- 
schlechtsverkehrs auf  den  allein  gottgewollten  Zweck  der  Kinderzeu- 
gung  wollten.  In  den  Mitteln  bestehen  freilich  erhebliche  Differenzen : für 
das  Mittel  des  (alten)  Puritanismus  (Monogamie)  spricht  sein  notorischer 
populationistischer  Erfolg,  für  das  Mittel  des  Verfassers  (Polygynic),  nach 
dessen  Ansicht,  die  angeblichen  populationistischen  Erfolge  der  Chinesen. 

Jene  »Korruption  des  Fortpflanzungstriebes«  findet,  nach  dem  Ver- 
fasser, insbesondere  (S.  45)  dadurch  statt,  daß  vollwertige  Männer 
mit  zweckbewußtem  Streben  nach  Fortpflanzung : Männer  also, 
welche  (S.  47,  vgl.  S.  51  unten),  »überall  dort,  aber  auch  nur  dort«, 
wo  die  »höheren«  Sinne  und  die  durch  sie  vermittelten  psychischen 
Inhalte  erotische  Erregung  vermitteln«,  nach  deren  Befriedigung,  die  in 
diesem  Fall  im  Interesse  der  »Art«  liegt,  streben,  sich  an  der  Errei- 
chung ihres  idealen  Zieles  durch  die  geltende  Sexualmoral  gehindert, 
und  folglich  zu  biologisch  minderwertigen  Formen  des  Abrogierens 
ihres  Triebes,  insbesondere  zur  Loslösung  seiner  Befriedigung  von  den 
höchsten  erotischen  Gefühlen,  genötigt  finden.  Ein  Mann,  der,  aus 
Prinzip,  seine  Werbung  in  die  Erklärung  kleiden  würde : er  wolle  von 
dem  Mädchen  seiner  Wahl  ein  Kind  haben,  würde  im  Kreise  der 
»guten  Familien«  keine  Gegenliebe  finden  und  zwischen  Abstinenz  und 
Prostitution  »auf  die  Folter  gespannt«  (S.  51).  Durch  die  von  jener 
Sexualmoral  herbeigeführte  Begünstigung  der  Fortpflanzung  korrupter 
Triebe  einerseits,  und  durch  die  von  ihr  erzwungene  Unterbindung 
gesunder  Instinkte  andrerseits  ist  überdies  (S.  50/1 ) auch  die  prinzipielle 
Richtigkeit  (?)  des  Satzes:  daß  »starke  Leidenschaft  Ausdruck  des  Natur- 
willens  zur  Zeugung  kräftiger  Nachkommen«  ist,  in  Frage  gestellt. 
Gegen  die  seit  Erfindung  der  antikonzeptionellen  Mittel  drohende  Ent- 
völkerung nimmt  uns  die  monogamische  Familicnmoral  vollends  jede 
Schutzwciir  (S.  53),  gibt  aber  (S.  54)  eben  dadurch  künftig  vielleicht 
den  Impuls  zur  Reform.  Diese  Reform  darf  natürlich  keines- 
falls iibertinistisch  sein,  da  sie  sonst  nicht  dem  sittlich  zweck- 
bewußt handelnden  Mann,  sondern  dem  Streben  des  verführerischen 
Don  Juan,  sich  auszuleben,  entgegenkäme.  (Bei  August  dem  Starken 
würde  der  Verfasser  also  wohl  den  generativen  Erfolg  als  einen  sitt- 
lich wertlosen  Neben  erfolg  bewerten.  Würde  man  nach  dem  ent- 
scheidenden Kriterium  der  Qualifikation  zur  Fortpflanzung : des 
generativen  Werts  fragen , so  könnte  letztlich  natürlich  nur  der 
Wille,  sich  fortzupflanzen,  für  den  Verfasser  in  Betracht  kommen, 
— physische  »Gesundheit«  vorausgesetzt,  — also  (S.  88)  »Zeu- 
gungs-  und  Züchtungsidealismus  von  rücksichts-  und  bedingungsloser 
Zielstrebigkeit«.  Nach  einer  auf  diesen  Grundgedanken  ruhenden, 
teils  positiven,  teils  negativen  Auseinandersetzung  mit  den  modernen 
sexuellen  Reformbestrebungen  (S.  54  75 1 gelangt  der  Verfasser  (Ab- 
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schnitt  IV,  S.  75  ff.)  zu  den  »Postulaten  des  Lebens«,  welche  an  Stelle 
der  »Fostulate  der  Liebe«  zu  treten  haben.  Ethische  Grundforderung 
ist : Rationalisierung  des  Sexualtriebs  zum  K o r t p f 1 a n z u n g s streben  als 
solchem  und  Propagierung  dieses  Ideals  durch  Verbreitung  dersittlichen 
Hochschätzung  seiner  praktischen  Vertreter,  also : derjenigen  Männer, 
bei  denen  sich  bereits  die  »Sexualität  zum  Fortflanzungsstreben  entwickelt 
hat«,  und  nur  dieser.  Gelingt  eine  Reform  der  öffentlichen  Meinung 
auf  dieser  Basis,  dann  ist  die  heute  als  Schranke  gegen  das  allgemeine 
Versinken  im  Hetärismus  unentbehrliche  Aechtung  des  Hetärentums  ent- 
behrlich. Die  monogame  Ehe  aber  gibt  jenem  durch  Erziehung  und 
Wertschätzung  zu  züchtenden  Mannestypus  der  Zukunft  heute  »nur  einen 
Teil  statt  des  Ganzen,  das  sie  verlangen«,  während  sie  den  Ehefrauen  mehr 
gibt,  als  ihnen  stammesbiologisch  gebührt:  das  Recht  auf  ausschließ- 
lichen Besitz  des  Mannes  und  also  die  Ausschaltung  des  »virilen 
Faktors«.  Für  die  demgemäß  zu  erstrebende  Entziehung  dieser  heu- 
tigen, biologisch  verwerflichen,  Ehefrauenrechte  soll  (S.  82)  die  Frau 
durch  Konzessionen  auf  dem  Gebiet  ihrer  Stellung  als  Mutter  und  auf 
ökonomischen  Gebiet  entschädigt  werden.  Vorbedingung  der  Reali- 
sierung alles  dessen  aber  wäre:  1)  daß  Männer  auf  den  Plan  treten,  die 
das  biologisch  als  richtig  erkannte  Frauenideal:  die  »mütterliche  Frau« 
(nicht  nur  theoretisch,  sondern)  auch  mit  sinnlicher  Leidenschaft  erseh- 
nen (S.  81)  und  dadurch  propagieren  (was  theoretische  Erwägungen 
nicht  vermögen) ; — 2)  ein  soziales  Reformprogramm,  wie  cs  der 
Verfasser  seinerzeit  in  der  »Polit.-anthrop.  Revue«  entworfen  hat  (As- 
soziation der  Frauen  zur  Sicherung  ihrer  Existenz  und  arbeitsteilige 
Ersparung  von  Arbeit  in  Haus  und  Familie).  Denn:  (S.  64)  unbeschadet 
der  Pflicht  des  Weibes  zur  Schamhaftigkeit  sind  biologisch  wertvoll 
nur  Frauen  und  Mädchen,  welche  »bereit  sind,  sich  fast  (?)  jedem  nor- 
malen Manne  von  gesund  kräftiger  Veranlagung  in  Liebe  hinzugeben, 
dessen  Sinnesart  und  Werbungsweise  (s.  o.  und  speziell  S.  51 
unten)  ihr  und  ihren  Kindern  ein  sicheres  und  erfreuliches  Heim  zu 
bieten  verbürgt«.  Damit  wird  die  Ausschaltung  der  offenbar  auslcsefeind- 
lichen  heutigen  Bedeutung  der  Vermögens qualifikation  hierzu  zu 
einem  (in  dieser  Schrift  nicht  weiter  erörterten)  Problem.  — 3)  End- 
lich der  Entschluß  generativ  wertvoller  Männer,  die  »Emanzipation  des 
Mannes«  (von  der  femininen  Moral)  zu  vollziehen  und  ihre  Ideale  auch  im 
Widerspruch  mit  der  Sitte  durch  Propagande  der  Tat  zu  vertreten.  — Es 
folgt  (S.  85)  der  von  dem  Verfasser  schon  an  anderen  Stellen  und  in 
höchst  pathetischer  Form  vorgetragenc  Hinweis,  daß  nur  eine  biologisch 
orientierte  Sexualmoral  das  Abendland  vor  dem  Unterliegen  gegen- 
über dem  Mongolentum  bewahren  könnte,  schließlich  aber  (S.  90)  die 
Zweifelsfrage:  ob  nicht  vielleicht  doch  die  Mission  des  Abendlandes, 
weil  die  Zeit  zur  »biologischen«  Orientierung  unserer  Ethik  schon  ver- 
säumt sei,  vielmehr  nach  der  grade  entgegengesetzten  Richtung : der 
immer  weitergehenden  Sublimierung  unserer  Kultur,  selbst  mit 
der  Aussicht  auf  den  dann  zweifellosen  generativen  Untergang  liegen 
könne?  Diese  Schwierigkeit  versucht  der  Verfasser  damit  zu  besei- 
tigen, daß  er,  in  plötzlicher  Preisgabe  seiner  Unterscheidung,  die 
Schaffung  einer  richtigen  Sexualordnung  selbst  für  ein  Kultur  produkt 
von  so  hohem  Wert  ansieht,  daß  auch  eine  sterbende  Rasse  es  ihrer 
siegreichen  Konkurrentin  hinterlassen  sollte.  Ein  »sexualmoralischer 
Führer«  am  Schluß  erleichtert  es  dem  Lernenden,  die  »biologische« 
Begründung  der  einzelnen  Moralvorschriften  (z.  B.  sexuelle  Askese 
der  Jünglinge,  »Wert  der  Jungfernschaft  — wegen  der  Bedeutung  einer 
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kräftigen  sexuellen  Aufnahmskapazität«  , — biologisch  zulässige  be- 
grenzte Toleranz  unnatürlicher  sexueller  Befriedigungen,  Unzulässigkeit 
häufigen  Ehewechsels  usw.)  nachzuschlagen.  (W.) 

Salomon,  Alice,  Soziale  Frauenbildung.  B.  G.  Teubner,  Leipzig 
1908.  06  S.  M.  1.20. 

Das  Buch  versucht  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  die  Aufnahme 
sozialer  Bildungselemente  in  den  Lehrplan  der  höheren  weiblichen 
Unterrichtsanstalten,  der  sogenannten  >Frauenschulen«,  die  vom  preu- 
ßischen Ministerium  geplant  werden,  notwendig  ist.  Es  zeigt,  daß  die 
Frauen  unserer  Zeit  eine  Bildung  gebrauchen,  die  sie  nicht  nur  fähig 
macht,  eine  reiche  ästhetische  Kultur  mit  Verständnis  zu  genießen,  in 
der  Familie  die  immer  schwieriger  werdenden  Aufgaben  — als  Frau  und 
Mutter  — zu  erfüllen  ; sondern  daß  unsere  Zeit  die  Frauen  auch  zu 
sozialer  Pflichterfüllung  ruft  und  daß  für  diese  neuen  Aufgaben  auch 
neue  Bildungswege  geschafft  werden  müssen.  Im  Anschluß  daran  wird 
eine  Uebersicht  über  die  Versuche  zur  sozialen  Ausbildung  gegeben, 
die  von  den  verschiedensten  Seiten  in  Deutschland  in  Angriff  genom- 
men worden  ist.  Ferner  wird  der  Lehrplan  für  Unterrichtsanstalten 
entworfen,  die  sowohl  die  allgemeinen  sozialwissenschaftlichen  Kennt- 
nisse, deren  die  Frau  als  Bürgerin  bedarf,  wie  auch  die  besondere 
fachliche  Ausbildung  zur  sozialen  Arbeit  vermitteln  sollen.  (R.) 

28.  Prostitution. 

Butz,  Georg,  Die  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  im  internationa- 
len Rechte.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  Berlin  1908.  8s  u.  XV  S. 
M.  1.80. 

In  dieser  Schrift  wird  gezeigt,  in  welcher  Weise  die  Bekämpfung 
des  Mädchenhandels  Gegenstand  des  internationalen  Rechts  auf  Grund 
staatlicher  Vereinbarungen  geworden  ist.  Es  wird  von  dem  Betrieb 
des  Mädchenhandels,  von  seinem  Umfang  und  von  der  Richtung,  die 
er  nimmt,  gesprochen.  Die  Schwierigkeiten,  die  seiner  Unterdrückung 
mit  Mitteln  des  nationalen  Rechts  entgegenstehen,  werden  besonders 
hervorgehoben.  Hieraus  wird  die  Notwendigkeit  internationaler  staat- 
licher Einigung  abgeleitet  und  es  werden  die  Anhaltspunkte  festgestellt, 
worüber  die  Einigung  zu  erzielen  ist. 

In  einem  historischen  Teil  verfolgt  der  Verfasser  dann  den  Ge- 
danken des  staatlichen  Vorgehens,  bis  er  durch  staatliches  Zusammen- 
wirken greifbare  Formen  annimmt,  in  seiner  Entwicklung  bis  zur  Ge- 
genwart. 

Butz  schließt  mit  einer  dogmatischen  Erörterung  des  gewonnenen 
Vertragsmaterials  und  der  durch  seine  Geltendmachung  geschaffenen 
oder  noch  zu  schaffenden  Lage. 

Die  Kulturstaaten,  denen  es  um  die  Unterdrückung  des  Mädchen- 
handels zu  tun  ist,  sind  schon  zu  einem  Ring  vereinigt,  in  dem  aller- 
dings noch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Argentinien 
fehlen.  Nach  der  Ansicht  des  Verfassers  wird  der  Zeitpunkt  nicht  mehr 
in  allzu  weiter  Ferne  liegen,  in  dem  das  Inkrafttreten  eines  Ueber- 
einkommens,  das  auf  Grundlage  eines  im  Prinzip  einheitlichen  delik- 
tischen  Tatbestandes  die  Auslieferung,  Rechtshilfe,  sowie  die  ganze 
Strafverfolgung  erleichtert,  ermöglicht  werden  kann.  (K.) 

Galli , F.,  Reichsgerichtsrat  a.  D.  Die  Aufgaben  der  Rechtsordnung 
gegenüber  den  Gefahren  der  Prostitution.  J.  C.  Hinrichs,  Leipzig  1908. 
16  S.  M.  0.30. 
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Die  Schrift  gibt  einen  Vortrag  wieder,  den  Galli  am  :o.  März  1908 
in  einer  öffentlichen,  vom  Verein  zur  Hebung  der  öffentlichen  Sittlich- 
keit in  Leipzig  veranstalteten  Versammlung  gehalten  hat.  Der  Ver- 
fasser gibt  zunächst  einen  Ueberblick  über  die  Prostitutiongesetzgebung 
der  verschiedenen  Staaten  und  charakterisiert  die  damit  erzielten  Er 
folge.  Zum  Schluß  stellt  er  neun  Thesen  auf,  die  er  in  einem  Reichs- 
gesetz verkörpert  wissen  will.  Er  geht  davon  aus,  daß  die  Gewerbs- 
unzucht  an  sich  strafbar  ist.  Die  Strafverfolgung  soll  aber  wie  in 
Oesterreich  von  einem  polizeilichen  Strafantrag  abhängig  gemacht 
werden.  Nur  nach  geschehener  Verurteilung  wird  dann  die  polizeiliche 
Ueberwachung  einzutreten  haben.  Alle  unter  18  Jahre  alten  Personen 
sind  aber  von  der  Kontrolle  und  von  der  strafgerichtlichen  Verfolgung 
auszunehmen  und  der  Zwangserziehung  zu  überweisen.  Der  Verfasser 
fordert  vor  allein  auch  weibliche  Mitarbeit,  und  er  denkt  dabei  nicht 
nur  an  die  vermehrte  Anstellung  von  Polizeiassistentinnen,  sondern 
auch  daran,  daß  »edle  Trauen  als  Vertrauenspersonen  zu  den  Kindern 
der  Sünde  herabsteigen«.  Kr  erwähnt  das  dänische  Gesetz,  wonach 
die  ärztlichen  Untersuchungen  der  Mädchen  durch  weibliche  Aerzte 
vorgenommen  werden.  Im  übrigen  wünscht  er  eine  Acnderung  der 
Kuppeleivorschrift  und  die  Bestrafung  nicht  nur  der  weiblichen,  sondern 
auch  der  männlicheu  Personen,  die  wissentlich  eine  Geschlechtskrank- 
heit auf  andere  übertragen.  (K.) 

29.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Kaufmann,  Dr.  Erich.  Auswärtige  Gewalt  und  Kotonialgewait  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  (Staats-  und  Völkerrechtliche 
Abh.,  herausgegeben  von  Jellinek  u.  Anschütz,  VII,  1).  Leipzig  1908. 
XIII  u.  244  S.  Duncker  u.  Humblot.  M.  5.60. 

Das  Buch  erörtert  die  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  der 
amerikanischen  Weltpolitik.  Dem  Verfasser,  dessen  (z.  B.  123  fr.  ent- 
wickelter) methodologischer  Standpunkt  im  Gegensatz  zu 
der  sog.  »freirechtlichen«  Bewegung  sich  befindet,  kommt  es  vor  allem 
darauf  an,  die  grundverschiedene  Staatsauffassung,  auf  welcher  Ver- 
fassung und  Jurisprudenz  in  den  Vereinigten  Staaten  im  Gegensatz  zu 
Deutschland  ruhen,  an  diesem  wichtigen  Einzelfall  kritisch  zu  würdigen, 
um  so  zur  Ueberwindung  sowohl  des  »Rationalismus«  der  einen  als 
des  historischen  Empirismus  der  andern  zu  gelangen.  — Inhalt:  A. 
Einleitung  : Probleme  der  imperialistischen  Politik,  Uebersicht  über  die 
Argumentationsweise  der  Gerichte  in  den  sog.  »Inselfällen«,  Stellung  der 
beiden  Probleme  der  Arbeit  S.  1 — 24.  B.  Staatsvertrag  und  Ge- 
bietserwerb (S.  25 — 127).  Historische  Darlegung  der  Unklarheiten 

über  die  Rechtsnatur  des  »Gebiets«  und  der  »Vertragsgewalt«  im  An- 
schluß an  die  für  die  Schöpfer  der  Verfassung  maßgebend  gewesenen 
Theorien : Konsequenzen  derselben  für  die  Praxis,  insbesondere  für 
das  Verhältnis  1)  der  auswärtigen  Gewalt  zu  den  Parlamentsrechten,  2) 
der  Bundesgewalt  im  Verhältnis  zu  den  Gliedstaaten  in  Amerika,  im 
Vergleich  mit  englischen  und  deutschen  Verhältnissen,  — und  (Ab- 
schnitt V)  positive  Konstruktion  des  Gebietserwerbs,  Unterscheidung  je 
nach  der  strikt  historisch  -individuellen  Auffassung  der  Verfassung 
(Deutschland)  oder  ihrer  Behandlung  als  Repräsentantin  einer  univer- 
sellen »Rechtsidee«  (Amerika).  Daraus  wird  praktisch  für  Amerika 
insbesondere  erschlossen : Ausreichen  bloßer  Kongreßakte,  aber  Not- 
wendigkeit solcher  in  allen  Eällcn  vor  der  völkerrechtlichen  Perfektion 
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des  Aktes,  Ablehnung  eines  besonderen  Hoheitsrechtes  der  »Vertrags- 
gewalt«. C.  Kolonialgewalt  und  Verfassung  (S.  128 — 243).  Kritik  der 
Labandschen  Theorie  der  deutschen  Kolonialgewalt  und  der  Ableitung 
des  Parlamentsrechts  lediglich  aus  tlem  Budgetrecht.  Problemstellung 
für  Amerika:  darf,  auf  Grund  Art.  IV  sect.  3 cl.  2 der  Verfassung,  ein 
Gebiet  im  Frieden,  ohne  Aufnahme  in  die  Gemeinschaft  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten,  von  ihnen  dauernd  beherrscht 
werden?  Das  Problem  wird  in  eingehender  Darlegung  als  ein  Teil- 
problem der  Stellung  der  »Freiheitsrechte«,  seine  Lösungsversuche 
als  allmähliche  Abwandlungen  der  alten  Auffassung  dieser  als  vorstaat- 
licher Individualrechte  in  die  heut  herrschende  relativistische  Meinung 
behandelt,  und  dabei  ferner  die  Eigenart  des  juristischen  Denkens  in 
Amerika,  im  Gegensatz  zu  Europa,  in  pointierter  Darstellung  als  Teil- 
bestandteil des  Gegensatzes  des  amerikanischen  Rationalismus  gegen 
den  europäischen,  speziell  deutschen,  Irrationalismus  aufgefaßt  (S.  177  ff.). 
Zugleich  wird  der  Versuch  unternommen,  aus  den  gesellschaftlichen 
Bedingungen  Amerikas  einerseits,  Europas  andrerseits  die  noch  be- 
stehenden Unterschiede  der  Behandlung  der  Freiheitsrechte  als  not- 
wendig« aufzuzeigen  (S.  184 — 189)  und  ebenso  die  gegenwärtig  im  Fluß 
befindliche  Durchbrechung  ihrer  abstrakt-rationalen  Deutung  durch  eine 
utiiitarisch-rationale  (»Vernünftigkeit«  und  »Ehrlichkeit«  des  Wollens 
des  Gesetzgebers  als  Kriterium  der  Gültigkeit  in  Zweifelsfällen)  in 
Amerika  als  Konsequenz  der  auch  dort  beginnenden  Klassenschichtung 
(vgl.  auch  den  Schluß  S.  240  f.).  Die  Lösung  des  konkreten  juristischen 
Problems  gibt  der  Verfasser  S.  224  f.,  unter  scharfer  Kritik  der  Ver- 
mengung der  Fragen  nach  der  Genesis  der  Rechtssätze  mit  ihrem  Ge- 
halt, durch  eigne  Interpretation  der  »Territorialklausel«  dahin,  daß  die 
Verfassung  von  1787  auch  für  die  Probleme  der  Kolonialpolitik  zureiche, 
und  dass  insbesondere  die  Freiheitsrechte  den  Insassen  der  Kolonial- 
gebiete nicht  zustehen.  (VV.) 

Mendelssohn - Bartholdy , J.  Das  Imperium  des  Richters.  Karl 
J.  Trübner,  Straßburg  1908.  236  S.  M.  6. — . 

Das  Buch  ist  als  Heft  II  der  zivilrechtlichen  und  prozeßrechtlichen 
Abhandlungen,  die  von  Wilhelm  Kisch  herausgegeben  werden,  erschie- 
nen. An  Beispielen,  die  dem  Verfasser  das  englische  Rechtsleben  im 
Jahre  1906/07  zuführt,  wird  die  Gewalt,  die  der  Richter  in  England 
besitzt,  erläutert.  Im  ersten  Kapitel  »Der  Richter  und  der  Staat«  wird 
zunächst  das  Verhältnis  des  Richters  zu  den  politischen  Parteien  und 
zu  der  Regierung  gekennzeichnet.  In  seiner  richterlichen  Stellung  ist 
er  völlig  unabhängig.  Das  Housc  of  Lords  ist  die  höchste  Instanz  in 
der  englischen  Gerichtsverfassung.  Für  das  Verhältnis  "des  Richters 
zum  Staat  ist  daher  auch  entscheidend,  wie  das  House  of  Lords  die 
Kollegialität  zu  andern  Gerichten  halt,  und  wie  das  Parlament  als  Ge- 
setzgeber bei  der  Beratung  der  Criminal  Appeal  Bill  sich  zu  den  Straf- 
richtern des  geltenden  Rechts  gestellt  hat.  Zum  Beleg  wird  die  Juris- 
diktion des  House  of  Lords  herangezogen.  Im  zweiten  Kapitel  »Der 
Richter  und  die  öffentliche  Meinung«  wird  die  Ehrfurcht,  die  den  Eng- 
länder vor  dem  Gerichtshof  erfüllt,  charakterisiert;  davon  zeugt  die  Ein- 
richtung des  Contempt  of  Court.  Wer  in  Nichtachtung  des  Gerichts 
handelt,  der  handelt  widerrechtlich  und  ist  strafbar.  Die  angezogenen 
Fälle  geben  uns  einen  klaren  Begriff  dieser  Einrichtung,  in  der  der 
stärkste  Ausdruck  eines  starken  Richterimperiums  liegt.  Die  Ehrfurcht 
vor  dem  Gericht  äußert  sich  auch  in  der  belletristischen  Literatur  des 
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Landes.  Mancherlei  Anzeichen  für  ein  starkes  Imperium  des  Richters 
gibt  das  Verhalten  der  Parteien  im  Prozeß  und  zum  Ergebnis  des  Pro- 
zesses. Hiervon  handelt  das  dritte  Kapitel  »Der  Richter  und  die  Par- 
teien«. Im  vierten  Kapitel  »Der  Richter  im  Verfahrene  wird  sein 
Verhältnis  zu  den  Prozeßpersonen  und  die  Prozeßleitung  als  maßgebend 
für  sein  imperium  näher  erklärt.  Im  vierten  Kapitel  »Richter  und  Ge- 
setz« wird  das  Verhältnis  des  Richters  zum  Gesetzgeber  dargelegt. 
Gesetzgeber  und  Richter  stehen  neben  einander;  jenem  fällt  die  Auf- 
gabe zu,  durch  klare  Regeln  über  schwierige,  neue  Rechtsbildungen 
den  Ausbruch  von  Rechtsstreitigkeiten  zu  verhüten , diesen  kommt  es 
zu,  für  den  trotzdem  ausgebrochenen  Prozeß  die  gerechte  Einzellösung 
zu  finden.  Im  Schlußkapitel  »Das  Imperium  des  Richters«  wird  ge- 
zeigt, wie  in  Wirklichkeit  die  richterliche  Gewalt  ausgeübt  wird.  Zu 
diesem  Zweck  werden  verschiedene  Beispiele  angeführt,  die  nach  dem 
natürlichen  Gang  eines  Prozesses  geordnet  sind. 

Im  Anhang  sind  folgende  Gesetze  abgedruckt:  Criminal  Appeal 
Act  und  First  Offenders  Act.  (K.) 

30.  Gewerberecht,  Vereinsrecht  usw. 

Plenske,  Dr.  jur.  IV.  Das  Elektrizitätsrecht  und  das  Reichsclektro- 
monopol.  Eine  nationalökonomische  Studie.  Alfr.  Pulvermacher  u.  Co., 
Berlin  190g.  192  S.  M.  4.—. 

Der  Verfasser  hat  sich  im  ersten  Teil  seiner  Arbeit  die  dankens- 
werte Aufgabe  gestellt  zu  untersuchen,  wie  weit  der  elektrische  Strom 
und  die  mit  ihm  in  unmittelbarem  Zusammenhang  stehenden  Anlagen 
durch  gesetzliche  Normen  geschützt  sind  oder  sich  doch  wenigstens 
unter  die  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  einreihen  lassen, 
sodann  die  Lücken  der  Gesetzgebung  nachzuweisen  und  Leitsätze  für 
die  Weiterbildung  des  Elektrizitätsrechtes  aufzustellen.  Nach  einem 
kurzen  geschichtlichen  Rückblick  auf  die  früheren  Rechtsverhältnisse 
wird  zunächst  auf  die  heutige,  zur  Zeit  sehr  ungeklärte  privat- 
rechtliche  Stellung  der  Elektrizität  eingegangen.  Das  BGB.  er- 
kennt bekanntlich  nur  körperliche  Gegenstände  als  »Sachen«  an.  Die 
Theorie  Dernburgs,  wonach  die  elektrische  Energie  wegen  ihrer  Meß- 
barkeit und  Beherrschbarkeit  als  Stoff  anzusehen  sei,  verwirft  Plenske, 
ohne  sich  jedoch  der  gegnerischen  Auffassung  Endemanns,  der  die 
elektrische  Energie  als  Gegenstand  des  Sachenrechts  nicht  anerkennt, 
anzuschließen.  Er  geht  davon  aus,  daß  jede  Energie,  also  auch  die 
elektrische,  an  einen  stofflichen  Träger  gebunden  ist  und  an  ihm  in 
Erscheinung  tritt;  die  elektrische  Energie  ist  ein  »Wertphänomen« 
und  nimmt  als  »geldwertes  Lebensgut«  eine  Mittelstellung  zwischen 
Körper  und  Gedankenwelt  ein.  Da  sie  in  dieser  Eigenart  den  gleichen 
Rechtsschutz  wie  die  Sache  fordern  kann,  so  folgt  hieraus  die  Not- 
wendigkeit der  Ausbildung  eines  »jus  phaenomeni«  eines  •Ener- 
gierechts«. Da  die  »Elektrizitätsverträge«  mit  wenigen  Ausnahmen 
nicht  unter  die  typischen  Schuldverhältnisse  des  BGB.  eingereiht  werden 
können,  so  fordert  Plenske  ihre  Regelung  durch  Spezialgesetz.  Für 
rechtliche  Folgen  der  Einwirkung  des  elektrischen  Stromes  auf  Per- 
sonen und  Sachen  soll  der  Stromlieferant  haftbar  gemacht  werden, 
selbst  dort,  wo  ihn  keine  direkte  Schuld  trifft,  ln  einem  weiteren 
dem  öffentlichen  Recht  gewidmeten  Abschnitt  stellt  Plenske 
u.  a.  noch  folgende  Forderungen  auf : Streitigkeiten  über  elektrische 
Starkströme  sollen  als  Feriensachen  behandelt  werden.  Dem  Eigen- 
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tümer  eines  Elektrizitätswerkes  soll  Verkauf  oder  Verpfändung  von 
Teilen  der  Anlage  verboten  sein.  Mit  dem  Kapitel  über  »das  Staats- 
recht« leitet  der  Verfasser  unmittelbar  zum  wirtschaftlichen  Teile  seiner 
Arbeit,  zur  eigentlichen  nationalökonomischen  Studie  über  das  Reichs- 
elektrizitätsmonopol über. 

Dieser  Teil  der  Arbeit  fordert  derartig  zur  Kritik  heraus,  daß  wir 
glauben,  uns  auch  an  dieser  Stelle  auf  eine  bloße  Darstellung  des  In- 
haltes nicht  beschränken  zu  dürfen.  Die  Sympathien  die  sich  der 
scharfsinnige  Jurist  im  I.  Teil  erwirbt,  verscherzt  sich  der  National- 
ökonom im  II.  Teile  gründlich.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  einmal 
recht  deutlich,  wie  gefährlich  es  ist,  aus  rein  juristischen  Erwägungen 
heraus  wirtschaftliche  Fragen  lösen  zu  wollen.  Schon  der  Ausgangs- 
punkt ist  falsch.  Der  Verfasser  geht  nämlich  davon  aus,  daß  in  vielen 
Gegenden  die  größeren  Elektrizitätswerke  ein  »faktisches*  Monopol 
der  Stromlieferung  besitzen  und  einen  »Staat  im  Staate«  bilden.  Er 
vergißt  dabei  ganz,  daß  dies  angebliche  Monopol  jederzeit  vom  privaten 
Unternehmer  durchbrochen  werden  kann  und  auch  tatsächlich  durch- 
brochen wird,  sobald  die  Höhe  der  Strompreise  die  Gewinnung  von 
elektrischer  Energie  in  eigener  Regie  rentabel  erscheinen  läßt.  Mehr 
als  die  Hälfte  der  gesamten  elektrischen  Energie  wird  heute  von  Strom- 
konsumenten selbst  erzeugt  I Nicht  nur  Großbetriebe,  sondern  selbst 
Mittelbetriebe  haben  heute  ihre  eigenen  Kraftwerke.  An  die  Stelle  des 
faktischen  Monopols  will  Plenske  das  Staatsmonopol  gesetzt  sehen, 
und  zwar  ein  R e i c h s monopol,  da  die  einzelstaatlichen  Monopole 
angeblich  die  Reichseinheit  gefährden  würden.  Den  Beweis  dafür, 
daß  das  einzelstaatliche  Monopol  in  Bildung  begriffen  ist,  erblickt  er 
in  den  Bestrebungen  Preußens,  Badens  und  Bayerns,  ihre  Wasser- 
kräfte und  Torfmoore  der  Gewinnung  von  elektrischer  Energie  nutz- 
bar zu  machen.  Er  übersieht  hierbei,  daß  es  sich  in  diesem  Falle  um 
die  Gewinnung  von  relativ  kleinen  Energiemengen  für  den  Eigenbe- 
darf der  staatlichen  Betriebe  handelt.  Der  Hauptzweck  der  vorge- 
schlagenen »Reichselektrizitätsanstalt«,  deren  Organisation  in  großen 
Zügen  angegeben  wird,  soll  sein:  Förderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt 
und  Erzielung  von  Ueberschüssen  zur  Entlastung  des  Reichssäckels. 
Ein  wahres  Allheilmittel  erblickt  der  Verfasser  in  dem  Elektromonopol : 
es  wird  die  Leutenot  der  Landwirtschaft  beseitigen,  den  Mittelstand 
vom  Untergange  retten  und  endlich  der  Fmanzkalamität  des  Reiches 
für  immer  ein  Ende  bereiten.  Durch  Konzentration  der  staatlichen 
Kraftwerke  in  Gegenden  mit  billigen  Brennstoffen  oder  Wasserkräften 
glaubt  er  die  Selbstkosten  bedeutend  herabdrücken  zu  können.  Er 
übersieht  dabei  nur  in  seinem  Laien-Optimismus,  daß  die  Uebcrtra- 
gungsweite  zwar  nicht  technisch,  aber  doch  wirtschaftlich  sehr  be- 
grenzt ist.  Der  Verfasser  unterschätzt  ferner  die  großen  Schwierig- 
keiten der  Preisfestsetzung  beim  Verkaufe  elektrischer  Energie,  und 
vor  allem  läßt  er  außer  acht,  daß  der  Staat  mit  seiner  bureaukratischen 
Verwaltung  garnicht  im  stände  ist,  den  mannigfaltigen  Bedürfnissen 
der  Industrie  nachzukommen.  Das  Elektromonopol  würde  zu  einer 
Verteuerung  der  elektrischen  Energie,  der  Kraft  des  Kleingewerbe- 
treibenden führen.  Ein  Elektrizitätszwang,  wie  ihn  sich  Plenske  denkt, 
ist  praktisch  undurchführbar.  Selbst  wenn  man  dazu  übergehen  wollte, 
privaten  Personen  die  Erzeugung  von  elektrischer  Energie  für  den 
Eigenbedarf  zu  untersagen,  könnte  man  doch  nicht  hindern,  daß  die 
Industrie  zu  den  alten,  technisch  rückständigen  Krafttransmissionen 
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zurückkehrt.  Und  dies  wäre  im  Interesse  unserer  Volkswirtschaft  sehr 
zu  bedauern.  Unsere  Industrie  wird  sich  mit  Recht  gegen  die  Einfüh- 
rung des  Elektromonopols  sträuben,  denn  dieses  ist  wirklich  geeignet, 
sie  auf  das  schwerste  zu  schädigen.  Das  Kulturleben  läßt  sich,  um 
mit  dem  Verfasser  zu  reden,  nicht  in  derartige  Gesetze  schlagen. 
Alles  in  allem  ist  der  zweite  Teil  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als 
eine  finanzpolitische  Utopie;  der  Verf.  entfernt  sich  allzusehr  im  küh- 
nen Fluge  der  Phantasie  vom  realen  Boden  der  Tatsachen.  (Mertens.) 

Rosenthal,  Eduard,  Professor  ander  Universität  Jena,  Die  gesetz- 
liche Regelurtg  des  Tarifvertrages.  Aus  den  Staatsrechtlichen  Abhand- 
lungen. Festgabe  für  Paul  Laband  zum  fünfzigsten  Jahrestage  der 
Doktor-Promotion.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  Tübingen  1908, 
59  S.  M.  1.60. 

Immer  dringender  tritt  mit  der  zunehmenden  Ausbreitung  der 
Tarifverträge  die  Notwendigkeit  ihrer  gesetzlichen  Regelung  hervor. 
Eine  solche  Regelung  ist  schon  in  Australien,  im  Kanton  Genf  und  in 
den  Niederlanden  erfolgt.  In  Deutschland  steht  die  Lösung  dieser 
Aufgabe  noch  aus.  Um  sie  zu  erleichtern,  legt  Rosenthal  in  seiner 
Schrift  einen  Gesetzentwurf  vor,  dem  die  Begründung  beigegeben  ist. 
Als  notwendige  Voraussetzung  einer  gesetzlichen  Regelung  fordert  er 
die  Streichung  des  § 152,  Abs.  2 der  Gewerbeordnung  und  die  unbe- 
dingte gesetzliche  Anerkennung  der  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine. 
Die  wichtigsten  Maßregeln  des  Gesetzentwurfs  sind:  schriftliche  Ab- 
fassung des  Tarifvertrags,  die  räumliche,  zeitliche  und  persönliche  Ab- 
grenzung seines  Geltungsbereichs,  Garantie  gegen  Vertragsbruch,  Schaf- 
fung eines  Tarifamtes,  das  als  Schiedsgericht  zu  fungieren  hat  und 
dem  die  Aufsicht  über  die  Einhaltung  der  Tarifverträge  und  der  Ar- 
beitsnachweis zusteht;  den  Schluß  des  Gesetzentwurfs  bildet  folgende 
Bestimmung,  die  den  Tarifvertrag  zu  einem  wirksamen  Mittel  der 
Sicherung  des  sozialen  Friedens  macht:  »Während  der  Dauer  des 
Tarifvertrags  darf  kein  Beteiligter  bei  Vermeidung  der  Verpflichtung 
zum  Schadenersatz  ein  Kampfmittel  (Streik,  Aussperrung,  Boykott  und 
dergl.)  gegen  die  andere  Vertragspartei  in  Anwendung  bringen,  auch 
nicht  wegen  einer  im  Tarifvertrag  nicht  geregelten  Angelegenheit. 
Kollektivkündigungen  und  Kollektiventlassungen  gelten  als  Kampfmittel. 
Derjenige  Berufsverein,  der  seinen  einen  solchen  Arbeitskampf  führen- 
den Mitgliedern  eine  Unterstützung  gewährt,  ist  zum  Ersatz  des  durch 
den  Arbeitskampf  verursachten  Schadens  verpflichtete  (K.) 

Schiffer,  C.  M.,  Mitglied  des  deutschen  Reichstags.  Anleitung  zur 
Inanspruchnahme  des  deutschen  Vereins-  und  Versammlungsrechts  auf 
Grund  des  Reichsvereinsgesetzes.  Schriften  des  Gesamtverbandes  der 
christlichen  Gewerkschaften.  Christlicher  Gewerkschaftsverlag,  Köln 
1908.  51  S.  M.  0.50. 

Das  Rcichvercinsgcsetz  ist  am  15.  Mai  190g  in  Kraft  getreten. 
Die  vorliegende  Anleitung  soll  dazu  dienen,  die  praktische  Hand- 
habung der  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  erleichtern. 
Sic  handelt  vom  Vereins-  und  Versammlungsrecht  im  allgemeinen,  vom 
Koalitionsrecht  der  Arbeiter,  von  den  Vereinen,  der  Anmeldepflicht 
öffentlicher,  politischer  Versammlungen,  von  den  besonderen  Rechten 
des  Versammlungsleiters,  von  den  Versammlungen  unter  freiem  Himmel 
und  öffentlichen  Aufzügen,  von  der  polizeilichen  Aufsicht,  dem  Sprachen- 
Paragraphen,  von  dem  Plakatwesen,  der  Flugblattverteilung  und  von 
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Geldsammlungen.  Der  Anhang  enthält  eine  Reehtsmittelbelehrung 
und  den  Wortlaut  des  Gesetzes.  (K.) 

Stölzl e,  Dr.  jur.  Hans,  Rechtsanwalt  in  Kempten  (Bayern).  Güter- 
und  Erbrechtsverhältnisse  im  Allgäu.  Jos.  Kose!,  Kempten  und  Mün- 
chen, 1908.  234  S.  M.  3. — . 

Neben  den  Bestimmungen  des  neuen  bürgerlichen  Rechts  über 
die  Güter-  und  Erbrechtsverhältnisse  gelten  in  Bayern  auch  noch  die 
alten  Landesgesetze  für  alle  Ehen,  die  vor  dem  1.  Januar  1900  ge- 
schlossen sind.  Dadurch  ist  ein  komplizierter  Rechtszustand  geschaffen, 
dessen  Verständnis  die  vorliegende  Schrift  erleichtern  soll.  Sie  umfaßt 
IV  Bücher,  die  folgenden  Inhalt  haben:  Das  I.  Buch  behandelt  den 
Güterstand  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  in  Stadt 
und  Fürstentum  Kempten,  Kaufbeuren  und  Lindau;  das  II.  Buch  be- 
handelt den  Güterstand  der  Errungensgemeinschaft,  wozu 
das  Recht  des  Rothenfelser  Landesbrauchs,  der  Retlenberger  Landes- 
ordnung und  das  württembergische  Landrecht  gehören;  das  III.  Buch 
beschäftigt  sich  mit  dem  Güterstand  des  gemeinen  Dotalrcchts, 
des  vorderösterreichischen  und  des  österreichischen 
Rechts;  im  IV.  Buch  wird  auseinandergesetzt,  in  welchen  Rechts- 
gebieten die  einzelnen  Güterstände  Geltung  haben.  (K.) 

Wölbling,  Paul , Magistratsrat  Berlin.  Der  Akkordvertrag  und  der 
Tarifvertrag.  J.  Guttentag,  Berlin  1908,  XIII  und  482  S.  M.  10.—. 

Die  Schrift  bringt  die  beiden  Vertragsarten  besonders  unter  Be- 
rücksichtigung der  gewerblichen  Verhältnisse  nach  ihrer  wirtschaftlichen 
und  rechtlichen  Seite  zur  Darstellung.  Es  werden  auch  eine  Reihe 
verwandter  Fragen  des  Arbeitsvertrages  z.  B.  der  Unterschied  zwischen 
Dienst-  und  Werkvertrag,  die  Lohnsicherung,  die  Arbeitsordnung  er- 
örtert. Das  Buch  bringt  eine  Uebersicht  über  die  einschlägige  Lite- 
ratur und  Vorschläge  für  die  Gesetzgebung.  Die  Judikatur  insbesondere 
die  der  Gewerbegerichte  ist  überall  berücksichtigt. 

Der  Akkordvertrag,  hauptsächlich  der  der  gewerblichen  Ar- 
beiter, wird  als  eine  besondere  Art  des  Dienstvertrages  bezeichnet, 
die  weder  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  noch  in  der  für  die  gewerblichen 
Arbeiter  in  erster  Linie  in  Betracht  kommenden  Gewerbeordnung  die 
erforderliche  Regelung  gefunden  hat.  Eingehend  wird  der  Gruppcn- 
und  Kolonnenakkord  und  auch  der  Akkord  der  Heimarbeiter  erörtert. 

Der  T a r i f v e r t r a g wird  als  ein  privates  Rechtsverhältnis  mit 
bereits  auf  Grund  des  geltenden  Rechts  bindender  Wirkung  behandelt. 
Er  begründet  oft  eine  Tarifgemeinschaft,  der  die  Durchführung  und 
Fortbildung  des  Tarifrechts  obliegt.  Der  Verfasser  gesteht  dem  Tarif- 
vertrag, je  nach  seiner  Fassung,  Rechtsfolgen  in  Bezug  auf  die  ver- 
tragschließenden Gesamtheiten  und  unmittelbar  auf  die  einzelnen  Be- 
teiligten zu.  Für  die  Fortbildung  des  Vertrages  wird  künftig  eine 
präzisere  Fassung  der  l’artciabrcden,  Ausgestaltung  der  Einigungsämter, 
ferner  die  Befreiung  des  Tarifvertrages  von  den  Schranken  des  Koalitions- 
rechts und  die  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvcrcinc  gefordert.  Schließ- 
lich werden  aber  auch  Vorschläge  für  eine  künftige  umfassende  Gesetz- 
gebung über  die  Tarifverträge  gemacht.  (R.) 

31.  Politik. 

Cr  enneville,  Ludwig,  Graf , Gross-  Oesterreich  ? Verlagsbuchhand- 
lung »Styria«,  Graz  und  Wien  1908.  VI  und  119  S. 

Seit  der  Auflösung  der  skandinavischen  Union  sind  in  Oesterreich 


Digitized  by  Google 


624 


Literatur-Anzeiger. 


Befürchtungen  laut  geworden,  die  das  gleiche  Schicksal  für  die  durch 
den  Dualismus  vereinigten  Reichshälften  herannahen  sehen.  Graf 
Crenneville  hält  eine  solche  Trennung  nicht  für  nötig,  da  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  nicht  so  schroffe  wirtschaftliche  Gegensätze 
bestehen,  wie  zwischen  Schweden  und  Norwegen.  Allerdings  kann  im 
Interesse  des  österreichischen  Kaiserreichs  der  bisherige  staatsrecht- 
liche Zustand  nicht  fortdauem.  Dem  Dualismus  fehlt  ein  allen  Ländern 
gemeinsames  Organ,  in  dem  die  Bildung  eines  wirklichen  Reichswillens 
sich  vollziehen  könnte.  Der  Verfasser  stellt  die  Forderung  auf,  daß 
an  die  Stelle  des  beiderseitigen  zentralistischen  Systems  nationale  und 
wirtschaftliche  Autonomie,  an  die  Stelle  aber  des  dualistischen  Partiku- 
larismus eine  Reichseinheit  auf  föderalistischer  Grundlage  treten  solle. 

Lfm  diese  Forderung  zu  begründen,  erklärt  er  zunächst  das  Prinzip 
des  Föderalismus.  Dann  stellt  er  der  Doktrin  der  historisch-politischen 
die  des  ethnisch-nationalen  Föderalismus  gegenüber.  Schließlich  er- 
örtert er  die  Art  und  Weise,  wie  das  föderalistische  Prinzip  auf  die 
Monarchie  anzuwenden  sei.  (K.) 

Grote u< old,  dir.  Die  Parteien  des  deutschen  Reichstags.  Die  Politik 
des  deutschen  Reichs  in  Einzeldarstellungen.  Georg  H.  Wigand, 
Leipzig  1908.  338  S.  M.  5.—. 

Es  ist  das  Bestreben  des  Verfassers  möglichst  objektiv  in  der  Be- 
urteilung der  verschiedenen  Parteien  zu  verfahren.  Er  will  diese  Ob- 
jektivität dadurch  erreichen,  daß  er  das  Parteiwesen  als  einen  Ausfluß 
wirtschaftlicher  Interessen  betrachtet.  Dieser  Standpunkt  wird  ihm  da- 
durch nahe  gelegt,  daß  die  Rcichspolitik  sich  heute  in  der  Hauptsache 
um  wirtschaftliche  Fragen  dreht.  In  der  Einleitung  setzt  er  ausein- 
ander, wie  die  Parteien  entstanden  sind  und  welchen  Entwicklungs- 
prozeß das  politische  Leben  durchgemacht  hat.  Die  einzelnen  Kapitel 
sind  dann  den  besonderen  Parteirichtungen  gewidmet,  den  Parteien  der 
Rechten,  dem  Liberalismus,  der  Sozialdemokratie,  dem  Zentrum  und 
den  regionalen  Gruppen.  Der  Verfasser  gibt  stets  eine  Geschichte 
der  Partei,  wobei  auch  die  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse 
Deutschlands  eingehend  berücksichtigt  werden.  Die  wichtigsten  Doku- 
mente, w'ie  Programme  und  Aufrufe,  werden  dargeboten.  Die  ver- 
schiedenen Schattierungen  der  hauptsächlichen  Parteien  werden  einzeln 
besonders  charakterisiert;  so  werden  im  ersten  Kapitel  die  deutsch- 
konservative,  die  deutsche  Reichspartei,  die  wirtschaftliche  Vereini- 
gung mit  dem  Bunde  der  Landwirte,  der  christlich-sozialen  Partei,  der 
deutsch-sozialen  Partei,  der  Mittelstands- Vereinigung  und  die  deutsche 
Reformpartei  getrennt  behandelt.  In  der  Charakteristik  der  einzelnen 
Parteien  fehlt  niemals  eine  vom  höheren  Standpunkt  aus  geübte  Kritik 
ihrer  Prinzipien  und  Bestrebungen.  Das  Werk  kann  als  ein  sehr  brauch- 
bares politisches  Handbuch  angesehen  werden.  (K.) 

Martin,  Rudolf,  Regierungsrat.  Die  Zukunft  Deutschlands.  Eine 
Warnung.  C.  L.  Hirschfeld,  Leipzig  1908.  XIV  u.  153  S.  M.  3. — . 

In  der  schlechten  Lage  der  Reichsfinanzen  sieht  der  Verfasser 
die  größte  Gefahr  für  die  zukünftige  Entwicklung  des  deutschen  Reichs; 
denn  das  Anwachsen  der  Reichsschuld  und  das  Sinken  der  Kurse  ver- 
mindert die  finanzielle  Kriegsbereitschaft.  Martin  sucht  die  Ursachen, 
aus  welchen  die  Zerrüttung  der  Reichsfinanzen  entsprungen  ist,  bloß- 
zulegen und  er  zeigt  dann,  wie  man  nach  seiner  Ansicht  wieder  zu 
geordneten  und  gesunden  Verhältnissen  kommen  kann.  Die  von  ihm 
vorgeschlagene  Reichsfinanzreform  besteht  in  einer  stark  progres- 
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siven  Reichseinkommen-  und  Reichsvermögenssteucr,  in  der  pro- 
gressiven Ausgestaltung  der  Reichserbschaftssteuer,  und  in  ihrer  Aus- 
dehnung auf  Kinder  und  Ehegatten,  in  der  Erhöhung  der  indirekten 
Steuern  auf  Bier,  Branntwein  und  Tabak,  sowie  in  der  Beschränkung 
des  gesetzlichen,  nicht  auf  Testament  beruhenden  Erbrechts  auf  nahe 
Verwandte  einschließlich  der  Geschwister  und  Geschwisterkinder.  Von 
der  Reichseinkommensteuer  sollen  8°°/«.  von  der  Reichsvermögens- 
steucr 331/*  % an  die  Einzelstaaten  abgefuhrt  werden.  Diese  Rcichs- 
finanzreform  soll  dem  Reiche  jährlich  700  Millionen  Mark  einbringen, 
ohne  die  Einnahmen  der  Einzclstaaten  zu  vermindern,  obschon  diese 
auch  ihren  Eisenbahnbesitz  an  das  Reich  abtreten  sollen.  Die  Matri- 
kularbeiträgc  könnten  fortfallen,  da  das  Budgetrecht  des  Reichstags 
durch  die  jährliche  Bewilligung  der  Personalsten«,  rn  gesichert  wird. 
Der  Widerstand  der  Bundesstaaten  gegen  die  Einführung  direkter 
Reichssteuern  werde  schließlich  zur  Meditiasierung  der  Einzelstaaten 
fuhren  müssen.  Von  dem  Zustandekommen  der  von  Martin  vorge- 
schlagenen Finanzreform  werde  die  innere  und  äußere  Entwicklung 
des  deutschen  Reichs  in  hervorragendem  Maße  abhängen.  (K.) 
Rauchberg,  Dr.  H.  Die  Bedeutung  der  Deutschen  in  Oesterreich. 
Neue  Zeit-  und  Streitfragen,  5.  Jahrgang,  5.  Hft.  Zahn  u.  Jaensch, 
Dresden  1908.  42  S.  M.  :. — . 

Der  Verfasser  erörtert  die  politische  Stellung  des  deutschen  Volks- 
tums in  Oesterreich  und  ihre  Wandlungen  im  Laufe  der  Zeiten.  An 
Hand  von  umfangreichen,  im  Anhänge  beigegebenen  statistischen  Tafeln 
wird  die  geographische  Verbreitung  und  Stärke  der  Deutschen,  ihr  An- 
teil an  der  Gesamtbevölkerung  untersucht.  Es  wird  festgestellt,  daß 
an  Volkskraft  die  Deutschen  den  Slaven  gegenüber  nicht  zurückge- 
blieben sind.  An  wirtschaftliche  Kraft  sind  sie  diesen  von  jeher  über- 
legen gewesen  und  die  Ueberlegcnheit  ist  heute  noch  vorhanden.  Die 
Entwickelung  Oesterreichs  zum  Industriestaat  ist  ein  Werk  der  deut- 
schen Oberschicht.  Durch  die  Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechts 
ist  die  taktische  Stellung  nur  scheinbar  geschädigt  worden;  in  Wirk- 
lichkeit hat  dasselbe  zur  Stärkung  des  deutschen  Volkstums  beige- 
tragen. (M.) 

R o hr  ba  c h , Dr.  Pa  u I.  Deutschland  unter  den  Weltvölkern.  Materia- 
lien zur  auswärtigen  Politik.  2.  Auflage.  Buchverlag  der  »Hilfe*. 
Berlin-Schöneberg  1908.  352  S.  M.  4. — . 

Die  erste  Auflage  dieses  Buches  erschien  im  Jahre  1903  und  sie 
mußte,  da  der  Verfasser  nach  Südwestafrika  berufen  wurde,  in  abge- 
kürzter Form  fertiggestellt  werden.  In  der  vorliegenden  zweiten  Auf- 
lage hat  die  Schrift  beinahe  um  das  Doppelte  an  Umfang  zugenommen 
und  ist  fast  durchgehends  umgearbeitet  worden. 

Der  Verfasser  erörtert  zunächst  die  politische  Folge,  welche  die 
Aenderungen  der  materiellen  Daseinsbedingungen  Deutschlands  seit 
der  Reichsgründung  hervorgerufen  haben.  Bismarcks  auswärtige  Po- 
litik stand  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  Deutschland  saturiert  sei  und 
kein  Ausdehnungsbedürfnis  habe.  Infolge  der  starken  Bevölkerungs- 
zunahme hat  sich  dieser  Gesichtspunkt  vollständig  verschoben.  Die 
Bedingungen  unserer  auswärtigen  Politik  sind  heute  ganz  andere  und 
das  neue  Deutschland  ist  weltwirtschaftlich  und  weltpolitisch  keines- 
wegs saturiert.  In  dem  zweiten  Kapitel  werden  die  Faktoren  der  äuße- 
ren Politik  bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  besprochen.  Es  werden 
die  Gründe  für  die  Entstehung  des  Dreibundes  auseinandergesetzt  und 
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es  wird  gezeigt,  wie  das  Aufkommen  der  weltpolitischen  Probleme 
sich  bemerkbar  machte.  Die  Ursachen  für  die  politische  Spannung 
zwischen  England  und  Deutschland  werden  dargelegt  und  es  wird  die 
Politik  Eduards  VII.  näher  charakterisiert.  Um  die  Aufgaben,  die  unsere 
auswärtige  Politik  zu  erfüllen  hat,  zu  kennzeichnen,  wird  die  politische 
Entwicklung  der  wichtigsten  Staaten  einer  eingehenden  Betrachtung 
unterzogen.  So  behandeln  die  folgenden  Kapitel : die  russische  Krisis ; 
die  englische  Weltmacht ; Frankreich,  Italien  und  das  westliche  Mittelmeer; 
Oestereich-Ungarn,  der  Balkan  und  das  osmanische  Reich;  Amerika  und 
den  fernen  Osten.  Im  Schlußkapitel  werden  die  Folgerungen,  die 
sich  aus  der  betrachteten  Weltlage  für  unsere  auswärtige  Politik  er- 
geben, gezogen  und  die  Wege  und  Ziele  für  sie  abgesteckt.  Der  Ver- 
fasser ist  der  Ansicht,  daß  das  Expansionsbedürfnis  Deutschlands  nicht 
auf  dem  Wege  einer  agressiven  Eroberungspolitik  zu  befriedigen  ist. 
Deutschland  muß  vielmehr  danach  trachten,  sich  neue  Gebiete  wirt- 
schaftlich zu  unterwerfen,  um  seinen  Export  immer  mehr  ausdehnen  zu 
können.  Diesem  Zweck  soll  auch  die  Auswanderungspolitik  dienstbar 
gemacht  werden.  Es  handelt  sich  also  darum,  durch  Steigerung  der 
produktiven  Leistungsfähigkeit  und  durch  Pflege  des  Absatzes  den 
Nahrungsspielraum  für  das  größere  Deutschland  zu  sichern  und  zu  er- 
weitern und  damit  die  Grundlage  für  eine  bedeutendere  politische 
Machtstellung  zu  gewinnen.  (K.) 

Ruhlmann,  Dr.  Paul,  Oberlehrer.  Polilischr  Bildung,  ihr  IVesen 
und  ihre  Bedeutung.  Eine  Grundfrage  unseres  öffentlichen  Lebens. 
Leipzig  1908.  Quelle  u.  Mayer.  VIII,  158  S.  M.  2.50. 

Im  Anschluß  an  die  Naumann-Sombartschen  Kontroverse  über  Po- 
litik und  politischen  Tätigkeit  wird  hier  nach  einer  kurzen  Analyse 
des  heutigen  politischen  Denkens  der  psychologische  Gehalt  des  Be- 
griffes »politische  Bildung«  dargelegt.  Der  Kern  derselben  beruht  un- 
streitig im  politischen  Denken : dem  richtigen  Erfassen  des  jeweiligen  poli- 
tischen Zustandes  und  dem  klaren  Blick  für  das  praktisch  Erreichbare,  Vor- 
aussetzung hiervon  aber  ist  politisches  Wissen,  und  Ergebnis  muß  sein ; 
politisches  Wollen,  politisches  Verantworlichkeitsgefuhl  des  Einzelnen. 
Die  Notwendigkeit  der  politischen  Bildung  ergibt  sich  für  den  Ver- 
fasser aus  dem  Gedanken  des  allgemeinen  Wahlrechtes,  aus  der  Be- 
teiligung des  Laienelementes  an  der  Rechtspflege  und  Selbstverwaltung 
und  als  Ergänzung  die  aus  anderen  politischen  Gründen  notwendige  Stei- 
gerung der  intellektuellen  Volksbildung.  In  dem  Kapitel:  die  politi- 
schen Parteien  und  ihre  Stellung  zur  »politischen  Bildung«  wird  ge- 
zeigt, wie  im  erheblichem  Umfange  sich  die  Parteien  bereits  der  »Po- 
litisierung der  Jugend«  bemächtigt  haben.  Einer  kritischen  Betrachtung 
wird  sodann  die  Presse  und  die  freie  Vereinstätigkeit  in  ihrer  Bedeu- 
tung für  die  politische  Schulung  unterzogen.  Den  Schluß  bilden  päda- 
gogische Fragen  : die  bisherigen  Versuche  der  politischen  Unterweisung 
durch  die  Schule,  ein  historisch  pädagogisches  Kapitel,  ferner  eine  Apolo- 
getik des  Versuches,  praktische  Vorschläge  für  das  Schulwesen  : Uni- 
versitäten, Lehrerseminare,  Mittel-  und  Volksschulen  ; endlich  ein  ver- 
gleichender Blick  auf  die  Schweiz  und  Frankreich.  (R.) 

Siegfried,  Prof.  R.  Die  schwere  Benachteiligung  der  volkreichsten 
Landesteile  Preussens  bei  den  J.andtagswahlen.  Mit  fünf  graphischen 
Tableaux.  Buchverlag  der  Hilfe,  Berlin-Schöneberg  1908,  84  S. 

M.  1.-. 

Die  1860  erfolgte  gesetzliche  Festlegung  der  Wahlkreise  beruhte 
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vor  allem  auf  dem  Grundsatz  möglichst  gleichmäßiger  Verteilung  der 
Abgeordneten  auf  die  einzelnen  Regierungsbezirke.  Die  seit  jener  Zeit 
infolge  der  Industrialisierung  des  Staates  eingetretene  große  Bevölke- 
rungsvermehrung ist  hauptsächlich  den  großen  Städten  zugewachsen. 
Die  Verteilung  der  Bevölkerung  hat  sich  vollständig  verschoben,  und 
die  Wahlkreiseinteilung  von  1860  ist  daher  unrichtig  und  fehlerhaft  ge- 
worden. Die  durch  diese  Einteilung  benachteiligten  Landesteile  sind 
aber  gerade  diejenigen,  welche  den  größten  Steuerertrag  aufzubringen 
haben,  die  den  Staat  also  in  erster  Linie  erhalten.  So  kommt  es, 
daß  das  jetzige  preußische  Abgeordnetenhaus  das  Zerrbild  einer 
wahren  Volksvertretung  darstellt.  Die  zurückgebliebenen,  überwiegend 
landwirtschaftlichen  Landesteile  haben  viel  zu  viel  Abgeordnete  und 
die  Gegenden  mit  entwickeltem  Handel  und  Gewerbe  haben  viel  zu 
wenige.  Dementsprechend  sind  auch  die  politischen  Parteien  durch- 
aus unrichtig  im  Landtage  vertreten,  selbst  wenn  man  von  der  durch 
das  Dreiklassenwahlsystem  und  die  öffentliche  Wahl  bewirkten  Fäl- 
schung des  Ausdrucks  der  wahren  Volksmeinung  gänzlich  absieht. 

Auf  Grund  eines  reichen  und  sorgfältig  durchgearbeiteten  sta- 
tistischen Materials  sucht  Siegfried  den  Beweis  für  seine  gegen  das 
preußische  Wahlrecht  gerichteten  Anklagen  zu  führen.  Danach  ist 
die  eine  Volkshälfte  2,1g  mal  so  stark  im  Parlament  vertreten  als  die 
andere.  Berücksichtigt  man  die  Steuerleistung,  so  steigt  jene  unge- 
rechte Begünstigung  auf  5,55.  Das  Ergebnis  ist  also,  daß  durch  das 
preußische  Gesetz  der  reiche  Einzelwähler  politische  Privilegien  er- 
halten hat,  während  der  steuerkräftige,  reiche  Wahlkreis  gegeniiber  den 
ärmeren  entschieden  benachteiligt  ist. 

Die  beiden  reichsten  Wahlkreise,  die  Städte  Frankfurt  a.  M.  und 
Charlottenburg  bringen  zusammen  einen  Steuerbetrug  von  18,9  Millio- 
nen Mark  auf  und  wählen  3 Abgeordnete.  Von  den  steuerschwächsten 
Kreisen  müssen  72V4  zusammengelegt  werden,  um  die  gleiche  Steuer- 
summe zu  erhalten  und  diese  sind  durch  132'/»  Abgeordnete  vertreten. 

(K.) 

Stillich,  Dr.  Oskar,  Dozent  an  der  Humboldt-Akademie  in  Berlin. 
Die  politischen  Parteien  in  Deutschland  I.  Die  Konservativen.  Eine 
wissenschaftliche  Darlegung  ihrer  Grundsätze  und  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung.  Dr.  Werner  Klinkhardt,  Leipzig  1908.  XIV  u.  264  S. 
M-  5—; 

An  die  vorliegende  Abhandlung  über  die  Konservativen  soll  sich 
später  die  Darstellung  der  anderen  Parteien  anschließen.  Der  Ver- 
fasser bemerkt,  daß  er  den  Maßstab  für  seine  Kritik  nicht  aus  irgend 
einem  politischen  Lager  geholt  hat.  Er  will  den  Versuch  machen, 
mit  Hilfe  einer  objektiven  wissenschaftlichen  Methode  in  den  Stoff 
einzudringen.  Dabei  geht  er  von  dem  Gedanken  aus,  daß  das  Wahre 
einer  politischen  Parteianschauung  erst  dann  in  seinem  ganzen  Um- 
fange hervortritt,  wenn  man  untersucht,  welche  Stellung  die  betreffende 
Partei  zum  Universum  Staat,  zur  Gesellschaft,  Wirtschaft,  zum  Recht 
und  zur  Kultur  überhaupt  einnimmt,  sowie  welche  Wandlungen  sie  ge- 
schichtlich durchgemacht  hat.  Der  Verfasser  ist  auch  bestrebt,  den  Zu- 
sammenhang aufzudecken,  der  zwischen  den  abstrakten  Parteiprinzipien 
und  den  materiellen  Interessen  besteht.  Dementsprechend  geht  er  in 
seiner  Darstellung  von  einer  Charakteristik  des  konservativen  Prinzips 
aus.  Daran  schließt  sich  eine  Betrachtung  über  die  Weltanschauung 
der  Konservativen.  Dann  behandelt  Stillich  in  einzelnen  Kapiteln  die 
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Staatsauffassung,  die  Gesellschaftsauffassung,  die  VVirtschaftsauffassung, 
die  Rechtsauffassung,  die  Kulturauffassung  der  Konservativen.  In 
einem  Schlußkapitel  erzählt  er  die  Geschichte  der  konservativen  Partei. 
Programme  und  Parteistatistik  fehlen  nicht.  (K.) 

Thcilhaber,  Dr.  jur.  et.  rer.  pol.  Robert.  Hundert  Jahre  bayeri- 
scher Wahlrechtsentwicklung.  Ein  Beitrag  zur  wissenschaftlichen  Po- 
litik. Max  Steinebach,  München  1908.  68  S.  M.  2.—. 

Am  1.  Mai  1908  waren  100  Jahre  verflossen,  daß  in  Bayern  die 
alte  Ständeverfassung  aufgehoben  und  dem  Lande  eine  moderne  Kon- 
stitution gegeben  wurde.  Dieses  Säkularjubiläum  gab  Theilhaber  den 
Anlaß  zur  Abfassung  der  obigen  Schrift,  die  eine  Darstellung  der  Ent- 
wicklung der  bayrischen  Volksvertretung  bezweckt,  soweit  sie  aus 
Wahlen  hervorgeht.  Sie  beginnt  mit  einer  Untersuchung  über  den  Be- 
griff des  Wahlrechts.  Es  werden  dann  die  verschiedenen  bayerischen 
Wahlgesetze  in  ihren  Einzelheiten  dargestellt.  Der  Wert  dieser  einzel- 
nen Gesetze  wird  nach  dem  Maßstab  des  sogenannten  »Naturrechtswahl- 
rechts* abgeschätzt.  Der  Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  die  zukünftige  Poli- 
tik sich  von  der  gegenwärtigen  wesentlich  dadurch  unterscheiden  werde, 
daß  an  die  Stelle  der  Parteien  vielfach  die  Berufsorganisationen  treten 
werden.  Der  Anhang  enthält  mannigfache  Literaturangaben  und  sta- 
tistisches Material.  (K.) 


Rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  Freiburg  i.  Br. 

Preisausschreiben 
der  Dr.  Rudolf  Schleiden-Stiftung. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  Freiburg  i.  Br. 
setzt  in  Gemäßheit  der  bei  ihr  bestehenden  Dr.  Rudolf  Schleiden- 
Stiftung  einen  Preis  von 

Eintausend  Mark 

für  die  beste  Arbeit  über  folgendes  Thema  fest: 

»Einflüsse  der  klassischen  Philosophie  Deutschlands  auf 
die  deutsche  Wirtschaftswissenschaft  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert*. 

Genauere  Angaben  über  das  Thema  und  über  die  Bedin- 
gungen der  Preisbewerbung  können  von  dem  Sekretariat  der  Uni- 
versität bezogen  werden. 

Freiburg  i.  Br.,  den  I.  August  1908. 

Der  Dekan:  Schultze. 
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Vom  aristokratischen  Herrschaftsprinzip. 

Von 


DAVID  KOIGEN. 

I.  Die  moderne  Gesellschaftsordnung  im  Lichte  der  aristokratischen  Stellung 
des  Einzelnen.  2.  Durch  das  Medium  der  sozialen  Ideologie,  in  diesem  Falle  des 
Liberalismus,  zum  Inhalt  der  aristokratischen  Bildungsweise.  3.  Der  Liberalismus 
oder  die  »Natur«  innerhalb  des  menschlichen  Verkehrs.  4.  Der  Liberalismus  und 
der  Emanzipalionsgedankc  des  Zeitalters.  5.  Die  Lösung  dieses  Problems  durch 
den  Liberalismus  stellt  zugleich  die  sozialen  Erzeugnisse  der  aristokratischen  Wil- 
lensrichtung dar.  6.  Die  konservierende  Grundtendenz  des  Liberalismus.  7.  Die 
Auffassung  der  Persönlichkeit  durch  den  Liberalismus.  Drei  Phasen  in  dieser  Auf- 
fassungsweise. Ihre  wissenschaftlichen  und  sozialen  Voraussetzungen.  Die  nomi- 
nalistische  Denkweise  des  Liberalismus.  Die  atomistische  Betrachtungsweise  als 
Folge  davon.  Liberale  Persönlichkeit  = soziales  Atom.  8.  Die  Umwelt  der  frei- 
ntomistischen  Persönlichkeit.  Ihre  Vorstellungswelt.  Die  Entwickelung  der  libe- 
ralen Weltanschauung  geht  Hand  in  Iland  mit  dem  Prozeß  der  Befestigung  dieser 
Persönlichkeit  im  Kulturleben.  9.  Die  quantitative  Beurteilung  der  Menschen  und 
ihrer  Erzeugnisse  als  Grundtendenz  des  liberalen  Lebensinhaltes  und  mithin  der 
»bürgerlichen  Gesellschaft«.  Was  heißt  bürgerliche  Gesellschaft?  Zivilisation  und 
hierarchischer  Aufbau.  Zwangsmftßige  Vertragsgescllschaft.  10.  Das  liberal-wissen- 
schaftliche Bewußtsein,  tl.  Versuch  einer  Apologie  des  liberal-bürgerlichen  Kul- 
turbildes oder  die  liberale  Lösung  des  Kulturproblems.  12.  Die  hierarchisch-ari- 
stokratische Spitze  des  liberalen  Kulturgcbüudes.  13.  Eine  weitere  Grundvoraus- 
setzung der  liberalen  Kulturbildung:  Das  Naturrecht.  Die  demokratische  und  ari- 
stokratische Form  des  Naturrechts.  Inhalt  und  Folgen  der  letzteren.  Die  Grenzen 
ihres  Wirkungskreises.  14.  Die  Staatsauffassung  des  Liberalismus.  Praktische 
Folgen.  15.  Die  politische  Tendenz  der  liberalen  Aristokratie.  16.  Grundtendenz 
ihrer  Ethik.  Die  »Berufsethik«  und  die  drei  Formen  der  naturalistischen  Moral. 
17.  Schlußbetrachtung.  Die  Laufbahn  des  aristokratischen  Kulturprinzips.  Seine 
Aeußerung  im  Leben  der  Gegenwart. 

Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  3.  4* 
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David  Koigen, 


I.  Der  Zweck  der  folgenden  Entwürfe:  dem  Inhalt  und  den 
Problemen  der  geltenden  bürgerlichen  Vertrags-  und  Arbeitsge- 
sellschaft auf  den  Grund  zu  kommen  und  diese  dann  m lebendiger, 
d.  h.  in  individueller  Gestalt  zu  erfassscn,  — bestimmt  von  vomc- 
herein  den  Weg,  den  wir  zu  gehen  haben.  Durch  das  Medium 
des  typischen  sozialen  Bewußtseins,  oder  wie  das  kulturskeptische 
Denken  es  haben  möchte,  durch  den  Gehalt  der  gesellschaftlichen 
Ideologie,  trachten  wir  zum  Herzen  der  Kulturstufe  bezie- 
hungsweise des  Kulturaktes  von  heute  zu  gelangen.  Wir  wollen 
und  bemühen  uns,  in  die  Tiefe  des  vom  Bewußtsein  getragenen 
Lebens  zu  dringen,  bis  wir  die  konkreten  Daseinspositionen  des 
Einzelnen,  die  ja  das  in  Betracht  kommende  Kulturbewußtsein 
tragen  und  fördern,  in  ihrer  Wirkung  und  Richtung  gewahr  werden. 
Dazu  reichen  natürlich  die  Bekenntnisse,  die  die  moderne  Kul- 
tur von  sich  selbst  macht,  bei  weitem  nicht  aus.  Und  so  for- 
schen wir  vielmehr  nach  dem  objektiven  Gehalt  der  in  politischen, 
rechtlichen,  philosophischen  usw.  Systemen  gemachten  Aussagen 
und  prüfen  das  Kulturbewußtsein  auf  seine  Substanzialität  und 
wirkliche  Wesenhaftigkeit. 

Alle  Erscheinungen  der  sozialen  Wirklichkeit,  und  darin  be- 
steht mein  Grundgedanke,  von  dem  die  folgende  Arbeit  geleitet 
wird,  sind  immer  in  dieser  oder  jener  Weise  an  die  vier  grund- 
sätzlichen Vcrhaltungsformen  der  Menschen  zu  einander  gebunden, 
oder  anders  ausgedrückt:  Die  Menschenordnung,  oder  was  das- 
selbe ist,  der  Kulturakt,  wird  von  vier  Prinzipien  gebildet,  die 
zugleich  die  verschiedenen  Stellungen  und  Tätigkeitsarten  der  Ein- 
zelnen zum  Ausdruck  bringen.  Diese  vier  Bildungsprinzipien  bezw. 
Positionen  der  Menschen  sind : das  aristokratische,  das  demokra- 
tische, das  revolutionäre  und  das  Gemeinschaftsprinzip.  Sie  haben 
zum  Inhalt  die  Verhältnisse  der  Ueberordnung  oder  des  Ucbcr- 
einander,  die  des  Nebeneinander,  die  des  Gegeneinander  und  der 
Polarität  und  schließlich  die  des  Miteinander. 

Diese  vier  Willensrichtungen  oder  Wurzeln,  die  die  Verhält- 
nisse der  Heteronomie,  Autonomie,  Polarität  und  der  gemein- 
schaftlichen Einheit  in  der  Welt  der  Menschen  zur  Folge  haben, 
stellen  so  die  Fundamente  dar,  auf  die  das  Kulturbewußtsein 
jeder  Art  begründet  ist.  Versteht  man  nun  eine  gesellschaftliche 
Kulturordnung  Stein  um  Stein  abzutragen,  so  gelangt  man  am 
Ende  an  eine  oder  mehrere  der  erwähnten  menschlichen  Dascins- 
positionen,  und  noch  tiefer,  nämlich  an  die  Wurzel,  aus  denen 
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diese  erwachsen. 

Ich  wende  mich  hier  dt-m  gesellschaftlichen  Leben  von  heute 
zu,  wie  dasselbe  im  Lichte  der  aristokratischen  Stellung  des  Ein- 
zelnen in  der  Menschenordnung  erscheint  oder,  was  ja  dasselbe 
ist,  ich  suche  das  naturalistische  Bildungsprinzip  und  die  damit 
zusammenhängende,  in  der  Neuzeit  entstandene  und  in  den  Vor- 
dergrund gerückte  naturalistische  Auffassung  des  sozialen  Kultur- 
aktes zu  erfassen.  Die  aristokratische  Verhaltungsform  und  die 
naturalistische  Reaktionsweise  fallen  dem  Wesen  nach  in  eins 
zusammen.  Drückt  doch  die  übliche  naturalistische  Auffassung 
der  Dinge,  der  Organismen  und  des  Menschenlebens  nichts  an- 
deres aus,  als  daß  jedes  Existierende  darin  seine  Stellung  be- 
kundet, daß  es,  menschlich  gesprochen,  fortwährend  angreifen 
und  angegriffen  werden  muß  oder  daß  sich  an  ihm  ein  notwen- 
diges, kausal  bedingtes,  unausgesetzt  variierendes,  antagonisti- 
sches Geschehen  abspielt,  das  zur  ständigen  lieber-  und  Unter- 
ordnung, Aneignung,  Assimilation  und  Zerstörung  von  Gegen- 
ständen, Organismen  und  Wesen  aller  Art  führt;  der  Unter- 
schied hingegen  zwischen  den  einzelnen  Erscheinungen,  die 
lediglich  als  lebendige  Naturerscheinungen  gedacht  werden,  sei 
nur  ein  Form-,  Gestaltungs-,  Richtungsunterschied,  die  »Natur« 
sei  also  in  Wahrheit  immer  und  überall  eine  und  dieselbe.  Im 
Bereiche  der  vielfältigen  menschlichen  Beziehungen  stellt  sich 
nun  die  naturalistische  Reaktionsweisc  als  herrschaftliches  und 
aristokratisches  Verhalten,  als  heteronom  und  hierarchisch  ge- 
richteter Individualwille,  als  Wille  zur  Beherrschung,  Verwaltung 
und  Ueberlegenheit  heraus.  Die  sich  so  ergebende  herrschaftlich- 
aristokratische Position  des  Einzelnen  sei  als  Fortentwicklung,  Ex- 
ponent oder  gar  Korrelat  des  wesentlich  gleichen  naturalistischen 
Lebensprinzips,  das  ja  auch  mehrere  Auffassungen  zuläßt,  ge- 
dacht. — Von  der  Kultur  nun,  wie  dieselbe  unter  dem  ausschließ- 
lichen Gesichtspunkt  der  skizzierten  naturalistischen  Stellung  und 
Verhaltungsforin  der  Menschen  im  laufenden  Zeitalter  Europas 
gedacht  und  gehandhabt  wird,  soll  in  diesem  Kapitel  die  Rede 
sein.  Die  spezifische  Vitalität  und  Aeußerungsform  der  aristo- 
kratischen Position  in  der  modernen  Vertrags-  und  Arbeitsgesell- 
schaft muß,  mit  einem  Worte,  festgestellt  werden,  wollen  wir  uns 
in  dem  Labyrinth  zurechtfinden,  das  gemeinhin  als  bürgerliche 
Kultur  bezeichnet  wird. 

2.  Die  soziale  Ideologie  hat  uns  vor  allen  Dingen  den  An- 
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haltspunkt  zu  bieten,  an  dem  die  Orientierung  vorgenommen 
werden  darf.  Und  in  Sachen  der  naturalistischen  bezw.  aristo- 
kratischen Stellung  des  Einzelnen  in  der  Neuzeit  ist  es  der  Libe- 
ralismus oder  die  Theorie  der  bürgerlichen  Praxis,  die  uns  Aus- 
kunft über  die  Eigenart  der  herrschaftlichen  Position  zu  gewähren 
vermag.  Teilt  doch  der  liberale  Gedanke  in  seiner  letzten  Be- 
deutsamkeit das  Schicksal  des  naturalistischen  Bildungsprinzips, 
und  infolge  dessen  reicht  auch  im  Reiche  der  Kulturgestaltung 
sein  Wirkungskreis  ebenso  weit , wie  der  der  naturalistischen 
Lebensrichtung  überhaupt  führt.  Die  Kritik  des  Liberalismus 
gestaltet  sich  also  umgekehrt  zu  einer  Feststellung  der  Grenzen 
und  Bildungsmöglichkeiten  der  naturalistischen  Motivationsreihe 
im  Bereiche  der  Kultur  schlechthin. 

3.  Der  Lebensinhalt  des  liberalen  Kultursytsems,  dem  wir 
uns  jetzt  zuzuwenden  haben,  kann  nur  mit  großer  Mühe  in  seiner 
Einheit  und  Ganzheit  gewonnen  und  aufgerichtet  werden.  Die 
sich  darbietende  Schwierigkeit  ergibt  sich  ja  von  selbst  aus  der 
Wesensverwandtschaft  der  naturalistischen  und  liberalen  Daseins- 
richtung. Und  den  Liberalismus  enthüllen  heißt  so  die  »Natur« 
im  sozialen  Verkehr  der  Menschen  entdecken,  heißt,  mit  anderen 
Worten,  des  Triebes  und  des  Willens  gewahr  werden,  der  dem 
Einzelnen  Macht,  Ueberlegenheit , materielle  Unabhängigkeit  zu- 
teil werden  läßt  und  der  nicht  minder  die  Fähigkeit  gewährt,  /.u 
einer  und  derselben  Zeit  Herrschaft  zu  üben,  einer  anderen  1 lerr- 
schaft  Untertan  zu  sein  und  nach  Möglichkeit  dem  spontanen 
Lauf  der  eigenen  Instinkte  freien  Lauf  zu  schaffen.  Die  »Natur« 
in  den  menschlichen  Beziehungen  bietet  aber  ein  entschieden 
anderes  Gesicht  als  in  den  Geweben  des  einzelnen  leibhaften 
Menschen,  sie  ist  nämlich  nicht  so  leicht  zu  fassen  wie  diese, 
und  es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  daß  sie  sich  auch  allen 
Wahrnehmungen  entzieht.  Man  kann  sie  weder  riechen  noch 
kosten,  weder  sehen  noch  ihren  Pulsschlag  hören,  sie  ist  eben 
sozial,  mittelbar  und  kommt  erst  in  räumlich  leeren  Verhältnissen 
und  Beziehungen  zum  Vorschein.  Allein,  in  ihrer  Grundcigen- 
schaft  als  »Natur«  ist  sie  überall  anzutreffen  und  in  den  ver- 
borgensten Gebilden  der  Menschenordnung  kehrt  sie  ihr  Gesicht 
hervor  und  sucht  sich  Recht  und  Achtung  zu  verschaffen.  Wehe 
dem,  der  ihre  Zeichen  nicht  zu  deuten  versteht.  Dem  tritt  sie 
wie  die  hohe  Majestät  »Natur«  entgegen  und  zertritt  und  ver- 
nichtet. Ihr  soziales  Wesen  aber  zeigt  uns  den  Weg  an,  den 
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wir  zu  betreten  haben,  um  ihrer  habhaft  zu  werden.  Ich  wiederhole 
also:  es  gilt  ihre  Ideologie,  ihr  inter-individuelles  Bewußtsein  zu 
fassen,  und  dies  heißt  hier  so  viel,  wie  den  Liberalismus  ergründen. 

Ich  suche  dem  Liberalismus  dort  nahe  zu  treten,  wo  er  so- 
zusagen mit  den  Händen  zu  greifen  ist,  wo  er  ein  beträchtliches 
Stück  des  Menschendascins  zu  erfüllen  scheint,  wo  das  gesell- 
schaftliche Geschehen  und  die  liberalen  Lebenspotenzen  synonim 
sind  und  in  eins  zusammenlaufen.  Die  bürgerlichen  Oasen  in 
der  Kulturgeschichte  und  insbesondere  die  kapitalistische  Zivili- 
sation von  heute  stellen  einen  solchen  Schauplatz  dar.  Ihn  gilt 
es  nun  auch  zu  betreten. 

4.  Man  beliebe  vor  allem  mit  der  einfachen  Forschungsärt 
den  Beginn  zu  machen,  d.  h.  man  besinne  sich  der  philologischen 
Bedeutung  des  Liberalismus.  Mit  einem  Huck  geraten  wir  so 
aus  dem  Gebiet  der  zwingenden  Einflüsse  und  Beherrschungs- 
arten in  das  der  Vorstellungen  und  Worte.  Wir  wissen  nun, 
daß  Liberalismus  Freiheit,  den  Willen  zur  und  die  Möglichkeit 
der  Freiheit  bedeutet.  Mit  dieser  Erinnerung  kehren  wir  ins 
europäische  Leben  zurück  und  suchen  diesen  seinen  Gesichts- 
punkt auf,  wo  der  neuzeitliche  liberale  Wille  seine  ersten  starken 
Kundgebungen  veranstaltete,  um  so  der  konkreten,  spezifischen, 
»liberalen«  Freiheit  Herr  zu  werden.  Es  ist  kein  Wunder,  daß 
die  liberale  P'reiheitsvorstellung  auch  dort  ihre  Geburt  oder  ge- 
nauer Wiedergeburt  feiert,  wo  die  anderen  Freiheitsidealc  der 
modernen  Zivilisation  zur  Schau  getragen  werden,  und  es  ist  so 
verständlich,  daß  wir  die  ersten  Regungen  des  neuzeitlichen  libe- 
ralen Freiheitsbewußtseins  in  dem  Geiste  der  Renaissance,  der 
Reformation  und  des  Humanismus  suchen,  auf  den  die  nachfol- 
genden vier  Jahrhunderte  europäisch-amerikanischer  Kultur  folge- 
richtig als  auf  ihr  Rückgrat  zurückschauten.  Das  ganze  Programm 
dessen,  was  wir  uns  gewöhnt  haben  als  europäische  Kultur  zu 
bezeichnen  und  zwar  die  moderne  Technik  und  Wirtschaftsver- 
fassung, die  Religion  Luthers  und  die  Dramen  Shakespeares,  die 
Philosophie  der  englischen  Empiriker  und  die  der  deutschen  Idea- 
listen, der  Rationalismus  der  französischen  Enzyklopädisten  und 
der  christliche  Humanismus  der  russischen  Literatur,  die  Bürger- 
rechte und  Menschenrechte  der  Politik  und  die  Herrenrechte 
des  Staates,  ja  die  Auflösungserscheinungen  der  geltenden  Zivi- 
lisation und  ihre  Mythen,  wie  Kommunismus,  Anarchismus,  Ro- 
mantik und  Absolutismus,  all  diese  Glieder  des  neuzeitlichen, 
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»europäischen«  Kulturprogramms  haben  in  jenen  schönen  Tagen 
des  Weltenlaufes  das  Licht  erblickt,  — wie  sollte  man  nicht 
dort  auch  eines  der  Grundgedanken  Europas,  und  zwar  des  Eman- 
zipationsgedankens gewahr  werden?!  Dort  reifte  in  der  Tat  das 
persönliche  Ideal  des  neuen  Menschen  und  verwandelte  sich  in 
das  Emanzipationsproblem  des  Zeitalters,  das  sich  in  eine  Anzahl 
von  Fragen  kleidet : wie  ist  ein  freier  Mensch  möglich,  und  gibt 
es  für  einen  und  jeden  Menschen  Höheres,  denn  die  Freiheit, 
worin  äußert  sich  aber  nun  die  Freiheit  des  befreiten  Ein- 
zelnen, woher  kann  und  darf  der  Freie  den  Inhalt  und  die 
Berechtigung  zum  Dasein  schöpfen ; und  wo  endlich  finden 
die  von  vererbten  Naturbeschafifenheiten , Stände-,  Zünfte-  und 
Kirchenregiementationen  und  Privilegien  losgelösten  mensch- 
lichen Acußerungen  ihre  Stütze?  Deutlicher  geredet,  handelte 
es  sich  um  die  Eroberung  einer  neuen  Willenskraft  mit  der  ihr 
eigenen  Richtung  und  einem  entsprechenden  Spielraum : Wie  habe 
sich  dieser  Wille  zu  geberden,  nach  welchem  Ziele  zu  streben 
und  welche  Grenzen  setzen  sich  ihm  im  Leben  der  Menschen 
untereinander,  des  Menschen  mit  sich  selber  und  in  den  weiten 
Sphären,  die  wir  die  große  Welt  nennen,  entgegen  — , dies  ist 
das  Emanzipationsproblem , das  dem  neuen  Europa  von  innen 
heraus  aufgedrängt  wurde  und  an  seiner  Lösung  und  Verwirk- 
lichung, ja  Verdinglichung  versuchten  sich  alle  Denker  und  Kul- 
turgestaltcr,  alle  neuen  Gebilde  des  sozialen  Daseins.  Unter  den 
dargebotenen  Lösungen  aber  vermochten  begreiflicherweise  die- 
jenigen tiefere  Wurzel  zu  schlagen,  die  in  inniger  Verwandtschaft 
mit  den  typischen  Motiven  und  den  grundsätzlichen  Verhaltungs- 
formen  der  Menschen  standen.  Der  noch  unverbrauchte  und 
aufs  neue  erweckte  Trieb,  die  »Natur«  im  Menschen,  der  Wille 
zur  nach  außen  gerichteten  Initiative  und  Macht  trug  in  hohem 
Maße  den  Sieg  davon  und  übte  demzufolge  einen  unausbleiblichen 
Einfluß  auf  die  soziale  Gestaltung  der  neueuropäischen  Kultur. 
Die  aristokratische  Position  gewann  allmählich  neuen  Grund  und 
Boden.  Zu  den  alten,  an  gewissermaßen  unbewegliche  F'aktoren 
gebundenen  herrschaftlichen  Tätigkeitsarten  gesellten  sich  neue, 
mobile  Aktivitätsäußerungen,  und  einen  Moment  wollte  cs  scheinen, 
als  ob  von  nun  an  jeder  Mensch,  jeder  Träger  eines  Herrschafts- 
willens zum  freien,  auserwählten  Machteroberer,  zum  I Ierren  über 
das  tückische  Lebensgeschick  auserkoren  wäre.  Mitten  in  das 
unseßhafte,  vage  Leben  der  bürgerlichen  Pioniere  schlug  ein  ge- 
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waltiger,  berauschender  Gedanke  hinein,  und  das  panaristokrati- 
sche  Ideal,  das  Ideal  einer  durchweg  liberalen  Verfassung  des 
individuellen  und  gesellschaftlichen  Geschehens  dämmerte  auf. 
Die  Idee  des  Liberalismus  erleuchtete  auf  einmal  das  junge  Eu- 
ropa. 

5.  Ich  schreibe  keine  Geschichte  und  die  Geschichte  selbst 
kommt  mir  nur  als  eine  geographische  Karte  vor,  auf  der  die 
einzelnen  Punkte  ausfindig  zu  machen  sind,  die  in  ihrer  Gemein- 
schaft den  Erdball  konstituieren.  In  gleicher  Absicht  nehme  ich 
Zuflucht  zur  Geschichte , wenn  es  gilt,  die  Prozesse  aufzusuchen, 
die  zusammen  den  liberalen  Strom  versinnbildlichen.  Es  darf 
aber  hier  kein  Hehl  daraus  gemacht  werden,  daß  die  Gescheh- 
nisse in  ihrer  konkret-historischen  Tracht  nicht  ohne  weiteres  für 
unseren  synthetischen  Zweck  zu  gebrauchen  sind. 

Soviel  ist  bis  jetzt  klar  geworden,  daß  Liberalismus  vor  allen 
Dingen  das  Handhaben  der  herrschaftlichen  Position  durch  jeder- 
mann bedeutet  und  daß  cs  dem  Menschen  sozusagen  die  Frei- 
heit der  freien  Hand  gewährt.  Jedes  menschliche  Geschöpf  sei 
nicht  nur  dem  Angriff  von  außen  unterworfen,  sondern  es  habe 
zugleich  die  Fähigkeit,  das  Recht  und  die  Pflicht,  andere  und 
anderes  anzugreifen.  Darin  käme  seine  wirkliche  Freiheit  zur 
Aeußerung,  nämlich  die  Freiheit,  »Natur«,  Naturwesen  zu  sein. 
Und  das  endlich  vom  Mittelalter  freigegebene  privatwirtschaft- 
liche Leben,  das  mehr  als  alles  andere  dem  Einzelnen  die  Mög- 
lichkeit zu  Gebote  stellt,  seinen  Naturwillen  zu  üben,  mache  nun 
das  Fundament  der  liberalen  Kultur  Verfassung  aus.  Die  privat- 
wirtschaftliche Ordnung  führe  so  den  Menschen  zur  Natur  zu- 
rück, und  sie  ist  so  die  natürliche,  stillschweigende  Voraussetzung, 
alles  Liberalismus;  die  Schranken,  die  ihr  eventuell  gesetzt  wer- 
den, stellen  sich  zugleich  als  Hindernisse  für  das  freie  Spiel  der 
herrschaftlichen  Willenskräfte  in  uns,  und  so  auch  als  Grenzen 
des  Liberalismus  heraus. 

6.  Was  die  liberale  Praxis  als  selbstverständliche  Tatsache 
hinnimmt,  das  sucht  nun  die  liberale  Theorie  zu  begründen  und 
zu  befestigen.  Und  dies  sucht  sie,  was  ja  begreiflich  ist,  nicht 
etwa  aus  einem  philosophischen  Drang  heraus,  dem  ja  gerade 
das  Selbstverständliche  ein  Dorn  im  Auge  bleibt,  sondern  kraft 
der  Probleme,  die  ihr  das  bei  weitem  nicht  bloß  nach  liberalen 
Naturvorschriften  sich  abwickelnde  Leben  notwendigerweise  auf- 
drängt. Allein,  sowohl  die  Doktrin,  wie  die  Praxis  des  Libcra- 
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lismus,  stehen  sehr  nahe  beieinander  und  greifen  fortwährend  in- 
einander hinein,  was  aus  dem  naturalistischen  Charakter  beider 
zu  erklären  ist.  Die  liberale  »Natur«  in  den  Menschen  vermag 
eben  keine  großen  Verschiedenheiten  aufzuweisen. 

Die  freie  Wirtschaft  als  Voraussetzung  und  Grundlage  der 
liberalen  Bewegungskraft  will  nun  befestigt  werden.  Also  wird 
die  Konservierung  der  neuzeitlichen  individualistischen  Wirtschafts- 
kultur zum  zweiten  Grundelement  des  liberalen  Systems.  Es 
liegt  im  Kern  des  Liberalismus,  daß  er  trotz  der  kriegerischen 
Kraft,  die  er  jedem  Individuum  von  Anfang  an  vindiziert,  inbe- 
zug  auf  den  Zusammenhang  der  einzelnen  Willensäußerungen, 
auf  dem  Gebiete  des  gesellschaftlichen  Seins,  zur  Stagnation,  zum 
Frieden  und  Konservatismus  neigt.  Die  soziale  Absicht  des 
Liberalismus  geht  weder  darauf  hinaus,  etwas  zu  zerstören,  noch 
irgend  etwas  aufzurichten.  Geschichtlich  gesehen,  tritt  die  libe- 
rale Bewegung  die  Erbschaft  an,  die  ihr  die  Reformations-  und 
Wiedergeburtsbestrebungen  vermacht  haben.  Die  vor  sich  gehende 
soziale,  politische  und  geistige  Revolution  bringt  eine  von  kirch- 
licher, polizeilicher  und  zünftlicher  Bevormundung  losgelöste  »Na- 
tur«-Persönlichkeit  hervor  und  der  liberale  Gedanke  nimmt  die- 
selbe unter  seine  Obhut.  Die  »natürliche«  Persönlichkeit  in  der 
neugeschaffenen  wirtschaftlich-rechtlichen  Situation  einzuquartieren, 
macht  vornehmlich  die  Aufgabe  des  Liberalismus  aus.  In  grob- 
soziologischer Hinsicht  stellt  er  sich  als  Konservatismus  auf  pri- 
vatwirtschaftlicher Grundlage  heraus.  Selbstverständlich  gehören 
in  den  Rahmen  der  geltenden  liberalen  Betätigung  und  Recht- 
fertigung auch  die  untrennbaren  Attribute  der  geltenden  Wirt- 
schaftsform, wie  Kapital,  Lohnarbeit,  freie  Konkurrenz,  und 
einfach  der  profane  Kampf  um  das  liebe  Brot.  Doch  darüber 
später. 

Der  Konservatismus  des  Liberalismus  weist  alle  Eigenschaften 
des  politisch-sozialen  Konservatismus  älterer  Zeiten  und  anders 
gearteter  Kulturen  auf,  mit  dem  sachlichen  Unterschiede  jedoch, 
daß  er  an  andere  soziologische  und  metaphysische  Daseinskom- 
plexe gebunden  ist,  denn  jener.  So  entbehrt  er  z.  B.  die  supra- 
naturalistische Begründung  des  kirchlich-feudalen  und  die  klima- 
tische Bedingtheit  und  Gebundenheit  des  bäuerlichen  Konser- 
vatismus. 

Allein,  erst  die  Enthüllung  des  sonstigen  sozial -geistigen 
Inhalts  im  Liberalismus  wird  den  eigentümlichen  Charakter 
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der  betreffenden  konservativen  Tendenz  in  das  richtige  Licht 
rücken. 

7.  Unter  menschlicher  Persönlichkeit  und  ihrer  Freiheit  ver- 
stand und  versteht  der  Liberalismus  entschieden  anderes,  als 
der  mittelalterliche  Konservatismus.  Inbezug  auf  die  Individuali- 
tätsauffassung nimmt  er  auch  eine  besondere  Stelle  gegenüber 
der  mit  der  Reformation  wiederbelebten  demokratisch  - auto- 
nomen, rein  qualitativen  Lebensbeurteilung  ein.  Der  schein- 
kulturelle Barbarismus  der  italienischen  Renaissance  ist  für  die 
Individualitätsanschauung  des  Liberalismus  weit  grundbestimmen- 
der gewesen,  als  die  rcformatorischen  Ansichten.  Allein  die 
Lebensanschauungen  und  Betätigungsformen  der  Renaissance 
machen  nur  eine,  wenn  auch  in  neugeartetcr  Gestalt  fortdauernde 
Etappe  in  der  Daseinsrichtung  der  neuzeitlichen  liberalen  Kultur 
aus ; die  klassische  Nationalökonomie  und  die  Philosophie  der 
Enzyklopädisten  drücken  die  zweite  Phase  aus,  gleich  wie  die 
biologisch,  genauer  zoologisch  angehauchte  Soziologie  und  Philo- 
sophie von  heute  ihren  dritten  und  letzten  Lebenskreis  zur  Aeuße- 
rung  bringen.  Im  Einklang  mit  diesen  drei  Grundrichtungen  der 
Freiheitstheorie  auf  naturalistischer  Basis  stehen  die  drei  typischen 
Individualitätsanschauungen , die  von  der  liberalen  Kulturverfas- 
sung immerfort  verwirklicht  werden. 

Die  italienischen , stark  industrialisierten  Gemeinwesen  am 
Ausgange  des  Mittelalters,  denen  die  einander  bestimmenden 
Mächte  des  absolutistischen  Staates  und  des  feudalen  Rittertums 
gefehlt  haben,  haben  die  neue  entbundene  Persönlichkeit  mit 
ihren  grenzlosen  natürlichen  Leidenschaften  und  Kraftäußerungen 
begünstigt  und  gefördert.  Die  Souveränität  der  individuellen 
Triebe  charakterisierte  die  neue  Persönlichkeit.  Abgesehen  von 
dem  überlieferten  historischen  Tatbestand  blieb  nur  ein  einziger 
Weg  für  ihre  kulturelle  Entwicklung  übrig,  und  zwar  die  Aesthe- 
tisierung  und  Rationalisierung  des  unmittelbar  empfundenen,  trieb- 
artigen Lebensinhaltes.  Ist  aber  der  Mensch  in  seinem  tiefsten 
Wesen  nichts  .anderes,  als  ein  autonomer  Komplex  von  Trieben, 
die  ihrer  Natur  nach  auf  Selbstbehauptung  und  auf  Erweiterung 
ihrer  Einflußsphären  hinausgehen,  so  kann  begreiflicherweise  das 
Verhalten  der  Individuen  zu  einander  nur  in  Machtäußerungen 
primitiven  Charakters  (Gewalt)  zum  Ausdruck  gelangen.  Die  Per- 
sönlichkeit wird  veranlaßt,  die  ihr  gegenüberstchcndcn  Individuen 
als  Stück  feindlich  oder  freundlich  gearteter  Natur  anzusehen. 
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Dies,  nebenbei  bemerkt,  der  tiefere,  praktische  Grund,  der  in 
neuerer  Zeit  die  rein  objektiv-wissenschaftliche ' Betrachtung  der 
menschlichen  Aeußcrungen  und  Begebnisse  ermöglichte  und  zu- 
gleich jede  moralisch-religiöse  Ueberlegung  aus  dem  wissenschaft- 
lichen Betrachtungskreise  ausschaltete.  Der  Mensch  mit  all  seinen 
Erlebnissen  und  Wünschen  wurde  im  Kulturbewußtsein  der  Zeit 
mit  der  »willenlosen*  Natur  gleichgesetzt.  Bei  solcher  Lage 
der  Dinge  stellen  sich  beispielsweise  die  Werke  eines  Machia- 
v e 1 1 i , eines  Hobbcs  oder  eines  V i c o ihrer  methodolo- 
gischen Natur  nach  als  ein  notwendiges,  immanentes  Produkt  des 
Vorgefundenen  Lebensbewußtseins  heraus.  Unter  solchem  Ge- 
sichtswinkel stellt  sich  auch  Spinozas  wissenschaftliche  Tat,  die 
menschlichen  Affekte  als  geometrische  Größen  zu  betrachten,  bloß 
als  weitere  Entwicklung  und  Folgerung  des  angedeuteten  Natura- 
lismus heraus. 

Durch  den  herrschenden  triebartigen  Naturalismus  war  zwar 
die  Möglichkeit  geboten,  eine  naiv-natürliche  Persönlichkeit  zu 
konstituieren,  es  fehlte  jedoch  der  kulturelle  Abschluß  und  die 
philosophische  Berechtigung  ihrer  Existenz.  Die  Individualität 
mit  dem  ihr  innewohnenden  Streben  nach  Macht  und  Beherr- 
schung stand  vielmehr  als  Tatsache  da;  der  empirisch  gerichtete 
Kopf  hatte  nur  die  Registrierung  ihres  Daseins  aufzunehmen. 
Allein  die  auf  dem  Boden  des  sogenannten  Mittelalters  großge- 
zogene wissenschaftliche  Methode  konnte  dabei  nicht  stehen 
bleiben.  Als  echte  Wissenschaft  forschte  sie  nach  dem  Wesen 
der  Sache  und  es  entstand  die  große  Frage : worin  besteht  der 
letzte  Grund  der  entbundenen  und  frcigcsprochencn  Persönlich- 
keit, was  verleiht  uns  das  Recht,  die  Persönlichkeit  als  selbst- 
ständigen und  souveränen  Punkt  im  Weltall  zu  denken?  Die 
Reformation  hat  dieses  Problem  in  Anlehnung  an  das  LTrchristen- 
tum  zu  lösen  versucht,  sie  hat  nämlich  die  Persönlichkeit  zu 
einer  rein  qualitativ  bestimmten  Substanz  und  sich  selbst  genü- 
genden Seele  gestempelt.  Der  ins  Bewußtsein  erhobene,  tatsäch- 
liche, primitiv-soziale  Naturalismus  hingegen  sah  sich  mit  Hinblick 
auf  die  Konservierung  des  eigenen  Tatbestandes  genötigt,  dem 
Probleme  eine  ganz  andere  Lösung  zu  geben. 

Die  nominalistische  Betrachtungsweise  der  Dinge,  die  am 
Ausgange  des  Mittelalters  zur  Herrschaft  gelangte,  war  vor  allem 
berufen,  mit  dem  Problem  ins  Reine  zu  kommen.  Hand  in  Hand 
mit  der  Verarmung  der  mittelalterlichen  Institutionen  geht  die 
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Ablösung  des  substantiell-realistischen  Denkens  durch  das  atribu- 
tativ-nominalistische  vor  sich.  Der  wirtschaftliche  und  ethische 
Individualismus  und  Partikularismus  findet  seine  notwendige  Er- 
gänzung in  der  nominalistischen  Methodologie.  Auf  Realität, 
lehrte  bekanntlich  der  Nominalismus,  dürfen  nur  die  einzelnen 
losgelösten  Erscheinungen  Anspruch  erbeben ; dagegen  sind  so- 
wohl die  allgemeinen  Begriffe,  wie  die  ihnen  entsprechenden  Da- 
seinsarten nichts,  als  die  vom  Einzelnen  herrührenden  Trugbilder 
und  Symbole,  oder,  wie  die  entsprechende  Formel  lautete: 
Universalia  post  rem.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  mensch- 
lichen Seins  gelten  allein  die  auseinander  liegenden,  konkreten 
Wahrnehmungen,  wie  auch  der  einzelne  abgesonderte,  triebartige 
Mensch.  Real  und  wahr  sind  demnach  weder  Gott,  noch  die 
Welt  oder  die  Menschheit,  noch  die  Gesellschaft  und  das  gesell- 
schaftliche Wohl,  noch  die  Kirche,  der  Staat  und  das  ideenartige 
Bewußtsein.  Den  Grund  des  Welt-  und  Lebeninhaltes  gibt  bloß 
das  freie  im  Sinne  der  Entbundcnheit  einzelne  Individuum  und 
überhaupt  das  einzelne  Ding  ab,  so  wie  die  Summe  derselben. 
Was  dem  klassischen  Mittelalter  real  erscheint,  setzt  die  allge- 
meine Renaissance  zur  »Ideologie«  herab.  Der  Sieg  des 
Nominalismus  über  den  Realismus  (mit  seiner 
Formel:  Universalia  ante  rem  oder  in  re)  be- 

deutete auf  diese  Weise  im  wissenschaftlichen 
Bewußtsein  der  Epoche  die  erste  methaphy- 
sische  Voraussetzung  des  neuzeitlichen  frei- 
heitlich-individualistischen Weltgebäudcs  (Li- 
beralismus). 

Als  die  Resultate  des  fortschrittlichen  mittelalterlichen  Ge- 
dankens sich  mit  den  Forderungen  der  antiken,  griechisch- 
römischen  Wissenschaftlichkeit  begegnet  hatten,  wurde  die  no- 
minalistische  Auffassung  in  eine  atomistische  verwandelt.  Dank 
solcher  Berührung  der  zwei  einander  verwandten  Auffassungen 
hat  das  humanitäre  Bewußtsein  der  Zeit,  und  folglich  auch  das 
der  in  Rede  stehenden  Freiheitsbewegung  einen  mechanistisch- 
naturalistischen  Charakter  erhalten.  E p i k u r und  die  Stoiker 
sind  sehr  rasch  zum  Rang  zeitgenössischer  Denker  erhoben  worden. 
Im  Lichte  des  wieder  heimisch  gewordenen  antiken  Gedankens 
ist  die  vom  Nominalismus  bestätigte  isolierte  Persönlichkeit  in 
einen  intellektuellen  Punkt,  in  ein  Atom  umgewandelt  worden. 
Die  allein  durch  die  triebartige  Natur  des  Einzelnen  gegebene 
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Besonderheit  und  egoistische  Strcbigkeit  findet  kraft  der  ato- 
mistischen  Auffassung  eine  rationelle  Berechtigung.  Die  ato- 
mistische  Betrachtungsweise  der  Persönlich- 
keit ist,  ganz  im  Einklang  mit  dem  wirtschaft- 
lichen Individualismus,  zur  Grundlage  der 
liberalen  Soziologie  und  Philosophie  gewor- 
den. Die  isoliert  gedachte,  nach  Verwirklichung  besonderer 
partikularistischer  Zwecke  trachtende  Atom-Persönlichkeit  macht 
im  Grunde  für  alle  Zeiten  das  menschliche  Ferment  des  liberalen 
Lebenssystems  aus.  Im  Laufe  der  Entwicklung  unserer  vertrags- 
mäßigen Arbeitsgesellschaft  änderten  sich  hie  und  da  die  Macht- 
befugnisse und  Einflußsphären  dieser  Persönlichkeit,  ihr  isoliert 
gedachtes  Wesen  jedoch,  sowie  die  Richtung  ihrer  Lebensäuße- 
rung bleiben  ein  und  dieselben.  Denkt  man  nun  dieses  indivi- 
duelle Wesen  bis  zu  Ende,  so  stellt  es  sich  als  ein  »Nichts«,  als 
ein  losgelöster,  heimatloser  Weltpunkt  heraus ; die  Daseinsäuße- 
rungen dieser  Persönlichkeit  aber  sind  immer  auf  die  Assimilation, 
auf  die  Beherrschung  und  Ausbeutung  fremder  physischer  und 
psychischer  Kräfte  gerichtet.  Die  gesamte  Umwelt,  die  Mit- 
menschen mit  eingeschlossen,  gestaltet  sich  für  die  so  inaugu- 
rierte »Persönlichkeit«  zum  Mittel  der  eigenen  Befriedigung,  wird 
zur  Sache  und  zum  Beherrschungsmaterial  herabgesetzt.  Ange- 
sichts solchen  Tatbestandes  ist  man  versucht,  zu  fragen,  ob  auf 
Grundlage  solcher  Humanität  noch  die  Rede  von  Person  sein 
könnte.  Denn  wenn  ich  keine  Persönlichkeit  außer  mir  gelten 
lasse,  so  stelle  ich  e o ipso  auch  meine  eigene  Person  in  Frage. 
Aber  auch  andere  Bedenken,  sachlicher  Natur,  richten  sich  gegen 
den  Personenbegriff  des  atomisierten  Naturalismus,  resp.  des  libe- 
ralen Lebensystems.  Erschöpft  sich  der  Lebensinhalt,  wie  aller 
Naturalismus  glaubt,  in  lauter  entpersönlichten,  nach  von  ihnen 
in  ihrer  Bewegung  und  ihren  Ansprüchen  bestimmenden  dinglichen 
Daten,  und  gehört  jedes  zielsetzende,  bewertende  und  segnende 
Bewußtsein  bloß  zu  den  Begleiterscheinungen  oder  auch  zu  vor- 
stellbaren Ergänzungen  des  natürlichen  Ganges  der  Dinge,  — wie- 
so will  man  dann  noch  Platz  für  eine  Person  gewinnen?  Der 
jüngere  Liberalismus,  wie  der  ältere  antike  Naturalismus  sucht 
sich  aus  der  schwierigen  Lage  dadurch  zu  retten,  daß  er  sich 
jedes  Individuum  in  ständigen,  beinahe  kriegerischen  Verkehrs- 
verhältnissen mit  seinesgleichen  denkt,  ln  der  Gegenüberstellung, 
in  der  kampfmäßigen  Variierung  und  in  den  sich  darbietenden 
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Uebcrwindungsprozessen  habe  sich  die  Persönlichkeit  zu  bilden. 
Das  Individuum  sehe  sich  so  genötigt,  sich  abzusondern,  sich  zu- 
sammenzufassen und  durch  disharmonische  Handlungsweisen  das 
Gleichgewicht  zu  erhalten. 

Ich  bin  hier  noch  nicht  im  Stande,  über  den  gesamten 
Lebensinhalt  der  liberalen  Atom-Persönlichkeit  Rechenschaft  ab- 
zulcgen.  Das  w-äre  erst  dann  möglich,  wenn  die  betreffende 
Persönlichkeit  im  Zusammenhänge  mit  der  sie  bedingenden  und 
ergänzenden  Umwelt,  d.  h.  im  Grunde  in  all  ihren  typischen  Ver- 
hältnissen erfaßt  würde.  Hins  steht  aber  schon  jetzt  fest:  bringt 
man  die  auf  Aneignung  und  Ausbeutung  gewendete  triebmäßige 
Natur  in  Abzug,  so  bleibt  nur  eine  Hülle,  im  besten  Fall  eine 
Erinnerungsvorstellung  von  der  Person  zurück.  Geht,  um  ein 
Hegelisches  Wort  zu  gebrauchen,  die  lediglich  als  natürliche  Be- 
sonderheit sich  wissende  Persönlichkeit  auf  ihre  Urquelle  zurück, 
oder  sieht  sie  sich  jenseits  aller  Assimilations-  und  Dissimilations- 
prozesse versetzt,  so  winkt  ihr  von  beiden  Seiten  das  absolute, 
von  jeder  Wcltsynthcsc  und  Lebensfülle  losgetrennte  Nichts.  Und 
dieses  verödete,  traurige  und  verlassene  Nichts  begegnet  dem 
absolut  liberalen  unabhängig-freien  Mitgliede  der  geltenden  Kul- 
turordnung unabweislich  auf  jedem  Schritt  und  Tritt. 

8.  Vertiefen  wir  uns  noch  einmal  in  das  Wesen  der  »libe- 
ralen« Persönlichkeit,  um  schärfer  und  einheitlicher  den  Charakter 
ihrer  Verhältnisse  zur  Umwelt  herauszuarbeiten.  Da  muß  mit 
der  Gewaltpersönlichkeit  der  Renaissance  begonnen  werden,  be- 
vor sie  noch  durch  den  entwickelten  Industrialismus  in  eine  pa- 
triarchalische verwandelt  wurde.  Aus  rein  methodologischen 
Gründen  postuliere  ich  eine  ursprüngliche  Gewaltpersönlichkeit 
als  Träger  des  sog.  Naturzustandes,  um  dann  ihr  Wesen  auf  einer 
sozialen  Grundlage,  ja  in  einem  völlig  neuen  Zusammenhänge 
wiederzufinden.  Am  Vorabende  der  geltenden  vertragsmäßigen 
Arbeitsgesellschaft  kommt  die  Gewaltpersönlichkeit  im  Bewußt- 
sein der  Zeit  in  dreierlei  Weise  zum  Ausdruck.  Die  sog.  Re- 
naissancepersönlichkeit erscheint  uns  dem  Lebensinhalte  nach 
entweder  als  nackter  Kampf  der  Triebe,  oder  als  ästhetisiertes 
Spiel  der  natürlichen  Kräfte,  oder  endlich  als  gewaltkriegerische 
und  revolutionäre. 

Das  naturalistische  Vermögen  der  Renaissance  hat  im  Men- 
schen der  liberalen,  gesitteten  bürgerlichen  Gesellschaft  eine  Um- 
wandlung in  mancher  Richtung  erfahren.  An  der  Hand  der  drei 
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Entwicklungsstadien  unserer  Wirtschaftsordnung  könnte  man  das 
Wesen  der  neugeborenen  liberalen  Persönlichkeit  am  besten 
fixieren.  In  der  jugendlichen  Phase,  die  sich  bekanntlich  durch 
die  Herrschaft  der  Manufaktur  charakterisiert,  gibt  sich  die  lei- 
tende Individualität  als  konkrete  materielle  Einheit,  der  auf  die 
Bereicherung  des  tierischen  Selbst  im  Menschen  gerichtete 
Instinkte  und  Interessen  innewohnen,  kund.  Die  Freiheit, 
sich  unabhängig  und  autonom  in  den  Wünschen  zu  wissen, 
wird  da  im  Zusammenhänge  mit  der  sog.  natürlichen  Macht 
des  Individuums  mit  seinen  natürlichen  Fertigkeiten  empfun- 
den. Die  freie  Persönlichkeit,  die  Industrie  und  Handel  treibt, 
tritt  in  den  meisten  Fällen  als  arbeitende  und  regulierende  zu 
gleicher  Zeit  auf.  Die  Doppelstellung,  die  sie  im  Produktions- 
prozesse annimmt,  verleiht  ihr  einen  patriarchalischen  Charakter. 
Derselbe  Patriarchalismus,  der  im  Verhältnis  des  Fürsten  zu 
seinem  Volke  auf  politischem  Gebiete  zu  gelten  hätte,  machte 
sich  auch  im  privatrechtlichen  Verkehr  breit.  Für  Forscher,  die 
sich  an  urgeschichtlichen  Analogien  berauschen,  mag  die  Ver- 
wandlung der  wiederentstandenen  Gewaltpersünlichkeit  in  ein 
Glied  der  gesitteten  »bürgerlichen  Gesellschaft«  in  ihrer  patri- 
archalischen Phase  als  ein  natürlicher  Uebergang  vom  »Natur- 
zustände« in  die  P'orm  der  patriarchalisch-herrschaftlichen  Kultur- 
stufe betrachtet  werden.  Ich  aber  lege  diesem  Vergleiche  ledig- 
lich eine  methodologische  Bedeutung  bei.  Uebrigens  liegt  mir 
hier  jede  genetische  und  chronologische  Betrachtungsweise  fern. 

So  ist  es  zu  verstehen,  wenn  ich  die  zweite  hauptsächlichste 
Individualitätsform  der  geltenden  Gesellschaft  der  angedeuteten 
folgen  lasse,  nur  im  Sinne  der  besseren  Enthüllung  des  neu- 
bürgerlichen Wesens.  Ich  habe  hier  das  Wesen  des  Bürgers  in 
seiner  Reinheit  im  Auge,  und  zwar  den  Bürger  lediglich  als 
Herrschenden  und  Regierenden  im  sozialen  Produktionsprozesse. 
Fis  ist  der  Bürger,  der  in  erster  Linie  von  Rücksichten  des  Be- 
sitzes geleitet  wird  und  den  noch  die  Forderungen  des  Arbeits- 
prozesses als  solchen  völlig  kalt  lassen.  Es  ist  nicht  mehr  die 
patriarchalische  Persönlichkeit,  die  unmittelbar  an  der  Arbeit  in- 
teressiert ist.  Die  Bürger-Individualität  kommt  sich  hier  vor  als 
Träger  der  leitenden  und  organisierenden  Vernunft.  Vernunft- 
vermögen und  F'reiheit  erscheinen  als  einander  entsprechende 
Begriffe.  Das  letzte  Dasein  eines  solchen  Bürgers  kann  nicht 
anders  als  ein  logisch-mathematischer  Punkt,  der  in  sich  selbst 
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ruht  und  auf  keine  anderen  Größen  zurückgeführt  werden  will, 
gedacht  werden.  In  Wirklichkeit  aber  ist  die  hier  zur  Geltung 
kommende  Vernunft  eine  äußerlich  bedingte,  durch  das  auf  Besitz 
gerichtete  Ziel  beschränkte.  Es  scheint  mir  daher  nicht  ganz 
richtig,  wenn,  was  oft  geschah,  das  Wesen  des  Bürgers  mit  der 
freien  Vernunft  gleichgesetzt  wurde.  Der  in  Rede  stehende 
Bürger  faßt  vielmehr  das  Grundwerkzeug  seines  herrschaftlichen 
Daseins  notwendigerweise  als  Natur-Ratio  auf.  Im  Leben 
der  Wirtschaft  korrespondiert  ihm  der  maschinelle  Großbetrieb, 
die  Herrschaft  des  unpersönlichen  Kapitals  und  die  unbarmherzige 
Dialektik  der  entäußerten  menschlichen  Tätigkeiten  in  der  Gestalt 
von  Waren,  sowie  die  inneren  Forderungen  des  Weltmarktes. 
Das  Verhältnis  des  Bürgers  zu  seinen  Arbeitern  gestaltet  sich  hier 
zu  einem  rein  abstrakt-vernünftigen,  mittelbaren,  es  herrscht  die 
Rcchtsseele  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  der  freie  Vertrag.  Die 
den  Vertrag  schließenden  Gesellschaftsglieder  betrachten  einan- 
der lediglich  als  die  Ursache  von  Gütern,  als,  ich  möchte  sagen, 
Erzeuger  von  nützlichen  Quantitäten.  Rein  quantitativ  spielt  sich 
so  das  Verhältnis  beider  zu  einander  ab.  An  Stelle  lebendiger 
Menschen  bildet  sich  notwendigerweise  der  Begriff  abstrakter, 
aber  immerhin  personifizierter  Quantitäten.  Die  Vorstellung  des 
meßbaren  Besitzes  in  der  Form  von  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Gütern,  bis  hinauf  zum  Kapital  in  seiner  abstrakten  Form 
als  Papiergeld,  macht  so  das  Wesen  der  klassischen  bürgerlichen 
Persönlichkeit  aus. 

Der  vorklassischen  und  klassischen  Bürgergattung  folgt  eine 
nachklassische  bürgerliche  Persönlichkeit  Wie  jene  beide  richtet 
sich  auch  ihr  Herrschaftsvermögen  auf  die  Krkämpfung  von 
macht-  und  lustbringenden  Besitz,  auch  ihr  Trachten  geht  vor- 
nehmlich in  der  Kategorie  des  Habens  auf.  Allein,  sie  gehört 
einer  Periode  an,  wo  die  Produktion  von  Gütern  auf  manchen 
Gebieten  von  Syndikaten  und  Trusten  geleitet,  wo  der  Weltmarkt 
in  mancher  Beziehung  von  ihnen  beherrscht  und  regiert  wird. 
Der  hier  inaugurierte  Bürger  fühlt  sich  den  Gesetzen  der  Wirt- 
schaft und  zum  Teil  auch  der  Politik  enthoben  und  ist  so  geneigt, 
sich  selbst  als  elementare,  entbundene  Vernunft,  als  N a tur- 
macht aufzufassen.  Wir  haben  hier  mit  einer  neuen,  man 
möchte  sagen  industriellen  Form  des  »Feudalismus«  zu  tun.  Der 
neue,  moderne  Feudal  macht  kein  Hehl  aus  seiner  Machtlage 
und  kennt  keine  menschlichen  und  sozialen  Rücksichten  mehr. 
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Die  Massenaussperrungen  der  »ungehorsamen«  Lohnarbeiter,  so- 
wie die  völlige  Disziplinlosigkeit  der  eigenen  Triebe  und  Wünsche, 
der  Zug  zum  »Uebcrmenschentum*  im  persönlichen  Verkehr,  der 
jeder  Ehrfurcht  vor  Wichtigem  und  Ernsthaftem  im  Leben  ent- 
behrt, sind  Belege  dafür. 

Im  Großen  und  Ganzen  ist  es  der  Naturalismus  der  Renais- 
sance, der  der  bürgerlichen  Persönlichkeit  in  jeder  Gestalt  zu- 
grunde liegt.  Allein , nicht  alle  Naturtriebe  der  Renaissance- 
Persönlichkeit  haben  in  der  Entwicklung  des  Bürgertums  gleich 
Blüte  getragen.  Mancher  Trieb  verkümmerte  ganz  und  gar,  ein 
anderer  wurde  abgeschwächt  und  von  der  Geschichte  entstellt. 
So  ging  hier  das  kriegerisch-revolutionäre  Moment  in  »friedlichen«, 
wirtschaftlichen  Weltkampf,  in  die  sog.  freie  Konkurrenz,  und  in 
offenen  politischen  Parteistreit  über.  Das  künstlerische  Bedürfnis, 
das  im  Renaissancemenschen  mit  zum  idealen  Wesen,  zur  Kraft- 
äußerung gehört,  wird  da  bloß  auf  die  sachliche  Kultur,  und  da- 
zu in  geringem  Maße,  übertragen.  Es  bildet  sich  aber  im  Bürger- 
tum dafür  eine  besondere  naturalistische  Ethik  heraus,  und  zwar 
ein  eigenartiger  Utilitarismus,  der  dem  neugearteten  Lebensinhalt 
festen  Halt  zu  verleihen  berufen  ist.  Etwas  Ausschließliches, 
über  die  Grenzen  der  individuellen  und  beruflichen  Energie-  und 
Vernunftsäußerungen  Hinausgehendes  vermochte  jedoch,  wie  ich 
weiter  unten  ausführe,  die  betreffende  Ethik  dem  Bürgertum  nicht 
zu  bieten.  Die  Grenzen  der  geistigen  Wirklichkeit,  resp.  der 
Kultursubstanz,  die  sich  in  den  Verhältnissen  der  Kultursubjekte 
zu  einander  herausbildet,  waren  im  Bürgertum  von  vorne  herein 
äußerst  beschränkt.  Hier  ist  noch  nicht  der  Ort,  um  sich  ein 
vollkommenes  Bild  über  den  Charakter  der  Kulturwirklichkeit  zu 
bilden,  ohne  die  ja  keine  soziale  Welt  möglich  ist.  Zur  Voll- 
ständigkeit aber  darf  man  wohl  noch  eine  Grundäußerung  im 
Denken  der  bürgerlichen  Persönlichkeit  erwähnen.  Im  Einklänge 
mit  der  Substanz  ihres  Daseins  befinden  sich  die  Kategorien  ihres 
sozial-kosmischen  Denkens.  Wie  das  Wesen,  so  seine  Aeuße- 
rungen;  wie  die  Grundäußerungen,  so  die  Auffassungsweisen. 
Das  als  assimilierend  dastehende  atomistischc  Naturwesen  kennt 
sich  und  die  Umwelt  in  der  Gestalt  von  Sachen,  d.  h.  als  von 
räumlichen  Grenzen  umgebenen  Gütern.  Die  gesamte  Welt  wird 
von  ihm  verdinglicht.  Der  Begriff  der  Unendlichkeit,  der  dem 
Renaissancedenken  eine  unbegrenzte  Welt  eröffnete  und  zur  na- 
turalistischen Gottesvorstcllung  (Pantheismus)  führte,  verwandelte 
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sich  in  der  Weltanschauung  des  Bürgertums,  und  zwar  im  libe- 
ralen Lebenssystem  in  eine  Summe  von  begrenzten,  materiali- 
sierten Quantitäten.  Es  kam  schließlich  dazu,  daß  der  Unend- 
lichkeitsbegriff aus  unserem  Alltagsdenken  vertrieben  wurde  und 
die  Wiederbelebung  veralteter  Vorstellungen  einer  einzigen,  be- 
grenzten, immer  wiederkehrenden  Welt  den  Sieg  davontrug.  Im 
praktischen  Lebensinhalte  triumphierte,  worauf  wir  noch  weiter 
zurückkommen  werden,  das  Streben  nach  bestimmten  lustbringen- 
den Gütern.  Und  die  gesamten,  der  Ausbeutung  unterworfenen 
Befriedigung  und  Ruhe  verschaffenden,  dem  Einzelnen  gegenüber- 
stehende Weltgebilde  waren  mit  dem  Fluch  der  Endlichkeit  und 
der  Selbstverzehrung  behaftet.  Der  Prozeß  der  Befesti- 
gung in  der  Welt  dieses  unabhängig-freien, 
• empirischi-nackten,  materialistisch  denken- 
den und  hedonistisch  gestimmten  neuen  Men- 
schen machte  den  Prozeß  der  Aufrichtung  des 
modernen  bürgerlich-liberalen  Lebensinhaltes 
a u s. 

9.  Mit  dem  Siege  des  Liberalismus  ringt  sich  der  quantita- 
tive Naturalismus  auch  in  Fragen  der  Beurteilung  des  Menschen 
und  seines  Lebens  durch.  Das  Herrschen  stellt  das  Mittel,  das 
Haben,  der  Besitz  bietet  das  Endziel  des  Daseins  dar.  Die  qua- 
litativ-geistige Bewertungsweise  tritt  zurück.  In  den  evangelisch- 
demokratischen Volksbewegungen,  in  den  religiösen  Sekten,  in  vor- 
übergehenden Revolutionen,  insbesondere  in  der  Ethik  des  philo- 
sophischen Idealismus  und  bisweilen  in  der  Staatswirtschaft  und 
der  Romantik  fand  noch  das  rein  geistig-qualitative  Verhalten 
Platz  und  Betätigung ; L e i b n i z mit  seiner  Monadologie  und 
Kant  mit  der  Auffassung  des  Subjektes  als  ideelle,  schöpferische 
Möglichkeit  und  Aufgabe,  d.  h.  als  gesetzgeberische  Quelle,  — 
diese  zwei  großen  Denker  sind  und  bleiben  in  unserem  prote- 
stantisch-bürgerlichen Zeitalter  die  hervorragendsten  Verfechter 
des  qualitativen  Denkens.  Es  fehlte  auch  nicht  an  vermittelnden 
Versuchen  zwischen  dem  quantitativen  und  qualitativen  Prinzip, 
und  Giordano  Bruno  an  der  Schwelle  des  Zeitalters  und 
G.  W.  F.  Hegel  am  Ausgange  desselben  haben  im  Grunde  eine 
Synthese  beider  Lebensrichtungen  angestrebt,  wenn  auch  beide, 
merkwürdig  genug ! — das  autonome  ethische  Vermögen  ent- 
behren zu  können  glaubten.  Für  Bruno,  wie  für  Hegel  ist  ja  die 
sittliche  Welt  kein  Willkürakt  des  Menschen,  sondern  eine  Aeuße- 
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rung  der  inhaltlich  geistigen  Naturgesetze.  Der  reflektierende, 
quantitative  Individualismus  ist  und  bleibt  der  Träger  des  Libe- 
ralismus und  zugleich  des  gewaltigen  Kulturgebäudes,  das  wir 
die  bürgerliche  Gesellschaft  in  ihrer  Reinheit  nennen. 

Die  »bürgerliche  Gesellschaft«  kann  ebenso  wenig  abgetan 
werden,  wie  die  Zivilisation  überhaupt , deren  kräftigen  Aus- 
druck sie  ausmacht.  Zivilisation  und  bürgerliche  Gesellschaft 
fallen  nicht  nur  in  ihrer  philosophischen  Bedeutung,  sondern  auch 
ihrer  Lebensrichtung  nach  zusammen.  Schon  Adam  Fergu- 
son macht  auf  die  philologische  Aehnlichkeit  beider  Begriffe 
aufmerksam.  Ferguson  leitet  das  Wort  Zivilisation  von  »cives« 
ab.  Allein  unter  »cives«  will  er  nicht,  wie  beispielsweise  Ari- 
stoteles, das  Mitglied  eines  Gemeinwesens,  das  an  der  Herr- 
schaft desselben  Teil  hat,  verstanden  haben,  sondern  das  auf 
Sitte  und  freien  Vertrag  basierende  gesellschaftliche  Verhältnis. 
Es  scheint,  daß  auch  Rousseau,  der  zweitgrößte  Theoretiker  der 
geltenden  Kulturordnung,  sich  der  Fergusonschen  Auffassung  an- 
geschlossen hat.  Meiner  Meinung  nach  aber  trifft  die  Definition 
des  Aristoteles  bloß  die  individuelle  Seite  des  bürgerlichen  Ge- 
bäudes, während  Ferguson  und  Rousseau  den  sozialen  Verkehrs- 
inhalt desselben  zum  Ausdruck  brachten. 

Der  Aufbau  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ist  vom  Grunde 
aus  und  vorwiegend  ein  hierarchisch-aristokratischer,  die  gesamten 
sozialen  Verhältnisse  ihrer  Glieder  sind  herrschaftlicher 
Natur.  Die  liberale  bürgerliche  Gesellschaft  von  heute  unter- 
scheidet sich  von  den  älteren  historischen  Kulturtypen  nur  durch 
den  Charakter  ihrer  Herrschaftsverhältnisse.  Der  in  individueller 
Beziehung  freie  Vertrag  verleiht  der  neuen  Sozialordnung  das 
spezifische  Charakteristikum. 

Die  naturalistischen  Potenzen  wie  Selbsterhaltungstriebe,  In- 
teressen und  die  physisch  - psychischen  Fertigkeiten  überhaupt 
bilden  hier  die  Richtung  der  Verhältnisse.  Allein  der 
Zusammenhang  derselben  wird  durch  die  Vertragsfähigkeit  be- 
stimmt. ln  seiner  Isoliertheit  stellt  der  Bürger  einen  Einzelnen 
dar,  der  ständig  besondere  Zwecke  verfolgt  und  die  Mitmenschen 
mit  ihren  Kräften  als  Mittel  zum  eigenen  Ziele  zu  gebrauchen 
sucht.  In  sozialer  Hinsicht  jedoch  macht  die  Summe  der  Bürger 
einen  durch  Vertragsbeschlüsse  geleiteten  Menschenbund  aus. 
Wir  haben  cs  hier  also  mit  einer  gesitteten,  den  Macht- 
befugnissen der  Einzelnen  nach,  hierarchischen 
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Gesellschaft  zu  tun.  Auch  die  bürgerliche  Gesellschaft 
als  Ganzes  in  ihrer  naturalistischen  Daseinssphäre  entbehrt  jeder 
sozialen , über  die  Interessen  der  Einzelnen  hinausgehenden 
Wertung.  Wenn  jedoch  hier  bindende  soziale  Gesetze  und 
Normen  zur  Geltung  gelangen,  so  geschieht  es  nur  mit  der 
Absicht,  die  partikularistischen  Daseinsarten  der  Bürger  zu  er- 
halten und  womöglich  zu  befestigen.  Der  Idee  nach  strebt 
die  bürgerliche  Gesellschaft,  die  auf  dem  Boden  des  Vertrags 
und  der  Sitte  ins  Extreme  gehenden  Interessen  und  Wirtschafts- 
einheiten des  Einzelnen  zu  beschützen  und  nicht,  wie  Hegel  irr- 
tümlicherweise meint,  den  sozialen  Ausgleich  zu  fördern.  Der 
Staat  als  selbständiges  soziales  Institut  mit  eigenen  Zielen  ist  kein 
liberal-bürgerliches  Produkt.  Die  Betrachtung  der  liberalen  Staats- 
auffassung wird  uns  noch  genug  Belehrung  über  die  dem  Staate 
in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zugedachte  Rolle  bieten.  Vor- 
läufig sei  nur  die  Staatsorganisation  als  notwendige  Existenz- 
bedingung der  in  freien  Verträgen  sich  äußernden  Rechtsverhält- 
nisse erwähnt.  Der  auf  Herrschaft  und  auf  Aneignung  fremder 
Kräfte  und  Güter  hinzielende  Vertrag  bedarf  mehr  noch  als  die 
antike  Sklavengesellschaft  des  starken  Arms  des  Staates.  Vom 
rein  aristokratisch-bürgerlichen  Standpunkte  aus  betrachtet  ist  der 
Staat  nichts  anderes,  als  eine  natürliche,  durchaus  äußere  Be- 
dingung der  herrschaftlichen  Verkehrsverhältnisse,  wie  die  Arbeits- 
teilung, die  Differenzierung  der  Bedürfnisse  und  die  Lohnarbeit 
es  sind. 

Fehlt  dem  Vertrage  ohne  den  Staat  die  nötige  Voraussicht, 
daß  das  angestrebte  Resultat  der  Gesellschafts  Verhältnisse  cin- 
treten  wird,  so  wird  dem  modernen  Vertrage  selbst  der  Boden 
unter  den  Füßen  fortgenommen,  wenn  man  sich  die  Arbeitsteilung 
und  Lohnarbeit  (alle  Art  von  Entschädigung  mitinbegriffen),  aus 
dem  Vermögen  der  Gesellschaft  wegdenkt.  Die  Lohnarbeit  drückt 
nur  die  durchgängig  quantitative  Bewertungsweise  der  bürger- 
lichen Herrschaftsverhältnisse  aus,  und  die  soziale  Arbeitsteilung 
läßt  diese  Verhältnisse  selbst  als  Notwendigkeit  auftreten. 

Betrachtet  man  so  die  bürgerliche  Gesellschaft  ihren  äußeren 
Bedingungen  nach,  so  erscheint  sie  als  zwangsmäßige  Ver- 
trag sg  c s e 1 1 s c h a ft.  Der  Zwang  der  freien  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft wird  durch  ihre  gesamte  Lebensbildung  bestimmt.  Der 
Staat  auf  einer  Seite  und  die  Kategorien,  wie  kapitalistisches 
Eigentum,  Lohnarbeit  und  .privilegierte  Geistesbildung  auf  der  an- 
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deren  verleihen  den  Herrschaftsverhältnissen  Halt  und  Sicherheit. 
So  sieht  das  bürgerliche  Gesellschaftsbild  im  Lichte  der  aristo- 
kratischen Daseinsposition  in  aller  Kürze  aus.  Erst  das  wissen- 
schaftliche Nachdenken  über  dasselbe,  wie  es  die  Epoche  zum 
Ausdruck  brachte,  wird  uns  tiefere  Einsicht  in  das  Kulturgcbilde 
tun  lassen. 

10.  Die  Wissenschaft  von  den  menschlichen  Verhältnissen 
und  dem  Geist  einer  Zeitperiode  hängt  aufs  innigste  zusammen 
mit  dem  gesamten  bio-sozialen  Inhalt  derselben.  Die  Wissenschaft 
ist  kein  Spiegel  der  sich  vollziehenden  Lebensprozesse,  sie  ist 
vielmehr  dieses  Leben  selbst  in  seiner  bewußten  Projizierung. 
Beispiele  des  liberal-philosophischen  und  wissenschaftlichen  Be- 
wußtseins drücken  darnach  nicht  weniger  als  die  geschichtlich 
registrierten  tatsächlichen  Verhältnisse  und  Hoffnungen  das  Wesen 
der  bürgerlichen  Kultur  aus.  Denn  stimmt  das  wissenschaftliche 
Bewußtsein  nicht  mit  dem  tiefsten  Inhalt  der  Epoche  überein, 
so  kann  es  sich  nur  dann  noch  für  wahr  erweisen,  wenn  es  etwa 
eine  Kultur  im  Auge  hat,  die  auf  die  bestehende  folgen  würde. 
Ein  geistig-wissenschaftliches  Bewußtsein  aber,  das  mit  keinem 
Kulturinhalt  im  Kontakt  stünde,  müßte  sich  selbst  aufgeben.  Es 
bliebe  im  besten  Falle  nur  die  Möglichkeit  übrig,  in  einem  Mythos, 
der  ja  jede  Kultur  umweht,  zu  versinken,  oder  zum  Traum  und 
Wahn  der  Kulturstufe  sich  zu  erheben,  ln  beiden  Fällen  aber 
hätten  wir  kein  wissenschaftliches  Bewußtsein  mehr.  — Was  die 
soziologischen  Gebilde  in  dem  Verhalten  und  den  Verhältnissen 
ihrer  Komponenten  zu  einander  zur  Schau  bringen,  dasselbe  denkt 
das  wissenschaftlich-philosophische  Bewußtsein,  sozusagen  ver- 
hältnislos,  objektiv  zu  Ende. 

Wer  ein  Verlangen  nach  Beispielen  des  liberalen  Bewußtseins 
hat,  der  rufe  sich  ins  Gedächtnis  auf  dem  Gebiete  der  Oekonomie 
die  wissenschaftliche  Methodologie  Fr.  Quesnays,  Ad.  Smiths 
und  seiner  Schule,  Fr.  ßastiats  und  seiner  deutschen  Anhänger, 
in  der  Geschichtsphilosophie  der  französischen  und  englischen  Histo- 
riker, wie  Montesquieu  und  Adam  Ferguson  und  endlich 
im  Bereiche  der  allgemeinen  Philosophie  die  Namen  D.  Lock  es 
und  David  Humes.  Der  reflektierende  Individualismus  des 
liberal-bürgerlichen  Lebensinhaltes  hat  das  sozial-kulturelle  Dasein 
in  mechanisch  vor  sich  gehende  Prozesse  zerlegt,  hat  dem  mensch- 
lichen, mit  immanenten  Zwecken  begabten  Willen  aus  den  wissen- 
schaftlichen Berechnungen  ausgcschaltet  und  war  immer  auf  der 
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Suche  nach  einem  »natürlichen«  Inhalt  des  Lebens  und  nach 
»natürlichen«  Gesetzen,  die  die  gesellschaftliche  Organisation  be- 
herrschten. Die  Kultur  setzte  er  der  Natur  gleich  und  verlor  so 
den  klaren  Blick  für  grundsätzlich  neue  Entwicklungsarten.  Das 
kulturelle  Schaffen,  Ideale  und  Träume  von  einem  neuen  künftigen 
Lebensinhalt,  das  Streben  nach  Weitem  und  Total-Ganzem  er- 
klärte das  liberale  wissenschaftliche  Bewußtsein  für  eine  schädliche 
Phantasie  und  Ideologie  im  Napoleonischen  Wortgebrauche.  Im 
besten  Falle  ließ  man  nur  die  Möglichkeit  einer  Entfaltung  (Ent- 
hüllung) bereits  vorhandener  Lebenseinheiten  gelten.  Der  liberale 
Gelehrte  und  mit  ihm  im  Bunde  der  schlichte  Bürger  sah  entweder 
im  Gegensatz  zum  alten  theologischen  Denken  die  Aufgabe  in  der 
Zurückführung  der  menschlichen  Leidenschaften  und  Tätigkeiten 
auf  einen  strengen  Mechanismus,  der  in  Unabhängigkeit  vom 
Willen  sich  assimilierenden  wirtschaftlichen  und  anderer  Art 
Kräften,  oder  das  Ziel  bestand  darin,  zu  zeigen,  wie  kraft  der 
immanenten  Entfaltung  der  menschlichen  »natürlichen«  Anlagen  das 
gesamte  innere  und  äußere  Leben  des  Einzelnen  und  der  Gesamt- 
heit sich  harmonisch  bildet  und  erweitert.  Wie  z.  B.  Humc  die 
Bildung  von  Erkenntnisprozessen  darstellte,  auf  ähnliche  Weise 
stellte  Smith  und  seine  Schule  die  »Assoziation«  der  besonderen 
wirtschaftlichen  Einheiten  zu  einem  allgemeinen  sozialwirtschaft- 
lichen Organismus  vor.  Die  liberalen  Historiker  bevorzugten  die 
Anlagenhypothese.  Die  mechanistischen  Anschauungen  der  Natur- 
wissenschaften hielten  ständig  die  Kulturwissenschaft  des  Liberalis- 
mus gefangen,  was  ja  der  allgemeinen  Bcfestigungs-  und  Konservicr- 
ungstendenz  der  individualistisch-bürgerlichen  Ordnung  entspricht. 
Die  hierarchisch-bürgerliche  Kultur  birgt  so  in  ihrem  Schoße  Mittel, 
die  die  subjektivistisch-aristokratischen  Ansprüche  der  Gesellschafts- 
glieder zu  beschränken  und  einzudämmen  suchen.  Während  die 
herrischen  und  nach  Besitz  trachtenden  Instinkte  nach  grenzen- 
loser Macht  streben,  bemüht  sich  das  eigene  wissenschaftliche 
Bewußtsein  den  aristokratischen  Ansprüchen  Schranken  zu  setzen,  um 
so  an  Sammlung  und  Selbstbeschränkung  zu  mahnen.  Das  Christen- 
tum des  industriell  entwickeltsten  Landes  und  zwar  der  angel- 
sächsische Kalvinismus,  hat  den  Reigen  eröffnet,  und  die  mechani- 
sierend-rationalisiercnde  Kulturwissenschaft  hat  die  Konservierungs- 
tat des  Bürgertums  bewußt  übernommen  und  vollendet.  Von  dem 
dominierenden  Standpunkte  der  liberalen  Wissenschaft  vermochten 
im  Grunde  auch  heute  nicht  die  Mehrzahl  der  der  Naturwissenschaft 
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nahestehenden  Gesellschaftstheoretiker,  wie  die  Darwinistischen 
Soziologen  bis  hinauf  zu  Spencer  und  die  wiedcrbelebten  Kassen- 
theorien sich  loszumachen.  Der  Kreis  des  bürgerlich  wissenschaft- 
lichen Bewußtseins  scheint  jetzt  sich  schließen  zu  wollen,  ln 
seiner  ersten  naiven  Phase  hat  dies  mit  dem  Anthropozentrismus 
begonnen,  ist  durch  die  impersonalistische,  quantitativ-mechanische 
Wissenschaft  durchgegangen  und  ist  jetzt,  man  gestatte  mir  den 
Ausdruck,  beim  zoo-zentrischen  Standpunkt  angelangt.  Wie  denn 
anders  als  zoo-zentrisch  verdient  das  wissenschaftliche  Bewußtsein 
genannt  zu  werden,  das  sich  jetzt  der  rassenhaft-aristokratischen 
Beurteilungsweise,  die  so  gut  zur  letzten  feudalistischen  Phase  des 
Bürgertums  paßt,  durchaus  bemächtigt?  Die  allerjüngste  Zeit  — 
eine  Zeit  des  allgemeinen  Wankens  und  der  Kompromißmacherei  — 
hat  noch  Ansichten  in  den  Vordergrund  gerückt,  die  angeblich 
berufen  sind,  das  nach  eigenen,  individuellen  Zielen  strebende  Sein 
und  Haben,  die  Kultur  und  die  Natur  gedanklich  und  sozial- 
inhaltlich zu  versöhnen.  Verfechter  des  sozialen  Friedens,  Sozial- 
liberale,  soziale  Optimisten  und  »Integralisten«  nennen  sich  heutzu- 
tage all  die  Männer,  die  »Natur*  und  Kultur,  die  die  aristokratischen 
Ansprüche  des  Bürgertums  mit  den  Interessen  der  Volksklassen, 
der  Person  schlechthin  in  ein  stabiles  Gleichgewicht  zu  bringen 
trachten  und  auf  dem  reinen  Gebiete  der  Theorie  einen  Dualismus 
von  atomistisch-nominalistischer  Auffassung  des  Individuums  und 
einer  mehr  realistischen  Substanzialisierung  der  sozialen  Institute 
huldigen.  Ich  darf  wohl  hier  nicht  die  Männer  namhaft  machen, 
die  in  solcher  Richtung  das  sozial-kulturelle  Problem  zu  lösen 
versuchen.  Der  beliebige  Bürger  aller  Klassen  in  seinem  Privat- 
leben und  die  Regierungen  in  ihrer  Politik  demonstrieren  auf 
jeden  Schritt  und  Tritt  diesen  ungesunden  Dualismus,  der  ständig 
den  liberalen  Bürger  in  ein  ewiges  Wanken  zwischen  dem  reak- 
tionären Staatskonservatismus  und  dem  prinzipienlosen  und  geistig 
leeren  Nihilismus  versetzt.  Wir  werden  später  sehen,  daß  dieser 
Zustand  einen  naheliegenden,  durch  die  Natur  der  liberal-bürger- 
lichen Aristokratie  gegebenen  Grund  aufweist. 

II.  Die  hierarchisch  aufgebautc,  zwangsmäßige  Vertragsge- 
sellschaft von  heute  bringt  in  ihrem  Bewußtsein  die  Meinung  zum 
Ausdruck,  sie  sei  nicht  nur  die  historisch  notwendige,  sondern 
auch  die  zweckmäßigste  und  beste  aller  Kulturen.  Wie  man  sich 
die  Behauptung  zu  denken  hat,  will  ich  in  einer  apologetischen 
Zusammenfassung  des  liberalen  Kulturbildes  zur  Anschauung 
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bringen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  ich  hier  den  klassischen 
liberalistischen  Gedanken  im  Auge  habe,  der  am  vollsten  die 
Lebensgründe  und  Ziele  der  bürgerlichen  Aristokratie  in  ein  System 
verwandelt. 

Eine  apologetische  Exegese  des  liberal-bürger- 
lichen Kulturbildes.  Es  gibt  nur  eine  einheitliche,  gleich- 
förmige Natur.  Der  Mensch  ist  identisch  mit  ihr,  ist  ein  Exponat  der- 
selben oder  ihre  Projektion.  Der  Kulturinhalt,  bezw.  der  mensch- 
liche Lebensinhalt  und  der  Mensch  selbst  läßt  nur  dieselbe,  einzige 
mechanistisch-atomistische  Auffassung  zu,  wie  angeblich  die  Natur. 
Der  Mensch  ist  ein  Atom,  die  menschliche  Gesellschaft  ist 
eine  Summe  von  Atomen,  deren  Zusammensein  nach  immanent- 
natürlichen Gesetzen  bestimmt  und  reguliert  wird.  Nach  Analogie 
mit  den  Vorstellungen,  die  wir  von  der  Natur  haben,  soll  das 
Leben  und  der  Kampf  der  Menschen-Atome,  die  kraft  der  all- 
gemeinen Mechanik  des  Kulturorganismus  bestimmt  sind,  gewisse 
sozial-wirtschaftliche  Funktionen  zu  erfüllen,  mit  einer  allgemeinen, 
durch  die  innere  Logik  der  Dinge  bedingten  Harmonie  endigen. 
Die  Natur  ist  nicht  sterblich,  es  haften  ihr  keine  zerstörerischen 
disharmonischen  Kräfte  an  und  sie  ist  daher  auch  nicht  sündhaft, 
wie  es  das  Christentum  gar  zu  oft  hinzustcllen  suchte.  Sie  ist 
dagegen  lebendig,  gütig  und  vernünftig.  Aus  dem  natürlichen 
Streben  jedes  Menschenatoms,  seine  unabhängige  Existenz  zu  be- 
wahren und  zu  befestigen,  ist  das  natürliche  Recht  auf  Unan- 
tastbarkeit seiner  Tätigkeitssphäre  und  auf  Befreiung  von  allen, 
seinem  > natürlichen«  Wesen  angeblich  fremden  sozial-geistigen 
Mächten  zu  folgern.  Eis  ist  notwendig,  lehrt  der  Liberalismus,  jedem 
die  Freiheitsäußerung  zu  gewähren,  und  die  Frage  nach  der  all- 
gemeinen Emanzipation  wird  von  selbst  gelöst.  »Die  Gesellschaft 
wie  die  Natur  heilt  sich  selbst«,  — gehört  zu  den  Schlagworten  des 
klassischen  Liberalismus.  Die  aktive  Einwirkung  sozialer  Mächte 
auf  die  Geschicke  der  Einzelnen  widerspricht  der  Natur.  Kennt 
doch  der  Einzelne  als  Naturwesen  lauter  aristokratisch  geartete 
Verhältnisse,  die  in  einem  inneren  Widerspruch  mit  der  soziali- 
sierten Tatsächlichkeit  stehen.  Der  Staat  und  die  gesellschaftlichen 
Institute  sind  lediglich  als  Projektionen  des  natürlichen  Selbst 
aufzufassen,  und  in  ihrer  Eigenschaft  als  Summe  der  einzelnen 
willentlichen  Atome  vermögen  sie  im  besten  Falle  die  »natürlicher- 
weise« konkurrierenden  und  kämpfenden  menschlichen  Interessen 
und  Individuen  zu  regulieren.  Die  partikularistisch-subjektivcn 
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Interessen  zu  verfolgen  ist  daher  das  höchste  Gebot,  das  der 
Einzelne  zu  beherzigen  hat.  Treffend  charakterisiert  das  natura- 
listisch-liberale Verhältnis  der  Saint-Simonist  Bazard,  wenn  er 
ausruft : Chacun  pour  soi,  dieu  pour  personne ! In  diesem  weit- 
gehenden Sinne  sind  alle  gleich  vor  dem  Gesetz,  sowie  vor  der 
Natur.  Die  den  Prozessen  der  Natur  eigene  Regelmäßigkeit 
und  Gesetzmäßigkeit  deutet  darauf  hin,  daß  alles  Existierende  von 
Ordnung,  d.  h.  von  Vernunft  durchdrungen  ist,  und  umgekehrt, 
alles  was  vernünftig  ist,  ist  zugleich  natürlich.  Das  frei  kämpfende, 
sich  wehrende  und  Macht  auslösende  Leben  des  Menschen  mit 
dem  Mitmenschen,  des  Menschen  mit  dem  Staat  und  der  Gesell- 
schaft ist  daher  vernünftig  und  natürlich.  Wenn  die  Menschen 
den  Naturgesetzen,  oder,  was  dasselbe  ist,  den  Vernunftsgesetzen 
gehorchen,  so  stellt  sich  von  selbst  die  einzig  mögliche  Harmonie 
in  allen  wirtschaftlich-sozialen  Verkehrsverhältnissen  ein.  Das  im 
X V 1 1 1 . Jahrhundert  gefeierte  Wort  »gesunder  Menschenverstand« 
ist  nichts  als  die  an  sich  vernünftige  Natürlichkeit,  an  die  der 
liberale  Bürger  immer  in  den  schweren  Stunden  seines  Lebens 
appelliert.  Als  einziges  Argument  für  die  Rechtfertigung  des 
Herrschens  und  des  Unterordnens,  der  Aneignung  und  Enteignung, 
der  Gleichheit  und  Ungleichheit  können  daher  bloß  die  »natür- 
lichen« Fähigkeiten  des  Menschen,  seine  »natürliche«  Vernunft 
dienen.  Jeder  soll  seinen  Nutzen  suchen,  die  »Natur«,  die  Ver- 
nunft sorgt  für  alle,  wirkt  zugunsten  der  Gesellschaft.  Möge 
jeder  nach  den  Forderungen  seiner  Bedürfnisse,  resp.  seiner  »Ver- 
nunft« leben,  dann  wird  auch  die  Gesellschaft  als  Gesamtheit  von 
Tätigkeiten  einzelner  vernünftiger  Wesen  von  der  Vernunft  durch- 
drungen, d.  h.  die  wirtschaftlichen,  rechtlichen  und  dergl.  Ver- 
hältnisse werden  ihren  ordnungsmässigen  und  somit  harmonischen 
Zweck  erreichen. 

Wir  haben  auf  solche  Weise  — erklären  die  Adepten  des 
Liberalismus  — das  Problem  der  Epoche,  das  Problem  aller 
menschlichen  Kultur  gelöst.  Vor  allem  haben  wir  der  mittel- 
alterlichen theokratischen  Ordnung  ihre  angeblich  unerschütter- 
lichen Grundlagen  genommen  und  die  auf  historischem  Boden  mit 
allen  Mitteln  der  Wahrheit  und  Tücke  erworbenen  Rechte  der 
feudalen  Minorität  auf  die  Seele  und  Arbeit  der  Mehrzahl  des 
Volkes  zerstört  und  vernichtet.  Alle  von  der  Zivilisation  erzeugten 
Ungleichheiten  und  Sklavenverhältnisse  vermochten  nicht  vor  dem 
Gesicht  unserer  Doktrin  des  natürlich  vernünftigen  Menschen  Stand 
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zu  halten.  Wir  wagten  es  und  eroberten  der  europäischen  Mensch- 
heit einen  unabhängigen,  in  seiner  Tätigkeit  unbeschränkten  Ein- 
zelnen. Und  unsere  Ordnung  verheißt  nicht  nur  die  Befreiung 
vom  kirchlichen,  zünftigen  und  polizeistaatlichen  Joch,  sondern 
auch  Gleichheit  stellt  sie  in  Aussicht,  dieselbe  Gleichheit,  von 
der  die  Christen  der  ersten  Jahrhunderte  träumten,  die  von  der 
großen  französischen  Revolution,  dieser  erschütternden  Hymne  der 
Epoche  dekretiert  wurde  und  welche  die  Sozialisten  für  ihre 
Zukunft  in  Anspruch  nehmen.  Wir  waren  es  doch,  die  die  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetz,  vor  der  Moral,  ja  vor  Gott  selbst,  wenn  ein 
solcher  existiert,  festgelegt  haben;  nach  unserem  Dafürhalten  sind 
alle  im  Recht,  die  Unabhängigkeit  zu  erstreben,  den  Reichtum  zu 
vermehren  und  sich  in  den  Genuß  von  Naturfrüchten  und  Menschen- 
erzeugnissen zu  ergehen.  Wir  haben  die  Tafeln  der  morschen, 
alten  Welt,  die  uns  in  der  Entwicklung  und  Entfaltung  aufhielt, 
zerschmettert;  an  ihre  Stelle  trat  die  natürliche  Ordnung  der 
Dinge!  Die  Stimme  des  Gewissens,  die  von  den  Märtyrern  der 
Menschheit  in  den  Vordergrund  gestellt  wurde,  haben  wir  durch 
die  Stimme  der  weisen  Natur  ersetzt.  Die  »Natur«  ist  das  einzig 
gültige  Maß  aller  Dinge,  dem  niemand  entgegentreten  kann  noch 
darf.  Reichtum  und  Armut,  Regierende  und  Regierte,  Besitzende 
und  Proletarier  rühren  in  unserer  liberal-industriellen  Weltordnung 
nicht,  vom  Uebel  her,  sind  keine  Produkte  des  bösen  Willens,  sondern 
sind  von  der  Natur  erzeugt  und  bestätigt.  Die  uns  durch  Geburt 
gegebenen,  durch  Vererbung  vermittelten  Anlagen  und  Fertig- 
keiten haben  soziale  Ungleichheit  geschaffen,  die  jedoch  im  Lichte 
des  liberal-wissenschaftlichen  Bewußtseins  in  ein  Nichts  zerfällt; 
denn  dieselbe  ist — »natürlich«,  sie  ist  von  der  »Natur«  getragen. 

An  Stelle  der  jenseitigen  Dreieinigkeit  in  der  alten  Welt,  an 
Stelle  von  Gott  Vater,  Gott  Sohn  und  Heiliger  Geist,  — haben 
wir  die  Augen  der  Menschheit  auf  das  hellleuchtende  Gestirn  ge- 
richtet: Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit.  Jawohl,  auch  zur 
Brüderlichkeit  führt  die  liberale  Lösung  des  Kulturproblems. 
Gleich  in  natürlicher  Beziehung,  frei  von  kirchlicher  und  staat- 
licher Vormundschaft  treten  kraft  immanenter  Gesetze  die  unab- 
hängigen Menschenatome  in  wirtschaftlich-soziale  mitwirkende 
Verhältnisse,  die  zur  Herstellung  einer  gesellschaftlichen  Harmonie 
führen,  was  ja  eigentlich  die  Brüderlichkeit  ausmacht.  Indem  jeder 
für  sich  sorgt  und  für  sich  erwirbt,  sorgt  und  erwirbt  er  für  andere ; 
je  reicher  jeder  unter  uns  ist  (möge  auch  der  Reichtum  sich  auf 
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eine  verhältnismäßig  geringe  Zahl  beschränken),  desto  reicher  ist 
der  liberale  Staat,  dieser  gute  Genius  in  der  menschlichen  Familie, 
der  uns  leitet  und  führt  in  unseren  wahrhaftig  nicht  bösartigen 
wirtschaftlich-rechtlichen  Kämpfen.  Man  macht  uns  gewöhnlich 
die  freie  Konkurrenz  zum  Vorwurf,  die  angeblich  in  der  mensch- 
lichen Seele  alle  niedrigen  und  bestialischen  Instinkte  erweckt. 
Es  ist  die  höchste  Zeit,  meine  Herren,  mit  den  kleinlichen  Be- 
schuldigungen aufzuräumen.  Die  freie  Konkurrenz,  das  ist  das 
künstlerische  Spiel  der  Energie  und  Kraft.  Der  Unternehmer  und 
der  Arbeiter,  der  kapitalistische  Großgrundbesitzer  und  der  kleine 
Landwirt  und  Handwerker,  — alle  sind  sie  gleichberechtigte  gute 
Freunde,  ältere  und  jüngere  Geschwister.  Niemand  wird  doch 
verlangen,  daß  aus  dem  gesellschaftlichen  Reichtum  dem  jungen, 
unmündigen  Bruder  der  gleiche  Teil  zugedacht  werden  soll,  wie 
dem  ältesten.  Was  einem  gut  bekommt,  ist  dem  andern  wohl 
schädlich.  Der  sozial-wirtschaftliche  Kampf  ist  durchaus  natürlich 
und  auch  notwendig.  Ihm  ist  es  zu  verdanken,  daß  die  erzeugten 
Produkte  von  einer  Hand  in  die  andere  wandern,  Wert  erhalten, 
was  einerseits  zur  Erhöhung  des  Lebenswertes  derer  führt,  die 
über  solche  Werte  hinreichend  verfügen,  und  andererseits  jener, 
die  sich  genötigt  sehen,  erst  einen  Kampf  um  sie  zu  führen.  Alle 
wissen  so,  was  Lebensgefühle  zu  bedeuten  haben,  — ist  es  denn 
von  Wichtigkeit,  wie  man  an  diese  kommt?  Uebrigens  wird 
niemand  die  Möglichkeit  genommen,  Besitzer  des  schöpferischen 
Kapitals  und  Beherrscher  des  menschlichen  Willens  zu  werden. 
Man  beachte  wohl,  daß  im  industriell-liberalen  Gemeinwesen  Ab- 
hängigkeit und  Unterordnung  durch  die  »Natur«  bestimmt  wird 
und  nicht  vom  Satan  herrührt,  wie  die  alte  Kirche  lehrte.  Nicht 
der  Grundherr  fesselt  hier  an  die  Scholle  und  zeigt  die  Tätigkeit 
an,  der  man  sich  zuzuwenden  hat;  hier  wirkt  das  natürliche  Gesetz  der 
Selbstliebe  und  der  Machtliebe ; hier  tritt  gegenseitige  Hilfe,  Kampf 
und  Tausch  »freier«,  vertragsfähiger  Menschen  zutage  — und  im 
Prozesse  der  Umsetzung  menschlicher  Fähigkeiten  in  Waren  werden 
Werte  geboren,  wird  der  Mensch  selbst  zum  Wert.  An  alle  Taten, 
Fähigkeiten  und  Wünsche  der  Menschen  kann  von  nun  an  ein 
quantitativer  Maßstab  angelegt  werden.  Die  Kategorie  der  Quantität, 
die  den  Zentralbegriff  in  der  herrschenden  wirklichen  Wissenschaft 
darstellt,  spielt  auch  in  unserem  Leben  eine  dominierende,  ja 
ausschließliche  Rolle.  Einst  lebte  man  im  Namen  jenseitiger, 
kaum  greifbarer  Güter,  und  jetzt  leben  wir  von  ganz  faßbaren 
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Früchten  des  schöpfenden  Kapitals,  dem  all  die  bildenden  Ten- 
denzen eigen  sind,  die  von  den  Philosophen  allein  dem  Weltgeist 
zugedacht  waren.  Der  »Geist«  selbst  steht  uns  bei.  . . 

12.  Dem  liberalen  Kulturbild,  wie  es  uns  die  Apologetik  vor 
Augen  führt,  fehlt  noch  die  hierarchisch-aristokratische  Spitze, 
die  als  notwendige  und  innere  Folge  des  bürgerlichen  Lebens- 
inhaltes sich  ergibt.  Die  Linien  des  Kulturgemäldes  sind  hier  in 
die  Breite  gezogen,  und  den  Kern  der  Sache  repräsentiert  der 
unschuldige,  äußerst  optimistische  »Naturmensch*  Rousseaus,  der 
sich  um  jeden  Preis  anstrengt,  die  »christliche«  Grausamkeit  von 
der  Natur  abzuwenden.  Der  innerlich  entzweite  und  bis  ins  Innere 
verzweifelnde  Rousseau,  der  vereinsamte,  verschmähte  Rousseau 
schuf  das  milde,  idyllische  Bild  des  gewöhnlichen,,  beinahe  möchte 
man  sagen,  geistig  blinden  Durchschnittsbürgers ! Eine  ähnliche 
unbarmherzige  Posse  hat  die  Geschichte  in  unseren  Tagen  mit 
Nietzsche  gespielt.  Nietzsche,  der  seine  Laufbahn  damit  begonnen 
hat,  daß  er  in  das  von  der  Zeit  (Historie)  verschleierte  Sein 
hineinzudringen  suchte  und  am  Vorabend  seines  geistigen  Todes 
die  Geburt  einer  neuen  Art  (Uebermensch)  verkündete,  Nietzsche, 
den  der  D.  F.  Strauß  des  bürgerlichen  »neuen  Glaubens«  in  tiefe 
Trauer  versetzte,  mußte  cs  sich  gefallen  lassen,  von  der  aus  dem 
Bürgertum  entstandenen  Bourgeoisie  als  ihr  natürlicher  Heros  ge- 
feiert zu  werden.  .Man  brauchte  nur  die  aristokratisch-prometheisehen 
Kraftäußerungen,  die  Nietzsches  Gesamtgeist  durchzuckten,  in 
bürgerlich-  und  feudal-aristokratische  abzuschwächen  und  der  homo 
Nietzscheanus  eroberte  die  Seelen  im  Aufsichtsrat,  an  dem  Bureau- 
pult nicht  weniger,  als  in  den  noch  von  der  Zeit  verschonten 
Dorfschlössern  und  den  Künstlerateliers.  Der  menschenscheue 
und  in  die  Alpen  verjagte  Prometheus  mäßigte  seine  dämonischen 
Mächte,  warf  sich  in  bürgerlich-feudale  Tracht  und  kleinkünstlerische 
überhebende  Eitelkeit,  — und  wird  nun  jetzt  auf  der  breiten  Land- 
straße begegnet  und  bejubelt.  Der  Träger  des  Ungewöhnlichen, 
Ausschließlichen,  der  Kulturprophet  Nietzsche  spinnt  weiter  die 
Fäden,  die  der  Naturprophet  Rousseau,  der  absichtliche  Reprä- 
sentant des  Gewöhnlichen,  Durchschnittlichen,  losließ.  Der  Wille 
zum  Trieb  und  Instinkt  verwandelte  sich  in  den  Willen  zur  Macht 
und  Gewalt.  Derselbe  Naturkultus,  der  früher  Gleichheit  und 
1 larmonie  forderte,  tendiert  jetzt  notwendigerweise  zur  Ungleichheit 
und  Disharmonie. 

13.  Die  Grundvoraussetzung  des  bürgerlichen  Naturalismus, 
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wie  er  hier  zum  Ausdruck  kommt,  stellt  in  sozialer  Hinsicht  die 
vielbesprochene  Lehre  vom  Naturrecht  dar.  Wie  wurde  nicht 
diese  angebliche  Entdeckung  unseres  Zeitalters  besungen ! Wieder 
und  immer  wieder  kehrte  man  in  der  politischen  und  privat- 
rechtlichen Gesetzgebung  und  Moral  zum  Naturrecht  zurück  und, 
meines  Wissens,  merkten  es  nur  wenige,  daß  das  Naturrecht  des 
liberalen  Systems  nichts  im  Grunde  Gemeinsames  mit  dem  »Natur- 
recht« der  auf  dem  Begriff  der  geistigen  Person  basierenden 
idealistisch-demokratischen  Kulturkonzeption  hat  und  haben  kann. 
Das  Naturrccht  des  Liberalismus  will  die  Freiheit  des  isoliert  und 
atomistisch  gedachten  Einzelnen,  über  seine  natürlichen  Macht- 
befugnisse zu  verfügen,  sichern  und  begründen.  Das  Natur- 
recht  des  Liberalismus  ist  ein  ewiges  Recht  auf  den 
Angriff,  ein  Recht,  immer  nach  Kräften  Aristokrat  und  Bürger 
im  mitherrschaftlich-aristokratischen  Sinne  sein  zu  dürfen.  Das 
»Naturrecht*  der  Demokratie  dagegen  ist  ein  ewiges 
Recht  auf  das  autonome  Sein  der  Person,  ein  Recht 
auf  die  vor  dem  unterordnenden  aristokratischen 
Angriff  schützende  Wehrkraft.  Als  die  Vollzieherin  der 
Rechte  der  liberal-bürgerlichen  Ordnung,  nämlich  die  französische 
Revolution  »Menschen-  und  Bürgerrechte«  verkündete,  strebte  sie, 
ohne  es  zu  wissen,  ein  Gleichgewicht  zwischen  den  aristokratischen 
und  demokratischen  Phasen  des  gesellschaftlichen  Lebensaktes 
an,  — daß  aber  dieses  Grundproblem  unserer  europäischen  Kultur 
ihr  nicht  ganz  gelingen  wollte,  bestätigt  die  nachfolgende  Ge- 
schichte Europas,  ihr  hierarchisch-stufenartiger  Gesellschaftsbau 
mit  besonderem  Nachdruck.  Denkt  man  das  Naturrecht  des 
Liberalismus  nach  seinen  Grundlagen  sowie  nach  der  Richtung 
seiner  Anwendung  bis  zu  Ende  durch,  so  geht  einem  ganz  das 
Licht  über  den  positiv-aristokratischen  Charakter  der  betreffenden 
liberalen  Doktrin  auf,  die  so  die  der  Veränderung  unterworfenen, 
auf  Macht  und  Besitz  hinausgehenden  Bürgerrechte,  aber  keines- 
wegs die  unveräußerlichen  und  unabänderlichen  Menschenrechte 
(Seinsrechte)  zu  erzeugen  imstande  ist. 

Das  Verlangen  nach  dem  Naturrecht  wuchs  in  der  libe- 
ralen Bewegung  des  Zeitalters  aus  dem  inneren  Drang  heraus, 
dem  Einzelnen  innerhalb  des  Gemeinwesens  die  Verfügung 
über  seine  Kräfte  nach  beliebiger  Richtung  hin  zu  sichern. 
Das  Staatsrecht  hätte  dann  als  Korrelat  des  mit  aristokratischen 
Rechten  ausgestatteten  Einzelnen  regulierend  und  richtend  ein- 
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zugreifen.  Zum  Schutz  der  subjektiven  Macht  und  der  erworbenen 
und  geerbten  Machttitel  des  Individuums  ist  das  liberale  Natur- 
recht und  sein  Korrelat,  nämlich  der  sog.  Rechtsstaat  geschaffen. 
Der  Gleichwert  aller,  auf  dem  sich  jedes  allgemeingültige  Natur- 
recht stützt,  bezieht  sich  hier  im  Grunde  nicht  auf  die  Tatsache 
der  bloßen  Existenz  oder  des  Seins  der  Individualität  schlecht- 
hin, sondern  auf  die  Möglichkeit  für  jeden,  Besitz  zu  ergreifen, 
zu  herrschen  und  zu  regieren.  Das  Naturrecht  der  liberalen 
bürgerlichen  Gesellschaft  ist  so  ein  Recht  auf  Aristokratie.  So 
gesehen,  stürzt  das  liberale  Naturrecht  keinesw'egs  die  alte  ari- 
stokratische Erwerbs-  und  Regierungsweise  um,  sondern  sucht  sie 
nur  zu  erweitern.  An  der  erworbenen  und  geerbten  Macht  d.  h. 
an  einem  durchaus  historisch-empirischen  Inhalt  scheitert  dieses 
angeblich  allgemeine  Naturrecht;  die  Empirie  setzt  ihm  eine 
Schranke.  Es  ist  daher  ganz  unrichtig,  wenn  das  liberale  Rechts- 
system seinem  Ausgangspunkte  nach  als  Rechtsindividualismus  be- 
zeichnet wird.  Gerade  die  Rücksicht  auf  die  Individualität  als  solche, 
d.  h.  auf  ihr  »überempirisches«,  »außernatürliches«  Sein  entbehrt 
dieses  Rechtssystem  ganz  und  gar.  Das  liberal-bürgerliche  Recht 
ist  seiner  Grundlage,  sowie  seinem  Inhalte  nach  ein  subjektiv- 
objektives  Rechtsverhältnis : entweder  wird  es  von  der  Macht  des 
Subjekts  geschaffen  und  findet  in  einem  Objekt  (Haben)  sein 
notwendiges  Aequivalent,  oder  bereits  objektivierte  Mächte 
(Haben,  Eigentum)  stellen  Subjekte  im  Dienste  ein,  o^er  beides 
endlich  geschieht  zu  gleicher  Zeit.  Das  liberale  Recht  ist  seinem 
inhaltlichen  Wesen  nach  ein  ständiges  Kreisen  in  der  Subjekt- 
Objekt-Einheit,  niemals  außerhalb  ihr.  Für  die  Individualität 
(Seele,  Sein)  fehlt  ihm  jede  Antizipationskraft,  und  auch  die 
Vorstellung  von  einer  Individualität  geht  ihm  ab. 

Nun  bleibt  das  liberale  Naturrecht,  das  sich  in  der  freige- 
gebenen Möglichkeit  für  jeden,  Machtbefugnisse  auszuüben,  er- 
schöpft, ohne  eine  gleichartige  Seinsgrundlage  bestehen.  Da  soll 
aber  die  glcichwcrtende  Naturauffassung  Hilfe  leisten.  Der  »natür- 
liche«, d.  h.  der  normale  Durchschnittsmensch  mit  normalen, 
egoistischen  Selbsterhaltungs-  und  Entfaltungsinstinkten,  Leiden- 
schaften und  Wünschen  habe  die  Basis  zu  bilden ; die  gleich- 
wertende kausale  Naturwissenschaft,  die  überall  Gesetzmäßigkeit 
voraussetzt,  kann  im  Notfall  zu  Rate  gezogen  werden.  Das 
römische  Recht  und  die  griechisch-römische  Philosophie  über- 
haupt sprach  auch  von  einem  normalen,  »natürlichen«  Menschen- 
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typus.  So  sehen  wir  denn  auch,  daß  dieselben  elementaren  An- 
lagen und  Fähigkeiten  der  menschlichen  Natur,  die  im  18.  Jahr- 
hundert bei  Vico,  Montesquieu,  Ferguson  und  dergl.  Kultur- 
historikern zum  Ausgangspunkte  bei  der  Bildung  von  historisch- 
sozialen Organismen  dienten,  früher,  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
bei  den  Rcchtstheoretikern  die  Grundlagen  darstellten,  von  denen 
aus  das  Recht  erklärt  wurde.  Hie  und  da  mischte  sich  in  die 
Auseinandersetzung  der  Rechtslehrer  ein  Argument  theologischer 
Natur  hinein,  das  von  der  Reformation  und  dem  Mittelalter 
herübergenommen  und  übermittelt  ward.  Uebrigcns  war  auch  die 
Vorstellung  des  natürlichen  Rechts  dem  Mittelalter  geläufig,  und 
die  altkatholischen  Theologen  suchten  bekanntlich  auch  später 
die  Gleichsetzung  des  natürlichen  Rechts  mit  den  biblischen  zehn 
Geboten  durchzuführen.  Den  prinzipiellen  Unterschied  zwischen 
dem  Naturrccht  des  antiken  römischen  Rechts  und  dem  der 
mittelalterlichen  Kirche  auf  einer  Seite,  und  dem  neuzeitlichen 
liberalen  Naturrecht  auf  der  anderen  sehe  ich  demgemäß  nur  in 
der  verschiedenartigen  Bewertung  des  »natürlichen«  Erzeugers, 
nämlich  des  Vaters.  Im  alten  Rom  und  zum  Teil  im  Mittelalter 
kommen  dem  Vater  noch  besondere  private  und  politische  Rechte 
zu.  Die  kirchliche  Obrigkeit  suchte  für  sich  auch  daher,  kraft 
des  natürlichen  Rechts,  die  Rechte  des  »Vaterstandes«  zu  bean- 
spruchen. Das  liberale  Naturrecht  hingegen  weist  die  Tendenz 
auf,  über  die  natürliche  Stammeshierarchic  zur  kontinuierlich- 
sozialen überzugehen.  Und  so  gilt  das  »natürliche«  Rechtsbe- 
wußtsein für  alle,  das  zu  ändern,  wie  Hugo  Grotius  sich  aus- 
drückte, Gott  selber  nicht  vermag. 

Das  liberale  Naturrccht  setzt  eine  gewisse  rationelle  Auf- 
fassung der  Natur  voraus.  Die  Natur  dagegen  als  ordnungslose, 
chaotische  Mannigfaltigkeit  gedacht  vermag  keine  Rechtsnorm, 
keinen  Gesetzmäßigkeitsbegriff  ans  sich  hervorzubringen.  Weil 
die  menschliche  Natur  als  Ganzes,  trotz  all  ihrer  disharmonischer 
Kräfte,  die  Verkörperung  einer  gesetzmäßig  verlaufenden  Lebens- 
einheit vorstellt,  können  und  dürfen  ihre  Lebensäußerungen  als 
Forderungen  eines  immanenten  Gesetzes  bezw.  eines  unveräußer- 
lichen Rechtes  gelten.  Das  liberale  Naturrccht  kann  daher,  der 
Begründung  nach,  im  Lichte  meiner  Interpretation  gesehen,  als 
ein  naturalistisches  Immanenzrecht  bezeichnet  werden.  Die  ratio- 
nelle Immanenz  schließt  in  sich  Allgemeingültigkeit  und  Not- 
wendigkeit des  aristokratischen,  liberalen  Naturrechts  ein.  Das 
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Naturrecht  in  der  Gestalt  des  Vernunftrechts  (Gesetzesforderung 
und  Norm)  erscheint  so  als  die  höchste  wissenschaftliche  Spitze 
des  liberal-bürgerlichen  Rechtssystems  überhaupt. 

Der  Antike  waren  beide  Rechtsformen  des  Naturalismus  ge- 
läufig. Der  Stoizismus,  der  das  ewige  Recht  von  der  Natur 
der  Person  als  solcher,  d.  h.  von  ihrem  Gesetz  ableitet,  reprä- 
sentiert die  vernunftsrechtliche  Gattung  des  liberalbürgerlichcn 
Naturrechts,  die  Natur-Soziologie  Epikurs  (und  in  unserem  Zeit- 
alter zum  Teil  Humes)  verficht  die  zweite  Art,  nämlich  die  An- 
lage-Theorie: die  Anlage  der  Einzelnen,  immer  und  überall  nach 
Befriedigung  selbstischer  Triebe  und  Wünsche  streben  zu  müssen, 
und,  umgekehrt,  zum  Zwecke  der  Triebe  und  Wünsche  (An- 
lagen), sich  genötigt  sehen,  die  Gesellschaft  aufzusuchen  (imma- 
nentes Bedürfnis  nach  Verkehrsverhältnissen),  fordert  als  not- 
wendiges Korrelat  die  Aufstellung  einer  zur  Behauptung  der 
natürlichen  individuellen  Anlagen  immanenten  Rechtsnorm.  Allein 
nur  auf  der  Grundlage  des  Atomismus  und  Nominalismus  konnte 
ein  aristokratisches  Schutzrecht  aus  diesem  sozialen  Tatbestände 
abgeleitet  werden.  Aehnliche  zwei  Grundformen  des  Rechts 
suchten  sich  der  Demokratie  zu  bemächtigen,  mit  dem  Unter- 
schied jedoch,  daß  an  Stelle  des  Naturgesetzes  das  Menschenge- 
setz bezw.  das  ethische  Apriori  tritt  und  die  aristokratisch-indi- 
vidualistischen Folgerungen  der  epikuräisch  atomistischen  Rechts- 
richtung in  personal-demokratische  verwandelt  wurden.  Von 
Wichtigkeit  ist  hier  aber  das  beiden  Kulturgattungen  gemeinsame 
Streben,  ein  konstantes,  der  zeitlichen  Veränderung  entrücktes 
Rechtsprinzip  zu  schaffen,  dem  die,  auf  dem  Boden  der  geschicht- 
lichen Bewegung  erwachsenen  sog.  positiven  Rechte  zu  dienen 
haben.  Das  positive  oder  gesellschaftliche  Recht  sei  berufen,  — 
ist  die  Meinung  von  Hugo  Grotius,  — das  ursprüngliche,  ewige 
Naturrecht  zu  bewahren. 

Lassen  wir  hier  die  demokratische  Fassung  des  >Naturrechtsc 
aus  dem  Spiel  und  fragen  wir  noch  einmal  nach  seiner  aristo- 
kratisch-subjektiven oder  agressiv-individuellen  Tendenz  auf  dem 
Boden  des  Gemeinwesens.  Das  liberale  Naturrecht  ist  jeder  posi- 
tiv-schöpferischen Kraft  bar,  was  ja  aus  seinem  (oben  dargestellten) 
Wesen  von  selbst  folgt.  In  der  Konservierung  der  Angriffsfrei- 
heit  des  Einzelnen  innerhalb  der  gesitteten,  vertragsmäßigen 
bürgerlichen  Verhältnisse  liegt  sein  großer  Sinn.  Damit  hängt 
das  politische  Programm  des  Liberalismus  und  auch  seine  histo- 
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rische  Rolle  zusammen.  Ist  die  vertragsmäßige,  gesittete  bürger- 
liche Gesellschaft  durch  »natürlichec  Vererbung  und  nicht  minder 
»natürliche*  Ergänzung  durch  die  Staatsgewalt  befestigt,  so  bleibt 
dem  Liberalismus  nichts  mehr  übrig,  als  auf  die  Erfüllung  der 
eingegangenen  Verträge  in  privatrechtlicher  und  staatlicher  Be- 
ziehung zu  achten.  Wo  die  so  gedachte  bürgerliche  Rechtsord- 
nung, die  ja  jedem,  wenn  nicht  die  Möglichkeit  gibt,  so  doch  das 
Recht  gewährt,  eine  aristokratisch-herrschaftliche  Lebensbahn  an- 
zutreten, noch  nicht  zur  Ausbildung  gelangen  kann,  gilt  es,  gegen 
die  Feinde  der  bürgerlichen  Panaristokratie  ins  Feld  zu  ziehen. 
Als  solche  galten  die  priviligierten  Aristokratien  des  Grund  und 
Bodens  und  der  Kirche,  inwiefern  sie  nach  einer  ausschließlichen 
Lebenslage  strebten  und  nicht  gewillt  waren,  sich  in  die  allge- 
meinen, »natürlich*-aristokratischen  Verhältnisse  einzuordnen;  als 
Feinde  scheinen  dem  liberalen  Bürgertum  bisweilen  der  Polizei- 
staat und  in  unseren  Tagen  die  christlich  und  ethisch-demo- 
kratischen, sowie  die  revolutionär-proletarischen  Gesellschaftsele- 
mente,  insofern  diese  den  »natürlichen  Gang  der  Dinge«,  der 
sich  ja  in  der  freien  Erwerbs-  und  Herrschafts-Hierarchie  kund 
tut,  in  Frage  zu  stellen  suchen. 

14.  Das  liberal-aristokratische  Naturrecht  ist  so  seinem  Wesen 
nach  nicht  im  Stande,  schützend  und  reformatorisch  auf  das 
Leben  der  Person  oder  auf  die  Interessen  der  besitzlosen  Volks- 
klasscn  einzuwirken;  es  hat  doch  nur  die  freiheitliche  Bewegung 
der  Besitzenden  und  Herrschenden  im  Auge,  was  eigentlich  auf 
den  Schutz  der  Machtansprüchc  des  Habens  (Eigentums,  Kapi- 
tals) hinauskommt.  Ueber  die  Sicherheit  der  menschlichen  Person 
als  solche  und  über  die  Versorgung  der  Besitzlosen  schweigt  sich 
dasselbe  ganz  und  gar  aus.  Und  so  entspricht  das  heutzutage 
herrschende  Privatrecht,  dem  im  hohen  Maße  eine  entsprechende 
Zivil-  und  Strafrechtspflege  zu  Gebote  steht,  dem  panaristokra- 
tischen  Naturrecht  in  allen  Stücken.  Das  Verhältnis  der  bürger- 
lichen Aristokratie  und  somit  auch  des  Liberalismus  zu  den 
Staatsaufgaben,  ja  zur  Staatsauffassung  schlechthin,  ist  bloß  als 
Folge  der  dargestellten  naturrechtlichen,  bezw.  privatrechtlichen 
Position  zu  betrachten.  Die,  auf  die  von  mir  genannten  An- 
griffsrechte  sich  beziehenden  Verträge  zu  schützen  und  über  ihre 
Erfüllung  zu  wachen,  macht  nun  die  eigentliche  Aufgabe  aus,  die 
von  der  bürgerlich-liberalen  Kulturanschauung  dem  Staate  vindi- 
ziert  w'ird.  Der  Umstand  aber,  daß  der  liberale  Bürger  tatsäch- 
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lieh  noch  andere  Prärogative  des  Staates  gelten  läßt,  liegt  ein- 
mal in  der  Natur  des  Staates  selbst,  der  ja  als  soziales  Subjekt 
immanenterweise  eigene  Ansprüche  erhebt,  dann  auch  hängt 
dieser  Tatbestand  von  der  historischen  und,  ich  möchte  sagen, 
sozial-praktischen  Lage  des  die  soziale  Produktion  beherrschenden 
Bürgertums  ab. 

Rein  historisch  gesehen,  schob  sich  zwischen  die  alte  feudale 
und  geistliche  Aristokratie,  auf  einer  Seite,  und  die  aufgetauehte 
bürgerlich-kapitalistische,  auf  der  andern,  der  sog.  aufgeklärte 
Polizeistaat  hinein.  Im  Kampfe  um  die  eigene  Existenz  machte 
der  dynastische  Polizeistaat  Front  gegen  die  ländlich-feudalen 
und  geistlichen  Herrschaftsklassen  und  führte  eine  gewisse  natur- 
rechtliche Gleichheit  im  liberalen  Sinne  aller  vor  dem  Staatsge- 
setzc  durch.  Indem  aber  der  dynastische  Polizeistaat  auf  solche 
Weise  die  liberale  Idee  in  sich  aufgenommen  hat,  sprach  er  zu- 
gleich seinen  eigenen  ausschließlichen  Ansprüchen  auf  Vormund- 
schaft das  Todesurteil.  Allen  ein  gleiches  Recht  auf  den  Angriff, 
den  Staat  selbst  nicht  ausgeschlossen ! — folgerte  weiter  der 
bürgerlich-liberale  Gedanke.  Ganz  im  Einklang  mit  der  wissen- 
schaftlich-atomistischcn  Auffassung  der  Dinge,  erklärt  nun  jetzt 
der  Liberalismus  den  Staat  für  eine  gewöhnliche  sozialwirtschaft- 
liche Einheit,  wenn  auch  mit  eigenen  sozialen  Erunktionen  ausge- 
stattet. Grundsätzliche  Gleichheit  und  Gleichwertig- 
keit der  Staatswirtschaft  und  der  privatwirtschaft- 
lichen Einheiten  gibt  so  die  erste  Voraussetzung  der 
liberalen  Staatsauffassung  ab.  Daß  dadurch  ein  völlig 
neues  Verhältnis  des  Staates  zu  seinen  Bürgern  und  umgekehrt 
einzutreten  hätte,  braucht  kaum  des  weiteren  auseinandergesetzt 
zu  werden.  Das  betreffende  Verhältnis  wird  seiner  romantischen 
Weihe  entkleidet  und  als  ein  schlichtkommerziclles  hingestellt.  Das 
Vertrags  Verhältnis  habe  nun  den  materiellen  Verkehr  der  Bürger 
mit  dem  Staate  auszudrücken.  Aus  diesem  Vorstellungskrcise 
scheint  die  in  wissenschaftlicher  Beziehung  wahnwitzige  Idee  von  der 
vertragsmäßigen  Entstehungsart  des  Staates,  die  auch  sonst  dem 
utilitaristisch-rationalistischen  Bürgersinne  entspricht,  herzurühren; 
der  Inhalt  des  Gedankens  wurde  offenkundig  als  seine  Genesis 
ausgegeben.  Wie  auch  dem  sei,  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
philosophie ist  es  dem  Liberalismus  gelungen,  einen  originellen 
Gedanken  aufzustellen.  Er  forderte  auch  folgerichtig  vertrags- 
mäßige, bezw.  konstitutionelle  Bündnisse  und  Ab- 
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machungen  der  Staatsgewalt  mit  dem  Volke.  Man  gebe  sich 
aber  keiner  Täuschung  über  den  prinzipiellen  Charakter  der 
liberalen  Konstitution  hin.  Der  staatlich-soziale  Vertrag  wurde 
immer  von  ihm  als  ein  Vertrag  des  Volkes  mit  dem  Repräsen- 
tanten des  polizei-dynastischen  Staates  (der  Krone)  interpretiert. 
Der  Republikanismus  hingegen  ist  dem  rein  demokratischen  Be- 
wußtseinskreise entnommen.  Der  Begriff  des  impersonalistischen, 
schöpferisch  positiven  Staates  ist  dem  Liberalismus  fremd,  und 
noch  im  vorigen  Jahrhundert  stempelte  dieser  die  Staatswirtschaft 
zum  notwendigen  Uebel.  Die  monarchisch-herrschaftliche  Staats- 
ansicht steckt  dem  liberalen  Bürgertum  im  Blute  und  widerspricht 
auch  keineswegs  seinem  soziologischen  Subjektivismus.  Möge 
nur  der  Staat,  wie  alles  im  Leben,  auf  »natürliche^  Weise  seine 
Kraft  äußern  und  nicht,  wie  Lassalle  sehr  böse  spottete,  aus  der 
Rolle  eines  »Nachtwächters«  herausfailen,  und  »wir,  liberale 
Bürger,  bleiben  ihm  auf  ewige  Zeiten  zugetan«.  Die  Vorstellung 
einer  Aktien-Gesellschaft  drückt  am  besten  die  positive  Staats- 
ansicht des  Liberalismus  aus.  Wenn  nun  behauptet  wird  (siehe 
z.  B.  Biermann,  Staat  und  Wirtschaft),  der  Liberalismus  habe 
sich  nie  von  der  Vorstellung  des  obwaltenden  antagonistischen 
Verhältnisses  des  Individuums  dem  Staate  gegenüber  befreien 
können,  so  ist  dies  eine  Tatsache,  die  ins  allgemeine  liberale 
System  vollkommen  hineinpaßt  und  die  somit  nichts  Ungewöhn- 
liches zur  Sprache  bringt:  die  hier  vindizierten  Verhältnisse  des 
Individuums  zum  Staate  gleichen  genau  den  Verhältnissen  der 
Gesellschaftsglieder  unter  einander.  Ucberall  im  Leben  gilt  das 
Prinzip  »bellum  omnium  contra  omnes«,  dem,  nach  der  Ansicht 
des  optimistischen  Liberalismus,  allgemeine  Harmonie  auf  der 
Spur  folgt.  Der  Staat  ist  dazu  da,  um  Eriede  und  Versöhnung 
unter  den  nach  natürlichen  Gesetzen  konkurrierenden  und  auf 
gesitteter,  konventioneller  Basis  kämpfenden  Gesellschaftsgliedern 
zu  stützen  und  aufrecht  zu  erhalten,  insbesondere  aber,  um  den 
abgeschlossenen  und  stillschweigend  anerkannten  gewohnheits- 
mäßigen Verträgen  Rechtskraft  zu  verleihen.  Mit  einem  Worte, 
der  Staat  sei  berufen,  die  weitgehenden  Konsequenzen  des  bürger- 
lich-aristokratischen Angriffsrechtes  in  Schutz  zu  nehmen.  Was 
die  Menschenrechte  und  Pflichten  betrifft,  die  ja  einen  notwendigen 
Bestandteil  und  zugleich  die  Voraussetzung  jedes  Staatswesens 
ausmachen,  so  erfahren  sic  unter  dem  Einflüße  des  herrschenden 
aristokratischen  Aneignungsrechts  eine  eigenartige  Biegung:  da 
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die  frei-bürgerliche  Aktivität  an  subjektiviertes  und  personifizier- 
tes Haben  gebunden  ist,  auch  auf  die  Assimilation  von  Einzel- 
werten hinausgeht  und  so  im  Kreise  von  werttragenden  Sachen 
eingeschlossen  bleibt,  so  folgt  daraus,  daß  das  rein  negative 
Menschen-,  bezw.  Personenrecht  außerhalb  der  Prärogativen  der 
naturalistischen  Wirkungsweisen  steht.  Dieser  logische  Tatbe- 
stand erfährt  folgende  Formulierung:  Jedem  stellt  das  Recht  zu, 
nach  vertragsmäßiger  Vereinbarung  sich  das  vorhandene  und 
patentierte  Haben  (Arbeitskraft)  eines  anderen  anzueignen,  nie 
hat  aber  das  Glied  der  bürgerlichen  Gesellschaft  das  Recht,  das 
menschliche  Wesen,  die  Person  des  anderen,  sollte  eine  solche 
sich  noch  nach  dem  Abzug  des  latenten  und  potentierten  Besitzes 
ergeben,  sich  unterzuordnen;  kurz  und  gut,  das  Sklaventum  ist 
in  der  modernen  aristokratisch-bürgerlichen  Gesellschaft  im  Prin- 
zip ausgeschlossen,  was  auch  auf  die  Wirkung  der  demokratisch- 
christlichen  (personal-ethischen)  Seinsgrundlage  zurückzuführen  ist. 
Das  demokratische  Lebensprinzip  hat  hier  augenscheinlich  dem 
herrschaftlich-aristokratischen  sichtbare  Schranken  gesetzt.  Die 
Pflichten  dem  Staate  gegenüber  sind,  begreiflicherweise,  vornehm- 
lich bürgerlicher  und  dann  personaler  Natur  (z.  B.  Wehrpflicht, 
allgemeine  Treue  den  Staatsgesetzen  gegenüber  und  dcrgl.).  Daß 
aber  das  aristokratisch-bürgerliche  Recht  schon  zur  Zeit  hie  und 
da  eine  Beschränkung  seiner  Wirkungssphären,  sowohl  durch  das 
demokratisch-personale  und  soziokratische  (immancntgesellschaft- 
liclie  und  -staatliche)  Recht,  wie  kraft  der  spontanen  Aeußerung 
des  revolutionären  Lebensprinzips  erfährt  und  dann  und  wann  in 
seinen  Fundamenten  erschüttert  wird,  — kann  an  dieser  Stelle 
von  mir  noch  nicht  behandelt  werden.  Allein,  so  lange  das  ver- 
tragsmäßige, aristokratische  Angriflsrecht  mit  seinen  naturali- 
stischen Folgerungen  die  ausschlaggebende  Zentraltatsache  der 
sozialen  Verhältnisse  darstellt,  treten  die  demokratischen  und 
soziokratischen  Lebensrücksichten  zurück,  die  revolutionäre,  sich 
wehrende  Energie  wird  aufgehalten  und  gefangen  gehalten,  — 
und  der  Staat,  wie  alle  Wirtschaftseinheiten  im  Leben  der 
bürgerlichen  Gesellschaft,  bleibt  vornehmlich  ein  Machtstaat,  der 
sich  notwendigerweise  zum  Verfechter  der  herrschaftlichen  Po- 
tenzen, wenn  auch  aller  seiner  Mitglieder,  hinaufschwingt : er 
erhält  die  Taufe  eines  aristokratischen  Staatswescns. 

15.  Aus  der  Ontologie  der  sozialen  Welt  die  Staatsidee  ab- 
leiten zu  wollen,  ist  offenbar  für  den  naturalistischen  Liberalismus 
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eine  Sache  der  Unmöglichkeit.  Es  bleibt  unbegreiflich,  wie  die 
wirtschaftlich-kulturellen  Einheiten  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
die  von  Unternehmern  und  Vermittlern  aller  Art  gehandhabt 
werden  und  sich  im  Grunde  als  frei  unabhängige  Zentren  des 
gesellschaftlichen  Kosmos  denken  müssen,  — es  ist  von  theo- 
retisch-systematischem Standpunkte  unverständlich,  sage  ich,  wie 
der  liberale  Aristokratismus  einen  »Staat«,  ein  »Allgemeines« 
über  sich  stellte  und  dasselbe  mit  allen  Machtbefugnissen,  deren  er 
in  seinen  mannigfaltigen  Existenzformen  entbehrt,  ausstattete.  Wie 
soll  sich  in  der  Tat  im  Lichte  der  atomistisch-naturalistischen  Kul- 
turauffassung aus  der  Mannigfaltigkeit  der  dem  Wesen  nach  gleich- 
artigen gesellschaftlichen  Elementen  eine  qualitativ  verschiedene, 
prinzipiell  abgesonderte  Machtinstituation,  Staat  genannt,  heraus- 
bildcn?  Um  grundsätzlich  eine  Staatsidcc  zu  konstruieren,  sieht 
sich  augenscheinlich  der  bürgerliche  Liberalismus  genötigt,  seinen 
rationalistisch-naturalistischen  Boden  zu  verlassen  und  an  egoi- 
stische Zweckmäßigkeitsrücksichten  zu  appellieren.  Soziokra- 
tische,  demokratische  und  revolutionäre  Mächte  drohen  fort- 
während der  Existenz  und  Machtstellung  der  bürgerlichen  und 
sonstigen  Aristokratien  (Herrschaftsklassen),  und  angesichts  solcher 
Lage  der  Dinge  gebietet  der  kluge  Lebensinstinkt  eine  wachende, 
regulierende  und  richtende  allgemeine  Macht  anzuerkennen,  die 
über  die  einzelnen  herrschenden  Wirtschaftssubjekte  und  Objekte 
zu  sagen  hätte.  Das  Verhältnis  der  Herrschaftsklassen  zu  dieser 
Staatsmacht  kann  aber  kein  anderes  sein,  als  z.  B.  das  des  Unter- 
nehmers zu  seinem  spezifischen  »Allgemeinen«  und  zwar  zum 
Kapital  und  Geld.  Der  Unternehmer  ist  einmal  Beherrscher  des 
Kapitals,  andererseits  aber  ist  er  sein  Untertan  in  objektiver  und 
gefühlsmäßiger  Beziehung.  Ein  ähnliches  Doppelverhältnis  zum 
heutigen  Machtstaat  bewahrt  nun  der  Bürger:  er  ist  Mitbeherr- 
scher und  Untertan  des  Staates  in  einer  Person  und  zu  gleicher 
Zeit.  Schon  Spinoza,  als  Verfechter  der  bürgerlichen  Staats- 
verfassung scheint  diesem  Gedanken  nach  zu  kommen,  indem  er 
schreibt:  »Die  Menschen,  sofern  sie  sich  nach  staatlichem  Rechte 
aller  Vorteile  des  Staates  erfreuen,  heißen  »Bürger«  ; »Untertan« 
aber,  sofern  sie  den  Einrichtungen  oder  Gesetzen  des  Staates  zu 
gehorchen  verpflichtet  sind.«  (Der  politische  Traktat,  Keclam 
S.  30.)  Uebrigens  macht  Sklave  und  Herr  die  ewige  Grundnatur 
aller  Aristokratie  aus. 

Auch  die  Richtschnur  der  liberalen  Politik  scheint  Spinoza 
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festzulegen,  indem  er  schreibt : »Ich  will  das  natürliche  Recht 
(nach  meiner  Formulierung : das  Recht  auf  den  Angriff)  unange- 
tastet lassen  und  gestehe  der  höchsten  Obrigkeit  jeder  Stadt  nur 
so  viel  Recht  über  die  Untertanen  zu,  als  dem  Maß  der  Macht 
entspricht,  worin  sie  den  Untertan  überragt,  wie  dies  im  Natur- 
zustand immer  der  Fall  ist.«  (Spinozas  Briefwechsel,  S.  200, 
Reclam.) 

Die  allgemeine  Politik  der  liberal-bürgerlichen  Aristokratie 
ergibt  sich  als  Folge  ihres  Wesens  und  Lebensinhalts.  Als  der 
alte  Adel  seiner  Privilegien,  wie  grundherrschaftliche  Machtbe- 
fugnisse, Steuerfreiheit,  das  ausschließliche  Recht  auf  Bekleidung 
von  Staatsämtern  etc.  entäußert  wurde  und  das  Ziel  des  Bürger- 
tums, und  zwar  die  potentierte  Erweiterung  der  aristokratischen 
Rechte  auf  privatwirtschaftlicher  und  vertragsmäßiger  Grundlage, 
für  alle  Gesellschaftsglieder  im  Prinzip  durchgeführt  wurde,  ge- 
staltete sich  notwendigerweise  die  Politik  des  Liberalismus  zur 
Konservierung  der  neuen  herrschaftlich-bürgerlichen  Verhältnisse, 
— dies  in  positiver  Hinsicht,  — und  negativ  ging  sie  in  eine 
Abwehr  der  verschiedentlichen  soziokratischen  und  demokratischen 
Ansprüche  über.  Unter  allen  Gruppen  und  Klassen  in  den  modernen 
Gemeinwesen  befindet  sich  die  bürgerliche  Aristokratie  am  besten 
im  Kontakt  mit  dem  Wesen  und  der  Gestaltungsart  der  neuen 
Gesellschaft.  Wie  einst  Ludwig  XIV.  bezüglich  der  . Staatsge- 
walt auszurufen  berechtigt  war:  L'etat  c’est  moi  so  kann  auch 
das  Bürgertum  und  noch  mit  größerem  Rechte  diesen  Ausspruch 
für  sich  in  Anspruch  nehmen;  hier  findet  dieser  auch  einen  weit 
größeren  Anwendungskreis.  Die  liberal-bürgerlichen  Kreise  be- 
tätigen tagtäglich  im  wirtschaftlichen  und  sozialen  Leben,  in  allen 
Verkehrs  Verhältnissen  ihre  Theorie  und  Instinkte.  Die  zunehmende 
Passivität  der  breiten  bürgerlichen  Kreise  der  Staatspolitik  gegen- 
über darf  daher  nicht  wundernehmen.  Wozu  sich  ernstlich 
aufregen  und  »Politik  treiben«,  wenn  das  Ideal  verwirklicht,  die 
Harmonie  hergestellt  und  die  Herrschaft  im  großen  und  ganzen 
durch  den  gesamten  Mechanismus  der  wirtschaftlich-rechtlichen 
Verhältnisse  auf  lange  hin  befestigt  bleibt ! Daß  der  aristokratische 
Machtstaat  notwendigerweise  in  Oligarchie  und  Tyrannei  ausarten 
muß,  daß  der  staatlich-politische  und  wirtschaftlich-rechtliche  Ab- 
solutismus wieder  mit  innerer  Notwendigkeit  die  Bacchustänze  der 
Revolution  und  der  gefahrvollen  Krisen  entfaltet  und  so  jede 
Entwicklung  aufhält,  — das  läßt  den  herrschenden  Bürger,  der 
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sich  als  der  letzte  Mensch  dünkt,  kalt ; dies  hört  er  auch  allzu 
ungern.  Die  altmodischen  Ideologen  des  Liberalismus  mahnen 
dann  und  wann  das  Bürgertum  zur  Rückkehr,  mühen  sich,  die 
schönen  »Traditionen«  des  Liberalismus  ins  Gedächtnis  zurück- 
zurufen und  wollen  nicht  begreifen,  daß  für  das  herrschende 
Bürgertum  kein  Zurück  mehr  vorhanden  ist,  da  die  »schönen 
Traditionen*  in  allen  Gesellschaftskreisen  bereits  Leben  atmen  und 
Fleisch  und  Blut  geworden  sind.  Den  liberalen  Ideologen  möchte 
man  da  zurufen : Schaut  euch  um,  kommt  aus  den  Träumen  der 
Achtundvierziger  heraus  und  bekennt  Farbe : Für  den  I .iberalis- 
mus,  dann  auch  für  die  moderne  aristokratische  Lebensweise  mit 
ihrer  geistigen  Oede,  halbticrischcn  Instinkten  und  einst  kindi- 
schen, jetzt  frevelhaftem  Glauben  an  die  waltende  Naturharmonie, 
oder  gegen  ihn,  dann  innerliches  Sichvertrautmachen  mit  der 
sittlichen  Autonomie  der  Demokratie,  oder  mit  der,  bisweilen 
reinigenden  Spannkraft  der  Revolution,  und  vielleicht  gar  mit  der 
Soziokratie.  Tertium  non  datur!  Die  liberale  Politik  Deutsch- 
lands und  die  Politik  der  deutschen  Liberalen  möge  als  klassisches 
Beispiel  für  meine  Auffassung  der  bürgerlichen  Staatspolitik  dienen. 
Vom  theoretisch-liberalen  Standpunkte  aus  steht  der  Aufhebung 
des  allgemeinen  Wahlrechts  und  dergl.  Volksrechte  nichts  im 
Wege.  Als  weiteres  Beispiel  kann  Frankreichs  innere  Politik  an- 
geführt werden,  die  bis  zur  Stunde  eine  ausgesprochene  liberale 
und  antidemokratische  war,  was  die  republikanische  Staatsver- 
fassung sogar  nicht  zu  neutralisieren  vermochte.  Auf  der  Bri- 
tischen Insel  wurde  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  durchgängige 
liberal-bürgerliche  und  überhaupt  aristokratische  Politik  durch  die 
mächtigen  Kolonialinteressen  entstellt. 

Auch  die  so  zu  nennende  klassische  Periode  der  liberalen 
Politik  ist  ihrem  Wesen  nach  frei  von  aggressiven  Elementen  und 
befindet  sich  noch  ganz  in  der  Vorstellungsmacht  der  Naturhar- 
monie. Die  letztere  lehrte  bekanntlich,  daß  auf  der  Grundlage 
der  privat-kapitalistischen  und  vertragsfreien  Gesellschaftsordnung 
von  selber,  kraft  der  Naturgesetze,  sich  eine  allgemeine  Harmonie 
unter  den  Gesellschaftsgliedern  und  Gruppen  herausbildet,  w-as 
entsprechend  meiner  Voraussetzung,  daß  der  Entwicklungsprozeß 
der  naturalistisch-liberalen  Weltanschauung  I land  in  I Iand  mit 
dem  Prozeß  der  Befestigung  des  neuen  Bürgers  in  der  neu  ge- 
schaffenen, von  polizei-feudaler  Vormundschaft  freien  Gesell- 
schaftssituation geht,  — zu  bedeuten  hat : Die  liberale  Persön- 
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lichkcit  hat  bereits  ihre  Befestigung  in  den  neuen  wirtschaftlich- 
staatlichen Verhältnissen  vollzogen.  Freudige  Hallelujas  des 
Liberalismus  ertönten  jetzt  von  allen  Seiten.  Indem  die  liberale 
Oekonomic  den  natürlich-mechanischen  Sachstandpunkt  auf  das 
wirtschaftliche  Leben  angewandt  hat,  zog  sie  den  wohlberech- 
tigten Schluß,  daß  auch  auf  dem  sozialen  Gebiete  das  Schicksal 
der  Menschen  dem  natürlichen  Gange  der  Dinge  überlassen 
werden  darf.  »Laisser  faire,  laisser  aller«  — lehrte  bereits  die 
physiokratische  Schule,  in  der  Hoffnung,  daß  jedes  Wirtschafts- 
subjekt vor  allen  Dingen  seine  eigenen,  egoistischen  Interessen 
verfolgt  und  daß  dafür  die  Gesetze,  die  den  Wirtschaftsorganis- 
mus beherrschen,  unwiderruflich  zu  einer  wünschbaren  Harmonie 
zwischen  den  konkurrierenden  Mächten  in  der  nationalen  und 
auch  Weltwirtschaft  führen  werden.  Diese  Gesetze  selbst,  be- 
tonten die  Oekonomisten  seit  Quesnay  und  Smith  bis  auf  Bastiat, 
sorgen  schon  dafür,  daß  jeder  das  Seinige  erhalte.  Das  Prinzip 
der  Selbstliebe  und  der  freien  wirtschaftlichen  Tätigkeit  führt 
auch,  wie  Smith  zu  zeigen  suchte,  in  technisch-wirtschaftlicher 
Beziehung  zur  höchstmöglichen  Entfaltung  der  vorhandenen  Pro- 
duktivkräfte. Für  sich  leben  heißt  zugleich  für  andere  leben; 
was  den  Interessen  des  Einzelnen  dient,  kommt  auch  der  Allge- 
meinheit zu  Nutzen.  Und  unter  Leben  ist  vor  allem  die  Erfül- 
lung einer  privatwirtschaftlichen  Funktion  auf  der  Grundlage  des 
freien  Vertragsverkehrs  zu  verstehen.  Die  Gesellschaft  wird  aus- 
schließlich als  eine  Mannigfaltigkeit  von  Käufern  und  Verkäufern, 
Regierenden  und  Regierten  gedacht,  deren  Konkurrenz,  Kampf 
und  Variierung  den  harmonischen  »ordre  naturel«  zustande 
bringen.  Mit  besonderer  Schärfe  und  Klarheit  verficht  die  Har- 
monie zwischen  liberaler  Oekonomie  und  liberaler  Politik  der 
talentvolle  Franzose  Bastiat.  Der  soziale  »Mechanismus«  schrieb 
er,  »muß  also  sehr  weise  eingerichtet  und  sehr  mächtig  sein, 
weil  er  zu  dem  merkwürdigen  Ergebnis  führt,  daß  selbst  der, 
dem  das  Schicksal  die  niedrigste  Stellung  angewiesen  hat,  über 
mehr  Genußbietungen  an  einem  Tage  verfügt,  als  er  in  mehreren 
Jahrhunderten  hervorbringen  könnte.«  Darin  kommt  die  Macht 
der  »natürlichen«  Weltorganisation  zur  Aeußerung,  die  von  den 
geschriebenen  Gesetzen  nur  begleitet,  aber  nicht  geleitet  werden 
kann  noch  darf.  Laßt  nur  die  Menschen  arbeiten,  mit  einander 
in  Verkehr  treten,  sich  bilden,  Vereine  schließen,  auf  einander 
wirken,  — fordert  Bastiat,  — denn  aus  den  sinnvollen  Be- 
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Strebungen  der  Einzelnen  entsteht  von  selbst  Ordnung,  Symphonie 
und  Fortschritt  im  Gesellschaftswohl  bis  ins  Unendliche.  »Indem 
ich  behaupte«,  schreibt  er  in  einem  Briefe,  »daß  die  Gesetze  der 
Volkswirtschaft  harmonisch  sind,  habe  ich  nicht  nur  sagen  wollen, 
daß  sie  unter  einander  harmonieren,  sondern  auch  mit  den  Ge- 
setzen der  Politik,  der  Moral  und  selbst  der  Religion,  wenn  man 
von  den  besonderen  Formen  absieht,  die  jeder  Religion  eigen 
sind.«  »Eine  ständige  Annäherung  aller  Klassen  an  das  gleiche 
physische,  intellektuelle  und  sittliche  Niveau,  verbunden  mit  der 
ununterbrochenen  Hebung  dieses  Niveaus  selbst«  — sei  die 
Wirkung  der  natürlichen,  von  der  göttlichen  Weltordnung  präde- 
stinierten, also  metaphysisch  fundierten,  sozialen  Harmonie.  — So 
der  optimistische  Liberalismus,  der  sich  noch  nicht  ernstlich  von 
demokratischen,  revolutionären  und  gemeinschaftlichen  Verhaltungs- 
formen und  Elementen  bedroht  sieht,  an  den  zerstörenden  Wider- 
streit und  Kampf  der  Klassen  nicht  glaubt  und  der  noch  nicht 
den  Mut  in  sich  gefunden  hat,  der  heutigen  hierarchischen  Ge- 
sellschaft seinen  Segen  für  die  Ewigkeit  zu  verleihen.  Während 
ich  jedoch  diese  Blätter  entwerfe,  steht  cs  mit  dem  Bürgerbe- 
wußtsein ganz  anders. 

16.  Der  neue  Mensch  des  Zeitalters,  der  einer  panaristo- 
kratischen  Kultur  entgegensieht,  entfaltet  vor  aller  Welt  mit 
eiserner  Logik  seinen  subjektiven  Lebensinhalt,  der  in  einer  Art 
naturalistischer  Moral  seine  Berechtigung  sucht  und  die  Höhe 
seines  Strebens  erreicht.  Was  den  Interessen  und  dem  Wohl- 
stände nützt  — fneint  er  — ist  gut,  sittlich,  der  Nachahmung 
wert,  denn  es  ist  »natürlich«.  Da  das  Hauptmittel  zur  Erlangung 
des  Wohlstandes  in  der  bürgerlichen  Panaristokratie  nur  möglich 
ist,  indem  man  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  dem  Berufe,  ernst- 
lich nachgeht,  so  gestaltet  sich  von  selbst  die  Hingabe  an  den- 
selben, und  möge  das  nähere  Motiv  dazu  im  Streben  nach  lust- 
bringender Macht  zur  Aeußerung  gelangen,  zu  einer  durchweg 
sittlichen  Aktion.  Die  Berufstätigkeit  wird  doch  hier  durch  das 
allgemeine  Gesetz  der  »natürlichen«  Ordnung  veranlaßt  und  ge- 
leitet. Mit  dem  höchsten,  allumfassenden  Lebensgesetz  lebt  sie 
also  im  besten  Einvernehmen. 

Suchen  wir  diesen  optimistischen  Gedanken  des  Liberalismus 
näher  zu  erklären.  Die  Dascinsäußerung  eines  jeden  Gesellschafts- 
gliedes, so  lautet  das  aufgestellte  Prinzip,  gerät  im  Grunde  nie 
in  Kollision  mit  der  allgemeinen  Tendenz  des  gesellschaftlichen 
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Lebens.  Unter  freiindustriellen,  gesitteten,  bürgerlichen  Verhält- 
nissen bedeutet  der  individuelle  Nutzen  und  das  Streben  nach  Be- 
friedigung des  persönlichen  herrschaftlichen  Wollens  den  sozialen 
Nutzen  und  die  Verwirklichung  des  Naturgesetzes.  An  eine  Mög- 
lichkeit der  harmonischen  Uebereinstimmung  der  individuellen 
und  sozialen  Interessen  und  Forderungen  glaubten  auch  David 
Ilume  und  die  französischen  Moralisten  des  XVIII.  Jahrhunderts. 
Und  diese  Fürsprecher  der  neuen,  unbeschränkten  bürgerlichen 
Aktion  waren  im  Rechte.  Die  individuelle  Aktivität  und  das 
soziale  Sein  waren  nach  ihrer  Ansicht  homogen , von  der 
gleichen  mcchanisch-atomistischen  Natur.  Und  ist  dem  so.  so  ist 
kein  Hindernis  mehr  vorhanden,  die  separatistischen  Interessen 
des  einzelnen  Bürgers  sittlich  zu  taufen.  Wenn  es  allerdings  wahr 
ist,  daß  das  partikularistische  profane  Streben  nach  Befriedigung 
der  Leidenschaften  und  Interessen  an  sich  kein  Gramm  von 
ethischer  Bewertung  zu  enthalten  vermag,  wenn  es  ferner  richtig 
ist,  was  schon  Hume  hervorhebt,  daß  nicht  jedes  Gefühl  des  An- 
genehmen oder  Unangenehmen  eine  moralische  Qualität  erzeugt,  — 
denn  wie  wird  man  sich  dann,  wirft  Hume  die  Frage  auf,  die 
Tatsache  erklären,  daß  manche  Eigenschaften  unserer  F'einde 
unsere  volle  Achtung  abzugewinnen  vermögen,  — so  bedeutet 
dafür  der  Dienst  der  eigenen  Interessen  im  Glauben  und  unter 
der  Voraussetzung  ihrer  Harmonie  mit  dem  allgemeinen  Dasein, 
mit  dem  Gesetz  der  Weltordnung  zweifelsohne  eine  ethische  Be- 
wertung und  moralische  Handlung.  Kant  irrte  daher,  wenn  er 
allen  naturalistischen  Betrachtungs-  und  Bewertungsweisen  das 
ethische  Vermögen  in  Abrede  stellte.  Der  Bürger,  der  noch 
vom  Gedanken  der  sozial-individuellen  Harmonie  durchdrungen 
war,  könnte  immer  den  großen  Umstürzler  aristokratisch  - herr- 
schaftlicher, naturalistischer  Ethik  also  zurückweisen  : »Auch 
mir  ist  das  Bewußtsein  der  Pflicht  vertraut,  einer  Pflicht,  die 
mir  befiehlt,  im  Einklang  mit  dem  höheren  Gesetz  meines  Welt- 
bildes zu  leben,  und  auch  meine  berufsmäßige  Tätigkeit  macht 
mich  sittlich  frei , erhebt  mich  über  die  Unmittelbarkeit  der 
unvernünftigen , launisch  - subjektiven  Aeußcrungen , indem  sie 
aus  mir  einen  Berufscharakter,  einen  Charakter  schlechthin  züch- 
tet ; und  die  Forderungen  dieses  meines  Charakters,  die  zugleich 
die  Gesetze  meiner  Person  darstellen,  suche  ich  allenthalben,  im 
Verhältnis  zum  Staat  und  den  Mitmenschen  zu  bewahren,  und 
bisweilen  sehe  ich  mich  auch  veranlaßt,  um  sie  einen  schweren 
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Kampf  zu  führen.  Der  Kampf  meiner  Standesgenossen,  des  sog. 
tiers  ötat,  gegen  die  alte,  im  Grunde  berufslose  feudale  Aristokratie 
und  gegen  den  Polizeistaat,  der  mich  lediglich  als  Untertan,  als 
nutzbares  Ding  handhaben  will,  ist  so  vom  sittlichen  Feuer  be- 
seelt, vom  Sittengebot  getragen.«  Die  Berufsethik  im  breiten  Sinne 
des  Ausdrucks  (auch  der  Staatsberuf,  sozialer  Beruf  gehören  dazu), 
die  ihren  Anfang  in  der  mittelalterlichen  Zunft  und  Stadt  nimmt, 
erscheint  als  die  erste,  beinahe  klassische  Form  der  bürgerlichen  Sitt- 
lichkeit. Gott  ist  so  hoch  und  erhaben  und  Du  bist  so  klein  und 
genußsüchtig,  — wandten  sich  die  britischen  Reformatoren,  diese 
Romantiker  des  restaurierten  Mittelalters,  an  den  Bürger  — daß  der 
Allmächtige  nicht  an  Dich  zu  denken  gewillt  ist.  Denke  also  selber 
an  Dich,  gib  Dich  keinem  Zufall  hin,  Nachts  und  Tags  widme  Dich 
Deinem  Berufe,  und  beweise  so,  daß  Du  ein  Mensch,  ein  vernünftiger 
Mensch  bist,  der  die  Gefahren  und  Feinde  des  Lebens  zu  überblicken 
und  zu  überwachen  versteht.  Vielleicht  bist  Du  gar  von  Ewigkeit 
her  zur  Knechtschaft  verdammt ; nun,  gründe  einen  Beruf,  organisiere 
die  Produktion  und  den  Verkehr  von  Waren,  sammle  die  brach- 
liegenden Kräfte  um  Dich,  — und  vielleicht  wirst  Du  Dich  als 
Herrscher  und  Auserwählter  ausweisen,  vielleicht  wirst  Du  Dir 
also  die  Gottesgnade  erkaufen.  — Die  Berufsethik,  mit  der  der 
bürgerliche  Aristokratismus  seine  industrielle  Laufbahn  eröffnet, 
steht  noch  zur  guten  Hälfte  unter  der  Macht  des  autonomen, 
religiös-ethischen  Bewußtseins  der  Reformation.  Und  die  Position, 
die  das  europäische  Bürgertum  ursprünglich  den  alten  usurpato- 
rischen  Mächten  gegenüber  in  Wirtschaft,  Staat  und  Kirche  zu 
behaupten  hatte,  ging  mit  der  Erlangung  der  tatsächlichen,  privat- 
sozialen Macht  allmählich  zurück.  Auch  im  Verhältnis  zum  Arbeit- 
nehmer macht  sich  bei  den  ersten  Generationen  des  Bürgertums 
ein  eigenartig  ethisches  Bewußtsein  bemerkbar.  Der  arbeitgebende 
Bürger  fühlt  sich  nämlich  noch  als  Wohltäter  seiner  Arbeiter. 
Eine  ähnliche  von  den  Lohnproletariern  selbst  geteilte  Meinung 
läßt  sich  noch  heute  in  den  zurückgebliebenen  industriellen 
Gegenden  vernehmen. 

Mit  dem  Durchdringen  des  Bürgertums  zum  Leiter  und  In- 
spirator des  Produktionsprozesses  tritt  die  Berufsethik  vom  ersten 
Plane  zurück ; sie  verwandelt  sich  in  eine  bloße  Berufsgewohnheit, 
und  aufs  Tapet  treten  die  reinen  Gestaltungen  der  na- 
turalistischen Moral,  wie  Egoismus,  Epikuräismus,  Utilitaris- 
mus auf  einer  Seite,  und  Altruismus  sowie  reine  »Herrenmoral«  und 
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Tätigkeitsmoral  schlechthin  auf  der  anderen : Die  zwei  letzteren 
Formen  stellen  die  immanenten  Begleiterscheinungen  der  reiferen 
Aristokratie  dar.  Die  Tätigkeit  und  Lebensweise  der  liberal  ge- 
sinnten Elemente  ist,  natürlicherweise,  kein  Hindernis  für  die  Auf- 
nahme dieser  gänzlich  cntchristianisierten  Moral. 

Mir  ist  es  darum  zu  tun,  die  Bio-Ontologie  der  neuaristokra- 
tischen Lebensweise  möglichst  rein  zu  enthüllen.  Und  zu  diesem 
Zwecke  dürfen  vor  allen  Dingen  die  Lebensdaten  registriert 
werden,  die  im  Dasein  des  aristokratischen  Subjekts  die  Rolle 
des  allgemeingültigen,  bindenden  Seins  spielen.  Denn  überall 
dort,  wo  dem  ständig  varierenden,  nach  eigennützigen  Motiven 
und  Zielen  lebenden,  nach  persönlicher  Macht  und  Herrschaft 
strebenden  Subjekt  eine  Seinswirklichkeit  (Idee)  fehlt,  die  sei- 
nem Tun  und  Haben  als  letzte  Stütze  und  obere  Norm  dienen 
könnte,  stellt  sich  von  Zeit  zu  Zeit  eine  entsprechende  Illu- 
sion ein.  Die  sämtlichen  eudämonistischen  Lebenssysteme,  in 
ihrer  Eigenschaft  als  ethisches  Bewußtsein  sind  nichts  als  den 
aristokratisch  gerichteten  Aktivitätsäußerungen  immanente  Illu- 
sionen , die  sich  anschicken , die  ihnen  entsprechenden  Ak- 
tivitätsformen in  ihrer  Ganzheit  und  Einheit  zu  erfassen  und 
sie  auch  mit  dem  Stempel  des  absoluten  Wertes,  des  Guten 
schlechthin , zu  versehen.  Nachdem  die  moderne  bürgerliche 
Lebensweise  über  die  Grenzen  des  beschränkenden  und  regu- 
lierenden Berufs  in  hohem  Maße  hinausgewachsen  war  und 
nur  an  die  Herrschaftsmittcl  und  -Titel  des  neuzeitlichen  Kul- 
turinhaltes sich  gebunden  sieht,  nachdem  sie  also  durch  das 
allgemeingültige  Kapital  alle  Schranken  und  Hindernisse  des 
profanen  Daseins  überwand  und  so  zur  absoluten  Aristokratie 
sich  erhob,  beginnt  sie  offen  ihre  Zuflucht  zum  Eudämonismus 
aller  Art  zu  nehmen  und  sich  selbst,  d.  h.  die  Formen,  in  die 
sie  sich  kleidet,  als  höhere  Normen  der  Gesinnung  und  I landlung 
hinzustellen.  Die  Motivationsreihen,  Verkehrsverhältnisse  und  In- 
halte des  herrschaftlich-aristokratischen  Lebens  werden  dazu  ver- 
wendet, die  sittliche  Pflicht  zu  statuieren  und  so  eine  aristokratische 
Ideologie  zu  entfalten.  Entsprechend  den  drei  grundsätzlichen 
Lebensdaten  der  modernen  bürgerlichen  Aristokratie  treten  drei 
Grundformen  der  Ethik  und  Moral  in  den  Vordergrund.  Die 
subjektiv  und  sozial-typisch  angenehmen  Gefühle  und  lustbringenden 
Wollungen  als  letzte  Motive  und  Ziele  der  Lebensaktivität  be- 
günstigten den  Hedonismus  und  Eudämonismus;  das  Bewußtsein 
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der  Ueberlegenheit  in  den  Verkehrsverhältnissen,  das  Privilegium 
der  Macht  und  Herrschaft  hat  die  Herrenmoral  zur  Folge,  und 
der  freie  Spielraum  der  eigenen  Kräfte  und  Mächte  zeitigt  eine 
mehr  ästhetisierte,  uneigennützige  Ethik,  die  Kraft  ihrer  Natur 
bisweilen  die  Fähigkeit  aufweist,  sich  P'ormen  der  alten  Moral, 
wie  epikuräische  oder  altruistisch- christliche,  zu  assimilieren. 
Literarisch-wissenschaftliche  Belege  für  alle  drei  Typen  der  neu- 
zeitlichen naturalistischen  Moral,  die  übrigens  jeder  im  eigenen 
Verkehrslcbcn  täglich  zu  erfahren  vermag,  mögen  hier  in  aller 
Kürze  folgen. 

Die  Annahme  des  Liberalismus,  daß  der  durchschnittliche, 
typische  Mensch,  indem  er  nach  dem  eigenen  Wohlstände  strebt, 
den  Interessen  der  Mitmenschen  dient,  anders  ausgedrückt,  die 
berühmt  gewordene  Lehre  von  der  natürlich  entstehenden  sozialen 
Harmonie,  gab  die  Basis  des  herrschenden  sozialen  Eudämonismus 
bezw.  Utilitarismus  ab.  Was  Bastiat  für  die  Nationalökonomie 
ist,  das  ist  Bentham,  der  Theoretiker  des  Utilitarismus,  für  die 
Ethik  des  Liberalismus  geworden  (Vergl.  meine  »Kulturanschauung 
des  Sozialismus«,  Berlin  1903,  Ferd.  Dümmler,  S.  21).  Was  einem 
nützlich  scheint,  ist  zugleich  angenehm,  bringt  Lust  und  Freude. 
Die  nutzbringende  Tätigkeit  aber  kann  nur  nach  vernünftigen  Grund- 
sätzen zustande  kommen,  muß  also  von  Hause  aus  sinnvoll  und 
gut  heißen.  Die  Nützlichkeit  und  das  Gute,  das  Gute  und  die 
lustbringende  Handlung  fallen  zusammen  oder  deuten  mindestens 
auf  einen  allgemeinen  Nenner  hin.  Der  neuzeitliche  Urheber  der 
Nützlichkeitsmoral,  Jeremias  Bentham,  bezeichnet  in  diesem 
Geiste  die  Leiden  und  ihre  Ursachen,  die  von  Unlust  begleiteten 
Aktivitätsäußerungen  als  das  Böse;  das  Gute  hingegen  wird  mit 
dem  Wohlstand  und  den  Ursachen  seiner  Existenz  gleichgesetzt. 
Der  Wert  einer  ethischen  Handlung  wird  durch  das  Ucbergewicht 
an  Lust,  die  der  die  I fand lung  vollziehende  Elinzeine  empfindet, 
gemessen,  was  erst  dann  möglich  wird,  wenn  der  Mensch  seine 
weitgehenden  Wohlstandsz wecke  über  die  momentanen  Forde- 
rungen der  Instinkte  und  Leidenschaften  stellt.  »Solange,  schreibt 
schon  Adam  Ferguson  (»Abhandlung  über  die  Geschichte 
der  bürgerlichen  Gesellschaft«),  die  Anlagen,  die  zur  Erhaltung 
des  Individuums  dienen,  in  der  Art  instinktiver  Wünsche  wirken, 
sind  sie  beim  Menschen  fast  dieselben,  wie  bei  den  anderen 
Tieren.  Aber  bei  ihnen  werden  sie  früher  oder  später  mit  Ucber- 
legung  und  Voraussicht  verbunden;  sie  erwecken  sein  Verständnis 


Digitized  by  Google 


Vom  aristokratischen  Herrschaftsprinzip. 


673 


für  den  Hegriff  des  Eigentums  und  machen  ihn  bekannt  mit  jenem 
Gegenstand  der  Sorge,  den  er  sein  Interesse  nennt.«  Die  Beweg- 
gründe der  so  entstehenden  Interessen  proklamiert  Bcntham 
und  mit  ihm  der  gesamte  Utilitarismus  für  das  sittlich  Gute;  sind 
dieselben  doch  in  subjektiver  Hinsicht  von  Pflicht  und  Opfer  be- 
gleitet und  von  Vernunftregeln  geleitet,  und  sie  koordinieren  und 
stehen  am  Ende  im  Einklang  mit  den  Interessen  anderer,  der 
Gesellschaft  schlechthin.  Adam  Ferguson  und  sein  Schüler, 
Ad.  Smith,  hegten  noch  nicht  den  Glauben  an  einen  solchen 
durchgängigen  naturalistisch-rationalistischen  Optimismus,  und  ihnen 
genügten  daher  auch  nicht  die  Erhaltungstriebe  und  Interessen 
zur  Statuierung  eines  vollkommen  sittlichen  Gemeinwesens.  Es 
will  scheinen,  daß  diese  zwei  Theoretiker  der  geltenden  Kultur- 
ordnung noch  einen  Ausgleich  zwischen  dem  eigennützig-aristo- 
kratischen und  dem  in  sittlicher  Beziehung  uneigennützigen  demo- 
kratischen Lebensprinzip,  zwischen  den  Kategorien  der  sozialen 
Ueberordnung  und  Nebenordnung  suchten ; Ferguson  tat  dies, 
indem  er  klar  erkannte,  daß  die  menschliche  Tätigkeit  und  überhaupt 
die  Verhaltungsformen  sich  nicht  lediglich  durch  Erhaltungstriebe 
und  Impressionen  von  Gewinn  oder  Verlust  (Interessen)  erschöpfen, 
daß  vielmehr  noch  im  Gescllschaftsverkehr  besondere,  sittliche 
Gefühle  tätig  sind,  oder  wie  er  sich  positiv  ausdrückt : Bei  den 
verschiedenen  Zusammenstößen  der  Menschen  »wird  eine  Flamme 
entzündet,  die  Rücksichten  auf  Eigentum  oder  Sicherheit  nicht 
einschränken  können«,  in  der  Gemeinschaft  kommt  eine  »sittliche 
Natur«  hinzu,  »während  der  bloße  Interessengesichtspunkt  nichts 
Zuendendes  hat« ; und  Smith  huldigt  demselben  versöhnlichen 
Zuge,  wenn  er  neben  den  selbstsüchtigen  Trieben  und  Interessen 
immanente  Mitgefühle  statuiert,  aus  denen  er  dann  die  moralischen, 
sog.  Sympathiegefühle  ableitet.  Um  ein  gesamtes  Sozialbild,  das 
als  ein  aristokratisch-demokratisches  gedacht  werden  darf,  zu  er- 
halten, entwickelt  er  demzufolge  eine  Natursoziologie,  bezw.  eine 
Theorie  der  Interessen  (im  Buche  »Vom  Nationalreichtum«)  und 
eine  soziale  Sittenlehre  (»Theorie  der  sittlichen  Gefühle«).  Es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  Ferguson  und  Smith  feiern  noch  den 
Bürger  mit  der  Doppelpflicht,  der  in  seiner  Wendung  nach  rück- 
wärts, in  der  Richtung  gegen  das  an  eien  regime,  demokratisch 
gesinnt  ist,  während  er  im  eigenen  Kreise  seiner  Betätigung  sich 
und  anderen  einprägt,  daß  das  Leben  einen  Dienst  mit  Leib  und 
Seele  dem  wohlorganisierten,  eigenen  Interesse  bedeutet.  Hier 
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schimmert  schon  der  Gedanke  durch,  daß  die  Hingabe  an  die 
Interessen  eine  Ucberwindung  der  losen  Instinkte  und  Triebe 
voraussetzt  und  so  zur  Erhebung  über  die  Autoexploitation, 
über  das  eigene  Subjekt,  zur  Sittlichkeit  führt.  Jeremias  Bentham 
dagegen  schenkt  sein  Ohr  dem  reinen,  durchschnittlichen,  aber 
durchaus  »modernen«  Bürger,  der  nicht  mehr  der  absoluten,  unter 
dem  Einfluß  der  mittelalterlichen  Zunftordnung  entstandenen  und 
von  dem  angelsächsischen  Christentum  geweihten  Berufsethik 
fröhnt  und  auch  nicht  von  der  alten  Rechts-  und  Staatsordnung 
in  seinem  freiindustriellen  Wirken  beengt  wird.  Es  ist  kein  demo- 
kratischer Bürger  mehr,  dem  Bentham  seine  Ethik  abgelesen  hat, 
es  ist  beinahe  der  »gutmütige«,  wohlwollende  »Bourgeois«,  dem 
man  später  die  Spartugenden  vor  Augen  hielt.  Vom  Utilitarismus 
Bcnthams  bleibt  nur  zu  sagen,  was  ich  einmal  in  anderer  Be- 
ziehung aussprach : er  ist  nämlich  ein  genialer  Kodex  des  schlichte- 
sten Bürgers,  der  je  gelebt  und  je  leben  wird.  Seine  Moral  ist 
einfach  und  einsilbig;  füge  dem  Mitmenschen  und  vor  allem  dir 
selbst  kein  Uebel  zu,  aus  dem  nicht  das  Leid  überwiegende  Lust 
resultiert;  aber  in  keiner  Weise  sollst  du  auf  Kosten  deiner  eigenen 
Person  den  anderen  nützen.  In  erster  Linie  bewahre  das  eigene 
individuelle  Interesse  und  nachher  erst  das  der  Mitmenschen,  das 
soziale,  dem  du  ja  ohne  weiteres,  kraft  deiner  Erwerbsweise  hin- 
reichend dienst ; als  Folge  davon  wird  sich  schon  allenthalben  der 
höchste  Wohlstand,  was  ja  die  Verwirklichung  des  »größten« 
Glücksprinzips  bedeutet,  einstellen.  Sei  klug,  behalte  immer  dein 
Interesse  im  Auge,  mehre  deinen  Reichtum,  »mache  Geld«,  und 
der  individuelle  und  soziale  Eudämonismus,  das  Ziel  des  Daseins, 
wird  dein  Los;  — und  nun  merke  dir  dies:  Du  verfährst  dabei 
durchaus  sittlich.  Diene  nur  gewissenhaft  den  Sachen,  deinem 
Geschäft,  die  göttlich-natürliche  1 Iarmonie  des  Ganzen,  die  hinter 
deinem  Rücken  steht,  sorgt  schon  für  dein  Seelenheil;  dein  Ideal, 
die  Leidlosigkeit  und  ständische  Bequemlichkeit  winkt  dir  zu. 
Der  Utilitarismus  in  Sitte  und  dann  auch  im  Staatsleben  bereitete 
die  zweite  Phase  der  bürgerlich-aristokratischen  Ethik  und  Moral 
vor.  Der  bis  zu  Ende  gehende  Utilitarismus  züchtete  ein  robustes 
Gewissen,  die  Rücksichtslosigkeit  den  Mitmenschen  gegenüber  des 
sachlichen  Reichtums  wegen.  In  der  Seele  des  hantierenden  Bürgers 
teilte  sich  eine  Aktivitätsschicht  ab,  die  sich  allem,  was  in  ihr 
und  draußen  vorkommt,  überlegen  weiß.  Und  unter  sozialem  Ge- 
sichtspunkt gesehen,  bildete  sich  aus  dem  Bürgertum  eine  Klasse 
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heraus,  die  ihr  Gefallen  nicht  lediglich  im  unmittelbar  materiellen 
Nutzen  findet,  sondern  sich  in  Macht  und  Glanz,  in  der  Herrschaft 
und  der  Ueberlegenheit  herrlich  dünkte.  Die  Großbourgeoisie 
wurde  gezeugt  und  ihr  folgte  die  Herrenmoral  mit  dem  robusten, 
herrschaftlichen  Gewissen  auf  der  Spur.  Ich  kann  nichts  dafür, 
daß  gerade  der  große  Hasser  der  Bourgeoisiemanieren,  Friedrich 
Nietzsche,  seine  titanenhafte  Sprache,  sein  Bestes  dazu  hergab, 
um  das  neue  Kind  unserer  Kultur  zu  taufen.  Gewiß,  der  Verehrer 
des  Prometheus  hatte  mit  seiner  Herrenmoral  etwas  ganz  anderes 
im  Sinne.  Allein,  wie  ich  oben  ausführte,  es  ging  Nietzsche  nicht 
besser,  wie  seiner  Zeit  Rousseau.  War  es  doch  Nietzsche,  der 
das  harte  Wort  vom  Leben  geprägt  hat:  »Leben  selbst  — schrieb 
er  merkwürdigerweise  in  einem  Kapitel,  das  die  Ueberschrift 
trägt:  Was  ist  vornehm?  — ist  wesentliche  Aneignung,  Ver- 
letzung, Ueberwältigung  des  Fremden  und  Schwächeren,  Unter- 
drückung, Härte,  Aufzwängung  eigner  Formen,  Einverleibung  und 
mindestens  Ausbeutung*  und  glaubte  so  mit  einem  neuen  Wort 
die  Welt  zu  überraschen,  die  ja  längst  nach  diesem  Rezept  in 
hohem  Maße  mit  ihrem  Dasein  ins  Reine  kommt.  Die  bürgerlich- 
aristokratische Lebensweise  feiert  ihren  Triumph,  und  die  Cäsaren- 
träume der  neu  feudalisierten  Gescllschaftsschichten  und  zugleich 
der  diesbezüglichen  Aktivitätsäußerung  in  uns,  in  jedem  Menschen, 
treten  ihre  Herrschaft  an.  Auch  Ernst  Renan  mag  als  Beispiel 
der  Verwirrung  im  Kulturbewußtsein  dienen  und  mag  auch  dafür 
Rede  stehen,  wo  die  aristokratische  Herrenmoral  hinaus  will. 
Denn  auch  für  Renan,  wie  für  Nietzsche  besteht  das  höchste 
immanente  Ziel  der  Geschichte  wie  der  Natur  in  der  Hervor- 
bringung von  Göttern,  höheren  Wesen,  denen  alle  übrigen  Wesen 
Dienste  zu  leisten  haben,  und  nur  in  dieser  Dienstleistung  hat  die 
»niederträchtige  Demokratie*  ihr  Glück  zu  finden.  Ich  bin  heute 
bestrebt,  mir  nicht  von  denen,  die  sorgsam  um  die  scharfe  Um- 
grenzung der  Begriffe  wachen,  den  Vorwurf  der  Begriffsverschiebung 
zuzuziehen  und  will  daher  gleich  den  ethischen  Gedanken  der 
aristokratischen  Aktivitätsform  in  seiner  Reinheit  wieder  aufnehmen. 
Sein  metaphysischer  Inhalt  wurde  in  neuer  Zeit  bereits  durch 
den  Kalvinismus  entwickelt;  sein  Ziel  bestand  also  im  Begriff  des 
Sich -auserwählt -Wissen.  Die  Berufstätigkeit  und  die  ihr  ent- 
springende Macht  galten  als  Zeichen  der  dem  Menschen  von  der 
Gottheit  zutcilgewordenen  Gnade,  sich  höher  und  stärker  denn 
die  anderen  zu  fühlen.  Das  positive  Denken  von  heute  braucht 
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keinen  Gott  mehr,  um  etwa  die  soziale  Macht  des  Einzelnen  in  ihrer 
Ausschließlichkeit  zu  berechtigen.  Wer  diese  Macht  besitzt  ist 
eo  ipso  der  vom  Naturprozeß  Auscrwählte,  der  Gute  und  Ge- 
schickte schlechthin,  und  stellt  so  das  Beste  dar,  dessen  die  Welt 
in  ihrem  Entwicklungsgänge  fähig  ist.  Nun  ist  kein  Hindernis 
mehr  vorhanden,  diese  mit  dem  Einzelnen  verwachsene  Kultur- 
welt als  Maßstab  ethischer  Bewertung  und  moralischer  Lebens- 
weise zu  erklären.  Die  Darwinistische  Selektionstheorie  ist  daher 
der  letzte  Grund  dieser  Art  aristokratischer  Moral.  Renan  und 
Nietzsche  blieben  jedoch  dabei  nicht  stehen,  denn  sie  wußten 
allzu  gut,  daß  die  Auserwählten  in  ihrer  Isoliertheit  noch  keiner 
Moral  bedürfen:  fallen  doch  hier  Können  und  Sollen  zusammen. 
Deshalb  nahm  auch  z.  B.  Nietzsche  seine  Zuflucht  zum  Pathos 
der  Distanz,  das  sich  aus  den  sozialen  Verhältnissen  der  Starken 
und  Schwachen  ergab.  Die  Gestaltungsformen  des  sozialen  Ver- 
kehrs haben  nun  den  Inhalt  des  ethischen  Bewußtseins  abzu- 
geben. Daß  dabei  den  Machtbesitzenden  das  Privilegium  zu- 
steht , die  Gesetze  des  Guten  und  Schlimmen  zu  bestimmen, 
versteht  sich  von  selbst.  Denn  nur  dadurch  verwirklicht  der 
Mensch  in  seinen  Verhältnissen  dasselbe  Gesetz,  das  die  Natur 
auf  ihrem  Gebiete  zum  Siege  erhebt.  Der  allgemeine  Gedanke 
des  liberalen  Systems,  wonach  »Natur«  und  Menschenverhältnisse 
mit  einander  in  Einklang  gebracht  werden,  kommt,  wie  man  sieht, 
auch  hier  zur  Aeußerung. 

Allein  es  ändert  sich  die  allgemeine  Ansicht  über  das  Leben 
der  Natur  und  es  wird  unter  den  Machthabern  die  Zahl  derer 
gering,  die  sich  berufen  fühlen,  ihre  sozialen  Aeußerungsformcn 
als  Maximen  und  Kriterien  der  Moral  hinzustellen.  Um  anderen 
Gesetze  zu  geben,  muß  man  vor  allem  selbst  nach  Gesetzen 
leben  wollen.  Beansprucht  man  aber  für  sich  einen  äußerst 
freien  Spielraum  (nach  einem  solchen  Ziel  streben  immer  die 
feudalistischen  und  die  deklassierten  Volksschichten),  so  kann 
darnach  bloß  der  Lebensgang  der  eigenen  unbehinderten  Energie 
zur  ethischen  Maxime  erhoben  werden.  Dem  strebte  auch  die 
allerneucste  Phase  der  naturalistischen  Moralgattung , die  so- 
genannte energetische  Ethik  zu.  Als  Vermittler  der  rationalisti- 
schen und  energetischen  Phase  der  naturalistischen  Ethik  darf 
man  u?ohl  Herbert  Spencer  gelten  lassen.  Spencer  nahm  der 
Naturauffassung  jeden  personifizierten  Charakter  und  suchte  im 
Zusammenhang  damit  auch  den  Menschen,  den  ja  das  soziale 
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Gesetz  erst  zur  ethischen  Person  macht,  von  allen  dem  imper- 
sonalistisch-biologischen  Prozesse  fremden  Regeln  zu  befreien. 
Wollte  man  eine  Analogie  der  daraus  entspringenden  Moral  in 
der  antiken  Ethik  suchen,  so  müßte  man  sie  der  Lehre  Epi- 
kurs gleichsetzen,  wie  denn  der  reine  rationalistische  Utilitaris- 
mus eines  Bcntham  in  eine  Linie  mit  der  stoischen  Ethik  ge- 
stellt werden  könnte.  Während  wir  so  in  dem  reinen  Bentha- 
miten  den  völlig  optimistischen,  mit  Hilfe  rationell-naturalistischer 
Regeln  sich  behauptenden,  noch  lebensfreudigen  Bürger  (in  diesem 
einen  Punkte  sieht  man  seinen  Unterschied  vom  Stoiker),  der 
an  die  vollkommene  Lcidlosigkeit  glaubt,  kennen  lernen,  erkennen 
wir  in  dem  modernen  Bürger,  dem  der  entäußerte  Mechanismus 
des  sozialen  Lebens  bereits  über  den  Kopf  gewachsen  ist,  der 
durch  die  Macht  der  Gesellschaftsverhältnissc  und  des  aufkom- 
menden Kulturgeistes  hie  und  da  nicht  nur  schiebt,  sondern  auch 
geschoben  wird,  der  ferner  hie  und  da  sich  schon  gezwungen 
sieht,  an  die  »Anpassung«  zu  denken,  um  mittelst  der  best- 
möglichen »Anpassung«  das  »größte  Glück«  zu  erreichen,  den 
unbewußten  Spencerianer.  Ist  doch  nach  der  Lehre  Spencers  die 
Lust,  dieser  G o 1 1 der  neubürgerlichen  Welt,  eine  Schöp- 
fung der  Anpassung  der  in  Energie  äußerungen  sich  ergehen- 
den Einzelnen  und  der  Gesellschaft,  d.  h.  der  inneren  Existenz- 
formen an  die  äußeren  Lebensbedingungen,  eine  Anpassung,  die 
bei  allen  anderen  gleichen  Bedingungen  vom  Quantum  der 
Energie  abhängig  bleibt,  über  das  der  betreffende  Einzelne  ver- 
fügt, die  in  stetem  Fortschritt  begriffen  ist  und  einmal  zur  völ- 
ligen Uebcreinstimmung  des  P'ühlens,  Denkens  und  W'ollens,  d.  h. 
der  Energie  des  Individuums  mit  den  äußeren  natürlich-gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  führen  wird.  Erst  der  höchste  Punkt 
der  Entwicklung,  wo  das  Maximum  der  Anpassung  seinen  Triumph 
feiern  wird,  wird  auch  das  höchste  Glück,  resp.  die  Leidlosigkeit, 
oder  was  nach  Spencers  Ausdruck  dasselbe  heißt,  »das  höchste 
Leben«  aufzeigen.  Der  so  gedachte  höchste  Punkt  des  Lebens 
sei  nun  das  Gute  schlechthin,  bedeute  höchste  Befreiung  von  den 
Widersprüchen  des  Daseins  und  dürfe  wohl  als  moralische  Maxime 
gelten,  nach  der  sich  Tun  und  Lassen  zu  richten  hätten.  Spencer 
projiziert  den  alle  tragischen  Konflikte  überwindenden  Optimis- 
mus der  liberalen  Ethik  in  die  Zukunft. 

Die  individuell-egoistische  Grundlage  des  rationalistischen 
Utilitarismus  tritt  allmählich  zurück;  der  impersonalistische  Ent- 
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wicklungsgang  der  menschlichen  Energie  hat  nun  die  Verbind- 
lichkeit des  Sittlichen  nachzuweisen.  An  Stelle  der  materiell 
faßbaren  Glückseligkeit  tritt  das  Ideal  des  höchst  möglichen 
Gleichgewichts,  dem  die  Leidlosigkcit,  die  Befreiung  von  jeder 
Art  geschichtlich-konkreten  Bestimmungen  auf  der  Spur  folgt. 

Das  liberale  System  verfolgte  immer  das  Ziel,  die  Produktiv-  ’ 
und  Genußkräfte  des  Einzelnen  nach  Analogie  des  Naturlebens 
zu  organisieren.  Die  Natur  als  der  Oberbegriff  alles  Seins  wird 
folgerichtig  auch  zum  Kriterium  des  ethischen  Verhaltens,  des 
l’flichtbegriffs  schlechthin  erklärt.  Als  nun  die  anschaulich-ratio- 
nalistische Naturphilosophie  des  XV1I1.  Jahrhunderts  durch  die 
biologisch-energetische  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  verdrängt 
wurde  und  als  auch  die  herrschaftlichen,  vom  neuen  Gesellschafts- 
mechanismus  geförderten  Aeußerungen  im  Menschen  in  den  Vor- 
dergrund traten,  stand  dem  Kulturbedürfnis  kein  Hindernis  mehr 
im  Wege,  das  spontane  Leben  der  Energie,  d.  h. 
das  neu-entdeckte  letzte  Dasein  des  Lebensinhaltes  zum  Maß- 
stab des  Sittlichen  zu  machen.  Um  so  mehr  war  diese 
Möglichkeit  geboten,  als  allenthalben  der  Schein  erweckt  wurde, 
der  Tätigkeitstrieb  stehe  vor  allem  im  Dienste  seines  eigenen 
Selbst  und  würde  auch  dann , wenn  keine  Ziele  ihn  ins  Leben 
rufen  würden,  zur  Aeußerung  gelangen.  Der  Umstand,  daß  das 
Leben  der  Gesellschaftsgruppen,  die  gar  nicht  mehr  auf  den  Er- 
werb angewiesen  sind,  völlig  in  Aktivität  aufgeht,  hat  diese  letzte 
Tatsache  des  Daseins  aufs  neue  bekräftigt.  Die  uneigennützige 
Selbsttätigkeit,  das  »Tun  um  des  Tuns  willens  die  die  erste 
Grundlage  zum  Streben  nach  Wohlstand  und  Macht  abgibt,  sei 
infolge  dessen  die  eigentliche  Basis  des  Ethischen.  Was  nicht 
im  Widerspruch  mit  dieser  letzten,  immanenten  und  an  sich  ver- 
nünftigen Aeußerung  der  Aktivität  steht,  was  zum  so  gedachten 
freien  Leben  des  »ursprünglichen«  Energievermögens  führt  — ist 
gut,  erfreut  sich  der  sittlichen  Krone.  Friedrich  Paulsen  verlieh 
dieser  »energischen  Ethik«,  deren  Anhänger  und  Fürsprecher  er 
ist,  den  etwas  sonderbaren  und  innerlich  widerspruchsvollen 
Namen  »teleologischer  ^nergismus« , und  mancher  Zeitgenosse 
erblickte  darin  die  letzte  Weisheit  aller  Zeiten  und  aller  Völker. 
Diese  Art  des  immanent-teleologischen  Tuns  erklärte  man  zur 
Substanz  der  Welt  schlechthin,  so  daß  die  entsprechende  ethische 
Bewertung  als  Exponat  des  »Ding  an  sich«,  als  Werkzeug  Gottes 
selbst  angesehen  zu  werden  verdient. 
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Wie  dem  auch  sei,  im  Interesse  meines  Themas  habe  ich 
festzustellen,  daß  die  energetische  Ethik  die  völlige  Dekadenz 
der  naturalistischen  Moral  bedeutet,  ja  ihr  das  Grundmerkmal 
aller  Ethik  und  zwar  die  bewußte  Selbstbewcrtung  und  Beur- 
teilung der  menschlichen  Aktivitätsäußerungen  gänzlich  fehlt. 
Soziologisch  gesehen,  gerät  mit  ihr  das  europäische  Bürgertum  ins 
Uferlose,  kulturell  Unbestimmte  und  Unbestimmbare  und  versetzt 
sich  und  die  Umwelt  jenseits  der  Kulturverfassung.  Manche  mögen 
darin  den  Ueberschuß  an  Kraft  und  Macht  erblicken,  der  keiner 
Gesetzesorientierung  mehr  bedarf ; ich  dagegen  sehe  darin  sowohl 
ein  Zeichen  der  Kulturmüdigkeit,  wie  einen  Zug  zur  wahrhaften 
aristokratischen  Uneigennützigkeit,  den  Drang  zum  »Zwecklosen«, 
auch  einen  soziologischen  Beweis  dafür,  daß  die  herrschaftlich- 
aristokratischen Klassen  in  ihrer  größeren  Masse  sich  völlig  in 
der  Welt  befestigt  zu  haben  dünken.  Auf  solcher  Lebensgrundlage 
pflegen  nun  in  Fülle  allerhand  launenhafte  Aeußerungcn,  von  der 
sinnlosen,  bestialischen  Rücksichtslosigkeit  bis  hinauf  zu  den  alt- 
ruistischen Anwandlungen  zu  florieren. 

17.  Jede  Aeußerungsform  des  aristokratischen  Herrschafts- 
prinzips durchläuft  im  Leben  der  Kultur  einen  bestimmten  Kreis. 
Das  liberale  System,  wie  es  von  mir  geschildert  wird,  scheint 
diese  Aussage  zu  bestätigen.  Der  Entwicklungsgang  der  ein- 
zelnen Aeußerung  gleicht  aber  in  allen  Stücken  der  Entwicklung 
des  Prinzips  selbst.  Wollen  wir  also  das  Problem  unserer  Kul- 
tur, wie  es  zunächst  vom  aristokratischen  Bildungsprinzip  geför- 
dert wird,  in  aller  Kürze  überschauen,  so  genügt  es  daher,  eine 
rein  formelle  Zusammenfassung  der  Laufbahn  des  Prinzips  selbst 
zu  geben. 

Unter  dem  Gesichtspunkt  der  aristokratischen  Lebensposition 
gestaltet  sich  der  Kulturakt  wie  folgt : Der  Einzelne  weiß  sich 
als  mit  usurpatorischen  Trieben  und  Instinkten  begabtes  Sub- 
jekt, das  nach  Aneignung  und  Unterordnung  fremder  Kräfte  und 
Mächte  strebt ; er  zielt  notwendigerweise  auf  eine  faßliche  Be- 
friedigung seiner  subjektiv-egoistischen  Ansprüche  hin,  und  will 
sich  am  Ende  bereichert,  ja  verdoppelt  wissen.  Der  Besitz,  ein 
Haben  drängt  sich  ihm  als  nächstes  Ziel  auf.  Ist  er  aber  sub- 
jektiv nicht  imstande,  das  Haben  zu  bewältigen,  so  bleibt  ihm 
nichts  anderes  übrig,  als  ein  Aequivalent  für  dasselbe  zu  suchen. 
Ehren-  und  Rechtstitel  aller  Art , Privilegien , Eigentum , Kapital 
und  Geld  machen  allmählich  den  Inhalt  dieser  Aequivalente  aus. 
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Seinen  Herrschafts-  und  Aneignungsansprüchen  gegenüber  sind 
natürlich  alle  außenstehenden  Dinge  und  Kräfte  von  prinzipiell 
gleichem  Wert;  sie  unterscheiden  sich  nur  quantitativ,  zahlen- 
mäßig von  einander.  Die  quantitative  Bewertung  der  mensch- 
lichen und  natürlichen  Erzeugnisse,  ja  des  gesamten  Wcltinhaltes, 
wird  folgerichtig  zur  ausschlaggebenden  Verhaltungsform  der  ari- 
stokratisch gerichteten  Daseinsposition.  Diese  wirkt  auf  die  Vor- 
stellung und  Anschauung  des  Subjekts  zurück : der  Mensch  selbst 
weiß  sich  endlich  in  dieser  Richtungssphäre  des  Lebens  als  ein 
quantitativ  bestimmbares  Etwas,  als  ein  Atom  schlechthin,  das 
sich  rationalistisch  und  utilitaristisch  einzurichten  trachtet.  Es 
geht  in  ihm  der  Sinn  auf,  daß  seine  Freiheit  in  der  Isolation  und 
Absonderung  von  den  übrigen  usurpatorisch  gedachten  Mächten 
besteht  und  sich,  nach  der  eigenen,  immanenten  Vorstellung, 
in  der  Bewältigung  und  Bewältigungsart  fremder  Kräfte,  Mächte 
und  Dinge  äußern  kann.  Entsprechend  diesen  zwei  innerlich 
notwendigen  Frciheitsvorstcllungen  gestalten  sich  auch  die  so- 
zialen Verhältnisse  des  aristokratischen  Subjekts : innerhalb  der 
Klasse  der  Gleichgestellten  sind  diese  neutraler  Natur;  es  bilden 
sich  unter  den  Herrschenden  gleichartige  und  gleichwertige  An- 
stands- und  Umgangsformen ; jeder  erscheint  hier  dem  anderen 
als  ein  unabhängiges  und  sich  genügendes  Atom.  Im  Verhält- 
nis zu  den  Beherrschten,  zu  den  quantitativ  minderwertigen  Mit- 
menschen tritt  dagegen  ein  p o s i t i v -aristokratisches  Verhalten 
auf.  Die  Beherrschten  hingegen  verhalten  sich  dem  aristokra- 
tischen Subjekt  gegenüber  n e g a t i v - aristokratisch , d.  h.  skla- 
visch. Allenthalben  aber,  sowohl  im  Verhältnis  zu  den  Gleichge- 
stellten wie  zu  den  Untergeordneten  herrscht  notwendigerweise 
ein  mittelbares,  durch  die  quantitative  Bewertungsart  objekti- 
viertes Verhalten.  Das  Haben  und  seine  Formen  und  Forde- 
rungen, die  sich  allmählich  in  feste,  greifbare  Begriffe  und  Dinge 
kleiden,  bis  hinauf  zum  Geldbesitz,  verdichten  sich  zur  Idee,  zum 
Seienden  schlechthin.  Der  Besitz  in  Gestalt  von  Titeln  und 
Dingen  beginnt  im  Lebenskreise  des  aristokratischen  Subjekts  die 
Rolle  des  Seins,  ja  einer  Gottheit  zu  spielen,  auf  die  man  sich 
stützen,  zu  der  man  sich  hie  und  da  pathetisch  verhalten  kann. 
Die  Konservierung  und  Bewachung  der  so  zur  Herrschaft  be- 
fähigenden Güter  wird  zur  idealistischen  und  »patriotischen*  Tat. 
Das  aristokratische  variable  Subjekt  findet  ein  konstantes  Aequi- 
valent  in  dem  zum  Sein,  zur  Person  schlechthin  gewordenen 
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Haben.  Die  Kategorie  des  Besitzes  in  Form  von  psychischem 
Einfluß-,  Rechts-  und  Geldtitel , Rente  und  Kapital  bemächtigt 
sich  des  Subjekts.  Die  variable  Daseinsform  transformiert  sich 
in  eine  konstant-objektive.  Der  Wille  zu  Besitz  und  Macht  des 
aristokratischen  Subjekts  sieht  sich  auf  einmal  einer  Macht,  die 
er  als  Schicksalsmacht  zu  erfassen  beginnt , gcgenübcrgestellt. 
Das  Schicksal  schickt  sich  an,  die  Willensaktion  zu  beschränken; 
es  beginnt  ein  tragischer  Zweikampf  zwischen  dem  Subjekt  und 
dem  Schicksal,  der  dann  ins  Innere  des  Menschen  verlegt  wird. 
Der  Einzelne  flüchtet  sich  in  die  rein  naturalistisch-subjektive 
Sphäre  seines  Selbst,  aber  hier  kämpfen  schon  die  differenzierten 
und  großgezogenen  Triebe  und  Instinkte  mit  einander.  Es  bleibt 
jedoch  dem  Prinzipe  treu  bleibend,  noch  ein  Ausweg  übrig:  der 
Einzelne  greift  zur  Urform  seiner  Lebensart  und  zwar  zum  natu- 
ralistischen Mythos,  wo  der  Kampf  der  Naturgewalten  als  ewiges 
Spiel  der  Welt  empfunden  wird.  Die  Forderungen  des  Mythos 
und  die  des  Schicksals  (der  objektiven  Macht)  umschlingen  jetzt 
das  aristokratische  Subjekt.  Dasselbe  sucht  nun  der  Schicksals- 
macht  auszuweichen,  indem  es  sich  wieder  dem  Spiel  der  Kräfte, 
dem  Willen  zur  Macht  anvertraut.  Die  Herrschaft  der  ursprüng- 
lichen , usurpatorischcn , jeder  weitsichtigen  Rationalität  entklei- 
deten Instinkte  bemächtigt  sich  seiner.  Der  Subjektivismus  ge- 
langt wieder  zu  Macht  und  Ansehen.  Auf  staatspolitischem  Ge- 
biet ist  dieser  Prozeß  also  zu  denken  : Der  Hang  zur  Oligarchie 
und  Tyrannei  verdrängt  das  Streben  zu  dem  von  einem  Gotte 
eingesetzten  und  befestigten  Monarchismus ; im  privatrechtlichen 
Leben  von  heute,  z.  B.  sucht  sich  der  wiederentstandene  aristo- 
kratische Subjektivismus  feudaler  Formen  zu  bemächtigen,  im 
ethischen  Verhalten  möchte  er  dem  »Energismus«  zum  Siege 
verhelfen.  — 

So  läuft  die  aristokratisch -naturalistische  Kulturart  vom 
Subjektivismus  über  Rationalismus,  Objektivismus  und  Kon- 
servatismus wieder  zum  Subjektivismus,  wenn  auch  in  neu- 
gearteter Form,  zurück.  Die  mittlere  oder  klassische  Phase 
seiner  Laufbahn  charakterisiert  sich  vornehmlich  durch  den  Glau- 
ben an  die  Harmonie  zwischen  dem  Subjekt  und  dem  Haben, 
zwischen  dem  Einzelwillen  und  dem  Schicksal ; hier  herrscht  noch 
der  Traum,  man  könne  die  gesamten  Verhältnisse  aller  Menschen 
zu  einander  ausschließlich  in  panaristokratische  umwandeln.  Auf 
dem  ursprünglichen  Recht  auf  den  Angriff  sollen  diese  aufgebaut 
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werden.  Nun  schlägt  vor  allem  das  »Haben«,  als  grundsätzliches 
Mittel  der  Herrschaft,  die  erste  Bresche  in  das  Herz  dieses 
Grundrechts,  indem  es  die  freie  Initiative  des  aristokratischen 
Subjekts  lahm  zu  legen  sucht.  Die  Objektivität  selbst,  von  der 
das  aristokratische  Subjekt  absorbiert  wird,  zerfällt  in  eine  Man- 
nigfaltigkeit von  Mächten,  wie  Standes-,  Klassen-  und  Stammes- 
mächte, Mechanismus  des  sozial-wirtschaftlichen  Lebens  und  ein- 
fach Titel  und  Kapital  aller  Art.  Die  zu  sozialen  Mächten  ver- 
dichtete und  verdinglichte  Quantität  gewinnt  die  Oberhand  über 
die  Variabilität  des  nach  Macht  und  Aneignung  trachtenden  Sub- 
jekts. Der  Einzelne  legt  diesen  entäußerten  sozialen  Mächten 
religiöse  Eigenschaften  bei.  Und  so  sehen  wir  auf  der  ganzen 
Linie  der  naturalistisch-aristokratischen  Lebensposition,  von  ihren 
ersten  Phasen,  die  weit  zurück  in  der  Geschichte  liegen,  bis  auf 
heute  sich  einen  Fetischismus  von  Mächten  und  Dingen  ent- 
wickeln. Der  Mensch  betet  in  dieser  Sphäre  des  Kulturaktes 
lauter  Idole  an,  die  sich  in  ihrer  theoretischen  Reinheit  als  quan- 
titativ-rationalistische Bewertungsformen  heraussteilen.  In  ein 
Nichts  droht  so  das  Dasein  der  naturalistisch-aristokratischen  Art 
zu  zerfallen.  Den  höchsten  Ausdruck  findet  der  Objektivismus 
dieses  Bildungsprinzips  in  dem  durchaus  unpersönlichen,  mit  »ari- 
stokratischen« Eigenschaften  begabten  Gelde.  Eine  Kulturart 
aber,  die  zu  ihrer  Grundlage,  zu  ihrem  »Gott«  ein  quantitativ- 
formelles, jeder  spontanen  Schöpfung  und  Fülle  entbehrendes 
Sein  hat  — mit  einer  solchen  Kultur  ist  es  schlecht  bestellt. 
Eine  solche  Kulturgattung  fußt  auf  radikaler  Entmenschlichung, 
und  insonderheit  auf  der  großen  Lebensleere,  die  sie  nur  zu  be- 
schwindeln, aber  nicht  zu  vernichten,  nur  zu  vertuschen,  aber 
nicht  zu  ersetzen  vermag.  Da  hilft  keine  Isolierung,  kein  »Pathos 
der  Distanz«,  da  helfen  keine  feudalen  Tugenden,  keine  Idole, 
kein  — Geld.  Auch  in  den  sonstigen  Verhältnissen  der  Menschen 
zu  einander  vermag  das  aristokratisch-naturalistische  Prinzip  des 
Kulturaktes  keine  kontinuierliche,  mit  Schöpfungspotenzen  be- 
ladene sozial-geistige  Wirklichkeit  hervorzubringen.  Denn  der 
Wille  zur  Macht,  Herrschaft,  Ausbeutung  und  Aneignung,  sowie 
die  sozialen  Mittel  des  Verkehrs,  als  Besitz,  Kapital,  Titel  und 
Geld  schaffen  lauter  mittelbare  Verhaltungsformen,  die  eher  die 
schöpferische  Intimität  ersticken  als  fördern,  die  die  Menschen 
voneinander  und  von  sich  selbst  eher  entfremden,  als  diese  ver- 
binden und  befruchten.  Im  Leben  wirken  aber  noch  anderartige 
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Kräfte.  Offenbar  stammen  sie  nicht  vom  aristokratisch-natura- 
listischen Prinzip  her.  Das  letztere  ist  ja  nicht  imstande,  mit 
eigenen  Mitteln  den  Kulturakt  zu  erschöpfen  und  zu  erfüllen. 
Wo  aber  die  aristokratische  Lebensposition  in  ihrer  Isoliert- 
heit auftritt,  dort  schafft  sie  sich  zum  Zwecke  der  Bioontologie 
als  Aequivalcnt  für  die  übrigen  Daseinsprinzipien  Illusionen  und 
Idole.  So  fehlt  ihr  das  demokratisch-idealistische  Prinzip,  das 
sich  in  dem  Willen  zum  Dasein,  zum  persönlichen  Sein  schlecht- 
hin kund  tut;  das  uneigennützige  Streben  nach  Uebcrwindung 
und  Umwälzung,  das  durch  die  revolutionäre  Lebensrichtung  ge- 
fördert wird,  geht  ihr  auch  ab,  und  vor  allem  vermag  sie  nicht 
aus  sich  heraus  die  Realität  und  das  Bewußtsein  der  einheitlichen 
Totalität  des  Kulturaktes  herauszubilden;  sie  steht  nämlich  im 
völligen  Antagonismus  zum  theo-,  resp.  soziokratischen  Lebens- 
prinzip, das  erst  alle  übrigen  versöhnt  und  befriedigt.  Kurz  und 
gut,  die  aristokratisch-naturalistische  Lebensposition  vermag  nicht 
allein  aus  sich  heraus  das  gesamte  Kulturbild  hervorzubringen. 
Was  sie  aber  mit  eigenen  Mitteln  schafft,  führt  zu  einem  inneren 
Antagonismus  und  im  besten  Falle  zur  Unterordnung  des  Men- 
schen unter  die  Macht  von  Idolen,  und  letzten  Endes  zur  Stag- 
nation. Gelingt  es  ihr,  sich  aus  den  »konservativen«,  stabilen 
Formen  zu  befreien,  so  gerät  sie  in  die  Macht  des  sich  auf- 
zehrenden und  zerstörerischen  Subjektivismus. 

Was  ich  über  den  allgemeinen  Entwicklungsgang  der  aristo- 
kratisch-naturalistischen Lebensposition  ausführtc,  paßt  vollkommen 
auf  die  Kulturrichtung,  die  oben  als  die  liberal-bürgerliche  oder 
panaristokratische  dargestellt  wurde.  Auch  das  liberal-industrielle 
Bürgertum,  das  ja  seiner  immanenten  Lebensmethode  nach  als 
Fortentwicklung  und  Erweiterung  der  alten  Aristokratien  ange- 
sehen werden  darf,  beginnt  mit  der  Statuierung  des  Rechts  auf 
den  Angriff,  d.  h.  auf  die  Freiheit  zur  Aneignung  und  Herrschaft 
und  endigt  mit  Selbstbeschränkung;  die  herauf  beschworenen  so- 
zial-dinglichen Mächte  und  Güter  suchen  der  bürgerlich-aristo- 
kratischen Persönlichkeit  ein  Ende  zu  bereiten ; auch  ihrer  wirt- 
schaftlich-sozialen Initiative  werden  Schranken  gesetzt.  Die  pan- 
aristokratische Idee,  isoliert  von  den  anderen  Prinzipien  des  Kul- 
turaktes,  verwandelt  sich  in  ein  Phantom.  Denn  nicht  nur  die 
Dinge  werden  verwertet  und  bewertet,  sondern  die  Mehrzahl  der 
Gesellschaftsglieder  müssen  als  Menschen  entwertet  werden,  um 
als  Werkzeuge  dienen  zu  können.  Die  Panaristokratie , die  an 
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sich  eine  der  wesentlichen  und  unentbehrlichen  Bildungs- 
richtungen  des  Kulturaktes  darstellt , geht  in  eine  Klassen- 
aristokratie über.  Und  diese  Klassenaristokratie  macht  auf  ihrer 
Lebensbahn  all  die  Etappen  durch,  die  wir  am  Entwicklungs- 
gang des  aristokratisch-naturalistischen  Prinzips  überhaupt  fest- 
gestellt haben.  Auch  sie  strebte  zur  sozial -menschlichen  Har- 
monie, zur  Unabhängigkeit  und  Sicherheit,  und  endigte  mit  — 
Disharmonie,  Abhängigkeit  von  Dingen  und  Idolen  und  mit  der 
allgemeinen  inneren  und  sozialen  Unsicherheit  und  — Leere.  Auch 
sie  wollte  endlich  die  Verhältnisse  bereichern  und  das  Leben 
als  solches  mit  unerschöpflichen  Werten  erfüllen,  — und  endigte 
mit  — geistiger  Entleerung,  Materialisierung  und  Rationalisierung. 
Der  Pflichtenkreis  der  neuen  Aristokratie  wurde  immer  enger, 
die  Welt  um  sie,  in  ihrer  Vorstellung,  und  endlich  der  Einzelne 
verwandelte  sich  in  eine  zahlenmäßige  Größe,  in  eine  geistige 
Null.  Man  höre  nun,  was  einer  der  ersten  Apologeten  der 
bürgerlich- aristokratischen  Lebensart,  Ad.  Ferguson,  über  den 
Kulturinhalt  derselben  sagt : » Handel  und  Gewerbe  mögen  fort- 
fahren zu  gedeihen,  aber  sie  gewinnen  einen  Vorrang  nur  auf 
Kosten  anderer  Bestrebungen.  Das  Verlangen  nach  Gewinn  er- 
stickt die  Liebe  zur  Vollkommenheit.  Der  Eigennutz  ernüchtert 
die  Einbildungskraft  und  verhärtet  das  Gemüt,  treibt  das  Talent 
und  selbst  den  Ehrgeiz  hinter  das  Rechenpult  und  in  die  Werk- 
statt.« Während  die  Berufsteilung  eine  »Vervollkommenheit  der 
Geschicklichkeit«  zur  Folge  hat,  führt  sie  doch  am  Ende  und  in 
ihren  äußersten  Folgen  dazu,  »die  Bande  der  Gesellschaft  zu 
zerreißen,  leere  Formen  und  Regeln  der  Kunstfertigkeit  anstelle 
der  Genialität  zu  setzen«.  Man  gehe  weiter  und  verfolge,  wie 
die  vorwiegende  Herrschaft  des  teilenden  und  Antagonismus 
schaffenden  aristokratischen  Kulturprinzips  die  Geselligkeitsge- 
fühle und  Wollungen  auflöst  und  wie  unter  seinem  Einfluß  die 
ursprünglichen,  sogenannten  organischen  Vereinigungsarten,  wie 
Mutterliebe,  Verwandtschafts-  und  Heimatsgefühle  abgeschwächt 
werden.  Die  Mode,  die  Praxis  und  die  niederträchtigen  Forde- 
rungen des  Tages  setzten  die  Menschen  selbst,  die  eher  genial 
begabt  als  talentiert  veranlagt  sind,  zu  talentierten,  technisch- 
kombinierenden und  spekulierenden  Wesen  herab,  wodurch  diese 
auch  des  ursprünglichen  Blickes  für  das  Ganze  der  Welt,  für 
das  Wesentliche  und  auch'  der  großen  Lebensinspiration,  die  die 
Theologen  Offenbarungen  nennen , verlustig  gehen.  Das  frag- 
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mentarische  Handeln  und  Denken  bemächtigt  sich  der  Einzelnen, 
anstelle  der  frei  - schöpferischen , geistigen  Verkchrsverhältnisse 
tritt  der  rationalistische,  mittelbar  von  Utilitarismus  durchdrungene 
Verkehr  und  die  allgemeine  Sicherheit  und  Lebendigkeit  ent- 
behrende Irreligiosität  krönt  das  Leben , das  allein  von  der 
aristokratischen  Willensrichtung  gefördert  und  begünstigt  wird. 
Offenkundig  haben  wir  es  hier  mit  einer  Ansteckung  und  Ver- 
giftung der  Substanz  des  Kulturaktes  durch  die  Hegemonie  des 
Herrschaftsprinzips  zu  tun.  Die  Wirklichkeit  selbst , die  durch 
die  aristokratische  Position  ins  Leben  gerufen  wird,  ist  erkrankt. 
Und  man  beginnt  zu  verstehen,  wie  es  kommen  konnte,  daß  der 
aristokratische  Wille  zur  Beherrschung  und  Aneignung,  das  Uebcr- 
geordnetsein  und  Werden,  das  Naturleben  schlechthin  zum  radi- 
kal bösen  Prinzip  des  Daseins  erklärt  werden  mußte. 

Die  gesamte  aristokratische  Lebcnswurzel  und  Richtung  in 
Frage  gestellt  zu  haben,  ist  das  Verdienst  des  demokratischen 
Geltungsprinzips  und  seiner  Ideologie,  und  zwar  des  Christen- 
tums, die  dem  Streben  nach  Ueber-  und  Unterordnung  und  der 
Heteronomie  des  Willens  die,  jede  Ausbeutung  ausschließende, 
Nebenordnung  der  Menschen  und  ihrer  Erzeugnisse,  und  somit 
die  Autonomie  des  Willens  gegenübergestellt  hat. 
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Die  Verpflegungs Verhältnisse  der  unehelichen  Kinder, 
besonders  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Sterblichkeit 

betrachtet. 

Von 

OTHMAR  SPANN. 

Inhalt:  I.  Das  der  Untersuchung  zugrunde  liegende  Material  S.  686. 
II.  Die  Anzahl  der  Pflegen,  welche  uneheliche  Kinder  durchmachen  S.  690.  III.  Die 
Bedingungen  des  Pflege  Wechsels  S.  698.  IV.  Die  Verpflegungs-  und  Erziehungs- 
formen S.  720.  — Anhang:  Tabellen  I — IV. 


I.  Das  der  Untersuchung  zugrunde  liegende  Material. 

Das  im  folgenden  bearbeitete  Material  entstammt  einer  von  der 
»Zentrale  für  private  Fürsorge«  in  Frankfurt  a.  M.  angeordneten,  im 
Laufe  des  Jahres  1906  durchgeführten  Erhebung,  deren  Grundlage  die 
beim  Vormundschaftsgericht  von  Frankfurt  a.  M.  geführten  Vormund- 
schaften über  uneheliche  Kinder  waren  und  welche  durch  das  gütige 
Entgegenkommen  Sr.  Exzellenz  des  Herrn  O.L.G.-Präsidentcn  Hägens 
und  der  Herren  Vormundschaftsrichter  ermöglicht  wurde.  Es  wurden 
für  die  am  Leben  gebliebenen  unehelichen  Kinder  sämtliche  vor- 
handenen Akten  der  Geburtsjahrgänge  1885  bis  1905  benützt,  für 
die  gestorbenen  Kinder  die  Akten  der  Geburtsjahrgänge  1900 — 1905, 
für  die  legitimierten  Kinder  die  zurückgelegten  Akten  der  Geburts- 
jahrgänge 1900 — 1902,  für  die  Adoptierten  die  zurückgelegten  Akten 
der  Geburtsjahrgänge  1885 — 1905,  für  die  abgegebenen  und  wegen 
früher  Abwanderung,  Tod  oder  Legitimation  nicht  eingeleiteten  Vor- 
mundschaften die  Akten  und  Belege  der  Jahrgänge  1900 — 1905  und 
1900 — 1902.  Für  jedes  Kind  wurde  aus  jedem  Akte  oder  Belege 
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ein  Auszug  auf  einer  Zählkarte  vorgenommen,  die  für  verschiedene 
Kategorien  etwas  verschieden  angeordnet  war.  Auf  diese  Weise 
wurde  ein  überaus  reiches  und  vielfältiges,  in  mehr  als  einer  Hin- 
sicht einzigartiges  Material  gewonnen,  das  im  Ganzen  fast  9000 
Kinder  umfaßt.  Die  wichtigeren  jener  Fragen  der  Zählkarte,  die  für 
die  vorliegende  Arbeit  das  Material  lieferten,  sind  im  folgenden  Aus- 
zug mitgeteilt. 

Kind:  4.  Geschlecht:  männl.,  weibl.  5.  Geburtsort  und  Datum:  Frankfurt 

sonst 6.  Ev.  Todesdatura: 7.  Verpflegung  (bei  der  Mutter, 

Verwandten,  Fremden,  sonst,  Ort,  Dat.  des  Wechsels: 19.  Heirat  der 

Mutter,  (Datura):  .....  a)  mit  d.  nat.  Vater  d.  Kindes,  b)  einem  Fremden,  Be- 
ruf   c)  Uebernahme  des  Kindes  in  die  Familie  (Datum) : ......  23.  Ali- 

mentationsprozess : a)  veranlaßt  durch  V.-Gericht  (Datum) : .....  Mutter  ..... 

Vormund b)  Klage  abgewiesen  am wegen : except.  pl.  — sonst : 

c)  erfolgreich  am : d)  Vergleich  am : e)  ev.  Zwangsvoll- 
streckung am : erfolgreich  — erfolglos  — teilweiser  Erfolg.  Oflfenbarungs- 

eid : 24.  Höhe  der  Alimente : 25.  Zahlung  : Unbk.,  regelm.,  un- 

regelm.,  nicht,  Abfindung: 26.  Ev.  Heirat  des  Vaters  mit  anderer  Frau 

(Datum): Uebernahme  des  Kindes  in  diese  Familie: 

NB. : Die  Nummern  der  Fragen  sind  die  der  Original-Zählkarte ; sie  zeigen 
zugleich  an,  wie  viele  dazwischen  liegende  Punkte  (die  meist  andere  Gegenstände 
betreffen)  hier  weggelasscn  sind.  — Für  die  Kinder,  bei  welchen  Fürsorge-Erziehung 
in  Frage  gekommen  war,  wurden  Formulare  mit  Zusatzfragen  verwendet. 

Der  nachfolgenden  Untersuchung  ist  nicht  das  gesamte  gewonnene 
Material  zugrunde  gelegt,  sondern  nur  folgende  Kategorien:  1.  Die 
bis  zum  Schluß  der  Beobachtung  (dem  jeweiligen  Tage  der  Anlegung 
der  Zählkarte)  am  Leben  gebliebenen  Mündel,  sofern  sie  das  einzige 
uneheliche  Kind  ihrer  Mutter  waren ; 2.  die  am  Leben  gebliebenen 
Mündel,  sofern  sie  nicht  das  einzige  uneheliche  Kind  waren,  sondern 
von  einer  Mutter  stammten,  die  mehrmals  unehelich  geboren  hatte; 
3.  und  4.  die  gestorbenen  Mündel  dieser  beiden  Kategorien.  Für  die 
Gestorbenen  wurden  die  Geburtsjahrgänge  1900 — 1905,  für  die  andern 
Kategorien  die  Geburtsjahrgänge  1885 — 1905  erhoben.  Das  ergab  nach 
der  angeführten  Reihe:  4233  Lebende  ohne  Geschwister  -4-  1262  Le- 
bende mit  Geschwistern  -j-  1207  Gestorbene  ohne  Geschwister  -(-  309 
Gestorbene  mit  Geschwistern  =7011.  Jedoch  konnte  nicht  die  ge- 
samte Menge  dieses  Materiales  benützt  werden,  sondern  nur  jener  Teil, 
bei  welchen  die  Pflegeverhältnisse  und  ihre  Wechselfalle  bis  zum 
Schlüsse  der  Beobachtung  lückenlos  bekannt  waren.  Dies  war  bei  2485 
Ueberlebenden  ohne  Geschwister,  945  Ueberlebenden  mit  Geschwistern, 
1169  Gestorbenen  ohne  Geschwister  und  242  Gestorbenen  mit  Ge- 
schwistern, im  Ganzen  4841,  der  Fall.  Als  Pflegezeit,  die  zu  beobach- 
ten war,  galten  die  ersten  14  Lebensjahre.  Die  Zeit  danach  wurde  als 
Zeit  selbständiger  Verpflegung  oder  des  Eintrittes  in  das  Wirtschafts- 
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leben  nicht  mehr  in  Betracht  gezogen,  (so  daß  also  die  über  14  Jahre 
Alten  unterschiedslos  unter  den  14  Jahre  lang  Beobachteten  zusammen- 
gefaßt sind).  — An  dieser  Stelle  seien  auch  gleich  die  Mängel  dieses 
Materials  hervorgehoben.  Der  erste  Mangel  ist  der,  daß  die  Anzahl 
der  erfaßten  Pflegen  im  allgemeinen  zu  niedrig  ist.  Die  Berichte  der 
Vormünder  über  Befinden  und  Lage  des  Mündels  enthalten  nicht  durch- 
aus und  vorgcschriebencrmaßen,  sondern  nur  in  der  Regel  Angaben 
über  die  Pflegcstelle  und  den  Verpflegungsort  des  Kindes  (z.  B. : »das 

Kind  befindet  sich  bei  seiner  Mutter,  hier Straße«  oder  nur : «Ich 

habe  das  Kind  besucht  und  es  gut  aufgehoben  gefunden«  — im  letz- 
tem Falle  fehlt  also  die  Angabe  über  die  Verpflegungsweise  und  den 
Aufenthaltsort  des  Kindes).  Der  weitere  und  wichtigste  Mangel  ist 
aber  der,  daß  die.  Berichte  der  Vormünder,  namentlich  im  späteren 
Alter,  nur  in  großen  Abständen  erfolgen,  so  daß  dazwischenliegende 
Veränderungen  in  der  Verpflegung  und  im  Aufenthalt  des  Kindes  meist 
nicht  zur  Erwähnung  kommen.  Wenn  die  Alimentationsangclegenheiten 
einmal  geordnet  sind,  zumeist  nach  dem  ersten  oder  zweiten  Jahr,  und 
auch  sonst  keine  besonderen  Anlässe  zum  Verkehr  mit  dem  Vormund- 
schaftsgericht vorliegen,  erfolgen  die  Berichte  etwa  bis  zum  7.  Jahre  in 
Abständen  von  2 Jahren,  später  aber  meist  in  viel  größeren  Abständen, 
so  daß  denn  auch,  da  außerdem  nicht  wenige  Akten  außer  Kontrolle 
geraten  sind,  von  1700  über  sechs  Jahre  alten  Kindern,  die  zur  Beob- 
achtung stehen,  nur  1605  vorhanden  sind,  bei  denen  die  Pflegeverhält- 
nisse fortlaufend  bekannt  geworden  sind.  Bei  ihnen  sind  entweder  aus 
besonderen  Gründen  Berichte  in  kürzeren  Abständen  erfolgt,  z.  B.  wenn 
die  Vormundschaft  von  auswärts  übernommen  wird,  und  so  Gelegen- 
heit zur  Einforderung  von  Berichten  entsteht;  wenn  das  Kind  in  eine 
Stiefvaterfamilie,  zu  Verwandten  oder  in  sonstige  stabile  Pflegen  kam, 
reichte  natürlich  auch  die  Berichterstattung  in  langen  Intervallen  aus; 
in  wenigen  Fällen  geht  auch  aus  späteren  Berichten  und  Verhandlun- 
gen mehr  oder  weniger  zufällig  das  frühere  Schicksal  des  unehe- 
lichen Kindes  hervor.  Da  jene  Ausnahmen,  so  häufig  sie  sind,  immer- 
hin sehr  zurücktreten,  so  ergibt  sich , daß  in  den  späteren  Jahren  — 
etwa  nach  dem  7.  oder  8.  Lebensjahr  — vorwiegend  die  Fälle  stabiler 
Pflegen,  also  die  günstigen  Fälle,  zur  Beobachtung  kamen;  denn  nur, 
wenn  das  Kind  in  die  Stiefvaterfamilie,  zu  Verwandten  oder  dergl. 
kam,  konnte  angenommen  werden,  daß  es  in  einer  unbeobachteten 
Zeit  (ohne  Berichte)  von  3,  4 oder  mehr  Jahren  die  Pflege  nicht  ver- 
änderte, während  in  anderen  Fällen,  z.  B.  wenn  das  Kind  >bei  Frem- 
den in  . . .«  war,  eine  solche  Beobachtungslücke  die  Zählkarte  in  der 
Regel  zu  einer  »unvollständig  beobachteten«  machte,  die  ausgeschieden 
werden  mußte  und  für  die  Untersuchung  verloren  war.  Auf  diese  Weise 
kamen  die  günstigen,  stabilen  Fälle  mehr  zur  Geltung,  als  es  der  Wirk- 
lichkeit entspricht;  die  früheren  Jahrgänge  hingegen,  namentlich  das 
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erste  und  zweite  Lebensjahr  (die  Zeit  der  Alimentationsverhandlungen) 
geben  ein  weit  genaueres  Bild  der  Verhältnisse.  Es  folgt  für  das  ge- 
samte Material  der  Ueberlebenden  — denn  für  die  Gestorbenen  kommt 
nur  das  erste  und  zweite  Lebensjahr,  als  Zeit  großer  Sterblichkeit,  in 
Betracht : — die  Anzahl  der  Pflegen  ist  im  allgemeinen 
zu  niedrig,  namentlich  im  Alter  von  7 — 14  Jahren,  wo 
die  stabilen  Pflegen  — die  überhaupt  ziemlich  exakt  erfaßt 
sind,  — mehr  überwiegen,  als  es  der  Wirklichkeit  ent- 
spricht. Trotzdem  sind  aber  sichere  vergleichende  Betrachtungen 
möglich. 

Die  Feststellung  des  Begriffs  des  Pflegewechsels  ist  nicht  ohne 
Schwierigkeit.  Als  Pflegewechsel  wurde  betrachtet:  jeder  Uebergang 
von  einer  bestimmten  Verpflegungsart  in  eine  bestimmte  andere,  so  der 
Uebergang  von  der  Anstalt,  in  der  das  Kind  geboren  wurde,  zu  Frem- 
den, oder  zur  Pflege  bei  der  Mutter  selbst ; wenn  aber  in  solchen  Fäl- 
len das  Kind  in  einer  Wohnung  geboren  wurde  und  dann  zu  Fremden 
in  der  gleichen  Stadt  kam,  so  konnte  nicht  mit  Sicherheit  von  einem 
Pflegcwechsel  geredet  werden,  da  in  diesen  Fällen  die  Uebergabe  des 
Kindes  an  Fremde  oft  sofort  erfolgt,  oder  die  Mutter  schon  bei  den 
künftigen  Pflegeeltern  niedergekommen  war.  Ganz  streng  genommen 
liegt  ja  hier  allerdings  immer  ein  gewisser  Wechsel  in  den  Lebensbe- 
dingungen des  Kindes  vor.  Ich  habe  aber  die  mildeste  Auffassung 
walten  lassen.  Ebenso  wurde  in  jenen  Fällen,  in  denen  der  Nieder- 
kunftsort der  Mutter  unbekannt  oder  eine  Privatwohnung  war,  kein 
Pflegcwechsel  angenommen,  wenn  das  Kind  bei  der  Mutter  blieb,  was 
allerdings  nur  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  den  Tatsachen  gemäß  ist. 
Kam  das  Kind  nach  auswärts,  so  wurde  stets  ein  Pflegewechsel  ange- 
nommen, da  cs  dann  wohl  nie  sofort  nach  der  Geburt  von  der  Mut- 
ter wegkam,  so  daß  bei  dieser  eine  erste  Pflege  entstand.  Uebersied- 
lungen  der  Mutter  oder  Pflegceltern  innerhalb  derselben  Stadt  wurden 
nicht  als  Pflegewechsel  angesehen,  obzwar  es  bei  Säuglingen  auch  hier 
naheläge,  den  Wechsel  in  der  Nahrung  (die  unehelichen  Kinder  werden 
ja  bekanntlich  nicht  gestillt),  und  einen  sonstigen  gründlichen  Wechsel 
der  Verhältnisse  zu  vermuten ; hingegen  wurde  die  Uebersiedlung  von  Ort 
zu  Ort  stets  als  Pflegewechsel  betrachtet.  Ebenso  die  persönlichen  Verän- 
derungen innerhalb  des  verpflegenden  Personenkreises  selber,  z.  B.  wenn 
die  Mutter  mit  dem  Kind  bei  Verwandten  war  und  nach  einiger  Zeit  allein 
ausschied ; dann  wurde  die  Pflegeform  »Mutter  und  Verwandte«  zur 
Pflegeform:  »Verwandte«.  Dies  ist  vollständig  berechtigt,  da  die  Ver- 
pflegungsweise, Gewohnheiten  etc.  des  Säuglings  nach  Abgang  der 
Mutter  in  aller  Regel  andere  sein  werden  als  vorher.  Die  Grund- 
sätze, nach  welchen  die  Veränderungen  in  der  Verpflegung  beurteilt 
wurden,  waren  also,  wie  ersichtlich  ist,  durchaus  nicht  zu  strenge,  eher 
zu  mild;  es  war  besser,  auf  diesem  bisher  gänzlich  unbebauten  Gebiete 


Digitized  by  Google 


6go  OthmarSpann 

Vorsicht  walten  zu  lassen. 


II.  Die  Anzahl  der  Pflegen,  welche  uneheliche  Kinder 
durchmachen. 

Die  genauen,  nach  Alter  und  Geschlecht  gegliederten  Daten  über 
die  Anzahl  der  Pflegen,  welche  die  unehelichen  Kinder  der  einzelnen 
Gruppen  durchmachen  müssen,  zeigt  die  Tabelle  I (Anhang.)  Die  Be- 
obachtungsmengen sind  zu  klein,  um  die  Betrachtung  jeder  beobachte- 
ten Altersstufe  für  sich  zuzulassen.  (Das  Alter  bestimmt  sich  nach 
dem  Zeitpunkt  des  Abschlusses  der  Beobachtung,  d.  i.  dem  Tag  der 
Anlegung  der  Zählkarte.  Alter  und  Beobachtungszcit  ist  daher  identisch.) 
Es  ist  nötig,  größere  Gruppen  zu  bilden  und  zwar  reicht  in  der  Regel 
folgende  Zusammenziehung,  in  voll  zurückgelegten  Altersjahren  ausge- 
drückt, aus:  o und  I volles  Jahr,  2 und  3 Jahre,  4 — 6,  7 — 8,  9 — 11  und 
12 — 14  volle  Jahre;  unter  den  i4-Jährigen  sind  auch  die  15 — 21  Jahre 
Alten,  denn  deren  Pflegezeit  beträgt  ja  gleichfalls  nur  volle  14  Jahre. 

Für  die  Hauptgruppc,  die  unehelichen  Kinder  ohne  uneheliche  Ge- 
schwister (deren  Mütter  also  nur  einmal  unehelich  gebaren),  ergeben 
sich  folgende,  soweit  als  möglich  ins  einzelne  aufgelöste  Rclativ-Zahlen: 

Voll  erreichtes  Alter : 


0 Jahre 

I Jahr 

1 

2 Jahre 

waren  % der  Kinder  des  bezeichneten  Alters  in  Pflegen  : 

1 2 

3 « 

***  . I 2 3 4; 

u.  mehr  1 

5 I 

u.  mehr; 

2 3 4 

5 

,u.  mehr 

56.7  36,4 

1 5.7  o.s 

o.4  45.3  38.3  ! n.9  | 3.5 

1,0  33.6 

41.9  16.2  | 6,8 

I «'S 

3 Jahre 

4 Jahre 

i; 

5 Jahre 

33i°  39.4 

| '6,8  | 9.7 

M 26,4  38,5  24,5  6,7  | 

3.9  |j*>.° 

35,0  28,1  12,1 

3.8 

6 Jahre 

7/8  Jahre 

ii 

9/11  Jahre 

iS, 9 28,3 

34.0  13.2 

5,6  15,3  40,6  28,0  9,2 

6,9  17,6 

:39>°  j 22, 1 12,5 

8,8 

12/14  Jahre 

!i 

to,s  32.1  38.9  1 1.1 

7.4 

Diese  Uebersicht  zeigt  erschreckend  hohe  Zahlen  des  Pflcgewech- 
sels1),  namentlich  im  frühen  Jugendalter  (wo,  wie  wir  wissen,  die  Zah- 
len getreuer  sind  als  später) ; sie  zeigt  ferner  in  fast  minutiöser  Ab- 


')  Nach  der  bekannten  Untersuchung  H.  Neumanns  über  die  Lebensverhält- 
nisse der  unehelichen  Kinder  im  I.  Lebensjahr  (»Die  unchcl.  Kinder  in  Berlin«, 
Jena  1900)  müßte  dieses  Ergebnis  überraschen.  Z.  B.  heißt  es  bei  Neumann  in 
Betreff  der  Haltclunder:  »Im  Genaueren  waren  von  den  1491  Haltekindem  1371 
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stufung,  welche  die  gute  Brauchbarkeit  unseres  Materials  trotz  aller 
seiner  Mängel  beweist,  wie  der  Anteil  jener  Kinder,  die  in  einer  Pflege 
bleiben,  unaufhörlich  mit  der  Altersstufe  sinkt.  Im  ersten  Lebensjahr 
(o  volle  Jahre)  ist  noch  reichlich  die  Hälfte  der  Kinder  in  einer  sta- 
bilen Pflege,  nach  einem  zurückgelegten  Jahr  schon  weniger  als  die 
Hälfte,  nach  2 Jahren  nur  noch  ein  Drittel,  nach  6 Jahren  kaum  noch 
ein  Fünftel  und  nach  12 — 14  Jahren  waren  nur  noch  10%  der  Kinder 
in  einer  stabilen  Pflege.  Die  entsprechende  Bewegung  dann  bei  den 
Kindern,  die  viele  Pflegen  durchmachten:  im  ersten  Jahr  ca.  1 %,  das 
vier  und  mehr  Pflegen  überstand,  nach  1 Jahr  schon  ca.  4 */*%»  nach 

2 Jahren  ca.  8 %,  nach  3 und  4 Jahren  ca.  10  %,  nach  5 Jahren  ca.  16 
und  nach  6 Jahren  ca.  18  %•  Hier  reißt  die  Steigerung  ab,  weil,  wie 
wir  wissen,  in  den  spätem  Jahren  hauptsächlich  günstige  Fälle  (z.  B. 
die  Stiefvaterfamilie,  von  auswärtigen  Verwandten  übernommen)  zur 
vollständigen  Beobachtung  kamen.  Wenn  nun  auch  vermutet  werden 
darf,  daß  die  Bewegung  in  den  höhern  Jahren  eine  langsamere  wird, 
so  darf  doch  mit  ziemlicher  Sicherheit  jener  Prozentsatz  bis  zur  Voll- 

dauernd  in  nur  einer  Fflege,  die  übrigen  waren  in  2 bis  5 Haltepflegen,  die  z.  T. 
— freilich  nur  selten  — durch  unentgeltliche  Pflege  unterbrochen  wurde.  Uebri- 
gens  sind  die  4 und  5 maligen  Pflegen  nur  ganz  vereinzelt  und  auch  die  2-  und 

3 maligen  Pflegen  nicht  häufig«  (a.  a.  O.  S.  29).  Genau  besehen  stimmt  aber  dieses 
allgemeine  Urteil  N.s  mit  seinen  Einzelangaben  nicht  überein;  diese  widerstreiten 
unseren  Resultaten  gar  nicht  allzu  sehr.  N.  hatte  mit  dem  Obigen  offenbar  nur 
die  Pflegen  innerhalb  der  Kategorie  »Haltepflcgc«  im  Auge.  Z.  B. 
teilt  er  auf  S.  32  mit,  daß  545  von  den  1491  aus  der  Haltepflege  austraten,  406 
starben  (z.  T.  in  der  späteren  Krankenhauspflege !)  und  nur  540  in  Haltepflege 
verblieben.  Also  ein  recht  reger  Wechsel ! N.s  Bestreben  ging  eben  hauptsäch- 
lich darauf  hinaus,  die  Bedeutung  der  Pflege  arten  — »entgeltliche«  und  »unent- 
geltliche« Pflege  — für  die  Sterblichkeit  zu  erforschen,  und  er  hat  dabei  die  Er- 
scheinung des  Pflegewechsels  als  solchen  übersehen,  woraus  ihm  bei  der  vollstän- 
digen Neuheit  der  wissenschaftlichen  Aufgabe  und  der  Lückenhaftigkeit  des  Materials 
keinerlei  Vorwurf  gemacht  werden  kann.  Aus  N.s  Angaben  kann  man  (ungenau)  folgende 
Ucbersicht  gewinnen:  es  wurden  geboren  7192,  legitimiert  748,  es  starben  2355  (lt. 
Sterbetafel  auf  S.  45),  verbleiben  4089  nichtlegitimicrte  Ueberlcbcnde.  Es  wunderten 
ab:  979  (nämlich  768  -(-211  lt.  den  Angaben  auf  S.  13 — 15,  nicht  757 21 1 wie 
dann  berechnet  wird) ; die  später  davon  Gestorbenen  sind  nicht  hierunter,  es  traten 
aus  der  Haltepflege  545.  So  ergaben  sich  ca.  1524  Kinder  mit  mindestens  1 Pflege- 
wechsel  unter  4089  = 39,7%  mit  mindestens  1 Pflegewechsel  im  1.  Lebensjahr. 
Aber  alle  jene,  die  von  Haltepflege  zu  Haltepflcge  und  von  unentgeltlicher  zu  unent- 
geltlicher Pflege  in  Berlin,  und  sei  es  noch  so  oft,  gingen,  sind  nicht  darunter.  Ein 
solches  Ergebnis  widerspricht  daher  unseren  Zahlen  gewiß  nicht.  — Von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  ist  auch  der  vielberufene  Satz  N.s,  daß  nur  ca.  */ö  der  unehelichen 
Säuglinge  in  fremde  Pflege  kommt,  anzufcchten  (siche  darüber  unten  in  Abschnitt  IV). 
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endung  des  Pflegealters  (14  Jahre)  auf  25 — 30  erhöht  gedacht  werden. 
Ueberhaupt  muß,  wie  früher  schon  ausgeführt  wurde,  die  Bewegung 
während  der  ganzen  Zeit  in  Wirklichkeit  erheblich  größer  gedacht 
werden,  als  unsere  Ziffern  ausdrücken,  denn  die  Beobachtung  ist  im 
allgemeinen  überhaupt  nur  intermittierend,  ganz  selten  kontinuierlich 
gewesen. 

So  sehen  wir : daß  die  unehelichen  Kinder  vom  frühe- 
sten Jugendalter  an  einem  intensivenPflcgewechsel 
ausgesetzt  sind  und  daß  dieser  bis  zumEintritt  in  das 
Alter  der  wirtschaftlichenSelbständigkeit  — im  hohem 
Alter  allerdings  abgeschwächt  — andauert.  Die  unehelichen  Kinder 
machen  also  nicht  nur  im  allgemeinen  einen  großen  Pflegewechsel  durch, 
sondern  sie  fallen  auch  diesem  Schicksal  umsomehr  anheim,  je  älter 
sie  werden. 

Diese  Sätze  gelten  ebenso  von  der  eben  behandelten  größten 
Gruppe  der  Unehelichen  wie  von  den  andern  Gruppen,  zum  Teil  etwas 
abgeschwächt,  zum  Teil  außerordentlich  verschärft.  Die  Gruppe  der 
unehelichen  Kinder  mit  unehelichen  Geschwistern  — deren  Mütter  also 
öfters  unehelich  gebaren  — zeigt  folgende  Verhältnisse: 

Voll  erreichtes  Alter: 

0/1  Jahre  2/3  Jahre  4/6  Jahre 


Es  waren  ®/0  der  Kinder  des  bezeichnten  Alters  in  Pflegen : 


I 2 | 3 4 : 

5,1  2 \ 4 

u.mehr  J !«• 

mehr  1 i 3 i 3 

4 1 s 

* u.mehr 

63,7  29.4  ! 5.9  1 1,0 

7/8  Jahre 

33, 1 30,3  21,9  | IO, 4 
7/14  Jahre 

4,3  | 27,0  27,9  24,7  I4,a|  6,2 
9/1 1 Jahre 

19,1  (31,1  29,2  ,12,3 

8,3 

I6,9|34,6  27,7  ; 14, 6| 

6,2  24,9131,0126,7 

1 8,7!  8-7 

12/14  Jahre 

~r 

16,1  28,8  32,2  |i3,6[ 

9.3  ii 

Wohl  ganz  unerwarteterweise  zeigen  sich  hier  merklich  bessere 
Zahlen  als  bei  den  unehelichen  Kindern  ohne  Geschwister.  Auf  die 
Ursachen  kommen  wir  später.  Sie  liegen,  wie  jetzt  schon  vorwegge- 
nommen werden  mag,  im  wesentlichen  daran,  daß  es  zwei  sehr  ver- 
schiedene Kategorien  der  Unehelichen  mit  unehelichen  Geschwistern 
gibt,  die  hier  mit  einander  vermengt  sind:  Geschwister,  die  von  glei- 
chen Vätern  stammen,  Geschwister,  die  von  verschiedenen  Vätern 
stammen.  Bei  den  ersteren  spielt  das  Konkubinat  und  (bei  den 
jungen  Gruppen)  auch  die  spätere  Legitimation  eine  relativ  große  Rolle, 
und  cs  lassen  sich  auch  sonst  Verhältnisse  erkennen,  die  der  Familie 
mehrfach  angenähert  sind.  Daher  die  günstigeren  Zahlen.  Die  Gruppe 
solcher  Geschwister,  die  von  verschiedenen  Vätern  stammen,  hat  wieder 
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ungünstigere  Verhältnisse,  wie  sich  später  noch  zeigen  wird. 

Indessen  sind  auch  die  angeführten,  in  summa  relativ  günstigeren 
Ziffern,  die  natürlich  ähnlich  wie  die  frühem  hinter  den  wahren  Ver- 
hältnissen Zurückbleiben,  noch  immer  schlimm  und  traurig  genug.  Sie 
ergeben  zwar  nach  o Jahren  ca.  64,  nach  1 Jahr  ca.  63  %,  die  in  einer 
stabilen  Pflege  waren,  aber  schon  nach  2 und  5 Jahren  nur  noch  ein 
Drittel,  nach  4/6  Jahren  nur  noch  ein  Viertel  und  nach  12/14  Jahren  nur 
noch  ca.  16%,  die  in  einer  Pflege  blieben.  Die  fortlaufende  Abstu- 
fung der  Prozentzahlen  zeigt  sich  nicht  so  fein  und  widerspruchslos 
wie  zuvor,  einerseits  weil  die  Beobachtungsmassc  zu  gering  ist  (im 
ganzen  945  vollständige  Beobachtete),  anderseits  eben  wegen  der  In- 
einandermengung zweier  heterogener  Gruppen  (die  getrennte  Betrach- 
tung beider  erfolgt  an  späterer  Stelle).  Der  Anteil  der  schlechten 
Gruppe,  jener  Geschwister,  die  von  verschiedenen  Vätern  stammen, 
bewirkt  es  auch,  daß  die  obigen  Prozentsätze  für  4 und  mehr  Pflegen 
sehr  ungünstig,  und  zwar  größer  sind  als  bei  der  früher  betrachteten 
Gruppe  ohne  Geschwister.  In  4 und  mehr  Pflegen  waren  nämlich  nach 
2 und  3 Jahren  14,7  %,  nach  4/6  Jahren  20,4  %,  nach  12/14  Jahren  22,8%, 
während  die  gleichen  Zahlen  für  die  Kinder  ohne  uneheliche  Geschwi- 
ster sind:  9,3  %,  15,7  %,  18,5  %.  Aehnliches  zeigt  sich  bei  den  immer 
noch  günstig  gestellten  Kindern,  die  nur  2 Pflegen  durchmachen;  ihre 
prozentuelle  Masse  ist  bei  den  Kindern  ohne  Geschwister  durchaus 
höher  als  bei  jenen  mit  Geschwistern  und  so  zeigte  sich  schließlich, 
daß  der  Vorteil  dieser  Gruppe,  der  in  dem  größeren  Gehalt  an  völlig 
stabil  Verpflegten  liegt,  reichlich  aufgewogen  wird  durch  die  größere 
Unstetigkeit,  welcher  diejenigen  ausgesetzt  sind,  die  dem  Pflcgewechsel 
verfallen. 

Das  volle  Verständnis  für  die  furchtbare  Bedeutung  des  großen 
Pflegewechscls,  von  dem  alle  bisherigen  Zahlen  zeugen,  und  der  ja  in 
Wahrheit  noch  erheblich  größer  ist,  bringen  aber  erst  die  Zahlen  über 
die  Pflegeverhältnisse  der  gestorbenen  Kinder.  Von  diesen  wurden 
fünf  Jahrgänge,  1900/05,  untersucht.  Im  ganzen  stehen  1169  vollstän- 
dig beobachtete  Kinder  ohne  uneheliche  Geschwister  und  242  vollstän- 
dig Beobachtete  mit  unehelichen  Geschwistern  zur  Verfügung.  Um  einen 
genaueren  Einblick  zu  gewinnen,  müssen  wir  hier  die  Zeit  der  höchsten 
Sterblichkeit,  das  erste  Lebensjahr,  noch  nach  Möglichkeit  zerlegen.  Die 
Zahlen  sind  für  die  Gestorbenen  ohne  uneheliche  Geschwister  folgende: 


Alter : 

1.  2. 

3- 

Unter  */«  Jahr  7* — V*  Jahr 

7a — 1 Jahr 

Es  waren  °/0  der  Kinder,  die  im  bezeichnten  Alter  starben,  in  Pflegen : 

I 1 2 3 4 . I 2 3 4 , 

J j u.  mehr  , J u.  mehr 

1 1 213  4 

* | u.  mehr 

32,9  57,0  9,7  | 0,4  29,2  52,8 , 15, 2 2,8 
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24,8  47,6  23,4  4,2 

45 
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Alter : 

4.  5.  6. 

I volles  Jahr  2 u.  mehr  J.  3,4  u.  mehr  J.  o Jahre  (Summe  von  I — 3) 

28,2  42,8  20,6  | 8,4  |!  16,1  1 32,3 1 51,6  | 29,1  j 51,9,16,41  2,6 

Diese  Zahlen  sprechen  eine  beredte  Sprache.  Vergleicht  man  sie 
mit  denen  der  Ucberlebenden  (s.  bes.  S.  690),  so  sieht  man  daß  dort 
über  die  Hälfte  (56,7  °/o)  im  ersten  Lebensjahr  in  einer  stabilen  Pflege 
war  und  sie  nicht  wechselte,  von  den  Gestorbenen  aber  (im  Durch- 
schnitt des  1.  Jahres)  nicht  einmal  ein  Drittel  (29 °/o)  die  Pflege  nicht 
wechselte!  — ein  Vergleich,  der  außerdem  für  die  Gestorbenen  des- 
wegen ungünstiger  ausfällt,  als  es  der  Wirklichkeit  entspricht,  weil  diese 
in  viel  höherem  Maße  mit  ganz  früh  verstorbenen,  d.  h.  ganz  jungen 
Kindern,  die  dem  Pflegewechsel  nicht  lange  ausgesetzt  waren,  besetzt 
sind,  jene  Ueberlebenden  aber  vielmehr  mit  älteren,  nicht  weggestor- 
benen Kindern.  Daher  treten  im  einzelnen  diese  Unterschiede  noch 
krasser  hervor.  Unter  den  im  ersten  Vierteljahr  gestorbenen  Kindern 
waren  nur  34°/o,  welche  bis  zum  Tode  die  Pflege  nicht  gewechselt 
hatten,  unter  den  im  zweiten  Vierteljahr  gestorbenen  nur  29 "/«.  unter 
den  im  zweiten  Halbjahr  gestorbenen  nur  noch  ein  Viertel  (24,8“o)l 
Die  fein  abgestufte  und  rasche  Abnahme  des  Gehaltes  jeder  Alters- 
gruppe an  Kindern,  die  in  einer  Pflege  verblieben  sind,  und  die  ent- 
sprechende, auch  streng  regelmäßige  Zunahme  des  Gehaltes  an  Kindern,  die 
in  mehreren  Pflegen  waren,  sagt  das  übrige  für  die  grundlegende  Be- 
deutung dieser  Zahlen.  Im  besonderen  ist  der  Anteil  der  Kinder,  die 
drei  und  mehr  Pflegen  bis  zu  ihrem  Tode  durchmachten,  ungemein 
groß.  Schon  unter  den  im  Laufe  des  ersten  Vierteljahrs  Gestorbenen 
sind  10%,  die  drei  oder  mehr  Pflegen  durchgemacht  hatten,  unter  den 
im  zweiten  Vierteljahr  Gestorbenen  18%,  unter  den  im  zweiten  Halb- 
jahr Gestorbenen  27,6%  und  unter  den  nach  einem  Jahr  Gestorbenen 
29°/0!  (Die  Beobachtungsmengen  für  die  späteren  Alter  sind  für  diese 
Betrachtung  zu  klein.)  Das  sind  äußerst  hohe,  unzweideutige  Ziffern, 
bei  denen  außerdem  zu  bedenken  ist,  daß  sie  immer  noch  erheblich 
zu  niedrig  sind,  und  zwar  nicht  nur  dadurch,  daß  ganz  im  allgemeinen 
die  Beobachtung  eine  nur  intermittierende,  lückenhafte  ist,  w’elchcr 
nicht  jeder  Pflegewechsel  zur  Kenntnis  kommt,  sondern  auch  dadurch, 
daß  diejenigen  Kinder,  die  infolge  raschen  l’flegcwechsels  alsbald 
(z.  B.  in  den  ersten  2 — 4 Wochen)  nach  der  Geburt  starben,  unserm 
Material  ganz  entgangen  sind  (weil  eine  Vormundschaft  bis  dahin  in 
aller  Regel  noch  nicht  eingelcitet  ist).  So  kann  der  Vergleich  der 
Pflegeverhältnisse  der  Gestorbenen  mit  den  Ueberlebenden  in  keiner 
Hinsicht  einen  Zweifel  darüber  offen  lassen:  daß  der  Pflcgcwechsel  das 
Leben  des  unehelichen  Säuglings  in  hohem  Grade  gefährdet,  oder  all- 
gemeiner statistisch  ausgedrückt : daß  der  Pflege  Wechsel  im 
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zarten  Jugendalter  eine  Bedingung  der  Sterblich- 
keit ist,  und  — da  er  bei  den  Unehelichen  so  häufig  vorkommt 
— eine  wesentliche  Bedingung  der  hohen  Sterblich- 
keit der  unehelichen  Kinder  überhaupt. 

Diese  für  jede  Vormundschaftsführung  und  besonders  für  den  Be- 
rufsvormund praktisch  wichtige  Einsicht,  erscheint  auch  bei  allgemeiner 
Betrachtung  der  Sachlage  durchaus  glaubhaft.  Einmal  ist  der  Pflege- 
wechsel schon  für  sich  fast  in  aller  Regel  als  lebensgefährlich  anzu- 
sehen, sofern  nämlich  bei  künstlicher  Ernährung  — und  diese  ist  ja 
bei  unehelichen  Kindern  die  Regel  — eine  Aenderung  der  Qualität 
der  Nahrung,  Veränderung  der  Nährungsgewohnheiten  u.  dgl.  eine 
Störung  der  wichtigsten  Lebensbedingungen  des  Säuglings  verursacht 
und  sofern  die  ganzen  Behandlungs-  und  Verpflegungsverhältnisse  sich 
gründlich  ändern.  Alles  dieses,  auch  schon  der  Transport  allein,  birgt 
die  schwersten  Gefahren.  Dazu  kommt  aber:  daß  der  Pflegewechsel 
symptomatisch  ist,  für  schlechte  Verhältnisse  überhaupt,  denen 
der  Säugling  unterliegt.  Wie  sich  vermuten  läßt  und  sich  auch  später 
zeigen  wird,  fehlt  cs  vor  allem  an  dem  nötigen  Pflcgegeld,  das  zur 
Sicherung  einer  stabilen  Pflege  in  der  Regel  unentbehrlich  ist.  Dies 
gilt  ganz  besonders  für  den  häufigen  Pflegewechsel,  von  dem  sich 
ziffermäßig  ergibt : daß  er  relativ  um  so  gefährlicher 

wird,  je  öfter  er  stattfindet.  Nimmt  man  den,  wie  wir  wissen, 
für  die  Gestorbenen  ungünstigen  Vergleich  von  o -Jährigen  zur  Grund- 
lage, so  zeigt  sich,  daß  die  Gestorbenen  die  Ueberlebenden  nur  rund 
um  das  Halbfache  im  Gehalt  an  Kindern  mit  2 Pflegen  übertreffen 
(51,9  gegen  36,4%)»  hingegen  fast  um  das  Dreifache  im  Gehalt  an 
Kindern  mit  drei  und  mehr  Pflegen  (19,0  gegen  6,9°/»)! 

Der  Einwand,  der  sich  hier  ergeben  könnte,  daß  der  Pfiegcwechsel 
vielleicht  oft  nur  eine  Folge  (z.  B.  schon  vorhandener  Erkrankung) 
nicht  selber  eine  Ursache  sei,  erscheint  nicht  berechtigt.  Dies  müßte 
in  der  Rolle,  welche  die  Krankenhäuser  spielen,  zum  Ausdruck  kommen. 
Unter  1204  im  ersten  Jahr  gestorbenen  Kindern  (ohne  und  mit  unehe- 
lichen Geschwistern  sofern  vollständig  beobachtet)  waren  aber  nur  70, 
deren  letzte  Pflege  eine  Anstalt  war,  die  also  in  Anstalten  starben, 
und  Anstaltspflegen  überhaupt,  kamen  im  ganzen  nur  82  vor,  das  wären 
sonach  kaum  6 — 7 % aller  Fälle.  Da  aber  nicht  alle  diese  Anstalten 
Krankenanstalten  sind,  sondern  Anstalten  zur  vorübergehenden  oder 
dauernden  Unterbringung  (»Kinderherbergec,  »St.  Johannesstift«  u.  a.) 
wesentlich  beteiligt  sind,  so  sinkt  dieser  Einfluß  auf  ein  Minimum  herab 
und  der  Schluß  auf  die  gefährdende  Wirkung  des  Wechsels  als  solchen 
kann  keinen  Abbruch  erleiden. 

Die  Verhältnisse  jener  gestorbenen  Unehelichen,  welche  nicht  die 
einzigen  unehelichen  Kinder  ihrer  Mütter  waren,  bestätigen  die  obigen 
Schlüsse,  denn  obzwar  die  Ergebnisse  im  ganzen  wieder  besser  sind 
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— wegen  der  größeren  Stabilität,  der  Gruppe  derer,  die  von  gleichen 
Vätern  stammen  — sind  doch  die  Unterschiede,  die  zwischen  den 
Uebcrlebenden  und  Gestorbenen  in  ihren  Pflegeverhältnissen  bestehen, 
keineswegs  günstiger: 


Alter : 

I 

2 

3 

Unter  */*  J*hr 

*/« — V*  Jahr  >/>- 

-1  Jahr 

Es  waren  °/0  der  Kinder,  die  in 

der  hezeichneten  Altersstufe  starben  in  Pflegen  : 

' 2 I 3 u.  mehr  ' 

2 - 1 4 , 

3 ; u.  mehr 

, ! 4 

u.  mehr 

53.51 43,7  2.8  1 — 43.1 

44,6  I 12,3  — 45.9  ! 3h.  1 1 

■3.1 ! 4.9 

4 

5 

1—2  lahre  1 0 Jahre  (Durchschnitt 

von  1— J). 

* ' 2 1 3 

4 1 2 t 4 

u.  mehr  J | u.  mehr 

Ü 37-6  40,6  15,6 

6,2  47,7  41,6  9.2 1 1,5 

Die  Ueberlebenden  der  gleichen  Kategorie  hatten  im  Durchschnitt 
des  ersten  Jahres  (o  volle  Jahre)  64,5  °/o  Kinder  in  einer  stabilen  Pflege 
aufzuweisen,  diese  Gestorbenen  nur  47,7  °/o.  Die  °/o-Zahlen  über  die 
kürzeren  Zeitabschnitte  beruhen  auf  zu  kleinen  Beobachtungsmengen  — 
unter  */<  Jahr  71,  über  V*  65,  über  ’/>  61,  1 Jahr  nur  32  Kinder! 
als  daß  sie  als  typisch  hingenommen  werden  könnten.  Dennoch  sinkt 
im  allgemeinen  der  Anteil  derer,  die  nur  in  einer  Pflege  waren,  mit  fort- 
schreitendem Alter,  während  der  Anteil,  der  mit  3 und  mehr  Pflegen  Be- 
lasteten von  28  % auf  12,3,  18,0  und  2i,g  % steigt,  also  in  relativ  be- 
schleunigtem Maße,  was  alles  unseren  Beobachtungen  an  den  Gestor- 
benen ohne  Geschwister  entspricht. 

Aus  dem  Umstande,  daß  die  unehelichen  Kinder  mit  unehelichen  Geschwistern 
generell  (nämlich  die  Ueberlebenden  sowohl  wie  die  Gestorbenen)  einem  geringeren 
Pflegewechsel  unterliegen,  folgt,  daß  sie  auch  eine  günstigere  Sterblichkeit  haben 
milssen  als  die  Unehelichen  ohne  Geschwister  — sofern  es  eben  auf  diese  Bedingung 
ankommt,  sie  also  nicht  durch  die  Wirksamkeit  anderer  überdeckt  wird2).  Nun 
sind  direkte  Sterblichkeitsmessungen  an  unserem  Material  wegen  seiner  mangelhaften 
Geschlossenheit  nicht  zu  machen.  Aber  es  scheint  sich  die  Möglichkeit  einer  in- 
direkten Messung  zu  ergeben : ist  nümlich  die  Sterblichkeit  derer  mit  unehelichen 
Geschwistern  geringer  als  derer  ohne  Geschwister,  so  müssen  sie  unter  den  Ueber- 

Ein  solcher  störender  Einfluß  ist  z.  B.  die  Schnelligkeit  in  der 
Aufeinanderfolge  der  Geburten  einer  unehelichen  Mutter  bezw.  die 
Größe  der  Fruchtbarkeit  (Kinderzahl)  überhaupt.  Je  schneller  die  Geburten  ein- 
ander folgten,  um  so  größer  zeigte  sich  an  unserem  Material  die  Sterblichkeit. 
(Vgl.  hierüber  z.  B.  auch  Westergaard,  Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Mor- 
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lebenden  einen  größeren  Anteil  haben  als  unter  den  Gestorbenen  — sofern  die 
anderen  Umstände,  welche  ihre  Zahl  in  unserer  Beobachtungsmasse  bestimmen  bei 
den  Gestorbenen  und  Ucbcrlebcnden  gleich  sind ! Dies  ist  aber  nicht  der  Fall  und 
die  Dynamik  dieser  vielen  Komponenten  der  Zu-  und  Abgangsbewegung  in  unserer 
Masse  — als  da  sind  : Abwanderung,  Tod  und  Legitimation  vor  Einleitung  der 
Vormundschaft,  ditto  nach  Einleitung  der  Vormundschaft,  gleiches  Maß  der  Zu- 
ständigkeit des  Frankfurter  Vormundschaftsgerichtes  für  alle  Gruppen,  gleiche 
Schnelligkeit  der  Vormundschaftseinlcitung  u.  a.  m.  — läßt  sich  schlechterdings 
nicht  hinlänglich  genau  bestimmen.  Man  kann  also  nur  unter  allen  Vorbehalten 
jenen  Vergleich  versuchen.  Es  ergeben  sich  dann  folgende  Bestände,  welche 
nebenbei  erwähnt,  da  sie  alle  Kinder,  nicht  nur  die  in  ihren  Pflegeverhältnissen 
vollständig  beobachteten  umfassen,  größer  sind  als  unsere  sonstigen  Ziffern  über 
die  gleichen  Kategorien  : 

Geburtsjahrgänge  : 


Ueberlcbende : 

1900 

1901 

I902 

«9<>3 

1904 

• 905 

Ohne  Geschwister 

«47 

208 

228 

208 

349 

469 

Mit  unehelichen  Geschwistern 

73 

75 

83 

66 

76 

63 

Letztere  bilden  % aller  Uebe Hebenden: 

33.* 

26,5 

26,7 

*4.« 

■7.9 

■ •.85 

Gestorbene  : 

Ohne  unehelichen  Geschwistern 

>54 

170 

212 

• 99 

*75 

«97 

Mit  unehelichen  Geschwistern 

35 

37 

5« 

56 

53 

53*) 

Letztere  bilden  ®/ö  aller  Gestorbenen  : 

«8,5 

«7.9 

«9,4 

*1.95 

«6,15 

21,2 

*)  Darunter  19  unbekannt  wann  geboren  und  Geschlecht  unbekannt. 

Der  letzte  Geburtsjahrgang  kann  füglich  außer  Betracht  bleiben,  da  im  ersten 
Lebensjahr,  das  er  präsentiert,  alle  jene  Bewegungen  noch  am  ungleichsten  und 
stärksten  stattfinden,  besonders  die  Hauptmasse  der  Legitimierten  noch  unter  den 
Kindern  ohne  Geschwister  enthalten  ist  — wodurch  freilich  der  Prozentsatz  derer  mit 
Geschwistern  stark  herabgedrückt  wird!,  ferner  (w’as  die  Kinder  ohne  Geschwister 
vielmehr  trifft)  die  Gestorbenen  und  die  unehelichen  Geschwister  von  Kindern 
noch  mangelhaft  festgcstellt  sind,  indem  die  Todesnachrichten  vielfach  verspätet 
einlaufen  a),  über  die  Mütter  noch  wenig  bekannt  ist,  auch  die  Verschiedenheit  der 
Allersbesetzung  grundlegend  wichtig  ist  — wegen  der  viel  größeren  Sterblichkeit 
im  ersten  wie  im  letzten  Vierteljahr  — u.  dgl.  mehr.  — Bei  den  übrig  bleibenden 

bilität,  Jena  01,  S.  371).  Dies  wird  aber  insoferne  wieder  durchkreuzt,  als  schnelle 
Geburtenfolge  andererseits  gerade  Ausdruck  günstigerer,  stabiler  Verhältnisse 
ist,  in  welchen  die  Kinder  vom  gleichen  Vater  stammen.  Es  gilt  daher:  Stabile 
Verhältnisse  haben  eine  schnellere  Gcburtenfolge  als  nicht 
stabile.  Je  langsamer  aber  die  Gcburtenfolge  innerhalb 
der  gegebenen  Stabilität  einer  Gruppe  ist,  um  so  geringer 
ist  die  Sterblichkeit.  (Vgl.  auch  unten  Anm.  10.) 

*)  Z.  B.  wurde  von  350  im  ersten  Vierteljahr  Verstorbenen  der  Vormund  in 
58  Fällen  (=  16,6%)  erst  nach  erfolgtem  Tode  des  Mündels  bestellt  (s.  Tab.  IV). 
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gereinigteren  Bestünden  zeigen  sich  ja  noch  immer  große  Schwankungen,  die  aber 
z.  T.  an  der  Kleinheit  der  Zahlen  liegen,  und  durch  Zusammenziehung  je  zweier 
Jahrgänge  sehr  abgeschwächt  werden.  Im  Ganzen  scheint  sich  eine  relative  Ueber- 
lcgenheit  der  Gruppe  mit  Geschwistern  bei  den  Ueberlebenden  zu  zeigen,  also  eine 
geringere  Sterblichkeit  derer  mit  Geschwistern.  Aber  die  zu  stark  wachsende 
Ueberlcgenheit  mit  wachsendem  Alter  des  Jahrganges  läßt  erkennen,  daß  eine  relativ 
größere  Zuwanderung  älterer  Kinder  mit  Geschwistern  staufindet,  als  älterer  Kinder 
ohne  Geschwister  (was  sich  auch  anderweitig  in  unserem  Material  zeigt).  Und  da  die 
Zugezogenen  natürlich  am  Leben  sind  und  auch  nur  noch  in  ganz  geringem  Maße 
sterben,  so  tritt  der  Anteil  der  im  betreffenden  Jahrgang  in  Frankfurt  Geborenen 
und  Gestorbenen  (oder  auswärts  Geborenen  aber  in  Frankfurt  Bevormundeten  aber 
alsbald  Gestorbenen)  automatisch  mit  steigendem  Alter  zurück,  da  die  Zuwande- 
rung mit  steigendem  Alter  zunimmt.  Daher  ist  ein  sicherer  Beweis  aus  unserem 
Material  unmöglich. 

Resümieren  wir  das  Bisherige,  so  ergibt  sich,  soweit  unser  Material 
reicht:  daß  die  unehelichen  Kinder  in  hohem  Maße  einem  Wechsel  der 
Pflege  unterliegen,  und  daß  dieser  im  zarten  Jugendalter  eine  wesent- 
liche Ursache  ihrer  hohen  Sterblichkeit  ist. 

III.  Die  Bedingungen  des  Pflegewechsels. 

lieber  die  Bedingungen  des  Pflegewechsels  geben  die  Tabellen  II, 
III  und  IV  des  Anhanges  Aufschluß,  welche  die  in  Bezug  auf  Verpfle- 
gung vollständig  beobachteten  Ueberlebenden  ohne  Geschwister  (Ta- 
belle II),  mit  Geschwistern  (Tabelle  III)  und  die  Gestorbenen  (IV)  nach 
allen  erfaßbar  gewordenen  Beziehungen  und  Pflegeformen  beschreiben. 

Als  grundlegende  und  in  jeder  Richtung  hin  wirksame  Bedingung 
für  die  Anzahl  der  Pflegen,  die  ein  Kind  durchzumachen  hat,  ergibt 
sich  die  Alimentation  seitens  des  unehelichen  Vaters.  Die  Zahlen 
sind  für  die  unehelichen  Kinder  ohne  Geschwister  folgende. 

Unter  den  Kindern  im  Alter  von  o und  1 Jahren,  die 

1 Pflege  durchmachten  waren  38,1  °/0  regelmäßig  alimentiert, 

2 Pflegen  durchmachten  ► 32,6  » > » 

3 » » » 27,4  » > » 

4 » * » 25,0  * • > 

Wie  aus  Tabelle  II  (auch  III  und  IV)  hervorgeht,  wurde  hinsichtlich  der  Ali- 
mentcnznhlung  unterschieden:  dauernd  regelmäßig,  wechselnd  (teilweise)  und  nicht, 
unbekannt.  Diese  und  die  folgenden  Prozentberechnungen  gehen  nun  davon  aus, 
daß  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Zahlung  unbekannt  blieb  (in  welchen  nämlich 
die  Akten  keinen  Vermerk  darüber  enthielten),  sie  in  aller  Regel  gar  nicht  oder  nur 
teilweise  erfolgte.  Diese  Annnhnic  ist  nach  anderen  Ergebnissen  wohl  begründet 
und  geht  in  erheblichem  Maße  kaum  fehl.  — Unter  den  im  ganzen  1526  Kindern 
ohne  Geschwister  der  Geburtsjahrgängc  1900 — 1905  war  die  Zahlung  dauernd  un- 
bekannt bei  19,9%,  teilweise  bekannt  bei  1,1%.  Die  Zahl  der  Fälle  mit  unbe- 
kannter Zahlung  ist  also  allerdings  nicht  gering. 
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Je  besser  die  Kinder  alimentiert  werden,  um  so  weniger  Pflegen 
haben  sie  darnach  durchzumachen.  Es  folgt  somit:  daß  der  Mangel 
an  regelmässiger  Alimentation  als  Bedingung  desPfle- 
gc  Wechsels  wirkt.  Dies  bestätigt  sich  für  alle  Alter,  wobei  die 
Unterschiede  der  Tendenz  haben  immer  größer  zu  werden. 


Alter  in  vollen  Jahren : 

2 u.  3 4 — 6 7 — 8 9— 11  12—14 

Unter  den  Kindern  der  ncbenbezeichnetcn  Pflegezahl 

1 Pflege 

2 Pflegen 

3 Pflegen 

4 Pflegen 

Die  Regelmäßigkeit 
cingeklammerten  Posten,  die  auf  zu  kleinen  Beobachtungsmengen  be- 
ruhen, ist  nur  in  einem  Falle  eine  geringe  Abweichung  fcstzustcllcn.  — 
Bei  den  Kindern  mit  unehelichen  Geschwistern  zeigt  sich  der  Abfall 
widerspruchslos: 

Unter  den  2—6  Jahre  alten  Kindern,  die  aufwiesen 


waren  % 

regelmäßig  alimentiert 

38,0 

28,6 

32,5 

16,6 

20,6 

32»o 

30.5 

(«3, 2) 

15,0 

17.3 

25,6 

25.5 

20,5 

15.0 

13.5 

22,2 

20,8 

(20,8) 

11,8 

ii,i 

eine 

ziemlich 

strenge, 

denn  außer 

bei  den 

1 Pflege  waren  50,4  % regelmäßig  alimentiert, 

2 Pflegen  » 21,9  * » > 

3 » » 15,8  • • » 

4 u.  mehr  Pflegen  * (1 7,7) » » » 


Unter  den  7 14  Jahre  alten  Kindern,  die  aufwiesen 

1 Pflege  waren  49,5%  regelmäßig  alimentiert, 

2 Pflegen  » 1 8,2  » » ► 

3 » > 10,7  > > * 

4 u.  mehr  Pflegen  » 6,5  > » • 

NB. : Die  Verpflegung  im  Konkubinat  oder  bei  Eltern  und  Verwandten  des 
Vaters  wurde  als  regelmäßige  Alimentation  betrachtet. 

Die  Erscheinung  tritt  hier  viel  ausgesprochener  zu  Tage,  die  Un- 
terschiede der  Alimentierung  der  Kinder,  die  in  einer  oder  in  mehr  Pflegen 
waren,  sind  überaus  groß.  Diese  Steigerung  wird  begreiflich,  wenn 
man  bedenkt,  daß  bei  der  Versorgung  mehrerer  Kinder  der  Geldbei- 
trag noch  vielmehr  ins  Gewicht  fällt,  als  bei  der  Versorgung  eines 
Kindes,  wo  Anverwandte  und  Mutter  leichter  cinspringen  können,  ferner 
kommt  bei  den  Kindern  mit  mehreren  Pflegen  die  schlecht  gestellte 
Gruppe  der  Geschwister,  die  von  verschiedenen  Vätern  stammen,  mehr 
zum  Durchbruch  und  vergrößert  so  die  Unterschiede. 

Bei  den  gestorbenen  Kindern  zeigt  sich  die  Wirkung  der  Alimen- 
tation auf  die  Pflegezahl  gleichfalls  viel  stärker,  als  bei  den  Ucber- 
lebendcn  ohne  Geschwister: 
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Alter  2.  Zeit  des  Todes  : 

unter  '/«  Jahr  V« — V*  1 n h r '/t — I Jahr  : — 2 Jahre 
Unter  den  Kindern  der  nebenbezeichneten  Pflegezahl 
waren  °/0  regelmäßig  alimentiert 


I Pflege 

31.5 

3&.4 

3i,5 

28,0 

2 Pflegen 

*8,95 

27,4 

24,85 

13,05 

3 Pflegen 

12.3 

13,9 

16,5 

(20,0) 

Daß  ganz  im  allgemeinen  die  Alimentation  eine  grundlegende 
Wirkung  auf  die  Verpflegungsverhältnisse  ausübt,  ist  leicht  einzusehen, 
denn  den  Mangel  an  regelmäßiger  Bezahlung  des  Pflegegeldes  können 
nur  in  wenigen  Fällen  die  Großeltern  oder  Verwandten,  die  sich  des 
Kindes  etwa  annehmen,  ganz  wettmachen,  nämlich  nur  wenn  sie  von 
vorneherein  für  das  Kind  sorgen.  Wenn  nicht,  wird  Pflcge- 
wechsel  und  zeitweise  Verschlechterung  der  Qualität . der  Pflege  die 
natürliche  Wirkung  sein.  In  noch  selteneren  Fällen  wird  die  Mutter 
allein,  ohne  Hilfe  ihrer  Verwandten,  wirtschaftlich  günstig  genug  da- 
stehen, um  der  Unterhaltsbeiträge  des  Vaters  ohne  Nachteil  für  das 
Kind  entraten  zu  können.  Naturgemäß  wird  auch  die  Armenpflege  und 
anderweitige  Mithilfe  in  der  Regel  erst  nach  eingetretencr  Notlage 
und  Schädigung  des  Kindes  geleistet  werden.  So  wird  die  Alimen- 
tation seitens  des  Vaters,  trotzdem  sie  mit  der  Bezahlung  des  Pflege- 
geldes durchaus  nicht  identisch  ist  — was  schon  daraus  hervorgeht, 
daß  in  den  weitaus  meisten  Fällen  eine  regelmäßige  Alimentation  nicht 
erfolgt,  also  andere  schließlich  die  Pflegekosten  tragen  — doch  in  aller 
Regel  eine  wahrhaft  grundlegende  Bedeutung  erlangen.  Sie  ist  eben 
die  ursprüngliche  und  eigentliche  Existenzbasis  des  Kindes  und 
nur  mit  Lebensgefahr  und  moralischem  Schaden  für  das  Kind  bildet 
sich  eine  andere  heraus.  So  wird  es  verständlich,  daß  fast  alle  wei- 
teren Einflüsse  auf  die  Verpflegung  wie:  Vormundschaftsführung,  Zeit 
der  Bestellung  des  Vormundes,  Abstammung  der  Geschwister  von  glei- 
chen oder  ungleichen  Vätern  u.  a.  m.,  vor  allem  nur  durch  die  Ali- 
mentation hindurch  wirken,  sich  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Alimentation 
zurückführen  lassen.  Nur  ein  Umstand  hebt  diese  ursprüngliche  Exi- 
stenzbasis meistens  auf  und  durchkreuzt  daher  solche  Ziffernreihen  : die 
spätere  Verheiratung  der  Mutter  mit  einem  andern  Mann,  in  welchem 
Fall  das  Kind  in  die  neue  Familie,  »Stiefvaterfamilie«,  übergeht.  Auch 
hier  beschränkt  sich  die  günstige  Wirkung  vorzugsweise  auf  die  von 
Müttern  mit  nur  einem  unehelichen  Kind  gegründeten  Stiefvaterfamilien. 
Mehrere  Kinder  aufzunehmen,  ist  eben  die  Familie  oft  nicht  imstande. 
Ziffernmäßig  hierauf  einzugehen,  würde  zu  weit  führen.  Es  sei  nur  be- 
merkt, daß  alle  diesbezüglich  bisher  angeführten  Ziffern  (ausser  den 
über  die  Gestorbenen,  die  keine  Fälle  verheirateter  Mütter  enthalten) 
auch  jene  Fälle  mit  umfaßten,  in  denen  sich  die  Mütter  später  mit 
anderen  Männern  verheirateten  und  so  die  Wirkungen  der  Alimentation 
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abgeschwächt  erscheinen.  Würde  man  nur  die  Kinder  der  ledig  ge- 
bliebenen Mütter  in  Betracht  ziehen,  so  würden  die  Wirkungen  der 
Alimentation  auf  die  Pflegezahl  noch  stärker  hervortreten. 

Betrachtet  man  die  Unterschiede,  welche  im  Gehalt  an  regelmäßig 
alimentierten  Kindern  nach  der  Pflegezahl  stattfinden,  nach  dem  Alter, 
so  zeigt  sich  im  allgemeinen : daß  sich  der  Mangel  an  Ali- 
mentation um  so  mehr  im  Pflegewechsel  äußert,  je 
länger  er  besteht.  Denn  die  einzelnen  Altersgruppen  zeigen,  daß 
die  Unterschiede  der  Pflegeklasscn  im  Gehalt  an  regelmäßig  Alimen- 
tierten immer  größer  werden  (mit  Ausnahme  der  an  Zahl  geringen 
Gruppe  9 1 1 J.  der  Kinder  ohne  Geschwister  und  der  Gruppen  '/a — i 

und  i—2  J.  bei  den  Gestorbenen  — was  nicht  unverständlich  ist,  da 
die  lebensgefährliche  Wirkung  des  Pflegewechsels  im  spätern  Alter 
geringer  wird).  Je  mehr  es  sich  um  ältere  Kinder,  die  dem  Mangel  an 
Alimentation  länger  ausgesetzt  waren,  handelt,  um  so  größer  werden  eben 
von  Pflegeklasse  zu  Pflegeklasse  die  Unterschiede  im  Prozcntgehalt  an 
regelmäßig  Alimentierten,  um  so  weniger  konnten  sich  daher  die  Nicht- 
Alimentierten  in  der  Pflegeklasse  halten.  Dazu  kommt  noch,  daß  unser 
Material  in  den  höheren  Jahrgängen  relativ  mehr  günstige  Fälle  ent- 
hält, als  der  Wirklichkeit  entspricht  (wie  schon  mehrfach  dargelegt 
wurde).  Die  Existenzbasis,  die  sich  für  das  Kind  ohne  Alimentation 
herausbildet,  ist  also  äußerst  schwankend  und  unsicher. 

Betrachtet  man  weiterhin  die  Größen  des  Prozentgehaltes  an  ali- 
mentierten Kindern  für  sich,  so  findet  man  mit  steigendem  Alter  der 
Kinder  fallende  (joten.  Unser  früheres  Ergebnis:  je  älter  das  Kind, 
um  so  mehr  Pflegen  hat  es  im  allgemeinen  durchgemacht  (bezw.  umso 
seltener  war  cs  in  nur  einer  Pflege,  umso  öfter  in  mehreren)  findet  so- 
nach an  den  Eigenschaften  der  Alimentenzahlung  ein  doppeltes  Ana- 
logon, was  beweist,  daß  es  nicht  ein  bloßes  Resultat  der  Wahrschein- 
lichkeit innerhalb  der  Wechsclfalle  des  Lebens  ausdrückt.  Das  erste 
Analogon  ging  dahin,  daß  das  Fehlen  der  Alimentation  sich  um  so 
mehr  in  Pflegewechsel  äußert,  je  länger  es  besteht.  Und  das  zweite 
ist  nun  das : je  älter  das  Kind  wird,  um  so  weniger  Aus- 
sicht hat  es,  dauernd  regelmäßig  alimentiert  zu  wer- 
den. Dies  zeigt  sich  außer  an  den  bisherigen  Spczialzahlen  besonders 
deutlich  auch  an  den  Summen  für  die  Altersstufen.  Es  waren  dauernd 
regelmäßig  alimentierte  Kinder  unter  den  Kindern  ohne  uneheliche  Ge- 
schwister im  Alter  von 


0 

und  I 

Jahren 

35.0% 

2 

* 3 

» 

32,2 » 

4 

bis  6 

> 

27.5  * 

7 

und  8 

> 

19.5  * 

9 

bis  1 1 

* 

15.9  * 

2 

> 14 

> 

15.2 » 
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Unter  den  Kindern  mit  Geschwistern,  im  Alter  von 


0 

und 

■ 

Jahren 

51,0%  regelmäßig  alimentierte 

2 

» 

3 

> 

33.8 » 

> 

4 

bis 

6 

> 

26,6  * » 

> 

7 

und 

8 

> 

17,0  * > 

9 

bis 

it 

* 

27,6  . 

» 

2 

» 

>4 

> 

14,6  > * 

» 

Es  zeigt  sich  aufs  deutlichste,  daß  die  relative  Anzahl  der  regel- 
mäßig alimentierten  Kinder  im  Laufe  der  Pflegezeit  stetig  und  rasch 
sinkt;  sie  geht  stark  unter  die  Hälfte  herunter.  Unter  den  Kindern 
mit  Geschwistern  sind  dabei  die  verschiedensten  Kategorien  (gleiche 
und  verschiedene  Väter,  erste  und  spätere  Kinder  - wir  werden  dies 
später  noch  genauer  sehen)  vereinigt,  so  daß  die  auffallende  Anomalie 
der  Altersgruppe  9/11  nichts  besagt. 

Für  die  Gestorbenen  sind  folgende  Zahlen  zu  nennen:  Es  waren 
unter  der  Altersstufe  von 


unter  lU  Jahr 

*3» 1 % regelmäßig  alimentierte  Kinder 

«/4-1/*  Jahr 

27.9  • 

» 

» 

V* — I Jahr 

24,5 » 

» 

> * 

1—2  Jahren 

■9,6 » 

> 

> » 

2 u.  mehr  Jahren 

>3,6  » 

» 

» » 

Auch  hier  ist  die  starke  Tendenz  zum  Sinken  völlig  deutlich.  Auf- 
fallend ist  aber  das  Anschwellcn  der  l/< — ’/a,  resp.  */a — 1 Jahr  ge- 
wordenen  Gruppe.  Dies  liegt  z.  T.  an  dem  großen  Prozentsatz,  derer  deren 
Zahlung  unbekannt  geblieben  ist  (326  % — s.  Tabelle  IV),  was  in  der 
ersten  Zeit  nach  der  Geburt  nicht  wie  sonst  so  durchaus  die  Be- 
deutung einer  mangelhaften  Alimentation  hat.  Zum  andern  Teil  dürfte 
es  so  zu  erklären  sein,  daß  die  sehr  früh  sterbenden  Kinder  besonders 
schlecht  alimentiert  und  versorgt  sind,  so  daß  sich  unter  ihnen  über- 
mäßig wenig  Alimentierte  vorfinden.  (Denn  eigentlich  wäre  das  ent- 
gegengesetzte Verhältnis  insofern  zu  erwarten,  als  die  Väter  eine  Zeit 
lang  nach  der  Geburt  in  viel  höherem  Maße  zahlungswillig  sind  und 
nach  und  nach  zu  zahlen  aufhören).  Der  Einwand,  daß  ja  gerade  kurz 
nach  der  Geburt  jene  Todesursachen  die  größte  Rolle  spielen,  die  von 
Pflegegeld  und  Pflege  sehr  unabhängig  sind,  nämlich : Lebenschwäche, 
Atrophie,  Krämpfe,  Lungenaffektionen,  angeborene  Syphilis4),  also  die 
Bedeutung  der  Alimentation  und  Versorgung  zurücktreten  müßte,  wäre 
unberechtigt,  denn  unsere  Beobachtungsmasse  ist  ja  gerade  von  jenen  kurz 

*)  Leber  Todesursachen  und  Verlauf  der  Sterblichkeit  vergl.  P rin  ging, 
Handbuch  der  medizinischen  Statistik,  Jena  1906,  S.  289  u.  281  ff.  und  Harald 
Westergaard,  Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Mortalität,  Jena  1901,  S.  358 
und  392  f. 


Digitized  by  Google 


Die  Verpflegungsverhältnisse  der  unehelichen  Kinder  etc. 


703 


nach  der  Geburt  erfolgenden  Todesfällen  gereinigt,  da  die  Hauptmasse 
erst  nach  ca.  6 Wochen  zur  Bevormundung  kommt.  So  ist  jene  Erklärung 
wohlberechtigt,  und  es  kann  darnach  erst  vom  nächsten  Zeitabschnitt 
an  die  natürliche  Bewegung,  daß  die  Väter  immer  mehr  auf  hören  zu 
zahlen,  zum  Durchbruch  kommen.  An  dieser  letzteren  selber  kann 
keinesfalls  ein  Zweifel  sein. 

Aus  den  Zahlen  über  die  Gestorbenen  geht  weiterhin  hervor,  daß  der 
Gehalt  an  alimentierten  Kindern  bei  ihnen  ganz  generell  weit  niedriger 
ist  als  bei  den  Ueberlcbenden.  Dies  ist  nicht  nur  aus  den  zuletzt  an- 
geführten summarischen  Ziffern,  sondern  auch  aus  den  früheren  Spezial- 
ziffern für  die  Pflegeklassen  deutlich  ersichtlich.  Um  zur  genaueren 
Vergleichung  gleiche  Zeiträume  zu  gewinnen,  nimmt  man  am  besten 
die  Altersstufe  '/ a— 1 und  1—2  Jahre  zusammen  (=•  ein  voll  zurückgeleg- 
tes halbes  und  1 voll  zurückgelegtes  ganzes  Jahr),  was  am  meisten  der 
Klasse  o und  1 Jahr  bei  den  Ueberlcbenden  entspricht.  Man  erhält 
dann  einen  Prozentgehalt  an  regelmäßig  alimentierten  Kindern  für  die 
Altersklasse 

o und  I volles  Jahr  bei  den  Uebcrlebenden  ohne  Geschwister  35,0  ü/tt 
1 > * » » » mit  Geschwistern  51,0  * 

*/ 1 u.  1 . » » Gestorbenen  (mit  u.  ohne)  Geschwister  21,3  » 

Der  Unterschied  zu  Ungunsten  der  Gestorbenen  ist  also  sehr  groß. 
Was  aber  wichtiger  ist,  ist  das,  daß  er  auch  für  die  Kinder,  die  nur  in 
einer  Pflege  waren,  wo  also  durch  das  Fehlen  der  Alimentation  kein 
Pflegewechsel  bewirkt  wurde,  gleichfalls  zu  ungunsten  der  Gestorbenen 
ziemlich  groß  bleibt.  Die  Zahlen  für  die  Kinder  mit  1 Pflege  der 
gleichen  Altersgruppen  sind  für  die 

Ueberlcbenden  ohne  Geschwister  38,1  °/0 
> mit  Geschwistern  58,4  > 

Gestorbenen  mit  u.  ohne  Geschw.  30,5  * 

Folgte  aus  dem  früher  Dargestelltcn , daß  der  Mangel  an 
Alimentation  eine  Bedingung  des  Pflegewechsels  und  somit  eine 
indirekte  Bedingung  der  Sterblichkeit  der  Unehelichen  ist ; so 
folgt  aus  dem  eben  veranschaulichten  geringeren  absoluten  Gehalt  an 
alimentierten  Kindern  bei  den  Gestorbenen,  insbesondere  sofern  die- 
ser auch  bei  den  Kindern,  die  nur  in  i Pflege  waren,  besteht,  also  auch 
dort,  wo  der  Mangel  keinen  Pflegewechsel  bewirkte  : daß  der 
Mangel  an  Alimentation  außerdem,  daß  er  eine  indirekte  Be- 
dingung der  Sterblichkeit,  durch  die  Bewirkung  von  Pflege  Wechsel,  bildet, 
noch  als  selbstständige  Bedingung  der  Sterblichkeit 
wirksam  ist.  Er  wirkt  dann  durch  die  Verschlechterung  der  Pflege 
als  solcher. 

Diese  zwiefache  (sowohl  indirekte  wie  direkte)  grundlegende  Be- 
deutung der  Alimentation  spiegelt  sich  in  allen  mit  ihr  zusammen- 
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hängenden  Vorgängen  und  Tatsachen  wieder.  So  in  der  Zahl  der 
Prozesse,  die  geführt  wurden  (worunter  im  folgenden  sinngemäß  auch 
die  Zwangsvollstreckungen  auf  Grund  der  Anerkennung  der  Vaterschaft 
inbegriffen  sind).  Es  ergeben  sich  folgende  Zahlen  für  die  Kinder  ohne 
Geschwister 


Alter : 

O/I  J. 

*/3  J- 

4/6  j. 

7/11  j- 

12/14  j. 

Es  kamen  Alimentprozesse  auf 

I oo  Kinder 

die 

in  I Pflege  waren 

>5.9 

20,0 

33.3 

38.6 

38,2 

* 

> 2 Pflegen  » 

18,6 

3°>4 

33.3 

38.7 

26,9 

* 

>3 

35.5 

33,8 

40,1 

34.6 

36,5 

- 

.4  * 

37.5 

36,1 

(37.7) 

46,6 

41,7 

Bei  dem  cingcklammcrten  Posten  handelt  es  sich  um  eine  kleine 
Bcobachtungszahl ; sonst  ist  die  Regelmäßigkeit  im  Ansteigen  der  Zahl 
der  Prozesse  mit  der  Zahl  der  Pflegen  mit  geringen  Abweichungen  sehr 
entschieden.  Die  gleichen  Ziffern  für  die  Unehelichen  mit  Geschwi- 
stern sind: 


Aller  : 


Alimentenprozesse  in  °/0  der  Kinder : 

2/6  j. 

7«  j. 

9/11  j- 

12/14  J. 

I Pflege  

>4,8 

16,9 

24.9 

16,1 

2 Pflegen 

33.3 

34.6 

31.0 

28,8 

3 Pflegen  ..... 

(30,3) 

27.7 

(2<>.7) 

32,2 

4 Pflegen  ..... 

38.9 

(14.6) 

(8.7) 

(13.6) 

Auch  hier  zeigen  die  Ziffern  sehr  deutlich  (die  eingeklammerten 
Ziffern  beruhen  wiederauf  zu  geringen  Beobachtungszahlen),  daß  ent- 
sprechend der  Not  in  den  Pflegeverhältnisscn,  auch 
die  Anstrengungen,  die  Alimentation  herbeizufüh- 
ren und  sicherzustellen,  wachsen  — mit  wie  wenig  Erfolg, 
wissen  wir  aus  den  früheren  Daten  über  die  Alimentcnzahlung.  Der  Umstand, 
daß  mit  wachsendem  Alter,  auch  innerhalb  der  Pflegeklassen,  die  Anzahl 
der  Prozesse  fast  bis  zuletzt  wächst  (und  da  wir  in  den  späteren  Alters- 
stufen vorwiegend  günstige  Fälle  haben,  dürfte  dieses  Ansteigen  in 
Wahrheit  noch  erheblicher  sein),  zeigt:  wie  unglaublich  spät  noch 
viele  Prozesse  eingeleitet  werden.  Der  Praktiker  wird  im  voraus  wis- 
sen, wie  wenig  Erfolg  sie  dementsprechend  haben  werden.  Und  außer- 
dem zeigt  sich:  wie  überaus  wenig  Prozesse  geführt  werden,  be- 
sonders wenn  man  sich  der  wirklichen,  äußerst  schlechten  Alimen- 
tationsverhältnisse erinnert.  Alles  dieses  ließe  sich  aus  unserem  Ma- 
terial ziffernmäßig  nachwcisen;  es  genüge  aber  hier  dieser  Hinweis. 

Was  die  Gestorbenen  anbelangt,  so  zeigt  sich  der  Zusammenhang 
von  Pflege-  und  Prozeßzahl  etwas  weniger  streng  wegen  der  kurzen 
Zeit,  die  zur  Prozeßführung  übrig  blieb,  tritt  aber  doch  deutlich 
hervor : 
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Erreichtes  Alter : 


Für  Qf0  der  Kinder  mit  Pflegen 

unter  */«  J. 

V.  -V.  j. 

*/»— « J- 

1—2  J. 

wurden  Aümentenprozesse  geführt : 

1 Pflege  ..... 

2.3 

7.0 

18,0 

18,4 

2 Pflegen  ..... 

2,6 

»M 

17,7 

24.7 

3 Pflegen  ..... 

3.3 

6,3 

2>,4 

34.5 

Es  zeigt  sich  außerdem,  daß  die  Prozeßziffer  im  allgemeinen  höher 
ist,  als  die  der  Ueberlebenden  gleichen  Alters,  was  der  im  allgemeinen 
schlechteren  Lage  der  Gestorbenen  entspricht. 

Ein  gleichartiger  Zusammenhang  spiegelt  sich  wieder  in  der  Gat- 
tung bezw.  (Qualität  der  Vormünder.  Es  zeigt  sich:  daß  diejeni- 
gen Kinder,  deren  Vormünder  ihre  Mütter  sind,  im 
allgemeinen  mehrPflegen  durchzumachen  haben,  als 
die  von  anderen  Personen  bevormundeten  Kinder. 
Da  der  schädliche  Einfluß  hier  mit  der  mangelhaften  Wirksamkeit  für 
die  Alimentation  identisch  ist,  so  können  nur  die  Zahlen  für  die  hohem 
Altersstufen  in  Betracht  kommen;  andererseits  können  die  erheblich 
vor  1900  (also  vor  Einführung  eines  gleichartigen  Vormundschaftsrech- 
tes mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch)  zur  Bevormundung  gekommenen 
Kinder,  wegen  der  alten  Vormundschaftsrechte,  die  für  die  auswarts- 
geborenen Kinder  galten  und  die  z.  B.  vielfach  der  Mutter  einen  eigenen 
»Klagevormund«  beigaben,  nicht  berücksichtigt  werden.  Für  die  Kinder 


ohne  Geschwister  ergibt  sich : 

Es  waren  °/ü  der  Vormünder®)  Mütter  bei  Alter  in  vollen  Jahren: 

den  Kindern  mit  2/3  4/6 

' Pflege 5°>°  % 5°.5°/o 

2 Pflegen 47,8  « 55,4  * 

3 Pflegen 58,1  » 65,7  . 

4 und  mehr  Pflegen — — 


Und  für  die  Kinder  mit  Geschwistern  sind  die  gleichen  Zahlen  des 
Alters  2 — 6: 

1 Pflege  54,8  % 

2 Pflegen  42,9  > 

3 Pflegen  56,5  . 

4 Pflegen  58,3  . 

Außer  dem  zweimaligen  Abfallen  bei  zwei  Pflegen  zeigt  sich  wider- 
spruchslos, daß  die  Vormünder  der  Kinder  mit  mehr  Pflegen  in  höherm 
Maße  Mütter  sind,  als  jener  mit  weniger  Pflegen.  Für  die  Gestorbenen 
ergeben  sich  folgende  Zahlen: 


®)  Es  sind  hier  und  im  folgenden  immer  nur  die  ersten  Vormünder  gemeint, 
nicht  die  nach  eventuellem  Wechsel  bestellten  spüteren,  denn  die  Prozeßführung 
liegt  ja  fast  durchaus  in  der  Hand  des  zuerst  bestellten  Vormundes. 
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Die  Mütter  waren  °/0  der  ersterc  Vor- 
münder bei  den  Kindern  mit 

1 Pflege  

2 Pflegen  ..... 

3 Pflegen  ...... 


Alter : 

unter  '/*  J-  ’/« — V»  J-  V» — I J- 

51.6  48,95  47,8 

5 >.9  57.2  58.0 

56.7  54.4  48.5 


Daß  sich  auch  hier  die  Erscheinung  so  deutlich  zeigt,  könnte  wun- 
dern, denn  wegen  der  geringen  Prozeßtätigkeit,  die  in  dem  kurzen 
Zeitraum  auch  von  den  andern  Vormündern  entwickelt  wird,  wäre  zu 
vermuten,  daß  der  Unterschied  in  der  Vormundschaftsfuhrung  kaum 
zur  Geltung  käme.  Wenn  dies,  wie  ersichtlich,  dennoch  der  Fall  ist, 
so  heißt  dies  nur,  daß  die  Mütter-Vormünderinnen,  wenn  sie  schon 
Prozeß  führen , dies  meist  noch  später  tun  als  die  andern  Vor- 
münder, was  sich  unten  nochmals  indirekt  ergibt,  sich  aus  unserem  Ma- 
terial aber  auch  direkt  nachweisen  ließ.  Von  dem  Gesichtspunkt  der 
Prozeßführung  aus  wird  überhaupt  wohl  die  nachteilige  Stellung  der 
Mütter  verständlich;  es  zeigt  sich  nämlich:  daß  die  Prozeßtä- 
tigkeit der  Mütter-Vormünderinnen  geringer  ist 
als  die  der  andern  Vormünder,  was  zur  Folge  hat,  daß  die 
von  ihren  Müttern  bevormundeten  Kinder  in  puncto  Alimentation  schlech- 
ter gestellt  sind  als  die  andern.  Für  die  Kinder  ohne  Geschwister  er 
gibt  sich: 

Es  kamen  auf  100  Kinder  mit  Pflegen  Ali- 


mentenprozesse  und  Zwangsvollstreckungen  auf 


Grund  von  Anerkennung  der  Vaterschaft  a)  bei 

Alter  in 

vollen 

Jahren 

den  von  der  Mutter  geführten  Vormundschaften ; 
b)  bei  den  von  den  übrigen  Vormündern  Vor- 

0/1 

2/3 

4/6 

7/1  ■ 

12/14 

mundschaften  *) 

1 l>n*ge  bj 

7,0 

9,5 

26,0 

3>,3 

26,3 

24,2 

28,95 

36,4 

40,9 

41,2 

2 Pflegen  “j 

11,0 

■5.5 

25,0 

28,5 

21,3 

25,6 

36.0 

40,0 

39,6 

27,0 

3 Pflegen  j'( 

26,7 
40, b 

25,6 

42.9 

33,o 

38.5 

27.9 

32,4 

20,8 

40,5 

a\ 

4 (u.  mehr  Pflegen)  A 

22,2 

25,0 

23,8 

38,1 

39,5 

35,o 

28,9 

34.5 

27,3 

25,6 

Im  Ganzen  aller  a) 

10,7 

16,05 

29,8 

28,9 

22,7 

Pflcgcklassen  b) 

. 

26,4 

34,9 

37,9 

37.3 

33,0 

Die  Erscheinung,  daß  die  Mütter  eine  geringere  Prozeßtätigkeit 
entwickeln  — und  also  ihre  vormundschaftliche  Funktion  minder  gut 
erfüllen,  — zeigt  sich  sonach  mit  großer  Deutlichkeit  und  Strenge. 


•)  Hierunter  auch  jene  Prozesse  und  Zwangsvollstreckungen,  die  von  Mit- 
vormündern  der  Mütter  geführt  wurden;  unter  >a)«  sind  diese  Vormundschaf- 
ten und  Prozesse  sinngemäß  nicht  berücksichtigt  worden.  — Es  sind  hier  nur 
die  ersten  Vormünder  und  ihre  Prozesse  gemeint. 
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Daß  die  vor  1900  zurückliegenden  Jahrgänge  (Alter  von  7 bis  14)  we- 
niger große  Unterschiede  zeigen,  liegt  an  dem  Hcreinspielen  anderer 
Vormundschaftsrechte.  Uebrigens  wären  die  Unterschiede  de  facto  noch 
größer,  wenn  nicht  einzelne  Richter  alle  Vormünder  zur  Prozeßführung 
veranlaßten  und  so  den  Vormund  der  eigenen  Initiative  enthöben. 
Daß  die  Unterschiede  im  Laufe  der  Jahre  fallen  — maßgebend  sind 
hiefür  die  summarischen  Ziffern  der  Altersgruppen  o — 6 — beweist 
auch,  daß  die  Mütter  später  ihre  Prozesse  fuhren.  Dagegen  fallen 
mit  der  Anzahl  der  Pflegen  die  Unterschiede  naturgemäß,  da  mit  der 
Not  in  den  Pflegeverhältnissen,  die  Notwendigkeit  der  ProzcßfUhrung 
gleichfalls  steigt.  Die  summarischen  Zahlen  für  die  Kinder  mit  Ge- 
schwistern sind: 

Alter  der  Kinder  : 

Es  kamen  auf  too  Fülle  Prozesse:  0/1  J.  2/6  J.  7/14  J. 

a)  bei  den  von  den  Müttern  gef.  Vormundschaften  7,8  18,3  14,5 

b)  bei  den  von  den  übrigen  Vormündern  geführten  Vor- 
mundschaften7)   17,7  28,1  27,1 

Die  gleichen  Zahlen  für  die  Gestorbenen  sind: 

'/«—'/» J.  */* — 1 y.  1—2  J. 

a)  5,0  10,25  14,5 

b)  .15.2  26,5  29,9 

Bei  den  gestorbenen  Kindern  sind  die  Unterschiede  noch  etwas 
größer,  was  bestätigt:  daß  die  geringe  Kignung  der  Mutter  zu  Vor- 
münderinnen  sich  indirekt  als  Sterblichkeitsbedingung  geltend  macht 
(wie  alles,  was  auf  Alimentation  und  Pflegcwechsel  cinwirkt).  — 
Bei  den  Kindern  mit  Geschwistern  sind  die  Unterschiede  am  klein- 
sten, was  sich  einerseits  auf  die  stabileren  Verhältnisse  der  Teilgruppc 
mit  gleichen  Vätern,  andererseits  auf  die  naturgemäß  intensivere  Pro- 
zeßtätigkeit der  Mütter,  die  mehrere  uneheliche  Kinder  haben,  zurück- 
führt. 

7)  Bei  den  Mütter-Vormünderinnen  zeigt  sich,  nebenbei  erwähnt,  gerade  diese 
Erscheinung  zahlenmäßig  nicht.  Z.  B.  waren  nach  Tabelle  II  unter  den  regelmäßig 
alimentierten  Kindern  im  Alter  von  2 und  3 Jahren  53,8%  von  ihren  Müttern  be- 
vormundet, unter  den  nicht  oder  wechselnd  alimentierten  nur  46,5%.  Dies  hängt 
aber  damit  zusammen,  daß  gerade  die  Mütter,  um  den  Vater  zu  schonen,  oft  an- 
geben er  zahle,  oder  die  Zahlungsvcrhältnisse  unbekannt  lassen.  Wie  die  Summen- 
Ruhriken  der  Tabellen  II — -IV  zeigen,  ist  denn  auch  gerade  in  jenen  Fällen,  in 
welchen  die  Mütter  Vormündcrinnen  sind,  die  Zahlung  am  öftesten  unbekannt. 
Nimmt  man  diese  Fälle  als  solche  ohne  regelmäßige  Alimentation  an,  wie  es 
durchaus  berechtigt  ist,  so  fallen  die  Zahlen  wieder  zu  Ungunsten  der  Mütter  aus; 
teils  hängt  es  auch  damit  zusammen,  daß  den  Müttern  nicht  selten  Rechtsanwälte 
u.  dgl.  als  Mitvormünder  («Klagevormünder«)  beigegeben  werden,  welche  die  Klage 
führen  und  so  z.  T.  günstige  Zahlungsverhältnisse  herbeiführen. 
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Aehnlich  schlechte  Vormünder  wie  die  Mütter  sind  erfahrungsge- 
mäß auch  die  Großväter.  (Sie  sind  in  Tabelle  II — IV  in  der  Rubrik 
»Verwandte«  zusammengefaßt,  welche  sie  vollständig  beherrschen).  Die 
Rückwirkung  auf  die  Pflegezahl  — so  also,  daß,  wie  bei  den  Müttern, 
jene  Kinder,  die  mehr  Pflegen  aufweisen,  in  höherm  Maße  Großväter 
zu  Vormündern  hätten  — ist  aber  deswegen  nicht  nachweisbar,  weil 
die  Großväter  vor  allem  in  jenen  Fällen  Vormünder  sind,  in  welchen 
Mutter  und  Kind  einen  Rückhalt  an  der  elterlichen  Familie  haben  und 
so  die  Pflegeverhältnisse  von  Vormundschaftsführung  und  Alimentation 
verhältnismäßig  weniger  abhängig  sind.  Daher  ergibt  sich  sogar,  au 
contrair,  in  der  Relation  von  Pflegezahl  und  Großvater-Vormündern 
zahlenmäßig  ein  sehr  günstiges  Bild.  Z.  B.  für  die  Unehelichen  ohne 
Geschwister  im  Alter  von  2 und  3 Jahren : 

1 Pflege  l8>7%  der  Vormünder  Verwandte 

2 Pflegen  14,7  * » » * 

3 Pflegen  10,8  * * » » 

4 Pflegen  8,3  • • » » 

Wie  die  Tabelle  II  zeigt,  läuft  aber  dieser  Reihe  abfallender  Ziffern 
auch  eine  abfallende  Reihe  der  von  Verwandten  versorgten  Kinder 
parallel : 

1 Pflege  23,3  */0  der  Kinder  mit  der  Mutter  bei  Verwandten 

2 Pflegen  8,7  »»»  »>»»  » 

3 Pflegen  1,4»»»  »»  » » » 

4 Pflegen  — »»»  » » » » » 

So  ist  die  günstige  Pflegezahl  der  von  Großvätern  (Verwandten)  be- 
vormundeten Kinder  nicht  von  deren  vormundschaftlicher  Tätigkeit  ab- 
leitbar, sondern  behauptet  sich  trotz  mangelhafter  vormundschaft- 
licher Tätigkeit.  Diese  ist  auch  direkt  nachweisbar,  z.  B.  an  den 
Alimentationsverhältnissen  der  betreffenden  Kinder.  Bei  den  Kindern 
ohne  Geschwister  waren  Verwandte  Vormünder 

Alter  : 

2 u.  3 J.  4—6  J. 

von  den  regelmäßig  alimentierten  13,1  % >3.'% 

von  den  nicht  oder  teilweise  alimentierten  15,05  » 22,1  » 

Wie  ersichtlich,  sind  die  Vormünder  der  nicht  alimentierten  Kin- 
der in  höherm  Maße  Verwandte  als  die  der  regelmäßig  alimentierten. 
Selbst  bei  den  Gestorbenen  (bei  den  Kindern  ohne  Geschwister  ermög- 
licht die  Tabelle  den  genauen  Einblick  nicht)  zeigt  sich  dies.  Es  wurden 
durch  Verwandte  bevormundet  % der 

Alter : 

unter '/»J.  '/*— */i  J.  l/i— ! J.  I — 2 J. 

regelmäßig  alimentierten  Kinder  0,98  11,7  10,30  0,62 

nicht  oder  teilw.  alimentierten  Kinder  12,90  9,7  10,87  iß, 94 
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Es  zeigt  sich  mit  einer  einzigen  Ausnahme  deutlich,  daß  die  Ver- 
wandten in  hoherm  Grade  unter  den  erfolglosen  Vormündern,  deren 
Mündel  nicht  alimentiert  werden,  vertreten  sind,  als  unter  den  erfolg- 
reichen Vormündern. 

Eine  ähnliche  Bedeutung  wie  die  Qualität  der  Vormünder  hat  die 
Zeit  der  Bestellung  des  ersten  Vormundes.  Je  später  die  Vormund- 
schaft eingeleitet  wird,  um  so  schwerer  sind  die  Prozesse  zu  führen, 
da  die  Väter  die  Einrede  der  exceptio  plurium  leichter  anwenden  kön- 
nen oder  nicht  mehr  zu  ermitteln  sind  und  andererseits  sich  auch  güt- 
lichen Vorstellungen  weniger  zugänglich  zeigen.  (Dies  unter  dem  Ein- 
druck der  Geburt  noch  am  meisten  der  Fall.)  Ferner  sind  von  Vätern, 
die  nicht  von  Anfang  an  zur  Zahlung  gewöhnt  wurden,  die  Alimente, 
trotz  eines  günstigen  Prozeßausganges,  schwerer  dauernd  beizutreiben, 
als  von  frühzeitig  zur  Zahlung  bestimmten  Vätern.  Das  alles  bewirkt 
es,  daß  der  Umstand,  ob  der  Vormund  früher  oder  später  bestellt 
wurde,  in  der  Lage  des  Kindes  zunickwirkt,  so  daß  Kinder,  deren 
Vormünder  später  bestellt  wurden,  mehr  dem  Pflege- 
wechsel anheim  fallen,  als  solche,  deren  Vormünder 
frühzeitig  bestellt  wurden.  — Bei  den  Kindern  ohne  Ge- 
schwister wurde  der  (erste)  Vormund  im  ersten  Vierteljahr  bestellt  in 
% der  Fälle: 


0 u.  1 J. 

Alter : 
2 u.  3 J. 

4—6  J. 

I Pflege 

91,2 

90,7 

85,7 

2 Pflegen 

83,8 

83,7 

73,o 

3 Pflegen 

79,1 

70,3 

73,8 

4 Pflegen 

75.0 

69,4 

69,8 

Desgleichen  bei  den  Kindern  mit  Geschwistern  : 

Alter : 


0 u.  1 

j.  2/6  J. 

I Pflege 

93,8 

87.9 

2 Pflegen 

73,4 

70,5 

3 und  mehr  Pflegen 

(57,2) 

67,1 

Und  selbst  bei  den  Gestorbenen : 

Alter : 

1 

(«-'/•  J- 

'/»—I  J.  1—2  J. 

1 Pflege 

93,0 

98,3  93,9 

2 Pflegen 

89,4 

82,9  85,5 

3 und  mehr  Pflegen 

83,6 

79,6  68,9 

So  zeigt  sich  fast  ausnahmslos  in  genauer  Abstufung  die  günstige 
Wirkung  der  früheren  Vormundschaftsbestellung,  indem  die  Kinder,  die 
weniger  Pflegen  durchmachen  mußten,  ausnahmslos  öfters  (d.  h.  im 
ersten  Vierteljahr)  ihren  Vormund  frühzeitig  erhielten,  als  die  andern. 
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Wie  außerordentlich  fein  verästelt  diese  Wirkung  ist,  zeigt  sich  insbe- 
sondere daran,  daß  auch  die  ganz  früh  — im  ersten  Monat  — be- 
stellten Vormünder  in  höherem  Maße  bei  den  Kindern  mit  wenig  Pfle- 
gen Vorkommen,  als  bei  den  Kindern  mit  viel  Pflegen.  Die  Zahlen 
sind  für  das  Alter  o und  i Jahr  für  die  Kinder 

ohne  Geschwister:  mit  Geschwister: 

Der  Vormund  wurde  bis  zum  jo.  Tage  bestellt 
in  °/0  der  Kinder  mit  nebenstehender  Pflegezahl 


1 Pflege 

19,2 

20,10 

2 Pflegen 

15.0 

10,10 

3 Pflegen 

»1.3 

— 

Bei  den  Gestorbenen  zeigt  sich  der  Abfall  der  Prozentzahlen  an 
allen  Altersgruppen  vollkommen : 

unter  '/«  J.  >/«—'/»  J.  '/t—l  J.  1—2  J. 

Der  Vormund  wurde  bis  zum  30.  Tage  bestellt  in 
% der  Kinder  mit  nebenstehender  Pflegezahl : 


I Pflege 

16,9 

10,5 

10,8 

8,2 

2 Pflegen 

<3.2 

10,9 

7.7 

8.7 

3 Pflegen 

(•6.7) 

5.< 

z.9 

2,2 

Die  Kinder  mit  weniger  Pflegen  haben  also  fast  durchaus  öfters 
sehr  rasch  nach  der  Geburt  ihren  Vormund  erhalten,  als  jene  mit  mehr 
Pflegen.  — Durch  diese  feine  Abstufung  innerhalb  des  ersten  Monats 
und  des  ersten  Vierteljahrs  ist  insbesondere  der  etwaige  Einwand  zu- 
rückgewiesen, daß  die  später  eingeleiteten  Vormundschaften  vielleicht 
von  vornherein  vorzugsweise  Fälle  mit  schlechten  Verhältnissen  be- 
treffen, in  denen  z.  B.  die  rasche  Bestellung  durch  Nachforschung  nach 
der  (übersiedelten,  abgewanderten  etc.)  Mutter  verhindert  wurde.  Dies 
trifft  aber  nur  für  die  sehr  spät  eingcleitetcn  Vormundschaften  in  ge- 
wissem Maße  zu.  — Uebrigens  zeigt  auch  der  Vergleich  der  absoluten 
Größen  der  Prozentzahlen,  daß  die  Gestorbenen  im  allgemeinen  später 
ihren  Vormund  erhalten  haben  als  die  Ueberlcbenden. 

Korrespondierende  Verhältnisse  zeigen  sich,  wenn  wir  untersuchen, 
ob  die  regelmäßig  alimentierten  Kinder  in  der  Tat  rascher  ihren  Vor- 
mund erhalten  haben  als  die  andern.  Wir  können  hierzu,  um  genügend 
große  Zahlen  zu  erhalten,  nur  die  summarischen  Ziffern  für  die  Alters- 
gruppen benützen.  Sie  sind  für  die  Kinder  ohne  Geschwister : 

Alter  : 

o u.  I Jahr  2 u.  3 Jahre  4 — 6 J.  8) 

Für  °/0  der  nebenstehenden  Kinder  wurde  der  Vormund 
bestellt  bis  zum 

30.  Tage  31. — 91.  30.  Tage  31.— 91.  30.  Tage  31.— 91. 


Tage 

Tage 

Tage 

rcgelm.  aliment.  Kinder  14,8 

76.5 

8,3 

75.2 

7-3 

79.6 

nicht  od.  teilw.  alim.  Kinder  (15,5) 

68,2 

5.3 

75.6 

4.4 

66,95 

8)  Für  die  spätem  Alter  wegen  der  vielen  gesetzlichen  Vormünder  und  be- 
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Desgleichen  dir  die  Kinder  mit  Geschwistern,  des  Alters  2 — 6 Jahre: 
Für  % der  nebenbezeichneten  Kinder  wurde 
der  Vormund  bestellt  bis  zum 
30.  Tage  31. — 9t.  Tage 

regelmäßig  alimentierte  Kinder  9,8  72,5 

nicht  oder  teilw.  alimentierte  Kinder  5,5  64,2 

Desgleichen  für  die  Gestorbenen : 

Alter: 

unter '/z  J.  ’/» — */*  J.  ‘/j — 1 J-  1—2  J. 

Für  **/„  der  nebenbezeichneten  Kinder  wurde  der 
Vormund  bestellt  bis  zum  . . . Tage  nach  der  Geburt : 


30. 

31-91- 

3°- 

3 •- — 9*- 

3°. 

31—9'- 

[ 

O 

regelm.  alim.  Kinder 
nicht  oder  teilweise 

>8,5 

69,2 

12,5 

797 

9.3 

75.3 

(3.0 

84.4 

alimentierte  Kinder 

14.2 

71,6 

8.95 

79.7 

5.5 

76,6 

6,8 

77.> 

Mit  Ausnahme  des  eingeklammerten  auf  zu  geringer  Beobachtung 
beruhenden  Postens  zeigten  sich  bei  den  nicht  oder  mangelhaft 
alimentierten  Kindern  überall  abfallende  Größen,  welche  besagen : daß 
die  regelmäßig  alimentierten  Kinder  in  höherem  Maße  frühzeitig  ihre 
Vormünder  erhielten,  als  die  mangelhaft  oder  nicht  alimentierten.  Und 
daß  bei  den  sehr  rasch  (nämlich  bis  zum  30.  Tage  nach  der  Geburt) 
bevormundeten  Kindern  die  Unterschiede  größer  sind  als  bei  den 
weniger  rasch  (nämlich  im  Laufe  des  zweiten  und  dritten  Monats)  be- 
vormundeten Kindern,  illustriert  weiterhin  die  besonders  günstige 
Wirkung  der  möglichst  bald  nach  der  Geburt  erfolgenden  Einleitung 
der  Vormundschaft,  die  leider,  wie  die  geringen  Prozentsätze  beweisen, 
recht  selten  vorkommt9).  So  zeigt  sich  also:  je  rascher  die 
Kinder  einen  Vormund  erhalten,  um  so  mehr  Aus- 
sicht auf  regelmäßige  Alimentation  haben  sie. 

Zuletzt  ergibt  sich  ein,  wenn  auch  schwacher,  Einfluß  des  Ge- 
schlechtes des  Kindes  auf  die  Alimentationsverhältnisse.  Hierüber  geben 
unsere  Tabellen  keinen  Aufschluß.  Eine  Durchzählung  der  Altersgruppe 
2 — 6 der  Uebcrlebenden  ohne  Geschwister  (dabei  die  Sechsjährigen 
nur  soweit  1900  geboren,  um  die  früheren  Vormundschaftsrechte  aus- 
zuschalten) ergab  unter  den  Kindern  mit 

1 Pflege  36,8  °/0  rcgclm.  alimentierte  Knaben,  32,2  °/0  regelm.  aliment.  Mädchen 

2 Pflegen  35,7  » > > * 28,2  > » 9 » 

3 * 23,8  > > > * 26,2  * » » » 

4 > 18,9  » * » > 17,9  > * > > 

sonderen  Klagevormünder  der  verschiedenen  Vormundschaftsrechte  nicht  durch- 
führbar. 

®)  Uebrigens  ist  am  Frankfurter  Vormundschaftsgericht  erfreulicherweise  int 
Laufe  der  Zeit  eine  immer  schnellere  Bestellung  der  Vormünder  eingetreten. 

46* 
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Außer  einer  geringfügigen  Ausnahme  (bei  3 Pflegen)  zeigt  sich 
sonach : daß  die  Knaben  in  etwas  höherem  Grade  regel- 
mäßig alimentiert  werden  als  die  Mädchen. 

Darnach  stände  zu  erwarten,  daß  sich  diese  günstigere  Alimen- 
tierung  auch  in  den  Pflegeverhältnissen  der  beiden  Geschlechter  äußert. 
Dies  zeigt  sich  denn  auch  in  der  Tat,  wenn  man  nicht  mehrere  Jahr- 
gänge zusammenzieht,  weil  die  Altcrsbesetzung  bei  Knaben  und  Mäd- 
chen sehr  verschieden  ist,  sondern  jahrgangsweisc  verfährt.  Es  ergibt 


sich  (nach  Tabelle  I) 

für  die 

Kinder  ohne  Geschwister: 

Die 

Knaben  des  nebenbezeichneten  Alters  verteilen 

Voll  erreichtes  Alter. 

sich  prozentuell  auf  Pflegen : 

1 

2 3 u.  mehr 

Summe  der  % 

0 Jahre  . 

52.0 

40,1  7>9 

100,0 

1 Jahr  . 

47.3 

37.i  >5.6 

100,0 

2 Jahre  . 

37.5 

3S.3  24.2 

100,0 

3 Pflegen : 

, u.  mehr: 

12/14  Jahre 

10,0 

33,3  42,2 

>4,5 

100,0 

Desgleichen  die  Mädchen  : 

0 Jahre  . 

63.3 

31.2  5.5 

100,0 

1 Jahr  . 

43.7 

39.2  >7.o 

100,0 

2 Jahre  . 

29,9 

45.3  2, ,8 

100,0 

3 Pflegen : 

4 u.  mehr: 

12/14  Jahre 

10,0 

27.3  41,8 

20,9 

100,0 

Mit  der  einzigen 

Ausnahme  des  Alters  von  c 

> Jahren  - 

- die  viel- 

leicht  damit  zu  erklären  ist,  daß  auch  mehr  Knaben  legitimiert  werden 
(was  sich  aus  unserm  anderweitigen  Material  ergibt]  und  so  gerade  bei 

Laut  Tabelle  II  wurden  unter  den  4 — 6 Jahre  beobachteten  Kindern  — ca.  aus 
1900/1902  stnmmcnd  — nur  5,8%  der  Vormünder  bis  zum  30.  Tage  nach  der 
Geburt  des  Kindes  bestellt;  unter  den  2 und  3 Jahre  beobachteten  — hauptsäch- 
lich aus  1903  und  1904  stammend  — 6,o%;  unter  den  o und  1 Jahr  beobachte- 
ten — hauptsächlich  aus  1905  und  1904  stammend  — schon  16,3  %!  Seit  1906 
ist  eine  weitere  erhebliche  Beschleunigung  dadurch  eingetreten,  daß  die  Anzeige 
des  Standesamtes  von  der  erfolgten  Geburt  eines  unehelichen  Kindes  zuerst  an 
den  Gemeindewaisenrat  geht,  welcher  gleich  einen  Vormund  vorschlägt  und  die  Be- 
nachrichtigung an  das  Amtsgericht  weiterleitet.  Dadurch  wird  eine  Amtshandlung  : 
die  Anfrage  des  Richters  an  den  Gemeindewaisenrat  um  einen  geeigneten  Vor- 
mund, erspart  und  so  Zeit  gewonnen.  — Dieses  abgekürzte  und  Arbeit  sparende 
Verfahren  wäre  im  Interesse  der  unehelichen  Mündel  allerorten,  wo  cs  noch  nicht 
eingeführt  ist  (cs  besteht  z.  B.  auch  in  Bonn  und  Coblenz)  eindringlichst  zu  em- 
pfehlen. Es  gewährt  auch  den  Vorteil,  daß  Mutter  und  Kind  dem  Gesichtskreis 
des  Gemcindcwaisenrates  und  der  Behörden  überhaupt  nicht  so  leicht  entschwindet, 
wodurch  die  Mühe  nachträglicher  Ermittelungen  und  die  Gefahr  der  Nichtbe- 
vormundung der  Kinder  vermindert  wird. 
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der  besten  Gruppe,  von  einer  Pflege,  die  meisten  Abgänge  entstehen  — 
sind  die  Mädchen  in  allen  angeführten  Altersklassen  im  Nachteil,  indem 
relativ  weniger  von  ihnen  in  nur  einer  Pflege  bleiben  und  relativ  mehr 
dem  Pflcgewechsel,  auch  dem  öfteren,  anheimfallcn.  — Die  gleiche  Er- 
scheinung zeigt  sich  selbst  bei  den  gestorbenen  Kindern!  Da  ergibt  sich: 


Vollerreichtes  Alter 

Die 

Knaben 

des  nebenbezeichneten 

Alters  verteilen 

beim  Tode : 

sich  prozentuell  auf  Pflegen : 

1 

2 

3 u.  mehr 

Summe  der  % 

unter  l/4  Jahre 

34,2 

52,4 

*3.4 

100,0 

74-7*  Jahr  • 

28,6 

53,4 

18,0 

100,0 

Vt-I  • • . 

27,3 

4<>.7 

26,0 

100,0 

1 — 2 Jahre 

30,6 

43,1 

26,3 

100,0 

Desgleichen  die 

Mädchen : 

unter  */♦  Jahre 

3«, 5 

62,3 

6,2 

100,0 

V« — 7*  Jahr  • 

. 29,8 

52,1 

18,1 

100,0 

7«—i  * 

22,5 

48,5 

29,0 

100,0 

i — 2 Jahre 

25,4 

42,4 

32,2 

100,0 

Mit  geringen  Unebenheiten  zeigt  sich  die  durchaus  ungünstigere 
Stellung  des  weiblichen  Geschlechtes,  das  relativ  weniger  Kinder  in 
einer  Pflege  und  mehr  zweier  oder  mehrerer  Pflegen  aufweist.  Natürlich 
kann  sich  dieser  Einfluß  nicht  dahin  geltend  machen,  daß  die  unehe- 
lichen Säuglinge  weiblichen  Geschlechtes  eine  größere  Sterblichkeit  auf- 
wiesen als  jene  männlichen  Geschlechtes,  denn  die  Knabensterblichkeit 
der  ersten  Lebensjahre  ist  von  Natur  um  so  vieles  größer  (ca.  100: 118), 
daß  diese  schwache  äußere  Einwirkung  ohne  bedeutende  Spuren  ver- 
schwinden muß.  — Der  Grund  für  die  etwas  schlechtere  Lage  der 
Mädchen  ist  nicht  schwer  einzusehen.  Er  liegt  darin,  daß  die  Väter 
eher  geneigt  sind  für  Knaben  als  für  Mädchen  Alimente  zu  bezahlen. 

Es  verbleibt  noch,  die  Sonderstellung  der  unehelichen  Kinder  mit 
unehelichen  Geschwistern  klar  zu  machen,  von  denen  wir  sahen,  daß 
sie  in  bezug  auf  ihre  Pflege-  und  Alimentationsvcrhältnissc  eine  günstige 
Stellung  cinnehmcn.  Es  ergibt  sich  da  zweierlei  zu  untersuchen:  erstens 
das  Verhalten  der  Gnippe,  in  der  eine  Mutter  von  einem  und  dem- 
selben Manne  mehrere  uneheliche  Kinder  hat  und  jener,  in  welcher 
verschiedene  Männer  die  Väter  der  Kinder  sind;  zweitens  das  Ver- 
halten der  Gruppen,  welche  von  den  ersten  und  von  den  späteren  un- 
ehelichen Kindern  gebildet  werden.  Die  ersteren  Gruppen,  nach  der 
Abstammung  der  Geschwister  vom  gleichen  oder  von  verschiedenen  Vätern 
wären  wieder  nach  der  Zahl  der  unehelichen  Kinder  (Geburten)  der 
Mutter  zu  unterscheiden  und  darnach  ob  sämtliche  Kinder  von  ver- 
schiedenen Vätern  sind  oder  ein  Teil  vom  gleichen  Vater  (oder  gleichen 
Vätern  wenn  z.  B.  unter  6 Kindern  je  2 von  einem  Vater  und  die  andern  2 je 
von  einem  andern  stammen);  bei  den  letzteren  Gruppen,  nach  der  Geburtcn- 
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folge,  wären  wieder  möglichst  weitgehend  i.  2.  3.  4.  und  spätere  zu  unter- 
scheiden. Zur  Erfassung  der  Bedeutung  dieser  Feinheiten  für  die 
Pflegeverhältnisse  ist  indessen  unser  Material  zu  klein;  wir  unterscheiden 
lediglich  Geschwister  von  gleichen  oder  verschiedenen  Vätern,  und 
erste  und  spätere  Geschwister10).  In  der  ersten  Hinsicht  ergeben  sich 
folgende  Zahlen; 


Geschwister  vom 

gleich  1 

en  Vater 

von 

verschiedenen  Vätern 

0 u.  1 

2—6 

7-13 

14  u.  m. 

0 u.  1 

2-6 

7— *3 

14  u.  m. 

Jahr 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahr 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Es  machten  °/0  der  Kinder  obigen  Alters  die 
Anzahl  von  Pflegen  durch 

nebenstehende 

I Pflege 

76,3 

5°.4 

38,9 

*3.5 

56.* 

*3.7 

11.9 

13.3 

2 Pflegen 

18,4 

20,3 

*6,5 

20,6 

35.9 

35.7 

33.* 

34.3 

3 * 

5.3 

«7.« 

20,4 

26,5 

6.3 

*4.5 

34.0 

28,6 

4 » 

— 

8,9 

7.1 

>4.7 

1,6 

11,* 

>*.7 

16,2 

5 u.  mehr  Pflegen  — 

33 

7.1 

>47 

— 

4,3 

8,2 

7.6 

Summe 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Gruppen  ist  durchschlagend : 
die  Geschwister  gleicher  Abstammung  haben  nicht 
nur  bedeutend  günstigere  Pflegeverhältnisse  auf- 
zuweisen als  die  Geschwister  verschiedener  Abstam- 
mung, sondern  sie  stehen  sogar  wesentlich  günstiger  da,  als  die  un- 
ehelichen Kinder  ohne  Geschwister,  wie  ein  Vergleich  mit  den  be- 
treffenden früheren  Daten  lehrt.  Sie  sind  es  daher,  welche  trotz  ihrer 
numerischen  Schwäche  (unter  945  vollständig  Beobachteten  308  von 
gleichen  Vätern,  637  von  verschiedenen  Vätern!)  die  allgemeinen, 
günstigen  Eigenschaften  der  Gesamtgruppe  der  Kinder  mit  Geschwistern 
bestimmen.  Namentlich  die  jüngeren  Kinder  sind  vielfach  solche,  die 
späterer  Legitimation  — welche  stattfindet,  wenn  die  natürlichen  Eltern 
heiraten  — bestimmt  sind,  also  den  ehelichen  Kindern  nahe  kommen. 
Dagegen  zeigen  die  Geschwister  ungleicher  Abstammung  Verhältnisse, 
die,  namentlich  in  der  Besetzung  der  höhern  Pflegeklassen  (Ausnahme 
die  Altersstufe  o und  1)  nicht  unerheblich  unter  jenen  der  Kinder 
ohne  Geschwister  stehen. 

Sonach  ist  es  eine  generelle  und  wichtige  Bedingung  der  Pflege- 
verhältnisse solcher  unehelicher  Kinder,  die  noch  uneheliche  Geschwi- 
ster haben,  ob  sie  gleicher  oder  ungleicher  väterlicher  Abstammung 
sind.  Dies  ist  auch  begreiflich,  denn  die  Stabilität  oder  Beweglichkeit 
der  Beziehungen  der  Mütter  zu  den  Vätern  spiegelt  in  der  Regel  die 
moralischen  Qualitäten  der  Mütter  wieder  und  ist  damit  auch  ein  Fak- 


10)  Nur  nebenher  kann  hier  mUgcteilt  werden,  wie  die  Mütter,  welche  mehrere 
uneheliche  Geburten  aufzuweisen  hatten,  sich  gruppieren.  Sofern  alle  Kinder  am 
I-ebcn  blieben,  ergab  sich  (in  absoluten  Zahlen): 
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tor  der  äußeren  Lebensbedingungen  der  Kinder.  Auch  hier  ist  übrigens 
der  Weg,  durch  den  die  günstige  oder  ungünstige  Wirkung  geht,  die 
Alimentation.  Zahlenmäßig  ergibt  sich  (wobei,  wie  früher  die  Ver- 
pflegung des  Kindes  im  Konkubinat  und  durch  Verwandte  des  Vaters 
als  regelmäßige  Bezahlung  angesehen  wird): 


Es  waren  unter  den  Kindern 
des  bezeichn  eien  Alters  °/0 
regelmäßig  alimentiert: 

Geschwister  gleicher 
Abstammung 
0 u.  1 2—6  7— »4 

Jahr  Jahre  Jahre 

Geschwister  verschiedener 
Abstammung 
0 u.  1 2 — 6 7 — 14 

Jahr  Jahre  Jahre 

in  Summa  der  Altersstufe 

68,4 

5M 

33.3 

40,7  17.4 

>3.75 

unter  jenen  mit  l Fliege 

— 

62,9 

59.6 

— 4>.s 

34.9 

2 Pflegen 

— 

44.0 

35.15 

— >2.5 

>3.7 

3 u.  mehr  Pflegen  — 

36.> 

8,62 

— 7.7 

9.0 

Wir  sehen,  was  ganz  der  vorherigen  Tabelle  entspricht,  die  Kinder 
von  gleichen  Vätern  vergleichsweise  außerordentlich  günstig  alimentiert, 
hingegen  jene  von  verschiedenen  Vätern  ungünstiger  alimentiert  als  die 
einzigen  unehelichen  Kinder  ihrer  Mutter  (dabei  wieder  von  der  ersten 
Altersgrenze  abgesehen).  Daß  der  Abfall  des  Gehaltes  an  alimentierten 
Kindern  mit  der  Pflegezahl  so  äußerst  jäh  ist,  entspricht  ganz  den  an- 
gespannten Verhältnissen,  die  meist  nur  ein  entweder  — oder  zulassen. 
Für  die  Geschwister  ungleicher  Abstammung  könnte  man  allerdings 
leicht  noch  schlechtere  Verhältnisse  vermuten,  da  die  Mütter  im  allge- 
meinen gewiß  ein  minderwertiges  Material  darstellen.  Diese  Lage  hängt 


gleicher  Vater 

Müttern  mit  2 Geburten  98 

» » 3 » 18 

> * 4 > 5 

» » 5 u.  mehr  Geburten  2 


verschiedene  Väter 
>74 
33 
12 
2 


123 


221 


Sofern  ein  Teil  der 


Müttern  mit  2 


• 3 
» 4 

» s 


% 35.75 

% 64,25. 

Kinder  (nicht 

sämtliche !)  starb : 

gleicher  Vater 

verschiedene  Väter 

Geburten 

38 

109 

» 

*3 

42 

4 

19 

u.  mehr  Geburten  5 

II 

60  241 

% 24.9  % 75.«- 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  Totgeburten  und  vor  Vormundschaftseinleitung 
gestorbene  Kinder  meistens  nicht  bekannt  geworden  sind,  so  daß  diese  Zahlen  im 
Ganzen  zu  günstig  sind. 

Aus  diesen  Zahlen  geht  klar  hervor,  daß  die  Fälle,  in  denen  auch  Kinder 
starben,  sowohl  in  Bezug  auf  Geburtenzahl  wie  Anteil  der  Mütter,  deren  unehe- 
liche Gatten  verschiedene  Männer  waren,  wesentlich  ungünstiger  dastehen. 
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Die  Kinder  des  bezeichneten  Alters 

1 Pflege 

2 Pflegen 

3 » 

4 u.  m.  Pfl. 

(50.0) 

(50.°) 

39.4 

25.8 

21,2 

10,6 

32.5 

28.6 

24.6 
13.3 

(79.4) 

(14.7) 

(5.9) 

63.2 
14,0 

12.3 

10,5 

38.6 

21.4 

18.6 
21.4 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

1 ^1  I ! !— 


(42.9) 
l 12.9) 
(14,2) 


100,0 


«9.5 
57.9 
2»,  2 
14.4 


100,0 


12,6 

34.5 

29.« 

23.8 


ioo,o 


57-8 

35.« 

5.3 

i,8 


100,0 


27.3 

33.9 

21.5 

«7-3 


100,0 


«1.9 

32,2 

37.o 
1 8.9 


100,0 


NB. : Bei  den  eingeklatmnerten  Posten,  die  völlig  anxu- 

mäßigen Verlauf  der  Zahlenbewegung  fallen,  sind  < ie  * 
länglich.  Die  letzteren  sind,  der  Reihenfolge  der  Rubnken  nach.  4.  66,  77. 

C7  77.  7,  IOV  206,  ^7«  *43*  . . i 

Das  überraschende  Ergebnis  dieser  Ucbersichl  - “ "j*  * . 
mit  einer  emsigen  Ausnahme:  (7-mJ-  versch. V^)  durchgao* g 
daß  die  spateren  Kinder  be..< >r  • » P «•««* = „'tk , 
unterworfen  sind  al  s d.e  fr  b her  en  und  aw^^ 

die  Kinder,  die  von  gleichen  Wtt  _ Beim 

jene,  die  von  verschiedenen  Vätern  da^en.J,^ 
ersten  Nachdenken  würde  man  allerdings  das  Geg  jc'  zahlrcicher 
nämlich  dass  die  Kinder  eine  umso  gröbere  Last  werfe  cjner 

sie  eben  sind,  namentlich  jene  verschiedener  um  Aijmentations- 

Mutter.  Indessen  macht  uns  die  genaue  Betrachtung  Zu. 

.1  Da.no„ori,ittni«r  Hok  Cietrcnteil,  das  uns  die 


nmuern  (o,  it  2/o>  dieser  ganzen  uruppe  viele  sinn,  uie  zur  späteren 
Legitimation  bestimmt  sind,  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  noch 
mehr  Eltern  zur  wirklichen  Heirat  als  zum  Konkubinat  schreiten.  Wie 
aus  den  Bemerkungen  in  den  Zählkarten  hervorgeht,  handelt  cs  sich 
bei  den  Konkubinaten  vielfach  um  Fälle,  in  welchen  Ehehindemisse 
der  Heirat  entgegenstehen.  Nicht  selten  sind  es  verheiratete  oder  »in 
Scheidung  lebende«  Männer,  welche  die  Konkubinate  begründen.  — 
Zu  den  Konkubinaten  kommen  außerdem  Stiefvaterfamilien  (bei  den 
i.  Kindern  2/6  keine,  aber  7/14  13,0°/«,  bei  den  2.  Kindern  2/6:  7,o°/o, 
7/14  ix,4°/o),  was  die  günstigere  Lage  der  späteren  Kinder  weiterhin 
aus  bloßen  Wahrscheinlichkeitsgründen  verständlich  macht,  denn  diese 
haben  nicht  so  lange  Zeit  bis  zur  Gründung  der  Familie  und  dem  Ein- 
tritt in  sie  zu  verleben  als  die  früher  geborenen  Kinder. 

Aehnlich  sind  die  Unterschiede  in  Betreff  der  Geschwister  ver- 

*)  D.  lt.  Mutter  und  Kind  befinden  sich  bei  mütterlichen  oder  väterlichen  Ver- 
wandten oder  das  Kind  allein  hei  solchen  Verwandten. 
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l.  KinJ  »•  K,l,a 
1.9 

S.J  *?  S 


- Hie  litngstwährcndc  (oder  cMpl  Weg«  ~ 

statt  bei: 

Yerwatiiltcn  wiui  Müller  oder 
V ei  wandtet!  allein 
I.  Kind  » Kind 

Alt«  »-I6  Jsh.e  3».°  '9-85 

» 7— »4  • 3*'9  *5*35 

Diese  Zahlen  zeigen  für  ein  gutes  Teil  der  Kinder  gesicherte 

''“"Tw!  spielt  eine  Holle,  daß  es  siel,  hier 
handelt,  die  durch  das  Vorhandensein  ihre,  vlolsJ*n<lig  !*«*• 

meist  stabile  IMlcgeverhaltn.vse  darlueten.  d»en  63l  _ 8 f 

achteten  Kindern  der  in  Rede  stehenden  Masse  o- M ahr,^  ^ ^ 
entsprechen  »,  Mutter,  unter  «lehen  *3  *»  „«*,*■* 


rncv^nnaiuiissc  ml  weiten  . 
v*lt7  •>.  • . her  Abstammung  und  — summarisch 
J?"*1  mten.  Die  UcbacMmiut 

GcfuaVmc  i*t  wonach  eine  vollständige. 
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bedingungen  haben  als  die  regelmäßig!  alimentierten  (durch  Bewirkung  von 
PHcgcwcchsel  und  Verschlechterung  der  Qualität  der  Pflege);  die  Kinder, 
deren  Vormünder  spät  bestellt  werden  schlechtere  als  jene,  deren  Vormün- 
der frühzeitig  bestellt  werden  und  iladureli  eine  erfolgreichere  Prozeß  und 
sonstige  Tätigkeit  entwickeln  können);  die  Kinder,  deren  Vormünder 
ihre  Mütter  und  Großvater  sind,  schlechtere  als  diejenigen,  die  andere 
Vormünder  erhielten  (gleichfalls  infolge  der  geringeren  Prozcßtatigkeit 
•Irr  Mütter  und  Großväter);  die  Mädchen  schlechtere  als  die  Knaben 
(wegen  der  etwas  geringeren  Zahlungswilligkett  der  Väter) ; die  Kinder 


J 


Oie  Verpflegungsarten  oder -Formen,  die  in  den  Tabellen  ocs 
hanges  unterschieden  wurden,  *md  folgende:  « . 

i Das  Kind  wird  von  der  Mutier  unmittelbar  und  allem  'CH  J 
und  erzogen.  (In  den  Tabellen  erscheint  diese  Cru^  unter  <'«“ 
Titel  .Mutter  allein-.)  In  dieser  Position  sind  aller  neben  de  remen 
Form,  in  welcher  die  Mutter  das  Kind  dauernd  zu  Hause  emel.  «£* 
zwei  andere  enthalten.  NlmBch  jene  Falle,  in  denen  ^ **"?*££ 
öffentliche#  oder  privaten  Anstalt  zur  Welt  kam  und  som  1 : ««  hn* 
Zeit  von  der  Anstalt  unter  bloßer  Mitwirkung  der  Mutter  erplU 
wurde;  und  jene  Falle,  in  welchen  die  Mutter  ganz  oto  »£** 
außer  Hause  arbeitet  (z.  B.  »1»  Waschfrau  ..der  sogar  als  Art*W 
die  Aufsicht  Nachbarn  u.  dergl.  uberträgt,  aber  dennoch  einen 
Haushalt  fülirt  und  das  Kind  somit  nicht  völlig  m ege 
hat.  Diese  letztere  Form  konnte  wegen  der  Unsicherheit  un  - 
hafligkeit  diesbezüglicher  Angaben  in  den  Akten  nicht  isohc  ^ 

1 I der  UU.fs  neimgen  Dauer  und  Bedeutung 


«in  Erziehungsanstalt  stm  kann. 

Die  «sie  allgemeine  Ucbctwcht  Uber  die  Tatsacb 
BrttKhmng  der  Formen,  unter  welchen  jene  Kinder.  .1 
uni  Emchnag  gewnhscli  haben,  aulwailism  Für 
utadräer  gilt: 

Die  Modip  l'lkp  K».lo  ... 
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tuBguahleu. 

Zunächst  zeigt  »ich,  dlß  dauernde  Amtaltsvcrp4kgung  kaum  vor- 
kommt,  was  einlcurhtct ; ferner  aber  auch,  daß  die  Verwandten  väter- 
licherseits als  Kracher  keine  Rolle  spielen,  namentlich  auch  nicht  als 
dauernde,  was  die  älteren  Jahrgänge  beweisen  fStielmutli'rlamilse  und 
Stiefvaterfamilic  können  bei  den  Kindern,  die  mir  eins*  Kriege  aufweisen, 
noch  nicht  Vorkommen,  weil  mit  dem  l'ehergang  in  sic  schon  min- 
destens 2 Kriegen  gegeben  sind);  da»  Konkubinat  spielt  als  dauern- 
des Verpflegung»-  und  Eraiehungsorgan  nur  eine  äulierst  geringe 
Rolle  und  auch  für  die  bloli  teilweise  Versorgung  — ersichtlich 
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tingcm  ich  iumu  . v|  n vann  aus  den 

beurteilt  «erden  n,„«»co.  »»'cm  bei  lleolwrhlmv  ^ w ,ltn. 

öfters  tu  Unrecht  aBKcnnmmrn  »«*.  *'•>"  K " nicht  dem- 
selben Pfleseeltcrn,  «ährend  e«  m Wul.rhe.t  n Jcllcnfs|K 

luh  RcmiU  tut  liMni.keiunK  kommenden  - I I-  J ha- 

—*»'  ■»»  .«•<« 

ben.  in  einer  »tundigcnlf  V.  ur  Mutier  eine 

bei  den  l-.ltcrn  luder  sonstigen  Verwandtem  < ‘ danebei» 

Zuflucht  finden,  und  « all™  ^ 

aber  findet  je  eine  telatit  Rrufic  Aniahl  j’indiue  lirriehunt* 

VflcjiceUeru  und  bei  der  allein«, ehender .Mutt« H ^ ^ 
i ir... , s.mn.f  nnocnlUrl».  Vk'IC  * '*  /c  ^ * 
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stünde  — namentlich  durch  die  Witwen  in  dieser  Gruppe  — erklärt 
werden. 

Bei  den  Kindern,  die  mehrere  Pflegen  durrhmachcn,  spielen  sich 
die  gleichen  Grundvorgänge  alt,  die  aber  im  Laufe  der  Pflegc/eit  in 
immer  höherem  Grade  durch  die  Verheiratung  der  Mutter  mit  einem 
andern  Manne  verändert  werden,  indem  die  Bewegung  der  Pflegen  durch 
l’cbemahmc  des  Kindes  in  die  Familie  in  der  Regel  rum  Stillstand 
gebracht  wird.  Sofern  sirh  diese  Acnderung  der  Vorgänge  noch  nicht 
geltend  gemacht  hat,  nämlich  im  frühen  Alter,  teigen  sich  die  gleichen, 
oben  betrachteten  Grundtendenzen,  wie  folgende  Uebcrsicht  über  die 
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Kinder  ohne  Geschwister,  die  2 Pflegen  durchgemacht  haben,  ergibt: 


Üie  lingstwShrcndc  l'flcgc  der  Kinder  des  uebcrliutithMtcn 
Alter«  hatte  statleefunden  bei : 

Volles  Aller — 


an  Jahren 

Mutter 

allein 

Mutter  und 
Verwr.  od.  müt- 
! terl.  Vcrw. 

Frem- 

den 

| Sticf- 
vatcr- 
fraülit 

SticfmutL- 
familie, 
Vater,  v*t.' 
Vcrw. 

s « ' 

3| 

■1» 

Au*  Surnne 
«allen 

~ % 1 

1 v; 

1 '» 

% 

u,' 

!0 

r*j 

% 

0 und  I 

7.7 

17.0 

70,5 

1.6 

0,8 

04 

2,0 

100,0 

2 und  3 

0,12 

*8,J 

56,0 

4.4 

1.6 

— • 

100,0 

12  bi»  14 

<>,7 

1 34.9 

21,2 

35.* 

1.9 

1 — 

— 

100,0 

Das  Ende  der  Bewegung  im  Alter  12/14  ist  durch  das  starke  An- 
wachsen der  Stiefvaterfamilie  und  den  Verwandten  als  den  endlichen 
Verpflegungsorganen  und  das  starke  Zurücktreten  der  Fremden  gekenn- 
zeichnet. Im  Anfang,  wo  die  Sticfvaterfamilic  fast  noch  keine  Rolle 
spielt,  zeigt  sich  dasselbe  in  bezug  auf  die  Fremden  (Abnahme!  — und 
Verwandten  (Zunahme).  So  ist  der  Typus  des  Hildes  bis  auf  den  Um- 
stand, daß  die  Mütter  von  vornherein  zurücktreten,  der  gleiche  wie  bet 
den  Kindern,  die  in  völlig  ständiger  Pflege  waren,  und  zwar  deswegen, 
weil  hier,  bei  den  Kindern  mit  2 Pflegen  noch  eine  verhältnismäßig 
recht  günstige  Kategorie  von  Kindern  gcgelten  ist.  Je  schlechter  die 
Kategorie  ist,  d.  h.  je  mehr  Pflegen  das  Kind  durchmacht,  um  so  we- 
niger kann  natürlich  der  Anteil  der  fremden  Pflegeeltern  fallen.  So  er- 
gibt sich  für  die  Kinder  mit  3 Pflegen : 


Aller 

Die  ISn^slwährende  1' liege  der  Kinder  des  nebenbezekhneten 
Alters  fand  statt  bei : 

| Mutter 
1 allein 

Mutter  und 
Vcrw.  od.  miit- 
terl.  Vcrw. 

j Frem- 
den 

Stiel* 
vater- 
! familie 

I 

j Stiefimitt,- 
familie, 
viiterliche 

Vcrw, 

3 «# 

■s  s 

C 

* 

| An-  Sumirn 
stallen  der  u|| 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% | 

0 und  1 Jahr 

9.7 

9.7 

<>9.4 

3.2 

3.2 

— 

4.8  | too.t 

2 und  3 Jahre 

10.« 

*ö.3 

! 63,s 

2-7 

4.* 

— 

2,7  1 100,1 

Der  Anteil  der  fremden  Vcrpfleger  fallt  hier  nur  zögernd  (w< 
auch  im  spatem  Alter  tun  so  entschiedener  wegen  des  überdeckend 
Einflusses  anderer  Pflegern  und  bei  noch  schlechtem  Kategorien  v 
schärft  sich  dieses  Verhältnis.  Verallgemeinert  heißt  dies : wo  < 
Verheiratung  der  Mutter  mit  einem  andern  Mann  < 
l’flcgcwcchscl  nicht  zum  Stillstand  bringt,  geht  < 
Kind  von  Fremden  zu  Fremden,  namentlich  in  den  jun 
Jahren,  in  die  der  eigentliche,  intensive  Pflcgcwechscl  ja  ul>crh 
fallt.  Z.  B.  hatten  — Kinder  ohne  Geschwister  im  Alter  von  2 v 
vollen  Jahren  ihre  längstwährende  Pflege  bei  Fremden : 


Digitized  by  Google 


p.inuiu,  Mini  I ' . * K-i  mc 

bcncn  nur  U-ilinBungHweiw.-  >n  dir  InUrsuchuns  >-‘n-  ,rbcfl,. 

v..n  der  Vcrpflcgungsait  f.r»i  unabhängigen  1 „ü^urv.i  hcn  • 

.rhuKh*.  Atruphir.  I.unB*Ak«i 

gröbere,  die  wiiiaKn  Kmllassr  « In  durchkreuz,  n<l<  1 

Ln  ja  unser»'  IU hUm^nas.,  von  .len  B»*  I* 
femlkh  Bereinigt  „I  >"  *n.U-t  man  eine  streng  K>~  " » 

weg, mg  <lcr  Zahl.,.:  ,1er  IVorcntantcil  ,1er  | rem, len  n - « 

<«i«  ,•« 5'-"'  “.rrÄÄ. 

lirhn.it  Atter  \ . von  . a.  j.»  nufea.  »»' . 1 . «kr  Ant«l  «c 

mit  uml  I.lme  Mutter,  namentlich  .ler  leutcrrn.  nimm 
ferne,  ,1er  .ler  Ulrrlichrn  Verwandten  «ie  -ler  Konkubinate. 

\Va.  säet  mm  di««  Anschuellcn  uml  Abklingen  to  vcnch.rte 


»»*•'  -n»,,,  ^ 

nen  VcrpflcgungsaTtco  je  nach  «lem  Aller. 


f"jtr<ihj|t-  v Kinder.  die  hi  j und  mehr  I 
* It-h  I'  ' I irpk  sich  (aas  auch  aus  den  Alm,. 
"*?  rmiqdhd.  daß  die  Up:  der  vetsturteorn 

f""??  "Dr  "||,|W  «>r,  dat!  rne  uwnan,  ue 

■'»r  l lullen,  o vonag, weine  nur  solche  .ein 
d™n  d“  Wbu  iu 
uTiT  '5.  ?''*  *<*«  >»  «"<  «itrekte  K„lnB 
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Dali  die  Leiste  der  fremden  ^ ,lic 

wird  nicht  wundcrnchmen  liegen  e"'  tiu  « " ^ Dm 

alleinstehende  Mutter  die  rwe.tunRftnM.RMc  \ cf^e^n  « 
erklärt  rieh  aber  dadurch,  duB  cs  »tch  nur  nuI 

handelt,  die  den  eigenen  Haushalt  ohne  , r*cr  ^t Kio,k»  nicht 
ohne  solche  F.rwerbiarbcit  fahren,  welche  d t.  ^ über* 

beeinträchtigt  (<  11.  Näherinnen  i t<  «■  ' „-feile  de»  Tage»  über 
hau[!t  nicht  rein  von  der  Mutter  ge  mH.  ^>1  ^ dcn,i.,  nämlich 

oder  den  ganren  Tag  aber  vun  Saihhar  , Ij  c]lftau  oder  «ogat 
dann,  wenn  die  Mutter  als  lledienerin.  uta-  ,im  ,|t  nJlr,ch  da»  Kind 
als  Verkäuferin,  Arbeiterin  etc  »reschaftigt  >»  . durch  die 

im  eigenen  Haushalt  behalt  So  nähert  sich _dle  \ «P«  k k 
alleinstehende  Mutter  stufenweise  jener  durch  Frcmdc.  UaU  l 
atiestc  Ver.irteeunesart  die  ist.  ..  d.e  Mutter  einen  Kucklt.lt 


11  ««w*  uc7  AKcissniicn  t;nn  nntm 

Idieni«  klÜBer  ist  ah  Ui  den  CeuorUnen.  Hieraus 
»etiultnismais^  besonders  Icbcnsgcfahtlirhe  Clu 
l*IW!  drr  Smulsnge  durch  Fremde. 

F-|  ha  u näher  ergeben,  daß  die  Aliroentatiun 
Ikdir^r.  kgcwechscls  and  damit  eine  indirekt 
; M auch,  ihuch  ihren  Fanfciß  auf 

w bte  Bedingung  der  Sterbhchk.  it  ist 

r"“!1* ' ' raktetl“  KkbOU.  daß  die  durch  \ 
’ J lh™>! (Benifswniiundwliafi ! /u  l„  *j. 

•»  **  >m  . 
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ln  hüll  V..il«3iKT*Ufl*  S.  73°  bwrprocli«“  b.  T5J  1 ' 

um)  •F-iholutt**  S.  754.  - »• 

»iclung,  Somiummn  uml  A«mm«n«  der  R<iMimh«'rlcm;tn.,  ■ 

s „0.  _ e.  Ktinmlnin!  und  U*kung  m *,«.  Z ' ‘ “ ™ " ' * “ 

KomfoucsiKi]  der  Arbeiukutve  .*■*».«•;  . 
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s.  75».  5.  Arlw,..ur,.c,b,.-hu;,e 

dm  I'i>in«B«periina>i<  -Mmhodc  de.  *•»))«•>«»  '»“-1  ' 


" UJlkU'TUni‘xC,  Alf  n 
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Max  Weber, 


für  die  sozialwissenschaftlichc  Analyse  zu  verwerten,  läuft  diese  Dar- 
stellung hinaus,  — 

Für  alle  sozialwissenschaftlichcn  Probleme  der  modernen  (speziell  der 
großindustricllcni  Arbeit  müßten  »im  Prinzip«  die  physiologischen  und 
psychologischen  Bedingungen  der  Leistungs  f ä h i g k e i t (für  konkrete 
Arbeiten,  den  Ausgangspunkt  der  Betrachtung  bilden.  Gleichviel  nun, 
worauf  der  Besitz  oder  Nichtbcsitz  einer  »Leistungsfähigkeit«  für  be- 
stimmte Arbeiten  bei  einem  Individuum  beruht:  — ob  also  ererbte  An- 
lage, Erziehung,  Ernährung  oder  andere  Lcbensschicksale  ausschlag- 
gebend an  ihrer  Entwicklung  beteiligt  waren,  — immer  äußert  sich 
diese  seine  Arbeitseignung  praktisch  in  der  Art  der  Arbeits  ö k o- 
nomic  seines  psychophysischen  Apparats.  Daher  stehen  für  die  nach- 
stehende Kompilation  im  Mittelpunkt  der  schwer  zu  übersehenden 
experimentalpsychologischen  Literatur  die  umfassenden,  auf  äußerst  inten- 
siver Denkarbeit  und  höchst  sinnreichen  und  mühevollen,  mehr  als  ein 
Jahrzehnt  fortgesetzten,  Experimenten  ruhenden  Arbeiten  des  ausgezeich- 
neten Psychiaters  E.  Kracpclin  und  seiner  Schüler  über  die  psycho- 
physischen Voraussetzungen  und  Wirkungen  von  Arbeitsleistungen.  In 
seinem,  die  Publikation  dieser  Arbeiten  einleitenden  Artikel  legt  Krae- 
pclin  die  Gesichtspunkte  tlar,  unter  denen  er  an  seine  Untersuchungen 
herantrat : Von  der  Aphasielehrc  her  habe  sich  die  Psychiatrie  ge- 
wöhnt gehabt,  die  Seele  »monadologisch«  in  eine  Unzahl  von  spezifischen 
Mächten  zu  zersplittern  und  demgemäß  psychische  Leistungen  anzu- 
sehen  als  »Ergebnis  von  Majoritätsbeschlüssen  des  Unterhauses  der  Wahr- 
nehmungen und  des  Oberhauses  der  Erinnerungsbilder«.  Es  sei  dem- 
gegenüber nötig,  als  entscheidend  für  den  Ablauf  psychophysischer  Lei- 
stungen die  »physiologischen  Grundqualitatcn«  der  Persönlichkeit  anzu- 
sehen, welche  die  Art  und  Weise  entscheiden,  wie  der  Einzelne  die 
»Reize«,  auf  welche  er  »reagiert«,' in  sich  »verarbeitet«.  Auf  die  Er- 
mittlung dieser  »Grundqualitäten«  des  Arbeiters  ist  also  die  Unter- 
suchung letztlich  abgestcllt,  und,  um  diese  zu  ermitteln,  muß  von  den 
möglichst  einfachsten  Grundkomponenten  der  Arbeitsleistung  aus- 
gegangen werden.  Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  sehr  diese  Fragestel- 
lung dem  Interesse  unserer  Disziplin  entgegenkommt.  Im  Nachfolgen- 
den wird  daher  durchweg  von  den  Untersuchungen  Kracpclins  und  sei- 
ner Schüler  ausgegangen  (insbesondere  Überall  da,  wo  nicht  im  Text 
das  Gegenteil  ersichtlich  gemacht  ist).  Andere  Literatur  ist  nur  ergän- 
zend, insbesondere  da,  wo  sie  sich  zu  Kraepelin  und  seinen  Schülern 
kritisch  stellt,  herangezogen  •).  Was  an  nicht  cxpcrimcntalpsycho- 

bUebcrsicht  Kraepelin  selbst  hat  »eine  Auffassung  i)  in  der  von 
ihm  verfaßten  Einteilung  zu  Hem  fünf  bändigen  .Sammelwerk:  * Psychologische  Ai- 
beiten,  herausgegetren  von  K.  Kraepelin«,  2}  in  der  Festschrift  für  Wundl  (Philo- 
sophische Studien  XIX  S.  475  auch  als  lieft  separat:  »Die  Aibciukurve«, 
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» Leistungskurve«  cinirägt,  so  zeigt  diese]. inic  einen  sehr  unregelmäßigen, 
nicht  nur  auf  den  ersten  Blick,  sondern  auch  nach  bereits  ziemlich  ein- 
gehendem Studium  schwer  erklärlichen  Verlauf,  an  dem  zuerst  nur  ein 
gewisses  Mail  von  Ansteigen  bei  Beginn  der  täglichen  Arbeitszeit,  ein 
gewisses  (aber  sehr  verschieden  starkes  und  abgestuftes)  Fallen  gegen 
Ende  hin  gemeinsam  scheint.  Auf  die  Komponenten  dieses  Ver- 
laufs der  »Arbeitskurve«,  die  man  sich  gleichfalls  einzeln  als  Kurven 
darstellbar  denkt,  beziehen  sich  nun  die  folgenden  Begriffe : 

1. 

Dem  Grundbegriff  der  »Ermüdung*  steht  derjenige  der  »Er- 
holung« gegenüber.  Beide  werden  praktisch  auf  die  Abnahme  bezw. 
VViedcrzunahme  der  Fähigkeit  bezogen,  konkrete  Leistungen  in  gege- 
benen Zeiteinheiten  zu  wiederholen.  Es  wird  angenommen,  daß  jene 
Abnahme  der  Leistungsfähigkeit,  welche  das  Symptom  dr.r  »Ermüdung« 
bildet,  auf  einem  zwiefachen  Grunde  ruhe,  nämlich:  — i)  auf  der 
direkten  Hemmung  der  Leistung  durch  stetig  zunehmende  Anhäufung 
von  Ermüdungs.stoffen ; 2)  der  Abnahme  der . (bezw,  einiger)  für  die 

ner,  Vcrh.  d.  Stichs.  G.  d.  WUs.  (Math. -Phil.  CI.)  IX  (1857)  S.  1 13.  X (1858) 
S.  70.  Wirkung  der  Hebung  : Holton.  iierson  a.  a,  O.  E b e r t und  Me  u mann, 
Archiv  f.  die  gcs.  Psychologie  IV,  1904,  dazu  die  Besprechung  von  G.  K.  Müller 
in  der  Ebbinghauaschen  Zeitschrift  für  Physiologie  und  Psychologie  der  Sinnes* 
organe  39,  1905.  v.  Voß  (Schwankungen  geistiger  Arbeitsleistungen},  Kracpc- 
lin»  Arbeiten  II  p.  399  IT.  — Reakliotisiyp-en  und  Rhytlimisierung : Specht, 
Archiv  für  die  ge».  Psychologie  III,  1904,  Ycrkcs  (Variabilites  of  reuet  ion 
timest  Psycho!.  Bull.  I,  1904,  S.  137—146.  Tarchanoff,  Atti  del  XI  Congr 
mcdico  iniemaz.  di  Roma  (Wirkung  der  Musik),  im  Übrigen  das  tum  2.  Aufsatz  zu 
zitierende  Buch  von  W,  Stern  und  die  andere  dort  angegebene  Literatur.  — Mit- 
Ubung:  Pech  ner  a.  a.  O.  (1858),  Volk  mann,  Vcrh.  d.  Sachs.  Ges.  d.  Wi». 
VIII  (1856),  Washburn,  Platins.  Stud.  XI,  95.  — Versuche  über  Hebung  mit 
Setzern:  Aschaffenburg  b.  Kraepelin  I p.  611.  (Ucber  Abbe  s.  d.  2.  Ar- 
tikel.) 

Ablenkung  und  Gewöhnung,  Arbeitskombination : Vogt,  Kraepelin»  Arbeiten 
III  p.  baff.  — Arbeitswechsel:  Weygand  t,  Kraepelin*  Arbeiten  11  p.  Ii8  ff 
Kritik  dieser  Arbeit  bei  S e a s h o r c a.  a.  O.  Leber  Lemtcchnik  und  Lernökono- 
mic;  Christo  Pentschew  im  Archiv  f.  die  gcs.  Psychologie  I (1903).  l'eber 
Ucbungsfestigkeit  x.  B • Swift,  Memory  of  shifted  inovements,  Psychol.  Bull.  III 
(1906}  p.  185 — 7.—  Arbeit* Unterbrechung,  Pausenwirkung  llylan  und  Kraepc- 
1 i n in  Kraepeltns  Arbeiten  IV  p.  454  fr.,  Oseretzkowsky  a.  a.  O.,  Heu* 
mann,  Kraeftclins  Ar  beiten  IV,  S.  558  ff.  Ucber  die  methodische  Bedeu- 
tung der  Pausen-t'ntcrsucbungcn  : Kraepelin  in  dem  oben  unter  Nr.  3 zil.  Aufsatz. 
Weitere  Literatur  *um  zweiten  Aufsatz. 

Wertvolle  Hinweise  verdanke  ich  den  Herren  Dr,  II.  Gruhlc  in  Heidelberg 
und  Privatdozent  Ur.  W.  Ilcllpach  in  Karlsruhe. 
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2. 

Hin  weiterer  Grundbegriff  ist  derjenige  der  »Uebung«.  Sie 
bedeutet:  Steigerung  der  Leichtigkeit,  Schnelligkeit,  Sicherheit  und 
Gleichmäßigkeit  einer  bestimmten  Leistung  durch  deren  oftmalige 
Wiederholung.  Die  »Uebung«  in  diesem  Sinn  ist  nun  schon  bei  ein- 
fachen, das  heißt:  praktisch  nicht  weiter  zerlegbaren  Leistungen  ein 
komplexer  Vorgang,  bei  welchem  eine  Reihe  von  Einzelursachen  zu- 
sammen wirken,  um  jene  Verbesserung  der  Kräftc-Ockonomic  zu  er- 
reichen, welche  das  Wesen  des  Uebungsvorgangs  ausmacht*).  Sein  Effekt 
ist : sparsamere  und  erfolgreichere  Ausnutzung  des  Kräftevorrats  und 
der  »Kraft-Kapazität«  des  gegebenen  psycho-physischen  Apparats,  also 
Erzielung  einer  (absolut)  zunehmenden  Leistung  unter  Aufwendung 
(mindestens : relativ)  ahnchmendcr  Krüftequanta.  Diese  Kräfte-Oeko- 
nomic  wird  nun  vor  allem  bewirkt  durch  Ausschaltung  oder  Be- 
schränkung der  Inanspruchnahme  aller  der  Teile  des  psychophysischen 
Apparates,  welche  für  die  konkrete  Leistung  entbehrlich  sind.  »Kör- 
perlicher« und  »geistiger«  Arbeit  gemeinsam  ist  in  dieser  Hinsicht 
vor  allem  der  Vorgang  der  »Mechanisierung«,  »Automatisierung* 
möglichst  vieler,  anfänglich  in  allen  ihren  Einzelheiten  durch  gesondert 
bewußtwerdenden  Willcnsimpuls  und  unter  konstanter  Inanspruchnahme 
der  Aufmerksamkeit  vollzogenen  Bestandteile  der  Leistung.  Das 
heißt  also:  mit  häufiger  Wiederholung  einer  Leistung  stellt  sich 
allmählich  die  Fähigkeit  ein,  sic  auch  ohne  jene  bewußte  Inanspruch- 
nahme des  Willens  und  der  Aufmerksamkeit  lür  die  erforderlichen 
Einzelfunktionen  des  psychophysischen  Apparates , schließlich  sogar 
besser  ohne  llinlenkung  der  Aufmerksamkeit  auf  sie,  zu  vollziehen. 
Abgesehen  davon,  daß  dieser,  aus  der  Alltagserfahrung  ja  genugsam 
bekannte  Vorgang  den  bewußten  Willen  und  die  Aufmerksamkeit  für 
anderweitige  Inanspruchnahme  disponibel  macht,  und  daß  er  daher 
insbesondere  die  unentbehrliche  Grundlage  aller  kombinierten  und 
komplizierten  Leistungen  ist,  bedeutet  er  vermutlich  auch  ganz  direkt 
eine  Kraftersparnis  durch  Entlastung  des  nervösen  Zentral-Organs. 
Die  «Mechanisierung«  scheint  nun  in  hohem  Grade  durch  »Rhyth- 
misierung«  der  Arbeit  gefördert  zu  werden,  weil  diese  die  Hervor- 
bringung der  typischen  Reaktionen  ohne  artikulierten  Willens-Impuls 
wesentlich  erleichtert,  und  zwar  sowohl  bei  »körperlichen«  als  bei 
‘geistigen«  Leistungen.  Die  Zusammenhänge  von  physischer  Arbeit 
und  Rhythmus  hat  Bücher  in  seinem  bekannten  schönen  Buch  kultur- 
geschichtlich beleuchtet.  Für  die  psycho-physischc  Analyse  kommt 
nun  aber  wesentlich  in  Betracht,  daß  die  einzelnen  Individuen  sich 
i.  in  dem  Grade  ihrer  Beeinflußbarkeit  durch  Rhythmen  ziemlich  ver- 

*.i  Das  Iiincin»i>ietcii  des  Zemralorgau*  zeigt  z.  lt.  die  Einwirkung  der 
Uebung  von  Muskeln  der  einen  Kilrperhälfle  auf  die  der  anderen. 
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nicht  erreicht  werden  könnte,  weil  im  ersten  Falle  weit  weniger  von 
den  Wirkungen  der  Einzelteile  ungenutzt  verloren  geht  als  in  letz- 
teren. Solche  Tetanus- (Krampf-) artigen  Muskelzustände,  — deren  ar- 
beitsökonomischc  Wirkung  man,  wie  es  scheint,  auch  am  Ergographen 
l>ei  großer  Beschleunigung  des  Tempos  an  den  Arbeitskurven  beobach- 
ten kann,  — scheinen  nun  auf  dem  Gebiet  des  vorwiegend  nicht  »musku- 
lären«, »geistigen«  Arbcitcns  eine  Parallele  zu  finden  in  der  Aus- 
nutzung des  ebenfalls  »krampfartigen«  Erregungszustandes,  welcher  bei 
größtmöglichster  Beschleunigung  z.  B.  des  Zahlenaddicrcns  entsteht, 
überhaupt  aber  in  dem  Ablauf,  welchen  der  Vollzug  sehr  einfacher 
Arbeitsverrichtungen  bei  sehr  hohem  Grade  der  »Uebung«  nimmt. 

Die  Arbeitsleistung  wird  dann  in  hohem  Maße  stetig : die  Leistung 
scheint  von  einer  kontinuierlichen  Anspannung  getragen:  — v.  Vuß 
beobachtete,  daß  diese  Gleichmäßigkeit  als  Folge  der  Hebung  sowohl 
(und  namentlich)  auf  Kosten  der  langsamsten,  als  auch  auf  Kosten 
der  allerschnollsten  Reaktionen,  die  bei  unstetigerer  Arbeit  Vorkom- 
men, entsteht.  — Daß  sie  in  Wahrheit  auch  dann  von  lauter  ein- 
zelnen, stoßweise  sich  folgenden,  Willens  impulscn  hervorgebracht 
wird,  kommt  bei  der  großen  Schnelligkeit,  mit  welcher  diese  aufein- 
amlerfolgen,  nicht  zum  Bewußtsein.  Ebenso  nicht,  daß  die  »kontinuier-  I 

liehe«  Aufmerksamkeit  in  Wahrheit  ans  einer  Serie  von  stets 
neuen  Impulscn  zur  Einstellung  auf  diese  konkrete  Leistung  besteht. 

Beides  läßt  sich  aber,  scheint  es,  experimentell  wahrscheinlich  machen, 
und  gewisse  im  Experiment  nachweisbare,  kleine  Oszillationen,  welche 
sowohl  die  Willensspannung,  als  die  Aufmerksamkeit  bei  hoch  geübten 
und  möglichst  einfachen  Arbeiten  zeigen,  scheinen  zu  ergeben,  daß 
dabei  eine  Art  von  » Rhythmisierung»  des  Stärkegrades  der  einzelnen 
Willens-  und  Aufmcrksamkeit9imp11l.sc  sich  entwickelt*).  Die  arbeiis- 
ökonomischc  Zweckmäßigkeit  der  Arb eits Zerlegung  beruht,  wie 
angenommen  wird,  zum  nicht  geringen  Teil  auch  darauf,  daß  bei  den 
einfachsten  Leistungen  jene  krampliartige  Ausnutzung  der  Reiz-  1 

nachwirkungcn  und  ihrer  ».Superposition-  die  vollständigste  sein  kann, 
vollständiger  als  bei  Leistungen,  von  denen  jede  eines  anders  gerichte- 
ten Impulses  bedarf,  und  daher  jede,  infolge  der  Verlangsamung  durch 
die  erforderliche  Einschaltung  anders  gerichteter  Reize  und  Reaktionen, 

Verluste  an  Ausnutzung  der  »Reiznachwirkungen«  erleiden  muß. 

*)  Im  übrigen  scheint  die  Frage  der  »Superposition«  von  Reizen  speziell  für 
die  Leistungen  des  Zeutridorgans  noch  äußerst  ungeklärt  zu  sein,  schon  weil  das- 
selbe nicht  imstande  zu  sein  scheint,  überhaupt  einzelne  Reize  auszusenden 
und  weil  — nach  fachmännischer  Ansicht  — jeder  Impuls  eine  in  ihrem  Rhythmus 
anscheinend  unbcemflußbarc  »natürliche  Reizfiequenz»  hat.  Dies  würde  die  Deu- 
tung der  im  Text  erwähnten  Erscheinungen  modifizieren,  ohne  ihrer  prakti- 
schen Tragweite  Eintrag  zu  tun. 
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gemeinen  jede  einzelne  einen  starken  Reiz,  um  überhaupt  in  Betrieb 
zu  kommen  (>hohc  Reizschwelle«).  Es  erfolge  ferner  sowohl  die 
Wirkung  des  Reizes  als  der  Ablauf  der  Reaktionen  bei  den  großen 
Muskeln  so  langsam,  und  es  stelle  jede  Einzel  Bewegung  einen  so  be- 
deutenden Kraftaufwand  dar,  daß  sie  schwerer  automatisiert  werde  (z.  B. 
die  Bewegungen  etwa  des  Schmiedes  oder  des  Ruderers;  anders  steht 
cs  mit  den  Gangbewegungen,  so  lange  die  Gangart  nicht  besonders  an- 
strengend ist),  als  dies  bei  Bewegungen  kleinerer  Muskeln  (z.  B.  Schreib- 
bewegungen usw.)  gelinge.  Die  Verschiebung  möglichst  aller  Leistungen, 
welche  ein  licstimmtcr  Arbeitszweck  erheischt,  auf  die  möglichst 
kleinsten  Muskeln,  namentlich  die  Muskeln  der  Hand,  und  die  Ent 
lastung  der  größeren  Muskeln  bedeute  daher,  selbst  wenn  der  von  den 
kleinen  Muskeln  insgesamt  für  einen  Arbeitszweck  zu  leistende  Kraft- 
aufwand nicht  geringer  ist,  als  ihn  {für  den  gleichen  Zweck)  die 
großen  zu  leisten  hätten,  dennoch  eine  vollständigere  Ausnutzung  der 
umgesetzten  Spannkräfte,  weil  die  Ausnutzung  der  Reizwirkungen  und 
die  Mechanisierung  dabei  vollständiger  sein  könne.  — Daß  die  mo- 
dernen Maschinen,  im  großen  und  ganzen,  die  Entlastung  speziell  der 
großen  Muskeln  zu  lasten  der  kleinen  besorgt  haben,  wird  nicht  be- 
stritten werden  können.  Es  wäre  durchaus  fruchtbar,  die  Entwicklung 
der  Technik  unter  diesem  Gesichtspunkt  eingehender  zu  analysieren, 
so  wenig  es  natürlich  angeht,  die  ganze  Kulturgeschiche  oder  auch  nur 
die  ganze  Geschichte  der  Technik  sozusagen  aus  einem  »Prinzip  des 
kleinsten  Muskels«  erklären  zu  wollen.  Noch  mehr  der  näheren  Un- 
tersuchung bedürftig  erscheint,  inwieweit  diese,  wohl  innerhalb  gewisser, 
a priori  nicht  sicher  feststellbarer,  Grenzen,  für  die  Kulturgeschichte 
zutreffende  Entwickelung  auch  für  die  individuellen  U c b u n g s Vorgänge 
eine  Rolle  spielt.  Soweit  überhaupt  die  Möglichkeit  einer  annähernd  gleich- 
wertigen Verwendung  verschiedener  Muskclgnippen  zu  der  gleichen 
Arbeitsverrichtung  besteht  (wo  und  wie  oft  dies  überhaupt  der  Fall 
ist,  könnte  nur  die  Einzelanalyse  der  Fachmänner  zeigen),  da  wird  auf 
die  Dauer  zweifellos  die  möglichste  Ausschaltung  aller  übrigen  mit 
Ausnahme  des  unter  der  größten  Kraftersparnis  verwendbaren  Muskels 
.stattfinden.  In  vielen  Fällen  wird  dies  vermutlich  zugleich  der  mög- 
lichst kleinste  Muskel  sein.  Ob  immer,  könnte  nur  fachmännische 
Untersuchung  entscheiden.  Jedenfalls  findet  nicht  selten,  — so  in  der 
Arm-  und  llandmuskulatur  — im  Wege  der  »Uebung«  in  Wahrheit  eine 
Verschiebung  in  den  für  eine  Leistung  aufgcw'cndcten  Mitteln  statt. 

Eine  solche  Verschiebung  in  der  Art  der  Leistungsmittel  findet 
sich  nun,  in  charakteristischer  Weise,  auch  auf  dem  Gebiet  des  »geistigen« 
Arbeitern.  In  nicht  wenigen  Fällen  kann  eine  und  dieselbe  Leistung 
mit  sehr  verschiedenen  Mitteln  vollzogen  werden.  Man  pflegt  z.  B.  die 
Art  des  Gedächtnisses  zu  unterscheiden,  je  nachdem  die  Einprägung 
etwa  von  Zahlen-  oder  Silbengruppen  unter  Benutzung  visueller  Mittel 
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rische  Reaktionsweisc  zwar  häufig,  aber  nicht  immer,  die  langsamere  sei, 
— eine  Behauptung,  die  von  anderer  Seite  als  durch  die  stets  nur 
relative  > Reinheit«  der  Typen  (»UelnTgangstypen« : Götz-Martius)  ver- 
anlaßt angesehen  wird.  Es  scheint  immerhin  möglich,  daß  zahl- 
reiche Individuen  gerade  darnach  klassifiziert  werden  könnten  : 
welche  von  beiden  Reaktionsarten  bei  ihnen  schneller  und  leich- 
ter abläuft,  daß  es  ferner  auch  Individuen  gibt,  die  keinen  von  beiden 
Typen  angehören  oder  die  sich  zu  beiden  indifferent  verhalten,  das 
heißt : bei  denen  die  Reaktion  gleich  schnell  ablhuft , mögen  sic 
nun  ihre  Aufmerksamkeit  dem  Reiz,  der  Reaktion  oder  keinem  von 
beiden  vorwiegend  zuwenden.  Gleichwohl  bleibt  in  sehr  vielen  Fällen 
der  l'nterschied  der  einem  Individuum  gewohnten  Reaktionsweisc, 
ebenso  die  Art  seines  »Anschauungstyps«  und  vor  allem:  die  größere 
oder  geringere  Fähigkeit,  mit  der  Art  der  Benutzung  seines  psycho- 
physischen Apparates  in  diesen  Hinsichten  zu  wechseln,  eine  wichtige 
Komponente  seiner  Leistungsfähigkeit,  und  zwar  speziell  seiner  Fähigkeit, 
kombinierte  Leistungen  zu  vollbringen.  Es  zeigt  sich  nun,  daß 
durch  die  »Uebung«  nicht  selten  bei  einer  und  derselben  Person  ein 
Wandel  in  diesen  Verhältnissen  eintritt,  namentlich  dann,  wenn  die 
Uebung  in  besonders  starkem  Maße  auf  die  steigende  Schnellig- 
keit der  Leistung  abgestellt  wird.  Es  findet  sich  dann  namentlich  oft, 
daß  der  Uebende  unvermerkt  von  der  »sensorischen«  zur  »motorischen« 
Uebung  übergeht,  um  auf  diese  Weise  die  Beschleunigung  und  Mechani- 
sierung der  Leistung  zn  erleichtern.  Denn  wenn  auch,  wie  gesagt,  in 
Abrede  gestellt  wird,  daß  »motorische«  Leistung  an  sich  schon  größere 
-Schnelligkeit  bedeute,  so  hängt  doch  wohl  allerdings  die  möglichste 
Verdrängung  der  Leistung  aus  dem  Bereich  der  bewußten  Aufmerksam- 
keit und  Willcnsimpulsc  (die  »Automatisierung«)  mit  dem  Uebcrwiegcn 
der  motorischen  Reaktionsweise  ziemlich  eng  zusammen,  und  ebenso 
hat  die  motorische  Reaktionsweisc  für  die  Schnelligkeit  der  Leistung 
(im  Gegensatz  zur  Präzision  derselben)  den  Vorteil,  die  allgemeine 
(»psychomotorische«)  Erregung,  welche  jede  vorwiegen«!  »motorisch«  zu 
vollziehende  Arbeit  hervorbringt,  als  »Anregung«  (s.  u.)  für  die  Steigerung 
der  Leistungskurve  verwerten  zu  können.  Ucbcr  die  Bedeutung  der- 
jenigen Fälle  von  Wechsel  in  den  technischen  Mitteln  der  Erzielung 
einer  Leistung,  welche  «lurch  die  Notwendigkeit,  diese  mit  andern 
Leistungen  zu  kombinieren  und  also  diese  verschiedenen  Leistungen 
möglichst  auf  verschiedene  Mittel  des  psychophysischen  Apparates  zu 
verteilen,  geschaffen  werden,  wird  weiter  unten  zu  handeln  sein.  In 
jedem  Falle  zeigt  das  Vorkommen  solcher  Acnderungen  des  psycho- 
physischen Charakters  einer  Arbeit  bei  Glcichbleiben  ihres 
Leistungs-Effekts,  daß  man  sich  hüten  muß,  diesen  Effekt  und 
also  den  »Sinn«  und  »Zweck«  einer  Leistung  zur  Grundlage  einer 
Klassifikation  der  Arbeit  nach  ihrer  psychophysischen  Eigenart  zu 
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vcan,  2)  flacher  und  stetiger.  als  ilic  des  . Anfängers«. 

ti.is  Tempo  des  Tebungsnuwachse«  stellt  nach  kraepeUns  Irr- 
minologic  das  Maß  der  . U e l>  u n g s f ä h i g k c i l«  dar  Da»  bei  ver- 
schied,  neu  l-crsonen  sehr  verschieden,  l ern,).,  des  l cbungvverhivi»  o*r 


/ui  Iviopbjrwfc  «J«f  ■dortritlle»  Alb«*. 

« rnopiedirn  | dege. ...  daß  also  durch  die  häufige  Koi 
•(«viti:.nra  i\ : rischer  ' .ung,  racher  Ermüdung.  r 
teilest,  cm  sp^i^jrt,  laiiüer.  psychischer  Typ«  ko» 
Jelwh  rstau.  ii  >&s,  nigstens  »ena  man  darunter 
Kli'-miilao  der  mogl«.  hen  Yerhaltungswciscn  m. 
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Interpretation  ist,  Wann  weder  '1er  •'<  ,,Jl  lntl.rs„churi;en 

murwUlt  es  für  die  Aufwallen,  um  die  es  sich  Yon  <kr 

über  die  Tragweite  der  lebung  bandelt  Dagegen  »a  . |c  wie- 
allereinachneidendstcn  Hedcuuiny.  wenn  festgcstellt  * 


' ,nt"*  i*. 
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len  wahrscheinliche  Beeinflussung  dieser  (Qualifikation  durch  die  von 
den  religiösen  Konfessionen  »eingeübten«  Lebensstile,  dann  die  Beein- 
flussung industrieller  Leistungsfähigkeit  durch  städtische  Aufzucht  oder 
Herkunft  aus  bestimmten  ökonomischen  Milieus,  endlich  die  Art  der 
Jugendbeschäftigung,  speziell  i.  B.  im  hausindustriellcn  Betriebe  der 
Eltern,  und  andere  derartige  generelle  Jugendeinflüssc,  — zu  denen 
vor  allem  auch  der  moderne  Militärdienst  zu  zählen  ist,  — betrachtet 
man  wohl  mit  Recht  als  in  hohem  Grade  entscheidend  für  die  Ent- 
wicklung derjenigen  Fähigkeiten,  welche  auch  für  die  industrielle  Brauch- 
barkeit einer  Bevölkerung  von  Belang  sind.  Sehr  zweifelhaft  ist  frei- 
lich, ob,  oder  vielmehr : wie  man  die  Art  des  Einwirkens  solcher  Um- 
welt-Einflüsse unter  die  Begriffe  der  »Vorübung«  und  »Mitübung«  wird 
unterbringen  können,  wenn  man  die  letzteren  einigermaßen  streng,  im 
Sinne  der  F a c h Psychologie,  auffal.it.  Denn  cs  fehlt  bisher  durchaus  an 
einigermaßen  exakten  Kenntnissen  gerade  darüber,  welche  Fähigkeiten 
eigentlich  in  ihrer  »Vorgeübtheit«  und  »Mitgeübtheit«  durch  solche 
Einflüsse  bestimmt  und  »bestimmbar«  sind,  und  daher  kommt  man  dabei 
über  vage  Allgemeinheiten  in  dieser  Hinsicht  vorerst  kaum  hinaus. 

Die  Untersuchungen,  welche  dies  Thema  wenigstens  berühren,  be- 
wegen sich  auf  dem  allerdings  sehr  wichtigen  Gebiet  der  rein  intel- 
lektuellen Leistungsfähigkeit.  Es  wurde  (durch  Bolton)  experimen- 
tell einigermaßen  wahrscheinlich  (?)  zu  machen  versucht,  daß  bestimmte 
Arten  von  motorischen  Leistungen,  speziell  bestimmte  Bewegungen, 
welche  Schnelligkeit  und  Exaktheit  des  Reagieren*  erfordern  (z.  B.  Ein- 
stechen einer  Nadel  in  die  Lücken  eines  sich  bewegenden  Bandes),  bei 
Kindern  verschiedener  sozialer  Provenienz  mit  dem  Maß  der  Entwicklung 
des  Intellektes  in  Korrelation  stchrn.  Aus  solchen  und  ähnlichen 
Beobachtungen  wird  dann  gelegentlich  z.  B.  etwa  geschlossen:  Die 
stärkere  Anreicherung  des  psychophysischen  Apparates  mit  motorischen 
Fähigkeiten  führe  zu  einer  entsprechend  stärkeren  Anreicherung  des  Geis- 
teslebens mit  »Bcwegungsvorstellungen*  und  dadurch  zu  dessen  Entw  ick- 
lung (»Ucbung«)  in  der  Richtung  lebhaften  Reagieren*  überhaupt.  Mit 
einiger  Phantasie  könnte  man  daraus  die  Psychologie  der  Völker  auf 
bergigem  und  welligem  Terrain  im  Gegensatz  zu  den  Elrenenvölkcm 
ableiten  — und  das  bekannte  »Körnchen  Wahrheit«  würde  dabei  viel- 
leicht nicht  fehlen;  — aber  wissenschaftlich  wertvoll  wäre  nur,  w'ie 
groß  diese*  »Körnchen«  etwa  sein  könnte.  In  dem  obigen  Beispiel 
dürfte  mm  das  Kausalverhältnis  doch  wohl  so  liegen:  daß  die  Schu- 
lung des  Intellektes,  speziell : die  Uelmng  der  Aufmerksamkeit  und  Kon- 
zentrationsfähigkeit, für  welche  die  Kinder  der  sozial  höher  stehenden 
Schicliten  so  viel  bessere  Chancen  haben,  die  Ursache  jener  höheren 
Leistungsfähigkeit  für  exakte  Bewegungen  ist,  nicht  aber  umgekehrt. 
Neben  diesem  »Schulungs«-Kffekt  der  intellektuellen  Anreicherung  kom- 
men aber  in  solchen  Fällen  sicherlich  auch  die  Unterschiede  der  Er- 
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machen  Wenn  dabei  «he  Verschiedenheit  «kr  Vor-  und 
,0s,«,,,  an.  .Ergographen«  speziell  -lärm  hervor«, eten  «II,  ^ « 
Zahl  der  Hake  entweder  ßleichbleiht  oder  herabgesetzt  ' 
Höhe  dagegen  steigt.  «<>  könnte  man  versuch«  »ein,  dtoe  Be  r- 
tling entweder  mit  der  I, dritten,  n und  schwer! hch  »ch « 

li«  hen  — Hehauptung  in  Zusammenhang  zu  bringen,  u-.,nac  « 
wesentlich  Muskelleistungen,  die  enteren  dagegen  durch  Zu>ta 
Zcnttalorgtui*  bedingt  seien  Wie  dem  nun  sei,  je«,  n a 
soviel  sicher,  daß  die  Tageskurse  der  Ui»lungsßhigk..it  am  ■ 1 ' 

von  der  ArbcllscrroUdung  unabhängigen,  Schwankungen  un , 
ist,  welche  hei  den  einzelnen  Individuen  chnraktrrtsltsr , ' 

vcrlaulcn  i wie  dies  zuerst  M behauptet  hat  |.  UD,| 

auf  Hem  Gebiete  ceistiser  und 


ecu  rwiM  v. Aren.  Bahia  gehurt 


Itnidtnag  di,  | ihnchcu  Habitus,  »eich« 
•eim  ArtKiaer  trz.  die  .Anregung« . «eiche  k 
' .titun;  ik-r  ' kga-  ghejp.  ah  .li*ttricb»e«ztiriB. 
'T"!  Artrt11  m ' ■ ■«**«  kommenden  psyelinpln « 
- ein  >t  «der  jedenfalls  ungewollt 

±0****  fine  Erregung.  « 

utten  lA.£, : ft-  **  tari*  **<  nich  ll^nn 
ne,  MraSf  Arheh 

iÄ,**';'!**  verKhm»*.,  Z 
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etwaigen  Störungen  derselben  und  dann,  ebenso,  mit  ziemlicher  Regel- 
mäßigkeit, gegen  den  Schluß  hin  auftreten,  außerdem  aber : sobald  die 
Ermüdung  subjektiv  fühlbar  wird  und  doch  der  Entschluß  besteht,  die 
Leistung  nicht  sinken  zu  lassen.  In  besonders  starkem  Maße  soll  er 
sich,  in  Gestalt  großer  Unstetheit  der  Arbeitskurve,  da  bemerklieh 
machen,  wo  die  besondere  Schwierigkeit  der  Leistung  ein  öfteres 
Eingreifen  des  Willens  zu  ihrer  immer  erneuten  Ueberwindung  heraus- 
fordert.  Negativ  beeinflußt  wird  der  »Antrieb-  anscheinend  namentlich 
auch  durch  »Langeweile«  der  Arbeit  und,  im  Beginn  der  Arbeit,  durch 
das  Bewußtsein  einer  bevorstehenden  langen  Arbeitszeit.  Während  also 
die  größere  oder  geringere  »Unlüste  und  die  durch  sie  erzeugte  psychische 
»Müdigkeit«,  ebenso  eine  jede  andere  Art  der  »Müdigkeit«  (s.  o.)  bei 
der  Arbeit  die  Leistungsfähigkeit,  insbesondere  den  Verlauf  der 
(»objektiven«)  Ermüdung  nicht  oder  fast  nicht  zu  beeinflussen  im- 
stande sein,  für  diese  vielmehr  das  Verhältnis  zwischen  Arbeit  und 
Erholung  allein  entscheiden  sollen,  soll  die  Beeinflussung  der  Lei- 
stungsresultante durch  den  (psychisch  bedingten)  »Willensantrieb« 
trotz  (oft:  grade  bei)  weit  vorgeschrittener  »objektiver  Ermüdung« 
in  gleichem  Maße  möglich  bleiben.  ]>cr  Einfluß  der  psychischen 
Faktoren  also,  wie  zum  Beispiel  der  »Langeweile«  und  also  auch 
der  »Arbeitsfreude«  und  jeder  andern  »Gefühlslage«  *),  auf  die 
Leistung  kam  bei  diesen  Laboratoriumsversuchen  lediglich  in  dem, 
stets  nur  flüchtigen , Einfluß  des  »Antriebes“  und,  eventuell,  in  der 
ebenfalls,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade,  flüchtigen  »An- 
regung«  zur  Wirkung.  Man  hat  sich  dabei  aber  immer  gegen- 
wärtig zu  halten,  daß  eben  solche  Versuche  stets,  auch  dann,  wenn 
sie  mit  der  Anweisung:  »bequem«  zu  arbeiten,  gemacht  werden,  nach 
Erziehung  und  ideellen  Eigeninteressen  der  Versuchspersonen  und  nach 
der  ganzen  Natur  des  Versuches,  ein  hohes  Niveau  von  Durchschnitts- 
anspannung des  Willens  bedingen,  also  mit  dem  Arbeiten  ira  Alltags- 
leben (etwa  in  der  Fabrik)  keineswegs  direkt  vergleichbar  sind.  In 
diesem  spielt  jedenfalls  stets  das  ökonomische,  unter  Umständen 
auch  das  ideelle  oder  durch  die  psychische  Beziehung  zur  Arbeit  be- 
dingte Arbcitsintercssc  eine  ganz  gewaltige,  oft  dominierende  Rolle. 

Auf  dem  Gebiet  der  experimentell  gewonnenen  Arbeitskurven, 
welche  immer  auf  einem  erheblichem  Maße  von  Anspannung  ruhen, 
äußert  sich  der  Einfluß  des  in  dieser  Ansf>annung  steckenden  Wil- 
le n s moments  in  dem  verschiedenen  Maße  der  Ermüdung,  welche 
Arbeiten  erzeugen,  bei  deren  Ergebnis  der  Wille  stark  mitspricht, 

*)  Die  Behauptung,  daß  musikalische  Dur-  und  Moll -Partien  generell  stei- 
gernd bezw.  herabsetzend  auf  die  Arbeitsleistung  wirkten,  wird  von  der  Kraepetin- 
schen  Schule  (Oscrctzkowsky  und  Kracpelin)  abgclehnl.  Nur  der  Rhythmus 
wirke  dabei,  in  der  ihm  eigenen  Art,  auf  die  Arbeitsleistung  ein. 
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«len  ablenkbar  verhallen:  Die  individuelle  Veranlagung  ('-»■ 

keilen  sowohl  wie  die  sonstigen  "terac  ikj  « ijcfcehcnde  Verschie- 
etwa  «ler  musikalischen  begründen  eben  sehr  « f ta 

de, .heilen  «ler  , F-mpRWßlicMcett«  ihr  ^"^.  „«le  erworbene.  Fähigkeit 
jedem  halle  stellt  die,  sei  « angeborene  ««rv  dcr  Arbeit* 

nur  »Konzentration-  eine  äulwrst  wie  Hg«  <*  v>woW  ,)em  er- 

leiatungs-Kähigkcit  eines  Individuums  dar.  . gegenüber 

reicheren  Grade,  wie  dem  Tempo  nach  •"  « *r 
störenden  Kmflusscn  erreicht  wird,  verschieden . s*- 
Wirkung  ablenkendcr  Kinflwsse  «Imrha^t  -*< n“^h.^ehmcn,  Di. 
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.mechanisiert«  und  dadurch  *>  bc 

durch  andere  Ui»tunUen  d^Arbeh  in  ihrer  qa* 

herrscht  auch  die  'Erschein, ich  gemach.  daß 

tativen  t.estnltung.  So  hat  «-  H.  t1„nnsleisiungcn  mit  (gl«** 

bei  «inet  Kombination  von  fortlaufende  rf  \ olUug  der 

zeitigem,  Hersagen  eines  .bekannten,  ****** 
von  der  Versuchsperson  gewöhnlich  unter  ■ *,cfetnng  nunmehr 

bilde»  ( »akustisch -motorisch  • ) vollhrach  en  “ s„t*„tui*rt.  der 

(unbewußt  die  optischen  /ahlcnhihler  a s AdlliefCTS 

Ablauf  des  (dadurch  wesentlich  anstreng  ?„&***.  weich«  * 
also  von  demjenigen  Teil  des  [oyrhoph>Mseh‘  ' H • sOIll?agen  auf 
die  andere  l.ostun«  <Gedichther»8en) ^MoZ*** 
oine  Surrocat- Maschinerie  Bedrängt  wurde.  c„mmc  rfies«. 


tdkino^iT.m  einer  simltanenGttMkiMiyadM  um| 
Irim  ZctUjnng  ein:-,  OesamÜctstunR  in  m\it- 
wtdlmtmpMt  •okoooraiichet«  ist,  d.  h.  in  einer  ge 

•)  i*M ch  den  piycli 
.irdbetinntraal tnissn,  «W  betreffende,»  Ein, eile 

!?."£  ™tlld"c|1™  - «a  es  auf  etertiter  A 
, tnff  <**#hr-,‘"S  'wehend«  - Diferctw«  « 

n;iu.  At(f i,  -arlegung  and  sSperralilii-rcn 
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natürlich  regelmäßig  auf  die  I>at..r  nicnr  üdungv 

rück.  Es  kann  dadurch.  unter  l'miunden,  ^ "‘“^Jan 
einflnß  nicht  nur  jeder  EtnrtUcstunR,  sondern  auch m* * fcT,  ^ 
kombinierter  EinzcllciUungen  «HM  ««*»■«.  gc- 

Leistongskombinatinn  MbciisOkniv.misihi  r ’'1'  ^ der  Fall  Ut  .kJ« 

tomlertem  Vollzug  der  Einzellcistungt  n.  geringeren 

nicht,  hangt  unter  andern,  natürlich  von  de. rgw«« 

Schwierigkeit  ab.  die  kombinierten  hanrellcistungcn  ^ Jlt. 

rhythmischen  Pause»  hineinzuvcrlegcn.  „U,h»«Pt  aber 
Anpassung  derselben  aneinander  A* 

nicht  nur.  wie  stets,  eine  \ eiatüg«  mnß.  s > . 0b  dabei  das 

strengungen  verursacht  .«1er  nicht.  "''‘^.'‘^cEelL.tz  Im  sensorisch» 
Maß  der  Arbeit  — wie  das  bei  motorischen  tm  . (?  fjhtC,  ,Umit 

I ■•fcinm.cn  der  Fall  ist  durch  den  Willen  stark  stc  ge  R • , . 


rn  ArU’itipactlS  in  «-in  cinfathitrn  hleme&UilrM 
'Munnpn.  -ad  •Knnil  -.naiion.  beseitigt  würden, <!. 
'eii;'o:h  der  Antagonismus  von  Erna  düng  und  l'e1 
ai'l  desto  frühe r machte  sich  also,  nach  errekrhteta 
»ihmdilts  Ailieit'lli  i ,,  d*e  Artieinermudung  duidi 
fdiltoi,  dem.  wenige;  als»  «unle  durch  lange 
Unaoginjitimvim  erreicht  »erden  können,  - aJb 
etUKeuan;,  ibi.  jene  psychophysischen  Gedanl 

nucädiil  «nd. 
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l'cbcr  >!•<-.  »ie  alle*  vorstehend  Gesagte  «egt,  «beitsokono™«" 
sehr  wichtige  I rage  der  grölkren  »der  geringeren  Schwert«* 
der  | simultanem  Kombination  mehrere!  Leistungen  «1  einer  > ■ 
Icistiing • liegen  erst  einige,  einer  systematischen  Znwmmina^,^ 

wohl  vonnl  noch  nicht  UbigCi  EifihtunßW  vor-  3* 
allgemeine  Prinzip,  wonach  *li<?  psychophysische  \crwan  » 
Itrnuuung  des  gleichen  Drahtes.  ent*d«-i<len  soH.  erleidet  _ ^ 
leinen  mancherlei  Komplikationen  Zunächst  setot  sic  )<•<  e 
wrcbopbysisch  .einfachsle«  IaeirtWf»  doch  au*  einem  < > »” 
an  emaillier  geketteter  Vorgänge  rusammen,  .geiMtge.  '^s 
besondere  rum  mindesten  aus  irgendwie  gearteten  »•  ^ 

Vorgängen  und  der  entsprechenden-  Reaktion.  Heide  Onnen  " 
mannigfaltig  kombinierte  Leistungen  ilaistcllen,  es  sonnen  . 
der  »Mi  ikfahigkcit  daau.reten  n.  s w 'Vcnn  nun  m^.L.nre^ 
Leistungen  kombiniert  werden,  so  fragt  rs  sich  stets 
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Wechsel  anlangt,  so  interessierte  die  Experimentatoren  im  wesentlichen 
die  Frage : wie  der  Verlauf  der  Ermüdung  beeinflußt,  ob  insbesondere 
das  Fortschreiten  der  Arbeitsermüdung  durch  Einschaltung  möglichst  he- 
terogener Arbeiten  in  eine  kontinuierliche  Leistung  gehemmt  oder  gar  auf- 
gehoben werden  könne.  Kracpclins  auf  Grund  der  eigenen  Experi- 
mente und  derjenigen  seiner  Schüler  (namentlich  Wcygandts)  gewonnene 
Meinung  zur  Sache  ist  eigentlich  schon  in  seiner  früher  wiederge- 
gebenen Auffassung  des  Wesens  der  geistigen  Ermüdung  resümiert.  Er 
bestreitet  in  Konsequenz  jener  Auflassung  — und  im  Gegensatz  zu 
dem  frühem  »Dogma«  der  Schulmänner,  daß  -im  Wechsel  die  Erholung 
liege-  : eine  Ansicht,  auf  der  ein  erheblicher  Teil  der  Stundenplanordnung 
der  Schulen  ruhte  -jeden  derartigen  Einfluß:  *Xu  r die  Schwierigkeit 
der  Leistung  ist  für  den  allgemeinen  Ermüdungsgrad  maßgebend,  nicht 
ihre  Art«.  Ein  Wechsel  der  Arbeit  setzt  nur  dann  das  Tempo  des  Er- 
müdungsfortschrittes herab,  wenn  die  eingeschaltete  Arbeit  leichter  ist 
als  die  Hauptarbeit,  im  umgekehrten  Fall  dagegen  steigert  die  F.in- 
schiebung  auch  die  Ermüdung  entsprechend,  und  wenn  man  mit  zwei  Ar- 
beiten ab  wechselt,  so  wird  folglich  die  an  sich  schwerere  von  ihnen 
— infolge  der  geringem  Ermüdung  — leichter,  die  an  sich  leichtere 
dagegen  — infolge  der  stärkeren  Ermüdung  — ■ schwerer  ertragen,  als 
dies! in  den  betreffenden  Arbeitsabschnitten) geschehen  wäre,  wenn  nur 
eine  von  ihnen  kontinuierlich  geübt  worden  wäre. 

Da  auch  Wevgandt  zu  dem  Ergebnis  kam,  daß  sich  ein  Unter- 
schied je  nach  der  Art  der  Wechselarbciten  nicht  finden  lasse,  daß 
insbesondere  auch  die  Meinung,  man  könne  durch  den  Wechsel  mehrerer 
möglichst  heterogener  Arbeiten  -Erholung«  schaffen,  sich  experimentell 
nicht  — jedenfalls  nicht  für  die  bisher  untersuchten  Arbeitsarten  — - 
bestätige,  so  wird  (s.  o.)  von  ihm  und  auch  von  Kraepelin  die  Möglich- 
keit partieller  geistiger  Ermüdung  überhaupt  abgclchnt,  und  darin  ein 
strikter  Gegensatz  gegen  die  Arbeit  der  Muskeln,  welche  eine  große 
Zahl  von  einander  unabhängiger  Tätigkeitsgebiete  darstellen,  deshalb 
einzeln  ermüden  und  sich  erholen  können,  gefunden.  Es  scheint  nach 
den  Ergebnissen  anderer  Arbeiten  und  auch  nach  manchen  ander- 
weiten Aeußerungen  Kracpclins  selbst,  immerhin  mit  der  Möglich- 
keit gerechnet  werden  zu  müssen,  daß  diese  Auffassung,  wenigstens 
in  dieser  Schärfe,  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Es  handelt 
sich,  praktisch  betrachtet,  ohnehin  doch  nur  um  Gradunterschiede. 
Denn  was  die  Muskelermüdung  anlangt,  so  steht  ja,  wie  früher  erwähnt, 
fest,  daß  auch  sie  in  immerhin  nicht  ganz  geringem  Umfang  »gene- 
reller« Art  ist : anhaltendes  Marschieren  ermüdet  z.  R.  auch  die  Arme, 
und  schon  ein  bloßer  -Spaziergang  von  langer  Dauer  scheint  auf  die  nach- 
folgende geistige  Arbeit  ermüdend  zurückzuwirken.  Kraepelin  selbst  be- 
streitet diese  Erfahrungen  keineswegs  und  führt  sie  ('s.  o.)  darauf  zurück, 
daß  diese  Ermüdungswirkungen  dem  Bereiche  der  Willensauslosungen, 
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vrocitersviian  na«»»  ; , ...  waiaMM 

sierung  und  die  FeMhaltunu  * • * 1 |4ß|  $1C|,  darüber 

arlicit»»k<>nomiM-h  «anr  verschieden  » Kinjctfiille  au  stu- 

allgemein  gar  nicht*  sagen.  cs  käme  daraul  an.  die  tinacn 

dicren. 


Eine  sehr  bedeutende  Rolle  »l-.cl«  * 

Schule  die  Erörterung  der  " irkunt;  \<>n  ■ * H 1 * , b t meinen 

jjcni.int  sind  hie,  -nächst:  Wuracre  Pausen  nuch  JUs 

Arbeitstages  und  iwar  nicht  nur  aus  i den'  Veränderungen  der 
wichtigen  methodischen  «.runden,  Ihr  Messung  , die 

U,s,un«Srah„keU  vor  und  na.  h (Musen  von  * 

nach  verseht.  . teuer  Dauer  der  Arlw.t  ...  «1»«  1 ^Hi« _r  Vertilgung  sieht, 
nämlich  «las  enuige  brauchbare  bttc-,  ‘ 1 1 , , Verlauf  einer 


Ailmts-Asifjui^,  «ar  »I-,  .1«  entere,  naht  abo 
'tc...«n,  so  wirkt  .1«  Vausc  auf  die  nachloi; 
C.ns'i,  im  vn^ckehrtni  Kall,  wenn  die  Erholung 
’i'hi  ausrrit r.t  um  Vertut  <ler  Anregung 
Crnsit  \\  jr  dn  AV  ,1t,-  jnlntb  vor  der  1'au.e  . 
« nach  iler  1'as.v  siäikei  cinruvctren  und  alvi 
*“  UeiSern,  war  dagegen  die  Willensanspannung 

? • **  *-*1* ® « n«  Ermüdung  der  I all , 

I aus-n,  reiche  jene  \r-,  , nnung  erschlaffen  !»«* 

^ .V  t,llt  *•  »d-  ri  iloi  jeweils  .gunsttg-ieu 

wirssÄ  ■3» iSs 

ICH 


SSfÄ  iaS 
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mittel  iur  uiv  .niwiyw  i ' * . ..  ..  e ftiiriLr-ns  von 

•lorl.  der  l*eis«»nen  hier,  gelten.  Daß  nach  ^ 

ihm  selbst  nur  als  .wahrscheinlich-  bercichneU-r  „ieht  «gt, 

. f'.ntndqualitlit-  der  .Ermüdbarkeit-  "n<  • " Vr-liunK*- 
vrohl  auch  andere  der  v..n  -hm  statuieren 

frhigkeit,  L'cbiingsfrstißkcit,  < .cwohnbarkeit.  • >l^  u.„ batten, 

generell  c EigenM-haftcn  der  allen  bei  ge- 

daß  mc  im  1‘riiwtp  *chon  an  dun  \ula»»l  . kunnten,  ist 

nagend  eingehender  Analyst*  derselben  gerne-*-*-*  mlicMrittcnc  — 

rille  w ich., ge.  freilich  .wie  schon  bemerkt  n.ch»  ganz.  «nl.ee, ntteoe 

Kunse<|ttciu  seiner  Anffassiingswcise.  vwhdrücktichste  dahin 

Andcicrscit-.  hat  gerade  Kraepclin  •>.'  1 as  • System  vo« 

gewirkt,  den  Glauben:  man  könne  dmeh  e.n  ein  ■ J^Bi,d  der 
Stichproben  innerhalb  kurzer  I nst  cm  anoahernt  , , Kar,t. 

für  eine  Person  oder  für  du  Wirkung  eine,  U-Mim« Um  A 

...  . «n  .-Kurilen  gewinnen,  ru  «er»™ 


•K,\XZ  EULF-XBÜRü 


II' 


1 " I""  b.Wtmi  | 

,.l  ti.  ,ig  in  .1«.  Ct-rh  lebte.  Do  

M.  1.  - gi  . tn,  Jt,  Old  Wulenpctct*  m«  , , 

' 1*^r,l.r  rurtah, Sit™.,,;, 

S.;j»  < 

• • Jw  )T  * ,ü,l,,wBl« Wtfipf IMt . i„  ,| 

.V,;.,t.J::*:t  **”***•+* I'U 

y '■ ' ' ' l”‘  •» 5»*  tahri.fci,. 


hd  - üjyifer  d'"M  “«*"*•*  Li« 
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I Grotenfclt»  Wcrisc  häüung  in  der  Ge.chichte 
Graten  felt't  bewährt  sieh  allenthalben  ab  Urner  Kupf . y 
emschUgigen  Werke  ziemlich  genau.  wenn  auch 
ist  |*hilosoph,  um  „»eh  nach  die«,  Richtuns  kein«-  Blot  c «k 
hat  sich  selbst  als  ll.stonker  ,1er  neueren  l«h>loso,.h.e  bW_ 
durch  verbindet  er  den  Blick  dev  pln» 

Forschere  Kr  kenn«  rudern  du-  klaube  h**n« „* 
allem  auch  die  deutsche.  und  hat  «eh  tm  Ganren 
St hulmcintmgcn  gleich  Ire, es  Vrteil  X»  wahren 

Auseinandersetzungen  stets  mit  jenem  Genut  . Schlußfolge- 
rt. Sicherln-i.  in  der  Beherrschung  des  Moffe*  und  « " ^ ^ 

rangen  tu  geben  vermag  AU,  oh  man  Am  “ „ 

kann?  Gr.  tat  zu  objektiv  und  tu  sehr  in  den  o „ofle Zt- 

...r.t ...  1 ,.i I.n-r  y.i  schwuren,  «ogr 


i 1 ' > rau  iir •-«  iXfmrtion  uiUgr  zu  ln 

I>,  dfa-t  1 1|  |S. ; J.r,  mein,  d»n  >alle  praktiu 
• e nihttot-kr n he.ere.t. •:  nicht  du-  Wege  und  Art., 
:-*f,|wt»  n I Tseli-  zeiget  bestimmen  dfcr. 
‘-'..■„h-situwsbn -■.  nicht  andere  S.c  nt  . 
rW-d,™  tu. « „ hlccWnn  und  „-in  >„  «I,  1 
Vl,rcl*n^n  Irgend  »dche,  Art,  auch  von  ,1h-,  | 
^anrc-ndiar-  Vorher  lütte  er  jedoch  ,1«  Ao  u-m 

nurti  Gr  ""  " '*•*»»«  ,hn,„  t„, 

nrn^hcc  ä,  Dinge«, die U-hhaiteste  Tc 

t rad  duw«  die,.  lnierts.c  an  cner  ZLl 

•hrt*  *e.-.«Öjgiji^,.  ‘ h, 

..-M  \ i ..... 

sersC>.,  ,^v;t " 'ntr”sc  Klk.n„Ir 
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Kt  n ii  Kulenlia  t*. 


icliifhtt'  *u  eigen.  Aber  das  überwiegende  .Intern 

t siÄtrrÄ -j 


Neuer«  tiMcMctiq*iloM|AK. 

Ittrtere  Aasdtanmg  selbst  .ich  tu  eisen  macht,  so  i 
Ergehni«.  ,5.  in,  daß  • Hauptaufgabe  doch 
1mg  der  Eimeler*;- ' mis  : in  ihrer  Isoliertheit,  sondet 
Zpamnrebans  des  garrcr  y.ntwtcklunssganjjes  und  ' 
dejwns  Y de « «in.1,  neu  F-eignisscs  für  das  Ganre- 
lUmd  sieht  , , m W, : :«pruch,  wenn  er  anderer 
i.  , . , . und  beaehten wette  K 

erjentikhm  Gothic  Insu  enseiiaft  sei.  Ober  via 
itrliiiilut.  «rrnde  Erkenntnis  msiggchen«  Also  d. 


Digitized  by  Google 


776 


Kram  Enlcnburg, 


gemeine  Aufgabe  selbst.  Die  erste  Aufgabe  tier  Untersuchung  mag 
immerhin  »die  Ermittlung  der  einzelnen  geschichtlichen  Tatsachen  und 
ihres  Zusammenhanges  sein«  (S.  2g.)  Aber  die  erste  Aufgalrc  bleibt 
immer  jedenfalls  nur  eine  vorläufige.  Und  es  handelt  sich  bei  der 
Entscheidung  der  Frage  um  die  Aufgabe  des  Ganzen  und  um  Ge- 
samtdarstellungen, niemals  um  Einzcluntersuchungen.  Wenn  bei  uns  die 
Forschung  lange  Zeit  wirklich  dabei  stehen  blieb  und  die  ganze  Rickert- 
sehe  Schule  nur  die  nachträgliche  Rechtfertigung  dieses  jetzt  wieder 
verlassenen  Uebergangsstadiums  war,  so  kann  dieser  doch  zufällige 
Umstand  unmöglich  der  Eckstein  eines  Systems  der  Erkenntnis  werden. 

2.  Es  ist  mithin  doch  nicht  nur  eine  Frage  der  Definition  (S.  6 
und  24),  was  man  »Wissenschaft«  nennen  will,  sondern  offenbar  eine 
Grundfrage  der  Erkenntnis.  Auffallenderweise  läßt  auch  Simmel  die 
Entscheidung  darüber  von  einer  Definition  des  Begriffes  der  »Wissen- 
schaft« abhängen,  was  mir  ein  ganz  unmögliches  Beginnen  erscheint. 
Aber  selbst  dies  zugegeben,  stellt  die  eigentliche  Definition  Gr.s  sich 
offenbar  ein  weit  höheres  Ziel  als  nur  die  Erforschung  des  Indivi- 
duellen. Der  »Entwicklungsgang  des  Menschen  als  soziales  Wesen« 
kann  sich  doch  durchaus  nur  in  typischen  Reihen  und  gesetzmäßiger 
Weise  vollziehen,  nicht  aber  durch  individuelle  für  sich  bestehende 
Vorgänge.  Auch  Bernheim,  der  ebenfalls  auf  der  einen  Seite  jene  De- 
finition hat  und  andererseits  die  Aufgabe  auf  das  Individuelle  ein- 
schränkt,  wird  sich  dieser  Alternative  nicht  verschließen  können.  Mit- 
hin wäre  es  umgekehrt  erst  zu  beweisen,  daß  überhaupt  durch  Erkennt- 
nis des  Besonderen  jenes  allgemeine  Ziel,  das  Gr.  und  Bernheim  der 
Geschichtswissenschaft  stellen,  in  Wahrheit  erreicht  werden  kann.  Von 
selbst  versteht  es  sich  keineswegs.  »Affirmanti  incumbit  probatio.« 
Wenn  man  die  Geschichte  im  Sinne  der  alten  Schule  auffaßt,  so  wird 
man  sich  eben  eine  andere  Definition  wählen  müssen,  sonst  klafft  zwi- 
schen Definition  und  angeblicher  »Aufgabe«  ein  unüberbrückbarer 
Widerspruch.  Mithin  scheint  mir  die  Begriffsbestimmung  selbst  viel 
weiter  zu  tragen  als  die  einzelnen  nachhcrigen  Behauptungen  Gr.s. 
Wenn  aber  (S.  9)  »einmalige  Vorgänge  nur  beachtenswert  sind,  weil 
und  insofern  sic  für  die  Kulturentwicklung  im  Ganzen  Be- 
deutung haben«:  so  ist  damit  die  Geschichte  im  Sinne  der  alten  Schule 
(als  die  Erkenntnis  einmaliger  Vorgänge  schlechthin)  aufgegeben.  Ganz 
konsequent  und  im  Zusammenhang  mit  dieser  n e u c n Auffassung  erklärt 
Gr.  denn  auch  (S.  33)  »die  Geschichte  für  eine  induktive  Forschung, 
die  auf  Feststellung  von  Einzeltatsachen  ausgeht,  die  im  gesetzmäßigen 
Zusammenhänge  stehen«;  der  Historiker  müsse  die  die  Entwicklung 
beherrschenden  Gesetze  berücksichtigen.  Also,  das  ist  das  neue 
Ergebnis:  die  Einzeltatsachc  hat  als  solche  kein  wissenschaftliches  Inte- 
resse, sondern  nur  in  ihrer  gesetzmäßigen  Beziehung  zum  Allgemeinen. 
Damit  ist  aber  die  Anschauung  der  alten  Schule,  die  sich  doch  Gr. 
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Möglichkeit  o«  r»cii™-«-—  > rrfuhUfärbung  und 

«J  Notwendigste  einschratiken  Die  »ub^e ^The  gLhie- 
Wiirdigung  muß  von  di  r llarMi  llung  « > r o.<j  Wissenschaft  bleibt 

den  «erden  l S.  83.,  Ute  eigentliche  Au  «abe  T U >»'" 
auch  rur  Ihn  .He  Ermittelung  der  Tatsachcn  und  to A*** «,  dic 
Zusammenhänge  unabhängig  von  de*  "'r,u"*'  in,lcrt.ft  \V,»en- 

Darstellung  nicht  in  höherem  Maße , a s das  Problem  der 

schäften.  Allerdings  übersieht  Gr..  « : ^ ,u 

Einfühlung  ides  .Erlebnisse»,  nach  »euerem  Auj™»).  ^ 

der  Geschichtsforschung  als  c,n  besonderes  He.^ 

das  «ns  noch  im  anderen  Zusammenhänge  be«Mft^  ^ d„ 

tcnswrrt  ist  auch  seine  ltemcrkung  über  1 1 ■ ,h(.inbate  Schluß 

Historiker  ab, «geben  m der  Lage  ist.  voralemenc«  h.nba  ^ 

es  eventu.  d.  h von  den  wohltätigen  V »Wungcn  auf  die ^ ^ 
recht, gong  ihrer  Ursachen  und  won  ^Wechten  F.  ^ lR  ^ ^ ^ 
tciluns  der  laten  und  Menschen  als  solche  I.  • individuelle» 


'lirrii  titlirenr  du  AI,:  .1  gigkeit  Rank» 
W»  icil  Jurrlw  liain-n 


»tlH  '|l  I 


Gr.  untersuehi  m /,,.  uurnhangc  damit  die  Kr. 
sjuvlunr  Jls  «edest-am,  n mit  cinrr  reia  quintiia' 
te.mnli.rr,  Faktor, «.  nsa  nach  der  Große  ,hrcr  W 
^ liWrhlid  vi-  ,ch  ja  durch  eine  wiche , 

ET'  Vm'  "Ur<  auch  h 

T r—  ron  ,lrr  "tejektivm  De 
T *•  'rttdfn  <te«-  -bedeutsam.  deßnienn 

»« «*. «...  s 

r-vhrimj T f,Be  »»• 

«atu,-,  <1ali  fin  ul 

**«**■  tum*  Gr,  auch,  ii—  .t 
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sich  *o  wenig  bestreiten,  wie  auch  die  lalsacbc,  da» 

Forscher  eine  entschiedene  Annäherung  daran  Ivt-merkbar  «!-• 

kann  nicht  deutliche»  sein.  .„*rhaft- 

Wenn  cs  aber  rirhtig  is».  «lab  ihr  t.rad  der  >*  ’ . 

lieh  kr  i.  davon  abhling.  -lab  di,-  Sehäuun^weUe  uberha^ 
den  werden,  so  würde  allerdings  jener  soa.ologBCl.en  U^ch * 
hohen.  Maile  d.escs  l'md.kat  wirklich  <ukomn.cn  und 
bar  wissenschaftlich  vor  allem  gepflegt  *eMen.l  . 

mir  die  ..mache  K..»sc„„cn,  Denn  -„.meiner 

weiter  huldigen,  die  nach  Gr  gar  nicht  ..bj.kti»  sc.n.  • jerkcnn*- 

aokhe  objektive  Richtung  aa  »ich  acht  wohl  möglich  i«  u |i||||f|r 

muwcck  das  eineigc  Leitmotiv  des  gcsrhiditlic  cn  ° ■ ^ ^ 

soll?  Minen  logischen  l'.rund  gibt  e»  da  n.cht . I un  . 
doch  eben  diese  objektive  ( i,  schicht«aufra»..ng  ‘ m (kt 

t.yte  schlechterdings  ab.  Denn,  »n  sagt  er  ..  l6j  * _ ‘ ...  nBCh 


**.  "u"  <,iew  " shrhe  GeKhichivaaff.isv.ir 
senschiftlich  t.cr,  itigt  antuer kennen  und  .i. 
'•»mpror.hittrTt  Be.  - , „g  iuxuwclv™.  Da  M.r,  e. 
1 1 *1,cr  ,!l"  V'aktwhe  Zweekma  eck.  it  ,|, 

. m <,rirair  der  a!  Richtung  voll,.,  den  I „ 

1 an  ihr  fesiccha  : r 

Mun»!  W«  In  n,  ir  Will» 
i)a*f  ..v..  ..  * ^ ",llc  v in.  \:i 


«ÄÄKÄ.vWfc 


«dt  Gr  ,|criv,  . „ V aw  NitmV»  ,• 
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Kran*  Eulen lime. 


* rccht  cin»ritiK.  immer  nur  die  deutsche  Geschichtsschreibung  » be- 
, Jh,cn  <"«*!<•.  wenn  man  den  Rück  wieder  auf  das  ***««• 
rich.i'l,  wird  man  an  jenen  nicht  v, „übergeh,  n dürfen.  Andwriwta  J* 
dorh  auch  in  Deutschland  die  politische  Oescb.chtc  taWchl.ch  nult 
mehr  da-  Hauptarlrehsgchict  ah.  Dal)  die»  »her  tatsächlich»  lange 
der  Kall  gewe.cn,  entsprang  vn.wi.-gcnd  den  praktischen 1 
Deutschland*  seihst,  die  .He  Aufmerksamkeit  vor  allem 
Vergangenheit  .1«  Völker  lenkten,  um  '^aun  Ac  dam,  « J 


Nenn  «Jwichiehuphila.-ipkt*. 

tat  nicht  geringem  Kiwi  o auch  auf  dis  wi»senschar 
nid*  »wies  io  der  Chemie  (Herstellung  organischer 
tnricm  tftge)  oder  der  l'h raik  iKIcktriritatslehre  und 
AitiMtning  Iler  fcutc  Appell  ol  «eilet  die  prakti 
den;  weh  dieser  Natureis  nsehaften.  ln  der  Richtun 
uni  da  Wild  des  Bok  utungsvoilen  vermag  ich  also 
vthe«  WerHute.l  iU  t Geschichte  ru  ethl 
|eta  aurnr  in  de-  i.esehii  twchrcibung  die  Weltanse 
hrnnnaEinilen  Istcrcssca  edenrrit  »ich  wiedcrgc.Ji.  ;' 
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K r * d t B u 1 « n I» « » C . 


\V,nn  tlageuen  Gr.  mein«,  dali  dieser  Standpunkt  nicht  der  alte* . b* 
;«hlL,  :X  sondern  auch  d,  r wertend.  • w Cdtu-B 
Z schein«  mir  das  denn  doch  h,,isch  und  ^ 

haltbar  lind  man  frag«  sich,  m«i  *clciui»  K.ch«  A 
gugischen,  |Hditischcn,  ethischen  Gründen  r ’ ^Geschiehlr 

dem  ansdnicktich  abßelchnt  un<i  -Ilten  keinen  Mali*» ‘ < 

ahgeum  Sicherlich  muh  cs  ja  nicht  nur  Wissenschaft  au  der  t 

X.  sondern  auch  alle  andere.  Aber 


\,  ,nt  G«acUihii|>UlM0|i1ik 

wecke  genuines  dcrt.i  ■<  li  chte  auwheiden  will.  Aa 
an  dtr  Richtigkeit  1 - ^ i iteiK  <ka  Patriotismus  de 
nn". drr  itedirutnng  : r Kirche  gcwdS:  aber  die  wi>s 
ttaranli  könnt  dariilxt  ; ku«-  lind  erst  die  Seil 
Irrrikr  Onrntiour  ; . ..ni  : ichtige  Ingeracigr  gehen 
{dilhl,  die  iotuiti'c  hrü  ing  aber  gegen  iImt  di  r » 
helle»  F.rl0^4»|2r  ‘ "’rnes  Umneti.  ’U'  I 
■\e«ie,  Kruhne,  Cewui  y.  cum  Maßstab  »nnmhscn 
ßrorerrell,  wird  d,n  l n-  il  durch  du  Bewußtsein  dt  - 
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als  Hauptsache  angesehen  »erden  mutt  „ “ Wcn(all*  •«■> 

Terrain,  Zahl  der  Strritkräftc  u.  a.  m , all.  % Hinge,  dcr  cin. 

Be«  ulitsem  des  Volke»,  «am  ruruck.reten  v*,r  dem  • » |Mmg 

»einen  Führer  und  die  dorl,  allem  /u  cm.  r nbjekm.  Jur£h 

nötig  sind  Es  ist  eine  t he« rötlich  reflektierte  Entscheid  g^  ^ 
Studium  der  Kricgswisscnschaft  vor  dem  llrrnnlreU  ^ 
naiven  und  darum  unwissenschaftlich  , lenkenden 
Grotenfeits  Kat  als,,  au  die  praktischen  H,M;;nker 
schuft, sehe  Erkenntnis  nicht  möglich.  0«»  S>11  f,ir 
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spateren  Geschlechtern  den  Weg  zu  hohen  Leistungen,  zum  Kampfe 
für  erhabene  Ziele  weisen«  (S.  mo>.  Das  ist  der  idealistische  Wert- 
maßstab. Wir  können  nicht  in  extenso  hier  eine  wertphilosophische 
Auseinandersetzung  führen,  aber  wir  haben  doch  hier  wiederum  die 
methodologischen  Konsequenzen  aufzudecken  und  zu  sehen,  ob  diese 
Begründung  Gr.s  haltbar,  ja  nur  plausibel  und  ins  Gewicht  fallend  ist. 
Wie  sich  zeigen  wird,  kann  das  »gesunde  Volkstümliche«,  das  »Urteil 
populärer  Geschichtsschreiber«  nicht  die  Entscheidung  in  wissenschaft- 
lichen Streitfragen  abgeben. 

8.  Einmal  stellt  dieses  volkstümliche  Urteil  nicht  etwas  Konstantes, 
Gesetzmäßiges,  Höchstes  ein  für  allemal  dar,  sondern  es  schwankt  sehr 
stark  von  Land  zu  Land  und  von  Zeit  zu  Zeit.  Gr.  ist  einsichtig  genug, 
dies  auch  in  gewissem  Maße  zuzugeben:  jeder  nationale  Standpunkt 
tritt  zunächst  nur  für  die  eigene  Nation  ein  und  betrachtet  die  fremde 
Sache  als  minderwertig.  Offenbar  kann  dieses  nationale  Vorurteil,  das 
sich  immer  wieder  von  neuem  zeigt,  nicht  ausschlaggebend  für  den 
Historiker  sein,  wenn  dem  auch  in  populären  Darstellungen  Rechnung 
getragen  wird,  sondern  cs  muß  einer  vertieften  Auffassung  Jiatz  machen, 
mag  auch  jenes  Volksurteil  noch  so  »gesund«  und  »volkstümlich«  sein. 
Gr.  hält  selbst  relative  Maßstäbe  für  unbefriedigend:  der  denkende 
Verstand  könne  den  Widerspruch  nicht  ertragen,  der  doch  offenbar 
darin  liegt,  daß  die  Geschichte  Deutschlands  nach  einem  Wertmaßstab 
zu  beurteilen  sei,  diejenige  Frankreichs,  Rußlands,  Finnlands  nach  je 
einem  anderen.  Die  Geschichtswissenschaft  müsse  danach  streben, 
über  alle  relativen  Geschichtsauffassungen  der  verschiedenen  Na- 
tionen hinaus  ein  allgemein  gültiges  Bild  der  Entwicklung  der  Mensch- 
heit herzustellcn  (S.  119).  Damit  ist  aber,  wie  mir  scheint,  das  soge- 
nannte »gesunde,  volkstümliche  Bewußtsein«  bereits  verlassen.  Denn 
dieses  will  gerader  den  gesunden  Egoismus  des  eigenen  Volkstums 
auf  Kosten  des  anderen.  Man  kann  nicht  das  populär  Volks- 
tümliche und  das  verstandesmäßig  Allgcmeingültige  zugleich  wol- 
len, wenn  beides  so  auseinander  klafft,  wrie  es  rein  räumlich  zur  Zeit 
der  Fall  ist.  Der  Burenkrieg,  der  einem  Teil  des  englischen  Volkes 
als  eine  heilige  Sache  erschien,  wurde  von  einem  anderen  Teile 
des  volkstümlichen  Sinnes  für  eine  Schandtat  angesehen.  Es  fehlt 
eben  dem  Argumente  Grotenfelts  das  Merkmal  der  Widerspruchs- 
losigkeit. 

Zu  zweit  ist  noch  dies  zu  bemerken : die  nationale  Geschichtsbe- 
trachtung ist  keineswegs  von  Hause  aus  die  volkstümliche.  Sic  ist  es 
im  Anfang  der  Völkergeschichte,  aber  sie  ist  es  dann  durch  lange 
Strecken  hindurch  nicht  mehr.  Es  folgte  wenigstens  für  Mitteleuropa 
die  religiös-kosmopolitische  Strömung,  getragen  vor  allem  durch  die 
katholische  Kirche  des  Mittelalters,  vor  der  nationalen  Staatcnbildung 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts.  Und  es  folgte  die  humanitär-kosmopo- 
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Sunde  anlegcn  muß.  Und  m einem  Konti iktsfallc  wird  der  Verstand 
und  die  Erkenntnis  das  erste  Wort  fuhren  müssen,  nicht  das  instink- 
tive Gefühl  und  Volksbewußtsein. 

Man  wird  vielmehr  sagen  können,  daß  das  Urteil  des  Volkes  im 
allgemeinen  auf  unzulänglicher  Kenntnis  beruht,  Es  mag  für  sein  prak- 
tisches Verhalten  instinktiv  das  Richtige  sein,  aber  cs  besitzt  keinen 
Erkenntniswerl.  Ja  ex  ist  die  Frage,  ob  dieses  allgemeine  Urteil  des 
Volkes  Überhaupt  auf  tlic  («-schichte  im  eigentlichen  Sinne  sieh  be- 
licht. I»enn  jenes  Urteil  stammt  aus  der  populären  Literatur,  aus  den 
Schullnirhern , vielfach  aus  den  dichterischen  Ericugnissen , die  un- 
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mittelbar  zum  Volke  sprechen.  Man  kann  wohl  sagen,  die  volks- 
tümliche Auffassung  sei  immer  die  ältere  unkritische  und  die  wissen- 
schaftliche kommt  nur  langsam  zum  Durchbruch : so  über  die  ganze 
mittelalterliche  Zeit,  so  über  die  Revolution,  so  etwa  über  Friedrich 
Wilhelm  III.  u.  a.  Soll  hier  nun  überall  die  traditionelle  ältere  Ge- 
schichtsauffassung als  die  berechtigte  erscheinen,  weil  sie  vielleicht  die 
idealistischere  ist,  sich  gar  nicht  um  die  treibenden  Ursachen  und  rea- 
len Zusammenhänge  kümmert,  gegenüber  der  wissenschaftlichen?  Soll 
etwa  die  Sklavenbefreiung  in  den  Vereinigten  Staaten  als  ein  rein  ide- 
ales Moment  gelten,  weil  sic  zunächst  so  erscheint?  Ich  meine,  das 
heißt  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  die  ungeprüfte,  veraltete 
Anschauung  a priori  für  die  richtige  ausgeben.  Soll  das  aber  wirklich 
gelten,  so  müßte  immer  das  Aeußerlichste,  die  Persönlichkeit  drn  Vor- 
rang verdienen  vor  der  sorgsamen  und  tieferen  Erkenntnis.  Denn 
dieses  Volksbewußtsein  ist  ja  nichts  für  sich  Seiendes,  sondern  ist  be- 
einflußt durch  ganz  bestimmte  äußere  Faktoren,  Personen,  Ereignisse, 
die  teilweise  gar  nicht  mehr  kontrollierbar  sind.  Die  Wissenschaft 
muß  im  Gegenteil  versuchen,  das  Volksurteil  ihrerseits  zu  beeinflussen 
und  die  richtigere  Auffassung  zu  verbreiten,  anstatt  daß  sic  umgekehrt 
unbesehen  der  vergangenen  Tradition  folgt.  So  muß  also  wissenschaft- 
liche Wertung,  wenn  schon  dieses  überhaupt  nicht  entbehrt  werden 
kann,  ihren  Weg  selbständig  gehen,  unbekümmert  darum,  welches  die 
Maßstäbe  des  »gesunden  volkstümlichen  Bewußtseins»  sind.  Selbst 
»wenn  also  Carlylcs  idealistische  geschichtliche  Wertungen  ein  viel 
treuerer  Ausdruck  des  ungekünstelten  volkstümlichen  Bewußtseins  sein 
sollten,  als  die  hedonistische  Theorie«  (S.  134),  so  ist  damit  für  den 
Wahrheitsgehalt  und  den  Erkenntniswert  rein  gar  nichts  bewiesen.  Im 
Gegenteil!  Der  Argwohn  ist  nicht  zu  bannen,  daß  hier  die  Neben- 
zwecke weit  mehr  das  Wort  führen  als  die  wissenschaftlichen,  l'nd 
so  bestechlich  Grotenfelts  Argumentation  auch  im  ersten  Augenblick 
aussieht,  ein  so  sicherer  Führer  er  zu  sein  scheint,  um  einen  W'ertmaß- 
stab  für  die  Geschichte  abzugeben:  er  versagt  nach  allen  Richtungen 
vollständig,  wenn  wir  ihn  naher  betrachten.  Es  fehlt  durchaus  das 
Bindende,  Beweisende,  Allgemeine  an  diesem  rein  empirischen  Wert- 
maße. 

10.  Die  eigene  Wertung,  die  Gr.  nun  zugrunde  legt,  ist  doch 
aber  eine  andere,  als  man  nach  diesem  Kriterium  eigentlich  vermuten 
sollte.  Sic  ist  bewußt  idealistisch,  gegenüber  dem  Eudämonismus,  der 
nur  Glück  und  Wohlbefinden  als  den  Maßstab  gelten  lassen  will;  sie  ist 
aber  auch  weit  von  der  Anbetung  des  Erfolges  und  des  äußerlichen  .Sieges 
entfernt.  Für  Gr.  kommt  es  vielmehr  durch  das  Acußere  hindurch  auf 
das  Innere,  auf  die  moralische  Gesinnung  und  auf  die  Sittlichkeit 
an.  Das  Wort  Julian  Schmidts  (S.  m),  daß  das  eigentlich  Wertvolle, 
die  moralische  Gesinnung,  die  Sittlichkeit  sei,  ist  auch  die  seinige. 
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Er  halle  liiihcr  gesagt,  daß  (S.  10t  ) die  höchsten  ethischen  Wertideen 
nicht  erwiesen  oder  begründet  werden  können;  au»  unserem  eigenen 
Innern  müssen  wir  vielmehr  die  letrtc  Norm  des  Rechtes  holen  (S.  tjg). 
• Werte  schafft  nur  das  Gefühl  und  der  Wille*.  Und  »der  letale  (Jrund 
unserer  Werturteile  liegl  über  jeglicher,  eigentlich  wissenschaftlicher 
Begründung  und  Beweisführung.  Die  Werturteile  wurzeln  in  einem 
Wertgeliihle  oder  einem  Wollen,  das  einfach  tatsächlich  in  uns  besteht 
und  von  uns  anerkannt  wird«.  Aber  damit  haben  wir  offenbar  die  Mög- 
lichkeit eine»  wissenschaftlichen  Urteile*  ulier  die  Richtigkeit  oder 
Unrichtigkeit  dieses  Wertgcfllhles  abgeschnitten;  eine  Erkcntms-Inslanz 
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fehlt  und  es  muß  jedem  gestattet  sein,  sein  Wertgefühl  sprechen  zu 
lassen.  Auch  eine  Stufenfolge  der  Werte  kann  es  kaum  geben.  Jeder 
Wert,  der  in  einem  Wertgcfühle  wurzelt,  hat  das  gleiche  Recht  und  den 
gleichen  Anspruch  auf  Geltung.  Wo  soll  die  Entscheidung  herkommen  ? 
Es  ist  die  .Sache  des  Glaubens.  Und  so  endet,  wie  mir  scheint,  mit 
Notwendigkeit  diese  Wertlehre  und  Geschichtsphilosophie  im  Agnostizis- 
mus, im  Religiösen,  wie  Gr.  selbst  (S.  1S1)  anerkennt:  über  das  gibt  es 
eine  wissenschaftliche  Diskussion  nicht  mehr.  Es  ist  das  Ende  des 
wissenschaftlichen  Denkens  Überhaupt. 

Aber  damit  haben  wir  die  Grundfrage  und  den  Ausgangspunkt  der 
ganzen  Untersuchung  verlassen.  Der  war  ja,  wie  wir  wissert,  der  Ge- 
danke, ob  die  Geschichtswissenschaft  Oberhaupt  notwendig  eine  Wertung 
braucht:  wohl  bemerkt  als  Wissenschaft,  nicht  als  Erbauungs- und 
Erziehungsmittel,  was  eine  Frage  für  sich  ist.  Gr.  war  hier  zu  dem  Ergeb- 
nis gekommen  (S.  1 2g),  daß  für  die  soziologische  Geschichtsauffassung, 
der  sicher  eine  l>crechtigte  und  hochbcdcutsamr  Aufgabe  zukommc, 
eine  Ausschaltung  aller  Beurteilungen,  eine  Loslüsung  der  Geschichts- 
wissenschaft von  allen,  auch  mittelbaren  Wertungen  prinzipiell  möglich, 
wenn  auch  praktisch  schwierig  sei.  Aber  wenn  diese  wertungslose 
Geschichtswissenschaft  möglich  ist,  warum  dann  doch  wieder  einen 
eigenen  Wertungsmaßstab  aufstellen?  Gr.  sagt  es  in  einer  Stelle,  warum 
er  es  trotzdem  tut:  weil  .eine  streng  realistische  wertfreie  Betrachtung 
der  Geschichte,  die  sich  darauf  beschränkte,  alle  verschiedenen  geschicht- 
lichen Kräfte  als  glcichlwrechtigt  und  gleichwertig  nebeneinander  zu 
stellen,  gekünstelt,  farblos  und  unnatürlich  sei*.  Aber  das  ist  doch 
noch  gar  kein  F.inwand  gegen  den  wissenschaftlichen  Wert  dieser 
Betrachtungsweise!  Sondern  es  ist  rin  Nebenzweck  wiederum,  der 
zur  Aufstellung  eines  Weltmaßstabes  geführt  hat,  nicht  der  wissenschaft- 
liche Charakter  selbst.  Denn  so  sagt  Grotcnfelt  (S.  157)  selbst,  »wenn 
diese  Anerkennung  des  Tatsächlichen  zur  höchsten  und  letzten  Norm 
unserer  geschichtlichen  Auffassung  gemacht  werden  sollte,  so  würde  cs 
offenbar  den  Verzicht  auf  jede  historische  Wertschätzung  und  die  grund- 
sätzliche Annahme  einer  rein  naturalistischen  Gcsichtsauffassung  be- 
deuten. Jede  tatsächlich  hervortretende  Kraft  wäre  danach  als  gleich- 
berechtigt anzuerkennen  « Mir  scheint,  daß  tatsächlich  die  Wissenschaft 
nicht  anders  kann,  als  diesen  Standpunkt  anzuerkennen  und  damit  auf 
Wertungen  überhaupt  zu  verzichten.  Und  warum  sollte  sic  das 


nicht  ? 

Auch  das  hat  Gr.  deutlich  genug  gesagt : -Wenn  ich  mich  veranlaßt 
finden  würde,  eine  rein  naturalistische  theoretische  Weltanschauung  zu 
der  meinen  zu  machen,  so  würde  wahrscheinlich  auch  meine  idealistische 
Auffassung  von  den  Werten  des  Lebens  schwankend  werden«  (S  187). 
Anders  ausgedrückt:  (S.  151)  »Sie  soll  den  geschichtlichen  Wert  der 
Handlung  darnach  schätzen,  inwiefern  sie  geeignet  waren,  wertvolle 
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Charakteristikum  der  psychologischen  Methode  darin,  «laß  sic  alles  auf 
•las  gegebene  Bewußtsein  der  Einzelscelc  turiK-kbctiehi  und  nach  der  Be- 
deutung mißt,  die  cs  für  die  individuellen  Energiesysteme  besitzt.« 


'*)  »Wahr«  — soviel  Treffendes  gerade  Gr.  Uber  die  Huschende  und  spiele« 
nschc  Anwendung  des  Hcgritfc»  »wahr«  auch  ausg«spn:<hen  haue  <S.  115  IT.). 

•■*)  K i)  v a r <1  Sprenger,  Dfit  Grundlage«  dci  Geschichtswissenschaft. 
E*n«  erkenntiiisiheorciisch'psycboiogische  Untersuchung,  Herl  tu.  Raucher  ft  Rein- 
hard. 1905.  — XI  u.  145  SS. 
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Staat,  Recht,  Religion  und  Geschichte  existieren  demnach  nicht  als 
objektive  Kulturwertc,  als  unpersönliche  Mächte,  sondern  nur,  insofern 
sie  erlebt  werden.  Nur  für  das  Individuum  bedeuten  sic  allerdings 
»Werte«.  F.s  folgt  daraus,  daß  diese  Werte  immer  nur  relativ  sein 
können,  nach  Zeit  und  Persönlichkeit.  Denn  der  Ausgangspunkt  für 
alle,  geschichtliche  Forschung  ist  der  psychologische  Befund  als 
solcher.  »Die  Geschichte  sucht  (S.  i8>  nur  das  psychische  Verständnis 
äußerer  Handlungen,  Ereignisse,  Zustände  zu  gewinnen«.  Ein  Zweck 
jedoch  existiert  nur  dort,  wo  ein  Wert  (bewußt  oder  triebhaft)  em- 
pfunden wird,  und  da  Spr.  das  Rickertsehe  »Bewußtsein  an  sich«,  das 
Quelle  aller  Werte  sein  soll,  bestimmt  ablehnt,  so  bleibt  eben  nur  die 
1 ndividualsecle  als  Träger  der  Wertgcdanken  übrig.  Die  Beziehung 
des  Ich  nun  zu  den  psychischen  Vorgängen  der  Umgebung,  die  alle 
zum  psychischen  Befund  gehören,  nennt  Spr.  nicht  eben  sehr  glücklich 
teleologisch  (S.  22).  So  kommt  er  allerdings  wieder  zu  dem  Wert* 
gesichtspunkt,  aber  er  bleibt  doch  dabei  gänzlich  auf  dem  Boden  der 
Psychologie  und  braucht  nicht  metaphysische  Annahmen.  Allerdings 
enthüllen  sich  umgekehrt  die  wirklichen  Zweckzusammenhänge,  die  ja 
in  der  individuellen  Psyche  sehr  oft  gar  nicht  zum  Bewußtsein  kommen, 
erst  dann  ganz,  wenn  man  die  objektiv  gewordenen  geschichtlichen 
Gebilde,  wie  etwa  den  Staat  betrachtet.  Wir  verstehen  daher  erst  um- 
gekehrt von  hier  aus  rücksrhrcitcnd  unsere  Individualseele  ganz.  Die 
Geschichte  ist  darum  nicht  nur  ein  iutegnrender  Teil  der  Weltanschau- 
ung, sondern  auch  direkt  ein  notwendiger  Bestand  unserer  Selbst- 
besinnung. Denn  letzthin  sind  natürlich  auch  > Kultursysteme  und  Ge- 
schichte nur  Schöpfungen  seelischer  Kräfte*  (S.  76),  müssen  mithin, 
wenn  auch  oft  indirekt,  wiederum  einen  Inhalt  des  psychologischen 
Befundes  bilden.  »Der  Zielpunkt  aber  des  geschichtlichen  Erkennen* 
ist  die  Nachbildung  einer  Welt,  in  der  Gefühle  und  Verstandesvorgänge, 
bewußte  Zwecke  und  ein  dunkles  triebhaftes  Wollen  eng  durcheinander- 
greifen«. Dieses  Erkennen  zu  erreichen,  ist  die  wissenschaftliche 
Psychologie  ganz  außerstande,  da  sie  es  für  absehbare  Zeit  nur  mit 
den  psychischen  Elementarerscheinungcn  zu  tun  hat,  die  gar  nicht  die 
Grundlage  des  geschichtlichen  Handelns  bilden.  Wie  denn  auch  die 
großen  Historiker  nicht  aus  jener  wissenschaftlichen  Psychologie  ihre 
Anschauung  geschöpft  haben.  Vielmehr  ist  jene  geschichtliche  Welt 
nur  »in  künstlerischer  Komplcxanschauung«  erfaßbar.  Der  Historiker 
verfährt  dämm  wie  der  Künstler  mit  Hilfe  der  schaffenden  und  nach- 
schaffenden  Phantasie.  Es  ist  nicht  Sache  des  reinen  Erkennen*, 
sondrm  des  Verstehens  und  Naehlebcns,  des  Einfuhlens  (S.  8z)  und 
die  psychologische  Interpretation  muß  dem  eigenen  Erlebnis  entnommen 
werden  Darum  kann  eine  begriffliche  Analyse  immer  nur  ein  Hilfs- 
mittel sein  und  auch  eine  Systematik  etwa  bei  der  Aufstellung  psychischer 
Typen  ist  nur  Nclienzwcck  (S.  95).  Denn  auch  »1er  »psychologische 
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Historiker  die  letzte  Entscheidung  geben  soll,  öfters  nicht  geglückt,  so 
z.  B.  bez.  LampreeM.v  Münsterbergs  u.  a. 

N)  Warum  so  weit  schweifen  und  sich  nicht  lieber  gleich  ra  dem  groben 
Meister  bekennen,  der  als  idealistischer  Ge»cHich1*|«hlUifeoph  doch  bis  jetzt  seines 
Gleichen  weht.  Hegel  bezeichnet  (Vorlesungen  etc..  Reclom»che  Ausgal»*  S.  563) 
dfce*  io:  »Daß  die  Weltgeschichte  dieser  Eniwickelungsgaag  und  des  wirkliche 
Werden  des  Geiste*  ist,  unter  dem  wechselnde»  Schauspiele  ihrer  Geschichten 
«lat  nt  d:c  wahrhafte  Theodicee,  die  Rechtfertigung  Gottes  in  de»  Ge>chichte«. 

,f)  Schuiullers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung.  Verwalt,  u.  Volkswirtach.,  *9.  Bd,,  S.  tb^z. 
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Sodann  fohlt  durchgängig  die  scharfe  Begriffsbestimmtheit  und  Ein- 
deutigkeit der  Ausdrucksweise.  Das  hängt  freilich  mit  der  Grund- 
anschauung des  Verfassers  zusammen,  daß  nicht  eine  Begriffsbildung, 
sondern  das  künstlerische  Nacherleben  die  Sache  des  Historikers  sei. 
Wenn  er  schwärmerisch  (S.  1141  meint  »Handlungen  genialster  Schöpfer- 
kraft und  sittlicher  Energie  w ollen  wir  nicht  aus  Motiven  der  Zeit 
oder  des  Augenblickes  ableiten,  sondern  wir  lassen  diese  Kräfte  gleich- 
sam aus  einem  tiefen  Grunde  des  Lebens,  aus  dem  Urquell  des  Daseins 
überhaupt  aufsteigen,  den  wir  ahnen  und  dichten,  ob  wir  ihn  nun  als 
etwas  Göttliches  in  der  Welt  oder  jenseits  der  Welt  oder  wie  sonst 
setzen«:  so  ist  dieses  Nicht-Etklären-Wollen  offenlwir  die  Voraussetzung, 
alter  kein  Beweis  des  Nicht-Gelingens.  Darüber  ist  mit  Spr.  nicht  mehr 
zu  rechten.  Sein  Glaube  und  Wille  soll  durchaus  respektiert  werden; 
die  Wissenschaft  ist  immer  tolerant.  Nur  hat  dies  mit  Geschichtswissen- 
schaft nicht  das  mindeste  zu  tun.  Wenn  man  nicht  erkennen  und  er- 
klären will,  ja  Gott,  niemand  zwingt  Herrn  Spr.  sich  mit  solchen 
Dingen  abzugeben.  Die  Gegner  des  Galilei  wollten  bekanntlich 
nicht  durch  das  Fernrohr  sehen.  Was  beweist  das?  Turgcnjcff  meint 
einmal,  daß  Worte  überhaupt  die  letzte  Tiefe  des  Daseins  nicht  auszu- 
drücken vermöchten,  sondern  nur  die  Musik.  Herr  Spr.  hat  diese  Konse- 
quenz noch  nicht  gezogen.  Ueber  jene  Anschauung  selbst  ist  ja  im 
Grunde  nicht  zu  diskutieren,  da  sie  eben  außerhalb  einer  wissenschaft- 
lichen Betrachtung  steht.  Der  Verfasser  würde  vermutlich  eine  Grenz- 
bestimmung zwischen  Kunstschaffen  und  wissenschaftlicher  Arbeit  gar 
nicht  gelten  lassen. 

Nur  dieses  sei  bemerkt,  das  künstlerische  Nachfuhien  kann  sich 
immer  nur  auf  die  große  Persönlichkeit  als  solche  beziehen  und  tat- 
sächlich denkt  Spr.  nur  hieran.  Mir  scheint  im  Gegenteil,  das  was  der 
Künstler  nachschaffen  kann,  nur  ein  ganz  armseliges  Stück  aus  der 
großen  Wirklichkeit  zu  sein,  da  schon  seine  K u n s t in  i 1 1 e I ihm 
Schranken  auferlcgen,  an  die  wissenschaftliche  F.rkcnntnis  nicht  ge- 
bunden ist.  Wie  soll  ich  aber  im  Ernste  die  Entstehung  einer  Ver- 
fassung oder  die  Wirkung  der  Verkehrswege  oder  die  Bedeutung  der 
Großgrundlierrschaften  «Hier  die  Ausbreitung  des  gotischen  Stiles  in 
der  Architektur  psychologisch  -erleben-  ? Schon  dadurch,  daß  ich 
objektive  Befunde  treffe,  die  ich  erst  nachträglich  als  zu  meinem  Be- 
wußtsein gehörig  anerkenne  und  durch  die  sich  mein  Bewußtsein 
erweitert  und  neue  Inhalte  aufnimmi:  ergibt  sich,  daß  dieses  psycho- 
logische Erlebnis  nicht  das  Piius  der  Geschichte  sein  kann,  da  es  erst 
seihst  durch  die  Geschichte  gebildet  wird.  Und  wir  werden  aus  dem 
hellen  Bereiche  möglicher  Erweiterungen  in  das  dunkle  Gebiet  der 
Phantasietäligkeit  verwiesen,  das  seihst  noch  sehr  der  Erklärung  und 
Erforschung  bedarf,  daß  man  darauf  kein  wissenschaftliches  Fundament 
errichten  kann. 
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Wenn  aber  das  Mittel  des  NachschafTens,  das  > psychologische  Erleb- 
nis*. sieh  nicht  objektiv  übertragen  latst,  sondern  von  jedem  erst  selbst 
neu  erlebt  und  nachgefühlt  werden  muß,  so  kann  es  damit  auch  gar 
nicht  Gegenstand  des  Erkennen»  und  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung 
sein.  Es  fehlt  jede  Möglichkeit  objektiver  Festlegung,  objektiver  Merk- 
male und  eine  kritische  Geschichtsforschung  wird  im  Grunde  überflüssig. 
Jeder  subjektive  Standpunkt  hat  dann  seine  gleiche  Berechtigung,  da 
jeder  von  ihnen,  wenn  anders  er  nur  ehrlich  vertreten  wird,  offenbar 
der  Psyche  des  Darstellers  entspricht.  Und  tatsächlich  läßt  ja  Spr. 
alle  vertretenen  Anschauungsweisen  irgend  einer  Zeit  als  gleichberechtigt 
erscheinen.  Wenn  ein  außerindividueller  Wert  nicht  besteht,  diese 
subjektiven  Werte  aber  nach  Charakter,  Klassenzugehörigkeit,  Alter, 
Lebenserfahrung,  Zeit  ganz  verschiedenartige  sein  müssen,  so  gibt  es 
eine  Instanz  von  richtig  und  falsch  überhaupt  nicht.  Und  charakteristischer 
Weise  kennt  Spr.  diesen  Gegensatz  nicht  mehr.  Nur  die  Persönlichkeit 
lev.  die  Autorität)  ist  dann  das  Kriterium*'').  Ucber  dieses  letztere 
gibt  es  keinen  Richter.  Sie  ist  so  -unbegreiflich  wie  am  ersten  Tag«. 
Das  Künstlerische  steht  jenseits  aller  Kritik  der  Wahrheit:  es  ist  und 
ist  damit  bewiesen.  I >enn  die  Metaphysik  in  der  Wcrtlehrc  Rickerts 
und  Miinstcrbcrgs  ist  durchaus  nicht  etwas  Zufälliges,  sondern  notwendig 
mit  dem  Problem  des  Wertes  verknüpft  wie  bereits  oticn  angedcutct 
wurde.  Nimmt  man  diese  ubcrindividuellc,  außerhistorische  Stütze  des 
Wertes  hinweg,  so  bleibt  nur  noch  subjektive  Willkür  des  .psycho- 
logischen Befundes«  übrig.  Man  kann  nicht  das  Problem  retten,  indem 
man  die  Voraussetzung  seiner  Existenz  fortnimmt.  Die  Versöhnung  von 
Psychologie  und  Wert,  die  Spr.  anstrebt,  ist  daher  nicht  gegluckt  und 
konnte  nicht  glucken.  Die  Anschauung  aber,  daß  letzthin  jedes 
Urteil  psychologisch  begründet  und  psychologisch  gerechtfertigt  ist, 
bedarf  wahrlich  keines  Beweises.  Es  ist  vielmehr  eine  Tautologie,  die 
keine  Richtschnur  einer  geschichtlichen  Betrachtung  sein  kann.  Ich 
meine,  cs  wird  mit  jenem  «individuellen  Wert«  nur  ein  Asylum  ignoran- 
tiae  geschaffen  und  mit  dem  schonen  Titel  des  »persönlichen  Erlebnisses«, 
des  »künstlerischen  Nachschaffens«  und  KinfUhlcns  versehen,  aber  kein 
reales  Erkenntnismittel  geboten.  Es  ist  der  chorus  mystieus  der  Ge- 
schichtsplnlosophie. 

3.  Und  so  im  einzelnen.  Spr.  versöhnt  und  vermittelt  doch  im 
Grunde,  indem  er  den  entscheidenden  Fragen  und  deren  Beantwortung 
l>chutsam  aus  dem  Wege  geht.  So  z.  B.  bei  dem  Problem  des  All- 
gemeinen und  Individuellen  <S.  91)  wo  er  meint,  daß  die  Geschichte, 

•*)  Natürlich  gibt  cs  dann  »her  auch  keinen  »allgemeinen  Wert*  des  Staates 
oder  der  Nation,  da  das  bereits  eine  ttbcrindividuclle  Wertung  vuraussetzt.  Wie 
ich  es  sehe  und  fühle  ! Eine  andere  Persönlichkeit  schafft  cs  eben  anders  nach, 
»erlebt«  c«  anders  nur  das  psychologische  bildet  Wert. 
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wie  das  Leben  die  Gegensätze  vereinigt  und  verschlingt ; oder  bei  dem 
Problem  der  Kausalität  und  Teleologie  (S.  95),  bei  der  die  Entscheidung 
wiederum  in  der  Mitte  liegen  soll,  oder  des  Gegensatzes  von  Wert  und 
Begriff,  zu  dem  überhaupt  nicht  bewußt  Stellung  genommen  wird,  ob- 
wohl er  immer  im  Hintergründe  schwebt.  Wie  bereits  hervorgehoben, 
wird  diese  Versöhnung  bez,  des  Wertproblems  mit  der  Psychologie  für 
die  Fragestellung  selbst  verhängnisvoll.  Denn  die  individualpsychologische 
Begründung  des  Wertes  hebt  das  eigentliche  Problem,  nämlich  nach  der 
Gewinnung  objektiver  Erkenntnis,  nach  der  Möglichkeit 
wissenschaftlicher  Geschichtserfahrung  überhaupt  auf. 
Wissenschaft  ist  eben  mehr  als  vereinzelte  Erfahrung  oder  vereinzeltes 
Erlebnis,  sondern  stellt  tatsächlich  ein  System  von  Erfahrungen  dar. 
Daher  ist  gerade  das  Bestreben  nach  einem  System  von  Begriffen  oder 
von  Typen,  das  Spr.  ablehnt,  an  sich  durchaus  gerechtfertigt,  ja  für  die 
Wissenschaft  sogar  unbedingt  notwendig.  Und  es  genügt  nicht,  die  Ge- 
schichte zu  beschreiben  (S.  IX 1 als  »eine  Ausweitung  unserer  Lebenserfah- 
rung-, wenn  sie  Wissenschaft  sein  will;  die  ist  offenbar  weit  mehr.  Was 
Spr.  selbst  zur  historisch  psychologischen  Typcnbildung,  die  er  als  Mittel 
anerkennt  vorbringt,  ist  nicht  recht  zu  fassen:  so  das  teleologische 
Moment,  wo  ein  Zitat  aus  Dilthcy  im  wesentlichen  genügen  muß,  oder 
wenn  er  von  den  »Einzelrelationen«  und  von  dem  Ineinandergreifen 
der  menschlichen  Lebensformen  (S.  97/98)  handelt,  ohne  doch  im  Ge- 
ringsten auf  das  \V  i e einzugehen,  mit  dem  die  psychischen  Faktoren 
sich  gegenseitig  bedingen.  Oder  wenn  <r  vom  Typus  »Anschaulich- 
keit« gegenüber  dem  Gesetz  verlangt  (S.  101),  ohne  doch  zu  sagen, 
wie  eine  Anschauung  ohne  Begriffe  und  umgekehrt  ein  Begriff  ohne 
Anschauung  gedacht  werden  könne.  In  Wirklichkeit  ist  denn  auch 
kein  Typus  an  sich  irgendwie  auch  anschaulich  zu  denken  — z.  B. 
nicht  der  Staat  oder  das  genossenschaftliche  Prinzip,  die  Spr.  selbst 
(S.  102)  als  gelungene  historische  Typen  betrachtet.  Oder  endlich, 
wenn  er  (S.  93)  die  Riologie  »ohne  die.  Analogie  des  Lebensdranges 
in  uns  und  seiner  Gesetzlichkeit  für  wissenschaftlich  unzulänglich« 
erklärt,  und  daher  Für  sie  eine  teleologische  Psychologie  fordert. 

Ein  nicht  geringer  Mißbrauch  scheint  mir  ferner  mit  dem  Begriff 
der  Teleologie  gemacht  zu  sein,  wodurch  die  Eindeutigkeit  der  An- 
schauung weiter  stark  leidet.  So,  wenn  er  den  Typus,  der  wie  er  ganz 
richtig  hervorhebt  (S.  105)  nur  ein  subjektiv  technisches  Hilfsmittel  der 
Erkenntnis  bedeutet,  als  »teleologisch«  bezeichnet.  Denn  dann  ist  jede 
Wissenschaft  einschließlich  Mathematik  beständig  teleologisch  gerich- 
tet, wo  es  sich  stets  um  die  Wahl  des  zweckmäßigsten  Mittels  han- 
delt Es  herrscht  ja  überhaupt  bez.  der  Teleologie  und  des  teleologi- 
schen Prinzipcs  gegenwärtig  ein  arger  Wirrwarr,  zumal  die  beiden 
Formen  — Wert  und  Zweck  — promiscue  mit  demselben  Worte  be- 
zeichnet werden.  Nicht  minder  unzutreffend  ist,  wenn  Spr.  die  Tat- 


Digitized  by  Google 


Sache,  daß  in  den  Geisteswissenschaften  immer  ein  zentraler  »Wert' 
d.  h.  ein  Erlebnis  in  den  Mittelpunkt  gestellt  wird,  auf  den  die  psy- 
chischen Faktoren  bezogen  werden,  als  teleologisch  ausgibt.  F.s  ist 
ganz  richtig  (S.  tu),  daß  die  Wahl  des  Zentrums  jeder  Wissenschaft 
nur  eine  Abstraktion  ist.  Aller  warum  diese  Bczichungspunkte,  die 
für  alle  Wissenschaften  ganz  gleichmäßig  gelten  und  in  den  Natur- 
wissenschaften, wie  vordem  ausgeführt  ist,  vor  allem  geübt  werden,  nun 
als  teleologisch  bezeichnen?  Und  was  Spr.  die  »subjektiven  Lebenswerte 
im  Nachlcben  der  Geschichtet  nennt,  ist  wiederum  keineswegs  dieser 
eigentümlich,  sondern  gilt  von  allen  anderen  Wissenschaften  ebenso, 
sogar  von  der  Mathematik,  ohne  daß  cs  doch  gestattet  wäre,  deswegen 
im  Ernste  die  Wertauslese  als  das  Charakteristische  dir  sie  zu  be- 
zeichnen. 

Man  wird  im  Ganzen  viele  feinsinnige  und  in  die  Tiefe  gehende 
Bemerkungen  finden,  auch  der  Energie,  mit  der  Verfasser  den  rein 
psychologischen  Gesichtspunkt  unter  Ablehnung  alles  metaphysischen 
Beiwerkes  zur  Geltung  bringt,  gern  anerkennen,  oh  er  nun  haltbar  ist 
oder  nicht.  Aber  in  der  Verquickung  wissenschaftlicher  Erkenntnis 
mit  künstlerischer  Fantasietätigkeit  als  Prinzip  des  Forschen*  wird 
man  unter  keinen  Umstanden  einen  Fortschritt  finden  können  und  die 
Hincinbringung  des  Wertgedankens  auf  individual  psychischer  Grund- 
lage scheitert  an  der  Unmöglichkeit,  ein  Kriterium  der  Wahrheit  zu 
finden.  Es  steckt  ein  einfacher  Trugschluß  dahinter,  wenn  man  ein 
Problem  aus  der  Logik  einfach  in  das  Reich  des  Künstlerischen  und 
Unrationellen  verlegt.  Es  ist  eine  iitttyatotc  »i{  i/.lo  yivt,; : minder  höflich 
ausgedrückt,  eine  Bankrotterklärung,  bevor  noch  die  Aktiv-  und  Passiv- 
posten richtig  addiert  sind. 

III.  Der  artistische  Standpunkt  Sombarts. 

In  diesem  Zusammenhang  sei  auch  kurz  die  Anschauung  berührt, 
die  W e r ne  r S o m b a rt  gelegentlich  seines  Gcdächtnisaufsatzcs  über 
»Karl  Marx  und  die  soziale  Wissenschaft«  an  dieser  Stelle  veröffentlicht  hat 
und  die  eine  kurze  geschichtsphilosophische  Erörterung  enthielt.  Ich  setze 
den  Inhalt  des  Aufsatzes  als  l>ckannl  voraus1").  Sic  zeichnet  sieh  durch 
bestrickende  Eleganz  und  durch  einleuchtende  Schlüssigkeit  aus.  Aber 
sie  will  mir  in  keiner  Weise  haltbar  erscheinen,  wenn  sie  sich  auch 
durchaus  mit  Gedankengängen  berührt,  die  in  der  neueren  Geschichts- 
philosopliie  uns  mehrfach  begegnen. 

i.  Sombart  stellt  wie  üblich  gegenüber  die  Naturwissenschaft  und 
die  Wissenschaft  vom  Menschen  (alias  »Geschichte«).  Aber  die  Natur- 
wissenschaft als  Einheit  der  Natur  gibt  cs  überhaupt  gar  nicht  und 
damit  fällt  von  vornherein  notwendig  jener  logische  Dualismus  fort. 


**)  Dieses  »Archiv«  U<i.  XXVI  z (1908),  S.  432 — 43. 


h'rnni  K ulen  bürg, 


R04 

Denn  es  wird  übersehen,  dass  die  ganze  Biologie  upd  damit  der  größte 
Teil  der  beschreibenden  Naturwissenschaften  cs  mit  lebenden  orga- 
nischen Wesen  zu  tun  haben.  Für  sie  ist  die  unmittelbare  An- 
schauung, sogar  das  »Mit erleben«  die  unerläßlichste  Bedingung  des 
Forschen».  Man  vergleiche  etwa  die  Schilderung  des  Urwaldes  in 
Darwins  Reise  eines  Naturforschers  oder  die  Schilderung  des  Vogel- 
sanges in  dessen  F.ntstehung  der  Arten.  Ich  finde  das  im  höchsten 
Grade  »künstlerisch  geschaut  und  erlebt«,  wenn  ich  schon  die  Som- 
bartschcn  Worte  gebrauchen  soll,  und  sehe  nicht,  wie  dieser  ganzen  Seite 
der  Naturwissenschaften  denn  die  Formulierung  Sombarts  oder  eine 
ähnliche  auch  nur  boikommen  will.  Die  übliche  Antithese,  die  uns  bei 
Gottl  noch  schärfer  und  auf  die  Spitze  getrieben  entgegentreten  wird, 
muß  zum  mindesten  die  Hälfte  der  Naturwissenschaften  einfach  eska- 
motieren  und  ist  darum  im  Prinzip  falsch. 

*.  Aber  selbst  in  «len  exakten  Naturwissenschaften  steht  es  prin- 
zipiell durchaus  nicht  anders.  Auch  hier  ist  «las  »Schauen«  ebenso 
unerläßlich  für  die  Erforschung  der  Natur,  wie  die  analoge  Betrachtung 
in  der  Geschichte,  und  «lie  großen  Naturforscher  üben  es  in  höchstem 
Maße  aus.  Wie  sollte  es  auch  anders  sein,  <la  Anschauung  (»Sinnlich- 
keit« nach  dem  Ausdruck  Kants)  niemals  vom  Begriffe  zu  trennen  ist. 
Man  lese  nur  die  Vorträge  und  Reden  von  Hclmholtz  «»der  von  Tyndall 
und  frage,  ob  «liese  Leistungen  ohne  stärkst  entwickeltes  Anschauungs- 
vermögen, ja  ohne  Phantasie  möglich  sind.  Die  einzelnen  Forscher 
haticn  allerdings,  wie  auf  allen  Gebieten,  eine  verschieden  geartete 
Begabung.  Es  gibt  Mathematiker,  die  durchaus  das  räumliche  Bild  zur 
Verdeutlichung  ihrer  Begriffe  brauchen,  während  bei  anderen  der  ab- 
strakt logische  Kalkül  überw  iegt.  Selbst  die  Physik  und  Mathematik  be- 
dürfen also  des  inneren  Sinnes  und  der  anschaulichen  Vorstellungen  irn 
höchsten  Maße,  und  keinesweges  kann  für  das  Ganze  «icr  exakten  Natur- 
wissenschaft diese  Anschauung  irgendwie  entbehrt  werden.  Wessen 
Phantasie  größer  war,  ob  die  New  tons  oder  Shakespacres,  kann  durchaus 
zweifelhaft  sein.  Oder  eigentlich  nicht:  unendlich  größer  scheint  es 
mir,  die  Bewegung  einer  Welt  im  Geiste  als  »Erlebnis«,  sich  vorzustcllcn, 
als  ein  Paar  menschliche  Gestalten  auf  die  Bretter  zu  bringen.  Paßte 
also  der  Gegensatz  der  Forschungsrichtung  und  des  Forschungsprinzipes, 
wie  Sotnbart  sic  konstruiert,  schon  nicht  auf  die  biologischen  Wissen- 
schaften , so  stimmt  sic  nicht  einmal  für  die  sog.  exakten  Natur- 
wissenschaften, bei  denen  die  Erfahrung  die  Grumllagc  bildet. 
Erfahrung  aber  ist  ohne  Anschauung,  ohne  persönliches  »Erlebnis« 
des  Forschers  überhaupt  nicht  möglich. 

3.  Ist  so  das  formelle  Erkennen  selbst  nicht  auf  diese  Weise 
in  den  beiden  Wissensgebieten  zu  scheiden,  so  auch  nicht  der  gegen- 
ständliche Inhalt  des  F.rkcnncns  nach  Körper  und  Seele.  Denn 
»erleben«  muß  der  Physiker  und  Biologe  sein  Objekt  genau  so  wie 
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der  Historiker  und  Nationalokonom.  Es  sind  beiden  schlechterdings  mir 
Empf  indun  gs  in  halte  gegeben,  durchaus  nichts  andere».  Der  Na- 
turforscher Ircarbeitct  ausschließlich  solche  Empfindungsinhalte,  bei.  deren 
Erinnerungsbilder,  »Warm*  muß  ebenso  erfahren  und  empfunden  werden, 
wie  »tapfer«,  die  »Elektrizität*  ebenso  wie  die  »Börse*.  Außerhalb  dieser 
Summe  von  subjektiven  »Erlebnissen«  gibt  es  gar  keine  Kenntnis  der 
sog.  Außenwelt,  weder  hier  noch  dort.  Die  Handlungen  Caesars  sind 
dem  Historiker  durchaus  nicht  verwandter  und  unmittelbarer  gegeben, 
wie  die  Sonnenstrahlen  oder  die  mittelbare  Wirkung  des  Regens: 
vorgestellt  und  empfunden,  d.  h.  erfahren  werden  muß  beides.  Nicht 
die  Körper  sind  mir  gegeben,  sondern  nur  deren  Eigenschaften.  Ich  bin 
auch  nicht  imstande,  einem  tauben  Menschen  die  Theorie  der  Akustik  oder 
einem  Blinden  die  Lehre  vom  Sehen  beizubringen,  weil  eben  die  Theo- 
rien das  unmittelbare  »Erlebnis«,  soll  heißen  die  Empfmdungsinhaltc 
und  Erfahrungen  zur  Voraussetzung  haben.  Und  ein  großer  Theoretiker 
der  Akustik  wie  Helmhnltz  »erlebt«  das  Reich  der  Töne  selbstver- 
ständlich ganz  anders  als  der  gewöhnliche  Physiker.  Wenn  die  exakten 
Naturwissenschaften  vor  allem  auch  der  Symbole  sich  bedienen,  um 
eine  größere  Fülle  von  Vorstellungen  zusammenzufassen,  so  müssen  diese 
Symbole  und  Gesetze  doch  letzthin  umgesetzt  werden  in  lebendige  Em- 
pfindungen, in  Vorstellungen  und  Anschauungen,  für  die  man  jetzt  das 
feierliche  Wort  »Erlebnis«  hat.  Aber  im  Prinzipe,  auf  das  cs  für  die 
Erkenntnistheorie  ankommt,  ist  darin  ein  Unterschied  mit  den  Empfin- 
dungskomplexen  anderer  Art  nicht  vorhanden.  Ein  besonderes  Or- 
gan für  den  historischen  Inhalt,  für  das  historische  Erlebnis,  gibt  es 
nicht.  Das  schließt  durchaus  nicht  aus,  daß  die  Kmpfindungsinhaltc 
selbst  mannigfaltigst  variieren,  wir  cs  mit  einer  unendlichen  Mannig- 
faltigkeit zu  tun  haben.  Nur  jene  Scheidung,  die  für  die  Geschichte 
oder  die  Wissenschaft  von  Menschen  ein  besonderes  »Erlebnis« 
herausdestillieren  will,  ist  nicht  haltbar.  Der  Ausgangspunkt  schon  ist 
falsch  und  damit  auch  die  Schlußfolgerung. 

4.  Endlich  ist  aber  für  die  Wissenschaft  der  Geschichte  noch 
gar  nichts  damit  gewonnen,  daß  ich  ihre  Wesenheit  auf  ein  ganz 
anderes  Gebiet,  Jas  der  besonderen  intuitiven  künstlerischen  Erkenntnis, 
des  Verstehens,  verlege.  Entweder  habe  ich  cs  mit  wirklichem  Wissen 
zu  tun,  das  auch  anderen  mitteilbar  ist,  dessen  Evidenz  allgemein 
plausibel  gemacht  und  bewiesen  werden  kann,  oder  es  ist  Mystik: 
die  hat  tatsächlich  ein  inneres  Schauen,  das  nicht  weiter  mitleilbar  ist, 
über  das  es  darum  im  Grunde  auch  keinen  Streit  gelten  kann,  zum 
Wesen  ihrer  Existenz.  Damit  scheidet  sie  aber  von  selbst  aus  der 
Diskussion  der  Wissenschaft  aus,  da  diese  durchaus  objektiver  Zeichen 
und  endlicher  Mittel  der  Darstellung  bedarf.  Sic  beruht  ausschließlich, 
soweit  sic  eben  Wissenschaft  ist.  auf  ganz  bestimmten  Ergebnissen  der 
Erfahrung,  die  objektiv  kontrollierbar  sein  müssen,  der  Kritik 
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stand  zu  halten  vermögen  und  über  die  sich  ein  Forscher  der  Wissen- 
schaft nicht  hinwegsetzen  darf.  Für  Künstler,  das  gebe  ich  zu,  ist  das 
alles  nichts,  für  sie  brauchen  diese  Hilfsmittel  der  Forschung  nicht  zu 
bestehen.  Vom  Standpunkt  der  Artisten  könnte  ich  aber  auch  sagen, 
das  Weltbild  der  Genesis  oder  des  Ptulomäus  sei  ebenso  erhebend  und 
geschlossen,  ebenso  künstlerisch  und  befriedigend  wie  das  kopernika- 
nische.  Ferdinand  Tönnies  hat  das  für  die  mittelalterliche  Weltanschau- 
ung in  seinen  Hobbcs  sehr  schön  ausgeführt.  Für  den  Künstler  gibt  cs 
auch  nach  der  Richtung  der  Naturbetrachtung  gar  keinen  Fortschritt  des 
Erkenncns:  für  ihn  ist  ja  nur  das  Gefallende,  befriedigende,  Schöne  der 
Maßstab,  der  jenseits  aller  Tatsachen  und  Feststellungen  hegt.  Wenn  da- 
rum Sombart  meint,  daß  es  in  der  Geschichte  gar  keinen  Fortschritt  gebe, 
daß  Thukydides  und  Macchiaveil  ebenso  vollendet  seien,  wie  Carlyle 
oder  Mommsen,  weil  alle  diese  große  »Schauer«  und  »Erleber*  ge- 
wesen : so  ist  damit  der  Standpunkt  der  Wissenschaft,  um  die  cs  sich 
doch  in  der  ganzen  Frage  handelt,  verlassen  und  durch  ein  ganz  anderes 
Kriterium  ersetzt.  Wir  meinen  allerdings,  daß  auch  in  der  Wissen- 
schaft von  Menschen  ganz  wesentliche  Fortschritte  gemacht  sind,  die 
wir  vielleicht  im  einzelnen  öfters  Überschätzen,  die  wir  aber  doch  deut- 
lich in  objektiven  F.rkenntnisw'crtcn  aufzeigen  können. 

Denn  vom  Standpunkt  der  Artisten  erhebt  sich  nun  erst  recht  Streit 
um  die  ästhetische  Wertung  als  solche.  Das  von  verschiedenen  Individuen 
»Geschaute*  und  -Erlebte*  muß  doch  nur  seinerseits  ein  Kriterium 
und  eine  innere  Rangordnung  haben.  Sonst  wären  ja  die  verschiedenen 
ästhetischen  Urteile  ganz  gleich  und  jede  Auffassung  hätte  denselben 
Anspruch  auf  Geltung.  Es  muß  also  auch  hier  wiederum  ein  Maßstab 
gewonnen  werden,  der  natürlich  nicht  mehr  der  von  richtig  und  falsch 
sein  kann,  sondern  etwa  die  Erbauung  oder  Erhebung,  das  Tragische 
oder  Harmonische  zum  Ausgangspunkt  nimmt.  Ich  bin  aber  in  Wirk- 
lichkeit so  wenig  der  Entscheidung  und  der  Wahl  entrückt,  indem  ich 
mich  auf  das  künstlerische  Gebiet  begebe,  daß  nun  erst  «1er  ganze  Streit  auf 
dem  f Icbiete  des  Geschmackes  und  der  Acsthctik  beginnt,  wo  es  objektiv 
nachweisbare  Kriterien  überhaupt  nicht  gibt  und  geben  kann.  Das  be- 
deutet geradezu  die  Aufhebung  des  »Wissens*  in  der  Geschichte. 
Aber  noch  mehr.  Wenn  ich  schon  das  Arbeitsfeld  der  Wissenschaft 
verlasse  und  mich  auf  ein  besonderes  empfängliches  künstlerisches 
Organ  für  die  Wissenschaft  vom  Menschen  zurückziehe,  das  nur  den 
wenigen  »Schauern*  und  »Erlcbcm«  zu  teil  geworden,  so  gibt  cs  gar 
kein  Halten  mehr.  Es  existiert  ja  ein  »Erlebnis* , ein  -Schauen« , das  offen- 
bar noch  weit  mehr  die  Sache  des  großen  Einzelnen  ist:  das  religiöse. 
Warum  dann  nur  die  eine  Art,  das  künstlerische  Erlebnis,  und  nicht  auch 
das  religiöse,  das  für  die  gewöhnliehcn  Banausen  nicht  besteht,  son- 
dern nur  den  wenigen  Auserwahlten  zu  teil  wird?  Diskutierbar  ist  das 
eine  so  wenig,  wie  das  andere.  Denn  das  innere  Erlebnis  und  Schauen  im 
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höchsten  Sinne  ist  ja  nicht  für  andere  aufzeigbar,  es  muß  »erlebt«  werden. 
Es  ist  eine  »Offenbarung«  und  »wer  es  nicht  fühlt,  der  wird  es  nie  er- 
jagen«. Sombart  wird  gewiß  diese  Alternative  abiehnen,  aber  sic  liegt, 
wie  mir  scheint,  ganz  im  Fortgänge  jenes  artistischen  Standpunktes.  Und 
so  sind  Grotenfelt  und  Spranger  denn  ganz  folgerichtig  beim  religiösen 
Agnostizismus  angclangt:  die  Geschichte  eine  große  Theodicee,  wie 
es  einst  Hegel  verkündete.  Aber  die  Wissenschaft  kann  diesen  Weg, 
den  Sombart  ihr  gezeigt,  überhaupt  nicht  bcsch reiten,  der  von  der 
(»rundvoraussehung  ihrer  Existenz  in  ein  unkontrollierteres  Gebiet 
hinüberfuhrt:  die  aber  ist  eben,  geordnetes  Wissen  zu  schaffen,  das 
objektiv  feststellbar  ist.  Dabei  können  die  großen  Leistungen  der  be- 
deutenden Entdecker  durchaus  anerkannt  werden.  »Erfahrung«  ist  ja 
nirgends  etwas,  was  jeder  beliebige  machen  kann .’  darin  ist  Som- 
bart durchaus  Recht  zu  gehen80).  Aber  die  Frage,  wie  ist  Geschichte 
als  Wissenschaft  vom  Menschen  möglich : sie  laßt  sich  sicherlich  nicht 
vom  Standpunkt  des  künstlerischen  »Erlebnisses«  aus  lösen,  das  wie 
bereits  vordem  gesagt,  eine  (utijaci.;  ti;  iAAo  -(iw ; bedeutet  — ein 
logisch  nicht  zulässiges  Verfahren. 

w)  Sehr  interessant  in  dieser  Hinsicht,  was  Helinholtz  über  wissenschaftliche 
Einfälle  und  wissenschaftliche  Arbeiten  berichtet,  die  doch  ganz  anders  erfolgen 
als  Sombart  filr  die  Naturwissenschaften  annimmt.  (II  e I nt  b o 1 1 >,  VorlrSge  und 
Reden  I,  S.  1 5 f.)  — Eine  ganz  andere  Frage  Ul  es,  wie  hoch  überhaupt  die 
Spontaneität  jedes  SchafTcns  cinzuschltzcn  ist:  die  soziologische  Betrachtung 
unterscheidet  sich  darin  sehr  wesentlich  von  der  vulgären  wie  der  künstlerischen, 
die  mit  originalen  Entdeckungen  und  »schöpferischen«  Gedanken  sehr  freigebig  sind. 


Der  „Akademische  Nachwuchs“ 


Eine  S c 1 b s t a n z c i g e 

von 

FKANZ  EUI.ENBURG*)- 

Als  der  vorbereitende  Ausschuß  für  den  i.  Hochschullehrcrtag  mich 
im  April  vor.  Js.  zur  Uehernahme  des  einleitenden  Referates  über  den 
»Akademischen  Nachwuchs«  auffordertc,  kam  mir  der  Auftrag  sehr 
ungelegen  und  ich  lehnte  daher  zunächst  ab,  Meine  Interessen  und  Nei- 
gungen gehen,  w ie  die  Leser  des  Archivs  wissen,  nach  einer  ganz  anderen 
Richtung.  Aber  Friedrich  Paulsen,  den  ich  als  geeignetste  Persönlich- 
keit vorgcschlagcn,  wollte  das  Referat  nicht  übernehmen,  da  er  sich 
überhaupt  von  dem  Hochschullehrertag  zurückhielt.  Man  legte  zudem 
Gewicht  darauf,  daß  ein  jüngerer  Nichtordinarius  die  Sache  übernehme, 
und  so  ließ  ich  mich  nach  nochmaliger  Aufforderung  endlich  bereit- 
finden. Offenbar  ist  diese  Wahl  meiner  Person  ein  verhängnisvoller  Miß- 
griff gewesen.  Denn  wenn  die  Einberufer  einseitig  nur  den  Standpunkt 
der  »arislokratisch-regicrten  Universitäten«,  d.  h,  also  der  Ordinarien, 
von  vornherein  betont  haben  wollten,  so  durften  sie  niemand  wählen, 
der  nicht  selbst  zu  dieser  aristokratischen  Regierung  gehörte.  Die 
Schuld  daran  trifft  also  gar  nicht  mich. 

Aber  was  sollte  ich  mit  dem  «Akademischen  Nachwuchs«  anfitngen 
und  was  wußte  ich  davon  ? Mir  schwebte  der  Gedanke  der  Auslese 

’)  Franz  Eulen  hurg,  l>er  »Akademische  Nachwuchs«.  Eine  Untersuchung 
Ober  die  Lage  und  die  Aufgaben  der  Extraordinal icn  und  l'rivatdoicntcn.  Leipzig 
und  llerlin.  Vertag  von  H.  G.  Teubner  IQuS.  — X u.  156  SS. 

’)  Seitens  der  Redaktion  wurde  der  Verfasser  ersucht,  eine  kurze  SelbsUn- 
icige  seines  Huches  zu  liefern.  (Anm.  d.  Red.) 


vor,  da  es  von  größter  Bedeutung  ist,  daß  nicht  die  Privatdoxentur 
eine  Stätte  der  Wohlhabenden,  sondern  daß  Tüchtigen  und  Begabten 
die  akademische  Laufbahn  erschlossen  wird.  Sodann  wußte  ich,  daß 
die  Lage  der  Assistenten  in  den  naturwissenschaftlichen  Fächern, 
soweit  sie  zugleich  Dozenten  waren,  recht  unerquicklich  sich  ge- 
staltete und  eine  Besserung  der  Verhältnisse  von  ihnen  erstrebt  wurde. 
Endlich  hatte  ich  in  meinem  eigenen  Fache  eine  Reihe  von  Be- 
obachtungen über  Abhängigkeit  jüngerer  Universitätslehrer  von  Inter- 
essengruppen und  Behörden  gemacht , die  mir  ausserordentlich  be- 
denklich erschienen.  Es  waren  also  etwa  die  Anschauungen  und  Vor- 
stellungen wie  sie  Brentano  jetzt  noch  vertritt,  ohwohl  sich  inzwischen 
gezeigt  hat,  daß  sic  sehr  einseitig  sind.  Gerade  weit  ich  mich  wissen- 
schaftlich seit  einem  Jahrzehnt  mit  Universitätsfragen  beschäftigt  und 
wiederholt  darüber  geschrieben  habe,  war  mir  auch  bekannt,  wie 
kompliziert  die  Verhältnisse  in  anderen  Fächern  sind:  nur  allzu- 
leicht  verallgemeinert  man  die  Beobachtungen  seines  Faches  und 
kommt  zu  Schlüssen  und  Folgerungen,  die  für  die  Allgemeinheit 
ganz  unzulänglich  sind.  So  kam  mir  der  Gedanke,  mich  durch 
eine  Umfrage  Uber  die  Tatsachen  zu  unterrichten.  Damit  soll- 
ten die  konkreten  Unterlagen  für  eine  fruchtbare,  positive  Diskus- 
sion geschaffen  werden;  denn  bevor  man  Fordetungcn  aufstellt  und 
Acnderungen  vorschlägt,  muß  man  zunächst  wissen,  was  ist.  Ich 
nahm  also  den  Auftrag  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  an,  daß 
mir  gestattet  wurde,  unter  dem  »Nachwuchs*  eine  Umfrage  zu  veran- 
stalten. Herr  Dr.  Ludo  Hartmann  in  Wien  wußte  auch  für  die  Mittel 
Rat  zu  schaffen,  indem  die  »Vereinigung  der  Ocsterrcichischen  Hoch- 
schuldozenten*  auf  seinen  Vorschlag  einen  namhaften  Beitrag  zur  Ver- 
fügung stellte. 

II.  Aber  wo  die  Grenze  des  »Nachwuchses«  ziehen?  Eis  zeigt  sich, 
daß  es  ganz  unmöglich  war,  etwa  die  Pd.  allein  zu  behandeln’).  In 
Preußen  pflegt  jetzt  den  Pd.,  wenn  sie  wissenschaftliche  Verdienste  ha- 
ben, nach  einigen  Jahren  der  Professortitel  verliehen  zu  werden,  ehe  sie 
zum  wirklichen  EO.  aufsteigen ; daneben  kommt  aber  auch  jetzt  noch 
die  Schaffung  von  unbesoldeten  Extraordinariaten  vor,  die  eigentlich  nur 
Titulaturen  sind.  In  den  nichtpreußischen  Staaten  gibt  es  vielfach 
außeretatsmäßige  EO.,  die  von  den  Pd.  sich  nur  durch  «len  höheren 
Rang  und  die  Bcamteneigenschaft  unterscheiden,  aber  keinen  Lehr- 
auftrag und  kein  Gehalt  beziehen.  Sodann  gibt  es  allenthalben  EO. 
ohne  speziellen  Lehrauftrag,  aber  in  Assistentenstcllung  oder  mit  Prosek- 
torengehalt; endlich  überall  KO.  mit  Gehalt  und  Lehrauftrag,  die  an  sich 
ebensogut  Ordinarien  sein  könnten.  Und  unter  den  Lehraufträgen 

’)  Im  folgen«!'!)  sind  dutchgehends  die  l’nvatdozcntc»  mit  l'd.  und  die  Ex- 
tmtmlinnrien  mit  EO.  bezeichnet. 
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selbst  sind  wiederum  verschiedene  Grade  und  Arten  zu  unterscheiden. 
In  Oesterreich  liegen  die  Verhältnisse  zum  Teil  anders,  zum  Teil  noch 
komplizierter.  Es  war  also  ganz  unerläßlich,  auch  die  KO.  in  ihrer 
Gesamtheit  mit  heranzuziehen,  wenn  ich  Klarheit  über  alle  diese  Ver- 
hältnisse schaffen  wollte.  Und  dem  standen  auch  sachlich  keine  Be- 
denken gegenüber:  denn  bisher  stellte  man  sich  vor,  daß  in  der  Re- 
gel der  Pd.  über  die  Staffel  des  Extraordinariates  nach  einigen  Jahren 
in  ein  Ordinariat  einrUckt.  Allerdings  paßt  jetzt  jene  Bezeichnung  »Aka- 
demischer Nachwuchs»  in  keiner  Weise  mehr,  da  eben  diese  Verhältnisse 
andere  geworden  sind.  Ich  habe  darum  ausdrücklich  den  Titel  im 
un  eigentlichen  Sinne  durch  Anführungsstriche  gekennzeichnet;  die  Be- 
merkungen, die  sich  dagegen  richten,  treffen  mich  also  nicht.  Wenn 
Professor  Kroll  in  einem  Artikel  der  Grcnzbotcn  Nr.  39,  September  1908, 
cs  mangelhaft  findet,  daß  ich  Pd.  und  EO.  zusammen  behandelt  habe, 
so  liegt  das  eben  nicht  an  mir,  sondern  in  der  Tatsache,  daß  eine 
vollständige  Trennung  überhaupt  nicht  möglich  ist  und  zahlreiche 
Uebergänge  stattfinden.  Jede  getrennteBehandlung  irgend 
welcher  Art  würde  vielmehr  eine  vollorn  mene  Will- 
kür  bedeutet  haben.  Auch  die  Scheidung,  die  Kroll  vorschlagt, 
nämlich  zwischen  beauftragten  und  nichtbeauftragten  Lehrkräften,  ist 
in  der  Wirklichkeit  nicht  so  einfach  durchführbar  und  würde  noch 
weit  mehr  irreführen.  Oer  preußische  Etat  rechnet  z.  B.  die  Ab- 
teilungsvorsteher überhaupt  zu  den  etatsmäßigen  EO.,  was  sie  doch 
nicht  immer  sind,  wenn  sie  auch  »beauftragt»  werden.  Es  gibt  tat- 
sächlich keine  Möglichkeit,  die  komplizierten  Verhältnisse  der  Wirk- 
lichkeit restlos  auf  einige  scharfe  Kategorien  zu  biingen.  Das  muß 
man  nun  einmal  in  Kauf  nehmen.  Dagegen  habe  ich  die  Honorar- 
professore  n nicht  in  meine  Umfrage  mit  eingezogen ; sie  gehören 
tatsächlich  überhaupt  nicht  zum  »Nachwuchs»,  auch  nicht  im  weiteren 
Sinne,  sondern  nehmen  eine  Ausnahmestellung  ein  und  ihre  akademi- 
sche Tätigkeit  ist,  von  sehr  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  eine  recht 
beschränkte;  es  handelt  sich  zudem  im  ganzen  nur  um  79  Herren,  die 
vernachlässigt  werden  mußten. 

Die  Umfrage  ist  nun  in  der  Weise  in  die  Wege  geleitet,  daß 
an  jeder  Universität  ein  »Vertrauensmann«  gewonnen  wurde,  der  die 
Versendung  des  Materials  und  die  Einsammlung  der  Karten  zu  be- 
sorgen hatte.  Auf  diese  Weise  vereinfachte  sich  nicht  nur  für  mich 
die  Sache,  sondern  es  war  zu  erwarten,  daß  dieser  ältere  Kollege  an 
jeder  Universität  besser  bekannt  war  und  eher  eine  Antwort  erhalten 
würde  als  ich.  Eifer  und  Verständnis  der  Herren  Mitarbeiter  waren 
verschieden ; einige  haben  sehr  sorgfältig  das  Material  kontrolliert, 
andere  haben  sich  mit  dem  Sammeln  begnügt.  A11  einer  Universität 
legte  ein  Vertrauensmann  unter  Entstellung  des  Sachverhaltes  und  unter 
beleidigenden  Ausfallen  gegen  mich  die  Arbeit  nieder  und  schickte  die 
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beantworteten  Karten  an  die  Absender  zurück.  Durch  ein  Schiedsge- 
richt, das  meine  Loyalität  anerkannte,  erst  konnte  dieser  ärgerliche 
Zwischenfall  erledigt  werden.  Aber  auch  sonst  machte  es  sehr  viel 
Arbeit,  das  Material  zusammenzubekommen.  Und  zwei,  drei,  ja  vier 
Mahnungen,  die  sich  bis  zum  November  hinzogen,  wurden  notig.  Auf- 
fallend war  mir,  und  soll  hier  ausdrücklich  hervorgehoben  werden, 
daß  so  viele  Kollegen  und  auch  einige  der  Vertrauensmänner  zwar 
meine  Umfrage  billigten , aber  von  dem  Hoclischullehrertag  absolut 
nichts  wissen  wollten!  Im  ganzen  ist  es  mir  gelungen,  bis  auf  etwa 
roo  Herren  alle  EO.  und  Pd.  zu  einer  persönlichen  Aeußerung  zu  be- 
wegen und  auch  über  die  fehlenden  ließen  sich  aus  anderen  Quellen 
manche  Angaben  ergänzen. 

III.  Die  Antworten  sind  im  allgemeinen  wohl  zuverlässig  ausgefiillt, 
aber  Mißverständnisse  sind  doch  vorgekommen.  Die  Fragen  mußten 
kurz,  eindeutig  und  klar  sein  und  die  Karte  war  darum  vor  der  Ah- 
sendung den  Vertrauensmännern  zur  ßegutachtung  übermittelt  worden. 
Nicht  erfragt  hatte  ich  das  Fach  und  die  Fakultät,  da  mir  das  aus 
dem  Ascherson  und  der  Minerva  hinreichend  bekannt  war.  Als  über- 
flüssig stellte  sich  die  Frage  nach  dem  Familienstande  heraus:  besser 
wäre  die  nach  dem  Jahre  der  Verheiratung  und  der  Zahl  der  Kinder 
gewesen:  daraus  hätte  sich  doch  mancher  Einblick  in  die  Verhältnisse 
der  liberalen  Berufe  überhaupt  ergeben.  Auch  die  Militärverhältnisse 
hätten  wegen  ihrer  mannigfachen  Wichtigkeit  bei  einer  künftigen  Um- 
frage Berücksichtigung  zu  Anden.  Heikel  war  die  Frage  nach  dem  Ge- 
halt bezl.  der  Remuneration:  aber  auch  sic  ist  überwiegend  beant- 
wortet worden.  Ausfallen  mußte  leider  die  Frage  nach  den  Kollegien- 
geldcinnahmen,  so  wichtig  gerade  diese  ist;  doch  cs  war  zu  fürchten, 
daß  zu  viele  Kollegen  daran  Anstoß  genommen  und  dann  überhaupt 
nicht  geantwortet  hätten.  Es  ist  nun  von  Brentano4)  gesagt  worden,  daß 
teilweise  auch  die  Polytechniken  mit  herangezogen  werden  mußten,  weil 
einige  naturwissenschaftliche  Facher  der  Universitäten  mit  jenem  bcz. 
des  Austausches  der  Lehrkräfte  in  einem  inneren  Konex  stehen.  Aber 
dieser  Einwand  ist  ganz  hinfällig:  dann  müßten  alle  anderen  Hoch- 


4)  Die  Kontroverse  zwischen  Herrn  Professor  Brentano  und  mir  hat  sich  bisher  in 
der  »Beilage  der  Münchener  Neuesten  Nachrichten»  abgespielt:  sic  begann  mit  einem 
Artikel  Brentanos : Der  akademische  Nachwuchs  (Nr.  36).  Darauf  folgte 
meine  erste  Entgegnung  unter  dem  Titel:  »Die  Wahrheit  über  den  »Aka- 
demischen Nachwuchs»  (Nr.  66  vom  16.  September)  mit  einer  Replik 
Brentanos:  dann  eine  zweite  Entgegnung  von  mir  (Nt.  87  V.  10.  Oktober):  »Noch- 
tnilitlle  Wahrheit  Uber  den  Akad.  Nachwuchs»,  worauf  Brentano 
an  derselben  Stelle  nochmals  replizierte.  — Der  obige  Kinwand  befin»lct  sich  in 
Nr.  66. 
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schulen,  die  auch  zuweilen  ihren  Ersatz  von  den  Universitäten  nehmen, 
ebenfalls  mit  berücksichtigt  werden,  die  naturwissenschaftlichen  Facher 
bilden  darin  ja  durchaus  keine  Ausnahme.  Der  »Nachwuchs«  der  Uni- 
versitäten kommt  zunächst  nur  für  diese  selbst  in  Betracht,  aber  keines- 
wegs findet  ein  prinzipieller  Austausch  oder  Ergänzung  der  Kräfte  mit 
andereu  Hochschulen  statt.  Der  Einwand  vollends,  daß  etwa  die 
Uebcrzahl  des  »naturwissenschaftlichen  Nachwuchses«  der  Universitäten 
durch  die  Polytechniken  aufgesogen  würde,  ist  geradezu  falsch  und 
zeigt  nur  die  Unbekanntschaft  Brentanos  mit  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen.  Die  Anschauung  stammt  noch  aus  einer  Zeit,  wo  dort 
dieser  Nachwuchs  tatsächlich  zu  klein  war  — ein  Umstand,  der  langst 
überwunden  ist.  Im  Gegenteil:  die  Universitäten  bekommen  jetzt 
mehr  Dozenten  von  den  Polytechniken,  als  sie  dorthin  abgeben ! 
Denn  gerade  für  die  theoretischen  Konkurrenzfacher  (Mathematik, 
Physik  und  Chemie)  ist  jetzt  an  den  Polytechniken  hinreichender 
»Nachwuchs*  vorhanden ; es  fehlt  hier  vor  allem  an  jüngeren  Ver- 
tretern der  praktischen  Fächer,  die  für  die  Universitäten  gar 
nicht  in  Betracht  kommen,  wie  ein  Blick  in  die  Personalrerzeichnisse 
der  Polytechniken  deutlich  zeigt1). 

Allerdings  wurden  mir  außer  der  Beantwortung  der  Fragekarten 
auch  sonst  briefliche  Mitteilungen  gemacht,  die  durch  die  Umfrage  an- 
geregt waren.  Nicht  selten  waren  auf  der  Karte  freiwillige  Zusätze 
hinzugefügt,  und  cs  waren  nicht  die  uninteressantesten  Dinge,  die  ich 
auf  diese  Weise  erfuhr  — Dinge  öfters  privater  Natur,  öfters  weitere 
Ausführung  der  gestellten  Fragen,  darunter  auch  freiwillige  Honorar- 
angaben. Durch  alle  diese  Auskünfte  sind  mir  die  Verhältnisse  doch 
im  ganzen  vertraut  geworden,  so  sehr  ich  mir  bewußt  bin,  nur  Un- 
vollkommenes geboten  zu  haben.  Die  Durcharbeitung  des  umfang- 
reichen Materiales  zeigte  mir  aber  vor  allem  dieses,  daß  die  persön- 
liche Einzclbeobachtung,  die  sich  vorwiegend  auf  die  Erfah- 
rung in  dem  selbst  vertretenen  Fache  bezieht,  in  keiner  Weise  maßge- 
bend für  die  Beurteilung  d e r G e sa  m tv  e rh  ä 1 1 n i s sc  der  Uni- 
versitäten sein  kann.  Man  muß  daher  sich  zunächst  davon  frei  machen, 

*)  Wie  wenig  Brentano  diese  Tatsachen  gegcnwsrtig  sind.  2eigt  folgende  Sta- 
tistik . In  den  letzten  4 Jahren  d.  h.  WS.  1904/5  bis  SS.  1908  Italien  im  ganzen  nur 
54  mal  Austausche  der  Lehrkräfte  in  den  natnrnisvenschaftl.  Fhchcrn  stattgefunden : 
und  zwar  sind  16mal  Dozenten  auf  die  Polytechniken  und  IS mt!  umgekehrt  Pro- 
fessoren von  dort  auf  die  Universitäten  berufen!  Die  I-chrkiifte  beider  Arten 
Hochschulen  in  den  naturw.  Füchem  zusammen  zu  behandeln,  wie  da*  Bientano 
will,  verbietet  sich  aus  inneren  GrUnden  und  würde  eine  schöne  Statistik  geben  ! 
In  den  »allgemeinen  Abteilungen«  sämtlicher  deutschen  Polytechniken  stehen  bei. 
jener  KonkurrcnzfScher  den  5a  Ordinarien  abet  56  EO.  u.  Pd.  gegenüber:  Bren- 
tanos Anschauung  war  also  auch  hier  falsch  und  veraltet  I 
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um  sie  überhaupt  richtig  ui  den  Kahmeti  des  ganzen  cinzustellen. 
Meine  ursprünglichen  Vorstellungen  haben  durch  die  neue  Massenbeob- 
achtung  eine  vollständige  Aenderung  erfahren  und  der  Standpunkt 
den  Brentano  noch  jetzt  vertritt,  ist  nur  dadurch  zu  erklären,  datier 
die  Gesamtheit  aus  dem  Gesichtswinkel  zufälliger  Einzel  beobach- 
tungen  beurteilt.  Die  Folge  ist  natürlich,  daß  von  einem  so  einseitigen 
Gesichtspunkte  aus  alles  schief  erscheint,  daß  die  Entwicklung  sich 
anders  darstcllt,  als  sie  in  Wirklichkeit  verlauft,  daß  das,  was  sein  soll, 
für  das  ausgegeben  wird,  was  ist.  Die  Entfernung  der  Personen  in 
abhängiger  Stellung  z.  B.  von  den  Universitäten,  die  Brentano  verlangt, 
und  die  ich  vor  Beginn  meiner  Untersuchung  ebenfalls  für  wünschens- 
wert hielt,  ist  in  Wirklichkeit  ganz  undurchführbar*).  Und  dann  wird 
wie  immer  natürlich  der,  der  die  Tatsachen  und  die  Entwicklung  auf- 
deckt, als  ein  Attentäter  auf  die  Freiheit  und  als  »Revolutionär«  hin- 
gestellt, weil  jene  mit  dem  vorgefaßten  einseitigen  Parteistandpunkt 
nicht  ühereinstimmen.  Die  Schuld  dafür  liegt  dann  aber  ausschließlich 
an  der  unzulässigen  Beobachtung  des  Gegners.  Denn  das  erste  Er- 
fordernis für  den,  der  reale  Universitätspolitik  treiben  und  fruchtbare 
Reformen  in  die  Wege  leiten  will,  ist  die  Anschauung  der  Tatsachen 
selbst.  Diese  Tatsachen  so  unparteiisch  als  möglich  darzustellen,  — 
das  war  das  bescheidene  Ziel  meines  Referats  wie  meiner  Schrift. 
Die  Tendenzen  der  Entwicklung  habe  ich  nicht  erfunden  oder  gemacht, 
sondern  sie  stecken  in  den  Dingen  und  meine  Tätigkeit  bestand  nur 
darin , sie  unbefangen  darzustellen  und  auf  ihre  Ursachen  zurückzu- 
führen. Als  Ueberraschung  kann  doch  das  kaum  auf  jemanden,  der 
unser  Universitätsleben  objektiv  verfolgt  hat,  irgendwie  gewirkt  haben. 

IV.  So  sind  die  Ergebnisse  meines  Referates  wie  meines  Buches 
gewonnen,  über  die  ich  hier  nur  ganz  kurz  berichten  will.  Der  erste 
Teil  behandelt  »Die  äußere  Zusammensetzung  des  Lehr» 
kürpers«.  Aeußerüch  machen  die  Ordinarien  nur  noch  37%  des 
Lehrkörpers  in  seiner  Gesamtheit  aus  und  der  »Nachwuchs«  allein 
ubertrifft  schon  sehr  erheblich  die  eigentlichen  Ordinarien : 86a  EO. 
und  13*4  Pd.  stehen  1437  Ordinarien  gegenüber,  d.  h.  >die  Gesamt- 
heit der  beiden  Kategorien  ist  über  einhalbmal  so 
groß  wie  die  der  Ordinarien«.  Das  Bestreben  Rrentanos, 
dieses  Resultat  als  unrichtig  darzustellen,  ist  gescheitert.  Seine  eigene 
Berechnung  ist  methodologisch  unzulässig  und  darum  in  ihrem  Resul- 
tate falsch;  was  er  sonst  vorbringt,  um  mich  zu  bekämpfen,  ist 
ausführlich  von  mir  selbst  gezeigt.  Vor  allem  habe  ich  nachdrück- 
lich gewarnt,  etwa  die  Fakultäten  als  gleich  zu  betrachten ; überall 
die  Unterschiede  hervorzuheben  ist  vielmehr  ein  Leitmotiv 

•)  I'a»  hat  fllr  das  Vcru-aUungsrccht  sehr  einleuchtend  Professor  Dr.  Spiegel 
in  Nr.  bö  der  »Beilage  der  M.  N.  N.<  gezeigt. 
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meiner  Schrift,  um  jeder  schablonenhaften  bureaukratischen  Behand- 
lung der  Frage  von  vornherein  die  Spitze  zu  nehmen.  Es  heißt 
darüber  S.  25:  »Es  ist  wichtig,  auf  die  starken  Abweichungen  näher 
einzugehen,  die  zwischen  den  einzelnen  Fakultäten  bestehen.  Nichts 
wäre  verkehrter,  als  diese  außerordentlichen  Lehrkräfte  als  eine  innere 
homogene  Einheit  zu  betrachten  und  entsprechend  die  Fakultäten  ganz 
gleich  zu  behandeln.  Das  scheint  vielmehr  ein  wichtiges  Ergebnis  der 
Umfrage  zu  sein,  daß  sich  typische  Gemeinsamkeiten  und  Gegensätze 
in  den  einzelnen  Fächern  zeigen Und  zwar  stehen  die  Theo- 

logen und  Juristen  auf  der  einen  Seite,  den  Medizinern  und  Natur- 
wissenschaftlern auf  der  anderen  gegenüber,  während  die  Historiker 
etwa  die  Mitte  halten.  Es  kommen  auf  je  100  Ordinarien  an  den 
deutschen  und  österreichischen  Universitäten: 


Theol. 

Juristen 

Mediziner 

Naturw. 

Historiker. 

Se. 

KO. 

27 

26 

114 

73 

50 

60 

Pd. 

3° 

41 

222 

96 

64 

92 

57 

<>7 

336 

169 

114 

152 

Um  es  kurz  zu  sagen : unter  Theologen  und  Juristen  fehlt  es 
wenigstens  bei  uns  in  Deutschland  direkt  an  einem  starken  Nachwuchs. . . . 
Gerade  umgekehrt  liegen  die  Verhältnisse  in  der  medizinischen  Fakul- 
tät  Aehnlich,  wenn  auch  nicht  ganz  so  schlimm  liegt  die  Sache 

bei  den  Naturwissenschaftlern  usw.«  So  heißt  es  wörtlich.  Und  eben- 
so war  bereits  in  Salzburg  auf  die  Unterschiede  deutlichst  hingewiesen 
und  ausführlich  von  mir  über  die  einzelnen  Fakultäten  gesprochen  wor- 
den (Verhandlungen  S.  24/25).  Wenn  Brentano  also  jetzt  behauptet, 
daß  er  und  der  Salzburger  Hochschullehrertag  von  mir  getäuscht  seien, 
so  hat  er  entweder  damals  als  Vorsitzender  nicht  zugehört  oder  er  stellt 
sich  selbst  das  allerschlimmste  Zeugnis  aus.  Wer  als  Ordinarius  seit 
mehr  als  einem  Menschenalter  im  Universitätsleben  steht  und  dann 
durch  die  Zahlen  eines  Referates  wirklich  getäuscht  werden  kann,  be- 
weist doch  nur,  daß  er  sich  niemals  mit  den  Dingen  ernsthaft  abge- 
geben hat  und  daß  er  nichts  davon  versteht.  Er  kann  also  gewiß 
nicht  als  kompetenter  Beurteiler  der  Verhältnisse  gelten  — abgesehen 
davon,  daß  doch  den  gesamten  anwesenden  Universitätslehrern  in  Salz- 
burg mit  jenem  Urteile  ein  sehr  eigentümliches  Zeugnis  ausgestellt  wird. 
Natürlich  habe  ich  nirgends  behauptet,  daß  mit  diesen  äußerlichen  Zahlen 
schon  über  den  inneren  Wert  der  beiden  Gruppen  etwas  gesagt  sei. 

Sodann  behandele  ich  im  zweiten  Teil  »die  innere  Bedeu- 
tung der  unoffiziellen  Lehrkräfte«.  Ich  bemerke,  daß  auch 
hier  durchaus  kein  Wunsch,  kein  Ziel,  kein  Postulat  des  Seinsollens 
aufgestellt  ist,  sondern  ich  habe  nur  das  im  Zusammenhänge  geschil- 
dert, was  ich  in  den  Tatsachen  gefunden.  Dazu  haben  mir  vor  allem 
die  Vorlesungsverzeichnisse  und  die  gesonderte  Betrachtung  der  In- 
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stitute,  Laboratorien,  Seminare,  sowie  die  Berichte  in  den  bekannten 
großen  Unterrichtswerken,  die  Lexis  fiir  die  Weltausstellung  in  Chicago 
und  St.  Louis  herausgegeben  hat,  als  Grundlage  meiner  Anschauung  ge- 
dient7). Auch  hier  stützt  sich  jeder  einzelne  Satz  dieses  Abschnit- 
tes, der  natürlich  weniger  Statistik  enthält,  auf  genaue  Beobachtungen 
aller  Tatsachen,  die  mir  zur  Verfügung  standen.  Man  kann  sie 
also  nicht  damit  widerlegen , daß  man  ohne  den  Versuch  eines  Be- 
weises verkündet,  irgendwo  sei  es  einmal  anders.  Im  Gegenteil, 
nicht  die  zufällige  unkontrollierbare  Einzelbeobachtung  entscheidet, 
sondern  die  Massenbeobachtung,  auf  die  sich  meine  Dar- 
stellung durchgehends  stützt.  Man  muß  also  logischer  Weise  diese 
heranziehen  und  deren  Falschheit  aufzeigen.  Affirmanti  incumbit  proba- 
tio.  Bisher  ist  dazu  nicht  einmal  der  Versuch  gemacht,  am  aller- 
wenigsten von  Brentano.  Der  dritte  Abschnitt  endlich  behandelt  die 
»persönlichen  Verhältnisse  des  akademischen  Nach- 
wuchses«.  Es  ist  natürlich,  daß  ich  hier  nicht  über  die  wissen- 
schaftlichen Leistungen,  über  die  Tätigkeit  des  Lehrens  und  über  die 
Ideale  mich  verbreiten  konnte.  Sondern  die  Statistik  vermag  immer 
nur  ganz  äußerliche  Verhältnisse  zu  erfassen,  die  doch  aberken- 
nen zu  lernen  das  allcrdringendste  Interesse  der  Universitäten  selbst  ist. 
Alfred  Hillebrandt,  ein  gewiß  unparteiischer  Beobachter,  hat 
das  ausdrücklich  anerkannt  (Literarisches  Zentralblatt  Nr.  36  vom  5.  Sep- 
tember). Wenn  Brentano  bemerkt,  daß  ich  mich  mit  einer  solchen 
Darstellung  überhaupt  in  einem  tiefen  Gegensatz  zu  den  Einberufern 
des  Hochschullehrertages  befinde,  so  tut  mir  das  aufrichtig  leid  — 
in  ihrem  eigenen  Interesse  natürlich.  Denn  wenn  ein  Hochschul- 
lehrertag, der  akademische  Fragen  zu  behandeln  hat,  die  Erfor- 
schung der  Wahrheit  fürchtet,  weil  möglicherweise  von  irgend 
jemand  unzulässige  Schlußfolgerungen  daraus  gezogen  werden  könn- 
ten : so  würde  allerdings  damit  das  erste  Prinzip  seiner  Existenz, 
die  freie  Wahrheitsforschung,  aufgegeben  und  dafür  die  Politik  der 
opportunistischen  Vertuschung  gesetzt  sein.  Wie  man  sich  aber  über 
solche  Fragen  unterrichten  soll,  ohne  induktive  Feststellung  der 
Tatsachen:  das  muß  offenbar  Geheimnis  jener  Einberufer  bleiben,  die 
nachträglich  von  den  Ergebnissen  dieser  Statistik  nichts  wissen  wollen. 

V.  Eine  Diskussion  aller  der  Fragen,  die  in  meiner  Schrift  behandelt 
werden,  kann  allenthalben  nur  aufs  höchste  erwünscht  sein.  Allerdings  wer 
darüber  diskutiert,  sollte,  um  ernst  genommen  zu  werden,  einige  Kennt- 
nisse von  den  Dingen  besitzen  und  vor  allem  zunächst  die  Tatsachen 
richtig  widergeben,  weil  sonst  ja  bei  der  ganzen  Sache  nichts  heraus- 

’)  Lexis,  Die  deutschen  Universitäten.  Berlin  1893,  und:  Das  L'nterrichts- 
wesen  im  Deutschen  Reich,  herausg.  von  W.  Lexis.  Bd.  I:  Die  Universitäten. 
Berlin  1904. 
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kommt  und  die  Erörterung  ganz  unfruchtbar  bleibt.  Auch  muß  man  die 
Objektivität  voraussetzen,  daß  jemand  nicht  eine  ganz  persönliche  Einzel- 
erfuhrung  zum  allgemeinen  Maßstab  der  Beurteilung  macht,  und  dann 
von  diesem  Standpunkt  aus  im  Tone  souveräner  Ueberlegenheit  ur- 
teilt, weil  er  andere  Dinge  nicht  kennt.  An  diesen  selbstverständ- 
lichen Voraussetzungen  fehlt  es  leider  dem  erwähnten  Angriff  Bren- 
tanos, der  keineswegs  durch  innere  Gediegenheit  sich  auszeichnet, 
sondern  im  Gegenteil,  soweit  meine  Darstellung  in  Betracht  kommt, 
mit  großer  Leichtfertigkeit  und,  so  weit  die  Tatsachen  selbst 
in  Betracht  kommen,  mit  elementarem  Mangel  an  Sachkennt- 
n i s abgefaßt  ist.  Wie  willkürlich  Brentano  mit  allen  meinen  Aus- 
führungen umgesprungen  ist , das  haben  wohl  die  Auseinandersetz- 
ungen in  der  Nr.  66  und  87  der  Beilage  der  »Münchner  Neuesten 
Nachrichten«  vom  t6.  September  und  10.  Oktober  deutlich  gezeigt. 
Brentano  hat  meine  Darstellung  entweder  in  das  gerade  Gegenteil 
dessen  verkehrt,  was  ich  ausdrücklich  behaupte,  oder  er  entstellt  den 
deutlichen  Sinn  des  Wortlautes  zu  einer  unerlaubten  Uebertreibung  und 
läßt  mich  »Konsequenzen«  ziehen,  die  nur  seiner  eigenen  unrichtigen 
Darstellung  entsprungen  sind.  Brentano  hat  an  derselben  Stelle  repli- 
ziert und  die  Leser  können  daraus  ersehen,  wie  schwach  seine  Ver- 
teidigung im  ganzen  ausgefallen  ist.  Ich  mag  das  dort  Gesagte  nicht  noch 
einmal  hier  wiederholen,  da  es  deutlich  für  sich  selbst  spricht.  Es  ist 
wirklich  nicht  ein  Satz  der  Brentanoschen  Auffassung  und  Ausfüh- 
rungen richtig.  Dabei  habe  ich  mit  Absicht  nicht  alle  Punkte  berührt, 
die  Brentano  falsch  dargestellt  hat,  um  noch  einiges  Pulver  auf  der 
Pfanne  trocken  zu  halten.  Ich  hole  hier  also  einige  Bemerkungen 
nach  und  zeige  zugleich,  wie  es  mit  der  wirklichen  Sachkenntnis  meines 
Gegners  durchgehends  bestellt  ist. 

1.  Der  individuelle  Unterricht  ist  in  der  Medizin  und  Natur- 
wissenschaft schon  heute  ganz  auf  die  jüngeren  Lehrkräfte  ange- 
wiesen , da  mehr  als  zehn  bis  zwölf  Herren  auszubilden  für  den 
einzelnen  Lehrer  schwer  möglich  ist,  wenn  auch  hier  noch  nicht 
überall  diesem  Bedürfnis  voll  Rechnung  getragen  werden  kann.  Die 
anderen  älteren  Disziplinen  sind  der  Einrichtung  von  Instituten,  Semi- 
naren und  Uebungen  ja  erst  später  gefolgt , haben  sie  aber  jetzt 
wohl  allenthalben  durchgeführt.  Das  Problem  ist  nur,  wie  sie  hier 
praktisch  auszugestalten  sind  und  wie  vor  allem  die  Anfänger  frucht- 
bringend beschäftigt  werden  können.  Ich  habe  darum  entsprechend 
den  Tatsachen  erklärt,  daß  bisher  die  drei  anderen  Fakultäten 
(Theologen,  Juristen,  Historiker)  die  individuelle  Unterweisung  noch 
nicht  sehr  ausgebildet  hätten,  wenn  sie  auch  an  sich  hier  nicht 
minder  notwendig  sei.  Dort , wo  es  keinen  Nachwuchs  gibt  , wie 
bei  den  Juristen,  kann  er  natürlich  auch  keine  Funktion  bez.  der 
individuellen  Unterweisung  übernehmen.  Die  Wiedergabe  Brentanos 


Digitized  by  Google 


Der  »Akademische  Nachwuchs«. 


817 


zeigt  nun,  daß  er  über  die  wirklichen  Verhältnisse  anderer  Fächer 
und  über  die  inneren  Bedürfnisse  des  Unterrichts  keine  Orientierung 
besitzt.  So  kommt  er  zu  der  Unterstellung,  daß  ich  »den  nicht  offi- 
ziellen Lehrkräfte  die  individuelle  Unterweisung  in  den  Uebungen  vin- 
dizierte.  Wer  im  Universitäsleben  steht,  weiß  von  zahlreichen 
Fällen,  daß  die  ganze  Last  der  individuellen  Unterweisung  den  Or- 
dinarien obliegt.  In  Laboratorien  ist  es  notwendig  anders;  auch  hier 
also  Verallgemeinerung  von  Verhältnissen,  wie  sie  in  einzelnen  Fakul- 
täten Vorkommen,  auf  die  ganze  Universität.«  Ich  habe  gerade  im  Gegen- 
teil ausdrücklich  gesagt  (S.  62),  daß  »juristische  Praktika  von  200,  histo- 
rische Seminare  von  50 — 70,  philologische  Liebungen  von  ebensoviel, 
nationalökonomische  oder  englische  Seminare  von  60  und  mehr  Mit- 
gliedern an  großen  Universitäten  sehr  oft  Vorkommen«,  der  Unterricht 
hier  also  gänzlich  in  Händen  der  Ordinarien  liegt!  Es  ist  mithin  der 
bestehende  Zustand  von  mir  durchaus  richtig  geschildert  und  Brentano 
kämpft  lediglich  gegen  Windmühlen.  Aber  glaubt  er  andererseits,  daß 
der  bestehende  Zustand  der  drei  anderen  Fakultäten  allenthalben  nun 
schon  das  Gesunde  und  Dauernde  sei,  daß  hier  nicht  im  Laufe  der 
Zeit  mit  Notwendigkeit  aus  den  reinen  Bedürfnissen  des  Unterrichts 
heraus  eine  Aenderung  sich  durchsetzen  muß?  Abgesehen  von  der  fal- 
schen Wiedergabe  meiner  Darstellung  hat  Brentano  also  die  tatsäch- 
lichen Bedürfnisse  der  anderen  Fakultäten  arg  verkannt  und  glaubt, 
mich  abkanzeln  zu  dürfen,  der  einfach  aufgezeigt  hat,  was  ist  und 
was  andererseits  die  immanenten  Bedürfnisse  der  Gegenwart  verlangen. 
Inzwischen  hat  ja  jetzt  das  Referat  Kraepelins  auf  dem  Jenenser  Hoch- 
schullehrertag mit  so  großem  Nachdruck  auf  diese  individuelle  Unter- 
weisung und  auf  die  steigende  Bedeutung,  die  dem  »Nachwuchs«  durch 
die  Ausbildung  vor  allem  der  Anfänger  zukommt,  hingewiesen,  daß  dar- 
über kein  Wort  mehr  zu  veilieren  ist.  Wie  Kraepelin  ganz  im 
Sinne  meiner  eigenen  Darstellung  überzeugend  ausgeführt, 
passen  die  heutigen  Cadres  nicht  mehr  zu  den  veränderten  Bedürf- 
nissen. Allerdings  ist  die  Erweiterung  hinzuzufügen,  das  seitens  der 
übrigen  drei  Fakultäten  erst  noch  geprüft  werden  muß,  ob  der  heutige 
Seminar-  und  Institutsbetrieb  schon  in  seinen  Grundzügen  einen  gedeih- 
lichen Unterricht  bietet  und  wie  er  eventuell  zu  gestalten  ist  — ein 
schönes  und  aktuelles  Thema  für  einen  künftigen  Hochschullehrertag. 

2.  Die  Hörerschaft  der  Universitäten  ist  in  der  Gegenwart  ganz 
wesentlich  heterogener  geworden  und  hat  schon  darum  differenziertere 
Bedürfnisse  entfaltet  als  ehedem.  Darunter  ist  zu  verstehen:  einmal  der 
Hinzutritt  der  Abiturienten  von  Realgymnasien  und  Oberrealschulen ; ferner 
eine  wachsende  Zahl  von  Immaturi,  an  einzelnen  LIniversitäten  auch  I.and- 
und  Forstwirte,  in  Leipzig  z.  B.  noch  Handelshochschüler  und  Veterinär- 
studierende; sodann  die  Frauen,  die  zum  Teil  einen  anderen  Bildungs- 
gang genossen  haben,  endlich  die  Lehrer,  die  z.  T.  jetzt  schon  in  der 
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philosophischen  Fakultät  sich  befinden  und  die  Anstrengungen  machen, 
um  überhaupt  Zutritt  zur  Universität  zu  erlangen.  Dazu  kommen  die 
zahlreichen  älteren  Hörer,  die  mit  Notwendigkeit  andere  Bedürfnisse 
aufstellen  als  die  jüngeren  Semester.  Für  diese  stark  differenzierte 
Hörerschaft  bestehen,  wie  Brentano  wissen  sollte,  bereits  jetzt  besondere 
Einrichtungen,  z.  B.  die  Unterweisung  in  den  klassischen  Sprachen  für 
die  Juristen,  die  pädagogischen  Seminare,  besondere  Fachkurse  für 
ältere  Herren  u.  a.  Da  aber  die  Hörerschaft  sich  weiter  differenzieren 
wird , so  muß  notwendig  auch  das  Bedürfnis  für  weitere  spezielle 
Unterweisung  wachsen,  die  der  Ordinarius  gar  nicht  mehr  alle  von 
sich  aus  erfüllen  kann.  Die  Zahl  der  Studierenden  hat  sich 
seit  1880  mehr  als  verdoppelt  (119%),  die  der  Ordi- 
narien hat  sich  nur  wenig  vermehrt  (31  %):  es  ist  also  ein 
Mißverhältnis  eingetreten,  das  die  Mitwirkung  des  »Nachwuchses«  am 
Unterricht  unerläßlich  macht.  Entweder  muß  man  die  Zahl  der  Ordi- 
narien sehr  vermehren,  ein  nicht  immer  durchführbares  Prinzip,  oder 
man  wird  die  EO.  oder  Pd.  als  Hilfskräfte  weiter  heranziehen  müs- 
sen, die  bereits  heute  wesentliche  Funktionen  zu  erfüllen  haben 
und  ohne  die  heute  der  Universitätsunterricht  gar  nicht  mehr  zu 
denken  ist.  Ich  habe  die  Tatsachen  dargestellt,  so  wie  sie  sich  vor 
allem  an  den  großen  Universitäten  schon  jetzt  ergeben  und  habe  aus 
den  wirkenden  Ursachen  auf  den  Fortbestand  und  die  weitere  Ent- 
wicklung dieser  Einrichtungen  geschlossen.  Was  macht  Brentano  daraus? 
Die  EO.  und  Pd.  »seien  nach  mir  die  geeigneten  Lehrer  für  die  nicht 
auf  dem  Gymnasium  vorbereiteten  Hörer  und  für  die  studierenden 
F'ranen«  — eine  Behauptung,  die  in  dieser  F’orm  aufzustellen  mir  gar 
nicht  eingefallen  ist.  Inzwischen  hat  jetzt  das  Referat  von  Kraepelin 
durchaus  im  Sinne  meiner  Ausführungen  das  Bedürfnis  nach 
weiterer  Ausbildung  spezieller  Hörerkreise  anerkannt  und  sehr  deutlich 
gezeigt,  daß  die  Universitätseinrichtungen  den  veränderten  Verhält- 
nissen allenthalben  nicht  mehr  gefolgt  seien8).  Er  hat  deswegen  hierfür 
ebenso  wie  für  jene  individuelle  Unterweisung  sehr  energisch  die  weitere 
Heranziehung  auch  des  »Nachwuchsese  zu  Unterrichtszwecken  gefor- 
dert, was  natürlich  seine  weiteren  »Konsequenzen«  nach  sich  ziehen 
wird.  Demgegenüber  glaubte  Brentano  über  die  einfachen  Tatsachen 
des  heutigen  Unterrichts  hinweggehen  und  mich  durch  Entstellung  ad 

")  »Bei  den  bedeutend  erhöhten  Anforderungen,  die  diese  Unterrichtsver- 
fahren an  die  Lehrtätigkeit  stellen,  ist  die  Mitwirkung  zahlreicher  geschulter  Hilfs- 
kräfte zur  unabweisbaren  Notwendigkeit  geworden«.  — »Dieser  raschen,  ja  stürmi- 
schen Entwicklung  sind  die  durch  das  Beharrungsvermögen  gebundenen  Einrich- 
tungen nicht  so  gleichmäßig  gefolgt,  wie  es  für  die  Auslese  und  PHege  des  aka- 
demischen Nachwuchses  notwendig  gewesen  wäre«,  Kraepelin,  Die  Auslese 
für  den  akademischen  Beruf  (Sonderabdruck  aus  der  »Beilage  der  M.  N.  N.«  S.  7/8). 
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absurdum  führen  zu  können,  während  sich  deutlich  zeigt,  daß  ihm  der 
Ueberblick  über  das  Ganze  wie  über  andere  Fächer  fehlt:  ihm  ist  auch 
hier  die  Entwicklung  der  letzten  beiden  Jahrzehnte,  die  vor  allem  durch 
die  neuen  Prüfungsvorschriften  bedingt  wird,  unbekannt  geblieben. 

3.  Ebenso  mangelhaft  und  unzutreffend  ist  das,  was  mich  Brentano 
über  die  Vorlesungstätigkeit  sagen  läßt.  Nach  mir  hätten  die  »EO. 
und  Pd.  die  allgemeinen  Vorlesungen,  die  sich  über  ein  ganzes  Fach 
erstrecken,  während  den  Ordinarien  nur  die  Spezialvorlesungen  über 
besonders  schwierige  Gebiete  bleiben«.  Natürlich  ist  mir  diese  Sinn- 
losigkeit zu  behaupten  gar  nicht  eingefallen.  Sondern  sehr  ausführlich 
habe  ich  auf  Grund  der  Vorlesungsverzeichnisse  gezeigt,  daß  gerade 
die  EO.  und  Pd.  die  kleinen  Spe  z ial  Vorlesungen  hielten,  daß  da- 
neben aber  auch  das  Bedürfnis  nach  »E i n 1 e i t u ngs  - und  lieber- 
s i c h t s - kollegs«  vorhanden  sei,  dem  sie  bereits  heute  in  weitem  Maße 
nachkämen.  Dazu  macht  Brentano  die  Bemerkung,  daß  »akademische  Leh- 
rer am  Anfänge  ihrer  Tätigkeit  sich  gerade  nur  für  Vorlesungen  auf  ihrem 
speziellen  Arbeitsgebiete  eignen,  wenn  anders  ihre  Vorlesungen  wissen- 
schaftlichen Wert  haben  sollen«.  Brentano  will  demnach  allen  jüngeren 
Dozenten  eine  Regel  vorschreiben,  was  sie  am  Anfang  zu  lesen  haben. 
Aber  die  Interessen  sind  sehr  mannigfaltig  und  heute  ist  im  Gegensatz 
zu  der  Studienzeit  Brentanos  die  Beschäftigung  mit  allgemeinen  Fragen 
wiederum  stark  im  Zunehmen  und  findet  ihren  Ausdruck  auch  in  den 
entsprechenden  Vorlesungen.  Das  läßt  sich  doch  nun  einmal  nicht 
verbieten  — im  Gegenteil,  ich  finde  es  durchaus  erfreulich.  Sodann 
bleiben  doch  die  Pd.  und  EO.  nicht  immer  Anfänger;  wenn,  wie  ich  ge- 
zeigt, die  Wartezeit  6 bez.  10  Jahre  und  mehr  beträgt,  so  können  sie  nicht 
immer  dieselben  Spezialvorlesungcn  halten.  Brentano  denkt  offenbar 
noch  immer  an  die  wenigen  Fälle  seiner  eigenen  Beobachtung,  daß 
jemand  nach  zwei  oder  drei  Jahren  einen  Lehrauftrag  erhält.  Da  das 
aber  in  der  Regel  nicht  mehr  zulrifft,  so  liegt  kein  Grund  vor,  warum 
ältere  Dozenten  sich  daneben  nicht  auch  in  anderer  Weise  betätigen  sollen. 
Endlich  aber  kennt  Brentano  einfach  die  w i r k 1 i c h e n Verhältnisse 
der  Universitäten  gar  nicht  und  vor  allem  nicht  die  Tätigkeit  der 
jüngeren  Universitätslehrer.  Brentano  hat  nicht  einmal  das  Münchener 
Vorlesungsverzeichnis  eingesehen  und  hält  mir  dann  seinen  eigenen 
Mangel  an  Vertrautheit  mit  den  Dingen  als  selbstverständliche  Wahrheit 
vor.  Ich  zählte  in  München  allein  in  der  historisch-philosophischen 
Fakultät  SS.  1907  10  Vorlesungen  von  Pd.,  die  allgemeine  Fragen 
ihres  Faches  unter  den  Titeln  »Grundfragen«,  »Probleme«,  »Einfüh- 
rung«, »Grundzüge«,  »Einleitung«  behandeln  ganz  indem  von  mir  auf- 
geführten Sinne.  Und  im  gegenwärtigen  WS.  steht  es  nicht  anders. 
Will  Brentano  nun  in  Konsequenz  seines  Satzes  behaupten,  daß  alle 
diese  Herren  sich  dafüt  gar  nicht  eignen  und  jene  Vorlesungen  des 
»wissenschaftlichen  Wertes«  entbehrten?  Schade,  daß  die  jüngeren 
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Kollegen  nicht  alle  vorher  angefragt  haben,  was  sie  eigentlich  lesen 
dürften,  llrentano  würde  ihnen  gut  heimgeleuchtet  haben  ! Im  Ernste 
gesprochen:  mein  Urteil  gründet  sich  auf  einer  genauen  Durchsicht  der 
Vorlesungsverzeichnisse  aller  Universitäten  und  ich  habe  nur  die  ge- 
fundenen Tatsachen  mitgeteilt,  die  Brentano  strikte  ableugnet,  weil  er 
sie  einfach  nicht  kennt. 

Daß  ich  natürlich  weit  davon  entfernt  bin,  den  Ordinarien  allein 
noch  »die  lästigen  Verwaltungs-  und  Prüfungsarbeiten  und  Spezialvor- 
lesungen über  besonders  schwierige  Gebiete«  zuzuschanzen,  wie  Bren- 
tano glauben  machen  will,  versteht  sich  am  Ende  von  selbst.  Ich  mag 
nicht  nochmals  die  richtige  Darstellung  geben,  die  den  Leser  doch 
ermüden  würde : er  wird  mir  auch  so  glauben,  daß  bei  mir  die  Ordi- 
narien durchaus  zu  ihrem  vollsten  Rechte  kommen  und  nichts  von 
ihren  großen  Vorlesungen  oder  sonstigen  Tätigkeit  einbüßen.  Daß  aber 
vor  allem  an  den  großen  Universitäten  eine  Entlastung  sich  bereits 
jetzt  vielfach  als  nötig  herausgestellt  hat  (z.  B.  in  Berlin  Anteil  der 
juristischen  EO.  und  sogar  Pd.  an  den  Staatsprüfungen,  aber  auch  in 
anderen  Fächern),  darüber  ist  wohl  kein  Wort  mehr  zu  verlieren.  Und 
ich  meine  allerdings,  daß  eine  Zunahme  der  Pflichten  auch  bei  den 
jüngeren  Universitätslehrern  notwendig  werden  wird,  schon  um  eine 
Entlastung  der  älteren  herbeizuführen.  An  diese  bestehenden  Einrich- 
tungen anzuknüpfen  — das  ist  die  organische  Fortbildung,  der 
ich  das  Wort  rede.  Brentano  mag  ja  anderer  Meinung  sein ; aber 
dann  muß  er  doch  zunächst  sich  einmal  mit  den  vorhandenen  Tat- 
sachen selbst  abfinden,  um  die  Entwicklung  richtig  deuten  zu  können. 

4.  Am  hübschesten  war  im  Grunde  Brentanos  Darstellung  über 
die  Honorarprofessoren.  Er  hatte  sie  ganz  besonders  zum  Ziele  seines 
Spottes  gemacht  und  konnte  sich  nicht  genug  daran  tun,  durch  wieder- 
holte Nennung  der  drei  Exzellenzen  Unger,  Inama-Sternegg,  Böhm- 
Bawerk  den  Lesern  zu  zeigen,  wen  ich  alles  zum  jüngsten  Nachwuchs 
rechne.  Und  nun  stellt  sich  heraus,  daß  ich  die  Honorarprofessoren 
überhaupt  in  meiner  Umfrage  nicht  berücksichtigt  habe  ; daß  aber, 
selbst  wenn  ich  das  getan  hätte,  ich  durch  sie  gewiß  nicht  »zu  einer 
außerordentlich  quantitativen  Ueberlegenheit  der  unoffiziellen  Univer- 
sität über  die  offizielle  gelangen«  konnte,  da  die  79  Honorarprofes- 
soren zusammen  nur  2 °/0  des  Lehrkörpers  ausmachen.  Und  endlich 
war  von  den  genannten  Exzellenzen  Böhm-Bawerk  überhaupt  nicht 
Honorarprofessor  sondern  Ordinarius,  die  beiden  anderen  lesen  schon 
seit  Jahren  nicht  mehr,  befinden  sich  also  nicht  einmal  unter  jenen  79. 
Das  betrifft  engste  Fachgenossen  einer  Universität,  der  Brentano  selbst 
einst  angehörte ! Er  hatte  einige  zwanzig  Zeilen  allein  den  Hono- 
rarprofessoren gewidmet  und  jetzt,  wo  nun  die  volle  Unrichtigkeit  aller 
seiner  Behauptungen  nachgewiesen  ist,  erklärt  er,  daß  nichts  darauf 
ankäme.  Warum  macht  Brentano  aber  dann  die  falsche  Unterstellung? 
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Brentano  hat  eben  überall  seine  Behauptungen  in  durchaus  voreiliger 
Weise  aufgestellt,  um  dem  Gegner  etwas  am  Zeuge  zu  flicken,  während 
bei  Lichte  besehen  aus  all  den  Worten  nur  sein  eigener  Mangel 
an  Sachkenntnis  hervortritt.  Auch  alle  übrigen  positiven  Behaup- 
tungen sind  bei  ihm  nicht  richtiger : die  wichtige  Tatsache  der  rela- 
tiven Zunahme  der  EO.  und  Pd.  auf  Kosten  der  Ordinarien,  die  Brentano 
besonders  anstößig  erschien,  ist  z.  B.  lange  vor  mir  von  Conrad 
konstatiert  worden9),  was  doch  allgemein  bekannt  sein  dürfte.  Ich  greife 
endlich  einen  letzten  Punkt  heraus,  um  jedem  Einwand,  der  gegen 
meine  Feststellungen  gemacht  werden  könnte,  die  Spitze  zu  nehmen10). 

9)  Conrad,  Die  neueren  Ergebnisse  der  deutschen  Universitätsstatistik 
(Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1905,  S.  475 — 79).  C.  war  von 
mir  wiederholt  zitiert  worden. 

,0)  Völlig  unzureichend  bleiben  auch  Brentanos  historische  Kenntnisse  von  der 
Vergangenheit  der  deutschen  Universitäten.  Es  war  von  mir  ausgeführt,  daß  im 
18.  Jahrh.  (S.  9)  »die  akademische  Laufbahn  wenig  Verlockendes  an  sich  hatte. 
Auch  der  Beruf  des  Universitätslehrers  wurde  nicht  so  hoch  geschätzt,  was  viel- 
leicht mit  ihren  z.  T.  elenden  Einnahmen  zusammenhing«.  Brentano  bestreitet  das 
mit  dem  seltsamen  Hinweis,  daß  z.  B.  in  Ingolstadt  die  Ordinarien  einst  Prälaten- 
rang besessen  hätten.  Das  Argument  steht  auf  derselben  Höhe,  wie  wenn  man 
aus  dem  Range  des  Geheimen  Hofrates  auf  die  angesehene  Stellung  der 
Universitätslehrer  in  der  Gegenwart  schlöße ! Jene  Tatsache,  die  ich  hervorge- 
hoben, ist  doch  in  der  historischen  Literatur  bekannt ; allerdings  steht  sie  im 
Widerspruch  mit  einigen  Sätzen  des  ersten  Aufrufes  zum  Hochschul- 
lehrertag. Aber  das  liegt  dann  offenbar  daran,  daß  die  Verfasser  des  Aufrufes 
mit  den  historischen  Tatsachen  recht  mangelhaft  vertraut  waren.  Ich  kann  doch 
nicht  Tatsachen,  die  in  eingehenden  Studien  festgestellt  sind,  in  das  Gegenteil 
verkehren.  Denn  Brentanos  Bemerkung,  daß  ich  darüber  »keine  besonderen  Stu- 
dien gemacht,  obwohl  ich  das  in  Leipzig  hätte  tun  können«,  schließt  offenbar  von 
sich  auf  andere:  diese  Studien  sind  bereits  vor  einigen  Jahren  (1904)  von  mir  in 
einem  großen  Buche  »Die  Frequenz  der  deutschen  Universitäten  von  ihrer  Grün- 
dung bis  zur  Gegenwart«  veröffentlicht  worden,  wo  ich  auch  über  die 
finanziellen  Verhältnisse  gehandelt  habe.  Derjenige,  der  diese  Studien  »hätte 
machen  können«,  es  aber  nicht  getan  hat  — ist  also  Brentano  selbst. 

Im  19.  Jahrh.  haben  sich  dann  jene  Verhältnisse  geändert:  wir  sind  reicher 
geworden  und  »das  mag  wiederum  nicht  wenig  dazu  beitragen,  daß  sich  gerade 
von  den  Wohlhabenden  viele  ihr  zuwenden«  (S.  16).  Aus  dieser  unleugbaren 
Tatsache  schloß  ich,  daß  auch  in  den  Kreisen  der  besitzenden  Bourgeoisie  diese 
Stellung  besonders  geschätzt  würde.  Fügte  hinzu,  daß  freilich  auch  »menschlich- 
allzumenschliche  Erwägungen«  zuweilen  persönlich  dabei  mitsprechen  mögen,  um 
die  »Chancen  der  geschlechtlichen  Auslese«  dadurch  zu  bessern.  Brentano  macht 
in  seiner  entstellenden  Manier  aus  diesem  letzten  Satze  die  Hauptsache  und  unter- 
schiebt mir,  daß  ich  aus  solchen  Menschlichkeiten  schon  auf  die  soziale  Schätzung 
Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  3.  53 
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5.  Ich  hatte,  was  mir  durchaus  notwendig  erschien,  eine  Alters- 
stalistik  von  neuem  aufgestellt  und  gezeigt,  daß  sich  das  Durchschnitts- 
alter der  Ordinarien  wesentlich  erhöht  hat,  indem  die  Ernennung  jetzt 
später  erfolgt  als  früher,  die  jungen  Ordinarien  ganz  verschwinden  und 
keiner  unter  ihnen  unter  30  Jahren  steht.  Es  war  weiter  gezeigt,  daß 
eine  Pensionierung  der  über  70jährigen  keine  wesentliche  Aenderung 
im  Gefolge  haben  könne,  da  deren  Zahl  viel  zu  klein  dazu  sei.  Bren- 
tano hat  nun  aber  diese  Berechnung  nicht  verstanden  und  unterschiebt 
mir  im  Gegenteil,  daß  ich  jene  Altersgrenze  verlangt  hätte,  was  ja  nach  mei- 
nen eigenen  Ausführungen  gar  nichts  nützt.  Die  Frage  an  sich  ist  durch- 
aus diskutabel : niemand  anders  als  F r i e d r i c h P a u 1 s e n tritt  z.  B.  für 
diese  Altersgrenze11)  ein  und  vom  Standpunkte  des  Unterrichts  und  der 
Universitäten  ist  sie  vielleicht  zu  empfehlen,  wenn  sie  mir  auch  nicht 
wichtig  erscheint.  Aber  die  Tatsache  der  drohenden  Veraltung  des 
Lehrkörpers  ist  doch  nun  einmal  vorhanden  und  nicht  aus  der  Welt 
zu  schaffen.  Darum  gerade  schien  mir  die  Mitwirkung  jüngerer  Lehrkräfte 
am  L'nterricht  nötig  zu  sein,  um  dem  entgegen  zu  wirken.  Inzwischen  hat 
auf  dem  Jenenser  Hochschullehrertag  Kraepelin  ein  ketzerisches  Wort  ge- 
sprochen, das  für  Brentano  die  reine  Musik  gewesen  sein  muß:  nämlich, 
daß  »die  großen  Universitäten  Gefahr  laufen,  eine  Sammlung  glänzender 
Ruinen  zu  werden«.  Und  Kr.  billigt  das  russische  Verfahren,  das  Lehramt 
auf  bestimmte  Zeit  zu  beschränken,  wenigstens  im  Prinzip,  wenn  es  auch 
bei  uns  nicht  durchführbar  sei.  Kraepelin  muß  als  Ordinarius  einer 
großen  Universität  am  besten  wissen,  wie  es  damit  steht.  Ich  hätte  natür- 
lich niemals  gewagt,  so  ketzerisch  auch  nur  zu  denken,  wie  Kraepelin 
gesprochen  hat.  Allerdings  ergeben  sich  aus  den  veränderten  Altersver- 
hältnissen einige  psychologische  Schlußfolgerungen  auch  für  den  »Nach- 
wuchs«. Wenn  heute  die  Habilitation  durchschnittlich  erst  mit  30  Jahren 
erfolgt,  das  Durchschnittsalter  der  Pd.  37  bis  38,  der  EO.  aber  46  Jahre 
beträgt,  so  hat  man  es  eben  nicht  mehr  mit  jungen  Leuten  zu  tun,  die  ge- 
gängelt werden  könnten,  sondern  es  sind  selbständige  erfahrene  Persön- 
lichkeiten, die  auch  im  Leben  etwas  ganz  anderes  bedeuten  als  etwa  ein 
Pd,  der  sich  mit  23  Jahren  habilitiert.  Psychologisch  muß  man  den 
»Nachwuchs«  anders  beurteilen  und  anders  behandeln.  Die  Herren  empfin- 
den zu  selbständig,  um  dauernd  mit  einer  abhängigen  Stellung  zufrieden 

des  Ranges  geschlossen  hätte.  Wenn  im  Offizierkorps  solche  »Menschlichkeiten« 
auch  Vorkommen,  schließt  jemand  daraus  schon  auf  die  sozial  ausgezeichnete  Stel- 
lung, selbst  wenn  er  der  Wahrheit  gemäß  das  mitteilt?  Br.  gipfelt  dann  in  der 
Behauptung,  daß  nach  Eliminierung  dieser  unpassenden  Elemente  das  Verhältnis 
von  Nachwuchs  zu  Ordinarien  »sich  überhaupt  gar  nicht  geändert  hätte«  ! lieber 
letztere  Behauptung  ist  kein  Wort  mehr  zu  verlieren  : sie  kann  nur  aufstellen,  wem 
die  ganze  neuzeitliche  Entwickelung  fremd  geblieben  ist. 

*’)  Friedrich  P a u 1 s e n , Die  deutschen  Universitäten  S.  97. 
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zu  sein.  Mir  war  das  Resultat  durchaus  neu,  daß  Habilitations-  und  Durch- 
schnittsalter sich  so  sehr  hinausgeschoben  hat.  Um  diesen  psycholo- 
gischen Faktor  kommt  man  eben  nicht  herum : er  erklärt  am  deut- 
lichsten, warum  vielfach  die  Verhältnisse  nicht  mehr  passen  und  warum 
vor  allem  die  ideelle  Lage  des  Nachwuchses  als  veränderungsbedürftig 
empfunden  wird.  Auch  das  wußte  ich  vorher  nicht  in  dem  Maße,  wie 
es  sich  durch  die  Umfrage  als  tatsächlich  vorhanden  herausgestellt  hat. 
Alfred  Hillebrandt  hat  mit  seiner  Bemerkung  ganz  recht,  daß  die 
vorgetragenen  »Ansichten  aus  tatsächlichen  Wünschen  und  Bedürfnissen 
entspringen«.  Und  Kraepelin  nannte  in  Jena  auf  Grund  all  der  fest- 
gestellten Tatsachen  »die  Lage  dieser  ganz  unentbehrlichen  und  für 
das  gesamte  geistige  Leben  der  Hochschule  überaus  wichtigen  Lehr- 
kräfte zur  Zeit  in  allgemeinen  eine  unwürdige.« 

VI.  Es  ist  also  die  Frage,  ob  hier  im  ganzen  eine  Aenderung  eintreten 
kann  und  soll.  Meine  Aufgabe  war  mit  Feststellung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  wesentlich  erledigt.  Die  Schlußfolgerungen  praktischer 
Art  zu  ziehen  ist  eine  weit  schwierigere  Aufgabe,  da  die  Dinge  so 
kompliziert  liegen  und  man  so  leicht  Gefahr  läuft,  den  Verbesserungen 
auf  der  einen  Seite  andere  Uebelstände  hinzuzufügen.  Gerade  weil 
ich  aus  meiner  Untersuchung  die  Schwierigkeiten  und  Kompliziertheit 
des  deutschen  Hochschulwesens  besonders  deutlich  erkannt  habe,  bin 
ich  mit  der  Aufstellung  eines  Reformprogramms  sehr  vorsichtig  ge- 
wesen und  habe  mich  damit  begnügt,  die  Richtung  anzudeuten,  die 
eventuell  einzuschlagen  wäre:  es  ist  einmal  eine  größere  materielle 
Sicherstellung  tüchtiger  Persönlichkeiten,  zu  zweit  eine  ideelle  Bes- 
serung. Als  Grundlage  künftiger  Erwägungen,  die  dafür  nötig  sind, 
habe  ich  die  Beschlüsse  des  Salzburger  Hochschullehrertages  genom- 
men, die  einen  ungefähren  Anhalt  gewähren  und  das  Prinzip  fest- 
halten,  ohne  sich  im  einzelnen  zu  binden.  Dabei  können  sehr  wohl 
die  einzelnen  Fakultäten  und  die  einzelnen  Universitäten  einen  ver- 
schiedenen Weg  einschlagen  und  den  lokalen  Verhältnissen  entspre- 
chend Rechnung  tragen.  Denn  das  ist  allerdings  unbestreitbar : Die 
Aenderungen  im  Lehrkörper  sind  nur  Folgeerscheinungen  tiefgehender 
innerer  Umwandlungen  des  ganzen  Lehrbetriebes,  der  sich  vor 
allem  im  letzten  Menschenalter  durchgesetzt  nat,  sowie  der  veränder- 
ten Verhältnisse,  die  in  der  Vergrösserung  und  Vermannigfachung  der 
Studentenzahl  auch  äußerlich  ihren  Ausdruck  gefunden.  Die  innere 
Bedeutung  der  »unoffiziellen  Lehrkräfte«  ist  heute  tatsächlich  eine 
andere  geworden  (S.  77):  »Bedürfniserweiterung  und  Bedürfnisverschie- 
bung innerhalb  der  Hörerschaft  sind  in  mannigfacher  Weise  am  Werke, 
um  von  selbst  für  den  »akademischen  Nachwuchs«  ein  erweitertes  Ar- 
beitsfeld zu  schaffen,  um  neben  den  eigentlichen  Ordinarien  auch  für 
die  unoffiziellen  Lehrkräfte  Platz  zu  bieten,  um  eine  tatsächliche  Nach- 
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frage  nach  frischen  Kräften  lebendig  zu  erhalten«.  Das  leugnen 
kann  nur  jemand,  der  sich  mit  Absicht  vor  den  Tatsachen  die  Augen 
verschließt,  der  nicht  sehen  will,  was  um  ihn  vorgeht,  der  da  meint, 
in  allen  Veränderungen  unseres  Lebens  seien  die  Universitäten  der 
Gegenwart  noch  dieselben  Anstalten  wie  in  seiner  Jugendzeit.  Diesen 
Wahn  haben  allerdings  die  aufgezeigten  Tatsachen  meiner  Schrift  end- 
gültig zerstört  und  keine  Dialektik  und  Entstellung  der  Dinge  vermag 
die  Entwicklung  zu  ändern.  Wer  sie  nicht  anerkennt,  setzt  sich  mit 
den  Tatsachen  selbst  in  Widerspruch.  Zum  Reformator  eignet  sich 
nur  der,  der  in  der  Wirklichkeit  zu  Hause  ist  und  einen  Blick  für  das 
Mögliche  hat.  Es  ist  aber  die  fixe  Idee  Brentanos,  daß  durch  solche 
maßvolle  Fortbildung  unseres  Universitätswesens  der  Bureaukratisierung 
der  Hochschulen  oder  gar  der  Majorisierung  der  Fakultäten  Vorschub 
geleistet  wird.  Die  droht  von  ganz  anderer  Seite ; in  meiner  Schrift 
ist  keine  Handhabe  für  diese  Vermutung  zu  finden.  — 

Man  kann  ja  tatsächlich  im  Zweifel  sein,  welchen  Weg  eine  prak- 
tische Universitätspolitik  im  einzelnen  einzuschlagen  hat;  ich  habe  mich 
durchaus  nur  andeutend  verhalten  und  die  Diskussion  über  die  Fragen 
hat  kaum  begonnen12).  Wie  die  Vertretungsfrage  ev.  zu  ordnen  ist,  muß 
sehr  sorgsam  erwogen  werden,  da  mehrere  Wege  offen  stehen,  die 
alle  etwas  für  und  alle  etwas  gegen  sich  haben.  Auch  der  Jenenser 
Hochschullehrertag  hat  zwar  durch  die  Referate  sehr  dankenswerte 
Anregungen  nach  mehrfacher  Richtung  gegeben la),  aber  die  Fragen  im 
einzelnen  sind  dort  nicht  diskutiert  worden , was  bei  der  knappen 
Redezeit  von  5 Minuten  auch  gar  nicht  möglich  war.  Die  Reformen 
sind  gewiß  sehr  schwierig  und  müssen  so  ruhig  als  möglich  behandelt 

**)  Uas  Salzburger  Referat  von  Ferdinand  Schmid  Uber  »die  rechtliche 
Stellung  der  Privatdozenten«  ist  jetzt  in  erweiterter  Form  erschienen  (Ztschr.  für 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  17.  Bd.  1908,  S.  453 — 489);  dort 
werden  auch  Vorschläge  zur  Verstärkung  der  rechtlichen  Position  der  Pd.  ge- 
macht, die  durchaus  erwägungswert  sind. 

**)  Die  Bemessung  der  venia  legendi  auf  Zeit,  die  Kraepelin  vorschlägt, 
scheint  mir  an  sich  diskutabel,  begegnet  doch  aber  andererseits  wieder  schweren 
Bedenken.  Wenn  bei  »Bewährung  des  Dozenten«  nach  6 — 8 Jahren  ein  besoldetes 
Extraordinariat  erlangt  werden  soll,  so  würde  damit  dem  Staate  ein  Zwang  zur 
Schaffung  neuer  Stellen  auferlegt  werden  oder  die  Beförderung  zum  EO.  würde 
sich  dann  doch  nach  dem  Bedürfnis  richten,  und  der  Nichtbeförderte  müßte  aus- 
schciden.  Im  ersteren  Fülle  w-ürde  die  Verstaatlichung  der  Privatdozentur  wesent- 
lich zunehmen,  im  zweiten  würde  mancher  Tüchtige  vorzeitig  ausgeschlossen.  Für 
die  Institutsdirektoren  käme  weiter  das  Bedenken  hinzu , daß  sie  dann  unter  allen 
Umständen  die  Vorgefundenen  und  angcstellten  Assistenten  und  Abteilungs- 
vorsteher etc.  übernehmen  müßten,  womit  sie  schwerlich  einverstanden  sein  würden ; 
ein  gedeihliches  Zusammenarbeiten  wäre  dabei  kaum  immer  möglich. 
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werden,  um  nicht  mehr  Schaden  und  Reibereien  als  Fortschritt  und  Bes- 
serung zu  bringen.  Es  sind  ja  an  den  maßgebenden  Stellen  tatsächliche 
Erwägungen  dieser  Art  im  Gange  und  sie  brauchen  nicht  überstürtzt 
zu  werden,  damit  dauernd  befriedigende  Verhältnisse  geschaffen  wer- 
den und  damit  der  »Nachwuchs«  eine  seiner  Bedeutung  entsprechende 
Stellung  in  der  Universität  erhält.  »Und  — das  mag  der  Schluß  dieser 
Selbstanzeige  sein,  wie  es  der  des  Buches  war  — es  ist  zu  erwarten,  daß 
diese  Anpassung  sich  organisch  vollziehen,  daß  die  innere  Umgestaltung 
des  Lehrkörpers  damit  auch  äußerlich  ihren  Ausdruck  finden  wird,  weil 
nur  dann  die  erweiterten  Aufgaben  des  Universitätsunterrichtes  in  ge- 
deihlicher Weise  erfüllt  werden  können  — zum  Besten  deutschen  Gei- 
stes und  deutscher  Wissenschaft«. 
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1.  Bibliographien,  Sammelwerke. 

ffaensel,  P. : Bibliographie  der  Finanswissenseha ft.  Jaroslaw  1908. 
110  .Seiten.  60  Kop. 

Verfasser  bespricht  in  einer  kurzen  Abhandlung  (in  russ.  Sprache) 
ca.  500  bedeutsame  Werke  aus  allen  Gebieten  der  Finanzwissenschaft. 

Wie  der  Autor  selbst  meint,  ginge  eine  erschöpfende  llearbeitung 
der  fmanzwissenschaftlichen  Literatur  über  die  Kraft  eines  F.inzelncn. 

Seine  Bestrebungen  gehen  auch  nur  dahin  den  Studenten  und  Aka- 
demikern bei  der  Auswahl  der  Literatur  zur  Bearbeitung  finanzwissen- 
schaftlicher Probleme  behilflich  zu  sein.  Eingehender  ist  die  rus- 
sische Literatur  behandelt,  weil  sie  bis  jetzt  jeder  bibliographischen 
Systematisierung  entbehrt.  (G.) 

/nennet -Sternegg,  Pari  Theodor  von.  Neue  Probleme  des  mo- 
dernen Kulturlebens.  Der  »staatwissenschaftliehen  Abhandlungen« 
zweite  Reihe.  Leipzig  1908,  Duncker  und  Humblot,  VI  und  314  S. 
M.  6.-—,  geb.  7.20. 

Inhalt:  1)  Aphorismen  zur  gegenwärtigen  ökonomischen  Weltpoli- 
tik; 2)  Die  gegenwärtigen  Aussichten  der  weltwirtschaftlichen  Entwick- 

')  Eine  beschränkte  Anzahl  von  Besprechungen  früher  erschienener  Werke, 
die  sich  in  die  entsprechenden  Literalur-Uebersichtcn  nicht  eingliedcm  ließen, 
haben  neben  den  Neuerscheinungen  ausnahmsweise  hier  Aufnahme  gefunden. 
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lung;  3)  Japan  und  Mexiko;  4)  Die  pazifische  Welt;  5)  Schäffles  So- 
ziologie; 6)  Schmollers  Volkswirtschaftslehre;  7)  Stadt  und  Land; 
8)  Vom  Nationalreichtum;  9)  Wie  man  am  besten  sein  Vermögen  an- 
legt; 10)  Technik  als  Kulturmacht;  11)  Städtische  Bodenpolitik ; ^Inter- 
nationale Agrarpolitik;  13)  Der  Zweck  statistischer  Zählungen ; 14)  Sta- 
tistik und  Welthandel;  15)  Reiseverkehr  und  Zahlungsbilanz;  16)  Zur 
Kritik  der  Moralstatistik. 

Eine  Reihe  von  kleineren  Abhandlungen  und  Aufsätzen  des  be- 
kannten österrreichischen  Gelehrten,  die  in  den  letzten  Jahren  in  in- 
und  ausländischen  Zeitschriften,  einige  auch  in  Tageszeitungen  und 
populären  Wochenschriften  erschienen  sind,  und  hier  z.  T.  in  er- 
weiterter Form  zum  Abdruck  gelangen.  Sie  behandeln  durchweg  ak- 
tuelle Probleme,  die  in  ansprechender,  klarer  Fassung  dem  Verständ- 
nis weiterer  Kreise  nähergebracht  werden ; mehr  fachwissenschaftlichen 
Charakter  tragen  die  zuerst  in  der  »Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung«,  zu  deren  Mitherausgeber  der  Verfasser 
gehört,  veröffentlichten  Arbeiten  (speziell  No.  6 und  die  umfangreichere 
Nr.  11),  sowie  Nr.  16.  (J.) 

2.  Sozial-,  Rechts-  u.  s.  w.  Philosophie. 

Die  tz  gen,  Josef : Erkenntnis  und  Wahrheit.  Des  Arbeiterphilo- 
sophen universelle  Denkweise  und  naturmonistischc  Anschauung  über 
Lcbcnskunst , Oekonomie,  Philosophie,  Religion  und  Sozialismus. 
Zu  seinem  zwanzigsten  Todestag  gesammelt  und  herausgegeben  von 
Eugen  Dictzgen.  J.  H.  W.  Dietz  Nachfolger.  Stuttgart  1908.  XIV  und 
428  S.  M.  4. — . 

Der  Herausgeber  ist  der  Sohn  und  Schüler  des  Verfassers.  An 
ihn  sind  die  Briefe  gerichtet,  die  den  ersten  Teil  der  Sammlung  bil- 
den. Sic  enthalten  Ratschläge  für  einen  jungen  Mann,  der  das  hei- 
mische Gymnasium  verlassen,  um  sich  in  Amerika  als  Kaufmann  eine 
Existenz  zu  gründen.  Auch  die  15  Briefe  über  Logik  im  dritten  Teil 
des  Buches  sind  zunächst  für  den  Sohn  bestimmt  gewesen.  Sie  ent- 
halten eine  Kritik  von  Henry  Georges  Progress  and  Povcrty  und  suchen 
dem  Marxismus  in  der  Logik  einen  Halt  zu  geben.  Die  10  Briefe 
über  den  Sozialismus  sind  an  eine  Freundin  gerichtet.  Sie  geben  dem 
Sozialismus  eine  philosophische  Verklärung.  Im  übrigen  sind  in  dem 
Buch  verschiedene  kleine  Artikel  gesammelt,  die  in  sozialistischen  Zei- 
tungen und  Zeitschriften  erschienen  waren.  Der  Anhang  enthält  einige 
anerkennende  kritisierende  Aufsätze  über  Dietzgen  von  Markus  Hitch, 
G.  Plcchanow  und  Paul  Dange.  (K.) 

Sanus,  Dr.:  Similismus.  Grundriß  einer  neuen  Weltanschauung. 
(i.  Teil:  Positive  Darstellung  des  Similismus,  2.  Teil:  Kritik  christ- 
licher Lehren.)  Dresden  1907.  E.  Piersons  Verlag.  172  S.  M.  3. — . 

Im  I.  Teile  seines  Buches  sucht  der  Verfasser  eine  logische 
d.  i.  eine  die  menschliche  Vernunft,  den  menschlichen  Logos  befrie- 
digende Erklärung  des  Welträtsels,  und  zwar  in  der  Weise  zu  geben, 
daß  er  die  Merkmale  des  von  ihm  aufgcstellten  Weltbegriffs  als  in  der 
Welt  tatsächlich  gegeben  aufzuzeigen  sich  bemüht.  Hierdurch  will  er 
die  Welt  erklären,  sic  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  begreiflich, 
verständlich  machen;  denn  — führt  er  aus  — eine  Sache  begreifen 
(verstehen)  heißt  ja,  sie  als  die  Realisation  eines  bestimmten  Begrif- 
fes (mittelst  des  Verstandes)  erfassen.  Nach  Darstellung  des  Wesent- 
lichen seiner  Lehre  sagt  der  Autor:  »Meine  Weltauffassung  ist  eine 


Digitized  by  Google 


828 


Literatur-Anzeiger. 


W e se  nserklärung  der  Welt,  eine  Feststellung  des  Welt  beg  r i f f es , 
sie  ist  die  erschöpfende  Definition  der  Welt,  was  keine  der  bis- 
herigen Weltanschauungen,  weder  Theismus  noch  Pantheismus  oder 
Materialismus  von  sich  zu  behaupten  imstande  ist«. 

Im  II.  Teile  seiner  Schrift  setzt  der  Verfasser  auseinander,  daß 
die  Beweise,  mit  denen  man  die  Hauptdogmen  des  Christentums  zu 
stützen  sucht,  der  St  rin  genz  (logischen  Nötigung)  entbehren 
und  daß  sonach  das  Christentum  als  übernatürliche,  als  Offenbarungs- 
rcligion  wissenschaftlich  unhaltbar  sei.  (R.) 

T hätte,  7 oh.  Fr;.,  System  der  Metaphysik,  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  Kosmologie.  Dresden  1908,  Richard  Lincke.  VII  und 
300  S.  M.  3.—. 

Das  »System  der  Metaphysik«  bietet  eine  Naturphilosophie.  Es 
versucht  namentlich  die  Lösung  der  Frage:  Was  ist  das  Wesen  des 
Stoffes,  des  letzten,  allen  Körpern  zugrunde  liegenden  Substrates? 
Der  1.  Teil  des  Buches  enthält  eine  kritische  Betrachtung  der  philoso- 
phischerseits  bisher  aufgestellten  Ansichten  über  das  Wesen  des  Stoffes. 
Der  2.  Teil  begründet  dann  die  These,  der  Stoff  als  das  letzte  Sub- 
strat aller  Körper  sei  nur  ein  Umwandlungsprodukt  des  Raumes,  spe- 
ziell »realisierter  Raum«.  Aus  dieser  Aufstellung  werden  die  Konse- 
quenzen gezogen  für  die  Fragen  nach  Ursprung,  Endlichkeit  oder  Un- 
endlichkeit von  Stoff  und  Raum,  cs  wird  gezeigt,  wie  sich  aus  dieser 
Bestimmung  des  Stoffes  das  Wesen  der  Kraft  herleiten  läßt  und  wei- 
ter, wie  eine  Reihe  bisher  unlösbarer  Schwierigkeiten  auf  diesem  Ge- 
biete dadurch  aufgeklärt  werden.  Den  Schluß  bildet  eine  Anwendung 
der  gefundenen  Resultate  auf  unsere  Vorstellungen  vom  Geiste  und 
von  der  Gottheit.  (R.) 

Grabozcsky,  Adolf,  Recht  und  Staat.  Ein  Versuch  zur  allgemei- 
nen Rechts-  und  Staatslehre.  Berlin  und  Leipzig  1908.  Dr.  Walter 
Rothschild.  IV  und  95  S.  M.  2. — . 

Dies  Buch  geht  davon  aus,  daß  man  nur  mit  juristischen,  nicht 
mit  philosophischen  Mitteln  in  der  Lage  sei,  den  Grundbegriffen  des 
öffentlichen  Rechts  und  damit  des  Rechts  überhaupt  näher  zu  kommen. 
Hiernach  sei  denn  auch  das  Zentralproblem  der  Rechtswissenschaft, 
die  Frage  nach  der  Gerechtigkeit,  lediglich  auf  dem  Boden  der  Juris- 
prudenz, nicht  aber  von  der  Ethik  oder  der  Metaphysik  her  zu  lösen. 
Solches  Vorgehen  wird  besonders  dringend,  wenn  man  alle  Gerechtig- 
keit außerhalb  des  Rechts  als  subjektiv  gebunden  erkennt.  Demgegen- 
über wird  zum  Angelpunkt  des  Rechts  die  staatliche  Gültigkeit.  Dies 
Ergebnis  verwickelt  sich  jedoch  wieder  dadurch,  daß  neben  dem  ge- 
schriebenen Gesetz  das  Gewohnheitsrecht  und  ebenso  die  rechtlichen 
Ueberzeugungen  berücksichtigt  sein  wollen.  Indem  der  Verfasser  alle 
diese  Faktoren  in  Rechnung  zieht  und  dabei  gerade  auch  modernste 
Streitfragen  erörtert,  tritt  das  Verhältnis  von  Recht  und  Staat  in  neue 
Beleuchtung.  Stets  nimmt  der  Verfasser  darauf  Bedacht,  seine  allge- 
meinen Untersuchungen  durch  praktische  Beispiele  zu  erläutern  und 
zu  erproben.  (R.) 

Bernheim,  Ernst,  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität 
Greifswald,  Lehrbuch  der  Historischen  Methode  und  der  Geschichts- 
philosophie. Mit  Nachweis  der  wichtigsten  Quellen  und  Hilfsmittel 
zum  Studium  der  Geschichte.  Fünfte  und  sechste,  neu  bearbeitete 
und  vermehrte  Auflage.  Leipzig  1908,  Duncker  und  Humblot.  X. 
und  842  S.  M.  16. — ; gebd.  18.40. 
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Inhalt:  1.  Begriff  und  Wesen  der  Geschichtswissenschaft.  2. 
Methodologie.  3.  Quellenkunde  (Heuristik).  4.  Kritik.  5.  Auffassung.  6. 
Darstellung. 

Der  Kampf  zwischen  den  Anhängern  der  »materialistischen«  und 
der  »individualistischen«  Geschichtsauffassung,  zwischen  denen  die  in 
den  Taten  einzelner  großer  Männer  und  den  anderen  die  in  den  Lebens- 
äußerungen der  Massen  die  Grundlage  des  historischen  Geschehens 
erblicken,  ist  auch  heute  noch  nicht  geschlichtet.  Im  Gegenteil : die 
Kontroverse,  die  in  ihren  philosophischen  Grundlagen  auf  die  deutsche 
Idealphilosophie  einerseits  und  auf  den  Comte'schen  Positivismus 
andererseits  zurückgeht,  ist  durch  das  Auftreten  Karl  Lamprechts  und 
seine  Betonung  kollektivistischer,  sozialpsychologischer  Auffassungen 
von  neuem  zu  voller  Flamme  angefacht  worden.  Die  Einseitigkeit 
der  individualistischen,  nur  die  politische  Geschichte  im  engeren  und 
engsten  Sinne  in  den  Kreis  ihrer  Betrachtung  ziehenden  Richtung,  hat 
zu  einer  Gegenströmung  geführt,  die,  begünstigt  durch  den  Aufschwung 
der  Naturwissenschaften  und  die  Ausgestaltung  der  nach  Darwin  be- 
nannten Entwicklungstheorie,  auch  für  die  Geschichte  allgemein  gültige 
Gesetze  zu  formulieren  sucht. 

Wenn  auch  nur  wenige  Vertreter  der  eigentlichen  Geschichtswissen- 
schaft sich  auf  den  letzteren  Standpunkt  gestellt  haben  (neben  Lam- 
precht  besonders  Breysig),  so  haben  die  sich  hieraus  ergebenden  Er- 
örterungen doch  dazu  beigetragen,  das  Interesse  an  geschichtsphilo- 
sophischen und  methodologischen  Fragen  neu  zu  beleben. 

Vielleicht  ist  die  Neuauflage  des  grundlegenden  Bernheimschen 
Werkes  (zuerst  1889  erschienen)  ein  Beweis  für  die  Würdigung  der 
Wichtigkeit  dieser  Probleme  auch  auf  dem  engeren  Fachgebiet;  nach 
dieser  Richtung  hin  erscheint  es  bezeichnend,  daß  Verfasser  seit  der 
vorigen  Auflage  dem  Titel  den  Satz  »und  der  Geschichtsphilosophie« 
mit  der  Begründung  hinzugefügt  hat,  daß  der  Zusatz,  der  von  Anfang 
an  sachlich  zutreffend  gewesen  wäre,  »früher  auf  die  Fachgenossen 
leicht  befremdlich  gewirkt  hätte«. 

B.  erklärt  es  für  seine  Aufgabe  gegenüber  der  Einseitigkeit  der  oben 
erwähnten  Richtungen  an  der  Grundaufgabe  der  historischen  Wissenschaft 
festzuhalten : die  einzelnen  Tatsachen  in  ihren  Beziehungen  zu  dem  Ganzen 
und  zu  dem  Allgemeinen  der  Entwicklung  darzustellen  und  so  zu  einer 
Auffassung  zu  gelangen,  die  die  brauchbaren  Elemente  der  neueren 
Richtung,  namentlich  das  sozialpsychologische,  mit  kritischer  Sichtung 
in  sich  aufzunehmen  vermag.  Von  diesem  Standpunkte  ausgehend  hat 
er  dann  die  Methode  der  Geschichtswissenschaft  einheitlich,  bis  in  die 
konkreten  Details  der  technischen  Handgriffe,  dargestellt.  (J.) 

Bonucci,  Ales  sandro:  LI  Orient asione  Psicologica  deW  F.tica  edel/a 
Filosofia  de/  ! dritte . Perugia  1907.  Vincenzo  Bartelli,  Edit.  378  pp. 
Preis  L.  7.50. 

Die  Philosophie,  in  der  die  Italiener  ehemals  so  Bedeutendes  ge- 
leistet haben,  ist  zur  Zeit  zweifelsohne  ein  Schmerzenskind  italienischen 
Hochschulwesens.  Kaum  eine  Wissenschaft  befindet  sich  heute  in 
Italien  auf  einem  solchen  Tiefpunkt  (manche  unter  ihnen,  wie  die  Kri- 
minologie, die  Anthropologie,  die  Kunstgeschichte,  die  Finanzwissen- 
schaft,  die  Wirtschaftsgeschichte,  die  Nationalökonomie  nehmen  in  der 
europäischen  Wissenschaft  einen  zum  Teil  sogar  führenden  Rang  ein) 
als  die  Philosophie,  die  doch  ehemals  in  Italien  so  ausgezeichnete 
Früchte  getragen  hat.  Dem  — wenn  auch  durchaus  nicht  dem  allein. 
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denn  der  italienischen  Wissenschaft  ist  auch  in  anderen  Zweigen  ein 
seltsamer  Zug  von  Unterschätzung  der  Leistungen  der  Landsleute 
zu  eigen  — ist  cs  zuzuschreiben,  daß  auch  die  wenigen  frischen 
Blüten,  die  aus  dem  öden  abgestorbenen  verdorrten  Gras  der  alten 
Philosophie  herausragen,  den  Eindruck  gemachter  Blumen  erwecken. 
Es  ist  nichts  Bodenständiges  und  nichts  Selbständiges  zur  Zeit  in  der 
italienischen  Philosophie.  Das  ist  auch  der  erste  Eindruck,  den  man 
gewinnt,  wenn  man  das  hier  von  uns  zu  besprechende  Werk  des  Pro- 
fessors Alessandro  Bonucci  von  der  umbrischcn  Universität  Perugia  über 
die  psychologische  Orientierung  der  Ethik  und  der  Geschichtsphiloso- 
phie  zur  Hand  nimmt.  Es  gleicht  auf  den  ersten  Blick  ganz  einer  Blüten- 
lcsc  aus  modernen  deutschen  Philosophen.  Kaum  eine  Seite,  die  nicht 
zwei  bis  drei  Zitate  aus  deutschen  Werken  enthält,  kaum  eine  These, 
kaum  eine  Hypothese,  die  nicht  ausdrücklich  durch  ein  halbes  Dutzend 
deutscher  Autoritäten  gestützt  wird.  So  kann  die  Schrift  kaum  auf 
große  Originalität  Anspruch  erheben.  Immerhin  bietet  sie  aber  des 
Interessanten  genug.  Bonucci  fußt  auf  dem  Standpunkt,  daß  der  gegen- 
wärtige Stand  der  Moral  und  des  Rechtes  einerseits  und  der  Fort- 
schritt der  verschiedenen  Geisteswissenschaften  andrerseits,  der  Ethik 
und  der  Rechtsphilosophie  die  Notwendigkeit  einer  psychologischen 
Orientierung  auferlegcn.  Das  w ird  vom  Verfasser  in  sehr  gründlicher 
Weise  nachgewiesen.  Raum  und  Ort,  sowie  die  Notwendigkeit,  die 
für  den  Schreiber  dieses  als  nichtphilosophischem  Fachmann  darin 
liegt,  von  der  Behandlung  des  rein  philosophischen  Teiles  der  Arbeit 
abzusehen  und  lediglich  einige  von  den  Stellen  der  Schrift  zu  beleuchten, 
in  denen  sich  der  Verfasser  auf  sog.  Grenzgebieten  bewegt , zwingen 
uns  hier,  über  einige  flüchtige  Andeutungen  nicht  hinauszugehen.  Der 
generelle  Standpunkt  Bonuccis  ist  der  des  Idealisten.  Er  wertet  die 
psychologischen,  juristischen,  ethischen  Phänomene  ganz  vorzüglich  von 
ihrer  geistigen,  ihrer  selbsttätigen  Seite.  Aber  dieses  Prämiß  wird  dem 
Verf.  bei  der  liebevollen  Versenkung  in  die  Einzelprobleme  nicht  zum 
Fluch  der  Einseitigkeit.  Wie  er  bereitwillig  die  Verdienste  der  Lom- 
brososchule  — die  doch  auf  der  Basis  physiologischer  Befunde  ent- 
standen ist  — um  die  Kriterienbildung  im  modernen  Strafrecht  an- 
erkennt (vgl.  344  fT. >,  so  gibt  er  auch  der  Lehre  vom  historischen  Ma- 
terialismus gegenüber  zu,  daß  ein  »beträchtlicher  Bestandteil  des  Rechtes 
und  ein  wenngleich  weniger  beträchtlicher  Bestandteil  der  Moral,  wenig- 
stens im  Anfang,  ein  ökonomischer  Wert  gewesen  ist  und  daß  der 
ökonomische  Wert  für  die  Gesellschaft  oder  für  die  höchste  Willens- 
richtung eine  so  große  Bedeutung  besitzt,  daß  er  die  Sanktion  des 
Rechtes  und  die  Sanktion  der  Moral  erhalten  hat«  (p.  369).  Bonucci 
gibt  also  die  soziale  Genese  der  Norm,  des  Pflichtbegriffs  und  der 
Sittlichkeit  ausdrücklich  zu  (vgl.  auch  S.  85 — 94).  Wie  die  natur- 
wissenschaftliche Logik  sich  an  den  Axiomen  der  Matemathik  orien- 
tieren und  ihre  Methoden  und  Prämissen  studieren,  anwenden  und 
vorbildlich  halten  soll,  so  müsse  die  Logik  der  Geisteswissenschaften 
der  Jurisprudenz  gegenüber  verfahren.  Diese  Logik  der  Geisteswissen- 
schaften  aber  heiße  man  Ethik.  So  meint  Verf.  an  anderer  Stelle  (p.  364). 
Nach  dieser  Stellungnahme  zur  Definition  der  Aufgabe  der  Ethik  er- 
übrigt sich  der  Vermerk  über  die  Gegnerschaft  des  Verf.  zu  dem  System 
der  Ethik,  wie  es  in  Deutschland  die  Neukantianer,  insbesonders  Her- 
mann Cohen  in  Marburg,  vertreten.  Bonucci  bekennt  sich  auch  zu 
dieser  Gegnerschaft  in  aller  Offenheit.  Sein  Werk,  sagt  er,  enthalte 
kaum  eine  Bemerkung,  die  nicht  in  vollem  Widerspruch  zu  den  Grund- 
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Sätzen  dieser  Schule  stehe.  Ihm  bildet  die  Psychologie  die  Basis  der 
Logik.  Daher  steht  ihm  auch  das  romanische  Recht  höher  als  das 
germanische  Recht  (p.  334).  Ganz  logisch.  Die  vornehmste  Verschie- 
denheit dieser  beiden  Rechtstypen,  die  sich  die  Jahrhunderte  hindurch 
den  Rang  streitig  gemacht  haben,  liegt  ja  gerade  in  dem  verschieden 
großen  Einfluß,  den  sie  dem  psychologischen  Moment  cinräumen.  Das 
römische  Recht  beruht  auf  feiner  psychologischer  Erkenntnis  der  mensch- 
lichen Handlungen,  das  germanische  hingegen  gibt  dem  »Tatsachen- 
bestand« den  Vorzug.  Das  römische  Recht  unterscheidet  zwischen  frei- 
willig begangenen  und  unfreiwillig  begangenen  strafbaren  Handlungen. 
Das  germanische  Recht  seinerseits  faßt  mehr  den  äußeren  Hergang  des 
Vorfalls  ins  Auge  und  scheidet  peinlich  (während  cs  das  Moment  der 
Absicht  so  gut  wie  ausschaltct)  zwischen  versuchter  und  vollbrachter 
Handlung  nach  einem  historischen  und  nicht,  wie  das  römische,  nach 
einem  psychologischen  Kriterium. 

Was  wir  hier  von  dem  gelehrten  Werk  des  Prof.  Bonucci  gesagt 
haben,  sind  nur  ganz  blasse  Andeutungen.  Das  Werk  ist  eines 
gründlichen  Studiums  wert.  Man  kann  sagen,  daß  der  Vcrf.  ausgerüstet 
ist  mit  dem  ganzen  Arsenal  deutscher  Rechtswissenschaft  und  deutscher 
Philosophie,  mit  denen  er  auf  das  innigste  vertraut  ist,  Italia  docet 
quod  doeuit  Germania.  Robert  Michels. 

3.  Soziologie. 

Simmel,  Georg:  Soziologie.  Untersuchung  über  die  Formen  der 
Vergesellschaftung.  Leipzig  1908,  Duncker  & Humblot,  782  S.  M.  1 2. — , 
geb.  M.  15.—. 

Inhalt:  Das  Problem  der  Soziologie ; Die  quantitative  Bestimmtheit 
der  Gruppe;  Ueber-  und  Unterordnung;  Der  Streit;  Das  Geheimnis 
und  die  geheime  Gesellschaft;  Die  Kreuzung  sozialer  Kreise;  Der 
Arme;  Die  Selbsterhaltung  der  Gruppe;  Der  Raum  und  die  räumliche 
Ordnung  der  Gesellschaft ; Die  Erweiterung  der  Gruppe  und  die  Aus- 
bildung der  Individualität. 

Ein  »Versuch,  dem  schwankenden  Begriffe  der  Soziologie  einen 
eindeutigen,  von  einem  methodisch  sicheren  Problemgedanken  be- 
herrschten Inhalt  zu  geben«.  — Einige  Abschnitte  des  Buches  sind  vor 
dessen  Veröffentlichung  im  Archiv  zum  Abdruck  gelangt:  Zur  Sozio- 
logie der  Armut,  Bd.  XXII,  S.  1;  Soziologie  der  Ueber-  und  Unter- 
ordnung, Bd.  XXIV7,  S.  477;  Ueber  das  Wesen  der  Sozialpsychologie, 
Bd.  XXVI,  S.  283.  Eine  ausführliche  Besprechung  des  Buches  ist  vor- 
gesehen. (JO 

Vierkandt,  Dr.  Alfred,  Privatdozent  a.  d.  Universität  Berlin,  Die 
Stetigkeit  im  Kul turw and e l,  Leipzig  1908,  Duncker  und  Hum- 
blot, XIV.  u.  209  S.,  M.  5.—. 

Das  Thema  des  Buches  bildet  die  Schwerfälligkeit  und  Langsamkeit 
des  kulturellen  Fortschrittes.  Sie  bekundet  sich  vorzüglich  formal 
darin,  daß  Neuerungen  nicht  spontan,  sondern  nur  unter  dem  Druck 
gröberer  Bedürfnisse  entstehen,  materiell  darin,  daß  sie  dabei  an  bereits 
vorhandene  Erscheinungen  anknüpfen,  indem  sie  diese  umbilden.  Der 
erste  Teil  des  Buches  gibt  eine  Anzahl  Belege  für  diese  Tatsache  aus 
den  Gebieten  der  Geschichte  und  vorzüglich  der  Völkerkunde.  Auf 
dem  letzteren  Gebiete  zeigt  sich  dabei,  wie  die  einschlägigen  An- 
schauungen der  Fachmänner  sich  bereits  vielfach  im  Sinne  des  in 
Frage  stehenden  Prinzipes  gestaltet  haben. 
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Der  letzte  Grund  für  diese  Schwerfälligkeit  liegt  in  der  Natur  des 
menschlichen  Seelenlebens.  Dieses  ist  gekennzeichnet  durch  einen 
Mangel  an  Spontaneität,  eine  starke  Abhängigkeit  von  äußeren  Reizen 
und  niederen  Bedürfnissen,  starke  Beeinflußbarkeit,  Tendenz  zur  Irra- 
tionalität im  Gebiete  der  Wertbildungen,  der  Ueberzeugungen  und 
Handlungen  und  eine  Neigung  zum  Beharren  gegenüber  neuen  Ver- 
hältnissen, welche  auf  der  »historischen*  Struktur  unseres  Bewußtseins 
beruht. 

Eine  Theorie  des  Kulturwandels  skizziert  der  letzte  Teil.  Durch- 
weg müssen  bei  einem  solchen  drei  Faktoren  Zusammenwirken : ein 
Bedürfnis,  ein  Zustand  der  Reife  und  die  Wirksamkeit  führender  Indi- 
viduen. In  welcher  Weise  sich  diese  Faktoren  gestalten  und  betätigen, 
dafür  gibt  es  kein  einheitliches  Schema ; man  muß  eine  größere  An- 
zahl von  Typen  unterscheiden.  Besonders  wichtig  ist  dabei  die  Unter- 
scheidung zwischen  modeartigen,  oberflächlichen  und  tief  fundierten 
Kulturgütern.  Wichtig  ist  diese  Unterscheidung  auch  bei  der  Frage 
nach  der  Bedeutung  des  Zufalles,  nach  der  Irrationalität  und  der  Gesetz- 
mäßigkeit des  historischen  Geschehens.  Der  Zufall  spielt  höchstens 
bei  modeartigen  Kulturgütern  eine  beschränkte  Rolle;  die  Irrationalität 
im  Sinne  der  Verschiedenartigkeit  von  Ursache  und  Wirkung,  der  Be- 
deutung zufälliger  Konstellationen  usw.  spielt  überall  eine  große  Rolle 
und  eine  Tendenz  zur  Gesetzmäßigkeit  besteht  für  tiefer  fundierte 
Kulturgüter.  Hinsichtlich  der  räumlichen  Verhältnisse  betont  der  Ver- 
fasser, daß  neue  Kulturguter  in  der  Regel  erst  innerhalb  eines  größeren 
Raumes  ihre  entscheidende  Ausgestaltung  erfahren : so  lange  sie  auf 
einen  engen  Raum  beschränkt  sind,  sind  sie  dauernd  mit  Vernichtung 
bedroht.  (R.) 

Goldscheid , Rudolf:  Verelendung s-  oder  Meliorationstheorie ? (Pro- 

bleme des  Marxismus  Nr.  i).  Berlin  1906.  Verlag  d.  Sozialist.  Mo- 
natshefte. 54  pp. 

Der  Wiener  Sozialphilosoph  Rudolf  Goldscheid,  der  sich  bereits 
durch  eine  ganze  Reihe  großangelegter  Programmschriften,  die  übrigens, 
nebenbei  bemerkt,  wie  auch  das  vor  uns  liegendes  Schriftchen,  auf 
jedes  gelehrte  Beiwerk  verzichten  und  weder  andere  Autoren  noch 
deren  Werke  in  irgend  einer  Form  zitieren,  bekannt  gemacht  hat, 
versucht  in  dieser  gedankenreichen  kleinen  Schrift  eine  Lücke  des 
Marxismus  auszufüllen.  Marx  habe  es  unentschieden  gelassen,  »ob 
die  Entwicklung  zum  Sozialismus  in  stärkerem  Maße  von  den  rein 
ökonomischen  Tendenzen  der  kapitalistischen  Wirtschaft  oder  mehr 
von  den  psychologischen  Gegentendenzen  des  Proletariats  gefördert 
wird«  (p.  10).  Diese  Lücke  im  Marxschen  System  habe  eine  doppelte 
Auslegungsmöglichkeit  seiner  Lehre  verursacht  und  sogar  den  ganzen 
Revisionistenstreit  erzeugt.  Goldscheid  tritt  nun  energisch  für  die  ver- 
nachlässigte psychologische  Seite  des  Sozialismus  ein.  »Ob  heute  die 
Konzentrations-,  die  Akkumulations-  und  die  Yerelendungstendenzcn  wei- 
ter in  demselben  Maße  fortwirken,  wie  bisher,  davon  ist  das  Schicksal  des 
Sozialismus  in  unseren  Tagen  nicht  mehr  zuvörderst  bestimmt;  gegen- 
wärtig ist  es  von  viel  größerer  Wichtigkeit,  daß  in  den  Arbeitermassen 
der  Wille,  ihre  menschenunwürdige  Lage  zu  verbessern,  der  Wille, 
eine  andere  Gesellschaftsordnung  an  die  Stelle  der  gegenwärtigen  zu 
setzen,  mit  immer  größerer  Intensität  sich  entwickelt«.  Gewiß  bestehe 
eine  Verelendungstendenz  im  System  des  heutigen  Kapitalismus;  da 
es  aber  dem  psychologischen  Widerstand  der  Arbeitermassen  gelungen 
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sei,  diese  Tendenz  zum  Teil  zu  brechen,  ja,  sogar  trotz  ihrer  die  eigene 
wirtschaftliche  Lage  zu  bessern,  so  sei  es  richtiger,  von  einer  der  Vcr- 
elendungstheorie  integrierenden  Meliorationstheorie  zu  sprechen.  Trotz 
seines  starken  Triebes  zum  Optimismus  übersieht  jedoch  Verf.  keines- 
wegs, daß  bei  Besserung  der  Lebenslage  einer  Klasse  sogleich  die 
Sorge  auftritt,  etwas  von  dem  bisher  Erreichten  zu  verlieren,  und  einen 
lähmenden  Einfluß  auf  die  Aktivität  des  akkumulierten  Willens  ausübt, 
die  Meliorationstheoric  also  wieder  aufhebt.  Diese  Erkenntnis  leitet  zu 
der  Einsicht  über,  daß  es  falsch  wäre,  das  Maß  der  kontinuierlichen 
Verbesserung  in  der  Lebenshaltung  des  Proletariats  für  identisch  mit  dem 
Tempo  der  Bewegung  zum  Sozialismus  zu  halten  (p.  21).  Daraus  ergibt 
sich  die  Notwendigkeit,  daß  »der  Tag  der  Ethik  gekommen«  sein  muß 
(p.  29).  Je  mehr  die  Volksmassen  mit  ethischen  Kategorien  erfüllt 
sind,  desto  höher  steigen  ihre  Siegeshoffnungen.  »Es  ist  etwas  ganz 
anderes,  in  eine  kulturell  bestehende,  aus  sittlichen  Motiven  zum 
Aeußersten  entschlossene,  geradezu  den  Lebenskern  des  Volkes  bil- 
dende Masse  hineinzuschießen,  als  rohe  Exzesse  desolater  kulturfremder 
Horden  mit  Waffengewalt  zu  unterdrücken«  (p.  46). 

Goldscheid  ist  vielfach  zu  optimistisch  und  zu  apodiktisch  und 
übersieht  nicht  immer  die  Komplexität  der  behandelten  Probleme. 
Zum  Beispiel  hat,  um  auf  den  letztzitierten  Satz  zurückzukommen,  die 
Massenpsychologie  längst  festgestellt,  daß  in  Momenten  gewaltiger  Er- 
regung zwischen  aus  sittlich  und  geistig  Hochstehenden  und  den  aus 
Minderwertigen  gebildeten  Massen  kein  wesentlicher  Unterschied  besteht. 
Reservatis  reservandis  ist  der  Beitrag  Goldscheids  aber  wertvoll  und 
scharfsinnig  und  verdiente,  wie  auch  seine  anderen  Schriften  eine  grös- 
sere Beachtung  und  Berücksichtigung  als  ihr  in  der  sozialistischen  Lite- 
ratur bisher  zu  Teil  geworden  ist.  Robert  Michels. 

Union  pour  in  Libcrti’:  Libres  Entreticns,  zweite  Serie  (1905  bis 
1906):  >Sur  L ' Internationalisnu « . Paris  1906.  Aux  Bureaux  des 

»Libres  Entretiens«,  Union  pour  la  Verite  (frs.  6). 

In  Frankreich  haben  einige  gelehrten  Vereine  die  löbliche  Gewohn- 
heit, die  gar  nicht  genug  zur  Nachahmung  in  anderen  Ländern  em- 
pfohlen werden  kann,  ihre  winterlichen  Zusammenkünfte  einem  ein- 
zigen Thema  zu  widmen.  Auf  diese  Weise  kann  eine  Vertiefung 
in  die  Materie  stattfinden,  die  sich  bei  Diskussionsabenden,  die  jedes- 
mal einen  neuen  komplexen  Gegenstand  auf  der  Tagesordnung  stehen 
haben,  von  selbst  verbietet  und  haben  die  beiden  bedeutendsten 
wissenschaftlichen  Vereine  in  Paris,  die  Socio  te  de  Sociologic  de  Paris 
und  die  Union  pour  la  Liberte  zur  Klärung  wichtiger  Probleme  schon 
sehr  viel  beigetragen. 

Die  »Union  pour  la  Liberte«  — der  etwas  politisch  klingende 
Name  erklärt  sich  aus  der  Entstehung  des  Vereins,  mitten  in  den  klerikal- 
militaristischen Wirren  des  Dreyfuß-Prozesses  ist  ein  ausgesprochen 
akademischer  Verein.  Sein  Kernbestand  wird  gebildet  von  dem  libe- 
raleren Teil  der  Pariser  Hochschullehrer,  insbesondere  der  Universitäts- 
professoren.  Der  ausgesprochene  Zweck  der  Union  ist:  de  combattre, 
par  la  raison,  les  prejuges  qui  s'opposent  au  progres  de  la  verite  et  du 
droit.  Die  Statuten  bezeichnen  fernerhin  als  ihren  besonderen  Gegen- 
stand: A)  de  maintenir  chez  ses  membres,  par  unc  discipline  du  juge- 
ment  et  des  moeurs,  la  perpetuelle  liberte  d'csprit  qu'exigcnt  la  recher- 
chc  de  la  virite  et  la  lutte  pour  le  droit,  B)  d’entretenir  dans  le  pu- 
blic par  son  exemple  et  sa  propagande,  l’amour  actif  de  la  veritü  et 
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du  droit,  et  de  faire  passer  dans  la  pratique  generale  les  methodes 
critiques.  Dieses  etwas  elastische  Programm  sucht  die  Gesellschaft 
auf  dem  Wege  zu  erreichen,  daß  sie  sich  ernstlich  befleißigt,  auf  die 
Tagesordnung  ihrer  winterlichen  Zusammenkünfte  Probleme  solcher 
Art  zu  setzen,  über  die  die  Meinungen  der  Allgemeinheit  auch  in  der 
Wissenschaft  noch  am  wenigsten  geklärt  sind,  und  sie  einer  gründlichen, 
allscitigen  Aussprache  zu  unterziehen,  bei  welcher  die  Vertreter  der 
verschiedensten  Weltanschauungen  und  Doktrinen  zu  Worte  kommen. 
Eine  derartige  Methode  setzt  natürlich,  neben  einer  alten  Kultur  in 
der  Haltung  vornehm  geführter  Disputation,  insbesondere  einen  hohen 
Grad  durchschnittlicher  > Voraussetzungslosigkeit«  der  Teilnehmer  vor- 
aus und  dient  deshalb  in  hohem  Maße  echt  wissenschaftlicher  Ver- 
tiefung. 

Die  Güte  dieser  Methode  erhält  in  der  vor  uns  liegenden  steno- 
graphischen Wiedergabe  der  Versammlungen  der  Union  pour  la  Veri- 
te  im  Wintersemester  1905  — 1906,  die  in  sechs  Bändchen  eingeteilt 
und  mit  einer  Reihe  wissenschaftlicher  Zugaben  — pifeces  justificatives 
für  die  in  der  Diskussion  angeführten  Argumente  — versehen  ist,  eine 
glänzende  Bestätigung.  Das  Generalthema,  das  zur  Verhandlung  stand, 
lautete : Internationalismus,  das  Vaterlandsproblcm,  ein  Problem  also, 
das  erfahrungsgemäß  mehr  wie  jedes  andere  — selbst  mehr  als  das  der 
Religion  oder  der  sozialen  Klassen  — dazu  angetan  ist,  die  Herzen  der  Dis- 
putierenden zu  entzünden  und  dadurch  die  Geistesarbeit  wissenschaft- 
lichen Denkens  durch  das  Pfuschertum  heterogener  psychischer  Elemente 
bedenklich  zu  stören,  wie  denn  in  der  Tat  der  Patriotismus  noch  fast 
alle  wissenschaftlichen  Arbeiten,  zumal  auf  historischem  Gebiet,  in 
ihrem  wissenschaftlichen  Ernst  beeinträchtigt  hat.  Noch  häufiger  ist 
das  Vaterlandsproblem  jedoch  als  unantastbar,  als  sakrosankt  betrachtet 
und  dementsprechend  von  jeder  analytischen  Behandlung  ausgeschlos- 
sen worden  (wie  zumal  in  Deutschland).  Die  Union  pour  la  l.iberte  aber  hat 
nicht  nur  den  schönen  wissenschaftlichen  Mut  besessen,  das  Vaterlands- 
problem überhaupt  zur  Debatte  zu  stellen,  sondern  auch,  es  zu  einer 
Zeit  zur  Debatte  zu  stellen,  wo  es  in  Deutschland  selbst  in  freidenke- 
rischen und  demokratischen  Kreisen  als  eine  Ehrenpflicht  galt,  durch 
Nichtbeschäftigung  mit  ihm  alle  etwaigen  Gewissenszweifel  von  selbst 
auszuschließen  um,  von  nationalen  Gesichtspunkten  aus,  die  Wissen- 
schaft mit  der  Politik  möglichst  in  Eins  verschmelzen  zu  lassen : in 
der  Zeit  eines  drohenden  Konflikts  in  der  Marokkokrise.  Dieser  Mut 
der  französischen  Gelehrtenwelt  ist  durch  den  immer  noch  nicht  aus- 
gestorbenen  altfranzösischen  demokratischen  Idealismus  (den  auch  die 
deutsche  Wissenschaft  bis  in  die  fünfziger  Jahre  des  NIX.  Jahrh.  hin- 
ein besessen),  dem  der  Vaterlandsbcgriff  von  jeher  zu  eng  gewesen 
ist,  nicht  allein  zu  erklären.  Zur  Bestimmung  gerade  dieses  Themas  für 
die  Sitzungen  des  Pariser  Gelehrtenklubs  ist  vor  allen  Dingen  die  Stim- 
mung in  der  französischen  Arbeiterschaft,  der  internationale  Pacifismus 
Jaures  und  der  revolutionäre  Antimilitarismus  Herves,  die  Enquete  über 
die  Zusammenhänge  zwischen  Klasse  und  Vaterland,  die  Hubert  La- 
gardclle  in  seinem  Mouvement  Socialiste  veranstaltet  hat,  kurz,  die  ganze 
erbarmungslose  Sonde,  die  an  den  Regriff  des  Patriotismus  von  den  unteren 
Klassen  des  französischen  Volkes  und  deren  Wortführer  in  jenen  Tagen 
der  Gefahr  schärfer  als  je  angelegt  wurde,  maßgebend  gewesen.  Man 
kann  wohl  sagen,  daß  die  Union  pour  la  Libcrte  trotz  der  aufregenden 
Stimmungen  und  Ereignisse  jener  Tage  dem  gewählten  heiklen  Problem 
in  echt  wissenschaftlicher  Weise  zu  Leibe  gerückt  ist.  Was  immer  in  den 
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einzelnen  Zusammenkünften  verhandelt  wurde  — Begriff  des  Vaterlands 
und  des  Patriotismus,  der  ökonomische  Internationalismus,  der  Kosmo- 
politismus, der  Humanitarismus,  die  Unification  du  Droit  (Heft  5/61, 
die  Stellung  der  sozialen  Klassen  zum  Vaterland  (Heft  7/8),  die  Wider- 
standsfähigkeit der  Nationalitäten  und  die  wirtschaftliche  Konkurrenz 
zwischen  den  Nationen  — immer  leuchtete  durch  die  Verhandlungen 
das  ehrliche  Bestreben  des  Ringens  um  die  Wahrheit  und  nach  tunlich- 
ster Befreiung  von  aprioristischcn  Zutaten  heraus.  Kein  hitziges  Wort 
der  berühmten  »Entrüstung«  störte  den  sachlichen  Gang  der  Verhand- 
lungen, trotzdem  die  Gegensätze  denkbar  groß  waren.  Eine  Anzahl 
von  einheimischen  und  fremden  Vertretern  der  extrem  sozialistisch- 
revolutionären Anschauung  wurde  von  der  Präsidentschaft  noch  be- 
sonders zur  Teilnahme  an  den  Diskussionsabenden  eingeladen. 

An  den  — äußerst  anregenden  — Diskussionen  über  den  Patriotismus 
und  den  Internationalismus  hat  fast  alles  teilgcnommen,  was  in  Paris  von 
nationaiökonomischer,  juristischer  und  philosophischer  Seite  Namen 
besitzt.  Nur  einige  davon  mögen  hier  genannt  sein  : die  Universitätspro- 
fessoren Charles  Andler,  Dürkheim,  Charles  Gide,  Levy-Brühl,  Seigno- 
bos,  Henri  Lichtenberger,  Vidal,  de  La  Blache,  F.  Rauh,  der  Professor 
Anatole  Leroy-Beaulieu  von  der  Hochschule  für  politische  Wissen- 
schaften, Hubert  Lagardelle  von  der  Hochschule  für  soziale  Studien, 
der  Politiker  Senator  Ferdinand  Buisson,  der  belgische  Politiker  und 
Gelehrte  Emil  Vandervelde,  der  Führer  und  Geschichtsschreiber  der 
Internationalen  Arbeiter-Assoziation  James  Guillaume  und  der  syndi- 
kalistische Pariser  Gewerkschaftssekretär  Emil  Pouget.  — 

Fis  ist  hier  nicht  die  Stelle,  auf  die  sachlich  bedeutenden  Früchte 
der  Diskussionsserie  der  Union  pour  la  Liberte  zu  sprechen  zu  kom- 
men. Wir  werden  aber  seiner  Zeit  nicht  verfehlen,  sie  den  Lesern 
des  Archivs  an  anderer  Stelle  dieser  Zeitschrift  eingehend  ausein- 
anderzusetzen. Sic  im  Rahmen  einer  kurzen  Anzeige  zu  zergliedern, 
hieße  ihren  Wert  verkennen.  R.  M. 

Sombart,  Werner:  Das  Proletariat.  Bilder  und  Studien.  Bd.  I.  der 
»Gesellschaft«,  Sammlung  sozialpsychologischer  Monographien,  her- 
ausgegeben von  A.  Martin  Buber.  Frankfurt  am  Main  1906.  Lite- 
rarischer Verlag  Rütten  und  Loening.  88  pp.  Preis  M.  1.50 

»Bilder  und  Studien«.  Bilder  psychologisch  erfaßt  und  ästhetisch 
zu  Papier  gegeben,  auf  der  Grundlage  von  Studien  statistischer  und 
ökonomischer  Natur.  Ein  psychologisch -ästhetisch , in  feinfühliger 
Weise  entworfener,  mit  eleganter  Kunst  ausgeführter  Ueberbau  auf  der 
gründlichen  Basis  handfester,  palpabler  Tatsachen.  Das  ist  Sombarts 
neueste  Schrift  »Das  Proletariat«.  Als  Beitrag  zu  dem  Problem  der 
wirtschaftlichen  und  psychologischen  — - insbesondere  der  psychologi- 
schen — Existenzbedingungen  einer  Klasse  umsomehr  zu  begrüßen,  als 
auf  diesem  neuen  Spezialgebiet  wissenschaftlicher  Forschung  quantitativ 
und  qualitativ  gleich  wenig  bisher  geleistet  worden  ist. 

Sombarts  Untersuchungsobjekt  ist  ganz  besonders  der  industrielle 
Proletarier,  und  zwar  der  moderne  Industrieproletarier,  dem  die  Miets- 
kaserne Attribut  geworden  ist,  der  keinerlei  Eigentum  besitzt,  das  nicht 
auf  einen  »Handkarren«  ginge  (p.  13),  also  doch  wohl  eine  immerhin 
beträchtlich  geringere  Bcvölkerungsguppc  als  Sombart  selbst  unter  die 
Bezcichung  Proletariat  untergebracht  haben  will  (ein  Fünftel  dcrGesamt- 
bevölkerung,  p.  5).  Aus  Sombarts  Betrachtungen  scheiden  aber  so 
gut  wie  völlig  aus  diejenigen  Kategorien  »Proletarier«,  deren  soziale 
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Funktion  und  Wertung  schon  Sebastien  Lepretre  de  Vauban  in  seiner 
1707  erschienen  Dime  Royale  eine  so  treffende  Charakterisierung  erfuhr, 
jene  »manoeuvriers  qui  ne  faisant  profession  d'aucun  mutieren  particulier, 
ne  laissent  pas  den  faire  plusieurs  necessaires,  et  dont  on  ne  saurait 
se  passer,  ...  et  qui  font  toutes  les  grandes  besognes  comme  de  faucher, 
moisonner,  battre  ä la  grange,  couper  les  bois,  labourer  la  terre  et  les 
vignes  etc.,  kur/.,  jene  Landarbeiter,  deren  ökonomische  und  psycholo- 
gische Klasseneigentümlichkeiten  vor  zweihundert  Jahren  bereits  mit 
denen  des  heutigen  Industriearbeiters  unter  mehr  als  einem  Gesichts- 
punkt Kontakte  aufwiesen  und  die  heute  noch  in  bedeutenden,  dem  mo- 
dernen Verkehr  erschlossenen  Ländern  wie  z.  B.  dem  Sombart  doch  so  gut 
vertrauten  Italien,  die  vorzüglichste  Masse  ebenjenes  »Proletariats»  bilden. 
Sombart  hat  zwar  in  seiner  Skizze  auf  einige  Spezies  Landarbeiter, 
die  östlichen  Instlcutc  und  die  Wanderarbeiter  kurz  hingewiesen,  aber 
doch  nur  insoweit  ihr  psychologischer  Charakter  mit  den  Charakteristiken 
des  modernen  Industrieproletariers  übereinstimmt.  Die  — nicht  ge- 
ringen — Unterschiede  zwischen  Landproletarier  und  Stadtproietarier 
hat  Sombart  nicht  berührt. 

Die  psychologische  Entwicklung  der  »proletarischen  Seele«  (soweit 
sie  eben  den  modernen  Industriearbeiter  betrifft)  ist  Sombart  in  un- 
nachahmlicher Weise  gelungen.  Die  fast  überall  auf  dem  harten 
glanzlosen  Boden  der  Ziffern  gewonnenen  Ergebnisse  werden  von 
Sombart  mit  der  ihm  eigenen  Verve  und  in  einer  stilistisch  überaus 
reizvollen  Form,  die  oft  (so  zum  Beispiel  auf  p.  18  und  p.  71)  sogar 
poetisch  wirkt  und  der  auch  der  warme  Herzenston  nicht  fehlt, 
mitgctcilt.  Das  hervorstechendste  Merkmal  des  modernen  Prole- 
tariers ist  die  Oede,  die  geistige  Oede,  das  Losgelöstsein  von  allen 
Beziehungen  zur  Natur.  Er  führt  ein  Leben,  einförmig,  ohne  Schwung, 
ohne  Rythmus,  ohne  Inhalt  (p.  68».  Das  ist  der  Zustand,  in  den  die 
Massen  infolge  der  kapitalistischen  Entwicklung  versetzt  werden.  Die 
modernen  Existenzbedingungen  des  Proletariats  — Massenquartiere,  häu- 
figes Wechseln  des  Wohnortes,  wenig  intime  Beziehungen  zur  Landes- 
kultur — drücken  dem  Seelenleben  dieses  Volksteiles  mit  logischer  Not- 
wendigkeit das  Gefühl  der  Heimatlosigkeit  und  damit  der  Vaterlands- 
losigkeit auf,  auch  ohne  jedes  Eingreifen  sozialistischer  Theorie.  Auch 
jedes  Verwachsen  mit  dem  Berufsleben  geht  dem  Proletarier  verloren 
und  wird  ihm  immer  mehr  verloren  gehen,  je  mehr  die  Arbeitsteilung, 
jener  wesentlicheFaktor  maschinellerGroßbctriebsform,  fortschreitet.  Ganz 
mit  Recht  fragt  Sombart,  wie  der  Arbeiter  in  einer  Insektenpulverfabrik 
oder  in  einer  Hühncraugenringefabrik  oder  in  einer  Schwcfelsäurefabrik 
ein  innerliches  Verhältnis  zu  seiner  Berufstätigkeit  gewinnen  soll  (p.  66). 
Mit  feiner  psychologischer  Durchdringung  des  Stoffes  führt  uns  Sombart 
— wir  wiederholen  es;  fast  stets  auf  Grund  Statist.  Tatsachenmaterials 
in  die  Häuslichkeit,  das  Familienleben,  die  Wanderschaftsjahre,  die 
Pubertätszeit  derArbeiterschaft  ein,  aus  den  besonderen  Eigentümlichkeiten 
jener  Perioden  seines  Lebens  die  besonderen  Eigenschaften  des  Prole- 
tariats herleitend.  Die  Offenheit  des  proletarischen,  durch  die  Traurigkeit 
der  Wohnungsverhältnissc  bedingten  Familienlebens  — der  Psychologe 
Sombart  nennt  es  die  Unmöglichkeit  für  den  Proletarier,  »mit  seiner 
Stimmung  allein  zu  sein»  (p.  21)  - — und  die  frühe  und  völlige 
Selbständigkeit  und  Selbstverantwortlichkeit,  die  in  einer  Zeit  eintritt, 
in  der  die  Altersgenossen  aus  den  besitzenden  Ständen  noch  unter 
Obhut  und  Kontrolle  stehen,  haben  aus  dem  modernen  Industriearbeiter 
jenen  trockenen,  harten,  illusionslosen  Menschen  gemacht,  als  den  wir 
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ihn  kennen.  Sombart  erkennt  implicite  an,  daß  nicht  in  den  Hetzreden 
Außenstehender,  sondern  in  der  dem  modernen  Kapitalismus  immanenten 
Trennung  der  Produktionsmittel  von  den  Produzenten,  eine  Trennung, 
deren  Tatsache  dem  Arbeiter  sich  tagtäglich  aufdrängt,  die  causa  causarum 
der  sozialistischen,  d.  h.  halb  bewußt,  halb  unbewußt  zur  Vergesell- 
schaftung der  Produktionsmittel  drängenden  Arbeiterbewegung  zu  suchen 
ist.  Aber  auch  der  »Schimmer  von  Kultur«,  der  durch  die  Beteiligung 
des  modernen  Arbeiters  an  der  Politik  und  der  in  ihrem  Kreis  liegenden 
modernen  Geistesfragen  auf  das  Proletariat  fällt,  hat  nur  dazu  geführt, 
in  dem  Arbeiter  ein  Halbwissen,  einen,  wie  Sombart  es  mit  einem 
m.  E.  nicht  ganz  glücklichen  Ausdruck  nennt,  »Dogmatismus«  zu 
erzeugen,  der  ihn  nicht  zur  geistigen  Selbstbefreiung  führen  kann. 
Ganz  natürlich,  da  der  vom  modernen  Arbeiter  unter  einem  unsäglich 
schweren  Aufwand  körperlicher  und  geistiger  Energie  gewonnene  Teil 
Bildung  ihm,  der  keine  Muße  und  keine  genügende  Vorbildung  besitzt, 
um  die  gewonnene  Teilbildung  auszubauen  und  zu  vertiefen , ge- 
schweige denn  sie  auf  ihre  Richtigkeit  hin  zu  untersuchen,  zu  einem 
wertvollen  Schatz,  einem  Noli  me  tangere  werden  muß,  der,  eben  gerade, 
weil  mit  einer  so  großen  Summe  von  Mühe  und  Schweiß  gewonnen,  vor 
jeder  Kritik,  sei  es  von  innen  oder  von  außen,  rücksichtslos  und  eifer- 
süchtig geschützt  werden  muß.  Gerade  diese  Beziehungen  zwischen 
der  Gewinnung  der  Teilbildung  und  dem  »dogmatischen«  Fanatismus 
der  proletarischen  Mengen  geben  der  Auffassung  Sombarts  durchaus 
recht. 

Zum  Schluß : das  Gemälde,  das  Sombart  uns  in  seinem  Büchlein  vom 
Wesen  des  modernen  Proletariats  gemalt  hat,  mag  manchem  vielleicht  zu 
viel  Grau  enthalten.  Vielleicht  hätte  Sombart,  ohne  den  Grundton,  die 
»Stimmung«,  gar  zu  sehr  zu  allcricren,  uns  auch  die  Festesfreude  und  Ver- 
cinsliebhabcrei,  diesen  ebenfalls  mit  Leichtigkeit  aus  den  wirtschaftlichen 
Bedingungen  der  modernen  Arbeiterschaft  erklärlichen,  hervorstechenden 
Zug  des  modernen  Proletariats  vorführen  können.  Auch  mag  man  viel- 
leicht hie  und  da  auf  eine  kleine  Uebertreibung  stoßen.  So  möchte  ich 
z.  B.  die  Behauptung  Sombarts,  das  Proletariat  der  einzelnen  Länder  und 
Sprachgemeinschaften  habe  »jeden  Erdgeruch  verloren«  (p.  12),  nicht 
unterschreiben.  Ich  finde  immerhin  bei  aller  Gleichheit  oder  Aehn- 
lichkcit  der  ökonomischen  und  eines  Teils  der  sozialen  Funktionen 
und  Beziehungen  zwischen  einem  deutschen  und  einem  italienischen, 
ja,  zwischen  einem  norddeutschen  und  einem  süddeutschen  oder  zwischen 
einem  norditalienischen  und  einem  süditalicnischen  Arbeiter  noch  einen 
ganz  gewaltigen  psychologischen  Unterschied,  und  sehe  diesen  Unter- 
schied auch  in  der  Gangart  und  dem  Seelenleben  der  modernen  Arbei- 
terbewegung und  ihrer  Geschichte  in  den  einzelnen  Landern  mit  aller 
Deutlichkeit  hervortreten.  Als  kurzer,  scharfumrissener  Abriß  aber  war 
Sombarts  Broschüre  gedacht  und  so  hat  sie  vielleicht  gerade  ihren 
Zweck  erfüllt,  wenn  sie  die  großen  markanten  Striche,  durch  die  der 
Autor  seiner  Materie  einen  fast  skulptorischen  Ausdruck  verliehen  hat, 
nicht  durch  mehr  oder  weniger  sekundäre  Tatsachen  und  Zweifel  ver- 
wirrte. Robert  Michels. 

Niceforo,  Alfrede:  Ricerchc  sui  Contadini.  Contributo  allo  Studio  antropolo- 

gico  ed ecoHomico  de/le  c/assi poi'erc.  Milano-Palcrmo-Napoli  1908.  Remo 

Sandron,  Edit.  Biblioteca  di  Scietize  Sociali  e Politiche  Nr.  63. 

208  pp.  (I..  3). 

Eine  der  interessantesten  und  beachtenswertesten  Monographien, 

Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  XXVII.  3. 
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die  die  Zusammenhänge  zwischen  der  Anthropologie  und  der  Wirtschaft 
behandeln  und  die  These  von  der  anthropologischen  Minderwertigkeit 
der  ärmeren  Klassen  an  einem  gut  ausgewählten  Beispiel  und  mit  Zu- 
hilfenahme aller  Hilfsmittel  der  modernen  Naturwissenschaft  erhärtet. 
Alfredo  Niceforo,  Dozent  der  Statistik  an  der  Universität  Neapel  (ehe- 
mals an  der  Universität  Lausanne  und  der  Univcrsitc  Nuuvelle  in  Brüssel 
tätig),  hat  100  Schädel,  die  er  dem  fossa  comune  ( Armengrab)  einer  klei- 
nen süditalienischen  Landstadt  (in  Molise)  entnommen  hat,  einer  ein- 
gehenden anthropometrischen  Untersuchung  unterzogen,  um  die  »Anthro- 
pologie der  niederen  Volksklasscn«,  die  seit  Jahren  die  wissenschaftliche 
Spezialität  Niceforos  ausmacht  und  die  auf  die  physische,  physiologische, 
psycho-pathologische  und  ethnographische  Analyse  des  Proletariats  ge- 
richtet ist,  durch  einen  neuen  Beitrag  zu  stützen  und  ihren  Eintritt  in 
das  Reich  der  »selbständigen  Wissenschaften«  zu  fördern. 

Den  größten  Teil  dieses  Bandes  hat  Verf.  dem  detallierten  Studium 
dieser  hundert  Schädel  gewidmet.  Er  hat  sie  sozusagen  Stück  für  Stück 
beschrieben.  Wir  erlauben  uns,  diejenigen  Leser,  welche  den  W'unsch 
hegen,  alle  Einzelheiten  dieser  Untersuchung  kennen  zu  lernen,  auf 
die  Arbeit  selbst  zu  verweisen.  Hier  nur  soviel : Die  hundert  unter- 
suchten Schädel  (d.  h.  genau  gesagt  97,  unter  welchen  61  männlichen 
und  36  weiblichen  Geschlechts)  gehören  in  ihrer  übergroßen  Mehr- 
zahl (92  von  97)  zum  Typus  der  Langschädel  (Schädelindex : 75,06), 
dem  sogenannten  Mittelmeertypus,  mit  ellipsoiden,  eiähnlichen  (ovoiden), 
pentagonoiden  Formen  und  dolicho-mesokephalem  Schädelindex ; cs  ist 
das  der  Typus,  welchen  die  Bevölkerung  Süditaliens  und  der  italieni- 
schen Mittelmeerinseln  aufweist,  mit  ziemlich  schmalen  Nasen  (Nasen- 
index : 47,2). 

Es  ist  von  Wert  zu  wissen,  daß  die  überwiegende  Mehrheit  der  Bevölke- 
rung des  Molise  agrarisch  ist  und  daß  Molise  gerade  eben  eine  der- 
jenigen italienischen  Landschaften  ist,  in  denen  der  Prozentsatz  der  mit 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  beschäftigten  bäuerlichen  Bevölkerung  am 
höchsten  ist.  In  der  Tat  geben  die  offiziellen  Statistiken  für  die  Abruz- 
zen und  das  Molise  auf  je  1000  Einwohner  zirka  900  in  der  Landwirt- 
schaft beschäftigte  Individuen  an.  Mit  einer  solchen  Ziffer  reiht  sich 
diese  Gegend  unter  die  am  stärksten  agrarischen  Provinzen  des  König- 
reichs ein,  denn  es  ist  eine  bedeutend  höhere  Ziffer,  als  der  allge- 
meine Durchschnitt  im  ganzen  Königreich  beträgt  (ungefähr  700  in 
der  Landwirtschaft  tätige  Personen  pro  1000  Einwohner,  mit  Aus- 
schluß der  Kinder  bis  zum  Alter  von  8 Jahren). 

Die  untersuchten  Schädel  haben  ihrem  Ursprung  nach  unzweifel- 
haft wirtschaftlich  armen,  ja  sogar  sehr  armen  Individuen,  und  zwar 
fast  ausnahmslos  Landarbeitern,  angehört.  Allerdings  wäre  es  vonnöten 
gewesen , eine  weit  größere  Zahl  anthropologischer  Untersuchungen 
anzustellen,  als  der  Verfasser  es  getan  hat,  um  eine  abschließende 
Studie  bewerkstelligen  zu  können,  und  er  hätte  dann  auch  alle  diese 
Schädel  mit  einer  gleichen  Serie  von  Schädeln  aus  den  privaten  Gräbern 
der  Wohlhabenden  vergleichen  müssen , die  denselben  Rassentypus 
aufwiesen  und  womöglich  aus  demselben,  oder  doch  aus  einem  der 
Nachbarorte  stammten.  Diese  Gnippe  von  Schädeln  Wohlhabender 
fehlte  jedoch  vollständig.  Sie  wäre  vielleicht  zu  beschaffen  gewesen,  wenn 
auch  freilich  sicher  nicht  aus  den  Kirchhöfen  der  kleinen  und  armen 
ländlichen  Gemeinden  des  Molise,  so  doch  aus  den  Privatgräbern  der 
Kreisstädte.  Aber  cs  war  nicht  möglich  gewesen,  ein  derartiges  Mate- 
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rial  zu  sammeln,  und  so  mußte  sich  der  Verf.  mit  der  Untersuchung 
der  hundert  Armenschädel  begnügen.  Dabei  ist  es  wichtig,  auf  den 
geringen  Reichtum,  ja  die  Armut  Süditaliens  hinzuweisen.  Aus  den 
Tabellen,  welche  diese  Forschungen  in  der  Studie  des  Verf.  begleiten, 
erkennt  man  deutlich  den  Tiefstand  der  Abruzzen  und  des  Molise  in 
Bezug  auf  den  privaten  wie  den  gesellschaftlichen  Reichtum  und  jede 
regere  moderne  wirtschaftliche  Tätigkeit.  Zumal  für  das  Molise  han- 
delt es  sich  um  eine  vorwiegend  rurale  Bevölkerung,  welche  ärmlich 
auf  wenig  fruchtbarem  Boden  lebt  und  eine  der  allerletzten  Stufen 
(einigen  Anzeichen  zufolge  sogar  die  letzte  oder  vorletzte  Stufe)  auf  der 
Skala  der  Wohlhabenheit  einnimmt,  die  in  den  einzelnen  italienischen 
Landschaften  vorhanden  ist. 

Die  Bevölkerung,  über  welche  Niceforo  seine  kraniometrischen  und 
kraniographischen  Untersuchungen  angestellt  hat , ist  also  außer- 
ordentlich arm,  und  zwar  in  jeder  Beziehung,  sow'ohl  vom  Standpunkt 
der  Hygiene  und  der  Ernährung,  als  auch  vom  ökonomischen  Stand- 
punkt aus.  Ein  Schlafraum  hält  her  für  Menschen  und  Tiere.  Als  Bett- 
statt ist  oft  nichts  anderes  vorhanden,  als  das  nackte  Stroh.  Inmitten 
all  dieser  ökonomischen  und  hygienischen  Armut  und  dem  Mangel  an 
gesunder  Ernährung  einerseits  und  der  physischen  und  physiologischen 
Armut  andererseits  sind  die  Ursachen  für  die  ungemein  häufigen  Stock- 
ungen und  Störungen  in  der  Entwicklung  des  Knochengerüstes  und 
seiner  Funktionen,  die  Niceforo  nachgewiesen  hat,  mit  Händen  zu 
greifen. 

Niceforo  gibt  dann  noch  im  letzten  Teil  seiner  Arbeit  eine  Reihe 
von  Leit-  und  Grundsätzen  an,  deren  Befolgung  er  allen  jenen,  die 
sich  mit  der  Anfertigung  von  Monographien  über  die  anthropologische 
Beschaffenheit  sozialer  Gruppen  beschäftigen  wollen,  dringend  ans  Herz 
legt  (S.  140 — 210).  Wir  müssen  gestehen,  daß  wir  diesem  methodo- 
logischen Teil  seiner  Schrift,  so  wertvoll  uns  auch  eine  ganze  Reihe  der  in 
ihm  gegebenen  Ratschläge  zu  sein  dünkt,  nicht  ohne  weiteres  zu  folgen 
vermögen.  Wenn  Niceforo  in  ihm  wiederholt  den  Vorwurf  erhebt,  die 
Wissenschaft  habe  den  Menschen  bisher  immer  nur  sozial  und  öko- 
nomisch aber  nicht  an  der  Quelle,  d.  h.  anthropologisch-anatomisch 
untersucht,  so  will  es  uns  scheinen,  als  ob  dieser  Vorwurf  mit  der 
Grundidee  seiner  Schrift  selbst,  die  Wirkung  und  Ursache  in  ganz  ande- 
rem Licht  darstellt,  in  Widerspruch  stehe.  Hier  liegt  sich  der  Lom- 
brososchüler  und  der  moderne  Nationalökonom  in  Niceforo  noch  in 
den  Haaren.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  er  dieser  Unausgeglichenheit 
seiner  wissenschaftlichen  Grundüberzeugung  Herr  würde,  umsomehr, 
als  seine  interessanten  und  wertvollen  Studien  durch  eine  scharf- 
formulierte unzweideutige  Synthese  einen  besonders  wirkungsvollen 
Abschluß  finden  würden.  Robert  Michels. 

Stau  ff,  Ph.  (Enzisweiler).  Entartung  und  Zuchtwahl.  Kultur  und 

Fortschritt.  Nr.  184.  Felix  Dietrich,  Gautsch  bei  Leipzig,  1908. 

16  S.  M.  0,25. 

Stauff  wendet  sich  gegen  die  Degenerations-  und  Zuchtwahlthco- 
retiker.  Die  Häufigkeit  der  Ehctrennungen , die  laxe  Auffassung  der 
Ehemoral,  die  Frauenemanzipation,  die  Zunahme  der  unehelichen 
Kinder,  die  Ausbreitung  der  Prostitution  sind  Erscheinungen,  die  nicht 
ausreichen,  um  eine  Entartung  des  gesamten  deutschen  Volkes  zu  be- 
weisen. Solange  die  Volksvermehrung  noch  fortschreitet  wie  bisher, 
kann  von  einem  Verfall  nicht  die  Rede  sein.  1 K.) 

54* 
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Stau  ff,  Ph.  (I-'nzisweilcr).  Das  Duell.  Kultur  und  Fortschritt,  Nr.  175. 
Felix  Dietrich,  Gautsch  bei  Leipzig,  1908.  12  S.  M.  0,25. 

Der  Verfasser  skizziert  die  Geschichte  des  Zweikampfes,  begründet 
seine  Notwendigkeit  für  die  frühere  Zeit  in  der  mangelhaften  Rechts- 
ordnung und  seine  Berechtigung  in  der  heutigen  Zeit  in  dem  Schutze 
der  persönlichen  F.hre  innerhalb  der  bevorrechteten  Stände.  Er  hofft, 
daß  das  Duell  durch  das  Duell  schließlich  beseitigt  werde,  da  es  dazu 
beiträgt,  den  Emst  und  die  Verantwortlichkeit,  die  jeder  persönlichen 
Ehrkränkung  innewohnt,  zu  stärken.  (K.) 

Zmavc,  Dr.  Johann:  Die  Gesundung  des  sozialen  Lebens  durch  die 
angewandte  Naturwissenschaft.  Gemeinverständliche  Anregungen  zu 
einer  arbeitsrechtlich-volkserziehlichen  Lösung  der  sozialen  Frage. 
Kultur  und  Forschritt,  No.  185/86.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leip- 
zig 1908.  34  S.  M.  —.50. 

Der  Verfasser  meint,  daß  das  überkommene  römische  Gewaltrecht 
der  neuen  Kultur  nicht  mehr  entspreche.  Auf  Grund  naturwissenschaft- 
licher Erkenntnis  soll  ein  Arbeitsrecht  entwickelt  werden.  Dadurch 
soll  jede  Ausbeutung  der  Arbeit  unmöglich  gemacht  und  die  Befriedi- 
gung aller  Existenzbedürfnisse  gesichert  werden.  Den  Ansatz  zu  einem 
solchen  Arbeitsrecht  findet  der  Verfasser  in  den  Arbeitsbedingungen 
der  Carl  Zeiß-Stiftung  in  Jena.  (K.) 

4.  Sozialismus. 

Sombart,  Werner:  Sozialismus  und  soziale  Bewegung.  Sechste  Auf- 
lage (34 — 43.  Tausend).  Jena  1908,  Gustav  Fischer,  395  S.,  M.  2.50, 
geb.  3.20. 

Mit  der  fünften  Auflage  (1905)  (vgl.  die  Besprechung  Band  XXIII, 
Seite  799)  war  aus  dem  dünnen  Heft  des  >rotenc  Sozialismus  — 
ursprünglich  die  Wiedergabe  einer  Reihe  von  Vorträgen  — ein  statt- 
liches Buch  geworden , das  nun  abermals  in  erweiterter  Form  er- 
scheint. Das  Kapitel , das  die  soziale  Bewegung  in  den  einzel- 
nen Ländern  darstellt,  ist  durch  die  Schilderung  der  Erfolge  der 
Arbeiterparteien  in  England  und  Oesterreich  wie  die  neuesten  Schick- 
sale der  Sozialdemokratie  Deutschlands  ergänzt  worden,  auch  sonst  sind 
zahlreiche  Ergänzungen  und  Zusätze  zu  verzeichnen;  ein  besonderes 
Kapitel  ist  der  syndikalistischen  Bewegung  in  Frankreich  und  Italien  ge- 
widmet, an  der  S.  zwar  eine  z.  T.  recht  scharfe  Kritik  übt,  von  der 
er  aber  doch  hofft,  daß  sic  die  proletarische  Ideenwelt  mit  neuem  In- 
halt füllen  wird.  — Daß  jede  persönliche  Polemik  und  damit  auch  das 
>\Velteneichhörnchcn  als  Störenfried*  aus  der  neuen  Ausgabe  ver- 
schwunden ist,  wird  die  alten  Freunde  des  Ruches  erfreuen  und  ihm 
neue  gewinnen  helfen.  (J.) 

Ferri,  Enrico:  Die  revolutionäre  Methode.  Aus  dem  Italienischen 
übersetzt  von  Dr.  Robert  Michels.  Mit  einer  P-inleitung  von  Dr.  Ro- 
bert Michels.  9.  Heft  der  Hauptwerke  des  Sozialismus  und  der  So- 
zialpolitik, herausgegeben  von  Dr.  Georg  Adler,  Professor  an  der 
Universität  Kiel.  C.  L.  Hirschfeld,  Leipzig  1908.  92  S.  M.  2. — , 
geb.  2.20. 

Der  Uebersetzcr  Dr.  Robert  Michels  hat  der  Schrift  Fcrris  eine 
Abhandlung  vorausgeschickt  über  >die  Entwicklung  der  Theorien  im 
modernen  Sozialismus  Italiens«.  Er  deutet  auf  den  ethischen  Ein- 
schlag im  italienischen  Sozialismus  hin,  hebt  hervor,  welche  Bedeutung 
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Michail  Bakunin,  Joseph  Mazzini  und  Guiseppe  Garibaldi  für  die  sozia- 
listische Bewegung  Italiens  gehabt  haben.  Er  spricht  von  der  Inter- 
nationale und  ihrem  Mißerfolg,  von  den  Malonisten,  von  dem  Revi- 
sionismus und  dem  Syndikalismus.  Die  meisten  Anhänger  zählt  der  ek- 
lektische »Integralismus« , deren  Haupt  Enrico  Ferri  ist.  Als  Ferri 
im  Jahre  1893  sich  dem  Sozialismus  ergab,  war  er  bereits  als  der  Schöp- 
fer der  neuen  Strafrcchtsschule  Italiens  weit  und  breit  berühmt.  Seit 
1904  hat  er  die  Leitung  der  sozialistischen  Partei  in  Händen.  Die  über- 
setzte Schrift  ist  zuerst  1902  unter  dem  Titel  II  Metodo  Rivoluzionario 
erschienen.  Sic  kann  als  eines  der  interessantesten  Dokumente  zur 
sozialistischen  Zeitgeschichte  Italiens  betrachtet  werden.  Ferri  versteht 
unter  revolutionärer  Methode  nicht  eine  solche  der  Gewalt  und  der 
Revolte,  sondern  eine  solche,  die  das  Endziel,  die  Verstaatlichung  alles 
Produktiv-Kapitals,  beständig  verfolgt.  Die  Methode  ist  revolutionär 
in  ihrem  Zweck,  nicht  in  ihrer  Methode.  In  der  Hauptsache  ist  die 
Schrift  ein  Pamphlet  gegen  den  italienischen  Revisionismus,  der  den 
bürgerlichen  Parteien  und  der  Regierung  zu  viele  Konzessionen  ge- 
macht hat.  Ferri  betont  die  Notwendigkeit  des  Klassenkampfes,  um  das 
sozialistische  Bewußtsein  der  Massen  zu  stärken.  Dr.  Robert  Michels 
hat  das  Verständnis  der  Schrift  durch  ergänzende  und  kritische  An- 
merkungen wesentlich  erleichtert.  (K.) 

T sc  he  re zv  a n in , A. : Das  Proletariat  und  dir  russische  Revolution. 
Mit  einer  Vorrede  von  H.  Roland-Holst  und  einem  Anhang  vom 
Uebersetzer  S.  Lcwitin.  J.  H.  W.  Dietz  Nachfolger,  Stuttgart  1908. 
XVI  und  170  S.  M.  2.—. 

Der  Verfasser  schildert  die  Ursachen  und  den  Verlauf  der  rus- 
sischen revolutionären  Bewegung  in  den  Jahren  1905  und  1906.  Im 
Anhang  berichtet  die  Ucbersetzerin  über  die  Vorgänge  des  Jahres  1907. 
Die  sozialdemokratische  Partei  Rußlands  hatte  sich  im  Verlaufe  dieser 
Bewegung  infolge  taktischer  Meinungsverschiedenheiten  in  zwei  Frak- 
tionen gespalten,  in  die  der  »Mehrheit«  und  die  der  »Minderheit«. 
T.  ist  der  Ansicht,  daß  die  von  der  Mehrheit  beschlossene  Taktik, 
ihre  übermäßige  Einschätzung  der  revolutionären  Kräfte,  ihre  über- 
spannte Erwartung  von  dem  Erfolg  der  Revolution  es  wesentlich 
verschuldet  haben,  daß  es  dem  Absolutismus  um  die  Jahreswende 
1905/06  gelang,  die  Revolution  niederzuwerfen.  Der  Verfasser  meint, 
daß  durch  das  Betonen  der  proletarischen  Klasseninteressen  das  Zusam- 
menwirken aller  sich  in  der  Opposition  zum  Absolutismus  befindlichen 
Elemente  gefährdet  worden  sei.  Dieser  Standpunkt  des  Verfassers 
ermöglichte  eine  kritische  Behandlung  der  Vorgänge,  die  von  der  starr 
dogmatischen  Stellung  des  Sozialismus  wesentlich  abweicht.  (K.) 

» Internationaler  Sozialistcn-Kongreß  zu  Stuttgart  iS.  bis  2 August 
(Protokoll).  Berlin  1907.  Verlag  Buchhandlung  Vorwärts  (Hans 
Weber).  132  pp.  (M.  1.20). 

Das  nicht  offizielle,  aber  doch  deutsch-sozialdemokratisch-offiziöse 
Protokoll  der  Verhandlungen  des  letzten  internationalen  Kongresses. 
Die  Bedeutung  dieser  Stuttgarter  Tagung  ist  in  der  Presse  genügend, 
wenn  auch  häufig  in  falschem  Lichte  gesehen,  gewürdigt  worden.  Ein 
näheres  Eingehen  auf  seine  Einzelheiten  verbietet  sich  an  diesem  Ort.  Es 
genügt,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  von  der  sozialdemokratisch-ortho- 
doxen Presse  in  Deutschland  (zum  Unterschied  von  der  des  Auslandes) 
so  vielfach  angefeindeten  Feststellungen,  die  Schreiber  dieses  im  XXV. 
Bande  des  Archivs  über  die  Stellung  der  deutschen  Sozialdemokratie 


Digitized  by  Google 


842 


Literatur-Anzeiger. 


im  internationalen  Verbände  gemacht  hat,  durch  den  Verlauf  des  Kon- 
gresses in  allen  Stücken  vollauf  bestätigt  wurden.  Während  die  französi- 
schen Sozialisten  mit  dem  von  den  deutschen  Sozialdemokraten  (Durch- 
schnitt) so  viel  geschmähten  und  als  revisionistischer  Parteiverderber  ver- 
rufenen Jean  Jaures  an  der  Spitze  in  der  Grundfrage,  die  den  Kongreß 
beschäftigte,  dem  Antimilitarismus,  auf  der  alleräußersten  Linke  standen, 
nahm  die  deutsche  Sozialdemokratie  in  ihm  die  alleräußerste  Rechte  ein. 
Die  Sprache,  deren  sie  sich  in  dieser  Frage  wie  im  allgemeinen  in  allen 
Fragen,  die  auf  der  Tagesordnung  des  Kongresses  standen,  befleißigte, 
war  im  höchsten  Grade  von  hochdiplomatischen  Erwägungen  beeinflußt 
und  stand  bisweilen  in  scharfem  Gegensatz  zur  provokatorisch-revo- 
lutionären Terminologie,  in  der  die  Mehrzahl  der  Zeitungen  dieser 
Partei  geschrieben  ist.  Man  hatte  überaus  häufig  den  Eindruck,  daß 
die  Männer,  die  in  Stuttgart  im  Namen  der  deutschen  Sozialdemokratie 
das  Wort  ergriffen,  innerlich  dem  Sozialismus  in  seinen  wesentlichsten 
Bestandteilen  entfremdet  sind.  Teils  kämpfen  sic  nur  mühsam  gegen 
den  eigenen  Skeptizismus  an,  teils  sind  sie,  bewußt  oder  unbewußt, 
zu  den  Idealen  ihrer  (unsozialistischcn)  Jugend  zurückgekehrt.  Der 
Rest  hält  ängstlich  an  taktischen  Utopicen  fest,  die  bei  jeder  ernsteren 
Untersuchung  in  Staub  zerfallen  müßten.  Das  Fazit  ist  für  den  Sozia- 
listen ebenso  traurig  als  für  den  Konservativgerichteten  erfreulich,  für 
beide  aber  ein  deutliches  Symptom  der  Dekadenz  des  Sozialismus  alten, 
sogenannt  revolutionären , marxistischen  Stiles  in  Deutschland. 

Die  Diskussionen,  die  auf  diesem  Kongreß  das  meiste  Interesse  be- 
anspruchen durften  und  in  denen  die  Differenzpunkte  zwischen  den 
einzelnen  Richtungen  am  klarsten  zum  Ausdruck  kamen,  wurden  nicht 
in  den  großen  und  kleinen  Sälen  der  Tonhalle,  auch  nicht  auf  den 
Demonstrationsversammlungen  der  Cannstatter  Wiesen,  sondern  in  den 
Wandelhallen  und  Gängen  sowie  in  den  Gasthäusern  und  Cafüs  geführt. 
Die  Hauptarbeit  dieses  Kongresses  spielte  sich  hinter  den  Kulissen  ab. 
Deshalb  kann  das  Protokoll  die  allgemeine  Entrüstung  der  ausländischen 
Delegierten  (die  nur  von  den  ganz  unter  deutsch-sozialdemokratischem 
Einfluß  stehenden  Oesterrcichern  und  Russen  nicht  geteilt  wurde)  über 
die  Mattherzigkeit  und  Schwammigkeit  der  deutschen  Sozialdemokratie 
auf  diesem  Kongresse  natürlich  nicht  wiedergeben,  trotzdem  gerade  sic, 
und  nicht  die  angenommenen  Resolutionen,  denen  nur  ein  sehr  ge- 
ringer Wert  zuzuerkennen  ist,  diesem  Kongresse  die  Signatur  gab  und 
ihn  zu  einer  Etappe  in  der  Geschichte  des  internationalen  Sozialismus 
machte,  nämlich  zum  Ende  der  Hegemonie  der  Deutschen  im  Inter- 
nationalen Sozialismus. 

Immerhin  entbehrt  auch  das  Protokoll  selbst  nicht  des  Interesses. 
Der  aufmerksame  Leser  wird  in  ihm  mit  Leichtigkeit  die  Bestätigung 
unserer  Resultate  finden.  Der  deutschen  Sozialdemokratie  ist,  zusammen 
mit  ihrer  Suprematie  auch  ihr  Interesse  an  internationalen  Dingen  ge- 
schwunden. Diese  Tatsache  wird  auch  durch  den  Dithyrambus  aller 
Singerschen  Begrüßungsreden  nicht  aus  der  Welt  geschafft.  Die 
Art  der  Abfassung  des  Protokolls  selbst  ist  ein  sprechender  Beweis 
dafür.  Es  ist  die  Wiedergabe  der  auf  Grund  stenographischer  Auf- 
zeichnungen hergestellten  Vorwärts-Berichte,  die  man  aber  vor  der 
Drucklegung  des  Protokolls  den  deutschen  Rednern  zur  Korrektur 
vorgelegt  hat  (siehe  pag.  2).  Man  hat  also  nur  darauf  Wert  gelegt, 
die  Reden  der  deutschen  Genossen  einwandfrei  wiederzugeben  und 
auf  eine  gleiche  Wiedergabe  der  Reden  nichtdeutscher  Sozialisten  — 
der  Stuttgarter  Kongreß  war  doch  immerhin  ein  internationaler  Kon- 
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greß ! — von  vornherein  verzichtet , trotzdem  sie  ohne  jede  große 
Muhe  hätte  bewerkstelligt  werden  können.  In  der  Tat  sind  denn  auch, 
wie  wir  noch  sehen  werden,  die  Reden  ausländischer  Sozialisten  zum  großen 
Teile  verstümmelt  und  entstellt.  Auch  das  Verzeichnis  der  auf  dem 
Stuttgarter  Kongreß  anwesenden  internationalen  Delegierten  beschränkt 
sich  auf  eine  mit  vieler  Sorgfalt  hergestellten  Aufzählung  der  Delegierten 
Deutschlands  und  des  deutschen  Teiles  von  Oesterreich  sowie  (summarisch) 
der  Schweiz.  Von  den  übrigen  Kongreßteilnehmern,  den  Engländern, 
Franzosen,  Italienern,  Holländern  u.s.  w.  keine  Spur.  Das  ist  als  ein 
umso  ernsteres  Symptom  anzusehen,  als  ein  Vergleich  mit  den  Proto- 
kollen aus  den  alten  Zeiten  der  Internationalen  sowie  selbst  denen  von 
Paris  1889  und  Zürich  1893  ergibt,  mit  welcher  Liebe  damals  die  große 
Sozialistenfamilie  ihre  verwandtschaftlichen  Beziehungen  pflegte,  eine 
Lücke,  die  sich  neben  anderen  Dingen  auch  in  dieser  Formfrage  kund- 
gibt. 

In  noch  höherem  Grade  aber  ist  zu  bedauern,  daß  das  Protokoll, 
wie  gesagt,  vielfach  die  Reden  nur  in  arg  entstellter  Form  wieder- 
gibt. So  auf  p.  84,  wo  es  Gustav  Herve  sagen  läßt,  Bebel  sei  unter 
die  Revisionisten  gegangen,  da  er  zu  verstehen  gegeben  habe,  der  be- 
kannte Satz  Marxens  müsse  so  heißen:  »Proletarier  aller  Länder,  mordet 
Euch!«  Herve  hat  hier  natürlich  statt  des  Wortes  Revisionisten  das 
Wort  Militaristen  angewendet,  was  einzig  Sinn  gibt.  Auf  der  folgenden 
Seite  läßt  das  Protokoll  Herve  wieder  einen  Unsinn  sagen:  .Der 
französische  Generalstab  ist  durch  uns  moralisch  entwaffnet.  Er  weiß, 
daß  der  Krieg  den  Aufstand  des  Proletariats  bedeutet.  Kür  Deutsch- 
land aber  nehme  ich  an,  daß  bei  dem  Kadavergehorsam,  den  die  So- 
zialdemokraten hier  dem  »Kaiser«  Bebel  entgegenbringen,  sie  dem 
»Kaiser«  widerstandslos  auch  in  einen  Krieg  folgen  und  ihre  Bajonette 
auf  die  Brust  der  französischen  Proletarier  setzen  werden«.  Der  zweite 
Kaiser  in  den  völlig  unmotivierten  Gänsefüßchen  ist  wiederum  miß- 
verständlich ; die  Mehrzahl  der  naiven  Leser  werden  unter  ihm  den  in 
den  Krieg  fahrenden  Kaiser  Bebel  verstehen.  In  Wirklichkeit  liegt 
hier  ein  geistreiches  Wortspiel  Hcrvös  vor.  Er  sprach  von  Bebel  wegen 
seiner  autokratischen  Neigungen  spöttisch  als  vom  Empereur  Bebel 
und  spielte  auf  die  Parteidisziplin  an,  deren  Zusammenhänge  mit  dem 
militärischen  Kadavergehorsam  unverkennbar  seien.  Der  zweite  Satz  muß 
demnach  in  deutscher  Form  folgendermaßen  lauten:  »daß,  die  Sozial- 
demokraten . . . widerstandslos  auch  dem  wirklichen  Kaiser  in  einen  Krieg 
folgen  usw.c.  Erst  so  wird  es  klar,  auf  wen  sich  das  Wort  Kaiser 
bezieht. 

Man  wäre  versucht,  diese  und  ähnliche  grobe  Irrtümer  der  Ueber- 
setzungskunst  des  Protokolieurs  oder  dessen  Gehörfehler  zuzuschreiben, 
wenn  nicht  eine  Reihe  weiterer  Irrtümer  auf  eine  andere  Fehlerquelle 
schließen  ließen.  Auf  p.  84  ist  in  der  Rede  Hcrves  die  Bemerkung, 
daß  seine  antimilitaristische  Agitation  in  Frankreich  vom  größten  durch- 
schlagendsten Erfolg  begleitet  sei,  mit  der  Anmerkung:  »Heiterkeit«  ver- 
ziert. Mit  anderen  Worten,  man  habe  den  Redner  ausgelacht,  seine  Be- 
hauptung als  unwahr  betrachtet.  Jeder  in  der  Kommission,  in  der  jene  Rede 
gehalten  wurde,  Anwesende  weiß  aber,  daß  diese  Bemerkung  1 Ierves  in  voll- 
endetem Schweigen  angehört  wurde  und  erst  bei  der  deutschen  Ueber- 
setzung  der  Rede  ein  Russe  dazwischenrief:  Na  na!  Noch  merkwür- 
diger als  diese  Parteilichkeiten  sind  die  häufigen  Fälschungen  und 
Auslassungen.  Für  beides  ein  Beispiel  in  einer  Rede  Vanderveldes  in 
der  3.  Sitzung  der  Antimilitaristen-Kommission. 
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Protokoll  (p.  94).  Nach  eigenen  Aufnotierungen 

und  der  Logik. 

*In  der  Kritik  Hervcs  stimme  In  der  Kritik  Guesdes  (der  Abgott 
ich  mit  Guesde  vollkommen  über-  der  Sozialdem.)  stimme  ich  mit  Herr« 
ein.  Wie  seinerzeit  gegen  die  Ge-  vollkommen  überein.  Wie  Guesde  seinerzeit 
nossenschaftsbewegung  und  gegen  die  gegen  die  Genossenschaftsbewegung  und 
Antialkoholbewegung,  so  führt  man  gegen  die  Antialkoholbewegung,  so  führt  e r 
jetzt  prinzipielle  Gründe  gegen  den  jetzt  prinzipielle  Gründe  gegen  den  Anti- 
Antimilitarismus  ins  Feld.  Das  führte  Utilitarismus  ins  Feld.  Das  führte  zum  Dok- 
zum  Doktrinarismus.  Dort  hatte  trinarismus.  Aber  natürlich,  wie  er 
man  die  Krämer  und  Wirte  früher  die  Krämer  und  Wirte 
auf  seiner  Seite,  hier  die  auf  seiner  Seite  hatte,  so  heute 
Chauvinisten....  Die  Majorität  (die  Chauvinisten.  Wir  brauchen  den 
des  Kongresses  findet,  daß  es  schlim-  Antimilitarismus  aber  nicht  am  Tage  nach 
mer  wäre,  wenn  sich  die  Franzosen  in  der  sozialen  Revolution,  sondern  jetzt  .... 
die  antimilitaristischc  Agitation  stürzen  Die  Majorität  des  Kongresses  findet,  daß  es 
wollten,  w ährend  sich  die  Deutschen  schlimm  wäre , wenn  sich  die  Franzosen 
nicht  genug  zurückhalten  könnten.  allein  in  die  antimilitaristische  Agitation 

stürzen,  während  sich  die  Deutschen  nicht 
genug  davon  zurückhalten  können'  Hier 
könnten  die  Deutschen  einmal  von 
den  Franzosen  lernen!  (Dieser  Satz, 
durch  den  sich  der  auch  in  Deutschland  an- 
gesehene Führer  der  belg.  Sozialdemokratie 
sachlich  auf  Seiten  Hervcs  stellt,  ist  im 
Protokoll  ganz  ausgelassen.) 

Nimmt  man  zu  diesen  Stilproben  noch  hinzu,  daß  bei  der 
gut  bürgerlich-patriotischen  Rede  Georg  von  Vollmars  (p.  93)  die  Worte 
Bravo  bei  der  deutschen  Delegation  verzeichnet  stehen,  während  der 
heftige  Sturm  der  Entrüstung  der  Franzosen,  Belgier  und  Engländer, 
der  sich  bei  der  Vollmarschen  Rede  erhob,  und  dem  sich  in  milderen 
Formen  auch  die  große  Mehrzahl  der  deutschen  Delegation  anschloß, 
sowie  die  empörten  Worte  des  englischen  Marxistenführers  H.  M. 
Hyndman  beim  Schluß  der  Kolonialdebatte  im  Plenum,  mit  denen  er 
sich  heftig  über  die  ungerechte  Bevorzugung  der  Deutschen  bei  der 
Worterteilung  beklagte,  unterschlagen  wurden,  so  merkt  man,  daß  in 
all  diesen  Lücken  und  Tücken  des  Protokolls  System  liegt.  Das 
politisch  und  wissenschaftlich  gleich  unqualifizierbare  System  der  Ab- 
sicht, den  deutschen  Arbeitern  alle  Kritiken,  die  von  seiten  ausländischer 
Sozialisten  an  den  Führern  der  deutschen  Sozialdemokratie  geübt  wur- 
den, fernzuhalten  oder  doch  in  falschem  Lichte  darzustellen.  Der  künf- 
tige Historiker  des  Stuttgarter  Kongresses  wird  im  Gebrauch  dieses 
Protokolles  deshalb  Vorsicht  obwalten  lassen  müssen.  Er  wird  gut 
tun,  bei  seinem  Studium  die  — leider  allerdings  auch  keineswegs  voll- 
ständigen — Berichte  der  ausländischen  Sozialisten,  insbesondere  der 
Humanite  (Jaures  etc.)  und  der  Gtierre  Sociale  (Herve  etc.)  zu  Hilfe 
zu  ziehen.  R.  Michels. 

VII*  Congr^s  Socialiste  International  tenu  ä Stuttgart  du  16  au  24  Aoßt 
1907.  Compte-Rendu  analytique  public  par  le  St'cri'tariat  du  Bureau 
Socialiste  International.  Bruxelles  1908.  Imprimcrie-  Lithographie. 
Veuve  Desire  Brismee.  439  pp.  (5  Francs). 

Der  offizielle  Kongressbericht,  der  als  solcher  wenigstens  die  Liste 
auch  der  nicht-deutschen  Kongreßteilnehmer  enthält.  Aber,  da  er,  wie 
auch  in  der  Vorrede  selbst  gesagt  wird,  in  der  Hauptsache  auf  einer 
Uebersctzung  der  Berichte  des  Vorwärts  beruht,  teilt  er  häufig  auch 
deren  Fehler.  Allerdings  berichtet  uns  die  Vorrede  auch,  daß  der 
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deutsche  Text  an  mehreren  Stellen  rektifiziert  worden  sei.  Uns  hat 
sieh  nach  einer  genauen  Einsichtnahme  in  den  Text  insbesondere  der 
französisch-sprachlichen  Redner  die  Ueberzeugung  aufgedrängt,  daß 
diese  internationale  offizielle  Ausgabe  in  französischer  Sprache  an  Ge- 
nauigkeit und  Präzision  selbst  noch  hinter  der  deutsch-parteiischen  zu- 
rücksteht. Zwar  treten  die  wenig  schönen  Beweggründe,  die  wir  an 
der  Abfassung  des  deutschen  Protokolls  gerügt  haben,  hier  mehr  zu- 
rück. Dafür  aber  ist  die  Wiedergabe  der  Reden  der  französisch-sprach- 
lichen Sozialisten  — auf  die  sich  der  Unterschied  zwischen  dem  deut- 
schen und  dem  offiziellen  Protokoll  in  der  Hauptsache  beschränkt  — 
in  höchstem  Grade  flüchtig  gearbeitet.  So  flüchtig,  daß  wir  häufig 
feststellcn  konnten,  daß  selbst  die  einzelnen  Teile  der  Reden  im  Proto- 
koll ihren  Platz  geändert  haben,  so  daß  die  ganze  gedankliche  Dispo- 
sition der  betreffenden  Reden  verrückt  und  verzerrt  wurde.  Auch  die 
löbliche  Absicht  der  Verfasser  des  offiziellen  Protokolls,  die  Unter- 
brechungen und  Zwischenrufe  möglichst  mit  aufzunehmen,  hat  durch 
die  Methode,  mit  der  sie  sic  eingeschoben  haben,  zur  Verwirrung  bei- 
getragen, da  die  Unterbrechungen  und  Zwischenrufe,  die  erst  bei  der 
deutschen  Uebersctzung  erfolgten,  in  den  französischen  Redetext  hinein- 
gesetzt worden  sind  und  auf  diese  Weise  der  — wohl  nicht  beabsich- 
tigte — Anschein  erweckt  wird,  als  haben  die  französischen  Redner 
auf  die  ihnen  gemachten  Entgegnungen  nichts  zu  erwidern  gewußt. 
Zum  Schluß:  das  deutsche  Protokoll  ist,  mit  Ausnahme  der  Stellen, 
die  in  ihm  aus  taktischen  Gründen  mit  Vorbedacht  ungetreu  oder  miß- 
verständlich wiedergegeben  sind,  mit  echt  deutscher  Gründlichkeit  und 
Sorgfalt  zusammengestellt,  während  das  belgische  offizielle  Protokoll, 
dem  man  wohl  die  bona  fides  nicht  abstreiten  darf,  gerade  diese  Eigen- 
schaften in  hohem  Grade  vermissen  läßt.  Das  ist  umsomehr  bedauer- 
lich, als  es  zwei  sichere  und  einfache  Wege  gibt,  das  Protokoll  eines 
internationalen  Kongresses  mit  möglichster  Fehlerfreiheit  darzustellen : 
einmal  auf  dem  Wege  der  Stenographie  (wobei  natürlich  jede  Rede 
zunächst  in  der  Ursprache  zu  stenographieren  wäret,  dann  auch,  indem 
man  jedem  Redner  die  Niederschrift  seiner  Rede  selbst  zur  Bearbeitung 
übergäbe,  oder  endlich  — das  sicherste  Mittel  zur  Feststellung  des 
Sach-  und  Ideenverhalts  zugleich  — - durch  ein  kombiniertes  Verfahren. 

R.  Michels. 

Ghisleri,  Arcangelo:  La  Monarchia  e i Socialisti  nelT  Ora  Pre- 
sente. Milano  1902.  Editori  dell'  Educazione  Politica.  34  S. 

Die  Schrift  des  bedeutenden  Geographen  und  Führers  der  sich 
zumal  auf  Mazzinis  Theorien  aufbauenden  republikanischen  Partei  in 
Italien  wendet  sich  mit  vieler  Schärfe  gegen  einen  beträchtlichen  Teil  der 
italienischen  Sozialisten.  Die  Betitelung  der  Broschüre  freilich  ist  etwas 
tendenziös  gefaßt.  Ghisleri  bekämpft  die  unklare  Haltung  der  Sozia- 
listen der  jungen  italienischen  Monarchie  gegenüber.  Diese  unklare 
Haltung  der  gesamten  Partei  zum  Vorwurf  zu  machen,  ist  aber  wohl 
nur  als  eine  republikanische  Bauernfängerei  zu  politischem  Zwecke  zu 
werten.  Der  ganze  intransigente  Flügel  der  Partei  von  Enrico  Ferri 
bis  Arturo  Labriola  an  der  Spitze,  ist  immer  konsequent  antimonar- 
chisch geblieben.  Die  Spitze  der  Anklagen  Ghisleris  trifft  also  eigent- 
lich nur  Filippo  Turali  und  die  ihm  nahestehenden  Zeitungen  Avanti  1 
und  II  Tempo,  freilich  ein  nicht  zu  unterschätzender  Bestandteil  der 
italienischen  Arbeiterpartei.  Turati  hat,  zweifellos  geblendet  von  dem 
relativen  Liberalismus  des  neuen  Ministeriums  Zanardelli-Giolitti  und 
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dem  tatsächlich  vorhandenen  Konstitutionalismus  des  jungen  Victor 
Emmanuel  III.,  sich  dazu  verleiten  lassen,  die  Stellung  der  sozialisti- 
schen Partei  zur  Verfassung  nicht  mehr  wie  vorher  für  eine  strikt 
antimonarchische,  sondern  eine  nur  amonarchische  zu  erklären.  Ja, 
Turati  ging  sogar  so  weit,  die  Thronbesteigung  des  neuen  Königs  als 
den  Beginn  einer  neuen  Aera  zu  preisen  und  den  Monarchen  den 
»hohen  Bezähmer  der  parlamentarischen  Zwistigkeiten«  (»moderatore 
supremo  delle  contese  parlamentari«,  in  der  Critica  Sociale  1901,  Nr.  14) 
zu  nennen.  Demgegenüber  sind  die  geistvollen  und  von  großen  histo- 
rischen Kenntnissen  zeugenden  Kontroversen  Arcangelo  Ghisleris  von 
höchster  Bedeutung  und  größtem  Nutzen.  Ghisleri  schreibt  natürlich 
aus  Parteiegoismus.  Das  I-iebäugeln  eines  Teiles  der  Sozialisten  mit 
dem  Königtum  und,  noch  mehr,  mit  dem  Ministerium  verurteilt  die  re- 
publikanische Partei,  zumal  da  die  Radikalen  schon  längst  mehr  oder 
weniger  offen  ins  königliche  Lager  abgeschwenkt  sind,  zu  völliger 
politischer  Isoliertheit.  Aber  Ghisleri  verbirgt  diesen  berechtigten  Par- 
teiegoismus sehr  gewandt  hinter  allgemeinen  demokratischen  Gesichts- 
punkten. Auf  diese  Weise  wird  es  ihm  leicht,  die  Wandlungen  Tura- 
tis  — welche  übrigens  nicht  ganz  so  schlimm  sind,  als  seine  politischen 
und  parteigenössischen  Gegner  es  ihm  vorwerfen  — zu  brandmarken. 
Die  Aktion  der  Sozialisten  muß  eine  ökonomische  und  politische  zu- 
gleich sein,  bemerkt  Ghisleri.  Turati  aber  und  mit  ihm  der  von  Bissolati 
geleitete  Avanti  (1902)  glaubten,  daß  mit  der  Organisation  des  Prole- 
tariats zumal  in  gewerkschaftlicher  Form  sowie  mit  der  Hebung  seiner 
wirtschaftlichen  Lage  alles  getan  sei  und  die  politische  Freiheit,  sowie 
die  Form  der  Regierung,  zunächst  als  Nebensachen  betrachtet  werden 
müssten.  Diese  Anschauung  erklärt  Ghisleri  und  erklären  mit  ihm  auch 
viele  Sozialisten,  wie  z.  B.  Arturo  Labriola  in  seiner  Artikelserie  »II 
Fabianismo  Italiano«  in  Ferris  Zeitschrift  »II  Socialismo*  (I.  9)  für 
den  Standpunkt  eines  engen  Tradesunionismus  und  erinnert  daran, 
daß  »die  ganze  politische  Aktion  der  Sozialisten  in  Italien  mit  dem- 
selben Momente  lahm  gelegt  sein  würde,  an  welchem  sie  sich  von  der 
Regierung  ködern  ließen«.  Lehrreich  sind  die  Seiten,  in  denen  uns 
Ghisleri  aus  der  Geschichte  die  Stärke  des  italienischen  Königshauses 
der  Savojer  erklärt,  die  in  der  großartigen  Kunst  der  Ableitung  aller 
Volksbewegungen  in  das  breite  Bett  des  Pseudokonstitutionalismus  be- 
standen habe.  Die  Geschichte  des  Hauses  Savoyen,  die  Ghisleri  uns  hier 
vor  Augen  führt,  ist  eigentlich  bloß  eine  italienische  Variante  der  Ge- 
schichte des  Hauses  der  Hohenzollern.  Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
haben  die  Savojer  nicht  einmal  als  italienisches,  geschweige  denn  als 
ein  »patriotisches«  Geschlecht  gegolten,  auch  ihre  Staaten  lagen  zum 
Teil  nicht  im  eigentlichen  Italien.  In  den  letzten  zwei  bis  drei  Jahr- 
hunderten hat  das  Haus  eine  last  beharrliche  Vergrößerungs-  und  Erobe- 
rungssucht zur  Schau  getragen.  Es  allein  unter  den  italienischen  Für- 
sten war  auch  im  Besitz  eines  starken  und  von  feudalem  Geist  ge- 
tragenen stehenden  Heeres.  Die  bürgerliche  Revolution  von  1848  ver- 
mochte diesem  Hause  weder  etwas  anzuhaben  noch  es  zu  demokrati- 
sieren. Aus  Territorialegoismus  und  Ehrgeiz  warf  es  sich  dann  aber 
im  gegebenen  Moment  plötzlich  zum  nationalen  Befreier  auf. 
Diese  »nationale  Befreiung«  brachte  ihm  neben  einer  sehr  beträchtlichen 
Gebietsvermchrung  auch  noch  eine  Titelerhöhung.  Nichtsdestoweniger 
ist  es  eines  der  mittelalterlichsten  Häuser  Europas  mit  ungeheuren 
Machtbefugnissen,  worunter  nicht  zum  letzten  das  Recht  zur  Er- 
nennung einer  ihm  gefügigen  Kammer  (hier  Herrenhaus  und  Bundes- 
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rat,  dort  Senat  genannt),  geblieben.  Die  Parallele  zum  preußischen 
Herrscherhaus  drängt  sich  also  überall  auf.  Der  bürgerliche  Radika- 
lismus, der  die  unmögliche  Aufgabe  hatte  lösen  wollen,  die  Monarchie 
zu  demokratisieren,  war  bei  diesem  Beginnen  selbst  monarchisiert 
(p.  17).  Auf  die  Utopie  von  früher  — die  »Demokratisierung  der 
Monarchie«,  — soll  nun  eine  andere  folgen,  nämlich  die  »Sozialdemo- 
kratisierung der  Monarchie«,  fügt  Ghisleri  spöttisch  hinzu.  Turati  und 
Genossen  vergäßen  aber  dabei,  daß  die  Krone,  wenn  überhaupt,  so 
doch  nur  als  Schützerin  aller  Privilegien  der  besitzenden  Klasse 
Existenzberechtigung  habe,  nie  aber  zur  Emanzipation  der  unteren 
Volksklassen  mit  Nutzen  herangezogen  werden  könne. 

Robert  Michels. 

Monticelli , Carlo:  Socialismo  Popolarc.  (Juarta  cdizionc.  Giuseppe 
Nerbini,  Editore.  Firenze  1902.  95  S.  (Cent.  50.) 

Die  italienischen  Sozialisten  befinden  sich  seit  einiger  Zeit  im  Sta- 
dium des  Ausgrabens.  Ziemlich  gleichzeitig  erlebte  der  italienische 
Buchhandel  Neuherausgaben  einer  ganzen  Reihe  längst  vergessener 
und  selbst  in  den  Bibliotheken  nicht  mehr  vorhandener  Werke.  Spe- 
ziell die  sozialistische  Agitationslileratur  hat  dadurch  manche  Bereiche- 
rung erfahren.  So  ist  jetzt  neben  der  Schrift  von  Carlo  Pisacanc  über 
die  Miliz,  dem  berühmten  »Sogno«  von  Andrea  Costa  und  einem  posthu- 
men Band  des  halbitalienischen  Franzosen  Benoit  Malon  (die  wir  hier 
bereits  anzeigten,  s.  Bd.  XXIII,  Heft  3)  auch  ein  Büchlein  des  Vene- 
zianers Carlo  M o nt icel  1 i,  eines  der  immer  weniger  werdenden  Ueber- 
lebenden  aus  den  Zeiten  der  italienischen  Internationale,  wieder  neu 
aufgelegt  worden.  Das  Verdienst  dieser  letzteren  Ausgrabung  gebührt 
dem  Florentiner  Buchhändler  Nerbini,  dem  hiermit  doppeltes  Lob  ge- 
spendet sein  möge,  weil  er  uns  nicht  nur  überhaupt  altes,  schon  histo- 
risch gewordenes.  Material  neu  überliefert  hat,  — was  ja  stets  von 
Interesse  ist  sondern  bei  diesem  Behufe  auch  einen  gesunden  Blick 
für  die  praktischen  Bedürfnisse  des  heutigen  Tages  bewiesen  hat.  Das 
Büchlein  besteht  aus  einer  Sammlung  von  kleinen  agitatorisch  gefärbten 
Aufsätzen,  die  Monticelli  in  der  jetzt  längst  verblichenen  Zeitschrift 
»Socialismo  Popolarc«  (1892)  erscheinen  ließ.  Diese  Aufsätze  behan- 
deln die  Themen:  Eigentumsrecht,  Familie,  Vaterland,  Religion,  Frei- 
heit, die  »Maschinenfrage«,  Arbeitsteilung  und  Arbeitstrieb,  Malthus, 
die  Darwinsche  Theorie  und  der  Klassenkampf,  die  Frau,  das  Ver- 
brechen, die  Moral  und  die  Zukunftsgesellschaft.  Das  Büchlein  könnte 
ein  Katechismus  für  Anfänger  genannt  werden.  Freilich  müßten  An- 
fänger wenigstens  eine  ganze  Portion  allgemeiner  Bildung  mitbringen, 
um  dem  belesenen  Verf.  folgen  zu  können.  Im  übrigen  ist  die  Schrift 
wohl  mit  Vorbedacht  für  Halbsozialistcn  und  Sympathisierende  als  Ein- 
führung in  den  Sozialismus  gedacht.  Monticelli  wendet  sich  an  ein 
größeres  Publikum,  das  er  mit  warmem  Herzen  und  großer  Innigkeit 
von  der  wissenschaftlichen  Richtigkeit  und  dem  moralischen  Wert 
seines  Ideals  zu  überzeugen  sucht.  Deshalb  vermeidet  er  auch  jeg- 
liche Polemik  anderen  sozialistischen  Richtungen  gegenüber.  Monticelli 
ist  Internationalist  im  alten  Sinne  des  Wortes  geblieben,  aber  es  hat 
ihm,  dem  Friedfertigen,  widerstrebt,  etwas  anderes  sein  zu  wollen  als 
kurzweg  Sozialist.  Manches,  was  er  über  die  Gesellschaft  der  Zukunft 
sagt,  scheint  mir  nicht  recht  genügend  begründet,  aber  das  dürfte  ja 
allen  Prognosen  so  ergehen,  die  die  Zukunft  genauer  fcstlegen  möchten 
und  denen  diese  dann  doch  so  oder  so  wieder  entwischt.  Die  Lek- 
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türe  des  Büchleins  ist,  ohne  irgend  welchen  wissenschaftlichen 
Wert  zu  besitzen,  nicht  nur  erfreuend  und  erfrischend,  sondern  auch 
interessant  und  lehrreich.  Robert  Michels. 

Parvus:  Der  Klassenkampf  des  Proletariats:  I.  Der  gewerkschaftliche 
Kampf.  Berlin  1908.  Buchhandlung  Vorwärts.  (15  Pfg.) 

Eine  der  wenigen  in  den  letzten  Jahrzehnten  sozialdemokratischer- 
seits  hcrausgegebenen  Broschüren,  in  welchen  nicht  nur  eine  revolu- 
tionäre Sprache  im  terminologischen  Sinne  geführt  wird,  sondern  die 
auch  sachlich  einen  revolutionären  Geist  atmet,  und  in  der  die  sozialistische 
Bewegung  als  eine  große  Bewegung  zur  Kultur,  eine  Endzielbewegung, 
aufgefaßt  wird.  »Nicht  ums  Brot  allein,  die  Arbeiter  kämpfen  um  den 
Besitz  der  Welt*  (p.  6).  Die  Broschüre  ist  nicht  nur  marxistisch  im 
herkömmlichen  Sinn  — die  Konzentration  der  Betriebe  und  des  Kapi- 
tals leitet  die  soziale  Revolution  in  die  Wege  — sondern  sie  gibt  auch 
das  Antidoton  gegen  den  diesem  inhärenten  Fatalismus,  indem  sie 
auf  die  Erhaltung  der  Spannkraft  und  der  Energie  in  den  Massen 
selbst  Wert  legt.  Es  finden  sich  in  ihr  mit  großer  Klarheit  eine  Reihe 
von  Wahrheiten  ausgesprochen,  die  in  der  sozialdemokratischen  Presse, 
deren  Leserkreis  vielfach  stark  kleinbürgerlich  durchsetzt  ist  und  die 
deshalb  zumeist  mit  vielen  Sentimentalitäten,  Platt-  und  Schiefheiten 
arbeitet,  nicht  mehr  zu  finden  sind.  So  tritt  Parvus  für  das  Recht  der 
Staatsbeamten  auf  Teilnahme  am  politischen  Massenstreik  ein  und  ver- 
tritt die  absolute  Einheit  des  gewerkschaftlichen  und  politischen  Kampfes. 
Für  die  logische  Schärfe  der  Parvus’schen  Auffassung  spricht  u.  a.  fol- 
gender Satz:  »Es  wäre  eine  törichte  Verblendung,  dieses  Verhalten  der 
Kapitalistenklasse  (ihre  möglichste  Solidarität  bei  Streiksund  ihre  indirekte 
Begünstigung  dabei  durch  den  Staat  und  die  Gemeinden)  auf  einen 
Mangel  an  sozialer  Erkenntnis  zurückführen  zu  wollen.  Es  steht  viel- 
mehr eine  sehr  starke  soziale  Erkenntnis  dahinter.  Aber  freilich, 
nicht  von  proletarischen,  sondern  von  kapitalistischen  Gesichtspunkten 
aus«  (p.  18). 

Zum  Schluß  seiner  lehrreichen  Broschüre  bricht  Parvus  noch  eine 
Lanze  für  die  Aufrechterhaltung  der  Maifeier  und  für  den  Klassenkampf- 
charakter der  Gewerkschaften.  Dabei  läßt  er  die  Bemerkung  fallen, 
daß,  wenn  eine  Gewerkschaft  aufhöre,  eine  Kampforganisation  zu  sein, 
es  für  ihre  Mitglieder  oft  besser  wäre,  wenn  sie  einfach  einer  privaten 
Lebensversicherung  beitreten.  Endlich  stellt  Parvus  die  Prognose,  daß 
sich  das  Kampfesgebiet  der  Arbeiter  in  Zukunft  immer  mehr  erweitere. 
■ Erst  stoßen  die  Arbeiter  in  ihrem  gewerkschaftlichen  Kampf  nur  auf 
den  Eigenwillen  des  Unternehmers,  dann  auf  das  Interesse  geeinigter 
Industriegruppen,  dann  auf  den  Gesamtwillcn  der  Kapitalistenklasse, 
schließlich  auf  die  Gesetze  der  kapitalistischen  Produktion,  denen 
die  Kapitalistenklasse  selbst  sich  fügen  muß.  Aus  der  Auseinander- 
setzung um  den  Anteil  am  sozialen  Reichtum  wird  also  eine  Frage  der  ge- 
sellschaftlichen Produktion«..  Klarer  und  logischer  kann  m.  E.  der  sozia- 
listische Begriff  des  sozialen  Werdens  nicht  wiedergeben  werden. 

Robert  Michels. 

Michels,  Roberto:  Prolctariato  e.  Borghesia  ne!  Movimento  Soeia- 
lista  Italiano.  Saggio  di  Scienza  Sociografico-Politica.  Torino  1908. 
Fratelli  Bocca  edit.  390  pp.  (L.  4). 

In  vorliegender  Schrift  hat  Michels  an  der  Hand  des  Beispieles  der 
sozialistischen  Partei  Italiens  den  Beweis  dafür  erbringen  wollen,  daß 
es  eine  Lücke  auszufüllen  gibt  in  der  kulturgeschichtlichen  Wisscn- 
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schaft,  nämlich  das  Studium  der  Geschichte  der  Parteien.  In  der  Tat 
besteht,  wie  der  Verfasser  in  der  Einleitung  anführt,  die  Geschichte 
nicht  nur  in  einer  Reihe  von  Produkten  der  W irksamkeit  von  Individuum 
und  Staat.  >Heute  führt  das  Individuum  nicht  mehr,  wie  ehemals, 
seinen  ewigen  Kampf  gegen  die  eingesetzte  Gewalt  allein  und  isoliert. 
Heute  ist  als  neuer  Kämpfer  ein  drittes  Element  in  die  Arena  herab- 
gestiegen, ein  Element,  das  seine  Entstehung  der  Betätigungskraft  des 
Individuums  verdankt,  in  seiner  Wirksamkeit  und  seinen  innersten  Re- 
sultaten aber  in  mehr  als  einer  Hinsicht  mit  dem  Wesen 'des  Staates 
verwandt  ist,  mit  dem  es  auch  das  Prinzip  der  Organisation  gemein 
hat,  so  daß  man  es  wohl  auch  ohne  Ucbertreibung  als  einen  indivi- 
duellen Staat  im  Staate  bezeichnen  kann.  Dieses  dritte  Element,  das 
in  der  Geschichte  der  modernen  Völker  ein  Koeffizient  von  großer 
Bedeutung  ist,  heißt  die  politische  Partei*.  So  Michels  auf  p.  8. 

Der  Hauptwert  der  Michelsschen  Schrift  — die  übrigens  zum  Teil 
bereits  in  deutscher  Sprache  im  Archiv  erschienen  ist,  in  der  vor  uns 
liegenden  italienischen  Ausgabe  aber  nicht  nur  durch  Einfügung  neuer 
Ziffern  und  Tatsachen  verjüngt,  sondern  auch  durch  eine  Einleitung 
und  ein  Kapitel  über  die  Psychologie  und  Geschichte  der  Kreise  der 
Gebildeten  Italiens  (im  Vergleich  mit  denen  Deutschlands)  und  ein  wei- 
teres über  die  Frage  der  Arbeiterkandidaturen  erheblich  erweitert 
worden  ist  — liegt  aber  in  der  Untersuchung  des  italienischen  Partei- 
lebens und  ganz  besonders  in  einer  Analyse  der  sozialen  Zusammen- 
setzung der  Bewegung. 

Das  Michelssehe  Buch  ist  in  einem  Augenblick  erschienen,  in  dem 
die  sozialistische  Partei  Italiens  von  inneren  Kämpfen  tief  zerissen  am 
Boden  liegt  und  sich  in  einer  Krisis  von  einer  Schwere  befindet,  wie 
sic  bisher  in  ihrer  Geschichte  noch  nicht  dagewesen  ist.  Trotzdem  hat 
das  Buch,  bei  manchen  Aussetzungen  im  Detail,  in  seinem  Kern  bei  den 
hervorragendsten  Organen  sämtlicher  Richtungen  der  Partei  - und  weit 
darüber  hinaus  — günstige  Aufnahme  gefunden,  was  ohne  Zweifel  als  ein 
Beweis  für  seinen  inneren  Wert  anzusehen  ist.  In  der  Tat  besitzen  wir  in 
dieser  Studie  die  vollständigste,  ernsteste  und  sorgfältigste  Schrift,  die 
in  den  letzten  Jahren  über  die  soziale  Bewegung  Italiens  veröffentlicht 
worden  ist,  und  zwar  sowohl  vom  sozial  - analytischen , als  auch 
vom  psychologischen  Standpunkt.  In  Italien  ist,  aus  sehr  komplexen 
Ursachen  heraus,  die  Bildung  politischer  Parteien  im  modernen  Sinne 
stets  auf  große  Hindernisse  gestoßen.  Das  gilt  für  ehemals  ebenso 
wie  für  heute.  Nur  der  Sozialdemokratie  ist  es  geglückt,  unter  ihren 
Mitgliedern  eine  straffe  Organisation  und  eine  gewisse  Disziplin  einzu- 
führen. Darin  hat  Michels  wohl  Recht.  Nur  hätte  er  ihr  vielleicht 
noch  die  klerikale  Partei  an  die  Seite  setzen  können,  deren  Organi- 
sation allerdings  eine  geringere  Intensität  aufweist  und  weniger  sichtlich 
hervortritt. 

Der  Verfasser  knüpft  die  Genesis  der  sozialistischen  Partei  Italiens 
an  die  alten  revolutionären  Traditionen  des  Bakunismus  in  Süditalien 
und  an  die  epische  Episode  Garibaldis  an.  Der  erste  Teil  der  Ab- 
handlung schließt  mit  einer  posthumen  Rechtfertigung  der  italienischen 
Internationalisten,  die  von  den  bissigen  und  ungerechten  Kritiken  Mar- 
xens verfolgt  worden  waren,  weil  der  italienischen  Zweig  der  Inter- 
nationalen als  einziger  geschlossen  auf  die  Seite  Bakunins  gegen  ihn  ge- 
treten war.  Michels  hat  entschieden  die  historische  Wahrheit  für  sich, 
wenn  er  die  hauptsächlichsten  Persönlichkeiten  dieser  Gruppe  als 
Idealisten  und  Apostel  von  legendarischer  Größe  bezeichnet.  Der 
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zweite  Teil  der  Schrift  enthält  die  Analyse  der  Zusammensetzung  der 
sozialistischen  Partei,  und  zwar  sowohl  der  Führer,  als  der  Geführten, 
als  endlich  der  Wähler.  Das  ist  der  wichtigste  Teil  des  Buches.  Die 
vom  Verfasser  angestellten  Analysen  stellen  mit  unbestreitbaren  sta- 
tistischen Daten  jene  Antithese  fest,  welche  als  Charakteristikum  der 
italienischen  Arbeiterbewegung  gelten  kann,  nämlich  daß,  während  die  Zu- 
sammensetzung der  Gesamtpartei  ganz  überwiegend  proletarisch  ist  (Stadt- 
und  Landarbeiter),  die  Vertretung  der  Partei  im  Parlament,  den  Stadt- 
und  Provinzialräten , sowie  die  Verwaltungsstellen  der  Partei  selbst 
(Presse,  Parteivorstand,  Kongresse)  fast  ausschließlich  in  den  Händen 
von  der  Bourgeoisie  entstammenden  Intellektuellen  liegt.  Dieser  Kon- 
trast wird  noch  ganz  besonders  deutlich  durch  das  Fehlen  bäuer- 
licher Elemente  in  der  Führerschaft  des  bedeutendsten  und  interes- 
santesten Zweiges  des  italienischen  Sozialismus,  der  Landarbeiter-  und 
Bauernbewegung. 

Nun  drängt  sich  uns  die  Frage  auf:  Wenn,  wie  Michels,  alle  Zweifel 
ausschließend,  nachgewiesen  hat,  der  Generalstab  der  sozialistischen  Partei 
Italiens  sowohl  außerhalb  wie  innerhalb  des  Parlaments  aus  der  Blüte 
der  I n tel  1 ektuel  1 en  gebildet  wird,  wenn  ferner  auch  in  den  Reihen 
der  nicht  in  erster  Linie  hervortretenden  Parteigenossen  das  Element 
der  Gebildeten  in  weit  höherem  Maße  als  in  anderen  Ländern,  und 
insbesondere  in  Deutschland,  vertreten  ist,  so  müßte  sich  vielleicht 
doch  daraus  die  Folge  ergeben,  daß  die  sozialistische  Partei  in  Italien 
unter  so  aufgeklärter  und  wissenschaftlich  bedeutender  Führung  in 
ihrer  Direktive,  ihren  taktischen  Mitteln,  ja  selbst  in  ihren  Aspirationen 
der  Gegenwart  und  der  Zukunft  den  Arbeiterparteien  der  anderen 
Länder,  die  einer  solchen  Führung  entbehren,  weit  überlegen  sein 
müsse. 

Eine  derartige  Untersuchung  hat  aber  Michels  nicht  angestellt,  und 
so  ist  dieses  Problem  leider  ungelöst  geblieben.  Es  scheint  mir  außer 
Frage,  daß,  falls  Michels  auch  diese  Seite  kritisch  in  Betracht  gezogen 
haben  würde,  seine  Analyse  der  italienischen  Sozialdemokratie  mit 
einem  Mißklang  geendet  hätte. 

Implizite,  wenn  auch  nicht  absichtlich,  gelangt  Michels  übrigens 
in  dem  letzten,  originellsten  Teil  seines  Buches  zu  ähnlichen  Ergeb- 
nissen. In  diesem  Teile  sucht  der  Verfasser  den  besonderen  psycho- 
logischen Gehalt  der  italienischen  Arbeiterbewegung  herauszuschälen. 
Nach  einem  sehr  interessanten  Vergleich  mit  den  Arbeiterbewegungen 
der  übrigen  Länder  (p.  271)  gelangt  er  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  her- 
vorragendsten Merkmale  der  materiellen  Zusammensetzung  des  italie- 
nischen Sozialismus  in  der  Psyche  des  in  ihm  enthaltenen  Landarbeiter- 
tums  und  der  seiner  Universitätsdozenten  liegt.  Aus  diesen  beiden 
Elementen  ergibt  sieh  nach  Michels  nach  Abstraktion  der  regionalen 
Schattierungen  das  innerste  Wesen  der  italienischen  Arbeiterbewegung 
als  ein  ethisches  und  fast  religiös-mystisches.  Aber  diese  Charakte- 
ristik, die  für  die  Zeit  des  ersten  Auftretens  des  Sozialismus  in  Italien, 
und  gewiß  auch  etliche  weitere  Jahre  darüber  hinaus  durchaus  zuge- 
trotfen  hat,  ist  heute  im  Schwinden  begriffen  und  macht  einem  Geist 
praktischer  Gclegcnhcitspolitik,  der  dem  Opportunismus  sehr  ähnlich  sieht, 
allmählich  Platz.  Das  gilt  zumal  für  die  Führerschaft.  Die  Massen  folgen 
vorderhand  allerdings  noch  dem  eigenen  Impuls  und  trennen  sich,  darin 
von  einer  echt  italienischen  Eigenschaft,  dem  Widerspruch  gegen  allen 
äußeren  Zwang,  getrieben,  von  ihren  Führern,  statt  diesen  nunmehr 
dem  Zuge  ihres  eigenen  großmütigen  Herzens  folgend  und  häufig  große 
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Opfer  mit  bewußtem  Idealismus  auf  sich  nehmend.  Beweis  dafür  ist  der 
letzte  Generalstreik  im  Oktober  1907  und  der  ganze  Verlauf  des  I.and- 
arbeiterstreiks  im  Parmcnsischen  (Frühling  und  Sommer  1908).  Trotzdem 
scheint  es  mir  fraglich,  ob  dieser  latente  Zustand  des  die  Arbeiter- 
massen Italiens  heute  noch  beseelenden  naiven  primitiven  Enthusiasmus 
gegenüber  dem  immer  heftiger  werdenden  taktischen  Streit  in  den  eige- 
nen Reihen  nicht  endlich  doch  einem  allgemeinen  Skeptizismus  weichen 
wird.  Genau  wie  der  Opfersinn  und  der  Enthusiasmus,  so  gehört 
auch  der  Skeptizismus  zu  den  Grundwesenheiten  der  italienischen 
Volksseele. 

Michels  selbst  hält  die  Renaissance  der  alten  sozialistischen  Be- 
wegung Italiens  durch  den  noch  unsicheren  embryonalen  Syndikalismus, 
der  sich  im  Schoße  der  Partei  als  Reaktion  auf  ihre  allmähliche  Ver- 
bourgeoisierung  gebildet  hat,  für  möglich  und  spricht  sich  mit  guten 
Gründen  für  ein  Zusammenarbeiten  der  alten  und  der  neuen  Richtung 
innerhalb  derselben  Organisation  aus.  Ob  und  wieweit  ein  solches 
möglich  ist,  muß  freilich  die  Zukunft  lehren.  Jedenfalls  ist  es  hoffens- 
wert,  daß  die  Grundidee  des  Syndikalismus,  nämlich  die  Synthese  von 
Klasse  und  Gedanke,  politische  Gestaltungskraft  gewinnen  möge. 

Zum  Schluß:  Die  Schrift  des  deutsch-Turiner  Nationalökonomen 
ist  nicht  nur  für  Italien,  sondern  für  alle  die  wertvoll,  die  sich  mit 
dem  Studium  der  sozialen  Phänomene  überhaupt  beschäftigen,  ganz 
besonders  in  Deutschland,  wo  die  Kenntnis  der  italienischen  Arbeiter- 
bewegung noch  dürftig  ist.  Michele  Berardelli. 

Bonomi,  /ranne:  Le  Vie  Nuove  de!  SociaUsmo.  Milano- Palermo- 
Napoli  1907.  Rcmo  Sandron  Edit.  Biblioteca  di  Scienze  Sociali 
e Politiche  N.  68.  315  pp.  (L.  3.50). 

Mit  diesem  Buch  hat  sich  der  Revisionismus  in  Italien  wissenschaft- 
lich offenbart.  Es  ist  die  erste  theoretische  Schrift  einer  praktisch 
längst  herrschenden  Richtung.  Wir  werden  uns  mit  dieser  großzügigen 
Schrift  des  kenntnisreichen  italienischen  Gelehrten  und  Politikers  an 
anderer  Stelle  dieser  Zeitschrift  noch  eingehender  auseinanderzusetzen 
haben.  Hier  nur  so  viel,  daß  Bonomi  die  alte  sozialistische  Taktik 
als  einen  Ausfluß  Marxscher  Doktrin  ansieht.  Bonomi  ist  Antimarxist. 
Es  gibt  kaum  eine  Theorie  Marxens,  mit  der  er  sich  nicht  kritisch  be- 
schäftigt. Nicht  einmal  den  historischen  Materialismus  läßt  er  gelten. 
Bonomi  kommt  auf  Grund  einer  eingehenden  Untersuchung  des  Be- 
griffes der  Revolution,  so  wie  ihn  Marx  und  Engels  formulierten,  sowie 
der  Vorstellungen  dieser  Männer  über  die  Grundbedingungen  des  so- 
zialen Werdens  zu  dem  Resultat,  daß  Marx  und  Engels,  die  dem  Re- 
formismus als  Methode  vor  der  sozialen  Revolution  den  Krieg  erklärten, 
nach  stattgehabter  Besitzergreifung  der  Macht  durch  das  organisierte 
Proletariat  aber  die  sozialistische  Gesellschaft  mit  einer  langsamen  und 
nüchternen  Reformarbeit  cinleiten  zu  müssen  geglaubt  hätten.  Auf  diese 
Weise  »zwingt  das  marxistische  Dogma,  das  jede  reformerische  Arbeit 
vor  der  Revolution  ausschlicßt,  den  Reformismus  dazu,  am  Tage  nach 
der  Einführung  der  proletarischen  Diktatur  seine  Revanche  so  nehmen« 
(p.  75).  Der  Marxismus  begeht  den  Fehler,  die  Reformarbeit,  die  allein 
die  sozialistische  Gesellschaft  ermöglichen  kann,  auf  die  nachrevolutio- 
näre Periode  zu  verlegen.  Aber  trotz  der  Ablehnung  Marxens  in  allen 
w esentlichen  Punkten  sucht  Bonomi  doch  Marx  für  seine  reformerische 
Auffassung  als  Vorfahren  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  er  auch  ehrlich 
genug  ist,  denselben  Marx  ebenfalls  den  Syndikalisten  als  Stammvater 
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zu  überlassen  (p.  262).  Allein  die  Marxisten  selbst,  ä la  Kautsky,  haben 
durch  ihren  Immobilismus  und  starren  Schematismus,  nach  Bonomi, 
den  wahren  Zusammenhang  mit  dem  Geiste  Marxens  verloren.  Aber 
die  Auffassung,  die  die  Reformisten  und  die  Syndikalisten  vom  Marxis- 
mus vertreten,  ist,  wenn  auch  in  ihrer  Basis,  der  Geltendmachung  der 
proletarischen  Kräfte  und  ihrer  Pression  auf  die  übrigen  sozialen  Klassen, 
gleich,  in  ihren  Kampfesmitteln  und  den  täglichen  Aeußcrungen  so 
grundverschieden,  daß  ein  Zusammenarbeiten  innerhalb  der  gleichen 
organisatorischen  Verbände  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist.  Die  dritte 
Richtung  innerhalb  der  Sozialdemokratie,  die  der  »Unentschlossenen* 
(Kautsky  in  Deutschland,  Ferri  in  Italien  usw.)  wird  sich  zu  entscheiden 
haben,  welcher  der  anderen  beiden  sie  sich  anschließen  will.  Voraus- 
sichtlich wird  sie  sich  spalten  und  teils  zu  den  Revisionisten,  teils  zu 
den  revolutionären  Syndikalisten  übergehen.  Die  Grundtheoric,  die 
Prof.  Bonomi  in  seiner  Schrift  vertritt,  und  die  mit  sehr  viel  geistreichen 
und  sachlich  treffenden  Gedanken  und  Bemerkungen  verfochten  wird, 
aber  häufig  Widersprüche  enthält  und  trotz  des  sittlichen  Ernstes  und 
der  Belesenheit  des  Verf.  bisweilen  mit  wenig  gründlichen  Argumenten 
arbeitet,  laßt  sich  nicht  mit  wenigen  Worten  auf  eine  Formel  reduzieren. 
Jedenfalls  gehört  auch  er  zu  den  insbesondere  in  England  häufigen 
Theoretikern  (Ramsay  Macdonald),  die  in  Italien  zumal  in  Antonio 
Graziadei  einen  hervorragenden  Schüler  gefunden  haben,  welche,  sehr 
zum  Unterschiede  von  der  großen  Mehrzahl  der  deutschen  Sozialdemo- 
kraten aller  Richtungen,  unter  der  sozialistischen  Bewegung  nicht  so 
sehr  eine  P a r t c i Bewegung,  als  eine  proletarische  Massenbewegung 
\ erstanden  haben  wollen  und  die  den  Programmen  und  Theorien  nur 
eine  geringe  Wichtigkeit  zusprechen.  Robert  Michels. 

Leone , Enrico:  L' Economia  Sociale  in  Ropporto  eil  Sociaiisnto:  Volga- 
rizzamento.  Genova  1904.  Libreria  Moderna.  286  Seiten.  Preis: 
2 Lire. 

Mit  diesem  Buche  hat  der  bekannte  neapolitanische  Gelehrte  und 
theoretische  Verfechter  des  Syndikalismus  einem  Bedürfnis  abgeholfen, 
das  bei  uns  in  Deutschland,  dem  Lande  der  Dreimillionenpartei,  dem 
Vaterlande  der  Sozialdemokratie , immer  noch  fortbesteht : er  hat 
ein  leicht  faßliches,  aber  vom  wissenschaftlichen  Geist  durchtränk- 
tes  Lehrbuch  der  Nationalökonomie  im  Sinne  des  Sozialismus  geschrie- 
ben. Eine  derartige  Aufgabe  ist  gewiß  keine  leichte,  zumal  für  einen 
Sozialisten,  der  seine  Sache  ernst  nimmt.  Gerade  die  — wenn  wir 
uns  so  ausdriieken  dürfen  sozialistische  Volkswirtschaft  befindet  sich 
»theoretisch«  so  sehr  in  fluidem  Zustand,  und  um  die  Kardinalsätze  der 
Marxschen  Doktrin  wird,  zum  mindesten  insoweit  sie  sich  auf  national- 
ökonomischem  Boden  bewegen,  unter  den  Anhängern  des  Sozialismus 
selbst  noch  so  heiß,  und  teilweise  so  unentschiedenen  Erfolges  gerun- 
gen, daß  es  nicht  nur  sehr  großen  Wissens  und  sehr  bedeutenden  Tak- 
tes, sondern  auch  eines  gründlichen  eigenen  Könnens  bedarf,  um  ein 
Lehrbuch  für  Parteigenossen,  denen  man  doch  weder  rein  Polemisches 
noch  eine  verwirrende  trockene  Aneinanderreihung  bieten  darf,  ohne 
eben  den  Zweck  eines  Lehrbuches  völlig  zu  verfehlen,  entwerfen  zu 
können.  Endlich  liegt  gerade  in  derartigen  Handbüchern  eine  drohende 
Verlockung  zur  übertriebenen  Hervorkehrung  eigener  Spczialstudien- 
ergebnisse  auf  Kosten  der  einheitlichen  Disposition  und  Proportion. 
Leone  hat  diese  Klippen  glücklich  überwunden. 

Obgleich  sich  Enrico  Leone  mehrfach  selber  als  Marxisten  bezcich- 
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net  un<1  auch  die  wissenschaftliche  Zeitschrift  II  Divenire  Sociale,  die  er 
seit  4 Jahren  in  Rom  hcrausgibt,  als  marxistische  ausgehängt  hat,  so  stellt 
er  sich  uns  in  dieser  Schrift  doch  durchaus  als  unabhängiger  Schüler  dar. 
Wenn  jemand,  so  beweist  Leone  die  Richtigkeit  unserer  auch  schon  an 
anderer  Stelle  ausgesprochenen  Anschauung,  daß  nämlich  in  Italien  ein 
orthodoxer  Marxismus  nicht  besteht.  Oie  eifrigsten  italienischen  Gelehr- 
ten, die  mit  sich  den  Problemen  des  Marxismus  befaßt  und  sich  viel- 
fach für  Marxisten  ausgegeben  haben  - Arturo  Labriola,  Bencdctto  Croce, 
Achille  I.oria,  der  Graf  Graziadei,  endlich  auch  Fil.  Turati  und  selbst 
Antonio  Labriola,  sind,  wenn  auch  nicht  alle  im  politischen,  so  doch 
sicher  alle  in  marxwissenschaftlichem  Sinne  den  -Revisionisten«  zuzu- 
zählen. Fünen  Streit  um  die  Marxorthodoxie  hat  es  in  Italien  nicht  gegeben. 
Trotzdem  der  Grundzug  auch  vorliegenden  Buches  durchaus  Marxschen 
Geist  trägt,  so  steckt  doch  last  jede  Seite  voller  Marxkritik.  Leone  ist 
überhaupt  ein  durchaus  selbstständiger  Denker.  Das  offenbart  sich  zu- 
mal an  der  originellen  Entwicklung,  die  der  Klassenkampfgedanke  bei 
ihm  findet.  Nach  Leone  ist  die  Theorie  vom  Klassenkampf,  weit  ent- 
fernt davon , das  Fundamentalgcsetz  des  sozialen  Lebens  darzu- 
stellen, nichts  als  eine  abnorme  Verengung  des  Gesetzes  vom  hedo- 
nistischen »geringsten  Kraftaufwand«  (minimo  mezzo)  und  setzt  bereits 
eine  Zügelung  der  egoistischen  Expansionskraft  in  den  unterdrückten 
Klassen  voraus.  Während  nach  der  Hypothese  der  klassischen  reinen 
Oekonomie  jedem  Individuum  in  der  möglichsten  Gebrauchsanwen- 
dung seiner  Kräfte  freier  Spielraum  zusteht,  sei  die  Konkurrenzmög- 
lichkeit in  der  historischen  Oekonomie  wesentlich  verschieden  ver- 
teilt. Die  Konkurrenz  sei  auf  die  Kreise  der  Kapitalsinhaber  künstlich 
beschränkt.  Und  doch  sei  auch  das,  was  wir  als  Klassenkampf  be- 
zeichnen, als  eine  Art  Konkurrenzkampf  zu  werten,  entspringe  er  doch 
dem  Bedürfnis  der  Arbeiterschaft,  die  größtmöglichste  Gewinnsumme 
aus  ihrer  Arbeit  herauszuschlagen.  So  besitze  der  Klassenkampf  in  der 
Tat  die  Tendenz  zur  wirtschaftlichen  F'reiheit  und  zum  geringstmöglichen 
Kraftaufwand.  Nur  die  Tatsache,  daß  der  Klassenkampf,  wenngleich 
tausendjährig,  immer  noch  nicht  zu  Ende  gekämpft  worden  sei,  scheine 
problematisch.  Sie  sei  nur  daher  zu  erklären,  daß  das  reale  Leben 
neben  den  rein  ökonomischen  auch  noch  andere  Faktoren  kenne, 
welche  die  ökonomischen  Gesetze  änderten,  modelten,  ja  bisweilen 
beugten.  Zur  Erklärung  der  historischen  Entwicklung  aber  reiche 
die  materialistische  Geschichtsauffassung  Marxens , wenn  auch  viel- 
leicht nicht  dogmatisch,  so  doch  praktisch  aus  Ein  Blick  auf  die 
Entwickelung  der  verschiedenen  historischen  Formen  des  Wirtschafts- 
lebens genüge,  um  zu  beweisen,  daß  der  Klassenkampf,  dieses 
Sinnbild  der  Konkurrenz  unter  verschiedenen  gesellschaftlichen  Agen- 
tes,  immer  mehr  sich  schärfe  und  kläre.  In  demselben  Maßstabe, 
wie  dieser  Prozeß  vor  sich  gehe,  gehe  jedoch  auch  ein  weiterer  vor 
sich:  die  Distanzen  zwischen  den  einzelnen  Klassen  verringerten  sich. 
So  schließe  der  Klassenkampf,  sehr  entgegen  den  Marxschen  Prophe- 
zeiungen, eine  Dezentralisation  des  Kapitals  und  einen  Fall  der  Kapi- 
talrente einerseits,  sowie  eine  Erhöhung  der  Lohnquote  andererseits  in 
sich.  Die  Statistik  habe  die  Gleichzeitigkeit  dieser  beiden  Prozesse 
klar  erwiesen.  Der  Staat  aber  sei  es,  der  den  Konkurrenzkampf  zwi- 
schen Proletariat  und  Bourgeoisie,  der  mit  der  Waffe  des  geringst- 
möglichen Kräfteaufgebots  ausgcfochtcn  werde,  durch  seine  Verschleie- 
rungstendenzen erschwere.  Gegen  ihn  müsse  sich  daher  der  Kampf 
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des  Sozialismus  in  erster  Linie  richten.  Die  Eroberung  des  Staates 
werde  dann  die  Klassifikation  der  Produktionsträger  beseitigen  und  die 
Schaffung  mit  gleichen  Produktionsmitteln  ausgerüsteter  Konkurrenten 
zur  Folge  haben  (S.  2481. 

Zweifellos  ist  trotz  des  marxistischen  Geistes  das,  was  die  Italiener 
>liberistischcsc  Denken  nennen,  in  Leone  noch  lebendig.  Sein  Werk 
ist  offenbar  auf  eine  Versöhnung  des  Liberalismus  mit  dem  Sozialismus 
berechnet,  wie  er  ja  auch  in  der  Tat  mehrmals  den  bürgerlichen  Libc- 
risten  den  Vorwurf  macht,  schlechte  Logiker  zu  sein,  da  sic  die 
Konsequenzen  sonst  längst  zum  Sozialismus  geführt  haben  müßten. 
Manche  Stellen  bei  ihm,  wie  z.  B.  die  letzlziticrte,  lassen  selbst  die  An- 
nahme zu,  als  denke  er  sich  die  sozialistische  Gesellschaft  als  eine 
Gesellschaft  gleichstehender  Konkurrenten,  das  heißt  Konkurrenten  mit 
gleichem  Ausgangspunkt.  Es  ist  nicht  viel  dagegen  cinzuwenden,  wenn 
Leone  auch  den  Klassenkampf  als  eine  pars  pro  toto  des  Konkurrenz- 
kampfes faßt,  wenngleich  im  Sprachgebrauch  das  Wort  Konkurrenz, 
als  Mitwerben  Mehrerer  im  Tauschverkehr  in  diesem  Mitwerben  eine 
größere  »Freiheit«  voraussetzt,  als  sie  in  den  Beziehungen  von  Kapi- 
tal und  Arbeit  in  der  Regel  vorhanden  ist.  Aber  Leone  ist  Geschichts- 
philosoph und  hat  als  solcher  alle  mögliche  Berechtigung  zu  Begriffs- 
verschiebungen alter  termini  technici.  Für  den  Fall  der  sozialistischen 
Gesellschaft  freilich  scheint  mir  die  Verschiebung  etwas  gar  groß  sein 
zu  müssen,  um  die  Anwendung  des  Wortes  Konkurrenten  als  gerecht- 
fertigt erscheinen  zu  lassen. 

Ein  anderer  Punkt  aus  dem  zitierten  Teil  der  Leonschen  Schrift 
— der  übrigens  nur  einige  10  Seiten  des  ganzen  Werkes  umfaßt  — 
scheint  mir  eines  Zusatzes  zu  bedürfen:  seine  These  von  der  Dezentrali- 
sation des  Kapitals.  Selbst  in  den  wenigen  Orten,  wo  wir  einen  sol- 
chen Prozeß  beobachten  können,  lassen  es  zahlreiche  Gegenfaktoren  — 
Permanenz  oder  gar  Verschärfung  des  Kastenwesens,  Steigerung  der 
Bedürfnisse,  stärker  empfundenes  Hervortreten  politischer  Gegnerschaft 
u.  a.  — nicht  zu  einer  Distanzverringerung  unter  den  verschiedenen 
Klassen  kommen.  Insbesondere  scheint  mir  der  sog.  neue  Mittelstand, 
auf  den  Kur.  Leone  hier  wohl  hinweisen  will,  soweit  seine  Existenz 
nachweisbar,  — was  für  Süditalien  zu  bezweifeln  — keine  distanzver- 
ringernde, sondern  durch  seine  bourgeoisclndcn  Allüren,  die  Tendenz, 
auch  gesellschaftlich  in  bisher  »reservierte«  Kreise  zu  dringen  und  sich 
in  jeder  Hinsicht  von  dem  Proletariat  zu  sondern  und  zu  unterscheiden, 
eher  eine  gefühlsmäßig  empfundene  Distanzverschärfung  zu  kreieren. 
Wie  wäre  auch  sonst  die  ebenfalls  von  Leone  konstatierte  Verschärfung 
des  Klassenkampfes  zu  erklären:  — Leoncs  Lehrbuch  verdient  es, 
einen  Uebersetzer  zu  finden.  Robert  Michels. 

Herzen,  Alexander:  » Erinnerungen*.  Aus  dem  Russischen  über- 
tragen, herausgegeben  und  eingelcitet  von  Dr.  Otto  Buck.  Bd.  II. 

Berlin  1907.  Verlag  von  Wiegandt  und  Grieben.  (G.  R.  Sarrasin.) 

336  PP- 

In  der  Memoiren-Litcratur  jüngerer  Zeit  nehmen  die  geist-  und 
gemütvollen  Aufzeichnungen  des  der  Aristokratie  seines  Landes  entstam- 
menden russischen  Sozialisten,  an  dessen  Lippen  jahrzehntelang  alles  ge- 
hangen hat,  was  in  Rußland  auf  freiheitliche  Anschauung  und  Vorurteils- 
losigkeit Anspruch  hatte,  Alexander  lwanowitsch  Herzen,  zweifellos  einen 
ganz  hervorragenden  Platz  ein.  Die  Russen  verstehen  es  — wir  erinnern 
hier  nur  an  das  prachtvolle  Memoirenwerk  des  Fürsten  Krapotkin  (»Me- 
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moirs  of  a Revolutionist« , London  1899,  auch  in  deutscher  Ucbersctzung 
erscheinen)  die  Niederschrift  ihrer  Lcbcnsschicksale  mit  einem  warmen 
llauch  der  Persönlichkeit  zu  umgeben,  ohne  dabei  doch  dem  histo- 
rischen und  sozialpsychologischen  Wert  ihrer  Ausführungen  im  geringsten 
Abbruch  zu  tun.  Diese  Synthese  von  Persönlichem  und  Unpersönlichem, 
Historischem  und  sozusagen  Philosophischem  besitzt  das  Herzensche 
Werk,  das  hiemit  zum  ersten  Male  in  deutscher  — und  zwar  soweit 
der  der  russischen  Sprache  nicht  Mächtige  zu  urteilen  vermag,  guter, 
jedenfalls  markiger  und  schöner  — Ucbersctzung  und  mit  einer  lesens- 
werten Vorrede  von  Otto  lluek  (im  I.  Bande)  versehen  erscheint,  im 
höchsten  Maße. 

Während  der  erste  Band  lediglich  den  für  uns  Westeuropäer  nicht 
leicht  übersichtlichen  Verhältnissen  Rußlands  gewidmet  ist,  beschäftigt 
sich  der  zweite  Band  ausschließlich  mit  europäischer  Sozialgeschichte. 
Er  enthält  die  Erinnerungen  Herzens  aus  den  Jahren  1847  — 1852,  Er- 
innerungen an  seinen  Aufenthalt  in  Italien,  Frankreich,  England  und  der 
Schweiz.  Man  könnte  das  Buch  eine  intime  Geschichte  des  Sozialrevolutio- 
nären Emigrantenzeitalters  nennen.  Die  ganze  Tragikomik  des  Emi- 
grantcnlcbens  mit  seinen  Ränken  und  seinen  inneren  Zwistigkeiten  sowie 
seinen  notwendigen  Folgen  der  Erstarrung  der  revolutionären  Legionen  zu 
konservativem  Kliquenwesen,  der  Verlust  der  Verbindung  mit  dem  Mutter- 
land, die  allgemeine  Halt-  und  Wurzellosigkeit,  wird  uns  hier  von  einem  Mit- 
lebenden in  fesselnder,  tief  ergreifender  Weise  geschildert  (p.  88  fl'.  306  ft', 
usw.i  Die  Medaillons  von  Mazzini  (p.76  ff.),  Garibaldi  (p.  276  ff.),  Orsini 
(p.  88  ff  ),  James  Fazy  (p.  115  ff.),  der  Familie  Vogt  (p.  193  ff),  P.  J. 
Proudhon  (p.  218  ff.),  Ledru-Rollin  (p.  274,  280)  und  Ludwig  Kossuth 
(p.  330  ff.)  sind  geradezu  Meisterstücke  der  Charakteristik.  Bemerkens- 
wert und  fein  beobachtet,  wenn  auch,  wie  begreiflich,  vielfach  zu  scharf 
retouchiert  und  sogar  bisweilen  widersprechend,  sind  die  mehrfachen 
Vergleiche,  die  Herzen  an  den  verschiedenen  politischen  Auswandercr- 
gruppen  und  den  Nationen  selbst  anstellt  tp.  82  fl.  291  ff.).  Besonders 
die  Deutschen  kommen  dabei  allerdings  sehr  schlecht  weg.  Auch  den 
Franzosen  und  Engländern  gegenüber  ist  Herzen  von  großem  Pessi- 
mismus erfüllt.  Seine  Ausstellungen  an  den  ersteren  erinnern  lebhaft 
an  die  scharfen  Kritiken  von  Mazzini  (Vol.  XVII.  seiner  gesammelten 
Werke)  und  Pisacane  (Saggio  sulla  Rivoluzione);  die  scharfen  Bemer- 
kungen über  die  letzteren  an  I leinrich  Heines  Engländerhaß.  Sittlich 
und  individuell  am  höchsten  stehen,  Herzen  zufolge,  bei  weitem  die 
Italiener  (p.  82  ti.  a.  m ).  Er  erklärt  sie  wiederholt  — er  spricht 
dabei  natürlich  nur  von  den  Intellektuellen  — für  die  vornehmsten, 
selbständigsten  und  begeisterungsfahigsten  Charaktere , denen  rascher 
und  sicherer  Fortschritt  sicher  sei.  Wir  sind  die  letzten,  dieser  allge- 
meinen Charakteristik  widersprechen  zu  wollen,  da  unsere  Erfahrungen 
im  großen  und  ganzen  mit  denen  Herzens  übereinstimmen.  Nur  der 
Schlußfolgerung  Herzens  können  wir  uns  nicht  ohne  weiteres  an- 
schließen. Die  vorwärtsstrebenden,  edlen  Eigenschaften  des  gebildeten 
Italieners  werden  leider  in  ihrer  Wirkung  durch  eine  Reihe  anderer 
Eigenschaften  misoncistischcr  Art  — Mangel  an  organisatorischem 
Talent,  schnell  auftretender  Skeptizismus,  Eigenbrödelei  — in  ihrer 
praktischen  Wirksamkeit  wieder  neutralisiert. 

Der  Band  darf  auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde  unser  Inter- 
esse beanspruchen.  Er  stellt  eine  Art  Confessions  dar,  aber  nicht  eigentlich 
Confessions  d'un  Revolutionnaire,  wie  sie  Proudhon,  mit  dem  Herzen 
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im  übrigen  manchen  verwandten  Zug  aufweist,  in  der  Blütezeit  seines 
Geistes  geschrieben  hat,  sondern  vielmehr  Confessions  d’un  Ex-rdvolu- 
tionnaire.  Wie  ein  roter  Faden  zieht  sich  durch  das  ganze  Buch  das 
wehmütige  Geständnis  Herzens,  seinen  »Glaubens  verloren  zu  haben. 
Die  Arbeiterklasse,  dieses  einzig  mögliche  Instrument  der  sozialen 
Revolution,  ist  noch  nicht  reif,  ihre  Führer  häufig  unwürdige  Dema- 
gogen, bewußte  oder  unbewußte  Verräter  an  der  Sache,  der  sie  zu 
dienen  vorgeben.  Zudem  ist  die  Zukunftsfrage  nicht  so  kinderleicht 
lösbar,  als  sich  die  Sozialisten  vielfach  vorstellen  ; psychologische  Pro- 
bleme ernstester  Art  sind  noch  zu  lösen;  auch  die  nationale  Frage 
hat  noch  nichts  von  ihrer  bedrohlichen  Haltung  verloren.  Die  »Dumm- 
heit« ist  ein  bedeutenderer  Machtfaktor  im  sozialen  Leben  als  gemeinhin 
angenommen  wird,  und  mit  ihm  muß  gerechnet  werden  (p.  322/323V 
Auch  die  Negierung  des  Eigentumsrechtes  und  des  Vererbungsrechtes 
ist  ein  schwerer  Fehler  des  Sozialismus  (p.  323).  Der  Besitz  bilde  die 
Basis  der  menschlichen  Würde.  Vielleicht  könne  später  einmal  der 
Bauer  von  der  Unzweckmässigkeit  seines  Ländehens  und  der  Zweck- 
mässigkeit einer  gemeinsamen  Bebauung  überzeugt  werden.  Jedenfalls 
aber  habe  die  menschliche  Seele  ein  Recht  auf  Berücksichtigung  durch 
den  Sozialpolitiker.  Robert  Michels. 

Ludwig,  Dr.  Fra  ui.  Kommunismus,  Anarchismus,  Sozialismus.  Ge- 
schichtliches und  Kritisches.  Berlin  1908.  Reichsvcrbandsverlag. 
VIII  und  199  S. 

Verfasser  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  in  volkstümlicher  Weise 
die  kommunistischen  und  sozialistischen  Lehren,  den  Werdegang  von 
Plato  bis  Marx,  kritisch  darzustellen.  Seine  Arbeit  soll  eine  Waffe 
für  den  praktischen  Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  sein.  Das 
Buch  gibt  nach  einer  allgemeinen  Einleitung,  in  der  die  theoretischen 
Unterschiede  zwischen  Kommunismus  und  Sozialismus  dargestellt  sind, 
im  ersten  Teile  eine  Schilderung  der  kommunistischen  Lehren,  aus- 
gehend von  den  Namen  Plato,  Tornas  Morus,  Babeuf,  Blanqui,  Cabet, 
Owen  und  Weitling.  Im  zweiten  Teil  wird  der  Anarchismus  nach 
seinen  Trägern  Godwin,  Proudhon,  Stirner,  Bakunin,  Netschaieff,  Kra- 
potkin  und  Most  behandelt.  Den  größten  Umfang  nimmt  die  Dar- 
stellung des  Sozialismus  ein.  Saint-Simon,  Bazard,  Enfantin,  Fourier, 
Considerant,  Blanc,  Rodbertus,  Lassallc,  Marx  und  Engels  werden  ein- 
gehend gewürdigt,  sowie  die  internationale  Arbeiter- Association  und 
die  Geschichte  der  sozialdemokratischen  Partei  bis  auf  die  Gegenwart. 
Der  Verfasser  hat  die  Literatur  Uber  den  Sozialismus  einschließlich 
der  des  Jahres  190g  verarbeitet  und  lehnt  jedes  Kompromiß  mit  der 
sozialdemokratischen  Anschauung  ab.  Er  will  die  Grenzlinie  zwischen 
Sozialdemokratie  und  Bürgertum  nicht  verwischt  wissen  und  kämpft 
dafür,  daß  die  Herrschaft  der  »Internationale«  über  die  deutschen 
Arbeitermassen  gebrochen  werden  müsse,  denn  das  Individuum  könne 
nur  durch  die  Nation  und  in  der  Nation  geistige  Bildung  und  produk- 
tive Kraft,  Sicherheit  und  Wohlstand  erlangen. 

Man  könnte  dem  Verfasser  entgegenhalten,  daß  die  sozialdemo- 
kratische Partei  ihrem  Wesen  und  Wirken  nach  kein  Anhängsel 
einer  imaginären  »Internationalen«,  sondern  eine  deutsche  Arbeiter- 
partei sei,  die  den  Wert  der  Nation  im  Völkerleben  sehr  wohl 
würdigt,  nur  daß  sie  anderer  Ansicht  ist  darüber,  wie  und  zu  wessen 
Gunsten  die  wirtschaftlichen,  organisatorischen  und  politischen  Kräfte 
der  Nation  verwendet  werden  sollen,  als  die  anderen  Parteien. 
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Denn  die  auf  die  Internationalität  bezüglichen  Punkte  des  Parteipro- 
grammes sind  ein  überliefertes  Beiwerk,  das  fallen  könnte,  ohne  den 
wirklichen  Charakter  <dcr  Partei  als  Vertreterin  des  •klassenbewußten 
Proletariats«  irgendwie  zu  beeinträchtigen.  (R.) 

5.  Sozialökonomische  Theorie  und  Dogmengeschichte. 

Schiele,  G.  II  .:  Ueber  den  natürlichen  Ursprung  der  Kategorien  Rente, 
/ans  und  Arbeitslohn.  Fr.  Wilh.  Grunow,  Leipzig  1908.  100  S.  M.  1. 

Gibt  es  einen  natürlichen  Arbeitslohn?  Gibt  es  vielleicht  auch 
einen  natürlichen  Zins  und  eine  natürliche  Rente?  Sind  diese  Kate- 
gorien etwas  der  Menschenarbeit  ursprünglich  Eigenes,  Ewiges  ? Oder 
sind  sie  »historisch-rechtliche  Kategorien«,  Folgen  einer  vielleicht  un- 
gerechten, vorübergehenden,  veränderlichen  Wirtschaftsordnung?  Ant- 
wort: Nein  sie  sind  — nach  der  Ansicht  des  Verfassers  — natürlichen 
Ursprungs,  sic  entstehen  aus  der  immer  verschiedenen  Fruchtbarkeit 
der  menschlichen  Einzelarbeit.  Sie  entstehen  in  der  Arbeit  und  nicht 
erst  in  der  Verteilung.  Viel  unfruchtbarer  Haß  und  Neid  käme  daher 
aus  der  Welt,  wenn  man  diesen  natürlichen  Ursprung  einsehen  wollte.  (R.) 
Hohoff,  Wilhelm.  Die  Bedeutung  der  Manschen  Kapitalkritik. 
Eine  Apologie  des  Christentums  vom  'Standpunkte  der  Volkswirt- 
schaftslehre und  Rechtswissenschaft.  Bonifazius  - Druckerei,  Pader- 
born, 1908.  340  S.  gr.  8.  M.  4.50. 

Viele  hervorragende  Gelehrte  nennen  Marx  einen  der  größten 
oder  den  größten  Ockonomen  der  Gegenwart.  Der  Verfasser  hält  ihn, 
auf  Grund  4ojähriger  gründlicher  und  vielseitiger  Studien,  für  den 
weitaus  bedeutendsten  Nationalökonomen  aller  Zeiten,  das  »Kapital» 
für  die  zweifellos  wertvollste  wissenschaftliche  Leistung,  die  auf  dem 
Gebiete  der  politischen  Oekonomic  jemals  erschienen  ist.  Das  »Wich- 
tigste« der  Mantschen  Lehre  ist  nicht  der  historische  Materialismus. 
Derselbe  ist  eine  einseitige  Uebcrtreibung,  in  der  freilich  ein  sehr 
starker  berechtigter  Kern  steckt.  Das  Wichtigste  ist  vielmehr  die  Wert- 
und  Mchrwcrtthcoric,  die  den  Schlüssel  liefert  zum  Verständnis  unserer 
Wirtschafts-  und  Gesellschaftsordnung.  Alle  Einwendungen  gegen  die 
Marxsehe  Wert-  und  Mehrwertlehre  beruhen  nur  auf  Vorurteilen, 
Mißverständnis  und  Unwissenheit,  besonders  auf  Angst  vor  dem  »Sozia- 
lismus«. Der  Grundgedanke  bei  Marx  ist  eine  Rückkehr  zur  alten 
Wahrheit  von  der  alleinigen  Wert-Produktivität  der  menschlichen  Ar- 
beit. Ein  Recht  der  Arbeiter  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  hat  Marx 
niemals  anerkannt,  sondern  stets  abgewiesen,  obschon  fälschlich  das 
Gegenteil  fast  ganz  allgemein  von  seinen  Gegnern  behauptet  wird. 
Es  ist  die  wissenschaftliche  Großtat  von  Karl  Marx  das  Geheimnis  von 
der  Selbstvcrwertung  des  Kapitals  aufgelöst  und  aufgedeckt  zu  haben. 
Die  Natur,  die  Erde  und  die  produzierten  Produktionsmittel,  welche 
letztere  irrig  »Kapital*  genannt  werden,  erzeugen  keinerlei  Mehrwert. 
Das  Marxsche  Lebenswerk,  das  »Kapital«,  ist  die  glänzendste  Apologie 
der  Wucherdoktrin  und  Wirtschaftslehre  der  Kirche,  die  gründlichste 
Rechtfertigung  ihrer  früheren  Strenge  ebensowohl  als  ihrer  heutigen 
Milde  und  Toleranz.  Dies  wird  sehr  eingehend  und  quellenmäßig 
nachgewiesen,  wobei  auch  über  den  Rentenkauf,  Viehleihe  usw.  zahl- 
reiche noch  heute  allgemein  herrschende  Irrtiimer  widerlegt  werden. 
Der  Grundgedanke  der  kirchlichen  Wucherlehre  ist:  es  soll  kein  arbeits- 
loses »Rcnten«-Einkommen  geben;  der  Darlchenszins  aber  ist  nur  die 
nackteste  Form  dieses  »Wuchers«.  Kapital  ist  geldheckendes  Geld, 
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wertheckender  Wert,  d.  h.  gerade  die  irrationelle  Erscheinung,  welche 
die  Kirche  durch  ihr  Wucherverbot  verhindern  wollte.  Der  Sozialismus 
an  sich  ist  ein  hohes,  hehres  Ideal;  in  seiner  konkreten  historischen 
Erscheinung  ist  er  eine  Zuchtrute,  eine  Gottesgeißel  für  die  moderne 
unchristliche  Gesellschaft.  In  einem  sehr  ausführlichen  /Anhänge  handelt 
der  Ycrf.  über  die  angebliche  »vorurteilsfreie«  und  »unparteiische- 
moderne  »Wissenschaft«,  bezw.  über  die  Fälschung  der  Sozialökonomie', 
über  »Viktor  Cathrein  als  Sozialökonom  kritisch  beleuchtet« ; über  die 
grobe  Fälschung  der  sog.  Arbeiter-Enzyklika  Papst  Leos  XIII.; 
ferner  eingehend  über  die  Dogmengeschichte  der  Werttheorie,  woraus 
sich  ergibt,  daß  die  Arbeitswerttheorie  die  Theorie  des  gesunden 
Menschenverstandes  so  alt  ist  wie  die  Welt,  daß  sie  namentlich 
auch  die  Lehre  der  gesamten  mittelalterlichen  Scholastik  und  Kano- 
nistik  ist,  seit  Albert  dem  Großen  und  Thomas  von  Aguin.  Die  Frage 
nach  der  Entstehung  des  Mehrwerts  wird  durch  historische  Tatsachen 
beantwortet  und  dargelegt ; ferner  gezeigt,  daß  die  Mantsche  Wert- 
lind  Mehrwerttheorie  keine  bloße  »Hypothese«,  kein  reines  »Gedanken- 
ding«,  das  ohne  Fundament  in  der  Wirklichkeit  wäre,  ist,  sondern 
absolut  sichere  wissenschaftliche  Wahrheit.  Marx  hat  niemals  behauptet : 
»Eigentum  sei  Diebstähle  oder  »der  Kapitalprofit  sei  ungerecht«.  Die  große 
und  weittragende  Bedeutung  der  kirchlichen  Wucherlehre  ist  bis  heute 
wenig  erkannt  worden.  Man  gefällt  sich  in  kleinmütigen  Vertuschungsver- 
suchen, in  Apologien,  die  von  dem  Wunsche  diktiert  sind,  mit  der 
herrschenden  Meinung  nicht  in  Widerspruch  zu  treten.  Zum  Schluß 
gibt  der  Verfasser  ein  »Collegium  Logicum«  und  interessantes 
Material  zur  Rechtsphilosophie  im  allgemeinen  und  des  Eigen- 
tums im  besonderen.  (R.) 

Wolf,  Julius,  ord.  Professor  der  Staatswissenschaften  in  Breslau. 

Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft.  Ein  Grundriß.  Leipzig 

1908.  A.  Deichert’schc  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  (Georg  Böhme). 

XVI  und  204  S.  M.  4.;  gebd.  M.  5. 

Inhalt:  I.  Elementartatsachen  des  Wirtschaftslebens.  II.  Theorie 
der  Gülerproduktion.  III.  Theorie  des  Marktes.  IV.  Theorie  der  Ein- 
kommen. V.  Theorie  des  Haushalts.  VI.  Das  Ganze  der  Volkswirt- 
schaft. Die  universellen  Probleme  der  Nationalökonomie. 

Da  diese  Arbeit  eine  eingehendere  kritische  Besprechung  im  Archiv 
finden  wird,  so  soll  hier  nur  in  den  Worten  des  Verfassers  selbst  ge- 
sagt werden,  was  er  mit  diesem  Grundriß  zu  leisten  hoffte:  Worum 

es  sich  mir  handelte,  war  eine  Anzahl  exakt,  d.  h.  nach  exakter  Me- 
thode gewonnener  neuer  Wahrheiten  in  strenger  Fassung  zur  Wieder- 
gabe zu  bringen.  Daraus  wurde  schließlich  das  zusammenhängende 
»geschlossene«  System,  als  welcher  dieser  Grundriß  sich  darstellt.« 
Der  Verfasser  nennt  eine  Wissenschaft  exakt,  »die  vermöge  ihrer  Natur 
zu  abschließenden,  durch  neue  Untersuchungen  und  neues  Material 
nicht  in  Frage  zu  stellenden  Resultaten  zu  gelangen  vermag  und  deren 
Formulierung  damit  eine  Schärfe  und  Sicherheit  zulassen,  die  von  jener 
der  matematischen  Formel  nur  durch  das  (Mitteilungs-)Mittel  abweicht«. 
Er  stellt  sich  also  auf  die  Seite  derer,  die  der  Meinung  sind,  daß  wie 
in  den  Naturwissenschaften  auch  in  der  Volkswirtschaft  mit  mathe- 
matischer Genauigkeit  zu  formulierende  Gesetze«  aufgezeigt  werden 
können  und  er  stellt  eine  ganze  Reihe  solcher  von  ihm  gefun- 
dener Gesetze  auf.  Er  erweist  sich  insoweit  als  Anhänger  der  de- 
duktiven (österreichischen),  als  Gegner  der  historischen  Schule,  ebenso 
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wie  der  > ethischen  < Nationalökonomie.  Das  regelnde  Prinzip  der 
Volkswirtschaft,  er  nennt  cs  »Optimum.,  ist  ihm  die  Forderung  den 
größten  Erfolg  mit  kleinstem  Kraftaufwand  anzustreben,  es  »stellt  die 
Volkswirtschaft,  den  Verlauf  ihrer  Erscheinungen,  indem  es  die  Zweck- 
mäßigkeit zum  Gesetz  der  letzteren  erhebt,  »jenseits  von  Gut  und  Böse*, 
jenseits  der  sittlichen  Norm  ....  Kennzeichnet  damit  die  Wissenschaft 
als  eine  »exakte',  wenn  exakt  eine  Wissenschaft  ist,  welche  absolute 
Ergebnisse  im  Sinne  solcher  von  unbedingter  Geltung  gestattet.  Es 
sind  »mechanische«  Gesetze  und  Beziehungen,  die  sic  entwickelt«. 
Die  Möglichkeit  einer  Einwirkung  auf  den  »Mechanismus«  aus  sittlichen 
und  anderen  Erwägungen  will  Verfasser  damit  zwar  nicht  als  ausge- 
schlossen bezeichnen,  sie  sind  aber  nach  ihm  dem  regelnden  Prinzip 
der  Volkswirtschaft  »wesensfremde  Tatbestände*.  »Und  damit  ist  als 
wahrscheinlich  ausgesprochen,  daß  der  Bereich,  innerhalb  dessen  sie 
wirksam  werden  können,  ein  begrenzter  sei,  wenn  nicht  der  Mechanis- 
mus selbst  und  seine  Funktion  in  Frage  gestellt  werden  sollen«. 

Der  Verfasser  erhebt  die  Zweckmäßigkeit  zum  regelnden  Prinzip 
der  Volkswirtschaft,  er  Übersicht  aber,  daß  die  Volkswirtschaft  nicht 
Selbstzweck  sondern  nur  ein  Mittel  für  die  höheren  Zwecke  und 
Ziele  der  Menschheit  ist.  (J.) 

Kirtnis,  Dr.  A/fr.  August  Fr.  H’ilA.  Cromc.  Berlin  1908.  G.  Grunau. 

162  Seiten. 

Die  vorliegende  Abhandlung,  die  sich  im  besonderen  mit  dem 
Leben  und  Wirken  des  Nachfolgers  auf  dem  Gießencr  Lehrstuhle  des 
bekannten  deutschen  Hauptphysiokratcn  J.  A.  Schlettwein  beschäftigt 
und  als  solche  einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  National- 
ökonomie gegen  Ende  des  18.  und  zum  Beginne  des  19.  Jahrhunderts 
darstellt,  sucht  durch  Schilderung  und  Kritik  zum  Verständnis  der 
großen  inneren  Tatsachen  und  Umwälzungen  sozialer,  ökonomischer 
und  politischer  Natur  jener  Zeit  beizutragen,  von  der  nach  den  großen 
Kämpfen  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit  der  Aufschwung  der  Industrie 
des  Kontinents  und  insbesondere  der  Werdetag  eigentlich  »volkswirt- 
schaftlichen* Lebens  herzudatieren  ist. 

A.  Fr.  W.  Crome,  der  in  erster  Linie  Statistiker  war  und  eine 
ausgedehnte  schriftstellerische  Tätigkeit  volkswirtschaftlicher  Werke 
entfaltete,  nimmt  zu  den  Hauptproblemen  seiner  Zeit  und  hier  vor 
allem  zum  Bevölkcrungsproblem  Stellung.  Weit  mehr  interessant  als 
originell  gehen  seine  Ausführungen  über  das  Bekannte  bei  Malthus  und 
Süßmilch  nicht  hinaus,  ohne  etwas  Neues  dem  von  diesen  Beigebrachten 
hinzuzufügen.  Ein  Unglück,  wie  Malthus  es  ansieht,  erblickt  er  nicht  in 
einer  stark  wachsenden  Bevölkerung,  ihm  ist  dieses  Wachstum  vielmehr 
der  Ausdruck  höheren  kulturellen  Lebens. 

In  den  weiteren  Abschnitten  der  vorliegenden  Abhandlung,  die 
sich  mit  seiner  Stellung  zu  den  Hauptsystemen  der  franz.  und  engl. 
Nationalökonomie,  dem  Merkantilsystem,  der  Physiokratie  und  dem 
Industriesystem  von  Ad.  Smith  auscinanderzusctzcn  suchen,  finden  wir 
ihn  als  Eklektiker,  wie  manchen  seiner  Zeitgenossen.  Weder  Merkan- 
tilist,  Physiokrat,  noch  Smithianer  ist  Crome,  der  in  seinen  nationalöko- 
nomischen Anschauungen,  wie  auch  der  Ocsterreicher  Jos.  von  Sonnen- 
fels, stark  in  der  Kameralistik  wurzelt,  den  Reformmerkantilisten  zuzu- 
zählen. Seine  Ansichten  von  der  Gesellschaft  und  vom  Staate  sind  die 
der  naturrechtlichen  Schule  und  zeigen  sich  von  der  Philosophie  des 
18.  Jahrhunderts,  deren  Einfluß  auf  die  Wirtschaftswissenschaft  jener 
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Zeit  sich  besonders  geltend  gemacht  hat,  stark  abhängig.  Eis  ist  ener 
Subjektivismus,  der  sich  in  erster  Linie  in  Erziehungsfragen  auslebte 
und  "zunächst  für  die  Autonomie  der  Einzelpersönlichkeit  sowohl  in 
ihrem  inneren  Wesen  wie  in  dem  Bereiche  ihrer  Elinwirkungsmüglich- 
keiten  nach  außen  eintrat.  Dieses  subjektive  Zeitalter  wollte  den 
Einzelnen  dadurch  für  seine  Zeit  geschickt  machen,  daß  es  ihn  zum 
selbständigen  und  selbstwirkendcn  Subjekt  erzog.  Von  dieser  Grund- 
lage aus  trat  man  auch  heran  an  die  Lösung  des  schweren  Pro- 
blems , wie  für  die  neue  geistige  Gesellschaft  ein  neuer  Staat  zu 
bilden  sei,  die  man  ebenfalls  von  der  Einzelperson  her  in  Angriff 
nahm. 

Im  Schlußkapitel  wird  noch  auf  Cromes  agitatorische  Tätigkeit 
für  den  Rheinbund  hingewiesen,  dessen  Hauptagitator  er  in  den  Jahren 
1807  13  in  seiner  Zeitschrift  »Germanien«  war,  die  ihm  später  den 
Groll  und  Haß  weiter  Kreise  der  deutschen  Nation  eingetragen  hat. 

(R.) 

6.  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte. 

Düngern,  Dr.  Otto  von.  Der  Iferrenstnnci  im  Mittelalter.  I.  Bd. 

Gehr.  Vogt,  Papiermühle  S.-A.  1908,  487  S.  M.  15. — . 

Der  Verfasser  hat  es  unternommen,  die  politisch  leitende  Klasse 
im  deutschen  Mittelalter  in  ihrer  tatsächlichen  Zusammensetzung  zu 
rekonstruieren  und  ihre  juristische  und  soziale  Isolierung  festzustellen. 
Ausgangspunkt  sind  die  gewohnheitsrechtlichen  und  urkundlichen  Zeug- 
nisse für  die  Abgrenzung  der  Stände  gegeneinander.  Der  vorliegende 
erste  Band  behandelt  das  spätere  Mittelalter,  für  den  die  urkundlichen 
Quellen  zahlreich  fließen.  Die  Beweisführung  ist  mit  Rücksicht  auf 
die  besondere  Methode,  die  der  Verfasser  zur  Anwendung  bringt,  um- 
ständlich und  von  dem  Bestreben  geleitet:  Die  neuen  Resultate  sollen 
ein  für  allemal  sichergestellt  werden. 

Von  den  Ergebnissen  sind  hervorzuheben : eine  scharfe  zeitliche 
Orientierung  über  das  Aufkommen  niederen  Adels  (12.  Jahrhundert) 
und  eine  genaue  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  diesem  neuen 
und  dem  älteren  großgrundherrlichen  Adel.  Im  Zusammenhang  damit 
werden  die  Begriffe  »nobilis«  und  »frei«  für  das  12.  und  13.  Jhd.,  die 
Rechtslage  der  Reichministerialen  und  Reichshofbeamten,  die  staufische 
innere  Politik  kritisiert.  Ausschlaggebend  für  die  Entwicklung  der 
ständischen  Verhältnisse  in  der  wichtigen  staufischen  Periode  erscheint 
der  Wechsel  der  volkswirtschaftlichen  Lage.  Die  Entstehung  des 
Rittertums  wird  durchaus  als  E'olge  der  Einwirkung  kultureller  und 
wirtschaftlicher  E'aktorcn  auf  die  bestehenden  Rechtszustände  dar- 
gestellt. Das  Rittertum  wird  dabei  (zum  erstenmal)  nicht  als  selb- 
ständige kulturelle  Erscheinung,  sondern  als  Produkt  älterer  ständischer 
Organisation  und  neuer  sozialer  Bedingungen  für  herrenmaßiges  Leben 
aufgefaßt.  Die  bisher  stets  als  Einheit  angesehene  ritterliche  Gesell- 
schaft löst  sich  auf  in  scharf  geschiedene  Gruppen.  Die  Wege,  auf 
denen  soziale  Macht  (Reichtum  1 im  Mittelalter  sich  Einfluß  im  Ver- 
fassungsleben verschaffte,  werden  ersichtlich.  Das  Ueberwinden  stän- 
discher (verfassungsmäßiger)  Grenzen  durch  soziale  Annäherung  wird 
illustriert. 

Ein  zweiter  Band  soll  die  Lage  des  vorstaufischen  Herrenstandes 
im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Volksklassen  darstellen.  (R.) 
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Fox,  George,  Aufzeichnungen  und  Briefe  des  ersten  Quäkers.  Ueber- 
setzt  von  M.  Stähelin,  mit  Einleitung  von  P.  Wernle.  Tübingen  1908, 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  XX  und  324  S.  M.  5. — 

Fox,  Sohn  eines  Webers  in  Lincolnshire  (England),  erkannte  von 
seiner  frühesten  Kindheit  an,  besonders  auch  während  seiner  Lehrzeit, 
die  Betrügerei,  Eitelkeit,  Ungerechtigkeit  im  Verkehr  der  Menschen 
untereinander  und  fühlte  sich  mehr  und  mehr  berufen  -durch  Offen- 
barungen von  Gott-  öffentlich  dagegen  aufzutreten.  Auf  den  Märkten 
und  Straßen,  in  Kirchen  und  Gerichtshöfen,  mehrmals  auch  vor  Oliver 
Cromwell,  sowie  in  zahlreichen  Schriften  eiferte  er  gegen  Laster  und 
Unsittlichkeit,  Betrug  in  Handel  und  Gewerbe,  gegen  müßiges  Ver- 
gnügen und  Spielen  derer,  die  das  Volk  regieren  und  leiten  sollten, 
gegen  das  Ausnützen  und  unrechtmäßige  Dingen  der  Dienstboten,  ge- 
gen die  lohngierige  Priesterschaft,  gegen  alles  äußere  Bekennen  einer 
Religion,  die  nicht  Besitz  und  Gesinnung  ist. 

Der  Mann,  der  trotz  vielfacher  harter  Gefangenschaft  und  Ver- 
folgung so  unentwegt  für  seine  »Wahrheit«  einstand  und  durch  Hei- 
lungen, merkwürdige  Errettungen  und  Gesichte  von  kommenden  Ereig- 
nissen eine  ihm  innewohnende  besondere  göttliche  Kraft  bekundete, 
gewann  in  England  sowie  auf  seinen  Reisen  in  Holland,  Westdeutschland 
und  Nordamerika  zahlreiche  Anhänger  und  es  bildete  sich  eine  Ge- 
meinschaft, die  durch  ihre  unbedingte  Redlichkeit  sich  bei  der  Welt 
besonderen  Kredit  gewann  und  großen  Wohlstand  eroberte,  unter  den 
widerwärtigsten  Verhältnissen  bei  völliger  innerer  Weltfreiheit.  (R.) 

Zieh  ursch , 7 oh.  D r.,  Das  Ergebnis  der  friderizianischen  Städtever- 
wattung  und  die  Städteordnung  Steins.  Jena  1908,  Costenoble.  VIII 
und  228  S.  M.  6. — . 

Im  Mittelpunkt  der  neueren  preußischen  Geschichtsforschung  steht 
die  Frage  nach  dem  Verhältnis  des  friderizianischen  Staates  zu  der 
Stein-Hardenbergischen  Reform,  die  Frage,  ob  die  Reform  den  Höhe- 
punkt einer  in  der  gleichen  Richtung  wie  bisher  verlaufenden  Entwick- 
lung oder  in  der  Hauptsache  den  Bruch  mit  der  Vergangenheit  bildete, 
unter  der  Einwirkung  neuer  von  außen  her,  von  Frankreich  und  Eng- 
land, nach  Preußen  übertragener  Gedanken.  Zur  Beantwortung  dieser 
Frage  hat  der  Verf.  am  Beispiel  der  schlesischen  Städte  untersucht, 
was  der  friderizianischc  Staat  von  1740 — 1806  für  die  Städte,  den 
dritten  Stand,  den  Träger  der  Entwicklung  im  19.  Jahrhundert,  geleistet 
hat.  Es  ergibt  sich,  daß  die  Städte  unter  dem  Druck  der  staatlichen 
Lasten  in  wirtschaftlicher  und  kultureller  Beziehung  keine  nennenswerten 
Fortschritte  machten,  daß  vielmehr  die  Gewerbe  auf  das  platte  Land 
flüchteten  und  daß  dort  unter  der  Leitung  der  adeligen  Großgrund- 
besitzer eine  neue  zukunftsreiche  Industrie  erstand.  Das  Verhältnis 
der  ländlichen  zur  städtischen  Bevölkerungsanzahl  verschlechterte  sich 
zu  ungunsten  der  letzteren;  die  Städte  zählten  meist  nur  wenige  Tau- 
sende, häufig  nur  wenige  Hunderte  von  Köpfen : Ackerbürger,  Krämer, 
Gastwirte  und  Handwerker  bildeten  das  Bürgertum  des  18.  Jahrhun- 
derts; wirtschaftlich  abhängige  Elemente,  Gesellen,  Knechte  usw.  fanden 
sich  nur  an  wenigen  Orten  in  größerer  Anzahl.  Von  einigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  waren  die  Häuser  klein,  einstockig , von  6 — 7 
Menschen  bewohnt,  häufig  aus  Fachwerk  oder  Holz  errichtet,  mit  Schin- 
deln gedeckt.  Die  Verwaltung  ruhte  in  den  Händen  einer  vom  Staat 
eingesetzten,  im  großen  und  ganzen  minderwertigen  Bureaukratie,  in 
wachsender  Zahl  fanden  ehemalige  invalide  Militärs  in  den  Magistraten 
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ihre  Versorgung.  Die  Geringfügigkeit  der  vom  Staate  den  Städten 
gelassenen  Hinnahmen  unterband  von  vornherein  jede  fördernde  Tä- 
tigkeit der  Magistrate:  am  F.nde  des  18.  Jahrhunderts  bezog  nur  ein 
Drittel  der  130  schlesischen  Städte  größere  Einkünfte  als  ein  Kanzlei- 
direktor der  Breslauer  Kriegs-  und  Domanenkammer.  Dazu  traten 
endlich  die  Uebergriffe  der  Garnisonen  und  der  Druck  der  Grundherren 
auf  die  Mediatstädte,  deren  Bürger  ihnen  zu  zinsen  und  fronen  hatten. 
Das  beginnende  19.  Jahrhundert  sah  die  Städte  in  der  kläglichsten 
Verfassung ; Steins  Stadteordnung  brachte  im  Verein  mit  der  Aufhebung 
des  Zunftzwangs  usw.  theoretisch  den  völligen  Bruch  mit  der  Ver- 
gangenheit und  schuf  die  neuen  Formen,  aus  denen  heraus  sich  die 
Blüte  der  Städte  im  19.  Jahrhundert  entwickelte.  Die  in  den  Einzel- 
heiten'geschilderte  Durchführung  der  Reform  hatte  gewaltige  Hinder- 
nisse und  Widerstände  zu  überwinden,  es  vergingen  Jahre  und  Jahrzehnte, 
ehe  neuer  Wein  in  die  neuen  Schläuche  gefüllt  wurde;  die  Reformpartei 
fand  daher  an  dem  neuorganisierten  Bürgertum  infolge  seiner  bis- 
herigen Kläglichkeit  nicht  den  unentbehrlichen  Rückhalt  gegenüber  den 
reaktionären  Mächten,  so  erklärt  sich  zu  einem  Teil  der  torsoartige 
Charakter  der  preußischen  Reform.  (R.) 

(Hagau,  Hans,  K eformversuche  und  Sturz  des  Absolutismus  in  Frank- 
reich tiJ7J — IJ SS).  R.  Oldenbourg,  München  und  Berlin  1908.  VI  und 
396  S.  M.  7.50. 

Das  Buch  bildet  einen  Beitrag  zur  Vorgeschichte  der  Revolution. 
Der  Verfasser  beschreibt  die  verschiedenen  Reformversuche,  die  sämt- 
lich scheiterten.  In  den  einzelnen  Kapiteln  werden  folgende  Gegen- 
stände behandelt ; das  physiokratische  Reformprogramm, T urgots  Reform- 
versuch,  Turgots  Sturz,  Neckers  Reformpolitik,  der  große  Reformplan 
Calonnes,  Calonne  und  die  Notabein,  die  Notabein  und  das  Defizit, 
der  Zusammenbruch. 

Glagau  schildert  die  Umwälzungen,  die  sich  in  dem  französischen 
Staatskörper  vollzogen,  ehe  die  große  Revolution  im  Frühjahr  1789 
ausbrach  und  die  mit  dem  Sturz  der  absoluten  Königsherrschaft  endeten. 
Es  handelte  sich  in  dieser  Periode  um  den  Konflikt  zwischen  Feu- 
dalismus und  Absolutismus.  An  dem  Widerstand  der  feudalen  Privi- 
legierten scheiterten  die  Reformversuche  Turgots,  die  dem  Königtum 
im  Volke  einen  neuen  und  festen  Halt  sichern  wollten,  und  ebenso 
die  der  streng  absolutistisch  gesinnten  Minister  Calonne  und  Brienne. 
Glagau  weist  nach,  daß  der  äußere  Anlaß,  der  Turgot  die  Ungnade 
seines  Königs  zuzog,  seine  Stellung  zum  amerikanischen  Unabhängigkeits- 
krieg war.  Die  wirtschaftlichen  und  politischen  Ursachen  der  großen  Re- 
volution empfangen  eine  vielseitige  aufklärende  Beleuchtung.  (K.j 
Keiträge  zur  Geschichte  des  Ziiricherischen  Zeitungswesens.  Albert  Rau- 
stein, Zürich  1908.  VII  u.  239  S.  M.  5. — . 

Das  Buch  ist  eine  Festschrift,  die  von  Dr.  Oskar  Wettstein  zur 
Feier  des  25jährigen  Jubiläums  des  Vereins  der  Schweizerischen  Presse 
herausgegeben  worden  ist.  Es  umfaßt  zum  großen  Teil  Arbeiten,  die 
von  Schülern  der  journalistischen  Abteilung  der  Universität  Zürich 
angeferligt  worden  sind.  Nach  einem  Vorwort  des  Herausgebers  ent- 
hält das  Buch  folgende  Beiträge:  Aus  der  Geschichte  des  Vereins  der 
Schweizerischen  Presse,  von  Dr.  A.  Hablützel.  Die  Zürcherische  Presse 
bis  zur  Helvetik,  von  Dr.  A.  Jacob.  Die  Zürcherische  Presse  in  der 
Zeit  der  Helvetik  von  S.  Markus.  Die  Zürcherische  Presse  im  Anfänge 
des  19.  Jahrhunderts,  von  Dr.  M.  Uebelhör.  (K.) 
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Engels,  Friederich.  Der  deutsche  Bauernkrieg.  Mit  Einleitung 
und  Anmerkung  herausgegeben  von  Franz  Mehring.  Sozialistische 
Neudrucke.  Dritter  Abdruck.  Berlin  1908.  Buchhandlung  Vorwärts. 
124  S.  M.  1.50. 

Die  erste  Auflage  dieser  Schrift  ist  18 so,  die  zweite  1870  erschienen. 
Wie  Mehring  in  seiner  Einleitung  hervorhebt,  hat  Engels  selbständige 
Quellenstudien  für  seine  Arbeit  nicht  gemacht,  er  stützte  sich  vielmehr 
— nach  den  Angaben,  die  er  in  seiner  »Vorbemerkung,  zur  2.  Auflage 
macht  — auf  Zimmermanns  Geschichte  des  Bauernkrieges,  die  er  je- 
doch unter  dem  Gesichtspunkte  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung verarbeitet  und  auf  Grund  deren  er  dann  Parallelen  zwischen 
der  Bewegung  von  1525  und  1848  zu  ziehen  sucht.  Engels  hat  sich 
bis  zu  seinem  Tode  mit  der  Absicht  getragen,  die  Schrift  einer  voll- 
ständigen Umarbeitung  zu  unterziehen,  er  ist  aber  über  die  Vorarbeiten 
nicht  hinausgekommen.  Das  Buch  hat  die  Aufgabe  gehabt,  den  Ar- 
beitern eine  der  wichtigsten  revolutionären  Perioden  der  deutschen 
Geschichte  unter  bestimmten  »einseitigen.  Gesichtspunkten  vor  Augen 
zu  führen,  es  ist  eine  Propagandaschrift,  die  zugleich  aber  einen  Wert 
hat  als  historisches  Dokument  der  Entwickelung  der  sozialistischen 
Bewegung  in  Deutschland.  (J.1 


7.  Bevölkerungswesen. 

Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  im  Jahre  IQOÖ.  Redigiert  von 
Dr.  Julius  J.  Pikier,  Vizedirektor  des  Bureaus.  Publikationen 
des  statistischen  Bureaus  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest. 
(Direktor  Prof.  Dr.  Gustav  Thirring.)  Nr.  40.  Budapest  1908.  VI 
und  27*  und  112  S.  M.  1. — . 

Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  wird  zunächst  nach  den 
Altersklassen  gesondert  behandelt.  Innerhalb  dieser  Altersklassen  wird 
die  Sterblichkeit  unterschieden  nach  dem  Kalendermonat,  Wohnort, 
nach  der  Konfession  und  dem  Familienstand,  nach  Wohlstand  und 
Wohnart,  nach  der  Wohnungslage  und  Wohndichtigkeit  und  nach  dem 
Beruf.  Außerdem  wird  das  Alter  der  Selbstmörder,  nach  Motiv  und 
Ausführungsmittel,  das  Alter  der  Ueberfahrcnen  mit  Benennung  des 
Fuhrwerks  angegeben.  Dann  folgt  die  Statistik  der  Todesursachen,  die 
nach  denselben  Kategorien  wie  die  der  Altersklassen  geordnet  ist.  Die 
Sterblichkeit  der  Ortsfremden  wird  besonders  behandelt.  In  eingehen- 
der Weise  ist  die  Kindersterblichkeit  nach  Altersklassen  und  Todes- 
ursachen bearbeitet.  (K.) 


Streitberg,  Gräfin,  Gisela  von,  Die  Bevölkerungs frage  in  weiblicher 
Beurteilung.  I.  Die  Frage  der  Uebcrvölkerung.  Einziges  über  die 
tatsächlichen  Folgen  örtlicher  Uebcrvölkerung.  Kultur  und  Fort- 
schritt, Nr.  182/83.  Felix  Dieterich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908.  31  S. 
M.  —.50. 

Als  Folgen  der  örtlichen  Uebcrvölkerung  schildert  die  Verfasserin 
den  Bodenwucher,  die  Wohnungsnot,  die  Obdachlosigkeit,  die  Zunahme 
des  Vagabunden-  und  Verbrechertums,  die  Verwahrlosung  der  Jugend, 
die  Verschärfung  des  Konkurrenzkampfes  und  das  Auswandererelend. 

(K-) 


8.  Statistik. 


Statistisches  Jahrbuch  fiir  den  Preußischen  Staat.  Fünfter  Jahrgang  1907. 
Herausgegeben  vom  K.  Preuß.  Statistischen  Landesamt.  Berlin  190S, 
Selbstverlag,  XII  und  308  S.,  geb.  1. — . 
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Inhalt:  Fläche  und  Bevölkerung,  Berufs-  und  Erwerbsverhältnisse. 
Grundeigentum  und  Gebäude,  Bodennutzung,  Bergbau,  Gew'erbe,  Ver- 
kehr, Bank-  und  Kreditwesen,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgcsellschaften, 
Versicherungswesen,  Brände,  Wohlfahrtspflege,  Gesundheitspflege,  Kir- 
che, Unterrichtswesen , Rechtspflege , Finanzen , die  gesetzgebenden 
Körperschaften,  Anhang  und  Nachträge.  (J.) 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Neunundzwanzigster 
Jahrgang  1908.  Heräusgegeben  vom  Kaiscrl.  Statistischen  Amt.  Ber- 
lin 1908,  Puttkammer  und  Mühlbrccht,  XXIX  und  388  und  79  S.  mit 
graphischen  Beilagen.  Kart.  M.  2. — . 

Inhalt:  Gebietseinteilung  und  Bevölkerung,  Bewegung  der  Bevölke- 
rung, Land-  und  Forstwirtschaft,  Viehstand,  Gewerbe,  Verkehr,  Aus- 
wärtiger Handel,  Geld-  und  Kreditwesen,  Preise,  Verbrauchsberech- 
nungen, Volksschulen,  Justizwesen,  Reichstagswahlen,  Kriegswesen, 
Finanzwesen,  Versicherungswesen,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgesellschaf- 
ten, Arbeitsmarkt,  Organisation  der  Privatangestellten  und  Arbeiter, 
Medizinalwesen,  Sport,  Veterinärwesen,  Meteorologische  Nachweise. 
Schutzgebiete.  Anhang:  Internationale  Uebcrsichtcn.  (J.) 


Statistisches  Amt  der  Stadt  Magdeburg.  Magdeburger  Statistik  1907. 
Sonderabdruck  aus  dem  Vcrwaltungsbericht  der  Stadt  Magdeburg 
für  1907  08.  Magdeburg  1908. 

Der  Bericht  gibt  zuerst  eine  Uebersicht  über  die  Bevölkerungsbe- 
wegung im  Berichtsjahre  und  teilt  sodann  die  Hauptergebnisse  der 
Wohnungszählung  vom  1.  Dez.  1905  mit.  Die  durchschnittliche  Be- 
wohnerziffer  einer  Wohnung  ist  zurückgegangen.  Der  Durchschnitt 
der  Jahresmiete  steigerte  sich  von  262  Mk.  (1895)  und  283  Mk.  (19001 
auf  301  Mk.  Im  Anschluß  daran  wird  über  die  Bautätigkeit  und  die 
leerstehenden  Wohnungen  berichtet.  Den  Schluß  bildet  ein  Ueber- 
blick  über  die  Wanderungen  .staatssteuerpflichtiger  Personen  mit  mehr 
als  3000  Mk.  Einkommen,  sowie  eine  Untersuchung  über  »Magdeburg 
als  Arbeitsort  und  Wohnort«  und  den  Magdeburger  Arbeitsmarkt. 

(M.) 


9.  Agrarwesen. 


Ehrenberg,  Dr.  Richard,  Professor  an  der  Universität  Rostock. 
Landarbeit  und  Kleinbesitz.  Heft  4.  Carl  Boldt'sche  Hof-Buchdrucke- 
rei,  Rostock  i.  M.  1908.  70  S. 

Dieses  4.  I left  enthält  eine  längere  Abhandlung  über  die  innere  Ko- 
lonisation in  Mecklenburg-Schwerin  von  Amtsverwalter  Dchns-Hagenow 
und  einen  kürzeren  Artikel  über  die  landwirtschaftlichen  Spar-  und 
Darlehenskassen  und  Arbeiter-Ansiedelung  in  Schleswig-Holstein  von 
Landesversicherungsrat  Hansen-Kiel.  Dehns  beschreibt  zunächst  die 
Grundbesitz- Verteilung  im  Groß  herzogtum  Mecklenburg-Schwerin.  Nach 
dieser  Einleitung  schildert  er  im  ersten  Abschnitt  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  auf  dem  Großherzoglichen  Domanium,  das 
zum  Teil  als  Großgrundbesitz,  zum  Teil  in  der  Gestalt  der  bäuerlichen 
Betriebe  verpachtet  ist.  In  derselben  Weise  wird  im  zweiten  Abschnitt 
das  Gebiet  der  Ritterschaft  behandelt.  Der  Verfasser  kommt  zu  dem 
Schluß,  daß  die  Verbreitung  des  Kleingrundbesitzes  in  Mecklenburg 
noch  ungenügend  ist  und  fordert  daher  die  Durchführung  der  inneren 
Kolonisation  auf  dem  Gebiete  der  Ritterschaft.  (K.p 

Hast  er,  Dr.  jur.  Hans.  Der  sehweiserische  Weinbau  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  zürcherischen  Verhältnisse.  Eine  volkswirtschaft- 
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liehe  Studie.  Gebr.  Leemann  & Co.  Zürich-Selnau  1907.  VII  und 
271  S. 

Im  ersten  Teil  dieses  Buches  wird  die  geschichtliche  Entwicklung 
des  zürcherischen  Weinbaues  dargestellt.  Es  wird  gezeigt,  welche 
Stellung  und  Bedeutung  der  Weinbau  in  der  zürcherischen  Landwirt- 
schaft einnimmt.  In  dem  folgenden  Teil  wird  die  Krisis  im  Weinbau 
geschildert  und  der  Verfasser  bemüht  sich , ihre  Ursachen  darzu- 
stellen. Zu  diesen  gehören  : Mißernten,  Rebenkrankheiten  und  Reben- 
feinde, wie  pflanzliche  und  tierische  Schädlinge,  das  Steigen  der  Pro- 
duktionskosten bei  sinkenden  Preisen,  die  wachsende  Konkurrenz  der 
Kunstwcine  und  des  Biers,  die  Abstinenzbewegung,  die  Konkurrenz 
der  fremden  Weine.  Dann  werden  die  Folgen  der  Krisis  auseinander- 
gesetzt. Sie  bestehen  darin,  daß  das  Areal  des  Reblandes  und  die 
Zahl  der  Rebenbesitzer  zurückgegangen  sind,  daß  der  Preis  des  Reb- 
landes gesunken  und  die  Verschuldung  der  Rebbauern  gestiegen  ist.  Im 
Anhang  wird  eine  Uebcrsicht  über  die  Wein-Erträgnisse  gegeben. 

(K.) 

Kusch,  Dr.  Carl.  Die  Grundvcrschuldung  im  Kanton  Appenseil  J.-Rh. 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Bodenverschuldung  im  Bezirk 
Rüte.  Separatabdruck  aus  der  »Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik«,  1908. 
A.  Francice,  Bern  1908,  37  S.  M.  1.20. 

Rusch  untersucht  den  Stand  und  die  Entwicklung  der  Immobiliar- 
verschuldung im  Kanton  Appenzell  J.-Rh.  1881  — 1906,  wobei  die  Ver- 
hältnisse des  typisch  landwirtschaftlichen  Bezirks  Rüte  besonders  be- 
rücksichtigt werden.  Ferner  gibt  er  eine  Beschreibung  des  Kantons 
nach  der  geographischen  Lage,  nach  Klima,  Boden  und  Bewohner, 
nach  der  Größe  und  Verteilung  des  Grundbesitzes,  der  Bearbeitung 
und  Benützung  des  Bodens,  der  Tierzucht  und  Tierhaltung,  den  Absatz- 
verhältnissen, sowie  dem  Versicherungswesen.  Aus  diesen  Tatsachen 
ermittelt  er  die  Ursachen  der  Verschuldung  und  schließlich  erörtert 
er  die  in  Betracht  kommenden  Rcformvorschläge.  (K.) 

io.  Gewerbliche  Technik  und  Gewerbepolitik. 

L inseh  tna  n n , Dr.  Hugo,  Redakteur  der  Kölner  Zeitung.  Die  Spiri- 
tusindustrie. Ihre  Technik,  Steuern  und  Monopole.  Stuttgart  1908, 
Ernst  Heinrich  Moritz.  85  S.  M.  2. — . 

Die  Schrift  verfolgt  den  Zweck,  den  Laien  und  auch  den  Volks- 
wirtschaftler aufzuklären  über  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieser 
Industrie,  die  um  so  interessanter  und  beachtenswerter  ist,  als  sic  sich 
einer  straffen  Kartellierung  erfreut.  Es  ist  darum  besonders  eingehend 
der  sogenannte  Spiritusring,  seine  Entstehung  und  Neuschmiedung  be- 
sprochen, ebenso  die  Erhebungen  der  Enquete,  die  im  Rcichsamt  des 
Innern  über  dieses  Syndikat  stattgefunden  haben.  Die  verwickelten 
Besteuerungsformen  des  Branntweins  werden  ausführlich  dargestellt 
(Liebesgabe,  Prämien,  Kontingent!,  die  gerade  jetzt  den  Gegenstand 
heftigen  politischen  Streites  bilden.  I)a  die  Arbeit  vor  dem  Bekannt- 
werden der  Monopolplane  der  Regierung  erschien,  ist  der  Verfasser 
auf  die  Monopolfrage  nicht  eingegangen,  doch  sind  die  bestehenden 
ausländischen  Monopole  in  ihren  Grundzügen  skizziert.  Zum  Ver- 
ständnis der  Verhältnisse  des  Gewerbes  trägt  der  technische  Teil, 
welcher  die  Herstellung  des  Produktes  schildert,  mit  seinen  16  Illustra- 
tionen nicht  unwesentlich  bei.  (R.) 
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Duimchen,  Theodor.  Monarchen  und  Mammonarchen.  Berlin  1908. 
XVcißischc  Verlagsbuchhandlung.  XX  lind  445  Seiten,  geh.  M.  4.50, 
geh.  M.  5.50. 

Eine  Neubearbeitung  und  Erweiterung  tauf  den  doppelten  Umfang) 
des  1903  erschienenen  Buches  über  »Die  Trusts  und  die  Zukunft  der 
Kulturmenschheitc.  — Der  Verfasser  hält  die  fortschreitende  Vertru- 
stung auch  der  deutschen  Großindustrien  für  ganz  unvermeidlich,  weil 
notwendig;  die  Gefahren  dieser  Entwicklung  (Erpressungsgcwait  des 
Trusts  den  von  ihm  abhängigen  Gewerben  und  dem  Konsum  gegen- 
über, absolute  Herrschaft  der  im  Trust  zusammengeschlossenen  Kapi- 
talisten über  ihre  Arbeiter,  Verdrängung  der  arbeitenden  deutschen  Volks- 
genossen zugunsten  tieferstchendcr  Rassen,  schließliche  Unterjochung 
der  Unternehmer  selbst  durch  das  übermächtige  ausländische  — nament- 
lich das  unter  Rockelellers  Befehl  stehende  amerikanische  — Kapital) 
lassen  sich  seiner  Meinung  nach  nur  dadurch  vermeiden,  daß  die 
Arbeiter  der  einzelnen  Industrien  straff  organisiert  und  mit  ihren  Un- 
ternehmern in  neuen,  über  die  Trusts  noch  hinausgehenden,  auf  dem 
Gedanken  der  »allianccs«  ruhenden,  Gebilden  zusammengefaßt  werden, 
die  unter  der,  nun  erst  wirksamen,  Aufsicht  des  Staates  stehen.  — 
Im  neuen  Teil  seines  Buches  geht  Duimchen  auf  die  letzte  Goldkrise 
ein  (die  er  für  das  berechnete  Werk  Rockefellers  und  der  Seinen  hält) 
und  baut  ein  ganzes  System  des  »Antimetallismus«  auf,  durch  das  er 
»die  internationale  Bankendespotie  brechen,  den  aussaugcrischcn  Miß- 
brauch des  Goldes  unmöglich  und  das  Geld  zum  einflußlosen,  wie- 
der nur  dienenden  Vermittler  des  freien  Tausches  der  Güter  und  Lei- 
stungen machen  will«.  (R.) 

Was  will  die  Mitfe/staudsbewcgung  r Ihre  praktischen  und  idealen  Ziele. 
Nach  der  Denkschrift  der  Mittclstandsvcreinigung  im  Königreich 
Sachsen  bearbeitet.  Kultur  und  Fortschritt,  Nr.  171.  Felix  Dietrich, 
Gautsch  b.  Leipzig  1908.  16  S.  M.  — .25. 

Die  Schrift  enthält  das  Programm  der  Mittelstandspartei,  wie  cs 
durch  die  Denkschrift  der  Mittelstandsvereinigung  im  Königreich  Sach- 
sen entworfen  worden  ist.  Die  Endziele  dieser  Politik  bilden  die 
l 'ebcrwindung  der  Ausartungen  der  Geldwirtschaft,  Beseitigung  des  Wu- 
chers jeder  Art,  organische  Gliederung  des  »rechtschaffenen«  Erwerbs. 

(K.) 

11.  Gewerbliche  Arbeiterfrage. 

Gilman,  N.  P.  und  Kätscher,  /..;  Der  Arbeitsfriede.  Kultur  und 
Fortschritt,  Nr.  181.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908.  11  S. 

M.  —.25. 

In  dieser  Schrift  werden  erörtert;  1.  Das  Wesen  des  Arbeitsfriedens, 
2.  die  Vorbedingungen  des  Arbeitsfriedens,  3.  das  Publikum  und  der 
Arbeitskrieg.  Alle  sozialen  Faktoren  werden  aufgefordert,  an  der 
Schlichtung  der  Arbeitsstreitigkeiten  und  Befestigung  des  sozialen  Frie- 
dens mitzuwirken.  (K.) 

Frost , Dr.  J,  /ie/gische  Wanderarbeiter.  Berlin  1908,  Trowitzsch  und 
Sohn.  176  S.  M.  2.-—. 

Die  Arbeit  behandelt  eine  in  der  deutschen  Literatur  bisher  nicht 
bekannte  große  Wanderbewegung,  die  sich  von  den  dichtbevölkerten 
Fluren  des  nördlichen  Belgiens  über  den  Süden  dieses  Landes  und 
die  angrenzenden  Länder  erstreckt.  Der  Verfasser  hat  diese  vlämischen 
Arbeiter  in  ihrer  belgischen  Heimat,  sowie  auf  der  Wanderschaft  nach 
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Holland,  Frankreich  und  Deutschland  studiert,  und  gibt  auf  Grund 
eigener  Beobachtungen  eine  ausführliche  Schilderung  dieser  modernen 
Völkerwanderung  vom  geschichtlichen,  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkt  aus.  Ihrer  Art  nach  sind  die  Auswanderer  vorwiegend 
landwirtschaftliche  Saisonarbeiter,  deren  Zahl  auf  50 — 60000  geschätzt 
wird.  Der  Hauptteil  davon  geht  heute  nach  Frankreich.  Der  Ver- 
fasser kommt  jedoch  auf  Grund  eingehender  Untersuchungen  zu  dem 
Schluß,  daß  diese  Wanderung  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  eine 
nach  Deutschland  gerichtete  Tendenz  annehmen  wird,  zumal  der  Be- 
darf an  landwirtschaftlichen  Saisonarbeitern  in  den  betreffenden  Gegen- 
den Frankreichs  heute  so  gut  als  gedeckt  ist  und  die  belgische  Bevöl- 
kerung fortfährt,  jährlich  um  80000  Köpfe  anzuwachsen.  Eine  Heran- 
ziehung vlämischcr  Arbeiter  für  die  deutsche  Landwirtschaft  kann  aber 
nur  in  jedem  Falle  als  äußerst  erwünscht  erachtet  werden,  da  die 
Vlamen  tüchtige  Arbeiter  sind  und  ihre  Verwendung  zu  einer  teilweisen 
Zurückdrängung  der  polnischen  Arbeiter  Anlaß  geben  kann.  In  den 
letzten  Kapiteln  des  Buches  werden  die  Arbeitsbedingungen  und  Lohn- 
ansprüche der  Vlamen,  sowie  die  Art  der  Anwerbung  vlämischcr  Ar- 
beiter für  deutsche  Landwirtschaftsbetriebe  behandelt,  um  einer  stär- 
keren Zuwanderung  von  vlämischen  Arbeitern  nach  Deutschland  das 
Terrain  vorzubereiten.  ( R.) 

Arbeitgeberverbände.  Ein  Ueberblick  über  ihre  Geschichte,  Organisation 
und  Tätigkeit.  Arbeiterbibliothek  11.  Heft.  Verlag  der  Wcstd.  Ar- 
beiterzeitung, M.-Gladbach  190g.  32  S.  M.  — .20. 

Das  Schriftchen  schildert  in  knappen  Zügen  die  Entwicklung,  den 
gegenwärtigen  Stand,  sowie  die  innere  Organisation  der  Arbeitgeberver- 
bände und  zeichnet  weiterhin  einige  Bilder  aus  der  Praxis  dieser  Ver- 
bände. Im  wesentlichen  stützt  es  sich  dabei  auf  das  umfangreiche 
Material,  welches  Band  124  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
(G.  Keßler.  Die  deutschen  Arbeitgeberverbände)  bietet.  (R.) 

12.  Arbeiterschutz. 

Lauer,  Amalie:  Gewerblicher  Kinderschutz.  Soziale  Tagesfragen. 
Zwanglose  Hefte,  herausgegeben  vom  Volksverein  für  das  katho- 
lische Deutschland.  18.  Heft.  Volksvereins- Verlag  M.-Gladbach  1908. 
72  S.  M.  — .80. 

In  dieser  Schrift  wird  zunächst  geschildert,  wie  die  industrielle 
Kinderarbeit  als  eine  Folge  des  Fabriksystems  sich  entwickelt  hat.  Ihr 
Umfang  und  ihre  Verbreitung  werden  auf  Grund  der  verfügbaren  Stati- 
stik fcstgcstcllt.  Es  werden  die  Nachteile  der  Kinderarbeit,  die  damit 
verknüpften  gesundheitlichen  intellektuellen  und  sittlichen  Gefahren 
hervorgehoben.  Die  gesetzlichen  Maßregeln,  die  zur  Durchführung 
des  Kinderschutzes  getruffen  sind,  werden  im  Zusammenhänge  darge- 
stellt. Vorhandene  Lücken  und  Mängel  werden  aufgedeckt.  Gefordert 
wird  der  gesetzliche  Schutz  auch  für  die  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Gesindedienst  beschäftigten  Kinder.  Die  Verfasserin  macht  Vorschläge 
zur  weiteren  Ausgestaltung  des  Kinderschutzes.  Im  Anhang  sind  der 
Text  des  Kinderschutzgesetz.es  von  1903,  sowie  tabellarische  Ueber- 
sichten  über  die  gesetzlichen  Bestimmungen  wiedergegeben.  (K.| 
Bergarbeiterschutz  und  Zentrum.  Eine  aktenmäßige  Darstel- 
lung der  Tätigkeit  des  Zentrums  im  Deutschen  Reichstage  und  im 
Preußischen  Landtage  zugunsten  der  Bergarbeiter.  Soziale  Tages- 
fragen. Zwanglose  Helte,  herausgegeben  vom  Volksverein  für  das 
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katholische  Deutschland.  16.  Heft.  Volksvereins- Verlag  M.-Glad- 
bach  1908.  80  S.  M.  .50. 

Die  Schrift  umfaßt  folgende  Kapitel:  t.  Bergarbeiterfragen  im 

Reichstag  bis  1892.  2.  Bergarbeiterfragen  im  Preußischen  Landtag  bis 

1892-  3.  Tätigkeit  des  Zentrums  bei  der  neueren  Berggesetzgebung  in 

Preußen.  4.  Stellung  des  Zentrums  zur  reichsgesetzlichen  Regelung  der 
Bergarbeiterfragen. 

Der  Anhang  enthalt  die  Anträge  des  Zentrums  zu  den  Berggesetz- 
novellen von  1892,  1905  und  1906. 

Es  wird  hier  der  Versuch  gemacht,  aktenmäßig  darzulegen,  was 
das  Zentrum  für  die  Förderung  des  Bergarbeiterschutzes  und  für  die 
bessere  gesetzliche  Regelung  aller  Bergarbeiterfragen  im  Reichstag  und 
im  Landtag  geleistet  hat.  (K.) 

Erhebung  über  die  Arbeitszeit  in  gewerblichen  Fuhrwerksbetrieben.  Gutach- 
ten der  Vertretungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  des  Fuhr- 
werksgewerbes erstattet  im  Jahre  1905,  Fortsetzung  der  Erhebung 
Nr.  2 vom  Januar  1904.  Drucksachen  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amts,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  Erhebungen  Nr.  6.  Bearbeitet 
im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  Ab- 
schnitt I — VIII;  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  Abschnitt  IX.  Carl 
Hcymanns  Verlag,  Berlin  1908.  V und  151  S. 

In  der  Einleitung  wird  die  Methode,  die  bei  der  Bearbeitung  und 
Durchführung  der  Erhebung  angewendet  wurde,  auseinandergesetzt.  Es 
werden  dann  die  Ergebnisse  der  Erhebung  eingehend  dargelegt.  Sie 
betreffen  die  Mißstände  der  bestehenden  Arbeitszeit,  die  Regelung  der 
Arbeitszeit  an  Wochentagen,  die  Pausen,  die  Sonn-  und  Festtagsarbeit, 
die  Durchführbarkeit  der  vorgeschlagenen  Regelung  in  Kleinbetrieben, 
die  Erkrankungen  und  Sterblichkeit  im  Fuhrwerksbetrieb,  die  Wünsche 
und  Ansichten  der  befragten  Organisationen.  Den  Schluß  bildet  das  Gut- 
achten des  Kaiserlichen  Gesundheitsamts.  Das  statistische  Material 
ist  in  sieben  Tabellen  zusammcngestellt.  iK.i 

Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  im  Königreich  Württemberg  für 
11)07.  Kommissions-Verlag  von  H.  Lindemanns  Buchhandlung  iP. 
Kurtz)  Stuttgart  1908.  256  S. 

Der  Bericht  beginnt  mit  allgemeinen  Bemerkungen  über  die  Or- 
ganisation der  Gewerbeaufsicht,  über  die  Tätigkeit  ihrer  Beamten  und 
über  ihr  Verhältnis  zu  den  Arbeitgebern  und  den  Arbeitern.  Der 
zweite  Abschnitt  behandelt  die  Verhältnisse  der  jugendlichen  Arbeiter, 
der  Arbeiterinnen  und  der  Arbeiter  im  allgemeinen.  Im  dritten  Ab- 
schnitt wird  über  den  Schutz  der  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle  und 
gesundheitsschädliche  Einflüsse  berichtet.  Im  vierten  Abschnitt  werden 
die  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Zustände  der  Arbeiterbevölkerung  und 
die  Wohlfahrtseinrichtungcn  geschildert.  Der  Anhang  enthält  9 stati- 
stische Tabellen.  (K.) 

'Jahresbericht  der  G roßhenoglich  Modischen  Fabrikinspektion  für  das 
Jahr  I<)U7.  Erstattet  an  Großherzogliches  Ministerium  des  Innern. 
Karlsruhe  1908.  169  S. 

Der  Bericht  gibt  zunächst  einen  allgemeinen  statistischen  Ueber- 
blick  über  die  Tätigkeit  der  Fabrikinspektion.  Der  zweite  Abschnitt 
berichtet  über  die  Verhältnisse  der  jugendlichen  Arbeiter,  Arbeiterinnen 
und  Arbeiter  im  allgemeinen.  Er  enthält  Angaben  über  Arbeitsbücher, 
Arbeitszeit,  Lohnzahlungen,  Geldstrafen,  Arbeitsordnungen,  Arbeiter- 
ausschüssc,  über  die  Tätigkeit  der  Gewerbegerichte  als  Einigungsämter, 
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über  die  Organisation  der  Arbeiter,  Tarifverträge,  Arbeitskämpfe  und 
Arbeitsnachweis.  Der  dritte  Abschnitt  betrifft  den  Schutz  der  Arbeiter 
vor  Gefahren.  Der  vierte  schildert  die  wirtschaftlichen  und  sittlichen 
Zustände  der  Arbeiterbevölkerung  und  die  Wohlfahrtseinrichtungen. 
Hier  werden  Angaben  gemacht  über  die  Wohnungsverhältnisse,  über  die 
Bestrebungen  zur  Hebung  der  Arbeiter  in  kultureller  Hinsicht  u.  a.  m. 
Der  Anhang  enthält  10  statistische  Tabellen.  (K.) 

Jahresberichte  der  Königlich  Sächsischen  Gewerbe- Auf  sichtsbeamten  fiir  l()oy. 
Nebst  Berichten  der  Königlich  Sächsischen  Berginspektoren,  betref- 
fend die  Verwendung  jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter  beim 
Bergbau,  sowie  die  Beaufsichtigung  der  unterirdisch  betriebenen 
Brüche  und  Gruben.  Sonderausgabe  nach  den  vom  Reichsamte  des 
Innern  veröffentlichten  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten. 
Berlin  1908.  Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei.  394  Seiten. 

Die  einzelnen  Berichte  sind  nach  Kreishauptmannschaften  ge- 
ordnet und  behandeln  nach  einer  allgemeinen  Einleitung  die  Lage  der 
Jugendlichen,  der  Arbeiterinnen  und  der  Arbeiter,  den  Schutz  der  Ar- 
beiter vor  Gefahren  und  die  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Zustände 
der  Arbeiterbevölkerung.  Die  angefügten  Tabellen  geben  über  die 
Tätigkeit  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  weitgehenden  Aufschluß.  (M.) 

Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  im  Jahre  t (jofy.  Heraus- 
gegeben vom  K.  K.  Arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium. 
Alfred  Holder,  Wien  1907.  III  und  50  S. 

Die  Schrift  enthält  statistische  Zusammenstellungen  über  die  Ge- 
samtergebnisse der  berichtenden  Arbeitsnachweise,  die  monatlichen 
Schwankungen  in  Angebot  und  Nachfrage  der  Stellen,  die  Jahreser- 
gebnisse nach  den  Arten  der  Arbeitsvermittlungsstellen  und  den  Berufen 
der  Arbeiter,  über  den  Anteil  der  einzelnen  Kategorien  der  Arbeitsnach- 
weise an  den  Vermittlungsergebnissen  nach  Berufsklassen,  über  die 
Vermittlungsergebnisse  der  allgemeinen  Arbeitsnachweise,  die  Ver- 
mittlungscrgebnis.se  im  lokalen  und  interlokalen  Verkehr,  über  die 
Dauer  der  Arbeitslosigkeit  der  Stcllensuchenden  bis  zu  ihrer  Unter- 
bringung, über  Alter  und  Familienstand  der  in  Arbeit  untergebrachten 
Personen,  Nachweisung  der  kurzfristigen  Dienste,  Saisonengagements 
und  ständigen  Arbeitsplätze,  Vermittlungscrgebnissc  der  Natural-  und 
Verpflegstationen  in  Böhmen.  (K.) 

13.  Arbeiter-  u.  s.  w Versicherung. 

Stier-Somlo,  Dr.  Eritz  a.  o.  Professor  für  Staats-  und  Verwaltungs- 
recht in  Bonn : Dringende  Reformpunktc  der  deutschen  Arbeiterversiehe- 
rung ').  Nachwort : Die  Reform  der  deutschen  Arbeiterversicherung 
von  Dr.  jur.  et  phil.  Magnus  Biermer,  ordentlicher  Professor  der 
Staatswissenschaften  an  der  Universität  Gießen.  Sammlung  von  Vor- 
trägen und  Aufsätzen  über  Soziale  Reformfragen.  Herausgegeben  von 
dem  Vorstande  des  Hessisch-Nassauischen  Zweigvereins  der  Gesell- 
schaft für  Soziale  Reform.  1.  Band,  Heft  2.  Emil  Roth,  Gießen 
1908.  65  S.  M.  - — .80. 

In  der  Einleitung  gibt  der  Schriftführer  des  Hessisch-Nassauischcn 
Zweigvereins  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform  einen  Ueberbliek  über 

*)  V^i.  den  Aufsatz  des  Verfassers  »Zur  Reform  der  Arbeiterversicherung«  in 
diesem  Bande,  S.  172. 
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die  Geschichte  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbei- 
terschutz, der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform  und  ihres  Hessisch-Nas- 
sauischen  Zweigvereins. 

Stier-Somlo  hält  eine  Vereinheitlichung  der  drei  Zweige  der  Ar- 
beiterversicherung gegenwärtig  für  nicht  möglich.  Er  beschränkt  sich 
darauf,  einzelne  Reformen  zu  begründen  und  zu  empfehlen.  Seine 
Reformvorschläge  betreffen  den  Kreis  der  versicherten  Personen,  die 
Organisation,  Beiträge,  Leistungen  und  das  Rechtsmittelverfahren. 

Das  Nachwort  Biermers  ist  ein  Referat  des  Vortrags  von  Sticr- 
Somlo,  das  im  »Gießener  Anzeiger«  erschienen  ist.  Biermer  erwähnt 
darin  die  Geschichte  der  Vereinheitlichungsbestrebungen,  und  er  kriti- 
siert einzelne  der  von  Stier-Somlo  geäußerten  Ansichten.  (K.) 

Mattes,  Prof.  Dr.  Alfred , Generalsekretär  des  Deutschen  Vereins 
für  Versicherungs-Wissenschaft  und  Dozent  der  Handelshochschule 
in  Rerlin.  Die  Arbeiterversicherung  in  Australien  und  Nev-Seeland. 
Die  Arbeiter-Versicherung  im  Auslände.  Herausgegeben  von  Dr. 
Zacher,  Kaiserlicher  Geheimer  Regierungsrat.  Heft  XV Ul.  Verlag 
der  Arbeiter- Versorgung  A.  Troschel.  Berlin-Groß-Lichterfelde  1908. 
81  und  90*  S.  M.  5.20. 

Die  Arbeiterversicherung  in  Australien  einschließlich  Neu-Sceland 
ist,  soweit  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  in  Betracht  kommt, 
einheitlich  gestaltet  worden.  Hier  herrscht  nach  englischem  Muster 
das  System  voller  Freiwilligkeit.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  Alters- 
versicherung. Neu-Secland  war  der  erste  Staat,  der  eine  allgemeine 
Altersrentenversorgung  eingeführt  hat.  Diesem  Beispiel  sind  nun  bis- 
her Neu-Süd- Wales  und  Viktoria  gefolgt.  Für  die  besser  gestellten 
Arbeiter  ist  auch  die  Volksversicherung  durch  private  Versicherungs- 
gesellschaften von  Bedeutung. 

Manes  gibt  in  der  Einleitung  einen  statistischen  Ueberblick  über 
die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  australischen  Staa- 
ten. Dann  behandelt  er  in  besonderen  Abschnitten  die  Altersver- 
sicherung, die  Unfallversicherung,  die  Krankenversicherung  und  das 
übrige  soziale  Versicherungswesen.  Im  Anhang  sind  die  Gesetztexte 
abgedruckt.  (K.) 

Ne  um  an,  Staatsrat,  Präsident  der  Unfallversicherungs-Genossenschaft 
in  Luxemburg:  Die  A rbeitemersicherung  in  Luxemburg.  1.  Nachtrag 
zu  Heft  XIV.  Die  Arbeiter-Versicherung  im  Auslande.  Herausgegeben 
von  Dr.  Zacher,  Kaiserlicher  Geheimer  Rcgicrungsrat.  Heft  XIV  a. 
Verlag  der  Arbeiter-Versorgung  A.  Troschel.  Groß-Lichterfeldc  190g. 
.87  S.  M.  2.80. 

Die  obligatorische  Arbeiterversicherung  im  Großherzogtum  Luxem- 
burg ist  genau  nach  dem  deutschen  Vorbilde  gestaltet  worden.  Neu- 
man  beschreibt  in  diesem  Nachtragsheft  den  gegenwärtigen  Stand  der 
Krankenversicherung,  der  Unfallversicherung,  der  Invaliden-  und  Alters- 
versicherung und  der  Arbeitslosenversicherung.  Bemerkenswert  ist, 
daß  die  freie  Arzt-  und  Apothekenwahl  für  die  Krankenversicherung 
durch  das  Gesetz  statuiert  worden  ist.  Bei  der  Arbeitslosenversiche- 
rung handelt  es  sich  um  die  Arbeitsvermittlung  durch  ein  staatliches 
Arbeitsnachweisamt  in  Verbindung  mit  Arbeitslosenunterstützung  aus 
öffentlichen  Mitteln.  (K.) 

Dit  Arbeiterversicherung  in  Norwegen.  2.  Nachtrag  zu  Heft  III.  Bear- 
beitet: I. — II.  > Kranken-  und  Unfallversicherung«  von  E.  Ovigstad, 
Kontorchef  der  Reichsversichcrungsanstalt,  III.  * Arbeitslosen  versiche- 
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rung«  von  Dr.  Oskar  Jaeger,  Professor  der  Staatswissenschaften  an 
der  Universität  in  Christiania.  Die  Arbeiter-Versicherung  im  Aus- 
lande. Herausgegeben  von  Dr.  Zacher,  Kaiserlicher  Geheimer  Re- 
gierungsrat. lieft  III  b.  Verlag  der  Arbeiter-Versorgung  A.  Tro- 
schcl.  Groß-Lichterfelde  1908.  86  und  48*  S.  M.  4 — . 

Dieses  Heft  enthält  den  Hauptinhalt  des  Gesetzentwurfes  über 
Kranken-  und  Unfallversicherung  vom  21.  März  1902,  der  aber  im 
Storthing  nicht  zur  Annahme  gelangt  ist.  Weiterhin  wird  die  Entwicke- 
lung der  obligatorischen  Unfallversicherung  auf  Grund  der  Gesetz- 
gebung und  Statistik  dargestellt. 

Jaeger  gibt  einen  Bericht  über  den  Hauptinhalt  der  Motive  des 
Arbeitsloscnversicherungsgesctzes  vom  12.  Juni  1906. 

Im  Anhang  ist  das  zugrunde  liegende  legislative  Material  abge- 
druckt worden.  (K.) 

G rohmann,  Eduard,  Professor  an  der  Gremial  - Handelsfachschule 
des  Wiener  Handelstandes:  Einblicke  in  das  Problem  der  Pensions- 

Versicherung.  Franz  Deutickc,  Leipzig  und  Wien  1908.  34  Seiten. 

M.  —75. 

Der  Verfasser  untersucht  in  einer  auch  dem  Nicht-Mathematiker 
verständlichen  Weise  die  versicherungstechnische  Grundlage  der  Pen- 
sionsversicherung, indem  er  von  dem  einfachen  Fall  der  Einzelvcrsichung 
ausgehend  den  Leser  allmählich  fortschreitend  mit  den  komplizierten 
Verhältnissen  eines  großen  Versichcrungskörpers  mit  Durchschnitts- 
prämien vertraut  macht.  (M.) 

Löwenstein,  Dr.  mcd.  E.:  Die  Krankenversicherung  im  Entwurf  der 
österreichischen  Regierung.  Verlag  der  Arbeiterversorgung,  Troschel, 
Berlin-Groß-Lichterfelde  1908.  62  S.  M.  1.20. 

Die  Broschüre  hebt  bei  aller  Anerkennung  der  hohen  Vorzüge 
des  Entwurfs  hervor,  daß  die  Krankenversicherung  zu  sehr  auf  dem 
Boden  des  reinen  Privatrechtes  stehe.  Die  Broschüre  führt  nun 
weiter  aus,  zu  welchen  Konsequenzen  die  privatrechtliche  Auffassung 
dort  führt,  wo  ein  allgemeines  soziales  Recht  der  Gesetzgebung  zu- 
grunde gelegt  werden  muß.  (R.) 

Die  Kruppsche  Pensionskasse  vor  Gericht.  Der  Prozeß  gegen  die  Firma 
Krupp  auf  Rückzahlung  der  Pensionskassenbeiträge  ausgeschiedener 
Arbeiter  nebst  den  dazu  erstatteten  Gutachten,  zusammengestellt  und 
herausgegeben  vom  christlichen  Metallarbeiterverband  Deutschlands. 
Essen-Ruhr  1908.  104  S.  M.  1. — . 

Einige  frühere  Arbeiter  der  Firma  Krupp  beanspruchten  von  dieser 
die  Rückzahlung  der  einbehaltenen  Beiträge  zur  Pensionskasse.  Als 
die  Firma  einen  solchen  Anspruch  abwics,  wurde  sie  von  jenen  Arbei- 
tern verklagt.  Die  vorliegende  Schrift  enthält  das  gesamte,  in  diesem 
Prozeß  zutage  geförderte  Material,  das  für  die  Beurteilung  der  Werks- 
pensionskassenfrage sehr  wertvoll  ist.  Auf  seiten  der  Arbeiter  steht 
das  Gutachten  des  Professors  Dr.  Ehrenberg  in  Güttingen.  Außer  den 
Plädoyers  der  Rechtsanwälte,  dem  Urteil  des  Landgerichts  Essen  ist 
auch  ein  Artikel  der  »Sozialen  Praxis«  abgedruckt,  in  dem  Professor 
Dr.  von  Blume  in  Halle  a.  S.  das  ablehnende  Urteil  des  Essener  Land- 
gerichts bespricht  und  kritisiert.  (K.) 

Für  tan,  Dr.  V. : Geber  die  Grundlagen  der  Versicherung  der  Privat- 
angeste/iten.  L.  Hofer,  Göttingen  1908.  6g  S. 

Verfasser  untersucht  auf  Grund  des  Materials  der  in  Deutschland 
und  Oesterreich  publizierten  amtlichen  Denkschriften  über  die  Lage 
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der  Privat  Angestellten  die  theoretisch-statistische  Seite  des  Problems 
der  Privatbeamtenversichcrung.  Es  zeigt  sich,  daß  viele  der  hier  auf- 
tretenden Größen  für  die  Gesamtheit  der  Privatangestelltcn  typisch 
sind,  und  zwar  mit  einer  Genauigkeit,  wie  wir  sie  bei  menschlich-so- 
zialen Erscheinungen  kaum  anzutreffen  gewohnt  sind.  (R.) 

St  e / ma  n n,  Assessor,  Mitglied  und  stellv.  Vorsitzender  des  Vorstandes 
der  Landes-Versicherungsanstalt  Oldenburg:  Die  ärztliche  Begutachtung 
in  Invaliden-  und  Krankenversicherungssachen.  Zum  praktischen  Ge- 
brauch für  Aerzte,  Krankenkassen  und  Verwaltungsbehörden.  Leipzig 
1908,  F.  G.  VV.  Vogel.  64  Seiten.  M.  2.50. 

Der  Verfasser  erläutert  die  Rechtslage  und  gibt  dadurch  eine  An- 
leitung für  die  Ausstellung  von  Attesten,  zeigt  auch  insbesondere, 
worauf  es  den  Behörden,  für  die  die  Gutachten  bestimmt  sind,  an- 
kommt. Der  Inhalt  zerfällt  in  folgende  Abschnitte:  I.  Begutachtung 
in  Invalidenversicherungssachen : Leserlichkeit  der  Atteste.  Vermeidung 
von  Fachausdrücken.  Genaue  Beschreibung  des  Befundes.  Strenge 
Scheidung  der  subjektiven  Angaben  vom  objektiven  Befund.  Unter- 
suchung des  ganzen  Körpers.  Eingehende  Motivierung.  Begriff  der 
Invalidität.  Die  Schätzung  des  Grades  der  Erwerbsfähigkeit.  Die 
Begutachtung  des  Grades  der  Erwerbsfähigkeit,  ob  die  Erwerbsfähigkeit 
eine  dauernde  oder  vorübergehende  ist,  des  Beginns  der  Invalidität, 
beim  Vorlicgen  eines  Betriebsunfalls,  in  Rentenentziehungssachen,  in 
lleilverfahrensachen.  II.  Die  Begutachtung  in  Krankenversicherungs- 
sachen: Begriff  der  Krankheit.  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit.  Gewährung 
von  Arznei  und  anderen  Heilmitteln.  Die  Begutachtung  bet  Zahn- 
krankheiten. Die  chronisch  und  rückfällig  Kranken.  (R.) 

Köbke:  Rechtspraxis  der  Krankenversicherung.  Band  1,  Entscheidungen 
1905/1907.  Frankfurt  1908,  Dr.  E.  Schnapper.  202  S.  M.  2. — . 

Enthält  etwa  400  Entscheidungen  von  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden aus  den  Jahren  1905/7.  Die  Entscheidungen  sind  gekürzt 
wiedergegeben;  soweit  möglich,  ist  alles  UeberflUssige  in  ihnen  ge- 
strichen worden. 

Die  einzelnen  Entscheidungen  sind  weiterhin  alphabetisch  nach 
Stichworten  geordnet ; jedem  Erkenntnis  geht  eine  durch  fetten  Druck 
gekennzeichnete  kurze  Inhaltsübersicht,  die  »Quintessenzc  der  Ent- 
scheidung voraus.  Etwa  bemerkenswerte  Stellen  der  Entscheidung  sind 
durch  gesperrten  Druck  hervorgehoben. 

Die  Sammlung  soll  ein  Nachschlagebuch  für  alle  diejenigen  sein, 
die  sich  mit  der  Krankenversicherung  zu  befassen  haben ; insbeson- 
dere ist  es  für  Krankenkassen,  Verwaltungsbehörden,  Gerichte  und 
Rechtsanwälte  bestimmt.  |R.) 

14.  Gewerkvereine  und  Tarifwesen. 

Deckes  ne,  Laurent:  L'Avenemeut  du  Regime  Syndical  ä Fenders. 
1 .ibraine  de  la  Sociüte  du  Recueil  General  des  lois  et  des  arröts. 
Paris  190S  552  S.  Frs.  5.—. 

Der  Verfasser  beschreibt,  wie  sich  die  Wollindustrie  in  Verviers 
entwickelt  hat.  Daran  schließt  sich  eine  Geschichte  der  Arbeiter- 
organisationen. Die  Arbeiterausstände  und  Aussperrungen,  die  seit 
1895  in  großer  Zahl  stattgefunden  haben,  werden  eingehend  dargestellt. 
Dabei  werden  die  Verhandlungen  zwischen  den  Arbeitgeber-  und  Ar- 
beitnehmerverbänden besonders  berücksichtigt.  Auch  die  Streiks,  die 
ausserhalb  der  Wollindustrie  in  anderen  Gewerben,  im  Verkehr  und 
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im  Handel  während  dieser  Zeit  sich  ereignet  haben,  w’erden  vom  Ver- 
fasser geschildert,  der  immer  die  Bedeutung  der  Einigung  des  Schieds- 
gerichts und  der  Tarifgemeinschaft  hervorhebt.  (K.) 

ß riiggir ho f f , Gustav,  Das  UnterstiUzungswesen  bei  den  deutschen 
■ freien « Gewerkschaften.  Jena  1908.  Verlag  von  Gustav  Fischer. 
147  pp.  M.  3.50. 

Eine  im  ganzen  vorurteilslose  und  fast  durchweg  gewissenhaft 
gearbeitete  Schrift,  die  in  ausgezeichneter  stofflicher  Gliederung  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  Unterstützungswesens  der  freien  (warum 
»freien«9)  Gewerkschaften  im  allgemeinen,  von  ihren  Ansätzen  bis  zum 
Sozialistengesetz  (Periode  t),  während  dieses  Gesetzes  (Periode  2)  und 
ihres  planmäßigen,  noch  heute  keineswegs  abgeschlossenen  Ausbaues 
seit  1890  (Periode  3),  ferner  die  grundsätzliche  Basis  des  Unterstützungs- 
wesens, sowie  die  einzelnen  Unterstützungszweige  und  deren  Statistik 
beschreibt.  Im  Anhang  ist  dann  noch  der  Einfluß  des  gesamten  Unter- 
stützungswesens auf  die  Fluktuation  der  Mitgliederschaft  einer  beson- 
deren Untersuchung  unterzogen  worden,  die  zu  dem  Resultate  kommt, 
daß  die  Unterstützungseinrichtungen  der  Gewerkschaften  fast  überall 
die  Fluktuation  mehr  oder  minder  stark  eingeschränkt  habe,  freilich 
nicht  ohne  Rückschläge  in  einzelnen  Jahren  (p.  144).  Desto  verwun- 
derlicher nach  dieser  Endangabe  erscheint  uns  ein  Satz  auf  p.  146,  der 
lautet:  »Zwischen  den  Gewerkschaften  mit  gut  und  denen  mit  schlecht 
ausgebildetem  Unterstützungswesen  ist  bezüglich  der  Fluktuation  kein 
durchgreifender  Unterschied  zu  bemerken.«  Derartige  Widersprüche 
sollten  vermieden  werden.  Wäre  zudem  die  zuletzt  ausgesprochene 
Ansicht  zutreffend , so  müßten  nicht  unbeträchtliche  Teile  des  vor 
uns  liegenden  Buches,  in  denen  gerade  von  der  Verringerung  der  Fluk- 
tuation durch  die  Einführung  gewerkschaftlicher  Unterstützung  die  Rede 
ist,  umgeschrieben  werden.  Aber,  so  weit  wir  sehen  können,  ist  sic  nicht 
richtig.  Die  Fluktuation  nimmt,  soweit  ihr  nicht  andere,  akzidentelle 
Ursachen  hindernd  entgegentreten,  zweifellos  in  demselben  Maße  ab, 
als  sich  das  Unterstützungswesen  der  Gewerkschaften  weiter  ausbaut. 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  die  Beschreibung  des  interessanten  Stof- 
fes fast  durchweg  zuverlässig.  Zumal  die  geschichtliche  Seite  des 
Themas  ist  in  anziehender  und  klarer  Weise  dargestellt.  Es  ist  auch 
zu  erwähnen,  daß  Brüggerhoff  seinen  Stoff  genügend  beherrscht,  um 
mit  richtigem  Blick  auf  die  ganz  besondere  Wichtigkeit  hingewiesen 
zu  haben,  die  unter  allen  Zweigen  des  gewerkschaftlichen  Unter- 
stutzungswesens  gerade  der  Arbeitslosenunterstützung  zuzusprechen  ist. 
Ueber  einige  Wertungen  der  Reiseunterstützung,  in  denen  unsere  An- 
sichten mit  denen  B.s  nicht  übereinstimmen,  möchten  wir  an  dieser 
Stelle  mit  B.  nicht  rechten.  Zum  Nutzen  einer  eventuellen  2.  Auflage 
der  Schrift  seien  nur  zwei  Bagatellen  hier  noch  gerügt.  Auf  p.  30 
steht  die  Behauptung,  daß  es  nach  sozialistisch-orthodoxer  Anschauung 
»ein  Wahn«  sei,  die  heutige  Lage  der  Arbeiter  zu  verbessern.  Das 
ist  falsch.  Es  lassen  sich  selbst  bei  Kautsky,  der  doch  von  B.  sicherlich 
als  orthodox  genug  angesehen  wird,  überaus  häufige  Stellen  nachwcisen, 
in  denen  nicht  nur  auf  die  Möglichkeit,  sondern  geradezu  auf  die  Not- 
wendigkeit, die  heutige  Lage  des  Arbeiters  »innerhalb  des  Klassen- 
staats« zu  bessern,  nachdrücklich  hingewiesen  wird.  Das  zweite,  das 
wir  zu  tadeln  hätten,  betrifft  die  seltsame  Methode  der  Zitierung,  die 
B.  hier  und  da  in  seinem  Buch  anwendet.  Es  ist  in  der  deutschen 
(zum  Unterschied  z.  B von  der  italienischen,  wo  diese  Sitte  allerdings 
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aus  der  wissenschaftliche  Sprache  auch  immer  mehr  schwindet)  nicht 
angängig,  den  Vornamen  dem  Nachnamen  nachzusetzen.  Nicht  um- 
sonst heißt  es  im  Deutschen  nicht  nome  und  cognomc,  sondern  aus- 
drücklich eben  Vorname  und  Nachname.  Wenn  B.  zum  Beispiel 
»Troeltsch  Walter«  zitiert,  erinnert  das  an  Schultzens  Karlchcn  und 
klingt  unserem  Ohr  nicht  nur  falsch,  sondern  auch  lächerlich. 

Im  übrigen  verdient  die  fleißige  Arbeit  des  frischgcbackenen 
Doktors  — sie  ist  ursprünglich  eine  Doktorarbeit  — unser  volles  Lob. 

Robert  Michels. 

Handbuch  fiir  die  Verhandsfunktiouiire  des  deutschen  Ilolsarbcitcrvcrbandes. 
Selbstverlag.  Stuttgart  1908.  VIII  und  262  S. 

Das  Handbuch  ist,  wie  schon  sein  Name  besagt,  in  erster  Linie 
als  Instruktion  für  die  zum  Teil  recht  oft  wechselnden  Funktionäre 
des  deutschen  Ilolzarbeiterverbandes  gedacht,  die  in  den  rund  1000 
Zahlstellen  des  Verbandes  die  Geschäfte  desselben  wahrzunehmen  haben. 
Ihnen  bei  der  Handhabung  der  Geschäfte  ein  zuverlässiges  Nachschlage- 
werk in  die  Hand  zu  geben  war  die  gestellte  Aufgabe.  Sehr  wirksam 
gefördert  ist  dieselbe  durch  zahlreiche  in  den  Text  eingefügte  Muster- 
beispiele der  im  Holzarbeiterverband  verwendeten  Formulare.  Daneben 
haben  noch  eine  große  Anzahl  Fragen  allgemein  gewerkschaftlicher 
Natur  ihre  Erledigung  gefunden.  Aus  dem  Inhalt  sei  wiedergegeben: 
Die  Organisation  des  Verbandes,  die  Organisation  der  Zahlstellen, 
parlamentarische  Regeln  für  die  Leitung  von  Mitgliederversammlungen. 
Verhaltungsreglement  für  die  Lokalverwaltungen,  die  Rechnungsführung 
der  Zahlstellen.  Unterstützungsreglement , die  Führung  der  Lohnbe- 
wegung, Ratschläge  für  die  Agitation,  die  Bibliothek  der  Zahlstellen, 
Fürsorge  für  reisende  Mitglieder,  Arbeitsnachweis,  Arbeitslosenstatistik, 
Geschäftsanweisung  für  die  Gauvorstände.  (R.) 

Protokoll  der  Verhandlungen  des  VI.  Kongresses  der  Gewerkschaften 
Deutschlands.  Abgehalten  in  Hamburg  vom  22. — 27.  Juni  1908.  — 
Protokoll  der  Verhandlungen  der  II.  Konferenz  der  Arbeitersekretäre. 
Abgehalten  in  Hamburg  am  21.  und  22.  Juni  1908.  Verlag  der  Ge- 
neralkommission der  Gewerkschaften  Deutschlands.  Berlin  1908. 
368  S. 

Enthält  außer  den  Protokollen  eine  Uebersicht  über  die  Anträge 
und  Resolutionen,  das  Stuttgarter  Regulativ  betr.  die  Zusammen- 
setzung der  allgemeinen  deutschen  Gewerkschaftskongresse  etc.,  ver- 
schiedene andere  Bestimmungen,  sowie  den  Rechenschaftsbericht  der 
Generalkommission  vom  1.  Mai  1905  bis  1.  Juni  1908.  (M.) 

Grinewitsch , Die  Gewerkschajtsbervcgung  in  Pußland.  Petersburg 
1908.  287  Seiten.  I Rub.  20  K. 

In  einem  umfassenden  Werke  behandelt  der  Verfasser  (in  russischer 
Sprache)  die  Geschichte  der  Entwickelung  der  organisatorischen  Arbeit 
und  auch  sonstiger  Betätigung  der  Gewerkschaften  Rußlands  im  Zu- 
sammenhang mit  den  bedeutsamen  Ereignissen  des  politischen  Lebens 
der  letzten  drei  Jahre. 

Wie  der  Autor  im  Vorwort  erwähnt,  erstreckt  sich  die  Untersuchung 
auf  die  Bewegung  innerhalb  der  Kreise  der  Fabrikarbeiter,  Handwerker 
und  Handelsangestellten  Mittel-Rußlands. 

Vollkommen  unberücksichtigt  sind  geblieben  — aus  Mangel  an 
Raum  — die  beruflichpolitischen  Organisationen  der  Angestellten  der 
staatlichen  Verkehrsinstitute,  wie  auch  die  im  Entstehen  begriffenen 
beruflichen  Organisationen  der  Landarbeiter.  Die  gewerkschaftliche 
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Bewegung  Polens  und  des  nord-westlichen  Gebiets  wird  fluchtig  ge- 
streift, nur  um  die  unterschiedlichen  Merkmale  und  den  wesentlich  an- 
deren Charakter  der  dortigen  Bestrebungen  zu  illustrieren. 

Die  berufliche  Ausgestaltung  der  Arbeiterorganisationen  setzt  ei- 
gentlich erst  nach  dem  9.  Januar  1905  ein,  dem  Tage,  an  welchem  das 
russische  Proletariat  die  Straße  betritt,  um  öffentlich  zu  demonstrieren. 
Die  Buchdrucker  sind  die  Firsten,  die  eine  Gewerkschaft  bilden. 

Des  weiteren  wird  gezeigt,  wie  in  den  darauf  folgenden  wenigen 
»Monaten  der  Freiheit«  sich  zahlreiche  neue  Organisationen  bilden 
und  die  bestehenden  eine  rapide  Entwicklung  erfahren.  Aber  schon 
nach  den  Dezember-Aufständen  gehen  die  Organisationen  im  Kampfe 
gegen  die  administrativen  Verfolgungen  vollkommen  auf  und  so  in  sich 
verschärfender  Weise  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Ausführlich  wird  auf  die  Bedeutung  für  die  Berufsorganisation  des 
Vereins-Gesetzes  vom  4.  März  1906  und  dessen  Wirkung  eingegangen. 

In  einem  speziellen  Abschnitt  werden  die  Beziehungen  der  poli- 
tischen Parteien  besonders  der  sozialdemokratischen  zu  den  Gewerk- 
schaften aufgerollt. 

Trotz  der  schweren  Zeit,  die  die  Gewerkschaften  jetzt  durchzu- 
machen haben,  meint  der  persönlich  am  Kampfe  beteiligte  Verfasser, 
sichert  die  bereits  erreichte  Stärke  die  Organisationen  vor  vollem  Un- 
tergänge. 

Im  Anhang  findet  sich  eine  statistische  Tabelle  über  die  Ausbrei- 
tung der  Gewerkschaften  in  Rußland  und  die  Satzungen  des  Zentral- 
Komitee  der  Petersburger  Gew.-Org.  (G.) 

Xi  mm  ermann,  Dr.  Waldemar,  Privatdozent  an  der  Universität 
Berlin  und  Rechtsanwalt  Dr.  //.  Siuzheimer,  Frankfurt  a.  M. : Ar- 
beit s-  Tarifverträge.  Sammlung  v.  Vorträgen  u.  Aufsätzen  über  so- 
ziale Reformfragen.  Herausgegeben  von  dem  Vorstande  des  Hessisch- 
Nassauischen  Zweigvereins  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform.  1. 
Band,  Heft  1.  Emil  Roth,  Giessen  1908.  47  S.  M.  0.60. 

Zimmermann  gibt  in  seinem  Vortrag  einen  Ueberblick  über  die 
geschichtliche  Entwickelung  des  Tarifvertrags,  und  er  bespricht  dann 
die  damit  zusammenhängenden  sozialpolitischen,  volkswirtschaftlichen 
und  technischen  Probleme.  Die  den  Tarifverträgen  innewohnende  Ent- 
wicklungstendenz muß  zur  Erweiterung  ihrer  Herrschaft  über  das  ganze 
Gewerbe  führen.  Zimmermann  fordert  daher  Reichstarife. 

Sinzheimer  setzt  in  seinem  Vortrage  auseinander,  in  welcher  Weise 
die  privatrechtliche  Regelung  des  Arbeits-Tarifvertrages  zu  gestalten 
sei.  Die  Schrift  wird  eingeleitet  durch  eine  kurze  Ansprache  des  Frei- 
herrn von  Berlepsch,  der  auf  die  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  Ge- 
sellschaft für  soziale  Reform  hinweist.  (K.) 

Die  Weiterbildung  des  Tarifvertrags  im  Deutschen  Reich.  Beiträge  zur 
Arbeiterstatistik  Nr.  8.  Bearbeitet  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt, 
Abteilung  für  Arbeiterstatistik.  Carl  Heymanns  Verlag.  Berlin  1908. 
XII  und  411  S. 

Diese  Veröffentlichung  erscheint  als  Fortführung  und  Ergänzung 
des  Werkes  über  den  Tarifvertrag,  das  von  dem  Kaiserlichen  Statisti- 
schen Amt  im  November  1906  herausgegeben  worden  ist.  Das  in  dem 
vorliegenden  Bande  gesammelte  und  verarbeitete  Material  bezieht  sich 
auf  das  Jahr  1906.  Es  sind  Flinrichtungen  getroffen  worden,  daß  die 
Lücken,  die  es  immer  noch  aufweist,  in  späteren  Fortsetzungen  aus- 
gefüllt werden  können.  Die  Statistik  für  das  Jahr  1907  wird  schon 
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vollständiger  ausfallen  als  die  für  das  Jahr  1906,  die  im  ersten  Kapitel 
der  vorliegenden  Publikation  enthalten  ist.  Dieser  statistischen  Auf- 
stellung folgt  eine  Uebersicht  über  die  Weiterbildung  des  Tarifvertrags 
in  den  einzelnen  deutschen  Gewerben.  Dabei  sind  berücksichtigt  worden: 
das  Baugewerbe,  die  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe,  die  Gewerbe 
der  Metallverarbeitung,  die  Textilindustrie,  die  Gewerbe  der  Bekleidung 
und  Reinigung,  die  Lederindustrie,  die  Industrie  der  Nahrungs-  und 
Genußmittel,  die  Industrie  der  Steine  und  Erden,  die  Papierindustrie, 
die  polygraphischen  Gewerbe,  das  Transport-  und  Verkehrsgewerbe. 
Eine  besondere  Betrachtung  ist  der  Technik  des  Tarifvertrages  ge- 
widmet ; es  wird  auf  Grund  des  Tarifmaterials  gezeigt,  wie  verschiedene, 
in  der  wissenschaftlichen  Literatur  erörterte  Einzelfragen  in  der  Praxis 
der  Tarifverträge  gelöst  worden  sind.  Es  werden  ferner  die  Rechtsfragen 
des  Tarifvertrags,  die  legislativen  Vorschläge  und  die  Möglichkeit  ihrer 
Durchführbarkeit  besprochen.  Auch  der  gegenwärtige  Stand  der  inter- 
nationalen Gesetzgebung  wird  dargelegt.  Im  Anfang  ist  ein  ausge- 
wähltes  Tarifmaterial  zusammengestellt  worden.  Der  Verfasser  der 
textlichen  Ausführungen  ist  Regierungsrat  Dr.  phil.  Leo. 

Aus  den  Untersuchungen  des  Amts  ergibt  sich,  daß  die  deutsche 
Großindustrie  sich  noch  immer  ablehnend  gegen  den  Abschluß  von 
Tarifverträgen  verhält.  Das  gilt  mehr  oder  weniger  für  den  Bergbau, 
die  Elektrizitäts-  und  Maschinen-Groß-Industrie,  für  die  chemische  In- 
dustrie und  Textilindustrie.  Dagegen  ist  eine  Weiterentwicklung  in 
zahlreichen  handwerklichen  Gewerben  zu  verzeichnen,  die  vom  örtlichen 
Abschluß  zur  zusarnmenfassenden  einheitlichen  Regelung  fortgeschritten 
sind.  Besonders  bemerkenswert  erscheint  noch  die  Tatsache,  daß  in 
einzelnen  Tarifverträgen  auch  die  Frage  der  Arbeitslosenunterstützung 
geregelt  worden  ist.  (K.) 

15.  Allgemeine  Sozialpolitik. 

Sonnenschein,  Dr.  Carl,  >Kann  der  moderne  Student  sozial  ar- 
beitenM. -Gladbach  1908,  Volksvereinsverlag.  45  S.  M.  0.50. 

I )as  Büchlein  hat  den  Zweck,  unser  Studententum  in  den  Rahmen 
der  sozialen  Zeitgeschichte  zu  stellen.  Es  gibt  zunächst  die  geschicht- 
liche Begründung  dieser  veränderten  Stellung  des  Studentcntums  zum 
Volksganzcn.  Das  Milieu  von  heute  ist  kritischer,  die  beruflichen 
Kenntnisse  sind  komplizierter  und  umschließen  mehr  soziale  Elemente. 
Die  Handarbeiter  ringen  nach  Bildung  und  Ausgleichung  der  Kultur, 
die  ihnen  nur  gegeben  werden  kann  bei  steigender  Anteilnahme  der 
akademischen  Kreise.  Die  Akademiker  lassen  sich  aber  für  diese  Ar- 
beit nur  dann  tief  erfassen,  wenn  sie  in  ihrer  studentischen  Jugend  in 
den  Geist  derselben  untergetaucht  werden.  Der  Verfasser  gibt  in  der 
zweiten  Hälfte  seiner  Ausführungen  die  einzelnen  praktischen  Wege 
an,  auf  denen  nach  Lage  der  Dinge  der  heutige  Student,  ohne  den 
Ernst  des  Studiums  zu  gefährden  und  einem  schädlichen  Dilettantismus 
zu  verfallen,  dieses  Ziel  erreichen  kann,  Wege,  die  aktuell  sind  so 
lange  das  offizielle  Studium  noch  nicht  in  hinreichender  Weise  die 
soziale  Vorbildung  durchführt  und  vielleicht  auch  später  noch.  Der 
Verfasser  berücksichtigt,  als  Katholik,  in  besonderer  Weise  die  sozialen 
Bestrebungen  innerhalb  der  kath.  Studentenschaft.  (R.) 

Wolff,  Dr.  Hellmuth,  Die  soziale  Käuferliga.  Rascher  u.  Cie.. 
Zürich  1908.  16  S.  Fr.  0.40. 

Die  Broschüre  will  den  Leser  mit  dem  Programme  der  sozialen 
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Käufcrliga  bekannt  machen,  als  deren  Hauptaufgabe  die  Stärkung  des 
sozialen  Verantwortlichkeitsgcfühles  der  Käufer  den  kaufmännischen 
Angestellten  und  den  Lohnarbeitern  gegenüber  bezeichnet  wird.  Die 
organisierten  Käufer  stellen  eine  wirtschaftliche  Macht  dar,  die  mit  Hilfe 
von  »weissen  Listen«  etc.  ihre  sozialen  Forderungen  gegenüber  den 
Unternehmern  durchzudrücken  vermag.  (M.) 

Soziales  Museum , Fünfter  Jahresbericht  1907.  Herausgegeben  vom  Vor- 
stand. Selbstverlag.  Frankfurt  a.  M.  1908.  18  S. 

Obwohl  der  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  des  Sozialen  Museums  in 
der  Mitwirkung  an  der  Wohlfahrtsarbeit  Hessens  und  Nassaus  liegt, 
hat  es  sich  doch  nicht  der  Beantwortung  der  vielen  aus  ganz  Deutsch- 
land und  dem  Auslände  ergangenen  Anfragen  entzogen.  Aus  dem  Be- 
richte sind  folgende  Punkte  hervorzuheben : Frankfurter  Volks-,  Bau- 
und  Sparverein  und  Erbbaurecht  — Organisierung  und  Zentralisierung 
der  Rechtsauskunftsstellen  — Jugcndfiirsorgeorganisationen  — Tätig- 
keit der  verschiedenen  Auskunftsstellen  — Kassenbericht  — - Mitgliedcr- 
verzeichnis.  Im  Anhänge:  Die  Anwendung  der  Verhältniswahl  bei 
den  Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichten.  iM.) 

War  wie  k , Countess  of:  Unemploynunt , its  Causes  and  Consequcnccs. 
London  1906.  The  Twenticth  Century  Press,  Limited.  16  pp.  (1  penny). 

Die  kleine  Schrift,  die  Lady  Warwick,  eine  der,  ob  ihres  Geistes, 
ihrer  Schönheit  und  der  Vornehmheit  ihrer  Abstammung  aus  dem  Uradel 
Großbritanniens  bekanntesten  Persönlichkeit  vom  Hofe  Eduard  VII., 
ist  eine  knappe  aber  gute  Klarlegung  des  sozialistischen  Standpunktes 
in  der  spezifisch  englischen  Arbeitslosenfrage.  Vom  sozialistischen 
Standpunkt,  denn  Lady  Warwick  ist  — darin  anderen  Standesgenossen 
wie  dem  Duca  Pisacane,  dem  Fürsten  Krapotkin  und  dem  Principe 
Tasca  di  Cutö  folgend  — vom  Sozialismus  gewonnen  worden  und  seit 
einigen  Jahren  in  Diensten  der  Socialdcmocratic  Federation  selbst  agi- 
tatorisch tätig.  Die  Broschüre,  die  eine  Artikelserie,  welche  die  Verf.  in 
der  Daily  Mail  hatte  erscheinen  lassen,  zum  Abdruck  bringt,  ist  eine 
kleine  Programmschrift,  die  in  kurzen  Zügen  und  knapper  Sprache 
verschiedene  Seiten  dieses  vielseitigen  Problems  beleuchtet.  Wenn 
die  Grundmelodie , die  die  Verfasserin  anschlägt,  auch  marxistische 
Noten  trägt  — nur  eine  vollständige  Acndcrung  der  Gesellschaftsord- 
nung wird  die  Arbeitslosigkeit  beseitigen  können  und  die  Konzentration 
der  Betriebe  wird  der  Weg  dazu  sein,  — so  schlägt  sie  doch  zur 
Begleitung  stets  sozialethische  Saiten  an.  Lady  Warwick  verwirft  mit 
guten  Gründen  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  mittelst  privater 
Fürsorge  und  Wohltätigkeit,  spricht  sich  aber  für  die  Beihilfe  von 
Staat  und  Kommunen  aus,  sofern  diese  darauf  verzichten,  die  Arbeits- 
losen nur  durch  Gelegenheitsarbeit  unterstützen  zu  wollen.  Sie  verspricht 
sich  viel  Abhilfe  von  Arbeiten,  die  zur  Niederreißung  der  Slums  in 
den  großen  Städten  und  Neuaufbau  gesunder  Ouarticre  an  ihrer  Stelle 
unternommen  werden,  und  glaubt  auch,  dass  der  in  England  gras- 
sierenden Landentvölkerung  durch  die  Ansiedelung  der  Arbeitslosen, 
sei  es  behufs  Bildung  von  Agrargenossenschaften,  sei  cs  zur  Anlage  von 
großen  staatlichen  Wäldereien  auf  dem  Lande  abgeholfen  werden 
könne.  Ein  lesenswerter  kleiner  Bericht,  de  rebus  anglicis,  der  die 
Tatsache  der  verschiedenen  Aspekte,  die  ein  und  dasselbe  Problem 
in  verschiedenen  Ländern  gewinnt,  dem  der  Arbeitslosenfrage  in  Deutsch- 
land und  Italien  kundigen  Leser  deutlich  zum  Ausdruck  bringt. 

R.  M. 
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E schic,  Emilie,  Sinsheim  a.  E.  Zur  Reform  des  Dienstbotenwesens. 
Referat  für  den  Verein  Frauenbildung  - Frauenstudium , Abteilung 
Heidelberg.  Kultur  und  Fortschritt,  Nr.  173/74.  Felix  Dietrich, 
Gautsch  b.  Leipzig  iqog.  37  S.  M.  0.50. 

Zur  Beseitigung  der  Dienstbotennot  wird  hier  verlangt: 

1.  Gröbere  Achtung  vor  der  Persönlichkeit  des  Dienenden. 

1.  Veränderung  der  ihnen  unliebsamen  Titulatur. 

3.  Organisation  der  Dienstgeberinnen  und  Dienstnehmerinnen. 

4.  Unterstützung  beim  Abschluß  von  Spar-  u.  Rentenversicherungen. 

5.  Wo  mehrere  Dienstboten  erforderlich  sind,  teilweiscr  Ersatz 
durch  außer  dem  Hause  wohnende  Personen. 

6.  Gründung  von  Haushaltungsgenossenschaften.  (K.) 

16.  Privatbeamten-  und  Gehilfenfrage. 

Ja  ecke/,  Dr.  Rein  hold,  Statistik  über  die  Lage  der  technischen 
Privatbeamten  in  Groß -Perlin.  G.  Fischer,  Jena  1908.  175  S. 
M.  2.—. 

Im  Jahre  1906  veranstaltete  das  Bureau  für  Sozialpolitik  mit  Unter- 
stützung des  Bundes  der  technisch-industriellen  Beamten  Erhebungen 
unter  den  technischen  Privatangestellten,  deren  Bearbeitung  dem  Ver- 
fasser übertragen  wurde.  Das  Buch  bringt  sehr  wertvolle  Aufschlüsse 
über  die  soziale  Struktur  und  wirtschaftliche  wie  rechtliche  Lage  des 
Standes  der  technischen  Privatbeamten  und  bietet  einwandfreies  Material 
für  die  Beurteilung  der  technischen  Berufsverhältnisse.  Die  EnquSte 
erstreckte  sich  auf  3265  in  413  Betrieben  beschäftigte  Techniker,  wel- 
che in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  der  Maschinen-  und  Elektroindu- 
strie angehörten.  Nachdem  im  I.  Kapitel  ein  Ueberblick  über  die  all- 
gemeinen demologischen  Verhältnisse  gegeben  ist,  insbesondere  die 
sehr  interessanten  Fragen  der  beruflichen  und  Altcrschefrequenz,  der 
Natalität,  der  Gebürtigkeit  und  der  sozialen  Herkunft  der  Techniker 
eingehend  beleuchtet  sind,  beschäftigen  sich  die  beiden  folgenden  Ka- 
pitel mit  ihrem  Bildungsgang  und  ihren  Einkommensverhältnissen. 
Weitere  Kapitel  behandeln  >die  Arbeitszeit  und  die  besonderen  Arbeits- 
bedingungen*, »die  Statistik  der  Ausgaben«  und  »die  rechtlichen  Ver- 
hältnisse«. Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Ein- 
kommensverhältnisse der  technischen  Privatangestellten  als  ungenügend 
anzusehen  sind.  52,4  % aller  auskunftgebenden  Personen  hatten  weniger 
als  2000  M.  Jahresgehalt.  Das  durchschnittliche  Einkommen  betrug 
nur  2228,29  M.  Zu  schweren  Bedenken  gibt  die  ungünstige  Ehefre- 
quenz und  eheliche  Fruchtbarkeit  der  Techniker  Anlaß.  (68,94  % 
waren  ledig;  ein  Drittel  aller  Ehen  war  kinderlos,  auf  einen  Vater  ent- 
fielen durchschnittlich  nur  1,72  Kinder,  auf  eine  Ehe  nur  1,14  Kinder.) 
Die  Entlohnung  des  technischen  Privatbeamten  ist  so  gering,  daß  er 
wohl  für  sich  selbst,  nicht  aber  für  die  kommende  Generation  sorgen 
kann.  In  den  außerordentlich  geringen  Anfangsgehältern  (selbst  die 
Hochschultechniker  beziehen  ein  durchschnittliches  Anfangsgehalt  von 
nur  1535,74  M.  bei  einem  durchschnittl.  Lebensalter  von  25,62  Jahren!), 
die  den  Techniker  an  einer  rechtzeitigen  Eheschließung  hindern  und 
den  Gefahren  eines  langen  Junggesellentums  aussetzen,  erblickt  der  Ver- 
fasser eine  Gefahr  für  den  ganzen  Stand.  (M.) 

17.  Handel  und  Verkehr. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Zittau  für  ipoj. 
Richard  Menzel  Nachf.  Zittau  1908-  XLIV,  243  und  67  S. 
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Nach  dem  Bericht  war  die  Textilindustrie,  der  wichtigste  Geschäfts- 
zweig des  Bezirks,  im  allgemeinen  sehr  gut  beschäftigt.  Besonders 
glänzend  war  der  Geschäftsgang  der  Spinnereien,  die  für  ihre  Erzeug- 
nisse außergewöhnlich  hohe  Preise  erlangten.  Auch  die  Eisenindustrie 
des  Bezirks  war  durchgängig  flott  beschäftigt,  und  es  verhielt  sich  ähn- 
lich mit  der  Papierindustrie,  der  Lederindustrie,  sowie  der  Industrie 
der  Holz-  und  Schnitzstofle.  Der  Rückgang  der  Konjunktur  machte 
sich  erst  im  letzten  Viertel  des  Berichtsjahrs  bemerkbar.  Geklagt  wird 
über  die  Höhe  der  Kohlenpreise  und  über  die  Verteuerung  der  Roh- 
stoffe. 

Im  ersten  Teil  des  Berichts  wird  eine  Uebersicht  über  die  Tätig- 
keit der  Kammer  gegeben.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  Einrichtungen 
zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe,  auf  das  kaufmännische  und 
gewerbliche  Unterrichtswesen,  das  Verkehrswesen,  auf  Ausstellungen, 
Messen  und  Märkte,  auf  das  Münz-,  Maß-  und  Gewichtswesen,  das 
Geld-,  Kredit-  und  Börsenwesen,  das  Versicherungswesen,  das  Zoll- 
und  Steuerwesen,  auf  die  Beziehungen  zum  Auslande,  auf  die  Handels- 
gebräuche, das  Handwerk,  die  Arbeiterverhältnisse  u.  a.  m. 

Der  zweite  Teil  bringt  besondere  Berichte  über  die  Lage  der  ein- 
zelnen Industrien.  Der  dritte  Teil  enthält  statistische  Mitteilungen  und 
einen  Bericht  über  die  Tätigkeit  der  Handelsschulen,  der  gewerblichen 
Fachschulen,  der  gewerblichen  Fortbildungsschulen  und  der  gewerb- 
lichen Zeichenschuien.  (K.l 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  Jiir  das  Jahr 
iyoj.  Zweiter  Teil.  Verlag  der  Handelskammer  für  den  Kreis 
Mannheim  190g.  38*  und  304  S. 

Dieser  zweite  Teil  ergänzt  die  Berichte  und  Tabellen  des  ersten 
Teils  des  Jahresberichts  durch  die  Verkehrsstatistik,  Geschäfts-  und 
Vereinsberichte,  durch  einen  Ueberblick  über  die  Rechtsverhältnisse 
und  das  Konsulatswesen,  sowie  durch  ein  Verzeichnis  der  Aktienge- 
sellschaften, Kommanditgesellschaften,  G.  m.  b.  H.  in  Mannheim  Stadt 
und  Kreis  nach  dem  Stand  vom  30.  April  1908.  Der  Anhang  enthalt 
graphische  Darstellungen  über  die  Entwicklung  des  Mannheimer  und 
Rheinaucr  Hafenvcrkehrs  1870 — 1907  und  über  den  Rheinstand  am 
Pegel  bei  Mannheim  im  Jahre  1907.  Nach  der  Darstellung  umfaßte 
der  Verkehr  im  Mannheimer  Hafen  5 Millionen  D.Z.  im  Jahre  1870, 
der  Verkehr  im  Mannheimer  und  Rheinauer  Hafen  zusammen  77  Mill. 
D.Z.  im  Jahre  1907.  (K.) 

Randhahn,  Dr.  ine.  Walther,  Dipl. -Bergingenieur.  Der  Wettbewerb 
der  deutschen  Braunkohleniudustrie  gegen  die  Einfuhr  der  böhmischen 
Braunkohle.  Jena  1908,  G.  Fischer.  119  S.  M.  4. — . 

Im  ersten  Teil  der  Arbeit  wird  eine  kurze  geographische  Skizze 
der  Braunkohlenproduktionsgebiete  beider  Länder,  sowie  eine  knappe 
Darstellung  der  geschichtlichen,  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung des  Braunkohlenbergbaues  und  der  Braunkohlenbrikettindustrie 
gegeben.  Die  Abbauverhältnisse  des  deutschen  und  des  böhmischen 
Braunkohlenbergbaues  werden  untersucht,  und  und  es  wird  hieraus  im 
zweiten,  von  der  Wettbewerbsfähigkeit  der  konkurrierenden  Industrien 
handelnden  Teil  gefolgert,  daß  der  böhmische  Braunkohlenbergbau  im 
allgemeinen  unter  günstigeren  Produktionsbedingungen  arbeitet  als  der 
deutsche.  Die  mächtigen  böhmischen  Flöze  werden  im  Kammerbruch - 
bau  in  einer  Stärke  von  8 12  m auf  einmal  gewonnen,  während  beim 

deutschen  Etagenbau  die  Abbauhöhe  bergpolizeilich  auf  5 m begrenzt 
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ist.  Die  Gewinnungskosten  sind  daher  in  Böhmen  niedriger  als  in 
Deutschland,  wohingegen  die  Abbauvcrluste  über  50°/o  gegen  15  — 25°/o 
betragen.  Die  Brikettierung  der  Braunkohle  ist  mit  hohen  Selbstkosten 
verknüpft  und  kann  nur  im  Grossbetriebe  rentieren.  Dennoch  w'ird  ein 
immer  grösserer  Teil  der  deutschen  Braunkohlenproduktion  brikettiert 
und  insbesondere  durch  die  Einführung  von  Industriebriketts  für  in- 
dustrielle Feuerungen  das  Absatzgebiet  beständig  erweitert.  Während 
die  Rohbraunkohle  ein  geringwertiges,  nur  für  industrielle  Zwecke  ver- 
wendbares Brennmaterial  darstellt,  sind  die  deutschen  Braunkohlen- 
briketts der  böhmischen  Braunkohle  gleichwertig,  in  mancher  Hinsicht 
sogar  überlegen.  Sie  bilden  z.  B.  in  Berlin  das  bevorzugteste  Haus- 
biandmaterial.  Hinsichtlich  der  Transportverhältnisse  hat  die  böhmische 
Industrie  einen  Vorsprung  durch  die  Elbe,  welche  ihr  ermöglicht,  über 
25  % ihres  deutschen  Absatzes  auf  dem  Wasserwege  zu  verfrachten. 
Die  deutsche  Braunkohlenindustric  benutzt  die  Binnenwasserstrassen  bis- 
her nur  in  ganz  geringem  Umfang. 

Dem  dritten  Teil,  der  eigentlichen  Darstellung  des  Wettbewerbes, 
ist  eine  Karte  beigefügt,  auf  der  für  die  einzelnen  Bahnstationen  und 
Binnenhäfen  die  Empfangsmengen  deutscher  und  böhmischer  Braun- 
kohle durch  farbige  Zeichen  in  entsprechender  Grösse  dargestellt  sind. 
Die  Karte  zeigt,  daß  das  Hauptabsatzgebiet  der  böhmischen  Braun- 
kohle in  Südsachsen  und  Ostbayern  liegt,  und  daß  dasselbe  längs  der 
Elbe  und  märkischen  Wasserstraßen  weit  nach  Osten  und  Norden  vor- 
geschoben wird.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Wettbewerbes 
steht  in  innigem  Zusammenhang  mit  der  Tarifgestaltung  der  deutschen 
und  österreichischen  Eisenbahnen.  Die  böhmische  Einfuhr  erreichte 
1890  mit  25,5  % des  deutschen  Gesamtbraunkohlenverbrauchs  ihren 
Höchststand  und  ist  bis  1906  auf  13,1  % gesunken.  Sie  wurde  von 
der  immer  schneller  wachsenden  deutschen  Braunkohlenerzeugung  weit 
überflügelt.  Die  absoluten  Beträge  der  Einfuhr  bewegten  sich  in  den 
letzten  10  Jahren  zwischen  7,6  und  8,6  Millionen  Tonnen  ohne  eine 
nennenswerte  Steigerung  zu  zeigen.  Eine  solche  ist  dem  böhmischen 
Braunkohlenbergbau  auch  kaum  möglich,  während  die  deutsche  Braun- 
kohlenindustrie noch  sehr  entwicklungsfähig  ist.  Zu  dieser  Entwicklung 
werden  namentlich  die  in  den  letzten  Jahren  rasch  emporgeblühten 
deutschen  Braunkohlensyndikate  beitragen. 

Für  die  künftige  Entwicklung  des  Wettbewerbes  wird  der  Umstand 
von  Bedeutung  sein,  daß  die  deutschen,  insbesondere  preußischen  Eisen- 
bahnen, infolge  ihrer  außerordentlich  hohen  Verzinsung  in  der  Lage 
sind,  noch  bedeutende  Tarifermäßigungen  vorzunehmen,  während  solche 
bei  den  böhmischen,  größtenteils  privaten  Bahnen  weniger  leicht  mög- 
lich sein  werden. 

Die  Ausführungen  der  Arbeit  sind  durch  ein  in  32  Tabellen  zu- 
sammengestelltes Zahlenmaterial  und  durch  3 graphische  Darstellungen 
erläutert.  (R.) 

18.  Handels-  und  Kolonialpolitik. 

Erzhtrgtr,  i\f.,  Mitglied  des  Reichstags.  Sozialdemokratie  und  Zoll- 
politik. Auf  Grund  der  Parlamentsakten  und  Parteitagsprotokolle  ge- 
schildert 2.  vermehrte  Auflage.  Soziale  Tagesfragen:  Zwanglose 
Hefte,  herausgegeben  vom  Volksverein  lür  das  katholische  Deutsch- 
land. Volksvereins- Verlag.  M. -Gladbach  1908.  30  S.  M.  0.35. 

Der  Verfasser  charakterisiert : I.  Die  Stellung  der  deutschen  Sozial- 
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demokratie  in  früheren  Tagen  zur  Zollpolitik.  II.  Die  Stellung  der 
Sozialdemokratie  in  anderen  Ländern.  III.  Die  Stellung  der  deutschen 
Sozialdemokratie  zum  neuen  Zolltarif  1901  und  1902,  und  IV.  die 
Stellung  der  Sozialdemokratie  zu  den  neuen  Handelsverträgen.  Erz- 
berger  zeigt,  daß  die  deutschen  Sozialdemokraten  früher,  ebenso  wie 
heute  noch  die  des  Auslandes,  größtenteils  für  die  Schutzzollpolitik  ein- 
getreten sind.  Seit  1890  steht  aber  die  Partei  als  solche  auf  dem  Roden 
des  Freihandels.  Sie  hat  die  Zollerhöhungen  des  neuen  Tarifs  ent- 
schieden bekämpft.  Besonders  heftig  ist  sie  der  höheren  Zollbelastung 
der  notwendigen  Lebensmittel  entgegengetreten.  Daraus  macht  Erz- 
berger der  sozialdemokratischen  Partei  einen  schweren  Vorwurf.  (K.) 
Michel is,  ür.  jur.,  Eduard,  Die  ZolUrcmtung  Oesterreich- Ungarns 
in  ihren  mutmaßlichen  Rückwirkungen  auf  die  deutsch-österr.-ungar. 
Handelsbeziehungen.  Leipzig  1908,  Duncker  u.  Humblot.  67  S. 
M.  1.40.  (Sonderabdruck  aus  Schmollers  Jahrbuch,  N.  F.  B.  XXXII, 
Heft  2.) 

Die  Abhandlung  ist  ein  Teil  eines  größeren  Werkes,  in  welchem 
der  Verfasser  das  Problem  der  Zolltrennung  Oesterreich-Ungarns  unter- 
sucht. 

Das  Resultat  gipfelt  in  dem  Grundgedanken,  daß  weder  eine  voll- 
ständig durchgeführte,  noch  eine  sog.  teilweise  Zolltrcnnung  im  Interesse 
Deutschlands  liegen  würde.  Abgesehen  von  den  politischen  Konse- 
quenzen würde  die  volle  Zolltrennung  eine  Minderung  des  handels- 
politischen Prestiges  bedeuten,  welche  Deutschland  bei  der  Solidarität 
der  weltwirtschaftlichen  Interessen  mit  denjenigen  Oesterreich-Ungarns 
durchaus  nicht  wünschen  kann. 

Vorteile,  welche  Deutschland  auf  dem  selbständigen  ungarischen 
Absatzgebiet  etwa  erreichen  könnte,  würden  jedenfalls  ausgeglichen 
durch  Verluste  auf  österreichischem  Markt  und  durch  verstärkte  Kon- 
kurrenz Oesterreichs  auf  dritten  Märkten.  — Bei  der  geographischen 
Vormachtsteiluni;  Oesterreichs  würden  Konflikte  zwischen  Oesterreich 
und  Ungarn  nicht  nur  in  die  deutsch-ungarischen,  sondern  auch  in  die 
deutsch-österreichischen  Handelsbeziehungen  schädigend  cingreifen,  es 
sei  denn,  daß  die  Trennung  ein  engeres  handelspolitisches  Bündnis 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich  im  Gefolge  hätte. 

Von  der  teilweisen  Zolltrennung,  bei  welcher  Oesterreich  und 
Ungarn  naturgemäss  das  Bestreben  hätten,  auf  dem  beiderseitigen  Markt 
ihre  bisherige  Monopolstellung  zu  wahren,  befürchtet  der  Verfasser  eine 
Höherspannung  der  österreichisch-ungarischen  Außenzölle  und  hiermit 
eine  fortschreitende  Absperrungstendenz  im  deutsch-üsterr.-ungarischen 
Handelsverkehr.  (R.) 

Ii  0 n 11 , Dr.,  Moritz  J u lins,  Die  Eingcboreiicnfiolitik  im  britischen 
Südafrika.  Berlin,  Leonhard  Simion  u.  Co.  57  S.  Mk.  2. — 

Diese  kleine  Schrift  sucht  auf  Grund  eines  verläßlichen  Tatsachen- 
materials eine  Darstellung  der  Eingeborenenpolitik  in  Südafrika  zu 
geben.  In  einem  Lande  mit  dünner  Eingeborenenbevölkerung,  wie  z.  B. 
die  westliche  Kapkolonie,  sind  naturgemäß  die  Vcrwaltungsaufgaben 
ganz  andere  als  in  Ländern,  wie  Basutoland,  wo  die  Eingeborenen  in 
kompakter  Masse  beieinander  leben.  Der  einzelne  Eingeborene  kann 
leicht  als  Gesinde  behandelt  werden.  Die  großen  Massen  lassen  sich 
dagegen  nicht  einfach  in  die  Wirtschaftsordnung  der  Weißen  einordnen. 
Sie  müssen  entweder  in  selbständigen  Gebieten  verwaltet  werden,  wie 
z.  B.  Basutoland,  in  denen  eingeborene  Institutionen  beibehalten  oder 
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gar  entwickelt  werden,  oder  sie  können,  wie  im  Osten  der  Kapkolonie, 
allmählich  nach  europäischen  Gesichtspunkten  zivilisiert  werden,  oder 
sie  können,  wie  es  in  Natal  geschah,  in  einem  Zwischenzustand  gehalten 
werden.  Jede  Politik  hat  ihre  besonderen  Gefahren,  am  wenigsten  noch 
die  der  Kapkolonie,  die  überdies  einen  leistungsfähigen  arbeitsfreudigen 
Eingeborenen  erzieht.  Sie  vermindert  die  Gefahr  bewaffneter  Aufstände, 
sie  schafft  aber  einen  Arbeiterstand,  der  auch  in  den  höher  gelohnten 
Berufen  konkurrenzfähig  werden  kann.  (R.) 

Xauticus,  Jahrbuch  für  Deutschlands  Seeintercssen.  Zehnter  Jahr- 
gang 1908.  Berlin  1908,  E.  S.  Mittler  u.  Sohn,  X u.  659  S.,  mit  22  Ab- 
bildungstafeln , 51  Skizzen  und  1 Kartenbeilage.  Mk.  4.50,  gebd. 
Mk.  5.50. 

Der  vorliegende  Jahrgang  des  Jahrbuches,  dessen  Veröffentlichung 
das  Reichsmarineamt  nahesteht,  enthält  die  folgenden,  für  den  Volks- 
wirt wichtigen  Aufsätze : Die  Entwicklungsfähigkeit  unserer  Kolonien 
als  Rohstofflieferanten  für  die  deutsche  Industrie;  Die  wirtschaftliche 
Lage  Persiens  und  ihre  Beziehungen  zur  deutschen  Volkswirtschaft ; 
Die  Handels-  und  Verkehrsstraßen  des  Mittelmeeres ; Die  deutsche 
Handelsmarine  im  Jahre  1907;  Fremde  Handelsmarinen  im  Jahre  1907; 
und  ferner  im  statistischen  Teil:  Uebcrsicht  der  deutschen  Handels- 
flotte am  1.  April  1908;  Der  deutsche  Seeschiffsbestand  am  1.  Januar 
1907;  Uebersicht  der  Welthandelsflotte;  Seeverkehr  in  den  bedeuten- 
deren Hafen  der  Welt;  Welthandel  der  Haupthandelsstaaten;  Ueber- 
sicht des  deutschen  Schiffbaus  und  des  Weltschiffbaus ; Die  deutschen 
Schutzgebiete  ; Die  Unterseekabel  der  Erde  u.  a.  m.  fR.) 

19.  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen. 

heiler,  Arthur,  Redakteur  der  Frankfurter  Zeitung.  Die  Probleme 
der  Bankenquete.  Jena  1908,  Gustav  Fischer.  47  S.  Mk.  1. — 

Eine  Zusammenfassung  von  Abschnitten,  die  in  der  Frankfurter 
Zeitung  vom  26.  April  bis  12.  Mai  erschienen  sind  und  an  Hand  des 
Fragebogens  der  Bankenquetekommission  die  einzelnen  Punkte  erörtern. 
Wie  bekannt,  erfolgte  die  Einberufung  der  Kommission  aus  einer  Reihe 
verschiedener  Gründe  (Frage  der  Erneuerung  des  Reichsbankprivilegs, 
Agitation  für  eine  schärfere  Kontrolle  der  Depositengelder  der  Banken, 
Verhinderung  der  Wiederkehr  der  abnormen  Geldknappheit  der  letzten 
beiden  Jahre).  Es  sollte  in  den  hier  vorliegenden  Ausführungen  zu- 
nächst eine  Orientierung  über  die  einzelnen  Punkte  gegeben  und  Ma- 
terial für  die  Diskussion  geliefert  werden,  die  nach  der  im  Herbste  zu 
erwartenden  Veröffentlichung  des  Enqueteberichtes  mit  neuer  Intensität 
einsetzen  wird. 

Der  Verfasser  steht  auf  dem  Standpunkte,  daß  die  Teuerung  der 
letzten  Jahre  nicht  so  sehr  durch  einen  Mangel  an  Umlaufsmitteln,  son- 
dern vor  allem  durch  eine  Erschöpfung  des  Kapitalmarktes  veranlaßt 
war,  daß  also  Reformen,  die  eine  Verbesserung  unserer  Umlaufsmittel- 
organisation  bezwecken,  an  und  für  sich  vielleicht  wünschenswert  sein 
können,  daß  aber  durch  sie  einer  Wiederholung  der  hohen  Geldsätzc 
nur  in  geringem  Umfange  entgegengewirkt  werden  könne  ; er  ist  daher 
gegen  eine  einschneidende  Aendcrung  der  bestehenden  Bestimmungen 
über  den  Geldumlauf  und  die  Notenausgabe  und  glaubt,  daß  eine  starke 
Vermehrung  des  Kapitalangebots  nur  auf  dem  Wege  einer  veränderten 
Wirtschaftspolitik  zu  erreichen  ist ; eine  Einmischung  der  Gesetzgebung 
in  das  Depositenbankwesen  lehnt  er  ab.  (J.) 
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Ecken  er,  Dr.  Hugo:  Arbeitermangcl  oder  Geldknappheit.  Eine  neue 
Antwort  auf  eine  alte  Frage  und  Gesichtspunkte  zu  einer  Stabilisie- 
rung der  wirtschaftlichen  und  der  Gcldmarktverhältnisse.  I.eipzig 
1908,  C.  L.  Hirschfeld.  65  S.  M.  1.50. 

Der  Verfasser  will  eine  neue  Krisentheoric  liefern.  Er  wendet 
sich  zunächst,  u.  E.  mit  vollem  Recht,  gegen  die  Ansicht,  als  ob  die 
Erscheinungen  auf  dem  Geldmarkt  (Geldknappheit,  hoher  Diskontosatz) 
die  Ursac  he  n der  Störungen  seien,  während  sic  doch  nur  Sym  ptome 
dieser  sind.  Dann  sucht  er  aber  nachzuweisen,  daß  die  wahre  Ursache 
nicht,  wie  bisher  ziemlich  allgemein  angenommen,  die  in  Aufschwungs- 
perioden stattfindende  zu  starke  Kapitalsinvestierung  (Festlegung  von 
Kapital  in  Fabriken,  Bergwerken  und  ähnlichen  Anlagen,  die  die  an- 
gelegten Kapitalien  erst  nach  geraumer  Zeit  wieder  reproduzieren) 
sei  — er  bezeichnet  diese  Ansicht  als  »einen  uralten,  aber  darum  nicht 
besser  gewordenen  nationalökonomischen  Irrtum«  — sondern  in  der 
Erschöpfung  der  zu  Gebote  stehenden  Arbeitskräfte  liege:  »Lediglich 
ein  ungewöhnlich  starker  Zufluß  von  neuen  Arbeitskräften  kann  es 
sein,  welcher  die  Industrie  in  den  Zeiten  des  sog.  Aufschwunges  zu 
einer  übertriebenen  Expansion  drängt,  die  schließlich  in  einer  Krise 
endigt.«  »Der  Arbeitermangel,  nicht  die  Verteuerung  des  Geldes  oder 
sonst  eines  Produktionsfaktors  ist  es,  was  der  Hochkonjunktur  ein 
Ziel  setzt.« 

Der  Beweis  für  diese  paradoxe,  allen  bisherigen  Anschauungen 
widersprechende  Ansicht,  ist  u.  E.  dem  Verfasser  nicht  geglückt,  wenn 
auch  seine  Ausführungen  nach  mehr  als  einer  Richtung  interessante 
Durchblicke  eröffnen;  vollkommen  versagt  aber  seine  Argumentation 
da,  wo  er  — im  zweiten  Teil  seiner  Abhandlung  — die  Unrichtigkeit  der- 
jenigen Ansicht  nachweisen  will,  die  in  der  zu  starken  Kapitalinve- 
stierung den  Hauptgrund  der  wirtschaftl.  Krisen  sieht.  Dies  Versagen 
hat  seinen  Grund  darin,  daß  Verfasser  sich  über  den  grundlegenden 
Unterschied  von  Geld  (Umlaufsmittelf  und  Kapital  (Produktionsmittel) 
nicht  klar  ist  und  fortwährend  diese  beiden  Begriffe  als  gleichbedeu- 
tend verwendet:  »genau  dasselbe  Quantum  Geld,  das  ich  als  Betriebs- 
kapital oder  Gründungsfond  neu  in  Zirkulation  setze,  wird  stets  als 
Mehrprofit  (?  1)  sieh  wieder  dem  Unternehmungsgeist  zur  Verfügung 
stellen.  Es  hat  auf  seinem  Wege  vielleicht  neue  Fabriken  gebaut, 
Straßen  angelegt,  Waren  umgesetzt  oder  sonst  etwas:  »festgelegt«  ist 
es  nie  vom  Standpunkt  der  Gesamtwirtschaft  betrachtet,  sondern  höch- 
stens vom  Standpunkt  der  betreffenden  Gründer.«  Der  Verfasser  über- 
sieht also  vollkommen,  daß  in  diesem  Falle  wohl  das  Umlaufsmittel 
(Geldl,  das  lediglich  der  Uebertragung  von  Kapitalien  aus  den  Hän- 
den der  Gründer  in  die  der  Lieferanten  und  Arbeiter  dient,  bei  Fertig- 
stellung der  Fabrik  nicht  festgelegt,  sondern  nur  die  Hände  gewech- 
selt hat,  daß  aber  gerade  vom  Standpunkte  der  Gesamtwirtschaft 
aus  — bedeutende  Kapitalien  in  der  Form  von  Baulichkeiten  und  Mate- 
rialien «festgelegt«  sind,  die  sich  nicht  von  einem  Tage  zum  anderen, 
sondern  erst  nach  Ablauf  längerer  Zeitperioden  realisieren  und  auch 
dies  nur,  wenn  die  Anlage  eine  richtige  und  dem  Bedarf  entsprechende 
ist,  andernfalls  kann  das  investierte  Kapital  auch  gänzlich  verloren 
sein. 

Damit  fallt  aber  die  ganze  Beweisführung  in  sich  zusammen  und 
der  Verfasser  dürfte  im  eigenen  Interesse  gut  daran  tun,  wenn  er,  ehe 
er  zur  Veröffentlichung  seiner  »systematischen  volkswirtschaftlichen 
Schrift«  schreitet,  aus  der  die  hier  besprochene  Broschüre  nur  ein 
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Bruchstück  darstellt,  seine  Gedankengängc  nochmals  auf  das  genaueste 
durchprüft.  (Jaffe.) 

Apt , Professor  Dr.  Max,  Syndikus  der  Korporation  der  Kaufmann- 
schaft in  Berlin.  Scheckgesetz  Vom  n.  März  1908.  Textausgabe 
mit  Anleitung,  Anmerkungen  und  Sachregister  Nr.  85  der  Guttentag- 
schen  Sammlung  deutscher  Reichsgesetze.  Textausgabc  mit  Anmer- 
kungen. Berlin  1908,  J.  Guttentag.  VI  und  226  S.  kl.  8°,  gebd. 
M.  1.50. 

Bu  ff , Dr.  Siegfried:  Das  deutsche  Scheckgesetz.  Sammlung  von  Hand- 
komrnentaren  deutscher  Reichsgesetze.  Stuttgart  und  Leipzig  1908, 
Deutsche  Verlags-Anstalt.  168  S.  40,  gebd.  M.  3. — . 

Die  Notwendigkeit,  zwecks  Bewältigung  des  wachsenden  Verkehrs 
in  größerem  Umfange  als  bisher  an  Stelle  der  Barzahlung  bequeme 
und  billige  Methoden  des  Zahlungsverkehrs  auszubilden  hat  zum  Erlass 
des  Reichs-Scheckgesetzes  geführt,  das  zugleich  eine  Vereinheitlichung  des 
Scheckrechts  für  Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn  bedeutet.  Es  lie- 
gen hier  zwei  kurz  gefaßte  handliche  Wegweiser  für  die  am  Scheckgesetz 
interessierten  Kreise  vor.  Apt  gibt  in  der  Einleitung  einen  kurzen  ge- 
schichtlichen Abriß  der  Entstehung  des  Schecks,  bespricht  sodann  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Scheckverkehrs  und  die  Entwickelung 
des  Kodifikationsgedankens  in  Deutschland,  um  endlich  die  Grundzüge 
des  Gesetzes  zu  erläutern,  eine  kurze  Literaturübersicht  ist  beigefügt. 
Der  Text  des  Gesetzes  wird  ausführlich  erläutert,  auch  die  wichtigsten 
ausländischen  Bestimmungen  über  den  Scheckverkehr  zum  Vergleich 
herangezogen. 

Die  Buffsche  Arbeit,  die  nach  l’reis  und  Ausstattung  etwas  an- 
spuchsvoller auftritt,  will  ebenfalls  keinen  erschöpfenden  Kommentar 
bringen.  Mit  Rücksicht  auf  den  vorgeschriebenen  Umfang  konnte  nur 
die  neueste  Literatur  verwertet  werden , als  wichtigstes  Material 
wurden  die  Motive  zum  Gesetz  ausgiebig  benutzt  und  auch  die  frühe- 
ren amtlichen  deutschen  Scheckentwürfe  zum  Vergleich  herangezogen. 

In  der  Anlage  sind  die  Bestimmungen  für  die  Abrechnungsstelle 
zu  Berlin  und  die  bisher  für  den  Scheck  in  Betracht  kommenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen  abgedruckt.  (J.) 

20.  Genossenschaftswesen. 

fahr-  und  Adreßbuch  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  im 
deutschen  Reiche  IQOS.  Herausgegeben  von  der  Preußischen  Zentral- 
Gcnossenschafts-Kasse  unter  Mitwirkung  des  Königlich  Bayerischen 
Statistischen  Bureaus,  des  Königlich  Württembergischen  Statistischen 
Landesamts  und  der  Großherzoglich  Hessischen  Zentralstelle  für  die 
Landesstatistik.  Carl  Heymanns  Verlag.  Berlin  1908.  XL  und 
744  S. 

Die  Gliederung  dieses  fünften  Jahrgangs  ist  im  wesentlichen  der- 
jenigen der  vier  vorangegangenen  Jahrgänge  gleich.  Sie  gestaltet 
sich  folgendermaßen:  A.  Adreßbuch  der  eingetragenen  Genossenschaften 
im  Deutschen  Reiche.  B.  Statistische  Nachrichten  über  die  eingetrage- 
nen Genossenschaften  im  Deutschen  Reiche.  C.  Entscheidungen  und 
Verfügungen  über  das  Genossenschaftswesen.  D.  Die  Preußische  Zcn- 
tral-Genosscnschafts-Kasse.  E.  Alphabetisches  Verzeichnis  der  Ge- 
nossenschaftssitze im  Deutschen  Reiche. 

Am  t.  Januar  1908  bestanden  im  Deutschen  Reich  26851  Genos- 
senschaften mit  4105594  Mitgliedern.  Hievon  sind  Kreditgenosscn- 
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schäften  1609:  mit  2202949  Mitgliedern,  Konsumvereine  2110  mit 
1 131  453  Mitgliedern.  Es  kommen  also  auf  die  übrigen  8649  Genossen- 
schaften der  verschiedensten  Arten  771  192  Mitglieder.  (K.) 

Lavergtte  Bernard:  Le  Regime  Coopcratif.  Etüde  general  de 
la  (Kooperation  cn  Europe.  Arthur  Rousseau,  Paris  1908.  XII 
und  560  S. 

Der  Verfasser  unterscheidet  drei  Prinzipien:  Das  kooperative,  das 
korporative,  das  syndikalistische  Prinzip.  Diese  drei  Prinzipien  ent- 
sprechen ungefähr  einer  Einteilung  der  Genossenschaften  in  Konsum- 
genossenschaften , Produktivgenossenschaften  und  Handelsgenossen- 
schaften. Genossenschaftlich  im  strengen  Sinne  des  Wortes  sind  nur 
die  Konsumvereine.  Ihre  Mitgliedschaft  ist  unbegrenzt,  sic  verteilen 
ihren  ganzen  Gewinn  unter  die  Konsumenten  und  müssen  schließlich 
bewirken,  daß  das  arbeitslose  Einkommen  verschwindet. 

Der  Verfasser  verfolgt  die  Genossenschaftsbewegung  in  den  ein- 
zelnen Staaten,  die  er  in  drei  Gruppen  teilt,  je  nachdem  ob  das  koope- 
rative, korporative  oder  syndikalistische  Prinzip  vorherrscht.  Zur  ersten 
Gruppe  gehören  England,  Schottland  und  die  Schweiz,  zur  zweiten 
Frankreich  und  Belgien,  zur  dritten  Deutschland,  Dänemark,  Ungarn, 
Oesterreich  und  Holland.  In  der  Hauptsache  beschränkt  sich  der  Ver- 
fasser auf  die  Darstellung  der  Entwicklung  der  Konsumvereine  in  allen 
diesen  Staaten. 

In  dem  theoretischen  Teil  des  Werkes  wird  die  Geschichte  der 
genossenschaftlichen  Lehre  in  allen  ihren  Verzweigungen  verfolgt,  die 
einzeln  gewürdigt  werden.  Zum  Schluß  kennzeichnet  der  Verfasser 
die  Stellung  der  Arbeiter  zur  Genossenschaftsbewegung  und  äußert  er 
sich  über  die  Möglichkeiten  der  zukünftigen  Entwicklung.  (K.) 

Ray,  C.  R,  B.  A.:  Co-operation  at  Home  and  Abroad.  A description 
and  analvsis.  P.  S.  King  and  Son.  London  1908.  XVI  u.  403  S. 
10  s.  6 d. 

Der  Verfasser  schildert,  wie  sich  die  verschiedenen  Arten  der  Ge- 
nossenschaften in  den  einzelnen  Staaten  entwickelt  haben.  In  dem 
ersten  Teil  des  Buches  werden  die  Kreditgenossenschaften  behandelt, 
und  es  wird  hauptsächlich  ihre  Entwicklung  in  Deutschland  dargestellt. 
Daneben  werden  noch  kurz  betrachtet  die  Kreditgenossenschaften  in 
Italien,  der  Schweiz,  Belgien,  Frankreich,  England  und  Dänemark. 

Der  zweite  Teil  des  Buches  ist  den  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften gewidmet.  Es  wird  gezeigt,  welche  Bedeutung  in  den  er- 
wähnten Staaten  die  Einkaufsgenossenschaften,  die  Molkereigenossen- 
schaften und  andere  landwirtschaftliche  Produktionsgenossenschaften, 
die  Verkaufsgenossenschaften  erlangt  haben.  I »adei  wird  hervorge- 
hoben, welchen  Einfluß  die  Genossenschaftsbewegung  auf  die  Entwicke- 
lung der  Argrikulturtcchnik  und  die  Gestaltung  der  Bodenbesitzver- 
teilung ausüben  kann. 

Der  dritte  Teil  beschäftigt  sich  mit  den  Produktionsgenossenschaf- 
ten der  gewerblichen  Arbeiter  und  der  Gewinnbeteiligung.  Es  werden 
hauptsächlich  die  Produktionsgenossenschaften  in  Großbritannien,  Frank- 
reich und  Italien  berücksichtigt. 

In  dem  vierten  Teil  wird  die  Geschichte  der  Konsumvereine  er- 
zählt und  die  wirtschaftliche,  soziale  und  technische  Bedeutung  hervor- 
gehoben, die  sie  in  den  einzelnen  Staaten  erlangt  haben. 

Der  Anhang  enthält  eine  kurze  Darstellung  des  Genossenschafts- 
rechts der  verschiedenen  Länder.  (K.) 

Archiv  für  Soxialwisxenschatt  und  Soxialpolt-  k.  XXVII.  3.  57 
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ai.  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Horght,  Dr.  R.  van  der,  Finanzwissenschaft.  Bd.  I.  Allgemeiner 
Teil.  Bd.  II.  Besonderer  Teil  (Steuerlchre).  Dritte,  ergänzte  und  er- 
weiterte Auflage.  Sammlung  Göschen  Nr.  148  und  391.  G.  J.  Gö- 
schen'sche  Verlagshandlung.  Leipzig  1908.  ii2undi56S.  M.  1.60. 

Im  allgemeinen  Teil  werden  der  Begriff  und  die  Aufgaben  der 
Finanz  Wissenschaft  erklärt.  Es  wird  gezeigt,  wie  sich  die  Wirtschaften 
der  verschiedenartigen  öffentlichen  Gemeinwesen  gestalten,  zu  einander 
verhalten  und  wie  sie  sich  von  der  Wirtschaft  des  privaten  Haushalts 
unterscheiden.  Dann  wird  die  formelle  Ordnung  der  öffentlichen 
Wirtschaftsführung  besprochen;  sie  umfaßt  die  Aufstellung  des  Wirt- 
schaftsplanes,  die  Organe  zur  Durchführung  dieses  l’lanes  und  die 
Rechnungslegung  und  Kontrolle.  Es  werden  ferner  die  Ursachen.  Arten 
und  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Geldbedarfs  auscinandergesetzt. 
Darauf  wird  allgemein  dargelegt,  in  welcher  Weise  dieser  Bedarf  gedeckt 
werden  kann.  Es  werden  die  Einnahmequellen  dauernden  Charakters 
mit  Ausnahme  der  Steuer  und  die  Deckungsmittel  von  nicht  dauern- 
dem Charakter  behandelt.  Zu  jenen  gehören  die  öffentlichen  Unter- 
nehmungen, Regalien,  Gebühren,  Beiträge  und  Zuwendungen  und  Ueber- 
weisungen  von  anderen  Gemeinwesen.  Zu  diesen  gehören  die  ge- 
legentlichen Zuschüsse  und  die  Anleihen. 

Im  besonderen  Teil  wird  zunächst  von  den  Steuern  im  allgemeinen 
gesprochen:  von  dem  Begriff  der  Steuer,  von  ihrer  inneren  Berech- 
tigung, von  den  Schranken  des  Besteucrungsrechts,  von  der  Quelle  und 
dem  Maßstab  der  Besteuerung,  von  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit, 
von  der  gesetzlichen  und  tatsächlichen  Steuerbelastung  und  von  der 
Steuervenvaltung.  Dann  werden  die  einzelnen  Steuern  besonders  be- 
handelt. Van  der  Borght  unterscheidet  folgende  vier  großen  Grup- 
pen: I.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  und  Vermögens  oder  die 
I'ersonalsteuer;  II.  die  Besteuerung  der  Wege  zur  Einkommensgewin- 
nung oder  die  Ertragssteuer;  III.  die  Besteuerung  der  Einkommens- 
verwendung oder  die  Verbrauchssteuern  und  Stempelsteuern;  IV.  die 
Steuer  auf  Akte  und  Vorgänge  der  Vermögens-  und  Güterübertragung 
oder  die  Verkehrssteuer.  Die  finanzpolitische,  volkswirtschaftliche  und 
sozialistische  Bedeutung  der  einzelnen  Steuerarten  wird  scharf  be- 
leuchtet. (K.) 

Retzbach,  Dr.  Anton,  ABC  des  öffentlichen  Haushaltes.  Buch- 
handlung des  Verbandes  südd.  kath.  Vereine,  München  190s.  88  S. 
M.  0.40,  kart.  0.70. 

Das  Büchlein  verfolgt  den  Zweck,  die  breiteren  Massen  des  Volkes 
über  das  Wesen  des  öffentlichen  Haushaltes  aufklären  und  so  die  finanz- 
wissenschaftlichen Kenntnisse  zu  popularisieren.  Der  gesamte  Stoff 
wird  in  4 Kapitel  gegliedert:  1.  Die  Aufgaben  der  öffentlichen  Kor- 

porationen. 2.  Der  Bedarf  der  öffentlichen  Korporationen.  3.  Die 
Deckung  des  öffentfichen  Bedarfs.  4.  Die  Ordnung  des  öffentlichen 
Ausgabe-  und  Einnahmewesens.  (M.) 

Göz,  Dr.  Karl,  Das  zeit rttembergi sehe  Einkommensteuergesetz  vom 
8.  August  1903  nebst  Ausführungsbestimmungen.  Zweite  neubear- 
beitete Auflage.  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen  1908.  XII  und  401  S. 
M.  7.60. 

Seit  dem  Erscheinen  der  ersten  Auflage  des  Göz'schen  Kommen- 
tars zum  Einkommensteuergesetz  im  Jahre  1903  sind  zu  diesem  Gesetz 
ausführliche  Vollzugsbestimmungen,  namentlich  die  Verfügung  des  Fi- 
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nanzministeriums  vom  9.  Juni  1904  und  die  Anweisung  des  Steuer- 
kollegiums vom  14.  Juni  1904,  ergangen;  auch  haben  zahlreiche  Streit- 
fragen über  die  Auslegung  und  Anwendung  des  Einkommensteuergesetzes 
die  letztinstanzliche  Entscheidung  durch  den  Verwaltungsgcrichtshof 
gefunden.  Die  neue  Auflage  berücksichtigt  diese  neuen  Elemente  und 
bringt  im  Anhang  einen  Abdruck  der  wichtigsten  Ausführungsbestim- 
mungen. Auch  der  umfangreichen  neuen  Literatur  über  die  Einkommen- 
steuer ist  Beachtung  geschenkt,  beispielsweise  bei  der  Darstellung  der 
Einrichtung  der  kaufmännischen  Buchführung  und  ihrer  Bedeutung  für 
die  Einkommensteuerpflicht.  (R.) 

Leis,  Josef,  Das  Reichsmonopol  im  Petroleumhandel.  Verlagsanstalt 
vorm.  G.  J.  Manz,  Regensburg  1908.  VII  und  45  S.  M.  1 . — . 

Leis  erzählt,  wie  es  Rockcfellcr  gelang,  trotz  aller  Widerstände 
sein  Petroleummonopol  in  Europa  zu  befestigen.  Er  weist  darauf  hin, 
wie  sehr  die  deutschen  Makler,  Händler  und  Konsumenten  dadurch  ge- 
schädigt wurden.  Um  der  willkürlichen  Macht  des  Privatmonopols  zu 
entgehen,  schlägt  der  Verfasser  vor,  den  Petroleumhandel  in  ein  Reichs- 
monopol zu  verwandeln.  Es  soll  zugleich  ein  Spiritusmonopol  damit 
verbunden  werden.  Daneben  soll  eine  Beleuchtungssteuer  auf  den  Ver- 
brauch von  Gas  und  Elektrizität  gelegt  werden.  In  dieser  Weise, 
glaubt  der  Verfasser,  sei  cs  möglich,  eine  erhebliche  Vermehrung  der 
Reichseinnahmen  herbeizuführen.  (K.) 

Eheberg , Dr.  K.  Th.  v.,  Professor  an  der  Universität  Erlangen. 
Das  Reichsf  nanzwesen,  seine  Entwicklung,  sein  heutiger  Zustand,  seine 
Ausgestaltung.  Deutsche  Vereinigung,  Bonn  igog.  56  S.  M.  0.90. 

Der  Verfasser  gibt  in  dieser  Schrift  einen  historisch-statistischen 
LTbcrblick  über  die  Entwicklung  der  Ausgaben  des  Reiches,  der  Ein- 
nahmen aus  Zöllen  und  Steuern,  der  Matrikularbciträge  und  Uebcr- 
"weisungen  und  der  Reichsschuldcn.  Als  die  Hauptursachen  der  herr- 
schenden Reichsfinanznot  hebt  er  hervor:  1.  die  besondere  Natur  der 
dem  Reiche  obliegenden  Aufgaben,  2.  die  Jugend  des  Reiches,  3.  sein 
Charakter  als  Bundesstaat  und  die  politischen  Zustände,  4.  die  Beson- 
derheiten seiner  Einnahmequellen.  Um  das  Reichsfinanzwesen  zu  re- 
formieren, fordert  Eheberg  die  Einführung  einer  Tabakfabrikatsteuer, 
des  von  der  Regierung  geplanten  Spiritusmonopols,  den  Ausbau  der 
Erbschaftssteuer  und  die  Umgestaltung  der  Matrikularbciträge.  Er  ver- 
wirft den  Vorschlag,  die  Reichsfinanzen  durch  Einführung  einer  Rcichs- 
einkommen-  und  einer  Reichsvermögenssteuer  zu  sanieren.  (K.) 

22.  Wohnungsfrage. 

Weber,  Dr.  Adolf,  Privatdozent  an  der  Universität  Bonn.  Boden 
und  Wohnung.  Acht  Leitsätze  zum  Streite  um  die  städtische  Boden- 
und  Wohnungsfrage.  Leipzig  190g.  Dunckcr  u.  Humblot.  VIII  und 
140  S.  M.  3.—. 

Verfasser  verteidigt  in  dieser  Schrift  seine  in  dieser  Zeitschrift 
wiederholt  eingehend  gewürdigte  Ansicht  über  die  städtische  Boden- 
und  Wohnungsfrage  gegenüber  den  in  neuerer  Zeit  von  Eberstadt, 
Fuchs,  Mangoldt,  Pohlmann  u.  a.  verfochtenen  gegensätzlichen  Ansichten. 
Er  hält  insbesondere  daran  fest,  daß  es  theoretisch  keinen  wesentlichen 
Unterschied  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Grundrente  gebe,  daß 
die  Bodenspekulation  auch  als  solche,  d.  h.  ohne  Rücksicht  auf  die 
etwa  durch  sie  vorgenommene  Aufschließungsarbeit,  nützlich  und  not- 
wendig sei,  daß  die  Gewinne  der  gewerbsmäßigen  Bodenspekulation 
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durchweg  erheblich  überschätzt  werden,  daß  die  Gestaltung  des  Real- 
kredits keineswegs  der  Hauptschlüssel  zur  allgemeinen  Wohnungsfrage 
sei.  Auch  leugnet  Verfasser  nach  wie  vor,  daß  durch  die  systematische 
Anwendung  der  gedrängten  Bauweise  eine  Erhöhung  der  Miete  verur- 
sacht werde.  Den  Hoffnungen  der  Bodenreformer,  daß  durch  die  Wert- 
zuwachssteuer einerseits,  eine  ausschließliche  öffentliche  Stadterweite- 
rung anderseits,  eine  Herabdrückung  der  Mietzinse  erreicht  werden 
könnten,  steht  Weber  sehr  skeptisch  gegenüber.  Am  Schlüsse  der  Ar- 
beit wird  die  These  verfochten,  daß  der  wissenschaftliche  Kampf  um 
die  Boden-  und  Wohnungsfrage  zum  Teil  zurückzuführen  sei  auf  erheb- 
liche, grundlegende  Meinungsverschiedenheiten  über  Wesen  und  Auf- 
gaben der  Volkswirtschaftslehre.  (R.) 

Katckstein,  IV.  von  (Bremen).  Kommunale  Bodenpolitik.  Kultur 
und  Fortschritt.  Nr.  187.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908. 
16  S.  M.  0.25. 

Der  Verfasser  erörtert  zwei  Möglichkeiten  der  Verwertung  des  in 
dem  Besitz  der  Gemeinden  befindlichen  Bodens,  nämlich  1)  durch 
Verkauf  unter  Wiederkaufsrecht,  2.  durch  kommunales  Eigentum.  (K.) 
Kalcksttin,  II'.  von  (Bremen).  Ledigenheime.  Kultur  und  Fortschritt. 
Nr.  178.  Felix  Dietrich,  Gautsch  bei  Leipzig  190g.  16  S.  M.  0.25. 

Der  Verfasser  würdigt  die  Bedeutung  der  Ledigenheime  für  die 
Lösung  der  Wohnungsfrage  und  beschreibt  ihre  Einrichtung  in  England, 
Italien,  Oesterreich,  Frankreich  und  Deutschland.  Zum  Schluß  erörtert 
er  die  Rentabilität  der  Ledigenheime.  (K.) 

Blumenlltal,  Dr.  Hermann  (Wilmersdorf-Berlin).  Fürsorge  für 
den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  auf  dem  I.ande.  Kultur  und  Fort- 
schritt. Nr.  i88;8y.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908.  32  S. 
M.  0.50. 

Der  Verfasser  erörtert  die  gesetzlichen  L'nlerlagen  der  Arbcitcr- 
wohnungsfürsorge,  die  Leistungen  der  Landesversicherungsanstaltcn 
umi  Baugenossenschaften,  die  Darlehnsvermittelung  durch  eine  öffent- 
liche Sparkasse  und  die  Rückzahlung  des  Darlehns  mit  Hilfe  einer 
Lebensversicherung.  Er  weist  darauf  hin,  dass  die  Fürsorgetätigkeiten 
dieser  Anstalten  überwiegend  den  städtischen  und  sehr  wenig  den 
ländlichen  Arbeitern  zugute  gekommen  ist.  (KA 

Wolff,  Dr.  Hellmuth,  Die  bauliche  Entwicklung  Zürichs  im  19. 
Jahrhundert  und  bis  zur  Gegenwart.  Buchdruckerei  Züricher  Post, 
Zürich  1908.  28  Seiten. 

Die  Abhandlung  gibt  Aufschluss  über  die  Eingemeindungspolitik, 
die  Baugesetzgebung  und  die  öffentliche  und  private  Bautätigkeit  der 
Stadt  Zürich  in  den  einzelnen  Bauperioden.  (M.) 

23  Unterrichts-  und  Bildungswesen. 

Katorf , Paul,  Professor  an  der  Universität  Marburg.  Volk  und 
Schule  Preussens  vor  hundert  Jahren  und  heute.  Festrede  gehalten 
auf  der  deutschen  Lehrervcrsammlung  zu  Dortmund,  Pfingsten  1908. 
Alfred  Töpelmann,  Giessen  1908,  31  8.  M.  0.50. 

Natorp  hebt  die  Bedeutung  hervor,  welche  die  pädagogische  Re- 
form Pestalozzis  für  die  Erneuerung  des  preussischen  Staates  im  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  hatte.  Er  stellt  dann  den  Entwurf  eines 
preussischen  Volksschulgesetzes  (1812)  in  Gegensatz  zu  den  heutigen 
Zuständen  des  Volksschul wesens,  an  denen  er  eine  scharfe  Kritik  übt. 
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Er  fordert  eine  pädagogische  Reform,  die  die  einheitliche,  im  wahren 
Sinne  des  Wortes  als  Volkseinrichtung  zu  betrachtende  Schule  und 
eine  systematische  Fortbildung  umschliesst.  Die  Schule  solle  die  sozia- 
len und  konfessionellen  Gegensätze  nicht  verschärfen,  sondern  mildern 
und  beseitigen;  nur  so  kann  sie  dazu  dienen,  die  nationale  Einheit  und 
Macht  zu  erhöhen  und  zu  stärken.  (K.) 

Das  Untcrrichtswesen  der  Stadt  Budapest  im  Jahre  iQOßjot)  und  Stati- 
stik der  Kommunahchulen  von  1828  bis  tQO/.  Bearbeitet  von  Dr. 
Gustav  Thirring,  ausscrordentl.  Univ. -Professor,  Direktor  des 
kommunalstatistischen  Bureaus  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Buda- 
pest. Nr.  39.  Budapest  1908.  VI  u.  84  u.  107*  S.  M.  2. — . 

Auf  Grund  des  gesammelten  statistischen  Materials  wird  zunächst 
eine  allgemeine  Ucbersicht  über  die  Entwickelung  der  Lehranstalten 
der  Stadt  Budapest  gegeben.  Es  ergibt  sich,  dass  die  Bevölkerung 
der  Stadt  in  den  letzten  10  Jahren  11m  22,5  °/°  gewachsen  ist,  während 
die  Lehranstalten  in  derselben  Zeit  um  48,7°/o,  die  Klassen  um 
36,3  °/o,  die  Lehrkräfte  um  48,3  °/o,  die  Schüler  um  40,6 °/o  zugenommen 
haben.  Es  folgt  dann  eine  eingehende,  statistische  Behandlung  der 
Kommunalschulen  und  ihrer  Entwickelung  von  1828  bis  1907.  (K.) 

Fo  erste  r , Dr.  Fr.  II'.,  Privatdozent  am  Polytechnikum  und  an  der 
Universität  Zürich.  Christentum  und  Klassenkampf.  Sozialcthische 
und  .sozialpädagogische  Betrachtungen.  Zürich  1908,  Schulthcß  und 
Co.  295  S.  M.  4.—. 

Der  Verfasser  hat  im  obigen  Buche  eine  Reihe  scheinbar  sehr 
verschiedenartiger  Themata  bearbeitet : Die  Stellung  der  Geistlichen 
zur  sozialen  Frage;  soziale  Arbeit  der  studierenden  Jugend  in  England 
und  in  Amerika;  Klassenkampf  und  Kthik  ; psychologische  und  päda- 
gogische Gesichtspunkte  für  Unternehmer  und  Betriebsleiter ; können 
Attentate  den  gesellschaftlichen  Fortschritt  befördern?  Die  Dienst- 
botenfrage und  die  Hausfrauen;  der  Bildungswert  des  häuslichen  Be- 
rufs. Alle  diese  Themata  behandeln  das  soziale  Problem  von  einem 
gemeinsamen  Gesichtspunkte  aus.  Sie  sollen  die  außerordentliche  Be- 
deutung des  pädagogischen  Gesichtspunktes  auch  für  die  sozialen  Kon- 
flikte und  Aufgaben  begründen.  Man  vergißt  heute  über  der  tech- 
nischen, wirtschaftlichen  und  politischen  Seite  der  sozialen  Frage  nur 
zu  sehr,  daß  alle  Organisation  sozialer  Kräfte  und  Leistungen,  sei  es 
in  der  sozialen  Bewegung,  sei  es  in  der  Sozialreform  oder  im  Arbeits- 
prozesse selber,  doch  vor  allem  mit  der  Beeinflussung  des  menschlichen 
Willens  zu  tun  hat  und  daher  in  erster  Linie  auf  der  »psychologischen 
Technik-,  der  Kunst  der  richtigen  Weckung  und  Pflege  geistiger  Ener- 
gien beruht.  Von  diesem  Gesichtspunkt  sind  in  dem  vorliegenden 
Buche  die  verschiedensten  sozialen  Schwierigkeiten  und  Aufgaben  als 
Fragen  der  Seelsorge,  der  Erziehung  und  jeder  Art  von  geistiger  Fun- 
wirkung behandelt  — ohne  daß  damit  die  Notwendigkeit  der  politisch- 
wirtschaftlichen  Reform  irgendwie  bestritten  wird.  (R. > 

Eckert,  Prof.  Dr.  Chr.,  Studiendirektor  der  Handelshochschule.  Die 
städtische  Handelshochschule  in  Cöln.  Bericht  über  die  Studienjahre 
1906  und  1907.  Cöln  1908,  Paul  Neubncr.  219  S.  M.  1.20. 

Der  Bericht  gibt  ein  Bild  des  Fortschrcitcns  dieser  wohl  erfolg- 
reichsten unter  den  neuen  Hochschulanstalten,  die  sich  der  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  des  Kaufmannes  widmen.  Ein  abschließendes 
Urteil  über  die  Existenzberechtigung  und  den  Wert  dieses  neuesten 
Zweiges  unseres  Hochschulwesens,  über  den  die  Ansichten  gerade  in 
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den  Kreisen  des  Kaufmannsstandes  selbst  noch  sehr  auseinandergehen, 
wird  wohl  erst  dann  möglich  sein,  wenn  die  dort  ausgebildeten  jungen 
Leute  ihr  Wissen  und  Können  in  der  Praxis  bewährt  haben  werden.  Eines 
der  wichtigsten  Probleme  ist,  ob  es  gelingen  wird,  die  »Handclswissen- 
schaften«  zu  wirklich  streng  wissenschaftlich  fundierten  Disziplinen  aus- 
zubilden, auf  Grund  deren  dann  die  Studenten  auf  der  Hochschule  eine 
Ausbildung  erhalten,  die  die  in  der  Praxis  zu  gewinnende  nicht  nur 
ersetzt,  sondern  geradezu  zur  Grundlage  der  Praxis  wird,  wie  dies  bei 
den  auf  den  technischen  Hochschulen  gelehrten  Fächern  der  Fall  ist. 
Bis  dies  erreicht  sein  wird,  ist  die  Stellung  der  Handelshochschulen 
keine  absolut  gesicherte,  sie  werden  bis  dahin  Anstalten  sein,  die  aus 
dem  Wissensbereich  der  Universität  und  der  Technischen  Hochschule 
diejenigen  Fächer  ausscheiden,  die  das  für  den  Kaufmann  und  Fabri- 
kanten Wissenswerteste  enthalten  und  werden  diese  Fächer,  besonders 
was  die  nationalökonomischen  Disziplinen  anlangt,  in  größerer  Reich- 
haltigkeit bieten  können,  als  die  Universitäten  und  älteren  Anstalten 
selbst.  So  finden  wir  auch  in  dem  vorliegenden  Bericht,  der  über  die 
Einweihung  des  grossartigen  Neubaues  und  über  die  reiche  Weiteraus- 
gestaltung des  Unterrichtes  berichtet  (an  den  sich  im  Berichtsjahre  eine 
Orientfahrt  und  in  diesem  Jahre  sogar  eine  Ostafrikafahrt  schließt),  daß 
der  allergrößte  Teil  des  Gebotenen  auf  der  Höhe  der  Universitätsver- 
anstaltungcn  steht,  diese  infolge  der  Reichhaltigkeit  der  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  sogar  vielfach  überflügelt.  Parallel  hiermit  geht  das 
Bestreben,  die  rein  handclstechnischen  Fächer,  die  der  Spezialbildung 
des  Kaufmanns  dienen,  nach  allen  Richtungen  hin  weiter  auszubilden. 

Zur  Informierung  über  alle  das  Gebiet  betreffenden  Fragen  bietet 
der  Bericht  reichhaltiges  Material.  (J.) 

Agahd,  A'.,  Ucbcr  die  soziale  Bedeutung  des  hauswirtschaftlichen  Unter- 
richts und  seine  Einführung  in  alle  Mädchenschulen.  Schrödel,  Halle, 
1908.  27  S.  M.  — .50. 

Der  hauswirtschaftiichc  Unterricht  gehört  in  alle  Mädchenschulen, 
in  die  höheren  sogar  zuerst.  Seine  soziale  Bedeutung  ist  in  der  Kon- 
ferenz der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  nach  dieser  Hinsicht  nicht 
genug  gewürdigt  worden.  Eine  Reform  des  höheren  Mädchenschul- 
wesens, die  der  Einführung  nicht  Rechnung  trägt,  ist  in  einem  Teile 
verfehlt,  denn  sie  entbehrt  eines  wichtigen  Faktors  der  Erziehung  zu 
sozialem  Verständnis.  Die  gewonnenen  Resultate  sind  in  der  am  Schluß 
der  Arbeit  mitgeteilten  Begründung  der  Petition  des  Vereins  »Frauen- 
erwerb-Berlin  c nicdergelegt.  (R.) 

Agahd,  K.,  Sol!  die  Ixhrerschaft  in  Jugendfürsorge-Organisationen  mit- 
arheiten  I Vortrag  auf  der  deutschen  Lehrerversammlung  in  Dort- 
mund. Schrödel,  Halle.  1908.  30  S.  M.  —.60. 

Der  Jugendfürsorgearbeit  muß  eine  feste  Organisation  gegeben, 
das  Interesse  an  der  Sozialisierung  des  Problems  der  Jugendlichen  muß 
vertieft  werden.  Sämtliche  Landes-,  Provinzial-  und  Einzclverbände  der 
1 16000  Mitglieder  umfassenden  Organisation  des  deutschen  Lehrer- 
vereins sollen  sich  mit  der  Frage  beschäftigen.  Die  Lehrerschaft  muß 
Offiziere  und  Kerntruppen  stellen.  Unsere  führenden  Kreise  haben  die 
Erziehungsidee  in  ihrer  ganzen  Tiefe  nicht  erfaßt;  Juristen,  Aerzte  und 
Pädagogen  sollen  Hand  in  Hand  arbeiten.  Ein  niedergehaltener  Lehrer- 
stand darf  nicht  mißmutig  beiseite  stehen.  Persönlichkeitsarbeit  bleibt 
wichtig.  (R.) 
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24.  Jugendfürsorge  und  Armenwesen. 

li i esenbac h , Soldatenfürsorge  und  Jugendvereine.  Soziale  Tagesfragen. 
Heft  17.  M. -Gladbach  190g.  Volksvereins-Verlag.  40  S.  M.  — .60. 

Soldatenfürsorgc  in  der  Garnison,  in  den  Jugendvereinen  und  in 
den  Kriegervereinen,  bearbeitet  von  Divisionspfarrer  Diesenbach  und 
Präses  Dicke,  bildet  den  Inhalt  des  17.  Heftes  der  vom  Volksverein 
für  das  katholische  Deutschland  herausgegebenen  -Sozialen  Tagesfragen«. 
Das  erste  Kapitel  behandelt  die  Soldatenheime,  Stellung  der  Militär- 
behörde dazu,  und  sucht  den  mangelhaften  Besuch  der  Heime  aus  dem 
Soldatenleben  heraus  zu  erklären.  Vorbereitung  auf  die  Soldatenzeit 
ist  die  beste  Soldatenfürsorge,  es  wird  darum  Ausbau  der  Jünglings- 
vereine, Jugendseclsorge  in  großem  Maßstab  gefordert.  Kapitel  2 führt 
an  der  Hand  reicher  Erfahrung  eingehend  aus,  was  ein  gut  geleiteter 
Jugendverein  in  dieser  Beziehung  leisten  kann.  Zum  Schluß  einige  Ge- 
danken über  die  Arbeit  der  Kriegervereine  an  den  Rekruten  in  der 
Zeit  zwischen  Musterung  und  Eintritt  ins  Heer.  (R.) 

W 1 her,  Dr.  Adolf,  Bonn,  Amunwesen  und  Armenfürsorge.  Einfüh- 
rung in  die  soziale  Hilfsarbeit.  Sammlung  Göschen.  Leipzig  1907. 
120  S.  M.  — .80. 

Die  Schrift  hat  den  Zweck,  die  zahlreichen  modernen  Probleme 
der  Volkswohlfahrtspflege  (»soziale  Hilfsarbeit«)  in  ihren  Grundgedanken 
systematisch  in  knapper  Form  zu  erörtern.  In  einem  allgemeinen  Teil 
wird  nach  einer  historischen  Skizze  der  Armenfürsorge,  Begriff,  Wesen, 
Umfang  der  Armut,  sowie  die  Organisation  der  sozialen  Hilfsarbeit  er- 
örtert. Im  besonderen  Teile  kommen  zur  Sprache:  die  Bedeutung  der 
sozialen  Gesetzgebung  für  die  soziale  Hilfsarbeit,  der  Kampf  gegen  die 
Hauptursachen  der  Armut,  Hilfe  bei  unmittelbar  vorhandener  Not, 
Kinder-  und  Jugendfürsorge,  und  endlich  Armenzucht  und  Armenpoli- 
zei. Das  Buchlein  ist  getragen  von  den  Ideen,  die  im  Schlußworte 
geäußert  werden,  der  in  unseren  Tagen  fast  vergötterte  Gesetzespara- 
graph versage  und  müsse  versagen,  wenn  es  gelte,  menschliche  Not  zu 
lindern,  weil  in  so  manchen  Fällen  der  Notstand  nicht  ein  »soziales«, 
sondern  ein  »individuelles«  Problem  sei:  »Soziale  Hilfe  ist  gut,  indi- 
viduelle Hilfe  ist  besser«.  (R.) 

25.  Kriminologie,  Strafrecht. 

Mö n kern  älter , Dr.  O.,  Korrektionsanstalt  und  Landarmcn/tans.  Ein 
soziologischer  Beitrag  zur  Kriminalität  und  Psychopathologie  des 
Weibes.  Leipzig  190s.  J.  A.  Barth.  240  S.  M.  5.60. 

Das  Buch  behandelt  die  Ergebnisse  der  Aktenstudien  von  1920 
%ciblichen  Korrigenden  der  Korreklionsanstalt  Himmelsthür,  von  de- 
nen 100  einer  genauen  Untersuchung  unterzogen  wurden.  Nach  einer 
Schilderung  der  allgemeinen  Verhältnisse  des  weiblichen  Korrigendcn- 
tums  werden  statistische  Fragen  (Alter,  Familienstand,  Beruf,  Heimat, 
Religion)  behandelt.  Der  Darlegung  des  Zusammenhanges  zwischen 
Kriminalität,  Prostitution  und  Vagabundage  schließt  sich  eine  Zusam- 
menstellung der  Gesetzeskonflikte  der  Anstaltsbewohnerinnen  an.  Neben 
der  Erörterung  der  äußeren  Ursachen  dieser  Kriminalität,  insbesondere 
auch  des  Alkoholismus,  wird  als  wichtigstes  Ergebnis  das  Hereinragen 
der  psychischen  Krankheiten  in  das  weibliche  Korrigendentum  darge- 
legt. Kurz  gelangen  die  Ergebnisse  der  körperlichen  und  kriminal- 
anthropologischen Untersuchung  zur  Besprechung.  Nach  einer  Schil- 
derung des  Hereinragens  der  geistigen  Minderwertigkeit  in  den  An- 
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staltsbctrieb,  des  Einflusses  auf  Beschäftigung,  Disziplinierung,  Simu- 
lation und  religiöse  Behandlung  werden  die  Schicksale  der  Entlassenen, 
die  Erfolge  der  Korrektion  im  allgemeinen  und  speziellen  besprochen, 
die  Fortschritte  gegen  früher  erwähnt  und  schließlich  die  Forderungen 
zusammengestellt,  die  von  psychiatrischer  Seite  für  die  Nachhaft  er- 
hoben werden  müssen.  Eine  Schilderung  der  wichtigeren  einschlägigen 
Verhältnisse  des  Landarmenhauses  beschließt  das  Buch.  (R.) 

Lenz,  Adolf,  Dr.  jur.,  o.  ö.  Universitätsprofessor  in  Czernowitz.  DU 
angto-amerikanische  Rcformbevocgung  im  Strafrecht.  Eine  Darstellung 
ihres  Einflusses  auf  die  kontinentale  Rechtsentwickelung.  Stuttgart 
1908.  Ferdinand  Enke.  VII  und  305  S.  M.  10. — . 

Die  Arbeit  weist  die  Einflüsse  in  entwickelungsgeschichtlicher  Dar- 
stellung nach,  welche  das  englische  common  law  und  das  englische 
wie  amerikanische  Statutarrecht  auf  die  kontinentalen  Rechte  geübt 
hat.  Es  zeigt  sich,  daß  seit  dem  XVIII.  Jahrhundert  eine  Rezeption 
anglo-amerikanischer  Rechtsinstitute  in  vier  Richtungen  sich  vollzog. 
Die  Freiheitsstrafe  erhielt  einen  immer  folgerichtigeren  Ausbau  von 
einem  starren  Vergeltungsmittel  zur  allmählichen  Anpassungsform  des 
besserungsfähigen  Verbrechers  an  die  Gesellschaft.  Das  Probations- 
system, die  Einzelhaft,  die  bedingte  Entlassung  dienen  diesem  Zwecke. 
Parallel  damit  geht  für  jugendliche  und  Erstverbrecher  die  Stellung 
unter  Bewährung,  die  in  die  prozessualen  Formen  des  Urteilsaufschubs, 
der  bedingten  Verurteilung  und  des  bedingten  Straferlasses  gekleidet 
wird.  An  diesen  Ersatz  der  gesetzlich  verwirkten  Strafe  durch  die  ver- 
stärkte Drohung  mit  dem  Vollzug  reiht  sich  bei  der  verbrecherischen 
Jugend  die  Zwangserziehung  nach  der  Strafe  und  bei  geringem  Ver- 
schulden auch  statt  der  Strafe  an.  Der  jüngste  Spross  der  Reform- 
bewegung ist  die  sichernde  Nachhaft  bei  mehrfach  rückfälligen  Ver- 
brechern. Das  Ergebnis  dieser  die  Rechte  aller  Kulturstaaten  um- 
fassenden Darstellung  ist  die  Erkenntnis,  daß  die  überlieferte  Vergel- 
tungsstrafe  nicht  mehr  genügt,  sondern  eine  Ergänzung  durch  die  be- 
handelten Sicher  ungs  mittel  vor  dem  Rückfall  bedarf,  über 
deren  dogmatischen  Ausbau  die  Entwickelungsgeschichte  lehrreichen 
Aufschluß  gibt.  iR.) 

Stummer,  Georg,  Amerikanische  Jugendgerichte.  Ihre  Entstehung, 
Entwicklung  und  Ergebnisse.  R.  v.  Deckers  Verlag,  Berlin  1908. 
VII  und  58  S.  Mk.  — .80. 

Das  kleine  Werk  will  die  Kenntnis  von  Samuel  J.  Barrows  Buch: 
Childrens  Courts  in  the  United  States  weiteren  Kreisen  in  knapper 
Form  vermitteln  und  zeigen,  wie  die  Jugendgerichte,  die  wir  einzu- 
richten im  Begriffe  stehen,  zweckmäßig  wirken  sollen,  damit  der  Schutz 
der  gefährdeten  Kindheit  und  eine  wirksame  Bekämpfung  des  Ver- 
brechertums gewährleistet  werden  kann.  Amerika  ist  das  Mutterland 
der  Jugendgerichtsbewegung;  die  dort  gesammelten  Erfahrungen  können 
uns  nützlich  sein.  Mit  einer  der  wichtigsten  beschäftigt  sich  das  Buch 
in  erster  Linie:  das  ist  die  Notwendigkeit  der  Einrichtung 
einer  organisierten  Fürsorgeüberwachung,  ohne  die  der 
Wert  der  Jugendgerichte  illusorisch  ist.  (R.) 

Frank,  Vergeltnngsstra fe  und  Schuttstrafe.  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen 
190S.  41  S.  Mk.  0.80. 

In  dem  ersten  Vortrag  sucht  der  Verfasser  nachzuweisen,  daß  der 
Gegensatz  zwischen  Vergeltungsstrafe  und  Schutz-  oder  Zweckstrafe 
nur  ein  scheinbarer  sei.  Der  wahre  Gegensatz  der  Theorien  liege  darin, 
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daß  die  herrschende  die  Strafe  nach  der  Schwere  des  Verbrechens  be- 
stimmt, während  die  neuere  die  Persönlichkeit  des  Verbrechers  als 
maßgebend  ansieht.  Die  Durchführung  dieses  letzteren  Gedankens 
hält  der  Verf.  für  unmöglich,  aber  sieht  ein  großes  Verdienst  der 
neueren  Richtung  darin,  daß  sie  energisch  auf  die  jenseits  der  Ver- 
geltung liegenden  Strafzwecke  hingewiesen  hat. 

Der  zweite  Vortrag  bietet  eine  objektive  Darstellung  der  Lehren 
Lombrosos  unter  Berücksichtigung  der  Modifikationen,  weiche  sie  durch 
Garofalo  und  Ferri  erfahren  hat.  (R.) 

26.  Soziale  Hygiene. 

Kühner,  Max,  ordentl.  Professor  an  der  Universität  Berlin,  Direktor 
des  hygienischen  Instituts.  Vo/isernäh  rungsfragen.  Akademische  Ver- 
lagsgesellschaft, Leipzig  1908.  IV  und  143  S. 

Die  Schrift  enthält  die  beiden  Referate,  die  Rubner  dem  XIV.  In- 
ternationalen Kongreß  für  Hygiene  und  Demographie,  der  im  September 
1907  in  Berlin  tagte,  erstattet  hat.  Das  erste  Referat  erörterte  »die 
Frage  des  kleinsten  Eiweißbedarfs  des  Menschen«,  das  zweite  »die  volks- 
wirtschaftlichen Wirkungen  der  Armenkost«.  In  dem  ersten  Bericht 
werden  hauptsächlich  die  Krnährungsbediirfnisse  des  erwachsenen  Ar- 
beiters berücksichtigt.  Nach  Rubncrs  Ansicht  wird  bei  118  g Eiweiß 
immer  ein  Ueberschuß  vorhanden  sein.  Dieses  Maß  betrachtet  er  als 
einen  Sicherheitsfaktor,  um  außergewöhnlichen  Belastungen  Rechnung  zu 
tragen. 

In  dem  zweiten  Bericht  weist  Rubner  darauf  hin,  daß  die  Volks- 
ernährung eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Hy- 
giene ist,  daß  sie  die  größte  Bedeutung  für  den  Staat  und  seine  Politik 
besitzt.  Er  hält  es  für  dringend  erwünscht,  eingehendere  Versuche 
über  die  Beziehungen  des  Ernährungszustandes  und  der  Leistungs- 
fähigkeit anzustellen,  um  die  Grenzen  der  Arbeitsfähigkeit  bei  geringer 
Muskelmasse  zu  erfahren.  Zu  den  Ursachen  unzureichender  Ernährung 
gehört  nicht  nur  der  ungenügende  Erwerb,  sondern  gehören  auch  die 
mangelnde  hauswirtschaftliche  Ausbildung  der  Frauen  und  der  Konsum 
alkoholischer  Getränke. 

Rubners  Erörterungen  gipfeln  in  der  Forderung,  daß  der  Staat 
eine  Zentralstelle  für  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen 
Ernährung  errichten  solle.  »Das  Studium  der  Ernährung  der  land- 
wirtschaftlichen Haustiere  ist  in  wissenschaftlicher  wie  praktischer  Hin- 
sicht von  den  maßgebenden  Behörden,  wie  man  anerkennen  muß,  in 
verständiger,  wohlwollender  Weise  und  mit  Erfolg  gefördert  worden. 
In  krassem  Gegensatz  dazu  steht  die  stiefmütterliche  Behandlung,  die 
man  bisher  in  jeder  Hinsicht  der  menschlichen  Ernährungsfrage  ent- 
gegengebracht hat.«  (K.) 

Alexander-Katt,  Dr.  inet/.  A’.,  Hamburg.  Der  gesunde  Arbeiter. 
Hillgers  illustrierte  Volksbücher.  Bd.  101.  Hermann  Hilger  Verlag. 
Berlin-Leipzig  190S.  64  S.  M.  O.30. 

Die  Schrift  will  aufklären  über  die  Hygiene  der  Wohnung,  der  Klei- 
dung, Nahrung,  über  Körperpflege  und  Erholung  und  über  Krankenpflege. 
Der  Verfasser  gibt  gute  Ratschläge  über  die  Lage  der  Wohnung,  über 
die  Zusammensetzung  einer  kräftigen  und  zuträglichen  Nahrung,  über 
die  Gefahren  des  Alkoholismus,  über  Verhaltungsmaßregeln  im  Kall 
der  Erkrankung  oder  Verletzung  u.  dgl.  mehr.  (K.) 
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27.  Frauenfrage,  Sexualethik. 

drüben,  Gräfin  Se/ma  von  der,  Frauenarbeit  und  Frauenwert. 
Hefte  zur  Frauenfrage.  2.  Heft.  Edwin  Runge,  Gr.  Lichterfelde- 
lierlin,  190s-  16  S.  M.  0.40. 

Die  Schrift  gibt  einen  Vortrag  wieder,  den  die  Verfasserin  auf 
der  Generalversammlung  des  Deutsch-Evangelischen  Frauenbundes  im 
Juli  1906  zu  Nürnberg  gehalten  hat.  Es  wird  darin  ausgeführt,  daß 
Frauenarbeit,  Frauenwesen  und  -wert  in  untrennbarer,  unauflöslicher 
Verbindung  stehen.  Die  Frau  hat  immer  einen  Doppelberuf  zu  er- 
füllen, der  sie  durch  ihr  ganzes  Leben  begleitet.  Die  Frauenarbeit 
kann  und  soll  nun  und  nimmer  Miinnerarbeit  ersetzen.  Wollte  die  Frau 
z.  13.  auf  juristischem,  ärztlichem  und  seelsorgerlichem  Gebiete  dasselbe 
sein  und  leisten  wie  der  Jurist,  der  Arzt  und  der  Seelsorger,  so  würde 
sie  meistens  weniger  vollbringen  als  der  Mann.  Bleibt  sie  aber  in 
diesen  und  anderen  Berufen  ganz  Frau,  so  wird  sie  eine  Arbeitspflicht 
erfüllen,  die  kein  Mann  für  sie  tun  kann.  Es  gibt  eine  männliche  und 
eine  weibliche  Seite  aller  Dinge,  oder  eine  männliche  und  weibliche 
Art,  sie  zu  erfassen.  Nur  beide  zusammen  können  die  Vollendung 
bringen.  (K.) 

Af ueller. , Paula,  Die  Beteiligung  der  Frau  an  den  sozialen  Aufgaben 
der  Gegenwart.  Hefte  zur  Frauenfrage.  :.  Heft.  Edwin  Runge,  Gr. 
Lichterfelde-Berlin  1908.  15  S.  M.  0.40. 

Paula  Mueller  setzt  in  dieser  Schrift  auseinander,  wie  die  in  ma- 
teriell gesicherten  Verhältnissen  lebende  Frau  der  arbeitenden  Frau  hel- 
fen und  nützen  soll.  Es  kann  das,  wie  sie  meint,  auf  dreifache  Weise 
geschehen : 

1)  durch  Schulung  der  Frauen; 

2\  Anstreben  einer  Hilfe  für  sie  durch  die  Gesetzgebung; 

3)  Erziehung  zur  Selbsthilfe.  (K.) 

Mueller,  Paula,  Die  *Ncuc  Ethik<  und  ihre  Gefahr.  Hefte  zur 
Frauenfrage.  3.  Heft.  Edwin  Runge,  Gr.  Lichterfelde-Berlin  1908. 
62  S.  M.  0.75. 

In  dieser  Schrift  faßt  die  Vorsitzende  des  evangel.  Frauenbundes 
eine  Reihe  von  Aufsätzen  zusammen,  die  von  Mitgliedern  des  Deutsch- 
Evangelischen  Frauenbundes  verfaßt,  gegen  die  Mutterschutzbewegung 
und  die  »neue  Ethik«  gerichtet  sind.  Sie  will  darüber  orientieren, 
was  diese  Bewegung  eigentlich  will,  welche  Grundsätze  die  Theorie 
der  neuen  Ethik  vertritt,  welche  Gefahren  durch  diese  Theorie  herauf- 
beschworen werden  und  wie  sie  von  dem  Deutsch-Evangelischen  Frauen- 
bund nachdrücklich  abgelehnt  worden  ist.  »Treue  Arbeiter  und  Ar- 
beiterinnen der  inneren  Mission  waren  es,  die  es  zuerst  empfunden 
haben,  und  in  die  Tat  umgesetzt  haben,  daß  die  Fürsorge  für  die  un- 
ehelichen Kinder  mit  der  Rettung  der  gefallenen  Mütter  engen  Zu- 
sammenhang hat.«  »Wir  wollen  auch  der  unverehelichten  Mutter  helfen, 
aber  nicht,  indem  wir  ihre  Schuld  durch  sophistische  Beweisführung 
in  Abrede  stellen  (wie  die  »neue  Ethik«)  und  in  der  gefallenen  Frau 
stets  die  Opfer  männlicher  Genußsucht  sehen,  sondern  indem  wir, 
eingedenk  des  Beispieles  unseres  Herrn  und  Heilandes,  die  Verpflichtung 
fühlen,  jede  Not  zu  lindern  und  jede  Schuld  sühnen  zu  helfen.«  (R.) 
Mareuse,  Dr.  Julian,  Die  sexuelle  Frage  und  das  Christentum.  Leipzig 
1908,  D.  W.  Klinkhardt.  86  S. 

Auf  dem  Mannheimer  Kongreß  der  deutschen  Gesellschaft  zur  13e- 
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kätnpfung  der  Geschlechtskrankheiten  (1907)  hat  F.  W.  Förster,  der  Zü- 
richer Moralpädagoge,  die  Grundsätze  entwickelt,  die  seiner  Anschauung 
nach  als  die  alleinige  Orientierung  für  alle  sexualpädagogische  Bestre- 
bungen zu  dienen  haben,  und  er  hat  den  dort  gehaltenen  Vortrag  unter 
dem  Titel  Sexuaiethik  und  Sexualpädagogik  als  Broschüre 
erscheinen  lassen.  Demgegenüber  stellt  sich  vorliegende  Schrift  die 
Aufgabe,  die  Unhaltbarkeit  der  Försterschen  Darlegungen  vom  sozial- 
ethischen wie  vom  sozialhygienischen  Boden  aus  nachzuweisen.  Zu 
diesem  Zwecke  mußte  entwicklungsgeschichtlich  wie  völkerpsychologisch 
die  Entstehung  sittlicher  Begriffe  bis  in  die  Tiefen  menschlicher  Ge- 
meinschaftsbildung zurückverfolgt  werden.  Die  Vorstellungen  vom 
Fortleben  der  Seele,  vom  himmlischen  Reich  und  die  darin  ausge- 
prägte Vergeltungsidee  als  Triebkräfte  der  christlichen  Ethik  werden 
in  ihrem  Zustandekommen  wie  in  ihrer  Bedeutung  für  ethisches  Han- 
deln ergründet  und  im  Anschluß  daran  die  historische  Entwicklung 
des  Christentums  und  seine  praktische  Stellungnahme  zu  den  ethischen 
Geboten  Christi  auf  der  Grundlage  der  Ucberlicferung  wie  der  Ge- 
schichte beleuchtet.  Zu  der  speziellen  Frage  der  Sexualethik  über- 
gehend werden  sodann  analytisch  wie  kulturgeschichtlich  Wesen  und 
Werl  der  sexuellen  Ethik  des  Christentums  verfolgt,  und  das  Ergebnis 
hiervon  in  folgende  Thesen  zusammengefaßt:  Die  unlösbare  Bindung 
an  bestimmte  Glaubensvorstellungen,  im  vorliegenden  Sinne  an  die 
Unreinheit  des  Geschlechtsverkehrs,  an  die  Sündhaftigkeit  der  Augen- 
und  Fleischeslust,  an  die  Heiligkeit  der  Askese  mit  ihrem  Verzicht 
auf  jedwede  organische  Triebbetätigung  negiert  von  vornherein  jede, 
im  Wesen  des  Menschen-  wie  Gattungslebens  gelegene  Entwicklung 
und  biologische  Individualentfaltung,  sie  würdigt  die  Erotik  zu  einer 
schandhaften  Trtebäußerung  herab.  Der  sexuelle  Trieb  ist  einzig  und 
allein  vom  entwicklungsgeschichtlichen  und  physiologischen  Boden  aus 
zu  erforschen  und  um  ihn  in  seinen  mannigfaltigen  Aeußerungen  zu 
erfassen,  sind  seine  vielfachen  Beziehungen  zum  Individium  und  zur 
Gesellschaft  wie  deren  Einrichtungen  zu  verfolgen.  Und  hierbei  stößt 
man  vor  allem  auf  phylo-  und  ontogenetische  Grundgesetze,  auf  Gat- 
tungserfahrungen, auf  das  aus  der  Summe  der  biologischen  Faktoren 
sich  ergebende  ethische  Bewußtsein,  dessen  Wandel  und  Wechsel  ge- 
mäß der  zuweilen  veränderten  sozialen  Struktur  einer  Gemeinschafts- 
bildung, um  als  Resultante  aller  dieser  Faktoren  für  die  Gegenwart 
folgende  scxualethische  Grundforderung  aufzustellen : Freie  Entfal- 
tung d c s I n d i v i d i u m s,  z u g 1 e i c h a b e r seine  Einordnung 
in  die  sittliche  Gesamtentfaltung  der  Zeit,  eine  von 
denFesseln  engbrüstiger  Bevormundung  befreite  mo- 
nogamische Eheform,  die  aber  wiederum  der  Ver- 
pflichtungen gegen  die  ethischen  bezw.  sozialen 
Grundforderungen  der  Gesellschaftsich  vollbewußt 
ist,  eine  natürliche  und  damit  lebenswahre  Auffas- 
sung des  Geschlechts-  und  Liebesiebe  ns  und  als  Er- 
gebnis hiervon  das  Erwachen  eines  P fl  ichtbewußlseins 
gegen  die  sich  von  der  staatlich  sanktionierten  Liebes- 
form  abhebenden  Erscheinungen.  (R.) 

Fürth,  Henriette,  Das  GeschlceHtsproblem  und  die  moderne  Moral. 
Kultur  und  Fortschritt.  Nr.  179.80.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leip- 
zig 1908.  23  S.  M.  0.50. 

In  dieser  Schrift  wird  nachgewiesen,  daß  das  geschlechtliche  Vor- 
recht des  Mannes  weder  physiologisch  noch  historisch  begründet  ist. 
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Auf  Grund  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  der  Frau  wird  eine 
Reform  der  Ehemoral  gefordert.  (K.j 

28.  Staats-  und  Völkerrecht. 

Göz,  I)r.  Kart,  Geh.  Rat  und  Vorstand  des  württemb.  Verwaltungs- 
gerichtshofs. Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg.  J.  C.  B. 
Mohr,  Tübingen  1908.  573  S.  Mk.  12.—. 

Das  nebenbezeiehnete  Werk,  das  zugleich  den  zweiten  Band  des 
von  Jellinck,  I.aband  und  Piloty  hcrausgegebenen  Sammelwerks  »Das 
öffentliche  Recht  der  Gegenwart«  bildet,  ist  eine  Fortsetzung  des  Hand- 
buchs des  württ.  Staatsrechts  von  D r.  Ludwig  Gau  pp.  Im  Jahre 
1884  in  1.  Auflage,  sodann  1895  in  2.  Auflage  erschienen,  hat  sich  nach 
dem  im  Jahre  1901  erfolgten  Tode  Gaupps  der  jetzige  Verfasser  einer 
neuen  Bearbeitung  des  württemb.  Staatsrechts  unterzogen,  wobei  infolge 
des  raschen  Wechsels  der  Gesetzgebung  einzelne  Lehren , wie  die 
Rechtsfähigkeit  der  Vereine,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  «las  Steuer- 
wesen im  Staat  und  in  der  Gemeinde,  das  Wasserrecht,  das  evangelische 
Kirchenregiment  unter  der  Regierung  eines  nicht  der  evangelischen 
Konfession  angehörenden  Landesherrn , völlig  neugestaltet  werden 
mußten.  Sodann  haben  in  den  Jahren  1906  und  1907  die  Grundlagen 
des  württ.  Staatsrechts  durch  die  Verfassungsrevision,  die  Bezirks-  und 
Gemeindeordnung,  die  Novelle  zum  Beamtengesetz  umfassende  und 
tiefgreifende  Aenderungcn  erlitten.  Die  neueste  Bearbeitung  vom 
Jahre  1908  ist  so  dringendes  Bedürfnis  geworden.  Sie  trägt  dem 
neuesten  Stand  der  Gesetzgebung  und  der  Wissenschaft  Rechnung.  Un- 
verändert sind  geblieben  die  Begrenzung  und  die  Gliederung  des  Stoffes 
und  die  Methode  der  Darstellung;  das  Yerwaltungsrecht  und  die  Ver- 
waltungsichre sind  zwar  nicht  ausführlich  und  erschöpfend  behandelt, 
doch  ist  durch  Hinweisung  auf  die  geltenden  Vorschriften  und  durch 
Literaturangaben  die  Orientierung  auf  diesen  Gebieten  erleichtert. 

(R.) 

Campbell,  Robert , Granvillc  Fellow  in  Political  Science,  Johns 
Hopkins  University,  Xeutral  Rights  and  Obligations  in  the  Angto-lioer 
War.  Johns  Hopkins  University  Studies  in  Historical  and  Political 
Science.  Series  XXVI,  Nos  4 — 6.  The  Johns  Hopkins  Press.  Balti- 
more >908,  XVII  und  149  S. 

Die  Schrift  behandelt  die  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  im 
Kriege  Englands  gegen  die  Buren.  Im  ersten  Kapitel  wird  dargetan, 
wie  diese  Pflichten  von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  erfüllt  wurden.  Im  zweiten  Kapitel  wird  die  Haltung  der 
europäischen  Mächte  charakterisiert.  Das  dritte  Kapitel  enthält  eine 
Erörterung  Uber  die  Rechte  und  Pflichten  der  Kriegführenden  und 
Neutralen  in  bezug  auf  den  neutralen  Handelsverkehr.  Daraus  ergibt 
sich,  wie  weit  auf  diesem  Gebiete  die  völkerrechtlichen  Gewohnheiten 
und  Ansichten  Englands  von  denen  der  kontinentalen  und  amerikanischen 
Nationen  abweichen.  (K.) 

29.  Gewerbe-,  Vereins-  u.  s.  w.  Recht. 

Sinz  hei  nur,  Dr.  Hugo,  Der  korporative  Arbeitsnormenvertrag.  Eine 
privatrechtliehe  Untersuchung.  Zweiter  Teil.  Leipzig  1908.  Duncker 
und  Humblot.  325  S.  Mk.  7.60. 

Das  Werk  versucht  die  Rechtsnatur  des  Arbeitsnormenvertrags  auf 
Grund  des  geltenden  Rechts  an  der  Hand  der  wirtschaftlichen  Tat- 
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Sachen  nach  dem  Inhalt  und  dem  Zwecke  der  bestehenden  »Arbeits- 
tarifverträge« in  rechtswissenschaftlicher  Methode  festzustellen,  wie  sie 
durch  die  Eigenart  des  Gegenstandes  geboten  ist,  der  im  Gesetz  eine 
besondere  ausdrückliche  Regelung  nicht  vorfindet.  VV’ährend  der  erste 
Ende  1907  erschienene  Teil  der  Betrachtung  des  Arbeitsvertrages,  des 
Tatbestandes  des  Arbeitsnormenvertrages  und  seiner  Stellung  im  System 
des  Rechts  gewidmet  war,  beschäftigt  sich  der  vorliegende  Schlußteil 
des  Werkes  mit  der  Rechtswirkung  und  den  rechtlichen  Vorteilen,  die 
der  Vertrag  an  Stelle  des  Arbeitsvertrages  bietet.  Die  Rechtswirkung 
ist  auf  Grund  der  sog.  »Verbandstheorie«  entwickelt.  Der  Verfasser 
geht  ihr  in  den  drei  Grundlunktioncn  nach,  die  dem  Vertrage  zukommen, 
nämlich  der  normativen,  obligatorischen  und  sozialrechtlichen.  Hierbei 
werden  insbesondere  das  rechtliche  Verhältnis  von  Arbeitsnorm  und 
Arbeitsvertrag,  die  Pflichten  des  Arbeitgebers  und  des  Arbeiterberufs- 
vereins aus  dem  Vertrag,  sowie  das  Verhältnis  zwischen  dem  Arbeiter- 
berufsverein und  seinen  Mitgliedern,  das  durch  den  Vertrag  entsteht, 
eingehend  behandelt.  Der  Verfasser  hält  das  Rechtsverhältnis,  wie  cs 
sich  auf  Grund  des  geltenden  Rechts  darstellt,  nicht  für  befriedigend 
geregelt.  Er  wünscht  deswegen  eine  gesetzliche  Ausgestaltung  durch 
das  Privatrecht  unter  sorgfältiger  Bewahrung  des  freien  Gestaltungs- 
triebes der  Parteien  vor  jeder  öffentlich-rechtlichen  Zwangsregclung. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  die  Einführung  der  »automatischen« 
Wirkung  der  Arbeitsnormen  auf  die  unter  der  Herrschaft  des  Arbeits- 
normenvertrags geschlossenen  Arbeitsverträge,  die  gesetzliche  Zurück- 
stellung der  Arbeitsordnung  dem  Arbeitsnormenvertrag  gegenüber,  die 
Regelung  der  I laftungsfrage  durch  Formulierung  des  Haftungstatbe- 
standes und  Limitierung  der  Schadenssumme,  sowie  die  zivilrechtliche 
Gültigkeitserklärung  des  Innenverhältnisses  zwischen  den  Berufsvereinen 
und  ihren  Mitgliedern  unter  Beseitigung  des  § 152  Abs.  2 der  R.G.C). 
gefordert.  _ (R.) 

/. otmar,  Philipp,  Der  Arbeitsertrag  nach  dem  Privatrecht  des 
Deutschen  Reiches.  Zweiter  (Schluß)Band.  Leipzig,  Duncker  und 
Humblot,  1908.  1049  S.  Mk.  22.  , gcb.  Mk.  25. — . 

Inhalt:  Zeitlohnvertrag;  Akkord;  Kombination  von  Zeitlohnvertrag 
und  Akkord ; Rechtsstellung  der  Grundformen  und  ihrer  Kombination. 
Der  erste  Band  dieses  monumentalen  Werkes  (1902  erschienen)  ist  im 
XVII.  Bande  des  Archivs  von  Max  Weber  eingehend  besprochen,  er 
enthielt  in  sechs  Abschnitten  die  Behandlung  derjenigen  Materien  des 
Arbeitsvertrages,  die  dem  Zeitlohnvertrag  und  dem  Akkord  gemeinsam 
sind.  Der  zweite  Band  enthält  vier  Abschnitte,  von  denen  die  drei 
ersten  den  Zeitlohnvertrag,  den  Akkord  und  die  Kombination  von  Zeit- 
lohnvertrag und  Akkord  behandeln ; «1er  vierte  soll  die  für  die  Recht- 
sprechung entscheidende  Krage  beantworten,  wie  jene  sich  zu  Dienst- 
vertrag und  Werkvertrag  verhalten,  ob  sie  nach  dem  Recht  des  einen 
oder  des  anderen  zu  behandeln  sind.  Der  neue  Band  wird  von  Prof. 
Stier-Somlo,  Bonn,  eingehend  besprochen  werden.  (J.) 

Friede  nt  hal,  Dr.  F.,  Das  Reichsieremsgesetz , vom  19.  April  1908, 
nebst  den  sonstigen,  das  öffentliche  Vereins-  und  Versammlungsrecht 
berührenden  rcichsgesetzlichen  Bestimmungen.  Unter  Berücksichti- 
gung der  bisherigen  preußischen  Rechtsprechung  und  der  preußischen 
Ausführungsbestimmungen  nach  den  amtlichen  Materialien 
bearbeitet.  Berlin,  i«jo8,  Franz  Vahlen.  VII  und  123  S.  kl.  8°.  Gebd. 
M.  1.20. 
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Ein  handlicher  Taschenkommentar  des  neuen  Gesetzes,  welches 
keine  »Umwertung  aller  Werte*  mit  sich  bringt  und  ein  Heranziehen 
der  Rechtsprechung  zu  den  bisherigen  Landesgesetzen  als  unerläß- 
lich für  sein  Verständnis  erfordert.  Namentlich  ist  es  die  Recht- 
sprechung zum  preußischen  Vereinsgesetze,  die  das  wichtigste  Material 
zur  Auslegung  des  Reichsvcreinsgcsetzcs  liefert.  Was  an  dieser  Recht- 
sprechung früher  Mißfallen  erregt  hat,  ist  — nach  Ansicht  des  Verf.  — 
durch  die  neuen  Bestimmungen  > größtenteils«  ausgeschaltet.  »Was 
übrig  und  verwendbar  bleibt,  sind  die  wirklich  wertvollen  Ergebnisse 
mühseliger  und  verständnisvoller  Arbeit.« 

Der  vorliegende  Kommentar  hat  die  Ergebnisse  der  bisherigen 
preußischen  Praxis  bei  der  Auslegung  verarbeitet ; soweit  eine  Bezug- 
nahme auf  landesrechtliche  Verhältnisse  stattfindet,  sind  die  preußischen 
zugrunde  gelegt.  (J.) 

Schirmer , Kart,  Mitglied  des  Reichstages,  Das  Reichs  - Vereinsgesetz. 
Ein  praktisches  Handbüchlein  für  das  Vercinsleben.  10.  Büchlein 
der  sozialen  Bücherei : Herausgegeben  von  der  Hauptstelle  des  Ver- 
bandes süddeutscher  katholischer  Arbeitervereine.  Buchhandlung  des 
Verbandes  süddeutscher  katholischer  Arbeitervereine  München  1908. 
116  S.  Mk.  — .50. 

Der  Verfasser , welcher  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  der 
Reichstagskommission  zur  Vorbereitung  des  Reichsvereinsgesetzes  tätigen 
Anteil  an  dessen  Ausgestaltung  genommen  hat,  gibt  zuerst  einen  kurzen 
Ueberblick  über  die  Geschichte  des  Gesetzes,  um  sodann  den  Inhalt 
in  gemeinverständlicher  Weise  unter  spezieller  Berücksichtigung  der 
Vollzugsvorschriften  der  süddeutschen  Staaten  zu  kommentieren.  Im 
Anschluß  daran  werden  noch  verschiedene  für  die  Vereinsvorstände 
wichtige  Vorschriften  erörtert  und  Winke  für  die  praktische  Anwendung 
gegeben.  (M.) 

Gravenhorst,  Dr.  jur.  Georg,  Der  sogenannte  Konflikt  bei  ge- 
richtlicher Verfolgung  von  Beamten.  Abhandlungen  aus  dem  Staats- 
und Verwaltungsrecht  mit  Einschluß  des  Kolonialrechts.  Herausge- 
geben von  Dr.  Siegfried  Brie , ord.  Professor  an  der  L'niversität 
Breslau  und  Dr.  Max  Fleischmann,  Privatdozent  an  der  Universität 
Halle.  15.  Heft.  M.  u.  H.  Marcus,  Breslau  1908.  XII.  und  235  S. 
Mk.  6.40. 

Durch  $5  1 1 des  Einführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsge- 
setz  vom  27.  Januar  1877  sind  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
verschiedener  Staaten  über  die  gerichtliche  Verfolgung  von  Beamten 
beeinflußt  worden.  Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  diese 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  einer  Erörterung  zu  unterziehen.  Im 
Vordergrund  seiner  Betrachtungen  steht  Preußen,  dessen  Konfliktge- 
setz vom  13.  Februar  1854  unter  französischem  Einfluß  entstanden  ist. 
Der  Verfasser  gibt  zunächst  eine  Geschichte  dieser  Gesetzgebung,  um 
dann  die  heutige  Rechtslage  in  Preußen,  im  Reiche  und  in  den  übrigen 
deutschen  Staaten  zu  kennzeichnen.  (K.i 

30.  Politik. 

Chlapowski,  Sigismund  von,  Rittergutsbesitzer  auf  Turew, 
Professor  Bernhard  als  Statistiker.  Posen  1908,  Drukarnia  i Ksie- 
garnia  sfv.  Wojciecha.  20  S.  Mk.  — .50. 

Ein  scharfer  Angriff  auf  die  statistischen  Grundlagen  des  Bern- 
hardschen  Buches  »Das  polnische  Gemeinwesen  im  preußischen  Staat« 
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von  seiten  eines  polnischen  Großgrundbesitzers.  Die  Kritik  bewegt 
sich  zum  Teil  in  ähnlichen  Bahnen  wie  die  unseres  Referenten  (vergl. 
Archiv,  Band  XXVI,  S.  521  ff.),  dem  ein  Teil  der  Materialien  von  dem 
Verfasser  der  vorliegenden  Broschüre  zur  Verfügung  gestellt  worden 
war.  Ch.  sucht  vor  allem  nachzuweisen,  daß  der  von  Bernhard  be- 
hauptete Rückgang  des  polnischen  Großgrundbesitzes  infolge  weit- 
gehender Parzellierung  und  Schaffung  kleiner  Stellen  nicht  zutrifft. 
Wir  werden  auf  das  B.sche  Buch  noch  ausführlich  zurückkommen. 

(JO 

Ivintersteitt,  Dr.  F,  Kassel,  Die  Polenfrage.  Kultur  und  Fort- 
schritt, Nr.  172.  Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908.  18  S. 

Mk.  -.25. 

Der  Verfasser  wirft  einen  geschichtlichen  Rückblick  auf  die  Ent- 
stehung der  Polcnfrage,  schildert  die  weitgehenden  Ansprüche  und  Hoff- 
nungen der  Polen,  die  Organisation  ihrer  überaus  wirksamen  Agitation 
und  die  von  ihr  erzielten  Erfolge.  Er  ist  ein  Gegner  der  Versöhnungs- 
politik und  erwartet  energische  Repressivmaßregeln  von  der  preußischen 
Regierung.  (K.) 

Fried,  Alfred  //.,  Die  Grundlagen  des  revolutionären  Pacifismns. 

Tübingen  1908,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  68  S.  Mk.  1. — . 

Eine  Propagandaschrift  für  die  Friedensbewegung.  F'ried  stellt 
dem  »Reformpacifismus«,  der  nur  den  Krieg  als  solchen  bekämpft,  den 
• revolutionären«  P.  entgegen,  der  die  Ursachen  desselben  ausschalten 
will  und  eine  grundsätzliche  Veränderung  des  internationalen  Zusam- 
menschlusses anstrebt.  (Das  Wort  revolutionär  ist  hier  nicht  im  ge- 
wohnten Sinne  gebraucht,  sondern  soll  lediglich  die  völlige  Anders- 
artigkeit des  erstrebten  neuen  Zustandes  andeuten ; man  wird  dem 
Verfasser  zustimmen,  wenn  er  selbst  diesen  Ausdruck  als  keinen  sehr 
glücklichen  bezeichnet.)  Die  Propaganda  für  internationale  Schiedsge- 
richte wird  abgelehnt,  da  sie  nur  einem  »reformpacifistischen*  Ge- 
dankengang entspreche,  weil  man  durch  sie  an  Stelle  der  Gewaltwir- 
kung unvermittelt  die  Wirkung  einer  internationalen  Ordnung  setzen 
will.  Es  sei  ein  Widerspruch,  Bestrebungen  wie  die,  die  heute  Ursache 
der  Kriege  sind,  und  die  keine  rechtliche  Basis  haben  sondern  auf 
dem  Willen  zu  gewaltsamer  Betätigung  beruhen,  dadurch  aus  der  Welt 
schaffen  zu  wollen,  daß  man  sie  auf  den  Rechtsweg  verweise.  Den 
Krieg  könne  man  nicht  beseitigen  durch  eine  Fünrichtung,  die  auf  ent- 
gegengesetzter Grundlage  sich  aufbaut,  man  müsse  vielmehr  zuerst  die 
internationalen  Beziehungen  aus  ihrer  heutigen  Anarchie  heraus  und 
auf  den  Boden  des  Rechts  stellen,  dann  werde  sich  das  Schiedsge- 
richt als  natürliche  Folge  ergeben.  Es  muß  das  normale  Ncbenein- 
anderlcbcn  der  Staaten  reguliert  werden,  um  so  ihren  Konflikten  den 
gefahrbringenden  Charakter  zu  nehmen.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen, 
wird  der  Ausbau  einer  internationalen  Organisation  empfohlen,  die  aus 
dem  Nebeneinander  der  Staaten  ein  Mit-  und  Füreinander  macht,  an 
die  Stelle  der  heutigen  Anarchie  einen  Organismus  stellt,  eine  For- 
derung, die  in  letzter  Linie  wohl  auf  das  allmähliche  Aufgehen  der 
Einzelstaaten  in  einen  Gesamtstaat  hinauslaufen  würde.  Zur  Anbahnung 
dieser  internationalen  Organisation  werden  eine  Reihe  von  Maßregeln 
empfohlen,  die  teils  diesen  Prozeß  positiv  fördern,  teils  die  hemmen- 
den Einflüsse  beseitigen  sollen. 

Bei  aller  Anerkenniing.  die  man  den  Absichten  und  Zielen  zollen 
muß,  die  der  Verf.  verfo™,  muß  doch  darauf  hingewiesen  werden,  daß 
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die  Mittel,  die  er  zu  ihrer  Erreichung  angibt : Förderung  des  per- 
sönlichen und  geistigen  Verkehrs,  Entwicklung  des  internationalen 
Rechtes,  Förderung  der  internationalen  Verwaltung,  Staatenkongresse 
u.  ä.  an  sich  zwar  sehr  lobenswert,  aber  völlig  inadequat  sind.  Es 
zeugt  doch  von  einer  starken  Verkennung  der  ungeheuren  Gewalt  der 
hinter  dem  Expansionsbedürfnis  der  modernen  Nationen  stehenden 
Kräfte,  wenn  man  z.  B.  glaubt,  daß  der  Austausch  von  Höflichkeits- 
besuchen von  Zcitungsredakteuren,  Bürgermeistern  und  Predigern,  wie 
er  unlängst  zwischen  England  und  Deutschland  stattgefunden,  einen 
irgendwie  erheblichen  Einfluß  auf  die  gegenseitigen  politischen  Be- 
ziehungen beider  Länder  ausüben  könne  oder  daß  internationale  Unter- 
suchungskommissionen (deren  Wert  an  sich  nicht  bezweifelt  werden  soll), 
falls  sie  obligatorisch  gemacht  würden,  »durch  Untersuchung  der  Ex- 
plosion auf  der  »Maine«,  den  spanisch-amerikanischen  Krieg,  und  trotz 
des  Ueberfalles  von  Port  Arthur  wohl  auch  den  russisch- 
japanischen Krieg  verhindert  hätten«  ! 

Gegenüber  derartigen  übertriebenen  Hoffnungen  zeugt  es  von  einer 
sehr  viel  tieferen  Einsicht  in  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  wenn  die 
Arbeiterparteien  aller  Länder  das  auch  von  ihnen  erstrebte  Aufhören 
der  Kriege  nur  als  Konsequenz  einer  völligen  Umwälzung  der  heute 
herrschenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erwarten;  es 
ist  deshalb  verständlich,  wenn  sic  sich  gegenüber  den  pacifistischen  Be- 
strebungen einigermaßen  ablehnend  verhalten.  (J.) 

Trojan,  Ernst  Walter,  Renaissance  des  Liberalismus.  F.  Sommer, 
Berlin  1908.  86  S.  Mk.  . 

Durch  diese  Schrift  will  der  Verfasser  eine  Wiedergeburt  des 
Liberalismus  anbahnen,  indem  er  die  Blockpolitik  verdammt  und  eine 
engere  Verbindung  des  Liberalismus  mit  der  Sozialdemokratie  fordert. 
Durch  diese  Verbindung  sollen  die  Reformen,  die  er  in  seiner  Schrift 
auseinandersetzt,  durchgcfuhrt  werden.  Die  einzelnen  Abschnitte  be- 
handeln: 1.  Liberalismus  und  Kaisertum,  2.  Liberalismus  und  Sozial- 
demokratie, 3.  Der  neue  Mittelstand,  4.  Die  Justizreform,  5.  die  Sozial- 
reform, 6.  Die  neue  Kultur.  (K.) 

II arger,  Alexander,  Die  Parteien  des  deutschen  Reichstages.  Nach 
ihren  Programmen  geschildert.  Kultur  und  Fortschritt,  Nr.  176/77. 
Felix  Dietrich,  Gautsch  b.  Leipzig  1908.  28  S.  Mk.  0.50. 

Die  Schrift  bietet  Auszüge  aus  deutschen  Parteiprogrammen  und 
-Aufrufen,  um  dadurch  ein  Bild  von  den  Forderungen  der  wichtigsten, 
deutschen  Parteien  zu  geben.  Dabei  sind  die  kulturellen  Forderungen 
vollständiger  berücksichtigt  worden  als  die  wirtschaftlichen.  (K.) 
Rothenbücher,  Dr.  jur.  Karl,  Privatdozent  an  der  Universität 
München.  Die  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  München  1908,  C. 
11.  Beck  (Oskar  Bccki.  8°.  XV  u.  478  S.  M.  14. — . 

In  der  kirchcn  p o 1 i t i s c h c n Literatur  ist  viel  von  »Trennung 
von  Staat  und  Kirche«  die  Rede,  ohne  daß  eine  einigermaßen  klare 
und  übereinstimmende  Vorstellung  über  dieses  staatskirchenrechtliche 
System  bestände.  Es  wird  daher  das  Recht  jener  Staaten  untersucht, 
nach  deren  Rechtsordnung  »Trennung  von  Staat  und  Kirche«  einge- 
führt ist : Angelsächsische  Kolonisations  gebiete  (Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  Rritische  Kolonien),  Romanische  Länder 
mit  katholisch-staatskirchlichcr  Vergangenheit  (Frankreich,  Mexiko,  Bra- 
silien, Kuba,  Ecuador),  ferner  Irland  und  Genf,  sowie  Italien,  Relgien, 
Holland  und  Kanada  wo  das  Recht  der  »freien  Kirche  im  freien 
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Staate«  gilt).  Das  Recht  der  beiden  wichtigsten  Länder  Amerika  und 
England,  ist  ausführlich  behandelt.  Induktiv  wurden  so  die 
juristischen  Eigentümlichkeiten,  aber  auch  die  Voraussetzungen  und  Wir- 
kungen des  Trennungssystems  in  einem  systematischen  Teile  festge- 
stellt. Zu  diesem  Zwecke  ist  auch  die  Entstehung  des  Problems  und 
die  Entwicklung  des  Trennungsgedankens  in  einer  Einleitung  (S.  1 — 1 1 2) 
dargelcgt,  und  auch  sonst  auf  die  geschichtlichen  Voraussetzungen  hin- 
gewiesen. (R.) 

Tumanoff,  Aufzeichnungen  und  Erinnerungen.  Tiflis  1908.  202  S. 

50  Kop. 

Der  Verfasser,  langjähriger  Redakteur  eines  liberalen  Blattes  in 
Tiflis,  schildert  in  einer  kurzen  Broschüre  eine  Reihe  von  Persönlich- 
keiten, die  im  politischen  und  sozialen  Leben  des  Kaukasus  eine  Rolle 
spielen  oder  gespielt  haben.  (G.) 

Szabö , Ervin:  Die  ungarische  Freiheit.  Budapest.  Fried  ds  Krakauer. 

30  S. 

Die  kleine  leidenschaftliche  Schrift  des  jungen  ungarischen  Sozia- 
listen Ervin  Szabö,  Bibliothekar  der  Budapester  Stadtbibliothek  und 
Redakteur  des  dortigen  Parteiblattes,  bietet  ein  sehr  interessantes 
Bild  von  den  Zuständen  in  seiner  Heimat.  In  Form  einer  Ansprache 
an  den  internationalen  Studentenkongreß  unterwirft  der  Verf.  den  viel- 
gerühmten Begriff  der  »ungarischen  Freiheit«  einer  scharfen  Kritik. 
Diese  »Freiheit« , die  mit  dem  Blute  der  Bauern  von  1848  teuer 
erkauft  ist,  steht  bloß  auf  dem  Papier,  ebenso  wie  auch  die  ganze 
»Konstitution«,  die  »soziale«  Gesetzgebung  usw.  nur  inhaltslose  Formeln 
sind,  ja,  die  »Freiheit«  hat  die  Lage  des  magyarischen  Volkes  nach  dem 
Verfasser  so  sehr  verschlechtert,  daß  es  die  Tage  vor  der  »Freiheit«, 
d.  h.  die  Sklaverei  der  vor48er  Jahre,  dem  jetzigen  Zustande  bei  weitem 
vorziehen  würde.  Ein  Satz  trifft  wie  Ungarn  so  auch  Deutschland : 
»Wo  nicht  nur  der  souveraine  Monarch,  sondern  auch  ein  Teil  des 
Reichstages  (unter  welcher  Bezeichnung  in  Ungarn  Abgeordnetenhaus 
und  Herrenhaus  verstanden  wird)  ohne  Zutun  der  Bürger  ihre  Macht 
innehaben,  da  kann  von  einer  Volksgesetzgcbung  eo  ipso  nicht  gespro- 
chen werden«. 

Im  übrigen  gibt  die  Broschüre  einen  genauen  Reflex  von  der  Ju- 
gendlichkeit des  ungarischen  Sozialismus.  Robert  Michels. 
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